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Die  Kriegswirtschaftsrechnung 
und  ihre  Grenzen. 


Von 

Otto  Neurath,  Wien. 


I.  Einleitung. 

Der  Weltkrieg  begann,  ehe  die  Kriegs wirtschaftslehre*)  dem  Ganzen 
der  Wirtschaftswissenschaften  eingefügt  worden  war.  Während  eine 
reiche  Wirklichkeit  erfaßt  werden  will,  muß  man  die  ersten  Grundlagen 
dieses  werdenden  Wissenszweiges  erst  schaffen,  was  um  so  schwie- 
riger ist,  als  die  neue  Wirtschaftsform  unserer  Tage  auf  die  Begriffs- 
welt der  gesamten  Wirtschaftswissenschaften  nicht  ohne  Einfluß  bleibt. 
Die  Gegenwart  legt,  wie  schon  hervorgehoben  wurde,  eine  stärkere 
theoretische  und  geschichtliche  Berücksichtigung  der  Naturalwirtschaft 
und  Verwaltungswirtschaft  nahe,  vor  allem  aber  verlangt  die  N  a  t  u  - 
r  a  1  r  e  c  h  n  u  n  g2)  als  praktische  Forderung  des  Tages  in  Anwendung 
auf   Geld-  und  Naturalwirtschaft  eine  systematisch  ausgestaltete  Be- 

^)  Ich  konnte  soeben  feststellen,  daß  die  Namen  „Kriegswirtschaft"  und  „Kriegs- 
wirtschaftslehre" schon  vor  einem  Jahrhundert  bestanden  haben,  dann  aber  wieder  ver- 
gessen wvurden.  Ein  launiger  Zufall  wollte  es,  daß  der  Autor,  der  damals  das  erste  Buch 
über  „Kriegswirtschaftslehre"  herausgab,  ebenso  hieß,  wie  jener  Autor,  welcher  das  erste 
deutsche  Buch  imter  diesem  Titel  jetzt  veröffentlichte.  Das  1819  in  Erlangen  erschie- 
nene Buch:  „Lehrbuch  der  Kriegswirtschaftslehre. ..  .von  C.  M.  Morin....  frei  über- 
setzt, mit  einer  Einleitung,  berichtigenden  Zusätzen  und  Anmerkungen  versehen  von 
Ferdinand  von  Schmid"  beschäftigt  sich  vor  allem  mit  der  Heeresökonomie, 
doch  werden  insbesondere  in  den  Darlegungen  Schmids  zahlreiche  kriegswirtschafthche 
Fragen  allgemeinerer  Natur  erörtert  und  auch  einiges  wertvolle  historische  Material  bei- 
gebracht. Ich  gedenke,  auf  dieses  bemerkenswerte  Werk  an  anderer  Stelle  zurück- 
zukommen. 

2)  Otto  Neurath,  Die  Naturalwirtschaftslehre  und  der  Naturalkalkul  in  ihren 
Beziehungen  zur  Kriegswirtschaftslehre  (Weltwirtsch.  Archiv  Bd. 8,  Heft  2,  S.  245).  Es  wäre 
wohl  an  der  Zeit,  eine  Übersicht  über  naturalwirtschaftliche  Vorkommnisse  und  Anschau- 
ungen systematisch  zusammenzustellen,  Fälle,  in  denen  die  Bevölkerung  gewisse  Bedarfs- 
artikel niu:  gegen  Naturallieferungen  erhält;  Fälle,  in  denen  Verwaltungsbeamte  gewisse 
Erlaubnisse  nur  gewähren,  wenn  die  Ablieferung  von  Naturalien  erfolgt;  Fälle,  in  denen 
die  Beistellung  von  Verpflegung  und  von  anderen  Naturalien  eine  Forderung  der  Arbeiter 
ist;  Fälle,  in  denen  im  internationalen  Verkehr  Kompensationen  auf  naturalwirtschaft- 
licher Basis  durchgeführt  werden. 
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rücksichtigung.  Die  Naturalrechnung  muß  sich  nicht  darauf  beschrän- 
ken, Ausfuhr,  Einfuhr,  Erzeugung,  Verbrauch  und  Vorratsbildung  sowie 
die  Produktivkräfte  mengenmäßig  zu  erfassen,  sie  kann  auch  Aufbau 
und  Wirkungsweise  der  Kriegswirtschaft  als  Ursachen  von  Reichtums- 
veränderungen betrachten.  Tausende  und  Abertausende  werden  sich 
von  den  Vorteilen  und  Nachteilen  des  Krieges  ein  Bild  zu  machen  suchen. 
Kann  es  auch  nicht  Sache  der  Wissenschaftler  als  solcher  sein,  in 
dem  Kampfe  der  Parteien  die  Bewertungen  zu  beeinflus- 
sen, welche  den  Beurteilungen  zugrunde  liegen,  so  können  doch  die 
Tatbestände  einer  Kriegswirtschaftsrechnung,  sowie  die  Gren- 
zen der  rechnenden  Betrachtungsweise  streng  wis- 
senschaftlich untersucht  werden. 

Im  Laufe  der  Zeiten  wurde  immer  wieder  die  Frage  erörtert,  ob 
bestimmte  Kriege,  ob  Kriege  überhaupt  Staaten  reicher  machen.  Wenn 
solche  Fragen  gestellt  werden,  will  man  in  letzter  Linie  erfahren,  wie 
das  menschliche  Glück  von  bestimmten  Ereignissen  und  Einrichtungen 
von  bestimmten  Organisationsformen  der  Gesellschaft  und  der  Mensch- 
heit abhänge.  Mit  der  Beantwortung  solcher  Fragen  beschäftigen  sich 
die  Wirtschaftswissenschaften,  welche  den  Reichtum  ganzer  Völker, 
einzelner  Menschengruppen  oder  Individuen  oder  der  ganzen  Mensch- 
heit untersuchen,  wobei  der  Begriff  Reichtum  im  allgemeinsten  Sinne 
verstanden  werden  kann,  indem  derselbe  den  Genuß,  welchen  Nahrung, 
Wohnung,  Kleidung  gewähren,  ebenso  berücksichtigt,  wie  den  Genuß, 
welchen  Familienglück,  Theaterbesuch  usw.  hervorrufen,  während  auf 
der  anderen  Seite  das  Leid,  welches  aus  der  Arbeitsmühsal,  aus  Krank- 
heiten usw.  erwächst,  ebenfaUs  in  Rechnung  gestellt  wird. 

Das  i8.  Jahrhundert  hat  unbefangener  als  das  19.  die  Reich- 
tumsrechnung in  den  Mittelpunkt  wissenschaftlicher  Erörterungen 
gestellt.  Teleologie  und  Unklarheiten  brachten  die  Reichtumsbetrach- 
tung vielfach  in  Verruf^),  doch  begegnen  wir  immer  wieder  dem  Reich- 
tum der  Weltwirtschaf t^),  der  Volkswirtschaft,  der 
Privatwirtschaft.  Wie  wir  den  Begriff  Reichtum  für  die  Kriegs- 
wirtschaftsrechnung auch  abgrenzen,  in  letzter  Linie  hängt  er  mit  dem 
menschhchen  Glück  zusammen,  das  sich  aus  Lust  und  Unlust^) 
aufbaut,  die  wir  als  Sensationen*)  bezeichnen  wollen.    Sie  sind  uns 

^)  Auch  neuere  begriffliche  Erörterungen  über  den  Utilitarismus  leisten  für  unsere 
Fragengruppe  nicht  allzuviel;  vgl.  z.  B.  Sidwigck,    Methods  of  Ethics.  1875. 

^)  Röscher  spricht  ebenso  wie  frühere  Autoren  vom  ,,M  enschheitsver- 
mögen"  (GrundL  d.  Nationalökon.  §  53). 

*)  Vgl.  W.  St.  J  e  V  o  n  s ,  The  theory  of  politicai  economy,  Ed.  2,  London,  1879, 
S.  40:  "Pleasure  and  pain  are  undoubtedly  the  ultimate  objects  of  the  calculus  economics." 

*)  Vgl.  Otto  Neurath,  Probleme  der  Kriegswirtschaftslehre  (Ztschr.  f.  d.  ges. 
Staatswiss.  1913,  S.  448  f.). 
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ebenso  gegeben  wie  Farben,  Töne,  Drucke  und  andere  Tatbestände  der 
Welt. 

Man  kann  die  Lust  verteilung  innerhalb  einer  menschlichen 
Gruppe  untersuchen,  die  Veränderungen  derselben  und  schließlich  dort, 
wo  es  möglich  ist,  die  Gesamt lu st  ins  Auge  fassen.  Diese  Berechnungs- 
weise kann  aus  einer  bestimmten  Auffassung  vom  Zusammenleben  der 
Menschen  herrühren,  die  man  als  atomistische  zu  bezeichnen  pflegt, 
sie  kann  aber  auch  neben  einer  Staatsauffassung  bestehen,  die  alle 
Vorgänge  als  untrennbare  Elemente  eines  ursprünglichen  Zusammen- 
hanges ansieht,  der  in  letzter  Linie  nur  als  Einheit  ausreichend  beschrie- 
ben und  erfaßt  werden  könne.  Die  vorliegende  Arbeit  geht  darauf  nicht 
weiter  ein;  auch  darauf  nicht,  ob  diese  Berechnungsweise,  welche  einem 
utilitaristischen  Rationalismus  zum  Ausgangspunkt  dienen  kann,  mit 
irgendwelchen  Moralanschauungen  in  Übereinstimmung  oder  Wider- 
spruch steht^).  Ebensowenig  soll  die  Frage  erörtert  werden,  ob  die 
Menschen  utilitaristisch-rationahstisch  handeln,  noch  soll  daraus,  daß 
gewisse  Gebiete  der  rationaHstischen  Berechnung  zugänglicher  sind  als 
andere,  geschlossen  werden,  daß  sie  auch  nur  für  den  Ratio- 
nalismus  wesentlicher  als  andere  wären. 

Im  folgenden  soll  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Kriegswirtschafts- 
rechnung als  Naturalrechnung  zu  skizzieren,  und  die  grund- 
sätzlichen Grenzen  derselben  festzustellen.  Um  diese  Betrachtungen 
der  Theorie  der  Wirtschaftswissenschaften  eingliedern  zu  können,  mußte 
eine  kurze  Darlegung  einiger  grundsätzlicher  Erwägungen  über  die 
Reichtumsberechnung  vorausgeschickt  werden. 

IL  Lust  und  Unlust 

Wir  gehen  davon  aus,  daß  jeder  Mensch  in  der  Lage  ist  von  irgend- 
welchen Lebensverhältnissen  auszusagen,  ob  sie  ihm  angenehmer  oder  un- 
angenehmer als  andere  sind  oder  von  ihm  für  gleich  angenehm  angesehen 
werden.  Wir  wollen  die  Lust  oder  Unlust,  welche  ein  Individuum  N  em- 
pfindet mit  (N)  bezeichnen.  Angenommen  wir  haben  den  Reichtum 
einer  Gruppe  von  Personen  zu  untersuchen,  welche  nur  aus  den  zwei 
Personen  A  und  B  besteht.  Wir  kennen  nun  die  Lust,  welche  beide 
Personen  im  Zeitpunkt  i  empfinden,  und  dann  die  Lust,  die  beide 
im  Zeitpunkt  2  empfinden.    Angenommen  A  empfände  im  ersten  Zeit- 

1)  Vgl.  Kant,  Kritik  der  praktischen  Vernunft  (Rosenkranz,  VIII,  S.  133) : 
„Die  Vernunft  bestimmt  in  einem  praktischen  Gesetz  unmittelbar  den  Willen,  nicht  ver- 
mittelst eines  dazwischen  kommenden  Gefühls  der  Lust  imd  Unlust"  und  S.  146:  „So  wird 
fremder  Wesen  Glückseligkeit  das  Objekt  des  Willens  eines  vernünftigen  Wesens  sein  kön- 
nen"; S.  147:  „Das  gerade  Widerspiel  des  Prinzips  der  SittUchkeit  ist:  wenn  das  der 
eigenen    GlückseUgkeit  zum  Bestinunungsgrunde  des  Willens  gemacht  wird..,." 
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punkt  mehr  Lust  als  im  zweiten  und  B  ebenfalls  im  ersten  Zeitpunkt 
mehr  Lust,  als  im  zweiten.  Der  Gesamtreichtum  der  aus  A  und  B  ge- 
bildeten Gruppe  ist  offenbar  im  zweiten  Zeitpunkt  kleiner  als  im  ersten. 

(A),>(A)2und  (B)i>(B)2, 
daher:  (A)i  +  (B)i    >    (A)^  +  (B)^. 

Wenn  aber  (B)2  >  (B)i,  so  ist  zunächst  ein  Schluß  unmögHch. 
{A)^>{A),  und  (B),<(B)2, 
dann  ist:  {A)i  +  (B)i     ?     (A)^  +  (B)^. 

Unter  diesen  Voraussetzungen  kann  nur  dann  unter  Umständen 
eine  Reichtumsberechnung  erfolgen,  wenn  angenommen  wird,  daß  die 
Sensationen  verschiedener  Individuen  miteinander  vergleichbar 
sind.  Wenn  diese  Voraussetzung  auch  bei  manchen  Bedenken  erregen 
dürfte,  so  muß  doch  hervorgehoben  werden,  daß  die  Praxis  dies  oft  an- 
nimmt, so  z.  B.  wenn  eine  Zuwendung  dem  gemacht  wird,  der  davon  die 
größere  Freude  hat.  Aber  selbst  diese  Annahme  hilft  nicht  immer,  z.  B. 
schon  dann  nicht,  wenn  die  Bedingungen  gelten: 
(A)i  >  (B),  >  {A,)  >  (B)j, 
Dann:  (A)i  +  (B)i   ?  (A)^  +  (B)^. 

Wenn  wir  nur  ein  Individuum  vor  uns  hätten,  wäre  in  diesem 
Falle  die  Möglichkeit  der  Vergleichung,  wenn  auch  nicht  der 
Berechnung,  dadurch  gegeben,  daß  unmittelbar  die  Gesamtsen- 
sationen betrachtet  würden.  Das  Individuum  faßt  die  Sensationen  {A)i 
und  (B)i,  die  es  gesondert  erlebt,  gleichzeitig  ins  Auge  und  vergleicht 
die  Gesamtsensation  mit  jener,  welche  es  sich  vorstellt,  wenn  es  wieder 
(A)2  und  (B)2  sich  vorstellt,  die  es  unter  anderen  Umständen  erleben 
würde.  Wenn  nun  von  einem  Staatsmann  verlangt  wird,  daß  er  sich 
immer  von  der  Rücksicht  auf  das  Gesamtglück  leiten  lassen  müsse, 
wird  eigentlich  von  ihm  erwartet,  daß  er  in  solchen  Fällen,  wie  der  eben 
angedeutete,  sich  derart  lebhaft  in  das  Glück  verschiedener  Personen 
gleichzeitig  hineinversetzt,  daß  er  die  so  auftretende  Empfindung  mit 
jener  vergleicht,  welche  er  erlebt,  wenn  er  sich  in  einen  anderen  Glücks- 
zustand der  Gruppe  hineinversetzt.  Wenn  wir  auch  jene  Fälle  weiter 
untersuchen  können,  in  denen  Berechnung  möglich  ist,  so  steht 
uns  doch  kein  Hilfsmittel  zur  Verfügung,  jenen  Fällen  wissenschaftlich 
näher  zu  treten,  in  denen  eine  derartige   Gesamtempfindung  vorliegt. 

In  den  bisherigen  Beispielen  haben  wir  die  Reichtumsverhältnisse 
miteinander  verglichen,  unter  denen  die  gleiche  Gruppe  A  und  B  in  ver- 
schiedenen Zeitpunkten  lebt.  Wir  können  aber  auch  den  Reichtum  von 
Gruppen  miteinander  vergleichen,  die  aus  verschiedenen  Personen 
bestehen.  Angenommen  wir  wüßten  über  die  Lüste  von  fünf  Personen 
A,  B,  C,  D,  E,  daß: 

(A)  =  (B)  =  (C)  =  (D)  =  (E), 
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dann  könnte  man  über  die  beiden  Gruppen  A  und  B,  sowie  C,  D  und  E 
aussagen : 

(A)+(B)<(C)+(D)+(E). 

Wir  würden  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  die  erste  Gruppe  weniger 
Glück  aufweist  als  die  zweite.  Diese  so  gebildete  Glücksmenge  würde 
vielleicht  einen  Iselin^)  bei  seinen  Erörterungen  fördern,  heute  würde 
wohl  vor  allem  die  Frage  lauten,  wie  groß  ist  die  auf  den  Kopf 
entfallende  Glücksmenge.  Die  beiden  Menschengruppen  würden  bei 
dieser  Betrachtungsweise  gleich  glücklich  erscheinen. 

Wir  sehen,  daß  es  einen  guten  Sinn  haben  kann,  von  der  Lust  zu 
sprechen,  die  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  entfällt ;  es  wäre  naheliegend, 
den  Begriff  der  auf  den  Kopf  entfallenden  Lust  allgemein  einzufüliren. 

Die  auf  den  Kopf  entfallende  Lust  einer  Gruppe  kann  zuweilen 
mit  der  auf  den  Kopf  entfallenden  Lust  einer  zweiten  Gruppe  verglichen 
werden,  ohne  daß  man  die  Summen  miteinander  vergleichen  könnte, 
so  ist  die  auf  den  Kopf  entfallende  Lust  in  der  Gruppe  A  und  B  größer, 
als  in  der  Gruppe  C,  D  und  E: 

(A)=(B)>(C)==(D)=(E). 
(A)+(B)    ?  (C)+(D)+(E). 

Aber  nicht  einmal  die  auf  den  Kopf  entfallende  Lust  kann  immer 
herausgehoben  werden.  Es  gibt  Fälle,  in  denen  wir  weder  über  die  Lust, 
die  auf  den  Kopf  einer  Gruppe  entfällt,  noch  über  die  Gesamtlust  etwas 
aussagen  können,  so  etwa  wenn: 

(A)  >  (C)  >  (D)  >  (E)  >  (B), 
(A)+(B)  ?(C)+(D)  +  {E). 

Wir  sehen,  wie  selbst  in  einfachen  Fällen,  in  denen  wir  zahlreiche 
Annahmen  machten,  welche  die  Berechnung  erleichtern,  sich  daraus, 
daß  die  Sensationen  nur  vergleichbare,  nicht  auch  meßbare  Größen  sind, 
Grenzen  für  die  Betrachtung  ergeben.  Grundsätzlich  könnten,  auch 
wenn  die  in  Frage  kommenden  Gruppen  eine  verschiedene  Anzahl  von 
Individuen  aufweisen,  die  auf  den  Kopf  entfallenden  Lüste  miteinander 
verglichen  werden,  wodurch  wir  z.  B.  in  die  Lage  versetzt  wären,  den 
Reichtum  eines  Staates  pro  Kopf  zu  berechnen,  während  die  Einwohner- 
zahl sich  geändert  hat.  Aber  diese  an  sich  denkbare  Vergleichbarkeit 
ist  nicht  allgemein  durchführbar,  weil  sich  Grenzen  aus  sehr  ab- 
strakten Erwägungen  heraus  ergeben,  noch  lange  ehe  man  zu  den  Schwie- 
rigkeiten der  konkreten  Lusterhebungen  gelangt  ist. 

^)  I  s  e  1  i  n  ,  Träume  eines  Menschenfreundes.  I,  Karlsruhe  1784.  Die  wirtschaft- 
liche Ordnung.  I.  Teil.  Wirtschaftliche  Grundbegriffe,  S.  67:  „der  Schöpfer  will,  daß 
die  größte  mögliche  Anzahl  Menschen  auf  der  Erde,  die  größte  mögliche  Anzahl  Wesen 
in  seiner  ganzen  Schöpfung,  die  größte  mögliche  Glückseligkeit  in  dem  vollkommensten 
Ebenmaße  genieße". 
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Wenn  man  sich  auch  von  vornherein  darüber  klar  sein  muß,  da£ 
die  rationahstische  Lebensbeschreibung  nur  einen  Teil  der  Lust  und 
Unlust  wirklich  zu  erfassen  vermag,  so  muß  man  andererseits  dennoch 
folgerichtig  alle  Arten  von  Lust  und  Unlust  zusammenstellen,  die 
einer  solchen  vollständigen  Betrachtung  zugrunde  gelegt  werden  müßten. 
Gerade  solche  Versuche  zeigen  uns,  wie  weit  wir  von  einer  umfassenden 
Behandlung  dieser  Dinge  entfernt  sind^). 

in.  Bedingungen  der  Lust  und  Unlust. 

Durch  Untersuchung  der  Lust  und  Unlust  bedingungen  wird 
eine  Annäherung  an  jene  Begriffsgebiete  angebahnt,  welche  den  üblichen 
Einkommenslehren  angehören.  Eine  durchgehende  Auseinandersetzung 
mit  ihnen  ist  hier  nicht  beabsichtigt.  Anpassung  an  dieselben  ist  nur 
so  weit  erwägenswert,  als  der  Grundgedanke  dieser  Dar- 
stellung, eine  allgemeine  Grundlage  jedweder 
Naturalrechnung  zu  erlangen,  die  sich  ebenso  unge- 
zwungen auf  naturalwirtschaftliche,  wie  auf  geldwirtschaftliche  Vor- 
gänge anwenden  läßt,  nicht  darunter  leidet. 

Daß  die  unmittelbare  Erhebung  der  Lust-  und  Unlustdaten  in  ge- 
nügender Vollständigkeit  gegenwärtig  aussichtslos  erscheint,  sei  es,  daß 
wir  dieselben  zur  Feststellung  der  Sensationenverteilung,  sei  es,  daß 
wir  sie  zur  Berechnung  des  Gesamtreichtums  benötigen,  ist  genügend 
hervorgehoben  worden.  Wir  vermögen  ja  noch  nicht  einmal  in  eng 
begrenzten  Fällen  für  experimentelle  Zwecke  Behagen  und  Schmerz 
eindeutig  zu  bezeichnen  und  zu  beschreiben. 

Wohl  aber  kann  man  in  erheblichem  Ausmaß  die  Bedin- 
gungen der  Lust  und  Unlust  erfassen  oder  mindestens 
Anzeiger  ihrer  Änderungsrichtung  beschreiben.  Die  Lust-  und  Unlust- 
änderungen hängen  im  wesentlichen  von  zwei  Gruppen  von  Bedingungen 
ab ;  die  eine  Gruppe  umfaßt  die  Fähigkeiten  des  Indivi- 
duums, Lust  und  Unlust  zu  empfinden,  die  andere 
Gruppe  die  „R  e  i  z  e",  welche  Lust  und  Unlust  hervor- 
rufen. 

Daß  ein  Mensch  in  einer  Berufsart  mehr  zu  essen  bekommt,  als  in 
einer  anderen,  ist  leicht  feststellbar,  schwieriger  fällt  es  dagegen,  zu  er- 
heben, wie  weit  die  Fähigkeiten,  Lust  und  Unlust  zu  empfinden,  durch 
verschiedene  Umstände  beeinflußt  werden.  Insbesondere  gilt  dies,  wenn 
verschiedene  Perioden  und  verschiedene  geographische  Gebiete  mitein- 

^)  Vgl.  Steinmetz,  Die  Philosophie  des  Krieges,  Leipzig  1907,  vcxr  allem  S.  46  ff. 
über  die  Freuden  des  Krieges,  S.  158  vgl.  Grimdsätzliches  bei  Müller-Lyer,  Sozio- 
logie der  Leiden.     A.  Langen.     München. 
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ander  verglichen  werden  sollen.  Eine  Arbeitsleistung,  die  in  einer 
Gegend  bereits  erhebliche  Unlust  erweckt,  mag  in  einer  anderen  kaum 
empfunden  werden.  Diese  Umstände  bereiten  der  Beurteilung  des  Lebens- 
standards auf  Grund  von  Haushaltungsrechnungen  große  Schwierig- 
keiten. Wenn  man  z.  B.  feststellen  würde,  daß  eine  bestimmte  Arbeiter- 
kategorie mit  ihren  Geldeinkommen  heute  dieselben  Güter  kaufen  kann 
wie  vor  fünfzig  Jahren,  würde  man  sagen  können,  daß  die  Sensationen- 
gesamtheit die  gleiche  geblieben  ist  ?  Selbst  wenn  man  ganz  davon  ab- 
sieht, daß  die  relative  Stellung  dieser  Arbeitergruppe  zu  anderen  Ar- 
beitergruppen verschoben  erscheint,  dürfte  heute  die  unmittelbare  Lust- 
und  Unlustempfindung  sich  erheblich  von  der  damaligen  unterscheiden. 
Eine  Lebensweise,  die  damals  als  angenehm  galt,  kann  heute  vielleicht 
schon  als  unerträglich  empfunden  werden,  oder  umgekehrt.  Wenn  man 
derlei  auch  nicht  genau  erfassen  kann,  so  muß  man  darauf  bei  der  Er- 
läuterung von  Daten  um  so  mehr  Rücksicht  nehmen. 

Im  allgemeinen  kann  man  mit  einiger  Sicherheit  sagen,  daß  in 
einer  bestimmten  Gegend  diejenigen,  welchen  mehr  Brot,  mehr  Fleisch 
usw.  zur  Verfügung  steht,  sich  wohler  fühlen  als  diejenigen,  welchen 
davon  weniger  zur  Verfügung  steht.  Es  fehlt  freilich  wieder  jede  Berech- 
nungsgrundlage, wenn  etwa  der  Brotkonsum  bei  einer  Gruppe  größer 
ist,  dafür  aber  der  Fleischkonsum  geringer.  Weder  die  Berücksichti- 
gung der  Gewichtsmengen  noch  jene  der  Kalorien,  noch  andere  Hilfs- 
mittel führen  uns  zu  einem  brauchbaren  Ergebnis.  Die  Kleidernutzung, 
die  Büchernutzung,  welche  mit  dem  Konsum  von  Brot,  Zucker  usw. 
auf  eine  Stufe  zu  stellen  wäre,  läßt  sich  nicht  in  gleicher  Weise  fest- 
stellen. Wir  müssen  uns  eben  an  die  Nutzungsquellen  halten  und  erheben, 
wieviel  Bücher,  Kleider,  Wohnraum  usw.  dem  einzelnen  zur  Verfügung 
stehen.  Es  sind  dies  ja  Daten,  die  umfassendere  Haushaltungs- 
beschreibungen ohnedies  zu  erfassen  suchen.  In  ähnlicher  Weise  müßte 
man  aber  auch  den  Theaterbesuch,  Vergnügungsreisen  usw.  und  als 
Ursachen  der  Unlust  die  Arbeitszeit,  Krankheiten  usw.  feststellen. 
Durch  entsprechende  Anwendung  des  Taylorsystems,  das  freilich  zu 
ganz  anderen  Zwecken  erdacht  wurde,  könnte  man  Daten  darüber  er- 
halten, wie  viele  Menschen  bis  zur  Übermüdung  arbeiten,  wie  viele 
unter  ihrer  Intelligenz  beschäftigt  sind  und  derlei  mehr.  Der  Zusam- 
menhang zwischen  den  einzelnen  Daten  und  der  Lust  und  Unlust  mag 
dabei  freilich  nicht  immer  gleichartig  sein.  Gerade  solche  ungemein  kon- 
kreten Untersuchungen  leisten,  wie  wir  zu  zeigen  versuchten,  abstrak- 
testen Forderungen  Genüge.  Bisher  hat  man  Haushaltungsrechnungen 
von  dieser  Seite  her  in  der  Theorie  viel  zu  wenig  Aufmerksamkeit  ge- 
schenkt; vor  allen  Dingen  sie  auch  zu  wenig  dazu  verwendet,  um  in 
Verbindung  mit  anderen  Daten  sie  zur  Schaffung  einer  ganze  Völker 
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umfassenden  Naturalrechnung  zu  verwerten.  Am  meisten  haben  noch 
Geldtheoretiker  sich  ihrer  zu  allgemeinen  Zwecken  angenommen^). 

Aber  selbst  wenn  wir  die  angedeuteten  Daten  besäßen,  würden  wir 
immer  nur  die  Sensationsgesamtheiten  bestimmter  Zeitabschnitte  vor 
uns  haben.  Es  würde  aber  eine  Angabe  darüber  fehlen,  in  welchem  Aus- 
maß diese  Sensationen  für  die  Zukunft  gesichert  erscheinen.  Wenn  ein 
großer  Jahresertrag  an  Getreide  durch  übermäßige  Ausnutzung  des 
Bodens  erreicht  wird,  so  muß  das  zum  Ausdruck  gebracht  werden.  Die 
Sicherung  der  zukünftigen  Sensationen  hängt  vor  allem  von  der  Organi- 
sation eines  Landes  ab,  aber  auch  von  den  produktiven  Kräften.  Wenn 
wir  eine  bestimmte  Organisationsform  als  konstant  voraussetzen,  haben 
wir  im  Interesse  der  Reichtumsbeschreibung  in  erster  Reihe  die  produk- 
tiven Kräfte  und  Hemmungen,  Wasserkräfte,  Maschinen,  Arbeitskräfte, 
Bodenkräfte  usw.  zu  erfassen.  Aber  es  fehlt  dazu  noch  die  staatliche 
Macht,  die  Erfindungskraft,  die  Organisationskraft,  die  Dummheit,  die 
Trägheit  und  vieles  andere. 

Nicht  grundsätzliche  Erwägungen  sind  es,  welche  die  zu- 
letzt erwähnten  Kräfte  unberücksichtigt  lassen.  Es  geschieht  wohl 
vorwiegend  deshalb,  weil  wir  sie  nicht  genügend  abschätzen  können. 
Besäßen  wir  ein  Maß  für  die  Erfindungskraft,  könnten  wir  etwa  ihre 
Bedeutung  in  latenten  Pferdekräften  ausdrücken,  wir  würden  sie  sofort 
genau  so  in  Rechnung  stellen,  wie  wir  die  ungenützte  Wasserkraft  in 
einen  Wasserkraftkataster  aufnehmen.  Der  Staatsmann,  wel- 
cher handelnd  eingreift,  der  Beobachter,  der 
die  Entwicklung  vergleichend  abschätzen  will, 
müssen  all  diese  Kräfte  irgendwie  ins  Auge 
fassen. 

Die  wirtschaftswissenschaftlichen  Darstellungen  heben  nun  im  all- 
gemeinen viel  zu  wenig  hervor,  wie  klein  und  inselhaft  innerhalb 
des  gewählten  Rahmens  das  Gebiet  der  Wirtschaftsbetrach- 
tung, der  rationalistischen  Rechnung  überhaupt  ist.  Dies  dürfte  mit 
ein  Grund  sein,  weshalb  die  Männer  der  Tat  den  Wirtschaftswissen- 
schaften oft  so  mißtrauisch  gegenüberstehen.  Sie  fühlen  instinktiv, 
daß  Tatsachen  von  gleicher  Tragweite  und  gleichem  Wirklichkeitscha- 
rakter in  wirtschaftswissenschaftlichen  Darstellungen  oft  eine  sehr 
ungleiche  Würdigung  erfahren. 

IV.  Kriegswirtsdiaftsredinung  und  Statistik. 

Die  bisherigen  Betrachtungen  führen  uns  zu  der  Forderung  nach 
einem  Ausbau  der  Wohlhabenheitsstatistik  im  weitesten  Sinne.     Die- 

^)  Vgl.  z.  B.  F.  Frhr.  v.  W  i  e  s  e  r ,  Über  Messung  der  Veränderungen  des  Geld- 
wertes (Verhandl.  d.  Vereins  f.  Sozialpol.  in  Wien  1909,  S.  546  ff.). 


Die  Kriegswirtschaftsrechnung  und  ihre  Grenzen.  n 

selbe  würde  vor  allem  die  Verbrauchsstatistik  behandeln 
müssen,  deren  Ausgestaltung  in  den  letzten  Friedensjahren  bereits  ein- 
gesetzt hatte,  die  aber  vor  allem  durch  die  Notwendigkeiten  des  Krieges 
gefordert  wurde.  Während  des  Krieges  ist  mancher  Beitrag  zur  Ver- 
brauchsstatistik geliefert  worden,  wobei  auch  erfolgreich  mit  den  Mitteln 
der  Konjekturalstatistik  gearbeitet  wurde.  D\e  Durchführung  solcher 
Berechnungen  setzt  voraus,  daß  man  im  Interesse  der  Vergleichbarkeit 
den  Altersaufbau  der  Bevölkerung  und  manches  andere  berücksichtigt. 
Während  man  auf  diese  Weise  für  den  Brot-,  Fleisch-,  Zucker-  usw. 
Verbrauch  eine  Art  Kopfquote  berechnen  kann,  die  einen  guten  Sinn 
hat,  gilt  dies  von  einer  Kopfquote  des  Eisen-,  Kohle-  usw.  Verbrauchs 
keineswegs  in  gleicher  Weise.  Es  müßte  z.  B.  schon  der  Kohlenverbrauch 
für  den  Haushalt  von  jenem  für  die  Industrie  geschieden  werden. 
Noch  bedenkhcher  wird  die  Berechnung  der  Kopfquote,  wenn  Außen- 
handelsziffern in  Frage  stehen.  Vielfach  hat  man  geradezu  den  Eindruck, 
daß  es  manchen  schon  genug  scheine,  wenn  neben  die  allzuwenig  be- 
sagende absolute  Zahl  nur  irgendeine  Verhältniszahl 
tritt.  Auf  anderen  Gebieten,  so  etwa,  wenn  die  Säuglingssterblichkeit 
erörtert  wird,  stellt  man  viel  umfangreichere  Betrachtungen  darüber  an, 
auf  welche  Weise  man  eine  Verhältniszahl  gewinnen  will.  Als  ein  sehr 
lehrreiches  Beispiel  dafür,  wie  man  auf  Grund  wirtschaftlicher  Er- 
wägungen die  Bildung  von  Verhältniszahlen  versuchen  kann,  sei  die 
Regenstatistik  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  erwähnt.  Die  amerika- 
nische Statistik  geht  u.  a.  darauf  aus,  festzustellen,  welche  Bedeutung  der 
Regenfall  für  die  Bevölkerung  hat.  Die  einzelnen  Messungen  der  Regen- 
menge werden  zu  diesem  Zwecke  mit  der  Bewohnerzahl  der  Fläche  kom- 
biniert, auf  die  sich  der  Regenfall  erstreckt.  Ein  Sinken  der  durchschnitt- 
lichen Regenmenge  in  diesem  Sinne  muß  z.  B.  keine  Veränderung  des 
Klimas  bedeuten,  sondern  kann  auf  eine  Veränderung  der  Siedelung 
hinweisen  1).  Es  ist  anzunehmen,  daß  die  weitere  Entwicklung  der  Wohl- 
habenheitsstatistik auch  derartigen  Fragen  vermehrte  Aufmerksamkeit 
schenken  wird. 

Außer  der  Verbrauchsstatistik  benötigen  wir  auch  eine  N  u  t  z  u  n  gs  - 
Statistik,  welche  feststellen  müßte,  wie  viele  Kleider,  Tische, 
Bücher  usw.  benutzt  werden.  Eine  Feststellung  des  jährlichen  Zuwachses 
genügt  keineswegs,  nicht  einmal  zur  Erfassung  der  Abnutzung,  wenn 
wir  uns  in  Zeiten  größerer  Veränderungen  bewegen^).    Auch  Bibliotheks- 

^)  F.  Z  i  z  e  k  ,    Die  statistischen  Mittelwerte,  1908,  S.  196. 

*)  Nur  für  stabile  Zeiten  kann  man  Robert  Meyers  Bemerkung  gelten  lassen 
(Das  Wesen  des  Einkommens.  Berlin  1887,  S.  161) :  „Der  Fall  periodischer  Herbeischaffung 
von  Teilquantitäten  dauerbarer  Güter  entspricht  aber  in  weitem  Umfang  den  tatsäch- 
lichen Verhältnissen  der  Volkswirtschaft,  indem  der  volkswirtschaftliche  Bedarf  an  Klei- 
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besuch,  Zeitungslektüre,  Besuch  der  Theater  usw.  läßt  sich  erfassen 
und  verwerten^). 

Zur  Nutzungsstatistik  gehört  auch  die  Behausungssta- 
tistik. Ihre  heute  schon  weit  gediehene  Entwicklung  hängt  vor  allem 
damit  zusammen,  daß  Wohnungen  als  Mietobjekte  Gegenstände  des 
freien  Verkehrs  und  der  Besteuerung  sind,  und  daß  Wohnungsverhältnisse 
mehrfach  zu  sozialpolitischen  Zwecken  untersucht  wurden. 

Die  Bedingungen  der  Unlust  erfassen  wir  insbesondere  durch  Ar- 
beitszeitstatistiken, Unfallstatistiken,  sowie  durch  Zusammenstellungen 
über  Morbidität  und  Mortalität. 

Wir  sehen,  wie  sich  heute  auf  demokratischer  Basis  mehr  im  Rahmen 
kriegswirtschaftlicher  Diktaturen  eine  Geistesrichtung  entfaltet,  welche 
mit  jener  des  aufgeklärten  Absolutismus  in  mehr  als  einer  Richtung 
verwandt  ist.  Der  aufgeklärte  Absolutismus  kannte  in  der  Erforschung 
der  Lebensverhältnisse  seiner  Untertanen  keine  Schranken,  war  er  doch 
bereit,  überall  beglückend  einzugreifen^).  Diese  Ideen  der  Volksbe- 
glückung brachten  die  Beamtenschaft  des  Absolutismus,  welche  das 
Staatsganze  im  Auge  hatte,  in  Konflikt  mit  dem  Adel  und  den  Ständen, 
die  sich  der  zentralistischen  Wohlfahrtspolitik  ebenso  wie  der  dazu 
gehörigen  Statistik  widersetzten.  Das  Ideal  derselben  sah  ein  Mann, 
wie  K  a  u  n  i  t  z^),  in  einer  Universal-Tabelle,  „so  die  Popu- 
lation, Getraid,  Wein-  und  andere  Fechsung,  Viehzucht,  Manufac- 
turen  etc.  einer  jeden  Provinz  enthielte".  Diese  Universal- 
Tabelle,  deren  Tendenz  den  oben  angedeuteten  statistischen  Grund- 
lagen    einer     Naturalberechnung     nahekommt,     war    als    Hilfsmittel 

dungsstücken,  Möbeln,  Instrumenten,  Büchern  usw.  sich  zu  einem  ziemlich  kontinuier- 
lichen gestaltet.  Vom  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  führt  also  jenes  Verfahren,  die  in 
jeder  Einkommensperiode  fertig  werdenden  Gebrauchsgüter  dem  Einkommen  zuzuzählen, 
wenn  anders  die  Bedingungen  regelmäßiger  Produktion  vorhanden  sind,  zu  einem  Ausdruck 
für  das  Einkommen,  welcher  auch  für  das  Maß  der  Bedarfsbefriedigung  in  dieser  Periode 
einen  Ausdruck  gewährt,  der  für  die  praktischen  Bedürfnisse  in  den  allermeisten  Fällen 
ausreichen  wird." 

^)  Vgl.  z.  B.  Shadwell,  England,  Deutschland  und  Amerika.  Berlin  1908,  der 
überhaupt  in  trefflicher  Weise  zeigt,  wie  man  Statistik  und  Beschreibung  miteinander 
verbinden  kann,  um  eine  Grundlage  für  vergleichende  Betrachtimgen,  soweit  solche 
möglich  sind,  zu  gewinnen.  Darüber,  wie  man  Anschaffungen  von  Schuhen,  Kleidern 
usw.  zu  beurteilen  hat,  wie  man  überhaupt  derartige  Daten  erfassen  kann,  bringt  wert- 
volle Bemerkungen  R.  E.  May  vor:  Kosten  der  Lebenshaltung  und  Entwicklung  der 
Einkommensverhältnisse  in  Hambvurg  seit  1890  (Schriften  d.  Ver.  f.  Sozialpol.  Bd.  145, 
IV.  Teil,  S.  266  f.,  367  f.  vmd  sonst). 

*)  Vgl.  Karl  Pfibram,  Die  amtliche  Statistik  Österreichs  am  Scheidewege, 
S.  2  und  Die  Statistik  als  Wissenschaft  in  Österreich  im  19.  Jahrhundert  nebst  einem  Ab- 
risse seiner  allgemeinen  Geschichte  der  Statistik  (Stat.  Monatsschr.  1913). 

^)  Henryk  Grossmann,  Die  Anfänge  und  geschichtliche  Entwicklung  der 
amtlichen  Statistik  in  Österreich  (Stat.  Monatsschr.  1916,  S,  409). 
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umfassender  staatsmännischer  Wirksamkeit  gedacht:  „da  ja  nur 
gute  Populations-,  Culturs-,  Manufacturs-  und  Commercial-Tabellen  etc. 
der  Grund  von  aller  Aufsicht  einer  wahren  Staats-Oeconomie  seyen, 
ohne  welche  man  niemahlen  mit  gehöriger  Verläßlichkeit  in  das  Große 
arbeiten  kann".  Diesen  Tendenzen  entsprach  es,  daß  man  alle  Kreise, 
die  irgendwie  an  der  Verwaltung  mitwirkten,  auch  die  Geistlichen, 
mit  nationalökonomischer  Bildung  auszustatten  suchte.  Aber  kaum 
hatte  der  Absolutismus  die  Hemmungen  des  Adels  und  der  Stände  einiger- 
maßen beiseite  geschoben  und  wirklich  bedeutsame  Ansätze  zu  einer 
trefflichen  Universalstatistik  geschaffen,  die  auch  die  Pro- 
duktionsstatistik umfaßte,  als  schon  der  sich  entfaltende  Liberalismus 
und  Individuahsmus  sowie  die  überhandnehmende  Geldbetrachtung  die 
weitere  Entwicklung  verhinderten. 

Die  Geldbetrachtung,  die  in  einem  individualistischen  Denken 
wurzelte  und  den  Individualismus  wieder  ihrerseits  förderte,  ließ  die 
konkreten  Bedingungen  der  Wirtschaft  vielfach  stark  in  den  Hinter- 
grund treten,  und  bevorzugte  Geldsummen  als  Ausdruck  staatlichen 
Reichtums,  Überdies  wurde  überhaupt  das  Interesse  an  der  Volkswirt- 
schaft als  einem  wohl  organisierten  Ganzen  zurückgedrängt,  die  Idee 
eines  Wirtschaftsplanes  verschwand  und  das  Nebeneinander  der  Ein- 
zelnen trat  in  den  Vordergrund.  Dazu  kam  noch,  daß  der  wirtschaftliche 
Liberalismus  mit  dem  politischen  eng  verbunden  war,  welcher  in  den 
Bemühungen  der  absolutistischen  Statistik  entweder  bereits  eine  unmittel- 
bare Verletzung  der  persönlichen  Sphäre  oder  mindestens  die  Vorberei- 
tungen zu  einer  solchen  erblickte.  So  kam  es,  daß  schließlich  das  Recht 
des  Staates  auf  statistische  Erhebungen  immer  mehr  eingeschränkt  und 
seitens  der  Bürger  sorgfältig  darauf  geachtet  wurde,  daß  nicht  auf  dem 
Umwege  über  die  Statistik  die  Lust  der  Regierungen,  planmäßig  leitend 
einzugreifen,  begünstigt  würde. 

Der  Krieg  scheint  nun  auf  diesem  Gebiete  die  schon  vorher  ein- 
setzende Bewegung  zugunsten  statistischer  Erfassung  aller  Wohlfahrts- 
bedingungen mächtig  gefördert  zu  haben.  Denn  selbst  jene,  welche 
jede  Vielregiererei  fürchten,  fordern  heute  mehr  oder  weniger  ener- 
gisch Klarheit  über  die  Grundlagen  der  Volks  Wohlfahrt.  Die  bevor- 
stehende Neugestaltung  und  die  Bemühung,  die  Kriegsfolgen  zu  über- 
sehen, verlangt,  daß  an  Zentralstellen  übersichtliche  Tabellen  ein  mög- 
lichst zuverlässiges  Bild  von  der  Güterbewegung,  der  Güterverteilung 
und  anderen  wesentlichen  Tatsachen  geben. 

Wir  sahen  freilich,  daß  nur  die  Lust  Verteilung  auf  diese  Weise 
einigermaßen  zuverlässig  erfaßt  werden  kann,  daß  wir  dagegen  nicht  immer 
imstande  sind,  die  Daten  über  Wohnung,  Nahrung,  Kleidung  usw.  zu 
einer  einheitlichen  Reichtums-  oder  Lustgröße  zusammenzufassen  und 
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mit  jenen  aus  einer  anderen  Periode  zu  vergleichen.  Diese  Tatsache 
hat  mit  dazu  beigetragen,  daß  man  immer  wieder  den  Versuch  machte, 
innerhalb  der  Geldrechnung  durch  Erfassung  des  Geldeinkommens 
und  der  Kaufkraft  zu  brauchbaren  Ziffernsummen  zu  gelangen,  die 
einen  unmittelbaren  Vergleich  gestatten.  Alle  Geldziffern  oder  auf 
Grund  von  Geldziffern  irgendwie  berechneten  Indexziffern  können 
aber  nur  durch  naturale  Deutung  einen  Sinn  für  die  Reich- 
tumsbetrachtung erhalten.  Und  ebenso  wie  wir  auf  dem  Umwege  über 
die  Geldrechnung  zu  einheitlichen  Reichtumsziffern  gelangen,  kön- 
nen wir  dies  ja  auch  unmittelbar,  wenn  wir  uns  dazu  entschließen, 
etwa  eine  bestimmte  Menge  Wohnraum  einer  bestimmten  Menge 
Brot,  dieses  wieder  einer  bestimmten  Menge  Fleisch  usw.  in  bezug 
auf  die  Reichtumsbedeutung  gleichzusetzen.  Vor  dieser  unmittelbaren 
Bezifferung  der  Wichtigkeit  schreckt  man  aber  weit  mehr  zurück  als 
vor  der  ebenso  begründeten  oder  unbegründeten  Bezifferung,  die 
auf  dem  Umwege  über  die  Geldrechnung  auf  ähnliche  Weise  gewon- 
nen wird. 

Selbstverständlich  kann  man  durch  Verbindung  der  Geldeinkommen 
und  der  Kaufkraft  in  bezug  auf  bestimmte  Gegenstände  gewisse  Eigen- 
tümlichkeiten der  Standards  feststellen,  welche  eben  Wohnung,  Nahrung 
usw.  der  Menge  nach  nebeneinander  stellen.  Gegen  derartige 
Ergebnisse  ist  oft  nichts  Wesentliches  einzuwenden^).  Grundsätzlich 
aber  ist  wohl  die  unmittelbare  Erfassung  des  Lebensstandards  vorzu- 
ziehen. 

Statistische  Erhebungen,  die  auf  die  Reichtumsbetrachtung 
hin  orientiert  sind,  stimmen  zum  Teil  mit  solchen  überein,  welche  die 
Möglichkeiten  der  Bedarfsdeckung  ohne  unmittelbare  Beziehung  auf 
die  Lust-  und  Unlustbedingungen  gewissermaßen  nur  technisch  unter- 
suchen. Diese  technische  Rechnung  stellt  fest,  welche  Mengen  eines 
Stoffes  im  Inlande  unter  gewissen  Bedingungen  erzeugt  werden  können, 
welche  eingeführt,  welche  ausgeführt  werden.  Diese  allgemeinen  Be- 
trachtungen können  durch  Hinweis  auf  die  innere  Ökonomie  ergänzt 
werden,  indem  z.  B.  noch  der  Weg  der  Rohstoffmengen  im  Inlande  ver- 
folgt wird,  die  einzelnen  Industrien  mit  ihrem  Eingang  und  Ausgang  in 
Rechnung  gestellt  erscheinen^).    Diese  Erhebungen  setzen  eine  Ausge- 

^)  Vgl.  z.  B.  T  y  s  z  k  a  ,  Löhne  und  Lebenskosten  in  Westeuropa  im  19.  Jahrhun- 
dert. Leipzig  1914  und  T  y  s  z  k  a  ,  Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen.  Jena  1912. 
Mit  Beispielen  für  beides. 

*)  Als  Typus  einer  solchen  technisch  orientierten  Naturalrechnung  sei  etwa  C. 
B  a  11  o  d  ,  Autarkie  oder  Weltwirtschaft  ?  (Europ.  Staats-  u.  Wirtschaftsztg.  1916,  S.  1067) 
erwähnt.  Es  setzt  sich  so  eine  Art  der  Naturalrechnung  durch,  wie  sie  z.  B.  Popper- 
Lynkeus  in  seiner  allgemeinen  Nährpflicht  gefordert  hat.  Mit  der  Frage,  welche  Ein- 
richtungen die  Bedarfsdeckung  sichern,   hat    die    grundsätzliche    Verwen- 
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staltung  der  Erzeugungsstatistik  voraus^)  wie  sie  durch  den  Krieg  eben- 
falls gefördert  wurde.  Auch  dort,  wo  bisher,  wie  in  Österreich,  die  gewerb- 
liche Erzeugungsstatistik  nur  für  wenige  Erzeugungszweige  bestand, 
ist  sie  während  des  Krieges  durch  die  staatliche  Kontrolle  praktisch 
sehr  ausgedehnt  worden. 

Innerhalb  der  Staaten  müßten  die  statistischen  Zen- 
tralen in  der  Lage  sein,  führend  aufzutreten,  selbst  dann,  wenn  die  Er- 
hebungen dezentralisiert  erfolgen  sollten.  Daß  es  gelingen  sollte,  eine 
Weltwirtschaftsstatistik  auf  Grund  einheitlicher  Erhe- 
bungen zu  schaffen  ist  sehr  unwahrscheinlich.  Wohl  aber  kann  für  eine 
einheitlichere  wissenschaftliche  Verarbeitung  Sorge 
getragen  werden.  Dazu  ist  es  nötig,  daß  einer  bestimm- 
ten Auffassung  von  den  angestrebten  Zielen 
allgemein  Geltung  verschafft  wird.  Die  obigen 
Darlegungen  sollten  zeigen,  daß  hierzu  die  Na- 
turalrechnung  eine  geeignete  begriffliche  Grund- 
lage   zu   geben    vermöchte. 

Nur  auf  Grund  einer  solchen  systematisch  geschaffenen  oder  im- 
provisierten Universalstatistik  sind  wir  imstande,  eine  einigermaßen 
befriedigende  Kriegswirtschaftsrechnung  für  die  einzelnen 
Volkswirtschaften  und  für  die  Weltwirtschaft  zu 
entwerfen. 

V.  Ursächliche  Zurechnung  der  Rciditumsveränderungen. 

Bisher  wurde  nur  die  Frage  erörtert,  wie  man  überhaupt  Daten  für 
eine  Reichtumsbetrachtung  gewinnen  könnte.  Nun  fragt  es  sich,  was 
wir  mit  denselben  anfangen  können,  wenn  wir  sie  bereits  besitzen. 

Vor  allem  wird  die  Frage  gestellt  werden :  Wie  hat  der  Krieg  auf  den 
Reichtum  gewirkt  ?  Soweit  die  Schmerzen  und  Freuden  zu  berück- 
sichtigen sind,  welche  der  Krieg  unmittelbar  erzeugte,  stehen  wir  vor  einer 
kaum  zu  lösenden  Aufgabe.  Man  begnügt  sich  daher  vielfach  mit  einer 
weit  engeren  Fragestellung,  und  will  nur  wissen,  wie  denn  der  Krieg  das 
Essen,  Trinken,  Wohnen  usw.  beeinflußte,  das  heißt:  jene  Sphäre,  die 
man  gemeinhin  unter  ,, Realeinkommen"  versteht. 

Was  meint  man  aber  damit,  wenn  man  dem  Krieg  irgendwelche 
Veränderungen  der  Sensationen  oder  ihrer  Bedingungen  zurechnet  ? 
Man  verfährt  gemeinhin  so,  daß  man  die  Reichtumsverhältnisse  vor  dem 
Kriege  mit  jenen  nach  dem  Kriege  vergleicht  und  den  Unterschied  auf 
den  Krieg  zurückführt. 

düng    der    Naturalrechnung    zunächst    nichts    zu    tun.     Vgl.  W.  L. 
Hausmann,    Der  Goldwahn.  1911,  S.  280  f. 

^)  O.  Nerschmann,  Gewerbliche  Produktionsstatistik,  Leipzig  1916,  ist  ein 
Beispiel  für  das  in  dieser  Richtung  wachsende  Interesse. 
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Dies  Verfahren  ist  jedenfalls  unzureichend,  ja  verfehlt,  weil  man 
dabei  nicht  sieht,  welcher  Teil  dieser  Veränderungen  vielleicht  auch  in 
der  weiteren  Friedensent\vicklung  aufgetaucht  wäre.  Wie  notwendig 
diese  Betrachtungsweise  ist,  zeigt  uns  das  Beispiel  des  dreißigjährigen 
Krieges.  Es  liegen  schwerwiegende  Anhaltspunkte  dafür  vor,  daß  der 
Niedergang  Deutschlands  nach  demselben  nicht  so  sehr  den  Verwüstungen 
als  vielmehr  dem  schon  vorher  einsetzenden  wirtschafthchen  Zusammen- 
bruch zugeschrieben  werden  müsse i).  Ein  anderes  Beispiel  bietet  Galizien. 
Die  starken  Störungen,  welche  während  des  Balkankrieges  dort 
zu  beobachten  waren,  sind  zum  Teil  nur  eine  Fortsetzung  von  krisen- 
haften Zuständen  gewesen,  die  schon  vorher  einsetzten 2). 

Selbst  wenn  wir  feststellen  könnten,  wie  die  friedliche  Entwicklung 
verlaufen  wäre,  wie  dagegen  die  kriegerische  verlaufen  ist,  so  sind  wir 
doch  noch  immer  nicht  imstande,  dem  Kriege  etwas  Bestimmtes  an 
Erfolg  unter  allen  Umständen  zuzuweisen.  Wenn  freilich  die  Friedens- 
entwicklung die  Eigenschaften  A.  B,  C.  gehabt  hätte,  die  kriegerische 
dagegen  die  Eigenschaften  A'.  B'.  C,  so  daß  wir  A  mit  A',  B  mit  B', 
C  mit  C  vergleichen  könnten,  und  etwa  alle  drei  größer  fänden,  wäre  eine 
solche  Zurechnung  denkbar.  Aber  es  kann  ja  auch  eine  derartige  Wand- 
lung eintreten,  daß  A,  B.  C.  durch  E.  F.  G.  ersetzt  wird,  derart,  daß 
keine  der  neuen  Eigenschaften  oder  nicht  alle  derselben  mit  den  alten 
überhaupt  in  Bezug  gesetzt  werden  können.  Und  dann  fehlt  die  Mög- 
lichkeit, eine  ,, Differenz"  zu  bilden  und  sie  dem  Kriege  zuzuschreiben, 
auch  stehen  wir  wieder  vor  der  Schwierigkeit,  Gewinne  auf  der  einen 
Seite  gegenüber  Verlusten  auf  der  anderen  abwägen  zu  müssen. 

Dazu  kommt  noch,  daß  man  die  gesamte  zukünftige  Entwicklung 
zu  den  Kriegsfolgen  rechnen  müßte.  Wenn  man  diese  Schwierigkeiten 
überdenkt,  muß  man  davor  zurückschrecken,  leichthin  von  den  Kriegs- 
wirkungen  zu  sprechen,  als  ob  deren  Grenze  und  Wesen  auch  nur  im 
entferntesten  klargestellt  wäre. 

Man  wrd  sich  wohl  im  allgemeinen  darauf  beschränken  müssen, 
die  Zustände  vor  dem  Kriege  in  ihrer  Wirkung  auf  den  Reichtum  zu  be- 
schreiben, ebenso  die  Veränderungen  während  des  Krieges  und  die  Ver- 
änderungen nach  demselben.  Darüber,  wie  der  Krieg  wirkt,  haben  wir  nur 
sehr  unzulängliche  Anhaltspunkte,  und  es  bedarf  umfassender  vergleichen- 
der Arbeiten  und  theoretisch-abstrakter  Analysen,  ehe  wir  einigermaßen 
haltbare  wissenschaftliche  Urteile  darüber  aussprechen  können. 


^)  Vgl.  R.  Hoenigger,  Der  dreißigjährige  Krieg  und  die  deutsche  Kultiur  (Preuß. 
Jahrbücher  Bd.  138,  1909)  imd  Fritz  Kaphahn,  Die  wirtschaftlichen  Folgen  des 
dreißigjährigen  Krieges  für  die  Altmark.    191 1. 

*)Otto  Neurath,  Kriegswirtschaftliche  Eindrücke  aus  Galizien  (Der  österr. 
Volkswirt  i./II.  1913). 


Die  Kriegswirtschaftsrechnung  und  ihre  Grenzen.  j* 

Die  Erkenntnis  von  der  Unzulänglichkeit  unserer  Einsicht,  von  der 
noch  größeren  Beschränkung  unserer  Berechnungen  sollte  grundsätzlich 
alle  wirtschaftswissenschaftlichen  Arbeiten  beherrschen.  Viele  Möglich- 
keiten und  die  Grenzen  der  Einsicht  zu  sehen,  ist  die  Aufgabe  des  Ge- 
lehrten, einheitliches  Tun,  ohne  Rücksicht  auf  alle  diese  Schranken,  ist 
Aufgabe  des  Tätigen.  Kräftiges  und  zielbewußtes  Handeln  tritt  so  in 
einen  Gegensatz  zu  vielerwägendem  Denken. 

Es  wäre  aber  völlig  verfehlt,  die  Tätigen  dadurch  fördern  zu 
wollen,  daß  man  Einsicht  und  Einheitlichkeit  dort  vortäuscht,  wo  man 
selbst  Schranken  und  Mannigfaltigkeit  der  Möglichkeit  sieht.  Die  Wissen- 
schaft fördert  den  Tätigen  umsomehr,  je  deutlicher  sie  ihm  zeigt,  was  er 
durchschauend  und  berechnend  zu  leisten  vermag,  welche  Hilfsmittel  zur 
Auswahl  bereitliegen,  und  was  nun  über  die  Berechnung 
hinaus    seinem    Entschluß    zu    tun    übrig    bleibt. 


U  bersee  -  Hypotheken ban  ken .  '^ 

Von 

Dr.  Fritz  Schulte, 

Archivar  der  Bayerischen  Handelsbank,  München. 


I. 

Schon  vor  dem  Erlaß  des  Hypothekenbankgesetzes  war  man  in 
Deutschland  daran  gewöhnt,  den  Begriff  der  H3^othekenbank  als  den 
eines  ausschließlich  im  heimischen  Boden  wurzelnden  Unternehmens 
zu  erfassen.  Die  Tatsache,  daß  einzelne  Hypothekenbanken  früher 
auch  im  Auslande  Beleihungen  gemacht  haben,  ist  einem  nie  zum  Bewußt- 
sein gekommen ;  es  handelt  sich  nur  um  vereinzelte  Beleihungen  in  Öster- 
reich, die  die  Frankfurter  Hypothekenbank  und  die  Bayerische  Ver- 
einsbank in  den  60  er  Jahren  und  Anfang  der  70  er  Jahre  gemacht 
haben,  zu  einer  Zeit  also,  in  der  die  Erinnerung,  daß  Österreich  früher 
Mitglied  des  Deutschen  Bundes  gewesen  ist,  zumal  in  Mittel-  und  Süd- 
deutschland noch  nicht  ganz  erloschen  war.  Tatsächlich,  und  seit  dem 
Inkrafttreten  des  Hypothekenbankgesetzes  vom  13.  Juli  1899  auch  recht- 
lich, ist  die  Tätigkeit  der  deutschen  Bodenkredit- Aktienbanken  auf 
Beleihungen  innerhalb  des  Gebietes  des  Deutschen  Reiches  beschränkt. 

Geht  man  jedoch  über  die  Grenzen  des  Deutschen  Reiches  hinaus, 
so  kann  man  an  der  Anschauung,  daß  die  Hypothekenbank  ein  aus- 
schließliches Instrument  des  eigenen  nationalen  Wirtschaftslebens  ist, 
das  ohne  Beziehungen  zur  Weltwirtschaft  steht,  nicht  mehr  festhalten. 


^)  Der  Artikel  stellt  einen  erweiterten  Auszug  dar  aus  dem  letzten  Abschnitt  des  dem- 
nächst erscheinenden  Heftes  4  der  VeröffentUchungen  zur  Statistik  des  Bodenkredits  und 
verwandter  Gebiete.  (Herausgegeben  vom  Archiv  für  Bodenkredit  der  Bayerischen  Handels- 
bank in  München;  Verlag  von  Duncker  und  Humblot,  München  und  Leipzig).  Die  Ver- 
öffentlichung enthält  eine  Arbeit  des  Verfassers  über  die  Organisation  des  Bodenkredits  in 
Belgien,  die  auf  Grund  der  Ergebnisse  eines  mit  Genehmigung  der  deutschen  Verwaltungs- 
behörde im  Sommer  191 6  erfolgten  Studienaufenthalts  verfaßt  ist.  —  Die  Übersee-  (oder 
Auslands-)  Hypothekenbanken  sind  in  der  Literatur  noch  nicht  behandelt.  Über  die  Ver- 
hältnisse in  Argentinien  unterrichten:  W.  D.  Schwabacher,  Der  Hypothekarkredit 
in  Argentinien,  seine  Grundlagen,  sein  gegenwärtiger  Stand  und  seine  Zukunft.  Berlin 
( Jiüius  Springer)  1910;  Paul  Emmanuel  Smets,  L'organisation  du  Credit  Foncier 
dans  la  Rdpublique  Argen  tine.  Antwerpen  (C.  de  Cauwer)  1911.  —  Curt  Eisfeld  be- 
handelt in  seinem  neu  erschienenen  Werke:  „Das  Niederländische  Bankwesen",  2  Bde., 
Haag,  (Martinus  Nijhoff)  1916,  auch  die  Auslandshypothekenbanken  (Band  i,  S.  238); 
allerdings  nur  summarisch  und  wenig  eindringend. 


Übersee-Hypothekenbanken.  I^ 

Wir  sehen,  daß  kapitalkräitigc  Bodenkreditinstitute  einen  erheblichen 
Kapitalexport  organisiert  haben  lediglich  zu  dem  Zwecke,  in  Auslands- 
gebieten Hypothekai'darlehen  auf  ländlichen  oder  städtischen  Grund- 
besitz zu  gewähren,  um  von  dem  in  diesen  Ländern  herrschenden  hohen 
Zinsfuße  zu  profitieren.  Es  handelt  sich  also  um  einen  Arbitrageverkehr 
auf  dem  Gebiete  des  langfristigen  Hypothekenkredits,  ganz  ähnlich 
der  Devisenarbitrage  auf  dem  (Gebiete  des  kurzfristigen  Wechselkredits. 
Das  kapitalexportierende  Land  entzieht  der  eigenen  Volkswirtschaft 
einen  Teil  des  für  feste  Anlage  bestimmten  freien  Geldkapitals  und  führt 
es  einer  fremden  Volkswirtschaft  zu,  wobei  der  einheimischen  Volks- 
wirtschaft die  Differenz  zwischen  dem  eigenen  und  dem  fremden  Hjrpo- 
thekenzins  als  Gewinn  zufließt. 

Daß  die  auf  so  hoher  Stufe  der  Entwicklung  stehende  deutsche 
Volkswirtschaft  bis  jetzt  sich  von  diesem  Gebiete  großkapitalistischer 
Betätigung  femgehalten  hat,  daß  außer  einigen  in  Deutsch- Süd west- 
afrika  tätigen  Kolonialhypothekeninstituten  deutsche  Übersee-Hypo- 
thekenbanken nicht  existieren,  muß  sicherlich  seine  besonderen  Gründe 
haben.  Die  Frage  läßt  sich  nicht  kurzerhand  mit  der  Bemerkung  er- 
ledigen, daß  Deutschland  selbst  große  Nachfrage  nach  Hypotheken- 
kredit bisher  gehabt  hat,  und  daß  die  vorhandenen,  zur  Befrie- 
digung dieses  Bedürfnisses  dienenden  Veranstaltungen  kaum  genügt 
haben,  dem  Grundkreditbedürfnis  aus  einheimischen  Quellen  ausreichend 
Kapital  zuzuführen.  Schon  die  Tatsache,  daß  trotz  des  anhaltenden 
Steigens  des  Hypothekenzinsfußes,  das  eine  internationale  Erscheinung 
ist,  letzterer  im  Verhältnis  zu  dem  Zinsfuß,  wie  ihn  kapitalimpor- 
tierende Überseegebiete  tragen  müssen,  doch  recht  niedrig  ist,  lehrt, 
daß  diese  Annahme  nicht  richtig  sein  kann,  und  daß  daher 
von  der  deutschen  Volkswirtschaft  ein  Gebiet  internationaler  Betäti- 
gung bis  jetzt  noch  gar  nicht  angebaut  worden  ist,  das  in  den 
westlichen  Ländern  Europas,  also  in  Frankreich,  Belgien,  Holland, 
Schweiz  und  England,  nicht  unerhebliche  Bedeutung  für  den  Kapi- 
talbesitz und  die  wirtschaftlichen  internationalen  Beziehungen  der 
betreffenden  Länder  gewonnen  hat. 

In  der  Tat  liegen  die  Ursachen  tiefer;  sie  liegen  in  der  ganz  anders- 
artigen wirtschaftlichen  und  gesellschaftlichen  Struktur  des  Kapital- 
besitzes in  jenen  Ländern,  in  den  andersartigen  psychologischen  Mo- 
menten, in  den  geschichtlichen  Entwicklungstatsachen,  soweit  sie  auf 
die  Auswertung  des  Kapitalbesitzes  Einfluß  haben. 

Es  sind  die  Länder  alten  Kapitalreichtums,  die  durch  ihre  bevor- 
zugte Welthandelslage  seit  mehreren  Jahrhunderten  den  Löwenanteil 
am  Überseehandel  hatten  an  sich  reißen  können,  die  aber  auch  vermöge 
andersartiger  Bodenbesitz-  und  Siedlungsverhältnisse  nicht  den  ge- 
waltigen Bedarf  an  Grundkredit  aufweisen,  der  ein  Charakteristikum 
des  deutschen  Kapitalmarktes  ist.  Soweit  die  Welthandelsbeziehungen 
die  Quelle  ihres  Reichtums  gewesen  sind,  war  es  natürlich,  daß  die  Nach- 
frage nach  den  großen  Kapitalien  zur  Investierung,  die  schwach  be- 
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völkerte  und  unentwickelte  Agrarländer  brauchen,  sich  an  diejenigen 
wandte,  die  aus  der  Erschließung  dieses  wirtschaftlichen  Neulandes 
über  See  ihre  großen  Gewinne  ziehen.  In  dieser  Beziehung  waren  Frank- 
reich, Holland,  Belgien  und  England  vor  Deutschland  weit  voraus.  Die 
großen  Fortschritte,  die  der  deutsche  Exportkapitalismus  inzwischen  ge- 
macht hat  und  die  auch  aus  Deutschland  einen  Gläubigerstaat  ersten  Ranges 
gemacht  haben,  sind  aber  ausschließlich  auf  dem  Gebiete  der  auswärtigen 
Staatsanleihen,  der  Eisenbahnen,  Minen,  der  Industrieanlagen  erfolgt; 
der  Grund  und  Boden  ist  im  Verhältnis  dazu  in  sehr  geringem  Maße 
von  deutschem  Kapital  zu  nutzbringender  Anlage  verwertet  worden. 

Die  Ursache  wird  darin  zu  suchen  sein,  daß  die  Eigenart  der  Aus- 
gestaltung der  Bodenkreditorganisationen,  wie  sie  in  Deutschland  er- 
folgt ist,  einer  Ausdehnung  gleichartiger  Organisation  nach  dem  Aus- 
lande Hemmungen  entgegengestellt  hat,  und  zwar  um  so  mehr,  als  die 
bodenwirtschaftlichen  Verhältnisse  Deutschlands  selbst  einen  großen 
Kapitalbedarf  zeitigten.  Es  kommt  namentlich  in  Betracht,  daß  die 
Bodenkreditorganisation  in  Deutschland  ausschlaggebend  von  den 
öffentlich-rechtlichen  Formen  beeinflußt  ist,  die  stets  in  den  natio- 
nalen Grenzen  beschränkt  sind,  während  die  wirtschaftspsychologische 
Struktur  der  kapitalstarken  westlichen  Staaten  Europas  die  Erwerbs- 
Aktiengeselischaft  nahezu  als  alleinigen  Faktor  aller  wirtschaftlichen 
Organisation  ansieht.  Das  schafft  natürlich  ganz  andersartige  Stimmungs- 
momente beim  kapitalbildenden  Teile  der  Bevölkerung,  dessen  Erspar- 
nisse durch  die  Vermittlung  der  Bodenkreditorganisation  dem  Grund- 
kredit zugeführt  werden.  Der  deutsche  Kapitalist,  der  zur  Kapitalanlage 
Pfandbriefe  erwirbt,  tut  dies  in  dem  Bewußtsein,  daß  seine  Kapital- 
anlage in  dem  Werte  des  heimischen  Grund  und  Bodens  einen  besonders 
hohen  Grad  von  Sicherheit  findet.  Er  hat  eine  gewisse  Vorstellung 
von  der  Größe  und  der  Bedeutung  des  im  Grundeigentum  liegenden 
Vermögenswertes,  und  er  vertraut  darauf,  daß  das  Institut,  dessen  Pfand- 
briefe er  zu  kaufen  sich  entschließt,  nur  solche  Objekte  beleiht,  deren 
Wert  dauernd  gesichert  ist.  Die  festverzinslichen  Anleihen  teilen  sich 
in  Deutschland  in  die  großen  Kategorien  der  Staats-  und  Kommunal- 
anleihen, der  Pfandbriefe  und  der  Industrieobligationen  und  einige, 
daneben  nur  wenig  in  Betracht  kommende,  kleine  Gruppen.  Jede  der- 
selben ist  in  sich  geschlossen,  und  man  weiß,  daß  Staats-  und  Kommu- 
nalanleihen auf  der  Steuerkraft  und  den  Erträgnissen  der  produktiven 
Staats-  und  Gemeindewirtschaften,  die  Pfandbriefe  auf  der  Grundrente 
des  städtischen  und  landwirtschaftlich  genutzten  Bodens,  die  Industrie- 
obligationen auf  dem  Unternehmereinkommen  beruhen. 

Diese  überlieferte  individuelle  Geschlossenheit  der  einzelnen  Kategorien 
der  festverzinslichen  Kapitalanlagepapiere  kennt  man  außerhalb  Deutsch- 
lands nicht  ;  Frankreich,  Belgien  und  England  als  die  Hauptträger  des  west- 
europäischen Kapitalismus  kennen  außer  den  Staats-  und  den  Gemeindean- 
leihen nur  die  Obligation,  auf  Namen  oder  Inhaber  gestellt,  die  lediglich 
auf  dem  individuellen  Kredit  des  emittierenden  Instituts  beruht.    Ob  ein 
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Bei'gwerksuntemehmen,  eine  Kolonialgesellschaft,  eine  Eisenbahn,  ein 
Industrie  werk,  eine  Bank  oder  dergl.  Obligationen  emittiert,  die  betref- 
fenden zur  Kapitalsfinanzierung  emittierten  Obligationen  sind  in  der 
äußeren  Form  stets  einander  gleich.  Sie  sind  reine  Zins-  und  Rückzah- 
lungsversprechen auf  eine  runde  Geldsumme,  deren  Texte  sich  eigent- 
lich nur  durch  den  Namen  des  emittierenden  Instituts  unterscheiden, 
sonst  aber  völlig  identisch  sind.  Wird  eine  Obligationenanleihe  zur 
Emission  gebracht,  so  heißt  das  nichts  anderes,  als  daß  der  betreffenden 
Gesellschaft  ein  Kredit  von  den  Sparern  des  Landes  gewährt  wird,  den 
die  betreffende  Gesellschaft  in  der  Richtung  ihrer  Daseinszwecke  und 
Aufgaben  weiter  verwenden  kann.  Wie  sie  das  tut,  ist  ihre  Sache,  darum 
kümmert  sich  im  Grunde  der  Obligationenerwerber  nicht,  wenn  er  nur 
rechtzeitig  seinen  Zins  erhält  und  keine  scharfen  Kursrückgänge  er- 
leidet. Der  französische  Kapitalist,  der  Obligationen  des  ,, Credit  Foncier 
Argentin"  erwirbt,  weiß  zwar,  daß  das  Kapital  zu  Hypothekenausleihun- 
gen in  Argentinien  verwendet  werden  soll,  aber  der  Bodenkredit  Argen- 
tiniens ist  ihm  gleichgültig;  er  will  seine  Rente  vom  Credit  Foncier  Ar- 
gentin, alles  übrige  ist  ihm  Nebensache.  Die  belgische  Hypothekenbank 
z.  B.  ist  ihren  Obligationsgläubigern  nicht  die  mindeste  Rechenschaft 
darüber  schuldig,  ob  sie  ihre  Kapitalien  im  Inlande  oder  im  Auslande, 
ob  sie  sie  in  städtischen  oder  ländlichen  Grundstücken,  ob  in  Neubauten, 
in  Spekulationsterrains,  in  Industrieobjekten,  Hotels  oder  Bergwerken 
anlegt.  Darum  und  namentlich  auch  darum,  wie  hoch  die  Beleihungen 
gehen,  kümmern  sich  weder  der  Staat  noch  eine  Börsenzulassungsstelle. 
Ihnen  genügt  es,  wenn  die  betreffende  Gesellschaft  überhaupt  in  ihrem 
Statut  die  Absicht  ausgesprochen  hat,  Grundstücksbeleihungen  zu 
machen.  Verspricht  die  augenblickliche  Lage  des  Kapitalmarktes  Er- 
folg, dann  wird  ruhig  eine  Obligationenanleihe  aufgelegt  und  mit  Hilfe 
einer  hochgesteigerten  raffinierten  Emissionspraxis  und  einer  bezahlten 
Pressereklame  abgesetzt,  noch  ehe  die  betreffende  Gesellschaft  auch  nur 
eine  einzige  Hypothek  erworben  hat.  Die  englischen  Financial  Com- 
panies,  bei  denen  die  Übersee-Hypothekenbanken  eine  keineswegs 
scharf  in  sich  geschlossene  Untergruppe  darstellen,  sind  bezüglich  ihrer 
debenture  oder  mortgage  bonds  keinerlei  einschränkenden  Vorschriften 
unterworfen;  ob  diese  auf  Grundstücken  selbst,  auf  Grundstücksbelei- 
hungen oder  auf  Effektenbesitz  gegründet  sind,  das  kümmert  den  Er- 
werber wenig.  Der  langfristige  Anleihekredit  ist  kein  übertragener 
Realkredit,  sondern  reiner  Personalkredit. 

Eine  Bestimmung,  wie  die  des  §  795  B.  G.  B.,  daß  Schuldver- 
schreibungen auf  den  Inhaber  nur  mit  staatlicher  Genehmigung  in  den 
Verkehr  gebracht  werden  dürfen,  ist  daher  auch  jenseits  der  deutschen 
Reichsgrenzen  unbekannt,  und  infolgedessen  ist  das  die  Anleihen  er- 
werbende Publikum  auch  nicht  daran  gewöhnt,  sich  auf  den  Staat  zu 
verlassen,  sondern  es  muß  selber  aufpassen,  wem  es  seinen  Kredit  gewährt. 
In  Deutschland  tritt  für  die  Hypothekenbanken  bekanntlich  noch  die 
dem  Bundesrate  zustehende  Konzessionspflichtigkeit  hinzu,  und  außer- 
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dem  das  ausdrückliche  Gebot  des  Hypothekenbankgesetzes,  daß  Pfand- 
briefe nur  auf  Grund  von  inländischen  Hypotheken  emittiert  werden 
dürfen.  Alle  diese  Beschränkungen  fallen  im  Auslande  fort,  und  eine 
deutsche  Übersee-Hypothekenbank  würde  demnach  in  Deutschland  über- 
haupt nur  auf  Grund  eines  speziellen  Privilegs  möglich  sein. 

Man  darf  sich  also  als  Übersee-Hypothekenbanken  keine  Ge- 
bilde vorstellen,  die  etwa  im  Interesse  ihrer  Obligationäre  ängstlich 
davor  zurückschrecken,  auch  Baugrundstücke,  Spekulationsterrains, 
Hotels,  Warenmagazine,  Fabriken,  Bergwerke  oder  dergl.  zu  beleihen, 
ebensowenig  wie  sie  etwas  darin  finden  würden,  sich  selbst  an  Grund- 
stücksspekulationen aktiv  zu  beteiligen,  entweder  direkt  durch  Immo- 
bilienerwerb oder  durch  Beleihung,  oder  durch  Kapitalsbeteiligung. 
Damit  soll  keineswegs  gesagt  sein,  daß  die  Übersee- Hypothekenbanken 
in  Bausch  und  Bogen  als  unsolide  Institute  zu  verdammen  sind  und  die 
Institution  der  Übersee-Hypothekenbanken  als  solche  grundsätzlich 
abzulehnen  sei,  Geschäfte  nach  Übersee  können  ebensogut  solide  sein 
wie  solche  im  Inlande,  und  Beleihungen  von  Bergwerken,  Hotels,  In- 
dustrieanlagen unterliegen  wohl  einem  durchschnittlich  höheren  Ge- 
fahrenrisiko, im  Einzelfall  kann  aber  eine  derartige  Beleihung  als  durch- 
aus solide  und  einwandfrei  angesehen  werden  müssen.  Es  kommt  ganz 
auf  die  individuelle  Beurteilung  an,  und  man  muß  daran  festhalten, 
daß  ebenso  wie  das  fremde  Recht  Mobilien  und  Immobilien  grundsätz- 
lich gleich  behandelt,  auch  Personalkredit  und  Immobiliarkredit  nicht  die 
strenge  Scheidung  aufweisen  wie  in  Deutschland.  Die  Hypothek  z.  B.  des 
franz.  Code  civil  ist  nur  der  Sicherungshypothek  des  deutschen  Rechts 
vergleichbar,  und  dasselbe  gilt  für  die  Hypothekenrechte  Südamerikas, 
Ägyptens  usw.  Der  kulturelle  Einfluß  Frankreichs  hat  gerade  in  dieser 
Beziehung  außerordentlich  weit  gereicht.  Selbstverständlich  ist  dann  aber 
überhaupt  bei  wirtschaftlicher  Erschließung  von  Neuland  mit  einem  starken 
Risiko  immer  zu  rechnen,  das  auch  dementsprechend  höheren  Gewinn  in 
Aussicht  stellt.  In  Deutschland  rechnet  die  ganze  Auslandsbetätigung  in 
dergleichen  Weise  mit  diesen  Faktoren ;  die  Form  der  Übersee-Hypotheken- 
bank aber  ist  aus  dem  Grunde  in  dem  Organismus  der  weltwirtschaft- 
lichen Expansion  nicht  zur  Entfaltung  gekommen,  weil  sie  nur  schwer  in  Ein- 
klang zu  bringen  sein  würde  mit  der  gewohnheitsgemäßen  Vorstellung,  die 
man  in  Deutschland  mit  dem  Begriffe  Hypothekenbank  zu  verbinden  pflegt. 

Dazu  kommt  aber  noch  ein  zweites  Moment,  das  nicht  recht  ver- 
einbar mit  der  Hypothekenbank  deutschen  Stils  ist,  das  ist  die  enge 
Verknüpfung  der  Übersee-Hypothekenbanken  mit  großen  Fiiaanzkon- 
zernen,  derart,  daß  die  Übersee- Hypothekenbanken  meist  nur  neben- 
oder  untergeordnete  Glieder  eines  kapitalistischen  Organisationsgebildes 
sind,  dessen  Zweck  natürlich  in  erster  Linie  die  Erzielung  großer 
Gewinne  ist.  Daß  damit  freilich  auch  große  Kulturaufgaben  gelöst 
werden,  ist  die  andere  Seite,  und  man  muß  die  Übersee- Hypotheken- 
banken in  erster  Linie  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  zu  verstehen 
suchen. 
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Man  kann  sagen,  daß  es  einem  in  anderen  Ländern  viel  mehr  als  in 
Deutschland  zum  Bewußtsein  gebracht  wird,  daß  der  Bodenkredit  eigent- 
lich nirgends  Selbstzweck  ist,  sondern  daß  er  die  Aufgabe  hat,  Kapitals- 
transaktionen zu  vermitteln,  die  ihren  Grund  und  ihre  Wirkungen  im 
allgemeinen  Wirtschaftsleben  und  -verkehr  haben. 

Man  braucht  in  Deutschland  bei  der  formellen  Geschlossenheit 
des  Hypotheken-  und  Grundbuchrechtes  kaum  danach  zu  fragen, 
zu  welchen  Zwecken  ein  Hypothekenkredit  benötigt  wird;  nur  bei 
reinen  Finanzierungskrediten,  wie  bei  Neubauten  oder  bei  landwirt- 
schaftlichen Meliorationen,  spielt  die  Zweckbestimmung  des  Kredits 
eine  ausschlaggebende  Rolle.  Aber  es  wird  von  der  Hypothekenbank 
verlangt,  daß  sie  sich  streng  von  allen  Beziehungen  zu  denjenigen 
Faktoren  fernhält,  die  beruflich  und  zu  Erwerbszwecken  sich  mit 
den  Ausführungsarbeiten  selbst  befassen.  Es  berührt  sich  zum  Teil  mit 
dem  Vorgenannten,  daß  die  Übersee-Hypothekenbank  eine  derartige 
Beschränkung  nicht  kennt.  Im  Gegenteil,  man  findet  Übersee-Hypo- 
thekenbanken, die  nicht  nur  selbst  Landkonzessionen  erwerben,  Immo- 
bilientransaktionen vornehmen,  sondern  auch  selbst  Baugeschäfte  betrei- 
ben, Ziegeleien  besitzen  usw.  Und  wenn  das  auch  nur  bei  einzelnen  der 
Fall  ist,  so  kann  doch  als  häufig  angesehen  werden,  daß  die  Übersee- 
Hypothekenbanken  in  nalien  Beziehungen  zu  solchen  Immobilien- 
und  Baugesellschaften  stehen.  Mit  anderen  Worten:  Nicht  das  Grund- 
kreditbedürfnis des  den  Boden  bewirtschaftenden  Grundbesitzerstandes 
ist  das  treibende  Moment  für  die  Errichtung  der  meisten  Übersee-Hypo- 
thekenbanken gewesen,  sondern  das  Bedürfnis  ging  hervor  aus  denjenigen 
Wirtschaftskreisen,  die  an  der  Erschließung  des  Neulandes  über  See,  sei 
es  in  landwirtschaftlicher,  sei  es  in  baulicher,  kommerzieller  oder  industri- 
eller Beziehung,  ein  aktives  Interesse  haben.  Diese  Zusammenhänge 
äußern  sich  in  den  Konzernbeziehungen,  die  freilich  nicht  immer  klar 
zutage  liegen  und  aus  den  Personalverhältnissen  der  Verwaltungs- 
räte mit  mehr  oder  weniger  hohem  Wahrscheinlichkeitsgrade  geschlossen 
werden  müssen. 

Aber  auch  diese  Konzembeziehungen,  die  in  Deutschland  eine  üypo- 
thekenbank  unmöglich  machen  würden,  müssen  im  Überseegebiet, 
das  wirtschaftlicher  Erschließung  erst  zugeführt  Werden  soll,  mit  anderen 
Augen  angesehen  werden.  Mit  dem  Kredit  allein  ist  es  nicht  getan; 
es  muß  das  Land  erst  urbar  gemacht,  ent-  und  bewässert,  parzelliert 
werden,  ehe  es  in  Grundeigentum  übergehen  kann.  Erst  dann  ist  ein 
Bodenkredit  notwendig.  Und  dieser  selbst  wird  in  fast  allen  Fällen 
benötigt  zum  Bau  von  Häusern,  Wirtschaftsgebäuden,  zum  Ankauf 
von  Arbeitsgerät  und  Vieh,  also  als  Finanzierungskredit.  Dazu  gehören 
allgemeine  Arbeiten,  die  notwendig  sind,  um  einen  verkehrs\virtschaft- 
lichen  Landwirtschaftsbetrieb  überhaupt  zu  ermöglichen,  also  Bau  von 
Straßen  und  Eisenbahnen.  Alles  dies  setzt  nicht  nur  eine  Menge 
Kräfte  in  der  Industrie  in  Bewegung,  sondern  verlangt  auch  seine  be- 
sonderen Methoden  der  Finanzierung.     Es  ist  verständhch,  daß  die  so 
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vielseitigen  Finanzinteressen,  die  sich  an  die  wirtschaftliche  Erschließung 
und  Ausnützung  eines  an  die  allgemeine  Bodenkultur  jung  angeschlosse- 
nen Gebietes  knüpfen,  am  besten  und  vorteilhaftesten  sich  betätigen, 
wenn  sie  Hand  in  Hand  arbeiten,  und  die  Liberalität  des  Gesellschafts- 
rechts hat  in  Westeuropa  für  die  Beziehungen  nach  Übersee  den  Zu- 
sammenschluß der  einzelnen,  an  sich  selbständigen  Organisationen  zu 
großen  Finanzkonzernen  außerordentlich  erleichtert.  Diese  Freiheit  des 
Gesellschaftsrechts  und,  damit  zusammenhängend,  der  Obligationen- 
emission und  der  Börse,  fehlt  in  Deutschland.  Getreu  dem  deutschen 
Grundzuge  gewissenhafter  Sicherung  der  Interessen  der  Kleineren  und 
Schwachen,  sind  die  handeis-  und  börsenrechtlichen  Verhältnisse  eben- 
so weitgehend  entwickelt  wie  das  Hypotheken-  und  Grundbuchrecht. 
Man  hat  damit  mancherlei  Erschwerungen  im  Gründungs-  und 
Emissionswesen  in  Kauf  nehmen  müssen,  die  den  westlichen  Nachbar- 
staaten Deutschlands  fremd  geblieben  sind;  damit  hat  aber  z.  B.  gerade 
die  Brüsseler  Börse  eine  Anziehungskraft  für  ausländisches  Kapital  er- 
halten, die  der  belgischen  wirtschaftlichen  Expansionspolitik  sehr  gute 
Vorspanndienste  geleistet  hat.  Die  Übersee-Hypothekenbanken  er- 
scheinen überall  als  Werkzeuge  weltwirtschaftlicher  Expansion,  und 
diese  vollzieht  sich  in  den  meisten  Fällen  in  der  Form  kapitalistischer 
Konzentration,  die  man  als  Finanzkonzem  bezeichnet.  Finanzkonzeme 
dieser  Art  umfassen  verschiedenartige  Industrie-,  Verkehrs-,  Kredit- 
unternehmungen, im  Gegensatz  zu  den  Finanztrusts,  die  Unternehmungen 
der  gleichen  oder  zusammengehöriger  Art  zusammenfassen  (wie  die 
Straßenbahn-  und  Elektrizitätstrusts).  Die  Finanzkonzerne  sind  häufig 
loserer  Art,  weil  der  Besitz  des  Aktienkapitals  im  Portefeuille  des  leitenden 
Mutterinstituts  nicht  so  notwendig  ist;  es  genügt  mitunter,  daß  eine 
leitende  Persönlichkeit  den  Zusammenhang  herstellt.  Betrachtet  man 
die  Übersee-Hypothekenbanken  im  Rahmen  dieser  überseeischen  Finanz- 
konzerne, so  erkennt  man,  daß  sie  Aufgaben  zu  erfüllen  haben,  die  über 
die  reine  Zinsarbitrage  erheblich  hinausgehen.  Man  kann  sagen,  daß 
keine  einzige  von  ihnen  ein  in  sich  selbst  ruhendes  selbständiges  Organi- 
sationsgebilde ist,  dessen  Aufgabe  sich  erschöpft,  wenn  es  die  ihm  durch 
Emission  von  Obligationen  zufheßenden  Kapitalien  in  sicheren  Hypo- 
theken anlegt,  um  aus  der  Spannung  zwischen  H5^otheken-  und  Obli- 
gationenzins Gewinn  iu.  erzielen. 

Die  Welthandelsbeziehungen  der  Seehäfen  haben  jedenfalls  am 
meisten  dazu  beigetragen,  den  Gedanken  der  Übersee- H5^otheken- 
banken  zur  Verwirklichung  zu  bringen,  weil  sie  die  gegebenen  Vermittler 
sind  zwischen  den  Ausfuhrinteressen  der  europäischen  Industrie  und 
denen  der  überseeischen  Agrarge biete,  die  das  europäische  Kapital  zur  Er- 
schließung ihrer  wirtschaftlichen  Kräfte  benötigen.  Der  Importeur  sowohl 
wie  der  Exporteur  in  dem  europäischen  wie  in  dem  außereuropäischen 
Hafen  haben  das  größte  Interesse  an  der  wirtschaftlichen  Entwicklung 
des  Überseegebietes,  und  der  Bodenkredit  bietet  ja  auch  in  Deutsch- 
land ein  bekanntes  Mittel,  um  wirtschaftliche  Unternehmungen  dauernd 
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in  Abhängigkeit  zu  erhalten.  Man  denke  z.  B.  an  die  Wirtschaftshypo- 
theken der  Brauereien,  die  ledighch  zu  dem  Zwecke  gegeben  werden, 
um  dauernden  Bierabsatz  zu  sichern.  So  hat  der  ausländische  Exporteur 
ein  Interesse  daran,  eine  möglichst  große  Zahl  Erzeuger  von  landwirt- 
schaitlichen  Produkten  fest  in  der  Hand  zu  haben,  die  ihm  ihre  Waren 
(Getreide,  Baumwolle,  Hanf,  Häute,  Kautschuk  usw.)  verkaufen  müssen, 
und  das  gleiche  Interesse  verknüpft  das  europäische  Importhaus  mit 
seiner  Korrespondenzfirma  im  Auslandshafen.  Dieses  Interesse  der 
Sicherung  von  Bezugsquellen  ist  als  das  wichtigste  Anstoßmittel  für  die 
Errichtung  von  Übersee-H5^othekenbanken  anzusehen,  da  sie  es  ermög- 
lichen, den  Zwang  zur  Festlegung  eigenen  Kapitals  zu  vermeiden.  Aber 
während  in  Frankreich,  Belgien,  Holland  und  England  die  rechtlichen 
Verhältnisse  die  Gründung  von  solchen  Übersee-Hypothekenbanken  er- 
leichterten, haben  die  Bremer  und  Hamburger  Einfuhr-  und  Aus- 
fuhrhäuser bei  der  größeren  Gebundenheit  des  deutschen  Rechtes  die 
Möglichkeit,  in  gleicher  Weise  sich  ihre  Kundschaft  zu  sichern,  nicht 
besessen.  Sie  haben  es  jedoch,  wie  man  hinzufügen  darf,  auch  ohne  dieses 
Hilfsmittel  verstanden,  in  Übersee  ihren  Einfluß  zu  sichern  und  zu  be- 
haupten. 

Die  großen  Export-  und  Importfirmen  der  Welthäfen  sind  es  indes 
nicht  allein,  die  wir  als  Mittelpunkte  von  Übersee-Hypothekenbanken- 
konzernen erblicken,  wir  sehen  auch  die  Exportindustrie  selbst  und  schließ- 
lich die  großen  Banken  und  die  Börsenfinanz  stark  an  Übersee-Hypo- 
thekenbanken interessiert,  und  zwar  ist  es  namentlich  Paris,  das  als  Sitz 
der  bedeutendsten  und  größten  Institute  dieser  Art  bezeichnet  werden 
muß.  Die  ganze  Eigenart  des  französischen  Rentenkapitalismus  kommt 
dieser  Eigenart  spekulativer  Finanzgründungen  sehr  entgegen.  Sie  können 
hohe  Zinsen  versprechen,  während  in  Frankreich  die  Realverzinsung 
der  Staatsrente  sehr  niedrig  ist  und  für  Bodenkredit  selbst  bei  der  stag- 
nierenden Bevölkerung  nur  geringer  Bedarf  ist.  Dazu  kommt  die  Vor- 
liebe der  französischen  Banken  für  die  Auslandsanlagen  überhaupt  und 
endlich  der  große  Kolonialbesitz,  der  noch  mehr  wie  bei  England  hin- 
sichtlich seines  Grundkreditbedarfs  in  erster  Linie  an  das  Mutterland 
sich  wendet. 

Es  ist  in  diesem  Zusammenhange  des  Einflusses  zu  gedenken,  den 
der  Kolonialbesitz  auf  die  Entstehung  der  Übersee-Hypothekenbanken 
gehabt  hat.  Da  Kolonialbesitz  das  Mutterland  zur  möglichsten  wirt- 
schafthchen  Hebung  und  Erschließung  seiner  Naturschätze  und  Natur- 
kräfte verpflichtet,  so  ist  es  selbstverständlich,  daß  eine  zweckentsprechende 
Organisation  des  Realkredits  zu  den  kolonialpolitischen  Aufgaben  gehört, 
denen  sich  ein  Kolonialland  auf  die  Dauer  nicht  entziehen  kann.  Das 
gilt  aber  nicht  für  alle  Kolonien  schlechthin,  sondern  nur  für  sogenannte 
Ansiedlungskolonien,  Die  rein  kommerzieller  Ausbeutung  unterliegenden 
Handelskolonien,  zumal  die  tropischen,  erfordern  andere  Formen  und 
Methoden  der  Besiedlung  und  Bewirtschaftung;  das  investierte  Kapital, 
das  in  der  Form  der  Kolonialgesellschaften  vom  Mutterlande  nach  dem 
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Kolonialgebiet  übertragen  wird,  hat  den  Charakter  des  spekulativen 
Handelsanlagekapitals.  Nicht  Grundrente,  sondern  Unternehmergewinn 
wird  mit  ihm  erschlossen.  Selbstverständlich  haben  die  Kolonialgesell- 
schaften mancherlei  Berührungspunkte  mit  Übersee-Hypothekenbanken, 
und  die  Grenze  zwischen  beiden  ist  flüssig.  Bezeichnenderweise  ist  eine 
der  ersten  Übersee-Hypothekenbanken,  der  schon  im  Jahre  1860  in 
Frankreich  gegründete  „Credit  Foncier  Colonial",  unter  dem  Zwang 
dieser  Verhältnisse  und  unter  Zurückdrängung  seines  ursprünglichen  Cha- 
rakters ganz  zu  einem  kolonialen  Industrieunternehmen  geworden.  Das 
Institut  ist,  nachdem  es  wechselvolle  Schicksale  durchlebt  hat,  jetzt  haupt- 
sächlich als  Zuckerproduzent  tätig.  Es  hat  die  von  ihm  gegründeten  und 
beliehenen  Zuckerplantagen  auf  den  Antillen  (Guadeloupe  und  Reunion) 
nach  ungünstigen  Ernten  selbst  übernehmen  müssen  und  dann  einfach 
aus  der  Not  eine  Tugend  gemacht,  indem  es  selbst  Plantagenwirtschaft 
und  Zuckerfabrikation  betreibt.  Dabei  geht  es  den  kleineren  Plantagen- 
besitzern, die  für  die  Fabriken  der  Gesellschaft  Zuckerrohr  bauen,  mit 
Vorschüssen  an  die  Hand. 

Die  zweite  französische  Kolonialhypothekenbank  ist  der  „Credit 
Foncier  d'Algerie  et  de  Tunisie",  der  aber  cigenthch  nur  eine  Zweigab- 
teilung des  Credit  Foncier  de  France  ist  und  seine  Darlehen  in  Gemein- 
schaft mit  dem  letzteren  Institut  gibt.  (30.  September  1913 :  32,2  Mill.  Frcs. 
Hypotheken  und  76,5  Mill.  Frcs.  Kommunaldarlehen,  wozu  noch  1,5  Mill. 
Frcs.  Hypotheken  aus  eigenen  Fonds  kommen).  Eigene  Obhgationen  hat 
das  Institut  nicht  emittiert,  sondern  als  Gegenposten  fungiert  in  den  Pas- 
siven der  compte  de  participation  du  Credit  Foncier  de  France  (am  ge- 
nannten AbSchlußtermin  108,8  Mill.  Frcs.).  Im  übrigen  ist  freilich  die 
Bank  selbständig,  mit  eigenem  Kapital  von  75  Mill,  Frcs.,  von  denen 
19,47  Mill.  Frcs,  noch  nicht  eingezahlt  sind.  Sie  betätigt  sich  in  starkem 
Maße  als  Wechsel-  und  Depositenbank.  Das  Institut  wurde  am  30.  No- 
vember 1880  unter  dem  Namen  „Credit  Foncier  et  Agricole  d'Algerie" 
gegründet  und  erhielt  seine  jetzige  Bezeichnung  nach  Ausdehnung  seines 
Geschäftskreises  auf  Tunis  am  10.  Mai  1909. 

Seinem  Kolonialbesitz  verdankt  auch  Deutschland  seine  einzigen 
Übersee-Hypothekenbanken;  wir  finden  sie  aber  nur  in  der  einzigen 
bisher  für  Ansiedlung  von  Weißen  in  größerem  Maßstabe  geeigneten 
Kolonie,  in  Deutsch- Süd westafrika.  Dort  arbeiten  seit  1913  die  öffent- 
lich-rechtliche „Landwirtschafthche  Bank  für  Deutsch- Südwest afrika" 
und  die  als  Kolonialgesellschaft  gegründete  ,, Südwestafrikanische  Boden- 
kreditgesellschaft", die  den  städtischen  Kreditbedarf  versorgt.  In  China 
hat  die  „Deutsch-Asiatische  Bank"  auf  Grand  von  Hypotheken  in  Tsing- 
tau  Obligationen  emittiert. 

Daß  der  weltumspannende  Kolonialbesitz  Englands  und  die  zen- 
trale Stellung,  die  England  bis  zum  Ausbruche  des  Weltkrieges  in  den 
Welthandelsbeziehungen  überhaupt  eingenommen  hat,  dort  die  In- 
stitution der  Übersee-Hypothekenbank  am  meisten  zur  Entwicklung 
gebracht  hat,  ist  selbstverständlich.    Wir  müssen  indes  gerade  mit  Rück- 
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sieht  auf  England  es  vermeiden,  von  einer  Kolonial-Hypothekonbank 
als  einer  besonderen  Art  gegenüber  der  Übersee-Hypothekenbank  zu 
sprechen;  wir  dürfen  bei  dem  Ausdruck  ,, Kolonialgebiet"  nicht  an  die 
staatsrechtlichen  Zusammenhänge  denken.  Eine  Gesellschaft,  die  in 
dem  früheren  selbständigen  Transvaalgebiete  Landbesitz  verwertete 
und  auf  Hypotheken  Darlehen  gewährte,  hat  in  keiner  Weise  ihren 
Charakter  verändert  dadurch,  daß  die  Burenrepubliken  nunmehr  eng- 
lische Kolonien  geworden  sind.  Zahlreiche  englische  Gesellschaften 
arbeiten  zugleich  in  den  Vereinigten  Staaten  und  in  Kanada,  oder  sind 
ohne  jegliche  Förmhchkeit  von  dem  einen  Gebiet  auf  das  andere  über- 
gegangen. Und  der  frühere  spanische  Kolonialbesitz  in  Südamerika, 
der  sich  zu  selbständigen  Staaten  entwickelt  hat,  nimmt  in  wirtschaft- 
licher Beziehung  gegenüber  der  europäischen  Kapitalausfuhr  keine 
wesentlich  andere  Stellung  ein  als  Australien  oder  Kanada  gegenüber 
England.  Nur  das  eine  läßt  sich  sagen,  daß  es  in  den  Intentionen  der 
Kolonialpolitik  des  Mutterlandes  gelegen  sein  kann,  den  Bodenkredit 
des  Koloniallandes  zu  monopolisieren,  wie  es  von  Seiten  Frankreichs 
und  auch  Deutschlands  geschehen  ist,  und  in  diesem  Falle  würde  der 
Ausdruck  ,,Kolonialh5^othekenbanken"  am  Platza  sein.  In  den  eng- 
lischen und  auch  in  den  holländischen  Kolonialgebieten  ist  das  aber 
nicht  der  Fall. 

Wir  müssen  nun  noch  auf  die  englischen  hier  in  Betracht  kommenden 
Institutionen  kurz  eingehen,  weil  sie  gegenüber  den  kontinentalen  Über- 
see-Hypothekenbanken in  gewisser  Beziehung  einen  etwas  abweichenden 
Charakter  haben.  Wii  finden  sie  in  den  großen  englischen  Börsenhand- 
büchem  in  einer  Sammelrubrik  vereinigt,  die  in  The  Stock  Ex- 
change Official  Intelligence  die  Bezeichnung  „Financial,  Land  and 
Investment",  in  The  Stock  Exchange  Year  Book  die  Bezeichnung 
,, Financial,  Trust  and  Investment"  führt.  Es  sind  dort  bunt  durchein- 
ander alle  die  Gesellschaften  nach  altem  und  neuem  Aktienrecht,  zwischen 
Bank-  und  Industrieunternehmen  stehend,  verzeichnet,  die  L  i  e  f  m  a  n  n 
als  ,, Kapitalanlage-  und  Finanzierungsgesellschaften"  bezeichnet.  Daß 
die  eigentlichen  Übersee-Hypothekenbanken  in  dieser  Sammelrubrik 
keine  scharf  in  sich  geschlossene  Untergruppe  bilden,  sondern  daß  mannig- 
fache Übergänge  sie  mit  reinen  Holding  Companies,  mit  Finanz-  und 
Investierungstrusts,  mit  reinen  Land-  und  Kolonialgesellschaften  ver- 
binden, ist  schon  erwähnt  worden.  Der  Umstand,  daß  es  unter  den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen  sehr  erschwert  ist.  Näheres  zu  erforschen,  zwingt 
dazu,  die  enghschen  Übersee-Hypothekenbanken  nur  summarisch  zu 
behandeln.  Ivion  Kann  sagen,  daß  der  Erscheinung,  die  wir  auf  dem 
Kontinente  beobachten,  dem  Zusammenhang  der  Übersee-Hypotheken- 
banken mit  Finanzkonzernen,  die  sich  aus  einer  Anzahl  formell  selb- 
ständiger Gesellschaften  zusammensetzen,  in  England  mehr  die  Ten- 
denz gegenübersteht,  die  gemeinsamen  Interessen  in  einer  einheit- 
lichen Gesellschaft  zu  vereinigen.  Wir  können,  um  das  zu  veran- 
schaulichen,  auf  die  schon  erwähnten   Kolonialgesellschaften   neuzeit- 
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liehen  Typs  zurückgreifen.  Während  die  alten  Kolonialgesellschaften, 
wie  die  „Ostindische  Compagnie"  usw.  auch  öffentlich-rechtliche  Be- 
fugnisse, ja  direkt  Souveränitätsfechte  besaßen,  was  z.  B.  bei  den  eng- 
lischen Schutzbriefgosellschaften  (Nord-Borneo- Compagnie,  Rhodesia- 
Compagnie)  noch  jetzt  der  Fall  ist,  ist  die  neuere  Kolonialgesellschaft 
überwiegend  privatrechtlicher,  rein  kommerzieller  Natur.  Deren  ein- 
zelne Sparten,  die  sich  mit  Urbarmachung,  Paizellierung,  Bewirtschaf- 
tung, Verkauf  und  Verpachtung  von  Landbesitz,  mit  Anlage  und  Aus- 
beutung von  Bergwerken,  Industrieanlagen,  mit  Bau  von  Eisenbahnen, 
Dampferhnien,  Verkehrswegen  befassen,  besitzen  auf  dem  Kontinent  die 
Tendenz,  in  dem  Maße,  wie  die  wirtschafthchen  Verhältnisse  der  Kolonie 
sich  entwickeln,  zu  verselbständigen  und  sich,  hauptsächlich  unter  Füh- 
rung und  Mitwirkung  der  heimischen  Emissionsbanken,  zu  Finanzkon- 
zernen auszubauen.  Man  kann  diese  Entwicklung  deutlich  in  der  Ge- 
schichte der  Erschließung  des  Kongostaates  verfolgen,  wo  aus  der  alten 
, .Compagnie  du  Congo  pour  le  commerce  et  Tindustrie"  unter  Führung 
der  belgischen  und  französischen  Finanzinstitute  und  begünstigt  durch 
das  freie  Gesellschafts-  und  Emissionsrecht  ein  kompliziertes  System  von 
Kolonialunternehmungen  sich  ausgebildet  hat.  Die  Grundbesitzinteressen 
und  damit  zusammenhängend  die  Regelung  der  Grundkredittransaktionen 
können  somit  mehr  oder  weniger  von  selbständigen  Gesellschaften 
übernommen  und  damit  auch  spezialisiert  werden,  aber  eine  begriff- 
liche oder  praktische  Notwendigkeit  ist  dazu  an  sich  nicht  vorhanden. 
Wir  können  Ähnliches  bei  den  Eisenbahngründungen  sehen,  die  in  neu 
zu  erschließenden  Überseegebieten  vielfach  der  privaten  Initiative  des 
gewinnsuchenden  Kapitals  überlassen  worden  sind.  Es  handelt  sich 
im  Grunde  überall  um  die  Frage:  , .öffentliche  Unternehmung  oder  Privat- 
kapitaJ",  und  wie  man  im  Deutschen  Reiche  von  jeher  immer  mehr  ge- 
neigt gewesen  ist,  die  öffentliche  Unternehmung  voranzustellen,  so 
hat  man  in  England  und  Belgien  es  vorgezogen,  das  Privatkapital  als 
Pionier  des  Kulturfortschritts  vorauszuschicken.  Aber  auch  in  Deutschland 
wird  bekanntlich  häufig  der  Bau  einer  Eisenbahn,  einer  Straßenbahn  usw. 
nur  deshalb  unternommen,  weil  man  eine  Steigerung  des  Bodenwertes 
erwartet,  und  in  der  Hoffnung  auf  diese  Steigerung  nimmt  man  es  in 
Kauf,  wenn  die  Fahrgeld-  und  Frachteinnahmen  zunächst  die  Selbst- 
kosten des  Betriebes  und  die  Verzinsung  des  Anlagekapitals  nicht  decken. 
In  noch  zu  erschließenden  Ländern  hat  sich  mit  dem  Verkehrsunter- 
nehmen eine  Bodenspekulation  großen  Stils  verbunden,  die  dann  der 
Anfang  einer  modernen  bodenwirtschaftlichen  Entwicklung  des  Landes 
überhaupt  gewesen  ist.  Auf  diese  Weise  ist,  nachdem  die  Vorstufe  pri- 
mitiver Besiedlungsformen  durch  Okkupation  herrenlosen  Landes  über- 
wunden war,  in  Kanada,  Australien,  Nord-  und  Südamerika,  Sibirien 
und  in  vielen  anderen  Ländern  die  systematische  Aufteilung  des  Landes 
im  Anschluß  an  den  Bau  der  Eisenbahnen  erfolgt,  stets  indem  die  Speku- 
lation zuerst  die  Eisenbahn  baute  und  damit  geschäftlich  eine  groß- 
zügige Bodenparzellierung  verband,  in  der  Absicht,  aus  dem  Verkaufe 
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angelegter  Pflanzungssiedlungen  den  die  Anlagekosten  der  Bahn  über- 
steigenden Gewinn  zu  erzielen.  Eine  große  Anzahl  Eisenbahngesell- 
schaften in  Amerika  und  England  betreiben  auf  diese  Weise  nicht  nur 
ihre  Eisenbahnen,  sondern  sie  haben  große  Grundbesitzflächen  in  Farmen 
parzelliert,  ebenso  wie  auch  die  Gründung  ganzer  Stadtanlagen  auf 
Eisenbahngesellschaften  zurückzuführen  ist.  In  Kanada  sind  die  Bahn- 
gesellschaften sowohl  von  der  Bundesregierung  wie  von  der  Provinzial- 
regierung  mit  Landschenkungen  in  großem  Maßstabe  beim  Ausbau 
ihrer  Bahnnetze  unterstützt  worden.  Die  Canadian  Pacific  Railway  Co. 
verzeichnete  1910  als  Aktivbesitz  Restkaufgelder  im  Betrage  von  28  Mill. 
Doli.,  die  mit  6  %  verzinst  wurden.  Zur  Förderung  der  Besiedlung 
ging  diese  Gesellschaft  1909  zur  Herstellung  fertiger  Bauernhöfe  in  großem 
Maßstabe  über.  Bei  der  Canadian  Northern  Railway  Co.  betrugen  die 
gestundeten  Kaufgelder  8,2  Mill.  Doli.  Der  Grand  Trunk  Pacific  Railway 
Co.  gewährte  die  Provinz  Ontario  Landkonzessionen  in  Höhe  von  6000 
acres  auf  die  Meile  zum  Bau  des  Lake  Superior  Abschnitts.  —  In  den 
Vereinigten  Staaten  ist  dieses  Entwicklungsstadium  in  der  Hauptsache 
wohl  schon  abgeschlossen,  doch  verzeichnete  z.  B.  noch  1909  die  Penn- 
sylvania Railroad  Co.  2,6  Mill.  Doli,  an  ausstehenden  Hypotheken  und 
Grundrenten,  die  Long  Island  Railroad  Co.,  deren  Linien  in  New  York 
münden  und  die  großstädtische  Siedlungsspekulation  betreibt,  0,2  Mill. 
Doli.,  die  Northern  Pacific  Railway  Co.  besaß  1910  aus  Landkonzes- 
sionen und  Käufen  noch  rund  10  Mill.  acres;  die  Landabteilung  stand 
mit  3,9  Mill.  Doli,  zu  Buch.  Diese  wenigen  Beispiele  genügen,  um  zu 
zeigen,  daß  von  dem  Kapital  der  amerikanischen  Bahnen  bedeutende 
Beträge  in  Grundbesitz  und  Restkaufschillingen  st  ecken  i). 

Das  spekulative  Moment,  das  einer  überseeischen  Kapitalsanlage 
anhaftet,  findet,  wie  schon  gesagt,  immer  einen  gewissen  Ausgleich  da- 
durch, daß  die  Bodenwerte  eines  solchen  Landes  in  ganz  anderer  Weise 
zu  Wertsteigerungen  befähigt  sind,  als  es  bei  dem  Grund  und  Boden 
eines  besiedelten  und  wirtschaftlich  voll  entwickelten  Landes  der  Fall 
ist.  Hier  kommen  solche  Wertsteigerungen  wohl  in  den  Großstädten 
vor,  in  den  Ländern  eines  beginnenden  oder  noch  nicht  weit  vorge- 
schrittenen wirtschaftlichen  Entwicklungsstadiums  aber  ergreifen  sie 
den  gesamten  Grund  und  Boden  überhaupt,  vor  allem  die  zu  landwirt- 
schaftlicher   Besiedlung    bestimmten    und    geeigneten     Grundflächen. 

Es  ist  begrifflich  nicht  notwendig,  daß  ein  Finanzkonzern  sich  aus 
so  und  so  viel  Einzelgesellschaften  zusammensetzen  muß,  unter  denen 
dann  eine  besondere  Übersee-Hypothekenbank  vertreten  sein  muß. 
Die  Verwertung  des  Immobilienbesitzes  kann  durch  eine  Landgesell- 
schaft erfolgen  und  schließlich  kann,  wie  das  hauptsächlich  bei  den  eng- 
lischen und  amerikanischen  Financial  Companies  der  Fall  ist,  die  ganze 
Summe  an  Handels-  und  sonstigen  Beziehungen  zu  dem  betreffenden 
Überseegebiete,   das  ganze  immaterielle   Kapital  an  Erfahrungen  und 

*)  Einzelne  amerikanische  Eisenbahnen  haben  Land  Grant  Bonds  emittiert,  um  ihren 
Grundbesitz  an  verwertbaren  Ansiedlungsterrains  zu  mobihsieren. 
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Spezialkenntnissen  des  Rechtes,  der  Wirtschafts-  und  Bevölkerungs- 
tatsachen, der  Möglichkeiten  zukünftiger  industrieller  und  kommer- 
zieller Ausbeutung  und  Expansion,  also  auch  der  Grundbesitz  und  die 
Grundkreditgewährung  in  einem  einzigen  Betrieb  zusammengeschlossen 
sein.  Dieser  wird  freilich  nun  nicht  dadurch  zur  Bodenkreditorganisation, 
daß  durch  Verkaufstransaktionen  Bodenkredite  in  größerem  Umfange 
entstehen,  die  durch  Mortgage  Bonds  in  gleicher  Weise  mobilisiert  werden, 
wie  es  mit  seinen  sonstigen  Aktivwerten  (Aktien,  Grundbesitz,  Betei- 
ligungen usw.)  geschieht.  Der  Effektenhandel  kennt,  wie  schon  erwähnt, 
weder  in  England  noch  in  Amerika  die  Sonderart  der  Pfandbriefe  als 
mobilisierte  Boden  werte,  das  Recht  macht  keinen  Unterschied  zwischen 
Pfandrechten  auf  beweglichem  und  unbeweglichem  Eigentum,  und 
somit  besteht  auch  für  die  Praxis  keine  Veranlassung,  bei  den  Mortgage 
Bonds  solche,  die  auf  bloßem  Effektenbesitz  basiert  sind,  von  denjenigen 
zu  unterscheiden,  die  auf  Landbesitz  oder  auf  Immobiliarforderungs- 
lechten  emittiert  worden  sind. 

Auf  dem  Kontinente  sind  die  Konzernzusammenhänge  häufig  mehr 
persönlicher  Art;  sie  lassen  sich  äußerlich  zumeist  nur  noch  in  der 
Personalgemeinschaft  der  Verwaltungsräte  erkennen,  während  die  Ge- 
sellschaften selbst  ihre  selbständige  Stellung  innehalten.  Damit  ist 
auch  die  Möglichkeit  zu  mannigfachen  Verschiebungen  gegeben.  Es 
kann  eine  Gesellschaft  aus  einem  Konzern  ausscheiden  und  zu  einem 
anderen  übergehen;  ein  anderer  Konzern  kann  durch  Aktienerwerb 
maßgebendes  Interesse  an  einer  Gesellschaft  erwerben;  mehrere  Kon- 
zerne können  sich  zusammentun,  um  gemeinschaftlich  eine  Gesellschaft 
in  das  Leben  zu  rufen.  Die  Zusammenhänge  werden  mit  der  Zeit 
immer  verwickelter,  und  nur  ein  genauer  Kenner  der  tatsächlichen, 
insbesondere  der  persönlichen  Verhältnisse  kann  die  Übersicht  über 
die  mannigfachen  Kombinationen  behalten,  in  denen  die  kapitalistischen 
Überseeinteressen  sich  verknüpfen. 

Die  begriffliche  ökonomische  Stellung  der  Übersee-Hypotheken- 
banken ist  dann  gegeben,  wenn  aus  diesen  Kapitalsorganisationen  heraus 
eine  formell  selbständige  Hypothekenbank  mit  der  Aufgabe  betraut 
wird,  Restkaufgelder  abzulösen,  derart,  daß  sie  die  in  Zukunft  fälligen 
Raten  der  verkaufenden  Gesellschaft  im  Wege  der  Zession  abnimmt 
und  durch  Diskontierung  später  fällig  werdender  Forderungen  festge- 
legte Barmittel  wieder  liquidiert. 

Dieses  Anfangssystem  des  organisierten  Bodenkredits  herrscht 
in  dem  überseeischen  Ansiedlungslande  natürlich  nur  so  lange  wie  der 
Zuzug  der  Bevölkerung  noch  im  Gange  bleibt.  Mit  der  Zeit  indes  und 
in  dem  Maße,  wie  die  Bevölkerung  dauernd  ansässig  wird,  erwacht  dann 
auch  das  Bedürfnis  nach  eigenem  Bodenkredit,  zumeist  in  der  Form 
des  Ablösungskredites  von  Kaufgeldem,  aber  auch  zur  Gewinnung 
von  Betriebsmitteln  oder  dergl.  Die  Übersee-Hypothekenbank  wird 
dann  hinsichtlich  der  Befriedigung  dieses  Kreditbedarfs  auch  selbstän- 
diger; sie  erscheint  dann  nicht  mehr  als  ein  Hilfsinstitut  im  Dienste 
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andersartiger  Wirtschaftsinteressen,  sondern  als  eine  Organisation, 
die  ihre  eigenen  Aufgaben  zu  erfüllen  h8.t,  so  wie  es  die  Hypothekenbank 
europäischen  Musters  ebenfalls  tut.  Es  bleibt  dann  nur  noch  der  Unter- 
schied, daß  Aktiv-  und  Passivgeschäft  sich  räumlich  trennen,  daß  die 
Zentralstelle  in  Europa  den  Obligationen  verkauf  in  der  Hand  hat,  wäh- 
rend die  Zweigstelle  in  Übersee  die  Hypothekenausleihungen  besorgt, 
die  Zinsen  in  Empfang  nimmt  und  an  die  Hauptstelle  remittiert.  Einen 
Schritt  weiter  bedeutet  dann  der  Umtausch  dieser  beiden  Verwaltungs- 
stellen. Die  Gesellschaft  hat  ihren  Hauptsitz  an  dem  überseeischen 
Platze,  ihre  Nebenstelle  in  Europa,  aber  sie  ist  doch  vorwiegend  noch 
mit  europäischem  Kapital  gegründet.  Daran  aber  schließt  sich  doch 
schon  unmittelbar  die  rein  nationale  Hypothekenbank  des  fremden 
Staates,  die  mit  einheimischem  Kapital  und  nach  einheimischem  Recht 
gegründet  und  verwaltet  wird,  aber  doch  zum  Zwecke  des  Absatzes 
ihrer  Emissionspapiere  auf  den  europäischen  Kapitalmarkt  angewiesen 
bleibt.  Hier  haben  wir  keine  Übersee-Hypothekenbank  mehr  vor  uns, 
sondern  ein  einheimisches  Institut,  das  in  dem  Maße,  wie  der  Kapitals- 
reichtum des  eigenen  Landes  wächst,  auch  mit  seinem  Obligationen- 
absatz vom  ausländischen  Markte  frei  wird. 

II. 

Eine  Darstellung  der  Entwicklung  der  Übersee-Hypothekenbanken 
zu  geben,  würde  wohl  eine  sehr  schwierige  Aufgabe  auch  dann  sein,  wenn 
Deutschland  mit  den  drei  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Staaten 
England,  Frankreich  und  Belgien  in  vollster  Eintracht  lebte  und  alle 
Informationsquellen  ungehindert  zur  Verfügung  ständen.  Das  gilt  ins- 
besondere für  die  englischen  Financial  Companies,  die  sich  mit  Boden- 
kreditgeschäften befassen.  Es  ist  schon  hervorgehoben  worden,  daß, 
wenn  man  England  einbezieht,  es  sehr  schwer  ist,  einen  einheithchen 
Begriff  der  Übersee-Hypothekenbanken  überhaupt  aufzustellen.  Die 
Grenze  zu  den  reinen  Kolonial-,  Ansiedlungs-  und  Pflanzungsgesell- 
schaften ist  überhaupt  nicht  zu  ziehen  und  der  Name:  ,, Investment  Co." 
oder  „Mortgage  Co."  kann  auch  reine  Holding  Compajiies  bezeichnen, 
die  z.  B.  Eisenbahn- Mortgage-Bonds  in  Händen  haben.  Aus  den  Angaben 
der  zurzeit  allein  als  Quellenmaterial  zur  Verfügung  stehenden  eng- 
lischen Börsenhandbücher  (The  Stock  Exchange  Official  Intelligence 
und  The  Stock  Exchange  Year  Book)  läßt  sich  jedenfalls  nichts  Näheres 
feststellen.  Die  Zahl  derjenigen  Gesellschaften,  die  ihrem  Namen 
nach  als  Ausland sh5^othekenbanken  in  Betracht  kommen  könnten, 
wobei  man  jedoch  nicht  an  den  engen  und  scharf  begrenzten  Begriff 
der  Hypothekenbank  im  deutschen  Sinne  denken  darf,  ist  jedenfalls 
eine  recht  große.  Dabei  aber  bleibt  es  immer  noch  zweifelhaft,  ob  es 
sich  um  wirklich  nach  Übersee  arbeitende  Gesellschaften  handelt  oder 
um  solche,  die  im  Überseegebiet  selbst  heimisch  sind  und  nur  deshalb 
in  das  englische  Börsen  Jahrbuch  Aufnahme  gefunden  haben,  weil  ihre 
Emissionen  an  der  Londoner  Börse  gehandelt  werden.    Verschiebungen 
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kommen  sicherlich  vor,  und  eine  Gesellschaft,  die  z.  B.  ihren  Sitz  von 
London  nach  Winnipeg  oder  Melbourne  verlegt,  ist  nicht  mehr  als  Über- 
see-H57pothekenbank  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  aufzufassen. 
Solche  Übersiedlungen  sind  z.  B.  auch  zwischen  England  und  den  Ver- 
einigten Staaten  nachweisbar.  In  den  Vereinigten  Staaten  arbeiteten 
bis  vor  dem  Kriege  eine  ziemlich  große  Zahl  solcher  Gesellschaften;  es 
ist  wohl  anzunehmen,  daß  mit  den  enormen  Kapitalsverschiebungen,  die 
der  Weltkrieg  zwischen  England  und  Amerika  gebracht  hat,  die  shares 
und  debentures  dieser  Gesellschaften  den  Weg  über  das  große  Wasser 
angetreten  haben,  so  daß  die  Vereinigten  Staaten  diese  letzten  Reste  ehe- 
maliger finanzieller  Abhängigkeit  von  England  wohl  endgültig  abgestreift 
haben  dürften.  Daß  die  betreffenden,  in  London  ansässigen  Financial 
Companies,  deren  Emissionen  nach  Amerika  gewandert  sind,  wahrscheinlich 
auch  ihren  Sitz  nach  den  Vereinigten  Staaten  verlegen  werden,  ist  wohl 
anzunehmen.  Auch  das  würde  ein  dauernder  Verlust  sein,  der  die  finan- 
zielle Vorherrschaft  Englands  schwer  treffen  würde.  Endlich  ist  auch  das 
noch  möglich,  daß  das  Unternehmungskapital  in  ausländische  Hände  über- 
geht und  die  betreffende  Gesellschaft  einen  ganz  internationalen  Charakter 
erhält.  Wenn  z.  B.  eine  nach  Kanada  arbeitende  Gesellschaft  heute  noch 
englisch  ist,  so  ist  es  durchaus  möglich,  daß  die  Aktienmajorität  morgen 
in  Händen  von  Amerikanern  aus  den  Vereinigten  Staaten  ist,  die  durch 
Majoritätsbeschluß  der  Generalversammlung  den  Gesellschaftssitz  etwa 
nach  Toronto  verlegen.  Damit  ist  die  Gesellschaft  tatsächlich  zu  einer 
kanadischen  einheimischen  Gesellschaft  geworden,  wobei  aber  ihr  Aktien- 
kapital in  den  Vereinigten  Staaten,  ihre  Obligationen  in  England  unter- 
gebracht sind  (resp.  waren).  Trotzdem  die  betreffende  Gesellschaft  jetzt 
ihren  Sitz  in  Kanada  hat,  wird  man  sie  wirtschaftlich  als  ausländisches 
Unternehmen  betrachten  müssen,  weil  sie  den  größten  Teil  des  wirt- 
schaftlichen Erträgnisses  der  durch  sie  bewirkten  Kapitalsinvestition 
in  Gestalt  der  Hypothekenzinsen  in  das  Ausland  abführt  und  dem  Aus- 
lande auch  der  Geschäftsgewinn  verbleibt.  Die  kontinentalen  Hypo- 
thekenbanken, die  nach  Übersee  arbeiten,  sind  in  dieser  Beziehung  wohl 
etwas  seßhafter,  doch  sind  auch  zwischen  Belgien  und  Ägypten  derartige 
Übertragungen  vorgekommen.  Es  sind  das  im  Grunde  alles  Erscheinungen 
des  internationalen  Kapitalismus,  der  nationale  oder  staatliche  Grenzen 
nicht  kennt  und  dorthin  geht,  wo  er  seinen  Vorteil  findet. 

Angesichts  der  zurzeit  bestehenden  Unmöglichkeit,  den  Schleier 
über  den  englischen  (und  wohl  auch  nordamerikanischen)  Gesellschaften, 
die  sich  mit  Bodenkreditgeschäften  im  Auslande  befassen,  zu  lüften, 
beschränken  wir  uns  darauf,  im  Nachfolgenden  eine  allgemeine  Übersicht 
über  diese  Gesellschaften,  natürlich  ohne  Anspruch  auf  Vollständigkeit 
zu  erheben,  nach  Operationsgebieten  getrennt  und  innerhalb  derselben 
chronologisch  geordnet,  zu  geben.  Diese  Übersicht  genügt  aber,  um  zu 
zeigen,  wie  intensiv  der  britische  Exportkapitahsmus  auch  auf  dem  Ge- 
biete des  Bodenkredits  wirksam  gewesen  ist  und  den  englischen  Herr- 
schaftswillen auch  auf  diesem  Gebiete  zur  Geltung  gebracht  hat. 
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In  Kanada  arbeiten  ungefähr  50  Gesellschaften,  die  in  London 
ihren  Sitz  haben,  von  denen  aber  die  weitaus  meisten  Landgesellschalten 
zum  Zweck  der  Parzellierung  von  Farmen  und  Ansiedlungen  von  Kolo- 
nisten sind.  Namentlich  der  Bau  der  Canadian  Pacific  Eisenbahn,  die 
selbst  viel  zur  Besiedlung  des  Landes  getan  hat  und  durch  die  die  Pro- 
vinzen Manitoba,  Saskatchewan,  Alberta  und  Columbia  für  die  euro- 
päische Besiedlung  erst  erschlossen  wurden,  hat  ein  wahres  Gründungs- 
fieber in  kanadischen  Landuntemehmungen  hervorgerufen.  Einzelne 
Gesellschaften  weisen  aber  auch  bereits  ein  beträchtliches  Alter  auf. 

Die  ältesten  von  ihnen  sind  die  Canada  Company  von  1826  und  die 
British  American  Land  Co.  von  1834.  Man  kann  mit  entsprechendem 
Vorbehalt  annehmen,  daß  die  folgenden  Gesellschaften  vielleicht  als 
Übersee-Hypothekenbanken   angesehen   werden  können: 

Die  1845  durch  Königl.  Charter  errichtete:  Tmst  and  Loan  Co. 
of  Canada, 

1870:  Ontario  Loan  and  Debenture  Co., 

1875:  North  of  Scotland-Canadian-MortgcLge  Co., 

1884:  Canadian  and  American  Mortgage  and  Trust  Co., 

1886:  Dominion  of  Canada  Mortgage  Co., 

1887:  British  Columbia  Land  and  Investment  Agency, 

1906:  Manitoba  Mortgage  and  Investment  Co., 

1910:  Dominion  of  Canada  Investment  and  Debenture  Co., 

1912:  Caledonia  and  British  Columbia  Mortgage  Co., 

Canadian  Agricultural  Land  and  General  Investment  Co., 
Edinburgh  Canadian  Mortgage  Co., 
Scottish  Canadian  Mortgage  Co. 

Von  französischen  Gesellschaften,  die  in  Kanada  arbeiten,  ist  an  erster 
Stelle  der  1880  gegründete  „Credit  Foncier  Franco-Canadien"  zu  er- 
wähnen. Seine  Gründung  geht  auf  den  Credit  Foncier  de  France  zurück, 
der  in  den  6oer  und  70er  Jahfen  mehrfach  sich  an  Auslandsuntemeh- 
mungen  beteiligt  hat,  u.  a.  an  der  Gründung  der  Allgemeinen  öster- 
reichischen Bodenkredit-Anstalt  in  Wien,  des  Credit  Foncier  ßgyptien 
in  Kairo,  der  Spanischen  National-Hypothekenbank  in  Madrid,  auch  der 
Preußischen  Central-Bodenkredit- Aktien- Gesellschaft  in  Berlin.  Eine 
zweite  Gesellschaft,  die  „Caisse  Hypothecaire  Canadienne",  wurde  1905 
gegründet. 

Von  belgischen  Gesellschaften,  die  in  Kanada  arbeiten,  ist  zunächst 
ein  Konzern  von  drei  Hand  in  Hand  arbeitenden  Gesellschaften  zu  er- 
wähnen, von  denen  die  ,,Compagnie  Immobihere  et  Agricole  du  Canada" 
Landbesitz  im  Gebiete  der  Grand  Trunk  Pacific  Eisenbahn  in  den  Pro- 
vinzen Saskatchewan  und  Britisch-Columbien  parzelliert ;  an  sie  schheßen 
sich  die  1907  gegründete  ,,Societe  Hypothecaire  du  Canada"  und  der 
1911  gegründete  ,, Credit  General  du  Canada"  an.  Die  zweite  dieser  Ge- 
sellschaften ist  reine  Hypothekenbank,  die  dritte  kann  ihrem  Statut 
nach  alle  Finanz-,  Handels-,  Industrie-,  Bergbau-,  Landwirtschafts- 
ünd  Forstunternehmen  betreiben  und  ist  wohl  als  eine  Entlastungsgesell- 
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Schaft  für  die  beiden  ersten  Gesellschaften  anzusehen.  Außerdem  besteht 
in  Brüssel  noch  ein  „Credit  Foncier  du  Canada",  bei  dem  sich  Beziehungen 
zur  Zementindustrie  nachweisen  lassen. 

Recht  beträchtlich  ist  die  Zahl  der  holländischen,  nach  Kanada 
arbeitenden  Übersee-Hypothekenbanken;  dieselben  sind  aber  zumeist 
auch  in  den  Vereinigten  Staaten  tätig.  Van  Oss'  Effekten- 
boek  für  1915/16  zählt  nicht  weniger  als  24  Übersee-Hypothekenbanken 
auf,  die  in  Holland  domiziliert  sind;  dazu  kommt  noch  die  Donau-Hypo- 
theekbank,  die  in  Ungarn  und  den  Balkanländern  Ausleihungen  macht. 
Von  den  24  eigentlichen  Übersee-Hjrpethekenbanken  arbeiten  in  Nord- 
amerika folgende  19: 

1883:  Nederlandsch-Amerikaansche  Land-Maatschappij, 
1889:  Northwestern  and  Pacific  Hypotheekbank, 
1893:  Nederlandsch-Amerikaansche  Hypotheekbank, 
1896:  Holland-Bank  te  Amsterdam*), 
1909:  Internationale  Hypotheekbank, 
1910:  Holland-Canada  Hypotheekbank^), 

Nederland-  Canadeesche  Hypotheekbank, 
Tweede  Northwestern  and  Pacific  Hypotheekbank, 
1911:  Rotterdam-Canada  Hypotheekbank, 

Nederlandsche  Transatlantische  Hypotheekbank, 
1912:  Amsterdam-Canada  Hypotheekbank, 

HoUand-Noord- Amerika  Hypotheekbank, 
Holland- Washington  Hypotheekbank, 
Hypotheekbank  Holland-Amerika, 
Hypotheekbank  voor  Amerika, 
Nord-Amerikansche  Hypotheekbank, 
Overzeesche  Hypotheekbank, 
1913:  Intercontinentale  Hypotheekbank. 

Dazu  kommt  noch  die  Holland-Texas  Hypotheekbank  in  Amster- 
dam (191 1),  die  nur  in  dem  Staate  Texas  arbeitet.  In  Holland  allein 
sind  somit  innerhalb  5  Jahren  15  Übersee-Hypothekenbanken  entstanden, 
die  ihr  Tätigkeitsfeld  in  Nord-Amerika  haben.  Es  wird  besonderer 
Untersuchung  bedürfen,  diese  auffallende  Erscheinung  zu  erklären, 
zumal  die  Gründungstätigkeit  in  England,  soweit  der  Bodenkredit 
in  den  Vereinigten  Staaten  in  Betracht  kommt,  zur  gleichen  Zeit  ganz 
erheblich  nachgelassen  hat. 

Von   den    nach    den    Vereinigten    Staaten    arbeitenden   englischen 
Gesellschaften  sind  etwa  die  folgenden  zu  nennen: 
1874:  Scottish  American  Mortgage  Co., 
1877:  Colorado  Mortgage  and  Investment  Co., 
British  and  American  Mortgage  Co., 


^)  In  die  Holland-Bank  wurden  die  Aktiven  der  American  National  Trust  Co.  ein- 
gebracht.    Eisfeld,    a.  a.  O.  S.  232. 

2)  Im  Aufsichtsrat  ist  die  Canada  Pacific  Railway  Co.  vertreten.  Eisfeld,  a. 
a.  O.  S.  234. 


Übersee-Hj^othekenbanken.  oo 

1878:  Edinburgh  American  Land,  Mortgage  Co., 
Pacific  Loan  and  Investment  Co., 

1879:  American  Freehold  Land  Mortgage  Co.  of  London, 

1880:  Colonial  and  United  States  Mortgage  Co., 

1881:  Land   Mortgage   Investment    and   Agency   Co.    of   America, 
Trust  and  Mortgage  Co.  of  Jowa, 

1882:  Anglo  American  Land  Mortgage  and  Agency  Co., 
Texas  Land  and  Mortgage  Co., 

1883:  Oregon  Mortgage  Co., 

1884:  United  States  Mortgage  Co.  of  Scotland, 

1885:  Capital  Freehold  Land  and  Investment  Co.  (arbeitet  in  Texas), 

1886:  London  and  North- West  American  Mortgage  Co., 

United  States  and  South  American  Investment  Trust  Co., 
Land  Mortgage  Bank  of  Texas. 

Man  könnte  aus  dem  Umstand,  daß  später  gegründete  Gesellschaften 
nicht  aufgeführt  sind,  den  Schluß  ziehen,  daß  etwa  seit  dem  Anfang 
der  90  er  Jahre  die  Vereinigten  Staaten  für  Kapitals- Investierungs- 
Gesellschaften  auf  Grundbesitz  vom  Ausland  her  nicht  mehr  recht  in 
Betracht  kamen,  wenn  nicht  die  auffallend  hohe  Zahl  der  holländischen 
neugegründeten  Übersee-Hypothekenbanken,  die  allerdings  auch  nach 
Kanada  arbeiten,  dem  widerspräche. 

In  M e  xi  k  o  sind  zwei  französische  Institute  tätig :  der  „Credit  Foncier 
Mexicain"  bestehend  seit  1900,  und  die ,, Society  Fonciere  du  Mexique",  zu- 
gleich Immobiliengesellschaft,  seit  1906.  Dazu  kam  1909  die  „Holland- 
Mexico,  Maatschappij  voor  Hypothecair-Credit"  in  Amsterdam;  femer 
wurde  von  belgischen  Interessenten  unter  Mitwirkung  der  Deutsch- 
Südamerikanischen  Bank  in  Berlin  und  der  Bankfirma  Speyr  &  Co. 
in  Basel  im  Jahre  1911  der  ,, Credit  Foncier  belgo-suisse  du  Mexique" 
gegründet,  der  aber  infolge  der  politischen  Wirren  sein  Arbeitsfeld  nach 
Argentinien  verlegt  hat.  Auch  die  Tätigkeit  der  genannten  französischen 
und  holländischen  Institute  wird  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  lahm- 
gelegt sein. 

Von  den  südamerikanischen  Republiken  schienen  diejenigen,  deren 
Staatsgebiet  vorwiegend  in  den  Tropen  gelegen  ist,  für  eine  Organisation 
des  Grundkredits  in  der  Form  der  Übersee-Hypothekenbanken  nicht 
oder  nur  wenig  geeignet  zu  sein.  In  England  bestehen  seit  1912  eine ,, Brasil 
Trust  and  Loan  Corporation",  seit  1911  eine  ,, Uruguay  Land  Company", 
doch  ist  es  sehr  zweifelhaft,  ob  sie  den  Grandkredit  in  den  Kreis  ihrer 
Operationen  einbezogen  haben.  Nur  Paris  hat  einige  Übersee-Hypo- 
thekenbanken speziell  für  Südamerika,  soweit  nicht  Argentinien,  das 
eine  besondere  Stellung  einnimmt,  in  Betracht  kommt,  gegründet: 
1906  den  „Credit  Foncier  du  Brasil";  femer  sind  mir  ein  „Credit  Foncier 
d'Umguay"  und  ein  ,, Credit  Foncier  Peravien"  bekannt  geworden, 
deren  Obligationen  aber  zur  offiziellen  Cotierung  an  der  Pariser  Börse 
nicht  zugelassen  zu  sein  scheinen. 

Argentinien  ist,  wenn  man  von  den  längst  finanziell  selbständig 
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gewordenen  Vereinigten  Staaten  absieht,  nächst  Kanada  dasjenige 
Land,  das  am  meisten  Anziehungskraft  auf  das  europäische  Kapital 
ausgeübt  hat  und  noch  ständig  ausübt,  weil  es  klimatisch  einer  Besiedlung 
durch  weiße  Einwanderer  am  meisten  zugänglich  ist,  sich  außerordent- 
lich großer  Fruchtbarkeit  erfreut  und  die  am  besten  geordneten  staat- 
lichen Verhältnisse  besitzt.  Bahnbrechend  sind  auch  hier  zueist  die 
Engländer  vorgegangen.  Sartorius  v.  Waltershausen  zitiert i) 
die  Äußerung  eines  Korrespondenten  der  Magdeburger  Zeitung  vom 
Jahre  1904: 

,,Der  kaltblütige  Wagemut  und  der  Scharfblick  des  englischen 
Kapitals  tritt  nirgends  deutlicher  zutage  als  in  Argentinien.  England 
hat  dem  jungen  Freistaat  1824  zuerst  eine  Anleihe  gewährt;  und  Eng- 
land ist  seitdem  ununterbrochen  der  finanzielle  Hinterhalt  Argentiniens 
gewesen,  mochten  auch  die  Zeitereignisse  noch  so  ungünstig  für  Kapital- 
anlagen erscheinen.  Das  englische  Kapital  hat  sich  aber  niemals  ver- 
schüchtern lassen.  Weil  es  nicht  in  der  kleinlichen  Manier  anderer  Geld- 
leute, z.  B.  der  Deutschen,  sofort  nach  der  Gründung  eines  Geschäfts 
auch  schon  die  Dividenden  springen  sehen  will,  sondern  ordenthchen 
Entwicklungsterminen  vertraut  und  darum  in  „schlechten  Zeiten" 
kaltblütig  auf  bessere  hofft,  ist  es  jedesmal  ungerupft  über  die  schwersten 
Landeskrisen  weggekommen.  Aus  den  ihm  verpfändeten  oder  von 
ihm  angekauften  Ländereien  ist  ihm  aber  ein  solcher  Grundbesitz  an- 
gewachsen, daß  man  das  landläufige  Sprichwort  fast  wörtlich  nehmen 
darf:  ,,Die  ganze  Provinz  Buenos- Aires  gehört  den  Engländern".  .  .  . 
England  hat  die  La  Plata- Staaten  dem  Weltverkehr  erschlossen  durch 
Anlage  gewaltiger  Eisenbahnstrecken;  es  hat  die  rationelle  Vieh-  und 
Pferdezucht  dort  eingeführt  und  weite  Gebiete  der  öden  Pampas  in 
reizende  Parklandschaften  verwandelt". 

Den  Engländern  sind  in  neuerer  Zeit  in  stets  zunehmender  Zahl 
Franzosen,  Belgier,  Holländer,  Schweizer  und  auch  Deutsche  zur  Seite 
getreten,  letztere  freilich  mehr  durch  Beteiligung  an  französischen  und 
belgischen  Unternehmungen  als  direkt,  trotz  der  großen  Zahl  deutscher 
Ansiedlungspioniere,  die  in  Argentinien  erfolgreich  tätig  gewesen  sind, 
und  trotz  des  großen  Einflusses,  dem  die  lebhaften  Handelsbeziehungen 
Bahn  gebrochen  haben,  und  der  ihnen  eine  führende  Stellung  in  der 
kommerziellen  und  industriellen  Entwicklung  des  Landes  vorschafft  hat. 

Argentinien  wird  stets  ein  Musterbeispiel  dafür  bleiben,  wie  durch 
den  Grundkredit  der  Reichtum  eines  neuen  Landes  erweckt  und  dann 
mächtig  gehoben  werden  kann.  Die  menschenleeren  Pampas  boten  vor- 
zügliche Weideflächen  dar,  die  eine  Viehzucht  in  großem  Stile  und  im 
Anschluß  daran  eine  bedeutende  Fleischkonservenindustrie  ermöglichten. 
Bis  zum  Jahre  1880  hat  Argentinien  fast  nur  Viehzucht  betrieben  und 
Getreide  einführen  müssen.  In  dem  Maße  aber,  wie  das  Eisenbalmnetz 
ausgebaut  wurde,  ist  es  in  einer  beispiellos  verlaufenen  Entwicklung 
zu  einem  der  bedeutendsten   Getreideausfuhrländer  geworden,   das  in 

^)  Die  Kapitalanlage  im  Auslande.     Berlin  1907.     S.  45. 
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der  Ausfuhr  von  Mais  an  erster,  von  Weizen  an  zweiter  Stelle  steht. 
Diese  gewaltige  Ausfuhr  ist  zum  großen  Teil  durch  die  eigentümlichen 
Besitzverhältnisse  erzwungen.  Argentinien  hat  nie  ein  Heimstätten- 
recht  besessen,  alles  Land  war  schon  früh  von  Großgrundbesitzern 
ersessen  und  aufgeteilt  worden.  Die  späteren  Landverkäufe  an  Kolonisten 
sind  zu  immer  mehr  steigenden  Preisen  erfolgt  und  diese  Landpreise 
zwangen,  gegenüber  der  Konkurrenz  der  alten  Großgrundbesitzer,  zu 
enormen  Arbeitsanstrengungen.  Dalier  der  große  Export,  der  nun  seiner- 
seits auf  den  europäischen  Getreidemarkt  drückte  und  zu  den  bekannten 
Schutzzollmaßnahmen  führte.  Die  Anschauungsweise  der  Farmer, 
die  jedes  Objekt  nur  vom  Standpunkt  der  Konjunktur  und  der  Renten- 
höhe wertet,  sieht  in  der  Boden  Verschuldung  lediglich  ein  produktions- 
wirtschaftliches Moment,  keine  Beeinträchtigung  eines  Besitz-  und 
Eigentumsrechtes.  Wenn  mit  Hilfe  der  gekauften  modernen  Maschinen, 
der  geschaffenen  Be-  und  Entwässerungsanlagen  usw.  der  Bodenertrag 
auf  12, 15  und  mehr  Prozent  gesteigert  werden  kann,  dann  fragt  der  Farmer 
wenig  darnach,  ob  er  7  oder  8  %  Hypothekenzinsen  zahlen  muß.  In 
dieser  Bereitwilligkeit,  hohe  Zinsen  zu  zahlen,  liegt  natürhch  das  haupt- 
sächlich stimulierende  Element  für  das  internationale  europäische  Kapital, 
sich  der  bodenwirtschafthchen  Erschließung  überseeischen  Neulandes 
zu  widmen,  und  es  ist  Argentinien  in  ganz  besonders  hohem  Maße  zugute 
gekommen,  zumal  da  jede  Grundbesitztransaktion,  die  durch  Über- 
gang von  Weidewirtschaft  zum  Ackerbaubetrieb  notwendig  wurde, 
auch  vielfache  Möglichkeiten  mit  sich  brachte,  der  europäischen  Ausfuhr- 
industrie große  und  lohnende  Aufträge  gewinnbringend  zu  vermitteln. 
Diese  Entwicklung  ist  namentlich  für  Antwerpen,  dem  wichtigsten  Export- 
hafen der  mittel-  und  westeuropäischen  Industriedistrikte,  wahrzunehmen. 
Argentinien  hat  neben  den  zahlreichen  Übersee-Hypothekenbanken, 
die  sich  auf  seinem  Boden  etablierten,  auch  selbst  eine  recht  vollkommene 
Bodenkreditorganisation  entwickelt.  Die  Engländer  hatten  als  erste 
schon  im  Jahre  1862  die  ,, London  and  River  Plate  Bank"  gegründet,  die 
neben  ihrer  Aufgabe  als  Bankinstitut  für  den  Überseehandel  auch  Finan- 
zierungsgeschäfte, insbesondere  Immobiliengeschäfte,  betrieben  hatte. 
Dazu  kam  1870  zum  Zwecke  der  Übernahme  und  Verwertung  des  Land- 
besitzes der  Central  Argentine  Railway  Co.,  die  „Central  Argentine 
Land  Co.",  die  1888  als  „Argentine  Land  and  Investment  Co."  rekon- 
struiert wurde.  Ihr  folgte  1872  von  argentinischer  Seite,  freilich  mit 
Unterstützung  von  europäischem,  hauptsächlich  französischem  Kapital, 
die  ,,Banco  hypothecario  de  la  provincia  de  Buenos- Aires",  ein  Institut, 
das  eine  wenig  erfreuhche  Entwicklung  genommen  hat,  aber  1910  neu 
organisiert  worden  ist,  und  sodann  1886  die  „Banco  hypothecario  nacio- 
nal",  eine  Staatsbank  mit  Regierungsgarantie,  für  deren  Cedulas  die 
Antwerpener  Börse  der  wichtigste  Markt  in  Europa  wurde,  das  Haupt- 
institut des  argentinischen  Bodenkredits,  das  sich  durch  alle  Krisen 
hindurch  als  tüchtig  geleitetes  und  hochangesehenes  Kreditinstitut 
«bewährt  hat.    Es  wurde  auf  Grund  eines  Gesetzes  vom  24.  September 
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1886  gegründet  und  durch  Gesetz  vom  7,  September  1911  reorganisiert. 
Durch  ein  Provinzialgesetz  vom  11.  Oktober  1886  wurde  von  der  Provinz 
Santa  Fe,  dem  vorher  erwähnten  Beispiel  der  Provinz  Buenos-Aires 
folgend,  die  ,,Banque  de  Credit  Foncier  et  Agricole  de  Santa  Fe"  ge- 
gründet. Auch  an  dieser  Provinzialbank  ist  französisches  Kapital  be- 
teiligt, ebenso  an  den  rein  privaten  Hypothekeninstituten,  die  als  hei- 
mische Anstalten  zu  betrachten  sind,  u.  a.  an  der  1888  gegründeten 
„Banque  Hypothecaire  de  Buenos-Aires",  ferner  dem  einzigen  Gegen- 
seitigkeitsinstitut Argentiniens  ,,E1  Hogar  Argentino,  Banco  de  Prestamos 
y  Construciones"  (1899)  und  dem  ,, Credit  Foncier  de  Buenos-Aires  et 
des  Provinces  Argentines"  (1910).  Argentinisch  ist  auch  die  ,, Banco 
nacional  immobiliario",  die  sich  aus  einer  Bank-  und  einer  Hypotheken- 
abteilung zusammensetzt,  gegründet  1899.  Letztere  soll  Grundeigen- 
tum in  der  Hauptstadt,  den  Provinzen  und  Nationalterritorien  kaufen 
und  mit  8  %  Hypothekenobligationen  zahlen,  deren  Verzinsung  und 
Tilgung  von  der  Bankabteilung  besorgt  wird. 

An  die  Seite  dieser  Institute  sind  nun  seit  den  90  er  Jahren  eine 
ganze  Anzahl  von  Übersee-Hypothekenbanken  getreten,  die  ihren  Haupt- 
sitz in  Europa  haben,  ihre  Hypotheken  aber  ausschließlich  oder  größten- 
teils nach  Argentinien,  zum  Teil  aber  auch  nach  Uruguay,  Paraguay, 
Brasilien  usw.  gewährt  haben.  Wir  führen  sie  zunächst  nach  ihren  Hei- 
matländern und  in  chronologischer  Reihenfolge  geordnet,  auf: 

a)  England. 
1881:  River  Plate  Trust,  Loan  and  Agency  Co., 
1883:  Santa  Fe  Land  Company, 

1888:  River  Plate  and  General  Investment  Trust  Company, 
Mortgage  Company  of  the  River  Plate, 
Santa  Fe  and  Cordova   Great   Southern   Land  Co.,  rekon- 
struiert 1913  als  Cordova  Land  Co., 
1889:  Argentine    Southern    Land    Co.    mit    mehreren    Untergesell- 
schaften, z.  B.  Rio  Negro  Land  Co., 
1908:  Argentine  Northern  Land  Co.,  unter  Übernahme  einer  früheren 
Gesellschaft  gleichen  Namens.     Die  Gesellschaft  steht  in 
Beziehungen  zur  Cordoaa  Central  Buenos  Aires  Extension 
Railway, 
1910:  Argentine  Lastern  Land  Co.,  die  mit  der  Entre  Rios  Rail- 

ways  Co.  zusammenarbeitet. 
Es  ist  wohl  anzunehmen,  daß  diese  Gesellschaften,  zum  größten 
Teil  wenigstens,  in  der  Hauptsache  sich  mit  Parzellierung  von  Ländereien 
befassen,  wobei  sie  aber  direkt  und  indirekt  stark  an  Bodenkreditge- 
schäften beteiligt  sind.  Die  an  letzter  Stelle  genannte  Gesellschaft 
arbeitet  auch  in  Paraguay. 

b)  Frankreich. 
1905:  Banque  Hypothecaire  Franco-Argentine, 
1906:  Cr6dit  Foncier  Argentin, 
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1910:  Caisse  Hypothecaire  Argentine, 

191 1:  Credit  Foncicr  du  Nord  en  Argentine,  Lille, 

Ferner    bestehen    noch    folgende    Gesellschaften,    deren 
Entstehungszeit  mir  unbekannt  ist: 
Societe  de  Credit  Foncier  de  Santa  F6, 
Mutuelle  hypoth6caire  franco-sud-am^ricaine, 
Compagnie  Agricole  et  Hypothecaire  Argentine. 

c)  Holland. 

1905:  Holland-La  Plata-Hypotheekbank,  Amsterdam, 
1911:  Holland- Argentinie  Hypotheekbank,  Dortrecht. 

d)  Schweiz. 

1910:  Schweizerisch- Argentinische  Hypothekenbank,  Zürich. 

e)  Belgien. 

1894:  Societe  Anonyme  Industrielle  et  Pastorale  Beige- Sud- Am6ri- 

caine, 
1898:  Societe  Hypothecaire  Beige- Americaine, 
1899:  Banque  Beige  de  Prets  Fonciers, 
1903:  Credit  Foncicr  Sud- Am  ericain, 
1905:  Compagnie  Agricole  et  Hypothecaire  Argentine, 
1909:  Societe  Generale  Beige- Argentine, 
1910:  Societe  Fonciere  belge-argentine, 

Banque  Hypothecaire  Transatiantique, 
1911:  Credit  Foncier  belgo-suisse  du  Mexique  (arbeitet  seit   1913 
in  Argentinien), 

Credit  Immobilier  Sud-Americain, 

Banque  Belge-Argentine  de  prets  hypothecaires, 
1912:  Societe  beige  de  Credit  Foncier, 

Banque  Immobiliere  Hypothecaire  argentine, 
1913:  Compagnie  Fonciere  et  Hypothecaire  belge-argentine. 

Im  Verhältnis  von  Belgien  zu  Holland  sieht  man  aus  diesen  Zu- 
sammenstellungen, daß  Belgien  in  der  gleichen  Weise  nach  Argentinien 
tendiert,  wie  Holland  nach  Kanada  und  Nordamerika,  Der  große  Gegen- 
satz in  den  Welthandelsbeziehungen  Antwerpens  zu  denen  Rotterdams 
kommt  darin  zum  Ausdruck.  Nahezu  alle  oben  genannten  Gesellschaften 
haben  ihren  Sitz  in  Antwerpen,  das,  wie  schon  erwähnt,  seit  vielen  Jahren 
stark  an  Argentinischen  Werten  interessiert  war.  Um  die  genannten 
Übersee-Hjrpothekenbanken  gruppieren  sich  natürlich  reine  Parzellierungs- 
und  Finanzierungsinstitute,  die  zu  ihnen  in  engen  Beziehungen  stehen. 
Einzelne  dieser  Gesellschaften  stehen  unter  sich  sozusagen  in  Personal- 
union, zum  Teil  haben  sie  Interessengemeinschaft  mit  französischen 
Übersee-H5rpothckenbanken. 
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Zurückzuführen  ist  die  starke  Beteiligung  Antwerpens  am  über- 
seeischen Bodenkredit  Argentiniens  auf  die  seit  vielen  Jahren  bestehenden 
Niederlassungen  Antwerpener  Häuser.  Überblickt  man  die  Namen 
der  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Firmen,  so  sieht  man,  wie 
stark  insbesondere  deutsche  Firmen  an  der  Spitze  dieser  Übersee-Hypo- 
thekenbanken stehen:  H.  Albert  v.  Bary  &  Co.  (jetzt  Compagnie  Com- 
mercielle  Beige,  anci  H.  A.  de  Bary  &  Co.),  Bunge  &  Co.,  Fuchs,  De 
Decker  &  Co.,  Brauss,  Mahn  &  Co.,  G.  &  C.  Kreglinger,  Mallinckrodt  & 
Co.,  Th.  Bracht  &  Co.,  Osterrieth,  Jacobs  u.  a.  Unter  diesen  Firmen 
steht  an  erster  Stelle  das  Haus  v.  Bary,  das  in  Gemeinschaft  mit  der 
ebenfalls  auf  deutschen  Ursprung  zurückgehenden  Compagnia  Limit  ad  a 
E.  Tomquist  &  Co.  in  Buenos- Aires  einen  großen  Teil  der  genannten 
Übersee-Hypothekenbanken  beherrscht.  In  gleicher  Weise  sind  die 
anderen  Firmen  mit  ihren  Korrespondenzfirmen  in  Buenos-Aires  zu 
diesen  Konzernbildungen  vereinigt. 

Auch  deutsches  Kapital  finden  wir  an  den  belgischen  Übersee-Hypo- 
thekenbanken beteiligt.  An  den  Unternehmungen  des  Hauses  v.  Bary 
ist  die  Diskonto- Gesellschalt  resp.  die  Brasilianische  Bank  für  Deutsch- 
land interessiert.  (Die  Banque  Beige  de  Prets  Fonciers  sollte  ursprüng- 
lich in  Brasilien  arbeiten,  ist  dann  aber  auch  nach  Argentinien  gegangen.) 
An  der  Banque  Hypoth4caire  Transatiantique,  einer  Gründung  der  Firma 
Brauss,  Mahn  &  Co.,  war  die  Deutsche  Bank  bzw.  die  Deutsche  Über- 
seeische Bank  in  Gemeinschaft  mit  der  Banque  Centrale  Anversoise 
beteiligt.  Auch  schweizerische  und  holländische  Interessen  sind  bei 
vielen  dieser  Übersee-Hypothekenbanken  direkt  vertreten,  während 
mit  französischen  Gesellschaften  Interessengemeinschaftsverträge  be- 
stehen zum  Zwecke  gegenseitiger  Ausgleichung  des  Risikos,  Ausschaltung 
der  Konkurrenz  auf  dem  Überseegebiete,  Gemeinschaftlichkeit  im 
Schätzungs-  und  Wertfeststellungsverfajh.ren,  dadurch  Verbilligung  des 
Betriebes,  endlich  bessere  Ausnützung  der  jeweiligen  Kapitalmarktlage. 
Je  nachdem  kann  eine  Emission  einmal  in  Brüssel,  das  andere  Mal  in  Paris 
mit  besserem  Erfolge  untergebracht  werden,  während  der  Erlös  beiden 
Instituten  zugute  kommt.  Der  Risikoausgleich  geschieht  durch  gegen- 
seitige Cession  eines  Teils  der  abgeschlossenen  Hypotheken,  so  daß 
bei  jeder  Bank  ein  Konto:  ,, Unterbeteiligungen  an  Hypotheken"  ge- 
führt wird.  So  arbeiten  die  belgischen  Gesellschaften  Banque  Beige  de 
Prets  Fonciers  und  Societe  Industrielle  et  Pastorale  Sud- Am  ericaine 
zusammen  mit  dem  Credit  Foncier  Argentin  in  Paris,  der  belgische 
Credit  Foncier  Sud-Americain  mit  dem  französischen  Credit  Foncier 
du  Nord  en  Argentine  in  Lille,  die  Societe  Hypothecaire  Belge-Argentine 
mit  der  Banque  Hypothecaire  Franco-Argentine  in  Paris. 

Der  Umstand,  daß  gerade  Argentinien  ein  so  bevorzugtes  Land 
für  europäische  Übersee-Hypothekenbanken  geworden  ist,  wird  auf 
die  große  Finanzkrise  der  80  er  Jahre  zurückgeführt.  Während  der  Jahre, 
die  dem  Pariser  Krach  von  1882  folgten,  hatte  sich  das  von  den  speku- 
lativen Werten  zurückgescheuchte  Publikum  den  fest  verzinslichen  Pa- 
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picren  zugewandt,  zunächst  den  europäischen  Staatsfonds,  und  als  diese 
in  großen  Mengen  konvertiert  wurden,  den  exotischen  Rentenpapieren. 
Insbesondere  hatte  die  Boulanger-Affaire  in  Frankreich  und  die  daraus 
entspringende  Befürchtung  eines  europäischen  Krieges  die  Aufmerksam- 
keit auf  die  südamerikanischen  Titel  gelenkt,  die  damals  —  in  der  zwei- 
ten Hälfte  der  80  er  Jahre  —  bessere  Verzinsung  bei  gleicher  Sicherheit 
wie  die  europäischen  Werte  zu  bieten  schienen.  Die  5  %  und  4^/2  % 
Brasilianischen  Anleihen  standen  über  pari,  auch  der  Kredit  der  argen- 
tinischen Republik  war  noch  intakt.  Dieses  letztere  Land  hatte  einen 
großen  Aufschwung  genommen;  die  Handelsbeziehungen  zwischen  La 
Plata  und  London,  Antwerpen  und  Hamburg  wuchsen  von  Tag  zu  Tag, 
Wolle,  Häute,  Getreide  kamen  in  vorher  unbekannten  Mengen  nach 
den  europäischen  Häfen.  Die  Kaufleute,  die  von  drüben  zurückkamen, 
wußten  nicht  genug  von  den  unermeßlichen  Reichtümern  dieses  Landes 
und  seinen  Entwicklungsmöglichkeiten  zu  erzählen,  die  nur  auf  die  Ka- 
pitalien warteten,  um  alle  diese  Schätze  heben  zu  können.  Es  begann 
infolgedessen  eine  große  Hausse  in  Argentinischen  Werten,  zunächst 
Staatsanleihen,  Eisenbahn  werten,  sodann  auch  Pfandbriefen  (Cedulas), 
Provinzialfonds  usw.  Die  Kapitalisten  selbst  verlangten  direkt  die  Werte ; 
sie  wurden  nicht  etwa  von  drüben  exportiert,  um  in  Europa  auf  den  Markt 
gebracht  zu  werden,  sondern  sie  mußten  in  Buenos- Aires  gekauft  werden, 
nur  damit  der  europäischen  Nachfrage  Genüge  geleistet  werden  konnte. 
London  ging  dabei  voran,  Antwerpen  folgte,  in  gewissem  Abstände  dann 
auch  Brüssel,  Paris  und  nicht  minder  auch  Berlin.  In  London  waren 
damals  4,114  Mill.  Argentinische  Werte  cotiert,  die  ungefähr  3  Mill. 
Pfund  effektives  englisches  Kapital  darstellten*).  Dann  kam  die  Krise, 
die  ihren  prägnantesten  Ausdruck  in  dem  Sturz  des  HausesBaring  Brothers 
fand.  In  Argentinien  aber  war  unter  der  Präsidentschaft  Celman  sowohl 
in  Buenos-Aires  wie  in  den  Provinzen  das  Geld  geradezu  verschleudert 
worden;  nicht  weniger  als  100  Mill,  Goldpesos,  die  im  Nationalschatz 
sein  sollten,  um  die  Emission  von  Papiergeld  zu  decken,  waren  ver- 
schwunden ;  es  war  ein  unglücklicher  Rausch  über  das  Land  gegangen. 
Das  Agio,  das  zwischen  25  und  60  %  geschwankt  hatte,  war  bis  auf  350  % 
nach  dem  Sturze  des  alten  und  mächtigen  Bankhauses  Baring  gestiegen. 
Die  Firma  hatte  400  Mill.  Frcs.  südamerikanische  Werte  im  Portefeuille, 
das  andere  Opfer  der  Katastrophe,  das  Haus  Murella,  ungefähr  den 
vierten  Teil  dieses  Betrages.  Unzählige  weitere  Zusammenbrüche  folgten, 
in  Europa  und  zumal  auch  in  Südamerika.  Der  argentinische  Staat 
selbst  mußte  seine  Zahlungen  einstellen.  Aus  diesen  schwierigen  Ver- 
hältnissen ist  der  auf  den  enormen  Bodenwerten  des  Landes  ruhende 
Grundkredit  der  Retter  geworden,  nachdem  der  schwere  Rausch  ver- 
flogen und  eine  Regelung  der  Geldverhältnisse  möglich  geworden  war. 
Die  großartige  wirtschaftliche  Entwicklung  Argentiniens,  zumal  seit 
Mitte  der  90  er  Jahre,  ist  bekannt ;  sie  sei  durch  nachfolgende  Zahlen 
erläutert.     Es  betrug  die  Einwohnerzahl: 

^)  Smets,    a.  a.  O.  S.  8, 


^.0  FritzSchulte, 

Wirtschaftliche    Entwicklung    Argentiniens. 


Einwohnerzahl 

Kilometer- 
länge der 
Eisen- 
bahnen 

Bebaute 
Fläche 
in  ha 

Davon 

entfielen  aut 

Weizen 

Mais 

1872 
1895 

I9I0 

2  231  000 

3  955  000 
7  172  000 

864 
14  462 
29413 

580  000 

4  892  000 

20  367  000 

73  000 
2  050  000 
6  253  000 

130000 
I  244  000 
3  215  000 

Ähnliche  Verhältnisse  wie  in  Argentinien  finden  wir  in  Ägypten, 
nur  daß  die  moderne  kapitalistische  Erschließung  des  Landes  nicht  Weizen 
und  Mais,  sondern  Baumwolle  als  Welthandelsprodukt  auf  den  Markt 
gebracht  und  damit  zum  maßgebenden  Wirtschaftsfaktor  des  Landes 
gemacht  hat.  Großer  Landbesitz  in  den  Händen  der  Khediven  und  des 
eingewanderten  türkischen  Militäradels  hat  das  Einsetzen  des  speku- 
lativen europäischen  Kapitals  insofern  erleichtert,  als  die  Grundhefren 
durch  die  Aussicht  auf  reiche  Gewinne  leicht  bewogen  werden  konnten, 
sich  selbst  an  diesen  Landspekulationen  zu  beteiligen.  Französisches, 
englisches  und  belgisches  Kapital  erwarb  unter  Mitwirkung  dieser  mäch- 
tigen Klasse  großen  Besitz  an  ,, Domänen",  der  parzelliert,  ent-  und 
bewässert  und  der  Kultur,  vorzugsweise  wie  erwähnt  der  Baum- 
wolle, zugeführt  wurde.  Sehr  stark  anziehend  hat  auf  das  europäische 
spekulative  Kapital  die  Regulierung  des  Nils  durch  die  Staudämme 
(Assuan  1902)  und  die  Anlage  der  Kanäle  zur  Regelung  der  Nilflutungen 
eingewirkt.  Hand  in  Hand  mit  dieser  landwirtschaftlichen  Grundstücks- 
spekulation ging  eine  bedeutende  großstädtische  Terrainspekulation 
in  Kairo  und  Alexandria,  die  durch  die  Straßenbahnanlagen,  den 
starken  Fremdenverkehr  und  das  Entstehen  von  Kurorten  (Heliopolis, 
Heluan)  sehr  starke  Impulse  erhielt.  Überspekulation  und  Baum- 
woUkrisis  haben  in  den  letzten  Jahren  in  dieser  fieberhaften  Entwick- 
lung einen  starken  Rückschlag  gebracht,  so  daß  die  ägyptischen  Immo- 
bilien- und  Übersee-Hypothekenbanken  jahrelang  ertraglos  oder  mit 
erheblichen  Verlusten  gearbeitet  haben. 

Seit  der  Eröffnung  des  Suezkanales  hatte  sich  zunächst  in  der  Haupt- 
sache französisches  Kapital  nach  Ägypten  gewandt;  so  finden  ^vir  den 
Credit  Foncier  de  France  am  Werke,  der  mit  dem  damaligen  Khediven 
unerhörte  Spekulationsgeschäfte  betrieben  hatte  und  Ende  der  70  er 
Jahre  beinahe  das  Opfer  einer  Katastrophe  geworden  wäre.  Als  erste 
ägyptische  Hjrpothekenbank  wurde  unter  Mitwirkung  der  Societe  Ge- 
nerale und  des  Credit  Lyonnais  im  Jahre  1880  der  ,, Credit  Foncier  Egyp- 
tien"  in  Kairo  gegründet,  der  zu  einem  der  bedeutendsten  Hypotheken- 
institute der  Welt,  mit  ajinähernd  700  Mill.  Frcs.  Hypothekenbestand, 
herangewachsen  ist.  Im  gleichen  Jahre  entstand  auch  die  enghsche 
,,Land  and  Mortgage  Co.  of  Egypt".  Das  Annuaire  Statistique  de 
i'Egypte  für  1913  führt  folgende  Institute  auf: 
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Obligationen- 
Bodeakreditbanken    in    Ägypten:  Umlauf 

L.  E. 

Agricultural  Bank  of  Egypt  (englisch) 6  405  750 

Banque    Hypoth6caire    Franco-ßgyptienne    (französisch) 

Caisso  Hypothecaire  d'figypto  (belgisch) i  844  097 

Credit  Foncicr  figyptien  (französisch) 26  528  404 

Credit  Foncicr  d'Oricnt  (französisch)      964  375 

Credit    Hypothecaire    Agricolc    et    Urbaine    d'^gypte 

(belgisch) 528  300 

Land  and  Mortgage  Co.  of  Egypt  (englisch) 370  iio 

Land  Bank  of  Egypt  (englisch) 3  621  209 

Mortgage  Company  of  Egypt  (englisch) i  706  250 

41  9^0  495 

Diese  wären  nach  der  amtlichen  Statistik  als  wirkliche  Hypotheken- 
banken aufzufassen.  Dazu  kommen  nun  noch  in  beträchtlicher  Zahl 
Finanzierungsinstitute  und  ländliche  und  städtische  Immobilienge- 
sellschaften, die  größtenteils  mit  den  genannten  Kreditinstituten  in 
engem  Konzernzusammenhang  stehen  und  jedenfalls  indirekt  an  Boden- 
kreditgeschäften stark  mitbeteiligt  sind,  letztere  auch  durch  Emission 
von  Obligationen  finanziert  haben.  Die  belgische  ,,Caisse  Hypothecaire 
d'Egypte"  gehört  mit  einer  ganzen  Gruppe  von  französischen,  englischen 
und  belgischen  Gesellschaften  zum  Konzern  der  1895  durch  den  bel- 
gischen Genoralkonsul  G.  A.  Eid  gegründeten  „Societe  Agricole  et  In- 
dustrielle d'Eg5^te",  die  dann  auch  an  der  1910  unter  Mitwirkung  der 
Banque  de  l'Union  Parisienne  erfolgten  Gründung  des  ,, Credit  Foncier 
d'Oricnt"  in  Paris  mitbeteiligt  war.  Beide  Institute  stehen  in  ähnlichen 
Beziehungen  zueinander  wie  die  vorher  genannten  in  Argentinien  ar- 
beitenden französischen  und  belgischen  Übersee-Hypothekenbanken. 
Für  die  zweite  oben  aufgeführte  belgische  Hypothekenbank,  die  „Societe 
Hypothecaire  Agricole  et  Urbaine  d'Egypte"  lassen  sich  in  gleicher 
Weise  Beziehungen  zur  Zementindustrie  nachweisen,  wie  für  den  im 
selben  Finanzkonzern  befindlichen  Credit  Foncier  du  Canada;  diese 
Beziehungen  gehen  aber  auch  weiter  zu  Straßenbahngesellschaften, 
Terraingesellschaften  in  Kairo  und  Umgebung,  Hotel-  und  Sanatoriums- 
bauten in  Heliopolis  usw. 

Der  hochentwickelten  Bodenkreditorganisation  Ägyptens  steht  in 
Nordafrika  kein  Gegenstück  mehr  zur  Seite.  Die  französische  Kolonial- 
hypothekenbank, den  in  Algier  und  Tunis  arbeitenden  Credit  Foncier 
d'Algerie  et  de  Tunisie  haben  wir  bereits  oben  erwähnt,  desgleichen 
den  Credit  Foncier  Colonial,  der  auch  im  tropischen  afrikanischen  Kolo- 
nialland Beleihungen  gemacht  hat.  Im  asiatischen  Teile  des  Orients 
ist  der  oben  erwähnte  französische  „Credit  Foncier  d'Orient"  tätig. 

In  Südafrika  überwiegen  durchaus  die  enghschen  Gesellschaften, 
doch  ist  auch  Holland  dort  durch  zwei  Gesellschaften  vertreten,  die 
„Nederlandsch-Zuid-Afrikaansche  Hypotheekbank"    und    die  , .Pretoria 
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H5^othcekbank",  beide  1889  mit  dem  Sitze  in  Amsterdam  gegründet  i). 
In  Ostindien  finden  wir  gleichfalls  noch  ein  holländisches  Institut,  die 
,,Oostersche  Hypotheekbank",  die  bereits  1886  gegründet,  in  Singapore 
eine  Geschäftsstelle  hat,  aber  sehr  unbedeutend  ist.  In  China  begegnen 
wir  dann  noch  einer  belgischen  Gesellschaft,  dem  ,, Credit  Foncier  d'Ex- 
treme- Orient",  der  in  den  Fremdenkonzessionen  in  Shanghai,  Tientsin 
usw.  Hypotheken  besitzt,  aber  in  der  Hauptsache  direkt  als  Baugcsell- 
schaft  tätig  ist,  eine  Ziegelei  betreibt  usw.  Sonst  finden  wir  in  ganz  Asien, 
Ostindien,  Australien,  Neuseeland  nur  noch  englische  Gesellschaften. 
Wir  wollen  jedoch  mangels  Unterlagen  für  eine  genauere  Feststellung 
darauf  verzichten,  diese  Namen  der  möglicherweise  als  Übersee-Hj^o- 
thekenbanken  anzusprechenden  zahlreichen  Gesellschaften,  Investment 
Trusts  oder  Financial-Companies  hier  aufzuführen,  weil  aus  der  Firma 
der  Gesellschaft,  wie  schon  mehrfach  erwähnt,  ein  Rückschluß  nicht 
gezogen  werden  kann.  Auffallenderweise  finden  wir  auch  in  Java  keine 
holländische  Hypothekenbank^).  Die  englische  ,,Java  Investment  Loan 
and  Agency  Limited"  kann  aus  dem  angeführten  Grunde  nur  mit  Vor- 
behalt hier  Erwähnung  finden. 

III. 

Es  geht  aus  der  im  vorigen  Abschnitt  gegebenen,  sicherlich  unvoll- 
ständigen und  namentlich  hinsichtlich  der  a.ufgeführten  englischen 
Gesellschaften  starker  Ergänzungen  und  Korrekturen  bedürftigen 
Zusammenstellung  hervor,  daß  wir  es  bei  den  Übersee-Hypothekenbanken 
mit  Gebilden  des  spezifisch  westeuropäischen  Kapitalismus  zu  tun  haben, 
der,  wirtschaftsgeschichtlich  betrachtet,  in  Deutschland  wohl  überwunden 
ist.  Die  Freiheiten,  die  das  spekulative  Kapital  in  Frankreich,  Belgien, 
Holland  und  England  besitzt,  jederzeit  neue  Gesellschaften  auf  Grund 
eines  sehr  liberalen  Aktienrechts  in  das  Leben  zu  rufen,  ohne  zureichende 
Deckung  Obligationen  zu  emittieren  und  auf  den  Markt  zu  bringen, 
nach  Belieben  reine  Immobihengeschäfte  und  sonstige  Transaktionen 
auszufüiiren,  die  nach  deutscher  Anschauung  mit  den  Aufgaben  einer  Hypo- 
thekenbank nicht  vereinbar  sind,  gibt  es  in  Deutschland  nicht  mehr.  Es 
gab  dort  diese  Freiheiten  früher  in  den  60  er  und  70er  Jahren,  aber  die 
Erinnerung  an  die  Gründerjahre  läßt  es  ausgeschlossen  erscheinen,  daß 
jemals  wieder  der  Zustand  ökonomischer  Handlungsfreiheit  zurückkehrt, 
der  nach  deutscher  Auffassung  doch  zu  wenig  Garantien  gegen  die  Ge- 
fahren von  Überspekulationen  oder  auch  gegen  direkten  Mißbrauch 
des  Vertrauens  weiter  Kreise  kleiner  Sparer  bietet.  Damit  soll  nicht 
a  limine  ein  Verdammungsurteil  gegen  die  bestehenden  Übersee-Hypo- 
thekenbanken ausgesprochen  sein;  im  Gegenteil,  es  soll  gar  nicht  be- 

^)  Die  Pretoria  Hypotheekbank  steht  in  Beziehungen  zur  Nederlandsch  Bank  voor 
Znidafrika.  die  Nederlandsch-Zuid-Afrikaansche  Hypotheekbank  zur  Trcinsvaalschen 
Bank-en   Handelsvereenigung  v.  Baerfeldt    &   Heijblom.      Eisfeld,    a.   a.    O.    S.  229. 

2)  Eisfeld,  a.  a.  O.  S.  230,  erwähnt  die  Nederlandsch-Indische  Hypotheekbank 
zu  Batavia  gegr.  1892. 


Übersee-H3T)othekenbanken.  io 

zweifelt  werden,  daß  die  Mehrzahl  von  ihnen  durchaus  reelle  und  nach 
soliden  Grundsätzen  geleitete  Kreditinstitute  sind.  Aber  andererseits 
muß  ich  doch  auch  hervorheben,  daß  das  beschränkte  Material,  das 
mir  infolge  der  gegenwärtigen  Kriegsverhältnisse  zur  Verfügung  ge- 
standen hat,  keine  Rückschau  auf  die  Vergangenheit  gestattet.  Wir 
wissen  nicht,  ob  und  wieviele  solcher  Institute  ein  unrühmhches  unzeitiges 
Ende  gefunden  haben,  ob  bereits  große  Kapitalienverluste  zu  verzeichnen 
waren  usw.  Unsere  Übersicht  stellt  nur  einen,  noch  dazu  unvollkommenen, 
Querdurchschnitt  dar,  der  der  Zeit  etwa  Ende  1913  entspricht.  Welche 
Einwirkungen  durch  den  Krieg  bereits  eingetreten  sind,  läßt  sich  eben- 
falls jetzt  noch  nicht  feststellen. 

Die  Beurteilung  der  Übersee-Hypothekenbanken  müßte  also  zum 
Teil  auf  die  Erörterung  grundlegender  Prinzipien  der  Wirtschaftsfreiheit 
oder  der  sozialen  Gebundenheit  zurückgreifen,  die  uns  indes  vom  Thema 
weit  abführen  würde.  Zweifellos  ist  freilich,  daß  die  Übersee-H3^otheken- 
banken  ein  sehr  wirksames  Instrument  politischen  Einflusses  bilden 
können.  Eine  Auseinandersetzung  dieser  Seite  des  Problems  würde 
gleichbedeutend  sein  mit  der  Frage  der  Kapitalsanlage  im  Auslande 
überhaupt.  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  des  gegenwärtigen  Krieges 
werden  frühere  Anschauungen  hierüber  wahrscheinlich  erheblich  revidiert 
werden  müssen;  auf  alle  Fälle  aber  muß  abgewartet  werden,  bis  nach 
Beendigung  des  Krieges  die  ganze  Summe  seiner  weltwirtschaftlichen 
Einwirkungen  und  Folgen  klar  zutage  getreten  sind.  Die  deutschen  Ka- 
pitalsinvestitionen im  Auslande  waren  entweder  Erwerb  von  Staats- 
anleihen oder  Eisenbahnpapieren  oder  Absiedlung  von  Deutschen  zum 
Zweck  des  Betriebes  von  Landwirtschaft,  Handel  oder  Industrie.  Die  Er- 
trägnisse dieser  Art  des  Kapitalexports,  der  zugleich  die  menschlichen 
Arbeitskräfte  selbst  entführte,  sind  nur  zum  geringen  Teile  dem  Mutter- 
lande wieder  zugute  gekommen.  Soweit  die  deutsche  Ansiedlung,  die  in 
Kanada,  in  Argentinien  usw.  recht  bedeutend  gewesen  ist,  des  Gnind- 
kredits  benötigte,  ist  sie  auf  landsässige  Geldquellen  oder  auf  die  Übersee- 
Hypothekenbanken  angewiesen  gewesen,  die  ausnahmslos  in  ausländischen 
Händen  lagen.  Die  wünschenswerte  Verknüpfung  des  Auswandenings- 
verkehrs  durch  den  von  deutschen  Instituten  gewährten  langfristigen 
Kredit  hat  gefehlt,  und  es  wäre  wohl  die  Frage  einer  näheren  Untersuchung 
wert,  ob  Deutschland  nicht  in  dieser  Beziehung  ein  Versäumnis  sich  hat 
zuschulden  kommen  lassen.  Der  langfristige  Realkredit  hat  den  Vorteil, 
langjährige  Beziehungen  zu  schaffen  und  den  Ansiedler  dauernd  an  der 
Hand  zu  behalten,  ihn  zu  beraten  und  ihn,  nicht  nur  in  wirtschafthcher 
Beziehung,  dem  deutsch-nationalen  Einflüsse  zugänglich  zu  halten. 
Von  dieser  Seite  aus  betrachtet,  gewinnt  die  Frage  der  Übersee-Hypo- 
thekenbanken sicherlich  eine  Bedeutung,  die  diejenige  der  Beteiligung 
des  deutschen  Kapitals  an  ausländischen  Staatsanleihen  oder  Eisenbahn- 
bauten, Erschließung  von  Petroleumfeldem  und  dergl.  erheblich  über- 
trifft. 

Rein  mit  geschäftlichen  Augen  betrachtet,  erscheinen  uns  jedoch 
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stets  die  Übersee-Hypothekenbanken  als  spekulative  Unternehmungen, 
die  zwar  gute  Gewinne  in  Aussicht  stellen,  aber  auch  mit  erheblichem 
Risiko  belastet  sind.  Sowohl  Kanada  wie  Argentinien  und  Ägypten 
haben  schwere  Finanz-  und  Wirtschaftskrisen  erlebt,  an  denen  das 
Übermaß  europäischer  Spekulation  und  die  alles  Maß  überschrei- 
tende Zufuhr  gewinnsuchenden  Kapitals  die  Hauptschuld  tragen.  Der 
Kredit,  der  gewährt  wird,  hängt  überall  in  seinem  Erfolg  von  den 
schwankenden  Konjunkturen  des  Welthandels  ab.  Betrachten  wir  die 
Entwicklung  der  Weizenerzeugung,  die  in  erster  Linie  wenigstens  für 
Kanada  und  Argentinien  in  Betracht  kommt.  Es  betrug  die  Weizen- 
produktion in  Mill.  Tonnen^) : 

Weizenerzeugung    Argentiniens,    Ägyptens    und    Kanadas. 


Argentinien 

Ägypten 

Kanada 

1903 

2,48 

0,35 

1,61 

1904 

4,00 

0,33 

1,90 

1905 

4,50 

0,33 

2,90 

1906 

3,67 

0,40 

3,17 

1907 

4,92 

0,45 

2,49 

1908 

4,25 

0,50 

3,01 

1909 

3,82 

0,93 

4,54 

I9I0 

3,71 

0,89 

4,08 

I9II 

4,52 

1,04 

5,87 

I9I2 

5,40 

0,79 

5,60 

Legt  man  den  Londoner  Weizenpreis  zugrunde,  so  ergeben  sich  fol- 
gende Gelderträge,  und  die  in  Klammern  stehenden  Indexziffern  lassen 
erkennen,  wie  schwankend  der  Erlös  ist,  der  der  Landwirtschaft  je  nach 
dem  Ernteausfall  und  der  Weltmarktkonjunktur  zufällt. 

Geldertrag    der    W e i z e n e r z e  u  g  u  n g    Argentiniens,    Ägyptens 

und    Kanadas. 


Londoner 
Weizenpreis 

Argentinien 

Ägypten 

Kanada 

1903 

126 

3,125  (100,0) 

0,441  (100,0) 

2,029  (100,0) 

1904 

138 

5,520  (176,6) 

0,455  (103,2) 

2,622  (129,2) 

1905 

145 

6,525  (208,8) 

0,479  (108,6) 

4,205  (207,2) 

1906 

138 

5,065  (162,1) 

0,552  (125,2) 

4,375  (215,6) 

1907 

147 

7,232  (231,4) 

0,662  (150,1) 

3,660  (180,4) 

1908 

155 

6,588  (210,8) 

0,775  (175,7) 

4,666  (229,9) 

1909 

186 

7,105  (227,4) 

1,730  (392,3) 

8,444  (416,2) 

I9I0 

156 

5,788  (185,2) 

1,388  (314,7) 

6,365  (313,7) 

I9II 

155 

7,006  (224,2) 

1,612  (365,5) 

9,099  (448,4) 

Wenn  sich  diese  Preisergebnisse  auch  auf  eine  steigende  Anzahl  von 
Grundbesitzern  verteilen,  so  kann  man  aus  ihnen  doch  den  Schluß  ziehen, 
daß  der  einzelne  Schuldner  aus  sehr  stark  schwankenden  Ernteerträgen 
seine  Hypotheken  verzinsen  und  amortisieren  muß.    Das  verleiht  dem  ge- 


*)  Nach  B  a  11  o  d  ,  Grundriß  der  Statistik  S.  81. 
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samten  Bodenkredit  des  betreffenden  Landes  ein  Gepräge  starken  Risikos, 
und  um  diesem  Risiko  zu  begegnen,  sind,  zumal  in  wirtschaftlich  auf- 
strebenden Ländern,  die  kapitalistischen  Erwerbsgesellschaften  geeig- 
neter als  gemeinwirtschaftliche  Organisationsformen.  In  der  Tat  leisten 
diese  Kapitalsunternehmungen  außerordenthch  wichtige  Pionierdienste 
in  allen  weltwirtschaftlichen  Beziehungen,  und  sie  haben  das  meiste  dazu 
beigetragen,  die  finanzielle,  kommerzielle  und  industrielle  Vorherrschaft 
der  westeuropäischen  Staaten  zu  begründen,  zu  festigen  und  zu  er- 
weitern. Es  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  sie  unter  allen  Umständen  für 
wirtschaftliches  Neuland  und  speziell  auch  für  den  Bodenkredit  die  ge- 
gebenen Faktoren  der  Erschließung  sind;  namentlich  für  eigentlichen 
Kolonialbesitz  im  engeren  Sinne  werden  mehr  gemeinwirtschaftliche 
Formen,  zum  wenigsten  Übergangstypen  in  der  Form  der  gemischt- 
wirtschaftlichen Unternehmung,  geeigneter  sein.  Das  Beispiel  der  Kongo- 
gesellschaften Belgiens  wird  für  alle  Zeiten  abschreckend  sein.  Und  auch 
die  Erfahrungen,  die  Deutschland  in  seinen  Kolonialgebieten  mit  den 
privaten  Landgesellschaften  gemacht  hat,  lassen  für  die  Kolonien  jeden- 
falls die  Landaufteilung  auf  gemeinwirtschaftlicher  Grundlage  angezeigt 
erscheinen.  In  Landgebieten  jedoch,  die  deutscher  Herrschaftsmacht 
nicht  unterstehen,  %vird  es  jedenfalls  in  dem  Gewinninteresse  des  Kapi- 
tals eine  leistungsfähigere  Triebkraft  haben  als  in  der  sog.  gemeinnützigen, 
d.  h.  theoretisch  nach  äußeren  bestimmten  Gesichtspunkten  formulierten 
und  daher  stets  bevormundend  wirkenden  Organisation.  Es  gilt  ein  ziem- 
liches Risiko  aufzufangen,  und  das  ist  nur  möglich,  wenn  derjenige,  der 
sich  dazu  herbeiläßt,  dieses  Risiko  zu  übernehmen,  auch  in  der  Lage  ist, 
entsprechende  Gewinne  zu  machen.  Diese  Gewinne  werden  gewähr- 
leistet durch  den  hohen  Darlehenszinsfuß,  der  in  den  Übersee-Ländern 
herrscht. 

Die  Beleihungen  der  Übersee-Hypothekenbanken  bedingen  einen, 
nach  europäischem  Maße  gemessen,  sehr  hohen  Zinsfuß.  Zinsfüße  von 
7,  8,  9,  ja  10  %  und  mehr  waren  bis  vor  kurzem  keine  Seltenheit  i),  und 
sie  sind  eben  darauf  zurückzuführen,  daß  sie  keinen  reinen  Zins  mehr 
darstellen,  sondern  daß  sie  verbunden  sind  mit  Risikoprämien,  Konjunk- 
turergebnissen und  einer  besonderen  Seltenheitsvergütung;  mit  Grund- 
rente haben  sie  kaum  etwas  zu  tun,  denn  diese  ist  in  dünn  besiedelten 


^)  Die  Denkschrift  von  Dr.  Jose  Bianco:  „La  Propriedad  Imobiliaria"  (Buenos  Aires 
1909)  gibt  für  die  Beleihungen  in  Argentinien  im  Jahre  1908  folgende  Verzinsung  an: 

Zinsen  Anzahl  Betrag 

unbekannt  1416  7  958  923,73  P. 

5%  223  7700228,92  „ 

6%  695  13501430,71  „ 

7%  393  7080938,31  „ 

8%  805  11178877,78  „ 

9%  3271  34791351,62  „ 

10%  1233  14545176,42  „ 

11%  76  410500,00  „ 

12%  301  I  140210,77  „ 

mehr   als   12  %  9  43  500,00  „ 
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see-Hypothekenbanken  ansehen,  daß  sie  sich  nur  sehr  geringer  Pubhzität 
befleißigen.  Ihre  Geschäftsberichte  enthalten  das  denkbar  Wenigste, 
was  ein  Bodenkreditinstitut  über  die  Art  und  die  Natur  seiner  Aktiv- 
geschäfte überhaupt  mitteilen  kann.  Ganz  ausgeschlossen  ist  es,  aus 
ihnen  den  Umfang  ihrer  einzelnen  Beleihungsarten  zu  ersehen,  also 
wieviel  von  der  gesamten  aushaftenden  Beleihungssumme  auf  ländlichen 
und  wieviel  auf  städtischen  Kredit  entfällt,  wieviel  davon  gegen  Rück- 
zahlung auf  feste  Termine,  gegen  Tilgung  in  Raten  oder  in  Annuitäten 
gewährt  ist,  wie  groß  die  Zahl  der  Darlehen  und  der  durchschnittliche 
Betrag  eines  Darlehens  ist.  Ebenso  haben  wir  für  statistische  Zusammen- 
stellungen Erschwernisse  anderer  Art  zu  bedauern,  die  ungetrennte 
Angabe  von  Obligationen  und  Spareinlagen,  die  Hinzurechnung  rück- 
ständiger Zinsen  zur  Hypothekenschuld  usw. 

Vollständig  sind  nur  die  Angaben,  für  die  sich  der  Dividenden  be- 
ziehende Durchschnittsaktionär  in  erster  Linie  interessiert.  Erfüllen 
sich  in  dieser  Beziehung  die  Erwartungen,  dann  ist  es  den  Aktionären 
der  Gesellschaft  meist  gleichgültig,  wo  und  wie  ihre  Dividenden  in  dem 
Überseegebiete  verdient  worden  sind.  Genauere  Angaben  müssen  freilich 
gemacht  werden,  wenn  ein  negatives  Geschäftsergebnis  zu  berichten 
ist;  alsdann  lassen  sich  die  Gesellschaften  schon  eher  herbei,  näliere  An- 
gaben zu  machen.  Ausführlich  sind  stets  die  Emissionsprospekte  gehalten, 
die  namentlich  mit  volkswirtschaftlichen  Daten  über  die  Entwicklung 
des  Überseegebietes  gespickt  sind. 

Die  Emission  der  Obligationen  selbst  erfolgt  in  der  gleichen  Weise 
wie  bei  den  sonstigen  Obligationen  anderer  Banken  oder  Aktiengesell- 
schaften überhaupt.  In  Frankreich  und  Belgien  lauten  sie  meist  auf 
500  Francs  und  sind  in  der  Regel  5  Jahre  lang  unkündbar,  dann  innerhalb 
eines  verschieden  lang  bemessenen  Zeitraumes  durch  Rückkauf  oder 
Verlosung  tilgbar.  Die  Emission  geschieht  stets  durch  einmalige  Sub- 
skription. Ist  die  Anleihe  begeben,  dann  sind  Stücke  derselben  nur  noch 
an  der  Börse  zu  haben. 

Die  Übersee-Hypothekenbanken  stehen  daher  überall  direkt  in  Be- 
ziehung zur  Börse,  zur  Hochfinanz  und  auch  zur  Finanzpresse  des  Landes,. 
in  dem  sie  domiziliert  sind.  Ihre  Emissionen  müssen,  wenn  günstige 
Konjunktur  vorhanden  ist,  mit  einem  Schlage  zum  Erfolge  führen;  durch 
geeignete  Reklame  vorbereitet,  führt  die  Subskription  einer  solchen  Emis- 
sion in  der  Regel  rasch  zum  Ziel,  wenn  der  ganze  Börsenapparat  dafür 
eingesetzt  wird.  Auch  die  Gründung  der  Gesellschaft  kommt  in  der 
Regel  in  der  Hochfinanz  zustande.  Das  Aktienkapital  wird  mit  10  oder 
mit  20  %  eingezahlt,  der  Rest  bildet  als  Nachzahlungsverpflichtung  der 
Aktionäre  eine  Art  von  Reserve,  auf  Grund  welcher  die  Gesellschaft  bei  ihren 
Gründungs-  und  Emissionsbanken,  die  hinter  ihr  stehen,  einen  Trassie- 
rungskredit erhält.  Mit  diesen  Mitteln  werden  die  ersten  Ausleihungen 
gemacht  und  die  Kunst  ist  nun,  den  richtigen  Moment  zu  erfassen,  an 
dem  die  erste  Obligationenanleihe  unter  das  Publikum  gebracht  werden 
kann,  durch  die  die  kurzfristigen  Verpflichtungen  konsolidiert  werden. 
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Das  erfordert  selbstverständlich  wieder  erhebliche  Kosten,  nicht  zuletzt 
für  Reklame  in  der  Finanzpresse  usw.  Eine  Deckung  durch  Hypotheken 
ist  keineswegs  unbedingtes  Erfordernis  für  die  Emission  der  Obligationen. 
Das  Aktienrecht  stellt  auch  einer  allmählichen  Amortisation  der  Emissions- 
kosten, des  Disagios,  der  Pfandbriefanfertigungskosten  usw.,  ebensowenig 
wie  der  ersten  Einrichtungskosten  der  Bank,  ein  Hindernis  in  den  Weg. 
Sie  werden  unter  die  Aktiven  eingesetzt  und  durch  Abschreibungen  ge- 
tilgt. Wenn  die  Konjunktur  des  Kapitalmarktes  es  erlaubt,  werden  durch 
Ausgabe  privilegierter  Aktien  solche  angesammelte  Rückstände  auch 
wohl  mit  einem  Schlage  beseitigt.  Diese  privilegierten  Aktien  lauten  in 
Frankreich  und  Belgien  in  der  Regel  auf  looo  Frcs.  und  werden  voll  ge- 
zahlt. Sie  lauten  auf  einen  etwas  höheren  Zinsfuß  und  haben  das  Recht 
auf  Nachzahlung,  wenn  in  einem  Fehljahre  die  Dividende  vorkürzt 
werden  muß  oder  ausbleibt.  Die  Nachzahlungspflicht  der  Aktionäre  der 
nur  mit  lo  oder  20  %  eingezahlten  gewöhnlichen  Kapitalsaktien  wird 
nur  selten  und  ungern  in  Anspruch  genommen ;  lieber  greift  man  zu  einer 
Kapitalserhöhung  oder  auch  zu  einer  Neugründung.  Letztere  lohnt  sich 
für  die  Gründer  stets  dadurch,  daß  sie  Gelegenheit  gibt,  aus  Gründer- 
rechten  und  Tantiemen  neue  Vorteile  herauszuschlagen,  indem  man 
Studien,  Erfahrungen  und  Beziehungen  usw.  als  Sacheinlagen  ent- 
sprechend bewertet,  einbringt,  während  man  zugleich  sich  und  seinen 
Freunden  Vertretungen  im  Verwaltungsrate  sichert.  Die  Gewinn- 
verteilung erfolgt  in  der  Regel  so,  daß  nach  Ausscheidung  eines  5  %igen 
Anteils  an  den  Reservefonds  zunächst  der  Zinsanspruch  der  privilegierten 
Aktien  befriedigt  wird,  worauf  dann  die  Kapitalsaktien  eine  Vordividende 
von  5  oder  6  %  erhalten.  Von  dem  verbleibenden  Überschuß  kommen 
IG,  15  oder  20  %  als  Tantieme  an  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrats 
imd  die  Kommissäre  zur  Auszahlung,  während  der  verbleibende  Rest  in 
der  Regel  zwischen  den  Kapitalsaktien  (als  Superdividende)  und  den 
Gründerrechten  zu  gleichen  Teilen,  seltener  im  Verhältnis  von  3  :  i  oder 
sonstwie  geteilt  wird. 

Das  ist  im  großen  und  ganzen  das  Bild,  das  man  beim  Studium  der 
Satzungen  und  der  inhaltlich  meist  dürftigen  Geschäftsberichte  der 
Übersee-Hypothekenbanken  gewinnt.  Dabei  soll  aber  ausdrücklich  betont 
werden,  daß  mir  nichts  femer  liegt,  als  ein  im  allgemeinen  ungünstiges 
Urteil  über  die  Institution  als  solche  abzugeben,  bloß  deshalb,  weil  das 
Aktienrecht  Verschiedenheiten  von  den  deutschen  Rechtsauffassungen 
aufweist.  Es  kommt  eben  ganz  und  gar  auf  die  maßgebenden  Persönlich- 
keiten an,  zumal  da  das  Eigenkapital,  das  so  gut  wie  stets  nur  mit  10  oder 
20  %,  in  Ausnahmefällen  mit  25  oder  50  %  eingezahlt  ist,  dem  Unter- 
nehmen nur  eine  schwache  reale  Basis  für  seinen  Kredit  bietet.  Die 
Satzungen  treffen  daher  manchmal  die  Bestimmung,  daß  das  Emissions- 
recht für  Obligationen  auf  den  doppelten  Betrag  des  nominellen  Aktien- 
kapitals beschränkt  ist.  Die  Actions  non  liberees  bilden  eine  stets  greifbare 
Reserve,  und  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  auf  ihren  Eingang  im  Be- 
darfsfall wohl  stets  gerechnet  werden  kann.     Finanziell  ist  der  Kredit 
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see-Hypothekenbanken  ansehen,  daß  sie  sich  nur  sehr  geringer  Pubhzität 
befleißigen.  Ihre  Geschäftsberichte  enthalten  das  denkbar  Wenigste, 
was  ein  Bodenkreditinstitut  über  die  Art  und  die  Natur  seiner  Aktiv- 
geschäfte überhaupt  mitteilen  kann.  Ganz  ausgeschlossen  ist  es,  aus 
ihnen  den  Umfang  ihrer  einzelnen  Beleihungsarten  zu  ersehen,  also 
wieviel  von  der  gesamten  aushaftenden  Beleihungssumme  auf  ländlichen 
und  wieviel  auf  städtischen  Kredit  entfällt,  wieviel  davon  gegen  Rück- 
zahlung auf  feste  Termine,  gegen  Tilgung  in  Raten  oder  in  Annuitäten 
gewährt  ist,  wie  groß  die  Zahl  der  Darlehen  und  der  durchschnittliche 
Betrag  eines  Darlehens  ist.  Ebenso  haben  wir  für  statistische  Zusammen- 
stellungen Erschwernisse  anderer  Art  zu  bedauern,  die  ungetrennte 
Angabe  von  Obligationen  und  Spareinlagen,  die  Hinzurechnung  rück- 
ständiger Zinsen  zur  Hypothckenschuld  usw. 

Vollständig  sind  nur  die  Angaben,  für  die  sich  der  Dividenden  be- 
ziehende Durchschnittsaktionär  in  erster  Linie  interessiert.  Erfüllen 
sich  in  dieser  Beziehung  die  Erwartungen,  dann  ist  es  den  Aktionären 
der  Gesellschaft  meist  gleichgültig,  wo  und  wie  ihre  Dividenden  in  dem 
Überseegebiete  verdient  worden  sind.  Genauere  Angaben  müssen  freilich 
gemacht  werden,  wenn  ein  negatives  Geschäftsergebnis  zu  berichten 
ist;  alsdann  lassen  sich  die  Gesellschaften  schon  eher  herbei,  nähere  An- 
gaben zu  machen.  Ausführlich  sind  stets  die  Emissionsprospekte  gehalten, 
die  namentlich  mit  volkswirtschaftlichen  Daten  über  die  Entwicklung 
des  Überseegebietes  gespickt  sind. 

Die  Emission  der  Obligationen  selbst  erfolgt  in  der  gleichen  Weise 
wie  bei  den  sonstigen  Obligationen  anderer  Banken  oder  Aktiengesell- 
schaften überhaupt.  In  Frankreich  und  Belgien  lauten  sie  meist  auf 
500  Francs  und  sind  in  der  Regel  5  Jahre  lang  unkündbar,  dann  innerhalb 
eines  verschieden  lang  bemessenen  Zeitraumes  durch  Rückkauf  oder 
Verlosung  tilgbar.  Die  Emission  geschieht  stets  durch  einmalige  Sub- 
skription, Ist  die  Anleihe  begeben,  dann  sind  Stücke  derselben  nur  noch 
an  der  Börse  zu  haben. 

Die  Übersee-Hypothekenbanken  stehen  daher  überall  direkt  in  Be- 
ziehung zur  Börse,  zur  Hochfinanz  und  auch  zur  Finanzpresse  des  Landes,, 
in  dem  sie  domiziliert  sind.  Ihre  Emissionen  müssen,  wenn  günstige 
Konjunktur  vorhanden  ist,  mit  einem  Schlage  zum  Erfolge  führen ;  durch 
geeignete  Reklame  vorbereitet,  führt  die  Subskription  einer  solchen  Emis- 
sion in  der  Regel  rasch  zum  Ziel,  wenn  der  ganze  Börsenapparat  dafür 
eingesetzt  wird.  Auch  die  Gründung  der  Gesellschaft  kommt  in  der 
Regel  in  der  Hochfinanz  zustande.  Das  Aktienkapital  wird  mit  10  oder 
mit  20  %  eingezahlt,  der  Rest  bildet  als  Nachzahlungsverpfhchtung  der 
Aktionäre  eine  Art  von  Reserve,  auf  Grund  welcher  die  Gesellschaft  bei  ihren 
Gründungs-  und  Emissionsbanken,  die  hinter  ihr  stehen,  einen  Trassie- 
rungskredit erhält.  Mit  diesen  Mitteln  werden  die  ersten  Ausleihungen 
gemacht  und  die  Kunst  ist  nun,  den  richtigen  Moment  zu  erfassen,  an 
dem  die  erste  Obligationenanleihe  unter  das  Publikum  gebracht  werden 
kann,  durch  die  die  kurzfristigen  Verpflichtungen  konsolidiert  werden. 
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Das  erfordert  selbstverständlich  wieder*  erhebliche  Kosten,  nicht  zuletzt 
für  Reklame  in  der  Finanzpressc  usw.  Eine  Deckung  durch  Hypotheken 
ist  keineswegs  unbedingtes  Erfordernis  für  die  Emission  der  Obligationen. 
Das  Aktienrecht  stellt  auch  einer  allmählichen  Amortisation  der  Emissions- 
kosten, dos  Disagios,  der  Pfandbriefanfertigungskosten  usw.,  ebensowenig 
wie  der  ersten  Einrichtungskosten  der  Bank,  ein  Hindernis  in  den  Weg. 
Sie  werden  unter  die  Aktiven  eingesetzt  und  durch  Abschreibungen  ge- 
tilgt. Wenn  die  Konjunktur  des  Kapitalmarktes  es  erlaubt,  werden  durch 
Ausgabe  privilegierter  Aktien  solche  angesammelte  Rückstände  auch 
wohl  mit  einem  Schlage  beseitigt.  Diese  privilegierten  Aktien  lauten  in 
Frankreich  und  Belgien  in  der  Regel  auf  looo  Eres,  und  werden  voll  ge- 
zahlt. Sie  lauten  auf  einen  etwas  höheren  Zinsfuß  und  haben  das  Recht 
auf  Nachzahlung,  wenn  in  einem  Fehl  jähre  die  Dividende  vorkürzt 
werden  muß  oder  ausbleibt.  Die  Nachzahlungspflicht  der  Aktionäre  der 
nur  mit  lo  oder  20  %  eingezahlten  gewöhnlichen  Kapitalsaktien  wird 
nur  selten  und  ungern  in  Anspruch  genommen ;  lieber  greift  man  zu  einer 
Kapitalserhöhung  oder  auch  zu  einer  Neugründung.  Letztere  lohnt  sich 
für  die  Gründer  stets  dadurch,  daß  sie  Gelegenheit  gibt,  aus  Gründer- 
rechten  und  Tantiemen  neue  Vorteile  herauszuschlagen,  indem  man 
Studien,  Erfahrungen  und  Beziehungen  usw.  als  Sacheinlagen  ent- 
sprechend bewertet,  einbringt,  während  man  zugleich  sich  und  seinen 
Freunden  Vertretungen  im  Verwaltungsrate  sichert.  Die  Gewinn- 
verteilung erfolgt  in  der  Regel  so,  daß  nach  Ausscheidung  eines  5  %igen 
Anteils  an  den  Reservefonds  zunächst  der  Zinsanspruch  der  privilegierten 
Aktien  befriedigt  wird,  worauf  dann  die  Kapitalsaktien  eine  Vordividende 
von  5  oder  6  %  erhalten.  Von  dem  verbleibenden  Überschuß  kommen 
IG,  15  oder  20  %  als  Tantieme  an  die  Mitglieder  des  Verwaltungsrats 
imd  die  Kommissäre  zur  Auszahlung,  während  der  verbleibende  Rest  in 
der  Regel  zwischen  den  Kapitalsaktien  (als  Superdividende)  und  den 
Gründerrechten  zu  gleichen  Teilen,  seltener  im  Verhältnis  von  3  :  i  oder 
sonstwie  geteilt  wird. 

Das  ist  im  großen  und  ganzen  das  Bild,  das  man  beim  Studium  der 
Satzungen  und  der  inhaltlich  meist  dürftigen  Geschäftsberichte  der 
Übersee-Hypothekenbanken  gewinnt.  Dabei  soll  aber  ausdrücklich  betont 
werden,  daß  mir  nichts  femer  liegt,  als  ein  im  allgemeinen  ungünstiges 
Urteil  über  die  Institution  als  solche  abzugeben,  bloß  deshalb,  weil  das 
Aktienrecht  Verschiedenheiten  von  den  deutschen  Rechtsauffassungen 
aufweist.  Es  kommt  eben  ganz  und  gar  auf  die  maßgebenden  Persönlich- 
keiten an,  zumal  da  das  Eigenkapital,  das  so  gut  wie  stets  nur  mit  10  oder 
20  %,  in  Ausnahmefällen  mit  25  oder  50  %  eingezahlt  ist,  dem  Unter- 
nehmen nur  eine  schwache  reale  Basis  für  seinen  Kredit  bietet.  Die 
Satzungen  treffen  daher  manchmal  die  Bestimmung,  daß  das  Emissions- 
recht für  Obligationen  auf  den  doppelten  Betrag  des  nominellen  Aktien- 
kapitals beschränkt  ist.  Die  Actions  non  liberees  bilden  eine  stets  greifbare 
Reserve,  und  die  Erfahrung  hat  gelehrt,  daß  auf  ihren  Eingang  im  Be- 
darfsfall wohl  stets  gerechnet  werden  kann.     Finanziell  ist  der  Kredit 
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dieser  Unternehmungen  daher  zumeist  gut,  sofern  in  ihrem  Verwaltungs- 
rate kapitalstarke  Persönlichkeiten  sitzen,  die  dann  die  eigenthchen 
Träger  des  Kredits  der  Unternehmung  sind. 

Die  Übersee-Hypothekenbanken  sind  also  privatwirtschaftlich  ganz 
individuell  zu  behandeln  und  dasselbe  gilt  auch,  wenn  man  ihre  volks- 
wirtschaftliche Stellung  in  das  Auge  faßt.  Diese  hat  natürlich  ror 
allem  von  dem  wirtschaftlichen  Bedürfnis  auszugehen,  das  befriedigt 
werden  soll,  und  das  liegt  beim  Bodenkredit  in  erster  Linie  auf  selten  des 
Kreditnehmers.  Die  Tätigkeit  einer  Hypothekenbank,  die  ihre  Obliga- 
tionen in  Europa  auf  den  Kapitalmarkt  bringt,  ihre  Ausleihungen  aber  in 
einem  exotischen  Staate  bewirkt,  kann  kritisch  nur  dadurch  gewürdigt 
werden,  daß  man  von  den  rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnissen 
des  Beleihungsgebietes  ausgeht  und  feststellt,  wie  das  Institut  seine 
Beleihungspraxis  ausübt,  welche  Schwierigkeiten  und  Hemmnisse  ihm 
dort  entgegentreten,  welcher  Art  die  Organisation  ist,  die  es  sich 
draußen  geschaffen  hat,  namentlich  wie  sein  Schätzungsverfahren  ein- 
gerichtet ist  und  funktioniert,  und  welche  Erfolge  das  Institut  aufzu- 
weisen hat.  Die  Beantwortung  aller  dieser  Fragen  aber  kann  nur  im 
Rahmen  einer  Darstellung  des  Bodenkredits  des  betreffenden  Auslands- 
gebietes erfolgen  und  sie  muß  dann  die  einheimischen  Bodenkredit- 
anstalten und  die  auswärtigen,  dort  arbeitenden  Übersee-Hypotheken- 
banken zusammenfassen. 

Ganz  allgemein  wird  man  sagen  dürfen,  daß  diese  Institute  für  die 
Länder,  in  denen  sie  aktiv  wirksam  sind,  sehr  große  Bedeutung  haben, 
da  deren  wirtschaftliche  Erschließung  in  großem  Umfange  von  der  Zufuhr 
europäischen  Kapitals  schlechthin  abhängt. 

Wesentlich  schwieriger  ist  die  Frage  der  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung der  Übersee-Hypothekenbanken  für  die  kapitalgewährenden 
europäischen  Staaten  zu  beantworten.  In  Betracht  kommt  zunächst 
allgemein  die  Frage  der  Kapitalanlage  im  Auslande  und  sekundär  die 
damit  in  Zusammenhang  stehenden  Kategorien  des  Warenaustausches 
und  des  internationalen  Zahlungsverkehrs. 

Die  Darlehensgewährung  der  Übersee-Hypothekenbanken  bedeutet 
nicht  Kapitalexport  in  dem  Sinne,  wie  ihn  der  Auswanderungsverkehr 
und  die  Errichtung  von  industriellen  Betrieben  im  Auslande  mit  sich 
bringt,  sondern  sie  begründet  lediglich  Forderungsrechte,  die  heimisches 
Kapital  nur  zeitweise  dem  inländischen  Markte  entzieht.  Diese  For- 
derungsrechte geben  zunächst  zu  umfangreichen  Trassierungen  Ver- 
anlassung, und  die  so  entstehenden  Wechselverbindlichkeiten  finden 
durch  die  bei  günstiger  Kapitalmarktlage  erfolgenden  Obligationen- 
emissionen ihre  Abwicklung.  Die  Darlehensgewährung  im  Auslande 
wird  also  im  Überseegebiete  einen  Druck  auf  den  Kurs  der  Devisen 
London,  Paris,  Amsterdam,  Antwerpen  oder  Brüssel  bewirken  und  dem- 
zufolge ein  Steigen  des  ausländischen  Wechselkurses  an  den  europäischen 
Plätzen.  Es  hängt  natürlich  von  der  gesamten  Lage  des  internationalen 
Waren-   und  Forderungsverkehrs   ab,   ob  diese   Wirkung  nicht   durch 
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andere  Faktoren  vermindert  bzw.  aufgehoben  oder  auch  noch  verstärkt 
wird;  jedenfalls  muß,  weil  die  internationalen  Kapitalstransaktionen 
letzten  Endes  durch  Warenversendung  ausgeglichen  werden  müssen, 
der  Warenexport  aus  Europa  gegenüber  dem  Warenimport  von  Übersee 
benachteiligt  erscheinen.  Diese  Wirkung  wird  durch  die  Remittierung 
der  Zins-  und  Tilgungszahlungen  kaum  aufgehoben  werden,  denn  es 
ist  anzunehmen,  daß  die  periodischen  Leistungen  der  Darlehensschuldner 
in  den  Überseegebieten  zum  größten  Teil  gegen  Lieferung  von  Landes- 
produkten aufgerechnet  werden. 

Die  Übersee-Hypothekenbanken  dienen  also  in  erster  Linie  den 
Interessen  des  Imports  ausländischer  Bodenerzeugnisse,  und  sie  ent- 
sprechen europäischem  Interesse  daher  nur  dann,  wenn  das  betreffende 
Land  auf  eine  dementsprechende  Getreideeinfuhrpolitik  angewiesen  ist. 
Dieser  dienen  sie  nach  zwei  Richtungen,  einmal  durch  die  Bindung  des 
ausländischen  Farmbesitzes  und  zweitens  durch  die  Beeinflussung  des 
Wechselkurses. 

Volkswirtschaftlich  in  Betracht  kommen  nun  aber  auch  noch  andere 
wichtige  Momente,  zunächst  die  Erhöhung  des  Zinssatzes,  und  zwar 
sowohl  des  Zinses  für  kurzfristige  wie  für  langfristige  Anlagen,  Die 
Erhöhung  des  Wechselkurses  an  den  europäischen  Plätzen  zieht  das 
Steigen  des  Diskontsatzes  nach  sich,  um  dem  Abfließen  von  Geld  an 
das  Ausland  entgegenzuwirken,  und  die  Emission  von  Obligationen 
muß  durch  die  bloße  Vermehrung  des  Angebotes  an  Rentenpapieren 
auf  den  Kurs  der  Anlagewerte  drücken  und  damit  auf  den  Zinsfuß  für 
langfristige  Anlagen  steigernd  einwirken. 

Kommen  wir  auf  diese  Weise  zu  einer  überwiegend  ungünstigen 
Beurteilung  der  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  der  Übersee-Hypo- 
thekenbanken, so  kann  andererseits  nicht  geleugnet  werden,  daß  auch 
günstige  Rückwirkungen  auf  die  kapitalgewährenden  europäischen 
Staaten  erfolgen  können.  Mit  der  argentinischen  Landwirtschaft  z.  B. 
hängen  viele  in  hohem  Maße  steigerungsfähige  industrielle  Nebengewerbe 
zusammen,  Fleischgefrieranstalten,  Konservenfabriken,  Gerbereien,  Müh- 
len, Zuckerfabriken,  Molkereien  usw.  usw.,  die  einen  ausgedehnten 
Maschinenimport  veranlassen.  Dasselbe  ist  in  Kanada,  Ägypten  und  den 
anderen  modern-agrarischen  Überseegebieten  der  Fall.  Dazu  kommen 
noch  die  vielfachen  Bedürfnisse  dieser  Gebiete  an  modernen  landwirt- 
schaftlichen Maschinen,  Geräten  usw.  überhaupt,  ferner  gibt  die  Aus- 
führung großer  öffenthcher  Bauten,  Eisenbahnen,  Kanäle,  Ent-  und 
Bewässerungsanlagen  durch  nahestehende  Gesellschaften  usw.  oder  durch 
sonstige  Beziehungen  Anlaß  zu  großen  Industrieaufträgen.  Nicht  zu- 
letzt wirkt  in  dieser  Richtung  die  Ausnützung  des  städtischen  Kredits. 
Es  ist  anzunehmen,  daß  die  Interessen  der  Zementindustrie  an  Übersee- 
Hypothekenbanken  in  erster  Linie  auf  die  Erwartung  geschäftUcher 
Rückwirkungen  dieser  Art  sich  gründen.  Ob  diese  Rückwirkungen  ge- 
nau dem  kapitalgewährenden  Staate  zugute  kommen,  das  ist  eine  Frage 
der  Organisation  und  man  wird  sagen  können,  daß  dies  um  so  eher  der 
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Fall  ist,  je  vielseitiger  der  Konzern  ist,  der  hinter  dem  betreffenden 
Unternehmen  steht.  Die  an  der  Spitze  dieser  Übersee- H5^othekenbanken 
stehenden  Persönlichkeiten  befinden  sich  in  einer  ähnlichen  Lage  wie 
die  Leiter  der  Straßenbahn-  und  Elektrizitätstrusts  und  ähnlicher 
finanztechnischer  Kapitalsorganisationen;  sie  sind  vielgesuchte  Per- 
sönlichkeiten für  Verwaltungsratsstellen,  und  sie  vereinigen  oft  eine  außer- 
ordentlich große  Machtfülle  in  ihren  Händen.  Aber  es  ist  natürlich 
nicht  ausgeschlossen,  daß  sie  diese  Machtfülle  lediglich  privatwirtschaft- 
lich ausnützen,  und  daß  sie  Industrieaufträge,  die  sie  in  die  Hände  be- 
kommen, auch  in  das  Ausland  weiterbegeben. 

Die  Übersee-Hypothekenbanken  sind  also,  soweit  das  kapitalexpor- 
tierende Heimatgebiet  in  Betracht  kommt,  vorzugsweise  imter  dem 
Gesichtswinkel  der  speziell  spekulativen  Kapitalsinteressen  zu  begut- 
achten, und  es  fragt  sich,  ob  ihr  volkswirtschaftlicher  Nutzen,  der  sicher- 
lich nicht  geleugnet  werden  darf,  groß  genug  ist,  um  den  volkswirtschaft- 
lichen Nachteil  des  starken  Kapitalexports  auszugleichen.  Sie  stärken 
die  internationalen  Handelsbeziehungen  und  fördern  den  Export  hei- 
mischer Industrieerzeugnisse,  aber  sie  entziehen  dem  heimischen  Kapital- 
markt bedeutende  Beträge,  steigern  den  Zinsfuß,  verschlechtern  die 
Valuta  des  eigenen  Landes  und  sind  daher  vom  Standpunkt  einer  na- 
tionalen Volkswirtschaftspolitik  wohl  in  überwiegendem  Maße  ablehnend 
zu  behandeln  und  nur  dann  zu  befürworten,  wenn  durch  sie  wichtige 
politische  Auslandsinteressen  dauernd  gestützt  und  gefördert  werden 
können. 
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Abends  am  31.  Juli  1914  begannen  die  Truppentransporte  der  fran- 
zösischen Armee  zur  Ostgrenze,  und  vom  i.  August  ab,  als  der  Mobili- 
sationsbefehl  ausgegeben  wurde,  hörte  der  gesamte  Eisenbahnverkehr 
für  Reisende  und  Güter  auf,  und  nur  Militärzüge  verkehrten  von 
jetzt  ab.  Vom  2. — 5.  August  zirkulierten  mehr  als  3000  Züge  auf  dem 
Bahnnetz  der  P.-L.-M.  und  fast  1500  auf  der  Orleanslinie.  Am  5.  August, 
als  die  Mobilisationstransporte  noch  nicht  beendet  waren,  begannen 
die  Konzentrationstransporte,  um  die  Truppen  aus  ihren  Depots  zur 
Front  zu  bringen.  Diese  Transporte  dauerten  bis  zum  19.  August. 
Während  dieser  Zeit  zirkulierten  auf  der  Ostlinie  mehr  als  4000  Mihtär- 
züge.  Die  überlasteten  Tage  waren  der  9.  August  mit  388  Zügen, 
der  10.  August  mit  395  Zügen  und  der  11.  August  mit  384  Zügen; 
außerdem  transportierte  diese  Bahngesellschaft  vom  2. — 8.  August 
40  000  ausländische  Arbeiter,  die  vor  der  Kriegsfurie  aus  den  Gruben- 
becken zu  Briey  und  Longwy  flüchteten. 

Die  Konzentrationstransporte  benötigten  auf  der  Orleanslinie  fast 
2000  Militärzüge  aus  57  000  Waggons  bestehend,  welche  600  000  Offiziere 
und  Soldaten,  144  000  Pferde,  sowie  40  000  Wagen  und  Kanonen  be- 
förderten. Auf  der  P.-L.-M.  verkehrten  mehr  als  4000  Züge  bis  zum 
30.  Mobilisationstage.  Auf  gewissen  Kreuzungspunkten  passierten  täg- 
lich bis  zu  200  Zügen,  d.  h.  etwa  alle  8  Minuten  ein  Zug. 

42  Armeekorps  wurden  in  solcher  Weise  innerhalb  von  20  Tagen 
zur  Front  gebracht,  wobei  145  Landsturmregimenter  noch  besonders 
zu  erwähnen  sind.  Alle  diese  Transporte  wurden  in  der  größten 
Ordnung  und  ohne  nennenswerte  Unfälle  ausgeführt.  Ein  Regiment 
benötigt  3^  Züge,  und  da  ein  Armeekorps  8  Infanterieregimenter  zählt, 
sind  mindestens  28  Züge  erforderlich.  Ein  Artillerieregiment  bedarf  9  Züge, 
das  sind  29  Züge  für  ein  Armeekorps,  welches  drei  Artillerieregimenter 
besitzt.  Vier  Züge  sind  für  ein  Reiter-Regiment  berechnet,  d.  h.  200 
Wagen  für  die  Pferde  und  ein  Zug  für  die  Mannschaft.  Endlich  kommen 
noch  die  Genietruppen,  Jäger  zu  Fuß,  Intendanzen,  Ambulanzen  und 
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die  Regimenter  der  schweren  Artillerie  und  Gebirgsartillerie,  die  je  nach 
Größe  des  Armeekorps  lo  bis  15  Züge  füllen.  Insgesamt  benötigt  ein  Armee- 
korps zu  zwei  Divisionen  ohne  Eskorte  iio  Züge,  mit  Eskorte  142  Züge. 

Einmal  die  Mobilisations-  und  Konzentrationstransporte  in  der 
vorgeschriebenen  Weise  beendet,  war  die  Rolle  der  Eisenbahn  noch 
nicht  ausgespielt,  denn  es  mußten  nun  Ersatztruppen-  und  Proviant- 
transporte erfolgen.  So  verkehrten  in  den  darauffolgenden  5  Wochen 
auf  dem  P.-L.-M.-Netz  mehr  als  1600  Züge  eingeschobener  Transporte. 
Die  Nord-,  Orleans-  und  Staats-Eisenbahn  sicherten  den  Transport 
der  260  000  Mann  starken  englischen  Armee,  die  vom  12. — 20.  August 
in  420  Zügen  von  Boulogne,  Nantes  und  St.  Nazaire  mit  all  ihrem 
Kriegsmaterial  nach  Mons  gebracht  wurde.  Später  übernahm  die  Orleans- 
bahn  auf  400  Zügen  den  Transport  der  indischen  Truppen  von  Tou- 
louse nach  Orleans. 

Nun  kamen  die  großen  Versetzungen  von  Truppenkörpem,  die  durch 
die  militärischen  Operationen  bedingt  wurden.  Der  Siegeszug  der 
deutschen  Armee  durch  Belgien  erheischte  eine  neue  Frontstellung,  die 
schnell  mit  Hilfe  der  Eisenbahn  hergestellt  werden  mußte. 

Nach  dem  Rückzug  der  französischen  Armee  von  Charleroi  vollzog 
sich  der  Rücktransport  unter  den  größten  Schwierigkeiten,  denn  neben 
den  Truppen  und  Flüchtlingen  mußte  das  gesamte  Material  der  Nord- 
und  Ostbahn  sowie  der  belgischen  Bahngesellschaft  ins  Innere  trans- 
portiert werden.  Während  der  Marneschlacht  verkehrten  an  gewissen 
Tagen  bis  170  Züge  zur  Front.  Später  in  der  Schlacht  an  der  Yser  trans- 
portierten 6000  Züge  fast  70  Divisionen  auf  Linien  von  65  — 400  km 
Länge  mit  einer  solchen  Genauigkeit  und  Schnelligkeit,  daß  der  Vor- 
marsch der  Deutschen  nach  Calais  mit  Erfolg  aufgehalten  wurde.  Wäh- 
rend dieser  Zeit  mußten  die  Bahngesellschaften  für  die  pünktliche  An- 
kunft der  Munitions-  und  Proviantzüge  sowie  für  die  pünktliche  Abfahrt 
der  Hospitalzüge  Sorge  tragen.  Man  möge  an  den  ungeheueren  Ver- 
brauch von  Munition  denken,  um  sich  eine  annähernde  Idee  von  der 
notwendigen  Anzahl  von  Zügen  zu  machen.  Was  die  Provianttrans- 
porte anbelangt,  so  ist  ihre  Zahl  ebenso  bedeutend.  Vom  6. — 19. 
August  beförderte  die  Paris-Orleansbahn  64  000  Tonnen  Nahrungs- 
mittel zur  Front.  Am  20.  Tage  der  Mobilmachung  verfügte  jede  der  sechs 
Armeen  an  der  Front  von  Beifort  bis  Maubeuge  und  die  7.  Armee  von 
Paris  über  sechs  Proviantzüge,  das  sind  täglich  42  Züge  für  die  sieben 
Armeen,  ohne  Berücksichtigung  der  für  die  Verproviantierung  der 
englischen  Armee  notwendigen  Züge. 

Für  die  Verpflegung  der  Pariser  Armee  wurden  mit  der  P.-O.  Bahn 
bis  zum  30.  September  117  000  Tonnen  Lebensmittel,  66000  Tonnen  Four- 
rage,  107000  Ochsen,  211 000  Schafe  und  Schweine  befördert.  Endlich 
zirkulierten  an  Sanitätszügen  auf  dem  P.-L.-M.- Schienenstrang  700  Wagen 
für  den  Verwundetentransport. 

In  dem  Augenblicke,  als  sich  die  deutsche  Armee  der  Stadt  Paris 
näherte,  Wurde  der  Regierungssitz  nach  Bordeaux  verlegt,  eine  schwere 
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Aufgabe,  die  den  großen  Bahngesellschaften  zufiel.  Neben  den  Militär- 
transporten hatten  die  P.-L,-M.-,  P.-O.-  und  Staatsbahnen  den 
Transport  der  Pariser  Flüchtlinge,  der  reichen  Kunstschätze  aus 
Pariser  Museen  und  des  Geldschatzes  der  größten  Banken  von  Paris 
zu  übernehmen.  Für  mehrere  Tage  verließen  die  Personenzüge  Paris 
in  einer  Reihenfolge  von  3  zu  3  Minuten.  Allein  am  3.  September  konnten 
mittelst  der  P.-O.-Bahn  50  000  Personen  ihre  Flucht  aus  Paris  bewerk- 
stelligen. Die  P.-L.-M.-  und  Staatsbahnen  transportierten  ebenfalls 
eine  ungeheuere  Anzahl  von  Personen. 

Durch  eine  ministerielle  Order  am  31.  Juli  1914  war  jeglicher  Waren- 
transport aufgehoben  worden,  und  die  Wiederaufnahme  des  Verkehrs 
wurde  auch  später  natürlich  nur  auf  den  Bahnen  genehmigt,  die  außer- 
halb des  Kriegsschauplatzes  lagen.  Man  begann  wieder  Personen-, 
Post-  und  einige  Schnellzüge  einzustellen,  doch  nahm  man  in  bezug 
auf  die  Beförderung  von  Waren  nur  das  Gepäck   von  Reisenden  an. 

Was  den  weiteren  Warentransport  anbetrifft,  so  wurde  er  ebenfalls  seit 
Kriegsbeginn  nach  und  nach  wieder  aufgenommen.  Bis  Ende  August  wurden 
die  Waren  kraft  des  Gesetzes  für  strategische  Bahnen  nur  mit  Geneh- 
migung der  Bahnkommission  angenommen.  Eine  wesentliche  Besserung 
trat  bald  ein,  als  die  Kommission  eine  Liste  derjenigen  Waren  herausgab,  die 
künftighin  ohne  besondere  Erlaubnis  befördert  werden  durften,  jedoch 
unter  der  Bedingung,  daß  die  BahnHnien  nicht  in  der  Kriegszone  lagen. 
So  stellte  die  Bahn-Kommission  nach  und  nach  eine  Etappenserie  auf, 
die  im  Dezember  in  zwei  Verwaltungen  geschieden  wurde.  Die  erste 
(Zone  A)  umfaßte  den  größten  Teil  des  französischen  Eisenbahnnetzes  im 
Hinterland  einschließlich  Paris.  Hier  konnten  alle  Waren,  jedoch  nur 
bis  zu  IG  Waggons,  versandt  werden.  Die  zweite  (Zone  B)  gehörte  der 
Armee  an,  umfaßte  aber  nicht  die  Linien,  die  in  der  Kriegszone  liegen. 
Hier  konnten  Waren  zu  2 — 5  Waggons  befördert  werden.  Auch  in  dieser 
Hinsicht  wurden  Verbesserungen  allef  Art  geschaffen. 

Später  ist  der  Gütertransport  im  Innern  Frankreichs  fast  wieder  auf 
seinen  normalen  Stand  zurücl%ekehrt,  was  man  über  die  Armeezone,  die 
bis  zur  Kriegszone  heranreicht,  nicht  sagen  kann,  denn  dort  ist  der  Trans- 
port mh;  großen  Schwierigkeiten  verbunden.  Vom  i.  November  1914  ab 
stand  den  Absendern  auf  den  Bahnen  der  inneren  Zone  (P.-L,-M.-,  Orleans-, 
Süd-,  Staats-  und  Ringbahn)  ein  fakultatives  Versicherungssystem  zur  Ver- 
fügung, Bis  jetzt  lehnten  die  verschiedenen  Bahngesellschaften  laut  einer 
Verordnung  vom  29.  Oktober  1914  des  Kriegsministers  jegliche  Verant- 
wortung für  Verlust  oder  Beschädigung  ab.  Eine  neue  Verordnung  vom 
31.  März  1915  hob  diejenige  vom  29.  Oktober  völlig  auf  und  machte  die 
Bahngesellschaften  für  Verlust,  Beschädigung,  ja  für  jegliche  Verspätung 
verantwortlich.  Diese  Verordnung  wurde  am  20.  Juli  vom  Kriegsminister 
dahin  erweitert,  daß  künftighin  auch  für  Verlust  und  Verspätung 
Yon  Postpaketen,  deren  Beförderung  in  Frankreich  nicht  der  Post,  son- 
dern den  Bahngesellschaften  obliegt,  die  Bahnen  zur  Verantwortung 
herangezogen  werden  können. 
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Der  französische  Eisenbahndienst,  wie  er  auf  dem  MobiHsations- 
plan  stand,  versagte  im  Sommer  bei  Beginn  des  Krieges  vollständig. 
Erst  nachdem  die  deutsche  Front  im  Herbst  zum  Stehen  gebracht  worden 
war,  ging  die  Regierung  daran,  den  Eisenbahndienst  neu  zu  organisieren, 
was  zur  Folge  hatte,  daß  er  später  ausgezeichnet  funktionierte.  Das 
ist  begreiflicherweise  im  Kriege  von  besonderer  Bedeutung,  denn  den 
Eisenbahnen  fällt  die  Aufgabe  zu,  eine  geregelte  Verbindung  der  Feld- 
armeen mit  der  Heimat  zu  gewährleisten. 


Zone  unter  den  Befehl 
des  Generalissimus 
gesteiit 
_Demar^,,^ 


Operations-  Zone 
Verltehrssystem  der  Armee 


Zone  unter  den  Befehl 

des  Ministeriums 

gestellt 


— ^^^•^■^vl      \^/         \i     ^-^ 

^/Krleg^ppenfpfstationeiJfrieQ^P^^'*^^ 
/    \      /   Ihlands-  \  Zone  '  \ 

Verkehrssystem  des  Hinterlandes, 
Fig.   I. 
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Die  Armee  besetzt  eine  gewisse  Zone,  in  der  sie  operiert;  diese  Zone 
ist  die  Operationszone.  Sie  steht  unter  direktem  Befehl  des  Generalis- 
simus. Hinter  der  Operationszone  liegt  die  sog.  Hinterlandszone,  die  der 
Regierung  unterstellt  ist.  Die  Grenze,  die  beide  Zonen  bilden,  nennt 
man  die  ,, Demarkationslinie".  In  der  Opsrationszone  bilden  alle  Ver- 
bindungswege das  ,, Verkehrssystem  der  Armee",  in  der  Hinterlandszone 
das  ,, Verkehrssystem  des  Hinterlandes"  (Fig.  i). 


P  In  diesen  Zonen  stehen 
g^Transport  und  Verl<ehr 
^^  unter  den  "Befehlen  des 
Armeekommandanten 

Etappen-  Zone 
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Diese  Zonen  schlissen  sich  aus  Hinterian^urch  die  Kriegietappenkppfstationen. 

'Kriegsetappenkopf 
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I 


aone  berührt. 


Fig.  2. 

Der  Wechsel  beider  Zonen  findet  in  den  „Kriegsetappenkopf- 
stationen",  auch  „Demarkationsstationen"  genannt,  auf  der  sogenannten 
Demarkationslinie  statt  (Fig.  2). 
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Das  gesamte  Verkehrswesen  hinter  der  Front  wickelt  sich  auf  Schie- 
nensträngen, Wegen  und  Flüssen  ab.  Also  gibt  es  drei  große  Zugangs- 
straßen zur  französischen  Front,  auf  welchen  der  gesamte  Bedarf  der 
Armeen  transportiert  wird  (Fig.  3). 

1.  Das  Bahnsystem  (Eisenbahndienst). 

2.  Das  Straßennetz  (Etappendienst). 

3.  Das   Fluß-   und  Kanalsystem    (Etappendienst). 


Etappenlager 


Hospital 
für  Ansteckung 


Eisenbahnsystem 

Etappensystem 

I   Fluss-  u.  Kanaisystem 

Fig.  3- 

Verkehrssystem  des  Hinterlandes':  Unterhalb  der  Demarkationslinie 
beginnt  die  Hinterlandszone  unter  dem  Befehl  des  Ministeriums  und  der  Regierung. 

Verkehrssystem  der  Operationszone:  Oberhalb  der  Demarkations- 
i  nie  befindet  sich  die  Operationszone  unter  den  direkten  Befehlen  des  Generahssimus. 

Der  gesamte  Dienst  der  hinteren  Front  untersteht  einem  General- 
stäbler, der  den  Titel  ,,Directeur  des  Services  de  l'arriere"  trägt.  Er  ist 
einer  der  großen  Chefs  der  französischen  Mihtärmacht  und  empfängt 
sämtliche  Befehle  direkt  vom  Generalissimus.  Andererseits  steht  er 
mit  allen  Ministerien  in  Paris  in  direkter  Verbindung,  und  er  allein 
ist  für  die  ungestörte  Abwicklung  des  Verkehrs  zwischen  Heimat  und 
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Armee  verantwortlich.    Natürlich  steht  ihm  ein  Offiziersstab  und  ein 
ausgezeichnetes,  technisch  hochgeschultes  Personal  zur  Verfügung. 

Aller  Dienst  hinter  der  Front  wickelt  sich  auf  zweierlei  Arten  ab: 

1.  Eisenbahndienst. 

2.  Etappendienst. 

Den  Eisenbahndienst  in  der  Armeezone  übernimmt  ein  militärisch 
geschultes  Personal:  die  Eisenbahner,  ,,sections  militaires  des  chemins 
de  fer  du  genie".  Im  Hinterland  versieht  noch,  soweit  es  nicht  unter 
den  Fahnen  steht,  das  im  Frieden  verwendete  technische  Personal  den 
Eisenbahndienst. 

Im  Kriegsministerium  befindet  sich  eine  besondere  Kanzlei  (4e 
bureau),  die  sich  ausschließlich  mit  der  Kooperation  des  Transport dienstes 
zwischen  den  beiden  Zonen  beschäftigt.  Die  Kanzlei  stellt  die  Bahnlinien, 
Wege  und  Fahrpläne  fest  und  bezeichnet  die  Bahnhöfe,  welche 
beim  Transport  von  Wichtigkeit  sind.  Auch  liegt  der  Kanzlei  die  Ver- 
pflichtung ob,  zwischen  den  verschiedenen  Eisenbahngesellschaften 
im  Hinterlande  bequeme  Verbindungen  herzustellen,  damit  die  Waren- 
und  Waffentransporte  ohne  Umladung  schnell  zur  Front  gelangen. 
Je  nach  dem  Vorschreiten  der  Front  verschiebt  sich  die  „Armeezone", 
und  infolgedessen  erfolgt  nach  Angaben  der  Ministerien  eine  Abänderung 
der  Demarkationslinie  sowie  der  Demarkationsstationen. 

Der  Etappendienst  beschränkt  sich  auf  Chausseen  und  Flüsse. 
Jede  Armee  hat  ihre  eigene  Zone,  nach  welcher  die  Sendungen  gerichtet 
werden.  Diese  Zonen  bezeichnet  der  ,,Directeur  des  Services  de  l'arriere". 
Jede  Zone  ist  außerdem  unter  das  Kommando  eines  Etappendirektors 
gestellt,  der  sämtliche  höheren  Befehle  auszuführen  hat.  Die  Etappen 
umfassen  die  Haupt-  und  Nebenlager,  zu  deren  Verwaltung  ein  Spezial- 
personal vorhanden  ist.  Jeder  Armeekommandant,  welcher  seine  Etappen- 
zone hat,  stellt  die  vorgeschriebene  Zone  fest,  d.  h.  das  beschränkte 
Gebiet,  von  dem  aus  die  Transporte  zur  Front  weiter  vorgeschoben 
werden. 

Man  sieht  also  im  Gegensatz  zum  Eisenbahndienst,  der  vom  ,, Ge- 
neraldirektor des  Hinterfrontdienstes"  geleitet  wird,  daß  der  Etappen- 
dienst unter  den  Befehlen  eines  Abgeordneten  des  letzteren  steht.  Er 
führt  die  Befehle  des  Armeekommandanten  aus,  dem  er  angehört. 

Was  die  Transporte  auf  Wasserwegen  anbetrifft,  so  Werden  sie  immer 
durch  den  ,,Directeur  des  Services  de  Tarriere"  geregelt,  der  für  diese 
Funktion  eine  „Commission  de  navigation  de  campagne"  eingesetzt 
hat,  die  unter  seiner  Leitung  alle  Transporte  in  der  Armeezone  besorgt. 

Sobald  die  Transportlinien  bestimmt  sind,  beginnt  man  mit  der 
Verproviantierung  der  Front.  Im  folgenden  sei  genauer  beleuchtet,  in 
welcher  Art  dieser  Transport  sich  abwickelt. 

Das  Bahnnetz  in  Frankreich  ist  in  verschiedene  Verwaltungsbezirke 
zerlegt  und  steht  unter  den  Befehlen  derMihtärkommissionen,  die  sich  aus- 
schließlich aus  Offizieren  und  Ingenieuren  zusammensetzen.  Die  Bahnkom- 
mission wacht  über  den  Bahndienst ;  sie  beschäftigt  sich  mit  den  Trans- 
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porten,  den  Räumungen  der  Linien  und  überwacht  gleichfalls  die  Zweig- 
bahnen. Die  Bahnunterkommission  übernimmt  die  Überwachung  aller 
Linien  des  Bahnsystems  und  beschäftigt  sich  insbesondere  mit  der  Aus- 
führung von  Transporten.  Der  Regulierungskommission  steht  die  Pflicht  zu, 
die  ungestörte  Abwicklung  des  Verkehres  zu  überwachen.  Sie  schreibt 
die  Zirkulation  der  Züge  vor  und  stellt  die  Sammel-  sowie  Verteilungsbahn- 
höfe für  Verwundete  und  Kranke  fest.  Auf  jedem  Bahnhof  befindet 
sich  eine  Kommission,  welche  den  Dienst  versieht.  Sie  besteht  aus  einem 
höheren  Offizier,  dem  Militärkommissär,  einem  Bahnvertreter,  Offizieren, 
einem  militärischen  und  technischen  Personal.  Die  Bahnkommissariate 
sind  nicht  auf  allen  Stationen  gleich  groß,  sondern  variieren  je  nach 
Bedeutung  des  Bahnverkehrs. 

Es  gibt  Sammel-,  Verpflegungs-,  Verproviantierungs-  und  Hospital- 
bahnhöfe, denen  jeweils  ein  entsprechendes  Spezialpersonal  zur  Ver- 
fügung steht.  Die  Bahnkommissariate  spielen  eine  bedeutsame  Rolle, 
und  ihre  Aufgabe  ist  nicht  leicht,  denn  es  sind  außerordentlich  große 
Mengen  von  Proviant,  Munition,  Kranken  und  Verwundeten  zu  be- 
fördern. 

In  Friedenszeiten  steht  dem  französischen  Staat  von  allen  großen 
Eisenbahngesellschaften  je  eine  Eisenbahnsektion  für  den  Feldzug 
zur  Verfügung.  Diese  Sektionen  werden  vom  Personal  der  Gesell- 
schaften gebildet,  und  jeder  mobilfähige  Mann  hat  das  Recht,  daran  teilzu- 
nehmen; auch  nimmt  man  Freiwillige  auf.  Diese  Sektionen  bilden  im 
Kriegsfall  ein  Militärkorps,  welches  den  militärischen  Gesetzen  und  Ver- 
pflichtungen untersteht  und  denen  für  den  Kriegszonendienst  noch  die 
Truppen  der  Eisenbahnen  beigegeben  werden.  Letztere  gehören  alle  dem 
5.  Genieregiment  an,  das  in  Versailles  garnisoniert. 

So  bedient  man  sich  für  den  inneren  Zonendienst  mit  dem  Eisen- 
bahnpersonal und  dem  gemischten  Kommissariate  der  Leitung  des 
Direktors  für  den  Dienst  hinter  der  Front,  während  der  Dienst  in  der 
Armeezone  von  einem  rein  militärischen  Personal  geleitet  wird. 

Im  Innern  des  Landes  hat  der  Verproviantierungsdienst  in  Kriegs- 
material und  Munition  einerseits,  in  Lebensmitteln  und  Kleidung 
andererseits  bis  heute  ausgezeichnet  funktioniert.  Aber  auch  die  Armeen 
haben  ihr  Mannschaftsmaterial  ohne  Verzögenmg  erhalten. 

Die  Korpsdepots  befördern  von  den  Sammelbahnhöfen  ihre  Mann- 
schaften und  ihre  Ballen  zu  ihren  Korps.  Auch  die  Arsenale  senden 
ihr  Kriegsmaterial  von  diesen  Bahnhöfen  zur  Feuerlinie.  Umgekehrt 
gelangen  die  Kranken  und  Verwundeten  von  der  Front  auf  die  Vertei- 
lungsbahnhöfe und  werden  von  dort  aus  nach  den  Hospitälern  im  Innern 
des  Landes  weiter  befördert. 

Oben  haben  wir  gesehen,  daß  der  Etappendienst  mit  dem  Eisen- 
bahndienst Hand  in  Hand  geht.  Prinzipiell  geschieht  der  Transport  sowie 
die  Räumung  mittelst  Eisenbahn,  da  diese  das  bequemste  und  schnellste 
System  darstellt,  aber  manchmal  ist  es  notwendig,  im  Etappendienst  eine 
Zuflucht  zu  haben,  um  zur  Front  Truppen,  Vieh  zu  Fuß  oder  bewegliche 
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Remonte  zu  befördern.  Oft  ist  auch  die  Eisenbahnbeföfderung  bis  zur 
Front  nicht  einmal  möglich,  und  von  der  Endstation  aus  beginnt  der 
Etappendienst.  Dieser  steht  unter  den  Befehlen  eines  Etappenkom- 
mandanten, der  im  feindlichen  Land  durch  einen  Territorialkomman- 
danten ersetzt  wird.  Er  hat  zahlreiches  Personal  und  Techniker  aller 
Art  zu  seiner  Verfügung.  Längs  der  Etappenlinien  befinden  sich  die 
Etappenlager  sowie  die  Hauptetappenlager.  Je  nachdem  sich  die  Etap- 
penlinien vergrößern,  schafft  der  Kommandant  neue  Lager,  so  daß  die 
Etappenlinie  vom  Etappenkopf  bis  zur  Feuerlinie  eine  ununterbrochene 
Kette  bildet  (Fig.  4). 


Zur  Front 


Etappenlager 


Truppendep6t 
eines  Armeekorps 


Hospital 


Ö  Intendantur- 
lager 


Ctappenlager 


Arsenal 


Fig.  4. 


Die  Kanäle  und  schiffbaren  Flüsse  finden  in  Kriegszeiten  auch  als 
Etappenlinien  Verwendung.  Besonders  brauchbar  sind  diese  Wasser- 
straßen für  den  Transport  schwerer  Artillerie  sowie  für  Munitions-  und 
Verwundetentransporte. 

Um  ungefähr  ein  Bild  von  der  bedeutsamen  Rolle,  die  dem  Trans- 
portdienst zufällt,  und  von  den  Schwierigkeiten,  mit  denen  er  zu 
kämpfen  hat,  zu  geben,  mögen  noch  einige  eingehendere  Erklärungen 
folgen. 

Bevor  der  Transport  beginnen  kann,  muß  ein  Militärzug  beschafft 
werden,  der  mit  einer  entsprechenden  Schnelligkeit  seinen  Weg  verfolgt. 
Ein  solcher  Militärzug  besteht  meist  aus  50  Waggons ;  seine  Länge  beträgt 
ca.  400  m,  und  um  ihn  schnell  zu  leeren,  ist  ein  Bahnsteig  von  ebenfalls  400  m 
nötig.  Die  Schnelligkeit  eines  Militärzuges  beträgt  30  km  pro  Stunde, 
doch  wird  dieselbe  infolge  der  Haltestellen,  Kurven  und  Kehrungen 
nie  erreicht;  deshalb  dürfen  wir  nicht  mehr  als  20  km  rechnen.  Das 
Gewicht  eines  Militärzuges    soll    das   Gewicht  von  500  Tonnen  nicht 
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Überschreiten.  Der  Generalstab  eines  Armeekorps  benötigt  47  Waggons; 
ein  Infanterieregiment  mit  seinem  Train  47  Waggons;  eine  Reiterei- 
schwadron 34  Waggons ;  eine  75  mm  Batterie  47  Waggons ;  eine  Munitions- 
sektion (Infanterie  oder  Artillerie)  50  Waggons;  eine  Geniekompagnie 
40  Waggons;  ein  Armeekorps  bedarf  für  seinen  Transport  121  Züge. 
Die  tägliche  Verproviantierung  eines  Armeekorps  geschieht  mittelst 
30  Waggons.  Eine  Infanterietruppe  gebraucht  zum  Belegen  eines  Zuges 
114  Stunden,  eine  Reitereitruppe  i^  bis  2  Stunden ;  eine  Artillerietruppe 
2  bis  2^  Stunden,  die  Parksektionen  2^4  bis  3  Stunden  und  der  Inten- 
danzdienst (Bäckerei,  Schlächterei  und  Feldküche)  3  bis  3^  Stunden. 


„Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege." 


Von 

Dr.  Otto  Heyn,  Nürnberg. 


Im  Dezemberheft  1916  der  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und 
Statistik  behandelt  K.  D  i  e  h  1  -  Freiburg  die  hochwichtige  Frage  der 
Neuordnung  des  deutschen  Geldwesens  nach  dem  Kriege.  Er  unterstellt 
dabei  vor  allem  einen  von  mir  in  Heft  28  der  Finanzwirtschaftlichen  Zeit- 
fragen unter  obigem  Titel  veröffentlichten  Aufsatz  einer  eingehenden 
Kritik^).  Der  an  jener  Stelle  (und  schon  früher)  von  mir  gemachte  Vor- 
schlag geht  dahin,  daß  Deutschland  nach  dem  Kriege  den  jetzigen  Zustand 
einer  sog.  Goldkernwährung  mit  starkem  Goldschatz  (2500  Mill. 
Mk.)  in  der  Reichsbank  bei  Verwendung  von  Papiergeld  (neben  den  sil- 
bernen Scheidemünzen),  als  Umlaufsmittel,  aber  unter  Wiederherstellung 
und  Aufrechterhaltung  der  früheren  Parität  der  Mark  gegenüber 
dem  Auslande  beibehalte,  um  einerseits  700  bis  1500  Mill.  Mk. 
zur  Beschaffung  des  sonst  erforderlichen  Goldes  zu  sparen  und  anderer- 
seits der  Reichsbank  diejenige  Macht  und  dasjenige  Ansehen  zu  er- 
halten, die  mit  dem  Besitze  eines  so  bedeutenden  Goldschatzes  ver- 
bunden sind.  D  i  e  h  1  stellt  sich  diesem  Vorschlag  ablehnend  gegenüber 
und  tritt  seinerseits  für  die  Wiederherstellung  der  offenen  Goldwährung 
mit  Goldumlauf  ein.  Er  bemängelt  jedoch  nicht  die  theoretischen  Grund- 
lagen des  von  mir  empfohlenen  Systems,  sondern  bezweifelt  nur  die  prak- 
tische Durchführbarkeit  einer  an  sich  richtigen  Konstruktion.  Seine 
Darlegungen  machen  allerdings  den  Eindruck,  als  ob  konstruktive  Fehler 
bestünden,  und  er  selbst  spricht  auch  direkt  von  theoretischen  Mängeln, 
aber  bei  näherem  Zusehen  ergibt  sich,  daJ5  es  sich  hier  nur  um  praktische 
Schwierigkeiten  handelt.    Hierauf  gestatte  ich  mir  folgendes  zu  erwidern : 

D  i  e h  1  stimmt  mit  mir  darin  überein,  daß  das  Geld  ein  Ding  von  Wert 
sein  muß  und  zwar  von  gleichartigem  Wert  wie  die  Güter,  die  gegen  dieses 
Geld  (oder  Forderungen  auf  dieses  Geld,  z.  B.  Scheckguthaben)  ausge- 
tauscht werden  sollen.  Das  ist  zweifellos  richtig.  Derjenige,  der  irgend- 
eine Ware  gegen  Geld  verkauft,  verlangt  einen  ,,  Gegen  wert",  ein  Ding, 
das  er  für  seine  Zwecke  „gebrauchen"  kann,  z.  B.  um  Schulden  zu  be- 

^)  Vgl.  die  Besprechung  in  diesem  Heft  S.  126. 
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zahlen,  oder  für  das  er  beim  Verkauf  wieder  andere  Dinge  erhält ;  er  be- 
gnügt sich  nicht  mit  einer  „Summe  von  Rechnungseinheiten".  Das 
notwendige  Attribut  „Wert"  besitzt  aber  nach  meiner  Meinung  auch  ein 
stoffwertloses  Geld,  ein  Papiergeld.  D  i  e  h  1  gibt  nun  zu,  daß 
sich  die  „elementaren  Vorbedingungen  der  Wertbildung  auch  beim 
Papiergelde  vorfinden"  (Seite  726),  er  bestreitet  aber,  daß  „die  Höhe  des 
Wertes  beim  Papiergeld  ebenso  richtig  und  zweckmäßig  sich  bilden  kann, 
wie  beim  Metallgeld"  (Seite  726).  Der  Staat  könne  zwar  den  Nominal- 
wert  des  Papiergeldes  aufrecht  erhalten,  aber  nicht  den  Real  wert. 
Wieviel  Güter  man  gegen  eine  bestimmte  Summe  Geldes  eintauschen 
könne,  hänge  von  der  Bildung  der  Warenpreise  ab.  Die  Preise  aber  würden 
maßgebend  dadurch  beeinflußt,  ob  dem  Gelde  Vertrauen  entgegen- 
gebracht wird  oder  nicht,  Vertrauen  darauf,  „daß  es  dem  Staate  gelingt, 
den  Wert  des  Papiergeldes  auf  der  Höhe  des  Nominal-  (Metall-)  wertes 
zu  erhalten".  Dieses  Vertrauen  sei  bei  dem  Papiergelde  notwendig  ge- 
ringer als  bei  dem  Realgelde  (z.  B.  dem  Goldgelde),  und  zwar  um  des- 
willen, weil  „die  Menge  des  auszugebenden  Papiergeldes  immer  von  der 
Willkür  des  Staates  abhängt";  bei  einem  Gelde,  das  ohne  Kosten  herge- 
stellt werden  könne,  müsse  sich  stets  Mißtrauen  in  der  Richtung  einstellen, 
daß  von  der  Möglichkeit,  diese  Menge  über  Gebühr  zu  vergrößern,  Ge- 
brauch gemacht  werde,  weshalb  „immer  eine  Tendenz  zur  Entwertung 
des  Papiergeldes"  vorhanden  sei.  Die  gute  Absicht  des  Staates,  den 
Wert  des  Geldes  aufrecht  zu  erhalten,  sei  gewiß  nicht  zu  bezweifeln, 
aber  diese  gute  Absicht  könne  nicht  durchgeführt  werden.  Der  Staat  ver- 
möge nämlich  zweierlei  nicht  zu  verhindern:  i.  daß  der  Verkäufer  von 
Waren  seinen  Preis  in  Papiergeld  höher  bemesse  als  in  Goldgeld,  und 
2.  (wenn  eine  solche  Agiobildung  durch  Zwangsmaßregeln  verhindert 
werde)  daß  die  „Preise  sich  dann  ganz  allein  und  ausschließlich  nach 
dem  (niedrigerem)  Werte  dieses  Papiergeldes,  d.  h.  eines  Vertrauensgeldes 
bilden".  Auch  die  denkbar  beste  Organisation  der  Papiergeldausgabe 
werde  eine  starke  Erhöhung  aller  Warenpreise  nicht  hindern  können 
(S.  727/28).  „Nur  dann  könnte  man  für  den  inneren  Verkehr  den  Papier- 
umlauf ohne  die  Gefahr  der  Entwertung  aufrecht  erhalten,  wenn  es  dem 
Staate  gelänge,  die  Menge  des  auszugebenden  Geldes  so  zu  fixieren,  daß 
dieselbe  relative  Wertkonstanz  des  Geldes  wie  bei  der  Goldwährung  mög- 
lich wäre"  (S,  730). 

D  i  e  h  1  gibt  also  zu :  ein  Papiergeld  ist  für  den  inneren  Verkehr 
genügend  und  ebensogut  wie  Goldgeld,  wenn  es  gelingt,  seinen  Wert  auf 
gleicher  Höhe  wie  den  Wert  des  Goldgeldes  zu  erhalten;  das  ist  an  sich 
möglich,  hängt  aber  davon  ab,  daß  das  Papiergeld  hinreichendes  Ver- 
trauen genießt.  Dieses  Vertrauen  aber,  behauptet  er  dann,  wird  sich 
nicht  erhalten  lassen,  weil  die  Vermehrung  der  Menge  des  Papiergeldes 
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von  der  Willkür  des  Staates  abhängt  und  in  dieser  Richtung  stets  Miß- 
trauen bestehen  wird. 

Man  sieht,  es  sind  praktische  Schwierigkeiten,  an  denen  nach 
D  i  e  h  1  s  Meinung  eine  Währung  mit  Papierumlauf  scheitert.  Gelingt 
es,  das  erforderliche  Vertrauen  herzustellen  und  zu  erhalten,  insbesondere 
auch  die  Menge  des  Papiergeldes  entsprechend  zu  regeln,  so  ist  alles  in 
Ordnung.  In  theoretischer  Beziehung  hat  D  i  e  h  1  keine  Einwendung 
zu  machen  (wenn  er  das  auch  behauptet),  die  Konstruktion  der 
Währung,  wie  ich  sie  gegeben  habe,  ist  auch  nach  seinen  Ausführungen 
keine  fehlerhafte. 

Ich  selbst  habe  nun  stets  behauptet  —  und  das  wird  von  D  i  e  h  1 
auch  anerkannt  (S.  723)  — ,  daß  Vertrauen  zu  dem  Gelde unbedingtes 
Erfordernis  jeder  Währung  ist,  aber  nicht,  wie  D  i  e  h  1  sagt,  Vertrauen 
darauf,  daß  es  dem  Staate  gelinge,  den  Wert  des  Papiergeldes  auf- 
recht zu  erhalten,  sondern  Vertrauen  darauf,  daß  das  Papiergeld  sich 
selbst  in  seinem  Werte  erhalte ;  daß  es  keine  anderen  Wert  Verände- 
rungen erleide  als  diejenigen,  die  durch  den  normalen  Waren-  und  Kredit- 
verkehr von  der  Warenseite  her  bedingt  sind,  wie  es  für  ein  Ding,  das 
wie  das  Geld  seine  einzige  Aufgabe  in  der  Vermittlung  des  Tausch- 
verkehrs findet,  erforderlich  ist.  Ich  habe  niemals  gesagt,  daß  der  Staat 
etwas  anderes  tun  könne,  als  dem  Gelde  die  Wertelemente :  Zalilkraft  und 
damit  „Brauchbarkeit",  und  ,, Kostspieligkeit"  zu  verleihen,  sowie  seine 
Menge  zu  regulieren,  und  habe  noch  in  der  von  D  i  e  h  1  speziell  bespro- 
chenen Schrift  näher  dargelegt,  daß  die  Höhe  des  Wertes  beim  Gelde 
ebenso  wie  bei  jedem  anderen  Tauschgut,  jeder  Ware  davon  abhängt,  wie 
es  auf  Grund  seiner  Eigenschaften  im  freien  Spiel  von  Angebot  und  Nach- 
frage bewertet  wird.  Diese  Wertbildung,  habe  ich  stets  ausgeführt,  könne 
nur  dann  normal  verlaufen,  wenn  dem  Papiergelde  das  gleiche  Ver- 
trauen entgegengebracht  werde  wie  dem  Goldgelde.  Der  Umstand, 
daß  das  vor  dem  Kriege  (in  Deutschland)  ausgeschlossen  er- 
schien, weil  damals  nur  dem  Golde  volles  Vertrauen  entgegengebracht 
wurde,  veranlaßte  mich  offen  auszusprechen,  daß  damals  für  Deutsch- 
land eine  offene  Goldwährung  die  allein  mögliche  und  emplehlenswerte 
war^).  Ich  gebe  auch  D  i  e  h  1  darin  vollkommen  recht,  daß  ein  Papier- 
geld sich  das  erforderliche  Vertrauen  viel  weniger  leicht  erwerben 
kann  als  ein  Realgeld,  speziell  das  Goldgeld.  Theoretisch  besteht 
aber  die  Möglichkeit,  daß  das  doch  geschieht,  zweifellos,  und  prak- 
tischhandelt es  sich  hier  gar  nicht  um  die  Frage, 
ob  das  Papiergeld  sich  das  erforderliche  Ver- 
trauen   zu    erwerben    vermag,    sondern  um  die  Frage,  o  b 

*)  Vgl.  den  Aufsatz:  Erfordernisse  des  Geldes.  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft 
N.  F.  Bd.  II  (191 1),  S.  147  ff. 
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es  imstande  ist,  sich  dieses  Vertrauen,  das  ihm 
im  Verkehr  seit  Anfang  des  Krieges  tatsächlich 
entgegengebracht    wird,    zu    erhalten. 

Nun  behauptet  D  i  e  h  1  :  die  Möglichkeit,  daß  das  Papiergeld 
,, kostenlos"  hergestellt  werden  könne  und  daß  deshalb  die  umlaufende 
Menge  von  der  ,, Willkür"  des  Staates  abhänge,  werde  stets  Mißtrauen 
hervorrufen.  Früher  ist  das  tatsächlich  geschehen.  Damals  hing  aber  die 
umlaufende  Menge  von  der  Willkür  des  Herrschers  ab,  der  die  Noten- 
presse ohne  weiteres  in  Bewegung  setzen  konnte,  wenn  es  ihm  gut  schien. 
Jetzt  kann  die  Ausgabe  von  Papiergeld  (wenigstens  in  Deutschland)  nur 
erfolgen,  wenn  ein  entsprechendes  Gesetz  gegeben  wird,  dessen  Zu- 
standekommen von  der  Zustimmung  der  Volksvertretung  abhängt, 
und  wenn  der  Staat  eine  Schuldverpflichtung  in  entsprechen- 
der Höhe  auf  sich  nimmt,  die  von  der  Zentralbank  ebenso  wie  eine  Schuld- 
verpflichtung irgendeines  Staatsbürgers  (freilich  mit  dem  Vorzug,  daß 
eine  Unterschrift  genügt)  diskontiert  wird^).  Abgesehen  hiervon,  steht 
ja  aber  auch  gar  nichts  im  Wege,  noch  mehr  Kautelen  zu  schaffen.  Man 
kann  die  Menge  des  auszugebenden  Papiergeldes  gesetzlich  nach  oben 
beschränken,  wie  z.  B.  die  Notenausgabe  der  Bank  von  Frankreich ;  man 
kann  sie  —  wenigstens  bei  der  Goldkernwährung,  wie  sie  hier  in  Frage 
steht,  an  eine  bestimmte  Golddeckung  knüpfen ;  man  kann  die  Bedingung 
der  Aufrechtcrhaltung  eines  Mindestzinsfußes  aufstellen.  Kurz,  man  kann 
die  gleichen  Kautelen  schaffen  wie  bei  einer  offenen  Goldwährung.  Von 
diesen  Möglichkeiten  habe  ich  verschiedentlich  gesprochen,  und  nicht 
nur  das  —  ich  habe  darauf  hingewiesen,  daß  man  von  ihnen  Gebrauch 
machen  müsse,  um  das  Vertrauen  zum  Gelde  aufrecht  zu  erhalten. 
Ja  noch  mehr.  Ich  habe  ferner  —  noch  besorgter  als  die  Vertreter  der 
herrschenden  Meinung,  die  nur  gegenüber  der  Papiergeldausgabe  so 
ängstlich  sind  —  dargelegt,  daß  die  Ausdehnung  des  Scheck-  und  Giro- 
verkehrs für  die  Bildung  der  Preise  und  den  Geldwert  von  ganz  genau 
der  gleichen  Wirkung  sei  wie  die  Ausdehnung  der  Banknotenausgabe  — 
es  ist  wirklich  gleichgültig,  ob  derjenige,  der  eine  Ware  kauft,  mit  Bank- 
noten oder  mit  Scheck  bezahlt,  und  die  Beeinflussung  der  Preise  durch 
die  Nachfrage  ist  genau  die  gleiche,  wenn  dieser  Nachfrage  ein  Noten- 
kredit oder  ein  Scheckkredit  zugrunde  liegt  — ,  und  ich  habe  gefordert, 
daß  für  den  Scheck-  und  Giroverkehr  oder  vielmehr  für  die  Buchver- 

^)  Ich  bemerke  hierzu,  daß  ich  durchaus  auf  dem  Standpunkte  stehe,  daß  der  Staat 
von  dar  Möglichkeit,  unter  Erlaß  eines  Gesetzes  mit  Zustimmung  der  Volksvertretung  in 
Ausnützung  des  Staatskredits  Papiergeld  auszugeben  bzw.  die  Ausgabe  diurch  die  Noten- 
bank zu  veranlassen,  unter  normalen  Umständen  keinen  Gebrauch  machen  soll,  daß  hierin 
vielmehr  immer  nur  ein  Notbehelf  zu  sehen  ist,  von  dem  z.  B.  im  Kriege  wie  jetzt  Gebrauch 
gemacht  werden  darf.  Vgl.  meinen  Aufsatz  „Zur  Verteidigung  der  Chartaltheorie  in  den 
Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1916.  Bd.  51,  Heft  6  (S.  795,  789). 
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pflichtungen  der  Banken,  auf  denen  dieser  Verkehr  sich  aufbaut,  die 
gleiche  Deckung  verlangt  werden  müsse  wie  für  die  Banknoten. 

Wenn  D  i  e  h  1  derartige  Schranken  für  die  Geldausgabe,  die  das 
Gesetz  aufrichten  kann  und  soll,  für  ungenügend  erachtet,  —  auch 
dann  etwa,  wenn  die  Aufhebung  dieses  Gesetzes  durch  die  Vorschrift 
einer  Dreiviertelsmajorität  usw.  noch  besonders  erschwert  wird  — ,  so  kann 
ich  ihm  darin  nicht  folgen.  Bestreiten  muß  ich,  daß  es  nur  „ganz  vage 
allgemeine  Sätze"  sind,  die  ich  über  die  Regelung  der  Geldmenge  auf- 
stelle. Auf  dem  Gesetze  beruht  doch  schließlich  auch  die  ganze  Gold- 
währung, und  wenn  es  auch  richtig  ist,  daß  das  Grundgesetz  der  Gold- 
währung nicht  so  leicht  geändert  wird,  so  ist  doch  nicht  einzusehen,  wes- 
halb die  Vorschrift:  die  auszugebenden  Noten  müssen  zu  einem  Drittel 
mit  Gold  gedeckt  sein,  bei  einer  Goldkernwährung,  wie  ich  sie  empfehle, 
leichter  abgeändert  oder  beseitigt  oder  übertreten  werden  könnte  als  bei 
einer  offenen  Goldwährung.  Daß  für  die  ,, Geldschöpfung"  die  leitenden 
Grundsätze  erst  noch  festgestellt  werden  müssen,  steht  einer  vorläufigen 
Regulierung  der  Geldmenge  nach  dem  Muster  einer  offenen  Gold- 
währung (nur  noch  etwas  strenger!),  wie  ich  sie  vorschlage,  gewiß 
nicht  entgegen^). 

Diehl  sagt  (S.  732) :  , .Worauf  läuft  im  Grunde  genommen  der  He}^!- 
sche  Vorschlag  hinaus  ?  Auf  nichts  anderes  als  darauf,  den  Staatskredit  zu 
benutzen,  um  ein  ungedecktes  Papiergeld  auszugeben.  Es  erinnert  an  die 
alten  Ideen  Laws,  mit  Hilfe  des  Kredits  Geld  zu  machen".  Diese  Bemer- 
kung trifft  auf  meinen  Vorschlag  zur  Regelung  ,, unseres  Geldwesens 
nach  dem  Kriege",  um  den  es  sich  doch  hier  handelt,  schon  deshalb 
nicht  zu,  weil  dieser  Vorschlag  sich  eng  an  das  System  der  früheren  Gold- 
währung anschließt.  Abgesehen  davon,  daß  an  Stelle  des  Goldgeldes  Papier- 
geld im  Verkehr  umläuft  und  der  Goldvorrat  Deutschlands,  statt  im  Ver- 
kehr verzettelt  zu  sein,  in  der  Reichsbank  konzentriert  ist,  besteht  ja  in  der 
Tat  gar  kein  Unterschied.  Selbst  die  regelmäßige  Vermehrung  der  Geld- 
menge durch  den  Goldzufluß  würde  beibehalten  werden,  denn  die  Ver- 
pfHchtung  der  Reichsbank,  Gold  zum  Preise  von  2790  Mk.  per  kg  abzüg- 
lich Prägegebühr  gegen  ihre  Noten  umzutauschen,  würde  keine  Änderung 
erfahren,  —  sie  müßte  schon  aufrecht  erhalten  werden,  um  die  Stabili- 
sierung der  (auf  pari  gebrachten)  Wechselkurse  durch  den  Goldzufluß 
zu  ermöglichen.  Ob  darin  später  einmal  eine  Änderung  eintritt,  ist  eine 
Frage,  die  erst  gelöst  werden  kann,  wenn  die  Wissenschaft  ihrer  Aufgabe 
nachgekommen  sein  wird,  die  „Grundsätze  der  Geldschöpfung"  festzu- 


*)  Wenn  ich  feststelle,  daß  die  Wissenschaft  hier  noch  weit  im  Rückstande  sei,  so 
liegt  darin  durchaus  keine  Selbstkritik,  wie  Diehl  S.  731  sagt,  denn  meine  Aufgabe  ist 
es  nicht,  die  Wissenschaft  fortzubilden. 
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stellen^).  Der  einzige  materielle  Unterschied  zwischen  der  früheren 
offenen  Goldwährung  und  dem  jetzigen,  auch  für  die  Zukunft  empfohlenen 
Zustande  (abgesehen  von  der  Regulierung  der  Wechselkurse)  wird  da- 
durch veranlaßt  werden,  daß  bei  dem  derzeitigen  Bankgesetze  die  Voll- 
macht der  Reichsbank,  bis  zu  dem  Dreifachen  ihres  Goldschatzes  Noten 
auszugeben,  für  Friedenszeiten  doch  wohl  zu  groß  ist,  wenn  der  Gold  Vor- 
rat nicht  mehr  looo  —  1350  Mill.  Mk.  wie  vor  dem  Kriege,  sondern 
2500  Mill.  Mk.,  oder  wenn  wir  einen  (vermehrten)  Kriegsschatz  von  300 
Mill.  Mk.  abziehen,  2200  Mill.  Mk.  beträgt.  Der  hierin  liegenden  Gefahr 
einer  Zuvielausgabe  von  Noten  kann  aber  dadurch  vorgebeugt  werden, 
daß  entweder  etwa  1000  Mill.  Mk.  als  ,, Goldreserve  für  den  Auslandsver- 
kehr", die  ausschließlich  zur  Regulierung  der  Wechselkurse  bestimmt  ist, 
abgezweigt  werden  oder  daß  der  Prozentsatz  der  metallischen  Deckung 
der  Noten  (unter  Ausscheidung  der  Reichskassenscheine !)  von  ^  auf  % 
oder  noch  mehr  erhöht,  und  daß  für  die  Giro  Verpflichtungen  die  gleiche 
Deckung  wie  für  die  Noten  vorgeschrieben  wird,  —  sobald  die  Verkehrs- 
verhältnisse und,  dadurch  bedingt,  der  Bedarf  an  Umlaufsmitteln  wieder 
eine  normale  Gestalt  angenommen  haben.  Man  kann  auch  in  der  Weise 
verfahren,  daß  man  die  Krediterteilungsbefugnis  der 
Reichsbank  auf  einen  bestimmten  Höchstbetrag  einschränkt.  Das 
würde  die  gleiche  Wirkung  haben,  da  der  Kredit  unter  Hingabe  von 
Noten  erteilt  wird,  und  würde  dem  Prinzip  besser  entsprechen,  da  an 
Geld  als  Vermittler  des  Verkehrs  stets  so  viel  zur  Verfügung  stehen 
muß,  als  der  Bedarf  des  Verkehrs  (der  von  dem  Umfange  des  er- 
teilten Bankkredits  indirekt  abhängt)  erfordert. 

Wenn  D  i  e  h  1  darin,  daß  ich  in  meiner  Geldtheorie  den  Grundsatz 
aufstelle,  daß  der  Bedarf  des  Verkehrs  über  die  Menge  des  um- 
laufenden Geldes  entscheiden  müsse,  einen  Anklang  an  die  alten  Theo- 
rien Laws,  mit  Hilfe  des  Kredits  Geld  zu  machen,  erblickt,  so  übersieht 
er,  daß  von  mir  als  Korrelat  die  Einschränkung  des  Kredits 
gefordert  wird.  Allerdings  habe  ich  davon  gesprochen,  daß  bei  einer 
reinen  Papierwährung  (die  hier  nicht  in  Frage  steht)  der  feste    Geld- 


^)  Die  Vermehrung  der  Geldmenge  durch  den  Goldzufluß  zuzulassen  —  es  würden 
ja  nach  wie  vor  für  das  zufließende  Gold  Noten  ausgegeben  werden — ,  steht  allerdings  mit 
den  Grundsätzen  der  Chartaltheorie,  die  auch  ich  vertrete,  in  Widerspruch.  Solange  aber 
der  Goldzufluß  nicht  stärker  ist  als  bisher  —  durchschnittlich  etwa  200  Mill.  Mk.  im  Jahr, 
wovon  ein  großer  Teil  durch  die  Industrie  angekauft  wird  — ,  liegt  hierin  bei  dem  stetig 
wachsenden  festen  Geldbedarf  Deutschlands  keine  Gefahr  und  überdies  wird,  da  der  elasti- 
sche Teil  seines  Geldumlaufs  (die  Noten)  nie  bis  auf  das  Minimum  zurückgeht,  durch  die 
entsprechende  Einschränkung  dieses  Teils  ein  Ausgleich  geschaffen.  Den  Goldzufluß  ab- 
zusperren und  zu  einer  Gold  d  e  v  i  s  e  n  Währung  überzugehen,  wie  sie  von  B  e  n  d  i  x  e  n 
und  Liefmann  empfohlen  wird,  dürfte  zu  widerraten  sein,  weil  man,  vorläufig  wenigstens, 
des  Goldes  als  Stütze  des  Vertrauens  und  für  den  Kriegsfall  immer  noch  bedarf. 
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Vorrat,  den  bei  einer  Goldwährung  das  vorhandene  G  o  1  d  g  e  1  d  bildet, 
(im  Gegensatz  zu  dem  elastischen,  der  durch  die  auf  Kredit  aus- 
gegebenen Noten  dargestellt  wird),  dem  automatischen  Zufluß  von  Gold- 
geld bei  der  Goldwährung  entsprechend,  durch  definitive  Ausgabe 
von  Papiergeld  (im  Gegensatz  zur  k  r  e  d  i  t  weisen)  unter  Rückkauf 
von  Staatsanleihen  von  Zeit  zu  Zeit  erhöht  werden  könne,  wenn  die  Zu- 
nahme des  Verkehrs  eine  Vermehrung  der  Geldmenge  erfordere.  Wie  darin 
aber  eine  Rückkehr  zu  Law  sehen  Ideen  liegen  kann,  ist  mir  unver- 
ständlich. Zunächst  handelt  es  sich  ja  nur  um  ganz  geringe  Mengen,  ent- 
sprechend der  Vermehrung  des  Goldgeldes  durch  den  automatischen  Zu- 
fluß bei  der  Goldwährung  —  also  jährlich  vielleicht  loo  Mill.  Mk.  (da  von 
der  Netto-Einfuhr  an  Gold  der  Verbrauch  durch  die  Industrie  abgesetzt 
werden  muß)  —  und  dann  erfolgt  die  Ausgabe  nicht  ohne  „Deckung"  oder 
besser  ohne  Gegenwert,  weil  entsprechende  Mengen  schon  früher  ausge- 
gebener Staatsschuldscheine  zurückgekauft  werden  sollen.  Dieser  Punkt 
ist  übrigens  so  nebensächlich,  daß  ich  darauf  gar  kein  Gewicht  lege.  Ich 
habe  nichts  dagegen,  wenn  bei  einer  Papierwährung  jede  Vermehrung 
der  Geldmenge  nur  auf  dem  Wege  der  Notenausgabe  gegen  bankmäßige 
Deckung  stattfindet, — nur  daß  dadurch  den  Inhabern  von  Anteilscheinen 
der  Notenbank  ein  von  Jahr  zu  Jahr  sich  mehrender  Gewinn  zugestanden 
wird,  den  der  Staat  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen  könnte.  Das  alles 
sind  aber  Erwägungen,  die  für  „unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege",, 
bei  dem  es  sich  nicht  um  eine  Papierwährung,  sondern  um  eine  Goldkern- 
währung handelt,  nicht  in  Frage  kommen. 

Die  Bedenken  D  i  e  h  1  s  ,  daß  das  Vertrauen  zu  dem  aus  Papier 
bestehenden  Gelde  einer  Goldkernwährung  durch  Befürchtungen  wegen 
ungebührlicher  Vermehrung  seiner  Menge  erschüttert  werden  könnte, 
sind  hiernach  nicht  stichhaltig,  weil  die  Menge  ebenso  in  Schranken 
gehalten  werden  kann  und  in  Schranken  gehalten  werden  soll  wie  bei 
einer  offenen  Goldwährung.  Aus  welchen  anderen  Gründen  aber  sollte 
das  Vertrauen  erschüttert  werden?  Ein  berechtigter  Grund  ist  dazu 
gewiß  nicht  vorhanden  und  ein  unberechtigter  wird  sicher  nach  der  Er- 
fahrung, die  mit  dem  Papiergelde  während  des  Krieges  gemacht  worden 
sind,  keinen  Einfluß  gewinnen.  Dabei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  die  Ver* 
hältnisse  sich  ja  nach  dem  Kriege  noch  bessern,  die  zu  Mißtrauen  An- 
laß gebenden  Momente  verschwinden  werden.  Denn  die  Geld  menge 
wird  bei  fortschreitender  Wiederherstellung  des  normalen  Verkehrs, 
dem  Bedarf  des  Verkehrs  entsprechend,  abnehmen  und  der  K  u  r  s  d  e  r 
deutschen  Valuta,  dessen  niedriger  Stand  sonst  so  leicht  Mißtrauen 
hervorruft,  weil  darin  das  Anzeichen  einer  allgemeinen,  auf  die  Geld- 
verhältnisse zurückzuführenden  Entwertung  erblickt  wird,  wird  sich 
bessern  und  früher  oder  später,  jedenfalls  noch  vor  dem  Zeitpunkte^ 
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in  welchem  eine  Goldwährung  wiederhergestellt  werden  könnte,  auf 
pari  steigen^).  Dazu  kommt,  daß  der  große  Goldschatz  der  Reichsbank, 
durch  den  das  umlaufende  Papiergeld  nicht  nur  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften entsprechend,  sondern  auch  nach  den  allgemein  geltenden 
Grundsätzen  genügend  gedeckt  wird,  schon  durch  sein  Dasein  als  mäch- 
tige Stütze  des  erforderlichen  Vertrauens  dienen  und  zu  dessen  Aufrecht- 
erhaltung in  hohem  Maße  beitragen  muß. 

Natürlich,  beweisen  läßt  es  sich  nicht,  daß  das  zurzeit  bestehende 
Vertrauen  zu  dem  umlaufenden  Papiergelde  im  Falle  der  Beibehaltung 
des  jetzigen  Währungszustandes  unverändert  aufrecht  erhalten  bleiben 
wird.  Abgesehen  von  den  angeführten  Umständen  kann  man  aber  noch 
darauf  hinweisen,  daß  das  Papiergeld  unter  viel  ungünstigeren  Um- 
ständen in  anderen  Ländern,  so  in  Frankreich  nach  dem  Kriege 
von  1870/71  und  in  Österreich-Ungarn  seit  etwa  25  Jahren 
seine  Funktion  zufriedenstellend  zu  erfüllen  vermocht  hat.  Darauf, 
daß  Frankreich  die  Goldwährung  wieder  eingeführt  und  daß  Österreich- 
Ungarn  diesen  Schritt  wenigstens  vorbereitet  hat,  kann  man  sich,  wie 
Diehl  will  (S.  735  ff.),  zum  Gegenbeweise  nicht  berufen;  denn  es 
ist  ganz  natürlich,  daß  in  einer  Zeit,  in  der  nur  das  Goldgeld  allgemein 
Vertrauen  findet  und  das  Papiergeld  von  den  fortgeschrittensten  Völkern 
mit  Mißtrauen  betrachtet  wird,  wie  das  vor  dem  Kriege  zutraf,  jeder 
Staat  dahin  strebt,  das  Papiergeld  wieder  durch  Goldgeld  zu  ersetzen. 
Wenn  aber  ferner  von  Diehl  (S.  735)  darauf  hingewiesen  wird,  daß 
zu  der  Zeit  der  französischen  Goldkernwährung  von  1870 — 1878  das 
Goldgeld  zeitweise  ein  Agio  bis  zu  2^4  %  gehabt  habe,  so  beweist 
das  gar  nichts.  Denn  dieses  Agio  erklärte  sich  aus  einer  Höherbewertung 
des  Goldes  wegen  seiner  besseren  Verwertbarkeit  im  Aus- 
lande, weil  der  Wechselkurs  noch  nicht  auf  pari  gestiegen  war.  Es 
verschwand  mit  der  Besserung  der  Zahlungsbilanz  Frankreichs,  die  natür- 
lich durch  die  Überführung  der  Kriegsentschädigung  von  5  Milliarden  Frcs. 
an  Deutschland  erschüttert  war.  Die  Bareinlösung  konnte  erst  wieder 
aufgenommen  werden,  als  das  Agio  verschwunden  war,  weil  sonst  das 
preisgegebene  Gold  in  das  Ausland  abgeführt  worden  wäre,  und  das 
Verschwinden  des  Agios  fand  darin  seinen  Grund,  daß  es  wieder  möglich 
wurde,  die  Aktiva  und  Passiva  der  französischen  Zahlungsbilanz  zum 
Parikurse  zum  Ausgleich  zu  bringen.  Auf  das  Beispiel  Englands 
nach  den  napoleonischen  Kriegen  vor  fast  hundert  Jahren  zu  verweisen, 
halte  ich  in  Anbetracht  der  inzwischen  gänzlich  veränderten  Verhältnisse 
für  grundsätzlich  verfehlt. 

Wenn    Diehl    meint,  daß  es  dem  Papiergelde,  auch  abgesehen 

^)  Vgl.  die  Ausführungen  in  dem  Aufsatz  „Die  Bewertung  unserer  Valuta  im  Auslande" 
in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik,  Februarheft  1917. 
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von  den  Störungen  der  Preisbildung,  die  bei  mangelndem  Vertrauen 
eintreten,  an  der  wünschenswerten  Stabilität  fehlen  werde,  so  entbehrt 
diese  Behauptung  jeder  näheren  Begründung.  Ein  im  Werte  un- 
veränderliches Geld  (das  es  nicht  gibt)  wird  auch  von  D  i  e  h  1 
nicht  gefordert.    Im  Gegenteil,  er  hält  es  (S.  734)  —  sonderbarer  Weise 

gerade  für  nötig,  daß  der  Wert  des  Geldes  sich  aus  inneren  Gründen 

ändere,  —  obwohl  doch  derartige  Änderungen  zur  Wertstabilität 
nur  beitragen  könnten,  wenn  sie  stets  den  Wertänderungen  auf  der  Wafen- 
seite  entgegengesetzt  wären  und  diese  in  ihrer  Wirkung  ausglichen,  was 
ganz  ausgeschlossen  ist.  Weshalb  aber  eine  größere  Wertstabilität  von 
einem  Gelde  zu  erwarten  wäre,  das  eine  „Ware"  ist,  „die  unter  den- 
selben Bedingungen  produziert  wird  wie  andere  Waren" 
(S.  734),  ist  nicht  einzusehen.  Es  kommt  doch  nur  darauf  an,  daß  das 
Geld  als  Vermittler  des  Verkehrs  diesen  Verkehr  selbst  und  die  Bildung 
der  Preise  möglichst  wenig  beeinflußt.  Dann  ist  das  erreicht,  was  ich 
im  Anschluß  an  Helfferich  und  noch  mehr  an  S  i  m  m  e  1  unter 
Wertstabilität  verstehe^)  und  was  allein  gefordert  werden  darf.  Dem 
Ideal  entspricht  doch  der  Austausch  der  einzelnen  Tauschgüter  direkt 
gegeneinander.  Weil  das  praktisch  unmöglich  ist,  tritt  das  Geld  als  Ver- 
mittler dazwischen.  Diese  Vermittlung  aber  darf  die  dem  Ideal  ent- 
sprechende Preisbildung  nicht  stören.  Preisschwankungen  dürfen  nicht 
,, Änderungen  seiner  (des  Geldes)  Beziehungen  zu  den  Dingen,  sondern 
nur  sich  ändernde  Beziehungen  der  Dinge  untereinander  bedeuten" 
(Simmel).  Das  ist  aber  am  besten  gewährleistet,  wenn  der  Stoff  des 
Geldes  für  die  Einschätzung  seines  Wertes  und  demnach  für  die  Dis- 
position des  Eigentümers  oder  Erwerbers  gar  nicht  in  Frage  kommt 
und  wenn  auch  nicht  etwa  Mangel  an  Stoff  die  Ausgabe  von  Geld 
hindert.  Diese  Voraussetzungen  treffen  aber  nur  beim  stoffwert- 
losen Gelde  (wenn  es  trotzdem  volles  Vertrauen  besitzt)  zu.  Ob  dieses 
Geld  ,, produziert"  wird,  wie  andere  Tauschgüter,  wie  speziell  die  Waren, 
oder  nicht,  ist  dagegen  ganz  gleichgültig. 

Im  Anschluß  an  diese  Erörterungen  über  die  Funktionsfähigkeit 
des  Papiergeldes  einer  Goldkernwährung  im  inneren  Verkehr  führt 
D  i  e  h  1  schließlich  noch  einen  Hauptgrund  für  die  Rückkehr  zu  der 
offenen  Goldwährung  an.  „Gerade  .  .  .  wie  für  Frankreich  nach  dem 
Kriege  1870/71  und  wie  für  England  nach  den  napoleonischen  Kriegen", 
sagt  er  S.  737,  ,,wird  es  für  Deutschland  eine  wichtige  Aufgabe  sein, 
nach  beendetem  Kriege  wieder  zu  den  strengen  Grundsätzen  der  Gold- 
währung, d.  h.  zur  Wiederherstellung  der  Einlösungspflicht  der  Banken 

^)  Vgl.  Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege  S.  18  und  Erfordernisse  des  Geldes  S.  31. 
Weshalb  trotz  der  an  diesen  Stellen  gemachten  Ausführimgen  auf  einen  Satz  aus  meiner 
ersten  Währungsschrift,  die  1894  erschien,  zurückgegriffen  wird,  ist  mir  unverständlich. 
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ZU  kommen.  Nur  auf  diese  Weise  kann  die  Parität  der 
Valuta  wiederhergestellt  werde  n".  Ja,  wenn  das  richtig 
wäre,  dann  würde  ich  der  erste  sein,  der  Vorschläge  wie  den  meinigen 
verwürfe.  Für  diese  Behauptung  ist  aber  auch  nicht  der  Schatten  eines 
Beweises  erbracht.  D  i  e  h  1  dreht  die  Sache  um.  Nicht  die  Wieder- 
herstellung der  Parität  der  Valuta  ist  von  der  Wiedereinlösung  der  Bank- 
noten abhängig,  sondern  umgekehrt  könnte  die  Wiedereinlösung  der 
Banknoten,  wie  bereits  bemerkt,  erst  dann  erfolgen,  wenn  die  Parität 
der  Valuta  wieder  hergestellt  wäre.  Glaubt  D  i  e  h  1  denn,  daß  es  z.  B, 
unter  den  jetzigen  Verhältnissen  genügen  würde,  die  Einlösungsfähigkeit 
der  Banknoten  wieder  herzustellen,  um  den  Parikurs  wieder  zu  erreichen  ? 
Die  Wiederherstellung  des  Parikurses  würde  freilich  gelingen,  wenn  so 
viel  Noten  eingelöst  würden,  daß  das  damit  freigegebene  Gold  genügte, 
um  unter  Hingabe  dieser  Menge  an  das  Ausland  die  Zahlungsbilanz  Deutsch- 
lands auf  der  Basis  des  Parikurses  zum  Ausgleich  zu  bringen.  Für  kurze  Zeit 
ließe  sich  das  wohl  ermöglichen,  namentlich  wenn  die  jetzigen  Einfuhr- 
beschränkungen bestehen  bleiben.  Aber  dann  wäre  es  nicht  die  Tat- 
sache der  Wiedereinlösung  der  Banknoten,  sondern  die  darauf  folgende 
Ausfuhr  des  freigegebenen  Goldes,  die  diesen  Erfolg 
herbeiführte !  Ein  solcher  Goldabfluß  stellt  aber,  sobald  er  größere  Dimen- 
sionen annimmt  und  endgültig  erfolgt,  die  Aufrechterhaltung  der  Gold- 
währung in  Frage  und  kann  deshalb  nicht  zugelassen  werden.  Erst 
muß  der  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  zum  Parikurse  (durchschnittlich) 
ohne  Goldausfuhr  erfolgen  können  —  was  durch  eine  ent- 
sprechende Steigerung  der  Warenausfuhr  und  die  Flüssigmachung 
der  sonstigen  Aktiva  der  Zahlungsbilanz  zu  bewirken  ist  — ,  dann 
kann  die  Einlösungspflicht  der  Banknoten  wieder  hergestellt  werden! 
Hiermit  soll  jedoch  nicht  gesagt  sein,  daß  nicht  auch  die  Wieder- 
herstellung der  Einlösungspflicht  selbst,  sei  es  als  zukünftiges,  sei  es 
als  gegenwärtiges  Moment,  zur  Wiederherstellung  des  Parikurses  mit 
beitragen  kann.  So  liegt  die  Sache  nicht.  Die  Wirkung  besteht  aber  nur 
darin,  daß  die  Erwartung  der  Wiederherstellung  und  der  Aufrechter- 
haltung der  ,, Barzahlung"  (in  der  Regel)  den  Kredit  des  Landes  hebt, 
der  Zahlungsbilanz  auf  dem  Wege  der  Kreditgewährung  seitens  des  Aus- 
landes Aktiva  zuführt  und  so  den  Ausgleich  von  Aktiva  und  Passiva 
zum  Parikurse  mit  ermöglicht.  Zweifellos  ist  diese  Wirkung  von  großer 
Bedeutung,  —  wenn  auch  dahin  gestrebt  werden  muß,  daß  Aktiva  und 
Passiva  der  Zahlungsbilanz  sich  ohne  solche  Kredithilfe  ausgleichen. 
Dieser  Umstand  kommt  aber  für  die  Frage,  ob  Deutschland  die  Gold- 
währung wieder  einführen  soll,  nicht  in  Betracht.  Denn  Deutschland 
wird  nicht  nur  der  gleiche,  sondern  noch  größerer  Kredit 
gewährt  werden,  wenn  es  bei  einem  Papierumlauf  in  seiner  Reichsbank 
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einen  Goldschatz  von  2200 — 2500  Mill.  Mk.  haben  wird,  von  dem  ein 
beträchtUcher  Teil  speziell  zur  Aufrechterhaltung  des  Parikurses  be- 
stimmt und  zur  Ausfuhr  bereit  gehalten  wird,  als  wenn  es  nach  Wieder- 
herstellung der  Goldwährung  zwar  wieder  eine  Menge  Goldmünzen 
in  Umlauf  hat,  wenn  aber  bei  einem  Goldschatze  der  Reichsbank  von 
1000 — 1350  Mill,  Mk,  wie  vor  dem  Kriege  in  Anbetracht  des  Erfordernisses 
der  Dritteldeckung  der  ausgegebenen  Banknoten  nur  ein  viel  kleinerer 
Betrag  Gold  bereit  liegt,  um,  den  gleichen  Zwecken  dienend,  an  das 
Ausland  abgegeben  zu  werden. 

Hiernach  bleibt  von  den  Gründen,  die  D  i  e  h  1  gegen  meinen  Vor- 
schlag ins  Feld  führt,  nichts  übrig.  Dabei  mag  doch  noch  besonders 
darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  nicht  mir,  der  ich  nur  die  Beibehaltung 
des  jetzigen  Zustandes  (unter  Wiederherstellung  der  Parität  der  Valuta) 
vorschlage,  obliegt,  den  Beweis  dafür  zu  erbringen,  daß  das  möglich 
und  vorteilhaft  ist,  sondern  daß  diejenigen,  die  den 
jetzigen  Zustand  ändern  wollen,  den  Beweis 
dafür  zu  erbringen  haben,  weshalb  eine  solche 
Änderung  notwendig  ist.  Dieser  Beweis  muß  um  so  mehr 
geführt  werden,  als  die  Beibehaltung  des  gegenwärtigen  Zustandes 
doch  ganz  offenbare  Vorteile  bietet.  Ich  habe  schon  darauf  hingewiesen, 
welch  große  Macht  und  welches  Ansehen  der  Besitz  eines  so  starken 
Goldschatzes  wie  2200 — 2500  Mill,  Mk,  bei  dem  allgemein  herrschenden 
Goldglauben  der  Reichsbank  und  damit  auch  Deutschland  als  Ganzem 
im  Auslande  verleihen  würde.  Daneben  kommt  in  Betracht,  daß  Deutsch- 
land eine  ganz  gewaltige  Ausgabe  erspart,  wenn  es  bei  der 
jetzigen  Währung  verbleibt.  Es  müßte  nämlich,  wenn  es  zur  offenen 
Goldwährung  zurückkehren  wollte,  sehr  bedeutende  Aufwendungen 
machen,  um  das  für  den  Goldumlauf  erforderliche  Gold  zu  beschaffen. 
Der  frühere  Goldbestand  ist  ja  nicht  mehr  in  vollem  Umfange  vorhanden. 
Von  den  Mengen,  die  nach  Ausbruch  des  Krieges  dem  Verkehr  entzogen 
und  der  Reichsbank  überwiesen  wurden,  sind  vielmehr  mindestens 
600  Mill,  Mk.  exportiert  worden,  um  unentbehrliche  Einfuhrgüter  zu 
bezahlen.  Diese  600  Mill,  Mk.  müßten  zurückgekauft  werden.  Außerdem 
aber  wären  noch  weitere  Mengen  notwendig,  um  auch  die  neu  anzu- 
gliedernden Gebiete  mit  Geld  zu  versorgen.  Es  handelt  sich 
also  um  mindestens  700  Mill.  Mk.  (die,  was  wohl  zu  beachten 
ist,  im  Auslande  verausgabt  werden  müßten  und  deshalb  auch 
noch  die  deutsche  Zahlungsbilanz  belasten  würden!).  Dabei  sind  jedoch 
die  Verhältnisse  vor  dem  Kriege  zur  Voraussetzung  genommen.  Trifft 
diese  Voraussetzung  nicht  zu,  wird  zum  Beispiel  der  Kredit  verkehr  nicht 
wieder  in  früherem  Maße  aufgenommen  und  gehen  die  Preise,  wie 
das  bei  der  allgemeinen  Erhöhung  der  Produktionskosten  wahrschein- 
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lieh  ist,  nicht  wieder  auf  das  frühere  Niveau  zurück,  dann  ist  der 
Bedarf  noch  viel  größer.  Für  jede  loproz.  Erhöhung  des 
Durchschnittsniveaus  der  Preise  würde  ein  Mehrbedarf  von  einem  Zehntel 
des  ganzen  früheren  Goldvorrats,  das  ist  von  ca.  370  Mill.  Mk.  ent- 
stehen !  Eine  Abminderung  würde  dieser  Bedarf  allerdings  infolge  weiterer 
Ausdehnung  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  erfahren.  Diese  Aus- 
dehnung aber  hat  doch  auch  ihre  Grenze.  Überdies  kommt  in  Betracht, 
daß  dann  ein  neuer  Bedarf  dadurch  entstehen  würde,  daß  die  entspre- 
chend vergrößerten  Scheckverpflichtungen  der  Banken  grundsätzlich 
ebenso  wie  die  Noten  zum  Teil  mit  Gold  gedeckt  werden  müßten,  was 
allerdings  durch  das  jetzige  deutsche  Bankgesetz  noch  nicht  vorge- 
schrieben, aber  in  neueren  Bankgesetzen,  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  bereits  zur  Norm  erhoben  ist.  Diese,  gering  ge- 
schätz t ,  auf  700 — 1070 — 1120  Mill.  Mk.  zu  bemessende 
K  a  p  i  t  al  ausg  ab  e  würde  gespart,  wenn  man  in 
Deutschland  den  gegenwärtigen  Zustand  beibe- 
hielte. Dazu  kämen  eine  größere  Sicherheit  von  Diskonterhöhungen 
bei  vorübergehend  ungünstiger  Zahlungsbilanz,  die  Verhütung  von  runs 
auf  die  Banken  und  eine  bessere  Kriegsbereitschaft  i). 

Diesen  sehr  wesentlichen  Vorteilen  steht  nur  der  eine  Nachteil 
gegenüber,  daß  man  auf  das  schöne  und  in  Summen  bis  etwa  zu  100  Mk. 
höchst  bequeme  und  angenehme  Goldgeld  (nicht  auch  auf  Silbergeld)  für 
den  Umlauf  verzichten  und  sich  an  dessen  Stelle  auch  ferner  mit  Noten  (die 
aber  stets  in  gutem  Zustande  erhalten  werden  können  und  sollen !)  be- 
gnügen müßte.  Ein  solches  Opfer  ist  aber  doch  zu  ertragen.  Damit  wären 
die  erwähnten  Vorteile  gewiß  nicht  zu  teuer  erkauft. 

Und  nun  zum  Schluß. 

Für  einen  ,,Metallisten"  der  alten  Schule  mag  es  schwer  sein,  sich 
in  den  Gedanken  hineinzufinden,  daß  im  Gegensatze  zu  den  bisher  herr- 
schenden Grundsätzen  nun  plötzlich  der  goldene  Körper  des  Geldes 
nicht  mehr  notwendig,  und  auch  ein  stoffwert  loses  Geld  imstande  sein 
soll,  den  Umlaufsdienst  des  Geldes  zu  versehen.  Das  ist  begreiflich. 
Aber  auch  der  überzeugteste  Metallist  wird  nach  den  Erfahrungen  des 
Krieges  zugeben  müssen,  daß  gute  Gründe  für  die  hier  vertretene  An- 
schauung sprechen.  Freilich  ist  der  Krieg  von  außerordentlichen  Faktoren 
beherrscht  und  man  kann  deshalb  immer  noch  Zweifel  hegen,  ob  das 
Papiergeld  sich  auch  im  Frieden,  wenn  der  freie  Verkehr  wieder- 
hergestellt ist,  bewähren  werde.  Gut,  lassen  wir  die  Probe  nach  dem 
Kriege  entscheiden.  Man  wird  ja  Zeit  genug  haben,  eine  solche  Probe 
anzustellen,  denn  selbst  dann,  wenn  die  Wiedereinführung  der  Gold- 


*)  Vgl.  die  Darstellung  in  der  Schrift :  Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege  S.  8  ff.,  30  ff. 
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Währung  mit  Goldumlauf  schon  beschlossene  Sache  wäfe,  würde  man 
doch  noch  geraume  Zeit  warten  müssen,  ehe  an  die  Ausführung  dieses 
Beschlusses  gedacht  werden  könnte,  weil  dazu  die  Wiederherstellung 
der  Parität  der  deutschen  Valuta  (zur  Verhütung  des  Goldabflusses) 
und  die  Verminderung  der  Geldmenge  (zur  Vermeidung  übermäßiger 
Kosten  für  die  erforderliche  Goldbeschaffung)  die  Voraussetzungen 
bilden,  die  Erfüllung  dieser  beiden  Voraussetzungen  aber,  wenigstens 
der  letzteren,  noch  längere  Zeit  auf  sich  warten  lassen  wird.  Überlassen 
wir  also  die  Entscheidung  der  Zukunft.  Es  wird  sich  herausstellen,  daß 
die  Goldkernwährung  auch  im  Frieden  den  Ansprüchen 
gewachsen  ist,  die  an  eine  gute  Währung  notwendigerweise  gestellt  werden 
müssen.  Übrigens  könnte  man,  wenn  sich  Nachteile  zeigen  sollten,  zu 
einer  Goldwährung  mit  Goldumlauf  jederzeit  zurückkehren. 
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Einzelbesprechungen  und  Anzeigen*). 

1.  Allgemeine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nadi- 

sdilagewerke  und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 

Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Festschrift  für  Lujo  Brentano.  Zum  70.  Geburtstag.  München 
u.  Leipzig  igi6.     Duncker    &  Humblot.  VIII,  470  S.     M  15, — . 

Zu  den  lebhaftesten  Eindrücken  in  meinem  ersten  Studienjahr  rechne 
ich  die  Anregungen,  die  mir  Lujo  Brentanos  Vorlesungen  über  Wirt- 
schaftsgeschichte gegeben.  Im  überfüllten  Hörsaal  der  Münchener  Universität 
sprach  Brentano  während  der  Sommer- Semester  zu  Beginn  der  90er 
Jahre  über  die  Wirtschaftslinien,  die  die  deutsche  Vergangenheit  durchzogen. 
Fesselnd  als  Persönlichkeit,  fesselnd  im  Vortrag  stand  und  lebte  er  auf 
dem  Katheder,  zu  seinen  Füßen  aufnahmefähige  Jugend  wie  reifere  Männer. 
Es  war  ein  wissenschaftlicher  Genuß,  den  Meister  der  Forschung  zu  hören, 
der,  durchdrungen  vom  Werte  seines  Könnens  wie  des  Erfolges  auf  die  Hörer 
sicher,  seine  Gedanken  entwickelte  und  die  Sätze  stets  geistvoll  zuzuspitzen 
wußte.  Aber  es  war  nicht  minder  ein  künstlerischer  Genuß,  den  Meister  der 
Ideen  zu  sehen,  den  schönen,  geistvollen  Kopf  mit  den  sprühenden  Augen 
und  bewegten  Zügen,  das  in  mähnenartigem  Haar  gerahmte  Profil,  das  ge- 
pflegte Äußere  der  quecksilberigen  Figur,  die  stets  elegant,  mit  persönlicher 
Note  gekleidet  erschien.     Erkenntnisdrang  paarte  sich   bei  ihm  innig  mit 


^)  Zur  Beadltung  :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
Arbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
finden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weltwirtschaftlichen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkwirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  engUscher  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beüebigen  anderen  einopäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzimg 
einverstanden  sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen  eine 
Inhaltsangabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr  für  die 
Besprechimg  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen  werden. 
In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften  aufgeführt,  die  der 
Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die  dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in 
dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben  auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt ; 
sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zmrückgeschickt. 
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Schönheitsempfinden.  Vor  uns  stand  ein  Mann  von  echtem  Wissen  und  star- 
kem Wollen,  mit  jener  deutlichen  Ausprägung,  wie  sie  gute  Familienüber- 
lieferung und  lebhafte  Großstadteindrücke  verleihen,  ein  Mann  von  der 
Vornehmheit  des  Frankfurter  Patrizierhauses,  der  auch  Wolfgang  Goethe 
einen  Teil  seiner  universalistischen  Kultur  verdankt  hatte. 

Es  gibt  Gelehrte,  die  so  vollkommen  hinter  ihren  Werken  zurücktreten, 
daß  diese,  losgelöst  von  ihnen,  volle  Wirksamkeit  üben;  Forscher,  bei  denen 
man  nichts  verliert,  wenn  man  sie  nie  gesehen,  ihnen  nie  begegnet  ist.  Aber 
es  gibt  andererseits  Männer,  denen  man  ins  Auge  geschaut,  die  man  gehört 
und  gesprochen  haben  muß,  wenn  man  sie  voll  werten,  wenn  man  ihrem  Ge- 
samtwerk gegenüber  richtig  urteilen  will.  Bei  ihnen  ist  trotz  aller  gelehrten 
Arbeiten  der  lebendigen  Kraft  ihrer  Persönlichkeit  der  stärkste  Erfolg  zu- 
zusprechen. Ich  habe  in  späteren  Studienjahren  noch  manch  Großen  der 
Nationalökonomie  gehört,  ruhige,  feingeschliffene  Gelehrte  mit  abgewogenen 
Gedanken,  wie  siegeslustige  Streiter  von  hinreißendem  Feuer.  Keiner  hat 
stärker  als  Brentano  zu  fesseln  verstanden.  Dieser  ist  bis  zu  hohen 
Jahren  ungemein  elastisch  geblieben;  er  hat  Zustimmung  und  Widerspruch 
bei  seinen  Hörern  gleich  stark  geweckt,  hat  immer  neben  ihrem  Geist  auch 
ihr  Herz  zu  gev/innen  gesucht.  Scherz  und  Satyre  mit  Temperament  und 
Schwung  gepaart,  unbestechliche  Beobachtungsgabe  mit  schönheitlicher 
Gestaltung  des  Geschauten  waren  bei  ihm  wie  bei  wenig  anderen  zu  finden. 
Sein  Wirken  als  Lehrer  studierender  Jugend  wiegt  nicht  weniger  als  die 
Ergebnisse  seiner  wissenschaftlichen  Arbeiten.  Ein  echter  Gelehrter,  aber 
ein  Künstler  und  Kämpfer  zugleich,  wie  nur  wenige  geboren !  Der  junge 
Forscher,  dem  mit  dem  Erstlingsbuch  über  die  Arbeitergilden  der  Gegenwart 
bereits  der  große  Wurf  gelungen,  und  der  Später  noch  viel  köstliches  Wissens- 
werk geboten,  der  Vorkämpfer  der  Gewerkschaften,  der  deren  rückhaltloses 
Eintreten  in  den  Kampf  fürs  Vaterland  zu  Beginn  des  furchtbaren  Krieges 
erleben  durfte,  ist  zugleich  ein  Anreger  und  Lehrer  großen  Stiles  geblieben. 
Er  hat  Schüler  in  Deutschlands  Gauen,  wie  draußen  in  fremden  Ländern 
zahlreich  begeistert  und  für  volkswirtschaftliche   Studien  gewonnen. 

Wie  vielseitig  fördernd  die  Kraft  seiner  Persönlichkeit  gewesen,  zeigt 
die  Festschrift  zu  seinem  70.  Geburtstag,  zu  der  aus  mancher  Herren  Länder 
Fachgenossen  ihren  Beitrag  zugesteuert  haben.  Fast  anderthalb  Jahre 
nach  dem  18.  Dezember  1914,  an  dem  Lujo  Brentano  in  das  bib- 
lische Alter  eintrat,  konnte  sie  erscheinen.  Obwohl  einzelne  Forscher  aus 
dem  feindlichen  und  neutralen  Ausland  die  zugesagten  Gaben  nicht  mehr 
abliefern  konnten,  ist  das  Gebotene  noch  reich  genug.  Trotz  der  Behinderung 
durch  den  Krieg,  trotz  des  Abschlusses  Deutschlands  und  des  Heeresdienstes 
so  vieler  jüngerer  Gelehrter  sind  24  Arbeiten  eingeliefert  worden,  Beiträge 
aus  Deutschland  wie  dem  verbündeten  Österreich,  zugleich  je  eine  Arbeit 
aus  Rumänien,  aus  Serbien,  Belgien,  Dänemark  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  In  alphabetischer  Folge  der  Autornamen  sind  sie  im  Buch  ge- 
ordnet.   Sie  betiteln  sich  : 

Das  Gleichgewicht  der  beim  Arbeitsvertrag  mitwirkenden  Kräfte  und  die 
moderne  Auffassung  vom  Arbeitsvertrag.  Von  Dr.  S.N.  Angelesen,  Bukarest. 
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Begriffliches  und  Kritisches  über  das  Moratorium.  Von  Dr.  W  e  1  i  m  i  r 
Bajkitsch,    Belgrad. 

Die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit.  Von  Professor  Dr.  M.  J.  Bonn, 
München. 

Zur  Frage  der  Vermögensbewertung  in  den  Bilanzen.  Von  Dr.  Sieg- 
fried   Buff,    München. 

Die  Mobilisierung  des  bäuerlichen  Kredits  durch  die  Bauernbefreiung, 
gezeigt  an  einem  Beispiel.  Von  Prof.  Dr.  Arthur  Cohen,  Pullach 
b.  München. 

Nationalökonomie  und  Willensfreiheit.  Von  Dr.  Robert  Drill, 
Frankfurt  a.  M. 

Zur  Lehre  vom  auswärtigen  Handel.  Von  Prof.  Dr.  Josef  Berg- 
fried   Eßlen,    Berlin. 

Alter  und  Familienstand  der  organisierten  Arbeiter.  Von  Regierungsrat 
Dr.   Johannes    Feig,    Charlottenburg. 

Über  einige  internationale  Aufgaben  der  Sozialstatistik  und  Sozial- 
politik.    Von  Prof.  Dr.  A.   Günther,    Berlin. 

Das  Wesen  der  Politik.     Von  Dr.  Ludo    M.  Hartmann,  Wien. 

Die  Geschichte  der  Nationalökonomie.  Von  Geh.  Regierungsrat  Prof. 
Dr.  Heinrich    Herkner,  Charlottenburg. 

Organisationsprobleme  der  ,, freien  Berufe".  Von  Dr.  Theodor 
H  e  u  ß  ,    Heilbronn. 

Der  treibende  Faktor  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung. 
Von  Prof.  Dr.  Edgar    Jaffe,    München. 

Die  Unzweckmäßigkeit  der  Befreiung  der  amerikanischen  Küsten- 
schiffahrt von  den  Kanalgebühren.  Von  Prof.  Dr.  Emory  R.  Johnson, 
Philadelphia. 

Das  Objekt  des  Tauschwerts.  Von  Professor  Dr.  Rudolf  Kauila, 
Stuttgart. 

Die  Berufsarbeit  der  bäuerlichen  Ehefrau  im  rechtsrheinischen  Bayern. 
Mit  besonderer  Berücksichtigung  der  drei  südbayerischen  Kreise.  Von 
Dr.  Rosa    Kempf,    Frankfurt  a.  M. 

Die  Transhumanz  im  Mittelmeergebiet.  Eine  wirtschaftsgeographische 
Studie  über  den  Seminomadismus.  Von  Prof.  Dr.  R.  Leonhard, 
München. 

Zur  Lehre  vom  ,, Steuereinmaleins".  Von  Prof.  Dr.  Walter  Lotz, 
München. 

Sur  la  Liberte.     Von  Prof.  Dr.  Ernest    Mahaim,    Lüttich. 

Zur  Frage  von  Kapitalbildung  und  Kapitalbedarf  in  Deutschland. 
Von  Prof.  Dr.  P.  Mombert,    Freiburg  i.  Br. 

,,  Wirtschafts  Wissenschaft  ?"  Von  Professor  Dr.  Gerhart  v.  Schul- 
ze- Gaevernitz,    Freiburg  i.  Br. 

Über  das  ökonomische  Wesen  der  Versicherung.  Von  Dr.  Freiherr 
Raymund    de    Waha,    Köln. 

Entwicklungsgeschichte  des  internationalen  Landwirtschaftsinstituts 
in  Rom.     Von  Dr.  K.  A.  Wieth-Knudsen,  Kopenhagen. 
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Der  Nationalökonom  als  Arzt.  Prolegomena.  Von  Prof.  Dr.  Robert 
Wilbrandt,  Tübingen. 

All  diese  Arbeiten  spiegeln  Brentanos  Persönlichkeit  und  seine 
Stellung  in  der  Wissenschaft  wieder,  suchen  Ergebnisse  seiner  Forschung 
zu  verwerten  oder  weiter  zu  führen.  Zu  den  gerade  in  der  jüngsten  Zeit 
viel  umstrittenen  methodologischen  Problemen,  bei  deren  Lösung  man  am 
Sein  und  Schaffen  Brentanos  nicht  vorübergehen  kann,  liefern  die 
Arbeiten  von  Mahaim,  Schulze-Gaevernitz  und  Wil- 
brandt fesselnde  Beiträge.  Auch  Heinrich  Herkners  Unter- 
suchung zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  gibt  dafür  beachtenswerte 
Ausblicke. 

Für  die  weltwirtschaftlich  Interessierten  sind  besonders  Fragen,  die 
Bonn,  Mombert  und  Eßlen  berühren ,  von  Bedeutung.  Weil 
gerade  sie  unter  den  Ereignissen  des  großen  Krieges  zum  Teil  neu  beleuchtet 
sind  und  vor  allem  auch,  weil  sie  für  das  Weltwirtschaftliche  Archiv  von 
besonderem  Belang  erscheinen,  seien  sie  hier  kurz  gestreift,  ohne  damit  eine 
kritische  Geringerbewertung  der  übrigen  Beiträge  eintreten  zu  lassen. 

Mombert  berührt  in  seinem  Aufsatze  zur  Frage  von  Kapitalbildung 
und  Kapitalbedarf  in  Deutschland  das  Problem  der  Zusammensetzung  des 
deutschen  Einfuhr-  und  Ausfuhrhandels,  wie  der  Entwicklungsneigung,  die  in 
ihm  in  Erscheinung  tritt.  Er  zeigt  im  einzelnen  m.  E.  treffend,  vielleicht 
allerdings  etwas  zu  pessimistisch,  wie  die  Steigerung  der  Passivität  der  Han- 
delsbilanz nicht  lediglich  als  erfreuliches  Zeichen  genommen  werden  darf, 
sondern  nach  eingehenderen  Untersuchungen  verlangt.  Die  Wertverschie- 
bungen neben  den  Änderungen  in  den  Warenmengen  gewinnen  seine  Aufmerk- 
samkeit, und  er  weist  nachdrücklich  darauf  hin,  wie  Deutschland  infolge  der 
Steigerung  der  Preise  in  den  letzten  Jahren  vordem  Krieg  für  die  gleichen  Ein- 
fuhrmengen viele  Millionen  mehr  dem  Ausland  in  jeder  Wirtschaftsperiode 
zu  zahlen  hatte  als  ehedem.  Soweit  diese  verteuerten  Rohstoffe  und  Nah- 
rungsmittel zur  Herstellung  von  Produkten  dienen,  die  im  Inland  verbraucht 
wurden,  erhielt  es  keinen  Ersatz  für  die  gestiegenen  Kosten  ihrer  Her- 
stellung. Steht  Mombert  so  der  steigenden  Einfuhr  Deutschlands  als 
solcher  kritisch  gegenüber,  so  betont  er  nicht  minder,  daß  im  Hinbhck  auf 
die  Kapitalbildung,  wie  die  Bevölkerungskapazität  die  neueste  Entwicklung 
der  deutschen  Ausfuhr  keine  günstige  gewesen  ist.  Er  zeigt,  daß  die  deutsche 
Ausfuhr  im  allgemeinen  weniger  gewinnbringend  wurde,  da  sie  ihre  Zunahme 
zum  Teil  nur  durch  große  Preisnachlässe  erreichen  konnte.  Er  kommt  auch 
hierbei  zu  dem  Resultat,  daß  es  auf  die  rein  äußere  Zunahme  des  deutschen 
Außenhandels  viel  weniger  ankommt,  als  darauf,  welche  Rolle  er  im  Rahmen  der 
gesamten  wirtschaftlichen  Entwicklung  gegenüber  den  Aufgaben  spielt,  vor  die 
die  deutsche  Volkswirtschaft  in  Gegenwart  und  Zukunft  gestellt  ist.  Mom- 
bert macht  auf  den  Widerspruch  aufmerksam,  der  darin  liegt,  daß  Partei- 
gruppen, die  am  entschiedensten  eine  starke  Volksvermehrung  gutheißen, 
gleichzeitig  Hauptvertreter  eines  Zollsystems  sind,  das  nach  seiner  Ansicht 
der  fortschreitenden  und  bevölkerungspolitisch  wünschenswerten  Kapital- 
bildung entgegenarbeitet. 
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Die  Studien  von  E  ß  1  e  n  und  Bonn  geben  eine  Art  Gegenspiel. 
E  ß  1  e  n  entwickelt  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel,  Bonn  die  Idee 
der  Selbstgenügsamkeit. 

E  ß  1  e  n  macht  den  Versuch,  in  der  überkommenen  Gestalt  der  Lehre 
vom  auswärtigen  Handel  einzelne  schwache  Punkte  aufzuzeichnen  und  auf 
Grund  unserer  heutigen  Erkenntnisse  jene  Fehler  zu  beseitigen.  Er  führt  zu 
dem  Ergebnis,  daß  im  Wesen  der  auswärtige  Handel  sich  nicht  vom  Binnen- 
handel unterscheidet.  Für  die  staatliche  Wirtschaftspoütik  folgert  er  daraus, 
daß,  wie  jede  Erschwerung  des  inländischen  Warenaustauschs,  auch  jede 
Belastung  des  Güterverkehrs  über  die  Landesgrenzen  zu  einer  Verminderung 
der  dem  betreffenden  Volk  zur  Verfügung  stehenden  Mengen  von  Brauch- 
barkeiten führe.  Auch  sucht  er  die  Lehre  vom  auswärtigen  Handel  nicht 
ohne  Erfolg  aus  der  engen  Verbindung  mit  der  Quantitätstheorie  zu  lösen, 

Bonn  verfolgt  die  Idee  der  Selbstgenügsamkeit  von  den  antiken  Schrift- 
stellern durch  die  mittelalterlichen  Theorien  zu  den  deutschen  Kameralisten, 
zeigt  ihr  langsames  Abbröckeln  in  der  neueren  Zeit,  das  Wiederaufleben 
der  Idee  der  inneren  Versorgung  nach  den  unaufhörlichen  Handelskriegen  und 
die  logische  Vollendung  der  physiokratischen  Anschauungen  in  Fichtes  ge- 
schlossenem Handelsstaat,  der  scharfsinnig  von  ihm  analysiert  wird.  Die  Selbst- 
genügsamkeit scheint  nur  denkbar,  wenn  der  Staat  auf  weitere  Volkszunahme 
verzichtet.  Die  Grundlagen  für  M  a  1 1  h  u  s*  und  C  a  r  r  e  e  s  Befürchtungen 
sind  allerdings  durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  der  letzten  50  Jahre 
nicht  unwesentlich  verändert.  Aber  trotz  der  Umwandlungen,  die  die  Ent- 
wicklung der  modernen  Transportmittel,  die  Wanderlust  des  Kapitals  und 
die  menschlichen  Wanderbewegungen  mit  sich  bringen,  erwacht  die  Idee 
der  wirtschafthchen  Selbstgenügsamkeit  in  nicht  stark  veränderter  Form 
auch  in  der  neuesten  Zeit  wieder.  Es  ist  heute  mitten  im  Weltkrieg  be- 
sonders interessant,  zu  lesen,  wie  Bonn  die  Lage  der  jüngsten  Vergangen- 
heit vor  Ausbruch  des  großen  Kampfes  skizziert  und  nachzuweisen  sucht, 
daß  bei  allen  noch  so  weitgehenden  Verschiebungen  die  Loslösung  von  der 
Weltwirtschaft  sich  nicht  bewerkstelligen  ließ.  Die  rückliegenden  zwei 
Kriegs  jähre  haben  allerdings  einen  völligen  Wandel  dieser  Verhältnisse 
vorübergehend  gebracht.  Wenn  auch  unter  mancherlei  Irrtümern  und 
Fehlgriffen,  ist  es  dem  Deutschen  Reich  unter  dem  Zwange  der  Not  gelungen, 
dem  Ideal  der  Selbstgenügsamkeit  sich  stark  anzunähern.  Mit  Hilfe  der 
Technik  gelingt  es,  alle  wesentlichen  Kriegsbedürfnisse  auch  nach  dem  Ab- 
schluß vom  Ausland  zu  decken  und  zum  Teil  durch  nationale  Ersatzstoffe 
zu  befriedigen.  Nicht  nur  Zurückhaltung  und  geordnete  Verteilung  einge- 
lagerter Vorräte,  sparsame  Verwendung  des  Vorhandenen,  sondern  auch  Kon- 
tingentierung und  Steigerung  der  Produktion  und  deren  Lenkung  mit  Ein- 
schluß künftiger  Ernten  sind  in  Deutschland  in  Erscheinung  getreten  in  einem 
Umfang,  wie  es  vor  zwei  Jahren  noch  als  kaum  möglich  gedacht  wurde. 
Aber  auch  darin  liegt  nur  eine  Unterbrechung,  nicht  eine  Beendigung  des 
Zustandes  weltwirtschaftHchen  Austauschs,  wie  er  eine  der  Errungenschaften 
vergangener  Kulturzeiten  gewesen  ist.  Die  freihändlerischen  Anschauungen 
im  Sinne  des  Anstrebens  eines  freieren  Güteraustausches,  für  die  Brentano 
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mit  starkem  Temperament  auch  im  politischen  Tageskampf  eingetreten  ist, 
erscheinen  bei  näherem  Zusehen  auch  durch  den  Krieg  nicht  so  durchweg 
überlebt,  wie  die  Schutzzöllner  nach  anscheinender  Bestätigung  ihrer  Beweis- 
gründe zu  finden  glauben. 

Zu  den  Gedanken,  die  diese  Beiträge  in  der  Festschrift  anregen,  gibt 
Brentano  selbst  eine  wesentliche  Ergänzung  in  einem  Vortrag,  den 
er  jüngst  über  den  Wahnsinn  der  Handelsfeindseligkeiten  gehalten.  Er 
nennt  es  einen  Irrsinn,  wenn  europäische  Völker,  die  noch  inmitten  der 
Schrecken  des  Weltkrieges  stehen,  statt  sich  durch  eine  auf  friedlicher  Arbeits- 
teilung beruhende  Neuordnung  ihrer  Handelsbeziehungen  möglichst  raschen 
Ersatz  der  erlittenen  Schäden  zu  sichern,  schon  beratschlagen,  wie  nach 
Wiederherstellung  des  Friedens  der  Weltkrieg  durch  einen  Handelskrieg 
abzulösen  sei,  der  abermals  einen  neuen  Krieg  mit  all  seinen  Gefahren  zur 
Folge  haben  würde.  Hoffentlich  ist  es  Brentano  vergönnt,  weiterhin 
in  diesem  Sinne  aufklärend  und  belehrend  zu  wirken.  In  hohen  Jahren  möge 
er  der  erfolgreiche  Kämpfer  und  Künstler  bleiben,  der  er  in  den  rückliegenden 
Jahrzehnten  allzeit  gewesen.  Christian  Eckert  (Köln). 

Gruntzel,    Dr.    Josef,    Allgemeine    Volkswirtschaftslehre. 

Band   i   des  ,,  Grundriß  der  Wirtschaftspolitik".    3.  verbesserte  Auflage. 

Wien  igiö.     Holder.  165  S.     M  2, — . 

Die  Stärke  Gruntzels  liegft  in  der  Wirtschaftspolitik,  namentlich 
in  der  Handels-  und  Industrie -Politik,  weniger  in  der  Theorie.  Das 
Buch  ist  denn  auch  nicht  im  strengen  Sinn,e  ein  wissenschaftlicher  Grundriß 
der  theoretischen  Nationalökonomie,  sondern  mehr  eine  elementare  sum- 
marische Einleitung  eklektischer  Natur  für  volkswirtschaftspolitische  Zwecke. 
Daß  die  methodologischen  Fragen,  welche  die  heutige  Wissenschaft  be- 
wegen, keine  Behandlung  erfahren,  liegt  bei  einem  derartig  knappen  Leit- 
faden nahe.  Aber  auch  die  theoretischen  Grundlehren,  z.  B.  Wert-, 
Preis-,  Geld-,  Lohntheorie  werden  ohne  tieferes  Eingehen  auf  die  Pro- 
bleme oder  auf  die  modernen  und  klassischen  Lehren  dargestellt, 
eine  Verteilungslehre  fehlt  fast  ganz,  die  Grundbegriffe  werden  mehr  als 
schulmäßige  Definitionen  denn  als  theoretische  Unterlagen  für  ein  Gebäude 
von  Gedanken  vorgetragen.  Ein  Satz  wie  der  folgende  mag  eine  Vorstellung 
von  dem  Niveau  des  Büchleins  geben:  ,, Unterliegt  die  wirtschaftliche  Tätig- 
keit gewissen  unabänderlichen  natürlichen  Gesetzen,  so  wird  die  Darstellung 
zur  Wirtschaftstheorie,  welche  in  philosophischen  Anschau- 
ungen wurzelt  und  die  deduktive  Methode  bevorzugt.  Wird  dagegen  dem 
Staat  oder  anderen  Gemeinschaften  ein  entscheidender  Einfluß  auf  die  wirt- 
schaftliche Tätigkeit  eingeräumt,  so  wird  die  Darstellung  zur  Wirtschafts- 
politik (!),  welche  den  faktischen  Anforderungen  des  Lebens  gerecht 
zu  werden  sucht  und  sich  hauptsächlich  der  induktiven  Methode  bedient" 
(S.  3).  —  Wirtschaftsbeschrcibung,  bezw.  Wirtschaftsgeschichte  und  Wirt- 
schaftspoHtik  werden  also  gänzlich  vermengt,  abgesehen  von  der  sonder- 
baren Rolle,  welche  Induktion,  Deduktion,  Philosophie  und  Naturgesetze 
dabei  spielen. 
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Das  Büchlein  behandelt  zuerst  Wesen  und  Grundlagen  der  Volkswirt- 
schaft, dann  Produktion,  Verkehr  und  Einkommen  und  versucht  zuletzt 
eine  kurze  Darstellung  der  Entwicklung  der  Volkswirtschaftslehre. 

Die  Vorzüge  der  Arbeit  liegen  in  der  flüssigen,  einfachen  Sprache  und 


in  den  anschaulichen  realen  Beispielen 

Anglo- American  Year  Book, 
The  — .  The  Indispensable  Directory 
and  Referoncc  Book  with  wUich  is  in- 
corporated  Americans  with  British 
Titles  and  the  Anglo-American  Who's 
Who.  Containing  an  Authentic  Com- 
mcrcial,  Professional,  and  Residential 
Directory  of  Americans  in  Great  Bri- 
tain.  London  1916.  The  International 
Development  Co.,  Ltd.  XIV,  416  S.  sh. 
5/ —  net.  —  Informiert  über  die  diplo- 
matische und  kommerzielle  Vertretung 
Amerikas,  die  amerikanischen  und  bri- 
tisch-amerikanischen gesellschaftlichen 
Vereinigungen,  die  wichtigsten  ge- 
schäftlichen Beziehungen  zwischenEng- 
land  und  Amerika  usw. ;  es  ist  eine  Art 
Auskunftsbuch  über  alles  für  den 
Amerikaner  in  persönlicher  und  ge- 
schäftlicher Hinsicht  Wissenswerte. 
Eingestreut  sind  kleinere  Aufsätze,  wie 
,, Americans  and  the  war",  ,, Anglo- 
American  London  in  War  time",  ,, Bri- 
tish American  trade",  und  vor  allem 
ein  Abschnitt  ,, American  relief  work 
during  the  War",  darunter  besonders 
Mitteilungen  über  die  Commission  for 
relief  in  Belgium.  — ^r. 

Bordewijk,  Dr.  H.  W.  C,  Econo- 
mic en  techniek.  Rede  uitgcsproken 
bij  gclegenheid  van  de  aanvaarding  van 
het  Hoogleeraarsambt  aan  de  Tech- 
nische Hoogeschool  te  Delft  op  Woens- 
dag  den  4en  October  191 6,  door  Mr. 
P.  J.  M.  Aalberse.  (De  Economist. 
66.  Jahrg.,  No.  i,  S.  i — 20.)  's-Gra- 
venhage  191 7. 

Denkschrift  des  preußischen 
Kultusministeriums  über 
die  Förderung  der  Aus- 
landsstudien, Die  — .  (Inter- 
nationale Monatsschrift  f.  Wissenschaft, 
Kunst  u.  Technik.  11.  Jahrg.,  Heft  5, 
Sp-  513 — 532)  Leipzig  u.  Berlin  1917. 
B.  G.  Teubner. 

Grossmann,  Henryk,  Die  An- 
fänge und  geschichtliche  Entwickelung 
der  amtlichen  Statistik  in  Österreich. 
(Statistische  Monatsschrift.  XXI.  Jahr- 
gang, Heft  6 — 7,  S.  331—417.)  Brunn 
1916.     Friedr.  Irrgang. 

G  r  u  n  t  z  e  1 ,  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  J  o  - 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 


Othmar    Spann  (Brunn) . 

s  e  f  ,  Die  Idee  der  Gemeinschaft. 
Eine  Vorfrage  der  Ethik  und  Volks- 
wirtschaftslehre. (Bibliothek  f.  Volks- 
u.  Weltwirtschaft.  Herausg.  Prof.  Dr. 
F.  v.  Mammen.  Heft  23.)  Dresden 
u.  Leipzig  191 6.  Globus.  65  S.  Ji  1,50. 
Liefmann,  Robert,  Das  Gesetz 
des  Ausgleichs  der  Grenzerträge.  (Jahr- 
bücher f.  Nationalökonomie  u.  Stati- 
stik. 108. Bd.  [III. Folge,  53. Bd.],  Heft 

I,  S.i — 64.)  Jena  1917.  Gustav  Fischer. 
Persons,    Warren  M.,   Construct- 

ion  of  a  Business  Barometer.  (The 
American  Economic  Review.  VI.  Band, 
No.  4,  S.  739 — 769.)  Ithaca,  N.  Y. 
1916.  American  Economic  Association. 

Röscher,  Wilhelm,  System  der 
Volkswirtschaft.  Ein  Hand-  u.  Lese- 
buch für  Geschäftsmänner  und  Studie- 
rende. III.  Band:  Nationalökonomik 
des  Gewerbfleißes  und  Handels.  8.  ver- 
mehrte Auflage,  bearbeitet  von  Wil- 
helm Stieda.  2.  Halbband :  Na- 
tionalökonomik des  Handels.  Stutt- 
gart u.  Berlin  1917.  J.  G.  Cotta. 
XIII,  795  S.     M   15,50- 

Sciences  6conomiques  et  so- 
ciales ä  rU  niversite  de  Ge- 
ne v  e  ,  Les  — .  Inauguration  de  la 
facult6  des  sciences  economiques  et 
sociales  et  de  1 'Institut  des  hautes 
etudes  commerciales  (25  octobre  1915). 
Discours  —  Lc9ons  d'ouverture  —  Me- 
moires.      Genf   191 6.      Georg    &   Cie. 

II,  2i6  S.  —  Die  Schrift  bringt  in 
ihrem  ersten  Teile  eine  Wiedergabe  der 
Ansprachen,  die  bei  der  im  Oktober 
1915  erfolgten  Einweihung  der  neuen 
mit  Einrichtungen  für  das  Handels- 
hochschulstudium verbundenen  wirt- 
schafts-  und  sozialwissenschaftlichen 
Fakultät  der  Universität  Genf  gehalten 
wurde.  Darauf  folgen  wissenschaftliche 
Beiträge  (z.  T.  Antrittsreden)  von  fünf 
Mitgliedern  der  Fakultät.  Angaben 
über  die  Studieneinrichtungen  und 
Studienpläne  sind  nicht  beigefügt. 

Wolf,  Kamille,  Versuch  einer 
neuen  Theorie  der  Verteilung  und 
Preisbildung.  Kieler  Dissertation. 
1916.     84  S. 
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2.  Wirtsdiaftsgcsdiidite,  wirtsdiaftlidie,  soziale  und  kulturelle  Zu- 
Standsschilderungen,  Wirtschaftsgeographie,  Karten,  Atlanten,  Rcisc- 

besdircibungen. 

Frech,  Geh.  Bergrat  Prof.  Dr.  F.,  Privatdozent  Ingenieur  A.  Hänig,  dipl. 
agr.  Saatzucht-Inspektor  A.  Sack,  Die  Grundlagen  türkischer 
Wirtschaftsverjüngung.  (Das  Wirtschaftsleben  der  Türkei. 
Herausgeg.  im  Auftrage  d.  Deutschen  Vorderasien- Gesellschaft  von  Privat- 
dozent Dr.  jur.  et  phil.  Hugo  Grothe.  Band  I.)  Berlin  1916.  Georg 
Reimer.     XVI,   184  S.     Jü  6,—. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  erhöhten  Interesse,  das  man  in  Deutsch- 
land allen  den  türkischen  Bundesgenossen  betreffenden  Angelegenheiten 
entgegenbringt,  macht  sich  auch  eine  gesteigerte  Tätigkeit  der  Publizistik 
über  den  näheren  Orient  bemerkbar.  Leider  aber  bezieht  sich  diese  Steige- 
rung meist  nur  auf  die  Quantität,  nicht  auch  auf  die  Qualität  der  Ver- 
öffentlichungen, und  vor  allem  scheint  eine  detaillierte  Sachkenntnis  der 
behandelten  Fragen  und  Lokalitäten  absolut  nicht  mehr  als  eine  grund- 
legende Bedingung  der  Verfassung  von  Abhandlungen  über  die  Türkei  und 
türkische  Verhältnisse  angesehen  zu  werden. 

Schreiber  dieser  Zeilen  sind  in  der  letzten  Zeit  eine  ganze  Anzahl  solcher 
Publikationen,  namentlich  über  \virtschaftliche  Dinge  in  die  Hände  ge- 
kommen, Veröffentlichungen,  deren  Verfasser  weder  die  Türkei  jemals  be- 
sucht zu  haben  scheinen  noch  auch  durch  sonstige  Sachkenntnis  zu  solchen 
Abhandlungen  als  berechtigt  gelten  dürfen.  Als  eklatantestes  Beispiel  für 
diese  Literaturgattung  sei  die  „Studie"  von  A.  Hänig,  ,, Statistische 
Daten  und  Tabellen  über  die  Minen  der  Türkei"  herausgegriffen,  die  zusammen 
mit  je  einer  Abhandlung  von  F.  F  r  e  c  h  und  A.  S  a  c  k  in  dem  oben  genann- 
ten Werke  enthalten  ist.  (Es  sei  übrigens  bemerkt,  daß  die  Qualität  der 
beiden  letztgenannten  Abhandlungen,  namentlich  der  von  Frech  hoch 
über  der  Qualität  der    H  ä  n  i  g  sehen  Studie  steht.)  ^). 

Es  ist  im  allgemeinen  bei  Veröffentlichungen  üblich,  den  Zitaten  stets 
die   genaue    Quellenangabe   beizufügen.       Der   Abhandlung    von    Hänig 

^)  Über  diese  beiden  anderen  Beiträge  schreibt  der  Mitarbeiter  des  W.  A.  G.  H  e  r  1 1 
(Konstantinopel) :  Der  Beitrag  vom  Geh.  Bergrat  Prof.  Dr.  Frech  behandelt  die  Mineral- 
schätze der  Türkei  und  ihren  Abbau.  Darüber  ist  nur  Gutes  zu  sagen.  So  unbekannt  wie 
Prof.  Frech  glaubt,  sind  wohl  die  östlichen  Gegenden  des  türkischen  Reiches  nicht  mehr, 
die  Bergbausachverständigen  der  großen  Metallgesellschaften  und  einiger  französischen  und 
englischen  Banken  haben  alle  Winkel  der  Türkei  durchgestöbert.  Von  dem  Ergebnisse 
ihrer  Forschungen  ist  allerdings  nichts  an  die  Öffentlichkeit  gedrungen.  Sie  ruhen  in  den 
Archiven  ihrer  Auftraggeber.  Das  mag  im  Interesse  der  Wissenschaft  bedauert  werden, 
läßt  sich  aber  vorläufig  nicht  ändern.  Die  in  Angriff  genommenen  Eisenbahnbauten  in  Ost- 
anatolien  werden  manches  zur  Aufklärung  der  geologischen  Beschaffenheit  heute  noch 
wenig  gekannter  Gegenden  beitragen.  A.  Sack  bespricht  den  Ackerbau  und  die  Viehzucht 
in  der  Türkei.  Gegen  seine  Ausführungen  ist  nichts  einzuwenden,  nur  dürften  seine  Ansichten 
über  die  Anbaumöglichkeit  der  Zuckerrübe  wenig  Anhänger  finden.  Es  wäre  möglich, 
daß  die  Zuckerrübe  auf  bewässertem  Boden  gut  gedeiht.  Manche  seiner  Quellen  sind  von 
zweifelhafter  Güte,  Touristen  und  durchfliegende  Reisende,  die  sich  nachher  als  genaue 
Orientkenner  ausgeben.  Einige  Kulturen  hätten  verdient,  ausführUchcr  besprochen  zu 
werden. 
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ist  zwar  die  Angabe  vorangesetzt  „nach  Konsulatsberichten  veröffentUcht", 
doch  muß  die  im  Vorwort  gebrauchte  Bezeichnung  „meine  Studie"  den 
harmlosen  Leser  zu  der  Annahme  verleiten,  daß  der  Verfasser  wenigstens 
einige  Anmerkungen  beigetragen  habe,  oder  daß  die  Auswahl  und  Anordnung 
der  statistischen  Daten  von  dem  Verfasser  stamme.  Tatsächlich  aber  ist 
die  ganze  Studie  nichts  anderes  als  die  wörtliche  Übersetzung  von  S.  i — 41 
des  von  der  „Union  Permanente  des  delegues  du  commerce  etranger"  in 
Konstantinopel  in  französischer  Sprache  herausgegebenen  Auszuges  aus 
der  offiziellen  türkischen  Minenstatistik  von  1323^).  Lediglich  das  mit  Stil- 
blüten reich  geschmückte  Vorwort  stammt  von  dem  Verfasser;  allenfalls 
könnten  auch  noch  einige  Übersetzungsfehler  als  Originalbeiträge  des  Autors 
oder  seines  Gewährsmannes  angesehen  werden. 

Das  Vorwort  hebt  gleich  mit  einer  Reklame  für  ein  anderes  Werk  des- 
selben Verfassers  an:  „Ursprünglich  war  meine  Studie ja  als  Sonder- 
studie für  eine  neue  und  erweiterte  Auflage  meines  (in  den  Bergwerks-,  Hütten- 
werken und  Walzwerksindustrien  und  Handelshochschulen  Deutschlands 
und  Österreichs  -  Ungarns  gut  eingeführten)  Werkes:  Der  Erz-  und  Metall- 
markt, die  nach  dem  Kriege  von  mir  geplant  ist,  von  mir  vorgemerkt  worden". 
Nach  dieser  und  ähnlichen  Stilblüten  rühmt  der  Verfasser  den  Wert  seiner 
,, modernen"  Tabellen,  ,,die  jeden  Fachmann  interessieren  müssen".  Tat- 
sächlich aber  können  doch  diese  nunmehr  9  Jahre  alten  Tabellen  schwerlich 
mehr  als  modern  bezeichnet  werden.  Es  scheint  dem  Verfasser  gänzlich 
unbekannt  zu  sein,  daß  seitdem  zwei  weitere  Bände  türkischer  Minenstatistik 
erschienen  sind,  welche  die  Jahre  1324,  1325,  1326  und  1327  umfassen,  mit- 
hin bis  März  1912  reichen.  Allerdings  sind  die  genannten  Statistiken  nur  in 
türkischer  Sprache  erschienen,  sollte  sich  aber  unter  den  vielen  sich  in  Deutsch- 
land aufhaltenden  Türken  kein  einziger  zu  einer  Übersetzung  bereitfinden  ? 
—  Weitere  Einzelheiten  des  1 14  Seiten  umfassenden  Vorworts  seien  über- 
gangen; angeführt  sei  nur  noch  die  unverständliche  Bezeichnung  „Zahlen- 
tabelle der  erlaubten  Ausbauten"  (statt  Tabelle,  enthaltend  die  Anzahl 
der  erteilten  Schürfscheine)  und  endüch  der  wunderschöne  Superlativ  ,,ein 
erschöpfendstes   Bild   über   die   Reichhaltigkeit   der  verschiedensten   Erze". 

Was  die  einzelnen  Tabellen  angeht,  so  weisen  diese  eine  große  Anzahl 
von  Übersetzungsfehlern  auf,  die  allerdings  z.  T.  auf  die  französische  Quelle 
zurückzuführen  sind.  So  z.  B.  wird  auf  S.  94  die  kleinasiatische  Stadt  Ken- 
dere  des  türkischen  Originals  in  Cassandra  (bekanntlich  ein  Teil  der  Chal- 
kidike)  umgetauft  und  zusammen  mit  ihrer  Distriktshauptstadt  Ismid  nach 
Europa  in  das  Wilajet  Adrianopel  versetzt.  Ein  Blick  auf  die  Karte  hätte  den 
Verfasser  belehrt,  daß  in  diesem  Punkte  seiner  französischen  Quelle  nicht  zu 
trauen  ist. — Der  unabhängige  Bezirk  Bigha  wird  in  die  Provinz  Aidin  verlegt,  und 
der  auf  S.  96  annähernd  richtig  wiedergegebene  Bezirk  Sarochan  wird  auf  S.  107 
in  Sacharin  umgetauft.  — Anscheinend  aus  Eigenem  fügt  der  Verfasser  an  ver- 
schiedenen Stellen  der  erwähnten  Tabelle  III  die  erklärenden  Bezeichnungen 
Europa  und  Kleinasien  hinzu,  wodurch  mit  kühnem  Schwung  die  syrischen 
Wilajets  nach  Kleinasien,  Trapezunt,  Kastamuni  und  Konia  dagegen  nach 

^)  14.  März  1907  bis  13.  März  1908. 
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Europa  versetzt  werden.  — Die  Spalte  der  Tabelle,  welche  die  Besitzer  der  Berg- 
gerechtsame angibt,  ist  derartig  wörtlich  aus  dem  Französischen  übernommen 
worden,  daß  die  abgekürzten  Bezeichnungen:  „all.,  autr.  hell."  stehen  blieben, 
statt  durch  die  deutschen  Angaben:  ,, deutscher,  österreichischer,  griechischer 
Untertan"  ersetzt  zu  werden.  —  Noch  ein  weiterer  Beleg  findet  sich  in  der 
gleichen  Tabelle  für  die  mangelnde  Sorgfalt  oder  Vokabelkenntnis  des  Ver- 
fassers oder  seines  Gewährsmannes.  Auf  Seite  95  steht  nämlich  eine  voll- 
kommen unverständliche  Anmerkung:  ,,Das  proportioneile  Recht  ist  i  % 
für  Kohle,  10  %  für  Petroleum",  Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  dies  eine  allzu 
wörtliche  Übersetzung  des  Ausdrucks:  ,, droit  proportionnel"  ist,  was  natür- 
lich mit    ,, proportionale"    oder    ,, prozentuale  Abgabe"    wiederzugeben  ist. — ■ 

Die  Feststellung  jedes  kleinen  Übersetzungs-  und  Stilfehlers  würde  zu 
weit  führen;  es  sei  nur  noch  eine  hübsche  Übersetzung  aus  Tabelle  VI  ange- 
führt, in  der  die  Produktion  der  verschiedenen  Bergwerks-  und  Hütten- 
erzeugnisse in  den  einzelnen  Jahren  nach  Gewicht  und  Wert  zusammenge- 
stellt ist.  Nach  der  Rubrik  Meerschaum  findet  sich  im  türkischen  Original 
die  Anmerkung:  „Sandyk  hisabile  dir",  in  der  französischen  Übersetzung 
,,par  caisse",  d.  h.  die  Zahlen  der  Tabellen  geben  für  Meerschaum  nicht  das 
Gewicht  in  Tonnen,  sondern  die  Anzahl  Kisten  an.  In  der  Studie  von  Hänig 
nun  wird  dieser  Ausdruck  ,,par  caisse"  mit  ,,per  Kasse"  wiedei  gegeben, 
eine  Übersetzung,  bei  der  sich  der  Autor  schwerlich  viel  gedacht  haben  kann. 

Durch  obige  Ausführungen  erscheint  die  Abhandlung  von  Hänig  ge- 
nügend gekennzeichnet,  und  es  ist  dringend  zu  wünschen,  daß  im  Interesse  der 
wirtschaftlichen  Beziehungen  Deutschlands  zum  Orient  gegen  solche  und  ähn- 
liche zum  Ereignis  gewordene  Unzulänglichkeiten  energisch  Front  gemacht  wird. 
Über  die  Türkei  sollte  nur  der  publizieren  dürfen,  der  die  Verhältnisse  wirklich 
kennt,  und  auch  bei  den  Übersetzungen  sollte  zur  Vermeidung  von  Fehlern^) 
auf  die  türkischen  Originale  zurückgegriffen  und  die  französischen  Sekundär- 
quellen nach  Möglichkeit  ausgeschaltot  werden.  Den  zahlreichen,  in  Deutsch- 
land studierenden  jungen  Türken  erwächst  durch  solche  Übersetzungen  ein 
dankbares  Betätigungsfeld,  sie  können  so  auf  ihre  Weise  zur  weiteren  Ausge- 
staltung der  deutsch-türkischen  Wirtschaftsbeziehungen  beitragen. 

Gustav    Fester    (Konstantinopel). 

Fiedler,  L.  K.,  Polen  (Königreich  Polen)  als  Absatzgebiet  für 
die  mitteleuropäische  Maschinen-  und  Bauindu- 
strie. Mit  19  Abbildungen  und  44  Zahlentafeln.  Charlottenburg  1916. 
Selbstverlag.     70  S.    M  4,50. 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Polens  werden  nach  dem  Kriege  für 
die  Mittelmächte  voraussichtlich  erhöhtes  Interesse  haben.  Dem  Bedürfnis 
nach  einer  orientierenden  Übersicht  über  das  Wirtschaftsleben  Polens  will 
Fiedler    in  seiner  Schrift  entgegenkommen. 

^)  Auch  die  vom  Reichsamt  des  Inneren  herausgegebene  Übersetzung  des  türkischen 
Zolltarifs  ist  nicht  fehlerfrei,  und  zwar  ist  daran  keineswegs  die  französische  Vorlage  schuld. 
„Eau  oxyg6n6"  ist  durch  Wasserstoffsuperoxyd  zu  übersetzen  und  nicht  durch  „Sauer- 
stof fwasser" ;  „fer,  pr6paration  hydrog6n6e"  ist  mit  Eisen  reduziert  (hydrogenio  reductum) 
zu  übersetzen,  statt  mit  „wasserstoffreiche  Zubereitung"  —  usw. 
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Der  Verfasser  gründet  seine  Ausführungen  auf  die  Ergebnisse  der  amt- 
lichen russischen  Volks-  und  Berufszählung  vom  Jahre  1897,  ferner  auf  die 
Jahresberichte  der  amtlichen  russischen  Fabrikinspektion  vom  Jahre  1912. 
Beide  Statistiken  sind  nicht  ganz  einwandfrei;  die  erste  liegt  bereits  20  Jahre 
zurück.  Das  wirkt  ganz  besonders  störend,  weil  sich  der  große  wirtschaft- 
liche Aufschwung  Polens,  der  im  wesentlichen  das  Verdienst  des  Finanz- 
ministers Witte  war,  erst  in  den  letzten  25  Jahren  vollzogen  hat.  Die  Stati- 
stik der  Fabrikinspektion  gibt  kein  vollständiges  Bild,  weil  sie  nur  die  mittleren 
ixnd  großen  Betriebe,  nicht  aber  die  Kleinbetriebe  umfaßt.  Inwieweit  es  dem 
Verfasser  gelungen  ist,  die  Mängel  des  amtlichen  Zahlenmaterials  durch  Be- 
nutzung von  vorliegenden  privaten  Erhebungen  zu  beseitigen,  ist  schwer 
zu  beurteilen.  Jedenfalls  mahnen  die  gelegentlichen  starken  Differenzen 
der  privaten  Statistik  gegen  die  amtliche  Erhebung  zu  großer  Vorsicht  in 
der  Bewertung  des  gesamten  Zahlenmaterials.  Es  wird  beispielsweise  (S.  16) 
lür  das  Jahr  191 2  die  Arbeiterzahl  für  Bergbau  und  Hüttenwesen  nach  der 
Statistik  der  amtlichen  Fabrikinspektion  mit  15,360,  nach  der  privaten 
Statistik  von  W.  Grabsky  mit  45,697  angegeben. 

Für  die  einzelnen  Industriezweige  stellt  der  Verfasser  das  Zahlenmaterial 
tabellarisch  zusammen,  und  zwar  unterteilt  er  das  gesamte  Wirtschafts- 
gebiet nach  den  10  Gouvernements  des  ehemaligen  russischen  Königreichs 
Polen.  Auf  Grund  dieses,  auch  in  zahlreichen  Diagrammen  wiedergegebenen 
Zahlenmaterials  wird  das  wirtschaftliche  Büd  entworfen. 

Die  Darstellung  ist  kurz  und  knapp  und  genügt  im  allgemeinen  für  den 
gedachten  Zweck  der  orientierenden  Übersicht,  nur  hätten  der  Bergbau  und 
die  Eisenhüttenindustrie  wegen  ihrer  hervorragenden  Bedeutung  für  das 
Wirtschaftsleben  Polens  eine  eingehendere  Darstellung  verdient.  Ganz  be- 
sonders trifft  dies  für  den  Erzbergbau  zu.  Das  Gebotene  genügt  nicht,  um 
einen  gesicherten  Einblick  in  die  Besonderheit  der  technischen  und  wirt- 
schaftlichen Produktionsverhältnisse  zu  bekommen.  Der  Verfasser  hat 
offenbar  geglaubt,  sich  kurz  fassen  zu  können,  weil  er  in  zwei  verschiedenen 
technischen  Zeitschriften  einige  ausführlichere  Aufsätze  über  den  Gegen- 
stand veröffentlicht  hat,  worauf  an  gegebener  Stelle  auch  verwiesen  wird. 
Nichtsdestoweniger  wäre  eine  eingehendere  Darstellung  wohl  am  Platze 
gewesen,  denn  in  vielen  Fällen  werden  den  Interessenten  die  technischen 
Zeitschriften  nicht  zur  Hand  sein,  und  zudem  behandeln  die  angezogenen 
Aufsätze  nur  einen  Teil,  nicht  das  gesamte  polnische  Montan wesen.  Die 
Angaben  über  die  vorhandenen,  abbauwürdigen  Mineralmengen  und  die 
Entwicklungsmöglichkeit  des  polnischen  Bergbaus  können  daher  auch  nur 
mit  einiger  Vorsicht  entgegengenommen  werden. 

In  einem  interessanten  Schlußkapitel  untersucht  Fiedler  die  Aussichten, 
die  das  Königreich  Polen  der  Bauindustrie  bietet,  wobei  der  Verfasser 
den  Begriff  der  Bauindustrie  Sehr  weit  dehnt  und  darunter  jede  Art  von  Bau- 
tätigkeit versteht.  Infolge  der  ganz  außerordentlichen  Armut  Polens  an 
öffentlichen  gemeinnützigen  Anlagen  sind  diese  Aussichten  sehr  gut.  Die 
in  Polen  in  reichlicher  Menge  vorhandenen  Baumaterialien  bilden  überdies 
eine  günstige  Vorbedingung  für  eine  ausgedehnte  Bautätigkeit. 
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Wenn  der  Arbeit  auch  einige  Mängel  anhaften,  die  zum  Teil  in  dem 
verarbeiteten  statistischen  Material,  zu  einem  anderen  Teil  in  der  zu  kurzen 
Fassung  wichtiger  Kapitel  liegen,  so  wird  dadurch  der  Wert  der  Arbeit 
doch  nicht  wesentlich  geschmälert.  Diese  ist  für  praktische  Verhältnisse 
zugeschnitten  und  auch  durchaus  geeignet,  als  erste  orientierende  Übersicht 
schätzenswerte  Dienste  zu  leisten.  Dr.  Ing.  Pothmann    (Kiel). 

Myers,  Gustavus,  Geschichte  der  großen  amerikanischen 
Vermögen.  (Mit  einem  Vorwort  von  Max  Schippel.)  Berlin  1916. 
S.  Fischer.    XL,  800  S.    Geb.  M.  18,—. 

In  zwei  stattlichen  Bänden  mit  Goldschnitt  gibt  der  bekannte,  vor- 
wiegend belletristische  Verlag  von  S.  Fischer,  Berlin  eine  deutsche  Über- 
setzung des  amerikanischen  Werkes  von  Myers  heraus,  das  die  Geschichte 
großer  amerikanischer  Vermögen  zur  Darstellung  bringt.  Verfasser  weist 
nach,  daß  alle  die  großen  heutigen  Vermögen,  auch  wenn  ihre  Besitzer  als 
Philanthropen  und  dergl,  gefeiert  wurden,  durch  betrügerische  Mittel 
der  verschiedensten  Art  erlangt  worden  sind.  Die  Vermögen  der  älteren  Zeit 
insbesondere  durch  große  Landerwerbungen,  welche  die  Gründer  der  Mil- 
lionärsdynastie durch  Bestechung  von  Kirchengemeinden,  öffentlichen  Körper- 
schaften, Übervorteilung  anderer  usw.  vorzunehmen  wußten,  die  späteren 
Vermögen  vor  allem  durch  Gründungsschwindel  der  verschiedensten  Art, 
Hin-  und  Herhandeln  von  Vermögensstücken  zwischen  verschiedenen  von 
den  Millionären  beherrschten  Gesellschaften,  vor  allem  bei  den  Eisenbahnen, 
in  neuerer  Zeit  auch  immer  mehr  durch  reine  Effektentransaktionen  und 
-Spekulationen.  Die  Darstellung  des  Verfassers  dürfte  trotz  mancher  fast 
unglaublich  klingender  Einzelheiten  doch  im  allgemeinen  wohl  unanfechtbar 
sein,  und  er  hat  durch  Gewinnung  seines  Tatsachenmaterials  aus  alten  Prozeß- 
berichten und  dergl.  sicherlich  eine  sehr  mühevolle  Arbeit  geleistet.  Myers 
ist  Sozialist,  und  sein  Werk  verleugnet  den  Charakter  einer  Tendenzschrift 
nicht,  worauf  auch  Max  Schippel  in  seiner  instruktiven  Einleitung  auf- 
merksam macht.  Als  Kontrast  gegen  die  geschilderten  Verhältnisse  der 
Millionäre  dient  am  Schlüsse  eine  Darstellung  der  Lage  des  amerikanischen 
Proletariats.  Die  aufgedeckten  Mißstände  gehen  aber  weit  über  bloße  Er- 
scheinungsformen des  ,, Kapitalismus"  hinaus;  sie  hängen  eng  mit  der 
ganzen  demokratischen  Staats-  und  Kommunalverfassung,  mit  dem  Ge- 
richtswesen und  endlich  auch  mit  der  gesamten  Psyche  des  amerikanischen 
Volkes  zusammen. 

Übrigens  wird  keineswegs  die  Entstehung  aller  bekannten  großen  ameri- 
kanischen Vermögen  besprochen.  Es  fehlen  z.  B,  die  Petroleumkönige,  über 
die  allerdings  schon  erhebliche  Literatur  vorliegt,  die  Kupfer-,  die  Straßen- 
bahnkönige u.  a.  Die  Tätigkeit  Harrimans  wird  nur  gestreift.  Besonders 
eingehend  wird  die  Geschichte  des  Vermögens  der  Astor,  Field, 
Vanderbilt,  Gould,  Morgan,  Hill  und  Carnegie  be- 
handelt. 

Es  mag  nun  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  sich  die  Übersetzung 
dieses  großen  Werkes  in  Deutschland  lohnte.    An  sich  ist  es  ja  eine  Erschei- 
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nung,  auf  die  eine  Nation  stolz  sein  darf,  ^  wenn  sie  mitten  im  schwersten 
Kampfe  um  ihre  Existenz  so  viel  Interesse  für  recht  fernliegende  und  spezielle 
ausländische  Verhältnisse  und  die  Mittel  für  eine  Übersetzung  findet.  Aber 
lohnte  sie  sich  auch  ?  Männer  der  Wissenschaft,  Historiker  und  Politiker 
könnten  ebenso  zum  amerikanischen  Original  greifen.  Dem  deutschen  Leser 
aber  bietet  die  immer  wiederholte  Darstellung  derselben  Betrügereien  doch 
verhältnismäßig  wenig.  Das  Interesse,  das  das  Buch  in  Amerika  gefunden 
hat,  schreibt  sich  überwiegend  davon  her,  daß  die  Familien,  deren  Besitzver- 
hältnisse es  behandelt,  dort  im  Mittelpunkt  des  wirtschaftlichen  und  öffent- 
lichen Lebens  stehen.  Der  Verfasser  hat  daher  auch  viel  Persönliches  über 
die  Mitgüeder  der  großen  Millionärsfamilien  in  seine  Darstellung  hinein 
verwoben,  was  die  Lektüre  recht  unterhaltend  macht,  aber  doch  oft  auch 
recht  stark  den  Charakter  des  Klatsches  trägt  und  so  auch  in  Amerika  be- 
nutzt wird.  Uns  liegen  diese  persönlichen  Einzelheiten  zu  fern,  und  der  Na- 
tionalökonom hätte  statt  immer  wiederholter  Hinweise  darauf,  daß  auch 
dieses  oder  jenes  Vermögen  durch  Betrügereien  erlangt  worden  ist,  lieber 
einmal  eine  große  Finanztransaktion  ganz  ins  Einzelne  behandelt  gesehen, 
wie  ich  es  in  meinen  „Beteiligungs-  und  Finanzierungsgesellschaften",  i.  Aufl. 
1909,  2.  Aufl.  1913,  an  dem  Beispiel  der  New  Yorker  Straßenbahnen  ver- 
sucht habe. 

Wenn  ein  einsichtiger  deutscher  Arbeiter  diese  Schilderungen  von 
Myers  liest,  so  kann  er,  wenn  er  nur  einigermaßen  die  deutschen  Verhält- 
nisse beurteilen  kann,  m.  E.  nur  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  „Kapitahs- 
mus"  und  ,, Kapitalismus"  doch  oft  recht  verschiedene  Dinge  sind.  Und 
er  muß  weiter  zu  der  Erkenntnis  kommen,  daß  das  deutsche  Staatswesen 
doch  ein  recht  erhebliches  Verdienst  daran  hat,  daß  eine  solche  Ausbeutung 
des  größten  Teils  der  Bevölkerung  durch  einige  wenige  Milliardäre  in  Deutsch- 
land nicht  vorhanden  ist.  Er  mag  noch  so  sehr  die  Verschiedenheit  des 
Besitzes  als  ein  Übel  ansehen,  mag  die  Gründe  nicht  erkennen,  weshalb 
eine  solche  wohl  immer  bestehen  wird;  er  wird  sich  doch  sagen  müssen, 
daß  in  Deutschland  trotz  aller  undemokratischen  Einrichtungen  unendüch 
viel  besser  für  die  unteren  Klassen  gesorgt  ist  als  in  Amerika.  Und  er  wird 
zu  der  Einsicht  kommen,  daß  schließlich  jedes  Volk  auch  die  Millionäre 
hat,  die  es  verdient. 

Die  Übersetzung  ist  keineswegs  einwandfrei.  Der  oft  vorkommende 
Ausdruck  ,, Eisenmühle"  wirkt  störend,  die  Übersetzung  der  als  „gentlemen 
agreement"  bekannten  losen  Kartell  Vereinbarung  mit  „Vereinigung  vornehmer 
Männer"  ( !)   (Band  II,  S.  579)  erheiternd. 

Robert    Liefmann  (Freiburg  i.  Br.). 


Anuario  de  Mineria,  Meta- 
lurgia,  Electricidad  y  De- 
mäs  Industrias  de  Espafia. 
(Anuario  de  la  Industria  Espanola). 
Publicado  por  la  Revista  Minera,  Me- 
talurgica  y  de  Ingenieria,  bajo  la  Di- 
recciön  de  Don  Adriane  Contreras  y 
Don  Romdn  Oriol.    Tom,o  XVI.    Ma- 


drid 1916.  XLVI,  983  S.  7  Pesetas. 
—  Dieses  Jahrbuch  ist  in  drei  Abtei- 
lungen eingeteilt,  i.  eine  technische, 
2.  eine  industrielle  und  3.  eine  Han- 
delsabteilung. Der  technische  Teil  ent- 
hält Angaben  über  das  Arbeitsministe- 
rium mit  seinen  ihm  unterstellten  In- 
stituten, über  das  Ministerium  der  Fi- 
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nanzen,  der  Marine,  des  Krieges  und 
über  die  wissenschaftlichen  Körper- 
schaften unter  Beifügung  der  betref- 
fenden vom  Mär^  191 5  bis  Februar 
191 6  erlassenen  Gesetze  und  amtlichen 
Verfügungen.  In  der  zweiten  Abteilung 
sind  die  Gesellschaften  aller  Industrie- 
zweige in  Spanien  genannt;  die  Han- 
delsabteilung berichtet  über  Eisen-  und 
Straßenbahnwesen,  Zolltarif  und  Han- 
delsabkommen. — ^w. 

Anuario  Financiero  y  de 
Valores  Mobiliarios.  1916. 
Aflo  I.  Madrid  1916.  VII,  539  S. 
12  Pesetas  tela.  —  Eine  reichhaltige, 
angesichts  des  Mangels  an  wirtschafts- 
statistischen Materialsammlungen  über 
Spanien  besonders  willkommene  und  un- 
entbehrliche Informationsquelle.  Der 
erste  Teil  (Economia  general)  gibt  mit 
Begleittext  statistische  Angaben  über 
das  spanische  Territorium  und  die  spa- 
nische Bevölkerung,  die  Produktion 
(und  zwar  i.  die  landwirtschaftliche, 
2.  die  bergbauliche),  den  Außenhandel, 
das  Verkehrswesen,  die  Warenpreise. 
Der  zweite  Teil  (Economia  financiera) 
behandelt  das  Staatsfinanzwesen,  das 
Bankwesen,  das  Börsenwesen,  die  spa- 
nischen und  in  Spanien  tätigen  aus- 
ländischen Versicherungsgesellschaften, 
das  Geldsystem  in  Spanien  und  dem 
Auslande.  Der  dritte  Teil  enthält  die 
wirtschaftliche  Gesetzgebung,  des  Jah- 
res 191 5,  der  vierte  bringt  statistische 
Angaben  über  die  spanisch-amerika- 
nischen Länder.  Den  Schluß  bildet 
ein  Anzeigenteil  (Anzeigen  von  Gesell- 
schaften und  wirtschaftlichen  Zeit- 
schriften) .  — ^r. 

B  a  Ikan  und  Orient.  Herausgeg. 
als  Sonder- Ausgabe  vom  Verlag  ,,Die 
Textil- Woche"  in  Gemeinschaft  mit 
der  Deutsch-Türkischen  Vereinigung 
u.  d.  Zentralgeschäftsstelle  f.  Deutsch- 
Türkische  Wirtschaftsfragen.  Berlin 
1916/17.  Fritz  Hirschberg  &  Co. 
166,  XVI,  XXIX  S.  —  Inhalt:  Ein- 
führung. Die  deutschen  Textilindu- 
strien. Bulgarien  und  der  Balkan.  Tür- 
kei und  der  Orient. 

Blink,  Dr.  H.,  Armenie  en  de  Arme- 
niers, in  verband  met  het  Armenisch 
vraagstuk.  (Vragen  van  den  dag. 
32.  Jahrg.,  Februarheft,  S.  120 — 138.) 
Amsterdam  1917.     S.  L.  van  Looy. 

B  r  a  i  1  a.  Handelsbericht  d.  k.  u.  k. 
Konsulats  in  Braila  pro  191 5.    Bericht- 


erstatter: k.  u.  k.  Konsul  Dr.  N.  Hak- 
man.  (Berichte  d.  k.  u.  k.  Österr.-Ung. 
Konsularämter).  Wien  191 7.     8  S. 

Cohr,  Edvard,  Cohr's  atlas  över 
Sverige  (Atlas  von  Schweden)  10.  Auf- 
lage. Durchgesehen  von  der  Lithogra- 
phischen Anstalt  des  Generalstabes  und 
dem  statistischen  Zentralbureau.  Stock- 
holm. P.  A.  Norstedt  &  Söner.  — 
Das  mit  umfassenden  statistischen  und 
geographischen  Angaben  eingeleitete 
Buch  enthält  eine  Landkarte  Schwe- 
dens, aufgeteilt  in  13  Karten,  nebst 
den  Plänen  von  Stockholm,  Gothen- 
burg,  Malmö,  Norrköping,  Upsala, 
Helsingborg  und  dem  Trollhättakanal. 
Die  im  Untertitel  enthaltene  Bezeich- 
nung: Vollständige  Reisekarte  ist  mit 
vollem  Recht  gewählt,  denn  die  Karten 
weisen  nicht  nur  das  kleinste  Dorf, 
sondern  auch  größere  Gehöfte,  Mühlen, 
Sägewerke,  Papierfabriken  und  Berg- 
werke auf.  — sc — 

Cölnimersten  Jahrhundert 
unter  preußischer  Herr- 
schaft 1815 — 1915,  Die  Stadt  — . 
Herausgeg.  v.  d.  Stadt  Cöln.  I.  Bd., 
I.Teil:  X,  706  S.;  2.  Teil:  VIII,  540  S. 
IL  Bd.:  VIII,  731  S.  Cöln  1915/1916. 
Paul  Neubner.  M  25, — .  —  Der  erste 
Teil  dieser  umfangreichen  Festschrift 
bringt  aus  der  Feder  von  E.  Gothein 
eine  eingehende  —  freilich  durch  das 
Fehlen  von  Quellenangaben  in  ihrem 
Werte  beeinträchtigte  —  Darstellung 
der  Entwicklung  Cölns  von  der  Ein- 
verleibung in  Preußen  bis  zur  Reichs- 
gründung. Wirtschaftliche  Probleme 
— •  u.  a.  die  Entwicklung  der  Schiffahrt 
und  des  Eisenbahnwesens  —  sind  in 
den  Vordergrund  gestellt.  Der  2.  Teil 
des  I.  Bandes  bietet  eine  geschichtliche 
Übersicht  von  G.  Neuhaus  für  die 
Zeit  seit  1870,  die  sich  aber  im  wesent- 
lichen auf  die  städtische  Verfassung 
und  Verwaltung  beschränkt.  Der 
IL  Bd.  bringt  eine  von  verschiedenen 
Verfassern  herrührende  Schilderung 
der  einzelnen  städtischen  Verwaltungs- 
zweige und  Einrichtungen.        — s — 

Denkschrift  über  die  rus- 
sische Agrarreform  1909  bis 
1 9 1 3 .  Verfaßt  vom  russischen  Landwirt- 
schaftsministerium Petersburg  191 4. 
Weimar  1916.  Gustav  Kiepenheuer. 
58  S.  M  2, — .  —  Eine  Übersetzung  des 
russischen  Originals,  dessen  Verfasset 
der     ehemalige     russische     Landwirt- 
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schaftsminister  Kriwoschein,  der  Ini- 
tiator der  russischen  Agrarreform  ist. 
Diese  erstrebt  die  Auflösung  der  bäuer- 
lichen Gemeindewirtschaft  und  den 
Übergang  zum  Individualbesitz.  Die 
Denkschrift  zeigt,  welche  Schwierig- 
keiten bei  der  Inangriffnahme  des  Re- 
formwerkes zu  überwinden  waren, 
trotzdem  reiche  Erntejahre  vor  dem 
löicge  das  Staatsbudget  gehoben  hat- 
ten, und  daß  im  Verhältnis  zu  dem, 
was  noch  zu  leisten  ist,  die  bisher  aufge- 
wandten Mittel  nur  einen  bescheicCenen 
Anfang  bedeuten.  vv. 

Economische  Verslagen  van 
Nederlandsche  Diplomaticke  en  Con- 
sulaire  Ambtenaren.  Tiende  Jaargang, 
No.  7,  China:  S.  268—297;  No.  8, 
Duitschland:  S.  302 — 323.  (Bijlage 
van  het  Weekblad  ,, Handelsberichten" 
van  I  Maart  1917,  No.  520.) 

Engelbrecht,  Dr.  Th.  H.,  Land- 
wirtschaftlicher Atlas  des  Russischen 
Reiches  in  Europa  und  Asien.  Berlin 
1916.  Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen) . 
41   S.  u.  30  Karten.     M   10,50. 

Probe  nius,  Die  Schweiz  aus  der 
Vogelschau.  I.  Blatt  (Mittelstück), 
II.  Blatt  (Westschweiz),  III.  Blatt 
(Ostschweiz).  Basel.  Frobenius  A.-G. 
Jedes  Blatt  Fr  es.  2,50. 

Geographie  und  Statistik, 
Jahresbericht  des  Frankfurter  Vereins 
für  — .  1914 — 1915  u.  1915 — 1916. 
79.  u.  80.  Jahrg.  Herausgeg.  v.  Prof. 
Dr.  Hermann  Traut,  Bibliothekar  a.  d. 
Stadtbibliothek,  Generalsekretär  des 
Vereins.  Frankfurt  a.  M.  1916.  Gebr. 
Knauer.  264  S.  u.  2  Tafeln.  — 
Über  die  Hälfte  des  Heftes  nimmt  ein 
im  Geographischen  Institut  der  Uni- 
versität Utrecht  fertiggestellter  Auf- 
satz von  Jacoba  B.  L.  Hol  ein,  betitelt : 
Beiträge  zur  Hydrographie  der  Arden- 
nen.  Weiter  folgen  von  Prof.  Dr.  H. 
Traut  mit  Benutzung  der  Mitteilungen 
der  Redner  zusammengestellte  Auszüge 
aus  den  in  der  Zeit  vom  28.  Okt.  1914 
bis  8.  März  191 6  im  Verein  gehaltenen 
Vorträgen.  Den  Schluß  bilden  ge- 
schäftl.  Mitteilungen.  Beigegeben  ist 
dem  Heft  ein  Nachruf  für  Emil  Deckert 
von  Wilhelm  Sievers,   Gießen.     — e. 

G  r  o  o  t ,  Dr.  J  o  h.  de,  Palestina  tij- 
dens  den  wereldoorlog.  (Vragen  van 
den     dag.     32.      Jahrg.,     Januarheft, 


S.   1—23.) 
van  Looy. 


Amsterdam  1917.      S.  L. 


H  a  If  j  aa  r  1  i  j  ks  ch  Economisch 
Overzicht  van  Nedcrlandsch-In- 
die.  (Publica  ties  van  de  Afdeeling 
Nijverheid  en  Handel,  i.  Halbjahr 
191 6.  Batavia  191 6.  N.  V.  Uitgevers- 
Mij.  „Papyrus".  104  S.  —  Die  Pub- 
likation ist  ein  provisorischer  Halb- 
jahresbericht, der  das  erste  Halbjahr 
1916  behandelt.  Der  volle  Jahres- 
bericht soll  in  dem  jährlich  erscheinen- 
den „Verslag  omtrent  Handel,  Nijver- 
heid en  Landbouw"  gebracht  werden. 
Das  I.  Kapitel  spricht  von  Landbau 
(Kakao,  Kautschuk,  Indigo  usw.),  das 
2.  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrhandel. 
Das  3.  bringt  einige  Angaben  über  das 
Verkehrswesen  (Eisenbahn  und  Stra- 
ßenbahn, Post  und  Telegraphie,  Schiff- 
fahrt) .  — r. 

Handel  und  Industrie  der 
Schweiz  im  Jahr  1915  ,  Be- 
richt über  — .  Erstattet  vom  Vorort 
d.  Schweizerischen  Handels-  n.  In- 
dustrie-Vereins. Zürich  1916.  IV, 
349  S.  —  Der  Bericht  enthält  außer 
einigen  einleitenden  statistischen  An- 
gaben über  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse der  Schweiz  Übersichten  über 
die  Entwicklung  der  einzelnen  Indu- 
strie- und  Handelszweige  im  Jahre 
191 5,  ferner  des  Verkehrs-  und  Spe- 
ditionswesens, der  Hotelindustrie,  des 
Geld-  und  Kreditwesens,  der  Lebens- 
versicherungsgesellschaften, des  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Bil- 
dungswesens, des  Nachweisbureaus 
für  Bezug  und  Absatz  von  Waren. 
Im  Anhang  wird  eine  Übersicht  über 
die  wirtschaftlichen  Maßnahmen  der 
schweizerischen  Bundesbehörden  so- 
wie einzelner  einschlägiger  Maßnahmen 
ausländischer  Regierungen  gegeben. 
Der  Bericht  ist  somit  eine  wichtige  In- 
formationsquelle für  die  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  der  Schweiz  im 
Jahre  1915.  — r. 

H  a  r  p  e  1 1 ,  J.  J.,  Canadian  Industry, 
Commerce  and  Finance.  Published  as 
a  Companion  Volume  to  the  Journal 
of  Commerce  by  the  Industrial  and 
Educational  Press,  Ltd.  Montreal  1916. 
431    S.  —  — d— 

Harris,  Garrard,  Special  Agent, 
(and  various  American  Consular  Offi- 
cers).  Central  America  as  an  Export 
Field.  (Department  of  Commerce, 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce,   E.    E.  Pratt,    Chief.     Special 
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Agents  Series,  No.  113.)  Washing- 
ton 1916.  229  S.  —  Enthält  Überblicke 
über  die  wirtschaftlichen  Bedingungen 
und  Verhältnisse  in  den  einzelnen  zen- 
tralanaerikanischen  Staaten  unter  Bei- 
gabe einiger  Illustrationen.  Angesichts 
des  Mangels  an  Publikationen  über  die 
wirtschaftlichen  Zustände  in  diesen 
Staaten  und  der  Schwierigkeit,  Origi- 
nalberichte und  -Statistiken  hierüber 
zu  erlangen,  bildet  diese  Schrift  eine 
willkornmene  Informationsquelle. 

— r. 

Henriques,  Carl  Otto,  Dan- 
marks  financielle  forhold  til  udlandet. 
(Nationalokonomisk  Tidsskrift.  54.  Bd., 
Heft  6,  S.  513 — 539.)  Kopenhagen 
1916.      Gyldendal     (Nordisk    Forlag.) 

Hopkins,  J.  Castell,  French 
Canada  and  the  St.  Lawrence.  London 
1914.  Duckworth  &  Co.  431  S.  — 
Schildert  in  anziehender  Weise  unter 
Beifügung  charakteristischer  Illustra- 
tionen Land  und  Leute  des  ehemalig 
französischen  Teiles  von  Kanada  (Que- 
bec, Montreal).  Besonders  berücksich- 
tigt sind  die  interessantesten  geschicht- 
lichen Erinnerungen,  die  sich  an  dieses 
durch  Naturschönheit  und  Eigenart 
der  Besiedler  (insbesondere  auf  reli- 
giösem Gebiet)  gekennzeichnete  Land 
knüpfen.  — r. 

Informes  de  los  Inspectores 
del  Trabajo,  sobre  la  Influencia 
de  la  Guerra  Europea  en  las  Industrias 
Espaiiolas.  Durante  el  Afio  de  1915. 
(Instituto  de  Reformas  Sociales.  Sec- 
cion  Segunda.)  Madrid  1916.  227  S. 
1,25  Pesetas.  —  In  der  Schrift  sind 
die  Berichte  der  Arbeitsinspektoren 
über  die  Einwirkung  des  Krieges  auf 
die  Industriezweige  innerhalb  ihrer  In- 
spektionsbezirke im  Jahre  191 5  zu- 
sammengestellt. Es  sind  auch  die  Ba- 
learen  und  Kanarischen  Inseln  berück- 
sichtigt. Die  Berichte  geben  interes- 
santes Material  zur  Beurteilung  des 
spanischen  Wirtschaftslebens  imKriege. 

— r. 

Jastreboff,  Prof.  N.  W.,  Galizija 
nakanunie  welikoi  woiny.  (Galizien 
am  Vorabend  des  großen  Krieges.) 
Mit  einer  Karte.  Petersburg  191 5. 
VIII,  146  S.  Rubel  1,25.  —  Der  Ver- 
fasser sieht  die  Befreiung  der  sla vischen 
Völker  und  Völkerstämme  aus  deut- 
scher, österreichischer  und  türkischer 
Herrschaft   als   hauptsächlichste   Auf- 


gabe des  Krieges  an.  Um  diese  Aufgabe 
erfüllen  zu  können,  sei  zunächst  er- 
forderlich, daß  Rußland  die  einzuver- 
leibenden Gebiete,  darunter  auch  Ga- 
lizien, gründlich  kennen  lerne.  Zu  die- 
sem Zwecke  bringt  der  Verfasser  auf 
S.  13 — 142  des  Buches  eine  eingehende 
Schilderung  des  Landes,  seiner  Bevöl- 
kerung, politischen  Gestaltung,  Volks- 
wirtschaft und  Geschichte.  vv. 

Jatahy,  Pindaro  Tasso,  Die 
nordöstlichen  Staaten  Brasiliens.  (Mit- 
teilungen des  Deutsch- Südamerika- 
nischen Instituts.  4.  Jahrg.,  Heft  3/4, 
S.  93 — 118.)  Stuttgart  u.  Berlin  1916. 
Deutsche  Verlagsanstalt. 

Konstantza.  Handelsbericht  d.  k. 
u.  k.  Konsulates  in  Konstantza  f.  d. 
Jahr  191 5.  Berichterstatter:  Richard 
Helf.  (Berichte  d.  k.  u.  k.  Österr.-Ung. 
Konsularämter) .    Wien  191 7.     7  S. 

Lagerstätten-Chronik.  Mo- 
natliche Mitteilungen  lagerstättcnkund- 
lichen  und  bergwirtschaftlichen  Inhalts 
aus  d.  Archiv  d.  Kgl.  Geologischen 
Landesanstalt  zu,  Berlin.  Juli — Dez. 
1916.     S.  99 — 183. 

Liebenow,  W.,  Große  Kriegskarte 
von  Zentraleuropa.  Maßst.  i  :i  250  000. 
Berlin.  Gea-Verlag  G.  m.  b.  H.  • — 
Große  Karte  auf  einem  Blatt  mit 
einigen  Seitenkärtchen.  Stark  her- 
vorgehobenes Eisenbahnnetz,  Land- 
straßen- und  Flußnetz,  politische  Gren- 
zen, Verwaltungsorganisation,  keine 
EinZeichnung  der  Gebirge.        — e — 

Marquart,  Benno,  Leiter  der 
Wirtschaftsberatungsstelle  für  Kur- 
land, Die  landwirtschaftlichen  Verhält- 
nisse Kurlands.  I.  Teil:  Klima,  Grund 
und  Boden,  Bevölkerung.  Mit  15  Text- 
abbildungen. IL  Teil:  Gebäude-  und 
Inventar-Kapital,  Arbeitskraft,  Be- 
triebskraft, Betriebsweise.  Mit  19 
Textabbildungen.  Berlin  1916.  Paiil 
Parey.  1.  Teil:  123  S.;  IL  Teil:  131  S. 
Je  Ji  4,50. 

Mohr,  Dr.  P.,  Türkisches  Wirtschafts- 
leben im  Kriege  und  die  Aussichten  der 
deutschen  Industrie.  (Magazin  f.  Tech- 
nik u.  Industrie-Politik.  8.  Jahrg., 
No.  2,  S.  45 — 56.)  Berlin  1917-  Deut- 
sche Technische  Gesellschaft  E.  V. 

Moltke,  Graf  Otto,  M.  d.  A.  H., 
Dänemark,  Deutschlands  neutraler  nor- 
discher Nachbar.  Beitrag  zur  Kennt- 
nis von  Dänemarks  Volkstum,  Ge- 
schichte   und    Entwicklung    in    Ver- 
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gangeaheit  und  Gegenwaxt.  Berlin. 
Karl  Curtius.  32  S.  Ji  i, — . 
Neueste  Karte  des  Welt- 
krieges. Hauptkarte :  Der  gesamte 
europäische  Kriegsschauplatz.  Maß- 
stab I  :  4  000  000.  Mit  1 1  Nebenkar- 
ten. Leipzig.  F.  A.  Brockhaus.  M  i, — . 

—  Die  große  Karte  in  fünffarbiger  Aus- 
führung stellt  den  gesamten  euro- 
päischen Kriegsschauplatz  dar;  die 
Nebenkarten  auf  dem  gleichen  Blatt 
geben  eine  Weltkarte  zur  Veranschau- 
lichung der  Weltlage  und  der  über- 
seeischen Besitz  Verteilung  der  Krieg- 
führenden, eine  Kartierung  der  deut- 
schen Kolonien  in  Afrika,  von  Unter- 
ägypten und  dem  Suezkanal,  von  Süd- 
westarabien und  Aden,  von  Südmeso- 
potamien und  Südwestpersien  (Irak- 
front), von  dem  türkisch-russischen 
Grenzgebiet  in  Asien,  vom  mittleren 
Ostasien  mit  Kiautschou  und  Japan, 
und  von  den  deutschen  Besitzungen  in 
der  Südsee  und  ihrer  Umwelt ;  ferner  von 
dem  italienisch  -  österreichisch  -  ungari- 
schen Grenzgebiet,  von  der  Straße  von 
Dover  und  von  Paris  mit  seinen 
Festungswerken.  Die  Ausführung  ist 
dem  Maßstab  entsprechend  detailliert 
und  sorgfältig.  Die  Karten  werden 
durch  häufige  Neudrucke  auf  dem 
Laufenden  erhalten.  *        — e — 

Rumänische  Volkswirtschaft, 
Die  — .  Ein  Handbuch,  herausgeg.  im 
Auftr.  d.  Militärverwaltung  in  Rumä- 
nien.   Berlin  1917.    Germania.    120  S. 

—  Dieses  für  die  Zwecke  der  militä- 
rischen Verwaltung  Rumäniens  zusam- 
mengestellte Büchlein  gibt  auf  Grund 
neuer  Quellen  einen  guten  Überblick 
über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  Landes  und  kann  allgemein  zur 
Orientierung  über  dieses  Gebiet  emp- 
fohlen werden.  — s — 

R  u  p  p  i  n  ,  Dr.  A.,  Syrien  als  Wirt- 
schaftsgebiet. (Beihefte  zum  Tropen- 
pflanzer. XVI.  Band,  No.  3/5.)  Berlin 
1916.      Der   Tropenpflanzer.      IX    S. 

S.  179—555- 
Russian  Year-Book  1916,  The 
— .  Herausgeg.  v.  N.  Peacock.  Lon- 
don 191 6,  Eyre  &  Spottiswoode,  Ltd. 
VIII,  779  S.  sh.  10/6  net.  —  Das 
Jahrbuch  behandelt  die  Bevölkerung, 
sowie  die  politischen,  kulturellen  und  na- 
mentlich wirtschaftlichen  Verhältnisse 


Rußlands.  Im  einzelnen  werden  be- 
sonders behandelt:  Die  Verwaltung, 
die  Handelsgesetzgebung,  die  Rechte  der 
Ausländer,  Heer  und  Flotte,  Unter- 
richtswesen, die  natürlichen  Hilfs- 
quellen, die  Landwirtschaft,  der  Berg- 
bau, das  Verkehrswesen,  das  Zollwesen, 
die  Staatsfinanzen,  Industrie,  Handel, 
Arbeitswesen  usw.  Besondere  Ab- 
schnitte behandeln  die  Möglichkeiten 
für  den  britischen  Handel,  sowie  die 
Verhältnisse  in  Finnland,  Sibirien, 
Mongolei.  — r. 

Rußland.  Zusammengestellt  und  ein- 
geleitet von  Dr.  Walther  Weibel  (Hec- 
tor  G.  Preconi).  München  1916.  Del- 
phin-Verlag. XXIX  S.  205  Abbild. 
M  2, — .  —  In  einer  knappen,  aber 
überaus  instruktiven  Einleitung  bringt 
das  Buch  das  Wissenswerteste  aus  Ruß- 
lands Geschichte,  seiner  Verfassung, 
Bevölkerung,  Kultur,  Landwirtschaft, 
Industrie,  Handel  und  Verkehr 
zur  Darstellung,  wobei  zur  Unter- 
stützung und  Vervollkommnung  des 
Textes  205  ausgewählte  photographi- 
sche Abbildungen  aus  allen  Gebieten 
Rußlands  dienen,  die  den  eigentlichen 
Inhalt  des  Buches  ausmachen  und  die 
Eigenarten  des  großen  Landes  treffend 
veranschaulichen.  vv. 

Schulze,  Prof.  Dr.,  Edinburg,  Glas- 
gow und  Liverpool.  Eindrücke  von 
einer  Studienfahrt  im  Jahre  191 3. 
(Meereskunde.  10.  Jahrg.,  Heft  5.) 
Berlin  1916.  E.  S.  Aüttler  &  Sohn. 
39  S.     M  0,50. 

Schweizerische  Statistische 
Gesellschaft.  Generalversamm- 
lung 191 6,  abgehalten  in  Zürich  d.  22. 
u.  23.  Oktober  1916.  Referate:  Prof. 
Dr.  Julius  Landmann,  Basel:  Der 
Schweizerische  Kapitalexport^).  —  Ja- 
kob Lorenz,  Direktor  d.  Lebensmittel- 
vereins in  Zürich:  Die  Abwanderung 
schweizerischer  Arbeiter  ins  Ausland. 
—  Reg.-  u.  Nationalrat  Jean  Musy, 
Freiburg:  La  Reforme  des  financcs 
föderales.—  Dislcussion.  (Sonderabdruck 
aus  d.  Zeitschrift  f.  schweizerische  Sta- 
tistik u.  Volkswirtschaft.  52.  Jahrg., 
Heft  4.)  Bern  191 7.  Stämptli  &  Cie. 
62  S. 

Siegfried,  Andr6,  Deux  mois 
en  Am6rique  du  nord  ä,  la  veille  de  la 
guerre.   (Juin-juillet  1914.)   Paris  1916. 


1)  Vgl.  d.  Besprechung  auf  S.  125  dieses  Heftes. 
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Armand  Colin.  II,  137  S.  Frcs.  2, — . 
—  Schilderung  von  Land  und  Leuten 
und  persönlichen  Erlebnissen,  sowie 
Betrachtungen  in  Form  von  Reise- 
briefen, die  gelegentlich  einer  zwei- 
monatlichen Reise  durch  Kanada  und 
die  Vereinigten  Staaten  verfaßt  sind. 

— r. 

Spectator,  Die  Schweiz  im  Welt- 
kriege. (Die  Neue  Zeit.  35.  Jahrg., 
I.  Band,  No.  15,  S.  356—364-)  Stutt- 
gart 191 7.     J.  H.  W.  Dietz  Nachf. 

Statistisk  Aarbog  1916.  Ud- 
givet  af  dct  Statistiske  Departement 
(Danmarks  Statistik).  Kopenhagen 
1916.     Gyldendal.     XXIV,  236  S. 

Stuhlmann,  Dr.  Franz,  Die 
Tagebücher  von  Dr.  Emin  Pascha. 
Herausgeg.  mit  Unterstützung  d.  Ham- 
burgischen Staates  u.  d.  Hamburgisch. 
Wissenschaf tl.  Stiftung,  i.  Bd.,  Heft  i. 
Hamburg,  Braunschweig,  Berlin  1917- 
George  Westermann.    128  S.    Ji  9, — . 

Trietsch,  D.,  Deutschland,  Tat- 
sachen und  Ziffern.  Eine  statistische 
Herzstärkung.  49. — 58.     Tausend. 

München  1916.  J.  F.  Lehmann.  32  S. 
JC  I, — .  —  Der  Verfasser  stellt  in  sehr 
geschickter  Weise  statistische,  durch 
graphische  Darstellung  anschaulich  ge- 
machte Angaben  über  Deutschlands 
Stellung  unter  den  Kulturvölkern  zu- 
sammen, die  in  ,, absichtlich  ganz  knap- 
per, dadurch  aber  übersichtlichster 
Form  die  deutsche  Kulturhöhe,  deut- 
sche Leistung  auf  allen  Gebieten  und 
deutsche     Friedfertigkeit     in     ziffern- 


mäßigen Vergleichen  besonders  mit  Eng- 
land und  Frankreich  aufzeigen".  — r. 

Turn-Severin.  Handelsbericht  d. 
k.  u.  k.  Vizekonsulates  in  Turn-Severin 
f.  d.  Jahr  1915.  Berichterstatter:  k.  u. 
k.  Konsul  Dr.  Georg  Adamkiewicz. 
(Berichte  d.  k.  u.  k.  Österr.-Ung.  Kon- 
sularämter).     Wien  191 7.  9  S. 

Victor,  E.  A.,  Canada's  Future. 
What  she  offers  after  the  War.  A  Sym- 
posium of  Official  Opinion.  Toronto 
1916.  The  Macmillan  Co.  of  Ca- 
nada,  Ltd.  XV,  320  S.  —  Eine 
Sammlung  von  Aufsätzen  über  die 
wichtigsten  kulturellen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  Kanadas  aus  der 
Feder  bedeutender  Persönlichkeiten 
und  Fachleute  und  somit  eine  erst- 
klassige Informationsquelle  für  Wissen- 
schaft und  Praxis.  Hervorzuheben 
sind  u.  a. :  Possibilities  for  peat  deve- 
lopment,  Canada's  mining  future,  Fu- 
ture of  the  life  stock  industry,  die  Auf- 
sätze über  Fischerei,  die  kanadischen 
Kohlenfelder,  die  Holzindustrie  im 
Westen  usw.  — r. 

Villanueva,  J  o  a  q  u  i  n  V6  1  e  z  , 
Ensayo  Sobre  la  Agricultura  el  Comer- 
cio  y  la  Industria  en  Marruecos. 
(Junta  para  ampliaciön  de  estudios 
e  investigaciones  cientlficas.  Centro 
de  Estudios  Histöricos  )  Madrid  1916. 
XVI,  288  S.     6  Pesetas. 

Volkswirtschaft  der  Schweiz 
im  dritten  Kriegsjahr,  Die 
— .  Von  F.  G.  (Schweizerische  Blätter 
f.  Handel  u.  Industrie.  XXIV.  Jahrg., 
No.  I — 2,  S.  I — 8.)     Genf  191 7. 


3.  Bevölkerungs-,  Rassen-  und  Religionsforschung,  Bevölkerungs- 
politik, Soziologie. 

Becker,  Prof.  C.  H.,  Das  türkische  Bildungsproblem.  Aka- 
demische Rede,  gehalten  am  Geburtstage  Seiner  Majestät  des  Kaisers  in 
der  Aula  der  Rheinischen  Friedrich-Wilhelms-Universität.  Bonn  1916. 
Friedrich  Cohen.     38  S.     M   1,50. 

Die  Türkei  befindet  sich  im  Zustande  einer  gewaltigen  Entwicklung. 
Fremde  Einflüsse  materieller  und  geistiger  Natur  dringen  von  allen  Seiten 
auf  sie  ein  und  arbeiten  an  der  Ausgestaltung  des  Neuen.  Aus  einem  mittel- 
alterlichen Despotismus  soll  ein  moderner  Rechtsstaat  werden.  Veraltete 
Formen  des  individuellen  und  sozialen  Lebens  (Frauenemanzipation)  sollen 
moderneren  Platz  machen.  Mit  aller  Macht  fordern  moderne  Industrie  und 
Handelstechnik  das  Verlassen  alter  Bahnen.  Zu  gleicher  Zeit  machen  sich 
europäiscUe  Kunst  und  Wissenschaft  dort  geltend,  indem  sie  sogar  an  den 
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Grundlagen  orientalischer  Weltanschauung  und  scholastisch-mittelalterlichen 
Denkens  rütteln.  Trotzdem  dürfen  die  traditionellen  religiösen  Grundlagen 
islamischen  Denkens  und  Empfindens  in  der  Türkei  nicht  erschüttert  werden, 
wenn  nicht  eine  völlige  Anarchie  und  Ratlosigkeit  eintreten  soll.  Es  ist  gerade 
für  den  Deutschen  sehr  anziehend,  zu  beobachten  und  zu  erfahren,  wie  in 
einem  solchen  Zusammenwirken  von  Kräften,  die  sich  scheinbar  wider- 
streiten, das  Bildungsproblem  sich  gestaltet.  Wie  sehr  diese  Frage  auch  für 
die  Weltwirtschaft  von  Bedeutung  ist,  weiß  jeder,  der  erkennt,  daß  die  wirt- 
schaftlichen Fragen  in  organischem  Zusammenhange  stehen  mit  der  Kultur 
in  allgemeinen  und  besonders  der  Bildungshöhe  der  gesellschafthch  führenden 
Gruppen.  War  es  doch  bekanntlich  ein  wichtiges  Ziel  der  im  Oriente  ver- 
breiteten Bildungsbestrebungen,  dem  französischen  Handel  die  Wege  zu 
ebnen. 

Becker  untersucht  die  Entstehung  der  islamischen  Bildung  — 
dabei  folgt  er  den  Einflüssen,  die  auf  die  islamische  Weltanschauung  im 
Mittelalter  wirkten  — ,  die  Bedeutung  der  französischen  Bildung,  die  in  den 
letzten  Jahrzehnten  den  nahen  Orient  beherrschte  und  zuletzt  die  Aufgaben, 
die  der  deutsche  Schulmann  in  der  Türkei  zu  lösen  hat,  indem  er  die  Fehler 
der  französischen  Bildung,  die  zum  Teil  ihre  Zöglinge  entnationalisierte, 
auszugleichen  berufen  ist.  Wichtig  ist  in  diesen  trefflichen  und  gedanken- 
reichen Ausführungen  der  Hinweis  darauf,  daß  der  Aufbau  der  Bildung 
im  Oriente  an  den  Fundamenten,  d.  h.  bei  der  Volksschule  und  den  mittleren 
Schulen  wie  Lehrerseminarien  zu  beginnen  hat,  wenn  er  von  Widerstands- 
kraft sein  soll.  Ohne  diese  würde  das  Universitätsstudium  nur  auf  allerengste 
Kreise  befruchtend  wirken  können.  M.  Horten    (Bonn) . 

Sei.  T.  Plaatje,  Native  life  in  South  Africa  before  and 
since  the  European  War  and  the  Boer  Rebellion. 
London.     P.   S.  King  &   Son,  Ltd.     352  S. 

Der  Titel  des  Buches  läßt  eine  systematische  Darstellung  der  Lage  der 
Eingeborenen  Süd- Afrikas  erwarten;  tatsächlich  aber  behandelt  es  in  er- 
zählender Form  nur  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  Teiles  der 
schwarzen  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  der  südafrikanischen  Union, 
nämlich  der  sogenannten  Squatters  seit  dem  Erlaß  des  Landgesetzes  1913, 
und  die  Folgen  dieses  Gesetzes  im  allgemeinen.  Angefügt  sind  noch  einige 
Kapitel  über  die  Folgen,  die  der  Weltkrieg  zunächst  für  Süd-Afrika  hatte, 
und  den  Buren-Aufstand,  die  aber  ohne  sachlichen  Zusammenhang  mit  dem 
anfangs  erwähnten  Gegenstand  des  Buches  stehen. 

Der  Verfasser,  ein  südafrikanischer  Eingeborener,  ist,  abgesehen  von  der 
Erziehungszeit  in  der  Missionsschule,  Autodidakt.  Er  erinnert  darin  an  den 
amerikanischen  Neger  Booker  Washington,  auch  schon  deshalb,  weil  er,  ähn- 
lich wie  letzterer,  eine  führende  Stellung  unter  seinen  Stammesgenossen  er- 
langt hat.  Plaatje  ist  Journalist  und  hat,  seinem  großen  Einfluß  in  Süd- Afrika 
entsprechend,  als  Vertrauensmann  der  Eingeborenen  in  Verhandlungen  mit 
der  Regierung  eine  Rolle  gespielt.  Sein  Buch  behandelt  —  mit  der  oben  er- 
wähnten Einschränkung  —  nur  die  ökonomische,  nicht  die  politische  Lage  der 
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Eingeborenen.  Der  Verfasser  empfindet  es  als  eine  Ungerechtigkeit,  daß 
Weiße,  d.  h.  in  erster  Linie  Buren,  das  Land  besitzen,  und  der  Eingeborene, 
dem  es  von  Rechts  wegen  gehören  sollte,  sich  mit  spärlichem  und  schlechtem 
Grundbesitz  begnügen  muß  und  jetzt  vielfach  zum  Hörigen,  ohne  die  Möglich- 
keit wirtschaftlichen  Aufstieges,  degradiert  wird.  Die  Buren  werden  als  der 
ökonomische  Feind  des  Eingeborenen  hingestellt,  während  der  Verfasser  jede 
Gelegenheit  benützt,  um  die  frühere,  eingeborenenfreundliche  Politik  der 
Regierung  der  Kapkolonie  zu  loben.  Aus  dieser  burenfeindlichen  Tendenz 
des  Buches  erklärt  es  sich  auch,  daß  die  Schlußkapitel  angehängt  wurden, 
die  besonderes  Gewicht  auf  den  Burenaufstand  legen,  und  in  denen  der  Verfasser 
immer  wieder  seine  loyale  Haltung  der  britischen  Regierung  gegenüber  betont. 

Im  Juni  1913  erließ  die  südafrikanische  Union  ein  Gesetz,  das  den 
Immobiliarverkehr  für  die  Eingeborenen  sehr  einschränkte.  Die  4 14  Millionen 
Eingeborenen  in  der  Union  verteilen  sich  folgendermaßen: 

I  %  Millionen  wohnen  in  Reservaten,  wo  der  Landerwerb  durch  Weiße 
ausgeschlossen  ist,  ^  Million  in  Gemeinden  und  Städten,  i  Million  als  Squat- 
ters  auf  Farmen  von  Weißen,  der  Rest  als  Arbeiter  in  irgendwelchen  Werken. 

Das  erwähnte  Gesetz  betrifft  fast  ausschließlich  die  Lage  der  Squatters. 
Unter  einem  südafrikanischen  Squatter  versteht  man  einen  Eingeborenen, 
der  einiges  Vieh  als  Eigentum  besitzt  und  als  Pächter  eine  Farm  oder  einiges 
Land  von  einem  Weißen  erwirbt.  Das  Landgesetz  von  191 3  bestimmte  nun, 
daß  ein  Eingeborener  in  Zukunft  Land  von  einem  Weißen,  sei  es  als  Eigen- 
tümer, Pächter  oder  in  sonst  irgendeiner  Besitzform  nur  noch  mit  Genehmi- 
gung des  General- Gouverneurs,  d.  h.  tatsächlich  nicht  mehr  erwerben  darf. 
Die  bestehenden  Verträge  durften  ablaufen,  neue  aber  bei  Strafe  nicht  mehr 
abgeschlossen  werden.  Die  Squatters  sollten  also  vom  Boden  Süd-Afrikas 
verschwinden.  Andererseits  wurde  der  Erwerb  von  Reservatland  durch 
Weiße  an  dieselbe  Genehmigung  geknüpft.  Viele  Squatters  hatten  nun  mit 
den  Eigentümern  nur  mündliche,  jederzeit  widerruf  bare  Abreden  geschlossen, 
und  viele  Verträge  liefen  Ende  Juni,  d.  h.  mitten  im  Winter  ab.  Es  zeigte  sich, 
daß  viele  Grundherren  im  Freistaat  und  auch  in  Transvaal  die  Gelegenheit  be- 
nutzten, um  die  eingeborenen  Squatters  zu  depossedieren.  Denn  so  konnten 
sie  mühe-  und  kostenlos  zu  Vieh  und  hörigen  Landarbeitern  kommen.  Der 
depossedierte  Squatter  hatte,  da  er  im  Gebiet  der  Union  Squatter  nicht  mehr 
sein  konnte,  zwei  Möglichkeiten:  Er  konnte  in  die  Reservate  ziehen,  was  bei 
deren  geringer  Ausdehnung,  schlechter  Bodenbeschaffenheit  und  den  eigen- 
tümUchen  Besitzverhältnissen  so  gut  wie  ausgeschlossen  war,  oder  er  konnte 
ein  so  gut  wie  rechtloser  Landarbeiter  werden.  Letzteres  aber  bedeutete  für 
ihn  auch  den  Verlust  seines  Viehs,  seiner  einzigen  Habe.  Um  das  Vieh  sich  zu 
erhalten,  versuchten  viele,  trotzdem  es  Winter  war,  abzuwandern,  um  wenig- 
stens der  wirtschaftlichen  Unfreiheit  zu  entgehen.  Sie  bezahlten  es  mit  dem 
wirtschaftlichen  Ruin,  oft  mit  dem  Tode.  Ihre  Zahl  kann  nicht  gering  ge- 
wesen sein.  Plaatje  gibt  sehr  anschauliche  und  ergreifende  Schilderungen 
dieser  Massenwanderung  ins  Elend.  Natürlich  gab  es  unter  den  Grundherren 
auch  Ausnahmen.  Aber  die  Regel  war  doch,  daß  der  Eingeborene  teils  Land- 
arbeiter wurde,  teils  in  die  Minen  ging. 
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Dieses  drakonische  Gesetz,  das  natürlich  einen  Sturm  der  Entrüstung 
unter  den  Eingeborenen  erregte,  ist  nur  auf  den  Einfluß  der  grundbesitzenden 
Buren  zurückzuführen,  für  deren  ehemaUge  Staaten  es  ja  auch  allein  prak- 
tische Bedeutung  hat.  Dort  hat  sich  der  Squatter  in  einen  so  gut  wie  recht- 
losen Landarbeiter  verwandelt. 

Alle  Versuche,  auch  nur  eine  Milderung  des  Gesetzes  herbeizuführen, 
scheiterten.  Eine  Eingeborenendeputation,  der  u.  a.  Plaatje  angehörte, 
erreichte  auch  in  London  außer  den  Sympathieäußerungen  einiger  Abge- 
ordneter nichts. 

Das  Buch  wirft  ein  grelles  Licht  auf  das  Verhältnis  zwischen  Einge- 
borenen und  Buren  und  zeigt  die  gereizte  Stimmung  der  ersteren.  Männern 
wie  Plaatje  erscheint  als  möglicher  Retter  allein  England,  dessen  ein- 
geborenenfreundliche Politik  in  der  Kapkolonie,  die  von  einem  Cecil  Rhodes 
beeinflußt  war,  bei  den  Farbigen  nicht  vergessen  ist.  Aber  die  englische  Re- 
gierung läßt  den  Buren  in  der  Eingeborenenpolitik  im  Gebiete  ihrer  Staaten  freie 
Hand  und  scheint  auch  darin  keine  Änderung  eintreten  lassen  zu  wollen.  Dahin 
deutet  auch  eine  Episode,  die  Plaatje  in  seiner  Darstellung  des  Buren-Auf- 
standcs  erwähnt.  Die  Eingeborenen  hatten  1914  bei  der  Regierung  in  Kap- 
stadt beantragt,  in  das  Heer  eintreten  zu  dürfen,  um  am  Feldzug  gegen 
Deutsch- Süd-West- Afrika  teilzunehmen.  Diese  Bitte  wurde  von  der  Re- 
gierung abgelehnt  mit  Rücksicht  auf  ein  Gesetz,  das  die  Teilnahme  von 
Schwarzen  an  Kämpfen  von  Weißen  gegen  Weiße  verbietet.  Offenbar  be- 
fürchtete die  Regierung  als  Folge  der  Kriegsteilnahme  politische  Forderungen 
der  Eingeborenen.  Gleichstellung  mit  den  Weißen  ist  schon  lange  eine  von 
den  Eingeborenenführern  vertretene  Forderung,  worauf  auch  Plaatje  ge- 
legentlich hinweist. 

Die  Schlußkapitel  des  Buches  geben  eine  interessante  Schilderung  des 
Buren-Aufstandes,  sagen  aber  nichts  besonders  Bemerkenswertes  über  den 
Einfluß  des  europäischen  Krieges  auf  Süd-Afrika,  was  vielleicht  damit  zu- 
sammenhängt, daß  das  Buch  vor  der  Besetzung  von  Deutsch- Süd- West- Afrika 
geschrieben  ist. 

Alles  in  allem  bietet  das  nach  ethischen  Gesichtspunkten  orientierte 
Buch  ein  interessantes  Bild  der  ökonomischen  Lage  der  landwirtschaftlichen 
Eingeborenen  Süd-Afrikas  und  der  Wünsche  ihrer  Führer,  indem  es  zugleich 
die  Grundherrschaft  der  Buren  scharf  charakterisiert.  Eine  wissenschaftliche 
Bearbeitung  der  südafrikanischen  Eingeborenenfrage  ist  es  nicht  und  will  es 
auch  nicht  sein.  Es  ist  die  unmittelbar  aus  den  Tatsachen  schöpfende  Dar- 
stellung eines  für  die  Eingeborenen  Partei  ergreifenden  Beobachters,  der  auf 
die  Probleme,  die  die  einschlägigen  Fragen  bieten,  nicht  tiefer  eingeht.  Wer 
sich  mit  südafrikanischen  Fragen  beschäftigen  will,  wird  das  Buch  nicht  ent- 
behren können,  da  es  den  Standpunkt  der  Eingeborenen  in  der  Landpolitik 
gut  kennzeichnet.  Dr.  P  1  ü  g  g  e    (Berlin) . 


Aktschura  Oglu  Jussuf,  Die 
gegenwärtige  Lage  der  mohammeda- 
nischen Turko-Tataren  Rußlands  und 
ihre  Bestrebungen.  Bern  191 6.  Ferd. 
Wyss.     12  S.     Ji  0,40. 


Athelstane  Baines,  SirO.,  The 
Recent  Trend  of  Population  in  Eng- 
land and  Wales.  (Journal  of  the  Royal 
Statistical  Society.  LXXIX.  Band, 
4.  Teil,   S.  399 — 417.)     London  191 6. 


96 


Literatur. 


Berufsstatistik  nach  den 
Ergebnissen  der  Volks- 
zählung vom  31.  Dezember 
iQio  in  Österreich.  9.  Heft  d. 
3.  Bandes  d.  Volkszählungsergebnisse: 
Mähren  u.  Schlesien.  Bearbeitet  v.  d. 
Bureau  d.  k.  k.  Statistischen  Zentral- 
kommission. (Österreichische  Statistik. 
Neue  Folge,  3.  Bd.,  Heft  9.)  Wien 
19 16.  In  Kommission  bei  Karl  Gerolds 
Sohn.      4*,  219  S.     Kr.  7, — . 

Bewegung  der  Bevölkerung 
in  der  Schweiz,  Die  —  im 
Jahre  1913  und  1914.  Herausgeg.  vom 
Statistischen  Bureau  des  Schweiz.  Fi- 
nanzdepartements. ( Schweizerische  Sta- 
tistik.    197.  u.  202.    Lieferung.)  Bern 

1916.  A.  Francke.      Je  55   S. 
Blink,    Dr.  H.,    Rassen,  nationalitei- 

ten,  volken  en  staten  in  Europa. 
(Vragen  van  den  dag.  32.  Jahrg., 
Märzheft,    S.  236 — 249.)     Amsterdam 

191 7.  S.  L.  van  Looy. 

E  r  m  a  n  ,  Prof.  Dr.  Heinrich,  Die 
Nachwuchsfrage.  (Deutsche  Arbeit. 
2.  Jahrg.,  I.  Heft,  S.  14 — 21.)  Cöln 
1917.    Verlag  Deutsche  Arbeit. 

F  u  r  1  a  n  ,  Privatdozent  Dr.  V.,  Kon- 
tinuität und  Diskontinuität  im  Be- 
völkerungszuwachs. (Zeitschrift  f. 
schweizerische  Statistik  u.  Volkswirt- 
schaft. 52.  Jahrg.,  Heft  4,  S.  418 — 431.) 
Bern  1916.     A.  Francke. 

K  1  u  m  k  e  r  ,  Prof.  Chr.  J.,  Die  Her- 
kunft der  Armen.  (Zeitschrift  f.  Sozial- 
wissenschaft. VIII.  Jahrg.,  I.  Heft, 
S.  15 — 37.)  Leipzig  1917.  Ä,  Deichert 
(Werner  Scholl). 

Malm,  Dr.  med.  O.,  Barne  formind- 
skelsen  i  Norge  og  dens  aarsaker.  (Die 
Geburtenabnahme  in  Norwegen  und 
ihre  Ursachen).  Kristiania  191 6.  H. 
Ashehoug  &  Co.  88  S.  —  Von  der 
Geburtenabnahme  in  Norwegen  wird 
ein  erschreckendes  Bild  entworfen. 
Das  Gebiet  ist  so  erschöpfend  behan- 
delt, wie  es  in  dem  engen  Rahmen  von 
knapp  90  Seiten  nur  überhaupt  möglich 
ist.  Ein  reiches  Zahlenmaterial  und 
ein  näheres  Eingehen  auf  die  in  Frage 
kommenden  gesetzlichen  Vorschriften 
machen  das  Werk  für  den  Volkswirt 
wie    den    Juristen    gleich    interessant. 

— ^sc — 

Matar6,  Franz,  Ein  Beitrag  zur 
Kenntnis  des  Bevölkerungswesens  im 
Kriege.  München  1917.  J.  Lindauer. 
32   S.  —  Da  bevölkerungsstatistische 


Angaben  über  größere  Gebiete  für  die 
Kriegszeit  noch  nicht  zur  Verfügung 
stehen,  untersucht  der  Verf.  für  die 
Stadt  München  auf  Grund  der  vom 
dortigen  städtischen  Statistischen  Amt 
veröffentlichten  Monatsberichte,  welche 
Veränderungen  der  Bevölkerungsbe- 
wegung infolge  des  Krieges  zu  konsta- 
tieren sind.  Seine  Darlegungen  sind 
von  Wert,  wenngleich,  wie  er  auch 
selbst  hervorhebt,  von.  den  Münchener 
Tatsachen  nicht  ohne  weiteres  auf  die 
Verhältnisse  anderer  Großstädte  und 
von  den  Großstädten  nicht  ohne  wei- 
teres auf  die  Verhältnisse  des  ganzen 
Landes  geschlossen  werden  darf. 

More,  Adelyne,  Fecundity  versus 
Civilisation.  A  Contribution  to  the 
Study  of  Over-Population  as  the 
Cause  of  War  and  the  chief  Obstacle 
to  the  Emancipation  of  Women  with 
special  Reference  to  Germany.  With 
an  Introduction  by  Arnold  Bennett. 
(Second  Edition.)  London.  George 
Allen    &  Unwin,  Ltd.    52  S.    6  d  net. 

Nawratzki,  Dr.  C  u  r  t ,  Die  jü- 
dische Kolonisation  Palästinas.  Eine 
volkswirtschaftliche  Untersuchungihrer 
Grundlagen.  München  1914.  Ernst 
Reinhardt.      XVI,   534   S.      Ji    10, — . 

Nixon,  J.  W.,  War  and  National 
Vital  Statistics  with  Special  Reference 
to  the  Franco-Prussian  War.  (Journal 
of  the  Royal  Statistical  Society. 
LXXiX.  Band,  4.  Teil,  S.  418—444.) 
London  1916. 

Oppenheimer,  Franz,  Natio- 
nale Autonomie.  Sonderabzug  aus  der 
,, Neuen  Rundschau"  Februar  1917, 
S.  145 — 160.  —  Verfasser  tritt  dafür 
ein,  daß  das  Recht  der  Nationalitäten 
auf  ihre  Sprache  und  Kultur  nach  dem 
Ende  dieses  Krieges  durch  die  Verfas- 
sungen verbrieft  werde.  Er  weist  emp- 
fehlend auf  den  Vorschlag  des  öster- 
reichischen Abgeordneten  Renner  hin, 
wonach  alle  sich  zu  einer  bestimmten 
Sprache  und  Kulturgemeinschaft  (Na- 
tionalität) zählenden  Personen  eine 
autonome  Korporation  innerhalb  eines 
Staates  bilden  sollen.  Dadurch  würden 
die  Nationalitäten  nicht  nur  Rechte, 
sondern  auch  Pflichten  haben  und 
müßten  z.  B.  eine  nationale  Universität 
aus  ihrer  eigenen  Kasse  bezahlen.  Ver- 
suche mit  diesem  System  wurden  im 
begrenzten   Maße   bereits   in    Mähren, 


Literatur. 


97 


Böhmen  und  Tirol  angestellt.  Von 
dem  kommenden  Friedenskongresse 
erwartet  Oppenheimer  die  Lösung  des 
Nationalitätenstreites,  so  wie  das  Ende 
des  dreißigjährigen  Krieges  den  kon- 
fessionellen Frieden  brachte.  — rg. 
Przybyszewski,  Stanislaw, 
Von  Polens  Seele.  Ein  Versuch. 
(Schriften  zum  Verständnis  der  Völ- 
ker.) Jena  1917.  Eugen  Diederichs. 
91   S.     M  1,80. 


Schmittmann,  Prof.  Dr.  B.,  Teue- 
rung und  Kinderzahl.  (Deutsche  Ar- 
beit. 2.  Jahrg.,  Heft  2,  S.  49 — 55.) 
Köln   1917.      Verlag  Deutsche  Arbeit. 

Zionism  and  the  Jewish 
F  u  t  u  r  e.  Herausgeg.  von  H.  Sacher. 
VIII,  252  S.  London  1916.  John  Mur- 
ray. —  Der  Sammelband  schildert  die 
zionistische  Bewegung  nach  ihren  Ur- 
sprüngen, sowie  nach  ihren  geistigen 
und  materiellen  Zielen.  — seh — 


4.  WirtsdiaftlidiG  Unternehmungen  und  Technik 
des  Gesdiäftslebens. 

Schweizerisches  Export-Jahrbuch.  Herausgegeben  von 
Dr.  A.  Haas  und  A.  D  i  e  m  ,  Sekretär  der  kantonalen  bernischen  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  Bern  und  Biel,  unter  Mitwirkung  zahlreichsr 
Fachmänner  und  wirtschaftlicher  Verbandsleitungen.  Dreisprachig 
(Deutsch,  französisch,  englisch).  Zürich  1916.  J.  Wagner-Egloff.  512  S. 
J(   10,—. 

Die  Schweiz  ist  infolge  ihrer  geographischen  Lage  und  ihrer  eigenartigen 
Produlctionsbedingungen  unbedingt  auf  den  Außenhandel  angewiesen. 
Man  sollte  deshalb  meinen,  die  Exportförderung  hätte  bereits  einen  hohen 
Entwicklungsgrad  erreicht.  Dem  ist  aber  nicht  so.  Wenn  viele  schweizeri- 
sche Exportindustrien  heute  trotzdem  eine  führende  Rolle  in  der  Weltwirt- 
schaft einnehmen,  so  ist  der  Erfolg  in  erster  Linie  einer  außerordentlich 
regsamen  Privatinitiative  zu  verdanken.  Es  fehlte  bis  jetzt  auch  ein  Werk, 
das  dem  Ausland  ein  vollkommenes  Bild  der  Ausfuhrproduktion  vermittelte. 
Aus  diesem  Grunde  ist  das  im  Export- Verlag  Zürich  (J.  Wagner-Egloff) 
erschienene  Werk  der  Berner  Handelskammersekretäre  ganz  besonders 
zu  begrüßen.  Der  ersten  Ausgabe  haften  zwar  noch  einige  Unvollkommen- 
heiten  an.  Im  ganzen  aber  bedeutet  das  Export- Jahrbuch  eine  ausgezeichnete 
Leistung. 

Vor  allem  ist  das  Werk  dazu  angetan,  sich  in  verhältnismäßig  kurzen 
Zügen  über  das  ganze  Wirtschaftsleben  der  Schweiz  zu  orientieren.  Ein 
einleitender  Aufsatz  bespricht  die  Stellung  des  Landes  in  der  Weltwirtschaft. 
Der  Hauptteil  der  textlichen  Abteilung  des  Werkes  ist  sodann  der  Beschrei- 
bung aller  schweizerischen  Exportindustrien  gewidmet.  Jede  Industrie 
wird  in  die  verschiedenen  Produktionszweige  zergliedert.  Auf  diese  Weise 
erhält  man  einen  klaren,  systematischen  Überblick  über  die  ganze  Produktion. 

Weitere  Abschnitte  des  Export- Jahrbuches  geben  über  die  Handels- 
kammern in  der  Schweiz,  die  schweizerischen  Gesandschaften,  Konsulate 
und  Vizekonsulate  Auskunft.  Auch  diese  Angaben  dürften  manchem  will- 
kommen sein. 

Von  großer  praktischer  Bedeutung  ist  dann  das  nach  Branchen  geordnete 

Firmenregister.     Dasselbe  informiert  den  Importeur  über  die  Bezugsquellen 

aller  gewünschten   Produkte.      Das   Register  wird  wirksam   ergänzt   durch 

ein  in  französischer  Sprache  abgefaßtes  alphabetisches  Verzeichnis  schwei- 

Weltwirtschaftlichea  Archiv  Bd.  X.  7 
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zerischer  Exportartikel.  Ein  deutscher  und  englischer  Schlüssel  erleichtern 
das  Auffinden  der  einzelnen  Artikel. 

Im  zweiten  Teil  des  Export- Jahrbuches  wurde  der  Industrie  Gelegen- 
heit gegeben,  ihre  Produkte  durch  Reklame  den  fremden  Käufern  bekannt 
zu  machen.  Das  Buch  gibt  einen  unzweideutigen  Beweis  von  dem  Wert 
einer  seriösen,  fachmännischen  Reklame. 

Kurz,  das  Schweizerische  Export- Jahrbuch  bildet  eine  willkommene 
Bereicherung  der  Export-Literatur.  Das  Werk  bietet  für  den  Theoretiker  und 
Praktiker  eine  Menge  wertvoller  Anregungen.     Dr.  W.  Meile  (Zürich). 
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dischen Industrie  fördern.      Dank  seiner  vielfachen  inneren  und  äußeren 
Vorzüge  wird  das  Buch  sicherlich  erhebliche  werbende   Kraft  ausüben. 
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rad Wittwer.  50  S.  M  i, — •  —  Der 
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stehenden Anlagen  der  notwendige  und 
wirtschaftlich  vorteilhafteste  Übergang 
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werbe. Historisch-biographische  Blät- 
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(Adreßbuch  großbritischer  Fabrikanten 
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British  Trade  Exchange,  Ltd.  CXLVII, 
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C.  Regenhardt.  XII,  896,  LXIV  S. 
M  5,—-  (Vgl.  W.  A.  7.  Bd.,  Heft  2., 
S.  444  f.)  —  Der  bekannte  Regen- 
hardtsche  Geschäftskalender  hat  in 
diesem  Jahre  nochmals  mit  den 
Kriegsschwierigkeiten  zu  kämpfen  ge- 
habt, aber  sein  Möglichstes  getan,  um 


die  Angaben  auf  den  neuesten  Stand 
zu  bringen.  Der  Kalender  hat  an  etwa 
15  000  Orten  des  In-  und  Auslandes 
eigene  Korrespondenten,  die  zu  billigen 
Einzelgebührensätzen  den  Kalender- 
benutzern direkt  Auskunft  erteilen. 
Der  Inhalt  des  Kalenders  erlaubt  die 
Feststellung  der  Gerichtszugehörigkeit, 
der  Bahn-  und  Wasserverbindungen 
jedes  behandelten  Ortes,  und  gibt  die 
den  Kaufmann  interessierenden  wich- 
tigsten Adressen  von  Bank-,  Spedi- 
tions,  Handels-  und  Anwaltsfirmen, 
Konsulaten,  Hotels,  Auskunftsperso- 
nen, Gerichtsvollziehern,  Zolleinrich- 
tungen, ein  Bezugsquellenregister  usw. 

Schünemann,  Adolf,  Senior- 
chef des  Bankhauses  Rott  &  Schüne- 
mann, Berlin.  Die  Goldindustrie  der 
Harkortschen  Bergwerke  und  Che- 
mischen Fabriken  zu  Schwelm  und 
Harkorten.  Aktien- Gesellschaft  zu 
Gotha  in  Siebenbürgen  (Ungarn)  von 
1884 — 1916.  Berlin.  79  S.  —  Die 
Streitschrift  eines  mit  der  Verwaltung 
unzufriedenen  Aktionärs,  der  an  der 
Entwicklung  der  Gesellschaft  und  ihrer 
Finanzpolitik  Kritik  übt.  — s — 

South  African  Manufactu- 
r  e  r  s  ,  Directory  of  — ,  1916.  Issued 
by  the  South  African  National  Union. 
I.  Ausgabe.  Johannesburg.  200  S. 
sh.   i/— . 

Stern,  Professor  Robert,  Buch- 
haltungslexikon. Ein  Nachschlagebuch 
des  gesamten  Buchhaltungswesens. 
Zweite,  umgearb.  u.  vermehrte  Aufl. 
I.  Bd.  Berlin  191 7.  Leopold  Weiß. VII, 
640  S.  M  14, — ••  • —  Die  neue  Auflage 
des  Sternsehen  Buchhaltungslexikons 
stellt  ein  wichtiges,  gegenüber  der  ersten 
Auflage  wesentlich  verbessertes  Nach- 
schlagewerk für  das  geschäftliche  Ver- 
rechjiungswesen  und  manche  damit  zu- 
sammenhängenden Fragen  dar.  Den 
rechtlichen  und  tatsächlichen  Verhält- 
nissen des  Auslandes  ist  besondere 
Aufmerksamkeit  gewidmet.  Der  vor- 
liegende erste  Band  reicht  bis  zum 
Buchstaben  F.  — s — 


5.  Verkehrswesen. 
Ä.  Allgemeines. 
Jackman,   W.    T.,     The   Development     of     Transportation 
in   modern   England.    2  Bde.    Cambridge  1916.    University  Press. 
XV,  VII,  820  S. 
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Trotz  der  erläuternden  Erklärungen  des  Vorwortes  zeigt  das  Buch  den 
Nachteil  so  mancher  wirtschaftswissenschaftlichen  Monographien:  das 
Festkleben  am  rein  Technischen,  während  die  Technik  doch  nur  so  weit  in 
Betracht  gezogen  werden  dürfte,  als  sie  tatsächlich  wirtschaftlich  bedeut- 
sam geworden  ist.  Die  Untersuchung  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
abzubrechen,  weil  unter  anderem  die  äußere  Struktur  des  Eisenbahnnetzes 
damals  abgeschlossen  war,  kann  deshalb  nur  willkürlich  erscheinen.  Dadurch 
wird  der  Wert  des  Buches  auch  rein  geschichthch.  Sachlich  richtig  ist  da- 
gegen, für  die  früheren  Transportmittel,  also  für  Straßen-  und  Flußverkehr, 
um  das  Jahr  1750  eine  neue  Periode  beginnen  zu  lassen.  So  wird  zunächst 
nach  einem  kurzen  Überblick  der  Entwicklung  seit  der  Römerzeit,  der  Zu- 
stand der  Straßen  vom  Jahre  1500  bis  1750  quellenmäßig  verfolgt  und  im 
Widerstand  der  Lokalinteressen  und  der  Nachlässigkeit  der  Verwaltung  werden 
die  Ursachen  der  Stagnation  und  des  Verfalls  aufgedeckt.  Ähnlich  werden 
auch  für  die  Flußschiffahrt  vom  16.  Jahrhundert  an  die  Hindernisse  auf- 
gewiesen, die  deren  Ausbreitung  aufhielten  oder  doch  verlangsamten;  aber 
auch  die  ersten  Versuche  systematischer  Verbesserungen,  sobald  man  die 
größere  Billigkeit  des  Wasserweges  für  schwere  Güter  erkannt  hatte.  So- 
wohl für  die  Straße  wie  für  die  Flüsse  behielt  in  dieser  Zeit  der  Verkehr  durch- 
aus lokalen  Charakter.  Erst  mit  dem  Beginn  der  kolonialen  Tätigkeit  Eng- 
lands und  dem  Aufschwung  seiner  Industrie  und  Landwirtschaft  geht  das 
Interesse  an  den  Straßen  über  lokale  Grenzen  hinaus,  und  1773  erfolgen 
die  ersten  allgemeinen  Gesetze.  Obschon  nun  auch  die  finanzielle  Fundierung 
besser  wurde,  ging  die  Verbesserung  der  Straßen  doch  nur  langsam  vor  sich, 
und  das  Ungenügen  der  Beförderungsmittel  ist  auch  der  Grund,  warum 
innerhalb  zweier  Jahrhunderte  die  Preise  kaum  gesunken  sind.  Wirkungs- 
voller war  der  Aufschwung  des  Wirtschaftslebens  aber  auf  die  Binnenschiff- 
fahrt, indem  er  die  Einführung  der  Kanäle  zur  Folge  hatte,  die  gegen  Ende 
des  18.  Jahrhunderts  trotz  des  Widerstandes  der  in  Englands  Wirtschafts- 
geschichte sattsam  bekannten  „Vested  Interests"  zu  einem  Gründungsfieber 
Anlaß  gab.  Wenn  sich  auch  der  kleinste  Teil  der  Erwartungen,  die  man 
auf  diese  neuen  Verkehrsmöglichkeiten  setzte,  tatsächlich  erfüllte,  so  stellte 
der  Kanal  weg  doch  eine  Verbilligung  von  mehr  als  die  Hälfte  gegenüber 
der  Straße  dar.  Die  Ausführungen  über  die  Entwicklung  der  Eisenbahn 
dürften  im  allgemeinen  kaum  etwas  Neues  bringen  und  die  Untersuchungen 
von  Gustav  Cohn  nur  in  Einzelheiten  ergänzen.  Die  Betrachtung  der 
Wirkungen  der  Eisenbahnen  auf  den  Straßenverkehr  beschränkt  sich  ledig- 
lich auf  den  Personenverkehr.  Die  Konkurrenz  der  Bahnen  und  der  Kanäle 
wird  dagegen  etwas  ausführlicher  behandelt,  um,  wie  im  Vorwort  gesagt 
wird,  Grundlagen  zur  Beurteilung  der  erneuten  Agitationen  zugunsten 
der  Kanäle  zu  geben.  Die  Antwort  ist  negativ,  wie  sie  schon  vor  Jahrzehnten 
in  Handelskreisen  gelautet  hat.  Der  Anhang  bringt  schließlich  einige 
interessante  Tabellen  über  die  Kosten  des  Straßen-  und  Wasserstraßen- 
verkehrs. Das  Buch  ist  rein  deskriptiv.  Der  Titel  ist  etwas  irreführend,  da 
die  Untersuchung  in  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  abbricht.  Deutsche 
Literatur  hat  der  Verfasser  nicht  herangezogen.  E.   Böhier  (Kiel). 
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Offermann,  Geh.  Baurat  C,  Die 
technisch  wirtschaftliche  Entwickelung 
in  Patagonien.    (Archiv  f.  Eisenbahn- 


wesen. Jahrg.  1917,  Heft  i,  S.  82—91.) 
Berlin  191 7.     Julius  Springer, 


B.  Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 
Thilo,  Dr.  jur.  Georg,  Die  zukünftige  Stellung  der  Binnen- 
schiffahrt in  der  Weltwirtschaft,  ihre  Bedeutung 
für  den  mitteleuropäischenWirtschaftsbund.  Berlin 
1916.  Gea  Verlag  m.  b.  H.  36  S.  M  i, — . 
Die  alten  Pläne  der  Fossa  Carolina,  die  Pläne  Herzog  Ernst  des  Frommen 
und  Johann  Joachim  Bechers,  die  Pläne  der  napoleonischen  Zeit,  da  der  Leiter 
des  bayrischen  Wasser-  und  Straßenbauwesens  Wiebeking  die  ersten  Vor- 
arbeiten zum  bayrischen  Ludwigskanal  machte,  tauchen  heute,  schon  vor  dem 
Kriege  und  jetzt  im  Kriege,  mit  Macht  wieder  empor,  weil  die  wirtschaftliche 
Konstellation  wieder  ähnlich  geworden  ist.  Einige  Gleichwertigkeit  zwischen 
See-  und  Landverkehr,  wie  sie  im  Mittelalter  bestand,  und  damit  Hervor- 
treten des  Landwegs  nach  dem  nahen  Orient,  das  Fühlbarwerden  des  Zurück- 
bleibens des  reinen  Landstraßenverkehrs  gegen  den  technisch  seit  dem  sieb- 
zehnten Jahrhundert  ganz  überlegenen  Seeverkehr,  der  erst  seit  den  Eisen- 
bahnen seine  absolute  Überlegenheit  wieder  eingebüßt  hat,  die  gänzliche 
Abdrängung  von  der  See  nach  gegen  Napoleon  bereits  verwendeter  englischer 
Art  haben  die  Verbindung  zwischen  Nordsee  und  Schwarzem  Meer  stets 
wdeder  auf  den  Plan  gerufen.  Hoffentlich  scheitern  diese  Verbindung  und 
umfassendere  Pläne  eines  Wasserstraßennetzes  zur  ErschHeßung  Mittel- 
europas nicht  wieder  daran,  woran  die  früheren  Pläne  mit  Ausnahme  der 
Fossa  Carolina  gescheitert  sind,  an  der  Vielherrschaft  und  Uneinigkeit  der 
Gebiete,  auf  daß  dem  Grafen  Hohenlohe  die  Frage,  ob  Weikersheim  oder 
Rothenburg  o.  T.,  nicht  wichtiger  erscheine  als  der  ganze  Plan,  wie  zu  Bechers 
Zeit,  und  uns  eine  Schrift  erspart  bleibe,  wie  D.  Reinhold  u.  J.  Olt- 
m  a  n  n  s  ,  Der  deutsche  Handelskanal  oder  die  schiffbare  Verbindung  der 
deutschen  Meere,  Flüsse  und  Handelsstaaten,  nach  älteren  und  neueren  Vor- 
schlägen, das  nützlichste  und  würdigste  Denkmal  für  Deutschlands  wieder- 
errungene Freiheit,  Bremen  und  Leer  18 17,  in  der  die  napoleonischen  Pläne 
noch  einmal  säuberlich  zusammengefaßt  wurden,  um  dann  ins  Meer  der 
Vergessenheit  zu  sinken. 

Als  Symptom  ist  auch  die  Schrift  von  Thilo,  die  eine  Zusammen- 
stellung aus  neueren  Schriften  und  Artikeln  von  Apt,  Brühl,  v. 
C  e  1 1  o  -  Re  i  c  h  a  r  t  s  h  a  u  s  e  n  ,  Dix,  Flamm,  Graßmann, 
Herlt,  Jäckh,  Kreuzkam,  Kuntzemüller,  v.  Kvas- 
say,  Ölwein,  Rießer,  Rohrbach,  Schanz,  Seidel, 
Trietsch,  Weiss-Bartenstein,  Zimmermann,  Äußerun- 
gen von  Dernburg  usw.  gibt,  und  manche  andere  zu  werten. 

Thilo  und  manche  seiner  Gewährsmänner  schießen  oft  sehr  übers 
Ziel  hinaus,  wenn  ihnen  der  Seeverkehr  gar  zu  wenig  überlegen  dem  Land- 
verkehr vorkommt,  auch  heute  noch.  Ebenso  wenig,  wie  die  Eisenbahnen 
ein  Ersatz  des  Fluß-  und  Kanalverkehrs  gewesen  sind,  sind  Flüsse  und  Kanäle 
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ein  Ersatz  des  Seeverkehrs,  wo  sie  in  Konkurrenz  treten.  Alle  drei  haben 
verschiedene  Funktionen,  die  sich  harmonisch  aneinanderschließen,  nament- 
lich in  einer  technisch  hochentwickelten  Zeit.  Eisenbahnen,  Flüsse  und 
Kanäle  erschließen  Kontinente  und  brechen  dadurch  in  der  Tat  die  wirt- 
schaftliche Vorherrschaft  der  Insel-  und  Randländer,  die  diese  in  einer  Zeit 
großen  technischen  Vorsprungs  des  Seeverkehrs  hatten,  weil  diese  Insel- 
und  Randgebiete  eben  klein  sind  im  Verhältnis  zu  aufgeschlossenen  Kon- 
tinenten. So  ist  New  York  und  Nordamerika  Sieger  über  Westindien  im 
Weltverkehr  geworden. 

Deutschland  wird  den  Seeverkehr  gerade  brauchen,  im  Abschluß  liegt 
nicht  sein  Heil,  aber  jede  Kanal-  und  Fluß  Verbindung ,  Donau -Main, 
Donau- Weser,  Donau-Elbe,  -Oder  und  -Weichsel,  Mittellandkanal,  Küsten- 
kanal, der  wichtige  Moselkanal  zwischen  Lothringen  und  Westfalen,  zwischen 
Kohle  und  Eisen,  wird  seine  Position  stärken.  Der  lokale  Verkehr  wird 
mehr  bedeuten  als  der  ganz  Mitteleuropa  durchziehende  Verkehr,  wie  es  bei 
den  Eisenbahnen  auch  ist,  aber  Arbeit  werden  beide,  Eisenbahn  wie 
Kanal,  ermöglichen,  an  jedem  Punkte.  Der  Strom  fließt  durch,  aber  mit 
Halte-  und  Arbeitspunkten,  anders  als  das  im  Seeverkehr  ist. 

Voraussetzung  aller  dieser  weiterschauenden  Pläne  und  der  neueren 
Schriften,  die  Thilo  exzerpiert,  ist  ein  engerer  Zusammenschluß  zwischen 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  und  den  übrigen  Staaten  des  mittel- 
europäischen Bundes.  Fr.  Rauers  (Kiel). 


Bubendey,  Geh.  Baurat  J.  F., 
Wasserbaudirektor,  Die  Eibschiffahrt 
und  ihre  Fortsetzung  zur  Donau.  (Er- 
weiterte Wiedergabe  eines  am  2.  Sept. 
1916  inx  Verein  zur  Verbesserung  der 
Schiffahrtsverhältnisse  der  Oberelbe  in 
Hamburg  gehaltenen  Vortrages.)  Ham- 
burg 1916.  Herold.  45  S.  —  Das 
Ergebnis  der  gründlichen  Unter- 
suchungen wird  in  folgende  Sätze 
zusammengefaßt :  Alle  angef ührtcnTat- 
sachen  drängen  dahin,  die  angestrebte 
Schiffahrtsverbindung  zwischen  der 
Elbe  und  der  Donau  dadurch  zu  schaf- 
fen, daß  die  böhmische  Mittelelbe  durch 
einen  von  Pardubitz  nach  Prerau  zu 
führenden  Kanal  einen  Anschluß  an 
den  Donau — Oder-Kanal  erhält.  Das 
Fahrwasser  der  Elbe  kann  zurzeit  noch 
nicht  als  eine  gleichwertige  Fortsetzung 
der  auf  österreichischem  Gebiete  zu 
schaffenden  Wasserstraßen  betrachtet 
werden.  Es  wird  aber  durch  die  vor- 
gesehene Niedrigvk'asser-Regulierung  u. 
durch  die  bei  Ausführung  der  für  das 
Berauntal  geplanten  Staubecken  diese 
Gleichwertigkeit  erhalten.  Durch  die 
Verbindung  der  beiden  Schiffahrts- 
straßen der  Elbe  und  der  Donau  würde 
ein   durchgehender   Binnenschiffahrts- 


weg geschaffen  werden,  der  für  den 
Verkehr  zwischen  den  von  ihm  be- 
rührten Handelsplätzen  gegenüber  dem 
Eisenbahnwege  sehr  bedeutende  wirt- 
schaftliche   Vorzüge    bieten    würde. 

Commissioner  of  Naviga- 
tion, Annual  Report  of  the  —  to 
the  Secretary  of  Commerce  for  the 
Fiscal  Year  Ended  June  30,  1916. 
Washington  1916.  245  S.  —  Der  Be- 
richt enthält  Nachrichten  über  Schiffs- 
bewegung, Reederei,  Schiffbau,  Heuer, 
Abgaben,  Seeleute,  ferner  Schiffslisten, 
gesetzliche  Bestimmungen  usw.  usw. 
Teilweise  sind  auch  zusammenfassende 
Zahlen  über  eine  Anzahl  Länder  oder 
über  die  gesamte  schiffahrttreibende 
Welt  gegeben.  — e — 

Deutsche  Seeschiffahrt.  (Weg- 
weiser f.  d.  werktätige  Volk.  Monats- 
schrift. 4.  Jahrg.,  Heft  i.)  Berlin  1917. 
Reichsverlag  Hermann  Kalkoff.  24  S. 
Jährl.  Bezugspr.  Ji   1,80. 

European  Harbour  Pilot. 
Herausgeg.  v.  Hans  Gade.  Odense 
1914.  —  Inhalt:  Vereinigte  Staaten: 
120  S.  Australien:  8  S.  Schweden: 
140  S.  Norwegen:  99  S.  Deutschland: 
99  S.   Finnland:  32  S.   Rußland:  35  S. 
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Dänemark:  113  S.  Niederlande:  18  S. 
Belgien:  25  S.  Frankreich:  74  S.  Ita- 
lien: 34  S.  Spanien:  60  S.  Portugal: 
22  S.  Balkanstaaten:  21  S.  —  Das 
von  Hans  Gade  in  Hamburg  zusam- 
mengestellte Buch  ist  ein  Handbuch 
für  Kapitäne,  Reeder  und  Schiffs- 
makler, mit  den  nötigsten  Notizen  zur 
Ansteuerung  der  verschiedenen  euro- 
päischen Häfen,  über  die  dort  erwachseia- 
den  Kosten  und  anderen  Umstände,  die 
Schiffer,  Schiffseigner  und  Schiffs- 
makler interessieren.  Beigegeben  sind 
zahlreiche  kartographische  Darstellun- 
gen der  Häfen,  Reeden  und  Zufahrten. 

Goetz,  Adolf,  Die  Zukunft  der 
deutschen  Schiffahrt  und  des  deut- 
schen Schiffbaues.  (Europäische  Staats- 
u.  Wirtschafts-Zeitung.  II.  Jahrg., 
No.  I,  S.  21 — 24.)     Berlin  1917. 

Jones,  Grosvenor  M.,  Com- 
mercial  Agent,  Government  aid  to 
Merchant  Shipping.  Study  of  Sub- 
sidies,  Subventions,  and  other  Forms 
of  State  aid  in  Principal  Countries  of 
the  World.  (Special  Agents  Series 
No.  119.  Department  of  Commerce. 
Bureau  of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce). Washington  1916.  265  S.  — 
Eine  wertvolle  Untersuchung  über  die 
staatlichen  Schiffahrtssubventionen  in 
den  wichtigsten  Ländern.  Zunächst 
werden  einleitende  und  zusammen- 
fassende Betrachtungen  gegeben,  dann 
in  einzelnen  Kapiteln  die  verschiedenen 
Länder  behandelt,  nämlich  Vereinigte 
Staaten ;  Großbritannien  und  britische 
Besitzungen;  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn; die  skandinavischen 
Länder;  Belgien  nnd  Niederlande; 
Frankreich,  Italien,  Spanien,  Portugal ; 
Rußland,  Rumänien,  Bulgarien,  Grie- 
chenland; Japan;  lateinisch-ameri- 
kanische Länder.  Die  Benutzung  wird 
durch  ein  ausführliches  Register  er- 
leichtert. • — ^r. 

Knüfermann,  Dr.  H.,  Die  Duis- 
burg-Ruhrorter  Häfen.  Eine  Über- 
sicht ihrer  Entwicklung  bis  191 4. 
(Technik  u.  Wirtschaft.  10.  Jahrg., 
Heft  3,  S.  120 — 129.)  Berlin  1917. 
Julius  Springer. 

Lemarchand,  Georges,  Con- 
seiller  Municipal  de  Paris,  Le  Port  de 
Paris  et  ses  Affinen ts  Commerciaux. 
(L'Aprös-Guerre  et  la  Victoire  Econo- 
mique.)    Paris  1916.    H.  Dunod    &  E. 


Pinat.  278  S.  Frcs.  6, — .  —  Ein  sehr 
gutes  Buch,  von  dauerndem  Wert,  das 
eine  erschöpfende  Darstellung  der  Fluß- 
und  Kanaifragen  in  Frankreich  gibt. 
Zunächst  wird  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung behandelt,  wobei  auch  die 
Verkehrs-  und  Zufulirverhältnissc  im 
einzelnen  berücksichtigt  sind.  Alsdann 
kommen  die  einzelnen  Flüsse  und 
schließlich  die  Kanäle  zur  Darstelhmg. 
Alles,  was  diese  Materie  berührt,  ge- 
langt zu  anschaulichem  Vortrag.  Dar- 
unter auch  die  Zufuhren  aus  dem  Aus- 
lande. Im  Mittelpunkt  der  Darstellung 
erscheint  Paris,  dessen  wirtschaftliche 
Erfordernisse  in  den  Flüssen  und  Ka- 
nälen das  unentbehrliche  Bindeglied 
erblicken.  Es  ist  genau  angegeben, 
wie  die  Dinge  sich  entwickelt  haben, 
wie  die  Flüsse  reguliert  und  überbrückt, 
wie  die  Kanäle  gebaut  wurden  und 
welche  Verkehrslasten  alle  diese  Was- 
serstraßen  bewältigen   können. 

— o — 
Le  u  ch  t  f  e  u  e  rve  r  z  e  i  ch  n  i  s  1917. 
Herausgeg.  v.  Reichs-Marine-Amt.  1. 
Teil:  Ostsee.  XII,  424  S.  (Nachtrag: 
5  S.)  M>  1,30;  2.  Teil:  Gewässer  zwi- 
schen Ost-  und  Nordsee.  XII,  252  S. 
(Nachtrag:  5  S.)  M  1,30;  3.  Teil: 
isfordsee  bis  zum  Polarkreise.  XII, 
678  S.  (Nachtrag:  3  S.)  M,  1,60; 
4.  Teil:  Englischer  Kanal.  Westküste 
von  England  und  Schottland,  Küsten 
von  Irland.  XII,  306  S.  (Nachtrag: 
3  S.)  M  1,35;  5.  Teil:  Mittelmcer, 
Schwarzes  und  Asowsches  Meer.  XII, 
502    S.     (Nachtrag:    5    S.)      M    1,80; 

6.  Teil:  Atlantischer  Ozean,  Ostseite. 
XII,  224  S.    (Nachtrag:  3  S.)    JK,  1,35  5 

7.  Teil:  Atlantischer  Ozean,  Westseite, 
nördlicher  Teil.  XII,  530  S.  (Nach- 
trag: 7  S.)  M,  1,80;  8.  Teil:  Atlan- 
tischer Ozean,  Westseite,  südlicher 
Teil.  XII,  288  S.  (Nachtrag:  5  S.) 
"iii  1.35-  Abgeschlossen  am  i.  Dez. 
191 6  mit  Nachträgen  bis  zum  31.  Dez. 
1916.  Berlin  1917.  E.  S.  Mittler  & 
Sohn. 

Monatskarten  für  den  In- 
dischen Ozean.  In  12  Monats- 
blättern und  I  Entfernungs-  und  Wege- 
karte. Herausgeg.  von  der  Deutschen 
Seewarte.  Hamburg  191 5.  Geogr.- 
Lithogr.  Anstalt  J.  Köhler.  M,  12, — .  — 
Die  Karten  stellen  die  mittleren 
Dampfer-  und  Seglerwege  für  die  ein- 
zelnen Monate  dar.     Eingezeichnet  in 
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die  Seekarten  sind  die  Linien  gleicher 
magnetischer  Deklination  (Mißweisung) 
Wind-  und  Stromverhältnisse,  die 
Orkanbahnen,  Tiefenlinien,  Nebelhäu- 
figkeit, Treibeisgrenzen  usw.  Auf  den 
Rückseiten  der  Karten  sind  ausführ- 
liche Erläuterungen  gegeben  über  die 
Luftdruckverhältnisse,  über  Eis-,Wind- 
und  Stromverhältnisse,  ferner  Sturm- 
tabcUen,  Anweisungen  für  Dampfer- 
und Seglerreisen,  Reisedauertafel,  An- 
gaben über  Dock-  und  Reparatur- 
häfen, Kohlenstationen,  Tiden  im 
Gelben  Meer,  Golf  von  Tschili  und  den 
angrenzenden  Gewässern,  ein  Ver- 
zeichnis der  Zeitsignalstationen,  An- 
gaben über  die  gebräuchliche  oder  ge- 
setzliche Zeit  in  den  verschiedenen 
Seestaaten  und  Hafenorten  der  Welt, 
und  über  die  Datumgrenze,  Anweisun- 
gen zum  Manövrieren  in  tropischen 
Orkanen  und  Verzeichnisse  der  Sturm- 
warnungssignale, der  Fahrwasserbe- 
zeichnungen und  Seezeichen  für  den 
Indischen  Ozean.  Dazu  kommen  eine 
Reihe  kleiner  kartographischer  und 
bildlicher  Darstellungen  zur  Erläute- 
rung. ^  — e— 

Nautisk  Irsbok  1917.  Utar- 
betad  av  Alex.  Thore  u.  Axel  S.  Blom- 
gren.  Lund  1916.  C.  W.  K.  Gleerup. 
16  Tab.  314  S.  Kr.  2,50.  —  Das  Buch 
enthält  die  mannigfaltigen  den  See- 
fahrer interessierenden  Notizen  zur 
Navigation,  Flaggen-,  Tonnen-  und 
Bakenwesen,  Mannschafts-  und  Heuer- 
wesen, Laden  und  Löschen,  Havarie 
usw.,  ferner  allgemeinere  Notizen  über 
Schweden,  seine  Handels-  und  Kriegs- 
flotte, Schiffsverluste  durch  den  Krieg 
und  anderes.  — e — 

Navigation  Laws.  Comparative 
Study  of  Principal  Features  of  the 
Laws  of  the  United  States,  Great  Bri- 
tain,   Germany,  Norway,  France,  and 


Japan.  Preparcd  by  Grosvenor  M. 
Jones,  Commercial  Agent.  In  Collabo- 
ration  with  the  Bureau  of  Navigation 
and  Steamboat-Inspection  Service. 
(Department  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Special  Agents  Series  No.  114.)  Wash- 
ington 191 6.  190  S.  —  Ein  Referat 
über  die  Schiffahrtsgesetzgebung  der 
im  Titel  genannten  Länder,  soweit  sie 
sich  auf  die  Handelsschiffe,  die  Schiffs- 
besatzung und  die  Schiffahrtsbehörden 
bezieht.  — s — 

Nordsee-Handbuch.  Heraus- 
geg.  vom  Reichs-Marine-Amt.  Nörd- 
licher Teil :  Die  Shetland-  und  Orkney- 
Inseln  und  die  Nordküste  von  Schott- 
land. 1916.  (4.  Auflage.  Abgeschlossen 
mit  ,, Nachrichten  f.  Seefahrer".  Aus- 
gabe 51  vom  18.  Nov.  1916.)  Berlin 
191 6.  Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen). 
XIV,  371   S.     M  3,— • 

O  e  1  w  e  i  n  ,  Prof.  A.  Stand  der 
Wasserstraßenfrage.  (Zeitschrift  des 
österr.  Ingenieur-  und  Architekten- Ver- 
eines. 69.  Jahrg.,  Heft  2,  S.  21 — 27.) 
Wien  191 6.    Urban   &  Schwarzenberg. 

Port  of  Amsterdam,  The  — . 
A  Short  Account  of  the  Docks,  Harbour 
Worksand  Trading  Establishments  of 
the  City  of  Amsterdam.     Amsterdam 

1914.  Published  by  the  Municipality. 
80,  XII,  54  S. 

See-Berufsgenossenschaft , 
Verwaltungsbericht  der  —  sowie  ihrer 
Zweiganstalt    über   das    Geschäftsjahr 

1915.  Hamburg  1916.  43,  X,  4  S. 
und  17  Anlagen. 

Statistiek  derScheepvaart- 
beweging  op  de  Riviereia 
en  Kanälen  in  Nederland 
in  191 5.  Uitgegeven  door  het  Mini- 
sterie  van  Landbouw,  Nijverheid  en 
Handel.  's-Gravenhage  1916.  XLIII, 
107  S.  u.  graphische  Darstellungen. 


C.   Landverkehr. 
Homiman,    Roy,     How   to   make    the    railwrays   pay   for   the 
war;    or    the    transport    problem    solved.     London  1916. 
G.  Routledge  &  Sons,  XI,  348  S. 

Seitdem  man  sich  auch  in  England  der  Nachteile  der  Konkurrenz  zwi- 
schen den  Eisenbahngesellschaften  ganz  bewußt  geworden  ist,  haben  die  An- 
griffe auf  die  unökonomische  Betriebsführung  der  Bahnen  nicht  mehr  aufgehört 
und  zu  einer  erhöhten  Forderung  nach  einer  reichlicheren  Betriebsstatistik 
geführt.     Vor  allem  ist  immer  auf  die  ungenügende  Ausnutzung  des  Lade- 
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raums  und  der  Maschinenkraft  hingewiesen  worden,  eine  Verschwendung, 
die  im  Grunde  der  Verkehr  des  Landes  zu  tragen  hätte.  An  und  für  sich  ist 
ein  großer  Teil  dieser  Angriffe  berechtigt ;  aber  es  sind  Sünden  der  Vergangen- 
heit, an  denen  die  Bahnen  nicht  allein  schuldig  sind,  und  die  zudem  größten- 
teils durch  rationellere  Betriebsführung  nicht  mehr  gutzumachen  sind.  Da- 
rum ist  die  Kritik  dieses  Buches  einesteils  zum  mindesten  unangebracht  in 
der  Form,  andererseits  direkt  unrichtig,  oder  trifft,  sofern  sie  richtig  ist,  die 
bisherige  Eisenbahnbetriebsführung  überhaupt.  Der  Verfasser  behauptet 
allerdings,  daß  seine  Zahlen  nie  widerlegt  worden  seien.  Aber  es  gibt  viele 
Dinge,  die  nur  widerlegt  werden,  können,  indem  man  ihnen  andere  ebenso 
richtige  Tatsachen  gegenüberstellt.  Sicherlich  folgt  aus  der  technischen 
Richtigkeit  noch  lange  nicht  die  ökonomische.  Der  positive  Teil  des  Buches, 
der  auf  dieser  schwankenden  negativen  Grundlage  ruht,  ist  die  Entwicklung 
eines  Planes  zu  einer  vollständigen  Umwälzung  des  englischen  Güterverkehrs, 
der  schon  vor  dem  Krieg  propagiert,  von  der  Eisenbahnwelt  aber  als  utopisch 
abgewiesen  worden  ist,  nämlich  die  Errichtung  eines  sogenannten  Güter- 
Clearing-  Hauses,  nach  den  Plänen  von  M.  A.  W.  G  a  1 1  i  e.  Der  Krieg  ist  also 
nur  als  günstiges  Agitationsmittel  benutzt  worden.  Kurz  gesagt  handelt  es 
sich  darum,  den  gesamten  Güterverkehr,  soweit  er  für  ein  Umladen  in  Frage 
kommt,  in  London  in  einer  großen  Zentralaus  wechselsteile  zu  konzentrieren. 
Durch  die  Einführung  des  sogenannten  ,,container"-Systems,  d.  h.  von 
auswechselbaren  Behältnissen,  die  vom  Verfrachter  oder  von  der  Bahn  von 
vornherein  mit  Gütern  gefüllt  und  an  die  Stelle  der  bisherigen  geschlossenen 
Wagen  treten  würden,  sollte  es  dann  möglich  gemacht  werden,  die  Umladung 
der  Güter  zwischen  den  einzelnen  Zügen  durch  mächtige  Krahnenanlagen 
mit  der  denkbar  größten  Geschwindigkeit  vorzunehmen.  Dadurch  würde 
das  ganze  Manövrieren  der  Züge,  somit  auch  die  großen  Güterbahnhöfe 
wegfallen,  die  Maschinenkraft  würde  nur  zur  reinen  Beförderung  von  Station 
zu  Station  benötigt  werden,  und  der  Verkehr  könnte  sehr  viel  rascher  und  mit 
weit  weniger  Gefahr  für  die  Angestellten  geregelt  werden.  Die  jährlichen 
Ersparnisse,  die  dadurch  der  Nation  erwachsen  würden,  dürften  mit  365  Mill. 
sehr  niedrig  angeschlagen  sein  und  zudem  noch  erhöht  werden  durch  die 
Ersparnis  des  Verlustes,  der  jetzt  durch  die  Verzögerung  der  Schiffe  in  den 
Häfen  verursacht  wird  und  mindestens  100  Mill.  £  beträgt.  Soweit  der  Plan. 
Seine  Aussichten  sind  recht  schwer  abzuschätzen.  Die  englischen  Eisen- 
bahnen haben  sich  vor  dem  Krieg  in  einem  Umwandlungsstadium  befunden 
und  sind  darin  vom  Kriege  überrascht  worden,  so  daß  sie  unter  solch  unge- 
wöhnlichen Einflüssen  ungeahnte  Entwicklungen  nehmen  könnten.  Nach  der 
bisherigen  Geschichte  zu  schließen,  dürften  aber  die  Aussichten  einer  Rea- 
lisierung sehr  gering  sein.  E.  B  ö  h  1  e  r    (Kiel). 


B  a  1 1  z  e  r  ,  Geh.  Oberbaurat,  Die  wirt- 
schaftliche Entwickclung  der  deutschen 
Kolonialbahnen  in  Afrika  bis  zum  Aus- 
bruch des  Krieges  (mit  bildlichen  Dar- 
stellungen). (Deutsches  Kolonialblatt. 
XXVIII.  Jahrg.,  No.  1/2,  S.  8—15.) 
Berlin  1917.     E.   S.  Mittler    &  Sohn. 


Bundesbahnen  im  Jahre  1915, 
Die  Schweizerischen  — .  (Ar- 
chiv f.  Eisenbahnwesen.  Jahrg.  1917, 
Heft  I,  S.  112 — 123.)  Berlin  1917- 
Julius   Springer. 

Edwards,  Dr.  W.  H.,  Die  Reichs- 
eisenbahnfrage.  Mit  2  Abbildungen  im 
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Text.  Jena  1917.  Gustav  Fischer. 
VIII,  178  S.  M,  5,—.  —  E.  gibt  zu- 
nächst einen  Überblick  über  die  älteren 
Bestrebungen  auf  Schaffung  von 
Reichseisenbahnen,  schildert  die  Ver- 
hältnisse der  einzelstaatlichen  Bahn- 
netze und  stellt  dann  verkehrsstati- 
stische Vergleiche  an.  Darauf  erörtert 
er  die  finanziellen  Fragen,  die  bei  einer 
Übernahnxe  der  Bahnen  durch  das 
Reich  zu  regeln  sein  würden  und  prüft, 
welche  wirtschaftlichen  Ergebnisse  ein 
Reichseisenbahnsystem  bieten  würde. 
Einige  Bemerkungen  über  das  Verhält- 
nis der  Wasserstraßen  zu  Reichseisen- 
bahnen und  über  die  handelspolitische 
Bedeutung  eines  Reichseisenbahnsy- 
stems machen  den  Schluß.  Das  Re- 
sultat der  Ausführungen  faßt  der  Verf. 
so  zusammen:  Die  wirtschaftlichen 
und  technischen  Ergebnisse  der  vor- 
handenen deutschen  Netze  lassen  eine 
Vereinheitlichung  nicht  erforderlich  er- 
scheinen. Bei  Beibehaltung  der  bis- 
herigen Tarifpolitik  lassen  sich  daraus 
erhebliche  wirtschaftliche  Vorzüge  für 
die  deutsche  Volkswirtschaft  und  die 
Reichsfinanzen  nicht  erwarten.  Des- 
halb muß  von  einer  grundlegenden  Um- 
wandlung der  deutschen  Verkehrs- 
politik abgeraten  werden.  ,,Es  gilt 
daher  für  die  gesamte  Frage  der  Satz: 
,,Quieta  non  movere."  — s — 

J  e  z  e  w  s  k  i ,  Dr.  v.  S.,  Die  Fahrge- 
schwindigkeit der  Schnellzüge  inFrank- 
reich. (Archiv  f.  Eisenbahnwesen. 
Jahrg.  1917-  Heft  i,  S.  20 — 42.)  Berlin 
1917.      Julius  Springer. 

Kirchhoff,  Wirkl.  Geh.  Rat  Dr. 
jur.  h.  c.  Hermann,  Die  Reichs- 
bahn. Ein  offenes  Wort  über  die 
Eisenbahn-,  Staats-  und  Reichs- 
finanzen. Stuttgart  1917.  Greiner  & 
Pfeiffer.  83  S.  —  Eine  neue  Befürwor- 
tung einer  Vereinheitlichung  des  deut- 
schen Verkehrswesens.  ,,Die  Riesen- 
aufgabe, vor  der  das  Verkehrswesen 
nach  diesem  Weltkrieg  steht,  kann  es 
ohne  eine  straffe  Vereinheitlichung  gar 
nicht  mehr  erfüllen.  Nur  die  absolute 
Unmöglichkeit,    dafür    eine    passende 


Lösung  zu  finden,  könnte  davon  ab- 
halten, vor  dem  Gebot  der  Zeit  Halt 
zu  machen,  den  höchsten  Wirtschafts- 
effekt aus  den  Eisenbahnen  herauszu- 
holen." Der  Verfasser  legt  genauer 
dar,  wie  er  sich  die  Gründung  und  Ver- 
waltung der  ,, Reichsbahn"  denkt. 

— s — 

Krakauer,  Dr.  Viktor,  Die 
österreichischen  Staatsbahnen  im  drit- 
ten Kriegshalbjahr.  (Archiv  f.  Eisen- 
bahnwesen. Jahrg.  1917,  Heft  i,  S.  i 
— 19.)     Berlin  1917.     Julius  Springer. 

Krakauer,  Dr.  Viktor,  Sekretär 
u.  Bureauvorstand  d.  k.  k.  Nordbahn- 
direktion, Über  den  gerechten  Preis  für 
Eisenbahnleistungen.  Graz  191 3.  Deut- 
sche Vereins-Druckerei.    86  S. 

Sprickerhof,  Albert,  Eisen- 
bahndirektor a.  D.,  Mitteleuropäisch- 
Türkische  Eisenbahnen  für  den  Kampf 
gegen  England.  (Sonderabdruck  aus 
,, Technik  u.  Wirtschaft".  Monats- 
schrift d.  Vereines  Deutscher  Inge- 
nieure. X.  Jahrg.,  Heft  i.)  Berlin  1917. 
Julius  Springer.     16  S. 

Statistik  des  Rollmaterials 
der  Schweizerischen  Eisen- 
bahnen. Bestand  auf  Ende  1915. 
Herausgeg.  vom  Schweizerischen  Post- 
und  Eisenbahndepartement  (Departe- 
ment federal  des  postes  et  des  chemins 
de  fer).  Bern  1916.  184  S.  Frcs.  5, — . 
—  Die  Statistik  gibt  ein  Verzeichnis 
der  Verwaltungen  und  behandelt  dann 
das  rollende  Material,  als  Lokomotiven, 
Personenwagen,  Bahnpostwagen,  Ge- 
päckwagen, Güterwagen,  Schotter- 
wagen, Dienstwagen  und  Motorwagen, 
nach  ihrem  Bestand  bei  den  normal- 
spurigen,  schmalspurigen,  Zahnrad-, 
Straßen-  und  Drahtseilbahnen  und  den 
einzelnen  Verwaltungen  sehr  ins  ein- 
zelne gehend.  Die  Änderungen  gegen 
191 4  sind  in  besonderer  Tabelle  zu- 
sammengefaßt. — e — 

Willemstijn,  M.,  Over  onze  spoor- 
wegen  en  hunne  exploitatie  in  verband 
met  de  fusie.  (Vragen  van  den  dag. 
32.  Jahrg.,  Märzheft,  S.  177 — 200.) 
Amsterdam  1917.     S.  L.  van  Looy. 


D.   Post,  Telegraphie,  Telcphonie. 

Kühtmanns  Posthandbuch, 
20.  Aufl.  Die  neuen  Gebührensätze  im 
Post-  und  Telegraphenverkehr  des  In- 
und    Auslandes,    insbesondere    Öster- 


reich-Ungarns, Belgiens  und  Polens 
nach  dem  Stande  vom  15.  Nov. 
191 6.  (Kriegsausgabe.)  Bearbeitet  von 
Otto      Rehfeld,      Ober  -  Postassistent. 
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Dresden.    Gerhard  Kühtmann.     68  S. 
M  1,20. 
Lenz,  Postinspektor,  Lose  Blätter  aus 
der   Geschichte  des  sächsischen  Post- 
wesens im  i8.  Jahrhundert.   Nach  Ver- 


ordnungen des  Ober-Postamts  in  Leip- 
zig aus  den  Jahren  1705  bis  1811. 
(Archiv  f.  Post  u.  Tclcgraphic.  Beiheft 
zum  Amtsblatt  des  Reichs- Postamts. 
Jahrg.  1917,  No.  I,  S.  23 — 34.)   Berlin. 


6.  Theorie  der  weltwirtsdiaftlidien  Beziehungen,  Zustands- 

sdiilderungen  weltwirtsdiaftlidier  Beziehungen,  allgemeine  Statistik 

des  Güteraustausches. 

Zuckermann,  S.,  Der  Warenaustausch    zwischen  Rußland 
und     Deutschland,     wie     er     tatsächlich     vor     dem 
Kriege    war,     und    wie    er    in   Zukunft    zu    sein   ver- 
spricht.   12  farbige  Tafeln  mit  deutschem  und  russischem  Text.    Berün 
19 15.     Russischer  Kurier.     16  S.     Ji  5, — . 
Der  Verfasser  hat  in  12  farbigen  graphischen  Tafeln  die  Entwicklung 
des  Warenaustausches  zwischen  Rußland  und  Deutschland  in  den  letzten 
20  Jahren  vor  dem  Kriege  dargestellt.    Um  die  Widersprüche  der  russischen 
und  deutschen  Handelsstatistik  auszugleichen,    hat  Zuckermann  seinen  Be- 
rechnungen den  Leitsatz  zugrunde  gelegt,   daß  die  Ausfuhr  eines  Landes 
nach  der  Einfuhr  desjenigen  Landes,  in  welches  die  Ausfuhr  erfolgt,  zu  be- 
werten ist.     Auf  diese  Weise  wird  methodologisch  eine  Einheitlichkeit  der 
Darstellung  erzielt,    die   eine   rasche   und   leichte   Orientierung  ermöglicht. 
Diesem  Zwecke  sollen  die  12  graphischen  Tafeln,  in  denen  der  Wert  des  Buches 
liegt,  in  erster  Linie  dienen.    Dargestellt  wird  in  ihnen  zunächst  die  Einfuhr 
und  Ausfuhr  getrennt,    darauf  der  gesamte  Außenhandel,  ferner  die  Aus- 
fuhr und  Einfuhr  unter  Benutzung  der  Statistik  beider  Länder,  des  Anteils 
des  Außenhandels  zwischen  Rußland  und  Deutschland  im  Verhältnis  zum 
Gesamtaußenhandel  beider  Länder.    Weiterhin  wird  ihr  beiderseitiger  Anteil 
an  den  wichtigsten  Ausfuhrartikeln  und  die   Einfuhr  landwirtschaftlicher 
Maschinen  nach  Rußland  verbildlicht.     Der  an  und  für  sich  spröde  Stoff 
ist  in  eine  einfache  und  anschauliche  Form  gebracht.    Begleitet  werden  die 
Tafeln  von  deutschem  und  russischem  Text.  v.  Vogel  (Kiel). 


Boilöve,  V.,  Membre-secretaire  de 
la  Chambre  de  Commerce  de  Beziers, 
Le  Commerce  Franfais  dans  la  Re- 
publique  Argentine.  (Revue  de  la  Ma- 
rine Marchande.  2.  Jahrg.,  No.  16, 
S.  379 — 386.)  Paris  1917.  Augustin 
Challamel. 

Eppstein,  Prof.  Dr.  phil.  Georg 
v.,  Fürstl.  Lippischer  Geh.  Kabinetts- 
rat, Deutschland  und  Ungarn.  Ein 
Beitrag  zu  den  politischen  und  ökono- 
mischen Beziehungen  der  beiden  Län- 
der in  Vergangenheit,  Gegenwart  und 
Zukunft.  Detmold  u.  Leipzig  1916. 
58  S.  —  Verfasser  zeigt  in  dieser  Ab- 
handlung die  große  wirtschaftliche 
Kraft    Ungarns    und    befürwortet    die 


zukünftige  Interessengemeinschaft  des 
Deutschen    Reiches   mit  Ungarn. 

— z — 

G  e  h  r  i  g  ,  Prof.  Dr.  Hans,  Belgiens 
Wirtschaftsleben  und  die  Entente. 
(Deutsche  Arbeit.  2.  Jahrg.,  Heft  2, 
S.  72 — 78.)  Köln  1917.  Verlag  Deut- 
sche Arbeit. 

Guyot,  Yves,  Ancien  Ministre, 
Vice-President  de  la  Societ6  d'Econo- 
mie  Politique,  Pr6sident  de  la  Ligue 
du  Libre-Echange,  Le  Commerce  Inter- 
national en  1915.  Communication 
faite  ä  la  Societe  de  Statistique  de 
Paris  dans  sa  sdance  du  16  f6vrier  1916. 
(Publication  de  la  Ligue  du  Libre- 
Echange.)     Paris  1916.     36  S.  —  Die 
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In-,  Uit-  en  Doorvoer,  Sta- 
tistiek  van  den  — .  Uitgegeven  door  het 
Ministerie  van  Financien.  (Nederland.) 
Jan. -Dez.  1916.  Je  78  S.  's-Graven- 
hage  1916. 

Journal  of  Commerce,  The  — . 
Trade  Revival  and  Expansion  Cam- 
paign.  Devoted  to  Canadian  Indubtry, 
Commerce  and  Finance.  XLII.  Band, 
No.i — 20.  Montreal  1916.  The  Journal 
of  Commerce  Publishing  Co.,  Ltd. 
Wöchentl.  erscheint  ein  Heft  v.  120 
bis  130   S.      Jährl.   Bezugspr.  $  3, — . 

Latin  American  Foreign 
Trade  in  1915.  General  Sur- 
V  e  y.  (Bulletin  of  the  Pan  American 
Union.  XLIII.Bd.,  N0.5,  S.  586— 595.) 
Washington  191 6. 

Meyer,  Allan,  Chef  för  ryska  av- 
dclningen  i  Sveriges  AUmänna  Export- 
förening,  Ryssland  som  avsättningsland 
för  svenska  produkter.  —  Artur  J.  Son 
Eckerstam,  Finlands  Import  and  Ex- 
port efter  ofliciella  uppgifter  utarbetad. 
(Sveriges  Allmänna  Exportf  örening 
Publikationer.  No.  4,  1916.)  Stock- 
holm 1916.     loi  S.     Kr.  I, — . 


Schrift  enthält  eine  kurze  internatio- 
nale Übersicht  über  den  Außenhandel 
von  Frankreich,  Großbritannien,  Ruß- 
land, Japan,  Italien,  Vereinigten  Staa- 
ten, Schweiz,  Deutschland  im  Jahre 
1915  mit  Rückblicken  auf  frühere 
Jahre.  — r. 

Harms,  Otto,  Member  of  the 
Hamburg  Chamber  of  Commerce,  Have 
Germany's  Trade  and  Shipping  been 
expanding  at  England 's  expense  ?  The 
fallacy  of  comparing  by  percentages 
only.  Hamburg  1916.  Schröder  & 
Jeve.  17  S.  —  Übersetzung  der  im 
W.  ;A.  8.  Bd.,  Heft  ,2,  S.  436  ange- 
zeigten Schrift:  Hat  Deutschlands 
Handel  und  Schiffahrt  sich  auf  Kosten 
Englands  ausgedehnt  ? 

H  e  1 1  a  u  e  r  ,  Prof.  Dr.,  Weltwirtschaft- 
liche Forschung  vom  privatwirtschaft- 
lichen Standpunkte.  Ein  Institut  für 
internationale  Privatwirtschaft.  Rede, 
gehalten  zur  Eröffnung  der  ,, Kurse  f. 
internationale  Privatwirtschaft"  in  d. 
Handelshochschule  zu  Berlin  am  8. 
Nov.  1916.  (Korporation  der  Kauf- 
mannschaft von  Berlin.)  Berlin  1917. 
Georg  Reimer.     28  S. 

7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandcls- 
güter,  Ginsdilißßlidti  spezieller  Statistik. 

Doelter,  k,  k.  Hofrat,  Prof.  Dr.  C,  Die  Mineralschätze  der  Bal- 
kanländer und  Kleinasiens.  Stuttgart  1916.  Ferdinand 
Enke.     VII,  138  S.  M  6,40. 

Der  Weltkrieg  wird  Deutschland  die  Balkanländer  und  die  Türkei  politisch, 
und  wirtschaftlich  näher  bringen.  Es  dürfte  damit  ein  Aufschwung  des 
Bergbaus  in  jenen  Ländern  erfolgen,  der  teilweise  schon  jetzt  eingesetzt  hat. 

Das  vorliegende  Werk  bringt  eine  Zusammenfassung  unserer  Kennt- 
nisse der  Minerallagerstätten  dieser  Länder.  Der  Verfasser  hat  fast  aus- 
schließlich aus  der  vorhandenen  Literatur  geschöpft.  Eine  große  Anzahl 
von  Beobachtungen  und  Feststellungen  befinden  sich  allerdings  in  den 
Akten  der  einzelnen  bereits  vorhandenen  Bergbaugesellschaften  und  sind 
heute  noch  unzugänglich.  Der  Betrachtung  der  Lagerstätten  der  einzelnen 
Länder  geht  eine  Darstellung  der  bergrechtlichen  Verhältnisse  voraus. 

Neben  Bosnien  sind  die  Lagerstätten  Serbiens  im  allgemeinen  gut  be- 
kannt geworden;  sehr  mangelhaft  ist  die  Kenntnis  der  bulgarischen  Lager- 
stätten; noch  weniger  ist  aus  Albanien  und  Mazedonien  bekannt  geworden. 
In  der  asiatischen  Türkei  wurden  einzelne  Vorkommnisse  genau  untersucht 
und  fachmännisch  beschrieben,  im  ganzen  sind  hier  aber  ebenfalls  noch  die 
größten  Lücken  in  unserer  Kenntnis  vorhanden. 

I.  Serbien,  Zur  Römerzeit  und  im  Mittelalter  ging  in  Serbien  aus- 
gedehnter Bergbau  um.     Schon  zu  Plinius  Zeiten  wurde  am  Zusammenfluß 
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der  Donau  und  Save  (an  dem  Ort  des  heutigen  Belgrads)  rege  mit  Silber, 
Kupfer  und  Eisen  gehandelt.  Im  13.  Jahrhundert  erlebte  der  Bergbau  durch 
Einzug  sächsischer  Bergleute  neuen  Aufschwung  unter  den  Königen  Vladislav 
und  Urosch  Veliki.  Die  größte  Blüte  des  Bergbaus  wurde  in  der  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  erreicht.  Die  Türkeninvasion  und,  wie  der  Verfasser  meint, 
die  Entdeckung  Amerikas,  bereiteten  dem  serbischen  Bergbau  im  16.  Jahr- 
hundert ein  jähes  Ende.  Der  ebenfalls  in  dieser  Zeit  plötzlich  einsetzende 
Rückgang  des  blühenden  Bergbaus  in  Steiermark  und  Salzburg  dürfte  aber 
im  Gegensatz  zum  Verfasser  auf  die  Gegenrevolution  zurückzufüiiren  sein, 
welche  die  protestantischen  Bergleute  ebenso  wie  viele  Großgrundbesitzer 
aus  den  Alpenländern  veranlaßte,  ihre  Heimat  zu  verlassen  und  nach  Ost- 
deutschland zu  ziehen.  Ein  zweiter  Auszug  protestantischer  Bergleute 
erfolgte  in  den  Ostalpen  bekanntlich  um  1620;  der  Ref.  konnte  neuerdings 
an  mehreren  während  des  Krieges  aufgewältigten  Bauen  erkennen,  daß  die 
Bergleute  unter  dem  Zwang  der  religiösen  Verfolgung  ihre  Baue  fluchtartig 
verlassen  haben  müssen.  Die  kurze  Zeit  der  österreichischen  Herrschaft 
in  Serbien  im  18.  Jahrhundert  brachte  ein  großes  Aufleben  einzelner  Baue, 
so  von  Majdanpek  in  Nordostserbien.  Mit  der  beginnenden  türkischen  Herr- 
schaft kam  wieder  alles  zum  Erliegen.  Seit  der  Herstellung  des  serbischen 
Königreiches  nahm  der  Bergbau  unter  dem  Einfluß  des  sächsischen  Berg- 
hauptmanns V.  Herder  einen  neuen  Aufschwung,  und  im  letzten  Jahrzehnt 
ist  Serbien  systematisch  bergmännisch  aufgeschlossen  worden;  erhebliches 
französisches,  belgisches,  sowie  österreichisch-ungarisches  Kapital  kam  ins 
Land.  Bei  Herstellung  einer  geordneten  Verwaltung  und  besserer  Kommuni- 
kationen verspricht  Serbien  in  Zukunft  zwar  kein  Bergwerksland  ersten 
Ranges,  aber  doch  ein  solches  von  einer  gewissen  Bedeutung  zu  werden. 
Das  serbische  Bergrecht  ist  dem  österreichischen  recht  ähnlich.  Der  Verf. 
zählt  neun  vor  dem  Kriege  in  Ausbeute  stehende  französisch-belgische  und 
elf  serbisch-österreichische  Gesellschaften  auf.  Daneben  besteht  die  mit 
4  Millionen  Kronen  begründete  serbische  Exploitationsges.  A.  G.  der  öster- 
reichisch-ungarischen Staatsbahnen. 

Die  serbischen  Lagerstätten  umfassen  die  folgenden  nutzbaren  Mineralien : 
Gold,  Quecksilber,  Silber,  Bleierze,  Zinkerze,  Kupfererze,  Arsenerze,  Anti- 
monerze, Nickelerze,  Eisenerze,  Manganerze,  Chrom erze;  als  Nichtmetalle: 
Schwefel,  Graphit,  Asphalt,  Kaolin,  Gips,  Magnesit,  Steinkohle,  Braunkohle, 
Marmor,  Kalkstein  und  Bernstein  sowie  Mineralquellen.  Nach  Aufführung 
der  einschlägigen  Literatur  und  nach  einer  kurzen  Schilderung  des  geo- 
logischen Aufbaus  des  Landes  folgt  eine  Statistik  aus  dem  Jahre  1910.  Die 
Produktion 

von  Kupfer  betrug 5  335  t  im  Werte  von    6  900  000  Frcs. 

„     Antimon  betrug 326  t    ,,        ,,         ,,         188000     „ 

„     Schwefelkies   betrug 36  800  t    „        „         „         300  000     „ 

„     silberhalt.  Bleiglanz^)  betrug    .   11  300  t,  daraus  Silber  44500     „ 

daraus  Blei  220  000      „ 

Die  Produktion  von  Steinkohle  betrug   .     42  000  t     im  Werte  von      900  000  Frcs. 
'•  Braunkohle  betrug .    120  000  t      ,,        „         ,,      i  800  000     „ 

"  Lignit  betrug    ....      52  000  t      „        „         „         280  000     „ 

^)  Mit  54%  Blei  und  800  g  Silber  pro  Tonne. 
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Die  Kupferproduktion  hob  sich  von  139  t  im  Jahre  1898  bis  7600  im 
Jahre  191 3. 

Fast  die  gesamte  Kupferproduktion  bestreiten  die  Gruben  von 
Bor,  in  denen  die  seltenen  Erze  Enargit  und  Covellin  auftreten.  Die  hier 
bauende  französische  Gesellschaft  konnte  in  einem  der  letzten  Jahre  '/j 
ihres  5  500  000  Frcs.  betragenden  Aktienkapitals  verdienen.  Die  Gruben 
dürften  noch  eine  lange  Lebensdauer  besitzen.  Eine  andere  alte  wichtige 
Grube  ist  die  von  Majdanpek;  sie  weist  nicht  anhaltende  Kupfer- 
erzlinien auf  einer  vornehmlich  wenig  Kupfer  enthaltenden  Schwefelkieslager- 
stätte auf.  Der  Kies  enthält  daneben  aber  ca.  10,5  g  Silber  und  0,45 — 0,70  g 
Gold  per  Tonne.  Bei  Majdanpek  findet  sich  auch  Waschgold  im  Schottern 
des  Pektals  ebenso  wie  im  Timokgebiet.  Die  Goldproduktion  ist  zwar  zur 
Zeit  vor  dem  Kriege  keine  nennenswerte  gewesen,  dürfte  aber  erträglich 
zu  gestalten  Sein.  Der  Verf.  behandelt  im  Anschluß  an  die  eingehende 
Besprechung  dieser  Gruben  eine  größere  Anzahl  anderer  serbischer  Gruben ; 
auf  das  DetaU  kann  hier  im  Ref.  nicht  eingegangen  werden.  Beschrieben 
werden  die  Bleigruben  von  Majdan  Kufcajna,  die  Wismutgänge  von  Aljin- 
Dol  und  Jasikova,  das  interessante,  aber  wenig  ertragreiche  Quecksilber- 
vorkommen von  Avala,  das  Zinkblende-güldig  Schwefelkies -Revier  vom 
Rudnik  und  die  Kupfererze  von  Rebelj  und  Wisch,  während  die  übrigen 
serbischen  Gruben  nur  kurz  charakterisiert  werden.  Als  wichtig  hervor- 
zuheben sind  besonders  die  Eisen-,  Mangan-  und  Chromitgruben  der  Kapa- 
onik  Planina.  Es  folgt  dann  die  Besprechung  der  serbischen  Kohlenvor- 
kommnisse. Von  Bedeutung  sind  Lias-  und  Kreidekohlen  mit  bis  8000  Ka- 
lorien und  Braunkohle  mit  bis  5800  Kalorien. 

II.  Bulgarien.  Trotzdem  auch  in  Bulgarien  (Untermösien)  zur 
Griechen-  und  Römerzeit  ein  prosperierender  Bergbau  umging,  sind  heute 
dort  weit  weniger  Gruben  im  Betrieb  als  in  Serbien.  Das  Auftreten  der  Erze 
und  Kohlen  ist  demjenigen  in  Serbien  verwandt. 

Im  Jahre  1910  sind  in  Bulgarien  18  506  t  Kupfererze,  3419  t  Bleierze, 
in  früheren  Jahren  auch  Zink-  und  Manganerze  gewonnen  worden.  Der 
Verf.  beschreibt  die  Zink-Bleierzlagerstätte  von  Lakatnik  im  Iskertal 
und  zählt  die  bekannt  gewordenen  Lagerstätten  aller  Erze  in  Bulgarien  auf. 
Kohlen  dürften  in  Bulgarien  in  größerer  Menge  und  auch  in  besserer  Qua- 
lität als  in  Serbien  vorhanden  sein,  der  Abbau  ist  aber  sehr  wenig  entwickelt. 
230  Kohlenvorkommnisse  sind  bekannt.  Der  Umstand,  daß  die  Verkehrs- 
verhältnisse sehr  zu  wünschen  übrig  lassen  und  daß  das  fremde  Kapital 
in  diesem  überwiegenden  Agrarstaat  nicht  wie  in  Serbien  bisher  Eingang 
fand,  erklärt  die  Unberührtheit  der  Mineralschätze  des  Landes.  Von  größerem 
Werte  sind  besonders  die  Anthrazite  und  guten  Schwarzkohlen  des  mittleren 
Balkan,  daneben  wiederum  Kreide- Jura-Steinkohlen  und  tertiäre  Braunkohlen. 

III.  Für  die  Zukunft  von  Makedonien  sind  Chrom-  und  Antimon- 
erze vor  allem  von  Bedeutung,  ferner  Arsenerze,  und  eine  gewisse  Zukunft 
versprechen  auch  hier  Gold-,   Silber-,  Kupfer-  und  Bleierze. 

Das  bulgarische  Berggesetz  sieht  in  jedem  Falle  eine  Abgabe  von  5  % 
des  Reingewinns  an  den  Staat  vor. 
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IV.  Griechisch-Makedonien  (und  Thessalien).  Dieses 
sehr  erzreiche  Land  weist  vor  allem  in  Chalkis,  nordöstlich  von  Saloniki 
und  am  Südabhang  des  Karadagh  bedeutende  Erzvorkommnisse  auf. 
Waschgold,  Chromeisenstein,  Antimonerze,  Kupfer-  und  Manganerze  sind 
bekannt.  Sehr  goldreich  ist  der  Karadagh;  im  Salonikier  Distrikt  führen 
fast  alle  Flußtäler  Waschgold.  Dcis  griechische  Berggesetz  ist  ein  recht 
schwerfälliges.  Während  die  Gewinnung  des  Goldes  beispielsweise  frei  von 
jeder  Verleihung  betrieben  werden  kann,  erfolgt  die  Verleihung  der  Erze 
und  Kohle  nur  durch  das  Parlament.  Der  Staat  verlangt  dann  6  %  des  Er- 
zeugungswertes. 

V.  Europäische  Türkei.  In  einem  vorwiegend  von  den  Auf- 
schüttungen der  unteren  Maritza  bedeckten  Gebiet  sind  nur  Braunkohle, 
Petroleum  und  Kupfererze,  letztere  sehr  untergeordnet,  bekannt.  Als  äußerst 
mineralreich  hat  aber 

(Anhang)  die  kleinasiatische  Türkei  zu  gelten.  Während 
dieses  weite  Gebiet  im  Altertum  wenig  erschlossen  worden  ist  und  erst 
seit  dem  Jahre  1836  durch  den  Kalifen  Mehemed  Ali  dem  Bergbau  Interesse 
entgegengebracht  worden  ist,  dürften  hier  der  Zukunft  viel  verheißende 
Ausbhcke  zu  eröffnen  sein.  Das  neue  türkische  Berggesetz  hat  für  die 
Bergherren  die  erforderliche  Unterlage  geschaffen,  aber  der  Ausbau  der 
Verkehrswege  kann  erst  eine  weitere  Entwicklung  bringen.  Nur  unweit 
der  Küsten  oder  der  bestehenden  Bahnen  sind  prosperierende  Bergwerke 
entstanden  und  Untersuchungen  der  Lagerstätten  erfolgt.  Der  ganze  innere 
Teil  Anatoliens  bis  zur  Grenze  von  Persien  ist  aber  ebenfalls  sehr  erzreich. 
Neben  Erzen  und  Kohlen  treten  in  Kleinasien  die  sonst  seltenen  Minerallager- 
stätten von  Pandermit  (Bormineral),  Meerschaum  und  Schmirgel  auf.  Von 
Erzen  sind  vornehmHch  Kupfer-,  Chrom-  und  Eisenerze  in  reichen  Lager- 
stätten, von  Nichterzen  Erdöl,  Steinkohle,  Asphalt  und  Steinsalz  vorhanden. 

Der  Verf.  zählt  alle  aus  der  Literatur  bekannten  Minerallagerstätten 
auf.  Die  heute  schon  vorhandene  große  Bedeutung  des  Bergbaus  ergibt 
sich  daraus,  daß  im  Jahre  1908/09  der  Wert  der  Gesamtproduktion  iio  Mill. 
Piaster  betrug,  an  der  die  einzelnen  Mineraüen  in  Millionen  Piastern  in  fol- 
gendem Maße  beteiligt  waren:  Steinsalz  135,2;  Steinkohle  41,2;  Silberhaltiges 
Blei  20,2;  Schmirgel  8,8;  Pandermit  8,3;  Rohkupfer  6,2;  Schwefelkies  5,6; 
Meerschaum  4,4;  Chromerz  3,4;  Zinkerz  2,9;  Quecksilber  2,4;  Asphalt  1,7; 
Braunkohle  1,1;  Manganerz  1,1.  Über  die  wichtigen  Erdöllagerstätten, 
besonders  über  die  in  Hoch-  und  Untermesopotamien,  sagt  der  Verf.  nichts. 

In  einem  Schlußwort  faßt  der  Autor  die  Resultate  seiner  Betrachtung 
folgendermaßen  zusammen:  Serbien  bietet  gute  Aussichten  für  die  Erz- 
gewinnung, besonders  im  Nordosten,  dann  im  Rudnik  und  im  Kapaonik- 
gebiet.  Bulgarien  soll  geringere  Chancen  bieten,  aber  in  Zukunft  einen  be- 
trächtlichen Teil  seines  Kohlenbedarfs  selbst  produzieren  können.  Make- 
donien und  besonders  griechisch  Makedonien  sind  sehr  vielversprechend 
für  Erzausbeute.  Das  Augenmerk  wäre  ferner  auf  die  Grenze  zwischen 
Bulgarien  und  Thrakien  zu  richten. 
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Kurz,  mit  einiger  Vorsicht  dürfte  daher  deutsches  und  österreichisches 
Kapital  in  den  Balkanländern  eine  gute  Verwendung  finden. 
*  Tornquist  (Graz) . 


Cotton  Facta.  Herausgeg.  v.  Carl  Geller.  New  York  191 5.  Shepperson. 
150  S. 
Das  in  den  Kreisen  des  internationalen  Baumwollhandels  bekannte 
und  viel  verbreitete  Baum  woll  Jahrbuch  von  Shepperson  liegt  nunmehr 
in  40.  Ausgabe  vor.  Es  ist  diesmal  von  besonderem  Interesse,  da  es,  abge- 
sehen von  seinem  sonstigen  außerordentlich  reichen  Zahlenmaterial,  eine 
genaue  Übersicht  über  das  für  den  amerikanischen  Baumwollmarkt  so  folgen- 
schwere Jahr  1914 — 1915  gestattet.  Im  übrigen  umfaßt  es  wie  in  seinem 
früheren  Ausgaben  die  ganze  Fülle  des  auf  Vorkommen,  Wachstum,  Ernte, 
Gradierung,  Markt-  und  Preisgestaltung  der  Baumwolle  bezüglichen  Tat- 
sachenmaterials für  den  amerikanischen  Cotton  Belt,  Indien  und  Ägypten. 
Weltverbrauchsstatistiken  sowie  Angaben  über  die  Zahl  der  laufenden  Spin- 
deln in  den  einzelnen  Ländern  und  die  Ausfuhr  von  Baumwollgeweben  aus 
Nordamerika  und  Großbritannien  erhöhen  den  Wert  des  150  Textseiten 
in  Klein-Oktav  umfassenden  vortrefflichen  Handbuches. 

Dr.  Win  gen  (Kiel). 


L'A  g  r  i  culture  au  Maroc  1915. 
Herausgeg.  v.  d.  Residence  Generale 
de  la  Republique  Fran9aise  au  Maroc. 
Direction  de  TAgriculture,  du  Com- 
merce  et  de  la  Colonisation.  Lyon 
1916.     A.  Rey.     92   S. 

B  e  n  s  o  n  ,  H.  K.,  By-Products  of  the 
Lumber  Industry.  (Departrnent  of 
Conimerce,  Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic  Commerce.  E.  E.  Pratt,  Chief. 
Special  Agents  Series  No.  iio.)  Wa- 
shington 1916.     68  S. 

Berichte  der  Kgl.  Lehran- 
stalt f.  Wein-,  Obst-  und 
Gartenbau  2:  u  Geisenheim 
a.  Rh.  1914/15  und  der  Kgl. 
Lehranstalt  f.  Obst-  und 
Gartenbau  Zu  Proskauigis. 
Mit  5  Farbendrucktafeln  u.  63  Text- 
abbildungen. (Landwirtschaft!.  Jahr- 
bücher. L.  Band,  Ergänzungsband  II.) 
Berlin  1916.  Paul  Parey.  VII,  286, 
104  S. 

B  i  n  z  ,  Prof.  Dr.  Arthur,  Die  che- 
mische Industrie  und  der  Krieg.  Ein 
Kapitel  aus  der  Weltmachtstellung 
deutscher  Wissenschaft.  (Der  Deutsche 
Krieg.  Herausgeg.  v.  Ernst  Jäckh. 
Heft  28.)  Stuttgart  u.  Berlin  1915. 
Deutsche  Vcrlags-Anstalt.  29  S. 
M,  0,50.  —  Die  vorliegende  Schrift 
bietet   ein   klares   und    übersichtliches 


Bild  von  der  Entwicklung  der  che- 
mischen Industrie  und  ihrer  gegen- 
wärtigen Bedeutung  für  die  kriegfüh- 
renden Staaten.  — ^k — 

Binz,  A.,  A.  Leppla  u.  A. 
Schwappach,  Waldbestände  und 
Wasserkräfte.  (Die  Rohstoffe  desWirt- 
schaftsgebietes zwischen  Nordsee  und 
persischem  Golf.  Herausgeg.  v.  Prof. 
Dr.  A.  Binz.  Heft2.)  Braunschweig  191 7. 
FriedrVieweg  &  Sohn.  VI,  63  S.  Ji  3,—. 
—  Über  den  Plan  der  Sammlung  vgl. 
die  Besprechung  des  ersten  Heftes 
in  Bd.  9,  Heft  3,  S.  366  ff.  Das 
zweite  Heft  enthält  eine  kurze  Über- 
sicht von  Schwappach  über  die  Wald- 
bestände der  behandelten  Gebiete, 
einen  kurzen  technologischen  Aufsatz 
von  Binz  über  die  Bedeutung  der  Wald- 
bestände für  chemische  und  verwandte 
Industriezweige  und  einen  geologischen 
Beitrag  von  Leppla,  in  dem  dargelegt 
wird,  wo  und  in  welchem  Umfange 
sich  die  Möglichkeit  zur  Anlegung  von 
Talsperren  biete.  Ganz  unzureichend 
sind  die  Literaturnachweisungen,  de- 
nen bei  einer  solchen  Übersicht  beson- 
dere Aufmerksamkeit  hätte  gewidmet 
werden  sollen.  — s — 

Blink,  Dr.  H.,  De  cocos-cultuur  in 
Nederlandsch-Indie  en  haar  econo- 
mische  beteekcnis.     (Vragen  van  den 
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dag.  32.  Jahrg.,  Januarheft,  S.  39—50-) 
Amsterdam  191 7.     S.  L.  van  Looy. 

B  0  g  g  i  1  d  ,  Prof.  Bernhard,  Mael- 
keribruget  i  Danmark  191 6.  (Tids- 
skrift  for  Landokonomi.  191 7.  Heft  3, 
S.  106 — 131.)  Kopenhagen  1917. 
August  Bang. 

Clark,  W.  A.  Graham,  Develop- 
ment of  an  American  Linen  Industry. 
(Department  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Special  Agents  Series  No.  122.)  Wash- 
ington  1916.      23    S. 

Dann  feit,  Prof.  J  u  h  1  i  n  H.,  Se- 
kretär d.  Königl.  Schwedischen  Land- 
wirtschaftsakademie. Der  gegenwär- 
tige Stand  der  Landwirtschaft  in 
Schweden.  (Internationale  Agrar-Tech- 
nische  Rundschau.  VII.  Jahrg.,  Heft  7, 
S.  545 — 557.)  Berlin  1916.  Paul 
Parey. 

D  y  e  s  ,  Dr.  Wilhelm  A.,  Die  Kriegs- 
folge- und  zukünftige  Friedenswirt- 
schaft mit  Berücksichtigung  der  che- 
mischen und  verwandten  Industrien 
Deutschlands.  (Sonderabdruck  aus  d. 
,, Chemiker-Zeitung"  1917,  No.  i,  S.  4, 
No.  2/3,  S.  21.)  Cöthen  i.  A.  1917. 
Otto  V.  Halem.     20  S. 

F  a  b  e  r  ,  Prof.  Dr.,  Zur  Lage  der  euro- 
päischen Schieferölindustrie  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  Luxem- 
burgs. (Petroleum.  12.  Jahrg.,  No.  10, 
S.  533 — 542.)  Berlin  u.  Wien  191 7. 
Verlag  f.  Fachliteratur. 

Industries  de  la  Soie,  Les  — 
ä.  l'Exposition  Internationale  de  Lyon 
en  191 4.  Lyon.  Edition  du  Bulletin 
des  Soies  et  des  Soieries.     24  S. 

Jahrbuch  der  Deutschen 
La  n  d  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  -  Gesell- 
schaft. (Band  30,  3.  Lieferung. 
15.  Jan.  1916.)  Herausgcg.  v.  Vor- 
stande.   Berlin  1915.  S.  XII,  169 — 256. 

Kopeck;^,  Ferdinand  K.,  Ost- 
indische Kipse.  Mit  4  Abbildungen  u. 
I  Kartenskizze.  (Bücherei  des  ,,  Ger- 
ber" II.  Band.)  Prag  1916.  Verlag  von 
Ing.  Jos.  Jettmars  ,,Der  Gerber", 
loi  S.  Jü  4, — .  —  Die  erste  eingehende 
Schrift  über  dieses  für  die  deutsche 
und  österreichische  Gerberei  wichtige 
Rohmaterial.  Die  beiden  ersten  Ab- 
schnitte geben  einen  Überblick  über 
die  Organisation  des  Kipshäutehandels 
und  die  verschiedenen  Qualitäten,  der 
dritte  Abschnitt  behandelt  die  Kips- 
gerberei.  — s — 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 


Massel,  J.  A.,  Special  Agent,  Mar- 
kets  for  Machinery  and  Machine  Tools 
in  Argentina.  64  S. ;  Markets  for 
Machinery  and  Machine  Tools  in  Peru, 
Bolivia,  and  Chile.  88  S.  (Depart- 
ment of  Commerce,  Bureau  of  Foreign 
and  Domestic  Commerce.  Special 
Agents  Series  No.  116  u.  118.)  Wash- 
ington 191 6. 

Milchwirtschaft,  Gesamtbericht 
der  3.  Gruppe  der  Schweiz.  Landesaus- 
stellung in  Bern  191 4.  Berichterstatter: 
Dr.  G.  Koestler,  Dr.  J.  Kürsteiner, 
A.  Peter.  Bern  191G.  Schweizerisches 
milchwirtschaftl.  Sekretariat,  Bern, 
loi   S.     Frc.  1,60. 

Motz,  Frank  H.  von,  Commer- 
cial  Agent,  Markets  for  Agricultural 
Implements  and  Machinery  in  Argen- 
tina. (Department  of  Commerce,  Bu- 
reau of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Special  Agents  Series  No.  125.) 
Washington   191 6.     86  S. 

Nederlandsch  Fabrikaat,  Or- 
gaan  der  Vereeniging  Nederlandsch 
Fabrikaat.  3.  Jahrg.,  2.  Heft  [Extra 
Jaarbeursnummer] .  's-Gravenhage 

1917.     H.  L.   Smit    &  Zoon.     112   S. 

Norton,  Thomas  H.,  Commercial 
Agent,  Dycstuff  Situation  in  the 
United  States,  November,  1915.  Special 
Agents  Series  No.  iii.  19  S.  —  Arti- 
ficial  Dyestuffs  uscd  in  the  United 
States.  Quantity  and  Value  of  Foreign 
Imports  and  of  Domestic  Production 
during  the  Fiscal  Year  1913— 1914.  Spe- 
cial Agents  Series  No.  121.  254  S.  (De- 
partment of  Commerce,  Bureau  of  For- 
eign and  Domestic  Commerce) .  Washing- 
ton 191 6.  —  In  der  ersten  Schrift  be- 
handelt Norton  die  Farbstoffentwick- 
lung in  den  Vereinigten  Staaten  bis 
Ende  November  1915,  gibt  auch  eine 
Liste  der  amerikanischen  Farbstoff- 
fabrikanten und  Ratschläge  und  Aus- 
blicke für  die  Zukunft.  In  der  zweiten 
befürwortet  er  einen  Zensus  über  die 
amerikanische  Farbstofiindustrie,  be- 
handelt die  Farbstoffherstellung  sei- 
tens der  bedeutendsten  amerikanischen 
Fabrikanten  und  geht  endlich  vor 
allem  auf  die  Einfuhr  von  Farbstoffen 
im  ganzen  und  im  einzelnen  ein.  In 
letzterer  Hinsicht  gibt  er  eine  sehr  aus- 
führliche Tabelle  über  die  Einfuhr 
jedes  einzelnen  Farbstoffes  nach  Ge- 
wicht und  Wert  im  Fiskaljahre  191 3/1 4 
unter  Beifügung  der  Produzenten,  wie 
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sie  in  den  amtlichen  Außenhandelssta- 
tistiken in  dieser  Detailliertheit  nicht 
zu  finden  ist.  — r. 

Odell,  Ralph  M.,  Commcrcial 
Agent,  Cotton  Goods  in  China.  —  Cot- 
ton  Goods  in  the  Straits  Settlements. 
—  Cotton  Goods  in  the  Dutch  East 
Indies.  —  Cotton  Goods  in  Ceylon.  — 
Cotton  Goods  in  British  India.  Part  I : 
Madras  Presidency.  (Department  of 
Commerce,  Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic  Commerce.  Special  Agents  Series 
No.  107:  241  S. ;  No.  115:  57  S.;  No. 
120:  55  S.;  No.  123:  39  S.;  No.  124: 
50  S.)  Washington  1916.  —  Darstellung 
der  Absatz  Verhältnisse,  sowie  der  Han- 
delsmethoden auf  dem  Markte  für 
Baumwollwaren  der  einzelnen  angege- 
benen Gebiete  und  deren  einheimischer 
Baumwollindustrie.  — g — 

P  e  t  r  o  1  e  u  m  p  r  e  i  s  e     im      Jahre 

1916,  Die  — .  (Petroleum.  12.  Jahrg., 
No.  9,    S.  473 — 474.)     Berlin  u.  Wien 

1917.  Verlag  f.  Fachliteratur  G.  m. 
b.  H. 

Schaumberger,  Hermann,  Das 
Verhältnis  der  Produktionskosten  der 
bayerischen  Eisen-,  Maschinen-  und  Me- 
tallindustrie zu  denen  des  Rheinlandes. 
Phil.  Dissertation  Erlangen.  123  S. 
u.  29  Tab.  —  Der  Verfasser  will  die 
Mehrbelastung  der  bayerischen  Eisen- 
und  Maschinenindustrie  gegenüber  dem 
Rheinland  untersuchen  und  erörtern, 
wie  die  Lage  der  bayerischen  Industrie 
verbessert  werden  könnte.  Seine  Dar- 
legungen beschäftigen  sich  fast  aus- 
schließlich rnit  der  ungünstigen  Fracht- 
lage (bei  den  gesondert  behandelten 
Unterschieden  hinsichtlich  der  Kraft- 
kosten handelt  es  sich  in  der  Haupt- 
sache um  die  Kosten  der  Brennstoffe, 
also  ebenfalls  um  eine  Frachtfrage). 
Hier  werden  zwar  viele  absolute  Zahlen 
gegeben,  aber  es  fehlen  genauere  An- 
gaben darüber,  welchen  prozen- 
tualen Anteil  an  den  gesamten 
Selbstkosten  die  Frachtmehrkosten  aus- 
machen. Das  ist  aber  der  allein  ent- 
scheidende Maßstab !  Hinsichtlich  des 
an  dritter  Stelle  behandelten  Kosten- 
faktors, der  Löhne,  erkennt  der  Ver- 
fasser an,  daß  sie  absolut  niedriger  sind 
als  im  Rheinland,  vertritt  aber  außer- 
dem —  ohne  eigentliches  Beweismate- 
rial —  die  Ansicht,  daß  auch  die  Ar- 
beiterleistung in  Bayern  größer  sei. 
„Selbst  wenn  der  effektiv  ausgezahlte 


Lohn  in  Bayern  genau  so  hoch  wäre, 
wie  der  für  ähnliche  Arbeiterkatego- 
rien im  Rheinland,  so  stellt  er  sich 
doch  verhältnismäßig  niedriger  in  An- 
betracht der  bedeutenden  Leistungs- 
fähigkeit der  Arbeiter."  Eine  Besse- 
rung der  Lage  der  bayerischen  Indu- 
strie erwartet  der  Verfasser  von  dem 
Ausbau  der  Wasserstraßen  und  der 
Ausnutzung  der  Wasserkräfte. 

Shriver,  J.Alexis,  Commercial 
Agent  of  the  Department  of  Commerce, 
Pmeapple-Canning  Industry  of  the 
World.  (Department  of  Commerce,  Bu- 
reau of  Foreign  and  Domestic  Com- 
merce. Special  Agents  Series  No.  91.) 
Washington  1915.     43  S. 

Simmersbach,  B.,  Die  Weltver- 
sorgung mit  Chromeisenstein.  (Zeit- 
schrift für  praktische  Geologie.  24. 
Jahrg.,  Heft  9,  S.  192 — 198.)  Berlin 
1916.     Jul.  Springer. 

Simmons,  Roger  E.,  Special 
Agent,  Lumber  Markets  of  the  West 
and  North  Coasts  of  South  America. 
(Department  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce.  Spe- 
cial Agents  Series  No.  117.)  Washington 
1916.     149  S. 

Smith,  Franklin  H.,  Commer- 
cial Agent  of  the  Department  of  Com- 
merce, Philippine  Markets  for  Ameri- 
can Lumber.  16  S. ;  China  and  Indo- 
China Markets  for  American  Lumber. 
39  S.;  Australasian  Markets  for  Ame- 
rican Lumber.  48  S.  (Department  of 
Commerce,  Bureau  of  Foreign  and 
Domestic  Commerce.  Special  Agents 
Series  No.  100,  104  u.  109.)  Washington 

1915- 

Smith,  Franklin  H.,  Commercial 
Agent  of  the  Department  of  Commerce, 
Teak  in  Slam  and  Indo-China.  (De- 
partment of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Special  Agents  Series  No.  108.)  Wash- 
ington  1915.      21    S. 

Stempel,  R.  C,  Deutsches  Baum- 
woll-Handbuch.  Jährliches  Merk-  und 
Nachschlagebuch  für  die  Interessenten 
des  Baumwollhandels  und  der  -In- 
dustrie. Nach  amtlichen  und  den  zu- 
verlässigsten privaten  Quellen  bear- 
beitet. Bremen  1916.  Selbstverlag: 
Baumwollbörse  423.  VI,  240  S.  M,  4,80. 
(Vgl.  W.  A.  5.  Bd.,  Heft  2,  S.  385; 
7.  Bd.,  Heft  2,   S.  448.) 
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Web-,  Wirk-,  Strick-  und 
Schuhwaren,  Der  Verkehr  mit 
— .  (Nach  dem,  Stande  von  Mitte  Jan. 
191 7.)  Bearbeitet  u.  hcrausgeg.  von 
d.     Handelskammer    zu     Halber  Stadt 


durch  Dr.  Ferdinand  Bachmann  u. 
Referendar  Hans  Flemming.  Karls- 
ruhe i.  B.  1917.  G.  Braun.  119  S. 
jK>  1,20. 


8.   Handelspolitik. 

Mender,  Dr.  Fritz,  Das  moderne  Zollschutzsystem,  seine 
wissenschaftlichen  B  e  f  ü  r  w^  o  r  t  e  r  und  Gegner  in 
Deutschland  seit  den  siebzigerJahren  des  19.  Jahr- 
hund e  r  t  s..  Zürich  1916.  Orell  Füssli.  XVIII,  232  S.  M  4,20. 
Der  vor  etwa  20  Jahren  heftig  entbrannte  Streit  über  die  Umwandlung 
Deutschlands  aus  einem  Agrarstaat  in  einen  Industriestaat  hat  nach  dem 
Abschluß  der  Bülowschen  Handelsverträge  ziemlich  aufgehört.  Die  Lxjsungen, 
unter  denen  der  Kampf  ausgefochten  wurde,  ,,hie  Schutzzoll",  ,,hie  Frei- 
handel", hörte  man  im  letzten  Jahrzehnt  weniger.  Die  ,, Industrialisierung" 
Deutschlands  hat  sich  in  ungeahntem  Maße  durchgesetzt,  ohne  daß  jedoch 
die  deutsche  Landwirtschaft  ihre  Lebenskraft  eingebüßt  hätte.  Damit  ist 
indessen  der  Streit  noch  nicht  entschieden.  Zweifellos  wird  er  nach  Beendigung 
des  Weltkrieges,  wenn  es  sich  darum  handelt,  die  auswärtige  Wirtschaftspolitik 
Deutschlands  neu  zu  bestimmen,  wieder  mit  Gewalt  auflodern.  Unter  diesen 
Umständen  ist  es  nicht  überflüssig,  einen  kritischen  Rückblick  auf  die  früheren 
Kämpfe  zu  werfen,  die  Argumente  der  streitenden  Gruppen  von  neuem 
in  Ruhe  zu  prüfen  und  zu  versuchen,  festzustellen,  wem  die  weitere  Ent- 
wicklung der  Dinge  Recht  gegeben  hat.  Die  letzten  beiden  Jahrzehnte 
haben  uns  doch  manchen  neuen  Einblick  in  das  weltvnrtschaftliche  Ge- 
schehen verschafft,  und  manche  Möglichkeit,  mit  der  während  jener  handels- 
politischen Kämpfe  Industriestaatsfreunde  und  -Gegner  rechneten,  ist 
inzvnschen  Wirklichkeit  geworden. 

Einen  solchen  Rückblick  versucht  das  Buch  M  e  n  d  e  r  s  ,  das,  wie 
der  Verfasser  im  Vorwort  mitteilt,  auf  Anregung  von  Prof.  Reiches- 
berg (Bern)  geschrieben  wurde,  zu  bieten.  Die  Arbeit  war  schon  vor  dem 
Kriege  fertiggestellt.  Die  wirtschaftspolitischen  Lehren  des  jetzigen  Völker- 
ringens werden  nur  im  Vorwort  kurz  gestreift.  Mender  behandelt  das 
moderne  Zollschutzsystem  in  5  Abschnitten,  vom  Standpunkte  der  welt- 
wirtschaftlichen Entwicklung,  des  Bevölkerungsproblems,  der  Landwirt- 
schaft, der  Industrie  und  der  Sozialpolitik.  In  jedem  Abschnitt  kennzeichnet 
er  die  Stellung  der  Befürworter  und  Gegner  des  Schutzzollsystems  zu  den 
Streitfragen  und  übt  dann  Kritik  an  derselben.  Die  —  zum  großen  Teil 
wörtliche  —  Wiedergabe  der  Meinungen  der  Hauptvertreter  der  verschie- 
denen Richtungen  dürfte  im  wesentlichen  richtig  sein.  Allerdings  fehlt  es 
schon  in  diesem  Teil  der  Arbeit  M  e  n  d  e  r  s  nicht  an  Mißverständnissen  ; 
z.  B.  zeigen  seine  Bemerkungen  über  die  ,, Konträrtheorie"  Dietzels, 
die  nach  ihm  einen  ,,circulus  vitiosus"  (S.  211)  enthält,  daß  er  sie  nicht  ver- 
standen hat.  Gänzlich  unbefriedigend  sind  M  e  n  d  e  r  s  Versuche,  zur  Lö- 
sung der  alten  Probleme  etwas  Eigenes  beizutragen.  Wer  gehofft  hatte, 
auf   Grund  der  weltwirtschaftlichen  Erfahrungen  der  letzten  beiden  Jahr- 
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zehnte  neues  Licht  auf  die  früheren  Streitpunkte  geworfen  zu  sehen,  wird 
das  Buch  enttäuscht  aus  der  Hand  legen.  Der  Grund  dafür  liegt  hauptsäch- 
lich in  der  einseitigen  Geistesrichtung  des  Verfassers.  M  e  n  d  e  r  ist  gläubiger 
Marxist.  Es  geht  ihm  wie  so  vielen  anderen  seiner  Glaubensgenossen.  So 
Brauchbares  sie  auf  gewissen  Einzelgebieten  der  Forschung  und  Praxis 
auch  leisten  können,  manche  Erkenntnisse  sind  ihnen  völlig  verschlossen. 
Ihr  Dogmatismus  verhindert  sie  am  weiteren  Vordringen.  Wenn  M  e  n  d  e  r 
in  seinem  Gedankengange  so  weit  gekommen  ist,  zu  den  Hauptstreitpunkten 
Stellung  nehmen  zu  müssen,  so  spricht  er  regelmäßig  die  von  Karl  Marx 
vor  einem  halben  Jahrhundert  erdachte  Zauberformel  vom  ,, Profit",  nach 
dem  die  ,, Kapitalisten"  streben,  aus,  und  damit  ist  das  Nachdenken  zu 
Ende.  Die  ehrwürdige  Formel  öffnet  nicht  die  Tür  der  Erkenntnis,  sondern 
bewirkt,  daß  sie  verschlossen  bleibt. 

M  e  n  d  e  r  wird  durch  seinen  marxistischen  Dogmatismus  daran  ge- 
hindert, die  Hauptfragestellung  in  dem  ,,Industriestaats"-Streite  richtig 
zu  erkennen.  Die  Frage  der  „Industrialisierung"  Deutschlands  ist  keine 
grundsätzliche,  sondern  eine  solche  der  Zweckmäßigkeit.  Grund- 
satz ist  für  Schutzzöllner  wie  für  Freihändler  die  Wahrung  des  Wohls  der 
Gesamtheit.  Fraglich  ist  nur,  ob  die  ,, Industrialisierung"  bzw.  der 
Freihandel  ein  geeignetes  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
bildet.  Die  Frage  ist  natürlich  nicht  nur  für  eine  dezentralisierte  (,, kapi- 
talistische"), sondern  ebenso  notwendigerweise  für  eine  zentralisierte  (,, sozia- 
listische") Volkswirtschaft  auf  zu  werfen.  Eine  sozialistische  Zentralbehörde 
würde  genau  so,  wie  das  heute  unter  der  Herrschaft  wirtschaftlicher  Freiheit 
geschieht,  zu  prüfen  haben,  ob  eine  Aufrechterhaltung  und  Weiterentwick- 
lung der  Exportindustrie,  überhaupt  die  Verflechtung  in  den  Weltver- 
kehr, im  Interesse  der  heimischen  Volkswirtschaft  erwünscht  sei  oder  nicht, 
und  dann  fördernd  oder  hemmend  eingreifen  müssen.  In  Menders  Ge- 
dankensystem läßt  sich  weder  die  Idee  des  Gesamtinteresses  noch  die  der 
Wahlfreiheit  einfügen.  Er  sieht  nur  Klassenkampf  und  Notwendigkeit. 
,,Die  kapitalistische  Volkswirtschaft  .  .  .  kennt  keine  großen  einheitlichen 
Interessen,  die  die  gesamte  Nation  auf  die  Dauer  einigen  könnten"  (S.  220). 
Nach  ihm  berücksichtigt  weder  die  schutzzöUnerische  noch  die  freihändlerische 
Theorie  ,,die  Tendenzen  der  kapitalistischen  Entwicklung"  ,,im  Lichte  der 
ökonomischen  Notwendigkeit  "(S.  39).  ,,Die  vom  Kapita- 
lismus ins  Leben  gerufenen  produktiven  Kräfte  tragen  in  sich  gebieterisch 
das  Verlangen  nach  einer  anderen  Ordnung  der  gesellschafthchen  Produktions- 
verhältnisse; denn  die  heutige  Gesellschaftsverfassung  besitzt  nicht  die  Fähig- 
keit, den  gesellschaftlichen  Produktions-  und  Verteilungsprozeß  im  Gleich- 
gewicht zu  erhalten".  Es  folgt  dann  die  bekannte  Lehre  vom  ,, Profit"  als 
der  „Triebkraft  der  Produktion",  der  ,, Ausbeutung  des  arbeitenden  Volkes", 
der  Unterkonsumtion  im  Innern  und  der  Notwendigkeit  des  Absatzes  nach 
außen  (S.  40).  So  verlangt  M  e  n  d  e  r  die  Beseitigung  des  ,, Kapitalismus". 
,,Das  Ziel",  das,  wie  er  naiv  sagt  (S.  73),  uns  ,,die  heutige  nationalökono- 
nomische  Wissenschaft"  aufzudecken  vermocht  hat,  ist  die  Vergesellschaftung 
der  Produktionsmittel.     Zu  der  „Neuorganisation  der  Gesellschaft"  ist  die 
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Arbeiterklasse  „berufen"  (S.  225).  Wer  selbst  so  einseitig  ist,  hält  gewöhnlich 
seine  Gegner  für  ebenso  einseitig.  Das  Problem  des  Freihandels  ist  ihm  daher 
ebensowenig  wie  das  der  Vergesellschaftung  eine  reine  Zweckmäßigkeits- 
frage ;  sondern  er  glaubt,  Anhänger  des  Freihandels  sei  man  —  so  wie  er  selbst 
Anhänger  der  wirtschaftlichen  Zentralisation  ist  —  aus  Prinzip.  Den 
Freihandel  bezeichnet  M  e  n  d  e  r  als  ,,die  Ideologie  der  aufstrebenden 
Bourgeoisie"  (S.  225),  und  er  setzt  voraus,  daß  seine  Anhänger  ihn  für  ein 
„grundsätzliches,  führendes  Prinzip"  (S.  74)  halten.  Durch  diese  theoretische 
Unklarheit  bringt  er  sich  selbst  in  eine  verzwickte  Lage.  Er  ist  zwar  ,, grund- 
sätzlich" Gegner  des  Freihandels;  praktisch  aber  ist  er  für  ihn.  Er  kann  ja 
doch  als  guter  Marxist  nicht  etwa  Anhänger  des  Schutzzolls  sein !  Das  Schutz- 
zollsystem bekämpft  er  mit  den  gewöhnlichen  Argumenten  aus  dem  Arsenal 
der  Sozialdemokratie:  ,,es  steigert  unendlich  die  Macht  des  Kapitals  und 
schädigt  auf  das  Ärgste  die  arbeitenden  Klassen,  schwächt  und  beutet  in 
verstärktem  Maße  die  breiten  Volksmassen  aus"  (S.  73,  ähnlich  S.  207). 
Dem  Freihandel  macht  Mender  (S.  213)  dagegen  das  Zugeständnis,  er 
könne  „seinen  kleinen  Beitrag"  dazu  liefern,  den  ,, Klassenkampf",  der  das 
Heil  bringen  soll,  ,, planvoller,  organisierter  und  zielbewußter"  zu  ge- 
stalten ! 

Daß  ein  im  Banne  solcher  Dogmen  befindlicher  Schriftsteller  die  wirk- 
lichen Tatsachen  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  nicht  sehr  hoch  ein- 
schätzt, kann  nicht  Wunder  nehmen.  Das  in  den  Band  eingestreute  Tat- 
sachenmaterial, das  der  Problemstellung  entsprechend  sehr  reichlich  sein 
sollte,  ist  überaus  spärlich,  und,  was  noch  schlimmer  ist,  die  Angaben  sind 
recht  willkürlich.  So  soll  das  künftige  Aufhören  der  ,, Arbeitsteilung  zwischen 
Industriestaat  und  Agrarstaat"  daran  gezeigt  werden,  daß  der  Getreide- 
export der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  immer  geringer  werde  (S.  58). 
Dabei  werden  nur  die  Ziffern  von  1900  und  19 10  angeführt;  so  ergibt  sich 
beim  Weizen  ein  Rückgang  von  loi  auf  46,6  Mill.  Bushel;  hätte  Mender  aber 
die  Ziffern  von  1905  und  1913  genannt,  so  wäre  eine  Steigerung  von  4,3  auf  91,6 
Mill.  Bushel  festzustellen  gewesen,  außerdem  noch  eine  Zunahme  der  Aus- 
fuhr von  Weizenmehl  1  Wer  die  Zahlen  so  leichtfertig  zusammenstellt,  kann 
nicht  erwarten,  daß  man  seinen  sonstigen  Angaben  viel  Vertrauen  entgegen- 
bringt. ,,Die  Wissenschaft",  auf  die  sich  Mender  so  gern  beruft,  ver- 
langt andere  Leistungen.  P.  Arndt    (Frankfurt  a.  M.). 


Antonescu,  Dr.  Cornelius  G., 
Die  rumänische  Handelspolitik  von 
1875 — 1910.  Leipzig  191 5.  Wilhelm 
Schunke.     XII,  295  S.     M  5, — . 

Daud6-Bancel,  A.,  Secretaire- 
Geueral  de  la  Federation  Nationale  des 
Gjoperatives  de  Gjnsommation,  Le 
Protectionnisme  et  TAveuir  Econo- 
mique  de  la  France.  Paris  1916.  M. 
Giard  &  E.  Briere.  63  S..  —  Die 
Schrift  behandelt  das  Thema  Schutz:- 
zoU  und  die  wirtschaftliche  Zukunft 
Frankreichs  nach  freihändlerischen  Ge- 


sichtspunkten, jedoch  ohne  Schärfe  in 
der  Polemik.  Die  Wirtschaftspolitik 
in  England,  Deutschland  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  wird 
zur  Betrachtung  herangezogen.  Das 
Buch  ist  reich  an  statistischem  Ma- 
terial. — o^- 
European  Economic  Allian- 
c  e  s.  A  Compilation  of  Information 
on  International  Commercial  Policies 
after  the  European  War  and  their  Ef- 
fect upon  the  Foreign  Trade  of  the 
United   States.      Also  an  Analysis  of 
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European  and  United  States  Commer- 
cial  Inter-Dependence  and  Treaty  Re- 
lations.  New  York  191 6.  National 
Foreign  Trade  Council.  128  S.  $  0,25. 
—  Schildert  die  voraussichtlichen 
Schwierigkeiten  der  amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen  und  Handels- 
politik nach  dem  Kriege  und  trägt 
hierfür  Tatsachenmaterial  zusammen; 
insbesondere  werden  die  Beschlüsse 
der  Pariser  Wirtschaftskonferenz  vom 
14. — 17.  Juni  191 6  mitgeteilt  und  ihre 
Wirkungen  auf  die  europäische  und 
amerikanische  Wirtschaftspolitik  unter- 
sucht. — ^r. 

J  a  s  t  r  o  w  ,  Prof.  Dr.  J.,  Die  handels- 
politische Zukunft  Deutschlands.  Mit 
einer  Karte  und  vier  Tabellen.  (Kriegs- 
politische Einzelschriften.  Heft  15.) 
Berlin  1916.  C.  A.  Schwetschke  & 
Sohn.  48  S.  M,  1,20.  —  Die  Schrift 
ist  aus  einem  in  der  „Vereinigung  zur 
Förderung  deutscher  Wirtschaftsinter- 
essen im  Ausland"  (Sitz  Köln)  gehal- 
tenen Vortrag  hervorgegangen.  Sie 
zeigt  in  eindringlicher  Weise,  wie  sehr 
Deutschland  auf  weltwirtschaftliche 
Beziehungen  angewiesen  ist.  Die  Be- 
schlüsse der  Pariser  Junikonferenz 
werden  einer  eingehenden  Kritik  unter- 
zogen, ihre  Durchführbarkeit  wird  be- 
zweifelt und  es  wird  davor  gewarnt, 
solch  schwankenden  Boden  zum  Aus- 
gangspunkt deutscher  Gegenmaßregeln 
zu  nehmen.  — seh — 

Kranold,  Hermann,  Zollunion 
und  Agrarpolitik.  (Bibliothek  für 
Volks-  u.  Weltwirtschaft.  Herausgeg. 
V.Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen.  Heft30.) 
Dresden  u.  Leipzig  191 7.  Globus. 
135  S.  M  2, — .  —  Die  möglichen  Wir- 
kungen einer  mitteleuropäischen  Zoll- 
union werden  vom  Standpunkte  der 
deutschen  Landwirtschaft  aus  betrach- 
tet. Der  Verfasser  kommt  zu  dem  Er- 
gebnis, daß  daraus  nicht  nur  keine 
Nachteile,  sondern  bestimmte  Vorteile 
zu  erwarten  seien,  die  den  Anreiz  zu 
einer  Intensivierung  in  der  Form  von 
Kapitals  -  Investierung  und  der  Be- 
seitigung der  Gemenglagen  in  der  eige- 
nen landwirtschaftlichen  Produktion 
geben  würden.  — ö — 

Lukäcs,  Geza,  Über  Formen  der 
wirtschaftlichen  Annäherung  der  Zen- 
tralmächte. (Blätter  f.  vergleichende 
Rechtswissenschaftu.  Volkswirtschafts- 


lehre. XII.  Jahrg.,  No.  6,  7  u.  8, 
S.  188 — 195.)  Mannheim,  Berlin, 
Leipzig  1917.  J.  Bensheimer. 
R  a  j  n  i  k  ,  Dr.  B  e  1  a  ,  Die  wirtschaft- 
liche Annäherung  der  Zentralmächte. 
(Kriegspolitische  Einzelschriften,  Heft 
10.)  Berlin  1916.  C.  A.  Schwetschke 
&  Sohn.  48  S.  M  0,80.  —  Der  Verfasser 
will  die  Zolltrennung  Ungarns  von 
Österreich  durchführen,  und  gerade 
dadurch  soll  ein  Zusammenschluß 
Deutschland-Österreich-Ungarn  erleich- 
tert werden,  der  sich  auf  der  Basis 
gegenseitiger  Zollbegünstigung  über 
das  Maß  der  gewöhnlichen  Meist- 
begünstigung hinaus  vollziehen  soll. 

Zur  Frage  eines  Zoll-  und 
Wirtschaftsbündnisses  zwi- 
schen Deutschland  und 
Österreich-  Un  g  a  r  n.  (Betrach- 
tungen über  die  Durchführbarkeit  der 
bisherigen  Vorschläge.)  Von  einem 
deutschen  Industriellen.  Berlin  1916. 
J.  Guttentag.  69  S.  —  Der  Ver- 
fasser hält  einen  vollen  Zollbund 
augenblicklich  nicht  für  erreichbar, 
betrachtet  ihn  jedoch  als  Ideal.  Er 
erstrebt  ein  enges  langfristiges  han- 
delspolitisches Abkommen,  dessen  Be- 
dingung ein  österreichisch-ungarisches 
Abkommen  von  gleicher  oder  besser 
längerer  Dauer  sei.  Unter  Beibe- 
haltung von  Zwischenzöllen  Zwi- 
schen Österreich  und  Deutschland 
seien  gegenseitige  Vorzugszölle,  die 
allmählich  abzubauen  wären,  ein- 
zuführen, ferner  sei  ein  gemein- 
schaftliches Zolltarifschema  einzu- 
richten, dessen  Wichtigkeit  der  Ver- 
fasser schon  in  älteren  Ausführungen 
allgemein  betont  hat;  Handelsver- 
tragshandlungen mit  dritten  Staaten 
seien  nur  im  Einvernehmen  zu 
führen,  die  Fragen  der  Valuta  und 
der  Zollzahlungen  (am  besten  in 
Gold)  seien  zu  regeln,  Vereinbarun- 
gen über  den  Ausbau  der  Tarife  für 
Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  seien 
zu  treffen  usw.  Das  Buch  zieht 
eingehende  Vergleiche  zwischen  den 
Zollbelastungen  der  einzelnen  Waren 
in  Deutschland  und  Österreich,  am 
Schluß  warnt  es  vor  Überschätzung 
der  Zollfrage  und  hält  eine  innere 
Hebung  der  Österreich  -  ungarischen 
Volkswirtschaft  mit  Worten  Eulen- 
burgs  für  das  wichtigste.         — e — 
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9.  WirtsdiaftlidiG,  politisdic  und  kulturelle  Expansionsbcstrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einsdiließlidi  Kolonialpolitik. 

Marcks,  E.,  Der  Imperialismus  und  der  Weltkrieg.  (Vor- 
trag gehalten  am  9.  Oktober  1915.  Vorträge  der  Gehe- Stiftung  zu  Dresden, 
VIII  I.)  Leipzig  und  Dresden  1916.     B.  G.  Teubner.    26  S.  JC  0,60. 

Marcks  geistige  Persönlichkeit,  eine  der  ausgeprägtesten  und  am 
schärfsten  umrissenen  unter  den  deutschen  Geschichtsforschern  unserer 
Tage,  drängt  zur  Lebensbeschreibung,  zum  Bilde  starker  Einzelner.  Nicht 
als  ob  sie  sich  den  Geschilderten  —  Coligny,  Königin  Elisabeth,  Bismarck 
sind  ja  nur  die  Hauptwerke  dieses  Bildniskünstlers  neben  einer  Anzahl 
kleinerer  Werke  von  seiner  Hand  —  ganz  hingäbe,  völlig  in  ihnen  aufginge; 
durchaus  nicht,  man  möchte  sagen  im  Gegenteil.  Seine  Schilderungsweise 
hat  vielmehr  mit  der  vieler,  man  darf  wohl  sagen  aller  bedeutenden  Meister 
der  Bildnismalerei  den  Grundzug  gemein,  daß  seine  Werke  ebenso  sehr 
Ausdruck  und  Ausspruch  des  Wesens  dessen,  der  da  sieht,  als  des  Gesehenen 
sind.  Und  das  tritt  um  so  stärker  hervor,  als  die  Persönlichkeitsform  der 
Geschilderten,  harte  Staats-  und  zumeist  Kriegsmänner,  einer  ganz  anderen 
Seelenwelt  angehören,  als  der  sie  schildert,  der  von  einer  unendlich  feinen, 
auf  jeden  Einzelzug  antwortenden,  ganz  hingebenden,  zarten  Geistigkeit  ist. 
Die  Kunstweise,  die  hier  waltet,  ist  nicht  breitstrich iges,  gewaltig  und  ge- 
waltsam umreißendes  Zeichnen  für  das  Fresko,  sondern  das  feinädrige, 
hundertfach  die  Eindrücke  brechende,  zergliedernde,  immer  von  neuem 
schraffierende,  schattierende,  nuancierende  Wiederspiegeln  einer  schon  auf- 
gelöst gesehenen  und  in  dieser  Aufgelöstheit  mit  Sorge  und  Feinheit  fest- 
gehaltenen Wirklichkeit. 

Marcks  hat  gleichwohl  auch  die  großen,  breit  strömenden  Gesamt- 
erscheinungen der  Geschichte  immer  wieder  ins  Auge  gefaßt  und  behält 
auch  da  die  gleiche  Weise  des  Sehens  und  des  Wiedergebens  bei,  die  gleiche 
Weise  und  die  gleichen  Vorzüge.  Man  braucht  nie  in  Sorge  zu  sein,  bei  ihm 
auf  die  banale  Wiederholung  längst  festgestampfter  Konventionen  zu  treffen  : 
er  scheut  nichts  so  sehr  als  die  dicken  Selbstverständlichkeiten  nationa- 
listischer oder  sonst  üblicher  Parteirichtungen,  er  will  immer  von  vielen, 
möglichst  von  allen  Seiten  her  sehen.  So  auch  hier,  in  einem  kleinen  Ka- 
binettstück allgemeingeschichtlicher  Betrachtung,  in  der  er  schon  zum 
zweiten  Male,  wie  1903,  den  Imperialismus  als  europäische,  als  Welt- 
bewegung zu  umreißen  und  in  seinen  Einzelfällen  sondern  und  bestimmen 
will. 

Marcks  sieht  im  Imperialismus  zwar  auch  die  wirtschaftlichen  An- 
triebe, aber  sein  Augenmerk  ist  vorzüglich  auf  ihn  als  eine  staatliche  Erschei- 
nung gerichtet.  Ausgehend  von  den  eigentlichen  Weltreichen  England 
und  Rußland,  die  die  neue  Form  des  Großstaats  zuerst  rein  ausgebildet 
haben,  geht  er  zu  Japan,  Frankreich  und  Italien  über,  die  sie  in  absteigender 
Reihenfolge  schwächer  darstellen,  endlich  zu  Deutschland.  Er  unterscheidet 
die  grenzenlos  —  England,  Rußland,  Nordamerika,  Japan  —  und  die  wenig- 
stens aggressiv  —  Italien  —  vordrängenden  Reiche  von  den  defensiven, 
denen  er  Frankreich  ■ —  aus  Schwäche   — ,    Deutschland  —  aus  Selbstbe- 
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schränkung  —  noch  zuzählt,  von  denen  er  Österreich-Ungarn  aber  ausschließt. 
Er  setzt  den  deutschen  Imperialismus,  als  friedlich  vordringend  und  national 
beschränkt,  dem  universalen  und  scharf  um  sich  greifenden  Imperialis- 
mus der  zwei  europäischen  und  mit  einigen  Klauseln  auch  der  zwei  außer- 
europäischen Weltreiche,   Japan  und  Nordamerika  entgegen. 

Den  eigentlichen  Kern  der  Darlegung  aber  hat  man  in  dem  Beweis 
zu  erblicken,  daß  in  dem  jetzigen  Kriege  der  europäische  Grundstock  alt 
überlieferter  oder  neuer  Zwistigkciten  bei  weitem  die  Hülle  von  Feindselig- 
keiten aus  Welt-,  also  eigentlich  imperialistischen  Anlässen  an  Wichtigkeit 
übertreffe,  eine  Meinung,  der  der  Berichterstatter  dieser  Zeilen  um  so  lieber 
zustimmt,  als  er  sie  auch  seinerseits  (so  in  dem  Aufsatz  „1756  und  1914"  in^ 
Tag  vom  30.  Juni  191 5)  wenngleich  aus  überwiegend  anderen  Gesichts- 
winkeln heraus  verfochten  hat. 

In  eine  Kritik  aller  dieser  Gedankenfolgen  soll  hier  nicht  eingetreten 
werden.  Was  nützt  es  einem  Meister,  der  aus  seinem  vollen  Schauen  her 
spricht,  in  sein  Werk  hineinzureden.  Das  würde  nur  heißen :  es  sei  besser, 
daß  statt  zweier  Möglichkeiten  des  Sehens  nur  eine,  die  des  Urteilers,  stände. 
Das  Gegenteil  aber  ist  der  Fall :  es  ist  höchst  wünschenswert,  daß  der  stets 
feste  Block  der  seienden,  der  gewesenen  Dinge  von  mehreren  Standpunkten 
her  gesehen  wird. 

Wohl  aber  ist  möglich,  ja  aus  demselben  Grunde  gefordert,  die  anderen 
Sichten  anzudeuten,  die  nach  dem  Urteil  dessen,  der  hier  schreibt,  gewonnen 
werden  können.  M  a  r  c  k  s  lehnt  es  ab,  ja  verwirft  mit  einigem  Tadel  (S.  6) 
die  Versuche,  aus  allgemein  geschichtlichen  Gesamtanschauungen  heraus 
dem  Imperialismus  seine  Stelle  anzuweisen.  Er  wendet  sich  gegen  K  j  e  1  - 
1  6  n  ,  d.h.  einen  der  wenigen,  die  heute  noch  gegen  den  in  der  Geschichts- 
wissenschaft vorherrschenden  reinen  Empirismus  synthetische  Sehweisen 
verfechten.  Kjell^ns  Darlegungen,  obwohl  jeder  Beachtung  wert, 
sollen  hier  nicht  besprochen  werden,  wohl  aber  seien  aus  dem  etwas  älteren 
Fundus  der  weltgeschichtlichen  Baugedanken  des  Berichterstatters  zwei 
Punkte  hier  in  Erinnerung  gebracht,  weil  sie  seines  Bedünkens  das  Bild 
des  heutigen  Imperialismus  wesentlich  bedingen  und  bestimmen. 

Rußland  stellt  sich  im  Querschnitt  heutiger  Geschichtsbetrachtung, 
so  auch  bei  M  a  r  c  k  s  ,  als  eines  der  jetzigen  Weltreiche,  als  das  nächst 
dem  englischen  nicht  nur  am  weitesten  ausgedehnte,  nein  auch  am  folge- 
richtigsten ausgebildete  dar.  Im  Längsschnitt  vergleichender  Entwicklungs- 
geschichte gesehen  aber  nimmt  es  in  der  europäischen  Staatengesellschaft 
einen  völlig  vereinzelten  Platz  ein ;  es  ist  bis  vor  kurzem  auch  der  staatsrecht- 
lichen Hülle  nach,  bis  auf  den  heutigen  Tag  dem  Kern  der  Sache  nach 
eine  archaische  Despotie,  ein  Großkönigtum  der  Altertumsstufe,  seinem  Lebens- 
alter nach  mit  den  vorderasiatischen  Großkönigtümern  der  ältesten,  den  hinter- 
asiatischen der  jüngsten  Vergangenheit,  in  der  deutschen  Geschichte  aber 
mit  den  merowingisch-karolingischen  Königsstaaten  verwandt  und  auf 
einer  Entwicklungsebene  stehend.  Daß  diese  staatsanatomische  Feststellung 
nur  den  verfassungsmäßigen  Knochenbau  des  russischen  Reiches  angeht, 
daß  ihn  das  Fleisch  und  Blut  einer  entwicklungs  jüngeren  Kultur  hülle  um- 
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gibt,  ja  daß  auch  Verwaltung  und  Staatskunst  Rußlands  immer  von  West- 
und  Mitteleuropa  her  beeinflußt  und  umgemodelt  worden  sind,  ändert 
an  der  Bedeutung  der  Tatsache  für  das  auswärtige  Verhalten  Rußlands 
nichts,  so  wenig  es  ehemals  an  ihr  änderte,  daß  das  Rußland  des  achtzehnten 
Jahrhunderts  von  dem  aufgeklärten  Absolutismus,  das  Rußland  Alexanders  I. 
an  dem  patriarchalisch-romantischen  Königsstaat  abfärbte.  Der  Staat 
und  noch  mehr  der  Geist  Rußlands  wurden  immer  etwas  zu  West-  und  Mittel- 
europa hinübergezogen;  sein  Grundgefüge,  die  archaisch- asiatische  Selbst- 
herrschaft seines  Zarentums  blieb  immerdar  unverändert. 

Für  das  auswärtige  Verhalten  Rußlands  ist  diese  an  sich  geschichtliche 
Feststellung  um  deswillen  wichtig,  weil  eines  der  entscheidenden,  der  grenz- 
setzenden Merkmale  der  archaischen  Despotie  der  stete  und  nie  stillbare 
Eroberungsdrang  ist.  Man  könnte  nun  sagen,  daß  diese  Eigenschaft  eher 
geeignet  sei,  den  russischen  in  der  Reihe  der  anderen  Imperialismen  auf- 
gehen zu  lassen,  als  ihn  gegen  sie  abzuheben.  Und  doch  ist  dem  nicht  so: 
alle  die  Reiche  der  Altertumsstufe  zeigen  einen  so  zähen  und  so  wahllosen 
Drang  zum  Erobern,  daß  man  von  ihnen  behaupten  muß :  Landraub  und  Aus- 
dehnung ist  ihnen  Lebensgrundsatz,  ja  man  kann  sagen  die  erste  und  oberste 
Form  aller  Betätigung  des  Staates  selbst.  Und  gerade  dieses  Merkmal  trifft 
auf  das  heutige  Rußland  in  vollem  Umfange  zu,  wie  seine  besondere  Rolle 
in  dem  Schauspiel  der  Entstehung  des  Weltkrieges  zum  Erschrecken  deut- 
lich erkennen  gelehrt  hat.  Denn  seine  unersättliche  Landgier  nach  Osten 
mag  man  noch  mit  dem  überseeischen  Eroberungsdrang  der  anderen  Welt- 
reiche, vor  allem  Englands,  gleichsetzen.  Aber  daß  Rußland  auf  europä- 
ischem Boden  heut  den  gleichen  Anspruch  auf  die  Türkei  und  zum  mindesten 
im  Verlauf  des  Krieges  auf  die  deutschen  Ostseeländer  geltend  macht  wie 
vor  anderthalb  Jahrhunderten  auf  Polen,  das  kennzeichnet  seine  Staatsform 
bis  ins  Innerste  und  damit  auch  die  Sonderstellung  seines  Imperialismus. 

Und  daß  dies  nicht  eine  vom  Standpunkt  des  Staatsmannes  gesehene, 
müssige  geschichtliche  Feststellung  ist,  ist  ebenso  gewiß.  Denn  ein  Handeln, 
das  dergestalt  aus  dem  tiefsten  Wesenskern  eines  Staates  fließt,  ist  schick- 
salsgefügter, von  einer  eiserneren  Notwendigkeit  gegeben,  als  selbst  ein  so 
dauerhafter  und  zäher  Land  streit,  wie  er  heute  zwischen  Frankreich  und 
Deutschland  um  Elsaß-Lothringen  ausgefochten  wird.  Es  ist  vor  allem 
hiervon  für  die  Zukunft  auf  lange  hinaus  Dauer  oder  Wiederholung  zu  be- 
fürchten. 

Zum  zweiten:  die  geschichtliche  Erschließung  des  Imperialismus  als 
der  heute  die  Welt  überschattenden  Staatsbewegung  kann  ganz  wohl,  wie 
bei  M  a  r  c  k  s  geschieht,  von  der  englischen  Empire-Betonung  ab  datiert 
werden.  Das  Verfahren  hat  den  Vorzug,  die  augenblicklich  flutende  Welle 
dieser  Strömung  an  dem  sie  kennzeichnenden  Anfangspunkt  abzugrenzen. 
Aber  ihr  Ursprung  wird  dabei  außerhalb  des  Rahmens  gelassen:  es  ist  der 
von  einem  großen  schöpferischen  Herrscher  herstammende  mit  Cäsarismus 
innig  gepaarte  Imperialismus  des  ersten  Napoleon  und  in  gewisser  Abstufung 
auch  der  seines  Folgers  und  Fortsetzers,  des  dritten  Napoleon. 

Eine  Weltbewegung  ist  nicht  zu  denken  ohne  einen  Weltbeweger,  ein 
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Imperialismus  nicht  ohne  einen  Imperator.  Der  neueste  ImperiaHsmus 
hat  keinen  Imperator  aufzuweisen:  wollte  jemand,  den  klugen  Disraeli 
oder  den  lauten  Roosevelt  nennen,  er  würde  nur  ein  Lächeln  erregen 
und  wohl  selbst  zugeben,  daß  dies  keine  Gestalten  sind,  so  hohen 
Namens  würdig.  Der  napoleonische  Imperialismus  aber  leitet  seinerseits 
zu  einem  der  großen  Kennzeichen  weltgeschichtlicher  Gesetzlichkeit,  die 
unser  neu-europäisches  germanisch-romanisches  Weltalter  mit  dem  alt- 
europäischen griechisch-römischen  als  seinem  Vorgänger  und  Seitenstück 
so  nahe  zusammendrängen.  Denn  daß  Alexander,  Cäsar  dort,  Napoleon  hier. 
Gestalten  von  gleicher  Riesenhaftigkeit  und  Einzigkeit  der  Maße  an  der 
gleichen  Stelle  in  der  Entwicklungsgeschichte  dreier  Reihen  stehen,  wird 
immer  einer  der  unumstößhchsten  Beweise  für  Recht  und  Pflicht  synthe- 
tischer, bauender  Geschichtsforschung  bleiben. 

Wie  von  der  ersten  napoleonisch  -  französischen  Welle  des  Imperia- 
lismus die  gleichen,  wenn  auch  in  der  Ausformung  sich  wandelnden 
Kräfte  zu  der  zweiten  anglo-amerikanischen  von  heute  hinüberleiten,  will 
der  Schreiber  dieser  Zeilen  nicht  noch  einmal  darlegen,  wie  er  im  Jahre  1900, 
da  die  Bewegung  selbst  erst  sich  vor  den  Augen  geschichtlicher  Betrachtung 
aus  dem  Nebel  ihres  Entstehens  hob,  schon  getan  hat  (Imperialismus  unserer 
und  alter  Zeiten:  Der  Lotse,  Jahrg.  I,  No.  i,  2  vom  6.  und  13.  Oktober  1900). 
Nur  die  eine  Beobachtung  muß  im  Zuge  dieser  Gedankenfolgen  heute 
stärker  als  je  betont  werden:  auch  der  Imperialismus  unserer  Zeit  hat  eine 
Grundkraft  mit  jenem  älteren  napoleonischen  gemeinsam:  den  rein  staat- 
lichen Trieb  zur  Machterweiternug.  Trotz  aller  Beimischung  wirtschaftlicher 
Beweggründe  überwiegt  er  noch  immer,  selbst  bei  demjenigen  der  heutigen 
Weltreiche,  dessen  Staatskunst  sicher  am  tiefsten  in  den  Nährboden 
von  Handelsbegierden  eingewurzelt  ist,  bei  England. 

England  hat  den  europäsichen  Krieg  von  1914  nicht  nur  ins  Ungeheuere 
gesteigert,  nein  überhaupt  erst  ermöglicht,  indem  es  sich  auf  die  Seite  der 
Gegner  Deutschlands  stellte.  Aber  wenn  man  seinen  Wirtschaftsneid  als 
die  ausschlaggebende  Ursache  für  diesen  Entschluß  ansähe,  würde  man  den- 
noch irren.  Wir  wissen  heute,  daß  in  den  Jahren  vor  1914  eine  Zeitlang 
die  Feindschaft  Englands  gegen  Rußland  der  gegen  Deutschland  fast  den 
Rang  ablief;  hätte  sie  aus  irgendwelchen  Gründen  europäischer  oder  deutscher 
Entwicklung  auch  später  noch  überwogen,  so  würde  der  englische  Imperi- 
alismus ebenso  leicht  sein  Schwert  gegen  das  für  die  Zukunft  vielleicht  noch 
furchtbarere  osteuropäisch-asiatische  Weltreich  gezückt  haben,  und  das  ohne 
die  leiseste  Beimischung  von  Gründen  wirtschaftlichen  Wettbewerbs.  In 
Wahrheit  wohnt  auch  diesem  neuesten  Imperialismus  noch  genug  von  dem 
rein-staatlichen  Machthunger  seines  napoleonischen  Vorgängers  bei. 

Kurt    Breysig  (Rehbrücke  bei  Berlin) . 


Cunningham,   W.,   D.D.,   F.  B.  A., 

English  Influenae  on  the  United 
States.  Cambridge  191 6.  University 
Press.  XII,  168  S.  —  Diese  kultur- 
historischen Vorträge,  die  der  Verfasser 
im    Oktober  und    November   191 4  in 


verschiedenen  amerikanischen  Städten 
gehalten  hat,  wollen  in  erster  Linie  den 
engen  Zusammenhang  zwischen  eng- 
lischem und  amerikanischem  Leben 
herausarbeiten,  betonen  aber  auch  die 
gegensätzlichen  Entwicklungsresultate . 
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Im  I .  und  2 .  Kapitel  wird  die  städtische 
Ansiedlung  der  Bevölkerung  und  der 
Städtebau  behandelt,  in;  3.  die  öffent- 
lichen Gebäude,  im  4.  das  Universi- 
täts-  und  Bibliothekswesen,  im  5.  die 
sozialen  Probleme,  im  6.  die  politischen, 
religiösen  und  Rassenf  ragen.       — r. 

Echo,  Das  — .  Industrie-  und  Han- 
dels-Echo. Stimmen  aus  allen  Par- 
teien. Wochenzeitung  f.  Politik,  Lite- 
ratur u.  deutsche  Ausfuhr-Interessen. 
(Deutsch-bulgarische  Sondernummer.) 
36.  Jahrg.,  No.  1797  [6].  Berlin  1917. 
J.  H.  Schorer.  S.  190 — 275.  Jälirl. 
Bezugspr.  jd  16, — .  —  Diese  der  Pflege 
der  deutsch-bulgarischen  Beziehungen 
gewidmete  Sondernummer  bringt  Auf- 
sätze über  die  Entwicklung  bulga- 
rischer Landeskulturen  mit  Hilfe  der 
deutschen  Industrie,  die  bulgarischen 
Seehäfen,  deutsch-bulgarische  Ver- 
kehrsfragen, Bulgarien  als  Absatz- 
gebiet für  deutsche  Industrieerzeugnisse, 
den  Bergbau  Bulgariens  usw.  — s — 

Export  Trade  Suggestion  s. 
Extracts  from  Reports  of  American 
Consular  Officers  and  Data  from  other 
Sources  dealing  with  the  Promotion 
of  American  Trade.  (Department  of 
Commerce,  Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic  Commerce.  Miscellaneous  Series 
No.  35.)  Washington  1916.  141  S.— Eine 
Zusammenstellung  von  zahlreichen  Be- 
richten amerikanischer  Konsularbe- 
amter und  anderer  Quellen,  in  denen 
zur  Förderung  des  amerikanischen 
Außenhandels  Anregungen  gegeben 
werden.  Der  Stoff  ist  in  folgende  Ab- 
schnitte eingeteilt:  Exportpolitik  im 
allgemeinen,  Vertretung  und  Agei;- 
turen  im  Auslande,  Finanzierungs-  und 
Kreditwesen,  Preisnotierungen,  Post- 
wesen, Korrespondenz  und  Überset- 
zungen, Zusammenarbeit  mit  den  Kon- 
suln, Warenverpackung,  Anzeigenwe- 
sen, allgemeine  Fragen  der  Handels- 
ausdehnung, Transitzentren.  Man  er- 
hält aus  dieser  Schrift  einen  interes- 
santen Einblick  in  die  seit  Kriegsaus- 
bruch mit  Hochdruck  betriebenen 
kommerziellen  Expansionsbestrebun- 
gen der  Amerikaner  und  ihre  Förderung 
durch  amtliche  Organe,  andererseits 
auch  in  die  bisherigen  Mängel  des  ame- 
rikanischen Exportwesens,  die  den 
Wettbewerb  anderer  Staaten,  insbeson- 
dere Deutschlands,  stark  erleichterten. 


F  o  n  c  k  ,  Major  z.  D.  H  h.,  Farbige 
Hilfsvölker.  Die  militärische  Bedeu- 
tung von  Kolonien  für  unsere  natio- 
nale Zukunft.  Im  Auftrage  des  Kolo- 
nial-Wirtschaftlichen Komitees  verfaßt. 
Berlin  1917.  E.  S.  Mittler  &  Sohn. 
20  S.     M,  0,50. 

Grabowsky,  Dr.  Adolf,  Deut- 
scher Imperialismus.  (DasNeueDeutsch- 
land.  5.  Jahrg.,  Heft  5,  S.  113 — 116.) 
Gotha  igi6.  Friedrich  Andreas  Per- 
thes. —  Volk  u.  Weltpolitik.  (Leipziger 
Abendzeitung.  31.  Jahrg.,  No.  10, 
12.  Jan.  1917.)  —  G.  sagt,  er  habe  sich 
die  Aufgabe  gestellt,  ,,die  Erkenntnis, 
was  denn  überhaupt  Imperialismus  be- 
deutet, wieso  Deutschland  Imperialis- 
mus zu  treiben  habe,  und  wie  der  be- 
sondere deutsche  Imperialismus  be- 
schaffen sein  müsse,  in  Deutschland  zu 
verbreiten".  Er  führt  dann  aus,  ,,daß 
der  Imperialismus  für  eine  Großmacht 
nicht  etwas  beliebig  Anzunehmendes 
oder  Abzulehnendes  ist,  sondern 
schlechthin  eine  Epoche,  nämlich  der 
Kapitalismus  auf  seinem  höchsten 
Punkte,  der  Kapitalismus,  der  in  die 
Welt  hineinlangt  und  damit  alle  Kräfte 
zum  äußersten  steigert.  Hält  man  sich 
dies  vor  Augen,  so  ist  die  Frage,  ob 
Deutschland  sich  imperialisieren  solle 
oder  nicht,  bereits  positiv  entschieden. 
Deutschland  würde  einfach  als  Groß- 
macht ausscheiden,  würde  es  hier  sein 
Mitgehen  verweigern."  Hinsichtlich 
der  praktischen  Ausgestaltung  müsse 
jede  Großmacht  eine  besondere,  ihr 
speziell  angemessene  Form  des  Im- 
perialismus wählen.  „Unterscheidet 
man  einen  territorialen,  wirtschaft- 
lichen und  kulturellen  Imperialismus, 
so  werden  in  Deutschland  diese  drei 
Zweige  stets  gleichberechtigt  nebenein- 
ander bestehen.  Aber  es  sind  eben  nur 
Zweige  eines  Stammes,  der  geistige 
Macht  und  Größe  bedeutet.  Aus  die- 
sem Grunde  ist  Imperialismus  nicht 
allein  eine  Forderung,  die  an  die  äußere 
Politik  der  Großmacht  zu  stellen  ist, 
sondern  ebenso  auch  eine  innere  Forde- 
rung. Dient  der  Imperialismus  nicht 
dazu,  dem  deutschen  Wesen  neue 
Triebkräfte  zuzuführen,  so  ist  er  uns 
nichts.  Von  diesem  höchsten  Stand- 
punkte also  kann  er  uns  nur  Mittel 
sein,  nicht  Zweck.  Dies  ist  der  Im- 
perialismus, den  wir  aus  uns  hervor- 
bringen müssen,  und  dies  ist  zugleich 
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die    einzig    vor    dem    Ewigen    gültige 
Fornx  des  Weltmachtstrebens." 

— s — 

Gray,  Herbert  Branston  u. 
Samuel  Turner,  Eclipse  or  Em- 
pire ?  London  1916.  Nisbet  &  Co., 
Ltd.  X,  316  S.  sh.  2/ — .  —  Nach  den 
Berufen  der  beiden  Verfasser  zerfällt 
das  Buch  in  zwei  Teile.  Gray,  der  be- 
kannte englische  Pädagoge,  entwickelt 
in  dem  ersten  Teil  im  wesentlichen  ein 
Programm  der  Reform  des  englischen 
Schulwesens  und  Vorschläge  zur  Nutz- 
barmachung der  Ergebnisse  wissen- 
schaftlicher Forschung  für  die  Handels- 
und Industriepraxis,  während  Turner 
als  praktischer  Kaufmann  in  einem 
Glossarium  eine  sehr  weit  detaillierte 
Übersicht  über  die  einzelnen  Zweige 
der  englischen  Volkswirtschaft  und  ihre 
Abhängigkeit  vom  Ausland  gibt. 

— st— 

Hagberg,  Einar,  T.  F.  Svensk 
Konsul,  Frägan  om  förbättrande  av 
de  maritima  förbindelserna  mellan  Sve- 
rige  och  Ryssland.  (Sveriges  AUmänna 
Exportförcning  Publikationer.  No.  5.) 
Stockholm  191 7.     35  S.     Kr.  0,50. 

Indien  unter  der  britischen 
Faust.  Englische  Kolonialwirtschaft 
im  englischen  Urteil.  Herausgeg.  von 
d.  Indischen  Nationalpartei.  Berlin 
1916.  Karl  Curtius.  100  S.  M  i, — . 
—  Eine  Sammlung  von  Auszügen  aus 
Reden,  literarischen  Veröffentlichun- 
gen, Berichten,  Zeitungen  usw.,  in 
denen  die  Ausbeutung  Indiens  durch 
die  Engländer,  namentlich  durch  die 
direkte  Besteuerung,   behandelt  wird. 

Lu. 

Karstedt,  Dr.,  Deutschlands  kolo- 
niale Not.  Im  Auftrage  d.  Kolonial- 
wirtschaftlichen  Komitees  verfaßt. 
Berlin  1917.  E.  S.  Mittler  &  Sohn. 
57  S.  M  I, — .  —  Karstedt  will  zeigen, 
daß  die  Schaffung  eines  großen,  gün- 
stig gelegenen  und  leistungsfähigen 
Kolonialbesitzes  die  conditio  sine  qua 
non  für  die  Sicherung  und  Entwicklung 
der  Weltstellung  Deutschlands  ist. 

— d— 

Leutwein,  Dr.  Paul,  Hauptmann 
a.  D.,  Mitteleuropa- Mittelafrika.  (Bi- 
bliothek für  Volks-  u.  Weltwirtschaft. 
Herausg.  Prof.  Dr.  Franz  v.  Mammen. 
Heft  33.)  Dresden  u.  Leipzig  1917. 
Globus.  58  S.  M,  1,50.  —  Leutwein 
betont    die    Wichtigkeit   eigener    und 


Rohstoff  liefernder  Kolonien;  Mittel- 
europa, das  er  nicht  bekämpft,  genüge 
nicht.  Man  müsse  ein  zusammenhän- 
gendes Kolonialreich  Mittelafrika  an- 
streben, die  Außenposten  des  deutschen 
Kolonialsystems  fallen  lassen.  — e — 

Paribeni,  Roberto,  L'ltalia  e 
il  Mediterraneo  Orientale.  (Problemi 
Nazionali,  No.  3.)  Rom  1916.  LTta- 
liana.  VII,  104  S.  —  Die  Schrift  geht 
von  der  Überzeugung  aus,  daß  nach  der 
Niederwerfung  Deutschlands  Italien 
bei  der  Aufteilung  der  Türkei  nicht 
fehlen  dürfe,  denn  ihm  sei  der  Besitz 
Kleinasiens  Lebensnotwendigkeit.  Die 
Begründung  ist  mehr  rhetorisch  als 
sachlich  durchgeführt,  es  fehlt  nicht 
an  unverhohlenen  Ausfällen  gegen  die 
Rivalen  England  und  Griechenland. 

—1. 

Polac,  Louis,  Notre  Commerce 
Exterieur  d'Apres-Guerre.  Preface  de 
M.  Charles  Chaumet.  Paris  191 7.  H. 
Dunod  &  E.  Pinat.  VII,  288  S. 
Eres.  4,50. 

Powell,  Wilfred,  Clarifying  Bri- 
tish Commerce  of  German  Influence. 
(United  Empire.  8.  Band,  No.  2,  S.  112 
— 129.)  London  1917.  Isaac  Pitman 
&  Sons,  Ltd. 

P  r  e  y  e  r  ,  Dr.  T  h  i  e  r  r  y  ,  Konsul  a. 
D.,  Ägypten  und  Indien.  Zwei  Säulen 
britischer  Weltmacht.  Mit  einer  Über- 
sichtskarte. Berlin  1916.  Ullstein  & 
Co.  209  S.  Ji  I, — .  —  Der  Verfasser, 
der  über  10  Jahre  lang  als  deutscher 
Konsul  in  Kairo  tätig  war,  beleuchtet 
auf  Grund  seiner  Erfahrungen  und  auf 
Grund  der  bisherigen  Ergebnisse  des 
Weltkrieges  den  gegenwärtigen  Zustand 
der  englischen  Weltmacht  im  Oriente, 
speziell  in  Ägypten  und  Indien.  In 
einer  knappen  geschichtlichen  Über- 
sicht berichtet  er  zunächst  an  Hand 
bekannter  historischer  Daten,  wie  Eng- 
land seinerzeit  in  den  Besitz  beider 
Länder  kam.  Unter  Anführung  eines 
reichen  statistischen  und  Tatsachen- 
materiales  weist  er  sodann  auf  die 
Schwächen  der  englischen  Macht- 
stellung in  beiden  Gebieten  hin.  Er 
kommt  schließlich  zu  dem  Resultate, 
,,wenn  englandfeindliche  Großmächte 
an  den  Zufahrtstraßen  nach  Indien 
zur  See  befestigte  Stationen  und 
Küstenkolonien  besitzen,  wenn  sie 
durch  transkontinentale  Eisenbahnen 
(wie  z.   B.   die  geplante  Bagdadbahn) 
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frei  von  jeder  britischen  Kontrolle 
Indien  erreichen,  dann  —  aber  erst 
dann  —  bricht  über  Großbritannien 
Weltnoachtdämmerung  herein". 

— oe — 

Seguy,  Joseph,  Conseiller  du 
Commerce  Exterieur  de  la  Fran9e, 
L'Exportation  Fran9aise  4.  Paris.  (,,La 
kfon  commerciale  de  la  Guerre.") 
Paris  1916.  Librairie  de  la  Society  du 
Recueil  Sirey.  73  S.  —  Die  Schrift 
befaßt  sich  eingehend  mit  den  Verhält- 
nissen des  Pariser  Exporthandels  und 
unterstützt  die  auf  diesem  Gebiet  be- 
reits vielfach  zutage  getretenen  Vor- 
schläge, die  Gründung  einer  Export- 
Bank,  Erleichterung  des  Kredits,  Trans- 
portfragen usw.  Auch  von  der  deut- 
schen Konkurrenz  ist  die  Rede.  Ein 
Teil  der  Artikel  ist  bereits  in  der  „In- 
formation" erschienen.  — o — 

Steffen,  Prof.  Dr.  Hans,  Der 
Panamerikanismus  und  die  südameri- 
kanischen ABC-Staaten.  (Geograph. 
Zeitschrift.  23.  Jahrg.,  Heft  i,  S.  9—32). 
Leipzig  191 7.     B.  G.  Tcubner. 

U  11  m  a  n  n  ,   Dr.  H.,   Deutschösterreich 


und  die  deutsche  Zukunft.  Charlotten- 
burg 1916.  Ostlandverlag  G.  m.  b.  H. 
36  S.  M  0,60. 
Zimnxermann,  Emil,  Kann  uns 
Mesopotamien  eigene  Kolonien  er- 
setzen ?  Berlin  191 7.  Kolonial-Wirt- 
schaftliches Komitee.  Zu  beziehen 
durch  E.  S.  Mittler  &  Sohn.  16  S. 
M,  0,40.  —  Der  Verfasser  stellt  die 
Gründe  zusammen,  weshalb  die  tür- 
kisch-deutsche Kulturarbeit  in  Klein- 
asien und  Mesopotamien,  so  schätzens- 
wert und  vielversprechend  sie  ist,  nicht 
die  deutschen  Kolonien  ersetzen  kann. 
Ein  emporgebrachtes  Mesopotamien 
reize  die  englische  Begehrlichkeit  aufs 
äußerste;  ferner  könne  es  zwar  Baum- 
wolle, Ölfrüchte,  auch  Häute  und  Felle, 
aber  keine  tropischen  Produkte  liefern, 
an  denen  Deutschland  i.  J.  191 3  für 
etwa  900  Mill.  Mk.  eingeführt  habe, 
sowie  vor  allem  kein  Nutzholz.  Meso- 
potamien würde  zudem  nicht  geneigt 
sein,  mit  Deutschland  in  einem  ein- 
seitigen Austauschverhältnis  zu  stehen, 
sondern  werde  in  der  Weltwirtschaft 
leben  wollen  usw.  — r. 


10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslände. 
Landmann,    Prof.  Dr.    Julius,    Der     Schweizerische     Kapital- 
export.    (Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  und  Volkswirtschaft. 
52.   Jahrgang  Heft  IV).     Bern  1916.     Stämpfli    &  Co.,  91   S. 

Die  Monographie  bietet  eine  durch  wertvolle  Anmerkungen  und  Exkurse 
erweiterte  Wiedergabe  eines  Vortrags,  der  anläßlich  der  letzten  Jahresver- 
sammlung der  schweizerischen  statistischen  Gesellschaft  gehalten  und  durch 
gewisse  wirtschaftspolitische  Bestrebungen  hervorgerufen  wurde,  die  darauf 
gerichtet  sind,  die  Kriegsmaßnahmen  des  Bundes  zur  Verhinderung  des 
Kapitalabflusses  nach  den  kriegführenden  Ländern  auch  über  den  Krieg 
hinaus  auszudehnen.  In  einer  gedrängten  theoretischen  Analyse  und  Cha- 
rakteristik der  schweizerischen  Industrien  wird  zunächst  deren  außerordent- 
liche Kapitalintensität  aufgewiesen,  die  an  und  für  sich  eine  Tendenz  zum 
Kapitalexport  erstaunlich  macht.  An  Hand  eines  quellenmäßigen  wirt- 
schaftsgoschichtlichen  Überblicks  zeigt  jedoch  der  Verfasser  einerseits,  daß 
diese  Erscheinung  durchaus  keine  neue  Tatsache  darstellt,  sondern  in  ihren 
Wurziln  ins  16.  Jahrhundert  zurückreicht,  wo  es  der  Schweiz  gelungen  ist, 
sich  vom  Schicksal  der  oberdeutschen  Kapitalzentren  loszulösen  und  sowohl 
kapitalexportierendes  wie  kapital  vermittelndes  Land  zu  werden,  ohne  diesen 
Charakter,  abgesehen  von  gewissen  politischen  Störungen,  jemals  wieder 
zu  verlieren.  Andererseits  wird  diese  Tendenz  begreiflich  aus  der  Lage  des 
Landes,  die  ihm  die  Vorteile  einer  internationalen  Kapitalarbitrage  verschafft. 
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d.  h.  die  Möglichkeit  gegeben  hat,  für  die  Bedürfnisse  der  eigenen  Volks- 
wirtschaft ausländisches  Kapital  zu  erhalten  und  deshalb  das  eigene  Kapital 
im  Auslande  arbeiten  zu  lassen.  Deshalb  hat  die  Bewegung  des  Kapitals  nach 
dem  Auslande,  die  im  Mißverhältnis  der  Kapitalneubildung  zur  Bevölke- 
rungsvermehrung begründet  liegt,  auch  durch  die  Maßnahme  des  Bundes 
nicht  ganz  aufgehalten  werden  können  und  während  des  Krieges  zum  Abfluß 
von  ungefähr  650  bis  700  Mill.  Frcs.  auf  den  verschiedensten  Wegen  geführt. 

Um  nun  der  Möglichkeit,  daß  nach  Friedensschluß  durch  die  erhöhten 
Anlagemöglichkeiten  im  Auslande  diese  Tendenz  eine  Steigerung  erfahre, 
vorzubeugen,  ist  hauptsächlich  von  landwirtschaftlichen  und  gewerblichen 
Interessenten  die  Forderung  aufgestellt  worden,  auch  nach  dem  Kriege  den 
Export  von  Kapital  zu  untersagen.  Demgegenüber  wird  daher  in  einem 
zweiten  Teil  der  Schrift  der  Nachweis  geführt,  daß  eine  solche  Politik,  ganz 
abgesehen  von  unzutreffenden  Voraussetzungen,  nur  möglich  wäre,  wenn  die 
rentablen  Anlagemöglichkeiten  im  Inlande  gesteigert  würden,  was  nur  durch 
hochschutzzöUnerische  Abschließung  des  Landes  geschehen  könnte.  Da  aber 
die  Schweiz,  wie  kaum  ein  anderes  Land,  eine  außerordentliche  Verflechtung 
in  weltwirtschaftliche  Beziehungen  zeigt,  wäre  dies  nur  möglich  unter  einer 
gleichzeitigen  beträchtlichen  Verminderung  der  Produktivität  und  einer 
Herabsetzung  der  Lebenshaltung  des  Landes.  Da  aber  das  Ideal,  dem  diese 
Interessen  geopfert  werden  müßten,  nämlich  die  Autarkie  des  Landes,  weder 
der  politischen  Mentalität  der  Schweiz,  die  nicht  nationalistisch,  Sondern 
liberal-individualistisch  gerichtet  ist,  widerspricht  und  zudem,  eben  infolge 
jener  Verflechtung  in  die  Weltwirtschaft,  unrealisierbar  wäre,  so  ist  es  die 
Pflicht  des  Landes,  einem  solchen  Ideal  zu  entsagen. 

Abgesehen  von  einer  Menge  von  Quellenmaterial  gibt  der  Aufsatz,  trotz 
seiner  gedrängten  Form,  eine  außerordentlich  klare  und  umfassende  Zer- 
gliederung der  gegenwärtigen  Probleme  des  schweizerischen  Wirtschafts- 
lebens im  allgemeinen  und  der  internationalen  Kapitalbeziehungen  insbe- 
sondere und  liefert  außerdem  einen  wertvollen  eigenen  Beitrag  zur  Finanz- 
und  Wirtschaftsgeschichte  der  Schweiz.  E.  Bohl  er    (Kiel). 

Heyn,  Dr.  Otto,   Unser   Geldwesen,  nach  dem   Kriege.    Stutt- 
gart 1916.    Ferdinand  Enke.    46  S.  Mk.  1,80. 

Der  Verfasser,  unter  den  lebenden  Vertretern  der  nominalistischen 
Geldtheorie  einer  der  ältesten,  tritt  in  der  vorliegenden  Arbeit  dafür  ein,  daß 
Deutschland  nach  dem  Kriege  sich  bewußt  der  ,, Goldkernwährung"  zuwende, 
zu  der  es  bei  Kriegsausbruch  nur  unter  dem  Zwange  der  Verhältnisse  überge- 
gangen ist.  Er  meint,  daß  eine  starke  Goldkernwährung,  d.  h.  eine  Währung 
mit  ca.  2  Milliarden  Mark  Goldbestand  in  der  Reichsbank,  einer  schwachen 
Goldwährung  mit  ungebundenem  Goldumlauf  vorzuziehen  sei.  Die  dritte  Mög- 
lichkeit, nämlich  die  Rückkehr  zu  der  verhältnismäßig  starken  freien  Gold- 
währung, wie  sie  bis  zum  Kriege  in  Deutschland  bestand,  wird  vom  Ver- 
fasser verneint;  denq,  wollte  man  das  Verkehrsgold,  das  im  Laufe  des  Krieges 
bei  der  Reichsbank  zentralisiert  wurde,  wieder  in  Umlauf  setzen,  so  würde  der 
Reichsbank  ein  für  die  Aufrechterhaltung  der  Dritteldeckung  durchaus  unge- 
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nügender  Goldbestand  verbleiben.  Man  würde  also  zu  einer  kostspieligen 
Goldbeschaffung  im  Auslande  gezwungen  sein,  noch  dazu  unter  den  schwie- 
ligsten Verhältnissen,  weil  sich  bei  Friedensbeginn  sicherlich  ein  allgemeiner 
Goldhunger  geltend  machen  werde.  Opfer,  die  nötig  wären,  müßten  natürlich 
gebracht  werden,  aber  die  Wiederauffüllung  des  nationalen  Goldbestandes 
würde  ein  unnötiges  Opfer  sein.  Denn  bei  bewußtem  Übergang  zur  Goldkern- 
währung würde  mau  recht  gut  mit  dem  gegenwärtigen  Goldbestande  der 
Reichsbank  auskommen.  Heyn  setzt  dabei  voraus,  daß  der  jetzige,  durch 
die  Kriegserfordernisse  angeschwellte  Notenumlauf  wieder  dem  normalen 
Umlauf  Platz  machen  werde,  und  zwar  ganz  von  selbst,  denn  mit  der  Wieder- 
herstellung der  freien  Weltkonkurrenz  würden  die  Preise,  und  mit  den  Preisen 
der  Geldbedarf  zurückgehen.  Den  grundsätzlichen  Einwand  vieler  Metallisten, 
daß  unvollkommen  gedecktes  Papiergeld  nicht  dieselbe  positive  Kaufkraft 
habe  wie  Gold,  fertigt  Heyn  mit  der  Behauptung  ab,  daß  eine  solche  positive 
Kaufkraft  auch  gar  nicht  wesensnotwendig  für  das  Geld  sei.  Dabei  macht  er 
sich  aber  nicht  die  bekannte  Doktrin  der  Knappscheu  Schule  zu  eigen,  daß  das 
Geld,  als  reine  Schöpfung  des  Staats,  seinen  Wert  durch  staatlichen  Befehl 
erhalte,  sondern  er  Setzt  dieser  juristischen  Defiuition  des  Geldwerts  eine 
ökonomische  entgegen :  das  Papiergeld  erhalte  seine  Kaufkraft  nicht,  weil  der 
Staat  es  ,, schaffe",  sondern  weü  er  es  ,, verkaufe",  und  zwar  zum  gleichen 
Preise  verkaufe  wie  das  Metallgeld.  Und  wie  der  Staat  als  erster  Besitzer, 
so  handelten  alle  Nachbesitzer  des  Geldes;  auch  sie  trachteten  danach,  den- 
selben Preis  für  das  Papiergeld  zu  erzielen  wie  für  das  frühere  Metallgeld. 
Mit  dieser  Erklärung  des  Papiergeldwerts  begibt  sich  Heyn,  ohne  es  zu 
wissen,  auf  den  Boden  der  Quantitätstheorie.  Auch  die  Anhänger  dieser 
Theorie  behaupten  im  Grunde  nur,  daß  der  Staat  sein  Geld  bestmöglich  ver- 
kaufe. Nur  daß  sie  daraus  die  logische  Folgerung  ziehen,  nämlich  daß  in  dem 
Maße,  wie  das  Angebot  des  Staats  reichlicher  und  dringlicher  wird,  der  Wert 
des  Geldes  gegenüber  den  nicht  so  schnell  vermehrbaren  Gütern  sinkt.  Heyn 
zieht  diese  Folgerung  uicht  ausdrücklich,  gibt  aber  doch  zu,  daß  eine  über- 
mäßige Ausgabe  vou  Papiergeld  sowie  das  Moment  des  Mißtrauens  die  Wert- 
stabilität des  Papiergeldes  gefährden.  Beide  Gefahren  aber,  meint  er,  würden 
vermieden,  wenu  eine  hinreichende  prozentuale  Golddeckung  vorhanden 
wäre,  und  die  Leiter  des  Geldwesens  die  ihnen  von  der  Chartaltheorie  zuge- 
wiesene Pflicht  erfüllten,  nicht  mehr  Geld  auszugeben  als  nötig. 
Ohne  auf  die  Dehnbarkeit  des  Begriffs  ,, nötig"  und  auf  die  leichte  Verletzbar- 
keit der  ,,  Pf  licht"  einzugehen,  muß  ich  sagen,  daß  mir  schon  allein  die  vielen 
Kautelen,  an  welche  die  Erhaltung  des  Papiergeldwerts  geknüpft  ist,  die 
Überlegenheit  des  von  solchen  Kautelen  unabhängigen  Goldgeldes  darzutun 
scheinen.  Indessen  tritt  der  prinzipielle  Widerstreit  zwischen  metalHs tischer 
und  nominalis tischer  Geldtheorie  in  der  Heynschen  Schrift  insofern 
in  den  Hintergrund,  als  die  Fragestellung  hier  nicht  lautet:  ,,Gold  oder 
Papier  ?",  sondern:  ,, Zentralisiertes  Gold  oder  frei  umlaufendes  Gold  ?".  Und 
daß  die  Gold  k  e  r  u  Währung,  d.  h.  die  Zentralisierung  des  Goldes  und  seine 
Ersetzung  im  Verkehr  durch  vollgedeckte  Noten,  manchen  Vorteil  vor  einer 
entsprechend  goldgesättigten  Zirkulation  hat,  kann  man  Heyn    ruhig  zu- 
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gestehen,.  Aber  man,  darf  den  wunden  Punkt  der  Goldkernwährung  nicht 
übersehen,  sondern  muß  sich  stets  vergegenwärtigen,  daß  diese  Währung 
infolge  der  herrschenden  Theorie  der  Dritteldeckung  zu  dem  Mißbrauch 
einlädt,  das  zentralisierte  Gold  zur  Basis  eines  dreimal  so  großen  Notenum- 
laufs zu  machen.  Geschieht  das  aber,  so  ist,  abgesehen  von  allen  sonstigen 
Folgen,  die  nationale  Reserve  verschwunden,  die  bis  dahin  in  Gestalt  des  frei 
zirkulierendem  Goldes  vorhanden  war.  Und  das  liefert  die  Erklärung  für  die 
von  Heyn  selbst  zugegebene  Tatsache,  ,,daß  Staaten  mit  Goldwährung 
und  Goldumlauf  im  Auslande  regelmäßig  größeren  Kredit  genießen  und  für 
diesen  Kredit  weniger  bezahlen  müssen  als  Staaten  mit  anderer  Währung", 
also  auch  als  Staaten  mit  Goldkernwährung.  Wer  für  die  letztere  Wäh- 
rungsform eintritt,  muß  gleichzeitig  Sicherungen  nennen,  welche  die  Miß- 
brauchsgefahr ausschalten,  und  zwar  reale,  wirksame  Sicherungen,  die  nicht 
nur  im  subjektiven  Pflichtbewußtsein  und  im  größeren  oder  geringeren 
Sachverständnis  der  jeweiligen  Reichsbank-Leitung  wurzeln.  Die  Angabe 
solcher  Sicherungen  ist  uns  Heyn    aber  schuldig  geblieben. 

Lansburgh    (Berlin) . 


Allmän  S  p  a  r  b  a  n  k  s  s  t  a  t  i  s  t  i  k 
är  1915  av  Kungl.  Statistiska  Central- 
byxän.  (Sveriges  Officiella  Statistik.) 
Stockholm  1917.     32*,  98  S. 

Bastian,  Geh.  Finanzrat,  Die  Scho- 
nung der  Banknote.  (Plutus.  14.  Jahrg., 
Heft  1/2,  S.  5—8.)  Berhn  1917.  Plu- 
tus-Verlag. 

B  e  n  d  i  X  e  n  ,  Dr.  Friedrich,  Das 
Inflationspro  blem.  (Finanzwirtschaft- 
liche Zeitiragen.  Herausgeg.  v.  Reichs- 
rat Prof.  Dr.  Georg  v.  Schanz  u.  Geh. 
Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Julius  Wolf. 
31.  Heft.)  Stuttgart  191 7.  Ferdinand 
Enke.     42  S.     M   1,60. 

Bonn,  M.  J.,  The  Fall  in  Gernian 
Exchange.  (The  Quarterly  Journal  of 
Economics.  XXXI.  Band,  No.  i,  S. 
108 — 127.)  Cambridge,  Mass.  1916. 
Harvard  University  Press. 

Eisfeld,  Dr.  Curt,  Das  Nieder- 
ländische Bankwesen,  i.  Teil:  VIII, 
303  S.;  2.  Teil:  VII,  95  S.  Haag  1916. 
Martinus  Nijhoff. 

Federal  Reserve  Board,  First 
Annual  Report  of  the  —  for  the  Period 
Ending  December  31,  1914.  218  S. ; 
Second  Annual  Report  of  the  —  for 
the  Year  Ending  December  31,  191 5. 
IV,  404  S.  Washington  1915  u.  1916. 
—  Der  erste  Jahresbericht  enthält  auf 
23  Seiten  einen  allgemeinen  Überblick 
über  die  Entwicklung  und  Tätigkeit 
der  Bundesreservebanken  bis  Ende 
191 4  und  im  übrigen  Teile  eine  — 
für  das   Studium  des   Bundesreserve- 


bankwesens  unentbehrliche  —  Zusam- 
menstellung ihrer  gesetzlichen  und  ad- 
ministrativen Grundlagen,  sowie  einige 
statistische  Angaben.  Der  zweite  Bericht 
enthält  zunächst  einen  ähnlichen  Über- 
blick über  die  Entwicklung  und  Tätig- 
keit bis  Ende  191 5,  dem  statistische 
Anlagen  (insbesondere  über  die  Noten- 
ausgabe) beigefügt  sind,  und  im  zweiten 
Teile  die  Jahresberichte  der  Bundes- 
reserveagenten  der  einzelnen  Bundes- 
reservebanken an  das  Bundesreserve- 
amt  für  1915.  — r. 

Gids  voor  N e d c r 1 a n d s c h e 
bijzondere  Spaarbanken. 
Uitgegeven  door  den  Nederlandschen 
Spaarbankbond.  (Goedgekeurd  bij 
Kon.  besluit  van  15  Januari  1908, 
No.  II.)  Wijziging  Statuten  goedge- 
keurd bij  Kon.  besluit  van  20  Augustus 
1915,  No.  84.  Zetel  te  Rotterdam. 
Rotterdam  1917.  609  S.  —  Informiert 
über  die  Verwaltung,  das  Jahr  der 
Gründung,  die  rechtliche  Stellung,  so- 
wie die  Geschäftsergebnisse  der  einzel- 
nen niederländischen  Privatsparkassen, 
ferner  aber  auch  über  die  Entwicklung 
der  Reichspostsparbank,  die  Sparkas- 
sen  in   Niederländisch-Indien.     — r. 

L  e  s  s  i  n  g  ,  Dr.  jur.  et  phil.  Hans, 
Der  bargeldlose  Zahlungsverkehr  in 
Frankreich  während  des  Krieges.  (Bank- 
Archiv.  XVI.  Jahrg.,  No.  8,  S.  146 
— 150.)     Berlin  191 7.      J.   Guttentag. 

Lough,  William  H.,  Banking 
Opportunities  in  South  America.    (De- 


Literatur. 


129 


partment  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce. 
Special  Agents  Series  No.  106.)  Wash- 
ington 1915.  156  S.  —  In  diesem 
Heft  wird  dem  amerikanischen  Han- 
delssekretär ein  ausführlicher  Bericht 
über  die  finanziellen  Verhältnisse  der 
südamerikanischen  Länder  im  Hinblick 
auf  etwaige  Gründungen  von  ameri- 
kanischen   Banken  erstattet.      — w. 

L  y  s  i  s  ,  Contre  l'Oligarchie  Financiere 
en  France.  Ouzieme  Edition.  Corri- 
gee,  mise  ä  jour  et  considerablement 
augmentee,  suivie  de  la  reponse  de 
Lysis  aux  Etablissements  de  credit. 
Paris.  Albin  Michel.  VI,  357  S. 
Frcs.  3,50.  —  Lysis  ist  Pseudonym  für 
Jean  Pinot,  welcher  sich  seit  Jahren 
die  Bekämpfung  des  Einflusses  der 
Finanz  in  Frankreich  zur  Aufgabe  ge- 
macht hat.  Das  vorliegende  Buch  ist 
die  korrigierte  und  vielfach  ergänzte 
Auflage  einer  früheren  Schrift  dessel-, 
ben  Titels.  Es  findet  sich  darin  sehr 
viel  Material,  an  Tatsachen  und  an 
Zahlen.  — o — 

Moll,  Privatdozent  Dr.  phil.  Bruno, 
Der  Goldschatz  der  Reichsbank  im 
Lichte  der  Geldtheorien.  (Zeitschrift 
f.  Sozialwissenschaft.  VIII.  Jahrg., 
I.  Heft,  S.  I — 14.)  Leipzig  1917.  A. 
Deichert  (Werner  Scholl). 

Moratorien  und  andere  Sonder- 
regelungen des  Zahlungsverkehrs  im 
Auslande.  Zusammengestellt  v.  d. 
Handelskammer  zu  Berlin.  5.  vervoll- 
ständigte Aufl.  Berlin  1916.  59  S. 
(Vgl.  die  Besprechung  der  4.  Aufl.  im 
W.  A.  5.  Bd.,  Heft  2,   S.  447  f.) 

Muntverslag  over  het  jaar  1915. 
Utrecht  igi6.  64  S.  —  Dieser  vom 
„Reichsmünzmeister"  ('s  Rijks-Munt- 
meester)  herausgegebene  Jahresbericht 
der  Niederländischen  Reichsmünze  in- 
formiert über  deren  Tätigkeit  im  Jahre 
1915,  also  über  die  Prägung  von  Mün- 
zen und  Medaillen,  und  über  ihre  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Beigegeben 
sind  zahlreiche  Rückblicke  auf  frühere 
Jahre  und  im  Anhang  Tabellen  über 
die  Weltproduktion  von  Gold  und 
Silber,  die  mittleren  Silberpreise  in 
London,  und  eine  vergleichende  Münz- 
tabelle für  die  wichtigsten  Staaten. 

— ^r. 

Nederlandsche    Bank    1915/16, 
De  — .    Verslag  door  den  President  en 
door  de  Commissarissen.     Uitgebracht 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 


in  de  algemeene  vergadering  van  stem- 
gerechtigde  aandeelhouders  op  30 
Mei  1916.  Amsterdam  1916.  N.  V. 
Blikman   &  Sartorius.     55  S. 

Schmidt,  Dr.  Alfred,  Währungs- 
politik und  staatsbürgerliche  Erzie- 
hung. (Soziale  Kultur.  37.  Jahrg., 
Heft  2,  S.  65—85.)  M.-Gladbach  1917. 
Volksvereinsverlag. 

Schweizerisches  Bankwesen 
in  den  Jahren  1914  u.  1915.  Bearbeitet 
im  Statistischen  Bureau  d.  Schweize- 
rischen National  bank.  (Separatabdr. 
aus  d.  ,, Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik  u.  Volkswirtschaft".  Heraus- 
geg.  vom  Direktionskomitee  d.  Schwei- 
zerischen Statistischen  Gesellschaft. 
52.  Jahrg.,  1916.)  Bern  1916.  S.  527 
— 597.  —  Die  Arbeit  ist  eine  Fort- 
setzung der  im  Jahrg.  191 5  erschiene- 
nen Untersuchung  über  ,,Das  schweize- 
rische Bankwesen  in  den  Jahren  1906 
— 1913".  Im  Text  werden  die  Passiv- 
kapitalien, die  Aktivkapitalien,  das 
Verhältnis  der  leicht  greifbaren  Mittel 
zu  den  fremden  Geldern  und  den  Ver- 
bindlichkeiten überhaupt,  endlich  die 
Rentabilität  eingehend  behandelt.  Im 
Anhang  sind  ausführliche  tabellarische 
Zusammenstellungen  gegeben.     — r. 

Schweizerisches  Finanz- 
Jahrbuch  1916.  XVIII.  Jahrg. 
Bern  1916.  Neukomm  &  Zimmer- 
mann. XXVII,  655  S.  —  Das 
Jahrbuch  enthält  in  gleicher  An- 
lage wie  früher  ein  reiches  Material 
über  die  staatlichen  Finanzen  und  die 
schweizerischen  Aktiengesellschaften . 
Beigegeben  ist  diesmal  ein  Aufsatz  von 
Ott  über  „Die  Wechselkurse  im  Kriege" 
(S.  145—168).  — s— 

Statistiek  van  Nederland, 
Bijdragen  tot  de  — .  Nieuwe  Vol- 
greeks.  Uitgegeven  door  het  Centraal 
Bureau  voor  de  Statistiek.  No.  223. 
Statistiek  der  Spaar-  en  Leenbanken 
in  Nederland,  over  het  jaar  1 913/14. 
(Samenvatting  der  uitkomsten  over 
191 3/14  in  vergelijking  met  die  over 
1912/13.)  's-Gravenhage  1915.  Gebr. 
Belinfante.  34  S.  —  Enthält  tatsäch- 
liche und  statistische  Angaben  über  die 
Tätigkeit  der  selbständigen  und  un- 
selbständigen Sparkassen  ( Spaar ban- 
ken  bzw.  Spaarkassen),  der  Bauernleih- 
banken,  Hilfsbanken  und  spnstigen 
Leihbanken  für  1913/14.  Man  findet  in 
dem  Abschnitt , ,  Spaarbanken"  auch  eine 
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internationale  Übersicht  über  das 
Sparkassenwesen  in  den  wichtigsten 
Staaten  mit  Quellenangabe.  — r. 
Uppgifter  om  Bankerna.  Sta- 
tistiska  Meddelanden  av  Kungl.  Bank- 
inspektionen. Ser.  E.  Bd.  5,  Juli-Dez. 
1916.  Stockholm  191 6.  Jedes  Heft  32  S. 


Wagner,  Oberbürgermeister  Dr.  v., 
Vorsitzender  der  Girokommission  des 
deutschen  Sparkassenverbandes,  Der 
Giroverkehr  der  deutschen  Sparkassen. 
(Dringliche  Wirtschaftsfragen.  Heft  3.) 
Leipzig  1916.  Veit  &  Co.  71  S. 
M  1,60. 


11.   Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Seitz,  Dr.  oec.  publ.  et  phil.  Hans  Karl,  Schweizerische  Anleihe- 
politik in  Bund,  Kantonen  und  Gemeinden.  Zürich 
1915.  Orell  Füssh.  VI,  285  S.    J(>  6,40. 

Monographien  über  die  Anleihepolitik  einzelner  Staaten,  die  einen  länge- 
ren Zeitraum  umfassen,  sind  nicht  gerade  häufig.  Aus  diesem  Grunde  ist  die 
angezeigte  Schrift,  die  nicht  nur  die  Deckung  des  Kreditbedarfes  in  der  Eid- 
genossenschaft selbst,  sondern  auch  in  den  schweizerischen  Kantonen  und 
Selbstverwaltungskörpern  behandelt,  zu  begrüßen.  Die  Darstellung  könnte 
freilich  etwas  lebhafter  und  zugleich  finanzwissenschaftlich  eindring- 
licher sein.  Der  Verfasser  geht  einen  gar  bedächtigen  Schritt,  wenn  er  uns 
zuerst  die  Natur  des  außerordentlichen  Finanzbedarfes  und  die  Arten  seiner 
Deckung  vorführt,  dann  sich  über  die  schwebenden  Schulden  verbreitet  und 
weiter  —  nach  einem  sehr  erwünschten  Kapitel  über  die  rechtlichen  Grund- 
lagen der  Anleihepolitik  in  Bund,  Kantonen  und  Kommunen  —  die  Arten 
der  Anleihen  bespricht,  um  dann  erst  im  fünften  Kapitel  zum  Gegenstand 
der  eigentlichen  Abhandlung  zu  kommen.  Diese  behandelt  ,, zunächst  die 
Technik  der  schweizerischen  Tilgungsanleihen  im  weiteren  (Emission)  und  im 
engeren  Sinne  (Emissionsbedingungen),  um  die  Arbeit  mit  der  Besprechung 
der  Konversions-  und  Tilgungspolitik  und  des  Anleiliemarktes  zu  schließen". 

Die  Darstellung  selbst  ist  erschöpfend  und  in  der  Fülle  ihrer  Einzel- 
heiten vielfach  recht  lehrreich.  Zu  bedauern  ist  nur,  daß  der  Verfasser  nicht 
alles  das,  was  an  finanzwissenschaftlicher  Erkenntnis  in  der  Geschichte 
einer  mehr  als  sechzigjährigen  Anleihepolitik  des  Bundes  und  der  Kantone, 
ja  auch  der  Gemeinden  enthalten  ist,  herauszuholen  weiß.  Seine  Würdigung 
der  schweizerischen  Anleihepolitik  beschränkt  sich  auf  verstreute  Bemer- 
kungen, die  von  der  Fülle  des  Stoffes  fast  erdrückt  werden.  Und  doch  hätte 
eine  Zusammenfassung  des  Grundsätzlichen  der  Organisation,  Handhabung 
und  Pflege  des  öffentlichen  Kredites  in  der  Schweiz,  verknüpft  mit  einer 
kritischen  Beurteilung  der  jahrzehntelangen  Erfahrung  sowohl  der  Theorie 
wie  der  Praxis  gleich  wertvolle  Ergebnisse  liefern  können.  Fachleute,  die 
sich  durch  die  spröde  Form  der  Darbietung  von  der  Lektüre  des  Buches 
nicht  abschrecken  lassen,  werden  es  dennoch  nicht  ohne  Nutzen  aus  der 
Hand  legen.  W.  G  e  r  1  o  f  f    (Innsbruck). 


Bamberger,  Justizrat  Georg, 
Erbrecht  des  Reiches  und  Erbschafts- 
steuer. Leipzig  191 7.  A.  Deichert 
(Werner  Scholl).     50  S.     Ji  0,80. 

Bausch,  Dr.  Paul,  Eine  große 
Zehntung  ?  (Deutsche  Arbeit.  2.  Jahrg., 


Heft  2,  S.  56 — 63.)  Köln  1917-  Ver- 
lag Deutsche  Arbeit. 
Braun,  Eduard,  Zur  Frage  des 
Getreidemonopols.  (Der  Österreichi- 
sche Volkswirt.  9.  Jahrg.,  No.  22,  S 
360 — 364.)     Wien  1917. 


Literatur. 


131 


British  Empire's  Financial 
T  a  s  k  ,  The  — .  (The  Round  Table. 
1915,  No.  21,  S.  34 — 85.)  London 
191 5.     Macmillan   &  Co. 

Bullock,  Charles  J.,  The  Taxa- 
tion of  Property  and  Income  in  Massa- 
chusetts. (The  Quarterly  Journal  of 
Economics.  XXXI.  Band,  No.  i, 
S.  I — 61.)  Cambridge,  Mass.  1916. 
Harvard  University  Press. 

Chambly,  Jean,  Derni^re  Bataille. 
L'Avenir  6conomique  de  la  France.  Bor- 
deaux. Librairie  sociale.  76  S.  —  Die 
Schrift  beschäftigt  sich  mit  der  Frage, 
wie  die  französische  Kriegsschuld  nach 
dem  Friedensschluß  abgetragen  werden 
kann.  Der  Verfasser  schlägt  die  Ver- 
staatlichung des  gesamten  Immobiliar- 
besitzes vor.  Bis  zur  Höhe  der  hypo- 
thekarischen Belastung  soll  dieser  Be- 
sitz nicht  weiter  belastet  werden.  Von 
dieser  Grenze  an  bis  zur  Wertgrenze 
soll  die  Differenz  dienen  als  hypothe- 
karische Sicherheit  für  die  Ausgabe 
von  rund  100  Milliarden  Frcs.  Papier- 
geld. Mit  diesem  Papiergeld  soll  die 
im  Krieg  aufgelaufene  Staatsschuld 
Frankreichs,  die  der  Verfasser  auf 
rund  80  Milliarden  Frcs.  bewertet,  als- 
bald nach  dem  Friedensschluß  zurück- 
gezahlt werden.  Von  Deutschland  er- 
wartet der  Verfasser  durch  zwanzig 
Jahre  hindurch  eine  jährliche  Tribut- 
zahlung von  drei  Milliarden  Frcs.  — 

Haciendas  Locales,  Las  — . 
Conferencias  cientifico-economicas  ce- 
lebradas  en  el  Ateneo  de  Madrid,  du- 
rante  los  dfas  27,  28,  29  y  30  de  Mayo 
de  191 5,  a  cargo  de  los  senores  D.  An- 
dres Gimenez  Soler,  D.  Fernando  Sans 
Buigas,  D.  Antonio  Royo  Villanova, 
D.  Tirso  Rodrigdfiez,  D.Luis  Gonzalez. 
Zaragoza  1915.  148  S.  —  Vorliegende 
Schrift  enthält  die  Vorträge,  die  aus 
Anlaß  der  im  Mai  1 915  in  Madrid  statt- 
gefundenen volkswirtschaftlichen  Kon- 
ferenz über  die  Finanzen  der  ländlichen 
Gemeindeverwaltungen  gehalten  wur- 
den. ^ — w. 

H  5 1  j  e  r  ,  E.,  Den  budgetmässiga  in- 
komstberäkningen  i  Sverige,  Norge  och 
Danmark.  (Economisk  Tidskrift.  18. 
Jahrg.,  Heft  4,  S.  121 — 149.)  Uppsala 
u.  Stockholm  1916.  Almquist  &  Wik- 
sell. 

Huse,  Charles  Phillips,  Ph., 
D.,  The  Financial  History  of  Boston. 


From  May  i,  1822,  to  January  31, 
1909.  (Harvard  Economic  Studies. 
Published  under  the  Direction  of  the 
Department  of  Economics.  Vol.  XV.) 
Cambridge  1916.  Harvard  University 
Press.  (London:  Humphrey  Milford.) 
IX,  395  S.     $  2,—. 

Lough,  William  H.,  Special  Agent 
of  the  Department  of  Commerce,  Fi- 
nancial Developments  in  South  Ame- 
rican Countries.  (Department  of  Com- 
merce, Bureau  of  Foreign  and  Do- 
mestic  Commerce.  E.  E.  Pratt,  Chief. 
Special  Agents  Series  No.  103.)  Wa- 
shington 191 5.     42  S. 

M  a  d  s  e  n  ,  A.  W.,  B.  Sc,  (Edin) 
Fellow  of  the  Royal  Statistical  Society, 
The  State  as  Manufacturer  and  Trader. 
An  Examination  based  on  the  Com- 
mercial,  Industrial  and  Fiscal  Results 
obtaincd  from  Government  Tobacco 
Monopolies.  London  1916.  T.  Fisher 
Unwin,  Ltd.  IX,  281  S. —  DerVerfasser 
betrachtet  den  Staats-  und  Kom- 
munalsozialismus unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  kommerziellen,  in- 
dustriellen und  fiskalischen  Ergebnisse 
der  gegenwärtig  bestehenden  staat- 
lichen Tabakmonopole,  und  zwar  vom 
geschichtlichen,  rechtlichen  und  sta- 
tistischen Standpunkt  aus.  — r. 

Mayer,  Dr.  Ernst,  Über  die 
Deckung  der  Kriegsausgaben  mit  be- 
sonderer Berücksichtigung  Deutsch- 
lands, Österreich-Ungarns,  Englands, 
Frankreichs,  Rußlands  und  Italiens. 
München  1916.  A.  Buchholz.  XII, 
157  S.     M  3,—. 

Patzauer,  Dr.  Hans,  Österreichs 
und  Ungarns  Staatswirtschaften.  Wien 
1916.     Manz.     107  S.     Ji  3, — . 

Secretary  of  the  Treasury, 
Annual  Report  of  the  —  on  the  State 
of  the  Finances.  For  the  Fiscal  Year 
Ended  June  30,  191 5.  With  Appen- 
dices.    Washington  1916.    XIII,  768  S. 

Türkisches  Zollhandbuch. 
(Flugschriften  d.  Zentralgeschäftsstelle 
für  deutsch-türkische  Wirtschaftsfra- 
gen. 2.  Heft.)  Weimar  1916.  Gustav 
Kiepenheuer.  89  S.  M  i, — •  —  Das 
Heft  enthält  nicht  nur  eine  Überset- 
zung des  neuen  türkischen  ZoUtarif- 
gcsetzes  und  des  Zolltarifs  (unter  Bei- 
fügung einer  Umrechnung  der  Gewichts- 
zölle in  Wertzölle),  sondern  auch  einen 
kurzen  Auszug  aus  dem  Motivenbe- 
richt und  die  Übersetzung  einer  Reihe 
9* 
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anderer  Bestimmungen,  die  sich  auf 
die  Durchführung  der  Verzollung,  die 
Zollfreiheit  für  einzelne  Einfuhrgüter 
u.  dgl.  beziehen.  — s — • 

Westerman,  W.  H.,  Over  den 
invloed  van  den  oorlog  op  de  Euro- 
peesche  Staatsfinancien.  (De  Econo- 
mist.  66.  Jahrg.,  No.  2,  S.  71 — 97.) 
's-Gravenhage  1917. 

Wolf,  Julius,  Finanzwirtschaft- 
liche     Kriegsaufsätze.        (Finanzwirt- 


schaftliche Zeitfragen.  Herausgeg.  von 
Reichsrat  Prof.  Dr.  v.  Schanz  u.  Geh. 
Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Wolf.  Heft  25.) 
Stuttgart  1916.  Ferdinand  Enke. 
82  S.  M  3,— • 
Zollkompaß.  Jahrg.  1916.  XIV. 
Band:  Norwegen.  III.  Teil:  Der  Zoll- 
tarif. Redigiert  u.  herausgeg.  vom  k.  k. 
Handelsministerium.  Wien  1917. 
Manz.     94  S. 


12.  Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 

Packer,  Max,  De  vaderlandsche  Nijverheid  in  körnende 
j  a  r  e  n.  Met  bijvoeging  der  anti-trustwetten  der  Vereenigde  Staten 
van  Amerika,  van  Canada  en  van  het  Australische  Gouvernement  en 
eenige  gegevens  omtrent  anti-dumping wetten.  Deventer  1916.  JE.  E.. 
Kluwer.     93   S. 

Der  größere  Teil  des  Heftes  (S.  39 — 99)  enthält  einen  Abdruck  der  im 

Titel  genannten  Gesetze  im  englischen  Originaltext.  Dieser  Teil  wird  manchem 

willkommen  sein. 

In  ganz  losem  Zusammenhange  damit  steht  der  Text  (S.  3 — 38),  in  dem 

der  Verfasser  folgende  Mittel  vorschlägt,  um  der  holländischen  Industrie  eine 

größere   Bedeutung  und   Selbständigkeit  für  die   Zukunft  zu  verschaffen: 

1.  Zusammenschluß    gleichartiger    Betriebe    unter    Vermeidung    einer 
Monopolbildung. 

2.  Ergreifung  von  Abwehrmitteln  gegen  unlautere  Konkurrenz; 

3.  Beschaffung  von  Geld  zu  mäßigem  Zinsfuß; 

4.  Entsendung  von  Vertretern  in  das  Ausland. 

Man  erkennt  hieraus,  die  Vorschläge  bieten  nichts  Besonderes;  eS  sind 
die  Richtlinien,  welche  jeder  wenig  entwickelten  Industrie  zu  ihrem  Auf- 
stieg vorgezeichnet  sind.  Eine  besondere  Färbung  bekommen  sie  nur  durch 
die  auf  jeder  Seite  zutage  tretende  Auffassung,  als  müsse  der  Staat  mög- 
lichst eng  mit  der  Industrie  verknüpft  sein ;  er  soll  sich  tunlichst  an  jedem 
industriellen  Zusammenschluß  beteiligen,  er  soll  die  Industrie  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  unterstützen,  und  er  soll  ihr  einen  starken 
Schutz  gegen  äußere  und  innere  Feinde  angedeihen  lassen.  Bemerkenswert 
ist  die  Art,  mit  welcher  der  Verfasser  für  seine  Reformideen  im  allgemeinen 
und  für  die  Einmischung  des  Staates  in  geschäftliche  Dinge  im  besonderen 
bei  den  holländischen  Industriellen  Stimmung  zu  machen  versucht.  Es 
wird  an  Hand  von  Beispielen  aus  dem  deutschen  Wirtschaftsleben  der  Ein- 
druck erweckt,  als  stehe  die  deutsche  Regierung  hinter  jedem  deutschen 
Exporteur  und  begünstige  ihn  in  weitgehendstem  Maße,  sei  es  durch  Ge- 
währung von  Ausfuhrprämien,  wenn  dadurch  eine  unbequeme  ausländische 
Konkurrenz  erdrosselt  werden  kann,  sei  es  durch  Bereitstellung  von  irgend- 
welchen gesetzlichen  Handhaben,  um  lästige  vertragliche  Bindungen  mit 
ausländischen  Firmen  brechen  zu  können. 
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Die  Beispiele  sind  deutschfeindlichen  Veröffentlichungen  entlehnt 
und  tragen  den  Stempel  tendenziöser  Aufbauschung  und  Unwahrschein- 
lichkeit  auf  der  Stirn. 

Wenn  man  selbst  die  Gutgläubigkeit  des  Verfassers  nicht  in  Zweifel 
ziehen  will,  öo  muß  es  doch  in  hohem  Maße  als  leichtfertig  bezeichnet  werden, 
wenn  ein  neutraler  Schriftsteller  die  Kenntnis  deutscher  Wirtschaftsver- 
hältnisse lediglich  aus  so  trüben  Quellen  schöpft,  als  es  die  Veröffentlichungen 
von  Deutschlands  Feinden  während  des  Krieges  sind. 

Dr.  ing.  W.  Pothmann    (Kiel). 


Müller,  Dr.  A  u  g.,  Weltkrieg  und 
Konsumgenossenschaften.  Fünf  Mo- 
nate Kriegserfahrungen  des  Zentral- 
verbandes deutscher  Konsumvereine. 
Nach  statistischen  Erhebungen  zusam- 
mengestellt. Hamburg  1916.  Verlags- 
gesellschaft deutscher  Konsumvereine 
m.  b.  H.  VIII,  847  S.  —  In  dem  vor- 
liegenden Bande,  der  keine  abschließen- 
den Ergebnisse  enthält,  ist  dargestellt, 
wie  das  Schicksal  der  Konsumgenossen- 
schaften des  Zentralverbandes  in  den 
ersten  fünf  Kriegsmonaten  gewesen  ist. 
Es  werden  u.  a.  die  Rundschreiben  des 


Zentralverbandcs  und  der  Revisions- 
verbände, die  Maßnahmen  und  Erfah- 
rungen einzelner  Konsumvereine,  die 
Entwicklung  des  Umsatzes,  die  Mit- 
gliederbewegung, der  Sparkassen  ver- 
kehr der  Konsumvereine,  die  Waren- 
beschaffung bei  Kriegsausbruch,  die 
Tätigkeit  der  Konsumvereine  als  Liefe- 
ranten der  Heeresverwaltung  kurz  dar- 
gelegt und  sodann  wird  von  den  ir 
verschiedenen  Verbänden  je  eine  zu- 
sammenfassende Betrachtung  und  Sta- 
tistik über  die  Ergebnisse  der  ersten 
fünf  Kriegsmonate  gegeben.     — b — 


13.  Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse, 
Messen,  Ausstellungen. 


Aargauische  Handelskam- 
mer. Bericht  an  den  Aargauischen 
Handels-  und  Industrie  verein  über  die 
Jahre  1914  und  1915.  Aarau  1916. 
H.  R.  Sauerländer  &  Co.  182  S.  — 
Der  Bericht,  der  des  Krieges  wegen 
zwei  Jahre  umfaßt,  enthält  außer  den 
üblichen  Mitteilungen  auf  S.  7 — 40 
eine  längere  Darlegung  über  den  Er- 
werb der  Beznau-Löntsch- Werke  durch 
eine  Vereinigung  von  Kantonen  und 
die  Errichtung  eines  aargauischen 
Elektrizitätsunternehmens.        — s — 

Chambre  de  Commerce  de 
Constantinople,  Journal  de 
la  — .  33-  Jahrg.,  No.  1670 — 1675. 
Konstantinopel  1917.     S.  i — 32. 

Foire  de  Lyon,  Annuaire  Com- 
mercial  et  Industriel  de  la  — .  Livre 
d'Or  des  Participants.  Publik  sous  la 
Direction  de  A.  Cellier,  Editeur-Fon- 
dateur.  i.  Jahrg.,  1916.  Lyon  1916. 
344  S.  Frcs.  25, — .  —  Bericht  über  die 
erste  französische  Mustermesse  in 
Lyon,    die   im   März  1916  abgehalten 


wurde  und  künftig  jedes  Jahr,  als  Kon- 
kurrenz gegen  die  Leipziger  Messe, 
stattfinden  soll.  Reden  anläßlich 
der  Eröffnung,  Liste  der  Organisatoren 
und  der  Aussteller,  Bericht  über  die 
Vorbereitungen    für    die    Messe    191 7. 

k. 

Geschichte  der  Handelskam- 
mer für  das  HerzogtumAn- 
halt,  Überblick  über  die  —  während 
der  ersten  25  Jahre  ihres  Bestehens. 
(1890 — 1915-)     15  s. 

Guigues,  L6on,  Guide  de  l'Ex- 
position  Franco-Marocaine  ä,  Casa- 
blanca.  Preface  de  M.  Ch.  Ren6-Le- 
clerc,  Secretaire  gendral  de  l'Exposi- 
tion.  Introduction  de  Jean  Wilms, 
Redacteur  en  Chef  de  ,,La  Vigie  Maro- 
caine".  Notice  sur  le  Maroc  de  M.  J. 
Goulven,  Chef  du  Bureau  Economique 
de  Casablanca.  Casablanca,  Rabat, 
Mazagan.     127  S.     Frcs.  2, — . 

Handelskammer  zu  Goslar, 
Die   — ,    1866 — 1916.      Bearbeitet   im 
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Auftrage  der  Kammer  von  ihrem  Sekre- 
'    tär  Rochus.  ,  83  S.  _  •.    ;  j      1    j  , 

Handelskammer  zu  Hildes- 
heim 1866 — 191 6,  Die — .  Im  Auf- 
trage der  Kammer  bearbeitet  von 
ihrem  Syndikus  Justizrat  Lueder. 
Hildesheim  1916.  239  S.  —  Inhalt: 
I.  Veriassungsgeschichte  und  Organi- 
sation der  Kammer.  2.  Tätigkeit  der 
Kammer.  3.  Mitteilungen  über  Han- 
del, Industrie  und  Gewerbe  des  Be- 
zirks 138 — 199.  4.  Die  Kriegszeit.  An- 
hang: Personalien  der  Handelskammer 
und  Statistisches.     ,';_.  ;Ljjj|  j    £j  .m 

Martins,  Dr.  C.  A.  v  o  n  ,  Zur  Frage 
der  Errichtung  deutscher  Handels- 
kammern im  Auslande.  (Deutsche 
Wirtschaftszeitung.  i.  Jan.  1917» 
No.  I,  Sp.  I — 17.)  Leipzig  1917- 
Quelle  &  Meyer.  —  Der  Verfasser 
folgt  in  seiner  Darstellung  im  wesent- 
lichen der  Schrift  von  Dr.  Clemens 
Mayer, , Die  Auslandshandelskammern ' ', 
die  bereits  vor  12  Jahren  erschienen 
ist.  Neuere  Gründungen,  wie  z.  B.  die 
der  italienischen  Handelskammer  in 
Berlin  (191 1),  der  deutschen  Handels- 
Icammer  in  Genf  (vgl.W.  A.  2.  Bd.,  Heft 
I,  Chronik  S.  207)  und  der  seit  dem 
Jahre  1905  in  Düsseldorf  bestehenden 
,, Ersten  Niederländischen  Kaufmanns- 
gilde  in  Deutschland"  (vgl.W.  A.  7.  Bd., 
Heft  I,  Chronik  S.  176)  haben  —  ganz 
abgesehen  von  den  zahlreichen  wäh- 
rend des  Krieges  erfolgten  Gründungen 
von  Auslandskammern  der  verschie- 
denen Staaten  —  keine  Berücksichti- 
gung gefunden.  Es  werden  die  ver- 
schiedenen gegen  die  Errichtung  von 
deutscheuAuslandshandelskammern  er- 
hobenen Einwände  und  Bedenken  be- 
sprochen und  als  zumindest  übertrie- 
ben bezeichnet.  — b — 

Mitteilungen  der  Kantona- 
len bernischen  Handcls- 
und      Gewerbekammer.         6. 


Jahrg.,    No.  i.       Bern    1917.       92    S. 
Jährl.  Bezugspr.  Eres.  5, — . 

Monatsschrift  der  Handels- 
kammer zu  Düsseldorf  für 
den  Stadt-  und  Landkreis  Düsseldorf. 
13.  Jahrg.,  No.  1/2.  Düsseldorf  1917. 
A.  Bagel.  X,  84  S.  Jährl.  Bezugspr. 
M  2, — . 

Schloesser,  Dipl.  merc.  Robert, 
Konsumentenkammern.  Denkschrift, 
herausgeg.  im  Auftrage  des  Reichsver- 
bandes deutscher  Konsumvereine,  Köln- 
Mülheim.  Köln-Mülheim.  Verlags-  u. 
Versicherungsgesellschaft  des  Reichs- 
verbandes deutscher  Konsumvereine 
e.  V.     24  S. 

Schweighoffer,  Reg.-Rat  a.  D. 
Dr.,  M.  d.  A.,  H.  A.  Bueck  f,  Zum  Ge- 
dächtnis des  großen  Führers  der  deut- 
schen Industrie.  (Sonderabdruck  aus 
No.  130  der  ,, Verhandlungen,  Mittei- 
lungen und  Berichte  des  Zentralver- 
bandes Deutscher  Industrieller".)  Ber- 
lin 1916.  Otto  Eisner.  24  S.  —  Ein 
Nachruf  auf  den  verstorbenen  General- 
sekretär des  Zentralverbandes  Deut- 
scher Industrieller,  in  dem  sein  Lebens- 
gang kurz  skizziert  und  seine  Ver- 
dienste um  die  deutsche  Industrie  her- 
vorgehoben werden.  So  heißt  es  darin 
u.  a. :  ,,Sein  unsterbliches  Verdienst 
ist  es,  die  Idee  eines  den  Bedürfnissen 
der  Nation  angepaßten  Zollschutzes 
auf  der  Grundlage  der  Interessensoli- 
darität von  Industrie  und  Landwirt- 
schaft in  die  Tat  umgesetzt  und  den 
nationalen  Gedanken  in  der  Wirt- 
schaftspolitik entwickelt  zu  haben." 
Beigefügt  sind  einige  bei  der  Trauer- 
feier gehaltene  Ansprachen  und  Bei- 
leidskundgebungen verschiedener  Ver- 
bände usw.  — s — 

Wieseler,  Theodor,  General- 
direktor, Die  Leipziger  Messen  in  Ver- 
gangenheit und  Zukunft.  (Deutsche 
Handels- Warte.  Jahrg.  191 7,  No.  i, 
S.  I — 9.)      Nürnberg   1917. 


Beridite  von  Handelskammern  im  Auslände^). 


Bulletin  Mensuel  de  la  Chambre  de  Com- 
merce Fran9aise  da  Gen^ve. 
23.  Jahrg.,  No.  11  u.  12,  S.  397 — 464. 
Genf  191 6. 

Anglo-Norwegian  Trade   Journal.      Offi- 


cial    Organ    of    the     Norwegian 
Chamber  of  Commerce.     2.    Bd.,   No. 
23  u.  24,   S.  201 — 240;  3.  Bd.,  No.  25, 
S.  I — 20.     London  1916/17. 
Bulletin  Mensuel.   Public  par  la  Chambre 


')  Nach  dem  Sitz  d.  r  Kammer  alphabetisch  geordnet. 
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de  Commerce   Fran9aise  de  Mon- 
tr6al.  24.  Jahrg.,  No.  269 — 271,  S.  109 
— 145.     Montreal  1916. 
Bulletin  issued  by  the    Norwegian 
American   Chamber  of  Commerce, 


ine.  I.  Bd.,  No.  8  u.  9.    Je  16  S.    New 
York  1916. 
Bulletin    de   la   Chambre   de   Commerce 
Russe    de  Paris.  15.  Jahrg.,  No.  11 
u.  12,  S.  185 — 216.     Paris  1916. 


14.  Auswanderung,  Einwanderung,  Wanderarbeit. 

Flügge,  W.,  Dr.  rer.  pol.  Assessor,  Innere  Kolonisation  in  Neu- 
seeland. (26.  Band,  der  Probleme  der  Weltwirtschaft.)  Jena  1916. 
Gustav  Fischer.  V,   148  S.    M>  5, — . 

Als  dieses  Buch  zufolge  einer  höchst  dankenswerten  Anregung  durch 
V.  Schulze-Gaevernitz  geschrieben  wurde,  war  es  schon  nicht 
mehr  ganz  zutreffend,  daß  Neuseeland  ,,für  seinen  äußeren  Schutz  so 
gut  wie  nichts  aufzuwenden"  brauchte.  Denn  die  imperialistische  Richtung 
des  früheren  Ministerpräsidenten  und  jetzigen  Finanzministers,  des 
seinem  großen  Vorgänger  Seddon  ungleichen  Ward  hat  Neuseeland  zuerst 
von  allen  Dominien  zur  Unterstützung  der  britischen  Flottenpolitik  aus 
Mitteln  der  Kolonien  geführt.  Inzwischen  sind  weitere  gewaltige  Erhöhungen 
der  an  sich  schon  überaus  starken  Verschuldung  Neuseelands  erfolgt.  Frei- 
lich kann  sich  diese  Südseedemokratie  auch  erheblicher  Verdienste  aus 
ICriegslieferungen  rühmen;  allein  diese  machen  die  starken  Kriegsverluste 
an  Menschen,  Neuseelands  wichtigstem  Kapital,  nicht  wett.  Der  Krieg  hat 
auch  die  Bedrohung  Neuseelands  durch  Japan  sehr  verschärft.  Der  Beginn 
einer  japanischen  Einwanderung  bedeutet  aber  das  Ende  der  Sozialpolitik. 
Das  vorliegende  Buch  dürfte  aus  allen  diesen  Gründen  nach  Kriegsende 
jedenfalls  nur  noch  von  geschichtlichem  Wert  sein.  Denn  auch  mit  der  Boden- 
reformbewegung geht  es  wohl  nun  in  Neuseeland  zu  Ende.  Da  der  Verfasser 
in  übersichtlicher  Weise  und  flotter  Schreibart  den  reichen,  bisher  im  deut- 
schen Schrifttum  noch  nicht  genügend  ausgebeuteten  Stoff,  der  sich  nament- 
lich in  den  amtlichen  Veröffentlichungen  der  Neuseeländischen  Regierung 
findet,  wiedergibt,  haben  wir  ihm  sehr  zu  danken.  Dem  Kenner  des  Landes 
bietet  er  freilich  nichts  Neues,  um  so  weniger,  als  er  darauf  verzichtet  oder 
vielmehr,  da  er  Neuseeland  selbst  nicht  besucht  hat,  nicht  in  der  Lage  war, 
alle  Quellen  erschöpfend  heranzuziehen.  Aber  das  war  auch  wohl  nicht 
seine  Absicht.  Freund  wie  Feind  der  Bodenreform  können  jedoch  manche 
Belehrung  aus  dieser  Darstellung  schöpfen.  In  der  Einleitung  erscheint 
mir  die  Übersicht  über  die  Kolonisierung  Neuseelands  unzureichend;  hier 
hätte  der  Verfasser  wenigstens  in  aller  Kürze  ein  Bild  von  den  sicherlich 
nicht  allen  Lesern  bekannten  eigenartigen  Verhältnissen  des  Landes  geben 
müssen.  Der  Raum  dafür  wäre  leicht  dadurch  zu  gewinnen  gewesen,  daß 
Flügge  die  Übersicht  über  die  englischen  Bodenreformtheorien  kürzer 
hätte  fassen  können.  Nach  einer  Schilderung  der  Grundlage  der  Ansied  lungs- 
politik  folgt  der  Hauptteil  des  Werkes,  der  sich  mit  der  Ansiedlungsgesetz- 
gebung  und  ihren  praktischen  Ergebnissen  beschäftigt.  Eine  Zusammenfassung 
gibt  der  Abschnitt  über  die  Volkswirtschaft  Neuseelands.  Mit  Recht  weist 
der  Verfasser  auf  die  ,, koloniale  Überhebung"  Neuseelands  hin,  mit  der  dieses 
,  geringschätzig"  auf  die  Bodenbesitz  Verhältnisse  der  alten  Länder  herab- 
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sah.  Inzwischen  hat  sich  aber  die  „Erkenntnis  verbreitet,  daß  die  LandpoHtik 
nicht  den  Schlüssel  auf  dem  Gebiet  der  Bodenreform  bietet."  Was  Neu- 
seeland mit  6  Millionen  Pfund  erreicht  hat,  um  welche  die  Ansiedlungspolitik 
die  Neuseeländische  Staatsschuld  vermehrt  hat,  ist  recht  bescheiden.  Alle 
staatssozialistischen  Maßnahmen,  die  ohne  ein  festes  System  und  nicht 
nach  einem  bestimmten  Programm,  sondern  von  Fall  zu  Fall  getroffen 
wurden,  haben  auch  in  der  Südsee  nicht  die  Umwälzungen  gebracht,  die 
man  einst  hätte  erwarten  können. 

Prof.  Dr.  Alfred    Manes    (Berlin). 


Lorenz,  Jakob,  Die  Abwande- 
rung schweizerischer  Arbeiter  ins  Aus- 
land. (Zeitschrift  f.  schweizerische  Sta- 
tistik u.  Volkswirtschaft.  52.  Jahrg., 
Heft  4,  S.  447 — 452.)  Bern  1916. 
A.  Francke. 

Quelle,  Privatdoz.  Dr.  O.,  Die  sy- 
rische Auswanderung  nach  Süd-  und 
Mittelamerika.  (Mitteilungen  d.Deutsoh- 
Südamerikaüischen  Instituts.  4.  Jahrg., 


Heft  3/4,  S.  118— 122.)  Stuttgart  u. 
Berlin  igi6.  Deutsche  Verlagsanstalt. 
Wygodzinski,  Prof.  Dr.,  Innere 
Kolonisation  in  Österreich- Ungarn. 
Auswanderung  und  innere  Kolonisa- 
tion in  Österreich.  (Archiv  f.  Innere 
Kolonisation.  IX.  Band,  Jahrg.  1916/17, 
Heft  3/4,  S.  57 — 67.)  Berlin.  Deutsche 
Landbnchhandlung  G.  m.  b.  H. 


15.  Arbeitgeber,  Arbeitnehmer, 

Boje,  Andreas,  Det  tyske  Social- 
demokrati  f0r  og  under  Verdenskrigen. 
(Die  deutsche  Sozialdemokratie  früher 
und  während  des  Weltkrieges.)  Kopen- 
hagen 1916.  Lehmann  &  Stage. 
165  S.  — •  Um  die  Stellung  der  deut- 
schen Sozialdemokratie  während  des 
Weltkrieges,  aus  ihrer  Geschichte 
und  ihrer  ganzen  Tendenz  her- 
aus verständlich  zu  machen,  gibt  der 
Verfasser  aus  dem  reichen  Material, 
das  ihm  als  Sekretär  von  Det  sociale 
Sekretariat  &  Bibliotek  zur  Verfügung 
steht,  eine  sorgfältig  ausgesuchte  Aus- 
wahl von  Aussprüchen  sozialdemokra- 
tischer Führer  und  gewährt  dadurch 
gleichzeitig  einen  Überblick  über  die 
in  der  Partei  seit  ihrem  Bestehen  vor- 
handenen Strömungen.  Das  Endergeb- 
nis seiner  Beobachtungen  ist  die  Über- 
zeugung, daß  in  Deutschland  Soziali- 
sierung und  Demokratisierung  gewal- 
tige Fortschritte  machen  werden,  und 
daß  das  frühere  Mißtrauen  zwischen 
den  verschiedenen  Gesellschaftsklassen  H 
einem  größeren  gegenseitigen  Verständ- 
nis weichen  wird.  — sc — 

Carpenter,  Edward,  Englands 
Ideal.  (Soziale  Betrachtungen.)  Auto- 
risierte Übertragung  v.  Sophie  v.  Har- 
bou.  Berlin.  Wilhelm  Borngräber. 
259  S.  Ji  r, — .  —  Einen  Beitrag  zur 
wissenschaftlichen  Erkenntnis  der  so- 
zialen Phänomene,  besonders  der  öko- 


Sozialpolitik,  Sozialismus. 

nomischen,  dürfte  dieses  Buch  in  seinen 
Kapiteln  über  Zins,  Wucher  usw.  nicht 
bringen.  Wenn  es  aber  doch  verdient, 
der  wirtschaftswissenschaftlichen  Lite- 
ratur zugezählt  zu  werden,  so  beruht 
das  auf  dem  Charakter  des  Buches  als 
einer  Abart  des  ethischen  Sozialismus 
eines  Ruskin  und  Carlyle.  Mit  der 
ethischen  Zielsetzung  kann  sich  die 
Wissenschaft  nicht  auseinandersetzen, 
in  dieser  Hinsicht  hat  das  Buch  nur 
einen  gewissen  historischen  Wert,  an- 
ders dagegen  verhält  es  sich  mit  den 
Darstellungen  wirtschaftspsychologi- 
scher Art,  über  die  das  Buch  manches 
Interessante  bringt.  Hervorgehoben 
zu  werden  verdient  die  ausgezeichnete 
Übersetzung.  — st — 

orsepius,  Dr.  rer.  pol.  W  i  1 
heim.  Die  deutschen  Arbeitsnach 
weise  im  gegenwärtigen  Kriege  und 
ihre  künftige  Gestaltung.  Berlin- Steg- 
litz 1916.  Selbstverlag  (Düppelstr.  23). 
50  S.  u.  I  Tab.  M  2,50. 
ildebrandt,  Dr.  Else,  Die 
Lage  des  Arbeitsmarktes  in  den  schwe- 
dischen Industrien  in  den  Kriegsjahre  n 
1914 — 1915.  (Der  Arbeitsnachweis  in 
Deutschland.  4.  Jahrg.,  No.  4,  S.  69 
— 73.)  Berlin  1917.  Carl  Heymann, 
oria,  Achille,  II  Salario.  (Bi- 
blioteca  di  Scienze  economiche  e  so- 
ciali.  Mailand.  Dottor  Francesco  Val- 
lardi.     253  S.     L.  2,50. 
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Mohr,  Dr.  jur.  Alfred,  Syndikus 
des  kaufmännischen  Vereins  Merkur 
Nürnberg,  Der  Einfluß  des  Krieges  auf 
die  Verhältnisse  der  kaufmännischen 
Angestellten.  Nürnberg  1916.  Kauf- 
männischer Verein  Merkur,  E.  V. 
VI,  48   S. 

Schiff,  Prof.  Dr.  Walter,  Inter- 
nationale Studien  über  den  Stand  des 
Arbeiterschutzes  bei  Beginn  des  Welt- 
krieges. I.  Heft:  Geltungsbereich  des 
Arbeiterschutzes.  Der  Schutz  der  Kin- 
der und  Jugendlichen.  Berlin  1916. 
Julius  Springer.     83  S.     M   i, — • 

T  i  1 1  y  a  r  d  ,  Frank,  M.  A.,  M.  Com., 
Industrial  Law.    London  1916.    A.    & 


C.  Black,  Ltd.  XX,  626  S.  —  Dieser 
umfangreiche  Band  enthält  eine  Zu- 
sammenfassung des  in  vielen  Gesetzen, 
Verordnungen  und  anderen  rechtset- 
zenden Akten  des  Staates  geschaffenen 
sozialen  Rechts  Englands.  Es  ist  eine 
wertvolle  Darstellung  des  großen  Kom- 
plexes der  Rechtsnormen,  die  das  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
beitnehmer in  England  regeln.  Tech- 
nisch hat  der  Verfasser  den  Stoff  in 
zwei  Teile  gegliedert,  indem  er  im 
ersten  Teile  aus  den  Gesetzen  usw, 
die  allgemeinen  Grundzüge  des  sozialen 
Rechts  entwickelt  und  einem  Anhang 
das  Tatsachenmaterial  überweist. 

— st— 

16.  Völkerredit,  Kriegsrcdit,  Kolonialredit,  Friedensbewegung, 

Schiedsgerichte. 

Sherill,  Charles  H.,  Modernizing  the  Monroe  Doctrine.  London  1916.  Con- 
stable  &  Co.  (Boston  und  New  York;  Houghton  Mifflin  Co.)  XIII,  202  S. 
Charakteristisch  ist  für  das  vorliegende  Werk  der  darin  enthaltene  Hin- 
weis auf  andere  eigene  Schriften  des  Verfassers,  des  früheren  Gesandten  der 
Vereinigten  Staaten  in  Argentinien,  wie:  ,,A  Stained  Glass  Tour  in  Italy", 
,,Stained  Glass  Tours  in  France",  ,,  Stained  Glass  Tours  in  England",  deren 
Kenntnis  man  —  bei  aller  Hochachtung  vor  dem  Verfasser  und  seiner  diplomati- 
schen Berufstätigkeit  —  für  das  vorliegende  Problem  kaum  für  so  wichtig  halten 
kann  wie  die  übrige  einschlägige  Literatur,  wenigstens  der  neuesten  Zeit,  die 
in  dem  Buche  nicht  im  geringsten  erwähnt  wird,  wie  Hiram  Bingham,  ,,The 
Monroe  Doctrine",  New  Haven,  London,  Oxford,  1913,  154  S. ;  Robert  Bacon, 
,,For  better  Relations  with  our  Latin  American  Neighbors.  A  Journey  to 
South  America",  Washington,  1915,  VIII.  186  S.  (Vgl.  W.  A.  8.  Bd.  Heft  i, 
Juli  1916,  S.  196)  und  ,,Pan- Amerika"  von  Alfred  H.  Fried,  Berlin  1910, 
300  S.  Zwei  Werke,  an  die  heute  zunächst  zu  denken  ist,  und  die  auch  im 
Welt-vvirtschaftlichen  Archiv  besprochen  worden  sind,  hat  der  Verfasser, 
dessen  Buch  schon  zu  Beginn  des  Jahres  191 6  erschien,  allerdings  viel- 
leicht noch  nicht  kennen  können:  Robert  Büchi,  ,,Die  Geschichte  der  pan- 
amerikanischen Bewegung  mit  besonderer  Berücksichtigung  ihrer  völker- 
rechtlichen Bedeutung"  (Vgl.W.  A.  8.  Bd.,  Heft  2,  Oktober  1916,  S.  493)  und 
Kenneth  Sturges,  M.  A.,  ,, American  Chambers  of  Commerce",  WiUiams 
College,  David  A.  Wells  Prize  Essays,  New  York  1915  (s.  ebendort,  S.  485), 
die  an  sich  Sherills  diesbezügliche  Ausführungen  einigermaßen  über- 
flüssig machen,  besonders  da  er  sich  ziemlich  ins  Einzelne  verliert.  Das 
gründlichste  Werk  über  ,,Die  Monroedoktrin  in  ihren  Beziehungen  zur  ameri- 
kanischen Diplomatie  und  zum  Völkerrecht"  ist  das  von  Herbert  Kraus, 
Berlin  1913,  das  Sherill  auf  jeden  Fall  kennen  konnte.  Ebenfalls 
bezeichnend  für  den  wissenschaftlichen  Stand  der  Arbeit  ist  die 
Voraussetzungslosigkeit,  mit  welcher  der  Verfasser  den  Leser  in  das  Pro- 
blem des  Verhältnisses  der  lateinisch-amerikanischen  Republiken  zu  den  Ver- 
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einigten  Staaten  einführt.  Er  rechnet  z.  B.  damit  und  sagt  es  selbst,  daß  es 
unter  den  gebildetsten  Nordamerikanem  Leute  gibt,  die  von  Buenos  Aires  nur 
wissen,  daß  es  eine  Stadt  mit  mehr  als  loo  ooo  Einwohnern  ist !  Dement- 
sprechend gibt  er  nur  einige  roheste  Zahlen  südamerikanischer  Außenhandels- 
und Bevölkerungsstatistik  wieder. 

Der  Verfasser  hat  sich  nur  zwei  Jahre  in  Südamerika  aufgehalten  und 
kennt  deshalb  das  Land,  wie  er  selbst  eingesteht,  nur  teilweise  aus  eigener 
Anschauung. 

Und  darin  liegt  das  weitere  Charakteristikum  der  Arbeit,  daß  S  h  e  r  i  11 
im  angenehmen,  aber  oberflächlichen  Plauderton  der  Reisebeschreibung 
unter  stetem  Hinweis  auf  die  bisherige  persönliche  Agitation  einen  Plan  ent- 
wirft, den  er  selbst  als ,, Traum  eines  Träumers"  bezeichnet:  Südamerika  neben 
Brasilien  in  folgende  beide  politisch  selbständige  Gruppen  zusammenzufassen : 
Argentinien  —  Chile  —  Bolivien  —  Paraguay  —  Uruguay  und  Venezuela  — 
Columbia  —  Ecuador,  gegebenenfalls  unter  Einschluß  Perus  und  zwar  unter 
Aufkauf  bezw.  Austausch  möglichst  aller  europäischen  Besitzungen  mit  Hufe 
und  zur  Sicherung  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Unter  deren  Führung 
sollen  die  unbeteiligten  Republiken  eventuell  zwischen  den  Schwesterrepu- 
bliken entstehende  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  suchen.  Das  ist  der  Gipfel- 
punkt der  Arbeit,  der  eine  Einführung  von  Nicholas  Murray  Butler  von  der 
Columbia-Universität  vorausgeht,  die  auf  den  vom  Verfasser  beabsich- 
tigten Zweck  der  Schrift  hinweist,  den  Gesichtskreis  der  Amerikaner  für 
Außenpolitik  zu  erweitern,  sie  zu  reiferer  Betrachtung  der  Weltprobleme 
heranzubilden  und  einen  engeren  Zusammenschluß  der  drei  Amerikas  anzu- 
bahnen zwecks  Sicherung  gegen  wirtschaftliche  und  politische  Angriffe  vom 
Westen  oder  Osten.  Die  Sherillsche  Modernisierung  der  Monroedoktrin 
besteht  also  in  der  Erweiterung  ihrer  ersten  Erklärung  betr.  Ausschluß  jeder 
neuen  Erwerbung  von  Kolonien  seitens  europäischer  Staaten  auf  dem  ame- 
rikanischen Kontinent  durch  Verdrängung  von  den  bisherigen  mittels  Auf  kaufs 
und  Austausches,  wodurch  gleichzeitig  der  zweiten  Erklärung  vorgearbeitet 
wird,  die  jede  Intervention  europäischer  Mächte  in  inneren  Angelegenheiten 
amerikanischer  Staaten  ausschließt ;  die  unbeteiligten  sollen  sie  unter  Führung 
der  Union   selbst  ordnen.  Dr.  Fritz    Haubold    (Kiel). 


Cathrein,  Viktor,  S.  J.,  Die 
Grundlagen  des  Völkerrechts.  (Archiv 
f.  Rechts-  u.  Wirtschaftsphilosophie. 
X.  Band,  Heft  i,  S.  i — 14.)  Berlin  u. 
Leipzig  1916.    Dr.  Walthcr  Rothschild. 

Eöttev6ny,  Prof.  Dr.  N  a  g  y  von, 
Ungarns  völkerrechtliche  Tätigkeit 
1913 — 1915.  (Zeitschiift  für  Völker- 
recht. X.  Band,  i.  u.  2.  Heft,  S.  109 
— 119.)     Breslau  1917.     J.  U.  Kern. 

Goldschmidt,  Rechtsanwalt  Dr. 
Siegfried,  Die  neueste  Ent  Wicke- 
lung der  Grundsätze  des  englischen 
Rechts  über  den  Einfluß  des  Krieges 
auf  Privatschuldverhältnisse.  (Blätter 
f.  vergleichende  Rechtswissenschaft  u. 


Volkswirtschaftslehre.  XII.  Jahrg.,  Nr. 
6,  7  u.  8,  S.  165 — 188.)  Mannheim, 
Berlin  u.  Leipzig  1917.   J.  Bensheimer. 

Haager  Abkommen  über  in- 
ternationales Privatrecht 
und  Zivilprozeßrecht,  Die 
sechs  — .  Mit  Einleitung,  Erläuterun- 
gen und  Sachregister  herausgeg.  von 
Landesgerichtsrat  J.  Dittmann.  Mün- 
chen 191 4.  C.  H.  Beck  (Oskar  Beck). 
XI,  188  S.  —  Handliche  Ausgabe  der 
Haager  Privatrechtsabkommen,  nach 
dem  Stande  der  Gesetzgebung  kurz 
vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  heraus- 
gegeben. — -rg. 

Henry,    A.,     Charge    de    Cours    ä    la 
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Faculte  de  Droit  de  Nancy,  Du  Droit 
ä  Reparation  pour  les  Requisitions 
faites  par  l'Ennemi  d'apres  la  Juris- 
prudence  lran9aisc.  (Extrait  de  la  Re- 
vue du  Droit  public  et  de  la  Science 
politique  en  France  et  ä  l'Etranger. 
No.  4,  Okt.-Nov.-Dez.  191 5.)  Paris 
1915.  M.  Giard  &  E.  Briere.  20  S.  — 
Verfasser  sucht  nachzuweisen,  daß  der 
bisher  angenonxniene  Grundsatz  der 
Nichtentschädigung  privater  Kriegs- 
verluste nicht  zutrifft,  soweit  es  sich 
um  Requisitionen  des  Feindes  handelt. 
Er  komnat  dabei  eingehend  auf  die 
französischen  Gcrichtsentscheidun  gen 
nach  1870/71  zu  sprechen.        — rg. 

InternationalesKriegs-Han- 
delsrecht.  Herausgeg.  v.  d.  Älte- 
sten d.  Kaufmannschaft  v.  Berlin. 
(Korporation  d.  Kaufmannschaft  v. 
Berlin.)  I.  Heft:  England.  48  S.; 
II.  Heft:  Deutschland.  45  S.;  III. 
Heft:  Frankreich.  32  S.;  IV.  Heft: 
Rußland.    31   S.     Berlin  1916. 

Jänos,  Bodo,  A  viläghäborü  es  a 
hadijog.  (Der  Weltkrieg  und  das 
Kriegsrecht.)  Budapest  1916.  Toldi 
Lajos.  90  S.  Kr.  3, — .  —  Es  wird  in 
diesem  Buche  das  geltende  Recht 
der  Kriegführung  vom  Standpunkt 
des  Völkerrechts  besprochen.  — z — 

K  li  b  a  n  s  k  i ,  H.,  Rußlands  Kriegs- 
gesetze gegen  die  feindlichen  Auslän- 
der. (Zeitschrift  für  Völkerrecht.  X. 
Band,  i.  u.  2.  Heft,  S.  62—88.)  Bres- 
lau 1917.     J.  U.  Kern. 

Kriegsgesetze  privatrecht- 
lichen Inhalts,  Die  — .  (Stand 
vom  I.  Dez.  1916).  Erläutert  von  den 
Rechtsanwälten  Dr.  R.  Wassermann 
U.  L.  Erlanger  unter  Mitwirkung  von 
Rechtsanwalt  Dr.  A.  Engel.  3.  Auflage. 
(Schweitzers  Handausgaben  mit  Er- 
läuterungen.) München,  Berlin  u. 
Leipzig  191 7.  J.  Schweitzer  (Arthur 
Scllier).  XIII,  568  S.  M  11,—.  —Eine 
durch  Vorbemerkungen  und  Anmer- 
kungen erläuterte  Zusammenstellung 
der  auf  das  Privatrecht  bezüglichen 
deutschen  Kriegsgesetzgebung.  Der 
Stoff  ist  gegUedert  in:  A.  Allgemeine 
Kriegsnotgesetze,  B.  Sonderrecht  der 
Kriegsteilnehmer,  C.  Maßnahmen  gegen 
das  Ausland.  Angefügt  ist  noch  ein 
kurzer  Abschnitt  über  den  Rechts- 
zustand in  den  besetzten   Gebieten. 


K  ü  b  e  r  t ,  Dr.  jur.  Richard,  Ge- 
schäftsführender Sekretär  d.  österr. 
Markenschutzverbandes,  Völkerrechts- 
Handbuch  für  den  Österreichisch-Unga- 
rischen Außenhandel.  Wien  u.  Leipzig 
1916.  Wilhelm  Braumüller.  IX,  290  S. 
M  6, — . 

P  i  1 1  e  t ,  Prof.  Antoine,  La  Guerre 
actuelle  et  le  Droit  des  Gens.  (Extrait 
de  la  Revue  Generale  de  Droit  Inter- 
national Public.)  Paris  1916.  A.  Pe- 
done.  131  S.  —  Erörterung  der  grund- 
legenden Probleme  des  Land-  und  See- 
kriegsrechts auf  Grund  der  Erfahrun- 
gen des  Weltkrieges,  sowie  Aufstellung 
neuer  Richtlinien.  Im  einzelnen  werden 
besonders  behandelt  die  Rechtswir- 
kungen des  Kriegszustandes,  Kom- 
battanten und  Nichtkombattanten, 
erlaubte  und  verbotene  Waffen,  Be- 
handlung des  Eigentums  und  Neutra- 
lität. — ^rg. 

Ploennies,  Wilhelm  von,  Das 
Kriegsrecht  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts in  Beziehung  auf  den  Genfer 
Kongreß.  (Nach  einem  Sonderdrucke 
Großherzoglich  Hessischer  Hofbiblio- 
thek neu  herausgeg.  u.  zeitgemäß  er- 
läutert V.  Georg  Redel.)  Darmstadt 
1916.  Falken- Verlag.  112  S.  —  Eine 
Neuausgabe  der  1864  veröffentlichten 
Studie  des  hessischen  Militärschrift- 
stellers Wilhelm  von  Ploennies  mit 
Glossen  des  Herausgebers  und  einer 
Bibliographie  der  sämtlichen  Werke 
Wilhelm  von  Ploennies'.        — cm — 

Prize  Gases,  Lloyd's  Reports  of  • — . 
Heard  before  and  decided  by  the  Right 
Hon.  Sir  Samuel  Evans  P.  C.,  LL.  D., 
during  the  European  War  which  began 
in  August,  191 4.  Reprinted  from 
,, Lloyd's  List"  by  Direction  of  the 
Committee  of  Lloyd's.  Edited  by  John 
Bridge  Aspinall  of  the  Middle  Temple, 
Barrister-at-Law.  Vol.  I.  London 
1915.  XV,  420  S.  —  Enthält  15  Prisen- 
verhandlungen aus  der  Zeit  von  Sept. 
191 4  bis  März  191 5  vor  dem  englischen 
Prisenrichter  Sir  Samuel  Evans,  die 
zuerst  in  ,, Lloyd's  List"  erschienen 
sind.  — rg. 

Recueil  de  Rapports  sur  les 
diff6rents  Points  du  Pro- 
gramme-Minimum. (Organisa- 
tion Centrale  pour  une  Paix  durable.) 
Den  Haag  1916.  Martinus  Nijhoff. 
I.  Teil:  VI,  IV,  362  S.,  2.  Teil:  VIII, 
VI,    355    S.    —   Enthält    35    Berichte 
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über  ungsfähr  alle  Probleme  der 
internationalen  Organisation  von  meist 
bekannten  Persönlichkeiten  der  ver- 
schiedensten Länder,  u.  a.  von  Schük- 
king,  Lammasch,  Eduard  Bernstein. 
Abgesehen  von  den  mehr  juristischen 
Fragen  sind  die  Probleme  der  Natio- 
nalitäten, der  offenen  Tür,  der  parla- 
mentarischen Kontrolle  der  auswär- 
tigen Politik,  der  Rüstungen,  der  Ver- 
staatlichung der  Kriegsindustrie  und 
des  ökonomischen  Boykotts  als  Zwangs- 
mittel behandelt.  Die  Berichte  sind  in 
deutscher,  französischer  oder  eng- 
lischer Sprache  geschrieben.  — rg. 
S  o  p  r  a  n  o  ,  Prof.  Enrico,  La  Ma- 
teria di  Commercio  nella  nostra  Legis- 
lazione  di  Guerra.  (Rassegna  Legisla- 
tiva  191 4 — 1915-)  Prolusione  per 
l'anno  accademico  1915 — 1916  nella 
R.  Universitä  di  Napoli.  Mailand  191 6. 
Societä  Editrice  Libraria.  36  S.  — 
Eine  kurze  systematische  Übersicht  über 
die  das  Geschäftsleben  betreffende  italie- 
nische Kriegsgesetzgebung.        — s — 


Völkerrechtliche  Urkunden 
des  Weltkrieges.  Herausgeg. 
V.  Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Niemeyer 
u.  Dr.  Strupp.  I.  Bd.  Politische  Ur- 
kunden zur  Vorgeschichte.  (Jahrbuch 
d.  Völkerrechts.  III.  Bd.)  München 
u.  Leipzig  1916.  Duncker  &  Humblot. 
796  S.  M  20, — .  —  Der  vorliegende 
Sonderband  des  Jahrbuchs  des  Völker- 
rechts ist  der  erste  einer  auf  drei  Bände 
berechneten  Sammlung  aller  auf  den 
Weltkrieg  bezüglichen  Aktenstücke  und 
Dokumente  völkerrechtlich  erheblichen 
Inhalts.  Er  umfaßt  die  politipchen  Ur- 
kunden zur  Vorgeschichte  und  An- 
fangsgeschichte des  Krieges,  beginnend 
mit  den  sogen,  belgischen  Papieren  bis 
zur  Reichskanzlerrede  vom  2.  Dezem- 
ber 191 4.  Beigegeben  ist  dem  Buche 
ein  zeitlich  geordnetes  Urkunden- 
register und  ein  Verzeichnis  der  im 
Urkundenregister  und  in  den  Urkun- 
den   vorkommenden    Staatsmänner. 


17.  Privates  und  öffcntlidics  Recht  (soweit  nicht  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 

Eppstein,  Dr.  phil.  Georg  v.,  Der  Einfluß  des  ungarischen. 
Staatsrechts  auf  die  Rechtsstellung  der  Doppel- 
monarchie.      Detmold    191 7.       Verlag     Meyers     HofbuchdruckereL 

157  s. 

Verfasser  hat  sich  zum  Ziele  gesetzt,  den  Einfluß  der  ungarischen  Ver- 
fassungsentwicklung nicht  nur  auf  die  Monarchie  der  Habsburger,  sondern 
insbesondere  auf  Österreich  nachzuweisen.  Er  kommt  dabei  zu  dem  Schlüsse: 
,, Österreichisches  Staatsrecht  war  einmal  österreichisch-ungarisches  Staats- 
recht, heute  könnte  man  vielleicht  mit  weit  mehr  Recht  das  ungarische 
Staatsrecht  als  österreichisch-ungarisches  Staatsrecht  definieren."  Er  geht 
zwar  auf  ältere  Epochen  zurück,  findet  aber  mit  Recht  besonders  im  Erbfolge- 
gesetz von  1722 — 1723,  in  der  Gesetzgebung  von  1848  und  in  dem  Ausgleich 
von  1867  die  besten  Stützen  seiner  These.  Es  ist  ja  gewiß,  daß  das  absoluti- 
stische Österreich  dem  konstitutionellen  Ungarn  einen  wichtigen  Teil  seines 
Verfassungslebens  verdankte,  und  daß  der  Ausgleich,  den  ja  Ungarn  geschaffen 
hat,  zu  seiner  Handhabung  ein  konstitutionelles  Österreich  forderte.  Diese 
Hegemonie  —  wenn  sie  existiert  —  bezieht  sich  aber  jedenfalls  nur  auf  das 
Staatsrecht.  Wirtschaftlich  ist  wohl  das  Gegenteil  der  Fall.  Für  Ungarn 
standen  immer  die  staatsrechtlichen  Formeln  in  erster  Linie  und  ihrethalben 
wurden  die  wirtschaftlichen  und  finanziellen  Interessen  oft  wissentlich 
hintangesetzt.  Da  nun  Österreich  wirtschaftHch  höher  steht,  auf  diesem 
Gebiete  eine  größere  Tradition  besitzt  und  im  allgemeinen  über  größere  Fach- 
kenntnis verfügt,  so  sind  die  Bestimmungen  des  sog.  wirtschaftlichen  Aus- 
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gleiches  nicht  nur  im  ganzen  für  Österreich  günstiger,  sondern  ihr  Text 
in  allen  Variationen  Seit  einem  halben  Jahrhundert  großenteils  österreichi- 
scher Herkunft.  Ungarn  begnügte  sich  fast  immer  mit  dem  Rechts  vor  behalt 
und  hat  dann,  sobald  sein  Recht  anerkannt  war,  sachlich  nachgegeben.  So 
hat  es  die  Deckung  eines  Teiles  der  österreichischen  Staatsschuld  „aus 
Billigkeitsgiünden"  übernommen.  So  hat  es  sein  Recht,  in  Zoll-  und 
Handelsangelegenheiten  unabhängig  vorzugehen,  stets  aufs  bestimm- 
teste verkündigt  und  in  Gesetzen  ausgesprochen,  hat  aber  nie  da- 
von faktisch  Gebrauch  gemacht.  Seit  1899  steht  es  gesetzlich  auf  dem 
Boden  des  selbständigen  Zollgebietes;  seit  1907  hat  es  einen  Zoll  ver- 
trag und  kein  Zollbündnis  mehr  mit  Österreich.  Dabei  ist  aber  der  ,, auto- 
nome" ungarische  Zolltarif  dem  ,, autonomen"  österreichischen  Wort  für 
Wort  entsprechend.  Es  ist  gewiß  nicht  im  Plan  des  Verfassers  gelegen,  sonst 
hätte  er  neben  den  Bestimmungen  des  Ausgleiches  auch  sein  Funktionieren 
darstellen  müssen,  um  die  Wirklichkeit  zu  schildern.  Denn  ebenso  steht  es 
mit  dem  selbstverständlichen  Rechte  Ungarns  auf  eine  Notenbank  usw. 
Die  Aufnahme  der  Barzahlungen  hat  Ungarn  stets  gefordert  und  Österreich 
stets  vereitelt,  und  welche  Folgen  diese  Weigerung  nach  sich  zieht,  liegt 
nun  nur  zu  klar  zu  Tage.  Jedenfalls  ist  es  dankenswert,  daß  der  Verfasser 
dem  Leserkreis  den  authentischen  Text  der  auf  den  Ausgleich  und  das  wirt- 
schaftliche Verhältnis  bezüglichen  Gesetze  mitteilt.  Sie  können,  gerade  bei 
den  jetzt  im  Gange  befindlichen  Verhandlungen  dazu  dienen,  wenigstens 
Ungarns  Recht  ersichtlich  zu  machen.  Wie  weit  es  bereit  ist,  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  zu  machen,  ist  freilich  auch  jetzt  fraglich.  Die  Dar- 
stellung der  früheren  Epochen,  seit  der  Regierung  der  Habs  burgischen  Dy- 
nastie, beruht  auf  einem  eingehenden  Studium  der  Literatur  und  zum  Teil 
auch  der  Quellen  und  ist  geeignet,  viele  eingewurzelte  Vorurteile  und  Mißver- 
ständnisse zu  zerstören.  Verfasser  meint  (S.56,  N0.46) :,, Durch  diePragmatische 
Sanktion  und  die  damit  verbundenen  Gesetzartikel  bildete  Ungarn  mit  den 
andern  Ländern  der  Habsburgischen  Krone  (?)  ein  Zollgebiet".  Keineswegs. 
In  dem  Erbfolgegesetz  und  den  damit  verbundenen  Gesetzartikeln  ist  nur  von 
der  Union  mit  den  Erbländern  ,,auch  gegen  auswärtige  Gewalt"  die  Rede, 
aber  kein  Wort  von  Zoll,  Handel  usw.  Ungarn  bildete  bis  1850  ein  selbst- 
ständiges Zollgebiet.  Freilich  wurde  die  Zollpolitik  seit  Maria  Theresia  ein- 
seitig, von  Wien  aus,  zum  Schaden  Ungarns  geleitet.  Diese  Zollpolitik  hatte 
die  noch  jetzt  streitenden  beiden  Richtungen  der  sog.  Wirtschaftspolitik 
zur  Folge.  Die  eine  forderte  Seit  1807  die  freie  Einfuhr  nach  Österreich, 
also  gemeinsames  Zollgebiet.  Die  andere,  besonders  seit  1840  erstarkt, 
forderte  ein  besonderes  Zollgebiet,  in  welchem  aber  Ungarn  selbst,  zum 
Schutze  seiner  Industrie,  die  Zollsätze  bestimmen  sollte. 

Heinrich  Marczali  (Budapest). 

Lang,  Dr.  Erwin,  Die  Haftung  des  Emittenten  gegenüber 
dem  Erwerber  von  Wertpapieren  nach  schweize- 
rischem Recht.  (70.  Heft  der  Abhandlungen  zum  schweizerischen 
Recht,    herausgegeben    von  Dr.  Max    Gmür,    Professor   der   Rechte    an 
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der    Universität    Bern).     Bern    1916.       Stämpfli    &    Cie.,    VII,    126    S. 

M  3,50. 

Aus  dem  weitgreifenden,  aber  noch  nicht  genügend  durchgearbeiteten 
Rechte  der  Emission  von  Wertpapieren  behandelt  der  Verfasser  wohl  mit 
den  wichtigsten  Abschnitt,  die  Haftung  des  Emittenten.  Er  baut  seine  Ab- 
handlung auf  sein  heimisches  —  schweizerisches  —  Recht  auf.  Diese  Frage 
scheint  für  die  Schweiz  im  Hinblick  auf  die  in  der  letzten  Zeit  erlittenen 
großen  Verluste  an  Wertpapieren  besonders  wichtig  und  auch  deshalb  prak- 
tisch zu  sein,  weil  die  Haftung  des  Emittenten  nach  schweizerischem  Rechte 
im  wesentlichen  nur  aus  allgemeinen  Vorschriften  abgeleitet  werden  kann. 
Die  Grundsätze  der  Publizität  hinsichtlich  der  Verhältnisse  des  An- 
leiheschuldners pp.  und  der  Verantwortlichkeit  des  Emittenten,  für  den  In- 
halt des  Prospekts,  auf  dem  das  deutsche  Recht  vorwiegend  beruht  und 
auch  das  englische  Emissionsrecht  mit  aufgebaut  ist,  finden  sich  im  schweize- 
rischen Recht  nur  in  rudimentärer  Gestaltung.  Im  Bundesrechte  ist  die  Publi- 
zität bis  jetzt  nicht,  im  kantonalen  Rechte  nur  ganz  unvollkommen  geregelt. 
Demgegenüber  ist  auf  die  scharfen  Bestimmungen  des  deutschen  Aktien- 
rechts und  vor  allem  des  Börsen- Gesetzes  (Prospekt-Zwang  und  Prospekt- 
Haftung)  zu  verweisen.  Auch  im  Schrifttume  der  Schweiz  sind  die  von  Lang 
bearbeiteten  Fragen  recht  kümmerlich  behandelt.  Umsomehr  ist  seine  Arbeit 
zu  begrüßen,  die  auch  für  den  deutschen  Juristen  bei  den  engen  wirtschaft- 
lichen Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  für  manchen 
praktischen  Fall  wertvolles  Material  bietet.  Erfreulich  ist  aus  der  Langschen 
Schrift  zu  ersehen,  wie  befruchtend  die  deutsche  Jurisprudenz  auf  die  schwei- 
zerische einwirkt. 

Justizrat  Dr.  Ludwig  Wertheimer    (Frankfurt  a.  M.) 


B  o  z  i ,  Dr.  Alfred,  Im,  Kampfe  um 
ein  erfahrungswissenschaftliches  Recht. 
Gemeinverständliche  Aufsätze  zur  Ju- 
stizreform. Leipzig  191 7.  Unesma 
G.  m.  b.  H.  XV,  196  S.  M.  3,80.  — 
Zusammenstellung  früher  erschienener 
Aufsätze.  Bozi  tritt  dafür  ein,  die 
naturwissenschaftlichen  Methoden  als 
Methoden  des  Erkennens  für  die  Recht- 
sprechung zu  benutzen.  Demgemäß 
beantragt  er  eine  Reihe  von  Justiz- 
reformen. — rg. 

Code  de  Commerce  suivi  des 
Lois  commerciales  et  in- 
dustrielles. Avec  Annotations 
d'apres  la  Doctrine  et  la  Jurisprudence. 
Renvois  aux  ouvragcs  de  MM.  Dalloz, 
public  sous  la  direction  de  MM.  Gaston 
Griolet,  Docteur  en  droit,  et  Charles 
Verge,  Maltre  des  requ6tes  honoraire. 
Avec  la  collaboration  de  M.  Henri 
Bourdcaux,  Juge  d'Instruction  au  Tri- 
bunal de  la  Seine.  50.  Edition,  revue, 
corrigee  et  augment6e.    (Petite  CoUec- 


tion  Dalloz.)  Paris  1917.  Dalloz. 
VII,  426,  40  S.  Geb.  Eres.  5, — .  — 
Eine  Ausgabe  des  französischen  Han- 
delsgesetzbuchs in  bequemem  Taschen- 
format und  mit  kurzem  Kommentar. 
Beigefügt  ist  der  Abdruck  einer  großen 
Zahl  anderer  Gesetze,  die  für  das  Ge- 
schäftsleben von  Bedeutung  sind. 

— s — 

Dumreicher,  Dr.  jur.  Fr.  von, 
Die  ausländischen  Versicherungsgesell- 
schaften nach  türkischem  Recht.  (Blät- 
ter f.  vergleichende  Rechtswissenschaft 
u.  Volkswirtschaftslehre.  XII.  Jahrg., 
No.  6,  7  u.  8,  S.  195 — 205.)  Mannheim, 
Berlin,  Leipzig  1917.      J.  Bensheimer. 

Jogällam,  (Rechtsstaat),  Festnum- 
mer des  — .  Herausgeg.  anläßlich  der 
konstituierenden  Versammlung  d.  un- 
garischen waffenbrüderlichen  Vereini- 
gung (Magyar  Bajtärsi  Szövetseg)  von 
Dr.  Ferdinand  Baumgarten  u.  Dr.  Sig- 
mund Gyomai.  XVI.  Jahrg.  Budapest 
1916.      IV,   176   S.      Jährl.   Bczugspr. 
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f.  10  Hefte  Kr.  30, — .  Preis  des  vor- 
liegenden Doppelheftes  Kr.  7, — .  — 
Die  Zeitschrift  erscheint  im  allgemei- 
nen nur  in  ungarischer  Sprache.  Die 
vorliegende,  ausnahmsweise  in  deut- 
scher Sprache  herausgegebene  Fest- 
nummer enthält  die  folgenden  Auf- 
sätze :  Die  Rechtsverhältnisse  Ungarns 
und  das  Zusammenwirken  der  mittel- 
europäischen Juristen.  Von  Franz 
V.  Nagy.  —  Der  Kriegsgefangene  und 
das  internationale  Recht.  Von  Julius 
V.  Wlassics.  —  Die  Rechtsnatur  des 
Verhältnisses  Österreichs  und  Ungarns. 
Von  Graf  Albert  Apponyi.  —  Die  unga- 
rische Verwaltungsreform.  Von  Gustav 
V.  Ladik.  —  Der  ungarische  Zivilkodex 
und  der  Krieg.  Von  Gustav  v.  Szäszy- 
Schwarz.  —  Die  ungarische  Zivilprozeß- 
ordnung und  das  deutsche  Zivilprozeß- 
recht. Von  Armin  Fodor.  —  Reform 
des  Patentrechtes  in  Ungarn.  Von 
Rudolf  Schi'Ster.  —  Die  ungarische 
Rechtsanwaltschaft.  Von  Illes  Polläk. 
—  Die  Entwicklung  des  ungarischen 
Strafrechtes  in  den  letzten  zehn  Jahren. 
Von  Paul  V.  Angyal.  —  Das  ungarische 
Strafgesetzbuch  und  der  deutsche 
Kommissionsentwurf.  Von  Rustem 
Vämbery.  —  Zur  Reform  des  unga- 
rischen Straf  rechtes.  Von  Aurel  Len- 
gyel.  —  Grund züge  der  ungarischen 
Zwangsausgleichsordnung.  Von  Artur 
Meszleny.  — ■  Handelsrechtliche  Judi- 
katur. Von  Ferdinand  Baumgarten. 
M  a  t  h  i  e  s  ,  Dr.  Otto,  Syndikus  d. 
Handelskammer  Hamburg,  Die  Be- 
schränkungen der  Gewerbe-  und  Han- 
delsfreiheit in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten.    (Abhandlungen    des    Ham- 


burgischen Kolonialinstituts.  Band 
XXIX.  [Reihe  A,  Band  5.])  Ham- 
burg 1916.  L.  Friederichsen  &  Co. 
XV,  130  S.     M,  3,—. 

Osterrieth,  Prof.  Dr.  Albert, 
Der  Ausbau  des  gegenseitigen  gewerb- 
lichen Rechtsschutzes  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Deutschland  (Ge- 
werblicher Rechtsschutz  u.  Urheber- 
recht. 21.  Jahrg.,  No.  8 — 10,  S.  201 
— 210.)     Berlin  1916.     Carl  Heymann. 

Wachenfeld,  Geh.  Justizrat  Prof. 
Dr.  F.,  Internationalisierung  oder 
Nationalisierung  des  deutschen  Straf- 
rechts ?  (Archiv  f.  Rechts-  u.  Wirt- 
schaftsphilosophie. X.  Band,  Heft  i, 
S.  14 — 26.)  Berlin  u.  Leipzig  1916. 
Dr.  Walthcr  Rothschild. 

Wolfe,  Archibald  J.,  Commer- 
cial  Agent  of  the  Department  of  Com- 
merce. In  CoUaboration  with  Edwin 
M.  Borchard,  Law Librarian,  Library 
of  Congress:  Commercial  Laws  of  Eng- 
land, Scotland,  Germany,  and  France. 
(Department  of  Commerce,  Bureau  of 
Foreign  and  Domestic  Commerce.  Spe- 
cial Agents  Series  No.  97.)  Washington 
1915.  127  S.  —  Die  Schrift  enthält 
insbesondere  eine  Darstellung  einzelner 
Partien  des  deutschen  und  des  franzö- 
sischen Handelsrechts,  und  zwar  sind 
vor  allem  solche  Gegenstände  behan- 
delt, die  für  amerikanische  Firmen,die 
nach  jenen  Ländern  Geschäfte  treiben 
und  dort  Filialen  begründen  wollen, 
von  Wichtigkeit  sind.  Außerdem  ent- 
hält das  Heft  noch  kürzere  Angaben 
über  englisches  und  schottisches  Recht 
unter  dem  gleichen   Gesichtspunkt. 


18.  Diplomatie  und  Konsulatswcsen. 


Begbie,  Harold,  The  Vindication 
of  Great  Britain.  A  Study  in  Diplo- 
macy  and  Strategy  with  Reference  to 
the  lUusions  of  her  Critics  and  the 
Problems  of  the  Future.  With  three 
Illustrations.  3rd  Edition.  London 
1916.  Mcthuen  &  Co.,  Ltd.  XV,  302  S. 
—  Die  Arbeit,  die  dem  Andenken 
Eduards  VII.  gewidmet  ist,  erstrebt 
im  wesentlichen  eine  Rechtfertigung 
der  Amtstätigkeit  des  ehemaligen 
Kriegsministers  und  Lordkanzlers  Lord 
Haidane  in  der  Zeit  von  1905  bis  1912, 
in  der  er  das  englische  Heerwesen  neu 
organisierte  und  die  Expeditionsarmee 


von  80  000  Mann  auf  einen  Stand  von 
170  000  brachte,  und  behandelt  aus- 
führlich seine  beiden  Berliner  diplo- 
matischen Missionen  im  Februar  191 2 
und  zuvor  im  Jahre  1906,  von  der  er 
den  Moltkeschen  Grundsatz  schneller 
Mobilmachung  als  Geheimschlüssel  zum 
Erfolg  in  der  Kriegführung  der  Neu- 
zeit mit  heimbrachte.  — u — 
Unser  diplomatischer  Schutz 
in  Kriegszeit  (Stand  vom  Ok- 
tober 191 6).  (Zeitschrift  für  Völker- 
recht. X.  Band,  i.  u.  2.  Heft,  S.  166 
— 167.)     Breslau  1917.     J.  U.  Kern. 
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19.  Versdiiedencs. 

Dyes,  Dr.  Wilhelm  A.,  Ist  Bergbau  als  Industrie  oder  als 
Spekulation,  zu  betrachten?  Vortrag,  gehalten  auf  der  Sitzung 
der  Gesellschaft  Deutscher  Metallhütten-  und  Bergleute  am  lo.  Januar 
1916  zu  Berlin.  (Rück-  und  Ausblick  auf  Londoner  Minenfinanz.)  Halle 
1916.     Wilhelm  Knapp.     36  S.    M  1,50, 

Das  Büchlein,  das  aus  einem  Vortrag  hervorgegangen  ist,  behandelt  die 
hauptsächlichsten  Finanzgesellschaften  und  die  Minen,  über  die  diese 
Gesellschaften  die  Kontrolle  ausüben.  Weiter  werden  Angaben  gemacht 
über  die  großen  Goldproduzenten  in  Südafrika  und  Alaska,  Rhodesien, 
Westafrika,  Westaustralien,  Indien  und  den  Vereinigten  Staaten.  Daneben 
haben  Silberminen,  Zinngewinnung  und  Zinnminen,  Wolfram-,  Zink-, 
Kupfer-  und  Nickelerze  Berücksichtigung  gefunden.  Das  Buch  stellt 
eine  wertvolle  Materialsammlung  dar,  welche  einen  Einblick  gewährt  in  die 
weite  Ausbreitung  der  Spekulation  in  Minenwerten.  Die  ganze  Minenindustrie 
ruht  nach  Dyes  auf  äußerst  unsoliden  Grundlagen.  Der  Verfasser  schätzt 
die  gesamten  Verluste,  die  deutsche  Kapitalisten  und  Spekulanten  in  süd- 
und  westafrikanischen,  rhodesischen  und  anderen  Londoner  Minenwerten 
erlitten  haben,  auf  annähernd  eine  Milliarde  Mark. 

Dr.  A.  Hillringhaus   (Charlottenburg). 

Labadie,  Jean,  L'Allemagne  a-t-elle  le  Secret  de  l'Orga- 
nisation?  Paris  1916.  BibHotheque  de  l'Opinion.  XXII,  281  S. 
Frcs.  3,50. 

Dies  Buch,  in  dem  etwa  vierzig  der  bedeutendsten  Köpfe  im  heutigen 
Frankreich  ihre  Ansichten  in  kurzer  Fassung  dargelegt  haben,  besitzt  schon 
deshalb  den  Anspruch,  von  Staatsmännern,  Philosophen,  Publizisten  sorg- 
fältig gelesen  zu  werden.  Die  Sprache  zeigt  selten  eine  Entgleisung  auf  die 
Bahn  der  Voreingenommenheit  gegen  Deutschland;  das  Bestreben,  sachlich 
zu  denken  und  zu  urteilen,  ist  beinahe  überall  erkennbar.  (Eine  Ausnahme 
macht  Joseph  Reinach:  die  Reinach  sind  Frankfurter,  die  erst  1873  von 
Thiers  naturalisiert  wurden.)  Die  Erörterungen  beziehen  sich  zunächst 
auf  die  ,, Organisation"  in  Deutschland  und  ihre  Ursachen;  vielfach  anknüp- 
fend an  eine  Äußerung  des  Leipziger  Professors  Ostwald,  die  anscheinend 
Deutschland  allein  die  Gabe  der  Organisation  zuweisen  will.  (Maurice  Colrat 
sagt  in  der  Vorrede  des  Buches:  ,, Professor  Ostwald  ist  mehr  besorgt  um  die 
Dynamik  als  um  die  Ethik.  Sonst  wäre  er  kein  guter  Deutscher".  Solche 
Entgleisungen  sind  jedoch  selten  in  dem  Buch.)  —  Philosophie,  Wissen- 
schaft, Politik,  Religion  werden  von  den  zeitgenössischen  französischen 
Koryphäen  auf  diesen  Gebieten  besprochen.  Der  berühmteste  Kanzel- 
redner Frankreichs,  P.  Jan  vier,  (er  erzählt:  Ein  deutscher  Offizier,  der  im 
Krankenhaus  Val  de  Gräce  in  Paris  verwundet  lag,  antwortete  eines  Tages 
auf  eine  diesbezügliche  Frage :  ,,Der  Kaiser  täuscht  sich  niemals"),  und  der 
Präsident  der  Vereinigten  Reformierten  Kirchen  Frankreichs,  Pastor  Couve, 
besprechen  die  religiöse  und  philosophische  Entwicklung  als  Quellen  der 
deutschen  Organisation.     Alle  Parteien  und  aUe  Stimmungen  kommen  zu 
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Wort.    Das  Buch,  dem  Veröffentlichungen  derselben  Art  folgen  sollen,  bietet 
eine  vortreffliche  Gelegenheit,  sich  über  die  geistigen  Strömungen  in  Frank- 


reich zu  unterrichten. 

Austria  Nova,  Wege  in  Öster- 
reichs Zukunft.  Herausgeg.  v.  d.  Re- 
daktion d.  Monatsschrift  f.  Politik  u. 
Kultur  „Das  Neue  Österreich".  Wien 
u.  Leipzig  191 6.  Wilhelm  Braumüller. 
X,  318  S.  —  Eine  Sammlung  von 
politischen  und  wirtschaftspoliti- 
schen Programmaufsätzen  mit  katho- 
lischer Tendenz.  Hier  seien  folgende 
Aufsätze  genannt :  Lammasch, 
Christentum,  Völkerrecht  und  Frie- 
denserhaltung ;  P  e  s  c  h  ,  Der  Soli- 
darismus  als  Grundprinzip  eines  orga- 
nischen Aufbaues  der  modernen  Volks- 
wirtschaft ;  W  a  i  t  z  ,  Die  Lehren  des 
Weltkrieges  für  die  Arbeiterbewegung; 
Schoepfer,  Österreichs  Agrar- 
reform nach  dem  Krieg ;  W  i  1 1  e  k  , 
Aufgaben  und  Ziele  unserer  Handels- 
politik ;  Weichs-Glon,  Über 
unsere  Handels-  und  Verkehrspolitik. 

— s — 

Below,  Georg  von.  Die  deutsche 
Geschichtsschreibung  von  den  Be- 
freiungskriegen bis  zu  unseren  Tagen. 
Geschichte  u.  Kulturgeschichte.  Leip- 
zig 1916,  QueUe  &Meyer.  XIII,  184  S. 

M  3,50- 

Berg-  und  H ü t t e n k a 1 e n d e r 
für  das  Jahr  1917.  Begründet 
V.  Dr.  Aug.  Huyssen,  Kgl.  Oberhaupt- 
mann a.  D.  62.  Jahrg.  Essen  1917. 
G.  D.  Baedeker.  249  S.  M,  4, — .  — 
Enthält  außer  technischen  Notizen  die 
Personalien  der  Bergbaubehörden  in 
den  verschiedenen  deutschen  Bundes- 
staaten. — s — 

Chlebnikoff,  W.,  Bitwy  1915 
— 1917  g.  Nowoje  utschenije  o  woinie. 
(Die  Schlachten  von  1915 — 1917. 
Eine  neue  Lehre  vom  Kriege.) 
Petersburg  191 5.  Shurawlj.  24  S. 
30  Kop.  —  Historische  Zahlenreihen 
und  Naturerscheinungen  werden  dem 
Verfasser  zu  kabalistischen  Zeichen, 
aus  denen  er  die  Zukunft  voraussagen 
zu  können  meint.  Das  Buch  ist  eine 
von  den  vielen  Neuerscheinungen  der 
russischen  okkultistischen  Literatur, 
die  in  den  letzten  Jahren  ganz  beson- 
ders starke  Blüten  treibt.  vv. 

D  e  b  i  d  o  u  r  ,  A.,  Professeur  ä  la  Fa- 
cult6  des  lettres  de  rUniversit6  de 
Paris,  Histoire  Diplomatique  de  l'Eu- 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 


Ferdinand 
depuis    le 


Moos    (Beilin). 
Congr^s    de    Berlin 


rope, 

jusqu'ä,  nos  jours.  Premiere  Partie. 
La  Paix  Armee  (1878 — 1904).  Preced6e 
d'une  preface  de  M.  Leon  Bourgeois. 
(Bibliotheque  d 'Histoire  Contempo- 
raine.)  Paris  1916.  F61ix  Alcan.  XII, 
359   S.     Frcs.  7,—. 

D  i  h  1  m  a  n  n  ,  Baurat  E.,  Werner  Sie- 
mens. Seine  Person  und  sein  Werk. 
39  S.  —  Wiedergabe  einer  Festrede, 
die  der  Verfasser,  einer  der  Direktoren 
der  Siemens- Schuckertwerke,  im  Ver- 
waltungsgebäude der  Siemens- Werke 
aus  Anlaß  der  hundertsten  Wiederkehr 
des  Geburtstages  von  Werner  Siemens 
(13.  Dez.  1916)  gehalten  hat.  Sie  bietet 
eine  kurze  Skizze  seines  Lebensganges 
und  Lebenswerkes.  — s — 

Elements  of  Reconstruction, 
The  — .  A.  Series  of  Articles  Contri- 
buted  in  July  and  August  191 6  to 
„The  Times".  With  an  Introduction 
by  Viscount  Milner.  2nd  Impression. 
London  1916.  Nisbet  &  Co.,  Ltd. 
120  S.  sh.  1/ — .  —  Diese  kleine  Samm- 
lung einer  Reihe  in  der  Times  ver- 
öffentlichter Aufsätze  beschäftigt  sich 
mit  der  Frage  der  englischen  Wirt- 
schaftspolitik nach  dem  Kriege,  wie 
mit  der  Frage  des  Verhältnisses  zwi- 
schen Arbeiter  und  Unternehmer  und 
der  Reform  des  Unterrichtswesens. 
Wenn  sie  auch  protektionistische  An- 
schauungen vertreten,  zeichnen  sie  sich 
doch  durch  eine  gewisse  Zurückhaltung 
gegenüber  anderen  enghschen  Presse- 
stimmen aus.  — st — 

Elpons,  Carola  Muhsin6  Fa- 
sil  Bey  von,  Dozentin  der  tür- 
kischen Sprache,  Türkische  Sprach- 
lehre. Praktische  Anleitung  zum 
schnellen  und  sicheren  Erlernen  der 
Türkischen  Sprache  für  den  Schul-  und 
Selbstunterricht.  VI,  119  S.  JlH,  3, — . 
—  Schlüssel  zur  Türkischen  Sprach- 
lehre. 24  S.  M,  I, — •  Berlin  1916. 
Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen). 

E  n  g  1  i  §  ,  a.  o.  Prof.  Dr.  Karl,  Die 
Verbrauchswirtschaft  von  65  Lehrer- 
familien in  Mähren.  (Statistische  Mo- 
natsschrift. Neue  Folge,  21.  Jahrg., 
Heft  8,  S.  429 — 481.)  Brunn  1916. 
Friedr.  Irrgang. 

Facts    about    Land.     A  reply  to 
10 
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,,The  Land",  the  report  of  the  Un- 
official  Land  Enquiry  Committee. 
Prepared  by  the  Land  Agents'  Society. 
London  1916.  John  Murray.  XVI, 
319  S.  — ■  In  diesem,  Buche  nimmt  die 
Land  Agents'  Society  Stellung  zu  dem 
Berichte  des  ,,Land  Enquiry  Commit- 
tee", indem  sie  die  Ergebnisse  dieses 
Berichtes  und  die  darauf  aufgebauten 
Vorschläge  einer  kritischen  Prüfung 
unterzieht.  Das  Hauptthema  ist  die 
Landarbeiterfrage,  wie  eine  Übersicht 
über  den  Inhalt  zeigt:  Teil  i:  I.  The 
Agricultural  Labourer  and  his  Wage. 
IL  Rural  houring.  III.  The  tied  Cot- 
tage.  Teil  2:  I.  GardcAS,  Allotments 
and  Small  Holdings.  Teil  3:  I.  The 
Cultivation  of  the  Soll.  — st — 

H  a  n  s  1  i  k  ,  Privatdozent  Prof.  Dr. 
Erwin,  Vorstand  des  Instituts  für 
Kulturforschung,  Österreich,  Erde  und 
Geist.  (Schriften  d.  Instituts  f.  Kultur- 
forschung No.  3.)  Wien  1917.  Institut 
f.  Kulturforschung.  164  S.  12  Karten. 
M  3.80. 

H  e  i  n  c  k  e  ,  Prof.  Dr.  F  r.,  Die  inter- 
nationale Mecresforschung  vor  und 
nach  dem  Kriege.  (Internationale  Mo- 
natsschrift f.  Wissenschaft,  Kunst  u. 
Technik.  11.  Jahrg.,  Heft  5,  Sp.  565 
— 592.)  Leipzig  u.  Berlin  1917.  B.  G. 
Teubner. 

Hennessy,  Jean,  Regions  de 
France  (1911 — 1916).  Paris  u.  Zürich 
1916.  Georges  Cres  &  Cie.  VII,  284  S. 
Frcs.  3,50.  —  Hier  liegt  ein  ernstes 
und  lesenswertes  Buch  vor,  das  ein 
Bild  der  politischen  Bestrebungen  in 
Frankreich  gibt,  die  an  Stelle  der 
heutigen  Zentralisierung  der  Verwal- 
tung die  alte  Einteilung  in  Provinzen, 
den  veränderten  Verhältnissen  ange- 
paßt, setzen  wollen.  Nur  soll  anstatt 
des  Wortes  ,, Provinzen"  das  Wort 
,, Regionen"  angewendet  werden.  Diese 
Gedanken  haben  in  Frankreich  einen 
viel  größeren  Anhang,  als  man  im  all- 
gemeinen glaubt.  Dem  Buch  sind  prak- 
tische Vorschläge  in  Form  von  Ge- 
setzesvorlagen usw.  beigefügt.  Auch 
volkswirtschaftliche  Gesichtspunkte 
von  Bedeutung  kommen  zu  Wort. 

— o — 

H  e  r  r  e  ,  Prof.  Paul,  Die  Großmacht. 
Deutsche  Betrachtungen  über  Aus- 
druck, Begriff  und  Wesen.  (Internatio- 
nale Monatsschrift  f.  Wissenschaft, 
Kunst  u.  Technik.  11.  Jahrg.,  Heft  5, 


Sp.  533—564)  Leipzig  u,  Berlin  1917. 
B.  G.  Teubner. 

Holland  Rose,  J.  Litt.  D.,  Natio- 
nality  as  a  Factor  in  modern  History. 
London  191 6.  Rivingston.  XVI, 
208  S.  —  Der  Verfasser  zeigt  das  Natio- 
nalgefühl als  Triebfeder  historischen 
Geschehens  von  seinem  ersten  instinkt- 
mäßigen Auftreten  bis  zur  bewußten 
Manifestation,  sowie  seine  Bedeutung 
als  aufbauende  Kraft  und  zerstörende 
Gewalt  im  modernen  Staatsleben  ein- 
zelner europäischer  Völker.  Die  teils  vor 
dem  Weltkriege,  teils  während  desselben 
geschriebenen  Aufsätze  gipfeln  in  dem 
Versuch,  die  Schuld  des  deutschen 
übertriebenen  und  irregeleiteten  Natio- 
nalgefühls am  Weltkriege  nachzuwei- 
sen, insofern  es,  gestützt  auf  eine 
materialistische  Philosophie,  eine  agres- 
sive  Machtpolitik  gezeitigt  habe.  Wah- 
rer Patriotismus  hingegen,  der  nicht 
in  Rasse,  Sprache  oder  Staatseinheit, 
sondern  in  gemeinsamer  Geschichte 
und  Entwicklung  wurzele,  sei  ein  aus- 
schlaggebender Faktor  für  einen  dauer- 
haften Frieden  —  er  ,,ist  die  Grund- 
lage kosmopolitischer  Ideale".     — 1. 

Horten,  Prof.  Dr.  M.,  Privatdozent 
für  orientalische  Philologie,  Einfüh- 
rung in  die  türkische  Sprache  und 
Schrift.  Halle  a.  S.  191 6.  Max  Nie- 
meyer.    XI,   167  S.     M  4, — . 

Hurley,  Edward  N.,  Chairman, 
Federal  Trade  Commission,  Awaken- 
ing  of  Business.  New  York  191 7. 
Doubleday,  Page  &  Co.  XVI,  240  S. 
$  2, — .  —  Die  Schrift  bietet  in  ihrem 
ersten  Teil  eine  Reihe  von  populären 
Aufsätzen  über  Fragen  der  Geschäfts- 
organisation (,,how  businessmen  can 
help  thcmselves"),  im  zweiten  Teile 
ebensolche  Ausführungen  über  staat- 
liches Eingreifen  in  das  Geschäftsleben 
mit  besonderem  Hinblick  auf  die  Tätig- 
keit  der    Federal   Trade    Commission. 

— s — • 

Intention,  reine  Absicht  u. 
Wahrhaftigkeit,  Über  — .  Das 
37.  Buch  von  Al-Gazäli's  ,, Neubelebung 
der  Religionswissenschaften".  Über- 
setzt u.  erläutert  von  Hans  Bauer. 
(Islamische  Ethik,  Heft  i.)  Halle  a.  S. 
1916.  Max  Niemeyer.  X,  93  S.  J£  3, — . 

J  a  e  k  e  1 ,  Prof.  Dr.  Otto,  Die  natür- 
lichen Grundlagen  staatlicher  Organi- 
sation.     (Kriegsausgabe.)        Berlin    u. 
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Brüssel  1916.  Selbstverlag  (Bezug: 
Georg  Stilke).     196  S.     JC  2, — . 

Labor  und  Löwe,  Wirtschaftliche 
Demobilisation.  Berlin  "1916.  Kriegs- 
wirtschaf tliche  Vereinigung.  69  S.  J(  I ,— . 

List,  Heinrich  Theodor, 
Deutschland  und  Mitteleuropa.  Grund - 
Züge  und  Lehren  unserer  Politik  seit 
der  Errichtung  des  Deutschen  Reiches. 
Berlin  191 6.  Dietrich  Reimer  (Ernst 
Vohsen).  1148.  M  2,80.  —  Der  Haupt- 
teil des  Buches  wird  durch  den  Unter- 
titel charakterisiert.  Die  nachbis- 
ruarckische  Politik  wird  teilweise  pole- 
misch behandelt,  doch  wird  auch  her- 
vorgehoben, daß  Expansionen,  mit 
denen  man  Rußland  und  England  ins 
Gehege  kam,  nach  Bismarcks  Aus- 
scheiden Lebensfragen  wurden,  was  sie 
vorher  nicht  waren.  Das  Schlußkapitel 
bringt  die  Stellungnahme  zum  mittel- 
europäischen Bund.  List  denkt  sich 
einen  sehr  festen  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsbund  mit  zentraler  Ver- 
waltung. Die  zentrale  Behörde  will  er 
in  der  Mitte  des  Gebiets,  in  Budapest 
domizilieren.  — e — 

Margulies,  Heinrich,  Der 
Kampf  zwischen  Bagdad  und  Suez  im 
Altertum.  (Deutsche  Orientbücherei. 
No.  21.)  Weimar  1916.  Gustav  Kie- 
penheuer. 54  S.  JCi,30.  —  Zwischen 
Bagdad  und  Suez,  dem  alten  Babylon 
und  Memphis,  spielt  sich  nicht  ein 
Wettkampf  um  die  Vorherrschaft  im 
Weltverkehr  ab.  Verfasser  skizziert 
die  Reihenfolge  der  Weltkriege,  die 
sich  durch  das  ganze  Altertum  bis  zum 
Eintreten  Roms  zwischen  dem  Orient 
des  Nordens  und  dem  Orient  des  Sü- 
dens abspielen,  und  die  gewaltsam  das 
Ziel  erstreben,  Babylon  und  Memphis, 
die  beiden  getrennten  Kulturpole,  in 
einem  gemeinsam  regierten  Staats- 
wesen zu  vereinen,  wie  es  vorüber- 
gehend Alexander  dem  Großen  gelang. 
Der  Verfasser  projiziert  geschickt  mo- 
derne Verhältnisse  und  Begriffe  auf 
die  alte  Zeit.  Es  fehlt  aber  der  Schrift 
eine  tiefere  Begründung  und  Schluß- 
folgerung. Die  subjektive  Darstellung 
gibt  ihr  nur  den  Wert  einer  geist- 
reichen Plauderei.  — 11 — 

Martin,  ehester,  Lord  Selkirk's 
Work  in  Canada.  (Oxford  Historical 
and  Litcrary  Studies.  Issued  under 
the  Direction  of  C.  H.  Firth  and  Wal- 
ther   Raleigh,    Professors    of    Modern 


History  and  English  Literature  in  the 
University  of  Oxford.)  Oxford  1916. 
The  Clarendon  Press.  240  S.  —  Ent- 
hält die  Lebensgeschichte  von  Thomas 
Douglas,  dem  fünften  Grafen  von  Sel- 
kirk  (1771 — 1820),  der  zunächst  schot- 
tische Auswanderer  auf  Prince  Ed- 
ward Island  ansiedelte  und  dann  vor 
allem  in  der  Besiedlung  der  Red  River 
Gegend  eine  erhebliche  Rolle  gespielt 
hat,  und  zwar  im  Rahmen  der  Ge- 
schichte der  Hudson  Bay  Company 
und  der  North- Western  Company, 
jener  großen  Pelzhandelsgesellschaften, 
deren  Rivalität  zeitweise  zu  blutigen 
Kämpfen  führte.  — r. 

Marx,  Karl,  u.  Friedrich 
Engels,  Gesammelte  Schriften  von 
—  1852 — 1862.  Herausgeg.  von  N. 
Rjasanoff.  Die  Übersetzungen  aus 
dem  Englischen  von  Luise  Kautsky. 
Stuttgart  191 7.  J.  H.  W.  Dietz  Nachf. 
G.  m.  b.  H.  I.  Band,  LXXIV,  530  S.; 
2.  Band,  XXIV,  551  S.  Preis  jedes 
Bandes  geb.  M,   10, — . 

Maurenbrecher,  Max,  Neue 
Staatsgesinnung.  Ein  Vortrag.  (Tat- 
Flugschriften  Nr.  17.)  Jena  1916.  Eugen 
Diederichs.     37  S.     Ji  0,80. 

Mittwoch,  Prof.  Dr.  Eugen,  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  der  Sprachen- 
frage in  der  Türkei.  (Archiv  f.  Wirt- 
schaftsforschung  im  Orient.  I.  Jahrg., 
Heft  3/4,  S.  317 — 343.)  Weimar  1916. 
Gustav  Kiepenheuer. 

Phillips,  E.  A.  W.,  M.  Inst.  C.  E., 
M.  C.  I.,  British  Trade  and  the  Metrie 
System.  How  to  trade  with  metric 
countries  and  with  Russia  in  ordinary 
British  Units.  London  1916.  Francis 
Griffith.  112  S.  —  Eine  überarbeitete 
Sammlung  bereits  1908 — 191  o  im  In- 
dian  Engineering  erschienener  Aufsätze, 
in  denen  der  Verfasser  den  Nachweis 
zu  erbringen  versucht,  daß  das  eng- 
lische Maß-  und  Gewichtssystem  sich 
an  das  alte  ägyptische  von  ihm  so  be- 
nannte „Triple  System"  anschließt. 
Zweck  der  Aufsätze  ist,  der  während 
des  Krieges  verstärkt  aufgetretenen 
Propaganda  für  die  Einführung  des 
Dezimalsystems  entgegenzutreten,  da 
nach  des  Verfassers  Meinung  das  alte 
System  allen  Anforderungen  genügt 
und  nach  seinem  Schlüssel  die  Umrech- 
nung  keine    Schwierigkeiten    bietet. 

—st— 
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Pradier,  Pierre  Perreau, 
Questions  d'Hier  et  de  Demain.  Paris 
igiö.  Librairie  de  la  Societe  du  Re- 
cueil  Sirey.  io8  S.  Frcs.  2, — .  —  Die 
Schrift  enthält  Aufsätze  welche  in  den 
Jahren  1913  und  1914  in  der  Pariser 
Zeitung  ,,La  France"  erschienen  sind, 
und  die  sich  auf  verschiedene  An- 
gelegenheiten beziehen.  Es  wird  vor- 
geschlagen, der  Pflege  der  öffentlichen 
Denkmäler  größere  Aufmerksamkeit  zu 
widmen,  wobei  auch  Streiflichter  auf 
die  Verwaltung  der  Kunstwerke  in 
Italien  fallen.  An  anderer  Stelle  ist 
von  dem  Kredit  des  Kleinhandels,  von 
der  Hausarbeit  und  von  Verwaltungs- 
angelegenheiten die  Rede.        — o — 

Raphael,  Paul,  Antisemitisme  et 
Pangermanisme.  (La  France,  l'Alle- 
magne  et  les  Juifs.  [1789 — 1915]).  Paris 
1916.  Felix  Alcan.  89  S.  Frc.  0,40.  — 
Die  Schrift  verfolgt  das  Ziel,  darzu- 
stellen, daß  die  Lage  der  Juden  in 
Frankreich  besser  sei  als  in  Deutsch- 
land. Frankreich  erscheint  als  Schutz- 
macht und  Pfadfinder  der  jüdischen 
Interessen  und  Wünsche.  Man  hat  es 
mit  einer  Kriegsschrift  zu  tun,  welche 
Sympathien  für  diö  französische 
Politik  werben  soll.  Das  Buch  ent- 
hält viel  historisches  Material.  Das 
Quellenverzeichnis  ist  ziemlich  um- 
fangreich und  außer  Deutschland  kom- 
men Österreich-Ungarn,  Polen,  Ruß- 
land und  Rumänien  in  Betracht. 
Österreich  nimmt  einen  breiten  Platz 
ein.  — o — 

Rathenau,  Walther,  Probleme 
der  Friedenswirtschaft.  Berlin  191 7. 
S.  Fischer.  57  S.  —  Rathenau  berührt 
in  diesem  in  der  ,, Deutschen  Gesell- 
schaft 191 4"  gehaltenen  Vortrage  die 
großen  prinzipiellen  Fragen  der  wirt- 
schaftlichen Zukunft  Deutschlands. 
Die  Grundidee  seiner  Ausführungen 
ergibt  sich  aus  folgenden  Sätzen: 
„Wirtschaft  ist  nicht  mehr  Sache  des 
Einzelnen,  sondern  Sache  der  Gesamt- 
heit. Denn  das  ganze  Wirtschafts- 
gebiet, auf  dem  wir  stehen  und  leben, 
ist  begrenzt  und  erschöpflich.  Die 
Materialien  sind  es,  die  Arbeit  ist  es, 
die  Kapitalien  sind  es.  Wer  aus  diesem 
Gefäß  schöpft,  der  erschöpft.  Jedes 
Schöpfen  aber  wirkt  weiter,  wirkt  zu- 
rück auf  die  Wirtschaft  der  Gesamt- 
heit, beeinflußt  und  verändert  die 
Grundbedingungen    des    Wirkens    der 


Anderen.  Wirtschaft  bleibt  nicht 
länger  Privatsache,  sie  wird  Res  pu- 
blica, die  Sache  aller".  ,, Nicht  um 
eine  Verstaatlichung  der  Wirtschaft 
ist  es  uns  zu  tun,  noch  um  Einmischun- 
gen herbeizuführen  da,  wo  sie  nicht 
nötig  sind ;  doch  es  wächst  das  Gefühl, 
daß  in  demselben  Maße,  wie  wir  nicht 
mehr  uns  allein  verantwortlich  sind 
für  das,  was  wir  wirtschaftlich  schaffen, 
sondern  uns  wechselseitig  verantwort- 
lich sind:  daß  wir  dadurch  auch  dem 
Staate  verantwortlich  werden  und  er 
uns.  Eine  engere  Gemeinschaft  des 
Staates  und  der  Wirtschaft  ist  nicht 
zu  fürchten,  sofern  der  Staat  sich  von 
einseitigen  und  bureaukratischen  Me- 
thoden freimacht  und  zum  wahren  und 
höchsten  Organ  des  gemeinschaftlichen 
Willens  und  Geistes  erwächst."  Unter 
diesem  Gesichtspunkt  behandelt  R. 
dann  die  Materialwirtschaft,  die  Ar- 
beitswirtschaft, die  Kapitalwirtschaft 
und  die  Zukunft  der  Reichsfinanzen. 

R  e  i  s  c  h  ,  Dr.  Emil,  Dz.  Rektor  d. 
k.  k.  Universität  Wien,  Aufgaben 
unserer  Universitäten  nach  dem  Kriege. 
Inaugurationsrede,  gehalten  am  6. Nov. 
1916.  Wien  1916.  Adolf  Holzhausen. 
42  S. 

Renner,  Dr.  Karl,  Reichsrats- 
abgeordneter, Österreichs  Erneuerung. 
Politisch-programmatische  Aufsätze. 
2.  Band.  Wien  1916.  Ignaz  Brand  & 
Co.     VIII,  200  S.     M  4,—. 

Schnell,  Hermann,  Volkstüm- 
liche Geschichte  des  deutschen  Libera- 
lismus. München  1917.  Ernst  Rein- 
hardt. 87  S.  M  r, — .  —  Inhalt:  i.  Ein- 
leitung. 2.  Die  Geburtszeit  des  Libera- 
lismus 1806 — 1819.  3.  Kampfjahre 
1819 — 1847.  4.  Revolution  und  Re- 
aktion 1848 — 1858.  5.  Der  Triumph- 
zug des  Liberalismus  1858 — 1878.  6. 
Zersplitterung  und  Einflußlosigkeit. 

Seipel,  Universitätsprof.  Dr.  Ignaz, 
Nation  und  Staat.  Wien  u.  Leipzig 
1916.  Wilhelm  Braumüller.  XX, 
195  S.     M  4, — . 

Sladen,  Douglas,  First  Lec- 
turer  on  Modern  History  in  the  Uni- 
versity  of  Sydney,  From  Boundary- 
Rider  to  Prime  Minister.  Hughes  of 
Australia,  the  Man  of  the  Hour.  With 
Contributions  by  the  Rt.  Hon.  W.  M. 
Hughes  on  ,,Compulsory  Military  Trai- 
ning",   „Socialism"    and    ,,Labour   in 
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Power",  and  an  Introduction  by  the 
Rt.  Hon.  Andrew  Fisher,  High  Com- 
missioner  and  Thrice  Premier  of  Au- 
stralia.  London  191 6.  Hutchinson 
&  Co.  VIII,  216  S.  sh.  i/—  net.  — 
Kurze  Beschreibung  der  absonderlichen 
Laufbahn  des  australischen  Staats- 
mannes und  Deutschenhassers,  in  dem 
der  Verfasser  das  Heil  Englands  im 
Weltkriege  erblickt,  —  zum  größeren 
Teil  Sammlung  seiner  Reden  und  Zei- 
tungsbetrachtungen über  H. 

—dt. 

Smart,  Prof.  Dr.  phil.  William, 
L.  L.  D.,  Second  Thoughts  of  an  Eco- 
nomist.  Mit  einer  biographischen 
Skizze  V.  Thomas  Jones,  M.  A.  Lon- 
don 191 6.  Macmillan  &  Co.,  Ltd. 
LXXIX,  189  S.  —  Eine  aus  dem  Nach- 
laß des  während  des  Kjiegcs  verstor- 
benen bekannten  englischen  National- 
ökonomen herausgegebene  Schrift,  die 
vom  Verfasser  nicht  mehr  ganz  voll- 
endet wurde.  Im  Gegensatz  zu  seinen 
wissenschaftlichen  Arbeiten  enthält  sie 
eine  Art  moralischen  und  sozialpoliti- 
schen Glaubensbekenntnisses  des  Ver- 
fassers. Eine  eingehende  Biographie 
aus  der  Feder  eines  seiner  Schüler  geht 
vorauf.  — s — 

Smithsonian  Institution, 
Annual  Report  of  the  Board  of  Re- 
gents  of  the  —  showing  the  Opera- 
tions, Expenditures,  and  Condition  of 
the  Institution  for  the  Year  ending 
June  30,  1914.  Washington  191 5. 
Government  Printing  Office.  XI, 
729  S.  —  (Vgl.  die  Anzeige  des  vorigen 
Jahresberichts  im  W.  A.  8.  Bd.,  Heft  2, 
S.  516.)  Der  vorliegende  Jahresbericht 
enthält  an  Aufsätzen,  die  auch  von 
wirtschaftswissenschaftlichem  Inter- 
esse sind:  Baekeland,  Some  aspects 
of  industrial  chemistry;  Cadeil,  The 
Klondike  and  Yukon  goldfield  in  191 3; 
Marais,  Notes  on  some  effects  of  ex- 
treme drought  in  Waterberg,  South 
Africa;  Luschan,  The  early  inhabi- 
tants  of  western  Asia;  Regnault,  The 
role  of  depopulation,  of  deforestation 
and  of  malaria  in  the  decadence  of 
certain  nations;  Hooper,  The  loom 
and  spindle:  past,  present  and  future; 
Termier,  Sketch  of  the  life  of  Eduard 
Suess  (1831 — 1914).  — r. 

S  p  h  y  r  i  s  ,  Prof.  Dr.  K.  D.,  Griechen- 
land und  Italien.  Politisch-geogra- 
phische    Betrachtungen.      (Bibliothek 


für  Volks-  und  Weltwirtschaft.  Heft 
27.)  Dresden  u.  Leipzig  1916.  Globus. 
102  S.  M  2, — .  —  Die  Schrift  erörtert 
nicht  nur  den  Gegensatz  zwischen 
Griechenland  und  Italien,  sondern  ent- 
hält auch  eine  Reihe  von  allgemeinpoli- 
tischen und  anthropogeographischen 
Ausführungen.  Der  Verfasser  tritt  leb- 
haft für  einen  Anschluß  Griechenlands 
an  Deutschland  ein.  — ^s — 

Stein,  Prof.  Dr.  Philipp,  Wil- 
helm Merton.  Rede  bei  der  von  dem 
Magistrat  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
im  Bürgersaal  des  Rathauses  am  2.  Jan. 
191 7  veranstalteten  Gedächtnisfeier. 
(Frankfurter  Universitätsreden  191 7.) 
Frankfurt  a.  M.  1917.  Werner  &  Win- 
ter. 18  S.  (Ist  auch  in  der  S.  150 
dieses  Heftes  zitierten  Schrift :  Wilhelm 
Merton    zum    Gedächtnis     enthalten.) 

Swjatopolk-Mirski,  Fürst,  D. 
N.,  I.  Tschto  dolshna  nam  datj 
woina  ?  II.  Poljski  wopross.  (I.  Was 
soll  uns  der  Krieg  geben  ?  II.  Die  pol- 
nische Frage.)  Petersburg  191 4. 
Selbstverlag.  40  S.  Rubel  0,20.  — 
Zwei  Aufsätze  des  bekannten  Reichs- 
dumamitgliedes aus  den  Jahren  1909 
und  191 1,  von  denen  der  erste  s.  Z.  in 
der  Zeitung  „S  Peterburgskija  Wedo- 
mosti"  erschien  und  seines  aggressiven, 
gegen  Deutschland  gerichteten  Cha- 
rakters wegen  außerordentliches  Auf- 
sehen erregte.  Der  zweite  Aufsatz  ist 
bisher  nicht  im  Druck  erschienen  ge- 
wesen. Er  erblickt  die  einzige  Lösung 
der  polnischen  Frage  im  engsten  An- 
schluß Großpolens  an  Rußland,   vv. 

Vierkandt,  Prof.  Dr.  phil.  A 1  - 
f  r  e  d  ,  Machtverhältnis  und  Macht- 
moral. (Philosophische  Vorträge.  Ver- 
öffentl.  V.  d.  Kantgesellschaft.  Unter 
Mitwirkung  von  Ernst  Cassirer  u. 
Max  Frischeisen- Köhler  herausgeg. 
von  Arthur  Liebert.  No.  13.)  Berlin 
1916.  Reuther  &  Reichard.  64S.  JC  1,60. 

Webb,  Sidney,  When  Peace 
Comes :  The  Way  of  Industrial  Recon- 
struction.  (Fabian  Tract  No.  181.) 
London  1916.  The  Fabian  Society. 
32  S.     2  d  net. 

Werner  Siemens,  Dem  Andenken 
an  — .  Zur  Jahrhundertfeier  seines 
Geburtstages.  (Die  Naturwissenschaf- 
ten. Herausgeg.  von  Dr.  Berliner  u. 
Prof.  Dr.  Pütter.  4.  Jahrg.,  Heft  50, 
S.  759 — 827.)  Berlin  1916.  Julius 
Springer.  —  Diese  Sondernummer  be- 
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ginnt  mit  einer  eingehenden  Würdi- 
gung Werner  Siemens'  aus  der  Feder 
seines  Sohnes  Wilhelm  v.  S.  und  endet 
mit  einer  kurzen  Skizze  von  Rieh. 
Ebrenberg  über  „Werner  Siemens  und 
seine  Bedeutung  für  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft". Dazwischen  finden  sich 
eine  Reihe  von  Aufsätzen  verschiede- 
ner Autoren,  die  die  Leistungen  Werner 
Siemens  auf  einzelnen  technischen 
Fachgebieten  schildern  und  hervor- 
heben. — s — 

Wilhelm  Merton  zum  Ge- 
dächtnis. Reden  bei  der  Gedächt- 
nisfeier der  Stadt  Frankfurt  a.  M.  am 
2.  Januar  1917.  Frankfurt  a.  M.  1917. 
Englert  &  Schlosser.  46  S.  —  Enthält 
u.  a.  die  auf  S.  149  dieses  Heftes  ange- 
zeigte Rede  von  Ph.  Stein. 

W  o  1  s  h  s  k  i ,  A.  S.,  Sswjataja  Russj 
i  russkoje  priswanije  (Das  heilige  Ruß- 
land und  seine  Berufung).  Moskau 
1915.     Selbstverlag.     88  S.    Rbl.  0,35. 

—  Eine  historisch-religiöse  Studie, 
deren  Ergebnisse  sich  in  den  Satz  zu- 
sammenfassen lassen:  von  Rußland, 
seiner  Kultur  und  Kirche  wird  der 
Menschheit  das  Heil  kommen !     vv. 

Zeitfragen  —  Streitfragen. 
Erwiderung  auf  den  Vortrag  des  Herrn 
Walther  Rathenau  ,,  Probleme  der 
Friedenswirtschaft".  Chemnitz.  Geyer 
Hilscher  Sc  Co.  Allgemeine  Zeitung.  32  S. 

—  Wendet  sich  gegen  die  auf  S.  148 
angezeigte  Schrift  von  W.  Rathenau 
und  verteidigt  gegenüber  den  dort  auf- 
gestellten Postulaten  den  Individualis- 
mus,  die  freie  wirtschaftliche  Betäti- 


gung des  Einzelnen.  ,,Hat  die  Kriegs- 
not uns  die  Augen  dafür  geöffnet,  daß 
wir  allerwegen  mit  unseren  wirtschaft- 
lichen Anlagemitteln  —  Materialien, 
Arbeitskraft,  Kapitalien  —  noch  weit 
ökonomischer  verfahren  können  als 
bisher,  so  hat  doch  die  gewaltige  innere 
Widerstandskraft  unseres  wirtschaft- 
lichen Organismus  unbestreitbar  er- 
wiesen, daß  das  Wie  der  Verwendung 
dieser  Wirtschaftsobjekte  sich  aufs 
beste  bewährt  hat.  Wäre  der  Einzelne 
nicht  schon  seit  langem  im  Frieden  ge- 
wohnt gewesen,  mit  rascher  Entschluß- 
kraft und  erstaunlichem  Wagemute 
sich  auf  das  Gebot  des  Augenblickes 
einzustellen,  so  wäre  die  bewunderungs- 
würdige Umstellung  unserer  gesamten 
nationalen  Wirtschaft  auf  die  völlig 
veränderten  Kriegserfordernisse  ganz 
undenkbar  gewesen.  Gerade  darin, 
daß  Deutschland  bei  aller  Einwirkung 
der  Gesamtinteressen  auf  den  einzelnen 
Wirtschaftszweig  sein  Unternehmer- 
tum vor  der  Zwangsjacke  allzu  weit- 
gehender wirtschaftlicher  Konzentra- 
tion und  damit  vor  dem  Herabsinken 
auf  das  Niveau  initiativeloser  Scha- 
blonewirtschaft bewahrt  hat,  gerade 
darin  ist  der  Schlüssel  des  Rätsels  zu 
erblicken,  das  unsere  Feinde  noch  heute 
vergeblich  zu  ergründen  versuchen. 
Wer  andere  Wege  vorschlägt,  von  dem 
muß  gesagt  werden,  daß  er,  so  ehrlich 
er  es  gewiß  meint,  die  künftige  wirt- 
schaftliche Widerstandskraft  unseres 
Vaterlandes  nicht  fördert,  sondern  ge- 
fährdet." — s — 


Kriegs -Literatur*). 

Manes,  Prof.  Dr.  Alfred,  AustralischePolitik  vor  und  in  dem 
Weltkrieg.  Dresden  und  Leipzig  1916.  „Globus",  Wissenschaftliche 
Verlagsanstalt.     44  S.     Ji   1,20. 

In  der  kleinen  Schrift,  der  ein  im  Juli  1916  gehaltener  Vortrag  zugrunde 
liegt,  hat  Prof.  Manes    kurz  und  treffend  die  Probleme  der  australischen 

^)  Zur  Beachtung.  Der  Krieg  hat  eine  Fülle  von  Literatur  gezeitigt,  die,  ohne 
wissenschaftlichen  Charakters  zu  sein,  zum  erhebUchen  Teile  auch  weltwirtschaftliches, 
weltpoUtisches  und  wirtschaftswissenschaftUches  Interesse  schlechtweg  besitzt.  Es  ist  des- 
halb, trotz  der  vielfach  rein  nationaUstischen  Tendenzen  dieser  Schriften,  nicht  möglich, 
sie  im  „Weltwirtschaftlichen  Archiv"  ganz  auszuschalten.  Da  diese  Druckwerke  sich  je- 
doch —  vielfach  sogar  trotz  ausgesprochen  wissenschaftUcher  Bedeutung  —  in  die  syste- 
matische Literaturübersicht  nicht  eingUedern  lassen,  ohne  deren  einheitlichen  Charakter 
zu  stören,  so  ist  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Rubrik  geschaffen  worden,  die  nach  und 
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Politik  zusammengefaßt.  Nachdem  zunächst  die  Grundlagen  zum  Verständnis 
der  politischen  Tendenzen  Australiens  durch  Feststellung  der  geographisch- 
statistischen Tatsachen,  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  und 
des  Volkscharakters  gegeben  werden,  zeigt  er,  wie  trotz  der  von  Australien 
wohlerkannten  japanischen  Gefahr  doch  diese  junge  Kolonie  begeistert  an 
dem  Kriege  teilgenommen  hat,  nicht  ohne  Mitwirkung  der  mächtigen,  eng- 
lischen, Presse,  der  Deutschland  weder  durch  Nachrichtenübermittlung  noch 
durch  seine  Diplomatie  irgend  ein  wesentliches  Gegengewicht  entgegen- 
stellen konnte.  Der  Typus  dieser  deutschfeindlichen  Strömung  ist  der  Mi- 
nisterpräsident Hughes,  der  während  seines  europäischen  Aufenthaltes, 
insbesondere  auf  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz,  für  den  Handelskrieg 
gegen  Deutschland  besonders  eifrig  eingetreten  ist.  Obwohl  Arbeiterführer, 
hat  er  sich  in  einen  der  entschiedensten  Imperialisten  und  Schutzzöllner  ge- 
wandelt. Ob  allerdings  Hughes  diese  seine  Rolle  als  Heißsporn  auch  in  Au- 
stralien wird  weiterspielen  können,  bezweifelt  der  Verfasser.  Seit  Erscheinen 
der  Schrift  hat  aber  die  Ablehnung  der  Wehrpflichtvorlage  in  Australien 
und  die  auch  von  englischen  Zeitungen  anerkannte  wachsende  Gegnerschaft 
der  Arbeiterpartei  gegen  Hughes  diesem  Bedenken  Recht  gegeben.  Ob  die 
von  Lloyd  George  beabsichtigte  Zuziehung  der  kolonialen  Premierminister 
zu  dem  Kriegsrat  in  London,  also  der  erste  Schritt  zu  einer  Beteiligung  der 
Selbstverwaltungskolonien  an  der  britischen  Reichsregierung,  die  Wider- 
sprüche zwischen  der  englischen  Politik  und  den  australischen,  gegen  Japan 
gerichteten  Interessen  verstummen  machen  kann,    läßt  sich  nicht  absehen. 

Dr.  O.  Poensgen    (Berlin). 


Aghion,  Max,  Correspondent  de 
guerre  du  Matin  et  du  Figaro,  A  tra- 
vers  rEurope  sanglante.  Paris.  E. 
Flammarion.     265  S.     Frcs.  3,50. 

Archer,  William,  Farveblind 
Neutralität.  Aabent  brav  til  Dr.  Georg 
Brandes.  Kopenhagen  191 6.  V.  Pio. 
53   S. 

Barrys,  Maurice,  De  rAcad6mie 
Fran9aise,  President  de  la  Ligue  des 
Patriotes,  i.  La  Croix  de  Guerre, 
2.  L'Amitie  des  Tranchees.  (L'Ame 
Fran^aise  et  la  Guerre.)  Paris  1916. 
Emile-Paul  Freies.  455  S.  u.  317  S. 
Je  Frcs.  3,50.  —  Beide  Bände  erschei- 
nen als  eine  Sammlung  von  Stimmungs- 
bildern, die  Barres  seit  dem  Beginn 
des  Krieges  in  den  Zeitungen,  zumeist 
im  ,,Echo  de  Paris",  veröffentlicht  hat. 
Es    ist    ein    beständiges    Schüren    des 


Kriegsfeuers  unter  konsequenter  Her- 
absetzung der  Gegner.  Um  die  An- 
ziehungskraft der  Bücher  auf  das  Pu- 
blikum 2;u  steigern,  hat  Barrys  einige 
Erinnerungen  an  die  Politik  Ludwigs 
XIV.  hinzugefügt  und  sogar  den  Brief, 
welchen  der  provenzalische  Dichter 
Mistral  seinerzeit  an  ihn  gerichtet  hat; 
Mistral  widerspricht  darin  dem  poli- 
tischen, speziell  dem  deutsch-feind- 
lichen Treiben  Barres'  in  der  Literatur. 

B  e  1  j  a  z  k  i  n  ,  S.  A.,  Woina  i  gossu- 
darstwennoje  wosnagrashdenije  (Der 
Krieg  und  die  staatliche  Entschädi- 
gung). Petersburg  191 5.  Prawo.  78  S. 
Rbl.  0,75.  —  Gemeint  ist  die  Ent- 
schädigung der  Bevölkerung  für  Ver- 
luste, die  ihr  durch  die  Kriegführung 
und  aus  Anlaß  des  Krieges  verursacht 


nach  die  Kriegsliteratur  der  wichtigsten  Länder,  soweit  sie  der  Redaktion 
zugestellt  worden  ist  und  den  obigen  Voraussetzungen  entspricht,  anzeigen 
wird.  Es  sei  ausdrücklich  betont,  daß  diese  Literatur  damit  nicht  schlechtweg  etwa  als  von 
wissenschaftlicher  Art  gekennzeichnet  werden  soll;  die  meisten  Bücher  erweisen  sich  viel- 
mehr als  Tendenzschriften,  die  freihch  in  der  wissenschaftlichen  Forschimg  künftiger  Zeiten 
trotzdem  eine  Rolle  zu  spielen  berufen  sein  werden.  Ein  kleiner  Teil  dieser  Kriegsschriften 
hat  sich  in  die  bisherige  Systematik  einghedem  lassen.  Die  Redaktion. 
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worden  sind.  Der  Verfasser  gibt  einen 
Überblick  über  die  historische  Ent- 
wicklung dieser  Frage  und  ihren  jet- 
zigen Stand  mit  spezieller  Berücksich- 
tigung Rußlands,  welches  im  Gegen- 
satz zu  Frankreich  das  Recht  des  ein- 
zelnen Bürgers  auf  Entschädigung 
durch  den  Staat  für  Kriegs  Verluste 
noch  nicht  in  vollem  Umfange  aner- 
kannt habe.  vv. 

Bertourieux,  Joseph,  Die 
Wahrheit.  (Autorisierte  Übersetzung 
aus  dem  Französischen.)  Bern  1916. 
Ferd.  Wyss.  XVI,  160  S.  M  4,50. 
(Vgl.  die  Berichtigung  am  Schluß  der 
Kriegsliteratur.) 

Beschouwingen  van  de  voor- 
naamste  Amerikanen  over 
den  Oorlog.  Amsterdam  u.  Rotterdam 
1916.  C.  L.  van  Langenhuijsen.  XX, 
300  S.  —  Das  Buch  vereinigt  eine 
große  Anzahl  von  Urteilen  Amerikaner 
verschiedenster  Geistesrichtung  über 
Entstehung  des  Krieges,  Verletzung 
der  belgischen  Neutralität  usw.  Die 
Ausführungen  sind  meist  Büchern  oder 
Zeitungsaufsätzen  entnommen.    — rg. 

Black-List,  Publi^ao  da  — ;^.  Lista 
oficial  das  pessoas  e  corporagoes  com 
quem  o  Governo  Ingles  proibiu  o  exer- 
cicio  de  qualquer  especie  de  comercio. 
(Associa9ao  Comercial  de  Lisboa.  Ca- 
mara  de  Comercio  por  Decreto  de  29 
de  Junho  de  1903.)  Lissabon  1916. 
60  S.  20  ctv.  —  Eine  Veröffentlichung 
der  Lissabonner  Handelskammer,  ent- 
haltend d.  englische  amtliche,, Schwarze 
Liste"  mit  den  entsprechenden  Daten 
und  allen  Änderungen  bis  zum  29.  Sep- 
tember 1916.  — em — 

Buss,  J.  P.,  Amerikanische  Mensch- 
lichkeit im  Lichte  des  diplomatischen 
Notenwechsels.  Erste  Veröffentlichung 
u.  Verarbeitung  d.  gesamten  deutsch- 
amerikanischen Notenwechsels.  (Kriegs- 
politische Einzelschriften.  Heft  16.) 
Berlin  1916.  E.  A.  Schwetschke  & 
Sohn.  92  S.  M  1,50.  —  Eine  Zusam- 
menstellung des  deutsch-amerikani- 
schen Notenwechsels  bis  zum  10.  Mai 
1916.  Das  einschlägige  diplomatische 
Material  ist  übersichtlich  geordnet  und 
durch  erläuternde  Zwischenbemerkun- 
gen verbunden.  w. 

Butler,  Theobald,  B.  A.,  Boche 
Land  before  and  during  the  War. 
London  1916.  William  Heinemann. 
206  S.     sh.  2/6  net.  —  Das  deutsche 


Volk  vor  und  in  dem  Kriege  nach  den 
Eindrücken  eines  englischen  Sprach- 
lehrers, der  längere  Zeit  vor  dem  Krieg 
und  zwei  Jahre  während  des  Krieges 
in  Deutschland  lebte.  Unter  anderem 
wird  die  deutsche  Polenpolitik,  deut- 
sches Schulwesen,  System  der  deut- 
schen Auslandsschulen  und  Auslands- 
banken, die  Aushungerungsfrage,  die 
Arbeit  der  deutschen  Diplomatie  in 
Amerika  während  des  Krieges  behan- 
delt. — rn — • 

Cenamor,  Hermögenes,  Los 
intereses  materiales  de  Espana  en  la 
guerra  europea.  Madrid  191 6.  Libreria 
de  la  Viuda  de  Pueyo.  230  S.  3  pe- 
setas.  —  Das  Buch  spricht  vom  Wirt- 
schaftsleben Spaniens,  das  durch  den 
Krieg  erfreulicherweise  stark  aufge- 
rüttelt worden  ist,  ,,wie  es  ist  und  wie 
es  sein  könnte".  Einleitend  werden  die 
Neutralität  Spaniens  und  die  sich  hier- 
aus ergebenden  Konsequenzen  behan- 
delt, am  Schluß  die  Notwendigkeit, 
aus  der  Neutralität  herauszutreten  und 
sich  der  Entente  anzuschließen,  weil 
nur  hieraus  eine  Besserung  und  Siche- 
rung des  Wirtschaftslebens  für  Spanien 
zu  erwarten  sei.  — r. 

Clemenceau,  G.,  La  France  de- 
vant  TAllemagne.  Paris  1916.  Payot 
&  Cie.  XXIII,  318  S.  Eres.  5,—.  — 
Clemenceau  hat  in  diesem  Buche  einen 
großen  Teil  der  Artikel,  die  er  seit  dem 
Beginn  des  Krieges  zuerst  im  ,,1'Homme 
Libre"  und,  nach  dem  Verbot  dessel- 
ben, im  ,,rHomme  Enchaln6"  ver- 
öffentlicht hat,  zusammengestellt.  Der 
größte  Teil  enthält  politische  Polemik, 
dazwischen  finden  sich  Schilderungen 
aus  einem  Besuch  in  den  Schützen- 
gräben, wobei  interessantes  Lokal- 
kolorit anzutreffen  ist.  Vorausge- 
schickt ist  der  Abdruck  der  Rede, 
welche  Clemenceau  vor  dem  Krieg 
im  Senat  zur  Marokkofrage  gehalten 
hat.  In  der  Vorrede  macht  der  Ver- 
fasser ernstere  Ansprüche  auf  politische 
Würdigung,  aber  hier  verfällt  er  in  den 
Ton  der  gewöhnlichen  chauvinistischen 
Tagesliteratur.  — o — ■ 

Clemenz,  Bruno,  Kriegsgeogra- 
phie. Erdkunde  und  Weltkrieg  in  ihren 
Beziehungen,  erläutert  und  dargestellt 
nebst  Schilderung  der  Kriegsschau- 
plätze. 2.  umgearbeitete  u.  erweiterte 
Auflage.  I.  Hälfte:  Mit  17  Kärtchen 
u.    Abbildungen   im   Text,    12    Relief- 
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karten,  i  Weltverkehrskarte  u.  7  Bil- 
dertafeln; 2.  Hälfte:  Mit  26  Kärtchen 
im  Schriftsatz  u.  5  Karten  auf  Tafeln. 
(In  den  Gluten  des  Weltbrandes,  Be- 
richte u.  Erzählungen  aus  d.  großen 
Heiligen  Kriege  um  Deutschlands  Ehr 
U.  Österreich- Ungarns  Recht.  Heraus- 
geg.  V.  Felix  Heuler.  IV.  Band.) 
Würzburg     1916.         Curt     Kabitzsch. 

1.  Hälfte:    XIV,    337    S.,    M>    4,—; 

2.  Hälfte:  XI,  364  S.,  JC  4,50. 
Coppola,    Francesco,    La  Crisi 

Italiana.  (Enciclopedia  Nazionale,  Se- 
rie Politica  No.  I.)  Rom  1916.  L'Ita- 
liana.  XCIII,  214  S.  —  Die  vorliegende 
Sammlung  von  ursprünglich  in  der 
Idea  Nazionale  erschienenen  Artikeln 
ist  eine  Kampfschrift,  die  nur  insofern 
als  geschichtliches  Dokument  gewür- 
digt sein  will,  als  sie  ein  Bild  des  italie- 
nischen Volkswillens  während  des  Welt- 
krieges zu  geben  versucht.  Besonderem 
Interesse  dürfte  die  Einleitung  begeg- 
nen, in  der  der  Verfasser  im  Gegensatz 
zu  aller  politischen  und  moralischen 
Legendenbildung  die  wahren  Motive 
aufdeckt,  die  Italien  in  den  Krieg  trei- 
ben mußten.  Er  ist  durchaus  nationa- 
listisch-imperialistisch orientiert.  Neu- 
ordnung im  Innern,  Machtentfaltung 
nach  außen  lautet  sein  Programm  — 
also  Sturz  der  ,,demokratisch-pazi- 
fistisch-degenerierten  Parlamentsherr- 
schaft", Bekämpfung  der  sozialistisch- 
internationalen Bewegung  einerseits  — 
nationale  kriegerische  Wiedergeburt 
andererseits.  Die  Stellungnahme  auf 
Seiten  der  Entente  wird  unabhängig 
von  francophilen  und  irredentistischen 
Bestrebungen  als  geschichtliche  Not- 
wendigkeit aufgefaßt.  Wirtschaftliche 
Gesichtspunkte  bleiben  dabei  unbe- 
rücksichtigt. — 1. 

Davenport,  Briggs,  What  the 
British  Empire  is  doing  in  the  War. 
With  an  Introduction  by  Joseph  Rei- 
nach. London  191 6.  T.  Fisher  Unwin, 
Ltd.     XIII,  54  S.     sh.  6/—. 

Deportation  of  Women  and 
Girls  from  Lille,  The  — .  With 
Extracts  from  other  Documents,  an- 
nexed  to  the  Note,  relating  to  German 
Breaches  of  international  Law  during 
1914,  1915,  1916.  London,  New  York  u. 
Toronto  1916.  Hodder  &  Stoughton. 
81   S. 

Der  nächste  Weltkrieg.  Die 
Prophezeiung    eines    neutralen    Diplo- 


maten. Berlin.  Wilh.  Borngräber.  107 
S.  M  I, — .  —  Der  Verfasser  prophe- 
zeit, daß  infolge  der  japanischen  Ex- 
pansionspolitik neue  Kriege  entstehen 
würden,  in  denen  Japan  gegen  seinen 
jetzigen  Verbündeten  England  und 
gegen  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  kämpfe.  k. 

Dix,  Arthur,  Das  verkehrsgeogra- 
phische Grundproblem  des  Weltkrieges. 
(Geographische  Zeitschrift.  23.  Jahrg., 
Heft  I,  S.  I — 9.)  Leipzig  191 7.  B.  G. 
Teubner. 

Eberlein,  Gustav  W.,  Deutsch- 
land im  Kriege.  Erschautes  und  Er- 
lebtes. Mit  künstlerischen  Beiträgen 
V.  Emil  Huber,  Walter  Bayer,  W.  Rep- 
sold,  Bruno  Bielefeldt  u.  in  Illustra- 
tionen nach  Originalaufnahmen.  Zürich 
1916.  Orell  Füssli.  396  S.  M  7, — .  — 
Schilderungen  Deutschlands  während 
des  Krieges  —  daheim,  in  den  Etappen 
und  im  Felde  —  des  in  Bern  lebenden, 
von  schweizerischen  Tageszeitungen 
mit  Berichterstattung  beauftragten 
Journalisten.  Die  Absicht  ist,  ein  ob- 
jektives Bild  der  Verhältnisse  zur  Auf- 
klärung Neutraler  zu  geben.  Beige- 
gebene Photographien  ergänzen  die 
Darstellung,  die  bis  September  19 16 
reicht.  k. 

Engerand,  M.  Fernand,  Ce  que 
l'Allemagne  voulait.  Ce  que  la  France 
aura.  Le  minerai  de  Briey  —  La  houille 
de  la  Sarre.  Introduction  de  M.  Gabriel 
Hanotaux,  de  l'Academie  Fran9aise. 
Preface  de  M.  Maurice  Barrys,  de  l'Aca- 
demie Fran9aise.  (Petite  Biblioth^que 
de  la  Ligue  des  Patriotes,  III.)  Paris 
1916.  Librairie  de  la  Societe  du  Recueil 
Sirey.     86  S.     Frcs.  2, — . 

Escalas  y  Chamenl,  Dr.  D. 
Felix,  Abogado  Vicesecretario  de  la 
Cdmara  de  Comercio  de  Barcelona,  La 
Guerra  y  el  Comercio  por  Mar.  Barce- 
lona.    Henrich  y  C»-     60  S. 

Feiten  en  Maatregelen,  In 
verband  med  den  Europeeschen  Oorlog, 
welke  voor  het  economisch  leven  van 
Nederlandsch-Indie  van  belang  waren. 
(Publicaties  van  de  Afdeeling  Nijver- 
heid  en  Handel,  Batavia  191 6.  N.  V. 
Uitgevers-Mij.  ,, Papyrus".  Heft  i — 3: 
94  S.;  Heft4:  S.  95 — 118.  Je  fl.  0,50. 
—  Eine  periodisch  erscheinende  Samm- 
lung der  rechtlichen  und  administra- 
tiven, während  des  Krieges  erlassenen 
Bestimmungen  des  In-  und  Auslandes, 
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die  auf  das  Wirtschaftsleben  von  Nie- 
derländisch-Indien  von  Einfluß  sind 
oder  sein  können,  ähnlich  der  für  die 
Niederlande  von  der  Dokumenten- 
abteilung der  Kgl.  Bibliothek  in 
's-Gravenhage  seit  September  191 4 
herausgegebenen.  — r. 

Friedensangebot  der  Mittel- 
mäch t  e  ,  Das  — .  Aus  entscheiden- 
den Tagen.  2.  Aufl.  Frankfurt  a.  M. 
Frankfurter  Zeitung.     56  S. 

Fr  i  e  d  e  n  s  d  e  b  a  1 1  e  n  im  Deut- 
schen Reichstag  mit  Kom- 
mentaren. Herausgeg.  v.  d.  Neder- 
landsche  Anti-Oorlog  Raad  u.  d.  Hol- 
ländischen Gruppe  der  neutralen  Kon- 
ferenz. Den  Haag  1916.  iio  S.  — 
Wortgetreue  Wiedergabe  der  die  Frie- 
densfrage betreffenden  Verhandlungen 
des  deutschen  Reichstags  und  des  eng- 
lischen Unterhauses  vom  Sept.  und 
Oktober  1916,  ferner  einiger  Äuße- 
rungen Lloyd  Georges  und  Greys  mit 
Kommentaren  aus  der  deutschen,  fran- 
zösischen, englischen  usw.  Presse.  Im 
Anhang  befinden  sich  eine  Reihe  pri- 
vater Friedenskundgebungen.    — rg. 

Frobenius,  H.,  Oberstleutnant  a. 
D.,  Kriegsziele  und  Friedensziele.  2. 
Aufl.  Berlin  1916.  Karl  Curtius.  63  S. 
M  I, — . 

Fullerton,  William  Morton, 
The  American  Crisis  and  the  War. 
London  1916.  Constable  &  Co.,  Ltd. 
138  S.     sh.  2/6  net. 

Gothein,  Georg,  Die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  eines  selbstän- 
digen Königreichs  Polen.  (Deutsche 
Wirtschafts-Zeitung.  XIII.  Jahrg.,  Nr. 
2>  Sp.  33—45)  Leipzig  1917.  Quelle 
&  Meyer. 

Haggard,  Sir  Rider,  The  After- 
War  Settlement.  Employment  of  Ex- 
Service  Men  in  the  Oversea  Dominions. 
(Report  to  the  Royal  Colonial  Insti- 
tute.)   London  1916.    68  S.     3  d  net. 

Hardt,  Leon,  Die  Schuld  der  En- 
tente im  Lichte  ihrer  eigenen  Bekennt- 
nisse. Ein  Beitrag  zur  Feststellung 
der  historischen  Wahrheit  darüber,  wie 
es  zum  Weltkriege  kommen  mußte. 
Dresden  1917.  95  S.  —  Der  Verfasser 
stellt  eine  Reihe  von  Dokumenten 
(politische  Reden,  Presseäußerungen, 
belgische  Gesandtschaftsberichte  usw.) 
zusammen,  um  an  ihnen  die  Vorberei- 
tung des  Krieges  durch  die  Entente- 
mächte zu  zeigen.  — s — 


H  e  g  e  d  ü  s  ,  Prof.  Dr.  Roland  v., 
ungarischer  Reichstagsabgeordneter , 
Direktor  der  Pester  Ungarischen  Kom- 
merzialbank,  Ungarn  nach  dem  Kriege. 
(Flugschriften  f.  Österreich- Ungarns 
Erwachen.  Heft  18/19.)  Warnsdorf 
i.  Böhmen  1916.  Ed.  Strache.  84  S. 
Ji  1,60. 

H  i  r  s  t ,  F.  W.,  The  Political  Economy 
of  War.  New  and  Revised  Edition. 
London  u.  Toronto  1916.  J.  M.  Dent 
&  Sons,  Ltd.     XII,  344  S. 

Hollands  Not.  Der  Nieder- 
ländische Ü b e r s e e  -  Tr u s t 
(Nederlandsche  Overzee-Trust) .  Ein 
JBriefwechsel.  Aus  dem  Holländischen 
übersetzt  mit  einer  S. S.S. -Parallele. 
Bern  1916.  Ferd.Wyss.  44  S.  Frei, — . 
—  Eine  deutsche  Übersetzung  der  in 
Bd.  9,  Heft  3,  S.  424  eingehend  bespro- 
chenen holländischen  Schrift,,VierBrie- 
ven  over  de  N.O.T.".  In  einem  kurzen 
Vorwort  und  einigen  Anmerkungen 
weist  der  Übersetzer  darauf  hin,  daß 
für  die  Societe  Suisse  de  Surveillance 
economique  ganz  ähnliches  gelte  wie 
für  die  Nederlandsche  Overzee-Trust- 
Maatschappi  j .  — s — 

Huygens,  Emile,  Les  Pdch^s 
Capitaux  de  la  Belgique.  (Biblio- 
theque  Cosmopolitaine.)  Gent  1916.  — 
72  S.     Frc.  0,80. 

Internationale    Rundschau, 

3.  Jahrg.,  Heft  i.  Zürich  1917.  Orell 
Füssli.  40  S.  Frc.  0,80.  • — ■  Das  vor- 
liegende Heft  befaßt  sich  mit  der 
,, Menschheitsfrage  des  Friedens".  Das 
Problem  wird  nach  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten von  den  folgenden  Ver- 
fassern behandelt:  Paul  Nathan,  Lujo 
Brentano,  Hans  v.  Kahlenberg  (Helene 
Kessler),  C.  Sturzenegger,  Bernard 
Shaw  u.  E.  Dick.  — e. 

Jahrbuch  für  Verkehrswis- 
senschaft 1916.  Herausgeber : 
Postinspektor  Peitgen  u.  Adolf  Goetz. 

4.  Jahrg.,  4.  Sonderheft:  28  S.  Inhalt: 
Einführung.  Vom  Herausgeber.  — ■ 
Nochmals  die  Aufhebung  privatrecht- 
licher Verträge  mit  Angehörigen  feind- 
licher Staaten  im  Wege  des  Vergel- 
tungsrechts. Von  Rechtsanwalt  Dr. 
Sebba,  Königsberg.  —  Eine  Anregung. 
Von  Oberlandesgerichtsrat  Dr.  G. 
Schaps,  Hamburg.  —  5.  Sonderheft: 
23  S.  Inhalt:  Eine  Lücke  in  der  kriegs- 
wirtschaftlichen Gesetzgebung.  Vom 
Herausgeber.  —  Inländische  Tonnage 
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und  Werftenschutz.  Von  Rechtsanwalt 
Dr.  Sebba,  Königsberg.  Hamburg  1916. 

Kahl,  Friedrich,  Die  Pariser 
Wirtschaftskonferenz  vom  14.  bis  17. 
Juni  191 6  und  die  ihr  voraufgegan- 
genen gemeinsamen  Beratungen  der 
Ententestaaten  über  den  Wirtschafts- 
krieg gegen  die  Mittelmächte.  (Kriegs- 
wirtschaftliche Untersuchungen  aus 
dem  Institut  für  Seeverkehr  und  Welt- 
wirtschaft an  der  Universität  Kiel. 
Herausgegeben  von  Professor  Dr.  B. 
Harms.  XIII.  Heft.)  Jena  1917. 
Gustav  Fischer.  94  S.  M  2, — .  — 
Darstellung  der  Motive  der  gemein- 
samen wirtschaftspolitischen  Pläne  der 
Entente  gegen  die  Mittelmächte,  der 
italienisch-französischen  Konferenz  von 
Cernobbio  (September  191 5),  der  diplo- 
matischen Konferenz  in  Paris  (März 
191 6),  der  interparlamentarischen  Kon- 
ferenz in  Paris  (April  191 6),  der  Pariser 
Wirtschaf tskonierenz  (Juni  1916)  und 
der  Aufnahme  und  Wirkung  ihrer  Be- 
schlüsse in  den  kriegsbeteiligten  und 
neutralen  Staaten.  Die  Beschlüsse  der 
Pariser  Wirtschaftskonferenz  sind  im 
französischen  Originaltext  und  in  deut- 
scher Übersetzung  mitgeteilt.         k. 

Karl,  E.  F.,  Vereinigte  Staaten  von 
Mittel-Europa!  Eine  Denkschrift  zum 
Frieden.  2. — 4.  Tausend.  Berlin. 
Selbstverlag.  (Auslieferung  durch 
Otto  Weber,  Leipzig.)  114  S.  M>  2,25. 
—  Das  Buch  entfernt  sich  sehr  weit 
von  den  Wirklichkeiten,  will  einen 
Bundesstaat  mit  einer  Art  Wahlkaiser- 
tum (Präsidentschaft)  konstruieren, 
und  gibt  auch  gleich  einen  Verfassungs- 
entwurf bei.  — e — 

K  a  s  a  n  s  k  i ,  Prof.  P.  E.,  Ssowremen- 
noje  poloshenije  Tscherwonnoi  Russi. 
(Die  derzeitige  Lage  von  Rotrußland, 
österreichisch-ungarische  Bestialitäten.) 
Odessa  1914.  31  S.  Rbl.  0,30.  —  Vor- 
liegendes Buch  ist  die  Wiedergabe 
eines  öffentlichen  Vortrages,  den  der 
Verfasser  am  12. /z 5.  Oktober  191 4  in 
Odessa  gehalten  hat.  Der  Vortragende 
schildert  darin  die  innere  politische 
Lage  von  Rotrußland,  worunter  Gali- 
Zien,  die  Bukowina  und  Ugrien  zu  ver- 
stehen ist.  Zum  Schlüsse  führt  er  die 
eidlichen  Aussagen  angeblicher  Augen- 
zeugen über  Schreckenstaten  an,  die 
seitens  des  österreichisch-ungarischen 
Militärs  an  den  russischen  Bewohnern 
von    Rotrußland    vor    Einrücken    der 


russischen  Heere  in  Galizien  begangen 
worden  sein  sollen.  vv. 

Kipling,  Rudyard,  Sca  War- 
fare. London  1916.  Macmillan  &  Co., 
Ltd.     222  S.     sh.  5/ —  net. 

K  ö  s  t  e  r  ,  Kriegsberichterstatter  Dr. 
Adolf,  Mit  den  Bulgaren.  Kriegs- 
berichte aus  Serbien  und  Mazedonien. 
München  1916.  Albert  Langen.  145  S. 
M,  1,50.  —  Schilderung  des  serbischen 
Feldzuges  in  seinem  militärischen  Ver- 
lauf und  in  mehr  persönlich-episodisch 
gehaltenen  Kapiteln,  dazwischen  ver- 
einzelt wirtschaftliche  Darstellungen, 
so  von  der  Teppichweberei  in  Pirot, 
von  Handwerk  und  Handel  in  Uesküb, 
von  der  Abgrenzung  des  österreichisch- 
Bclgrader  Wirtschaftseinflusses  und 
des  mittelmeerisch-französisch  auftre- 
tenden Wirtschaftsgebahrens  von  Salo- 
niki in  Veles  usw.  Ferner  bevölke- 
rungsgeographische Bemerkungen,  eini- 
ges über  den  Balkanfeldzug  und  über 
die  Komitadschiorganisation  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Form  als  Pression  gegen 
wirtschaftliche  und  rechtliche  Benach- 
teiligungen der  Rajah  in  der  Türken- 
zeit. — e — 

Kranold,  Hermann,  Studien 
über  Krieg  und  Wirtschaft.  2  Teile. 
Augsburg  191 6.  Augsburger  Verlags- 
anstalt G.  m.  b.  H.  IV,  106  u.  IV,  81  S. 
Je  M  0,50.  —  Inhalt:  i.  Teil:  Der 
Wirtschaftskrieg  in  Gegenwart  und  Zu- 
kunft. I.  Die  Voraussetzungen  des 
Wirtschaftskrieges.  2.  Zur  Massen- 
ernährungspolitik im  Kriege.  3.  Wir- 
kungen des  Krieges  auf  das  National- 
vermögen der  kriegführenden  Staaten. 
4.  Wirtschaftsbündnisse  und  Arbeiter- 
klasse. 5.  Zollschutz  gegen  die  öster- 
reichisch-ungarische Landwirtschaft.  6. 
Kriegsentschädigungen  ?  7.  Der  kom- 
mende   Wirtschaftskrieg    im    Frieden. 

2.  Teil:  Wirtschaftsgeographische 
Grundlagen  zur  Weltpolitik.  i.  Die 
Umkehrbarkeit  der  wirtschaftsgeogra- 
phischen Bedingungen  und  ihre  Gren- 
zen.    2.  Rußlands  Drang  Zum  Meere. 

3.  Ägyptens  Zukunft.  4.  Probleme  der 
italienischen  Kolonialpolitik.  5.  Das 
Türkeibündnis.  6.  Weltpolitische  Fol- 
gerungen. 

Krieg  und  die  amerikanische 
Wirtschaft,  Der  — .  (E.  K.) 
2.  Aufl.  Frankfurt  1916.  Verlag  der 
Frankfurter  Zeitung.  102  S.  — 
Artikelreihe      der     Frankfurter      Zei- 
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tung,  textlich  und  durch  graphische 
Tafeln  erweitert.  Eine  Dreifarben- 
drucktafel als  Anlage  gibt  ein  ein- 
drucksvolles Bild  der  Beziehungen  des 
Hauses  Morgan.  Die  Erörterungen 
gruppieren  sich  in  drei  Teile.  Der 
erste  Teil  umfaßt  die  „Grundlagen  der 
anierikanischen  Wirtschaft" ;  daraus 
seien  das  Kapitel  über  amerikanische 
Finanzmethoden,  die  Ungleichwertig- 
keit  der  amerikanischen  common  shares 
gegenüber  den  deutschen  Aktien,  die 
Ausführungen  über  den  Windmühlen- 
kampf gegen  die  Trusts,  der  Vergleich 
zwischen  dem  amerikanischen  Geld- 
trust mit  seinen  persönlichen  Spitzen 
und  den  deutschen  Bankkonzernen  mit 
ihren  führenden  Aktienbanken  hervor- 
gehoben. Der  zweite  Teil  ist  über- 
schrieben ,, Amerika  und  der  Krieg" 
und  erörtert  u.  a.  die  Krisis  in  den 
ersten  Kriegsmonaten  und  die  schlei- 
chende Krisis  vor  dem  Krieg,  den  ge- 
waltigen Aufschwung  durch  die  Kriegs- 
lieferungen und  die  Bankreform  in 
Amerika.  Der  dritte  Teil  behandelt 
die  ,,  Amerikanischen  Zukunftspro- 
bleme", darunter  die  dauernden  Kriegs- 
gewinne, die  American  International 
Corporation,  die  Stärken  und  Schwä- 
chen der  amerikanischen  Arbeitsweise, 
Amerika  als  fraglichen  Weltbankier  der 
Zukunft,  die  Rüstungs-  und  Flotten- 
frage, Steuerfrage,  Zollpolitik  und  Ein- 
wanderung und  die  künftige  Stellung 
zu  Deutschland.  Das  Buch  gibt  ein 
reiches  Zahlen-  und  graphisches  Mate- 
rial und  praktische  klare  Ausführungen. 

Kreon,  F.,  De  gedachten  over  oorlog 
en  vrede  in  den  loop  der  eeuwen. 
(Vragen  van  den  dag.  32.  Jahrg.,  Fe- 
bruarheft, S.  97 — 119.)  Amsterdam 
1917.     S.  L.  van  Looy. 

Labour,  Finance,  and  the 
War.  Being  the  Results  of  Inquiries, 
arranged  by  the  Section  of  Economic 
Science  and  Statistics  of  the  British 
Association  for  the  Advancement  of 
Science,  during  the  Years  191 5  and 
1916.  Edited  and  with  a  Preface  by 
A  d  a  m  W.  K  i  r  k  a  1  d  y  ,  M.  A.,  B. 
Litt.,  M.  Com.  London  1916.  Isaac 
Pitman  &  Sons,  Ltd.  V,  344  S.  sh. 
3/6  net.  —  191 5  veröffentlichte  die 
British  Association  unter  dem  Titel 
Credit,  Industry,  and  the  War  ein  Buch, 
das    die    wichtigsten    wirtschaftlichen 


Wirkungen  des  Krieges  behandelt. 
(Vgl.  W.  A.  7.  Bd.,  Heft  2,  S.  483.) 
Diese  neue  Schrift,  1916  erschienen,  ist 
nicht  so  vielseitig.  Den  größten  Teil 
nimmt  eine  eingehende  und  sorgfältige 
Untersuchung  der  Frauenarbeit  im 
Kriege  ein.  Bis  auf  den  Aufsatz:  The 
Effect  of  the  War  on  Credit,  Currency, 
and  Finance  behandeln  auch  die  ande- 
ren Abschnitte  sozialpolitische  Themen. 

— st — 

Lambert,  Henri,  International 
Morality  and  Exchange.  With  an 
Introduction  by  the  Rt.  Hon.  Lord 
Courtney  of  Penwith.  (Translated  from 
the  ,,  Journal  des  Economistes".)  Lon- 
don 1916.  George  Allen  &  Unwin  Ltd. 
(Zürich:  Orell  Füssli).    40  S.    6  d  net. 

Maurras,  Charles,  Les  Condi- 
tions  de  la  Victoire.  La  France  se 
sauve  elle-meme.  De  Juillet  ä  Mi- 
Novembre  1914.  Paris  1916.  Nou- 
velle  Librairie  Nationale.  XI,  464  S. 
Frcs.  4, —  net. —  Ch.  Maurras  ist  be- 
kannt als  Wortführer  der  ,,Alliance 
Fran9aise",  die  vor  dem  Krieg  roya- 
listische  Tendenzen  betonte,  gemischt 
mit  einer  gehörigen  Dosis  von  Feind- 
schaft gegen  Deutschland.  Letztere 
gelangt  in  dem  vorliegenden  umfang- 
reichen Buch  zum  Ausdruck,  das  sich 
als  eine  Sammlung  von  Artikeln  dar- 
stellt, welche  der  Verfasser  seit  Beginn 
des  Krieges  veröffentlicht  hat.  — o — 

Müller,  Dr.  Max,  Frankreich  im 
Kriege  1914 — 1916.  Mit  künstlerischen 
Beiträgen  von  Steinlen,  Louise  Bres- 
lau, Ed.-M.  Sandoz  u.  zahlreichen  Ab- 
bildungen nach  Originalaufnahmen. 
Zürich  1916.  Orell  Füssli.  VIII,  157  S. 
Frcs.  10, — .  —  Der  nach  französischer 
Seite  orientierte  schweizerische  Ver- 
fasser schildert  den  inneren  Zustand 
Frankreichs  während  des  Krieges, 
seine  militärische,  politische,  wirt- 
schaftliche und  moralische  Kraftent- 
faltung, die  sich  ebenso  heroisch  im 
Kämpfen  wie  im  Ertragen  des  Unab- 
wendbaren des  Krieges  äußere.  Er 
bezweckt,  neutrale  und  frankreich- 
feindliche Leser  über  die  tatsächlichen 
Verhältnisse  in  Frankreich  aufzuklä- 
ren. Zahlreiche  eigene  Photographien 
und  künstlerische  Bildbeilagen  sind  zur 
Erhöhung  der  Anschaulichkeit  beige- 
fügt, k. 

Rathenau,  Walther,  Deutsch- 
lands Rohstoffversorgung.  Berlin  191 6. 
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S.  Fischer.  52  S.  und  Anhang:  5  Briefe. 
—  In  knapper  fesselnder  Weise  ge- 
langt die  Organisation  der  deutschen 
Rohstoffversorgung  durch  ihren  Schöp- 
fer zur  Darstellung.  Sie  bietet  einen 
hochinteressanten  Einblick  in  einen 
Teil  der  deutschen  Kriegswirtschaft, 
deni  die  glänzende  Initiative  und 
Schöpferkraft  eines  Einzelnen  den 
Stempel  aufdrückte.  — k — 

Rausch,  Prof.  Dr.  Karl  (Austria- 
cus),  Österreich- Ungarn  in  und  nach 
dem  Kriege.  Das  Emporsteigen  der 
Staatsgewalt.  Wien  u.  Leipzig  1916. 
Wilhelm  Braumüller.  VIII,  335  S. 
jK  6, — .  —  Behandelt  die  gesamten 
wirtschaftlichen,  politischen  und  kul- 
turellen Aufgaben,  die  nach  dem  Kriege 
an  Österreich  herantreten.  Besonders 
eingehende  Ausführungen  gelten  dem 
Wucher,  den  Monopolen,  der  Frage 
„Mitteleuropa",  sowie  dem  Zeitungs- 
wesen. — rg. 

Rey,  Barthelemy,  Quatre  cents 
milliards.  Etüde  sur  le  coüt  de  la 
guerre  et  les  indemnites,  que  les  puis- 
sances  ennemies  pourront  payer.  Paris 
U.  Nancy.  Berger-Levrault.  62  S.  — 
Der  Verfasser  tritt  den  Behauptungen 
entgegen,  daß  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn durch  den  Krieg  bereits 
ruiniert  seien,  und  untersucht,  in  wel- 
cher Weise  die  Länder  die  von  ihm  als 
angemessen  bezeichnete  Kriegskosten- 
entschädigung von  400  Milliarden  Frcs. 
aufbringen  können.  Er  berechnet,  daß 
Deutschland  seine  Einnahmen  um 
8050  Mill.  Frcs.  vermehren,  seine  Aus- 
gaben um  2878  vermindern,  Österreich- 
Ungarn  seine  Einnahmen  um  2300  ver- 
mehren, seine  Ausgaben  um  1552  ver- 
mindern kann.  Deutschland  ist  dem- 
nach in  der  Lage,  eine  Rente  von 
IG  928,  Österreich  eine  solche  von  3852 
Mill.  Frcs.  für  die  Entente  aufzubrin- 
gen. Die  Schrift  ist  im  übrigen  durch- 
aus wissenschaftlich  gehalten.     — r. 

R  u  s  s  a  t ,  E.,  Sarnizy  woiny.  (Blitz- 
lichter aus  dem  Kriege).  Petersburg 
191 5.  Verlag  des  Skobelew- Komitees. 
224  S.  Rbl.  1,50.  —  Eine  Samm- 
lung von  Erzählungen  und  Skizzen 
aus  dem  Kriegsleben  nach  Briefen  und 
Schilderungen  aus  dem  Lager  der  En- 
tente, vv. 

Schaich  Salih  Aschscharif 
A  1 1  u  n  i  s  i ,    La  Verit6  au  sujet  de 
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la  Guerre  sainte.     Bern  191 6. 
Wyss.     14  S. 

Schär,  Prof.  Dr.  J.  F.,  Die  Krisis 
des  privatwirtschaftlichen  Handels 
während  des  Krieges.  (Deutsche  Wirt- 
schaftszeitung. XIII.  Jahrg.,  No.  3, 
Sp.  65—76.)  Leipzig  191 7.  Quelle 
&  Meyer. 

Septimus,  Finnland  wie  es  war, 
wie  es  ist,  und  was  es  werden  könnte. 
Mit  einem  Vorwort  von  Dr.  Karl 
Strupp.  Gotha  1917.  Friedrich  An- 
dreas Perthes,  A.-G.     21   S.    M  0,75. 

Simpson,  J.  Y.,  The  Self-Discovery 
of  Russia.  London  1916.  Constable 
&  Co.,  Ltd.  272  S.  —  Der  Verfasser 
bespricht  mit  warmer  Anerkennung  die 
Leistungen  des  Landschafts-  und 
Städtebundes  in  Rußland,  zollt  der 
radikalen  Durchführung  des  Alkohol- 
verbots Bewunderung  und  stellt  an 
vielen  anderen  Erscheinungen  des 
öffentlichen  Lebens,  sowie  auf  dem  Ge- 
biete der  Produktion  und  Industrie 
fest,  daß  Rußland  seine  bisher  unge- 
weckten Kräfte  und  sein  organisato- 
risches Können  erst  während  des 
Krieges  eigentlich  entdeckt  habe  und 
infolgedessen  aus  dem  Kriege  mehr 
Gewinn  nach  Hause  bringen  könne 
als      irgendeine     andere     Macht. 

vv. 

Solmsen,  Dr.  Georg,  England 
und  wir.  Vortrag,  gehalten  im  Verein 
der  Industriellen  des  Regierungsbezirks 
Köln  a.  Rh.  am  13.  Nov.  1916.  Bonn 
1916.  A.  Marcus  &  E.  Weber  (Dr.  jur. 
Albert  Ahn).  42  S.  M  0,60.  —  Den 
wesentlichen  Inhalt  dieses  Vortrags 
bildet  der  Vergleich  der  deutschen  und 
englischen  Finanzgebarung  im  Kriege. 
Dieser  bemerkenswert  sachlichen  Dar- 
stellung hat  der  Verfasser  Erörterungen 
politischer  und  soziologischer  Natur 
vorausgeschickt,  in  denen  er  aus  der 
Verschiedenheit  des  deutschen  und 
englischen  Wesens  die  Gegensätze  zu 
erklären  versucht",  die  zum  Kriege  zwi- 
schen den  beiden  Staaten  führten,  und 
einen  kurzen  Überblick  über  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  und  die  Welt- 
politik der  beiden  Länder  gibt. 

— st— 
S  o  u  z  a  ,  Count.  Charles  de,  Ger- 
many  in  defeat.  A  Strategie  history 
of  the  war.  Third  phase.  With  26  maps 
and  plans.  London  1916.  Kegan  Paul, 
Trench,  Trubner    &  Co.,  Ltd.    (New 
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York:  E.  P.  Dutton  &  Co.)  VII, 
227  S.  —  Als  dritte  Phase  des  Krieges 
bezeichnet  der  Verfasser  die  Periode 
von  der  großen  Russenoffensive  in 
Galizien  Ende  191 4  bis  Zu  den  Schlach- 
ten von  Verdun  im  Frühjahr  1916. 
Sie  erhält,  nach  Ansicht  des  Verfas- 
sers, ihr  besonderes  Gepräge  durch  ein 
charakteristisches  Merkrnal:  Die  Ini- 
tiative der  Kriegführung  ist  von  den 
Mittelmächten  an  die  Verbündeten 
übergegangen.  vv. 

Sprague,  Franklin  M.,  ,,Made 
in  Germany".  With  an  Introduction 
by  Theodore  Roosevelt.  Boston,  New 
York  u.  Chicago  191 5.  The  Pilgrim 
Press.  XI,  218  S.  —  Eine  von  den 
vielen  Schriften  in  englischer  Sprache, 
hier  aus  amerikanischer  Feder,  die  aus 
einzelnen  Äußerungen  deutscher  Poli- 
tiker, Schriftsteller  und  Regierungs- 
vertreter ein  Bild  des  deutschen  Cha- 
rakters konstruieren  wollen.  Hieraus 
soll  nach  des  Verfassers  Meinung,  der 
Deutschland  nie  gesehen  hat,  die  Tat- 
sache erhellen,  daß  bei  Deutschland 
allein  die  Schuld  am  Kriege  zu  suchen 
sei.  — st — 

Stavenhagen,  Dr.  Kurt,  Die 
Kriegsziele  des  Großrussentums  und 
der  Fremdvölker  Rußlands.  Char- 
lottenburg 1916.  Ostlandverlag  G.  m. 
b.  H.  96  S.  Ji  I, — .  —  Radikale  Aus- 
rottung der  Fremdvölker  im  Innern 
des  Reichs,  Ausdehnung  seiner  Gren- 
zen über  alle  von  Slawen  bewohnten 
Gebiete  Deutschlands  und  Österreichs, 
Zutritt  zur  Adria,  Herrschaft  über 
Konstantinopel,  die  Ostsee  und  Klein- 
asien —  das  sind,  nach  dem  Verfasser, 
in  der  Hauptsache  die  Kriegsziele  des 
Großrussentums,  dessen  Herrschafts- 
und Eroberungsdrang  ,, durch  die  un- 
befriedigende Kernlosigkeit"  der  rus- 
sischen Volksseele  und  ,,dem  damit 
gegebenen  Zwang  zur  ruhelosen  Wen- 
dung nach  außen"  erklärt  werden, 
während  von  den  Fremdvölkern  gesagt 
wird,  daß  sie  ihre  Rettung  in  der  Ab- 
wendung vom  russischen  Reich  er- 
blicken, vv. 

Steffen,  Gustav  F.,  Demokratie 
und  Weltkrieg.  Aus  dem  Schwedischen 
übersetzt  von  Margarethe  Langfeldt. 
(Politische  Bibliothek.)  Jena  1916. 
Eugen   Diederichs.      251    S.      Ji   5, — . 

S  t  i  e  d  a  ,  Prof.  Dr.  Wilhelm,  Aus- 
blicke   in    das    deutsche   Wirtschafts- 


leben nach  dem  Kriege.  Rektoratsrede 
1916.  Leipzig.  23  S.  —  Gegenstand 
der  Rede  ist  die  Möglichkeit  einer  an- 
gemessenen Ernährung  nach  dem  Krieg 
und  die  finanzielle  Belastung.  Zur 
Lösung  der  Ernährungsfrage  schlägt 
Redner  Förderung  der  inneren  Koloni- 
sation und  ein  Reichsgetreidemonopol 
vor.  Die  Aufbringung  der  großen 
Zinsenlast  der  Anleihen  sollen 
Monopolisierung  einzelner  Erwerbs- 
zweige durch  den  Staat  und  Ausbau 
der  bestehenden  Steuern  ermöglichen. 

— rn — 

Torn,  Paul,  Huit  mois  avec  les 
,, Boches".  Dans  le  Luxembourg  Beige 
Aoüt  1914 — Avril  1915.  Paris  1916. 
Perrin    &  Cie.     205  S.     Eres.  3, — . 

T  r  e  u  b  ,  M.  W.  F.,  Oud-Minister 
van  Landbouw,  Nijverheid  en  Handel, 
Oud-Minister  van  Financien,  Oorlogs- 
tijd.  Herinneringen  en  Indrukken. 
Haarlem  1916.  H.  D.  Tjeenk  Willink 
&  Zoon.  (Amsterdam:  Scheltema  & 
Holkema.)     400  S. 

Valentin,  Prof.  Veit,  Entente 
und  Neutralität.  Leipzig  1917.  S. 
Hirzel.  VI,  97  S.  M  1,50.  —  Der  Ver- 
fasser stellt  eine  Reihe  der  eindrucks- 
vollsten Übergriffe  der  Entente  auf 
politischem,  wirtschaftlichem  und  mili- 
tärischem Gebiet  gegen  die  Rechte  der 
Neutralen  an  Hand  von  Belegen  zu- 
sammen. Er  kommt  zu  dem  Schluß, 
daß  die  Rechte  der  Neutralen  trotz 
des  eigenen  Lebenskampfes,  nur  beim 
Deutschen  Reich  das  angemessene  Ver- 
ständnis finden,  wogegen  die  Entente 
vor  keiner  ihr  zweckmäßig  erschei- 
nenden Vergewaltigung  zurückscheue. 

k. 

V  e  d  e  1 ,  Commandant  Emile,  Nos 
Marins  ä  la  Guerre.  (Sur  Mer  et  sur 
Terre.)  Paris  191 6.  Payot  &  Cie. 
320  S.     Frcs.  3,50. 

Versluys,  J.,  Über  Annexions- 
politik. Die  Kriegsziele  unserer  Feinde. 
(Zeitgenössische  Dokumentenbücher. 
No.  I.)  Oberweimar  i.  Thür.  1916. 
Rembrandt- Verlag.  87  S.  M  1,75.  — 
Ein  Neutraler,  und  zwar  ein  von  nüch- 
ternstem Sachlichkeitssinn  geführter 
Holländer,  stellt  hier,  unterstützt  von 
seinem  Übersetzer,  in  nahezu  vollstän- 
diger Aufreihung  die  Annexions-  und 
Zers1.örung&absichten  der  Entente  ge- 
genüber den  Mittelmächten  zusammen, 
wie  sie  in  der  Presse,   in  der  Literatur 
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■and  inÄußerungen  der  verantwortlichen 
Staatsmänner  hervorgetreten  sind. 
Gleichzeitig  deutet  er  die  Linie  der 
Politik  an,  die  ein  siegreiches  Deutsch- 
land den  Annexionsabsichten  seiner 
Gegner  entgegenstellen  muß.      — n. 

VomKriegsgrund  zumKriegs- 
2;  i  e  1.  Stuttgart  u.  Berlin  1916.  Deut- 
sche Verlags-Anstalt.     40  S.     M  0,50. 

Waxweiler,  Emile,  Director  of 
the  Solvay  Institute  of  Sociology  at 
the  University  of  Brüssels;  Member  of 
the  Royal  Academy  of  Belgium,  Bel- 
gium  and  the  Great  Powers.  Her 
Neutrality  Explained  and  Vindicated. 
New  York  u.  London  1916.  G.  P. 
Putnam's  Sons.  XI,  186  S.  —  Enthält 
vor  allem  eine  Polemik  gegen  die  seit 
Anfang  191 5  erschienenen  deutschen 
Schriften  zur  Verteidigung  des  bel- 
gischen Einmarsches.  — rg. 

Wcbb,  Sidney  u.  Arnold 
F  r  e  e  m  a  n  ,  Great  Britain  after  the 
War.  Being  Facts  and  Figures,  Quo- 
tations  and  Queries,  Suggestions  and 
Forecasts,  designed  to  help  individual 
inquirers  and  study  circles  in  consider- 
ing  what  will  happen  after  the  War 
with  regard  to  Trade  Employment, 
Wages,  Prices,  Trade  Unionism,  Co- 
operation, Women's  Labour,  Foreign 
Commerce,  the  Railways,  the  Coal 
Supply,  Education,  Taxation,  etc. 
London  191 6.  George  Allen  &  Unwin, 
Ltd.  80  S.  —  Diese  interessante  Bro- 
schüre (sie  ist  der  Workers'  Educational 
Association  als  Diskussionsanregung 
gewidmet)  will  nicht  auf  die  im  Titel 
genannten  Probleme  der  englischen 
Volkswirtschaft  nach  dem  Kriege  eine 
Antwort  geben.  Ziel  der  Verfasser  ist 
nur,  in  knapper  Form  vom  Standpunkt 
der  Arbeiter  aus  die  wichtigsten  Fragen 
zu  formulieren  und  die  bei  der  Beant- 
wortung wichtigen  Gesichtspunkte,  z. 
B.  Freihandel  oder  Schutzzoll  beim 
Außenhandel,  herauszuheben.  — st — 

Weck,  Rechtsanwalt  Hermann, 
Kriegsschäden  und  Kriegsschadener- 
satz. (Ostlandbibliothek.  Bd.  i.)  Char- 
lottenlDurg  1916.  Ostlandverlag  G.  m. 
b.  H.  216  S.  Geb.  Ji  4,—.  —  Die 
Schrift  bringt  zunächst  eine  systema- 
tische Übersicht  über  den  Umfang  des 
deutschen  Kriegsschadens  (Kriegs- 
schaden von  Reich,  Bundesstaaten  u. 
Gemeinden,  der  Deutschen  im  Inland, 
der  Deutschen  in  den  Schutzgebieten 


und  der  Auslandsdeutschen).  Darauf 
folgen  eine  Darstellung  des  geltenden, 
den  Kriegsschadenersatz  regelnden 
Rechtes  und  Vorschläge  für  die  künf- 
tige Regelung  dieser  Materie.  Im 
Anhang  ist  ein  ausführliches  Literatur- 
verzeichnis und  ein  Abdruck  der  wich- 
tigsten rechtlichen  Bestimmungen  bei- 
gefügt, wobei  auch  ältere  Schriften  und 
ältere  gesetzliche  Bestimmungen  mit- 
berücksichtigt sind.  — s — 

Weerdt,  Raymond  Colleye 
d  e  ,  The  Spider's  Web.  An  Expo- 
sition of  the  Origin,  Growth  and  Me- 
thods  of  German  ,,World-Power"- 
Madness,  with  special  Reference  to 
Belgium.  Aus  dem  Französischen 
übersetzt.  London  1915.  The  Iris 
Publishing  Co.  VI,  85  S.  sh.  i  / —  net. 
—  Der  bekannte  Führer  der  Wallonen- 
partei und  Gründer  der  belgischen 
Antialldeutschen  Liga  will  darlegen, 
wie  die  Deutschen  im  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Leben  Belgiens  Einfluß 
gewonnen  haben.  Vergleichsweise 
sucht  er  ähnliche  Erscheinungen  in  den 
übrigen  europäischen  Ländern  nachzu- 
weisen. Besondere  Kapitel  sind  dem 
Einfluß  der  Deutschen  auf  die  vlä- 
mische  Bewegung  und  auf  die  Ent- 
wicklung von  Antwerpen  gewidmet. 

— st— 

We  1 1  kr  i  e  gs  c  h  r  o  n  i  k  ,  Illu- 
strierte —  der  Leipziger 
Illustrierten  Zeitung  1914. 
Text  von  Paul  Schrecken- 
bach. 21. — 25.  Lieferung.  Leipzig 
^915-  J-  J-  Weber.  Preis  des  Heftes 
M  0,60.    (Vgl.  W.  A.  6.  Bd.,  Heft  2, 

S.  555) 

Wesselitsky,  G.  de,  The  Ger- 
man Peril  and  the  grand  Alliance: 
How  to  crush  Prussian  Militarism. 
London  1916.  T.  Fisher  Unwin.  XVI, 
65  S.     sh.   1/ —  net. 

West,  Jul.  H.,  Deutschland  der 
Störenfried.  Feststellungen  eines  Neu- 
tralen. Stuttgart.  Jul.  Hoffmann. 
63  S.    Ji  0,60.  —  Von  dem  dänischen 

,  Verfasser  werden  statistische  Daten 
aufgeführt,  aus  denen  sich  der  Schluß 
herleitet,  daß  die  Herbeiführung  des 
Weltkrieges  dem  deutschen  Interesse 
durchaus  nicht  entsprach;  England 
dagegen  sah  in  dem  Krieg  die  einzige 
Möglichkeit,  seine  bedrohte  wirtschaft- 
liche Vormachtstellung  durch  Nieder- 
ringen  seines   gefährlichsten    Konkur- 
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renten  zu  behaupten.  Die  in  manchen 
Punkten  bestehende  irrtümliche  Auf- 
fassung des  feindlichen  Auslandes  über 
deutsche  Art  und  deutsche  Verhält- 
nisse berichtigt  der  Verfasser  auf 
Grund  langjähriger,  persönlicher  Be- 
obachtungen. — th — 

Wislicenius,  Dr.  Paul,  England 
und  der  Weltkrieg.  Betrachtungen  über 
die  Volksseele.  Mit  einem  Geleitwort 
von  Curt  Trützschler  von  Falkenstein. 
2.  Aufl.  Darmstadt  191 6.  FaJken- 
Verlag.     48  S.     Jt,  0,80. 

Würfel,  Redakteur  Gotthard, 
Der  Sieg  der  deutschen  Volksgesund- 
heit im  Weltkriege.  (Der  Deutsche 
Krieg.  Herausgeg.  v.  E.  Jäckh.  Heft 
83.)  Stuttgart  u.  Berün  1916.  Deut- 
sche Verlagsanstalt.     31    S.     M  0,50. 

Wygodzinski,  Prof.  Dr.,  Die 
Nationalisierung  der  Volkswirtschaft. 
(Kriegswirtschaftliche  Zeitfragen.  In 
Verbindung  mit  Prof.  Dr.  Schmid  u. 
Prof.  Dr.  Stieda  herausgeg.  v.  Prof. 
Dr.  F.  Eulenburg.  Heft  8.)  Tübingen 
1917.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck  )IV, 
68  S.     Jü  1,60. 

Wygodzinski,  Prof.  Dr.,  Rohstoff 
und  Wirtschaftsmacht.    (Deutsche  Po- 


litik. I.  Jahrg.,  Heft  41,  S.  1778 
— 1788.)  Weimar  1916.  Gustav 
Kiepenheuer. 

Berichtigung. 
Im  Oktoberheft  191 6  ist  infolge  eines 
technischen  Versehens  die  Schrift  von 
Bertourieux,  La  V6rite  (Bern  191 6,  Fer- 
dinand Wyss,  XIV,  137  S.)  mit  einer  fal- 
schen Titelanzeige  versehen  worden.  Die 
richtige  Notiz  lautet: 

Bertourieux,      Joseph,     La      V6rit6. 
Bern   1916.     Ferdinand  Wyss.     XIV, 

137  s. 

Der  Verfasser,  Franzose  von  Geburt, 
unternimmt  es  in  diesem  Bande,  die  wirk- 
lichen Ursachen  und  das  wahre  Ziel  des 
gegenwärtigen  Krieges  aufzuzeigen.  Bei 
der  Erörterung  der  Frage,  wem  die 
eigentliche  Verantwortung  zufällt,  kommt 
er  zu  dem  Ergebnis,  daß  König  Eduards 
VII.  Einkreisungspolitik,  sowie  Delcass6s 
und  Poincares  Bereitwilligkeit,  auf  diese 
Politik  einzugehen,  den  ganzen  Welt- 
krieg verschuldet  haben.  Das  Buch  hat 
namentlich  in  der  neutralen  Welt  be- 
rechtigtes Aufsehen  erregt.  — n. 


Probleme  des  Geldwesens. 

Eine  Erwiderung  auf  Liefmanns  Geld  und  Gold. 

Von 

Dr.  Otto  Hcijn,  Nürnberg. 


In  seinem  Buche  „Geld  und  Gold"  (Stuttgart  1916)  baut  Lief  mann 
eine  „ökonomische  Theorie  des  Geldes"  auf  einer  „neuen"  Wirtschafts- 
und Preistheorie  auf.  Er  sagt  (S.  240) :  Klarheit  über  das  Geld  bestand  in 
den  leitenden  Kfeisen  bisher  nicht.  „Denn  woher  sollte  sie  auch  kommen  ? 
Klarheit  über  das  Geld  ist  nur  mit  einer  richtigen  allgemeinen  Wirt- 
schaftstheorie zu  erlangen,  welche  die  technisch-materialistische  Auf- 
fassung der  Wirtschaft  und  ihre  Anwendung  auf  das  Geld,  den  Metallis- 
mus, vermeidet  und  die  überragende  Bedeutung  der  abstrakten  Rechnungs- 
einheit gegenüber  den  staatlichen  Zahlungsmitteln  erkennt  .  .  .  Einige 
hervorragende  Nationalökonomen,  wie  z.  B.  Knapp,  Schulze- 
Gaevernitz,  Wieser,  Zwiedineck  und  wahrscheinlich 
noch  viele  andere,  von  jüngeren  ganz  zu  schweigen,  .  .  .  erkennen  aus 
Beobachtungen  des  Wirtschaftslebens  den  nominalistischen  Charakter 
des  Geldes  .  .  .  Aber  als  Kinder  der  historischen  Schule  der  National- 
ökonomie oder  der  ganz  fehlgreifenden  Grenznutzentheorie  vermögen 
sie  nicht  zu  den  theoretischen  Grundfragen  Stellung  zu  nehmen  und 
ihre  Auffassung,  die  zunächst  bloße  Empirie  ist,  theoretisch  zu  begründen. 
Das  geht  nicht  an ;  wir  brauchen  eine  wissenschaftliche  Begründung 
des  empirisch  Erkannten,  die  nur  die  Theorie  liefern  kann.  Aber 
mit  der  heutigen  ,  Güterlehre',  der  technisch  materialistischen  Auf- 
fassung der  Wirtschaft,  die  auch  das  Geld  nur  als  reales  Zahlungsmittel, 
nicht  aber  als  abstrakte  Rechnungseinheit  erkennt,  ist  sie  nicht  möglich". 

Auf  Grund  seiner  eigenen  Theorie  kommt  er  dann  zu  der  Forderung, 
die  Goldwährung  abzuschaffen  und  eine  Papierwährung  mit  einer  Gold- 
oder besser  Devisenreserve  für  den  Auslandsverkehr  einzuführen. 

An  diejenigen,  welche  zu  seinen  Ausführungen  Stellung  nehmen 
wollen,  richtet  er  (S.  16)  die  Mahnung:  „Wer  nicht  die  theoretischen 
Grundlagen  dieser  Schrift  kritisieren  kann,  der  möge  lieber  ganz  über 
sie  schweigen",  und  auf  S.  155  spricht  er  den  Wunsch  aus:  „Hoffent- 
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lieh  findet  sie  (,, meine  Wirtschaftstheorie  und  Geldlehre")  unvorein- 
genommene Beurteiler,  die  nicht,  um  eigene  frühere  Irrtümer  zu  ver- 
teidigen, sondern  nur  von  dem  Streben  aus,  der  Wahrheit  und  Aufklärung 
zu  dienen,  zu  ihr  Stellung  nehmen.  Sind  die  Gedanken  einmal 
durchgedrungen,  so  ist  der  Boden  für  die  Entthronung  des 
Goldes"  reif." 

Den  hier  wiedergegebenen  Mahnungen  nachzukommen,  ist  bei 
mir  der  gute  Wille  vorhanden.  Indessen  ist  es  ausgeschlossen,  L  i  e  f  - 
mann  auf  allen  Wegen  zu  folgen  und  mit  ihm  etwa  von  neuem  über 
die  Anfangsgründe,  seiner  Nutzen-  und  Kostentheorie,  zu  streiten^). 
Es  wird  erforderlich  sein,    sich  auf  das  Notwendige  zu  beschränken. 

I.  Die  psychische  Wirtschaftstheorie  und  die 
Vorgänge  bei  der  Preisbildung, 
Ob  das  Wirtschaften  des  Menschen  schon  mit  der  Beschaffung 
der  für  seine  Bedürfnisbefriedigung  erforderlichen  Güter  aufhört,  wie 
die  herrschende  Lehre  meint,  oder  ob  es  sich  bis  zur  Verwendung  dieser 
Güter  für  die  Bedürfnisbefriedigung  fortsetzt,  können  wir  dahingestellt 
sein  lassen,  denn  die  Geldlehte  hat  bei  dem  Charakter  des  Geldes  als 
allgemeines  Tauschmittel  nur*  mit  der  Beschaffung  der  Güter  (soweit 
diese  durch  Tausch  erfolgt)  zu  tun.  Wichtig  dagegen  ist  eine  richtige 
Anschauung  von  der  Preisbildung.  Nun  mag  L  i  e  f  m  a  n  n 
darin  Recht  gegeben  werden,  daß  er  mit  besonderer  Schärfe  in  den  Vorder- 
grund gestellt  hat,  daß  es  nicht  die  verfügbaren  Geldmengen 
sind,  aus  denen  sich  die  Preisbildung  erklärt,  sondern  die  Dispositionen 
der  wirtschaftenden  Menschen  über  die  ihnen  zuf  Verfügung  stehenden 
Mittel  (L  i  e  f  m  a  n  n  sagt:  über  ihr  „Einkommen"),  und  daß  die  Quan- 
titätstheorie, die  er  glänzend  widerlegt,  falsch  ist.  Es  ist  aber  unrichtig, 
wenn  er  (S.  240)  von  der  Grenznutzentheorie  behauptet,  daß  sie  „ganz 
fehlgreife".  Das  kann  von  M  e  n  g  e  r  gewiß  nicht  gesagt  werden, 
und  seltsam  genug  wird  ja  auch  der  Grenznutzen  von  Lief  mann 
selbst  zum  Eckstein  seiner  ganzen  Preistheorie  gemacht.  Ferner  ist 
es  unrichtig,  wenn  L  i  e  f  m  a  n  n  sich  als  den  alleinigen  Verfechter 
der  „psychischen  Auffassung"  der  Vorgänge  bei  der  Preisbildung  hin- 
stellt. So  habe  ich  z.  B.  den  wirtschaftenden  Menschen  selbst  stets 
in  den  Vordergrund  gestellt  und  die  Subjektivität  des  (subj.)  Wertes, 
der  für  seine  Dispositionen  maßgebend  ist,  stets  hervorgehoben.  Ebenso 
habe  ich  niemals  einen  Zweifel  darüber"  gelassen,  daß  diese  Dispositionen 
sich  auf  das  gesamte  verfügbare  „Vermögen"  der  Tauschkontrahenten 

^)  Vergl.  hierüber  den  Aufsatz:  „Nutzen  und  Kosten  als  Ausgangspunkte  des  mensch- 
lichen Wirtschaftens.  Ein  Beitrag  zur  Kritik  von  Liefmanns  Ertragstheorie".  Zeitschrift 
für  Sozialwissenschaft  N.  F.  V  (1914)  S.  159 — 173,  244 — 252. 


Probleme  des  Geldwesens. 


163 


erstrecken,  nicht  allein  auf  ihren  Geldbesitz,  und  daß  es  deshalb  nicht 
nur  auf  diesen  bei  der  Bildung  der  Preise  ankomme.  Das  gleiche  ist 
aber  meines  Wissens  auch  von  anderer  Seite  geschehen  —  wenn  auch 
nicht  gerade  von  den  neueren  Grenznutzentheoretikern  — .  Angebot 
und  Nachfrage,  die  Faktoren  des  Preises,"  sind  keineswegs  von  der  herr- 
schenden Meinung  immer  nur  als  „gegebene  Gütermengen"  betrachtet 
worden,  sondern  als  Gütermengen,  angeboten  oder  nachgefragt  von 
Menschen,  die  je  nach  dem  Ergebnisse  ihrer  subjektiven  Wert- 
schätzung sich  zum  Verkauf  bzw.  Kauf  entschließen  und  nach  dem 
Steigen  und  Sinken  dos  erzielbaren  Preises  ihre  Dispositionen  ändern^). 
An  die  Spitze  seiner  ganzen  Preistheorie  und  seiner  Geldlehre  stellt 
L  i  e  f  m  a  n  n  den  (im  Laufe  der  Darstellung  unzählige  Male  wieder- 
holten) Satz :  daß  es  die  Einkommen  sind,  welche  die  Güter  kaufen. 
Sein  Gedankengang  ist,  wenn  ich  ihn  recht  verstehe,  folgender: 

Die  für  die  Disposition  der  wirtschaftenden  Menschen  maß- 
gebende Nutzen-  und  Kostenschätzung  des  Geldes  (mit  anderen 
Worten:  die  Wertschätzung  des  Geldes  auf  der  Nutzen-  und  auf 
der  Kostenseite)  wird  beeinflußt  und  allein  beeinflußt  durch  die 
Änderung  der  Einkommen.  Bei  einer  Vergröße- 
rung der  Einkommen  wird  die  Geldeinheit  niedriger  geschätzt, 
da  der  Wirtschafter  nunmehr  imstande  ist,  auch  Bedürfnisse  niederer 
Art  zu  befriedigen.  Infolgedessen  werden  Störungen  der 
natürlichen  Preisbildung  hervorgerufen,  wenn  plötz- 
liche und  nicht  aus  dem  natürlichen  Tausch  verkehr  stammende 
Einkommensteigerungen  auftreten.  Solche  Ein- 
kommensteigerungen werden  durch  eine  Vermehrung  der 
Menge  der  staatlichen  Geldzeichen  auf  dem  Wege 
der  staathchen  Notenausgabe  hervorgerufen.  Deshalb  ist  alles 
zu  tun,  um  diese  zu  vermeiden.  Ob  das  Geld  aus  Gold  oder  Pa- 
pier besteht,  ist  an  sich  gleichgültig,  da  nicht  die  Geldmengen, 
sondern  die  Einkommen  die  Güter  kaufen  und  da  nicht  die  Qualität 
des  Geldes,  sondern  die  Einkommen  über  den  Preis  entscheiden. 
Bei  einem  aus  Gold  bestehenden  Gelde  wie  bei  der  Goldwährung 
bestand  jedoch  bisher  größere  Sicherheit  dagegen,  daß  die  Menge 
der  staatlichen  Geldzeichen  stark  vermehrt,  und  daß  dadurch 
eine  unnatüihche  Einkommensteigerung  mit  ihrer  störenden  Rück- 
wirkung auf  die  Preisbildung  herbeigeführt  wurde.  Das  gleiche 
ist  aber  auch  bei  einer  Papierwährung  zu  erreichen.     Wenn  der 

^)  Auch  der  Begriff  „Ertrag",  den  Lief  mann  als  bestimmenden  Faktor  aller  Pro- 
duktions- und  Tauschoperationen  in  den  Vordergrund  stellt,  dürfte  nichts  anderes  sein,  als 
was  man  sonst  Reingewinn  nannte.  Gewinnstreben  aber  war  von  jeher  der  Regulator  der 
wirtschaftlichen  Handlimgen. 
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Staat  sich  auf  die  Herausgabe  einer  bestimmten,  niedrig  bemessenen 
Menge  staatlicher  Geldzeichen  (in  Deutschland  i — 2  Milliarden  Mk.) 
beschränkt  und  es  im  übrigen  dem  Verkehr  überläßt,  sich  sein 
Geld  selbst  zu  beschaffen,  so  kann  man  auch  in  Deutschland,  und 
zwar  schon  in  nächster  Zukunft,  zu  einer  Papierwährung 
mit  Goldreserve  für  den  Auslandsverkehr,  besser  zu  einer  Golddevisen- 
währung übergehen  und  auf  diese  Weise  die  enormen  Kosten,  welche 
die  Goldwährung  mit  sich  bringt,  sparen. 

Der  Satz,  daß  es  die  ,,Einkommen  sind,  welche  die 
Güter  kaufen",  hat  den  Vorzug  eines  kurzen  Schlagworts,  das 
Wichtiges  hervorhebt.  Er  ist  aber  nur  zum  Teil  richtig.  Für  die  ,,K  o  n  - 
s  u  m  Wirtschaft",  die  L  i  e  f  m  a  n  n  zweckmäßig  von  der  ,, Erwerbs- 
wirtschaft" trennt  und  dieser  gegenüberstellt,  trifft  er  im  großen  und 
ganzen  zu,  denn  in  der  Regel  wird  von  den  Konsumenten  tatsächlich 
nur  über  ihr  Einkommen  disponiert,  wenn  sie  Güter  kaufen,  obwohl 
nicht  selten  Ausnahmen  vorkommen.  In  der  Erwerbs  Wirtschaft 
dagegen  ist  es  anders.  Der  Produzent  disponiert,  wenn  er  Güter  kauft, 
über  sein  gesamtes  Geschäftsvermögen,  einschließhch  seines  Kredits, 
ohne  sich  an  die  Grenzen  seines  Einkommens  zu  binden.  L  i  e  f  m  a  n  n 
setzt  sich  hierüber  hinweg.  Er  erörtert  zwar  für  Konsumwirtschaft 
und  Erwerbswirtschaft  getrennt  die  ,, innerwirtschaftliche  Funktion" 
des  Geldes  als  Faktor  der  Nutzen-  und  Kostenschätzung,  führt  dann 
aber  aus,  daß  es  sich  bei  der  Erwerbswirtschaft  in  der  Regel  nur  um 
eine  Gegeneinanderschätzung  von  Geldsummen  handle,  und  läßt  im 
weiteren  Verlauf  der  Darstellung  die  Kaufgeschäfte  der  Erwerbswirt- 
schaften ganz  außer  Betracht  i). 

^)  Bei  der  Erörterung  der  „innerwirtschaftlichen  Funktion"  des  Geldes  (S.  69  ff.)  führt 
Lief  mann  aus,  daß  der  Mensch  verschieden  verfahre,  je  nach  dem  es  sich  um  Disposi- 
tionen in  der  „Konsumwirtschaft"  oder  in  der  „Erwerbswirtschaft"  handle.  Inder  Kon- 
sumwirtschaft finde  eine  psychische  Nutzen-  und  Kostenvergleichung  statt,  deren 
Resultat  für  die  Entscheidung  über  die  Vornahme  des  betreffenden  Erwerbsaktes  den  Aus- 
schlag gebe.  Hierbei  werde  das  Geld  als  Kostengut  nach  der  Größe  des  verfügbaren  Ein- 
kommens geschätzt.  Das  Einkommen  sei  der  „Generalnenner",  dem  der  erstrebte 
Nutzen  gegenübergestellt  werde.  „Dieser  Generalnenner",  heißt  es  S.  73,  „ist  das  Einkommen, 
an  dem  alle  zu  befriedigenden  Bedürfnisse  verglichen  werden".  —  (Wie  das  gedacht  ist, 
ist  mir  unklar.  Die  Bedeutung  der  Bedürfnisse,  welche  den  Nutzen  der  zu  ihrer  Deckung 
verwendbaren  Güter  bestimmt,  kann  nur  an  dem  Hauptzwecke  des  Menschen:  größtmög- 
liches Wohlbehagen  zu  besitzen,  abgemessen  werden,  nicht  aber  durch  Vergleichung  des 
Einkommens,  dessen  Vorhandensein  die  Anschaffung  der  betreffenden  Güter  ermöglicht.. 
Hierauf  brauchen  wir  aber  an  dieser  Stelle  nicht  einzugehen).  —  Diese  Schätzungsart  soll 
aber  nur  da  Anwendung  finden,  „wo  der  Voranschlag  aller  Kosten  in  Geld  möglich  ist".. 
„Wo  die  eigene  Arbeitsmühe....  überwiegt,  da....  stellt  (der  Wirtschafter)  seiner 
Arbeitsmühe  die  mit  dem  Geldeinkommen  zu  erzielende  Bedarfsbefriedigung  gegenüber" 
(S.  73).  In  der  Erwerbswirtschaft,  heißt  es  dann  weiter  (S.  82),  werden  Nutzen 
und  Kosten  „nicht  psychisch,  wie  in  der  Konsumwirtschaft,  sondern  quantitativ  als  Geld- 
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Überblickt  man,  wie  es  bei  der  Erörterung  der  Preistheorie  und 
der  Funktion  des  Geldes  nötig  ist,  das  ganze  Gebiet  der  Preisbildung, 
Konsumwirtschaft  und  Erwerbswirtschaft,  so  ist  es  hiernach  nicht 
richtig  zu  sagen :  Die  Einkommen  sind  es,  welche  die  Güter  kaufen. 
Nicht  die  Einkommen  sind  entscheidend,  sondern,  wie  nochmals 
wiederholt  werden  mag,  die  gesamten  verfügbaren  Mittel  der  Tausch- 
kontrahenten, ihr  gesamter  Besitz  an  Tauschgütern 
und  Arbeitskraft,  den  sie,  sei  es  direkt,  wie  Geld  oder  kurzfri- 
stige Geldforderungen,  sei  es  indirekt,  d.  h.  nach  Umwandlung  in  Geld 
durch  Verkauf  oder  Lombardierung,  zur  Unterstützung  ihrer  Nach- 
frage im  Tausch  verwenden  können,  einerlei,  woher  dieser  Besitz  stammt, 
nnd  unter  Einschluß  dessen,  was  sie  auf  dem  Wege  des  Kredits  be- 
schaffen können. 

Das  Einkommen  spielt  aber  bei  L  i  e  f  m  a  n  n  nicht  nur 
auf  der  Seite  der  Nachfrage  eine  entscheidende  Rolle  (die  ,, Ein- 
kommen sind  es,  die  die  Güter  kaufen"),  sondern  auch  auf  der  Seite 
des  Angebots.  In  einem  der  folgenden  Abschnitte  (S,  162)  wird  die 
Behauptung  aufgestellt,  „die  Bildung  aller  Preise  ist  zu  erklären  durch 
ein  die  Grenzen  des  Angebots  bestimmendes  Minimum  an  Ein- 
kommen, den  tauschwirtschaftlichen  Grenzertrag",  und  S.  163  heißt 
es:  dieser  tauschwirtschaftliche  Grenzertrag  ,, bestimmt  also  das  Angebot 
und  den  Preis".  Ferner  zusammenfassend  (S.  166/67):  ,,In  Wirkhchkeit 
stehen  Preise  und  Einkommen  in  folgender,  bisher  nie  klar  erkannter 
Wechselwirkung :  ein  gewisses  Minimum  von  Einkommen 
bestimmt  als  tauschwirtschafthcher  Grenzertrag,  den  einzelne  Erwerbs- 
wirtschaften in  jedem  Erwerbszweig  erzielen,  den  Umfang  des 
Angebots  jeder  Ware,  d.  h.  die  Grenze  der  aufzuwendenden 
Kosten  und  damit  ihren  Preis,  der  gleich  diesen  Grenz- 
kosten plus  dem  t  a  u  s  c  h  wi  r  t  sc  h  a  f  1 1  i  ch  e  n  Grenz- 
ertrag ist.  Alle  sonstigen  in  dem  Erwerbszweige  erzielten  Ein- 
kommen werden  dann  durch  diesen  Preis  bzw.  durch  die  individuellen 
Kosten  des  Anbieters  bestimmt,  ergeben  sich  aus  der  jeweiligen  Tausch- 
konstellation des  Erwerbszweiges,  in  der  Regel  (nämlich,  wenn  alle  An- 
summen" verglichen.  Ob  das  Einkommen  hier  überhaupt  noch  eine  Rolle  spielt,  und 
in  welcher  Weise,  wird  nicht  weiter  erörtert.  Dagegen  wird  auch  hier  die  gleiche  Ausnahme 
gemacht  wie  in  der  Konsiun Wirtschaft.  „Überall,  wo  die  eigene  Arbeitsmühe  als  Kosten  die 
Hauptrolle  ( !)  spielt,  ist  sie  das  Mittel  der  Nutzen  imd  Kosten vergleichung"  (S.  83). 
In  der  ganzen  späteren  Abhandlung  bleibt  dann  aber  die  Schät- 
zung der  Erwerbswirtschaft,  soweit  von  ihr  Güter  gekauft  werden, 
ganz  außer  acht.  Abgesehen  hiervon  setzt  sich  L  i  e  f  m  a  n  n  über  die  Beachtung 
des  Arbeitsfaktors  willkürlich  und  unrichtig  in  allen  denjenigen  Fällen  hinweg,  in  denen 
dieser  Arbeitsfaktor  nicht  die  Hauptrolle  spielt,  während  er  da,  „wo  die  eigene  Arbeits- 
mühe ü  b  e  r  w  i  e  g  t",  die  außerdem  etwa  noch  entstehenden  Sachkosten  (anscheinend) 
nicht  berücksichtigt. 
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bietei"  den  gleichen  Preis  efzielen)   als  relativer  Konkurrenzpreis  und, 
-Einkommen". 

Auch  hierin  kann  L  i  e  f  m  a  n  n  nicht  zugestimmt  werden.  Es  ist 
nur  soviel  richtig,  daß  unter  normalen  Verhältnissen  und  im  großen  und 
ganzen  der  tauschwirtschaftliche  Grenzertrag  (womit  Liefmann  das  rela- 
tive Existenzminimum  meint)  maßgebend  ist  für  die  weiteste 
Grenze  des  Angebots.  Das  gilt  aber  auch  nur  in  dem  Sinne, 
daß  nicht  mehr  Ware  produziert  (d.  h.  hergestellt  oder 
durch  den  Handel  herbeigeschafft)  und  infolgedessen  auch  nicht 
mehr  zum  Angebot  gebracht  wird,  weil  jedermann  die  Pro- 
duktion, genauer  die  betreffende  Art  der  Produktion  aufgibt  oder  gar 
nicht  anfängt,  wenn  er  nicht  glaubt,  damit  das  seiner  sozialen  Stel- 
lung entsprechende  (in  Notfällen  das  absolute)  Existenzminimum  zu  ge- 
winnen. Ferner  ist  richtig,  daß  der  Preis  durch  die  Konkurrenz  vielfach 
tatsächlich  auf  ein  solches  Niveau  herabgedrückt  wird,  daß  der  unter 
den  ungünstigsten  Verhältnissen  arbeitende  Produzent  eben  noch  dieses 
Existenzminimum  gewinnt.  Dagegen  ist  nicht  richtig,  daß  der  Preis 
sich  immer  auf  dieses  Niveau  stellt.  Außer  dem  Angebot  gibt  es  ja 
auch  noch  eine  Nachfrage,  die  bei  der  Preisbildung  mitspricht, 
und  wenn  die  angebotene  Ware  in  ihrer  Menge  nicht  ausreicht,  um  alle 
Nachfragenden,  die  einen  dem  tauschwirtschaftlichen  Grenzertrag  ent- 
sprechenden Preis  anbieten,  zu  befriedigen,  dann  stellt  sich  der  Preis 
eben  höher.  Das  geschieht  natürlich  nicht  automatisch,  es  geschieht 
aber,  und  es  geschieht  deshalb,  weil  die  Verkäufer  stets  versuchen,  den 
höchsten  Preis  zu  erzielen,  wie  die  Käufer  das  Gegenteil  anstreben,  wäh- 
rend es  von  den  Verhältnissen  des  Marktes  abhängt,  welcher  Seite  die 
Erreichung  dieses  Zieles  gelingt.  Dabei  handelt  es  sich  natürlich  keines- 
wegs um  eine  unveränderliche  Menge  des  Angebots,  sondern 
es  ist  zu  berücksichtigen,  daß  —  innerhalb  der  Grenzen  der  vorhandenen 
und  erreichbaren  Vorräte  —  das  Angebot  infolge  Hinzutretens  neuer 
Verkäufer  immer  größer  wird,  je  höher  der  Preis  steigt, 
(genauer,  je  höhere  Preise  diejenigen  anbieten,  die  fürchten,  keine  Ware  zu 
erhalten,  und  die  zugleich  den  Wert  der  Ware  so  hoch  einschätzen,  daß  auch 
bei  dem  höheren  Preise  ihr  Preismaximum  nicht  überschritten  wird). 
Das  ist  aber  alles  bekannt  und  auch  von  mir,  der  ich  nach  L  i  e  f  m  a  n  n 
,,über  allgemeine  Erörterungen  über  der  Wert  begriff  nicht  hinausge- 
kommen" sein  und  nur  „schwächliche  Versuche  gemacht  haben  soll,  die 
allgemeine  Wirtschaftstheorie  zu  verbessern"  (S.  113),  mehrfach  darge- 
legt worden^). 

^)  Schon  in  der  Schrift  „Die  Erfolglosigkeit  einer  Hebung  des  Silberpreises  usw.", 
Berlin  1895,  S.  45  ff,  femer  in  dem  Aufsatze:  ,,Die  Bewertung  unserer  Valuta  im  Auslande", 
Februarheft  der  Conradschen  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  imd  Statistik  1917,  S.  213. 


Probleme  des  Geldwesens. 


167 


Wir  sehen :  Auf  eine  so  einfache  Formel,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  will, 
läßt  sich  die  Preistheorie  nicht  bringen.  Es  ist  schon  geraten,  zu  der 
älteren  Lehre  von  Angebot  und  Nachfrage  zurückzukehren.  Dabei  muß 
man  sich  freilich  immer  vor  Augen  halten,  daß  von  beiden  Seiten  ein 
Austausch  zwischen  Geld  und  Ware  angeboten  wird, 
für  dessen  Verhältnis  die  Wertschätzung  beider  Tauschgüter  unter  grund- 
sätzhcher  Berücksichtigung  aller  Bedürfnisse  und  aller  in  Geld  umzu- 
setzenden Vermögensteile  der  Kontrahenten  maßgebend  ist. 

2.  Wert    und    Geldwert. 

Mit  Recht  behauptet  L  i  e  f  m  a  n  n ,  daß  ein  großer  Teil  der  Schwierig- 
keiten und  viele  Irrtümer  auf  dem  Gebiete  der  national-ökonomischen 
Theorie  auf  den  Begriff  „Wert"  und  seine  falsche  Auffassung  zurück- 
zuführen seien.  Es  wird  aber  nicht  besser,  wenn  er  nun  unter  Verkennung 
des  Sprachgebrauchs  des  öffenthchen  Lebens  und  der  Sprache  der 
Gesetze  den  objektiven  Wert  (Tauschwert,  Marktwert,  gemeinen  Wert) 
einfach  leugnet  und  in  Übertreibung  seiner  psychischen  Auffassung  des 
Wirtschaftslebens  nur  einen  subjektiven  Wert,  „Schätzung"  genannt, 
anerkennt. 

„Mit  der  psychischen  Wirtschaftstheorie  erkennt  man",  heißt  es 
Seite  79/80,  „daß  es  einen  objektiven  allgemeinen  Geldwert,  eine  allge- 
meine Kaufkraft  nicht  geben  kann,  sondern  jeder  das  Geld  verschieden 
bewertet,  und  zwar  nach  der  Größe  seines  Einkommens.  Aber  für  diese 
Bewertung  gibt  es  ebensowenig  einen  objektiven  Ausdruck,  wie  für  alle 
sonstigen  Bewertungen".  Und  vorher  S.  77:  „In  Wirklichkeit  kann  von 
einem  vom  Preise  verschiedenen,  durch  Nützen  und  Seltenheit  be- 
stimmten, allgemein  feststellbaren  Werte  der  Güter  keine  Rede  sein. 
Sofern  man  also  von  Wert  oder  Kaufkraft  des  Geldes  sprechen  will, 
gelten  diese  Bezeichnungen  nur  ganz  individuell.  Für  jeden  Menschen  hat 
das  Geld  und  hat  der  Geldausdruck,  der  Preis,  genau  wie  jedes  andere 
Efostengut  einen  ganz  individuellen,  subjektiven  Wert  oder  ganz  indivi- 
duelle, subjektive  Kaufkraft,  weil  alle  über  verschiedene  Geldmengen 
verfügen  und  jeder  die  Güter,  die  er  dafür  kaufen  kann,  verschieden 
schätzt".  Femer  S.  135/136:  „Es  ist  die  Vorstellung  des  absoluten 
Wertes,  die  Möglichkeit  eines  objektiven  Wertausdrucks,  die  aus  der 
Verwechslung  von  Wert  und  Preis,  aus  dem  Fehlen  einer  richtigen  Preis- 
theorie stammt.  Es  gibt  eben  überhaupt  keine  Dinge,  die  man  objektiv 
als  ,Wertgegenstand'  bezeichnen  kann  oder  die  an  sich  ,WertquaH- 
tät'  haben,  sondern  alle  Gegenstände  werden  nur  subjektiv,  und  zwar 
von  jedem  Menschen  verschieden  bewertet,  und  dafür  gibt  es  niemals 
einen  objektiven  Ausdruck".  S.  130:  ,,Das  gleiche  wie  für  den  ,Wert' 
gilt  auch  für  den  Begriff  »Kaufkraft'  des  Geldes.    Auch  er  kann 
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nuf  individuell  subjektiv  richtig  verstanden  werden.  Denn  Kaufkraft 
bedeutet :  was  man  dafür  kaufen  kann,  und  diese  Güter  werden  eben  von 
jedem  verschieden  geschätzt.  Daher  hat  das  Geld  verschiedene  Kauf- 
kraft für  jeden,  nicht  nur  entsprechend  der  Größe  seines  Einkommens, 
sondern  auch  je  nach  den  Bedürfnissen,  die  der  einzelne  damit  befriedigt". 
Endlich  S.  191:  ,,Es  gibt  keine  allgemeine  Kaufkraft  des  Geldes,  sondern 
nur  eine  subjektive  der  Einkommen.  Auch  dieser  Satz  ist 
eines  der  wichtigsten  Ergebnisse  meiner  Wirt- 
schaftstheori  e". 

Nun  ist  L  i  e  f  m  a  n  n  darin  recht  zu  geben,  daß  ,,von  einem  vom 
Preis  verschiedenen,  durch  Nutzen  und  Seltenheit  be- 
stimmten allgemein  feststellbaren  Werte  der  Güter  keine  Rede  sein" 
kann  und  daß  das  gleiche  von  der  so  bestimmten  Kaufkraft  gilt.  Eine 
solche  Behauptung  haben  aber  nur  etwa  einige  Grenznutzentheoretiker 
aufgestellt.  Ich  selbst  habe  stets  den  objektiven  Tauschwert  als  einen 
,, Reflex  der  Preise"  bezeichnet,  bestimmt  nicht  durch  Nutzen  und  Selten- 
heit des  betreffenden  Gutes  oder  durch  die  Wertschätzung  eines  einzelnen 
Menschen,  sondern  durch  die  Tatsache  der  Preise  oder  vielmehr 
durch  die  Tatsache,  daß  von  dritter  Seite  ein  entsprechender  Preis  an- 
geboten wird,  eventuell  durch  die  historisch  begründete  Annahme, 
daß  ein  solcher  Preis  angeboten  werden  würde.  Auf  gleicher  Basis  beruht 
nach  meiner  Ansicht  die  Kaufkraft.  Der  so  bestimmte  objektive 
Tauschwert  und  die  so  bestimmte  Kaufkraft  sind  aber  auch  „allgemein 
feststellbar"  und  haben,  wenn  man  von  dem  Besitzer  des  Geldes  absieht, 
,, allgemeine"  Bedeutung.  Weshalb  sollte  man  aber  nicht  auch  einmal 
von  dem  Menschen,  der  die  Dinge  für  seine  Zwecke  verwendet,  ab- 
sehen und  nur  den  Dingen  selbst  seine  Aufmerksamkeit  zu- 
wenden ?  Weshalb  sollte  man  nicht  von  einem  objektiven 
Tauschwert  sprechen,  ebenso  wie  man  von  einem  objektiven  Heiz- 
wert, Nährwert  u.  dgl.  spricht  ?  Gewiß,  es  würde  manche  Unklarheit  ver- 
mieden und  manchem  Irrtum  vorgebeugt  werden,  wenn  man  hier  immer 
vom  Preise  spräche,  und  statt  zu  sagen:  das  Haus  A  hat  einen  Tausch- 
wert von  100  000  Mk.,  sich  ausdrückte :  das  Haus  A  kann  zu  einem  Preise 
von  100  000  Mk.  veräußert  werden.  Die  Sprache  erlaubt  sich  aber  nun 
einmal  auch  jene  andere,  in  mancher  Beziehung  bequemere  Ausdrucks- 
weise, die  Gesetze,  namentlich  die  Steuergesetze,  sprechen  von  diesem 
objektiven  ,, gemeinen  Wert",  und  es  ist  auch  nicht  so  schwer,  sich  vor 
Irrtum  zu  bewahren,  wenn  man  einmal  das  Nebeneinanderbestehen  dieser 
beiden,  in  sich  ganz  verschiedenen  Werte  und  deren  Faktoren  erkannt  hat. 

Beim  Geld  versteht  man  unter  Wert  schlechthin  (Geldwert,  gemeinen 
Wert,  Tauschwert)  stets  den  objektiven  Wert,  bestimmt  durch 
die  Preise,  genauer  durch  die  Preis  angebote   (besser  Waren  ange- 
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böte)  oder  dadurch:  „was  man  dafür  kaufen  kann".  Im  gleichen  Sinne 
und  nur  in  diesem  Sinne  wird  das  Wort  Kaufkraft  gebraucht. 
Die  gegenteihge  Behauptung  Liefmanns  beruht  m.  E.  auf  einem 
Irrtum. 

Der  subjektive  Wert  des  Geldes  oder  vielmehr  der  subjektive 
Wert  einer  bestimmten  Summe  Geldes  in  einem  bestimmten  Augenblicke 
für  eine  bestimmte  Person  (Schätzungssubjekt)  wird  stets  durch  den 
objektiven  Wert  m  i  t  bestimmt.  Das  gilt  namentlich  für  den  Fall, 
daß  das  Geld  zum  Kaufen  (nicht  zum  Schuldenzahlen)  verwendet  werden 
soll.  In  diesem  Falle  muß  stets  zuerst  ermittelt  werden,  welche  Güter 
und  wieviel  davon  das  Schätzungssubjekt  nach  der  Marktlage  für  die 
geschätzte  Summe  Geldes  kaufen  kann,  und  dann  ist  festzustellen,  welche 
Bedeutung  der  Besitz  der  betreffenden  Güter  (Sachgüter  oder  An- 
sprüche auf  Leistungen  Dritter)  für  das  Schätzungssubjekt  hat. 

Der  objektive  Wert  des  Geldes  ändert  sich  mit  den  Preisen 
(richtiger  Preis  angeboten  oder  noch  besser  Waren  angeboten) 
und  nur  mit  diesen.  Jede  Änderung  des  objektiven  Werts  berührt  aber 
auch  den  subjektiven  Wert  des  Geldes,  da  sich  damit  die  M  e  n  g  e 
der  Güter  ändert,  die  für  eine  bestimmte  Summe  Geldes  gekauft  werden 
kann.  Der  subjektive  Wert  des  Geldes  kann  sich  aber  auch  noch  aus 
anderen  Gründen  ändern ;  er  sinkt,  wenn  die  Bedeutung  des 
Besitzes  der  Güter,  die  gekauft  werden  sollen,  für  das  Schätzungssub- 
jekt herabsinkt  oder,  was  Lief  mann  stets  im  Auge  hat,  wenn  das 
Einkommen  (richtiger  das  Vermögen)  des  Schätzungssubjekts  sich 
vermehrt  und  dieses  deshalb  in  die  Lage  kommt,  unter  Verwendung 
seines  ganzen  Geldbesitzes  niedriger  eingeschätzte  Bedürfnisse  zu  be- 
friedigen als  früher;  er  steigt,  wenn  das  Gegenteil  eintritt.  Eine 
Änderung  des  subjektiven  Werts  des  Geldes  kann  hiemach  ein- 
treten, ohne  daß  der  objektive  Wert  im  mindesten  berührt  wird^). 

Der  objektive  Wert  des  Geldes  ist  (im  großen  und  ganzen)  für 
jedermann  gleich,  der  subjektive  Wert  regelmäßig  für  jeden 
einzelnen  Menschen  je  nach  seinem  Einkommen  und  seinen  Bedürfnissen 
verschieden. 

Hiernach  ist  es  unrichtig,  wenn  Liefmann  S.  85  behauptet : 
„Der  Wert  des  Geldes,  d.  h.  eben  seine  Schätzung  als  Kostengut,  die 
natürhch,  wie  aller  Wert,  alle  Schätzung  etwas  ganz  Individuelles  bleibt, 
(wird)  durch  die  verfügbare  Menge,  d.  h.  durch  die  Einkommen 
bestimmt.  Darin  spricht  sich  eben  der  rein  individuelle  Charakter  des 
Geldwertes  aus".  Es  trifft  weder  zu,  daß  der  subjektive  Wert  des  Geldes 
ausschheßlich  „durch  die  Einkommen  bestimmt"  wird,  noch  daß  der 
Geldwert  stets  einen  „rein  individuellen  Charakter"  trägt.    Gewiß  ist  der 

^)  Die  näheren  Ausführungen  hierüber  gehören  in  die  Werttheorie. 


170 


Otto    Heyn, 


subjektive  Wert  von  Mk.  20, —  für  verschiedene  Menschen,  je  nach  ihrem 
Einkommen  oder  besser  „Vermögen"  und  nach  ihren  Bedürfnissen  ganz 
verschieden,  aber  deshalb  ist  es  nicht  weniger  wahr,  daß  es  auch  einen 
objektiven  Wert  des  Geldes  gibt,  der  durch  nichts  anderes  bestimmt 
wird  als  durch  die  (wirklich  vorhandenen  oder  nur  als  vorhanden  ange- 
nommenen) Preisangebote  oder  besser :  Warenangebote  der  Verkäufer^). 


3.  Das    Geld    als    Rechnungseinheit. 

Das   Vertrauen    und   die    Staatsgewalt 

als    Faktoren    des    Geldwerts. 

„Geld,  Preise  und  Einkommen  stehen  im  allerengsten  Zusammenhang 
miteinander,  von  dem  die  bisherige  Theorie freilich  nicht  die  min- 
deste Ahnung  hatte" ( !)  und  ,,in  diesem  Zusammenhang  besteht  das  einzige 

große  Problem  der  Wirtschaftstheorie" „Preise  sind  ein  objektiver 

Geld  ausdruck,  der  aber  in  der  Konsumwirtschaft  als  Kosten  sub- 
jektiv geschätzt  wird,  und  zwar  je  nach  dem  Einkommen, 
also  als  Einkommensquote,  Durch  die  Einkommen  stehen  die 
Preise  in  engster  Beziehung  zu  den  subjektiven  Nutzen-  und  Kosten- 
vergleichungen jeder  Konsumwirtschaft,  denn  alle  Einkommen  entstehen 
aus  Preisen  und  werden  wieder  Preise  und  damit  auch  wieder  Einkommen. 
Durch  das  Einkommen,  das  den  individuellen  Bedürfnissen  gegenüber- 
gestellt wird,  ist  der  ganze  Geldtauschverkehr  an  die  letzteren  verankert". 
(S.  160/61).  „Die  Preise  sind  nur  als  Gelderscheinungen  zu 
erklären,  und  zwat  durch  die  Einkommen,  aber  auch  nicht  individuell 
durch  das  Einkommen  jedes  einzelnen  Käufers,  sondern  durch  ein  die 
Grenzen  des  Angebots  bestimmendes  Minimum  an  Einkommen, 
den  tauschwirtschaftlichen  Grenzertrag"  (S,  161/62). 

Es  ist  aber  falsch,  sagt  L  i  e  f  m  a  n  n  weiter,  unter  Geld  die  staat- 
lichen Zahlungsmittel  zu  verstehen.  Es  werden  vielmehr 
die  ,, Waren umgesetzt  durch  eine  abstrakte  Rechnungs- 
einheit, in  der  alle  Einkommen  und  alle  Preise  kalkuliert  werden" 
(S.  152).  Das  ist  die  zweite  für  Liefmanns  Geldtheorie  grund- 
legende These,  der  er  den  allergrößten  Wert  beilegt.  Diese  These  wird  in 
folgender  Weise  (S.  85)  entwickelt:  ,,Sind  aber die  Einkommen 

^)  Auch  die  Ausführungen  Lief  manns  darüber,  wie  groß  der  subjektive  Wert  des 
Geldes  ist  und  wodurch  er  bestimmt  wird,  können  nicht  unwidersprochen  hingenommen 
werden.  Wenn  L  i  e  f  m  a  n  n  behauptet,  daß  das  Geld  in  der  Konsumwirtschaft  als  Kosten- 
gut geschätzt  werde  „nach  dem  mit  einer  weiteren  Einheit  zu  erzielenden  Nutzen",  so  ist 
das  meines  Erachtens  unrichtig.  Maßgebend  ist  der  Nutzen,  der  von  der  letzten  Ein- 
heit ,, abhängig"  ist,  wie  die  Grenznutzen-Theoretiker  (allerdings  mit  dem  falschen  Zusatz: 
daß  der  Wirtschafter  dieser  Abhängigkeit  sich  bewußt  sein  müsse)  sagen,  oder,  wie  ich  stets 
ausgeführt  habe,  der  Nutzen,  der  mit  diesem  Stück  eingebüßt  werden,  d.  h.  nicht 
erlangt  werden  oder  verloren  gehen  würde. 
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heute  wirklich  Geld?  Ist  nicht  ein  großer  Teil,  ja  vielleicht  der  größte 
Teil  aller  Einkommen,  nur  ,in  Geld'  verrechnet,  erscheint  nur 
als  Guthaben  bei  den  Banken,  niemals  aber,  oder  doch  nur  zu  einem  Teile, 
wirklich  in  der  Geldform  ?  Und  wenn  das  richtig  ist,  wie  kommt  man 
dann  dazu,  den  staatlichen  Zahlungsmitteln  eine  so  unge- 
heuere Bedeutung  zuzuschreiben,  zu  behaupten,  daß  die  Kaufkraft  des 
Geldes  einerseits  durch  das  Gold  (Metallismus),  andererseits  durch  den 
Staat  (Chart alismus)  bestimmt  werde,  während  in  Wahrheit  der  größte 
Teil  der  Einkommen  niemals  die  Form  staathcher  Zahlungsmittel  an- 
nimmt, sondern  eine  rein  rechnungsmäßige  Größe  ist  ?"  Und  weiter  S.  86, 
nachdem  darauf  hingewiesen  ist,  daß  der  größte  Teil  aller  Zahlungen 
,, immer  mehr  durch  den  Überweisungsverkehr,  Scheckverkehr,  ausge- 
glichen" wird:  „Es  ist  also  gar  nicht  wahr,  daß  die  Einkommen  Geld- 
summen sind.  Ein  großer  Teil  der  Einkommen  ist  niemals  Geld  gewesen. 
Es  sind  nur  Rechnungssummen  in  der  Geldeinheit, 
Verfügungsmöglichkeiten  über  Forderungen,  die  auf  die  auch  dem  Gelde 
zugrunde  liegende  Rechnungseinheit  lauten.  Von  den  vielen  Milliarden 
—  man  schätzt  es  auf  40  Milliarden  Mark  — ,  die  das  deutsche  Volk  jähr- 
lich als  Einkommen  erzielt  und  auf  seinen  Konsum  verwendet,  ist  nur 
ein  ganz  verschwindender  Teil  wirklich  in  der  Form  der  staatlichen  Zah- 
lungsmittel Einkommen  geworden.  Gerechnet  aber  wird  selbst  in  der 
ärmsten  Konsum  Wirtschaft,  die  ,mit  Pfennigen  rechnet',  in  Wirklichkeit 
nicht  in  Geldstücken,  sondern  in  der  abstrakten  Rechnungscinheit." 
Ferner  S.  go:  ,,Eine  sehr  viel  größere  Rolle  als  das  Geld  selbst  spielt 
also  die  Geldeinheit,  die  Rechnungseinheit,  nicht  nur 
innerhalb  der  einzelnen  Wirtschaft,  sondern  auch  im  Tauschvorkehr. 
Der  größte  Teil  der  Umsätze  wird  in  dem  bloßen  Rechnungsmittel  Geld 
nicht  bezahlt,  sondern  verrechnet.  Dieses  Rechnungs- 
mittel Geld  ist  von  der  Münze  Geld  und  den  darauf  lautenden 
,chartalen'  Zahlungsmitteln  wohl  zu  unterscheiden,  und  man  kann 
nicht  behaupten,  daß  der  Wert,  die  Geltung  des  Rechnungsmittels,  auf 
dem  Werte  der  Münzen  beruhe.  Das  Rechnungsmittel  Geld  ist  nicht  selbst 
eine  Ware  von  besonderer  allgemeiner  Beliebtheit,  die  im  Tauschverkehr 
gegen  die  Produkte  der  eigenen  Erwerbstätigkeit  eingetauscht  wird, 
sondern  es  ist  eine  bloß  rechnungsmäßige  Anwei- 
sung (im  allgemeinsten,  nicht  im  juristischen  Sinne)  auf  sämtliche  Güter, 
die  man  sich  dafür  kaufen  kann.  Die  ,Funktion'  dieser  Rechnungsein- 
heit beruht  allerdings  auf  ihrer  allgemeinen  Benützung,  und  ihr  Wert 
hängt,  wie  wir  noch  sehen  werden,  von  den  Gütern  ab,  die  man  sich  auf 
Grund  der  allgemeinen  Verwendung  dieses  Rechnungsmittels  beschaffen 
kann.  Eine  solche  Rechnungseinheit,  die  sich  mit  gewisser  Kaufkraft, 
d.  h.  mit  in  ihr  ausgedrückten  Preisen,  einmal  historisch  entwickelt  hat, 
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ist  die  Grundlage  für  den  ganzen  Tauschverkehr.  Haben  sich  in  ihr  erst 
einmal  Preise  und  Einkommen  ausgebildet,  so  hängt  wenig  oder  gar  nichts 
davon  ab,  wieviel  bares  Geld  und  besonders  wieviel  Edelmetall  wirklich 
vorhanden  ist".  Endlich  S.  157/58:  Die  staatlichen  Zahlungsmittel 
,,für  das  eigenthche  Tausch-  und  Preisausdrucksmittel  zu  halten,  in  ihrer 
Schaffung  den  eigenthchen  Bestimmungsgrund  des  Geldwertes  zu  sehen, 
wie  es  Metallist en  und  Knappianer  in  gleicher  Weise  tun,  war  nur  auf 
dem  Boden  der  hergebrachten  materialistischen  Wirtschaftsauffassung 
möglich,  die,  wie  die  Sachgüter,  so  auch  nur  die  realen  Zahlungsmittel 
betrachtete.  Der  größte  Teil  aller  Umsätze  wird  heute  schon  und  wird 
bei  weiterer  Entwicklung  sicher  noch  mehr  in  der  allgemeinen  Rech- 
nungseinheit nur   verrechnet". 

Nun  ist  es  richtig,  daß  das  Geld  oder  vielmehr  die  Geldeinheit 
die  allgemeine  Rechnungseinheit  bildet,  und  daß  die  meisten  Zahlungen 
nur  ,, verrechnet",  rechnungsmäßig  ausgeglichen  werden.  Aber  Rech- 
nungseinheit ist  das  Geld  nur,  weil  es  eben  Geld,  allgemeines  Tausch- 
mittel ist,  weil  alle  Preise  auf  Geld  gestellt  werden.  Die  Waren  werden 
keineswegs  umgesetzt  durch  die  staatliche  Rechnungseinheit.  Als  Gegen- 
wert (nicht  Gleichwert,  Äquivalent !)  tritt  der  Ware  stets  das  Geld 
selbst,  bei  der  jetzt  überall  herrschenden  Staatsverfassung  das 
staatliche  anerkannte  Geld  gegenüber.  Gegen  dieses  Geld 
wird  getauscht.  Gegen  bloße  „Zeichen  der  Rechnungseinheit"  (S.  157) 
würde  niemand  seine  Ware  weggeben.  Der  Warenbesitzer  verlangt  gegen 
seine  Ware  etwas,  das  er  für  sich  verwerten  kann,  das  ihm  entweder  die 
Möglichkeit  gibt,  sich  von  seiner  Schuld  zu  befreien  oder  das  er  wieder 
gegen  andere  Waren  verkaufen  kann.  Das  Geld  ist  eben  nicht  nur 
Rechnungsmittel,  sondern  ein  Gut  von  wirtschaft- 
lichem Werte  wie  jedes  andere  Tauschgut.  Daß  beim  Zahlen 
zumeist  kein  bares  Geld  gegeben,  sondern  eine  Geld  forderung 
übertragen  wird,  wie  es  im  Scheck-  und  Giroverkehr  geschieht ;  daß  ferner 
diese  Geldforderungen  zum  größten  Teil  nicht  ausgezahlt,  sondern  gegen 
einander  verrechnet  werden,  weil  Gegenforderungen  gleicher  Art  vor- 
handen sind,  macht  keinen  Unterschied.  Durch  diese  Verrechnung  ver- 
liert das  Geld  ebensowenig  seinen  Geldcharakter  und  wird  ebensowenig 
wesenlose  Rechnungseinheit,  wie  das  Getreide  oder  die  Effekten,  die  an 
der  Terminbörse  umgesetzt  werden,  obwohl  auch  hier  die  größte  Menge 
(weil  Forderungen  und  Gegenforderungen  einander  ausgleichen)  nur  ver- 
rechnet wird. 

Die  „historische  Rechnungseinheit"  ist  keineswegs  die  Grundlage 
für  den  ganzen  Tauschverkehr,  sondern  das  Geld  ist  es,  das  wirt- 
schaftlichen Wert  besitzt  wie  die  übrigen  Tauschgüter.  Dieser  Wert 
stützt  sich  auf  dieselben  Eigenschaften,  die  allen  übrigen  Dingen  wirt- 
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schaftlichen  Wert  verleihen:  Nützlichkeit  und  Kostspieligkeit.  Dabei 
kann  die  Nützlichkeit  für  das  einzelne  Schätzungssubjckt  entweder 
darauf  beruhen,  daß  das  Geld  von  Rechts  wegen  Zahlkraft  besitzt,  vermöge 
deren  es  dem  Inhaber  Schuldbefreiung  sichert,  oder  darauf,  daß  man  er- 
fahrungsmäßig andere  Waren  in  einem  durch  die  Marktpreise  bestimmten 
Verhältnis  dafür  kaufen  kann.  Wenn  Lief  mann  S.  117  unter  Beur- 
teilung meiner  früheren  Ausführungen  über  diesen  Gegenstand  mir  „die 
übliche  Überschätzung  der  realen  Zahlungsmittel  im  Tauschverkehr, 
die  völlige  Verkennung  der  Tatsache"  vorwirft,  ,,daß  der  größte  Teil  aller 
Umsätze  nicht  bezahlt,  sondern  verrechnet  wird",  so  fällt  dieser  Vor- 
wurf auf  ihn  zurück. 

Im  Anschluß  hieran  erörtert  L  i  e  f  m  a  n  n  (S.  91)  nochmals  die 
Frage,  worauf  die  Möglichkeit  einer  solchen,  von  einem  wertgeschätzten 
Stoff  gänzlich  losgelösten  Rechnungseinheit  als  Mittel  des  ge- 
samten Tauschverkehrs  beruht,  und  fährt  dann  fort:  „Wir  können  jetzt 
nicht  mehr  sagen,  sie  beruht  auf  dem  Vertrauen,  daß  , jeder  das 
Geld  nimmt',  denn  es  wird  hier  nichts  mehr  genommen  oder  gegeben. 
Wir  müssen  vielmehr  sagen,  die  Möghchkeit  der  Benutzung  einer  solchen 
Rechnungseinheit  als  Grundlage  für  alle  Forderungen  und  Zahlungen 
im  Tauschverkehr  beruht  auf  der  Tatsache,  daß  sie  allgemein  zur 
Feststellung  von  Preisen  und  zur  Berechnung  der  Einkommen  benutzt 
wird.  Es  ist  sicher,  daß  das  ursprünglich  nur  bei  allgemein  beliebten 
Gebrauchsgütern  der  Fall  war,  die  jeder  gern  nahm.  Aber  nach- 
dem ein  solches  einmal  allgemeines  Tauschmittel  geworden 
ist,  in  dem  alle  Preise  und  Einkommen  ausgedrückt  sind  und  mit  dem  alle 
rechnen,  wird  es  schließhch  ganz  gleichgültig,  in  welchem 
Stoffe  die  Rechnungseinheit  in  den  immer  weniger  zahlreich  werdenden 
Fällen  sich  verkörpert,  in  denen  man  eines  wirklichen  realen  Zahlungs- 
mittels zur  Erledigung  der  Umsätze  noch  bedarf". 

Das  beruht  auf  einer  vöüigen  Verkennung  der  Tatsachen.  Wer  seine 
Ware  gegen  Geld  hergibt,  tut  das  (abgesehen  von  dem  Falle,  daß  er  selbst 
mit  dem  Gelde  Schulden  bezahlen  will)  nur  im  Vertrauen  da- 
rauf, daß  „jeder  das  Geld  nimm  t",  und  zwar  nicht  nur 
überhaupt  nimmt,  sondern  zu  den  geltenden  Preisen  nimmt, 
und  wer  gegen  Geld  forderungen  verkauft,  tut  das  im  Vertrauen 
darauf,  daß  diese  Forderungen,  soweit  notwendig,  in  Geld  einge- 
löst werden.  Ob  das  Geld  dabei  körperlich  gegeben  und  genommen 
wird,  oder  ob  der  Verkäufer  oder  sein  Beauftragter  (die  Bank)  sich,  um 
Hin-  und  Hergabe  zu  ersparen,  mit  einer  Kompensation  und  Verrech- 
nung zufrieden  gibt,  weil  er  die  gleiche  Summe  zu  bezahlen  hat,  ist  voll- 
kommen gleichgültig.  Mit  der  einfachen  Tatsache,  daß  die  Rechnungs- 
einheit, in  der  der  Preis  ausgedrückt  ist,  ,, allgemein  zur  Feststellung  von 
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Preisen  und  zur  Verrechnung  der  Einkommen  benutzt  wird",  begnügt 
der  Verkäufer  sich  nicht  ! 

Wie  L  i  e  f  m  a  n  n  behaupten  kann,  daß  es  auf  das  Vertrauen 
zum  Gelde  nicht  ankomme,  ist  mir  unerfindlich.  Wenn  der  Warenbesitzer 
kein  Vertrauen  zu  dem  Gelde —  genauer  zu  der  Aufrechterhaltung  des 
Werts  des  Geldes  —  hat,  dann  nimmt  er  dieses  Geld  nicht,  nimmt  auch 
keine  Geldforderung,  oder  er  fordert  entsprechend  höhere  Preise  bzw. 
läßt  sich  bei  Stundungen  und  Darlehen  auf  längere  Zeit  ein  von  ihm 
für  wertbeständig  gehaltenes  Gut,  namentlich  Gold,  versprechen.  Wenn 
der  Kapitalist  kein  Vertrauen  zu  dem  inländischen  Gelde  hat,  so  kauft 
er  trotz  steigenden  Kursen  ausländische  Wechsel  oder  ausländische 
Effekten,  die  auf  ausländisches  Geld  lauten,  und  bringt  sein  Vermögen 
über  die  Grenze. 

L  i  e  f  m  a  n  n  verkennt  völlig,  daß  es  Qualitätsunter- 
schiede des  Geldes  gibt  und  daß  solche  vor  allem  in  den  Köpfen 
der  Teilnehmer  am  Tausch  verkehr  existieren.  Er  behandelt  das  Geld, 
das  die  Einheit  „der  Einkommen,  die  die  Güter  kaufen",  bildet,  die 
Rechnungseinheit,  wie  er  sagt,  als  wenn  es  eine  unveränderliche  Größe 
sei  oder  doch  von  jedermann  so  angesehen  werde,  wie  etwa  der  Meter 
als  Einheit  des  Längenmaßes.  Das  trifft  aber  durchaus  nicht  zu.  In 
Mexiko,  wo  in  den  letzten  Jahren  fortwährend  die  Regierungen 
wechselten,  war  niemand  sicher,  daß  die  heutige  staatliche  Geld-  und 
Rechnungseinheit  auch  morgen  noch  zu  Recht  bestehen  werde,  und 
in  Ländern  mit  Goldwährung  war  bisher  der  Glaube  allgemein,  daß 
das  Geld  in  Papierwährungsländern  infolge  der  Vermehrung  seiner 
Menge  eine  Entwertung  erfahren  müsse.  Ein  derartiges  Mißtrauen 
zum  Gelde  führt  aber  zu  ganz  anormalen,  durch  die  Angst  diktierten 
Preisbildungen,  und  das  muß  ausgeschlossen  sein,  wenn  das  Geld  seine 
Funktion  richtig  erfüllen  soll.  Das  erkennt  er  später  (s.  z.  B.  S.  193, 
202,  229)  auch  selbst  an.  Hiernach  glaube  ich  meinerseits  nicht,  „an 
irrigen  Meinungen  festzuhalten",  wenn  ich  auch  jetzt  wieder  Vertrauen 
zum  Gelde  als  Haupterfordernis  einer  gesunden  Währung  bezeichne  i). 

Richtig  ist  es,  wenn  L  i  e  f  m  a  n  n  sich  gegen  die  Überschätzung 
des  staatlichen  Einflusses  auf  das  Geld  wendet,  indem  er  darauf 
hinweist,  daß  der  Staat  dem  Gelde  keine  bestimmte  Kaufkraft  zu  ver- 
leihen vermöge.     Ich  muß  aber  auch  hier  Einspruch  erheben,  wenn  er 


^)  Protestieren  muß  ich  gegen  die  Unterstellung,  als  ob  ich  je  behauptet  hätte,  daß 
das  größere  oder  geringere  Vertrauen  zum  Gelde  die  ausschließliche  Ursache 
der  Preisänderungen  sei.  Das  ist  auch  aus  der  von  Liefmann  S.  174  zitierten  Ab- 
handlung „Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege"  S.  41  nicht  zu  entnehmen.  Ich  brauche 
hierauf  aber  nicht  weiter  einzugehen  und  kann  es  getrost  anderen  überlassen  zu  beurteilen, 
ob  Liefmann    Recht  hat,  wenn  er  auf  S.  174  —  imter  Anerkennimg  dessen,  daß  sich 
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S.  117  unter  Wiederholung  einer  von  mir  bekämpften  Behauptung 
Lansburghs  von  neuem  den  Satz  aufstellt,  daß  die  Staatsgewalt 
dem  Golde  gegenüber  sich  auf  das  rein  Deklaratorische  beschränke. 
Nein,  hinter  der  Deklaration  der  gesetzlichen  Zahlkraft  steht  einerseits 
die  Exekutive  gegenüber  Dritten,  soweit  es  sich  um  Gläubiger  (Geld- 
forderungsbesitzer) handelt,  andererseits  die  Erfüllung  der  darin  liegenden 
Zusage  durch  den  Staat  selbst  in  der  Annahme  des  Geldes  bei  der  Zah- 
lung von  Steuern,  Gebühren  und  Leistungen. 

Die  Entwicklung  des  Geldwesens,  heißt  es  S.  97/98, 
,,geht  darauf  hinaus,  die  Befriedigung  des  Bedarfs  an  Umsatzmitteln 
möglichst  durch  den  Verkehr  selbst  besorgen  zu  lassen  und  in  der  Haupt- 
sache nur  noch  für  den  täglichen  Kleinverkehr  staatliche  Zahlungsmittel 
zu  benutzen,  und  sich  damit  eine  von  staatlichen  Eingriffen  möglichst 
unabhängige,  wenigstens  von  der  Geldseite  her  stabile  Rechnungseinheit 
zu  verscliaffen  ...  Sie  geht  auf  eine  immer  weitergehende  Ersetzung 
der  realen  staatlichen  Umsatzmittel  durch  abstrakte  private  Umschrei- 
bungs-  und  Abrechnungsmethoden Eine  derartige  Ent- 
wicklung bedeutet  eine  Lostrennung  des  Geldwesens 
von  der  Willkür  des  Staates,  seine  Anknüpfung  an  die 
Bedürfnisse  des  Tauschverkehrs,  und  das  Ziel  dieser  Entwicklung  ist 
erreicht,  wenn  der  Verkehr  aus  sich  selbst  die  Umsatzmittel  und  -methoden 
schafft,  die  er  braucht.  Das  ist  der  Endzweck  der  ganzen  Entwicklung 
der  privaten  Zahlungs-  und  Abrechnungsmittel."  Ferner  S.  98:  ,, Schon 
heute  bewirkt  der  große  Umfang,  in  dem  private  Abrechnungsmethoden 
zur  Vermittlung  der  Umsätze  benutzt  werden,  daß  die  Kaufkraft  der 
Rechnungseinheit  viel  unabhängiger  und  viel  widerstandsfähiger  gegen 
staatliche  Geldmanipulationen  ist,  als  das  früher 
der  Fall  war." 

Daß  die  realen  Zahlungsmittel  immer  mehr  ausgeschaltet  werden, 
und  daß  der  bargeldlose  Zahlungsverkehr  immer  mehr  zunimmt,  ist 
richtig.  Zum  Teil  geschieht  das  trotz  gewisser  Opfer  an  Bequemlichkeit 
der  Not  gehorchend,  weil  die  realen  Zahlungsmittel,  wenigstens  soweit 
sie  aus  Gold  bestehen,  nicht  ausreichen,  zum  Teil  in  unbegründetem 
Mißtrauen  gegen  die  Ausgabe  von  Banknoten,  zum  Teil  endhch  unter 
dem  Drucke  der  Banken,  die  infolge  der  Gewinnung  immer  größerer 
Depositen  aus  dieser  Entwicklung  Gewinn  ziehen.    Ob  das  in  allen  Fällen 

in  einigen  meiner  Schriften  „auch  richtigere  Ansichten  finden",  behauptet:  „Hier  tritt 
deutUch  hervor,  daß  nach  Heyn  das  größere  oder  geringere  Vertrauen  zu  den  staatlichen 
Zahlungsmitteln  und  zur  Solidität  aller  Schuldner  die  Ursache  der  Preisveränderungen 
sein  soll;  er  hat  also  keine  Vorstellung  davon,  daß  die  Erträge,  die  Einkommen  die  Güter 
kaufen  und  die  Preise  nur  durch  Einkommensverschiebungen  verän- 
dert werden  können ;  mit  einem  Worte,  es  fehlt  eben  die  Grundlage  einer  richtigen  all- 
gemeinen Wirtschaftstheorie." 
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besser  ist,  als  wenn  der  Staat  die  Zahlungsmittel  schafft,  mag  dahin- 
gestellt bleiben.  VöUig  unbegründet  ist  es  aber,  wenigstens  bei  Staaten 
wie  Deutschland,  wegwerfend  von  der  ,, Willkür  des  Staates"  und  von 
„staatlichen  Geldmanipulationen"  zu  sprechen.  Die  ganze  Entwicklung 
der  Ersetzung  des  baren  Geldes  durch  Geldforderungen  und  deren  Kon- 
sequenzen vollzieht  sich  und  kann  sich  nur  vollziehen  unter  dem  Schutze 
des  Staates,  der  durch  seine  Anerkennung  dem  Gelde  zur  allge- 
meinen Anerkennung  verhilft  oder  doch  dazu  wesentlich  beiträgt; 
sie  kann  dieses  Schutzes  nicht  entbehren,  und  wenn  sie  ihr  Ziel  erreicht, 
so  kann  das  nur  geschehen,  wenn  an  die  Stelle  der  Staatsgewalt  eine 
communis  opinio  getreten  ist,  die  nun  ihrerseits  den  erforderlichen  Druck 
ausübt.  Auch  dann  wird  aber  immer  noch  zutreffen,  was  ich  in  meinem 
Aufsatze  ,,Zur  Verteidigung  der  Chartaltheorie"  (Jahrbücher  für  Na- 
tionalökonomie und  Statistik,  Juniheft  1916)  S.  779  ff.  und  in  der  Bro- 
schüre ,, Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege"^)  1916,  S.  I3ff.  näher  aus- 
geführt habe,  daß  das  Geld  ein  Tauschgut  sui  generis  ist,  dessen  Wert 
auf  Zahlkraft,  Kaufkraft  2)  und  Beschaffungskosten  beruht  und  das 
sich,  mit  diesen  Eigenschaften  ausgestattet,  seinen  Wert  im  Verkehr 
selbst  erwirbt,  —  ungeachtet  dessen,  daß  dieses  Geld  dann  nur  noch  den 
Gegenstand  der  Forderungen  bildet,  die  an  seine  Stelle  getreten  sind 
und  mit  deren  gegenseitiger  Ausgleichung  im  Abrechnungsverkehr  man 
sich  anstelle  der  Bezahlung  begnügt.  Bei  jeder  Krise  würde  man  sich 
auf  diesen  Ursprung  besinnen  und  dann  reales  Geld  fordern. 

4.  Einfluß  der  Vermehrung  der  Geldmenge  auf 
die  Preisbildung. 
Obwohl  L  i  e  f  m  a  n  n  bei  der  Begriffserörterung  des  Geldes 
behauptet,  daß  das  Geld  eigentlich  nur  Rechnungseinheit  sei  und  daß 
im  Verhältnis  zu  der  überragenden  Bedeutung  des  Giro-  und  Abrech- 
nungsverkehrs die  staatlichen  Zahlungsmittel  bei  der  Preisbildung 
nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielen,  sucht  er  im  weiteren  Verlauf 
seiner  Darstellung  nachzuweisen,  daß  es  gerade  die  Vermehrung  der 
staatlichen  Geldzeichen  sei,  welche  die  natürliche  Preisbildung 
störe,  während  er  einer  Vermehrung  des  „Girogeldes"  (Bendixen)  in 
dieser  Beziehung  gar  keine  Bedeutung  beimißt,  ja  sie  als  natürliche 
Verkehrserscheinung  ohne  Einschränkung  gutheißt  (S.  198).  Hierin 
liegt  nicht  etwa  ein  einfaches  Versehen;  denn  noch  im  Eingang  des 
betreffenden  Kapitels  (VIII)  sagt  er  (auf  S.  157) :  „Die  Menge  der  staat- 

1)  Vgl.  die  Besprechung  im  Weltw.  Archiv  lo.  Bd.,  Heft  i,    S.  126.     (D.  Red.) 

2)  Ich  stelle  die  Zahlkraft  voran,  nicht  weil  sie  die  wichtigere  oder  die  ursprüngliche 
Eigenschaft  wäre,  sondern  weil  sie  das  einzige  feste  Element  bildet,  das  auch  bei  einem, 
allgemeinen  Zusammenbruch  ihren  Nutzwert  behielte. 
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liehen  Zahlungsmittel  an  sich  (nicht  aber  ihre  Veränderungen) 
spielt  in  Wahrheit  eine  ziemhch  indifferente  Rolle." 

Wie  wird  das  begründet?  Lief  mann  geht  aus  von  dem  Satze: 
„Die  Preise  sind  nur  als  Gelderscheinungen  zu  erklären,  und  zwar 
durch  die  Einkommen,  aber  auch  nicht  individuell  durch  das  Ein- 
kommen jedes  einzelnen  Käufers,  sondern  durch  ein  die  Grenzen  des  Ange- 
bots bestimmendes  Minimum  an  Einkommen,  den  tauschwirtschaft- 
lichen Grenzertrag".  Er  sagt  dann  weiter  (S.  164/65) :  „Wenn  der  einzelne 
Wirtschafter  ein  höheres  Einkommen  erzielt  als  bisher,  schätzt  er  die 
Rechnungseinheit,  in  der  das  Einkommen  ausgedrückt  wird,  geringer. 
Denn  er  kann,  da  sich  durch  seine  Nachfrage  allein  die  meisten  Preise 
nicht  ändern,  sich  mehr  dafür  kaufen,  d.  h.  auch  weniger  dringende 
Bedürfnisse  befriedigen.  .  .  .  Einkommenssteigerungen  auf  Grund 
vermehrter  Nachfrage  nach  den  angebotenen  Waren  sind  nur  möglich, 
....  wenn  die  Einkommen  der  Nachfragenden  selbst  aus  irgendwelchen 
Gründen  gestiegen  sind.  Wenn  die  Geldmenge  nicht  ver- 
mehrt wird,  können  Preissteigerungen  einzelner 
Waren  nur  dadurch  eintreten,  daß  die  Preise  anderer  fallen  ....  Eine 
Erhöhung  aller  Preise  ist  nur  denkbar  bei  Vermehrung 
der  Geldmenge.  Doch  wird  sie  auch  da  nur  höchst  selten,  etwa 
bei  vollständiger  Assignatenwirtschaft,  Platz  greifen,  und  von  einer 
proportionalen  Steigerung  aller  Preise  kann  weder  in  ihrem  Verhältnis 
zu  einander  noch  zur  Geldmenge  jemals  die  Rede  sein".  Die  Geld- 
vermehrung wirkt,  heißt  es  dann  weiter  (S.  165/66),  „nur  durch 
plötzliche  Vermehrung  der  Einkommen,  die  zum  Konsum  ver- 
wendet werden  können,  zunächst  des  Staates,  der  seinen  Bedarf  mit 
Noten  bezahlt,  dann  aber  auch  aller  derjenigen,  die  erhöhtes  Einkommen 
erhalten,  weil  der  Staat  z.  B.  in  Kriegszeiten  teuerer  einkaufen  muß." 
Letzte  Ursache  für  die  eintretenden  Preissteigerungen  ist  dabei  „die 
durch  Geldvermehrung  künstlich  geschaffene  Kaufkraft"  (S.  166). 

Zunächst  mag  darauf  hingewiesen  werden,  daß  der  Satz  „wenn 
die  Geldmenge  nicht  vermehrt  wird,  können  Preissteigerungen  einzelner 
Waren  nur  dadurch  eintreten,  daß  die  Preise  anderer  fallen",  reine 
Quantitätstheorie  ist  und  mit  Liefmanns  eigenem 
Grundsatze,  daß  es  auf  die  Menge  der  staatlichen  Zahlungsmittel  wenig 
ankomme,  im  schreiendsten  Widerspruch  steht.  Wenn  bei  einer  Hoch- 
konjunktur die  Preise  steigen,  vermehrt  sich  dann  etwa  die  Notenaus- 
gabe entsprechend?  Und  wenn  eine  Hausse  in  Getreide  oder  Baum- 
wolle in  Ländern  stattfindet,  in  denen  die  staathchen  Zahlungsmittel 
noch  mehr  zurücktreten  als  in  Deutschland  und  der  Verrechnungsverkehr 
noch  weiter  ausgedehnt  ist,  wie  z.  B.  in  den  Vereinigten  Staaten  oder  in 
England,  —  gehen  dann  gleichzeitig  andere  Preise  zurück  ?  Wie  stimmen 
Weltwirtechaflichea  Archiv  Bd.  X.  I2 


j^S"  Otto    Heyn, 

diese  Sätze  mit  der  Theorie,  daß  die  Einkommen  die  Güter  kaufen 
und  die  Einkommen  nicht  in  Geld,  sondern  in  Summen  der  Rechnungs- 
einheit bestehen,  die  nur  verrechnet  werden? 

Ebenso  ist  es  völlig  Quantitätstheorie,  wenn  L  i  e  f  - 
mann  S.  195  sagt:  „Es  leuchtet  ein,  daß  jede  Geldvermehrung  um 
so  eher  die  Schätzung  der  Rechnungseinheit  beeinträchtigen,  das  auf 
ihr  aufgebaute  Einkommen-  und  Preissystem  erschüttern  muß,  je  größer 
noch  die  Rolle  der  staatlichen  Zahlungsmittel  im  Ver- 
kehr ist  und  je  geringere  Bedeutung  die  Methoden  privater  Zahlungs- 
ausgleichung und  Abrechnung  erlangt  haben." 

Wie  groß  muß  nun  aber  eine  Geld  Vermehrung  sein,  ehe  sie  auf 
alle  oder  doch  den  größten  Teil  der  Preise  einwirkt ?  Liefmann 
sagt:  letzteres  geschehe  „etwa  bei  vollkommener  Assignatenwirtschaft", 
und  er  führt  (S.  166)  für  die  Gegenwart  weiter  aus,  daß  in  Deutsch- 
land angesichts  der  verhältnismäßig  geringfü- 
gigen (?)  Notenvermehrung  der  größte  Teil  der  Preisstei- 
gerungen im  Kriege  bisher  auf  Ursachen  auf  der  Warenseite,  Material- 
und  Arbeitermangel  zurückzuführen  war."  Wenn  die  Sache  so  liegt, 
dann  könnte  man  über  die  Gefahr  einer  Störung  der  Preisbildung  durch 
Geldvermehrung  einfach  hinweggehen,  denn  wesentlich  größere  Geld- 
vermehrungen als  in  diesem  Krieg  (Noten  und  Darlehenskassenscheine 
zusammengerechnet)  sind  in  Deutschland  gewiß  nicht  zu  befürchten. 
L  i  e  f  m  a  n  n  scheint  aber  später  doch  auch  selbst  anderer  Meinung 
geworden  zu  sein ! 

Wie  aber  wirkt  die  Geldvermehrung  auf  die  Preise? 
L  i  e  f  m  a  n  n  antwortet  (S.  165/66) :  „Sie  wirkt  nicht  automatisch, 
so  daß  von  selbst  die  Preise  steigen,  wenn  der  Staat  die  Notenpresse 
in  Bewegung  setzt,  etwa  infolge  automatisch  und  progressiv  sinkenden 
Vertrauens  zum  Staatsgelde,  das  dann  einen  immer  mehr  sinkenden 
Kurs  erhält  —  so  hat  man  sich  die  Sache  bisher  meist  vorgestellt  — , 
sondern  sie  wirkt  nur  durch  plötzliche  Vermehrung 
der  Einkommen,  die  zum  Konsum  verwendet  werden  können, 
zunächst  des  Staates,  der  seinen  Bedarf  mit  Noten  bezahlt,  dann  auch 
aller  derjenigen,  die  erhöhtes  Einkommen  erhalten,  weil  der  Staat  z.  B. 
in  Kriegszeiten  teuerer  einkaufen  muß."  Grund  ist  also,  wie  wir  uns 
in  der  gewöhnlichen  Sprache  ausdrücken  würden:  die  Vermehrung 
der  Nachfrage.  Hier  bleibt  nun  der  bisher,  z.  B.  noch  S.  162/163 
als  preisbestimmend  hingestellte  Faktor  des  „tauschwirtschaft- 
lichen Grenzertrage  s",  der  das  Angebot  bestimmt, 
ganz  außer  acht.  Und  doch  werden  (S.  166/67)  nach  der  Be- 
hauptung, daß  die  bisherige  Wirtschaftstheorie  nicht  imstande  ge- 
wesen  sei,   diesen   Zusammenhang   zu   erkennen,   die   folgenden   Sätze 
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ausgeführt,  die  oben  in  anderem  Zusammenhang  schon  einmal  zitiert 
wurden,  hier  jedoch  der  übersichthchkeit  halber  wiederholt  werden. 
,,In  Wirklichkeit  stehen  Preise  und  Einkommen  in  folgender,  bisher 
nie  klar  erkannter  Wechselwirkung ;  ein  gewisses  Minimum 
von  Einkommen  bestimmt  als  tauschwirtschaft- 
licher Grenzertrag,  den  einzelne  Erwerbswirtschaften  in 
jedem  Erwerbszweig  erzielen,  den  Umfang  des  Angebots  jeder 
Ware,  d.  h.  die  Grenze  der  aufzuwendenden  Kosten  und  damit 
ihren  Preis,  der  gleich  diesen  Grenzkosten  plus 
dem  tausch  wirtschaftlichen  Grenzertrag  ist. 
Alle  sonstigen  in  dem  Erwerbszweige  erzielten  Einkommen  werden  dann 
dufch  diesen  Preis  bzw.  durch  die  individuellen  Kosten  des  Anbieters 
bestimmt,  ergeben  sich  aus  der  jeweiligen  Tauschkonstellation  des  Er- 
werbszweiges, in  der  Regel  (nämlich  wenn  alle  Anbieter  den  gleichen 
Preis  erzielen)  als  relativer  Konkurrenzpreis  und  -Einkommen."  L  i  e  f  - 
mann  hätte  hier  zeigen  müssen,  wie  die  Vermehrung  der  Einkommen 
auf  den  tausch  Wirtschaft  liehen  Grenzertrag  wirkt  ; 
daß  dieser  den  Preis  bestimmende  Faktor  erhöht  wird,  und  daß  infolge- 
dessen der  Preis  steigt.  Das  kann  er  aber  nicht.  Denn  zunächst 
wird  dufch  die  Vermehrung  der  Einkommen  des  Staates  und  dessen 
Lieferanten  nicht  notwendig  und  nicht  immer*  gerade  auch  das  Einkommen 
•des  ,, Grenzanbieters"  und  damit  der  taüsch\virtschaftliche  Grenzer- 
trag gesteigert,  weil,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  selbst  als  besonderen  Nachteil 
hervorhebt,  die  eintretende  Bereicherung  der  Produzenten  keine  uni- 
verselle und  gleichmäßige  ist.  Und  dann  müßte  die  Vermehrung  des 
Einkommens  des  Grenzanbieters  nach  Lief  manns  eigener  Theorie 
«ine  Wirkung  haben,  die  er  selbst  gewiß  nicht  erwartet,  während  sie 
zugleich  mit  den  Erscheinungen  im  Wirtschaftsleben  nicht  übereinstimmt. 
Wegen  der  damit  angestellten  Probe  auf  Lief  manns  Theorie  emp- 
fiehlt es  sich,  hierauf  noch  etwas  näher  einzugehen. 

Nach  L  i  e  f  m  a  n  n  werden  die  Preise,  wie  schon  angegeben, 
bestimmt  „durch  ein  die  Grenzen  des  Angebots  bestimmendes  Mini- 
mum an  Einkommen,  den  tauschwirtschaftlichen  Grenzertrag".  Wenn 
nun  dieser  Grenzanbieter  infolge  der  staatlichen  Geldvermehrung, 
wie  wir  jetzt  annehmen,  zu  höherem  Einkommen  gelangt  und  dadurch, 
wie  Liefmann  S.  164  ausführt,  veranlaßt  wird,  die  „Rechnungs- 
einheit, in  der  das  Einkommen  ausgedrückt  wird,  geringer  einzuschätzen", 
weil  er  auch  weniger  dringende  Bedürfnisse  befriedigen  kann",  so  muß 
er  als  wirtschaftender  Mensch  früher  oder  später  dahin  kommen,  seine 
Arbeit  einzuschränken,  weil  er  bei  Abwägung  von  Nutzen 
und  Kosten  seiner  Arbeitsleistung  die  Vermeidung  des  mit  der  Arbeit 
verbundenen  ,,Unlustgefühls"  (S.  28)  höher  einschätzt  als  die  Befrie- 
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digung  des  weniger  dringenden  Bedürfnisses,  die  bei  Fortsetzung  der 
bisherigen  Tätigkeit  die  Vermehrung  seines  Einkommens  ihm  gestatten, 
würde.  Die  Folge  müßte  sein,  daß  er  seine  Arbeitsleistung,  und  damit 
in  den  meisten  Fällen  seine  Produktion  einschränkt  und  we- 
niger anbietet.  Infolge  dieser  Minderung  des  Angebots  würde 
dann  bei  gleichbleibender  oder  vermehrter  Nachfrage  der  Preis  steigen.. 
Durch  diese  Preissteigerung  würde  sein  Einkommen  von  neuem  ver- 
mehrt werden,  und  der  gleiche  Vorgang  könnte  sich  wiederholen. 

Derartige  Erscheinungen  finden  wir  im  wirtschaftlichen  Leben 
tatsächHch.  So  z.  B.  wird  ein  Kloakenreiniger  oder  ein  Steinklopfer 
oder  jemand,  der  übermäßig  angespannt  ist,  seine  Arbeit  einschränken 
oder  zu  einer  anderen  Produktion  übergehen,  wenn  sein  Einkommen 
sich  vermehrt,  etwa  weil  er  eine  Erbschaft  gemacht  hat  und  dergl.  Im 
allgemeinen  trifft  das  aber  nicht  zu.  Von  wenigen  Ausnahmen  ab- 
gesehen, lassen  sich  gerade  die  Produzenten,  große  und  kleine  Unter- 
nehmer aller  Art,  durch  die  Vermehrung  ihres  Einkommens  nicht 
bewegen,  ihre  Produktion  oder  doch  ihre  eigene  Tätigkeit  bei  dieser 
Produktion  einzuschränken,  sondern  sie  produzieren,  vielfach  sogar  unter 
Steigerung  der  eigenen  Mitarbeit,  noch  mehr  als  früher,  so  daß- 
nicht  nur  keine  Einschränkung,  sondern  eine  Steigerung, 
der  Produktion  und  damit  eine  Vergrößerung  des 
Angebots  eintritt.  Der  Grund  hierfür  hegt  darin,  daß  die  Arbeit 
nicht  immer  mit  Mühe  verbunden  ist  und  nicht  immer  Unlustgefühle 
erweckt,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  behauptet,  daß  vielmehr  ein  normales 
Quantum  Arbeit  für  den  gesunden  Menschen  geradezu  Bedürfnis  ist^ 
und  daß  für  solche  Menschen  sogar  Unlustgefühle  verursacht  werden  ,^ 
wenn  sie  ihre  Arbeit  aufgeben  oder  einschränken  sollen^). 

Nicht  infolge  Einschränkung  des  Angebots  steigen. 
bei  einer  Geldvermehrung,  durch  die  das  Einkommen  der  Tauschkon- 
trahenten oder  doch  einzelner  unter  ihnen  erhöht  wird,  die  Preise,  sondern, 
infolge  der  Vergrößerung  der  Nachfrage,  und  auch 
nicht  etwa  deshalb,  weil  nun  die  so  Begünstigten  ohne  Not  höhere  Preise 
bieten,  sondern  deshalb,  weil  sie  ihre  Nachfrage  auf  größere  Mengen 
oder  auf  andere  Dinge  ausdehnen  und  weil  dadurch,  wenn  nicht  die 
Produktion  und  damit  das  Angebot  zunimmt,  das  bisherige  Gleich- 
gewicht der  angebotenen  und  der  nachgefragten  Mengen  gestört  wird, 
während  es  nur   auf    höherem  Niveau  wiederhergestellt  werden  kann. 


*)  Hieraus  folgt  nicht,  daß  die  menschliche  Arbeit  überhaupt  keine  Kosten  verur- 
sacht. Vergl.  darüber  meine  früheren  Auseinandersetzungen  mit  Liefmann  in  dem 
Aufsatz  Nutzen  imd  Kosten  als  Ausgangspimkte  des  menschlichen  Wirtschaftens  in  der.- 
Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft.    N.  F.  V  (1914)-     S.  166  ff 
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Daß  es  speziell  die  vermehrte  Nachfrage  ist,  welche  die  Preis- 
steigerung herbeiführt,  ist,  wie  schon  hervorgehoben,  ganz  offenbar 
auch  Lief  manns  Meinung.  Diese  vermehrte  Nachfrage  ergibt  sich, 
wie  er  besonders  betont,  aus  der  Vermehrung  der  Einkommen  zunächst 
■des  Staates,  dem  die  Geldvermehrung  in  erster  Linie  zugutekommt, 
und  dann  seiner  Lieferanten.  Wenn  aber  die  Sache  so  liegt ;  wenn  es  die 
Vermehrung  der  Einkommen  ist,  welche  die  Steigerung  der  Preise 
herbeiführt,  —  weshalb  dann  die  schon  früher  kritisierte  Behauptung 
{S.  165),  daß  die  Preise  nur  dann  steigen,  (wenn  andere  Preise  entsprechend 
fallen  oder)  wenn  die  Geldmenge,  d.  h.  die  Menge  der  staat- 
lichen Geldzeichen  wie  bei  einer  Assignatenwirtschaft  ver- 
mehrt wird?  Würde  die  gleiche  Folge  nicht  auch  dann  eintreten,  wenn 
der  Staat,  anstatt  wie  jetzt  5  Milliarden  Mk.  in  Noten,  5  Milliarden  Mk. 
auf  Girokonto  der  Reichsbank  gutgeschrieben  erhalten  hätte  und  nun 
wiederum  nur  im  Girowege,  mittels  Verrechnungsschecks  oder  Über- 
weisung, seine  Lieferanten  bezahlte?  In  diesem  Falle  würde  doch  bei 
allen  Beteiligten  die  gleiche  Einkommensvermehrung  eintreten  wie  bei 
vermehrter  Notenausgabe !  L  i  e  f  m  a  n  n  hat  diese  Frage  nicht  auf- 
geworfen. Seine  Antwort  müßte  aber  verneinend  lauten,  denn 
er  schreibt  auf  S.  198:  ,,Es  ist  kein  Zweifel,  daß  die  Benutzung  solcher 
Zahlungs-  und  Abrechnungsmethoden  für  die  Schätzung  der  Rechnungs- 
•einheit  und  damit  für  die  Preise  ganz  indifferent  ist.  Die  größere 
oder  geringere  Zahl  solcher  privater  Zahlungs-  oder  Umsatzmittel  — 
meistens  handelt  es  sich  überhaupt  nicht  um  sachliche  Geldsurrogate, 
sondern  um  bloße  rechnungsmäßige  Umschreibungen  in  den  Büchern 
der  Banken  durch  Giro  und  Clearing  —  kann  die  Kaufkraft  der  all- 
gemeinen Rechnungseinheit  nicht  verändern.  Denn  sie  werden  eben 
nur  geschaffen  und  zirkulieren  nach  Maßgabe  der  Umsätze  von  Gütern 
lind  Leistungen  im  Tauschverkehr.  Bei  Giro  und  Clearing,  die  über- 
haupt keine  sachlichen  Zirkulationsmittel  sind,  ist  das  selbstverständ- 
lich, ebenso  bei  Schecks." 

Ferner:  Würde  nicht  die  gleiche  Folge  wie  bei  einer  staathchen 
Geldvermehrung  dann  eintreten,  wenn  der  Staat  sich  sein  vermehrtes 
,, Einkommen"  auf  dem  Wege  der  Anleihe  beschaffte  ?  Liefmann 
ist  offenbar  gegenteiliger  Ansicht.  Das  ist  daraus  zu  entnehmen,  daß  er 
den  Staat  mit  der  Beschaffung  der  erforderhchen  Mittel  für  die  Krieg- 
führung auf  den  Weg  der  Erhebung  von  Steuern  und  An- 
leihen verweist,  und  daß  er  als  Hauptgrund  für  die  schlimmen  Folgen 
einer  Vermehrung  der  Geldmenge  durch  Notenausgabe  die  dadurch 
geschaffene  ,,künstliche  Kaufkraft"  hinstellt.  Hierüber 
im  nächsten  Abschnitt. 
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5.  G  e  1  d  V  e  rm  e  h  r  u  n  g  unter  Ausnutzung  der  zusätz- 
lichen, angeblich  künstlichen   Kaufkraft  des   Staates. 

„Eine  Geldvermehrung  wirkt nur  dadurch  auf  die  Preise",. 

sagt  L  i  e  f  m  a  n  n  Seite  167,  ,,daß  sie  zunächst  beim  Staate  ein  künst- 
lich geschaffenes,  nicht  aus  dem  Tauschver- 
kehf  entstandenes  Einkommen  bedeutet."  Weshalb  ein  ,, künst- 
lich geschaffenes"  Einkommen  anders  wirken  soll  als  ein  natürliches; 
weshalb  z.  B.  jetzt  in  den  Vereinigten  Staaten  das  durch  den  starken 
Export  von  Kriegsmaterial  nach  England  natürlich  gesteigerte  Ein- 
kommen der  Heereslieferanten  die  Preise  anders  beeinflussen  soll,  als 
das  angeblich  künstlich  geschaffene  Einkommen  der  deutschen  Heeres- 
lieferanten, ist  mir  unklar.  Das  mag  aber  zunächst  unerörtert  bleiben. 
Vorerst  zwei  andere  Fragen :  i.  Ist  es  ein  künstlich  geschaffenes 
Einkommen,  über  das  der  Staat  disponiert,  wenn  er  die  vergebenen 
Heeresaufträge  mit  von  der  Reichsbank  entlehnten  Noten  bezahlt? 
2,  Ist  eine  solche  Entlehnung  von  Noten  als  unzulässig  zu 
bezeichnen  ? 

Die  zweite  Frage  wird  von  L  i  e  f  m  a  n  n  ,  wie  zunächst  festge- 
stellt sei,  bejaht  (wobei  er  meine  gegenteilige  Auffassung  als  ganz  un- 
faßhch  bezeichnet).  Er  sagt  Seite  171:  „Der  wichtigste  Fall  der  Geld- 
vermehrung wird  immer  die  Banknotenausgabe  sein.  Erst  neuestens 
fängt  man  an,  zu  erkennen,  daß  es  dabei  darauf  ankommt,  daß  die  durch 
die  Notenausgabe  vermehrte  Kaufkraft  aus  einer  im  Tauschverkehr 
erzielten  Einkommenssteigerung  entstanden  ist,  oder  ob  sie  eine  künst- 
lich geschaffene,  rein  zusätzhche  Kaufkraft  bedeutet."  Seite  172/73: 
„Der  Staat  aber  bezieht  die  zur  Erfüllung  seiner  Aufgaben  nötigen  Sum- 
men dufch  Steuern  aus  den  Erträgen  und  Einkommen  der  Einzelwirt- 
schaften, und  auch  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen  ist  das  der  Fall. 
Nur  insoweit  als  seine  Kaufkraft  auf  im  Tauschverkehr  entstandenen 
Erträgen  beruht,  ist  sie  normal  und  wird,  von  großen  wirtschaftlichen 
Umstellungen  im  Kriege  abgesehen,  das  bestehende  Preis-  und  Ein- 
kommenssystem nicht  verändern.  Wenn  aber  Papiergeld  ausgegeben 
wird,  ohne  daß  es  alsbald  durch  Anleihen,  die  aus  den  wirtschaftlichen 
Erträgen  im  Tauschverkehr  stammen,  ersetzt  wird,  so  wird  in  der  Tat 
eine  künstliche  zusätzliche  Kaufkraft  geschaffen, 
welche  das  bisherige  Preis-  und  Einkommenssystem  um  so  mehr  in  Un- 
ordnung bringt,   je  größer  diese  künstliche   Kaufkraftsteigerung  ist." 

Der  Stein  des  Anstoßes  ist  hiernach,  daß  bei  einer  Geldvermehrung 
durch  Notenausgabe  eine  nicht  aus  dem  Tauschverkehr 
stammende,  künstlich  geschaffene  zusätzliche 
Kaufkraft  zur  Wirksamkeit  kommt,  die  das  bisherige  Preis-  und 
Einkommenssystem  in  Unordnung  bringt. 
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Ich  habe  nun  schon  früher  bei  einer  Auseinandersetzung  mit  L  a  n  s  - 
b  u  r  g  h  ,  der  sich  auf  den  gleichen  Standpunkt  stellt,  darauf  hinge- 
wiesen, daß  es  sich  hier  durchaus  nicht  um  eine  künstliche 
„aus  der  vierten  Dimension  herbeigezauberte"  Kaufkraft  des  Staates 
handelt,  sondern  daß  der  Staat  einfach  seinen  Kredit,  den  er  bisher 
nicht  in  Anspruch  genommen  hatte,  unter  Diskontierung  von  kurz- 
fristigen Schatzscheinen  bei  der  Reichsbank  dazu  ausnutzte,  um  sich 
ein  Darlehen  in  Gestalt  von  Banknoten  zu  beschaffen^).  Deshalb  kann 
ich  mich  hier  auf  diese  kurze  Bemerkung  beschränken.  Dann  bleibt 
nur  die  Frage  übrig :  Ist  dem  Staate  die  Ausnützung  dieser  Kaufkraft 
versagt?  Muß  die  Kaufkraft,  die  im  Tauschverkehr  werbend  auftritt, 
aus  dem  Tauschverkehr  stammen  ?  Und  stammt  die  Kaufkraft  des  Sta.ates, 
die  er  im  Falle  der  Geldvermehrung  durch  Notenausgabe  ausübt,  anders- 
woher ? 

L  i  e  f  m  a  n  n  hat  Recht,  wenn  er  meint,  daß  die  Preisbildung 
im  Tauschverkehr  von  fremden  Einflüssen  freibleiben  muß,  und  daß 
sich  die  Preise  im  natürhchen  Austausch  von  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen der  legitimen  Teilnehmer  am  Tauschverkehr  bilden  sollen. 
Ist  denn  aber  der  Staat  kein  legitimer  Teilnehmer  am  Tauschver- 
kehr? Bietet  er  nicht  auch  Leistungen  gegen  Gegenleistungen  an? 
Die  Aufgabe,  der  er  sich  im  gegenwärtigen  Kriege  unter  Ausnützung  seines 
Kredits  widmet,  ist  die  Sicherung  der  Grenzen  gegen  einen  feindlichen 
Überfall.  Wäre  ihm  das  nicht  speziell  übertragen,  so  müßte  jeder  ein- 
zelne Tauschteilnehmer  hierfür  sorgen  und  müßte  dazu  selbst  Waffen 
und  Munition,  Lebensmittel,  Sanitätsgerät  und  dergl.  beschaffen.  Würde 
irgend  etwas  dagegen  einzuwenden  sein,  wenn  der  einzelne  hierzu  Kredit 
in  Anspruch  nähme,  nachdem  er  bisher  seinen  Kredit  vorsichtigerweise 
noch  nicht  erschöpft  hätte?  Und  beim  Staate,  der  nun  in  Vertretung 
aller  einzelnen  Staatsbürger  auftritt,  sollte  es  anders  sein? 

Es  ist  richtig,  daß  die  Gesetze  den  Staat  bei  der  Beschaffung  der 
Mittel  zur  Deckung  der  gewöhnlichen  Staatsaufgaben  auf  die  gewöhn- 
lichen Einnahmen  an  Steuern  und  auf  die  Erträge  werbender  Anlagen, 
eventuell  auf  Anleihen,  die  am  offenen  Kapitalmarkt  unterzubringen 
sind,  verweisen.  Aber  die  Gesetze,  die  in  Deutschland  vor  dem  i.  August 
1914  bestanden,  sagen  nichts  über  die  Deckung  der  außerordent- 
lichen Ausgaben  des  Krieges,  und  die  neuen  Gesetze  haben  das 
jetzige  Verfahren  gebilligt.  Schließlich  ist  der  Staat  doch  auch  auf  diesem 
Gebiete  souverän,  und  wenn  es  (mit  Recht)  als  zweckmäßig  und  allein 
zulässig  angesehen  wird,  die  Regierung  in  Friedenszeiten  auf 
Steuern  und  öffentliche  Anleihen  zu  verweisen,  so  wird  dadurch  keines- 

^)  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik  1916.  III.  Folge,  Bd.  51,  S.  795 
(„Zur  Verteidigung  der  Chartaltheorie  des  Geldes"). 
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Wegs  ausgeschlossen,  daß  im  Kriege  ein  anderer  Weg  eingeschlagen 
und  die  Aufbringung  des  erforderlichen  Betrages  zu  einem  Teile 
(hier  5 — 6  Milliarden  Mk.  von  im  ganzen  ca.  60  Milliarden  Mk.)  auf  die 
Diskontierung  von  Schatzscheinen  bei  der  Reichsbank  oder  deren  Lom- 
bardierung bei  den  Darlehenskassen  verwiesen  wird.  Diesen  Weg  einzu- 
schlagen, war  sogar  durch  die  Umstände  geboten.  Es  wäre  nämlich 
die  Unterbringung  des  ganzen  Betrages  auf  Anleihe  nicht  nur  teuerer 
gewesen,  sondern  hätte  sich  auch  nur  schlecht  durchführen  lassen,  weil 
in  Anbetracht  des  geringen,  durch  die  Thesaurierung  von  Goldgeld  noch 
besonders  eingeschränkten  Vorrats  an  Geldzeichen  die  Einzahlung  der 
gezeichneten  Beträge  ursprünglich  mit  den  größten  Schwierigkeiten  ver- 
bunden gewesen  wäre.  Überdies  machte  der  infolge  der  Einstellung  des 
Areditverkehrs  und  der  Thesaurierung  des  Goldes  gestiegene  Bedarf  an 
Geldzeichen  eine  vermehrte  Notenausgabe  ohnehin  erforderlich! 

„Aus  der  vierten  Dimension  herbeigezaubert"  war  nicht  die  angebhch 
„zusätzliche"  Kaufkraft  des  Staates,  die  er  auf  Grund  seines  Kredits 
entwickeln  konnte,  sondern  nur  die  Menge  Geldzeichen,  durch 
welche  die  Kaufkraft  mobihsiert  und  gewissermaßen  ausgemünzt  wurde. 
Diese  Geldzeichen,  die  aus  Papier  bestehenden  Banknoten  (und  Dar- 
lehenskassenscheine), waren  tatsächlich  ,,aus  dem  Nichts"  geschaffen,  da 
ihre  Herstellung,  so  zu  sagen,  nichts  kostete^).  In  der  Ausgabe  dieser 
Geldzeichen  lag  aber  weder  eine  Verletzung  der  bestehenden  Gesetze  — 
denn  es  wurden  die  (am  4.  August  1914  gesetzHch  abgeänderten)  Vor- 
schriften des  Bankgesetzes  bzw.  die  Vorschriften  des  Darlehenskassen- 
gesetzes genau  eingehalten  —  noch  auch,  was  jetzt  noch  erörtert  werden 
soll,  eine  Verletzung  der  Grundsätze  der  Geldtheorie. 

Allerdings,  wenn  man  sich  wie  die  Metalhsten  auf  den  Standpunkt 
stellt,  daß  das  Geld  ein  Tauschgut  sein  müsse  wie  jedes  andere,  das  wegen 
seiner  stofflichen  Eigenschaften  Nachfrage  finde,  und  daß  infolge  der  Be- 
nutzung gewisser  Gegenstände  als  allgemeines  Tauschmittel  sich  im  üb- 
rigen gar  nichts  ändern  dürfe,  dann  muß  man  die  Ausgabe  von  Noten  ver- 
werfen. Dann  muß  man  aber  auch,  wenigstens  prinzipiell,  wie  z.  B. 
L  a  n  s  b  u  r  g  h  es  tut,  fordern,  daß  alles  Geld  aus  vollwertigem 
Metall  bestehen  müsse.     Daß  diese  Forderung    praktisch    uner- 

^)  Es  ist  wohl  zu  beachten,  daß  nur  die  Herstellung  der  Noten  kostenlos  er- 
folgt, und  das  auch  nur  dann,  wenn  die  erforderliche  Golddeckung  nicht  erst  beschafft 
oder  einer  anderweitigen  Verwendimg  entzogen  werden  muß.  Der  Staat,  der  die  Noten 
von  der  neutralen  Ausgabestelle  —  in  Deutschland  von  der  Reichsbank  —  empfängt,  be- 
zahlt sie  mit  seinen  Schatzscheinen.  Es  besteht  daher  kein  Widerspruch  zwischen  der 
Darstellung  im  Text  imd  den  Ausführungen  in  den  Aufsätzen:  „Der  Goldschatz  der  Reichs- 
bank und  seine  Bedeutung  im  Kriege  und  nach  dem  Kriege",  Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
schaft 1916.  N.  F.  VII,  I  S.  35  und  „Zur  Verteidigung  der  Chartaltheorie"  in  den  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik  III.  Folge,  Bd.  51,  S.  794. 
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f  ü  1 1  b  a  r  ist,  auch  in  Friedenszeiten,  weil  Deutschlands  Vorräte  an  Edel- 
metall hierzu  nicht  ausreichen  (wenn  sie  nicht  unter  sehr  schwierigen 
Operationen  und  mit  der  Folge  unbilliger,  zum  Teil  sehr  schmerzhafter 
Vermögensverschiebungen  im  Werte  erhöht  werden);  daß  infolgedessen 
schon  im  Frieden  in  Deutschland  etwa  die  Hälfte  aller  Umlaufsmittel 
aus  stofflich  wertlosem  Papier  bestand,  das  weiß  jedermann.  Die  Ansicht 
der  Metallisten  ist  aber  auch    theoretisch    unrichtig. 

Das  Natürliche  ist  —  und  das  ist  ja  auch  der  Urzustand  — ,  daß  alle 
Güter  (Sachgüter  und  Leistungen,  auch  Forderungen)  unmittelbar  gegen- 
einander getauscht  werden.  Da  sich  das  aus  praktischen  Gründen  nicht 
durchführen  läßt,  ist  das  Geld  als  Vermittler  dazwischengetreten.  Soll 
der  natürliche  Verlauf  des  Tauschverkehrs  dadurch  nicht  gestört  werden, 
so  müssen  auch  jetzt  noch  sämtliche  Güter  als  solche  am  Tauschverkehr 
teilnehmen,  und  die  materielle  Darstellung,  die  Verkörperung  des  ver- 
mittelnden Geldes  darf  keines  der  anderen  Güter  vom  Austausch  fern- 
halten. Diesem  Grundsatz  entspricht  es  allein,  das  Geld  aus  einem  Stoffe 
herzustellen,  der  als  solcher  nicht  Gegenstand  des  Tausch vericehrs  ge- 
wesen wäre,  mithin  Papiergeld,  nicht  Metallgeld. 

Noch  ein  weiterer  Grund  spricht  für  die  Darstellung  des  Geldes  aus 
Papier  bzw.  aus  einem  an  sich  wertlosen  Stoffe.  Ist  das  Geld  Ver- 
mittler des  Tauschverkehrs,  so  muß  für  seine  Menge  lediglich  maß- 
gebend sein,  was  für  die  Zwecke  dieser  Vermittlung  an  Geldzeichen  ge- 
braucht wird.  Dafür  ist  bestimmend  einerseits  der  Umfang  des  Tausch- 
verkehrs, andererseits  der  Umstand,  inwieweit  der  Tauschverkehr  eines 
körperhchen  Vermittlers  entbehren  kann.  Innerhalb  dieser  Grenzen  muß 
jede  Menge  von  Geldzeichen  dem  Verkehr  zur  Verfügung  gestellt  werden 
können.  Das  ist  nur  möglich,  wenn  der  Stoff,  aus  dem  das  Geld  besteht, 
in  genügender  Menge  vorhanden  ist.  Diese  Bedingung  läßt  sich  bei  einem 
stoffwertlosen  Gelde  erfüllen,  bei  einem  Gelde  von  Stoffwert  nicht. 
Wenn  man  mit  Rücksicht  hierauf  das  Edelmetallgeld  durch  die  zu  einem 
Drittel  metaUisch  gedeckten  Banknoten  zu  ergänzen  sucht,  um  dem  vor- 
handenen Bedarf  entsprechen  zu  können,  so  ist  das  nur  ein  Notbehelf, 
der  einerseits  nicht  ganz  gefahrlos  ist,  andererseits,  wie  die  internatio- 
nalen Kämpfe  um  das  Gold  als  Notendeckungsmittel  zeigen,  nicht  aus- 
reicht, und  der  vor  allem  mit  dem  Leitsatze  der  ängstlich  festgehaltenen 
Theorie  in  krassem  Widerspruch  steht. 

Also  gerade  die  ,,Herbeizauberung  der  Geldzeichen  aus  der  4.  Dimen- 
sion", die  Schaffung  der  Geldzeichen  aus  dem  Nichts,  wogegen  die  Me- 
tallisten bei  der  Ausgabe  von  Papiergeld  Einspruch  erheben,  entspricht 
den  Forderungen  der  Theorie! 

Damit  wird  keineswegs  eine  ,, uferlose  Notenausgabe"  als  das  Ideal 
hingestellt.    Das  Maß  für  die  Notenausgabe  ergibt  sich  bei  der  Stellung 
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des  Geldes  als  Vermittler  aus  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  den 
Tauschverkehr, 

Nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  (freien)  Tauschverkehrs 
muß  es  jedermann  gestattet  sein,  das,  was  er  besitzt,  zu  verwerten,  wie 
er  will,  und  deshalb,  wenn  er  seinen  Besitz  nicht  verschenken  will,  den- 
selben gegen  andere  Güter  auszutauschen.  Dabei  ist  zu  dem  „eigenen 
Besitz"  und  zu  den  Gütern,  die  getauscht  werden,  auch  der  Kredit  zu 
rechnen.  Es  muß  also  sowohl  gestattet  sein,  ein  Sachgut  gegen  eine  Forde- 
rung hinzugeben,  als  auch  eine  Forderung  gegen  ein  Sachgut  und  ebenso 
eine  Forderung  gegen  eine  Forderung.  Auch  der  Umstand,  ob  Sicherheit 
besteht,  daß  die  Forderung  erfüllt  wird,  kommt  an  sich  nicht  weiter  in 
Frage.  Darüber  hat  ledighch  derjenige  zu  urteilen,  der  sich  mit  der  Ent- 
gegennahme dieser  Forderung  zufrieden  gibt,  wobei  es  seinem  Ermessen 
anheimgestellt  wird,  ob  er  sich  durch  Bürgschaft  oder  Verpfändung  noch 
besondere  Sicherheiten  verschaffen  will,  oder  nicht. 

Alle  derartigen  Geschäfte  müssen  an  sich  dadurch  ermöglicht  werden, 
daß  die  zu  ihrer  Abwicklung  erforderliche  Menge  von  Geldzeichen  als 
Vermittler  des  Verkehrs  zur  Verfügung  gestellt  wird. 

Nun  hat  aber  die  Allgemeinheit,  der  Staat,  ein  Interesse  daran,  den 
Tauschverkehr  in  solchen  Grenzen  zu  halten,  daß  Überspeku- 
lation und  Überproduktion  mit  nachfolgender  Krise 
vermieden  werden.  Das  kann  er  tun:  i.  durch  Verweigerung  oder  Er- 
schwerung der  Erlangung  der  erforderlichen  Geldzeichen ;  2.  durch  Ver- 
weigerung oder  Forderung  besonderer  Sicherstellung  des  etwa  bei  ihm 
selbst  oder  seinen  Organen  (z.  B.  der  Reichsbank)  erbetenen  Kre- 
dits (einerlei  ob  dieser  Kredit  unter  Hingabe  von  Noten  oder  durch 
Gutschrift  auf  Girokonto  erteilt  wird) ;  und  3.  durch  Einschränkung  der 
Kredit erteilung  seitens  Dritter,  namentlich  derjenigen,  die  sich  die 
Krediterteilung  zu  ihrer  besonderen  Aufgabe  gemacht  haben,  die  Banken. 
In  dieser  Beziehung  müssen  gesetzliche  Normativbestimmungen  erlassen 
werden.  Derartige  Bestimmungen  bestehen  ja  auch  in  der  Tat,  in 
Deutschland  allerdings  nur  hinsichtlich  der  Noten  ausgäbe  der  Reichs- 
bank und  der  übrigen  Notenbanken,  während  sie  für  die  Krediterteilung 
auf  dem  Girowege,  sowohl  seitens  der  Reichsbank  als  auch  seitens  der 
Privatbanken,  fehlen. 

Abgesehen  hiervon  kann  es  zutreffen,  und  wird  es  in  der  Regel  zu- 
treffen, daß  die  gebotene  Fürsorge  für  die  Erhaltung  der  ungestörten 
Funktionsfähigkeit  des  Geldes  es  notwendig  macht,  die  Ausgabe  von  Geld- 
zeichen in  gewissen  Schranken  zu  halten,  um  die  Entstehung 
von    Mißtrauen    zu    verhüten. 

Soweit  aber  die  hierdurch  gezogenen  Grenzen 
nicht    überschritten    werden,    darf    für    die    Aus- 
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gäbe    von    Geldzeichen    lediglich    der    Bedaif    des 
geschäftlichen    Verkehrs    maßgebend    sein. 

Diesem  Rahmen  hat  sich  die  Reichsregierung  bei  der  Finanzierung 
des  Krieges  bisher  völlig  angepaßt.  Insbesondere  sind  durch  die  von  ihr 
veranlaßte  Notenausgabe,  die  unter  Ausnutzung  ihres  Kredits  gegen 
Diskontierung  von  Schatzscheinen  erfolgte,  die  angegebenen  Grenzen 
durchaus  eingehalten  worden.  Deshalb  ist  auch  vom  Standpunkte 
der  Theorie  gegen  ihr  Verfahren  in  keiner  Beziehung  etwas  einzu- 
wenden. 

6.     Goldwährung,     Papierwährung,     Goldkern- 
währung, 

Auf  Grund  seiner  Geldtheorie  kommt  L  i  e  f  m  a  n  n  schließlich 
—  bei  der  Erörterung  der  Aufgaben  der  Geldpolitik  —  zu  der  Forderung 
der  Abschaffung  der  Goldwährung  und  des  Übergangs  zur  Papierwährung, 
um  namentlich  mit  Rücksicht  auf  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Ver- 
hältnisse die  mit  der  Goldwährung  verbundenen  , .enormen  Kosten"  zu 
sparen  und  zu  verhüten,  daß  Deutschland  sich  unnötig  wieder  von  den 
Engländern  als  Goldlieferanten  übervorteilen  lasse.  Er  begründet  diese 
Forderung  theoretisch,  seine  früheren  Ausführungen  zusammenfassend, 
wie  folgt  (S.  192): 

Daß  ein  , Geld'  ohne  jede  metallische  Deckung 
bestehen  und  die  Umsätze  vermitteln  kann,  wird  durch  die  Erfahrung 
bewiesen.  Die  Frage,  ob  ein  Papiergeld  durch  Edelmetall  gedeckt 
werden  soll,  ist  eine  reine  Zweckmäßigkeitsfrage.  Nötig  ist  eme  solche 
Deckung  jedenfalls  nicht,  wenn  der  Staat  nur  eine  beliebige  Vermehrung 
des  Papiergeldes  unterläßt.  Denn  das  Papiergeld  empfängt  seinen  .Wert' 
doch  nicht  von  dem  Edelmetall,  sondern  von  der  abstrakten  Rechnungs- 
einheit aller  Umsätze,  auf  die  auch  das  Geld  nur  lautet.  Die  Schätzung 
dieser  Rechnungseinheit,  genauer  gesagt,  die  Bedeutung,  welche  sie  als 
Kosten  in  den  wirtschaftlichen  Erwägungen  der  Einzelwirtschaften  hat, 
kann  verändert  werden  nur  durch  Veränderungen  in  den  Einkommen. 
Denn  die  Einkommen  und  nicht  die  Geldmengen  sind  es,  die  die 
Güter  kaufen.  Und  nur  indirekt  dadurch,  daß  er  plötzliche  starke  Ein- 
kommenssteigerung herbeiführt,  kann  auch  der  Staat  bei  Vermehrung 
des  Papiergeldes  die  Rechnungseinheit  beeinflussen.  Dabei  ist  es  dann 
ganz  gleichgültig,  ob  und  in  welchem  Umfang  das  Papiergeld  durch  Edel- 
metall gedeckt  ist,  denn  die  individuelle  Schätzung  der  Rechnungsein- 
heit, die  durch  Einkommensverschiebungen  verändert  wird,  kann  man 
nicht  »decken'.  Deshalb  ist  eine  Metalldeckung  papiemer  Zahlungs- 
mittel, wenn  nur  ihre  Vermehrung  dem  Eingriff  des  Staates  ebenso  ent- 
zogen ist  wie  dem  Privater,  überflüssig. 


l88  Otto    Heyn, 

„Die  allgemeine  Rechnungseinheit  d.  h.  das  gesamte  System  aller 
Preise  und  Einkommen,  das  in  ihr  seinen  Eindruck  findet,  ist,  wenn  man 
so  sagen  will,  ein  Geschöpf  der  Gewohnheit.  Es  entsteht 
ganz  allmählich,  indem  immer  mehr  Wirtschafter  mit  bekannten  Ein- 
kommen und  bekannten  Preisen  rechnen.  Durch  Änderungen  in  den  Nach- 
frage- und  Angebotsverhältnissen  ist  es  aber  einem  steten  langsamen 
Wechsel  unterworfen,  sie  führen  zu  Preis-  und  Einkommensverschie- 
bungen, mit  denen  sich  der  Einzelne  möglichst  schnell  auseinander- 
zusetzen, und  denen  er  seine  Kalkulationen  anzupassen  sucht". 

L  i  e  f  m  a  n  n  hält  alle  an  eine  Währung  zu  stellenden  Anforde- 
rungen, wie  er  später  mehrfach  betont,  für  erfüllt,  wenn  eine  starke  Geld- 
vermehrung durch  den  Staat  mit  der  Folge  der  Schaffung  großer  Ein- 
kommenssteigerung bei  einzelnen  Teilnehmern  am  Tauschverkehr  und  da- 
durch begründeter  künstlicher  Kaufkraft  vermieden,  und  die  Ausgleichung 
der  internationalen  Verpflichtungen  auf  der  Basis  des  Parikurses  durch 
eine  kleine  Goldreserve  für  den  Auslandsverkehr  (S.  226)  oder  besser 
durch  die  Golddevisenpolitik  (S.  233)  aufrecht  erhalten  wird.    Dei  Staat 

möge    „eine   bestimmte   unveränderliche   Menge    Staatspapiergeld 

vielleicht  im  Höchst  betrage  von  i — 2  MilHarden  Mark"  (in  Deutsch- 
land) in  Umlauf  setzen,  dann  aber  „das  ganze  Währungswesen  in  Ruhe 
lassen"  (S.  236).  Der  Verkehr  werde  sich  seine  Zahlungsmittel  (Bank- 
noten und  Schecks  usw.)  schon  selbst  schaffen.  Daß  im  letzteren  Falle 
ähnliche  Folgen  wie  bei  einer  staatlichen  Vermehrung  der  Geldmittel 
eintreten  könnten,  sei  ausgeschlossen  (S.  198).  Übrigens  sei  die  Ausgabe 
von  Banknoten  auf  Grund  von  Warenwechseln  unbedenklich.  Nur  müsse 
auch  hier  eine  Grenze  gesetzt  sein  (S.  201,  205,  236). 

Den  Wert  der  Goldwährung  erblickt  L  i  e  f  m  a  n  n  ausschließ- 
lich darin,  daß  bei  freier  Prägung  und  freier  Exportmöghchkeit  des 
Goldes  der  staatlichen  Geldschöpfung  engere  Grenzen  gesetzt  seien 
(S.  153,  236/37),  wobei  jedoch  hinzugefügt  wird,  daß  dieses  Mittel  „in 
einigermaßen  kritischen  Zeiten  nicht  wirkt,  weil  dann  die  freie  Gold- 
zirkulation und  freie  Ausfuhr  eingestellt  werden  muß,  daß  es  aber  in  nor- 
malen Zeiten  unnötig  ist,  sobald  der  Staat  seine  Pflichten  und  Aufgaben 
gegenüber  dem  Geldwesen  erkennt"  (S.  154).  „Ist  das  der  Fall",  heißt 
es  weiter,  „so  ist  die  Stabilität  der  allgemeinen  Rechnungseinheit  auch 
bei  Papierwährung  ebensogut  zu  wahren,  da  der  Ausgleich  mit  dem  Aus- 
lande noch  vorteilhafter  als  durch  Gold  durch  Devisen  und  Effekten  er- 
folgt, die  heute  schon  einschließlich  einer  zweckentsprechenden  Diskont- 
politik dazu  in  größtem  Umfange  verwandt  werden".  Die  mit  dieser 
Behauptung  im  Widerspruch  stehende  Ansicht  der  Metalhsten,  daß  bei 
einer  Goldwährung  die  Kaufkraft  des  Geldes  auf  dem  Werte  des  Goldes 
beruhe  (S.  146),  und  daß  allein  durch  Anknüpfung  an  das  Gold,  dessen 
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Wert  im  internationalen  Verkehr  ziemlich  konstant  sei,  das  inländische 
Geld  vor  starken  Wertschwankungen  geschützt  werde  (S.  150),  wird  als 
unrichtig  zurückgewiesen. 

Auch  von  der  sog.  Gold  kern  Währung  (Plenge)  will  L  i  e  f  m  a  n  n 
nichts  wissen.  Einen  größeren  Goldschatz  hält  er  auch  bei  ausschließ- 
lichem Papierumlauf  nicht  für  nötig,  „Sofern  der  Staat  die 
allgemeine  Re  c  hn  u  n  gs  e  i  nh  e  i  t  in  Ruhe  läßt  und 
nicht  durch  starke  P  a  pi  er  g  e  1  d  v  e  r  m  e  h  r  u  n  g  und 
dadurch  bewirkte  künstliche  K a u f kr a f t e rz eu - 
gung  das  überlieferte  Preis-  und  Einkommens- 
system stört,  ist  ein  großer  E  d  e  Im  e  t  a  11  v  o  r  r  a  t 
völlig  überflüssig,  die  gewaltigen  Kosten  ein  er 
Golddeckung  der  Zahlungsmittel  könnten  ver- 
mieden werden.  Hier  liegen  die  Hauptaufgaben  jeder  Geldpolitik, 
nachdem  man  einmal  das  Wesen  des  Geldes  richtig  erkannt  hat"  (S.  224). 
„An  und  für"  sich  brauchte  der  Staat,  wenn  das  Vertrauen  in  die  Stabili- 
tät seiner  Rechnungseinheit  vorhanden  ist,  sein  Geld  gar  nicht  zu 
,decken',  denn  die  Rechnungseinheit,  ihre  Schätzung  kann 
er  doch  nicht  decken"  (S.  225).  Die  Meinung  von  G  r  a  - 
b  o  w  s  k  y  (und  meine  Meinung),  daß  es  eines  großen  Goldschatzes  be- 
dürfe, um  das  Vertrauen  zum  Gelde  aufrechtzuerhalten,  sei  falsch. 
In  den  meisten  Volksschichten  denke  niemand  an  Golddeckung  beim 
Papiergeld  (S.  231/32).  Es  sei  „gar  kein  Zweifel,  daß  für  den  inneren 
Verkehr  in  Deutschland  die  drei  Milliarden  Mark,  die  in  als  Geld  und 
Gelddeckung  dienendem  Edelmetall  stecken,  gespart  werden  könnten" 
(S.  225).  Was  die  Ausgleichung  der  internationalen 
Verpflichtungen  anlange,  so  sei  Gold  dafür  zwar  bequem, 
aber  sehr  unwirtschaftlich.  Diese  Ausgleichung  könne  außer  in  Devisen 
an  sich  ebensogut  in  Waren,  die  der  Gläubigerstaat  gebrauchen  könne, 
oder  auch  in  Effekten  erfolgen  (S.  225).  Für  Staaten,  die  durchaus  Gold 
haben  wollten,  könne  man  sich  immerhin  einen  kleinen  Goldvorrat  reser- 
vieren (S.  226).  Im  übrigen  könne  der  Goldvorrat  nützlicher  zur  Hebung 
des  Kurses  der  deutschen  Valuta  und  zur  Anschaffung  von  Rohstoffen 
wie  Kupfer,  Nickel,  seltene  Erden,  Baumwolle,  Wolle  u.  dergl.  verwendet 
Werden.  Das  sei  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  deutschen  Geldpolitik 
(S.  227/228).  Unter  allen  Umständen  müsse,  wie  B  e  n  d  i  x  e  n  mit 
Recht  betone,  durch  Aufhebung  der  Prägungsfreiheit  verhindert  werden, 
daß  „wie  bisher,  die  Goldzufuhr  nach  Deutschland  in  das  Belieben 
der  Goldproduktionsländer,  also  unserer  wirtschaftlichen 
Gegner  gestellt  ist,  die  uns  mit  unnützem  Gold  statt  brauchbarer  Ware 
überschwemmen  können,  ...daß  England  und  Amerika  uns  ihr  über- 
schüssiges Gold  etwa  gegen  gute  deutsche  Anleihen  zuschieben"  (S.  239). 
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Wenn  L  i  e  f  m  a  n  n  die  eigentliche  Bedeutung  und  den  Wert  der 
Goldwährung  darin  erblickt,  daß  die  Goldwährung  mit  ihren  Vorschriften 
über  die  Golddeckung  der  Banknoten  in  Anbetracht  des  beschränkten 
Vorkommens  des  Goldes  ,,die  Sicherheit  gibt,  daß  eine  Vermehrung  der 
staatlichen  Zahlungsmittel  in  beschränkten  und  für  die  Schätzung  der 
Rechnungseinheit  unschädlichen  Grenzen  bleibt",  so  beruht  das  auf  seiner 
schon  im  vorigen  Abschnitt  zurückgewiesenen  Anschauung,  daß  Stö- 
rungen der  normalen  Preisbildung  nur  daraus  entstehen,  daß  der  Staat 
dufch  starke  Notenausgabe,  eine  künstlich  geschaffene  Kaufkraft  in  den 
Verkehr  hineinziehend,  sein  und  seiner  Lieferanten  Einkommen  ver- 
mehrt und  dadurch  eine  anormale  Beeinflussung  der  Preise  herbeiführt. 
Demgegenüber  ist  hier  bereits  ausgeführt  worden,  daß  der  Staat  im  Inter- 
esse der  Allgemeinheit  lediglich  die  Verpflichtung  hat,  Uberspekulation 
und  Überproduktion  zu  verhüten,  und  daß  deshalb  gegen  eine  auf  gesetz- 
licher Basis  beruhende  Geldvermehrung  durch  Notenausgabe  nichts 
einzuwenden  ist,  wenn  in  dieser  Richtung  eine  Gefahr  nicht  besteht.  Trifft 
letzteres  nicht  zu,  dann  hat  der  Staat  nicht  nur  die  Verpflichtung,  sich 
selbst  einer  Geld  Vermehrung,  oder  sagen  wir  gleich  besser:  einer  Inanspruch- 
nahme des  Notenkredits  zu  enthalten,  sondern  auch  gegen  jede  andere 
Ausschreitung  der  Kreditgewährung  vorzugehen,  einerlei  ob  es  sich  dabei 
um  die  zentrale  Notenbank  oder  um  andere  Banken  handelt,  und  einerlei 
ob  der  Kredit  unter  Aushändigung  von  (schon  im  Verkehr  befindlichen 
oder  neu  geschaffenen)  Noten  oder  unter  Einräumung  von  Scheck-  und 
Giroguthaben  erteilt  wird. 

Daß  die  Erreichung  dieses  Zieles  in  Anbetracht  der  derzeitigen 
(relativen)  Goldknappheit  bei  der  Goldwährung  noch  mehr  gesichert 
ist  als  bei  einer  anderen  Währung,  muß  anerkannt  werden,  wenn  auch 
nicht  zu  übersehen  ist,  daß,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  richtig  hervorhebt,  die 
Goldwährung  (wie  z.  B.  in  Kriegszeiten)  gerade  dann  nicht  aufrecht  er- 
halten werden  kann,  wenn  in  der  Richtung  einer  übermäßigen  Vermehrung 
der  Geldmenge  die  größte  Gefahr  vorhanden  ist.  Indessen,  für  moderne 
Staaten  von  der  Art  Deutschlands  ist  der  Satz  aufzustellen,  daß  es  hier 
eines  solchen  Gängelbandes,  wie  es  die  Schranken  eines  knappen  Gold- 
vorrats bilden,  nicht  mehf  bedarf,  daß  hier  vielmehr  die  Gesetze 
allein  —  neben  dem  Pflichtbewußtsein  der  zu  ihrer  Ausführung  be- 
rufenen Organe  —  ausreichen,  um  diesen  Erfolg  zu  sichern.  Letzteres  ist 
ja  auch  Liefmanns  Ansicht,  der  jene  Gefahren  beseitigt  sieht,  so- 
bald der  Staat  seine  diesbezüglichen  Pfhchten  erkennt. 

Zum  Zwecke  einer  heilsamen  Einschränkung  der  Geldmenge  oder 
besser  des  Kredits  wäre  unter  diesen  Umständen  die  Einführung  bzw. 
—  in  Deutschland  —  die  Wiederherstellung  der  Gold- 
währung  nicht   notwendig.    Liefmann   hat  aber  unrecht,. 
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wenn  er  der  Goldwährung  jeden  anderen  Nutzen,  der  die  Aufwendung 
der  mit  ihr  verbundenen  enormen  Kosten  rechtfertigen  könnte,  ab- 
spricht. Wir  denken  dabei  nicht  an  die  feste  Verbindung  mit  den  Wäh- 
rungen der  übrigen  Gold  Währungsländer ,  den  festen  Wechselkurs,  der  für  den 
Außenhandel  Deutschlands  und  namentlich  auch  für  die  Aufrechterhaltung 
seines  Kredits  im  Auslande  von  so  großem  Werte  ist,  denn  ein  stabiler 
Wechselkurs  läßt  sich  (unter  übrigens  gleichen  Umständen,  d.  h.  wenn 
4ie  Ausgleichung  von  Aktiva  und  Passiva  der  Zahlungsbilanz  im  großen 
ganzen  ohne  wesentliche  Goldexporte  möglich  ist),  wie  Lief  mann 
richtig  hervorhebt,  auch  mit  einer  Goldreserve  von  einigen  hundert 
Millionen  Mk.  oder  einem  entsprechenden  Devisenvorrat  und  den  Ver- 
hältnissen angepaßter  Devisenpolitik  aufrecht  erhalten.  Noch  weniger 
kann  das  auch  von  Liefmann  (S.  150)  zurückgewiesene  Haupt- 
argument  für  die  Goldwährung  in  Betracht  kommen,  ,,daß  allein 
durch  Anknüpfung  an  das  Gold,  dessen  Wert  im  internationalen  Verkehr 
ziemlich  konstant  sei,  das  inländische  Geld  vor  starken  Wertschwan- 
kungen geschützt  sei"^).  Was  der  Goldwährung  bisher  ihren  großen 
Wert  verlieh,  war  vielmehr  das  unbedingte  Vertrauen  zu 
dem  aus  Gold  bestehenden  oder  mit  Gold  gedeck- 
ten Gelde,  ein  Vertrauen,  das  sich  einerseits  auf  die  internationale 
Geltung  des  Goldes,  andererseits  auf  die  Tatsache  der  auf  den  Münz- 
gesetzen beruhenden  notwendigen  Unveränderlichkeit  seines  Preises 
in  Landesgeld  und  den  dadurch  hervorgerufenen  Irrtum  seiner  Wert- 
konstanz stützte.  Vertrauen  ist,  wie  schon  mehrfach  hervorge- 
hoben, die  notwendige  Voraussetzung  für  das  richtige  Funktionieren 
4es  Geldes,  dessen  Fehlen  direkt  und  indirekt  zu  den  schlimmsten  Stö- 
rungen der  Preisbildung,  zu  Krediteinschränkung  und  Verteuerung 
und  zur  Kapitalflucht  über  die  Grenzen  des  Landes  führt.  Dieses  Ver- 
trauen wurde  bisher  einem  stoffwert  losen  Gelde,  dessen  Wertbasis 
niemand  erkannte,  und  die  unrichtigerweise  im  Staatskredit  gesucht 
wurde,  nicht  entgegengebracht. 

^)  Vergl.  die  Ausführungen  über  die  Wertbeständigkeit  des  Geldes  bei  einer  Gold- 
währung und  einer  Papierwährung  in  dem  Aufsatz:  „Zur  Verteidigung  der  Chartaltheorie 
des  Geldes"  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik  III.  Folge,  Bd.  51  (1916), 
S.  784  ff.  und  in  „Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege"  S.  18  ff.,  sowie  in  dem  Aufsatz:  Bei- 
träge zur  Geldtheorie:  Die  Erfordernisse  des  Geldes,  Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft 
N.  F.  II.  5.  (191 1),  S.  299  ff.  (auch  als  Broschüre  erschienen). 

Richtig  ist  nur,  daß  die  Freizügigkeit  des  Goldes  zwischen  Ländern  mit  Goldwährung 
neben  dem  internationalen  Austausch  der  Waren  auf  eine  internationale  Nivel- 
lierung  der  Preise  (und  damit  des  Geldwertes)  hinwirkt,  weil  durch  Goldzuflüsse 
und  durch  Goldabflüsse  bei  den  derzeitigen  Währungseinrichtungen  bestimmend  auf  die 
Diskontpolitik  der  Zentralbank  und  damit  auf  den  allgemeinen  Zinsfuß  für  kurzfristigen 
Kredit  eingewirkt  wird  (was  übrigens  Lief  mann  nicht  hervorhebt).  Dadurch  wird 
aber  keineswegs  immer  eine  größere    Stabilität    der  Preise  herbeigeführt. 


jgZ  Otto    Heyn, 

In  letzterer  Beziehung  ist  nun  allerdings  mit  dem  Kriege  eine  ge- 
waltige Änderung  eingetreten.  Man  hat  gesehen,  daß  auch  papieme 
Umlaufsmittel  allein  und  ohne  in  Gold  einlösbar  zu  sein,  den  Gelddienst 
versehen  können.  L  i  e  f  m  a  n  n  geht  aber  zu  weit,  wenn  er  (S. 
192)  behauptet:  Die  Erfahrung  hat  bewiesen,  „daß  ein  Geld  ohne 
jede  metallische  Deckung  bestehen  und  die  Umsätze 
vermitteln  kann."  Die  Erfahrung  hat  nur  bewiesen,  daß  ein  aus  Papier 
bestehendes  Geld,  das  nach  den  Vorschriften  des  Bankgesetzes  zu  einem 
Drittel  mit  GoLd  gedeckt  ist,  das  nötige  Vertrauen  findet,  und  daß  in 
Anbetracht  des  Vorhandenseins  eines  riesigen  zu  monetären  Zwecken 
bestimmten  Goldschatzes  von  der  Forderung  einer  besonderen  Gold- 
deckung für  die  durch  Effekten  usw.  gedeckten  Darlehnskassenscheine, 
deren  Menge  übrigens  auch  den  meisten  Leuten  ganz  unbekannt  ist, 
abgesehen  wird.  Die  Sache  liegt  keineswegs  so,  daß  das  Papier- 
geld einer  Stütze  des  Vertrauens  nicht  mehr  bedarf.  Der  große 
Goldschatz  der  Reichsbank  ist  es,  auf  dem  dieses  Ver- 
trauen beruht,  wenn  er  auch  nicht  zur  Einlösung  der  ausgegebenen 
Noten  und  noch  weniger  der  Darlehnskassenscheine  verwendet  wird. 
Wollte  man,  wie  es  nach  L  i  e  f  m  a  n  n  zulässig  sein  müßte,  diesen 
Goldschatz  von  2500  Mill.  Mk.  auf  250  oder  500  Mill.  Mk.  herab- 
mindern, so  würde  das  Vertrauen  zum  Papiergelde  zusammen- 
brechen. Der  Umstand,  daß  „das  gesamte  System  aller  Preise  .  .  . 
ein  Geschöpf  der  (Gewohnheit  ist",  und  daß  „der  Verkehr  .  .  .  doch 
möghchst  an  dem  überlieferten  Preis-  und  Einkommensystem  festzuhalten 
sucht"  (S.  193),  würde  das  nicht  hindern.  Selbst  die  Sachverständigen 
in  den  Gelehrtenkreisen  und  in  der  Bankwelt  Deutschlands  hängen 
ja  noch  fest  an  dem  alten  Goldglauben,  und  noch  viel  weniger  können 
sich  die  übrigen,  am  allerwenigsten  die  Bauern,  vorstellen,  daß  ein  stoff- 
wqrtloses  und  nicht  mindestens  zu  33^  %  mit  Gold  gedecktes  Geld 
den  Gelddienst  befriedigend  versehen  könne.  Über  Nacht  lassen  sich 
aber  derart  festgewurzelte  Meinungen  auch  durch  die  beste  „Aufklärung" 
nicht  beseitigen. 

Aber  nicht  nur  das  Inland,  auch  das  Ausland  würde  Deutschland 
das  Vertrauen  entziehen,  wenn  sein  Goldschatz  auf  250 — 500  Mill,  Mk. 
vermindert  würde.  Die  Folge  wäre,  daß  die  erteilten  Kredite  ge- 
kündigt und  neue  nicht  gewährt  würden.  Man  hätte  dann  allerdings 
in  dem  freigewordenen  Golde  außerordentliche  Mittel,  um  die  bisherigen 
Kredite  zurückzuzahlen.  Ob  aber  die  verfügbaren  ca.  2  Milliarden  Mk. 
hierzu  ausreichen  würden,  namentlich  dann,  wenn  etwa  gleichzeitig 
eine  große  Kapitalflucht  einsetzte,  ist  doch  sehr  fraglich,  und  daß 
Deutschland  ohne  großen  Goldschatz  neuen  Kredit  finden  würde, 
den  es  in  Zukunft  unbedingt  braucht,  ist  nicht  anzunehmen. 
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Nun  zeigt  sich  allerdings  L  i  e  f  m  a  n  n  geneigt,  gerade  in  der 
Deckungsfrage  eine  Konzession  zu  machen.  Er  ist  aber  der  Ansicht, 
daß  es  zu  dieser  Deckung  des  Goldes  nicht  bedürfe,  sondern  daß  dazu 
andere  Güter  ausreichen.  ,,Will  er  aber  (d.  h.  der  Staat)  sein 
Papiergeld  decken",  heißt  es  S.  225,  „weil  das  bisher  immer  üblich  war 
und  ohne  Deckung  das  Vertrauen  zur  Währung  leiden  könnte,  so  kann 
das  für  den  inneren  Verkehr  gerade  so  gut  wie  durch  Edelmetall  durch 
andere  allgemein  geschätzte,  leicht  veräußerliche  Waren  geschehen  .  .  . 
Getreide,  Kupfer,  Baumwolle,  Wolle,  Nickel,  Platin  und  dergl."  In- 
dessen, hiermit  wäre  nichts  gewonnen.  Zunächst  würden  diese  Güter 
keineswegs  den  gleichen  Dienst  leisten  können  wie  das  Gold,  denn 
es  fehlt  ihnen  gerade  dasjenige,  was  beim  Golde  so  sehr  vertrauen- 
erweckend wirkt:  die  scheinbar  absolute  Wertstabilitiät  des  Goldes, 
da  die  genannten  Waren  den  wildesten  Preisschwankungen  auf  dem 
Weltmarkte  ausgesetzt  sind.  Ferner  aber  beruht  es  auf  einem  Irrtum, 
diese  Art  der  Deckung  deshalb  für  zweckmäßiger  zu  halten,  weil  sie 
aus  Waren  besteht,  ,,die  für  die  Zwecke  der  jetzt  viel  erörterten  staat- 
lichen Vorratswirtschaft  in  Betracht  kommen";  denn  diese  Güter  könnten 
ja  doch  nicht  in  der  Vorratswirtschaft  verwendet  werden,  weil  sie  nur 
so  lange  eine  Deckung  bilden,  als  sie  wirklich  vorhanden  sind  und  un- 
verbraucht bleiben.  Endlich  wäre  eine  solche  Deckung  nicht  nur  eben- 
so teuer,  da  sie  den  gleichen  Wert  repräsentieren  soll  wie 
das  Gold,  sondern  noch  viel  teuerer,  da  die  genannten 
Artikel  nur  zu  50 — 75  %  als  Deckung  angesehen  werden  und  deshalb 
Mengen  von  dem  doppelten  oder  wenigstens  um  ein  Drittel  größeren 
Werte  angeschafft  werden  müßten.  Die  Schwierigkeiten  der  Aufbe- 
wahrung der  erforderlichen  riesigen  Mengen  und  die  Gefahren  des  Ver- 
derbs von  Getreide,  der  Feuervernichtung  der  Wolle  und  Baumwolle 
usw.   wollen  wir  dabei  noch  garnicht  einmal  in  Anrechnung  bringen. 

Nein,  weder  eine  reine  Papierwährung  mit  (kleiner)  Goldreserve 
für  den  Auslandsverkehr  (wie  ich  selbst  sie  im  Jahre  1894  empfohlen 
habe)  oder  eine  Golddevisenwährung,  bei  der  der  Devisenvorrat  ledig- 
lich dem  Bedarf  zur  Stabilisierung  der  ausländischen  Wechselkurse 
unter  normalen  Umständen  angepaßt  ist,  noch  eine  Papierwährung 
mit  Deckung  des  Papiergeldes  in  Getreide,  Kupfer,  Baumwolle,  Wolle 
usw.  kann  als  deutsche  Währung  für  die  nächste  Zukunft  in  Betracht 
kommen.  Damit  würde  die  notwendige  sichere  Basis  für  den  ganzen  Ver- 
kehr im  Inlande  und  mit  dem  Auslande  und  für  die  Aufrechterhaltung  des 
internationalen  Kredits  nicht  gegeben  sein.  Auf  der  anderen  Seite 
braucht  Deutschland  aber  auch  nicht  zu  der  früheren  Goldwährung  mit 
Goldumlauf  zurückzukehren.  Es  kann  sich  nämlich  damit  begnügen, 
den     jetzigen     Zustand     einer      Goldkernwährung 
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mit  Papierumlauf,  aber  großem  (über  zwei  Mil- 
liarden Mk.  betragenden)  Goldschatz  aufrecht- 
zuerhalten, jedoch  unter  Wiederherstellung  der  früheren  Sta- 
bilität des  Wechselkurses  mit  dem  Auslande  auf  der  Basis  der  bei  nor- 
malem Verkehr  sicher  wiederzuerreichenden  Parität. 

Würde  dieser  Vorschlag  zur  Annahme  gelangen,  so  würde  gegen 
früher  nichts  geändert  werden,  als  daß  an  die  Stelle  des  früher  aus  Gold- 
geld und  Papiergeld  etwa  zu  gleichen  Teilen  gemischten  Geldumlaufs 
ein  reiner  Papierumlauf,  aber  mit  uneinlösbarem  Papiergelde  tritt, 
während  andererseits  der  Goldschatz;  der  Reichsbank  nunmehr  2300 
Mill.  Mk.  statt  nuf  1150  oder  1350  Mill.  Mk.,  also  etwa  das  Doppelte 
beträgt.  Die  Verpflichtung  der  Reichsbank,  Gold  zu  dem  Satze  von 
1392  Mk.  für  das  Pfund  fein  gegen  ihre  Noten  einzutauschen,  würde 
(bis  auf  weiteres)  bestehen  bleiben  —  die  Gefahr,  daß  Engländer  und  Ame- 
rikaner Deutschland  dann  riesige  Mengen  Goldes  aufhängen,  ist  nicht  so 
groß,  daß  sie  nicht  in  den  Kauf  genommen  werden  könnte^).  Der  Deckungs- 
prozentsatz für  die  Noten  würde  in  Anbetracht  der  Vergrößerung  des 
vorhandenen  Goldschatzes  —  nach  der  Wiederherstellung  normaler 
Verhältnisse  —  zu  erhöhen,  oder  besser  die  Deckungspflicht  auf  die 
Giroverbindlichkeiten  auszudehnen  sein.  Außerdem  müßte  die  Kredit- 
erteilung sowohl  der  Reichsbank  als  auch  der  übrigen  Banken  einer 
grundsätzlichen  Regelung  unterzogen  werden.  Von  den  Verpfhchtungen 
der  Reichsbank  würde  diejenige:  ihre  Noten  in  Gold  einzulösen,  ge- 
strichen werden  bzw.  ebenso  wie  jetzt  aufgehoben  bleiben,  dagegen  würde 
eine  neue  Verpflichtung:  den  Kurs  der  deutschen  Wechsel  im  Auslande 
dauernd  auf  pari  zu  halten  und  dem  Inlande  ausländische  Wechsel 
zum  Parikurse  (gegen  geringe  Vergütung)  zur  Verfügung  zu  stellen, 
hinzukommen.  Endlich  wäre  das  unbequeme  kleine  Papiergeld 
zu  beseitigen  und  an  dessen  Stelle  der  Silbermünzenumlauf  wieder 
herzustellen. 

In  diesem  Falle  würden  zwar  keine  ,,3  MiUiarden  Mk."  erspart 
werden,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  bei  der  Annahme  seines  Systems  glaubt  ver- 
sprechen zu  können,   aber  doch  immerhin  700 — 1200  Mill.  Mk.  (wenn 

1)  Auch  bei  vorhandener  Prägungsfreiheit  bzw.  Ankaufspflicht  der  Reichsbank  wird 
Deutschland  ja  Gold,  so  lange  der  Verkehr  sich  unter  normalen  Bedingungen  vollzieht  undAus- 
fuhrverbote  für  Waren  gewisser  Art  oder  Contrebandebestimmungen  nicht  bestehen,  nur 
dann  zugeführt,  wenn  es  andere  Güter  (Waren  oder  Effekten)  nicht  haben  will,  —  ge- 
nauer, wenn  es  so  wenig  andere  Güter  einführt,  daß  infolge  mangelnden  Ausgleichs  mit 
der  Ausfuhr  usw.  der  Kurs  der  ausländischen  Wechsel  unter  pari  und  bis  auf  den  imteren 
Goldpunkt  herabsinkt.  Deutschland  hat  es  also  (so  lange  nicht  eine  Überproduktion  an 
Gold  eintritt)  ganz  in  der  Hand,  die  Zufuhr  von  Gold  in  Schranken  zu  halten.  Schüeßlich 
bleibt  immer  noch  die  MögUchkeit,  das  etwa  doch  in  größerer  Menge  zugeflossene  Gold 
in  andere  Länder  mit  Goldwährung  wieder  auszuführen. 
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die  Preise  nicht  wieder  auf  das  frühere  Niveau  herabgehen,  noch  ent- 
sprechend mehr!),  weil  diese  Summen  im  Falle  der  Rückkehr  zu  der 
früheren  Goldwährung  zur  Beschaffung  von  Goldgeld  für  den  Umlauf 
würden  aufgewendet  (und  zwar  an  das  Ausland  bezahlt)  werden  müssen. 
Ferner  würde  Deutschland  dufch  die  starke  Erhöhung  des  Goldschatzes 
der  Reichsbank  an  Ansehen  und  —  trotz  des  Papiergeldumlaufs  — 
an  Kredit  gewinnen  und  würde  sich  von  Gefahren  befreien,  die  die 
frühere  Goldwährung  bei  der  vorhandenen  Knappheit  an  Gold  in  An- 
betracht der  nur  prozentual  gedeckten,  aber  doch  ganz  in  Gold  einlös- 
baren Banknoten  und  sonstigen  Verbindlichkeiten  stets  mit  sich  brachte. 
Endlich  würde  die  deutsche  Kriegsbereitschaft  eine  bessere  sein^). 

Also  keine  Papierwährung,  wie  L  i  e  f  m  a  n  n  will, 
aber  auch  keine  Rückkehr  zu  der  früheren  Gold- 
währung, sondern  Beibehaltung  der  jetzigen  Gold- 
kernwährung. 

^)  Näheres  darüber  in  der  Schrift:  „Unser  Geldwesen  nach  dem  Kriege",  Heft  28 
der  Finanzwirtschaftlichen  Zeitfragen  1916. 
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Rußlands  Drang  zu  den  Meeren. 

Ein    historischer    Rückblick. 

Von 

Prof.  Dr.  A.  Brückner,  Berlin. 


Worin  bestand  Peter  des  Großen  eigentUchste  Großtat  ?  Nicht  in  der 
sog.  Europäisierung  Rußlands:  diese  war  schon  vor  ihm  angebahnt,  und  er 
hat  nur  ihr  Tempo  rücksichtslos  beschleunigt  und  ihre  Richtung  geändert, 
indem  er  sich  über  Kiew  und  Polen  hinwegsetzte  und  die  direkte  Ver- 
bindung mit  dem  Westen  vorzog.  Sie  lag  auch  nicht  in  dem  Gewinr^ 
der  Meeresküste:  diese  war  schon  zwei  Jahrhunderte  vor  ihm  russischer 
Besitz,  mußte  freilich  aufgegeben  werden,  bildete  aber  stetes,  ausge- 
sprochenes Ziel  russischer  Politik  seit  jeher.  Das  Neue,  was  Peter  wagte 
und,  wenn  auch  nicht  vollständig,  durchführte,  war,  daß  er  seinen  kon- 
tinentalen Staat  zu  einer  Seemacht  und  die  Ostsee  zu  einem  russischen 
mare  clausum  zu  machen  hoffte;  daß  er  1712  seine  Residenz  aus  Moskau 
unmittelbar  ans  Meer  verlegte,  an  die  äußerste  Peripherie  des  Reiches 
und  in  die  nächste  Nachbarschaft  seines  Feindes,  unbekümmert  um 
Folgen  und  Schwierigkeiten  des  waghalsigen  Schrittes.  Darin  bestand 
das  Neue,  nie  vor  Peter  Geahnte,  die  zwangsweise  Schaffung  einer 
Kriegsflotte  und  die  Erziehung  seiner  Landratten  zu  tüchtigen  See- 
soldaten, nicht  nur  zu  Seeleuten,  und  damit  die  Ausdehnung  russischen 
Eroberungsdranges  auch  auf  das  Meer, 

Unter  allen  Völkern  der  Welt  sind  die  Slaven  die  meerfremdesten. 
Nicht  aus  Wasserscheu  —  ist  doch  z.  B.  die  Binnenschiffahrt  Rußlands 
die  größte  der  Welt,  trotz  aller  Vernachlässigungen  und  Rückstände  im 
russischen  Kanalbau,  dessen  erstes  Entstehen  und  imposanteste  Förde- 
rung zugleich  Rußland  wieder  Peter  dem  Großen  verdankt.  In  dem  letzten 
halben  Jahrhundert  sind  für  Eisenbahnbauten  6  IMilliarden,  für  Kanal- 
bauten kaum  80  Mill.  Rubel  aufgewendet,  trotzdem  verkehren  auf  rus- 
sischen Wasserwegen  3000  Dampfer  und  25  000  Segelschiffe,  und  sie  fassen 
800  Mill.  Pud,  d.  i.  mehr  als  die  ganze  englische  Flotte  (nach  I.  Ozeroff, 
Problemes  economiques  et  financiers  de  la  Russie  moderne,  1916,  S.  15)^); 
Hettner   nennt   für  1906:  3700  Dampfer  und  23000  andere  Schiffe  mit 
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13  Mill.  Tonnagegehalt  gegen  6  Mill.  in  Deutschland.  Die  Meerfremdheit 
der  Slaven  war  somit  nur  begründet  durch  ihre  ausschließlich  kontinen- 
talen Sitze  —  befand  sich  doch  der  Unterlauf  aller  ihrer  großen  Flusse, 
Dniepr,  Düna,  Niemen  und  Weichsel,  in  fremdem  Machtgebiet.  Stießen 
sie  daher  irgendwo  schließlich  zur  Küste,  z.  B.  im  Adriatischen,  Ägäischen 
oder  Baltischen  Meer,  so  brachten  sie  es  nicht  weit  über  gefürchtete 
Seeräuberei,  die  Küsten  und  Inseln  brandschatzte  und  die  Slaven  zu 
einer  Seeplage  machte. 

Die  Ostslaven  waren  nun  von  jeder  See  fern,  denn  auch  ihre  am 
weitesten  vorgeschobenen  Punkte,  Pskow  und  Nowgorod,  die  beiden 
späteren  großen  Handelsrepubliken,  lagen  vom  finnischen  Meerbusen  sehr 
zurück ;  Pskow  war  mit  ihm  wenigstens  durch  die  Narowa  unmittelbar  ver- 
bunden, während  Nowgorod  erst  durch  den  Wolchow  mit  dem  Ladogasee 
und  dann  durch  die  Newa  zum  Meere  reichte;  im  Süden  lag  Kiew  noch 
unendlich  weiter  vom  Meere  ab.  Kein  Wunder  daher,  daß  nicht  diese 
Slaven,  sondern  die  Nordleute  den  regen  Hajidel  im  Osten  schaffen 
konnten.  Sie  kamen  auf  ihren  ,, Einbäumen"  aus  dem  ,,Warägischen 
Meere"  (der  Ostsee)  in  die  Newa  oder  in  die  Düna,  schleppten  die  Kähne 
über  die  niedrigen  Wasserscheiden  in  den  Dniepr,  überwanden  die  Ge- 
fahren seiner  Schnellen,  die  einst  bei  dem  höheren  Wasserstand  geringer 
waren  als  heute,  und  kamen  ins  Schwaize  Meer  oder  durch  die  Wolga  ins 
Kaspische.  Auf  dem  Kaspischen  waren  sie  nur  Gäste,  aber  das  Schwarze 
Meer  beherrschten  sie  so  vollständig,  daß  es  im  10.  und  11.  Jahrhunderte 
einfach  russisches  Meer  hieß.  Byzanz  schloß  mit  ihnen  Handelstraktate 
und  fürchtete  Überfälle  nicht  ohne  Grund.  Von  diesen  russischen  d.  i. 
normannischen  Kaufleuten,  Räubern  und  Kriegern  zugleich,  berichten 
Araber  und  Perser  Außerordentliches ;  sie  setzten  sich  auch  auf  der  Krim, 
namentlich  auf  der  gegenüberliegenden  Küste  fest,  und  ein  ,, russisches" 
Fürstentum  bestand  hier  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts. 
Trotzdem  kam  es  zu  keiner  Entwicklung  irgendeiner  Seemacht;  es  ver- 
blieb bei  den  primitiven  Fahrzeugen,  die  die  Slaven  bauten  und  an  die 
,, Russen"  verkauften,  denn  die  Steppe  mit  den  in  ihr  hausenden,  einander 
ablösenden  Nomaden,  Petschenegen  und  Polowzen,  machte  die  unmittel- 
bare Berührung  des  „russischen"  Kiewer  Reiches  mit  der  See  unmöglich. 
Im  II.  Jahrhundert  geht  eine  russische  Schiffahrt  wegen  dieser  immer 
mächtiger  drückenden  Nomaden  ganz  ein,  ihre  Stelle  nehmen  später 
Italiener,  namentlich  Genuesen  ein;  der  Einbruch  der  Tataren  sperrt 
Rußland  für  Jahrhunderte  von  dem  warmen  Meere  hermetisch  ab ;  tür- 
kische Herrschaft  bereitet  schließHch  auch  dem  genuesischen  Seehandel 
ein  Ende  und  das  Schwarze  Meer  wird  zu  einer  türkischen  Binnensee. 

Dafür  eröffneten  sich  Aussichten  im  Norden.    Die  Hansa  fand  und 
nutzte  den  Weg  nach  Nowgorod  aus,  gegen  welches  Pskow  zurücktrat; 
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die  „Neuenbürg"  wurde  zu  einem  Hauptstapelplatz  für  den  ganzen 
deutschen  Transitohandel  im  Osten,  spielte  im  13. — 15.  Jahrhundert 
für  Rußland  die  Rolle,  die  seit  dem  16.  Danzig  für  Polen  übernahm. 
Aber  beides  sind  nur  Handelsstädte,  d.  h.  sie  treiben  ausschließlich 
Handel  und  denken  keinen  Augenblick  an  irgendeine  Beherrschung  der 
See  selbst;  hat  doch  Danzig  im  Gegenteil  alle  Versuche  der  polnischen 
Könige,  den  Grund  zu  einer  Seemacht  zu  legen,  im  Keime  erstickt.  Now- 
gorods überschüssige  Energie  wandte  sich,  wie  alle  russisch-slavische 
zu  allen  Zeiten,  ausschließlich  landeinwärts  und  schuf  ein  großes  koloni- 
ales Binnenreich,  das  sich  fast  ans  nördliche  Eismeer  und  bis  an  den  Ural 
erstreckte;  nur  auf  dem  Meere  trat  Nowgorod  nicht  gebieterisch  auf; 
den  Besitz  des  Ingermanlandes,  das  heutige  Gouvernement  Peters- 
burg, nutzte  es  gar  nicht  aus.  Seine  ausschließliche  Landmacht  streckte 
daher  auch  ruhmlos  die  Waffen  vor  der  erstarkten  des  Moskauer  Reiches. 

Dessen  ununterbrochener  Ausdehnungsdfang  war  jedoch  auf  keinen 
Fall  von  einem  Zwange,  das  Meer  zu  erreichen,  geweckt  worden.  Dem 
Moskauer  Herrscher  schwebte  im  Gegenteil  nur  das  Ziel  vor,  Sammler 
des  russischen  Bodens  zu  werden,  alles  alte  Ruriksche  Erbgut,  das  an 
Litauen  und  Polen  verloren  war,  statt  um  Kiew  von  einst,  um  das  Moskau 
von  jetzt  zu  vereinigen,  und  da  durfte  vor  Nowgorod  und  Pskow,  die  man 
der  Hinneigung  zu  Litauen  verdächtigte,  nicht  Halt  gemacht  werden. 
Der  Großfürst  (Iwaji  III.)  ruinierte  nun,  nach  Moskaus  einziger  sicherer 
Politik  Nowgorod,  führte  die  wohlhabenden  Klassen  weg,  brachte  Moskauer 
Gesindel  herein,  beschlagnahmte  den  deutschen  Handel  und  hob  die 
Privilegien  der  Hansa  auf.  Nowgorod  wurde  für  immer  aus  der  Zahl 
blühender  Emporien  gestrichen ;  später  traf  Pskow  ein  gleiches  Schicksal, 
beide  haben  sich  nie  wieder  erholt;  den  russischen  und  den  deutschen 
Ostseehandel  traf  damit  ein  schwerer  Schlag.  Wohl  besetzte  der  Groß- 
fürst Ingermanland,  errichtete  Narwa  gegenüber  sein  Iwangorod,  ließ 
deutsche  Kaufleute  wieder  hereinkommen,  nur  ließ  sich  Nowgorods 
Rolle  und  Bedeutung  auch  durch  Narwa  nicht  ersetzen,  zumal  die  liv- 
ländischen  Städte,  Reval  und  Riga  voran,  den  Hansahandel  ganz  auf 
sich  ablenkten  und  gegen  den  Narwaweg  mit  Erfolg  protestierten. 

Nun  wuchs  gerade  im  16.  Jahrhundert  die  Bedeutung  des  Baltischen 
Meeres  ganz  außerordentlich ;  ehe  der  ozeanische  Handel  sich  entwickelte, 
hat  der  baltische  ganz  die  Rolle  des  einstigen  mittelländischen  über- 
nommen, und  hier  wurde  der  frühere  allmächtige  und  ausschließliche 
hanseatische  durch  den  holländischen  verdrängt,  sowie  der  Sund  den  Hol- 
ländern geöffnet  worden  war.  Bis  in  das  17.  Jahrhundert  hinein  über- 
traf der  baltische  Handel  der  Holländer  unendlich  ihren  ozeanischen; 
1595  z.  B.  segelten  aus  dem  Amsterdamer  Hafen  nur  85  Schiffe  außerhalb 
Europa,  aber  640  nach  den  baltischen  Küsten;  83  %  des  gesamten  Im- 
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portes  betrug  der  baltische  (vgl.  A.  Szelagowski,  Der  Kampf  um  die  Ost- 
see —  polnisch  —  1904,  S.  20  ff.).  Und  dieser  merkantilen  Bedeutung 
entsprach  die  politische,  um  deren  Behauptung  jetzt,  nachdem  die  Hansa 
endgültig  ausgeschieden  war,  Dänemark  (als  Herr  über  den  Sund)  und  die 
Küstenländer  Polen,  Rußland,  Schweden  zu  ringen  begannen ;  Rußland 
freilich  vorläufig  nicht  aus  Machtfragen. 

Sein  vitales  Interesse  verlangte  nur  einen  Zugang  zum  offenen  Meere, 
zur  ungehinderten  Einfuhr  von  westlichen  Industrieprodukten,  in  erster 
Reihe  von  Waffen,  und  von  Menschen,  Ärzten,  Handwerkern  usw.,  wie  z. 
B.  Schütte  eine  solche  Karawane  von  120  Personen  zusammenstellte,  die 
man  freilich  in  Lübeck  nicht  durchließ.  Die  Gefahr,  die  darin  lag,  wenn 
sich  Rußland  die  westlichen  Mittel  zu  seiner  Kriegführung  aneignete, 
ist  natürlich  sofort  von  Livland,  von  Polen,  ja  sogar  von  Alba  erkannt, 
die  gegen  eine  solche  industrielle  und  geistige  Verproviantierung  Moskaus 
nachdrücklichst  protestierten  und  auf  die  Gefahren  aufmerksam  machten, 
die  daraus  für  Europa  entsprießen  würden.  Aber  dasselbe  hatte  Moskau 
erkannt  und  drängte  jetzt  mit  aller  Gewalt  zum  Meere,  um  das  nächste 
Hindernis,  das  livländische,  über  den  Haufen  zu  rennen.  Mit  deutschen 
Waffen  aus  Hamburg  und  Bremen  eroberte  Iwan  eine  baltische  Stadt 
nach  der  andern,  vorerst  Dorpat  („seiner  Väter  Erbe"),  und  über  zwanzig 
Jahre  lang  blieb  Narwa  sein  Eigentum  und  damit  der  Mittelpunkt  des 
russischen  Handels.  Freilich,  unter  polnischen  und  schwedischen  Schlägen 
mußte  er  1581  Narwa  wieder  räumen  und  verlor  so  den  bequemen  Zugang 
zur  See. 

Einen  dürftigen  Ersatz  dafür  bot  ein  Zufall.  Die  englische  Merchant 
Adventures  Company  suchte  als  Gegenstück  zu  dem  südlichen,  umständ- 
lichen, einen  kürzeren,  nördlichen  Seeweg  nach  Asien  und  fand  zwar  nicht 
China,  dafür  aber  Moskau  in  der  Expedition  des  Chancellor,  die  ins 
Weiße  Meer  ging  und  bei  dem  unlängst  angelegten  Erzengelkloster 
1553  landete.  So  wurde  der  Grund  gelegt  zu  der  1589  errichteten  Handels- 
faktorei Archangelsk,  zu  der  Muskovy  Company  und  zu  der  regelmäßigen, 
freilich  durch  die  weite  Entfernung  und  Ungunst  der  Eisverhältnisse 
außerordentlich  erschwerten  und  verlängerten  direkten  Handelsver- 
bindung Moskaus  mit  England,  dann  auch  mit  Holland.  Aber  dieser  weite 
Weg  um  das  gefährliche  Nordkap  herum  blieb  durch  acht  Monate  im 
Jahre  verschlossen.  Dafür  erreichte  unter  Iwan  IV.  Rußland  das  Kaspi- 
sche  Meer:  in  rascher  Aufeinanderfolge  waren  die  innerlich  völlig  zer- 
rütteten tatarischen  Zartümer  Kasan  und  Astrachan  erobert,  die  Wolga 
ein  russischer  Fluß  bis  zu  ihrer  Mündung  geworden;  freilich  war  damit 
nur  der  Zugang  zu  einer  asiatischen  Binnensee  gewonnen,  aber  Rußlands 
geographische  Lage  schließt  es  ja  noch  heute  von  jedem  Ozean  ab,  seine 
Küsten  stoßen  nur  an  Binnenmeere,  deren  Zu-  und  Ausgänge  andere  be- 
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sitzen.  Sogar  im  fernsten  Osten  lagern  sich  die  japanischen  Inseln  als 
Barrieren  gegen  den  Ozean  vor.  Seine  Absperrung  ertrug  der  kontinen- 
tale Staat  mit  seinen  geringen  Bedürfnissen  und  der  ärmlichen  Natural- 
wirtschaft, die  von  der  Hand  zum  Munde  lebte,  geduldig;  er  war  immer 
noch  nur  ,, Moskau",  nicht  Rußland,  sperrte  sich  selbst  vor  Fremden  ab 
und  ließ  namentlich  die  eigenen  Landeskinder  bei  Todesstrafe  nicht  heraus. 
Sogar  seine  Flußschiffahrt,  die  ja  sowieso  den  Mangel  des  Schiffsverkehrs 
nie  hätte  ersetzen  können,  entwickelte  sich  äußerst  kümmerlich,  auf  der 
unteren  Wolga  störten  sie  eigene  und  fremde  Piraten ;  die  knappe  Zu-  und 
Ausfuhr  über  Archangelsk  schien  völlig  zu  genügen. 

Und  so  blieb  es  noch  ein  volles  Jahrhundert,  ja,  die  Situation  ließ 
sich  erst  noch  viel  ungünstiger  an.  Denn  jetzt  schlössen  die  Schweden 
Gustav  Adolf  und  Karl  IX.  die  Russen  vom  Baltikum  viel  vollständiger 
ab,  als  dies  im  i6.  Jahrhundert  der  Fall  gewesen  war.  Gustav  Adolf 
triumphierte,  daß  ihm  dies  gelungen  war  (1617),  daß  er  die  Schlüssel  zu 
Finnland  und  Livland  den  Russen  abgenommen  hätte;  lernten  diese  den 
Vorzug  der  See,  der  Flüsse  und  Küsten,  so  könnten  sie  Finnland  überall 
angreifen,  die  Ostsee  mit  ihren  Schiffen  füllen,  Schweden  täglich  be- 
drohen; jetzt  kann  dieser  gefährliche  Feind  nicht  mit  einem  Boot  in  die 
Ostsee  kommen,  Seen,  Moräste,  Festungen  trennen  ihn,  und  es  wird  ihm 
von  nun  an  schwer  werden,  über  diesen  Bach  zu  springen.  Nur  war  diese 
Rechnung  ohne  den  Wirt  gemacht,  denn  niemals  denkt  Rußland  an  Auf- 
geben seiner  Pläne  und  es  benutzte  sofort  unter  Alexei  Michailowitsch 
die  erste  Gelegenheit,  Livland  wieder  anzugreifen.  Aber  die  gleichzeitigen 
Kämpfe  mit  Polen  zwangen  den  Zaren,  seine  livländische  Beute  wieder 
fahren  zu  lassen ;  1661  wurde  er  nochmals  dauernd  von  der  Ostsee  ausge- 
schlossen und  Versuche,  in  Kurland  einen  ,, Flottenstützpunkt"  auf  güt- 
lichem Wege  sich  zu  verschaffen,  mißlangen  ebenfalls. 

Erst  seinem  Sohne  gelang  dieser  Plan  in  einem  Umfange,  der  Alexeis 
kühnste  Erwartungen  weit  übertreffen  sollte.  Holländische  Schiffsbauer 
waren  mehrfach  von  der  russischen  Regierung  zu  Schiffsbauten  für  die 
Wolga  und  das  Weiße  Meer  aufgeboten.  Ein  holländisches  Boot  fand  der 
junge  Peter  in  einem  Speicher  in  Ismailowo  und  ließ  es  durch  einen  solchen 
Schiffsbauer  (Karsten  Brant)  in  Stand  setzen,  fuhr  auf  Flüssen  und 
Teichen  umher,  gewann  die  Spielerei  lieb.  Folgenreicher  war  der  Besuch 
von  Archangelsk,  wo  Peter  das  offene  Meer  sah  und  Schiffe  der  fremden 
Kaufleute  kennen  lernte,  wo  ihn  ein  Schiffer  aus  Zaardam  in  die  nau- 
tischen Geheimnisse  einweihte.  War  bisher  im  Norden  Archangelsk 
der  einzige  russische,  von  Fremden  erschlossene  Hafen  gewesen,  so  sollte 
jetzt  endlich  im  Westen  das  Meer  gewonnen,  Rußland  aus  seiner  Iso- 
liertheit befreit  und  dem  europäischen  Verkehr  erschlossen  und  ange- 
gliedert werden. 
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Karl  XII.  hatte  nicht  das  Verständnis  für  die  eigentliche  Gefahr 
für  Schweden,  das  Gustav  Adolf  bewiesen  hatte,  und  die  Folge  war  die 
Einbuße  der  Stellung  in  der  Ostsee,  das  Herübergleiten  der  Seeherrschaft 
zu  Rußland.  Wohl  merkte  auch  jetzt  Europa  die  ihm  nun  drohende 
Gefahr,  wie  einst  im  i6.  Jahrhundert,  nur  war  mit  Protesten  und  Prophe- 
zeiungen allein  nicht  viel  gegen  Peters  Erfolge  auszurichten ;  die  Angriffe 
auf  die  pommersche  Küste,  die  Überfälle  Schwedens  von  der  Seeseite 
her  ließen  die  Möglichkeit  auftauchen,  daß  die  Ostsee  russisch  und  damit 
Preußen  in  dauernde  Gefahr  gebracht  würde.  Und  Peter  war  sich  der 
Bedeutung  seiner  Erfolge  trefflich  bewußt,  bezeichnete  er  doch  die  See- 
häfen als  die  Arterien,  durch  die  das  Herz  des  Staates  kräftig  schlüge. 
Unterhalb  der  schwedischen  Festung  Nyenschanz  legte  er  seine  Peter- 
Paulfestung  an,  um  die  bald  sein  ,, Paradies",  sein  Petersburg,  entstand, 
und  von  hier  war  er  nicht  mehr  zu  vertreiben.  Während  man  in  Europa 
von  der  Notwendigkeit  der  Erhaltung  des  Gleichgewichtes  in  der  Ostsee 
sprach,  die  Einmischung  Rußlands  in  europäische  Angelegenheiten 
fürchtete,  erwarb  dieses  im  Nystädter  Frieden  alles,  was  es  dazu  brauchte : 
Livland,  Estland,  Ingermanland,  einen  Teil  Finnlands;  schwedische 
Versuche,  den  alten  Zustand  wieder  herzustellen,  endigten  1809  mit 
dem  Verluste  von  ganz  Finnland.  Damit  schien  Rußland  seine  endgültige 
Grenze  erreicht  zu  haben,  aber  auf  die  Dauer  konnte  auch  diese  ihm 
nicht  genügen.  Das  Weiße  Meer  und  die  Murmanküste  sind  über  ein  halbes 
Jahr  lang  durch  Eis  geschlossen,  der  Eingang  in  die  Ostsee  ist  jederzeit 
zu  verschließen;  daher  richtet  sich  Rußlands  Streben  nach  zwei  Seiten 
hin:  einen  ozeanischen,  eisfreien  Hafen  zu  gewinnen  und  sich  außerdem 
die  volle  Herrschaft  über  die  Ostsee  zu  sichern.  Für  den  Ozean  kommt 
die  norwegische  Küste  in  Betracht,  die  wegen  der  Nähe  des  Golf  Stromes 
eisfreie  Häfen  bietet ;  für  die  künftige  Alleinherrschaft  in  der  Ostsee  hat 
Rußland  bereits  den  bottnischen  Meerbusen  zu  einem  russischen  Binnensee 
durch  die  vertragswidrige  Befestigung  der  Alandsinseln  umgewandelt; 
es  kann  bereits  mit  weittragenden  Geschützen  die  schwedische  Küste 
bestreichen  und  vor  Stockholm  seine  Flotte  von  ihrem  jetzigen  Stütz- 
punkt aus  in  wenigen  (6)  Stunden  erscheinen  lassen;  die  Schweden 
müssen  sich  mit  einem  papiernen  Protest  und  der  Ausflucht  begnügen, 
daß  diese  Befestigung  nur  eine  zeitweilige  zur  Abwehr  deutscher  Flotten- 
angriffe wäre  und  nach  dem  Kriege  der  status  quo  hergestellt  würde. 
So  scheiden  Schweden  und  Dänemark  als  Rivalen  ganz  aus,  und  es  ver- 
bleibt nur  Deutschland,  das  um  die  ganze  preußische  Küste  von  Memel 
bis  Putzig  gebracht  werden  soll;  Ostpreußen  ist  als  (vierte)  baltische 
Provinz  gedacht,  und  Danzig  wird  auch  den  Polen  nicht  herausgegeben 
werden:  alles  Richtlinien  zukünftiger  Politik. 

Durch  den  geglückten  Vorstoß  nach  dem  Westen  ist  allerdings  die 
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Bedeutung  des  abgelegenen  Weißen  Meeres  und  seiner  7 — 8  Monate 
durch  das  Eis  gesperrten  Häfen,  die  zudem  mit  dem  Hinterlande  nur 
durch  einen  Eisenbahnstrang,  jetzt  auch  durch  die  Murmanbahn,  ver- 
bunden sind,  erheblich  gesunken,  nur  der  Besitz  eines  ozeanischen  Hafens 
könnte  den  Verkehr  nach  dem  Norden  stärker  heben.  Aber  auch  die  Be- 
deutung der  Ostsee  sinkt  rascher,  seitdem  das  Schwergewicht  der  wirt- 
schaftlichen Entwicklung  des  Reiches  sich  nach  dem  Süden  zu  verschieben 
begonnen  hat,  und  bald  wird  die  Bedeutung  der  Ostsee  ganz  von  der  des 
Schwarzen  Meeres  überflügelt  werden,  geht  doch  schon  jetzt  der  Haupt- 
teil des  Exportes  über  die  Häfen  des  Südens.  Das  junge  Odessa  hat  das 
alte  Riga,  dem  allerdings  auch  Petersburg  starken  Abbruch  gebracht  hat, 
vollständig  übe,rflügelt. 

Das  Schwarze  Meer  nun  war  fast  bis  in  das  19.  Jahrhundert  hinein 
türkisches  Binnenmeer,  auf  dem  sich  keine  fremde  Flagge  zeigen  durfte, 
auf  dem  Fremde  nur  auf  türkischen  Schiffen  Handel  trieben;  Rußland 
war  von  diesem  Meere  unendlich  weiter  entfernt  als  von  der  Ostsee, 
denn  die  ganze  Steppe  und  damit  der  ganze  Unterlauf  seines  Don  (und 
später  Dniepr)  waren  tatarischer  Besitz  unter  türkischer  Oberhoheit. 
Aber  mit  einer  bewundernswerten  Ausdauer  und  Konsequenz  verlegte 
Rußland  seine  militärisch  gesicherte  Frontlinie  von  Jahrzehnt  zu  Jahr- 
zehnt tiefer  in  die  Steppe  und  konnte  infolgedessen  schon  im  17.  Jahr- 
hundert zweimal  den  Versuch  machen,  Asov  und  damit  den  Zugang  zu 
dem  seichten  Asovschen  Meere  zu  erobern,  doch  hatte  auch  hier  die 
bloße  Sicherung  der  Südgrenze  gegen  Tatarenüberfälle,  nicht  etwa  irgend- 
ein Drang,  zur  See  selbst  zu  gelangen,  dieses  Vorgehen  beeinflußt.  Eine 
Änderung  trat  auch  auf  diesem  Schauplatz  erst  durch  Peter  den  Großen 
ein,  dem  nicht  die  Eroberung  der  Krim  und  die  Unterdrückung  des  tata- 
rischen Brandes,  wie  seinen  Vorgängern,  sondern  gerade  der  Durchlaß  auf 
die  offene  See  als  Ziel  vorschwebte.  Aber  hier  scheiterten  vorläufig  seine 
weitreichenden  Pläne,  und  es  half  nichts,  daß  zum  größten  Erstaunen 
aller  Türken  der  russische  Gesandte  1699  auf  einem  russischen  Kriegs- 
schiff vor  Konstantinopel  erschien;  die  Türken  bheben  unbeugsam,  und 
Rußland  mußte  auf  seine  Schiffahrt  verzichten  und  konnte  auch  später 
noch  nichts  daran  ändern.  Die  Bindung  durch  den  nordischen  Krieg 
hinderte  Peter,  hier  seine  volle  Macht  zu  entfalten;  ein  unglücklicher 
Feldzug  kostete  ihn  sogar  sein  Asov,  und  noch  im  Belgrader  Frieden  1739 
blieb  es  beim  alten :  Rußland  durfte  auf  dem  Schwarzen  Meere  keine  Flotte 
halten.  Aber  was  Peter  für  die  Ostsee,  erreichte  seine  bis  heute  einzige 
große  Nachfolgerin  für  das  Schwarze  Meer:  das  Niederringen  der  Türkei 
und  damit  den  Besitz  der  Krim  und  des  gesamten  Nordufers  des  Euxin, 
ja  noch  mehr,  in  schon  greifbare  Nähe  schien  die  Eroberung  Konstanti- 
nopels und  damit  der  Meerengen  gerückt.   Wohl  erkannte  die  Türkei  die 
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drohende  Gefahr,  verghchsich  mit  einem  Hause  mit  ausgehobener  Tür,  wo- 
rin der  Dieb  jederzeit  eintreten  könne,  aber  sie  vermochte  nicht  mehr  das 
Kriegsglück  an  sich  zu  fesseln.  Und  Katharina  sicherte  ihre  Eroberungen ; 
der  Bau  von  Festungen  und  Kriegshäfen,  Cherson,  Sebastopol  usw.,  sowie 
einer  immer  stärkeren  Kriegsflotte  auf  dem  Dniepr  atmete  fast  die  Energie 
und  Zielsicherheit  eines  Peter  des  Großen  und,  wie  unterhalb  des  schwe- 
dischen Nyenschanz  Petersburg  gegründet  war,  ebenso  erstand  Odessa  an 
Stelle  des  türkischen  Hadschibei,  eine  künstliche  Schöpfung  wie  jenes,  aber 
von  ungleich  vorteilhafterer  Lage  und  in  seinem  Wachstum  an  ameri- 
kanische Verhältnisse  erinnernd.  Nicht  im  Westen,  hier  im  Süden  hat 
Rußland  einen  außerordentlichen  Kulturfortschritt  erzielt;  zum  ersten 
Male  in  der  Weltgeschichte  ist  die  Steppe  reiches  Kulturland  geworden ; 
wo  einst  nur  Tataren  hausten,  erstanden  blühende  Ansiedelungen,  und 
die  Küste  ist  seit  den  Teigen  von  Olbia  und  Kaffa  wieder  dem  europä- 
ischen Verkehr  angeschlossen.  Ganz  ungemessen  stiegen  Wert  und  Er- 
trag des  Bodens,  und  eine  neue  Kornkammer  Europas  war  erschlossen, 
die  freilich  auf  die  Dauer  die  amerikanische  Konkurrenz  nicht  zu  be- 
meistern  vermag,  die  aber  für  die  Verproviantierojig  von  Rußland  selbst 
ausschlaggebend  bleibt.  Allerdings  hat  im  19.  Jahrhundert  eine  wesent- 
liche Vermehrung  des  russischen  Besitzes,  wenn  wir  von  Bessajabien  ab- 
sehen, nicht  mehr  stattgefunden,  dagegen  machte  der  Abbröckelungs- 
prozeß  der  Türkei  während  des  ganzen  Jahrhunderts,  zumal  in  dessen 
zweiter  Hälfte,  starke  Fortschritte  und  erreichte  seinen  Höhepunkt  1912 
und  1913.  Aber  die  Meerengen  verblieben  trotzdem  im  türkischen  Be- 
sitz, und  damit  blieb  eine  entscheidende  Einschränkung  jeglicher  Be- 
wegungsfreiheit für  Rußland  bestehen.  Zwar  durfte  Rußland  eine  Kriegs- 
flotte auf  dem  Meere  unterhalten,  nur  durfte  diese  nicht  die  Dardanellen 
passieren  und  konnte  daher  in  dem  japanischen  Kriege  gar  nicht  ein- 
greifen; jede  Sperrung  der  Dardanellen,  so  auch  die  während  des  tür- 
kisch-italienischen Krieges,  bedeutete  eine  Katastrophe  für  den  russischen 
Export.  Diese  Gefährdung  seiner  wirtschaftlichen  Interessen,  abgesehen 
von  dem  politischen  Prestige  auf  dem  Balkan  und  von  der  Bedeutung 
der  ,, Kaiserstadt"  und  ihrer  Heiligtümer  für  die  orthodoxe  Welt,  mußte 
Rußlands  unbeugsamen  Entschluß  wecken  und  stärken,  endhch  die 
Schlüssel  zu  seinem  Hause  in  seine  Hände  zu  bekommen ;  daß  dadurch  die 
Balkanstaaten  zu  russischen  Generalgouvernements  herabgedrückt 
würden,  aber  namentlich  Rumänien  und  Bulgarien  auf  jede  eigene  Ent- 
wicklung verzichten  müßten,  daß  diese  neue  Eroberung  nur  zu  weiteren 
Eroberungen  als  Sicherstellungen  des  eben  Errungenen  führen  würde, 
konnte  dem  russischen  Drang  nach  Ausbreitung  nur  willkommen  er- 
scheinen. Was  mit  der  Annahme  des  byzantinischen  Reichs  Wappens 
und  der  Proklamierung  des  dritten  Rom  symbolisch  vorweggenommen 
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war,  sollte  1914  endlich  realisiert  werden,  und  die  Verbündeten  garan- 
tierten ihrem  Partner  den  künftigen  Gewinn.  Mochte  auch  vorher  die 
offizielle  Welt  aus  Opportunitätsgründen  ihre  weitgehenden  Ziele  ver- 
leugnen, mochte  sie  zur  Täuschung  der  abendländischen  Diplomatie 
in  Mürzsteg  oder  sonstwo  alle  möglichen  Einschränkungen  sich  aufer- 
legen, solange  sie  gerade  anderen  Zielen  nachstrebte,  mochte  sie  den 
Balkanstaaten  Mäßigung  ihrer  Ansprüche  predigen,  so  verlor  sie  doch  ihr 
eigentliches  Objekt  nie  aus  den  Augen.  Endlich  holte  sie  1914  zum  ent- 
scheidenden Schlage  aus,  zwar  zuerst  nicht  unmittelbar  gegen  die  Türkei 
—  mußten  doch  erst  die  Hindernisse  auf  dem  Wege  nach  Konstanti- 
nopel, der  ja  über  Wien  und  Berlin  führt,  geräumt  werden;  doch  wartete 
diesmal  die  Türkei  nicht  den  Verlauf  des  Krieges  ab,  sondern  stellte  sich 
und  nach  ihm  Bulgarien  (Griechenland  konnte  dies  nicht  mehr)  auf  die 
Seite  der  Zentralmächte,  wohl  wissend,  daß  ein  Sieg  Rußlands  mit  der 
Vertreibung  aus  Europa  gleichbedeutend  wäre,  während  Bulgarien  und 
Griechenland  zu  russischen  Dependenzen  herabsinken  würden. 

Der  Lauf  seiner  Flüsse,  zumal  wenn  ein  Kanal  Wolga  und  Don  ver- 
einigen wird,  weist  Rußland  mit  aller  Entschiedenheit  auf  das  Schwarze 
Meer,  hier  völlig  und  ausschließlich  freie  Hand  zu  bekommen,  ist  seine 
Lebensfrage  geworden;  sogar  mit  einer  Internationalisierung  der  Meer- 
engen wäre  ihm  nicht  gedient.  Gegen  die  Bedeutung  des  Schwarzmeer- 
handels kann  die  des  Handels  im  Weißen  Meere  und  in  der  Ostsee  gar 
nicht  aufkommen ;  der  Getreideexport,  vorläufig  immer  noch  das  einzige 
Mittel,  die  Handelsbilanz  für  Rußland  günstig  zu  gestalten,  ist  infolge 
der  Lage  des  eigentlichen  Produktionsgebietes,  der  Schwarzerdenzone, 
ausschließlich  nach  dem  Süden  gerichtet,  in  entgegengesetzter  Richtung 
wird  nur  der  innere  Markt  versorgt. 

Über  die  Ausdehnung  gegen  das  Kaspische  Meer,  die  am  frühesten 
erfolgte  und  unangefochten  geblieben  ist,  ist,  weil  es  sich  um  eine  Binnen- 
see handelt,  hinwegzugehen;  sie  hat  Bedeutung  namentlich  für  den  Ver- 
kehr mit  Persien  und  wegen  des  Naphthaterrains.  Eine  Zeitlang  schien 
Rußland  den  Austritt  nach  dem  persischen  Busen  und  damit  den  Zugang 
zum  Indischen  Ozean  erstreben  zu  wollen,  aber  dieses  Ziel  ist  in  weiser 
Selbstbeschränkung  wohl  ein  für  allemal  aufgegeben.  Dafür  tauschte 
man  das  unendlich  wertvollere  Bündnis  mit  England  ein,  die  friedhche 
Auseinandersetzung  über  Ziele  des  größten  Kontinentalstaates  mit  denen 
der  größten  Seemacht,  die  sich  ohne  weiteres  vereinbaren  lassen,  wenn 
man  nur  nicht  Utopien  nachjagen  will,  da  eine  Bedrohung  Indiens  ausge- 
schlossen ist. 

Die  ungemessene  Ausdehnung  in  Nordasien  ließ  ja  allerdings  die 
ganze  Küste  des  Nördlichen  Eismeeres  gewinnen,  aber  dies  ist  nament- 
lich gegen  Osten  hin  ein  Verkehrshindernis,  nicht  ein  Verkehrsweg,  und 
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der  einzige  Zugang  zum  offenen  Meere  konnte  nur  im  äußersten  Osten 
gesucht  werden,  wo  man  denn  auch  am  frühesten  ungehindert,  schon  im 
17,  Jahrhundert,  zu  den  Küsten  bloßer  Teilmeere  vorgedrungen  ist. 
Um  jedoch  auf  offene  und  warme  Meere  zu  stoßen,  mußte  eine  südlichere 
Richtung  genommen  werden,  auf  der  man  schließlich  mit  Japan  kolli- 
dierte und  hierbei  den  Kürzeren  zog.  Auch  hier,  wie  am  Persischen  Meer- 
busen, scheint  Rußland  alle  weiteren  Expansionspläne  für  immer  aufge- 
geben, seine  Aufgabe  auf  Umklammerung  Chinas  von  der  Landseite, 
auf  die  Aufsaugung  der  Mongolei  beschränkt  zu  haben. 

Solcher  Art  sind  die  Etappen  des  Dranges  zu  den  Meeren,  wie  sie 
Rußland  durchlaufen  hat,  wie  sind  nun  die  Aussichten  für  die  Zukunft  ? 
In  die  fortschreitende  Entwicklung  der  russischen  Flottenmacht  hatte 
der  japanische  Krieg  eine  furchtbare  Lücke  gerissen;  als  aber  nach  mehr- 
jähriger Pause  das  Marineministerium  mit  einem  weitgehenden  Flotten- 
programme hervortrat,  das  offenbar  nur  den  entscheidenden  Schritt 
auf  einer  neuen  Bahn  ankündigte,  erkannte  man  die  Absicht  des  Schaffens 
einer  bedeutenden  Seemacht;  die  stärkste  Landmacht  sollte  sich  auch 
auf  eine  mächtige  Flotte  stützen,  und  trotz  aller  Opposition  bewilligte 
die  Duma  diese  Riesenkredite.  Für  ein  Land,  das  bei  seiner  wirtschaft- 
lichen Rückständigkeit  trotz  seiner  unerschöpflichen  Bodenschätze  schon 
unter  der  Last  der  Landrüstung  schwer  zu  tragen  hat,  scheint  diese  dop- 
pelte Belastung  ein  Luxus,  und  man  fragt,  gegen  wen  ist  diese  Ausrüstung 
gerichtet,  oder  für  welche  Ziele  ist  sie  bemessen  ?  1914  gab  die  Antwort ; 
man  wollte  zu  Lande  und  zu  Wasser  gleich  gerüstet  sein.  Doch  soll  auch 
in  Zukunft  dasselbe  Maß  eingehalten  werden?     Wozu? 

Rußland  ist  ein  kontinentaler  Staat,  der  nur  an  einer  Längsseite 
ein  völlig  unwirtliches,  daher  ihm  wertloses  Meer  berührt.  An  den  drei 
andern  unterbricht  das  Meer  nur  stellenweise  die  trockene  Grenze;  das 
Land  stößt  nur  mit  verhältnismäßig  schmalen  Fronten  (außer  etwa  im 
Süden)  auf  Meere.  Seine  Zukunft  kann  daher  nicht  gut  auf  dem  Meere 
liegen,  zumal  ihm  sein  eigenes  festes  Land  in  seiner  riesigen  Ausdehnung 
jegliches  überseeische  Kolonialland,  auf  das  andere  Staaten  die  Hand 
legen  mußten,  überflüssig  macht.  Und  daher  erscheint  fast  selbstver- 
ständlich, daß  Rußland,  statt  auf  weitere  Ausbreitung,  auf  intensivere 
Ausnutzung  seines  Besitzes  sich  einrichten  sollte.  Freilich  glauben  die 
Russen,  zu  diesem  Zwecke  nicht  der  Ostsee,  namentlich  aber  nicht  der 
Dardanellen  entbehren  zu  können,  und  hier  stoßen  sie  auf  fremde,  unver- 
einbare Interessen.  Es  wäre  natürlich  verlorene  Liebesmühe,  ihnen  pre- 
digen zu  wollen,  daß  ein  so  ausgesprochen,  so  ausschließlich  kontinen- 
taler Riesenstaat  sich  auf  seine  binnenländische  Entwicklung  beschränken, 
sein  Fluß-,  Kanal-  und  Wegesystem  erweitern,  seine  eigene  Industrie  so 
weit  entwickeln  sollte,  daJß  er  jede  Abhängigkeit  von  fremden  Märkten 
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los  würde.  Jede  derartige  Beweisführung  prallt  machtlos  ab  an  der  Über- 
zeugung, die  Russen  wie  Engländer  von  der  selbstverständlichen  Ge- 
rechtigkeit oder  Begründung  zum  mindesten  ihrer  Ansprüche  auf  Welt- 
herrschaft haben;  der  Zusammenstoß  mit  fremden  Interessen  ist  daher 
nicht  aufzuhalten;  es  sind  bloße  Machtfragen,  die  nur  durch  die  Waffen 
ausgetragen  werden  können;  nicht  verba,  nur  verbera  entscheiden. 
Das  hat  sich  im  fernsten  Osten  gezeigt,  wo  sich  der  russischen  Lawine 
gegenüber  die  japanische  Barriere  als  unüberwindlich  erwies.  Das  Schau- 
spiel wiederholt  sich  jetzt  im  äußersten  Westen.  Siegt  Rußland,  so  weiß 
man,  was  dem  „mitteleuropäischen"  Bunde  (mit  Bulgarien  und  der 
Türkei)  bevorsteht:  eine  Ausdehnung  Rußlands,  die  erst  völlig  die  ein- 
stigen Pläne  von  Peter  dem  Großen  und  Katharina  II.  realisiert.  Jede 
Warnung,  daß  eine  derartige  ungemessene  Ausbreitung  nur  ein  Ablenken 
Rußlands  von  seiner  eigentlichen  Aufgabe  bedeuten  würde,  müßte  als 
Naivität  sondergleichen  abgelehnt  werden:  ebensogut  könnte  man  auf 
eine  niedergehende  Lawine  einreden.  Wird  Rußland  besiegt,  wird  es 
in  die  natürlichen  Grenzen  eines  Kontinentalstaatesr,  der  über  zwei  Welt- 
teile im  ungestörtesten  Zusammenhange  reicht,  zurückgeworfen,  so  sind 
damit  erst  die  Lebensinteressen  aller  seiner  Nachbarn  gewährleistet, 
ohne  daß  freilich  Rußland  seine  Pläne  aufgeben  würde.  Aber  Zeit  ge- 
wonnen, wäre  alles  gewonnen,  denn  die  Konsolidierung  des  mitteleuro- 
päischen Bundes  würde  eine  Schranke  bedeuten,  an  der  auch  die  russische 
Lawine  zerschellen  müßte,  zumal  wenn  es  gelänge,  Fremdvölker,  die 
gerade  Rußlands  westliche  Marken  bevölkern,  mehr  oder  minder  von 
ihm  abzusplittern.  Aber  jegliches  Kombinieren,  solange  die  Kriegslage 
nicht  endgültig  geklärt  ist,  erscheint  als  müßiges  Spiel. 

Wir  haben  in  diesem  Überblick  die  Erfolge  und  Rückschläge,  die 
Rußland  im  Verlauf  seines  Herandrängens  an  die  Meere  erfahren  hat, 
kurz  verzeichnet;  es  sei  nur  noch  einmal  die  unendliche  Ausdauer  und 
Beharrlichkeit,  Folgerichtigkeit,  Rücksichtslosigkeit  und  Stetigkeit  der 
russischen  Meerespolitik  hervorgehoben.  In  Europa  läßt  man  sich 
nämlich,  gerade  heute  wieder,  z.  B.  durch  den  steten  Wechsel  der  leiten- 
den Persönlichkeiten,  unwillkürlich  täuschen;  man  vertauscht  Per- 
sonen- mit  Systemwechsel  und  ergeht  sich  in  trügerischen  Erwartungen. 
Aber  das  Schaukelsystem,  das  gestern  M  i  1  j  u  k  o  w  und  den  parla- 
mentarischen Block  regierungsfähig  erscheinen  ließ  und  heute  der  Duma 
nur  noch  ein  rein  platonisches  Interesse  an  den  Regierungshandlungen 
einräumt,  kräuselt  nur  die  Oberfläche  der  russischen  Fluten,  dringt 
gar  nicht  in  deren  Tiefen  und  vermag  nicht,  ihren  Lauf  zu  ändern.  Die 
Geschichte  des  anfänglichen  bloßen  ,, Sammeins  des  russischen  Bodens", 
seiner  Erweiterung  zum  ,, Erreichen  der  Meere"  und  zur  ,,  Sicherung 
der  Grenzen"  (ganz  Mittelasien  ist  auf  diesem  Wege  angegliedert  worden). 
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bleibt  dafür  das  typische  Beispiel.  Das  russische  Problem,  lange  Zeit 
(trotz  vielfacher  Warnungen)  ganz  unbeachtet  gelassen,  zuletzt  ruhig, 
als  ein  unabwendbares  Fatum  hingenommen  und  verschwiegen,  ist 
jetzt  in  eine  akute  Krisis  eingetreten. 

Diese  Krisis  hat  jedoch  eine  ganz  unerwartete  Wendung  ge- 
nommen: eine  Militärrevolution  hat  das  Zartum  von  Gottes  Gnaden 
weggeräumt  und  damit  dem  russischen  Imperialismus  d.  i.  der  steten 
Bedrohung  der  Nachbarn,  dem  Drange  nach  den  Meeren,  die  Spitze  ab- 
gebrochen. In  der  letzten  Dumasitzung  vor  dem  Ausbruch  der  Revo- 
lution hat  der  Führer  der  Sozialdemokraten,  Tscheidse,  Miljukow  und  die 
um  ihn,  die,  durch  England  gesichert  und  angetrieben,  heute  das  Heft 
in  Händen  haben,  offen  gefragt:  ,, Können  Sie  revolutionäre  Perspek- 
tiven im  Lande  mit  der  Verwirklichung  Ihrer  imperialistischen  Träume 
von  Konstantinopel  und  den  Meerengen  vereinigen?"  Aus  bloßen  „revo- 
lutionären Perspektiven"  ist  eine  regelrechte  Revolution  geworden, 
aber  Tscheidses  Frage  bleibt  zu  Recht  bestehen.  Denn  ob  Rußland  eine 
Republik  oder  ein  Zartum  von  Volkesgnaden  wird  (daß  dessen  Gottes- 
gnadentum  nur  eine  Potemkinsche  Koulisse  war,  ersali  jetzt  erst  die  stau- 
nende Welt),  die  Gefahr  ist  —  vielleicht  für  immer  —  zurückgetreten; 
die  innere  Konsolidierung  wird  alle  Kräfte  in  Anspruch  nehmen,  den 
Blick  von  Außen  nach  Innen  ablenken.  Und  damit  ist  die  Möglichkeit 
gegeben,  daß  in  dem  neuen  Rußland  die  natürlichen  Bedingungen  und 
Forderungen  der  Lage,  nicht  die  ehrgeizigen  Pläne  eines  unersätthchen 
Machttriebes  die  Oberhand  gewinnen,  daß  daher  Rußland  ein  kontinen- 
taler Staat,  ohne  größere  Flotte  und  weitere  Meeresküsten,  bleiben  wird. 

Jedenfalls  sehen  wir  soviel  klar,  daß  das  absolutistische  alte  Rußland 
im  März  1917  nach  genau  tausendjährigem  Bestände  zu  Grabe  getragen 
wurde,  ohne  sein  Ziel  erreicht  zu  haben.  Seine  Geschichte  begann  näm- 
lich und  endigte  vor  Konstantinopel:  ihr  erstes  beglaubigtes  Faktum, 
nach  dem  Überfalle  von  Byzanz  von  860,  ist  ja  der  schriftliche  Vertrag 
Olegs,  des  Kiewer  Russenfürsten,  mit  den  Griechen,  ein  reiner  Handels- 
vertrag, im  Jahre  912  gewesen,  und  tausend  Jahre  später,  seit  1914, 
sollten  die  Russen  des  letzten  Romanov  wiederum  Konstantinopel  ver- 
gebens berennen. 

Man  wende  ja  nicht  ein,  daß  dies  ein  bloß  außerordentliches,  zu- 
fälliges Zusammentreffen  wäre :  der  Sinn  russischer  Geschichte  liegt  eben 
darin.  Denn  diese  Geschichte  unterscheidet  sich  von  der  Geschichte  aller 
übrigen  Slaven  in  einem  wesentlichen  Punkte :  Handelswege  eröffnen  und 
beherrschen  sie,  wie  die  Geschichte  keines  anderen  slavischen  Stammes. 
Die  West-  und  die  Balkanslaven  wissen  davon  so  gut  wie  nichts,  denn 
Danzig  ist  deutsch,  nicht  polnisch,  und  Ragusa  mehr  italienisch  als 
serbisch ;  dagegen  hing  Altrußlands  Begründung  direkt  nur  mit  dem  alten 
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Handelswege,  dem  ,, Warägertrakt"  am  Dniepr  zusammen,  und  die  Han- 
delsrepubliken Nowgorod  und  Pskow  sind  urrussisch.  Die  Geschichte 
des  alten  Rußlands  ist  Geschichte  seines  Drängens  nach  den  Meeren; 
was  Nowgorod  und  Pskow  nicht  erreicht  haben,  den  freien  Zugang  nicht 
nur  zur  See,  sondern  deren  Beherrschung,  schuf  Peters  großzügige,  weit- 
sichtige Politik.  Sie  vermochte  nicht,  denselben  Erfolg,  wie  im  Nord- 
westen, so  auch  im  Süden  zu  erreichen,  überließ  diese  Durchführung 
seines  (ungeschriebenen)  Vermächtnisses  seinen  Nachfolgern.  Katha- 
rina II.,  Nikolaus  I.,  Alexander  II.  schienen  zeitweilig  dem  Endziele  schon 
ganz  nahe  zu  kommen;  der  letzte  kraft-  und  willenlose  ihrer  Sprossen 
scheiterte  daran. 

Des  alten  Rußlands  Geschichte  ist  somit  vor  Konstantinopel  aus- 
getragen worden,  an  ihrem  Beginnen  wie  vor  ihrem  Ende,  ohne  den  ge- 
wünschten Erfolg;  wie  wird  es  nun  mit  dem  neuen  werden? 


Die  Baumwollkrisis  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  1914/15. 

Von 

Dr.  oec.  publ.  O.  Wingen,  Kiel. 


I.  Die    Entwicklung    der    Marktlage    in    der    Saison 

Die  Saison  vom  i.  August  1914  bis  zum  31.  Juli  1915  ist  wohl  das 
denkwürdigste  Baumwolljahr  in  der  amerikanischen  Wirtschaftsge- 
schichte gewesen.  Niemals  haben  die  Baumwollstaaten  des  Südens 
einer  solch  weitreichenden  und  ernsten  Krisis  gegenübergestanden,  als 
sie  durch  den  Ausbruch  des  europäischen  Krieges  hervorgerufen 
wurde.  Während  der  industrielle  Westen  sich  sehr  bald  infolge  der  ein- 
laufenden Kriegsaufträge  von  den  ersten  Folgen  des  Weltkonfhktes 
erholte,  und  in  Wallstreet  sich  die  Anzeichen  einei  beispiellosen  Hoch- 
konjunktur bemerkbar  zu  machen  begannen,  stand  der  baumwoll- 
pflanzende  Süden  noch  lange  Monate  unter  dem  Drucke  wirtschaftlicher 
Depression,  der  erst  ganz  allmählich  einer  Besserung  der  Wirtschafts- 
lage gewichen  ist. 

Wer  die  Bedeutung  der  durch  den  Weltkrieg  auf  dem  amerikanischen 
Baumwollmarkte  verursachten  Verhältnisse  voll  würdigen  will,  muß 
sich  zunächst  ein  Bild  davon  machen,  welche  außerordentliche  Rolle 
dieses  Bodenprodukt  in  der  Volkswirtschaft  der  Union  spielt. 

Man  hat  geschätzt,  daß  sich  ungefähr  1200  MiUionen  Menschen, 
d.  h.  etwa  ^/s  der  gesamten  Menschheit  in  Baumwollgewebe  kleiden *), 
Die  Vereinigten  Staaten  nun  decken  durchschnitthch  nahezu  75  %  des 
Weltbedarfs  dieser  Webfaser.  In  welchem  Maße  Nordamerika  die  an- 
deren Länder  an  Bedeutung  seiner  Baumwollerzeugung  übertrifft,  ver- 
anschaulicht die  Tabelle  i. 


^)  Vgl.  Wcltw.  Archiv  6.  Band,  Heft  i,  Chronik  u.  Arch.  S.  144. 
2)  L.  Reinhardt,    Kulturgeschichte  der  Nutzpflanzen.  Bd.  IV,  2.  Hälfte.     Mün- 
•hen  1911.    S.  93. 
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Tabelle  i. 

Weltproduktion    von    Baumwolle    im    Jahre    1913^). 

(In  Ballen  zu  500  engl.  Pfd.) 

Vereinigte  Staaten 13  545  000 

Indien 3  692  000 

Ägypten i  496  000 

China 1  200  000 

Rußland i  030  000 

Brasilien 420  000 

Mexiko 150  000 

Peru HO  000 

Persien 140  000 

Türkei 130  000 

Sonstige  Länder 285  000 

Insgesamt  22  198  000. 

Die  amerikanische  Baumwolle  wird  vorwiegend  in  dem  sogenannten 
Baumwoll- Gürtel,  cotton  belt,  der  von  den  13  Südstaaten  gebildet 
wird,  angebaut.  Um  welche  Bodenfläche  es  sich  hier  handelt,  ergibt 
die  Tatsache,  daß  dieser  cotton  belt  annähernd  so  groß  ist  wie  die 
europäischen  Staaten  Österreich-Ungarn,  Deutschland,  Frankreich,  Groß- 
britannien, Irland  und  Italien  zusammengenommen.  Der  Flächeninhalt 
der  oben  aufgeführten  Länder  beläuft  sich  auf  894  848  engl.  Quadrat- 
meilen, derjenige  des  Baumwollgürtels  auf  892  072^).  Die  Rohbaumwolle 
ist  das  bevorzugteste  Bodenprodukt  der  amerikanischen  Landwirt- 
schaft. Im  Jahre  1913  betrug  die  Anbaufläche  für  Baumwolle  37  089  000 
acres').  Nach  dem  letzten  amerikanischen  Zensus  vom  Jahre  1910 
zählte  man  in  den  die  Baumwollzone  bildenden  Südstaaten  rund  16 
Mill.  Weiße  und  8  Mill.  Farbige*).  Diese  24  Mill.  Menschen  sind  in  ihrer 
Existenz  unmittelbar  mit  der  Entwicklung  der  Baumwollpflanze  ver- 
knüpft. Ihr  Stand  bildet  das  Barometer  für  ihre  wirtschaftliche  Lebens- 
haltung. Aber  die  Bedeutung  der  Baumwollkultur  reicht  über  diesen 
Kreis  der  direkt  Beteiligten  noch  weit  hinaus  und  umfaßt  andere  Mil- 
lionen, die  mit  der  Verfrachtung,  Verschiffung,  Verarbeitung,  dem  Handel 
usw.  der  Gewebfaser  beschäftigt  sind.  Sie  bildet  das  Hauptaktivum 
des  Ausfuhrhandels  der  Vereinigten  Staaten.  Im  Fiskaljahre  1913/14 
wurden  aus  der  amerikanischen  Union  Rohstoffe  im  Werte  von  insge- 
samt 792  716  109  Doli,  ausgeführt,  davon  entfielen  auf  die  Rohbaum- 
wolle allein  610  475  301  Doli.  5).  So  bezahlt  Nordamerika  seinen  Be- 
darf an  Fertigfabrikaten  in  der  Hauptsache  mit  Baumwolle. 

1)  Cotton  Production  and  Distribution.  Bulletin  131.  Herausgeg.  vom  Department 
of  Commerce.     Washington  191 5. 

2)  Geller,  Cotton  Facts.  Ausgabe  vom  Oktober  1915.  Shepperson,  New  York 
1915.    S.  41-     (Vgl.  W.  A.  10.  Bd.,  Heft  I,  S.  112). 

3)  Cotton  Production  a.  a.  O. 

*)   Statistical  Abstract  of  the  United  States  1914. 
')  Statistical  Abstract  a.  a.  O. 
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Aus  allen  diesen  Angaben  erhellt  die  außerordentliche  Wichtigkeit 
•der  Baumwollproduktion  für  die  Vereinigten  Staaten  und  schließlich 
für  die  ganze  Welt.  Sie  bringt  den  Goldstrom  ins  Land,  bildet  den  aus- 
schlaggebenden Faktor  in  der  amerikanischen  Handelsbilanz  und  deckte 
einen  großen  Teil  der  vor  dem  Kriege  bestehenden  starken  Verschuldung 
Nordamerikas  an  England,  das  am  dringendsten  dieser  Gewebfaser 
bedarf. 

Das  Baumwolljahr  1914/15  hatte  außerordentlich  vielversprechend 
begonnen.  Die  Witterung  war  der  Baumwollsaat  sehr  günstig  gewesen, 
und  die  Ernteschätzungen  wurden  von  Woche  zu  Woche  optimistischer. 
Der  Wachstumsbericht  des  amerikanischen  Landwirtschaftsministeriums 
bezeichnete  den  Saatenstand  am  25.  Juli  1914  mit  76,4  :  100,  wobei 
100  als  Ausgangsbasis  einen  „prospect  for  a  füll  crop",  für  eine  „ideale" 
Ernte  bedeutet^).  Und  so  ist  denn  die  Ernte  1914  zu  einer  Rekordernte 
geworden,  wie  sie  die  Baumwollstaaten  noch  nicht  zu  verzeichnen  ge- 
habt haben,  eine  Ernte,  welche  die  letzte  Riesenernte  von  1911  noch 
erheblich  übertrifft.  Nach  den  amtlichen  Angaben  des  amerikanischen 
Zensusbüros  wurden  geemtet  BaumwoU-Ballen  zu  500  engl.  Pfund, 
•ohne  Linters,  d.  h.  Samenballen: 

Tabelle  2. 

Baumwollernte    in    den    Vereinigten    Staaten^). 

(In  Ballen  zu  500  engl.  Pfd.,  ohne  Linters.) 

1914 16  134930 

1913 14  156  486 

1912 13  703  421 

1911 15  692  701 

1910 II  608  616 

Die  1914er  Ernte  war  also  um  442  229  Ballen,  d.  h.  um  2,8%  größer 
•als  die  Ernte  von  1911 !  Dabei  war  die  Anbaufläche  im  Jahre  1914  kleiner 
als  im  vorangegangenen  Erntejahr,  sie  betrug  36  832  000  acres  gegen- 
über 37  089  000  acres  im  Jahre  1913^).  Ab  Ende  Juli  ist  das  Pflücken 
der  Baumwolle  soweit  gediehen,  daß  das  Produkt  von  den  Entkörnungs- 
anstalten  dem  Markte  zugeführt  werden  kann.  Diese  Zufuhren  von 
den  Plantagen  zu  den  Städten  bzw.  Verschiffungshäfen  steigern  sich 
dann  allmählich,  bis  sie  normalerweise  Ende  Oktober,  Anfang  November 
ihren  Höhepunkt  eiTeichen,  um  dann  wieder  nachzulassen.  Die  Ernte- 
schätzung gab  also  der  Zuversicht  auf  einen  lohnenden  materiellen 
Ertrag  für  alle  afti  Baumwollbau  und  Baumwollhandel  Beteiligten 
reichlich  gesicherte   Grundlage;  wenn  man  auch  voraussehen  und  er- 

1)  Cotton  Facts  a.  a.  O.  S.  38. 
-)  Cotton  Production  a.  a.  O. 
^)  Cotton  Production  a.  a.  O. 
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warten  müßte,  daß  das  enorme  Angebot  auf  dem  Markte  nach  dem 
Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  preisdrückend  würde  wirken  müssen, 
so  durfte  doch  jeder  hoffen,  auf  seine  Kosten  zu  kommen,  denn  der  Welt- 
verbrauch an  Rohbaumwolle  steigerte  sich  ja  ebenfalls  von  Jahr  zu 
Jahr.  So  wurde  der  Weltverbrauch  an  amerikanischer  Lintbaumwolle 
für  1900/01  (in  Tausend)  auf  10  250  laufende  Ballen,  für  1913/14  auf; 
14  250  laufende  Ballen  geschätzt^). 

Allen  hohen  Erwartungen  in  bezug  auf  die  günstige  Entwicklung: 
des  Baumwollmarktes  im  Jahre  1914/15  bereitete  nun  der  Ausbruch 
des  großen  Völkerkrieges  ein  jähes  Ende. 

Die  unmittelbarste  Folge  des  Kriegsausbruches  war  ein  scharfer 
und  plötzlicher  Riß  in  dem  feinmaschigen  Netze  der  internationalen  Wirt- 
schaftsbeziehungen. Auf  dem  Weltmarkte  herrschte  zunächst  ein  voll- 
kommenes Chaos.  Der  Grundpfeiler  des  weltwirtschaftlichen  Gebäudes, 
der  Londoner  Geldmarkt,  geriet  eine  Zeitlang  bedenklich  ins  Schwanken. 
Kurzum,  in  den  ersten  Wochen  übertraf  die  Panik  jede  Erwartung. 
Will  man  die  Wirkung  des  Kriegsbeginnes  auf  den  Baumwollmarkt 
der  Vereinigten  Staaten  erfassen,  so  muß  daran  erinnert  werden,  daß- 
die  Union  %  der  erzielten  Ernte  ins  Ausland  abzugeben  pflegt,  daß- 
sie  selbst  nur  ein  verhältnismäßig  geringes  Quantum  zur  Eigenverar- 
beitung im  Lande  behält.  Das  Schicksal  der  amerikanischen  Baumwoll- 
ernte hängt  also  davon  ab,  ob  und  in  welchem  Maße  sie  auf  dem  Welt- 
markte Käufer  findet.  Wie  oben  schon  dargetan,  ist  der  Weltverbrauch 
an  Baumwollfaser  ständig  gewachsen;  zu  normalen  Zeiten  brauchten 
demnach  die  Baumwollpflanzer  um  eine  glatte  Abnahme  ihres  Produktes 
zu  genügenden  Preisen  nicht  besorgt  zu  sein.  Der  Krieg  brachte  hier 
mit  einem  Schlage  eine  tiefgreifende  Änderung  in  der  Nachfrage  hervor. 
Die  drei  wichtigsten  Abnehmer  amerikanischer  Gewebfaser  blieben 
gerade  in  den  Wochen,  die  für  die  Preisbildung  der  Faser  ausschlag- 
gebend sind,  vom  Markte  fern.  Die  amerikanische  Baumwolle  wurde 
in  Friedenszeiten  zum  überwiegenden  Teil  auf  deutschen  imd  englischen 
Schiffen  verfrachtet.  Die  deutsche  Handelsflagge  verschwand  sehr 
bald  nach  der  englischen  Kriegserklärung  vom  Weltmeer;  die  enghsche 
Handelsmarine  wurde  anfänglich  durch  die  deutschen  Kreuzer-  und 
Hilfskreuzerfahrten  in  hohem  Maße  beunruhigt,  vor  allem  aber  vermin- 
derte die  Verwendung  von  Handelsfahrzeugen  zu  Kriegszwecken  — 
Hilfskreuzer,  Transport-,  Kohlen-  usw.  Schiffe  —  den  Bestand  der 
britischen  Schiffsräumte  um  4© — 50  %  der  Friedensstärke.  Da  nun 
England  der  weitaus  größte  Frachtführer  der  Welt  ist,  so  machte  sich 
die  plötzliche  und  ungewöhnliche  Beschränkung  des  Laderaums  für 
Warenla.dungen  sofort  fühlbar.    Die  zu  den  Häfen  geführte  Baumwolle- 

1)  Cotton  Facts  a.  a.  O.  S.  28. 
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konnte  also  einfach  nicht  in  ausreichendem  Maße  verschifft  werden, 
weil  kein  genügender  Schiffsraum  zur  Verfügung  stand.  England  konnte 
4emnach  sein  gewöhnliches  Quantum  nicht  sofort  in  gleicher  Höhe 
erhalten  wie  sonst.  Deutschland  war  auf  die  Zufuhr  durch  neutrale 
Schiffe  angewiesen,  und  Frankreich  endlich  kam  als  Käufer  von  Roh- 
baumwolle nur  in  stark  verringertem  Maße  in  Betracht,  weil  die  deutschen 
Truppen  sehr  bald  sein  im  Norden  des  Landes  gelegenes  Textilzentrum 
—  Lille,  Koubaix  —  besetzt  hatten,  es  also  den  wohl  dringend  benötigten 
Rohstoff  nicht  verarbeiten  konnte. 

Ein  weiteres,  die  überseeische  Bewegung  der  Baumwolle  stark 
beeinträchtigendes  Moment  war  die  anfängliche  Unzulänglichkeit  des 
Seeversicheningsmarktes.  Das  erhöhte  Risiko  des  Waren-  bzw.  Schiffs- 
verlustes durch  Kriegshandlungen  zur  See  mußte  natürlich  auch  durch 
eine  erhöhte  Prämie  gedeckt  werden.  Auf  dem  Gebiete  der  privaten 
Seeversicherung  hatte  nun  aber  Großbritannien  bei  weitem  das  Über- 
gewicht, und  die  geforderten  Prämienzuschläge  waren  entweder  außer- 
ordentlich hoch,  oder  aber  für  Ladungen,  die  nachweislich  oder  vermut- 
lich für  eine  feindliche  Macht  bestimmt  waren,  nahm  keine  englische  Firma 
Versicherungen  an.  Das  wurde  erst  besser,  als  zunächst  England,  dann 
<iie  Vereinigten  Staaten  sowie  andere  Länder  staatliche  Kriegsver- 
sicherungen einrichteten  und  so  die  Deckung  gegen  Kriegsverlust  zu 
angemessenen  Prämien  ermöglichten. 

Neben  den  faktischen  Mangel  an  genügendem  Laderaum  stellte 
sich  aber  als  zweiter  die  Ausfuhr  stark  hindernder  Faktor  die  unsichere 
Konterbandepolitik  der  englischen  Regierung. 

Man  unterscheidet  herkömmlicherweise  im  Völkerrecht  absolute, 
unbedingte  Bannware,  das  sind  Artikel,  die  direkt  zur  Kriegführung 
dienen,  ferner  relative,  bedingte  Bannware:  Nahrungsmittel,  Kleider, 
Leder,  Kohlen  usw.  Diese  Artikel  sind  nur  beschlagnahmefähig,  wenn 
nachgewiesen  wird,  daß  sie  zu  Kriegszwecken  dienen  sollen,  und  end- 
lich die  Freiliste.  Sie  enthält  neben  Fellen,  Häuten,  Gummi,  Wolle, 
auch  Baumwolle,  alles  Dinge,  die  zur  Versorgung  der  Zivilbevölkerung 
notwendig  sind.  Die  britische  Regierung  erklärte  nun  in  einer  sogenannten 
Order  in  Council  vom  20.  August  1914  alle  bedingte  Bannware  für  ab- 
solute, sofern  sie  für  Deutschland  konsigniert  wäre.  Damit  wurde  ein 
direkter  schwerer  Schlag  gegen  die  amerikanische  Ausfuhr  geführt, 
denn  nun  konnten  nur  noch  die  relativ  wenigen  Freigüter  direkt  nach 
Deutschland  verschifft  werden.  Bedeutungsvoller  aber  noch  war  die 
durch  Englands  Vorgehen  erzeugte  Unsicherheit  im  Überseeverkehr. 
Denn  wer  vermochte  es  zu  hindern,  daß  Großbritannien  nach  und  nach, 
je  nach  Gutdünken,  auch  Freigüter  auf  die  Liste  absoluter  Konterbande 
setzte?    Der  amerikanische  Baumwollexporteur  konnte  also  nie  wissen. 
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ob  nicht  seine  nach  deutschen  Häfen  schwimmende  Ware  unterwegs, 
durch  eine  englische  Order  in  Council  zur  Prise  gestempelt  wurde.  Selbst 
wenn  demnach  genügender  Schilfsraum,  ausreichende  Versicherung 
zu  erlangen  waren,  so  blieb  die  direkte  Verschiffung  der  Baumwolle  nach 
den  Häfen  der  Zentralmächte  ein  außerordentliches  Risiko.  Erst  im 
Dezember  ist  der  direkte  Seeverkehr  mit  Bremen  wieder  aufgenommen 
worden.  D'e  Empörung  der  amerikanischen  Südstaaten  über  die  eng- 
lische Konterbandepolitik  war  nämlich  inzwischen  auf  das  Höchste 
gestiegen.  Man  forderte  von  der  britischen  Regierung  eine  klare  und 
unzweideutige  Erklärung  darüber,  wie  sie  die  Baumwolle  zu  behandeln 
gedenke.  Verhandlungen  mit  dem  Staatsdepartement  in  Washington 
führten  zu  keinem  Ergebnis,  denn  hier  erklärte  man  ein  solches  An- 
sinnen für  einen  ,,affront"  gegenüber  der  englischen  Regierung^).  Die 
Farmer  verloren  aber  schließlich  doch  die  Geduld,  und  am  22.  Ok- 
tober 1914  stellte  der  Senator  Hokes  Smith,  welcher  den  Staat 
Georgia  vertrat,  den  Antrag  auf  Ernennung  einer  Kommission,  die  sich 
mit  der  Frage  befassen  sollte.  Der  Senat  gab  dem  Antrag  Folge  und 
ernannte  eine  Fünferkommission,  die  sich  am  nächsten  Tage  schon 
mit  dem  Staatsdepartement  und  dem  britischen  Botschafter  in  Ver- 
bindung setzte.  Ein  Ausweichen  war  für  die  englische  Regierung  nicht 
mehr  möglich,  denn  in  den  Südstaaten  ließen  sich  drohende  Stimmen 
vernehmen,  die  als  Repressalie  gegen  die  Behinderung  der  Baumwoll- 
ausfuhr durch  die  Regierung  des  Vereinigten  Königreiches  ein  Ausfuhr- 
verbot auf  Kriegsmaterial  forderten.  Die  englische  Antwort  auf  die 
amerikanischen  Vorstellungen  traf  am  26.  Oktober  in  Washington  ein. 
In  einem  längeren  Schreiben  an  den  Staatssekretär  L  a  n  s  i  n  g  er- 
klärte der  großbritannische  Botschafter  Cecil  Spring-Rice, 
England  beabsichtige  nicht,  die  Baumwolle  auf  die  Konterbandeliste 
zu  setzen.  ,,Was  Großbritannien  anbetrifft,  so  steht  Baumwolle  auf  der 
Freiliste  und  wird  dort  bleiben  "2).  Damit  schien  die  Frage  zur*  allge- 
meinen Zufriedenheit  gelöst  zu  sein,  hatte  man  doch  von  England  die 
klare  Zusicherung  erlangt,  daß  Baumwolle  ungehindert  verschifft  werden 
könnte.  Die  Baumwollpflanzer  zogen  aus  der  von  England  gegebenen 
beruhigenden  Erklärung  die  praktischen  Folgerungen  und  richteten 
eine  direkte  Baumwolldampferlinie  New  York — Bremen  zur  Versor- 
gung Deutschlands  mit  Rohbaumwolle  ein,  deren  erstes  Schiff,  der 
Pathfinder,  am  25.  Dezember  1914  die  Stadt  Texas  verließ,  um  eine 
Ladung  von  6550  Ballen  im  Werte  von  455  000  Doli,  nach  Bremen  zu 
bringen.     Aber  die  Baumwollodyssee  war  damit  keineswegs  beendet. 

^)  Edwin    J.  Clapp,    Economic  Aspects  of  the  War.      Yale  University  Presse 
1915.  S.  132.     (Vgl.  W.  A.,  Bd.  8,  Heft  i,  S.  242). 
2)  Clapp,    a.  a.  O.  S.  138. 
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Die  Vorschriften  der  englischen  Regierung  für  die  direkte  Baumwoll- 
ausfuhr nach  Deutschland  waren  äußerst  rigoros  und  kostspielig.  Zu- 
nächst durfte  die  Ware  nur  auf  amerikanischen  Schiffen  verfrachtet 
werden.  Wie  schon  eingangs  erwähnt,  wurde  die  Verschiffung  der  Baum- 
wolle nach  dem  europäischen  Kontinent,  auch  soweit  sie  sonst  möglich 
gewesen  wäre,  durch  den  starken  Tonnagemangel  der  amerikanischen 
Exporteure  behindert.  Die  Lösung  des  ganzen  Ausfuhrproblems  hing 
also  wesentlich  von  der  Beschaffung  genügenden  Schiffsraumes  ab. 
Da  nun  in  den  amerikanischen  Häfen  zaJilreiche  deutsche  Dampfer  durch 
den  Kriegsausbruch  festgehalten  wurden,  so  lag  der  Gedanke  nahe, 
diese  Schiffe  anzukaufen  und  auf  solche  Weise  die  Frachtennot  zu  para- 
lysieren. Der  ,,Dacia-FaU"  zeigte  jedoch,  daß  England  derartige  von 
amerikanischen  Bürgern  gekaufte  und  mit  amerikanischer  Bemannung 
versehene  deutsche  Schiffe  als  feindliche  Prise  zu  behandeln  gewillt 
war.  Da  man  nun  zu  der  Ansicht  neigte,  daß  ein  Verhalten  der  englischen 
Regierung  Privaten  gegenüber  nicht  Stand  haben  würde  gegenüber 
,, staatlichen"  Schiffen,  so  befürwortete  man  den  Ankauf  deutscher 
Schiffe  von  Staats  wegen,  um  auf  diese  Weise  eine  amerikanische  Handels- 
marine zu  schaffen.  Das  Schiffsankaufsgesetz  (Ship  Purchase  Bill), 
das  seinen  wärmsten  Vertreter  in  dem  Schatzsekretär  M  c  A  d  o  o  fand, 
wurde  im  Januar  1915  vom  Senat  endgültig  abgelehnt  i). 

So  hat  England  einmal  die  Baumwollausfuhr  erschwert  durch  seine 
Stellung  gegenüber  den  amerikanischen  Bestrebungen,  dem  Schiffsraum- 
mangel abzuhelfen.  Es  behinderte  aber  den  Export  noch  weiterhin. 
Die  nach  Deutschland  bestimmten  BaumwoUadungen  mußten  von  den 
britischen  Konsuln  geprüft,  und  es  mußte  bestätigt  werden,  daß  sie  keine 
Konterbande  enthielten.  Eventuell  wurde  sogar  eine  Versiegelung  der 
Ladeluken  gefordert,  schließlich  machte  man  die  Durchleuchtung  der  Baum- 
wollballen mit  X-Strahlen  obligatorisch,  um  festzustellen,  daß  sie  keine 
Konterbande  bargen.  Das  alles  bedeutete  für  den  Verschiff  er  Zeit- 
und  Geldverlust  und  eine  unerquickliche  Belästigung.  Immerhin,  bis 
zum  März  1915  sind  die  Südstaaten  in  der  Lage  gewesen,  dem  zweit- 
größten Konsumenten  ihres  Produktes  Ware  zuzuführen.  Mit  dem  i. 
März  hörte  auch  das  auf.  Denn  mit  diesem  Tage  erklärte  Großbritannien 
als  Gegenmaßregel  gegen  die  deutsche  Seekriegführung  die  deutsche 
Küste  für  blockiert,  und  damit  fand  der  direkte  Verkehr  mit  Bremen 
sein  Ende.  Die  Exporteure,  die  vor  dem  i.  März  Baumwolle  nach 
Deutschland  verkauft  hatten,  kamen  in  eine  üble  Bedrängnis.  Auf 
amerikanische  Vorstellungen  hin  erklärte  dann  am  8.  März  der  britische 
Botschafter  in  Washington,  daß  alle  für  Deutschland  bestimmte  Baum- 
wolle  ungehindert  nach   neutralen    Häfen   verfrachtet   werden    könne, 

^)  Clapp,    a.  a.  O.  S.  130. 
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sofern  sie  i.  vor  dem  2.  März  gekauft  worden  sei,  und  die  betreffenden 
Schiffe  bis  zum  31.  März  ausgelaufen  wären,  und  2.  sofern  sie  vor  dem 
2.  März  versichert  worden  und  bis  zum  16.  März  spätestens  an  Bord 
gebracht  sei^).  Im  April  und  Juli  protestierten  die  Vereinigten  Staaten 
erfolglos  gegen  die  Beschlagnahme  und  Festhaltung  von  Baumwoll- 
ladungen in  England,  die  für  neutrale  Häfen  bestimmt  waren.  Am  19. 
Juli  konnte  der  Parlamentsuntersekfetär  des  Auswärtigen,  Lord  Robert 
C  e  c  i  1 ,  im  englischen  Unterhaus  erklären,  daß  seit  dem  11.  März 
rund  60  Schiffe  mit  voller  oder  teilweiser  Baumwolladung  nach  englischen 
Häfen  gebracht  worden  seien,  davon  habe  die  Regierung  25  Ladungen 
im  Werte  von  3  500  000  Doli,  gekauft. 

In  der  englischen  Presse  waren  seit  Januar  die  Äußerungen,  die 
eine  strikte  Konterbandeerklärung  der  Baumwolle  verlangten,  immer 
zahlreicher  geworden.  Baumwolle  diene  zur  Herstellung  von  Munition, 
müsse  also  als  absolute  Bannware  gelten.  Am  19.  August  1915  ließ  die 
britische  Botschaft  das  Staatsdepartement  zu  Washington  wissen, 
die  Alliierten  seien  übereingekommen,  im  Prinzip  Baumwolle  für  Konter- 
bande zu  erklären,  man  erwäge  noch  Maßnahmen,  um  eine  Schädigung 
der  Pflanzer  hintanzuhalten.  Am  20.  August  1915  wurden  dann  schließ- 
lich durch  Königliches  Dekret  Rohbaumwolle,  Baumwollsamen,  und 
Baumwollgewebe  für  absolute  Konterbande  erklärt. 

Wir  haben,  um  den  Zusammenhang  zu  wahren,  bei  der  Schilderung 
der  englischen  Konterbandepolitik  schon  bezüglich  der  allmählichen 
Gestaltung  der  Marktlage  vorgreifen  müssen  und  kehren  nun  zum  Aus- 
gang wieder  zurück. 

Wir  sahen  also,  daß  die  in  den  Häfen  immer  zahlreicher  einlaufen- 
den Baumwollballen  zunächst  keinen  oder  doch  nur  einen  spärlichen 
Abfluß  fanden.  Der  Markt  staute  sich  und  war  bald  überfüllt.  Die  Preise 
für  die  Faser  erlitten  einen  enormen  Sturz,  die  Marktlage  war  voll- 
kommen verwirrt.  Um  größerem  Unheil  vorzubeugen,  hatten  die  Liver- 
pooler und  dann  am  31.  Juli  1914  die  New  Yorker  Baumwollbörse 
ihre  Pforten  dem  regulären  Handel  verschlossen.  Am  4.  August  hatte 
man  in  New  York  auf  eine  Wiedereröffnung  der  Börse  gehofft,  aber 
der  Eintritt  Englands  in  den  Krieg  zwang  zur  Beibehaltung  des  Börsen- 
schlusses, und  erst  am  16.  November  konnte  der  große  Preisregulator 
auf  dem  Warenmarkte  wieder  seine  Tätigkeit  aufnehmen.  Wie  sich  aber 
in  der  Zwischenzeit  die  Verhältnisse  auf  dem  amerikanischen  Markte 
gestaltet  hatten,  geht  aus  einer  Gegenüberstellung  der  Lokopreise  für 
I  Pfund  middling  vom  30.  Juli  —  letzter  Börsentag  —  und  vom  16. 
November  —  erster  Börsentag  —  an  der  New  Yorker  Börse  hervor. 
Es  wurden  bezahlt  für  i  Pfund  middling  upland  nach  der  Financial 

^)  C 1  a  p  p  ,    a.  a.  O.  S.  153. 
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Chronicle  vom  i.  August  1914  am  30.  Juli  1914:  12,50  Cents  und  am 
16.  November  1914 :  7,75  Cents !  Dabei  ist  der  letztgenannte  Preis  noch 
keineswegs  der  überhaupt  niedrigste.  In  Augusta  wurde  am  12.  Oktober 
das  Pfund  Baumwolle  für 6^/4 Cents  abgegeben.  In  Memphis,  St.  Louisstand 
der  Preis  in  der  zweiten  Novemberhälfte  auf  7 14 — 7V2  Cents.  Welche 
Entwicklung  die  Baumwollpreise  während  der  Saison  dann  genommen 
haben,  geht  aus  der  nachstehenden  Tabelle  hervor,  die  für  middling 
upland  die  Notierungen  in  New  York  und  Liverpool  angibt  und  sich 
auf  die  erste  Kriegs-,  die  letzte  Friedenssaison  und  die  Rekordsaison 
1911/12  erstreckt,  die  namentlich  ein  gutes  Bild  von  den  durch  den 
Krieg  geschaffenen  Verhältnissen  gibt. 

Tabelle  3. 

Notierungen     für     middling     upland     an     den     Baumwollbörsen 

New    York    und    Liverpool^). 


New  York  (Cents) 


Datum     1914/15  1913/14  1911/12 


Liverpool  (Pence) 


I9I4/I5 

1913/14 

6,50 

6,57 

6,20 

7,35 

5,30 

7,98 

4,80 

7,65 

4,37 

7,23 

4,71 

7,05 

5,61 

7,05 

4,95 

7,07 

5,62 

7,29 

5,59 

7,25 

5,39 

7,74 

5,30 

7,48 

3.  August    . 
7.  September 
5.  Oktober  . 

2.  November 
7.  Dezember 

4.  Januar 
I.  Februar 
I.  März 
5-  April 

3.  Mai  . 
7.  Juni 

5.  JuU 


11,00 

nom. 

nom. 

nom. 
7,50 
8,05 
8,50 
8,25 
9,90 

10,20 
9,80 
9,60 


12,00 
12,75 
14,20 
14,10 
13,50 
12,40 
12,75 
13,05 
13,50 
13,00 
13,65 
13,25 


12,50 

11,70 

10,10 

9,40 

9,40 

9,35 
9,90 
10,40 
11,00 
11,30 
11,65 
12,00 


3.  August    . 
7.  September 
5.  Oktober  . 

2.  November 
7.  Dezember 

4.  Januar  . 
I.  Februar  . 
I.  März 
5-  April 

3.  Mai  . 
7.  Juni 

5.  JuH 


6,66 
7,16 
5,73 
5,17 
6,88 
5,i8 
5,60 

5,91 
6,17 
6,37 
6,45 
6,86 


In  den  vorstehenden  Zahlenangaben  spiegeln  sich  die  Verhältnisse 
der  Marktlage  sehr  eindrucksvoll  und  klar  wieder.  Es  ist  an  sich  verständ- 
lich, daß  die  beiden  Rekordjahre  mit  ihrem  außerordentlich  großen 
Angebot  an  Ware  nicht  die  Preise  aufweisen  werden,  die  ein  Jahr  mit 
einem  Ertrag  erzielt,  der  hinter  der  Nachfrage  erheblich  zurückbleibt. 
Die  durch  den  Krieg  geschaffene  Lage  wird  nun  aber  voll  ersichtlich, 
wenn  man  1911/12  mit  1914/15  vergleicht.  Hier  weisen  Anfangs-  wie 
Schlußpreise  einen  merklichen  Niveauunterschied  auf,  der  sich  als  direkte 
Kriegsfolge  darstellt. 

Der  Selbstkostenpreis  wird  im  Durchschnitt  des  Baumwollgürtels 
auf  9  Cents  pro  Pfund  geschätzt.  Die  Baumwolle  mußte  also  den  weitaus 
größten  Teil  der  Saison  unter  Produktionskostenpreis  d.  h.  mit  Verlust 
abgegeben  werden.  Was  das  für  Millionen  von  Menschen  bedeutete, 
wird  sofort  einleuchtend,  wenn  man  sich  die  eigenartigen  Kreditver- 

^)  Cotton  Facts  a.  a.  O.  S.  loo/ioi. 


2l8  O-    W  i  n  g  e  n  , 

hältnisse  im  Baumwollbau  vergegenwärtigt.  Die  Baumwollernte  ist, 
mehr  denn  jede  andere  Ernte,  eine  sog.  credit  crop,  d.  h.  sie  wird  in  weit- 
gehendstem Maße  während  des  Wachstums  bevorschußt^).  Die  Mehr- 
zahl der  kleineren  Baumwollpflanzer  sind  share  tenants,  das  sind  kleine 
Pächter  gegen  Anteil,  die  als  Pachtschilling  einen  bestimmten  Teil  des 
Ertrages,  einhalb,  eindrittel  usw.  bezahlen.  Gewöhnlich  gewähren  nun 
die  Kaufleute,  die  Düngemittellieferanten,  die  Lieferanten  landwirt- 
schaftlicher Maschinen  sowie  die  Banken  ab  März  den  Pflanzern  auf  die 
kommende  Ernte  mehr  oder  weniger  weitgehende  Kredite  für  den  Kon- 
sum —  Lebensmittel  für  den  Pflanzer  und  seine  Familie  —  oder  für  die 
Produktion  —  Anschaffung  von  Vieh,  Dünger  oder  Geräten.  —  Diese  Vor- 
schüsse werden  dann  von  dem  Emteerlös  wieder  zurückerstattet.  Es  ist 
demnach  leicht  begreiflich,  welche  Verwirrung  hier  Platz  greifen  muß, 
sobald  der  Pflanzer  sein  Produkt  nicht  schnell  und  zu  genügenden  Preisen 
auf  den  Markt  bringen  kann.  Eine  derartig  folgenschwere  wirtschafthche 
Depression  wurde  nun  aber  durch  die  Absperrung  Amerikas  von  einigen 
seiner  besten  Abnehmer  hervorgerufen.  Der  Farmer  konnte  seine  Schulden 
nicht  lösen  und  geriet  nicht  nur  selbst  in  ökonomische  Bedrängnis,  sondern 
riß  auch  seine  sämtlichen  Nachmänner,  die  alle  durch  die  Kreditkettc 
miteinander  verbunden  waren,  mit  sich.  Es  war  deshalb  keine  tenden- 
ziöse Übertreibung,  wenn  die  Zeitungen  der  Südstaaten  von  einer  ,,Kri- 
sis"  und  vom  ,,Baumwollnotstand"  sprachen.  Die  Verhältnisse  waren  in 
den  ersten  Wochen  in  der  Tat  sehr  ernst  und  haben  sich  erst  ganz  all- 
mählich gegen  Ende  der  Saison  gebessert,  als  einmal  die  Ausfuhr  und  dann 
der  Inlandsverbrauch  sich  hob. 

Die  Wiedereröffnung  der  New  Yorker  Baumwollbörse  brachte  schon 
eine  bedeutende  IClärung  in  die  verworrene  Sachlage.  Das  Termingeschäft 
konnte  wieder  aufgenommen  werden,  was  wesentlich  zur  Stabilisierung 
der  Preise  beitrug.  Die  offiziellen  Notierungen  der  Börse  bildeten  das 
Barometer,  nach  dem  sich  alle  richten  konnten.  Der  Farmer  war  nicht 
mehr  genötigt,  sich  aus  Unkenntnis  der  wahren  Marktlage  vom  Speku- 
lanten „Hungerpreise"  zahlen  zu  lassen,  die  Textilfabriken  konnten  nun 
auf  Grund  fester  Rohstoffpreise  Lieferungsverträge  abschließen  und  die 
Bank,  die  dem  Baumwollpflanzer  die  Faser  bevorschussen  wollte,  hatte 
eine  feste  Beleihungsgrenze.  Das  beste  Heilmittel  aber  bildete  die  all- 
mählich einsetzende  Steigerung  der  überseeischen  Ausfuhr  sowie  des 
Verbrauches  im  Inland. 

Mit  der  Vernichtung  der  die  englische  Schiffahrt  stark  beunruhigen- 
den deutschen  Kreuzer  und  Hilfskreuzer  konnte  der  transozeanische 
Verkehr  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und  den  Kriegführenden 
wie  Neutralen  allmähhch  den  vollen  Umfang  dessen  annehmen,  was  die 

^)  The  American   Yearbook  1914,  S.  443. 
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schon  erwähnte  Einschränkung  der  Welthandelsflotte  durch  die  Kriegs- 
anforderungen zuließ.  Schiffsraum  war  ein  rarer  Artikel  geworden 
und  wurde  mit  immer  steigenden  niegekannten  Preisen  bezahlt.  Welche 
Preisgestaltung  sich  auf  dem  Frachtenmarkt  vollzog,  erhellt  aus  der  fol- 
genden Tabelle  über  die  Baumwollfrachtraten  in  den  Jahren  1914  und 
1915- 

Tabelle  4I). 

Frachtraten   für   i  NRT.  Baumwolle   vondenAtlantischen  Häfen 

der  Vereinigten    Staaten    nach    Großbritannien. 

(Shilling.) 


Datum 

1915 

1914 

9.  Januar 

6.  Februar 

6.  März      

10.  April 

I.  Mai 

19-  Juni 

3-  Juli 

August 

11.  September 

16.  Oktober 

6.  November 

II.  Dezember 

90/0 

150/0 
107/6 
145/0 
150/0 
120/0 
120/0 

140/0 
160/0 

155/0 

31/3 
25/0 
25/0 
25/0 
29/3 
22/6 
22/6  (10.  Juli) 

37/6 
47/6 
57/6 

Die  Unzulänglichkeit  des  Laderaumes  hat  sich  bei  einem  Massengut 
wie  Baumwolle  natürlich  besonders  unangenehm  fühlbar  gemacht  und 
ist  eine  Begleiterscheinung  der  ganzen  Saison  geblieben.  Auf  diese 
Ursache  muß  denn  auch  hauptsächlich  das  erhebliche  Zurückbleiben  des 

Tabelle  5. 

Monatliche    B a u m w o 1 1 a u s f u h r    aus    den    Vereinigten     Staaten 

1914/15    und    1913/142).     (In  1000  laufenden  Ballen.) 


Monat 

1914/15 

1913/14 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Januar    

Februar  

März 

April 

Mai 

Juni 

21,2 

125,8 

497,1 

760,9 

1202,1 

1372,2 

1501,7 

1208,6 

672,0 

615,3 

323,1 

244,5 

257,2 

930,3 

1517,9 

1501,3 

1230,8 

1052,3 

751,0 

695,3 

398,2 

394,7 

295,6 

Juli 

126,2 

^)  The  Statist  1915. 

^)  Cotton  Production  a.  a.  O.  S.  79. 
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Baumwollexportes  gegenüber  vorhergehenden  Jahren  zurückgeführt 
werden.  Was  nun  im  einzelnen  die  Entwicklung  und  innere  Struktur 
der  Baumwollausfuhr  in  dem  Krisenjahr  1914/15  anlangt,  so  wird  sie  am 
besten  an  der  Hand  statistischer  Daten  zunächst  in  ihrem  monatlichen 
Ablauf  dargestellt. 

Während  normalerweise  die  Ausfuhr  in  den  Monaten  Oktober  und 
November  am  größten  ist,  erreichte  sie  1914/15  erst  im  Januar  und 
Februar  ihr  Maximum,  um  dann  am  Ende  der  Saison  noch  bedeutend 
lebhafter  zu  sein  als  im  letzten  Friedensjahr. 

Einen  weiteren  interessanten  Einblick  in  die  Verhältnisse  des  ameri- 
kanischen Baumwollmarktes  in  der  ersten  Kriegssaison  gibt  eine  nach 
einzelnen  Bestimmungsländern  gegliederte  Übersicht  der  Baumwoll- 
ausfuhr.    Es  wurden  insgesamt  ausgeführt: 

Tabelle  6. 
G  e  s  a  m  t  a  u  s  f  u  h  r    an    Baumwolle    aus    den    Vereinigten    Staaten 
1914/15,  1913/14    und    1911/12^). 
(In  1000  Ballen.) 


Nach 


1914/15 


1913/14 


1911/12 


Großbritannien 
Frankreich  .  . 
Deutschland  .  . 
Holland  .  .  . 
Belgien  .... 
Dänemark  .  . 
Norwegen  .  .  . 
Schweden  .  .  . 
Rußland  .  .  . 
Portugal  .  .  . 
Spanien  .  .  . 
Italien  .... 
Österreich  .  .  . 
Griechenland  . 
Japan  .... 
Kanada  .... 
Sonstige  Länder 


3817 
683 
232 
521 

I 

35 

48 

752 

207 

24 

442 

HCl 

9 

433 

183 

72 


3431 

1060 

2804 

37 

212 


28 

44 

3 

270 

503 

lOI 

2 

337 

149 

43 


4291 

1197 

3048 

30 

211 

4 

13 

18 

43 
10 

312 
620 

124 
7 
459 
158 
151 


Wie  sehr  die  Marktlage  durch  die  Kriegsereignisse  beeinträchtigt 
worden  ist,  läßt  sich  aus  der  Gegenüberstellung  der  beiden  Rekordjahre 
1911/12  und  1914/15  deutlich  ersehen.  Bei  normalen  Zeitläuften  hätten 
wohl  die  beiden  Jahre  ziemlich  übereinstimmende  Bilder  ergeben;  das 
außerordentliche  Defizit  ist  auf  Konto  des  Krieges  zu  setzen.  Groß- 
britannien hat  1914/15  einen  größeren  Bedarf  an  Baumwolle  gehabt  als 
im  letzten  Friedensjahr,  Frankreichs  Bezug  hat  sich  auf  nahezu  die  Hälfte 
des  normalen  vermindert,  Deutschland  hat  nur  einen  außerordentlich  ge- 


1)  Cotton  Facts  a.  a.  O.  S.  89. 
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ringen  Teil  seiner  sonstigen  Zufuhren  erhalten.  Die  direkte  Zufuhr  ge- 
staltete sich  in  ihrer  monatlichen  Bewegung  nach  Cotton  Production 
a.  a.  O.,  S.  79  folgendermaßen. 

Tabelle  7. 

Monatliche    B  a  u  m  w  o  1 1  a  u  s  f  u  h  r    aus    den    Vereinigten     Staaten 

nach    Deutschland    in    den    Jahren    1914/15    und    1913/14. 

(In  1000  laufenden  Ballen.) 


Monat 

1914/15 

1913/14 

August 



72,9 

September  .... 

— 

290,8 

Oktober 

— 

465,5 

November    .... 

1,0 

516,9 

Dezember    .... 

47,1 

327,0 

Januar 

99,9 

308,1 

Monat 


1914/15         1913/14 


Februar. 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  . 
Juni  .  . 
Juü    .    . 


38,5 
6,1 


212,6 

219,9 

118,2 

132,1 

80,6 

41,3 


Die  direkte  Baumwollverschiffung  von  Amerika  nach  deutschen 
Häfen  hat  sich  nur  für  kurze  Zeit  durchführen  lassen.  Über  die 
kurzlebige  Cotton  Line  Vereinigte  Staaten — Bremen  wird  im  zweiten 
Teil  dieser  Abhandlung,  der  sich  mit  den  Maßnahmen  zur  Behebung  des 
Baumwollnotstandes  beschäftigt,  zu  berichten  sein. 

Die  bedeutendsten  Wandlungen  haben  nun  in  den  Zufuhren  der  neu- 
tralen Staaten,  zu  denen  ja  Italien  bis  Mai  1915  ebenfalls  gehörte,  statt- 
gefunden. Da  ist  überall  eine  zum  Teil  —  vgl.  Italien !  —  außerordent- 
liche Steigerung  zu  verzeichnen.  Die  Textilindustrien  dieser  Länder 
können  sich  aber  nicht  an  Umfang  von  heute  auf  morgen  vervielfältigen ; 
es  muß  daher  aus  den  Zahlen  geschlossen  werden,  daß  Deutschland 
auf  diesem  indirekten  Wege  sein  Minus  an  Rohbaumwolle  ausgeglichen 
hat.  Vollkommen  ist  Österreich  von  der  Rohstoffzufuhr  abgeschnitten 
gewesen.  Gesteigert  haben  Rußland  und  Japan  ihre  Abnalimen  des 
für  die  Munitionsherstellung  wichtigen  Rohmaterials. 

Ziehen  wir  nun  die  Gesamtbilanz,  so  würde  sich  folgende  Aufstellung 
ergeben : 

Tabelle  8. 
Übersicht   über   Gesamternte   und   Gesamtausfuhr  nebst   deren 
Werten     für     Rohbaumwolle     in     den     Vereinigten     Staaten     in 
den    Jahren    1914,  1913    und    1911^). 


Ernte  in  Ballen 
von  500  Pfd. 


Geschätzter  Wert 
der  Ernte 


Ausfuhr 
(inkl.  Linters) 

in  Ballen 
zu  500  Pfd. 


Wert  der  Ausfuhr 


1914 

1913 

1911 


16  134930 

14  156  486 

15  692  701 


720  080  000 

I  026  700  000 

869  690  000 


8  807  157 

9  521  881 
II  070  251 


376  217  972 
610  475  301 
565  849  271 


^)  Cotton  Production  a.  a.  O.  S.  9,  20  u.  78. 
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Die  Gesamternte  hat  demnach  1914  gegenüber  1911  einen  Wert- 
rückgang von  $  149  610  000,  und  gegenüber  dem  Vorjahre  einen  solchen 
von  $  306  620  000  erfahren.  Der  Ausfuhrwert  verminderte  sich  1914/15 
gegenüber  1911/12  um  189  631  299  Doli,  und  gegenüber  1913/14  um 
234  257  329  Doli. ! 

Parallel  mit  der  Zunahme  der  Ausfuhr  ging  nun  auch  eine  Steigerung 
des  Inlandverbrauches,  die  ihre  Erklärung  in  den  Aufträgen  für  Heeres- 
bedarf der  Alliierten  findet.  In  den  Vereinigten  Staaten  selbst  wurden 
verbraucht  monatlich: 

Tabelle  9. 
Monatlicher  I  n  1  an  d  s  v  e  r  b  r  a  u  ch   an   Rohbaumwolle  in  den   Ver- 
einigten   Staaten    in    den    Jahren    1914/15    und    1913/14    (Ballen). 


Monat 

1914/15 

1913/14 

Monat 

1914/15 

1913/14 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Jjmuar 

383  680 
414  864 
451  899 
420  706 
450  869 
467  862 

432  350 
442  435 
511  923 
456  356 
456  262 
517299 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

463  307 
524  867 
514  009 
493  798 
514655 
496  846 

455  231 
493  354 
499  646 
466  744 
446  145 
448  333 

Während  sich  die  Spinnereien  in  der  ersten  Hälfte  der  Saison,  infolge 
der  unsichem  Kriegslage  sehr  zurückhaltend  zeigten,  haben  sie  dann  in 
der  zweiten  Hälfte  ihre  Entnahmen  so  gesteigert,  daß  das  Gesamtergebnis 
günstiger  ist  als  im  letzten  Friedens]  ahr,  denn  die  Entnahme  der  Spinne- 
reien belief  sich  1914/15  auf  insgesamt  6  009  207  Ballen  gegenüber 
5884733  Ballen  im  Jahre  1913/14I). 

Eine  abschließende  Gesamtübersicht  über  das  Schicksal  der  Baum- 
wollernte incl.  Linters  der  Saison  1914/15  im  Vergleich  zu  früheren  Jahren 
gibt  endlich  Tabelle  10.  Sie  enthält  die  Daten  über  den  gesamten  unge- 
fähren Ertrag  der  Ernte,  ihren  Absatz  sowie  den  Vorrat  zu  Beginn  und 
Ende  der  Saison. 

Der  Kernpunkt  der  ganzen  Aufstellung  liegt  in  dem  Nachweis,  daß 
die  Saison  1914/15  mit  einem  nicht  vom  Markte  aufgenommenen  Über- 
schuß von  4  364  890  Ballen  abschloß,  während  in  normalen  Jahren  ein 
Rest  von  rund  i^  Mill.  Ballen  zu  bleiben  pflegt.  Dieser  außerordentlich 
große  Restbestand  kennzeichnet  am  besten  und  eindrucksvollsten 
die  Marktlage  der  ersten  Kriegssaison  und  faßt  in  einer  kurzen  Formel 
unsere  vorhergehenden  Ausführungen  zur  Entwicklung  des  amerikanischen 
Baumwollmarktes  unter  dem  Einfluß  des  europäischen  Krieges  zu- 
sammen. 


^)  Cotton  Production  a.  a.  O.  S.  74. 
^)  Cotton  Production  a.  a.  O.  S.  71. 
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Tabelle  10. 
Umfang     und     Verbrauch     der     Baumwollernte     (inkl.    Linters) 
in   den    Vereinigten    Staaten   in    den    Jahren    1915,    1914    und    1912^) 

(Ballen). 

a)  Umfang. 


1914/15 


1913/14 


1911/12 


Ungefähre  Ernte 

Vorrat  zu  Beginn  des  Jahres  . 
Entkörnte  Baumwolle    .... 


18  953  660 

1  577  448 

16  738  241 


16  492  408 

I  648  438 

14  290  320 


17  896  226 

I  375  031 

16  068  936 


b)  Verbrauch. 


1914/15 

1913/14 

1911/12 

\usfuhr 

8  544  563 

6  009  207 

35  000 

4  364  890 

8914  839 

5  884  733 

45  000 

I  647  836 

10  681  758 

Inlandsverbrauch 

Verbrannt   

5  367  583 
70  000 

Vorrat  am  Ende  des  Jahres  .  . 

I  776  885 

Bevor  wir  diesen  ersten  Teil  unserer  wirtschaftsgeschichtlichen 
Studie  abschließen,  müssen  wir  noch  eines  in  dieser  Zeit  erlassenen  wich- 
tigen Gesetzes  für  den  Baumwollbörsen-Handel  Erwähnung  tun.  Ge- 
rade in  den  ersten  Tagen  der  allgemeinen  Panik,  am  18.  August  1914, 
war  nach  Annahme  durch  den  Kongreß  und  den  Senat  und  nach  Unter- 
zeichnung durch  den  Präsidenten  Wilson  die  sog.  United  States  Cotton 
Futures  Act  — ■  die  Lever  Bill  —  Gesetz  geworden^). 

Das  21  §§  umfassende  Gesetz  gibt  genaue  Vorschriften  über  Inhalt  und 
Form  der  Kaufs-  und  Verkaufsverträge  für  zukünftige  Lieferung  amerikani- 
scher Baumwolle,  die  an,  amerikanischen  oder  zwischen  amerikanischen  und 
auswärtigen  Baumwollbörsen  geschlossen  werden.  Es  findet  auf  jeden  Ver- 
kaufsabschluß zwischen  physischen  wie  juristischen  Personen  Anwendung. 
{§  2).  Für  Verträge,  die  nicht  genau  den  Vorschriften  des  Gesetzes  entsprechen, 
wird  eine  Steuer  von  2  Cents  pro  Pfund  des  Abschlusses  erhoben:  §  3  „Jeder, 
an  irgendeiner  Börse,  Handelskammer  oder  ähnlichen  Institution  getätigte 
.Verkaufsabschluß'  in  Baumwolle  für  spätere  Lieferung  (Termingeschäft) 
unterliegt  einer  Gebühr  —  in  Form  einer  Verbrauchssteuer  —  von  2  Cents 
(2  Cts)  pro  Pfund  (Ibs.)  der  gehandelten  Menge"  und  §  11  ,,  Jeder  Auftrag, 
den  irgendeine  Person  in  den  Vereinigten  Staaten  erteüt  oder  zur  Erteüung 
direkt  oder  indirekt  übermittelt,  um  einen  Terminabschluß  von  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gewachsener  Baumwolle  an  irgendeiner  Börse,  Handels- 
kammer oder  ähnlicher  Geschäftsstelle  des  Auslandes  zu  bewirken,  unterliegt 
hiermit  einer  Steuer  von  2  Cents  pro  Pfund  (Ibs.)  der  gehandelten  Menge. 

^)  Cotton  Production  a.  a.  O.  S.  62. 

")  Vgl.  dazu  Deutsches  Baumwollhandbuch;  herausgeg.  von  R.  C.  Stempel, 
Bremen  1915.    S.  201  ff. 
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Diese  Steuer  ist  jedoch  nicht  zu  erheben,  falls  der  betreffende  Abschluß  die 
Bestimmungen  des  §  5,  Absatz  i,  2,  3,  4,  5,  6  oder  alle  Vorschriften  des  §  la 
umfaßt.  Hierbei  ist  gestattet,  daß  die  in  Frage  kommende  Gewichtsmenge  in 
Kilogramm  anstatt  in  Pfund  (Ibs.)  ausgedrückt  wird". 

Ein  gültiges  von  den  Auflagen  der  §§3  und  11  befreites  Termingeschäft 
liegt  nun  nach  §  5  des  Gesetzes  vor,  wenn  der  Verkaufsabschluß  schriftlich 
und  unter  Aufzählung  aller  einzelnen  Bedingungen  des  Abschlusses  ausge- 
fertigt wird  (§  4),  wenn  ferner  die  Grundklasse  der  zu  liefernden  Baum- 
wolle, die  bestimmten  vom  Ackerbauamt  aufgestellten  Standards  entsprechen 
muß,  aufgeführt  wird.  Soll  eine  andere  als  die  ausbedungene  Grundklasse 
geliefert  werden,  ,,so  sollen  als  Klassendifferenzen,  entweder  über  oder  unter 
dem  Kontraktpreis,  welche  der  Empfänger  zu  zahlen  hat,  die  zu  der  be- 
treffenden Zeit  tatsächlich  herrschenden  Wertunterschiede  (Commercial 
Differences)  gelten"  (Abs.  4).  Im  Absatz  5  werden  dann  diejenigen  Merk- 
male aufgeführt,  die  die  Baumwolle  wegen  schlechter  Beschaffenheit 
vom  Termingeschäft  überhaupt  ausschließen:  Unregelmäßigkeit,  Kürze, 
schlechte  Beschaffenheit  der  Faser.  Der  nächste  Absatz  schreibt  dem  Ver- 
käufer eine  Lieferungsankündigung  vor,  und  zwar  muß  diese  am  fünften  Tage 
vor  der  Ablieferung  schriftlich  geschehen.  Der  letzte  Absatz  7  überträgt  bei 
Meinungsverschiedenheiten  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  dem  Ackerbau- 
sekretär das  Schiedsamt.  ,,In  jedwedem  Streitfall,  der  ihm  gemäß  Abs.  7 
unterbreitet  wird,  hat  seine  Entscheidung als  prima  facie-Befund  be- 
treffs der  wirklichen  Qualität,  Klasse  oder  Stapellänge  der  betreffenden  Baum- 
wolle bei  allen  Prozessen  zwischen  den  Beteiligten  oder  ihren  Anwälten 
(Privy)  in  den  Gerichten  der  Vereinigten  Staaten  Geltung".  Die  §§  6 — 8 
regeln  die  Festsetzung  der  in  §  5,  Abs.  4  erwähnten  Commercial  Differences. 
,,Die  Wertunterschiede  richten  sich  nach  den  .Commercial  Differences', 
welche  am  sechsten  Geschäftstage  vor  dem  laut  §  5,  Abs.  6  fixierten  Ab- 
lieferungstage an  dem  Markte  herrschen,  wo  der  betreffende  Abschluß  statt- 
fand, falls  solch  ein  Markt  als  bona  fide  Lokomarkt  gilt.  Sollte  das  nicht  der 
Fall  sein,  so  richten  sich  die  .Commercial  Differences'  nach  dem  Durchschnitt 
der  entsprechenden,  wirklich  herrschenden  Differenzen,  welche  an  nicht 
weniger  als  fünf  Lokomärkten  an  dem  bezüglichen  Tage  notiert  wurden". 
(§6).  Von  Zeit  zu  Zeit  hat  der  Ackerbausekretär  derartige  bona  fide  Loko- 
märkte  zu  bezeichnen.  Ein  solcher  typischer  Markt  muß  die  Vorbedingung 
erfüllen,  daß  auf  ihm  ,, Lokoware  in  einem  Umfange  und  unter  solchen  Be- 
dingungen gehandelt  wird,  daß  der  Wert  von  offizieller  Middling-BaumwoUe 
und  solcher  der  übrigen  offiziellen  Klassen  genau  erkannt  werden  kann" 
(§  8). 

Der  §  9  enthält  die  Bestimmungen  über  die  vom  Ackerbausekretär  auf- 
zustellenden Baumwollstandards.  Sie  müssen  so  gestaltet  sein,  daß  Quahtät 
und  Wert  der  Baumwolle  ,, sowohl  nach  Klasse,  Länge  und  Stärke  des  Stapels, 
Farbe,  als  auch  sonstiger  Eigenschaften  beurteilt  und  festgestellt  werden  kann, 
soweit  dies  auf  Grund  von  Standards  möglich  ist".  Die  Typen  sind  von  Zeit 
zu  Zeit  zu  revidieren  und  an  die  Interessenten  sind  den  offiziellen  Standards 
entsprechende  Arbeitsstandards  abzugeben.   Für  andere  als  nach  §  5  getätigte 
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Verkäufe  enthält  der  §  lo  Befreiungs Vorschriften  von  der  Steuerauflage  des 
§  3.  Es  heißt  da:  „Keine  Besteuerung  findet  bei  den  unter  §  3  erwähnten  Ver- 
käufen statt,  falls  dieselben  folgenden  Bedingungen  entsprechen: 

1.  Die  im  Anschluß  an  dieses  Gesetz  erlassenen  Regeln  und  Vorschriften 
sind  zu  befolgen. 

2.  Klasse,  Type,  Muster  oder  Beschreibung  der  betreffenden  Baumwolle, 
sowie  Kaufs-  oder  Verkaufspreis  pro  Pfund  (Ibs.)  sind  anzugeben,  ferner  das 
Datum  des  Vertrages  und  die  Zeit,  in  welcher  die  Verschiffung  oder  Lieferung 
der  Baumwolle  stattzufinden  hat. 

3.  Nur  Baumwolle  gemäß  oder  innerhalb  der  in  dem  Vertrage  ange- 
führten Beschreibung  nach  Klasse,  Type  oder  Muster  ist  zu  liefern,  während 
Baumwolle,  welche  dieser  Beschreibung  nicht  entspricht,  nicht  gegen  den 
betreffenden  Abschluß  angedient  oder  geliefert  werden  darf. 

4.  Die  Ablieferung  darf  nicht  durch  set-offs  oder  ring-settlements  bewirkt 
werden,  sondern  nur  durch  die  wirkliche  Transferierung  von  Baumwolle  der 
vorgeschriebenen  Art. 

Die  erste,  dritte  und  vierte  obiger  Bedingungen  gelten  als  völlig  einbe- 
schlossen, falls  in  dem  betreffenden  Abschluß  bei  oder  vor  der  Zeichnung  des- 
selben oder  des  Memorandums  der  Satz  vermerkt  wird:  «Gemäß  §  10  des 
Baum woUtermin- Gesetzes  der  Vereinigten  Staaten.» 

Dieses  Gesetz  darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  als  besteuere  es  irgendeinen 
Verkauf  von  effektiver  Baumwolle.  Dieser  Paragraph  (§  10)  ist  nicht  so  aus- 
zulegen, als  beziehe  er  sich  auf  gemäß  §  5  gehandelte  Verkaufsabschlüsse". 
Die  §§  12 — 18  geben  dann  steuertechnische  und  Straf  Vorschriften  für  die 
Steuerhinterziehung,  die  ziemlich  drakonischer  Natur  sind.  Die  Hinter- 
ziehung oder  der  Versuch  einer  solchen  wird  mit  Geldstrafe  von  nicht 
unter  100  Doli,  bis  20  000  Doli,  belegt,  außerdem  kann  auch  Gefängnis 
von  60  Tagen  bis  3  Jahren  erkannt  werden.  ,, Außer  den  angeführten  Strafen 
wird  hiermit  für  jede  einzelne  Verletzung  dieses  Gesetzes  eine  Geldstrafe 
in  Höhe  von  $  2000  verfügt,  welche  im  Wege  eines  seitens  der  Vereinigten 
Staaten   als    Kläger   anzustrengenden  Verfahrens   einzutreiben  ist"   (§  16). 

Entrichtet  wird  die  Steuer  durch  Stempelmarken,  die  auf  den  Abschlüssen 
anzubringen  und  zu  entwerten  sind  (§  12).  Entspricht  ein  Geschäftsabschuß 
weder  der  Vorschrift  der  Schrifthchkeit  des  §  4  noch  der  eben  erwähnten  des 
§  12  über  Anbringung  der  Stempelmarke,  so  ist  er  an  den  Gerichten  der  Ver- 
einigten Staaten  nicht  einklagbar  (§  13). 

Das  Lever- Gesetz  wollte  die  reinen  Spekulationsgeschäfte  unter- 
binden und  das  Termingeschäft  auf  eine  feste  Basis  stellen.  Es  begegnete 
von  Anfang  an  in  den  Kreisen  der  amerikanischen  wie  der  auswärtigen 
Baumwollinteressenten  einer  scharfen  Kritik  und  allgemeinen  Ablehnung. 
Die  Baumwollfirma  Knoop  &  Fabarius  in  Bremen  schrieb  in  ihrem 
Baumwollbericht  vom  12.  September  1914  geradezu:  ,, Damit  ist  das 
Schicksal  des  New  Yorker  Baumwollterminmarktes  wohl  besiegelt".  Die 
Kritik  knüpfte  ausnahmslos  an  die  Vorschriften  des  §  11  an,  der  die  nicht 
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den  Bestimmungen  der  Lever  Bill  entsprechenden  zwischen  amerika- 
nischen und  auswärtigen  Baumwollbörsen  abgeschlossenen  Zeitgeschäfte 
mit  einer  Steuer  von  2  Cents  pro  Pfund  belegte.  Man  befürchtete  davon 
eine  völlige  Vernichtung  des  Terminhandels  zwischen  Liverpool  und 
New  York,  da  man  die  Engländer  nicht  zwingen  könne,  sich  den  Be- 
dingungen des  amerikanischen  Baum  wollt  ermingesetzes  zu  fügen. 

Sechs  Monate  nach  Gesetzwerdung  trat  dann  die  Lever  Bill  am 
18.  Februar  1915  in  Kraft.  Man  klärte  die  unsichere  Sachlage  einiger- 
maßen zunächst  dadurch,  daß  man  die  bestehenden  alten  Kontrakte 
den  Vorschriften  des  neuen  Gesetzes  anpaßte  und  ,,neue  Kontrakte" 
schuf,  die  der  Besteuerung  des  §  3  nicht  unterlagen.  Die  Agitation  gegen 
das  Termingesetz  nahm  jedoch  ihren  Fortgang.  Am  13.  Oktober  1915 
wurde  es  durch  Richterspruch  wegen  Formfehlers  für  ,,unkonstitutioneir' 
erklärt,  da  es,  obwohl  ein  Steuergesetz,  vom  Senat  und  nicht  vom  Re- 
präsentantenhause ausgegangen  sei^).  Die  Bundesregierung  brachte 
dann  das  Gesetz  von  neuem  vor  die  Volksvertretung,  und  nach  Zustim- 
mung durch  Kongreß  und  Senat  ist  am  i.  August  1916  die  neue  Lever 
Bill  durch  Unterzeichnung  vom  Präsidenten  der  Union  Gesetz  geworden. 
In  Kraft  ist  das  Baumwolltermin- Gesetz  der  Vereinigten  Staaten  seit 
dem  I.  September  1916.  Es  unterscheidet  sich  von  dem  alten  Gesetz 
durch  die  Streichung  des  §  11 2).  Somit  unterliegen  die  Terminabschlüsse 
zwischen  amerikanischen  und  auswärtigen  Börsen  nicht  den  Vorschriften 
des  Termingesetzes.  Für  den  Terminhandel  an  den  amerikanischen 
Börsen   selbst    hingegen   sind   die   Bestimmungen   die   alten   geblieben. 

^)  Journal  of  Commerce,  14.  Oktober  1915. 

2)  Financial  Chronicle,  2.  September  1916.  * 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 


Rußlands  Kampfgesetze  gegen  den  Aktien- 
besitz feindlicher  Ausländer. 


Von 

A.  V.  Vogel,  Kiel. 


Nachdem  die  hauptsächlichste  Arbeit  zur  Entrechtung  feindlicher 
Ausländer  in  Rußland  annähernd  restlos  verrichtet  schien  und  in  letzter 
Zeit  zumeist  nur  noch  von  dieser  oder  jener  Modifikation  im  Rahmen 
des  bereits  geförderten  Kontingents  von  Kampfgesetzen  zu  hören  war, 
sind  dort  neuerdings  gegen  den  Aktienbesitz  feindlicher  Ausländer  Ver- 
ordnungen erlassen  worden  (und  teilweise  noch  im  Stadium  der  Gesetz- 
werdung  begriffen),  die  sich  wieder  zu  außerordentlicher  Wucht  und 
Schärfe  erheben  und  vornehmlich  deutsche  Interessen  in  empfind- 
lichster Weise  treffen.  Die  deutsche  Tagespresse  hat  hierüber  zahlreiche 
Mitteilungen  gebracht,  die  indessen  in  ihrer  Gesamtheit  keine  schlüssigen 
Folgerungen  auf  den  tatsächlichen  Sachverhalt  zulassen.  Es  erscheint 
daher  dringend  geboten,  daß  man  sich  über  den  Umfang  und  die  Bedeu- 
tung dieser  neuesten  Maßnahmen  der  russischen  Regierung  tunlichst 
an  der  Hand  einwandfreier  russischer  Quellen  unterrichtet.  Als  solche 
kommen  für  aktuelles  Nachrichtenmaterial  in  erster  Linie  das  amtliche 
Organ  des  russischen  Finanz-  und  Handelsministeriums,  der  ,,Westnik 
Finanssow,  Torgowli  i  Promyschlennosti",  sowie  die  halbamthche  „Tor- 
gowo-Promyschlennaja  Gaseta"  in  Betracht,  deren  Angaben  den  folgen- 
den Ausführungen  in  der  Hauptsache  zu  Grunde  gelegt  worden  sind. 

Den  Ausgangspunkt  für  die  Vorarbeiten  zu  den  jetzt  vorliegenden 
Verordnungen  gegen  den  Aktienbesitz  feindlicher  Ausländer  bildet  die 
Einsetzung  einer  interministeriellen  Kommission  beim  Ministerium  für 
Handel  und  Industrie  am  3./16.  Dezember  1914.  Dieser  Kommission 
fiel  die  Aufgabe  zu,  den  Umfang  der  Beteiligung  des  feindlichen  Aus- 
landes an  handelsindustriellen  Unternehmungen  in  Rußland  zu  er- 
mitteln i).  Die  Untersuchungen  der  Kommission  ergaben,  daß  von  den 
zu  jener  Zeit  in  Rußland  tätigen  ca.  2000  Aktiengesellschaften  etwa  die 

^)  „Westnik  Finanssow",  Petersburg,  No.  32  vom  9.  August  1915. 
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Hälfte  in  dieser  oder  jener  Form  finanziell  unter  dem  Einfluß  des  feind- 
lichen Auslands  steht.  Ferner  glaubte  die  Kommission,  die  Höhe  des 
in  russischen  Industrie-Unternehmungen  investierten  deutschen  Kapitals 
mit  annähernd  143  Mill  Rbl.  (gegenüber  308  Mill.  Rbl.  französischen, 
230  Mill.  Rbl.  belgischen  und  201  Mill.  Rbl.  englischen  Kapitals)  einiger- 
maßen zutreffend  angeben  zu  können^).  Des  weiteren  meinte  die  Kommis- 
sion ermittelt  zu  haben,  daß  viele  Aktien  feindlicher  Ausländernach  Kriegs- 
ausbruch durch  Scheinübertragungen  an  Russen  und  neutrale  Ausländer 
übergegangen  sind  und  brachte  verschiedene  Maßnahmen  in  Anregung, 
die  auf  eine  Beschränkung  des  Veräußerungsrechts  von  Aktien  feind- 
licher Ausländer  hinausliefen,  in  den  beteiligten  Bank-  und  Börsen- 
kreisen aber,  sowie  auch  beim  Industrie-  und  Handelstag  in  Petersburg 
auf  entschiedene  Ablehnung  stießen^). 

Das  von  der  Kommission  gesammelte  Material  gelangte  von  hier 
an  den  Ministerrat,  und  dieser  unterbreitete  daraufhin  dem  Zaren  einen 
Gesetzentwurf  zur  Annahme,  mit  Welchem  dem  Ministerrat  für  die  Kriegs- 
dauer anheimgegeben  wird:  Aktiengesellschaften,  die  in  Rußland  nach 
russischen  Gesetzen  errichtet  wurden,  nach  Ermessen  des  Ministerrats 
entweder:  i)  unter  besondere  Zwangsverwaltung  zu  stellen,  oder  2)  mit 
der  Maßgabe  aufzulösen,  daß  das  Gesellschaftsunternehmen,  tunlichst 
ohne  Betriebunterbrechung,  in  nichtfeindlichen  Besitz  übergeht,  oder 
endlich  3)  unter  Schließung  des  Gesellschaftsunternehmens  zu  liqui- 
dieren^). 

Dieser  Entwurf  (Ministerratsbeschluß)  wurde  vom  Zaren  am  i.  /14.  Juli 
1915  angenommen  und  damit  auf  Grund  von  Art.  87  der  russischen  Grund- 
gesetze (d.  i.  im  Verordnungswege)  zum  Gesetz.  (Ssobränije  usakonenij 
i  rasporjashenij  prawiteljstwa- Sammlungen  von  Gesetzen  und  Ver- 
ordnungen der  Regierung  =  1915.  Abt.  I.  No.  205,  Art.  1609).  Wie  fast, 
alle  russischen  Kampf gesetze,  zeichnet  sich  auch  dieses  nicht  eben  gerade 
durch  präzise  Ausdi'ucksweise  aus  und  läßt  der  Auslegung  breiten  Spielraum. 
In  der  Begründung  zum  Entwurf  wird  ausgeführt,  daß  das  Gesetz  nur  auf 
solche  russische  Aktiengesellschaften  Anwendung  finden  soll,  an  denen 
feindesländisches  Kapital  in  erhebhchem  Umfange  beteiligt  ist,  und  daß 

^)  Vgl.  auch:  „Deutscher  Außenhandel",  Berün,  Handelsvertrags  verein,  vom  20.  April 
1916.  S.  50.  —  Sartorius  Frhr.  von  Waltershausen,  „Das  Ausland- 
kapital während  des  Krieges",  Berlin  1915.  Georg  Reimer.  S.  43  nimmt  demgegenüber 
an,  daß  seit  1904  bis  zum  Kriegsausbruch  an  deutschem  Kapital  146,8  Mill.  Mk.  in  rus- 
sischen Industrieaktien,  49,9  Mill.  Mk.  in  russischen  Industrieobligationen,  344,1  Mill.  Mk. 
in  russischen  Bankaktien,  410,2  MiU.  Mk.  in  russischen  Eisenbahnobligationen  angelegt 
worden  sind.  Vgl.  „Promyschlennostj  i  Torgowlja",  Petersburg,  No.  5  vom  4./17.  Febr.  1917. 

^)  Vgl.  „MateriaUen  zum  Russischen  Handelskrieg  gegen  Deutschland".  Berhn  1915., 
Handelsvertragverein,  Nachtrag  I,  S.  3. 

*)  Vgl.  „Shxirnal  Ministerstwa  Justizii".     Petersbiurg  1915,  September. 


Rußlands  Kampfgesetze  gegen  den  Aktienbesitz  feindlicher  Ausländer.  22Q 

die  Absicht  besteht,  die  Auflösung  einer  Gesellschaft  nur  in  denjenigen 
Fällen  zu  beschließen,  wenn  ihr  Fortbestehen  für  das  russische  Staats- 
interesse ,, gefahrdrohend"  erscheint i).  Ist  das  betreffende  Unternehmen 
hierbei  für  die  russische  Produktion  von  Bedeutung,  so  soll  es  dem  Lande 
erhalten  bleiben.  Aufgelöst  wird  in  solchem  Falle  nur  die  Gesellschaft, 
während  das  Unternehmen  selbst,  möglichst  ohne  Betriebsstörung,  in 
russische  Hände,  bzw.  an  verbündete  oder  neutrale  Ausländer  über- 
eignet werden  soll  2). 

In  demjenigen  Teil,  der  die  Auflösung  einer  Gesellschaft  ohne  Ein- 
stellung des  von  ihr  betriebenen  Unternehmens  behandelt,  richtet  sich 
das  Gesetz  vom  1./14.  Juli  1915  seinem  Sinn  nach  also  ausschließlich 
gegen  das  in  russischen  Aktiengesellschaften  investierte  feindesländische 
Aktienkapital,  welches  auf  diese  Weise  zwangsweise  ausgeschieden  werden 
soll,  ohne  daß  das  Unternehmen  selbst  zu  bestehen  aufhört. 

Auf  Grund  des  besprochenen  Gesetzes  stellte  der  Ministerrat  zu- 
nächst die  beiden  sehr  bedeutenden  russischen  elektrischen  Aktien- 
unternehmungen ,, Gesellschaft  für  elektrische  Beleuchtung  vom  Jahre 
1886"  und  ,,Elektroperedatscha"  (Eiektrizitätslieferung),  Petersburg  und 
Moskau,  unter  Zwangsverwaltung,  ohne  einstweilen  weitere  Maßnahmen 
gegen  dieselben  zu  verfügen*).  Es  sollte  eine  Probe  auf  die  praktische 
Durchführbarkeit  des  Gesetzes  sein.  Nach  geraumer  Zeit  folgten  dann 
zahlreiche  andere  russische  Aktiengesellschaften,  wie  Philipp  Holzmann 
&  Co.,  Hoch-  und  Tiefbauten,  Petersburg,  Montanindüstriegesellschaft 
,,Tetiuhe",  Ostsibirien,  Chemische  Fabrik  Friedrich  Bayer  &  Co.,  Moskau, 
Gustav  Sievers,  Petersburg,  Hugo  Stinnes,  Petersburg,  Arthur  Koppel, 

^)  „Westnik  Finanssow",  Petersburg,  vom  9.  August  1915. 

-)  Durch  Allerhöchst  bestätigten  Ministerratsbeschluß  vom  23. /s-  Oktober  1916  ist 
das  Gesetz  vom  1./14.  Juli  1916  auf  alle  in  Rußland  konzessionierten  ausländischen  Ge- 
sellschaften und  auf  Einzelimternehmungen  ausgedehnt  worden.  „Ukasätelj  praw.  ras- 
poyashdnij  po  Min.  Fin.  i.  Min.  Torg.  i  Prom.  Beilage  zum  „Westnik  Finanssow",  Peters- 
burg, vom  6./19.  November  1916. 

^)  Erst  neuerdings,  nachdem  das  Schicksal  der  beiden  Gesellschaften  lange  Zeit  im 
Ungewissen  schwebte,  ist  ihre  Liquidation  angeblich  endgültig  vom  Ministerrat  beschlossen 
worden.  An  Stelle  der  zu  liquidierenden  Gesellschaften  sollen  2  neue  Gesellschaften  ge- 
gründet werden.  Als  Gründer  der  neuen  Gesellschaften  figuriert  der  Minister  für  Handel 
und  Industrie.  Das  Grundkapital  der  neuen  „Gesellschaft  für  elektrische  Beleuchtung 
vom  Jahre  1886"  wird  (entgegen  einer  früheren  amtlichen  Schätzung  des  Gesellschafts- 
vermögens von  70  Mill.  Rbl.)  auf  nur  50  Mill.  Rbl.  bemessen  vmd  in  100  000  Aktien  zu  je 
500  Rbl.  Nennwert  zerlegt.  Hiervon  erwirbt  der  Staat  35 — 45  000  Stück.  Die  Städte 
Petersburg  und  Moskau  sind  berechtigt,  je  etwa  12  500  und  17  000  Aktien  zu  erwerben. 
Für  den  Rest  bleiben  die  bisherigen  nicht  feindlichen  Aktionäre  bezugsberechtigt.  Ahnhch 
soll  mit  der  Gesellschaft  „Elektroperedatscha"  verfahren  werden;  vgl.  „Russkoje  Slowo", 
Moskau,  vom  12. /25.  Januar  1917.  Es  darf  angenommen  werden,  daß  hiermit  noch  nicht 
das  letzte  Wort  in  Angelegenheiten  der  beiden  Gesellschaften,  an  denen  das  neutrale  Aus- 
land, insonderheit  die  Schweiz,  erheblich  als  Aktionär  beteiligt  ist,  gesprochen  wurde. 
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Petersburg  und  Moskau,  Newa-Papierfabriken,  Petersburg,  Ruberoid, 
Petersburg,  Vereinigte  Kabelwerke,  Petersburg,  Siemens  &  Halske,  Peters- 
burg, Siemens- Schuckert,  Petersburg,  Allgemeine  Elektrizitätskompagnie, 
Petersburg,  Zuckerwarenfabrik  Einem,  Moskau,  Bierbrauerei  Wald- 
schlößchen, Riga,  Gelsenkirchener  Bergwerk sgesellschaft,  Kaukasus, 
Russische  Schwarzmeer- Seilfabriken,  Odessa^),  u.  a.  m. 

Zur  Ausübung  der  Zwangs  Verwaltung  wird  vom  Ministerrat  für  jede 
Gesellschaft  ein  besonderer  Verwaltungsrat  ernannt.  Dieser  setzt  sich 
meist  aus  Vertretern  der  verschiedenen  Ressorts,  (der  Ministerien  usw., 
je  nach  dem  Gegenstande  des  Unternehmens)  und  aus  einzelnen  Mit- 
ghedern  der  Oberleitung  der  unter  Zwangsverwaltung  gestellten  Aktien- 
gesellschaft zusammen.  Für  jeden  Fall  erfolgt  die  Festsetzung  einer  be- 
sonderen Ordnung  (sogenannte  „Regeln"),  worin  die  Befugnisse  des  be- 
sonderen Verwaltungsrats  aufgezählt  werden  und  vorgeschrieben  wird, 
in  welcher  Weise  mit  dem  gegebenen  Aktienunternehmen  zu  verfahren  ist. 
Handelt  es  sich  außer  der  Zwangsverwaltung  um  die  nachfolgende  Auf- 
lösung der  Gesellschaft,  so  bestimmen  die  „Regeln",  wie  diese  vorzuneh- 
men ist.  Da  die  meisten  russischen  Aktiengesellschaften  für  die  Landes- 
verteidigung oder  die  Produktion  des  Landes  von  Bedeutung  sind,  und 
das  Fortbestehen  ihrer  Unternehmungen  daher  wünschenswert  ist,  so 
wird  dem  besonderen  Verwaltungsrat  fast  regelmäßig  zur  Bedingung 
gemacht,  für  die  ununterbrochene  Aufrechterhaltung  des  Betriebes 
Sorge  zu  tragen.  Er  hat  femer  eine  Bilanz  für  den  Tag  der  Geschäfts- 
übernahme aufzustellen,  und  danach  die  Abschätzung  des  ,, effektiven 
Wertes  des  Unternehmens  im  Betrieb"  zu  bewirken.  Sodann  soll  der 
Verkauf  des  gesamten  Besitzes  der  Gesellschaft  an  nichtfeindliche  Inter- 
essenten bewirkt  werden  mit  der  Auflage,  daß  „der  Betrieb  des  Unter- 
nehmens ununterbrochen  fortgeführt  wird".  Aus  dem  Erlös  sind  die 
Gläubiger  der  Gesellschaft  voll  zu  befriedigen,  bzw.  sicherzustellen, 
worauf  der  Rest  unter  die  Aktionäre  nach  Maßgabe  ihrer  Anteile  zur 
Verteilung  gelangt,  Beträge,  die  feindlichen  Ausländern  zustehen, 
an  den  Sonderfond  bei  der  Reichsbank  abzuführen  sind.  Schließlich  hat 
der  besondere  Verwaltungsrat  über  die  ausgeführte  Liquidation  Rechen- 
schaft abzulegen^). 

Dies  ist  etwa  das  Schema,  wie  es  zumeist  vom  Ministerrat  den  ein- 
zelnen Vorschriften  an  die  besonderen  Verwaltungen  für  die  Liquidation 
von  russischen  Aktiengesellschaften  gemäß  dem  Gesetz  vom  i.  /14.  Juli 
zugrunde  gelegt  wird.    Die  Urheber  dieses  Gesetzes  sind  im  Ministerium 

^)  „Westnik  Finanssow"  Petersburg,  No.  i — 8,  1917;  vgl.  femer  „Kriegswirtschaft- 
liche Nachrichten"  aus  dem  Institut  für  Seeverkehr  u.  Weltwirtschaft  in  Kiel,  Abt.  I, 
No.  63,  71,  76,  92,  103,  105,  110,  117,  126  u.  134. 

2)  „Westnik  Finanssow",  Petersburg,  ibidem. 
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für  Handel  und  Industrie  zu  suchen,  als  letzteres  noch  unter  dem  Ein- 
fluß des  ehema.ligen  Handelsministers  Timirjäsew  stand.  Das  Gesetz 
erstrebt  die  Ausschaltung  des  feindesländischen  (deutschen)  Aktienbe- 
sitzes aus  solchen  russischen  Aktiengesellschaften,  in  denen  dieser  Besitz 
erheblich  ist.  Nur  in  vereinzelten  Fällen,  wenn  das  Unternehmen  der 
Aktiengesellschaft  für  russische  Landesinteressen  bedeutungslos  ist, 
soll  nicht  nur  die  Gesellschaft  als  solche  zu  bestehen  aufhören,  sondern 
auch  der  Betrieb  geschlossen  werden.  Es  bleibt  immerhin  anzuerkennen, 
daß  der  Grundsatz  der  Gleichheit  der  Aktionäre  bei  diesem  Gesetz  ge- 
wahrt bleibt,  da  das  Verfahren  bei  der  Auflösung  der  Gesellschaft  die  Aus- 
zahlung aller  Aktien  pro  rata  vorsieht.  Gerade  hierin  liegt  eine  nicht  zu 
unterschätzende  Gewähr  dafür,  daß  der  Gesellschaftsbesitz  beim  Ver- 
kauf nicht  verschleudert  wird,  weil  jeder  Verlust  mit  den  feindlichen 
auch  zugleich  die  russischen  Und  sonstigen  Aktionäre  treffen  muß.  Bei 
seiner  praktischen  Durchführung  stieß  das  Gesetz  vom  1./14.  Juli  1915 
unter  anderem  eben  gerade  auch  aus  diesem  Grunde  auf  außerordentliche 
Schwierigkeiten.  Allerdings  sind,  wie  oben  bereits  erwähnt  wurde,  zahl- 
reiche russische  Aktiengesellschaften  unter  Zwangsverwaltung  gestellt 
worden,  viele  von  ihnen  sollen  aufgelöst,  ihr  Besitz  unter  Fortführung 
des  Betriebes  verkauft  werden ;  restlos  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  i.  /14. 
Juli  1917  durchgeführt  ist  aber  bisher,  soweit  die  russische  Presse  aus- 
weist und  es  sich  hierbei  um  die  Auflösung  einer  Gesellschaft  unter 
Fortbestehen  des  Betriebes  handelt,  noch  kein  einziger  Fall.  Ursache 
hiervon  ist  auch  der  Organisationsprozeß,  welcher  neuerdings  in  der 
russischen  Industrie  wahrzunehmen  ist  und  im  Zusammenschluß  und 
der  Vertrustung  ganzer  Zweige  des  wirtschaftlichen  Lebens  seinen  Aus- 
druck findet,  indem  er  auf  die  Verkaufskonjunktur  und  Entwicklungs- 
möglichkeit gewisser  industrieller  Betriebe  drückt  und  auf  dem  Markt 
der  Kaufinteressenten  oft  eine  Verödung  bewirkt,  der  gegenüber  der 
schwerfällige  Apparat  der  amtlichen  Zwangsverwaltung  ratlos  ist^). 
Hierzu  kommt,  daß  die  meisten  Industrie- Aktiengesellschaften  Ruß- 
lands mit  Fortschreiten  des  Krieges  ganz  außerordentlich  hohe  Gewinn- 
ergebnisse aufzuweisen  begannen,  daß  die  Aktienwerte  infolgedessen 
erheblich  stiegen  und  meist  nur  dort  in  ihrer  Aufwärtsbewegung  gehemmt 
wurden,  wo  eine  Zwangsverwaltung  bestand,  wodurch  die  Interessen 
der  russischen  und  nichtfeindhchen  Mitaktionäre  geschädigt  wurden^). 
Angesichts  der  geschilderten  Sachlage  begann  sich  unter  dem  Nach- 
folger Timirjäsews  in  der  Leitung  des  Handelsministeriums  und  insbe- 
sondere auch  unter  der  Beeinflussung  des  Finanzministers  Bark  an  den 


^)  „Denj",  Petersburg,  vom  10./23.  Oktober  191% 

2)  Vgl.  „Weltwirtschaftüches  Archiv",  10.  Bd.,  Heft  i,  S.  57*. 
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maßgebenden  Stellen  sehr  bald,  eine  Sinnesändeiting  hinsichtlich  der 
Politik  bemerkbar  zu  machen,  die  dem  deutschen  Aktienbesitz  gegenüber 
eingeschlagen  werden  soll.  So  wurde  z.  B.  vom  ,, Sonderkomitee  zur 
Bekämpfung  der  deutschen  Vorherrschaft",  welches  beratende  Zentral- 
stelle für  alle  Regierungsmaßnahmen  gegen  deutsche  Interessen  ist, 
in  Anregung  gebracht,  bei  den  russischen  Elektrizitätsgesellschaften, 
an  denen  deutsches  Kapital  besonders  stark  beteiligt  ist,  dergestalt  zu 
verfahren,  daß  die  Inhaberaktien  gegen  Namensaktien  ausgetauscht 
werden,  wobei  nur  nichtfeindliche  Aktionäre  umtauschberechtigt  sein 
sollen,  die  Inhaberaktien  feindlicher  Aktionäre  dagegen  vom  Staat  zum 
Nennwert  angekauft  werden^).  Hiermit  war  bereits  die  Richtung  vorge- 
zeichnet, in  welcher  sich  die  Bestrebungen  der  russischen  Regierung 
zur  Ausschaltung  des  deutschen    Aktienbesitzes    weiter    fortbewegten. 

Wesentlich  beschleunigt  wurde  die  Entwicklung  dieser  Bewegung 
durch  das  Interesse,  welches  die  russische  Öffentlichkeit  den  in  fast  allen 
Zweigen  der  Industrie  und  des  Handels  rapide  sich  mehrenden  Kapitals- 
erhöhungen von  Aktiengesellschaften  entgegenbrachte.  Es  entstand  die 
Frage,  ob  denn  feindliche  Aktionäre  bei  Neuemissionen  auch  auf  den  Be- 
zug der  jungen  Aktien  berechtigt  sein  sollen  ?  Natürlich  fehlte  es  nicht 
an  Versuchen,  ihnen  dieses  Recht  auf  Grund  der  russischen  Gesetze 
streitig  zu  machen.  Unter  den  zahlreichen  russischen  Aktiengesellschaften, 
die  in  letzter  Zeit  Kapitalserhöhungen  vornahmen,  hatte  z.B.  dicNaphtha- 
produktionsgesellschaft  Gebrüder  Nobel  als  erste  und  bisher  einzige^) 
die  Aktionäre  feindlicher  Staatsangehörigkeit  durch  Generalversamm- 
lungsbeschluß vom  Bezugsrecht  auf  ihre  jungen  Aktien  ausgeschlossen 
(vgl.  das  Inserat  der  Gesellschaft  im  russischen  Regierungsanzeiger  = 
,,Prawiteljstwenny  Westnik"  — Petersbufg,  vom  4./i7-  Dezember  1917). 
3911  Stück  bei  der  Neuemission  nicht  bezogener  junger  Aktien,  die  ver- 
mutlich in  der  Hauptsache  auf  deutsche  Inhaber  alter  Aktien  entfallen 
wären,  wurden  neuerdings  in  einem  weiteren  Inserat  der  Nobel- Gesell- 
schaft (vgl.  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  17. /30, 
Januar  1917)  den  bisherigen  Aktionären,  soweit  sie  nicht  feindliche  Aus- 
länder sind,  ergänzungsweise  angeboten,  um  nach  Ablauf  einer  festge- 
setzten Frist  (8./21.  Februar  1917)  zwischen  den  Interessenten  im  Ver- 
hältnis zur  Bezugsanmeldung  verteilt  zu  werden.  Die  Gesellschaft  Ge- 
brüder Nobel  hatte  hiermit  einen  Weg  beschritten,  für  den  sich  im  russi- 
schen Gesetz  keine  ausreichenden  Stützpunkte  finden  lassen. 

Die  Satzungen  der  russischen  Aktiengesellschaften,  welche  durch  den 
Zaren  von  Fall  zu  Fall  Allerhöchst  sanktioniert  werden  und  (  am't  Ge- 

^)  ,, Russkoje  Slowo",  Moskau,  vom  10./23.  Oktober  1916. 

2)  Neuerdings  ist  ihr  die  Petersburger  Internationale  Handelsbank  darin  gefolgt. 
„Nowoje  Wremja",  Petersburg,  vom  15. /aS.  März  1917. 
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setzeskraft  erlangen,  räumen  den  alten  Aktionären  durchweg  Vorzugs- 
rechte auf  den  Bezug  junger  Aktien  bei  Neuemissionen  ein.  Allerdings 
gehört  nach  russischer  Rechtsauffassung  das  Bezugsrecht  nicht  zur 
Kategorie  derjenigen  Sonderrechte  der  Aktionäre,  welche  durch  Beschluß 
der  ordentlichen  Mitgliederversammlung  nicht  aufgehoben  werden 
könnten,  wenigstens  kennt  die  Praxis  der  russischen  Aktiengesellschaften 
mehrere  Fälle  aus  den  Jahren  1912  und  1913,  wo  das  Bezugsrecht  der 
Aktionäre  auf  diesem  Wege  in  seiner  Wirkung  zeitweilig  inhibiert  wurde 
(vergl.  ,,Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  21.  Januar/ 
3.  Februar  1917).  Unerläßliche  Bedingung  bleibt  aber  hierbei,  daß 
der  Grundsatz  der  satzungsmäßigen  Gleichberechtigung  aller  Aktionäre 
nicht  verletzt  wird.  Die  Inhibierung  oder  Aufhebung  des  Bezugsrechts 
kann  sich  demnach  nur  auf  alle  Aktionäre  in  ihrer  Gesamtheit  erstrecken, 
darf  aber  nicht  eine  einzelne  Gruppe  von  ihnen  treffen  und  zugunsten 
der  übrigen  benachteiligen,  auch  wenn  es  sich  um  feindliche  Ausländer 
handelt.  Diesen  steht  daher  im  Falle  der  Naphthaproduktionsgesellschaft 
Gebrüder  Nobel  unzweifelhaft  das  Recht  auf  Schadenersatz  zu.  Diese 
Ansicht  wird  auch  von  namhaften  russischen  Rechtsgclehrten  vertreten 
(vergl.  A.  Wenediktoff  in  „Tofgowo  Promyschlennaja  Gaseta",  Peters- 
burg, vom  21.  Januar/3.  Februar  1917)  und  zu  deren  Unterstützung 
u.  a.  auch  die  Rechtsprechung  des  Regierenden  Senats  herangezogen 
{Entscheidungen  des  Kassationsdepartements  für  Zivilsachen  No.  3 
vom  Jahre  1906  und  No,  71  von  1913),  welche  jedem  einzelnen  Aktionär 
das  Recht  zuerkennt,  die  Aufhebung  von  solchen  Beschlüssen  der  ordent- 
lichen Mitgliederversammlungen  zu  beantragen,  durch  welche  er  in 
seinen  Rechten  als  Aktionär  geschmälert  wird,  wenngleich  hiermit 
auch  kein  direkter  Vermögensverlust  verknüpft  sein  sollte.  Ob  etwaige 
Schadenersatzansprüche  der  feindlichen  Aktionäre  im  Falle  der  Naphtha- 
produktionsgesellschaft Gebr.  Nobel  gegen  die  Gesellschaft  selbst  ge- 
richtlich geltend  zu  machen  sein  werden  oder  aber  gegen  die  Gesell- 
schaftsorgane, welche  für  jenen  Beschluß  verantwortlich  sind,  dürfte 
nach  Bekanntwerden  der  näheren  Umstände,  unter  denen  der  Beschluß 
erging,  noch  zu  untersuchen  sein. 

Es  ist  anzunehmen,  daß  sich  die  Gesellschaft  Gebrüder  Nobel,  indem 
sie  feindhche  Ausländer  vom  Bezug  ihrer  jungen  Aktien  ausschloß,  durch 
das  Gesetz  vom  24.  Oktober /6.  November  1916  (Handelsverbot  gegen 
feindliche  Ausländer)  geschützt  glaubte.  Jenes  Gesetz  erklärt  nämlich 
(P.  I.)  u.  a.  ,,allc  Vertragsverhältnisse  mit  feindlichen  Firmen"  vom  Tage 
seiner  Veröffentlichung  ab  für  aufgehoben.  Nach  der  Rechtsprechung 
des  Regierenden  Senats  ist  nun  das  Rechtsverhältnis  der  Aktionäre  zur 
Gesellschaft  selbst  allerdings  als  vertragliches  aufzufassen  (Entschei- 
dungen des  Kassationsdepartements  für  Zivilsachen  No.  236,  vom  Jahre 
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1879,  No.  18,  von  1893,  No,  55,  von  1905),  indessen  läßt  sich  die  Beseiti- 
gung des  Bezugsrechts  feindlicher  Aktionäre  durch  das  Gesetz  vom  24. 
Oktober /6.  November  1916  nicht  ausreichend  begründen,  weil  dieses, 
soweit  bereits  bestehende  Vertrcigsverhältnisse  in  Frage  kommen,  seinem 
Sinne  und  auch  Wortlaut  nach  nur  gegen  den  Handel  und  zwar  den 
Handel  mit  ,, feindlichen  Firmen"  gerichtet  ist. 

Diese  Auffassung  wurde  auch  von  der  Regierung  in  Rußland  geteilt. 
Sie  war  inzwischen  bemüht  gewesen,  feindlichen  Aktionären  die  Aus- 
übung ihres  Bezugsrechts  faktisch  zu  erschweren  und  unmöglich  zu 
machen,  indem  sie  durch  Rundverfügungen  an  die  Depositenkassen 
und  amtlichen  Stellen,  von  denen  die  Verfügungserlaubnis  über  Werte 
feindlicher  Ausländer  einzuholen  ist,  zu  verhindern  wußte,  daß  den  in 
Rußland  wohnhaften  Deutschen  und  anderen  feindlichen  Staatsange- 
hörigen die  zur  Geltendmachung  ihres  Bezugsrechts  erforderlichen  alten 
Aktien  zugänglich  gemacht  wurden^).  Zugleich  beantragte  der  Finanz- 
minister Bark  beim  Handelsminister  die  Aufhebung  des  Bezugsrechts 
feindlicher  Aktionäre  auf  gesetzgeberischem  Wege  und  regte  bei  dieser 
Gelegenheit  als  dringlich  an,  auch  die  sonstigen  mit  dem  Aktienbesitz 
feindlicher  Ausländer  verknüpften  Fragen  in  einer  den  Interessen  des 
russischen  Reichs  und  der  russischen  Aktionäre  mehr  entsprechenden 
Weise  zu  lösen^).  Daraufhin  verfügte  der  Handelsminister  die  Einbe- 
rufung einer  interministeriellen  Sonderkonferenz  beim  Ministerium  für 
Handel  und  Industrie  unter  Vorsitz  des  Abteilungschef  s  W,  W.  Prileshajew, 
v/elcher  er  die  Ausarbeitung  von  Gesetzentwürfen  zur  Beschränkung 
der  Rechte  feindlicher  Aktionäre  in  russischen  Aktiengesellschaften 
übertrug. 

Die  Konferenz  begann  damit,  daß  sie  sich  sämtliches  in  den  ver- 
schiedenen Ministerien  im  Laufe  der  Zeit  angesammelte  Material  über  den 
feindesländischen  Aktienbesitz  vorlegen  ließ.  Hierbei  fiel  ihr  Augen- 
merk insbesondere  auf  einen  Entwurf,  der  seinerzeit  in  der  ,, be- 
sonderen Prüfungssektion  für  deutsche  und  österreichische  Unterneh- 
mungen beim  Handelsministerium",  (einer  während  des  Krieges  ge- 
schaffenen Sonderabteilung  des  Handelsministeriums)  ausgearbeitet 
worden  und  hier  liegen  geblieben  war,  weil  gegen  denselben  vornehm- 
lich aus  Fachkreisen  schwerwiegende  Bedenken  erhoben  wurden.  Dieser 
Entwurf  brachte  die  Ausschaltung  des  feindesländischen  Kapitals  aus 
russischen  Aktiengesellschaften  im  Wege  der  Zwangsenteignung  des 
feindhchen  Aktienbesitzes  in  Vorschlag  und  war  als  Ergänzung  zum 
weiter  oben  besprochenen  Gesetz  vom  1./14.  Juli  1915  gedacht.     Die 


^)  Vgl.  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  21. /s.  Jan.  1917. 
2)  „Retschj",  Petersburg,  vom  4./17.  Januar  1917. 


Rußlands  Kampfgesetze  gegen  den  Aktienbesitz  feindlicher  Ausländer.        235 

Konferenz  prüfte  den  Entwurf  in  einer  einzigen  Sitzung  am  25. /7.  Januax 
1917,  billigte  ihn  jetzt  in  allen  Punkten  und  gab  ihn  in  beschleunigtem 
Verfahren  an  das  Sonderkomitee  zur  Bekämpfung  der  deutschen  Vor- 
herrschaft weiter,  welches  ihn  am  26. /8.  Januar  1917  ebenfalls  guthieß 
und  als  dringende  Vorlage  an  den  Ministerrat  weitergclangen  ließ,  wo  er 
bereits  am  31. /13.  Januar  1917  angenommen  und  von  hieraus  ohne  Ver- 
zug dem  Zaren  zur  Bestätigung  unterbreitet  wurde.  Diese  erfolgte  am 
8./21.  Februar  1917,  und  damit  hatte  die  Vorlage  im  Ausnahmewege 
der  Dringlichkeit  auf  Grund  des  Art.  87  der  Grundgesetze  noch  kurz  vor 
dem  Wiederzusammentritt  der  gesetzgebenden  Kammern  innerhalb 
eines  Zeitraumes  von  14  Tagen  alle  Stadien  der  Gesetzwerdung  durch- 
laufen und  war  unter  Dach  und  Fach  gebracht^). 

Es  ist  überraschend,  daß  eine  Frage  von  so  entscheidender  grund- 
sätzlicher Bedeutung,  wie  es  die  Zwangsenteignung  des  feindesländischen 
Aktienbesitzes  ist,  nunmehr  gleichsam  im  Handumdrehen  entschieden 
wurde,  nachdem  sie  lange  Zeit  hindurch  im  Schoß  des  Handelsmini- 
steriums als  in  mehrfacher  Hinsicht  zu  beanstandende  Vorlage  geruht 
hatte.  Der  Schlüssel  hierzu  findet  sich,  wenn  man  sich  mit  dem  Inhalt 
des  neuen  Gesetzes  bekannt  macht  und  in  Erwägung  zieht,  daß  die  Not- 
lage der  russischen  Finanzwirtschaft  groß  ist,  und  daß  der  Finanzminister 
Bark  es  war,  der  die  Beschleunigung  der  Angelegenheit  mit  ganz  be- 
sonderer Dringlichkeit  betrieb. 

Der  Inhalt  des  Gesetzes  lautet  im  Auszuge  wie  folgt: 

Zur  Beschleunigung  und  Vereinfachung  der  Liquidation  des  in  rus- 
sischen Aktiengesellschaften  investierten  feindesländischen  Kapitals 
hat  der  Ministerrat  im  Wege  des  Art.  87  der  Grundgesetze  in  Ergänzung 
und  Abänderung  des  Gesetzes  vom  1./14.  Juli  1915  Folgendes  beschlossen: 

A.  Hinsichtlich  derjenigen  Aktiengesellschaften,  die  laut  Gesetz  vom 
1./14.  Juli  1915  zunächst  nur  unter  Zwangsverwaltung  gestellt  wurden, 
ohne  aufgelöst  zu  werden,  sowie  auch  der  übrigen  russischen  Aktienge- 
sellschaften, an  denen  feindliche  Untertanen  beteiligt  sind,  wird  dem 
Ministerrat  anheimgegeben,  den  zwangsweisen  Verkauf  derjenigen  ihrer 
Aktien  anzuordnen,  die  feindlichen  Untertanen  gehören,  und  zwar 
unter  Beobachtung  folgender  Regeln: 

I.  Als  Aktien  feindlicher  Untertanen  werden  angesehen:  a)  Aktien, 
die  bei  der  Sonderkommission  zur  Feststellung  des  feindlichen  Ver- 
mögens in  Rußland,  als  feindhchen  Untertanen  gehörig  angemeldet 
worden  sind:  b)  Namensaktien,  die  ausweislich  der  Bücher  der  Aktien- 

^)  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  19. /i-  Januar,  28./10. 
Januar  vmd  1./14.  Februar  1917;  „Russkoje  Sslowo",  Moskau,  vom  10./23.  Februar  1917; 
„Retschj",  Petersburg,  vom  16./1.  Februar  1917. 
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geseDschaft  am  19.  Juli/i.  August  1914  im  Besitz  feindlicher  Untertanen, 
Gesellschaften,  Körperschaften  und,  Anstalten  waren;  c)  Inhaberaktien, 
die  auf  der  letzten  Generalversammlung  vor  dem  Kriege  von  feindlichen 
Untertanen  usw.  nachgewiesen  worden  sind;  d)  Aktien,  welche  von  den 
Verwaltungen  der  Aktiengesellschaften  als  feindlichen  Untertanen  ge- 
hörig noch  gemeldet  werden  sollten. 

2.  Die  Aufstellung  der  Liften  von  Aktien  feindlicher  Untertanen, 
die  auf  diesbezüglichen  Beschluß  des  Ministerrats  zwangsweise  verkauft 
werden  sollen,  wird  einem  beim  Handelsministerium  zu  bildenden  Komi- 
tee aufgetragen,  das  sich  unter  dem  Vorsitz  eines  vom  Handels- 
minister zu  ernennenden  Präsidenten  aus  zwei  Vertretern  des  Handels- 
ministeriums und  je  einem  Vertreter  des  Finanz-  und  Justizministeriums 
zusammensetzt. 

3.  Innerhalb  2  Wochen  nach  Veröffentlichung  des  jeweiligen  Minister- 
ratsbeschlusses über  den  Zwangsverkauf  des  feindesländischen  Aktien- 
besitzes einer  bestimmten  Aktiengesellschaft,  hat  die  Verwaltung  der 
betreffenden  Aktiengesellschaft  dem  Handelsministerium  alle  zur  Ver- 
fügung stehenden  Informationen  darüber,  welche  ihrer  Aktien  feind- 
lichen Untertanen  gehören,  mitzuteilen,  unter  Anlage  einer  Liste  der- 
jenigen Namensaktien,  die  am  19.  Juli/i.  August  1914  feindlichen  Unter- 
tanen gehörten,  ferner  einer  Liste  derjenigen  Aktionäre,  die  auf  der 
letzten  Generalversammlung  vor  dem  Kriege  Aktien  vorgewiesen  hatten 
und  endlich  einer  Abschrift  der  seinerzeit  bei  der  Sonderkommission 
zur    Feststellung    des    feindlichen    Vermögens    getätigten    Anmeldung. 

4.  An  der  Hand  dieses  Materials  stellt  das  Sonderkomitee  jeweils  eine 
Liste  derjenigen  Aktien  einer  bestimmten  Aktiengesellschaft  auf,  die  zwangs- 
weise amortisiert  werden  sollen.  Diese  Liste  wird  im  Senatsanzeiger  und  ande- 
ren russischen  Zeitungen  veröffentlicht  und  außerdem  den  Handelsagenten 
des  Handelsministeriums  in  den  verbündeten  und  neutralen  Staaten 
mitgeteilt.  Innerhalb  Monatsfrist  nach  Veröffenthchung  der  Liste  können 
russische  Untertanen  und  solche  verbündeter  und  neutraler  Staaten, 
sowie  nach  den  Gesetzen  dieser  Staaten  errichtete  Gesellschaften  und 
Körperschaften,  die  nach  der  letzten  [vot  dem  Kriege)  Generalversamm- 
lung Aktien  der  betreffenden  Gesellschaften  von  feindlichen  Untertanen 
erworben  haben,  beim  Komitee  unter  Beibringung  von  Unterlagen  Ein- 
spruch erheben.  Falls  das  Komitee  den  Einspruch  füf  begründet  hält, 
so  werden  die  auf  diese  Weise  berufenen  Aktien  aus  der  Liste  ge- 
strichen. 

5.  Nachdem  die  Liste  sodann  endgültig  aufgestellt  ist,  wird  sie  der 
Verwaltung  der  Aktiengesellschaft  mitgeteilt,  welche  die  betreffenden 
Aktien  unter  Nummerangabe  im  Staatsanzeiger  usw.  veröffentlicht 
und  für*  amortisiert  erklärt.  Gleichzeitig  macht  die  Verwaltung  der  Aktien- 
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gesellschaft  die  Emission  neuer  Stücke  an  Stelle  der  amortisierten  auf 
demselben  Wege  bekannt,  desgleichen  auch  ihren  Ankaufskurs. 

6.  „Der  Ankaufskurs  wird  vom  Sonderkomitee  auf  der  Grundlage 
einer  Berechnung  festgesetzt,  welche  die  Verwaltung  der  Aktiengesell- 
schaft in  Übereinstimmung  mit  der  letzten  Jahresbilanz  vor  dem  Kriege 
vorzulegen  hat". 

7.  Die  Krone  (der  Fiskus)  kann  die  neuen  Ak- 
tien zum  Ankaufskurse  übernehmen.  Falls  sie  ver- 
zichtet, sind  die  Aktionäre,  soweit  sie  russische  Untertanen  oder  Ange- 
hörige nichtfeindlicher  Staaten  sind,  bezugsberechtigt.  Aktien,  die 
innerhalb  2  Wochen  nicht  bezogen  worden  sind,  können  mit  Genehmigung 
des  Sonderkomitees  freihändig  verkauft  werden.  FaJls  der  auf  Grund- 
lage der  Bilanz  (F.  6}  festgesetzte  Ankaufspreis  der  Aktien  nicht  ihrem 
wirklichen  Werte  entspricht,  kann  er  mit  Zustimmung  des  Sonder- 
komitees herabgemindert  werden. 

8.  Den  Neuerwerbern  wurden  bis  zur  Fertigstellung  der  neuen  Ak- 
tien Interimsscheine  unter  den  Nummern  der  amortisierten  Stücke 
erteilt. 

9.  Die  durch  den  Verkauf  der  Ersatzaktien  erzielten  Beträge  werden 
dem  bei  der  Reichsbank  seinerzeit  gebildeten  Spezialfond  feindlicher 
Ausländer  oder  an  die  Reichssparkassen  auf  den  Namen  der  jeweiligen 
feindlichen  Aktionäre  abgeführt 

II.  Auf  entsprechenden  Antrag  der  russischen  und  nichtfeindhchen 
Aktionäre  einer  russischen  Aktiengesellschaft,  falls  sie  zusammen  nicht 
weniger  als  den  vierten  Teil  aller  Aktien  besitzen,  kann  der  Handels- 
minister die  Zwangsenteignung  des  feindlichen  Aktienbesitzes  dieser 
Gesellschaft  verfügen,  worauf  dieselbe  in  derselben  Ordnung,  wie  vor- 
stehend beschrieben,  erfolgt. 

B)  Für  die  Kosten  der  Zwangsenteignung  werden  2  %  von  den  beim 
Verkauf  der  Aktien  erzielten  Beträgen  abgezogen  und  dem  Handels- 
ministerium zur  Verfügung  gestellt. i). 

Der  Handelsminister  Schachowskoi  hat  den  Versuch  gemacht,  das 
Gesetz  zu  begründen,  als  er  die  Vorlage  auf  den  Weg  schickte.  Er  meinte, 
daß  die  Auflösung  einer  Aktiengesellschaft  im  Sinne  des  Gesetzes  vom 
1./14.  Juli  1915  meist  nur  unter  erhebhcher  Erschütterung  des  Wirtschafts- 
lebens bewerkstelligt  werden  kann,  außerdem  die  russischen  und  nicht- 
feindlichen Aktionäre  in  Mitleidenschaft  und  endhch  die  Liquidation 
des  feindesländischen  Kapitals  ungebührlich  in  die  Länge  zieht.  Deshalb 
rechtfertige  sich  die  Auflösung  einer  russischen  Aktiengesellschaft  allen- 
falls dort,  wo  es  sich  um  eine  ausschlaggebende  Präponderanz  des  feind- 
lichen, insonderheit  des  deutschen  Aktienbesitzes  gegenüber  dem  übrigen 

^)  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",_Petersburg,  vom  i./i4-  Februar  IQ17. 
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handele.  Bis  auf  diese  Ausnahmen  werde  eine  restlose  Ausschaltung 
des  feindlichen  Einflusses  aus  russischen  Aktiengesellschaften  weit 
zweckmäßiger  durch  die  Zwangsamortisation  der  im  Besitz  des  feind- 
lichen Auslandes  befindlichen  Aktien  auf  dem  Wege  der  Vorlage  erreicht. 
Da  der  Börsenwert  fast  sämtlicher  Aktien  während  des  Krieges  außer- 
ordentlich gestiegen  sei,  erscheine  es  ferner  ungerechtfertigt,  daß  feind- 
liche Ausländer  hiervon  Nutzen  ziehen.  Deshalb  sei  es  angemessen, 
den  Ankaufspreis  der  Ersatzaktien  auf  Grundlage  des  bilanzmäßigen 
Wertes  des  Gesellschaftsvermögens  nach  dem  letzten  Jahresbericht 
vor  dem  Kriege  zu  bestimmen.  Endlich  erheische  das  Landesinteresse, 
daß  der  Krone  das  Vorzugsrecht  auf  den  Bezug  der  Ersatzaktien  einge- 
räumt werde,  damit  ,,der  Staat  als  Aktionär  Einfluß  auf  die  Tätigkeit 
der  für  die  Landesverteidigung  arbeitenden  Gesellschaften  gewönne". 
Man  braucht  in  der  Kunst  der  Auslegung  russischer  Regierungs- 
erlasse nicht  eben  gerade  bewandert  zu  sein,  um  zu  erkennen,  daß  der 
Schwerpunkt  des  neuen  Gesetzes  ganz  wo  anders  liegt,  als  die  Begrün- 
dung des  Handelsministers  glauben  machen  will.  Es  erübrigt  sich,  darauf 
hinzuweisen,  daß  das  Aktienprinzip  durch  das  neue  Gesetz  vom  8./21. 
Februar  1917  durchbrochen  worden  ist  und  das  Vertrauen  zu  Rußlands 
Kredit  beim  internationalen  Kapital  aufs  schwerste  erschüttern  muß. 
Hervorgehoben  zu  werden  verdient  nebenbei  die  unbekümmerte  Selbst- 
verständhchkeit,  mit  der  hier  den  nichtfeindlichen  Aktionären  die 
oft  sehr  schwierige  Beweislast  über  den  Erwerb  ihrer  Aktien  unter 
Verlustandrohung  aufgebürdet  wird.  Das  Wesentliche  bei  dem  neuen 
Gesetz  ist  aber  die  Bestimmung,  daß  die  Krone  das  Vorzugsrecht  auf 
den  Bezug  der  Ersatzstücke  und  zwar  zu  einem  Ankaufskurse  hat,  welcher 
auf  Grundlage  der  letzten  Jahresbilanz  vor  dem  Kriege  festgesetzt 
wird.  Um  die  Bedeutung  dieses  Umstandes  vollinhaltlich  zu  ermessen, 
ist  zu  beachten,  daß  der  auf  Basis  der  letzten  Jahresbilanz  vor  dem 
Kriege  errechnete  Wert  einer  russischen  Aktie  meist  auch  nicht  annähernd 
an  den  bilanzmäßigen  Wert  derselben  Aktie  von  heute  heranreichen 
wird,  da  Liegenschaften,  Gebäude,  Betriebseinrichtung,  Warenbestände 
usw.  inzwischen  in  der  Bewertung  außerordentlich  gestiegen  sind  und 
in  der  Bilanz  entsprechend  höher  in  Ansatz  gebracht  werden.  Der  bilanz- 
mäßige Wert  einer  russischen  Aktie  von  1913  wird  sogar  oft  hinter  dem 
damaligen  Börsenwert  der  Aktie  zurückstehen,  da  die  Börse  die  Ent- 
wicklungsmöglichkeiten der  Konjunktur  auf  längere  Zeit  voraus  in 
ihre  Berechnung  zieht  und  zu  diskontieren  pflegt.  Die  Bewegung  der 
Aktienkurse  an  der  Petersburger  Börse  in  der  Zeit  von  1913  bis  heute, 
wie  sie  in  folgender  Tabelle  an  einigen  Beispielen  gezeigt  wird,  gestattet 
Rückschlüsse  auf  die  Intensität  der  Aufwärtsentwicklung  der  Aktien- 
werte überhaupt. 
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Aktienkurse    der    Petersburger    Börse    1913 — 1917^). 


(Nenn- 
wert) 


Ende 
1913 


14. /27-  JuH 
1914 


25. /7.   Jan. 
1917 


Ende  Febr. 
1917 


in  Rbl. 


Asow-Don  Kommerzbank  .  . 
Russische  Bank  für  auswärtigen 

Handel 

Russisch-asiatische  Bank.  .  . 
Petersburger  Internationale 

Handelsbank 

Petersburger  Diskontobank  . 
Sibirische  Handelsbank  .  .  . 
Baku-Naphthagesellschaft  .  . 
Naphthaproduktionsgesell- 

schaft  Gebrüder  Nobel  .  . 
Brjansk  Metallfabrik    .... 

Malzew  Fabrik 

Nikopol-Mariupol  Gesellschaft 
Hartmann  Maschinen  .... 
Sormowo- Stahlwerke  .... 
Tula- Kupferwalz  werk  .... 
Donez-Jurjew   metallurgische 

Gesellschaft 


250,00 

250,00 
187,50 

250,00 
250,00 
250,00 
100,00 

250,00 
100,00 
100,00 
100,00 
100,00 
100,00 
187,50 

200,00 


601,00 

397,00 
275.00 

504,00 
470,00 
585,00 
680,00 

982,00 
179,00 
287,00 
269,00 
206,00 
195,00 
385,00 

259,00 


515,00 

343,00 
243,00 

372,00 
427,00 

528,00 
575,00 

765,00 
129,00 
253,00 
210,00 

108,00 
332,00 

225,00 


730,00 

622,00 
460,00 

615,00 

700,00 

770,00 

1005,00 

1650,00 
324,00 
327,00 
320,00 
330,00 
352,00 
806,00 

520,00 


955,00 

875,00 
790,00 

915,00 
1100,00 

910,00 
1190,00 

2200,00 
410,00 
440,00 
390,00 
475,00 
355,00 
950,00 


Die  zweite  Kolonne  der  Tabelle  zeigt  die  Börsenwerte  der  Aktien 
einiger  bedeutenderer  russischer  Aktiengesellschaften  Ende  1913.  Die 
dort  angeführten  Zahlen  dürften  sich  den  bilanzmäßigen  Werten  der- 
selben Aktien  zu  jener  Zeit  etwa  nähern.  Kolonne  3  bringt  die  letzten 
offiziellen  Notierungen  der  Petersburger  Börse  vor  ihrem  Schluß  am 
Vorabend  des  Krieges  und  Kolonne  4  die  ersten  Notierungen  nach  Wieder- 
eröffnung der  Petersburger  Börse.  Kolonne  5  veranschaulicht  die  in- 
zwischen fortgeschrittene  Aufwärtsbewegung  der  Aktienkurse  auf  der 
ganzen  Linie  und  enthält  die  letzten  Notierungen  der  Petersburger 
Börse  vor  Ausbruch  der  gegenwärtigen  revolutionären  Wirren. 

Der  außerordentliche  Unterschied  in  den  Notierungen  von  Ende 
1913  und  Ende  Februar  1917  gestattet  es,  einigermaßen  zu  ermessen, 
welche  ungeheueren  Werte  der  russischen  Krone  zufallen  würden,  wenn 
sie  ihr  Bezugsrecht  auf  die  Ersatzstücke  der  zu  amortisierenden  Aktien 
feindlicher  Ausländer  nach  dem  neuen  Gesetz  von  8./21.  Februar  1917 
ausübte.  Es  darf  wohl  angenommen  werden,  daß  sie  bei  Fortdauer 
des  Krieges  nicht  verfehlen  wird,  es  zu  tun,  um  so  mehr,  als  ihr  die  ganze 
Operation  weder  Mühe  noch  Kosten  verursachte,  da  letztere  durch 
entsprechende  Abzüge  zu  Lasten  der  feindlichen  Aktionäre  bestritten 
werden  sollen. 

^)  Vgl.  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersbiurg,  vom  26./8.  Januar  imd 
23. /8.  Februar  1917;  „Retschj",  Petersburg,  vom  26./8.  Januar  1917;  „Berliner  Börsen- 
kurier" vom  9.  Januar  1914. 
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Mit  dem  soeben  besprochenen  Gesetz  vom  8./21.  Februar  1917 
sind  indessen  die  Maßnahmen  der  russischen  Regierung  gegen  den  Aktien- 
besitz des  feindlichen  Auslandes  noch  nicht  erschöpft. 

Jener  oben  erwähnten  (Seite  234)  Sonderkonferenz  beim  Handels- 
ministerium unter  dem  Vorsitz  des  Abteilungschefs  Prileshajew  war 
bekanntlich  die  Aufgabe  zugefallen,  Gesetzesvorlagen  auszuarbeiten, 
die  eine  vollkommene  und  absolute  Ausschaltung  des  feindlichen  Ein- 
flusses auf  russische  Aktiengesellschaften  gewährleisten.  Infolge- 
dessen hat  diese  Konferenz  noch  weitere  Vorlagen  nach  dieser  Richtung 
in  Aussicht  genommen.  Die  eine  derselben  erstrebt,  zu  verhindern,  daß 
feindliche  Untertanen  in  irgendwelcher  Form  an  den  Mitgliederver- 
sammlungen russischer  Aktiengesellschaften  teilnehmen  können. 
Aus  diesem  Grunde  soll  ihnen  gesetzlich  verboten  werden,  ihr  Stimmrecht 
auf  andere  zu  übertragen.  Zugleich  soll  russischen  Untertanen  und  sol- 
chen verbündeter  und  neutraler  Staaten  unter  Androhung  einer  Strafe 
bis  zu  I  Jahr  und  4  Monaten  Gefängnis  untersagt  werden,  Vertretungs- 
vollmachten von  feindlichen  Ausländern  für  die  Mitghederversamm- 
lungen  anzunehmen.  — 

Die  zweite  in  Vorbereitung  befindliche  Vorlage  betrifft  das  Be- 
zugsrecht feindlicher  Ausländer  auf  junge  Aktien  bei  Kapitals- 
erhöhungen, die  neuerdings  in  Rußland  epidemisch  zu  werden  scheinen. 
Die  Ausübung  des  Bezugsrechts  soll  feindlichen  Ausländern  grundsätz- 
lich verboten  werden.  ,, Wenngleich  auch",  so  resümiert  hierbei  die  Kon- 
ferenz, ,,die  durch  das  Gesetz  vom  8./21.  Februar  1917  vorgesehene 
Zwangsamortisation  von  Aktien  feindlicher  Ausländer  automatisch 
den  Verlust  des  Bezugsrechts  nach  sich  zieht,  so  würden  immerhin  noch 
russische  Aktiengesellschaften  übrig  bleiben,  auf  welche  die  Zwangs- 
amortisation durch  den  Ministerrat  nicht  in  Anwendung  gebracht  werden 
dürfte,  weil  die  Beteiligung  feindesländischen  Kapitals  an  ihnen  nur 
minimal  ist".  Aus  diesem  Grunde  empfehle  es  sich,  ein  übriges  zu  tun 
und  feindliche  Ausländer  des  Bezugsrechts  auf  legislativem  Wege  ver- 
lustig zu  erklären. 

Diese  beiden  Vorlagen  sind  von  der  Sonderkonferenz  zunächst 
nur  in  ihren  allgemeinen  Grundzügen  entworfen  worden.  Ihre  detail- 
liertere Ausarbeitung  ist  von  ihr  der  ,, besonderen  Prüfungssektion  für 
deutsche  und  österreichische  Unternehmungen  beim  Handelsministe- 
rium" (vgl.  S.  234)  übertragen  worden,  von  wo  aus  sie  auf  dem  Wege 
über  das  ,, Sonder komitee  zur  Bekämpfung  der  deutschen  Vorherrschaft" 
an  den  Ministerrat  gelangen  sollen. 

Ferner  hat  die  Sonderkonferenz  Prileshajews  über  Maßnahmen 
zur  Verhütung  von  Scheinübertragungen  der  im  feindlichen 
Besitz   ruhenden   russischen  Aktien   Erörterungen   gepflogen,   ist   aber 
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gegenüber  diesem  Gegenstand  noch  zu  keiner  ausgesprochenen  Stellung- 
nahme gelangt  1). 

Endlich  hat  sich  die  Sonderkonferenz  am  3./16.  Februar  1917  noch 
mit  der  Dividendenfrage  beschäftigt.  Es  sei  ohne  weiteres 
verständlich,  berichtet  das  Sitzungsprotokoll,  daß  feindliche  Aktionäre 
nicht  an  den  hohen  Erträgen  partizipieren  dürfen,  welche  die  Aktien 
sämtlicher  für  den  Heeresbedarf  und  den  gesteigerten  Konsum  der  Kriegs- 
zeit arbeitenden  Unternehmungen  abwerfen.  Wenn  ihnen  daher  über- 
haupt das  Recht  auf  den  Genuß  von  Dividenden  während  der  Kriegs- 
zeit zugestanden  werde,  so  dürfe  die  Höhe  der  Dividende  keinesfalls  den 
Betrag  der  Durchschnittsdividende  der  letzten  3  Geschäftsjahre  vor 
dem  Kriege  übersteigen.  Hierbei  habe  die  Sonderkonferenz  in  der 
Hauptsache  diejenigen  russischen  Inhaberaktien  im  Auge,  die  zurzeit 
im  Auslande  im  Besitz  feindlicher  Aktionäre  ruhen  und  weder  bei  der 
Kommission  zur  Feststellung  des  feindlichen  Vermögens  in  Rußland 
gemeldet  worden  sind,  noch  auch  für  die  Zwangsamortisation  laut  Gesetz 
vom  8./21.  Februar  1917  in  Frage  kommen. 

Die  Angelegenheit  ist  einstweilen  in  der  Sonderkonferenz  nicht 
weit  über  Erörterungen  hinausgediehen.  Die  Konferenz  beschloß,  dem 
Verbände  der  Handelsbanken  und  dem  Industrie-  und  Handelstag 
aufzutragen,  Vorschläge  darüber  auszuarbeiten,  auf  welchem  Wege 
unter  der  Menge  von  im  Auslande  befindlichen  russischen  Inhaberaktien 
diejenigen  Stücke  und  Kupons  festgestellt  werden  könnten,  die  feind- 
lichen Ausländern  gehören,  ohne  daß  die  Interessen  des  russischen  Geld- 
verkehrs hierunter  leiden^). 

Hiermit  schheßt  sich  der  Rahmen  um  jene  jüngste  Gruppe  von 
Verordnungen  und  Maßnahmen  gegen  deutsche  Vermögensinteressen 
in  Rußland,  d^e  von  der  Sonderkonferenz  Prileshajews  vorbereitet 
worden  sind  Und  sich  speziell  gegen  die  Aktienrechte  des  feindlichen 
Auslands  richten. 

Gesondert  von  dieser  Gruppe  ist  noch  eine  Maßnahme  zu  erwähnen, 
die  russische  Wertpapiere  und  damit  auch  russische  Aktien 
mit  deutschem  und  österreichischem  Stempel  erfaßt  und  ihnen  die 
Börsengängigkeit  nimmt.  Gemeint  sind  hier  die  Allerhöchst  bestätigten 
Regeln  über  die  Wiedereröffnung  der  Petersburger  Effektenbörse  vom 
27.  Dezember/9.  Januar  1916/1917.  Russische  Wertpapiere  mit  deutschem 
oder  österreichischem  Stempel  können  hiernach  nur  in  dem  Falle  den  Gegen- 
stand von  börsenmäßigen  Abschlüssen  bilden,  wenn  sie  mit  einer  besonderen 
Bescheinigung  darüber  versehen  sind,  daß  ,,sie  während  des  Krieges 
nicht  im  Besitz  feindlicher  Untertanen  gewesen  sind."  Die  erforderhchen 

^)  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  4./i7-  Februar  1917. 
2)  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  7./20.  Februar  1917. 
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Bescheinigungen  können  einzig  durch  die  russische  Staatsbank  und 
ihre  Zweigstellen  erteilt  werden.  Gleichzeitig  wiid  der  Staatsbank, 
den  Staatssparkassen  und  den  Reichsrenteien  verboten,  ,, russische 
Wertpapiere  mit  deutschem  oder  österreichischem  Stempel  zu  erwerben", 
es  sei  denn,  daß  sie  mit  der  entsprechenden  Bescheinigung  versehen 
sind^). 

Die  Börsensperre  wird  hier  also  nicht  nur  über  den  Effektenbesitz 
feindlicher  Ausländer,  sondern  über  alle  Wertpapiere  mit  deutschem 
oder  österreichischem  Stempel  verhängt  und  trifft  damit  auch  Ange- 
hörige verbündeter  und  neutraler  Staaten,  die  gutgläubig  und  im  Ver- 
trauen auf  die  Unverletzbarkeit  des  Grundsatzes  der  Gleichberech- 
tigung der  Aktionäre  nach  Ausbruch  des  Krieges  derart  gestempelte 
Aktien  erworben  haben. 

Aus  russischen  Bank-  und  Börsenkreisen,  sowie  vom  Industrie- 
und  Handelstag  in  Petersburg  sind  seinerzeit  schwerwiegende  Bedenken 
gegen  die  im  Vorstehenden  beschriebenen  Maßnahmen  der  russischen 
Regierung  erhoben  worden,  da  sie  auf  eine  Verletzung  des  Prinzips 
der  freien  Veräußerlichkeit  der  Aktien  hinauslaufen  und  außerdem, 
wie  jede  gewaltsame  Einmischung  des  Staates  in  den  wirtschaftlichen 
Weltverkehr,  zu  bedenklichen  Verwicklungen  führen  müssen.  Um  so 
mehr  überrascht  es,  neuerdings  zu  erfahren,  daß  das  Organ  des  russi- 
schen Industrie-  und  Handelstages,  die  Fachzeitschrift  „Promyschlen- 
nostj  iTorgowlja"  in  ihrer  Nummer  5  vom  4./17.  Februar  1917  ihre  an- 
fänglich ablehnende  Stellungnahme  gegenüber  der  Zwangsenteignung 
des  feindesländischen  Aktienbesitzes  in  Rußland  aufgegeben  zu  haben 
scheint  und  gegen  das  Gesetz  vom  8./21.  Februar  1917  nur  insofern 
Bedenken  äußert,  als  es  befürchtet,  der  Zwangsverkauf  z.  B.  des  deutschen 
Aktienbesitzes  in  Rußland  könnte  zur  Folge  haben,  daß  nach  dem  Kriege 
außerordentlich  hohe  Barbeträge  an  russischem  Rubelgelde  für  Deutsch- 
land verfügbar  werden  würden  und  daß  hierdurch  die  russische  Valuta 
deutscherseits  in  unliebsamer  Weise  beeinflußt  werden  könnte.  Über- 
haupt sprechen  in  letzter  Zeit  gewisse  Anzeichen  dafür,  daß  sich  innerhalb 
der  russischen  Industrie  ein  Umschwung  in  der  Werthaltung  der  Grund- 
sätze des  Aktienrechts  zu  vollziehen  beginnt,  der  sich  den  Anschauungen 
der  russischen  Regierung  über  diese  Materie  zu  nähern  scheint  und  auch 
bereits  in  den  verbündeten  Ländern,  wie  z.  B.  Frankreich,  peinlich 
empfunden  wird.  So  haben  sich  die  französischen  Blätter  „Information" 
und  „Cote  Europeenne"  schon  mehrfach  mit  dem  wenig  korrekten  Ver- 
fahren russischer  Aktiengesellschaften  beschäftigt,  welches  darin  besteht, 
unnötigerweise  Kapitalserhöhungen  vorzunehmen,  den  auswärtigen  Ak- 


^)  „Torgowo-Promyschlennaja  Gaseta",  Petersburg,  vom  20./2.  Januar  1917. 


Rußlands  Kampfgesetze  gegen  den  Aktienbesitz  feindlicher  Ausländer.        243 

tionären  möglichst  wenig  Gelegenheit  zur  Ausübung  des  Bezugsrechts 
zu  geben  und  die  nicht  geforderten  Aktien  den  russischen  Interessenten 
zu  überlassen.  Nach  neuerlichen  Nachrichten  der  „Information"  herrscht 
in  französischen  Aktionärkreisen  große  Erregung  darüber,  daß  die  Sibi- 
rische Handelsbank  anläßlich  ihrer  letzten  Neuemission  den  russischen 
Aktionären  angeblich  ein  Bezugsrecht  von  einer  jungen  auf  5  alte  Aktien, 
den  französischen  Aktionären  dagegen  nur  ein  Bezugsrecht  von  einer 
jungen  Aktie  auf  9  alte  Aktien  (bzw.  von  2  jungen  auf  17  alte)  einräumte. 
Lebhafte  Klagen  über  die  russische  Geschäftsgebahrung  gegenüber 
französischen  Aktionären  führt  auch  Louis  Aubert  im  „Figaro",  indem 
er  auf  die  rechtswidrige  Verdrängung  französischer  Interessengruppen 
aus  russischen  Naphthaunternehmungen  hinweist. 

Alle  diese  Anzeichen  geben  zu  denken.  Sie  bilden  einen  Beleg  dafür, 
daß  der  Zersetzungsprozeß,  den  die  hemmungslose  Kampfgesetzgebung 
der  russischen  Regierung  in  den  Rechtsanschauungen  des  Landes  not- 
wendigerweise anbahnen  mußte,  immer  weiteren  Raum  in  Rußland  ge- 
winnt und  auch  für  die  Verbündeten  verhängnisvoll  zu  werden  droht. 

Mittlerweile  ist  das  alte  Regime  in  Rußland  durch  die  revolutio- 
näre Erhebung  der  hberalen  Parteien  und  ihrer  Helfer  gestürzt  worden. 
Die  Verwirklichung  und  Ausführung  der  in  Vorstehendem  dargelegten 
Maßnahmen  und  Verordnungen  gegen  den  feindlichen  Aktienbesitz  an 
russischen  Aktiengesellschaften  ist  damit  einstweilen  inhibiert  worden. 
Es  entsteht  nun  die  Frage,  ob  in  dem  Schicksal  des  deutschen  Aktien- 
besitzes in  Rußland,  angesichts  der  veränderten  innerpolitischen  Lage 
des  Landes  eine  Wendung  zu  erwarten  ist  ?  Diese  Frage  dürfte  für  den 
Fall,  daß  die  augenblicklich  am  Ruder  befindliche,  fortschrittliche  Duma- 
partei sich  durchzusetzen  in  der  Lage  sein  sollte,  wohl  zu  verneinen  sein, 
da  diese  Partei  hinsichtlich  der  Maßnahmen  gegen  das  feindliche  Aus- 
land die  englische  Politik  zu  ihrer  eigenen  gemacht  hat.  Angesichts  der 
völligen  Ungewißheit  über  die  nächste  Zukunft  des  politischen  Geschehens 
in  Rußland  wäre  es  jedoch  vermessen,  irgendwelche  Voraussagen  zu 
machen. 

Kiel  den  31.  März  1917. 
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Die  Kaufkraft  des  Geldes. 

Von 
Dr.  Franz  Oppenheiraer,  Berlin. 


Fisher,  Irving,  „D  ie    Kaufkraft   des    Geldes,    ihre   Bestim- 
mung   und    ihre     Beziehung      zu     Kredit,     Zins     und 
Krisen".    Übersetzt  von  Ida  Stecker,  durchgesehen  von  Professor  Dr. 
St.  Bauer  in  Basel.    BerHn  1916.  Georg  Reimer.  XX,  435  S.    JÜ  8, — . 
Bei  einer  Besprechung  von  Fishers  äußerlich  sehr  stattlichem  Werke 
wird  es  zweckmäßig  sein  zu  gruppieren,  erstens  nach  dem  Anlaß,  der  es 
angeregt  hat,  zweitens  nach  der  Theorie,    die  es  aufstellt,  und  drittens 
nach  dem  praktischen  Ziele,    dem  es  zustrebt. 

Der  Anlaß  ist  die  starke  Teuerung,  die  seit  etwa  zwei  Jahrzehnten 
sich  in  der  ganzen  Kulturwelt  ansteigend  bemerkbar  gemacht  hat,  und  die, 
von  der  Geldseite  her  betrachtet,  sich  als  entsprechend  sinkende  Kaufkraft 
des  Geldes  darstellt.  Ihre  Ursache  könnte,  wie  die  elementare  Theoretik 
lehrt,  bestehen  entweder  in  einer  Wertvermehrung  der  durchschnittlichen 
Ware  oder  in  einer  Wertverminderung  des  Geldes  oder  in  einer  Kombination 
von  beiden.  Fisher  ist  davon  überzeugt,  daß  das  Phänomen  im  wesentlichen 
auf  einer  Wertverminderung  des  Geldes  beruht.  Diese  Ansicht  sucht  er  zu 
stützen  durch  eine  Geldtheorie,  die  mit  vollem  Bewußtsein  an  die  abgetan 
geglaubte  Quantitätstheorie  anknüpft. 

Von  hier  aus  steckt  er  sich  nun  ein  hohes  Ziel.  Es  ist  offenbar  eine  Unge- 
rechtigkeit, daß  nach  Ablauf  langfristiger  Darlehnskontrakte  der  Gläubiger, 
wenn  er  die  geliehene  Summe  bei  Heller  und  Pfennig  zurückbekommt,  ent- 
weder viel  mehr  oder  viel  weniger  ,, Kaufkraft"  erhält,  als  er  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses  hingab.  Wenn  man  ein  Geld  konstruieren  könnte,  das 
in  bezug  auf  seine  Kaufkraft  wertkonstant  ist,  dann  wäre  diese  Ungerechtig- 
keit beseitigt :  der  Gläubiger  empfinge,  und  der  Schuldner  zahlte,  zwar  nicht 
die  gleiche  Gewichtsmenge  von  Gold  zurück,  wohl  aber  eine  Menge  Goldes 
von  gleichem  sozialen  Wert. 

Und  noch  ein  Wichtiges:  an  den  sonst  so  geheimnisvollen  Wirtschafts- 
krisen ist  ein  Punkt  wenigstens  klar  und  von  allen  Schulen  gleichmäßig  aner- 
kannt: daß  ihre  allerschlimmsten  Erscheinungen  dadurch  verursacht  werden, 
daß  das  Geld  plötzlich  ungeheuer  im  Preise  steigt.     Wenn  es  also  möglich 
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wäre,  ein  wertkonstantes  Geld  zu  konstruieren,  so  wäre  Aussicht  vorhanden, 
die  Krisen  vielleicht  ganz  zu  vermeiden,  jedenfalls  aber  in  ihren  schlimmsten 
Erscheinungen  abzuschwächen. 

In  dieser  Reihenfolge  wollen  wir  dem  Gedankengang  des  Autors  nachzu- 
gehen versuchen, 

I.    Die  Teuerung. 

Daß  eine  starke  Preissteigerung  der  durchschnitthchen  Waren,  auf  Geld 
bezogen,  besteht,  darüber  kann  kein  Zweifel  obwalten.  Die  Frage  ist  nur, 
wie  sie  zu  erklären  ist.  Zunächst  ist  es  sicher,  daß  die  Preissteigerung  nicht 
durchaus  auf  der  Geldseite,  auf  einer  Depreziation  des  Goldes  beruhen  kann, 
die  seiner  in  der  Tat  ungeheueren  Vermehrung  während  der  letzten  zwanzig 
Jahre  zuzuschreiben  wäre.  Wäre  das  der  Fall,  so  müßten  alle  großen  Waren- 
klassen ungefähr  gleichmäßig  betroffen  sein.  Es  ist  aber  nicht  der  Fall. 
Eulenburg  hat  gezeigt,  daß  alle  Rohstoffe  viel  stärker  im  Preise  gestiegen  sind 
als  die  Fabrikate.  Und  da  sind  es  wieder  die  Rohstoffe  der  Industrie,  nament- 
lich der  Textilindustrie,  und  die  Metalle,  die  noch  stärker  im  Preise  gestiegen 
sind  als  die  Nahrungsmittel.  Diese  Tatsache  deutet  darauf  hin,  daß  es  sich 
hier  nicht  um  die  gewöhnliche  Erscheinung  fortschreitender  Wirtschafts- 
gesellschaften handelt,  in  denen  ja  regelmäßig  die  Urprodukte  im  Geldpreise 
steigen  und  die  Fabrikate  sinken,  sondern  daß  es  sich  noch  um  Ursachen 
einer  anderen  Kategorie  handelt,  die  diese  typische  Erscheinung  verstärken. 
Die  Periode,  von  der  wir  sprechen,  ist  eine  Periode  geradezu  stürmischer 
Integration,  der  Verflechtung  zahlreicher,  früher  nur  locker  verbundener 
Volkswirtschaften  zur  eng  verflochtenen  Weltwirtschaft.  Das  bedeutete 
eine  plötzliche  enorme  Vergrößerung  des  Marktes  und  seiner  Kaufkraft;  und 
unter  solchen  Umständen  brauchen  die  vorhandenen  Produktivkräfte  eine 
geraume  Zeit,  bis  sie  sich  genügend  entwickelt  haben,  um  das  Kollektivbe- 
dürfnis völlig  zu  befriedigen.  Während  dieser  Zeit,  wo  das  Angebot  von  Waren 
beständig  hinter  der  Nachfrage  zurückbleibt,  stehen  die  , .laufenden  Preise" 
regelmäßig  über  dem  „natürlichen"  (statischen)  Preise:  und  das  erklärt  be- 
reits einen  Teil  der  Preissteigerung. 

Dazu  kommt  noch  ein  Zweites.  Diese  Periode  der  Entwicklung  in  die 
Weltwirtschaft  hinein  ist  gleichzeitig  eine  solche  der  überwiegenden  Ur- 
banisierung der  Weltbevölkerung  gewesen.  Die  Städte  sind  überall,  auch  in 
noch  sehr  dünn  bevölkerten  Kolonialländem,  in  einem  staunenswerten  Maße 
stärker  an  Kopfzahl  gewachsen  als  die  Gesamtbevölkerung.  Das  ist  ein  Punkt, 
auf  den  Hermann  Schwarzwald,  bekanntlich  einer  der  besten  Kenner  der 
Währungsprobleme,  in  seiner  tief  eindringenden  Anzeige  des  Fisherschen 
Buches  besonders  aufmerksam  macht ^).  Es  gilt  namentlich  von  den  Vereinig- 
ten Staaten  von  Amerika,  in  denen  Fisher  ja  vor  allem  beobachtet  hat.  Hier 
ist  die  Gesamtbevölkerung  von  1900 — 1910  um  21,3,  die  städtische  Bevölke- 
rung aber  um  38,3  %  gewachsen.  Die  Einwanderer  bleiben  zum  größten  Teile 
in  den  Städten  hängen.  Die  Schuld  daran  trägt  einerseits  die  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  der  Union,  die  das  städtische  Kapital  von  jeher,  namentlich 

^)  Sep.  Abdr.  a.  d.  Wochenschrift  „Das  Handelsmuseum"  Bd.  27  10 — 11 — 12. 
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durch  Schutzzölle,  gemästet  und  die  Landwirtschaft  zurückgedrängt  hat; 
und  andererseits  die  unglückliche  Ansiedlungspolitik  des  Landes,  die  immer 
noch  nach  der  alten  Methode  vorgeht,  die  bis  ca.  1860  erfolgreich  war,  aber 
jetzt  versagen  muß.  Sie  ist  nämlich  auf  selbständige  Bauern  be- 
rechnet; von  jener  Zeit  an  aber  kamen  nicht  mehr  irische,  schottische,  nor- 
wegische und  westdeutsche  Bauemsöhne,  sondern  osteuropäische  Land- 
arbeiter über  den  Atlantic ;  und  die  müssen  zu  selbständiger  Bauernschaft 
erst  erzogen  werden.  Sonst  bleiben  sie,  geborene  Proletarier,  die  sie  sind,  als 
Industrieproletarier  in  den  Städten  hängen. 

Daß  bei  solcher  Verstädterung  der  Weltbevölkerung  die  Urprodukte 
stark  im  Preise  steigen  mußten,  wäre  auch  dann  selbstverständlich  gewesen, 
wenn  die  Landwirtschaft  sich  einigermaßen  weiter  entwickelt  hätte.  Sie  ist 
aber  im  Gegenteil  vielerorts  zurückgegangen.  Für  England  braucht  das  nicht 
mit  Zahlen  belegt  zu  werden;  aber  es  wird  mancher  erstaunt  sein,  wenn  er  die 
Zahlen  vernimmt,  die  Schwarzwald  über  die  Entwicklung  der  Landwirtschaft 
in  der  Union  während  der  gleichen  Jahrzehnte  mitteilt.  Die  Zahlen  gingen 
zurück  beim  Rindvieh  um  9,5  %,  bei  den  Schafen  um  15,7  %,  bei  den  Schwei- 
nen um  7,7  %.  Der  Schlachtviehbestand  auf  den  Farmen,  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  berechnet,  sank  von  2,20  auf  1,77  Stück  —  und  dabei  stieg  der 
an  sich  schon  sehr  hohe  Fleischkonsum  der  Bevölkerung  rapide. 

In  derselben  Periode  ging  das  Weizenareal  um  15,8  %,  das  Areal  der  fünf 
Hauptnahrungsmittel  (Weizen,  Mais,  Kartoffeln,  Pataten,  Reis)  insgesamt 
um  2,5  %  zurück.  Das  Gesamtareal  aller  Farmen  stieg  um  4,2  %,  das  unter 
Kultur  befindliche  Land  um  15,4  %,  während  die  Bevölkerung,  wie  gesagt, 
um  21,3  %  wuchs.  Unter  solchen  Umständen  hat  eine  starke  Preissteigerung 
der  Urprodukte  nichts  Verwunderliches,  auch  ohne  daß  man  auf  eine  Depre- 
ziation  des  Geldes  zurückgreift. 

Ähnliches  gilt  von  den  industriellen  Rohstoffen,  ja,  es  gilt,  wie  Eulen- 
burgs  Zahlen  zeigen,  hier  in  verstärktem  Maße.  Die  Integration  zur  Welt- 
wirtschaft hat  an  neuen  Transportmitteln  (Eisenbahnen,  Seeschiffen  usw.) 
und  an  neuen  Werkgütem  und  Maschinen  so  unendliche  Ansprüche  an  die 
Produktionsfähigkeit  der  extraktiven  Industrien  und  wieder,  in  bezug  auf 
die  Spinnstoffe,  an  die  Landwirtschaft  gestellt,  daß  hier  zwei  Faktoren  kon- 
kurrieren mußten,  um  die  Preise  der  Produkte  von  der  Warenseite  aus  zu 
steigern:  erstens  stehen  auch  hier  beständig  die  Marktpreise  über  den  sta- 
tischen, und  zweitens  ist  die  Produktion  auf  geringere  Böden  bezw.  in  ge- 
ringere Minen  gedrängt  worden,  so  daß  auch  der  natürliche  Wert,  die  Grenz- 
produktionskosten, steigen  mußte. 

Dazu  kommt  schließlich  ein  Drittes,  das  Schwarzwald  nur  flüchtig  und 
zwar  nur  in  bezug  auf  Amerika  andeutet,  das  mir  aber  von  bedeutender 
Wichtigkeit  scheint.  Wir  leben  fast  in  der  ganzen  Welt  in  einer  Zeit,  in  der 
gerade  die  großen  Massenprodukte  über  ihren  natürlichen  Marktpreis  hinaus 
auf  einen  künstlichen  Monopolpreis  gesteigert  worden  sind,  als  Wirkung 
erstens  der  Schutzzollpolitik  und  zweitens  der  großen  Kapitalsvereinigungen. 
All  das  hat  mit  einer  Golddepreziation  natürlich  nicht  das  Mindeste  zu  tun. 
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Dennoch  könnte  eine  solche  bei  der  Preissteigerung  konkurrieren,  eine 
Inflation  der  Zirkulation  mit  Edelmetallen,  wie  sie  etwa  im  XVI.  Jahrhundert 
nach  der  Entdeckung  der  großen  amerikanischen  Silberminen  vorgekommen 
ist.  Ob  und  im  welchem  Maße  diese  Inflation  mitgewirkt  hat,  ist  fast  unmög- 
lich zu  entscheiden.  Eulenburg  scheint  es  anzunehmen,  Schwarzwald  ist 
geneigt,  es  zu  bestreiten.  Er  ist  vielmehr  der  Meinung,  daß  der  Goldbedarf 
der  Welt  für  Zirkulation  und  andere  Zwecke  eher  noch  stärker  zugenommen 
hat  als  die  Golderzeugung. 

Er  stützt  seine  Meinung  mit  einer  Anzahl  von  Argumenten,  die  zum  Teil 
stark  genug  sind,  wenn  man  auch  in  diesen  Dingen  erst  retrospektiv,  aus 
langem  zeitlichen  Abstände,  wenn  überhaupt  jemals,  zur  Gewißheit  kommen 
kann. 

Das  erste  Argument  ist  das  altbekannte,  daß  das  Gold  sich  in  seiner 
Preisgestaltung  von  jeder  anderen  Ware  grundsätzlich  darin  unterscheidet, 
daß  alle  andere  Ware  regelmäßig  vom  Markte  verschwindet,  während  das 
gemünzte  Geld  im  Gegenteil  die  Bestimmung  hat,  dauernd  im  Markte  zu  ver- 
bleiben. Infolgedessen  senkt  ein  plötzlicher  starker  Zufluß  den  Preis  der 
gewöhnlichen  Ware  viel  stärker  und  schneller  als  den  des  Edelmetalls.  Selbst 
die  Rekordgoldproduktion  des  Jahres  1910  von  nahezu  470  Mill.  Doli,  hat  den 
Goldgeldbestand  der  Welt  (rund  6300  Mill.  Doli.)  noch  nicht  um  5%  vermehrt, 
da  ein  volles  Drittel  der  jährlichen  Neuerzeugung  in  der  Industrie  Verwen- 
dung findet.  Das  Argument  ist  nicht  so  stark  wie  es  aussieht,  und  zwar 
weil  wir  eben  seit  20  Jahren  mit  einem  enormen  Zustrom  zu  rechnen  haben. 
Wenn  jährlich  5  %  zuwüchsen,  so  wäre  der  Goldbestand  der  Welt  in  20  Jahren 
verdoppelt  —  und  es  handelt  sich  ja  um  eine  über  20  Jahre  erstreckte  allmäh- 
liche Preissteigerung,  die,  trotz  der  relativen  Geringfügigkeit  des  jährlichen 
Zuwachses,  doch  wohl  auf  die  Goldvermehrung  zurückzuführen  sein  könnte  — 
wenn  sonst  alles  beim  alten  geblieben  wäre. 

Es  ist  aber  nicht  alles  beim  alten  geblieben,  und  das  gibt  Schwarzwald 
stärkere  Argumente:  „Ein  höchst  wichtiges  Faktum  ist,  daß  die  leichtere 
Goldbeschaffung  einen  Goldabfluß  nach  Ländern  ermöglicht  hat,  die  vordem 
einen  Goldumlauf  nicht  besaßen.  Ägypten,  Argentinien,  vor  allem  aber 
Britisch- Indien  haben  in  den  letzten  Jahren  höchst  beträchtliche  Gold- 
quantitäten bezogen  und  zurückbehalten Britisch- Indien  allein,  früher 

ein  Land  der  reinen  Silber-currency,  nimmt  seit  1909  von  Jahr  zu  Jahr  be- 
trächtlichere Goldquantitäten  in  Barren  und  Sovereigns  auf,  hat  im  Jahre 
1911  fast  £  21  000000  in  Gold  importiert,  d.  h.  mehr  als  ^/g  der  gesamten 
Weltproduktion;  und  vom  i.  Januar  bis  21.  Februar  sind  wieder  aus  London 
mehr  als  6,2  Millionen  Pfund  nach  Indien  verschifft  worden,  d.  h.  viel  mehr 
als  das  in  London  angekommene  afrikanische  Gold.  Angesichts  dieser  Tat- 
sache kann  man  nicht  gut  von  einer  Goldinflation  sprechen." 

Das  Argument  ist  stark.  Wenn  Schwarzwald  aber  fortfährt : 
,,  Jedenfalls  hat  sie  nicht  verhindert,  daß  Amerika  im  Jahre  1907  eine  kolos- 
sale Geldkrisis  durchmachte,  und  alle  Mittel  aufwenden  mußte,  um  aus  dem 
Ausland  Bargeld  an  sich  zu  ziehen,  und  daß  im  letzten  Herbst  die  Kriegs- 
furcht der  französischen  Kapitalisten  und  die  damit  verknüpfte  Mobilisierung 
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der  französischen  Guthabungen  in  Deutschland  und  noch  mehr  in  Österreich 
gezeigt  hat,  wie  knapp  das  Goldfundament  ist,  auf  dem  das  Kxeditgebäude 
in  diesen  Ländern  aufgebaut  ist"^)  —  dann  ist  das  wieder  ein  sehr  schwaches 
Argument.  Denn  wenn  in  Krisenzeiten  „Rechengold  in  Warengold  um- 
schlägt", dann  ist  jedes  noch  so  breite  Goldfundament  für  das  Kreditgebäude 
zu  schmal.     Davon  mehr  im  Kapitel  von  den  Krisen. 

Sehr  stark  aber  ist  wieder,  was  Schwarz  wald    über  den  Bedarf 

der  Weltwirtschaft  an  Zirkulationsmitteln  schreibt:  ,,Es  ist leicht  zu 

zeigen,  daß  die  weltwirtschaftlichen  Vorgänge,  die  durch  den  Goldumlauf 
und  die  darauf  gegründeten  Anweisungen  (Noten,  Schecks  und  Wechsel) 
vermittelt  werden,  in  einem  Tempo  zugenommen  haben,  das  hinter  dem  der 
Goldzuflüsse  nicht  nur  nicht  zurückbleibt,  sondern  es  sogar  beträchtlich 
übertrifft."  Während  für  das  Jahrzehnt  1900 — 1910  das  gelbe  Zirkulations- 
metall um  20 — 25  %  zunahm,  wuchs  die  Länge  der  Eisenbahnen  der  Erde 
um  27,5  %,  der  Schiffsverkehr  der  7  größten  europäischen  Häfen  um  37,5  %, 
die  Welthandelsflotte  um  44,3  %,  der  Spezialhandel  der  12  wichtigsten  Han- 
delsländer der  Welt  in  der  Einfuhr  um  54,7,  in  der  Ausfuhr  um  50,5  %,  die 
Weltproduktion  von  Kupfer  um  75,9,  von  Kohlen  um  49,4,  von  Eisenerzen 
um  57,0  %,  die  Produktion  von  Roheisen  in  den  Vereinigten  Staaten,  Groß- 
britannien und  Deutschland  um  67,0  %. 

Eine  derartige  Zunahme  der  sämtlichen  wirtschaftlichen  Funktionen  be- 
dingt aber  trotz  aller  Ausweitungen  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs 
wenigstens  vorläufig  immer  noch  eine  beträchtliche  Vermehrung  des  zirku- 
lierenden Hartgeldes.  Wenn  auch  jedes  Goldstück  immer  mehr  Waren  um- 
setzt, so  sind  dennoch  alles  in  allem  mehr  Goldstücke  erforderlich.  Selbst 
in  dem  Lande  des  bargeldlosen  Zahlungsverkehrs  par  excellence,  in  Groß- 
britannien, ist,  wie  Schwarzwald  mitteilt,  nach  den  Schätzungen 
der  englischen  Münzen  der  Goldumlauf  von  1903 — 1910  um  13  %  gestiegen, 
während  die  Bevölkerung  nur  um  7,3,  der  Londoner  Clearing- Verkehr  um 
45,5,  der  Warenimport  um  25,0,  der  Warenexport  um  48,3  %  usw.  zuge- 
nommen hat.  In  den  Vereinigten  Staaten  ist  der  Umlauf  von  Gold  und 
Goldzertifikaten  von  1900 — 1910  um  71,7  %  gestiegen,  während  gleichzeitig 
der  Banknotenumlauf  um  über  130  %  gewachsen  ist;  ein  Zeichen  davon, 
daß  der  ungeheuer  gestiegene  Verkehr  dieser  riesenhaften  Vermehrung  der 
Zirkulationsmittel  bedurfte.  Wäre  das  nicht  der  Fall,  so  hätte  das  Land,  das 
damals  noch  in  starkem  Maße  Schuldnerland  war,  das  Gold  zur  Tilgung 
seiner  Schulden  benutzt. 

Das  ist  ein  überaus  starkes  Argument.  Die  hier  zusammengetragenen 
Tatsachen  hätten  einen  tüchtigen  Ökonomisten  davon  abhalten  sollen,  die 
wesentlichen  Ursachen  der  Preissteigerung  in  der  Gold  Vermehrung  zu  suchen. 

Hätten  ihn  um  so  mehr  abhalten  sollen,  als  diese  Theorie  gewissen  mäch- 
tigen Interessen  Sehr  zunutze  kommt,  die  nach  unserer  Meinung  eher  Be- 
kämpfung als  Förderung  verdienen,  den  Interessen  des  Großkapitals  und 
namentlich  des  amerikanischen  Groß-Trust-Kapitals.     Diese  Kreise  werden 
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von  der  vox  publica  offenkundig  ob  ihrer  wucherischen  PreispoUtik  gescholten, 
die  die  Preissteigerung  auf  ihre  Schutzzollpolitik.  Bodenpolitik  und  Tarif- 
politik und  auf  ihre  Monopolbildungen  zurückführt.  Da  ist  es  denn  natürlich 
sehr  angenehm,  wenn  ein  angesehener  Fachmann  ex  cathedra  die  beklagten 
Erscheinungen  auf  rein  „natürliche"  Ursachen  zurückführt,  gegen  die  die 
Menschheit  machtlos  ist.  Ganz  ebenso  dankte  seinerzeit  das  ,,Malthusische 
Bevölkerungsprinzip"  seinen  stupenden  Erfolg  der  Tatsache,  daß  das  Elend 
der  Arbeiterschaft  ganz  ebenso  auf  rein  natürliche,  dem  menschhchen  Willen 
entzogene  Ursachen  zurückgeführt  wurde. 

II.    Die  Quantitätstheorie. 

Fisher  setzt  sich  derartigen  Einwänden  nicht  ungerüstet  aus.  Er  unter- 
nimmt es,  den  theoretischen  Beweis  für  seine  Auffassung  anzutreten.  Zu  dem 
Zwecke  versucht  er,  der  alten  ehrwürdigen  ,,  Quantitätstheorie"  neue  Auf- 
schlüsse abzugewinnen. 

Die  ,, naive"  Quantitätstheorie  sagte  wenigstens  etwas  aus,  nämlich,  daß 
der  Wert  aller  umgesetzten  Waren  gleich  dem  vorhandenen  Gelde  sei.  Das 
war  handgreiflich  falsch,  wovon  nicht  mehr  weiter  zu  reden  ist.  Aber  nun 
machten  sich  die  immer  vorhandenen  ,, Retter"  ans  Werk,  die  überall  die  Auf- 
gabe zu  haben  glauben,  den  berühmten  ,, berechtigten  Kern"  herauszuschälen 
und  brachten  die  sogenannte  verbesserte  Quantitätstheorie  zustande.  Diese 
besagt  bekanntlich,  daß  das  Geld  unter  Berücksichtigung  seiner  Umlaufs- 
geschwindigkeit und  unter  fernerer  Berücksichtigung  der  Geldersatzmittel 
und  ihrer  Umlaufsgeschwindigkeit  und  der  Hort-  und  Schatzbildung,  schließ- 
lich unter  Berücksichtigung  der  internationalen  Zu-  und  Abflüsse  genau  den 
Wert  der  umgesetzten  Waren  habe.  Und  das  ist  handgreiflich  richtig,  allzu 
handgreiflich  richtig.  Es  ist  nämlich  nichts  weiter  als  eine  schlecht  versteckte 
Tautologie.  Auf  beiden  Seiten  der  Gleichung  steht  derselbe  Umsatz  zu  den- 
selben Preisen  und  in  denselben  Mengen,  nur  in  einer  etwas  anderen  Wort- 
verkleidung.    Man  kann  gerade  so  gut  schreiben  3x9  =  9x3. 

Fisher  stellt  den  Inhalt  der  Quantitätstheorie  in  folgender  Gleichung 
dar:   G.U.+    G' •  U'   =  ^-p-q  =  P  •  H. 

Hier  bedeuten  G  und  G'  das  Geld  resp.  seine  Ersatzmittel  (Depositen  auf 
Scheck-Konto)  U  und  U'  die  Umlaufsgcschwindigkeit  dieser  beiden  Arten 
von  Zirkulationsmitteln,  p  den  Einzelpreis  jeder  umgesetzten  Warenquanti- 
tät q,  und  2"  p  •  q  die  Hauptsumme  aller  umgesetzten  Quantitäten  multi- 
pliziert mit  ihren  Preisen.  Die  rechte  Seite  der  Gleichung  läßt  sich  noch  ein- 
fachsr  schreiben  als  P  •  H,  wobei  P  den  nach  der  General-Index-Methode 
gewonnenen  Durchschnittspreis  und  H  den  Handelsumfang,  d.  h.  die  ge- 
samte umgesetzte  Quantität  bedeutet.  Die  Formel  ist,  wie  sie  da  steht, 
richtig,  wenn  man,  wie  Fisher  tut  und  tun  darf,  die  Fortbildung  als  Verminde- 
rung der  Ziffer  U  {Umlaufsgeschwindigkeit)  auffaßt.  Aber  sie  ist  eben  allzu 
richtig.  Es  ist  die  reine  Identitätsformel:  A  =  A.  Denn  auf  beiden  Seiten 
stehen,  nur  unter  anderen  Namen,  dieselben  Geldumsätze. 

Nun  macht  Fisher  den  Versuch,  aus  der  Identitätsgleichung  eine  Funktio- 
nalgleichung zu  gewinnen.     Er  will  zeigen,  daß,  abgesehen  von  kritischen 
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Zeiten,  die  er  „Kreditzyklen"  nennt,  die  sämtlichen  Größen  der  Formel, 
bis  auf  eine,  Funktionen  der  vorhandenen  Geldmenge  sind.  Die  Umlauf- 
ziffer des  Geldes  selbst  sei  eine  durch  Gewohnheit  und  wirtschaftliche  Not- 
wendigkeit zwar  je  nach  Zeit  und  Ort  verschiedene,  aber  an  gegebenem 
Ort  und  zu  gegebener  Zeit  sehr  fest  als  ein  bestimmtes  Vielfaches  der  Geld- 
menge, gegebene  Größe.  Das  gleiche  gelte  von  dem  Verhältnis  von  G'  zu  G, 
das  durch  die  den  Banken  aufgenötigte  Politik  der  Barreservenhaltung 
fixiert  sei  und  von  U'  (Umlaufsgeschwindigkeit  der  Geldersatzmittel),  die 
ähnlich  wie  U  jeweils  fest  gegeben  sei. 

Damit  ist  die  ganze  linke  Seite  der  Gleichung  als  von  G  funktional  ab- 
hängig dargestellt.  Wie  steht  es  mit  der  rechten  Seite  ?  Wenn  der  Beweis  ge- 
führt werden  soll,  daß  die  Preise  (p)  allein  von  der  Quantität  des  Geldes 
abhängig  sind,  dann  muß  gezeigt  werden,  daß  H,  der  Handelsumfang,  von 
der  Quantität  des  Goldes  unabhängig  ist,  daß  er  selbständig  durch  eigene 
Ursachenkomplexe  bedingt  wird. 

Dieser  Beweis  wird  angetreten.  Fisher  schreibt  (S.  126):  ,,Eine  außer- 
ordentliche Erhöhung  der  Umlaufsmittel  kann  weder  die  Erzeugnisse  von 
Ackerbau  und  Industrie,  noch  die  Fahrgeschwindigkeit  von  Lastzügen  oder 
Schiffen  erhöhen.  Der  Strom  der  Geschäfte  hängt  von  natürlichen  Hilfs- 
quellen und  technischen  Vorbedingungen,  niaht  aber  von  der  Quantität  des 
Geldes  ab.  Der  ganze  Mechanismus  von  Produktion,  Transport  und  Verkauf 
ist  Gegenstand  physischer  und  technischer  Leistungsfähigkeit,  die  beide  von 
der  Quantität  des  Geldes  nicht  abhängig  sind."  Und  so  kommt  Fisher  (S.  140) 
zu  der  triumphierenden  Schlußfolgerung:  ,,Das  Preisniveau  ist  unter  nor- 
malen Verhältnissen  das  einzige  absolut  passive  Element  in  der  Verkehrs- 
gleichung." 

„Unter  normalen  Verhältnissen",  d.  h.  Avie  aus  der  ganzen  Darstellung 
hervorgeht:  unter  Abstraktion  von  den  Veränderungen  während  der  kriti- 
schen Zeiten  der  Kxeditzyklen. 

Wie  überall  in  der  gesamten  älteren  und  neueren  Literatur  deuten  die 
Worte  ,, unter  normalen  Verhältnissen",  ebenso  wie  die  anderen  ,,ceteris 
paribus",  ,,auf  die  Dauer  und  im  Durchschnitt"  usw.  darauf  hin,  daß  der 
Autor  von  der  Statik  des  von  äußeren  Störungen  als  frei  angenommenen 
Marktes,  unter  Abstraktion  von  eben  diesen  Störungen  und  ihren  Folgen 
für  die  Dynamik  sprechen  will.  Auch  Fisher  argumentiert  hier 
mit  statischen  Argumenten.  Er  will  behaupten,  daß  nach  einer  ,, Störung", 
wie  sie  z.  B.  die  plötzliche  Verdoppelung  der  in  einer  Gesellschaft  zirkulieren- 
den Geldmenge  hervorbringt,  die  Tendenz  zur  Wiederherstellung  des  sta- 
tischen Gleichgewichts,  und  zwar  auf  dem  alten  Niveau,  besteht.  Nichts 
wird  sich  geändert  haben,  weder  U  noch  G',  noch  U',  auch  nicht  H,  das 
,,von  natürlichen  Hilfsquellen  und  technischen  Vorbedingungen  abhängt", 
sondern  links  nichts  anderes  als  G,  und  darum  rechts  nichts  anderes  als  P, 
das  proportional  zu  G  wachsen,  in  unserem  Falle  also  sich  gleichfalls  ver- 
doppeln muß. 

Wir  möchten  nicht  mißverstanden  werden.  Fisher  behauptet  nicht, 
und  wir  sagen  nicht,  daß  er  behauptet,  daß  mit  einem  bestimmten  G  immer 
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und  zu  jeder  Zeit  ein  bestimmtes  G',  U  und  U'  verbunden  ist.  Er  weiß 
wohl  und  sagt  ausdrücklich,  daß  alle  diese  Größen  aus  Ursachen  variieren 
können,  die  von  G  unabhängig  sind,  gerade  so  wie  H.  Aber  er  behauptet, 
daß  in  einem  gegebenen  Zustande  einer  gegebenen  Gesellschaft  alle  jene 
Größen  entweder  als  Funktionen  von  G,  oder  (H)  durch  technische  Verhält- 
nisse fest  bestimmt  und  nicht  variabel  sind.  Man  wird  die  Dinge  wirk- 
lich nur  mit  der  von  mir  in  meinem  letzten  Werke  ^)  geschaffenen  Ter- 
minologie klar  ausdrücken  können :  in  der  eigentlichen  oder  einfachen  Statik 
kann  P  nur  variieren  wie  G,  in  der  ,, komparativen  Statik"  aber  (die 
mehrere  zeitlich  aufeinander  folgende  statische  Zustände  miteinander  ver- 
gleicht), können  alle  Größen  der  Verkehrsgleichung  aktiv,  aus  Ursachen, 
die  mit  der  Geldquantität  nichts  zu  tun  haben,  variieren,  mit  einziger 
Ausnahme  der  Preise,  die  immer  passiv  sind  und  von  dem  Zusammenwirken 
der  anderen  Funktionen  bestimmt  werden. 

Damit  hoffe  ich,  den  Sinn  der  F  i  s  h  e  r  sehen  Ausführungen  getreu- 
lich wiedergegeben  zu  haben.  Er  sagt  (S.  128):  ,,Die  Quantitätstheorie  ist 
wahr  in  dem  Sinne,  daß  eine  der  normalen  Wirkungen  einer  Quantitäts- 
vermehrung des  Geldes  eine  genau  proportionale  Erhöhung  des  allgemeinen 
Preisniveaus  ist". 

Damit  ist  der  Versuch  vollendet,  die  Identitätsformel  zu  einer  Funktional- 
formel zu  erheben.  Ist  denn  nun  die  Beweisführung  richtig?  Das  müssen 
wir  auf  das  allerentschiedenste  bestreiten,  und  zwar,  unter  Fortlassung 
aller  in  reichlichem  Maße  noch  möglichen  geringeren  Argumente,  aus  dem 
einen  Hauptgrunde,  weil  hier  die  Älethode  der  eigentlichen  Statik  auf  ein 
Gebiet  angewendet  worden  ist,  auf  dem  lediglich  die  Methode  der  kompara- 
tiven Statik  angewendet  werden  darf. 

Gehen  wir  von  F  i  s  h  e  r  s  immer  wiederholter  methodischer  Voraus- 
setzung aus,  daß  irgendein  Weihnachtsmann  plötzlich  das  Edelmetallgeld 
einer  Gesellschaft  verdoppele,  und  lassen  wir  diese  Gesellschaft  mit  ihm 
einen  ,, isolierten  Staat"  sein,  damit  unser  Gedankengang  nicht  durch  die 
Sorge  um  Handelsbilanz,  Wechselkurs,  und  Metallabfluß  gestört  werde: 
sehen  wir  ferner  von  den  rein  dynamischen  Verschiebungen  ab,  die  diese 
,, Störung"  im  Ablauf  der  Wirtschaft  hervorruft,  bis  das  Gleichgewicht  ein- 
getreten ist:  dann  bestreiten  wir  mit  aller  Entschiedenheit,  daß  das  neue 
Gleichgewicht  nach  Handelsumfang,  Menge  der  Geldersatzmittel  und  Um- 
lauf sgesch  windigkeiten  das  alte  sein  kann,  das  vor  der  Störung  bestand. 
Es  muß  eine  neue  Statik  eingetreten  sein,  wahrscheinüch  mit  höherem, 
aber    sicherlich    nicht    mit    proportional     höherem    Preisstand. 

Und  zwar  muß  das  daher  kommen,  weil  in  jeder  höher  entwickelten 
Gesellschaft  der  ,, Kreditgeldverkehr"  den  allergrößten  Teil  des  Gütertausches 
vermittelt.  Das  ist  der  im  Kreise  laufende,  durch  auf  ,, Rechen- Geld"  ge- 
stellte Wechsel  vermittelte  Warenverkehr,  in  den  Warengeld  grundsätzhch 
gar  nicht  eintritt.  Dieser  Wechselverkehr  läuft  normal,  wenn  das  allgemeine 
Preisniveau  konstant  bleibt.     Dann  erhält  jeder  Wechselaussteller  aus  dem 

''■)  Wert  und  Kapitalprofit.  Neubegründung  der  objektiven  Wertlehre.  Jena  1916. 
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Verkauf  seiner  Ware  notwendigerweise  durchschnittlich,  Wechsel  auf  höhere 
Beträge,  als  er  selbst  seinen  Wechselgläubigern  schuldig  gewesen  war:  denn 
der  normale  Preis  bringt  ihm  ja  außer  seinen  Selbstkosten  auch  noch  den 
üblichen  Gewinn.  Haben  die  Preise  im  Durchschnitt  sinkende  Tendenz, 
so  muß  der  Kreditgeldverkehr  auseinanderreißen,  und  Rechengeld  schlägt 
in  Warengeld  um.  Davon  später  bei  der  Krisentheorie.  Wenn  aber  die  Preise 
im  Durchschnitt  steigen,  dann  haben  wir  blühende  Hausse  und  dann 
ändert  sich  der  statische  Zustand  der  Gesellschaft. 

Und  zwar  auf  zwei  Arten,  die  F  i  s  h  e  r  nicht  beachtet.  Erstens  bleibt 
die  Leistung  jeder  gegebenen  Gesellschaft  in  normalen  Zeiten  regel- 
mäßig stark  hinter  ihrer  Leistungsfähigkeit  zurück.  Wer  in  nor- 
malen Zeiten  während  der  als  normal  betrachteten  Zeit  mit  normaler  Inten- 
sität schafft,  schafft  in  guten  Zeiten  reichen  klingenden  Erfolges  länger  und 
intensiver.  Die  Rekruten  der  Arbeit  werden  früher  herangezogen,  die  Ve- 
teranen später  entlassen,  sonst  nicht  ausgeschöpfte  Reservoire  von  Arbeits- 
kräften stark  angezapft  (Reservearmee,  Frauenarbeit).  Aber  all  das  sind 
Erscheinungen,  die  in  the  long  run  wieder  verschwinden  könnten,  so  daß  sich 
nach  Überwindung  der  Störung  die  alte  Statik  wieder  einstellt.  Was  aber 
nicht  wieder  verschwinden  kann,  sind  die  fest  gewordenen  Gestaltungen 
der  erhöhten  Kooperation,  der  höher  gestaffelten  Arbeitsteilung  und  -Ver- 
einigung der  Gesellschaft.  Steigende  Gewinne  aller  Produzenten  bedeuten 
vermehrte  Kaufkraft  des  Marktes,  erhöhte  Löhne,  und  die  bedeuten  Einstel- 
lung wirksamerer  Maschinerie  und  höhere  Staffelung  der  gesellschaftlichen 
und  technischen  Arbeitsteilung  und  Arbeitszerlegung. 

Das  aber  sind  Dinge,  die  nicht  wieder  rückgängig  werden,  wenn  die 
Wirkung  der  ,, Störung"  verebbt  ist,  die  die  Vermehrung  der  Umlaufsmittel 
und  die  damit  —  im  isolierten  Staat !  —  notwendig  verbundene  allgemeine 
Preissteigerung  verursacht  hat.  Mit  anderen  Worten:  wenn  G  wächst,  so 
wächst  nicht  nur  H,  sondern  mit  H  auch  G',  U  und  U'.  Es  gibt  eine  neue 
Statik,  und  von  einer  der  Geld  Vermehrung  proportionalen  Preissteigerung 
kann  keine  Rede  sein. 

Die  Identitätsformel  ist  Identitätsformel,  Tautologie,  gebheben.  F  i  s  h  e  r  s 
Analyse  kommt  auf  den  Truism  hinaus,  daß,  wenn  sich  sonstgarnichts 
ändert,    P    variieren  muß  wie   G.      Aber    die  Annahme   ist  unmöglich. 

Kurz :  nicht  einmal  für  den  isolierten  Staat  ist  mit  der  Quantitätstheorie 
irgend  etwas  zu  erreichen.  Was  sollte  sie  da  wohl  leisten  können  in  der  Wirk- 
lichkeit der  uns  umgebenden  Welt.  Hier  haben  wir  fortwährend  neue  Völker 
und  Staaten,  die  von  natural  wirtschaftlichen  Zuständen  zur  Metallgeld- 
wirtschaft oder  von  der  Silberwährung  zur  Goldwährung  übergehen.  Wir 
haben  innerhalb  jedes  Staates  fortwährend  Schichten,  die,  von  relativer 
Autarkie  ausgehend,  sich  immer  enger  mit  der  Marktwirtschaft  verflechten 
und  in  dem  Maße  Zirkulationsmittel  verwenden.  Wir  haben  ferner,  um  von 
allen  Störungen  abzusehen,  die  Erscheinungen  der  komparativen  Statik: 
wachsende  Volkszahl,  wachsende  Kooperation,  relative  Verteuerung  der 
Urprodukte,  relative  Verbilligung  der  Fabrikate,  relatives  Wachstum  der 
städtischen  Bevölkerung,  vermehrte  Käufe,  noch  stärker  vermehrte  Geld- 
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kaufe.  Entwicklung  der  Geldersatzmittel,  des  Bankwesens  und  tausend 
anderer  Dinge.  All  das  beeinflußt  selbständig  G,  G',  U,  U'  und  H  und  da- 
durch P  (das  selbstverständlich  passiv  ist  und  immer  sein  muß:  denn  jeder 
Preis  ist  nichts  als  ein  Quotient,  und  ein  Quotient  ist  immer  passiv) :  und  da 
will  jemand  versuchen,  mit  der  naiven  Identitätsformel  der  Quantitäts- 
theorie dieses  Chaos  einigermaßen  in  einen  Kosmos  zu  ordnen ! 

Nein,  die  Quantitätstheorie  ist  tot  und  bleibt  tot,  trotz  aller  Bemühungen 
um  ihre  Wiedererweckung. 

III.    Der  Warenwert    des    Geldes. 

Das  Problem  von  der  Kaufkraft  oder  dem  Werte,  d.  h.  dem  Warenwerte 
des  Geldes  ist  aus  dem  Grunde  ein  so  verzweifeltes,  weil  es  nur  auf  dem  Funda- 
ment einer  ausreichenden  Theorie  vom  Warenwert  und  Geldwert  der  Ware 
aufgebaut  werden  kann.  Aber  der  ganz  desolate  Zustand  der  theoretischen 
Nationalökonomie,  die  sich  nicht  einmal  der  Einigung  über  die  elementarsten 
Grundbegriffe  erfreut,  zeigt  sich  auf  das  schlagendste  bei  diesem  Problem. 
Den  Grenzwerttheoretikern  ist  es  gelungen,  die  alte  klassische  objektive 
Wertlehre  als  unvollständig  und,  was  schlimmer  ist,  als  logisch  unzureichend 
zu  erhärten.  Aber  die  positive  Lösung  des  Problems  ist  ihnen  nicht  gelungen ; 
wenigstens  bestehen  fast  so  viele  verschiedene  Ableitungen  wie  Autoren, 
und  jede  Ableitung  ist  zum  mindesten  unendlich  kompliziert  und  schwer- 
fälUg  überlastet  mit  den  bedenklichsten  Hilfskonstruktionen  gleich  den 
Epizyklen  der  ptolemäischen  Astronomie. 

Ich  habe  bereits  in  meiner  Theorie,  neuerdings  in  meinem  Buch  ,,Wert 
und  Kapitalprofit"  den  Versuch  gemacht,  eine  neue  objektive  Wertlehre 
auf  dem  Fundament  der  Errungenschaften  der  Grenzwertschule  aufzubauen 
und  bin  zu  völlig  exakten  Formeln  gelangt.  Da  dasjenige,  was  die  Klassiker 
den  „Tauschwert"  nannten,  von  ihnen  selbst  als  der  Preis  bestimmt  wird, 
den  die  Ware  im  Zustande  des  Marktgleichgewichts  hat,  so  war  es  nur  nötig, 
sich  schärfer  darauf  zu  besinnen,  wann  dieses  Gleichgewicht,  die  Statik  im 
neueren  Ausdruck,  gegeben  ist.  Das  wußte  bereits  Adam  Smith,  aber 
er  verwertete  die  Erkenntnis  nicht,  die  seitdem  versunken  blieb :  die  Sta- 
tik ist  gegeben,  wenn  die  Einkommen  aller  Produ- 
zenten so  weit  ausgeglichen  sind,  wie  die  Konkur- 
renz sie  ausgleichen  kann.  Das  heißt,  genauer  bestimmt,  in 
der  Statik  sind  die  Einkommen  aller  Produzenten  von  gleicher  Qualifikation 
gleich  groß,  wenn  kein  Monopol  einspielt.  Das  Einkommen  von  Produzenten 
höherer  oder  geringerer  Qualifikation  steht  um  einen  dem  Qualifikations- 
grad entsprechenden  Betrag  höher  oder  tiefer;  und  ebenso  steht  das  Ein- 
kommen solcher  Subjekte,  die  unter  einem  Monopolverhältnis  kontrahieren, 
um  den  Monopolgewinn  höher,  wenn  sie  die  Monopolisten  sind,  bzw.  um  den 
gleichen  Betrag  tiefer  (Monopoltribut),  wenn  sie  die  Kontrahenten  sind. 
Danach  läßt  sich  das  Einkommen  jedes  Wirtschaftssubjektes  in  allgemeiner 
Formel  angeben^). 

^)  Nennen  wir  das  Einkommen  eines  durchschnittlich  Qualifizierten,  der  unter  keinem 
Monopolverhältnis  tauscht,  E,  imd  die  Zu-  resp.  Abschläge,  die  Quahfikations-  und  Monopol- 
wirkung ±  q,  und  ±  m,  so  ist  das  Einkommen  eines  beliebigen  Produzenten  E  -f-  q  -f-m. 
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Nun  setzt  sich  das  Einkommen  jedes  Produzenten  offenbar  zusammen 
aus  den  Gewinnen  am  Preise  aller  von  ihm  während  der  Einkommensperiode 
verkauften  Produkte  abzüghch  der  Selbstkosten  aller  Produkte^),  ganz 
gleichgültig,  was  er  zu  Markte  bringt,  ob  Güter  oder  Dienste,  oder  Substanz 
oder  Nutzung  von  „Rechten  und  Verhältnissen",  z.  B.  Kapital  oder  Grund- 
eigentum. Daraus  läßt  sich  der  Preis  jedes  dieser  Produkte  in  der  Statik 
berechnen^) . 

Ich  kann  hier  nicht  näher  darauf  eingehen,  wie  sich  die  Formel  ausrechnen 
läßt,  und  kann  nur  andeuten,  daß  q  aus  den  Güterpreisen  eliminiert  und  m 
in  allen  irgendwie  interessanten  Fällen  mit  genügender  Genauigkeit  bestimmt 
werden  kann.  Jedenfalls  glaube  ich,  daß  es  gelungen  ist,  auf  diese  Weise 
den  Preis  in  der  Statik,  und  das  ist  eben  der  ,,Wert"  der  Klassik,  exakt  zu 
bestimmen.  Man  sieht,  er  zerfällt  in  zwei  Klassen,  den  statischen  Konkurrenz- 
preis, der  mit  dem  ,, natürlichen  Preise"  der  Klassiker  identisch  ist,  und  den 
statischen  Monopolpreis,  den  sie  kaum  beachtet  haben. 

Dieses  Preisniveau  der  Statik  ist  ein  dynamisches  Gleichgewicht,  durch 
das  die  einzelnen  Preise  hindurchschwanken,  immer  mit  der  niemals  rea- 
lisierten Tendenz,  sich  auf  ihren  statischen  Punkt  einzustellen.  Was  uns  also 
in  der  Wirklichkeit  gegeben  ist,  sind  immer  ,, Störungspreise",  die  mehr  oder 
weniger  von  ihrem  Mittelpunkt  entfernt  sind.  Das  sind  die  laufenden  ,, Preise" 
oder  ,, Marktpreise"  der  Klassiker,  die  wir  korrekt  als  dynamische  Preise 
zu  bezeichnen  und  in  die  beiden  Klassen  der  laufenden  Konkurrenzpreise 
und  der  laufenden  Monopolpreise  zu  gliedern  haben. 

Ob  man  meine  Theorie  im  einzelnen  annehmen  wird  oder  nicht:  man 
wird  wenigstens  meine  Einteilung  und  ungefähr  meine  Terminologie  anzu- 
nehmen und  jene  beiden  Hauptklassen  mit  je  zwei  Untergruppen  der  Preise 
scharf  zu  unterscheiden  haben. 

Daß  das  bis  jetzt  niemals  geschehen  ist,  hat  bereits  die  Lehre  vom  Wert 
der  Ware  in  die  schwerste  Verwirrung  gestürzt;  aber  noch  viel  mehr  hat 
darunter  die  Lehre  vom  Werte,  d.  h.  der  Kaufkraft  des   Geldes  gelitten. 

Um  mit  dem  weniger  Wichtigen  zu  beginnen,  So  hat  man,  wie  es  scheint, 
niemals  gesehen,  daß  Geld,  auch  auf  längere  Dauer,  auf  einem  Monopol- 
preise stehen  kann.  Wir  reden  hier  nicht  von  den  zuweilen  (schon  zu  F  u  g  - 
g  e  r  s  Zeit)  vorkommenden  ,, Corners"  oder  Schwänzen  in  Geld,  der  Aus- 
sperrung der  Zirkulationsmittel  durch  Spekulanten;  denn  das  sind  kurz- 
dauernde Erscheinungen.  Wohl  aber  kann  der  Staat  als  Monopolist  der 
Geldherstellung  bei  vorsichtiger  MünzpoHtik  unterwertiges  Metallgeld  und 
sogar  ganz  wertloses  Papiergeld  eine  unbegrenzte  Zeit  hindurch  zu  einem 
beliebigen  Nominalwert  ausgeben,  d.  h.  zu  einem  Monopolpreis  verkaufen. 
Denn  jede  entfaltete  Gesellschaft  braucht  Zirkulationsmittel  in  genügender 
Menge  sehr  dringlich  und  muß  sie  zu  einem  Monopolpreise  erwerben,  wenn 
sie  zum  Konkurrenzpreise  nicht  zu  haben  sind^).     Alle  Tatsachen,  auf  die 


^)  E  =  n  V  —  n  s. 

2.  E  ±  q  ±  m 

2)  V  = 1-  s 


3)  Fish  er    bringt  eia  schlagendes  Beispiel  (S.  91).     Die  übermäßige  Ausgabe  von 
Papiergeld  in  Italien  hatte  vor  15  Jahren  nicht  nur  das  Gold,  sondern  auch  das  Silber  und 
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sich  die  „staatliche  Theorie  des  Geldes"  stützt,  soweit  sie  sich  mit  dem  Gelde 
als  Zirkulationsmittel  und  Wertmaßstab,  d.  h.  ökonomischen  Phä- 
nomenen, befaßt,  sind  auf  diese  Weise  zu  erklären.  Im  übrigen  beschäftigt 
sich,  nebenbei  gesagt,  diese  Theorie  fast  ausschließlich  mit  dem  Geld  in  seiner 
Funktion  als  Zahlungsmittel,  und  das  geht  nur  die  Jurisprudenz 
etwas  an,  ist  ökonomisch  irrelevant.  Wer  Geld  verleiht,  tauscht, 
ökonomisch  gesehen,  das  Geldgut  gegen  ein  Kapitalstück. 

Von  größerer  Bedeutung  ist,  daß  man  bisher  niemals  zwischen  dem 
laufenden  und  dem  statischen  Preise  des  Geldes  korrekt  unterschieden  hat. 
Ohne  diese  Unterscheidung  aber  sind  z.  B.  die  Krisen  niemals  zu  verstehen. 
Wenn  in  ihnen  Rechengeld  in  Warengeld  umschlägt,  so  ist  es  nicht  der  sta- 
tische, sondern  der  laufende  Preis  des  Geldes,  nicht  der  ,,Wert",  sondern 
der  Marktpreis,  der  sprunghaft  in  die  Höhe  geht.  Wer  diese  Erscheinung 
ohne  genügende  Unterscheidung  bei  einer  Untersuchung  über  den  Wert 
des  Geldes  mit  heranzieht,  muß  in  die  Irre  laufen.  Um  die  Verwirrung  voll 
zu  machen,  tritt  noch  eine  Wort  Verwechselung  hinzu.  Unter  ,,Geld"  ver- 
steht die  kaufmännische  Welt  auch  solche  Kapitalguthaben,  die  sofort 
oder  binnen  kurzer  Zeit  gegen  wirkliches  G«ld  ausgetauscht  werden  können. 
Sie  mögen,  praktisch  genommen,  gleich  Geld  sein,  sind  aber  theoretisch 
kein  Geld,  Sondern  Kapitalstücke.  Wer  sie  bei  einer  Untersuchung  des 
Geldwertes  mit  heranzieht,  kann  nur  in  der  größten  Konfusion  enden.  Das 
Schlimmste  dabei  ist,  daß  nun  diese  unglückliche  Wortidentität  auch  noch 
dazu  verführen  mußte,  den  Preis  der  Nutzung  solcher  Kapitalstücke,  ihren 
Zins  oder  Diskont,  als  Preis  des  ,, Geldes"  zu  betrachten:  und  damit  ist  dann 
der  ökonomische  Irrgarten  voll  ausgebaut. 

Wenn  wir  mit  unseren  klaren  Kategorien  an  das  Problem  herantreten, 
so  zeigt  sich  ohne  weiteres,  daß  der  statische  Wert  des  Geldes  genau  der 
gleiche  ist,  wie  der  aller  anderen  Produkte,  und  in  unserer  Formel  ausge- 
drückt werden  kann.  Wenn  kein  staatliches  Monopol  besteht,  d.  h.  bei  voller 
freier  Ausprägbarkeit  des  Edelmetalls,  kann  dessen  Wert,  der  Barrenwert, 
von  dem  des  Geldes,  dem  Münzwert,  in  der  Statik  nur  um  den  Schlagschatz 
abweichen.  Besteht  keine  freie  Prägbarkeit,  so  kann  der  Staat  als  Monopolist 
im  strengsten  Sinne,  der  als  einziger  Münzberechtigter  auch  nicht  in  be- 
schränkter Konkurrenz  mit  anderen  Monopolisten  steht,  den  statischen 
Preis  für  seine  Untertanen  beliebig  hoch  halten,  wenn  er  nur  die  Vorsicht 
übt,  immer  etwas  weniger  Geldzeichen  in  der  Zirkulation  zu  halten,  als  sie 
braucht.  Außerhalb  seiner  Grenze  hat  sein  Geld  natürlich  nur  den  statischen 
Wert  seiner  Substanz,  und  zwar  ohne  den  Schlagschatz:  im  internationalen 
Verkehr  besteht  Barrenwährung. 

Gäbe  es  nun  nur  statische  Preise,  so  wäre  es  leicht,  die  Kaufkraft  des 
Geldes  überall  dort  zu  bestimmen,  wo  freie  Prägbarkeit  besteht.  Aber  jeder 
statische  Preis  unterliegt  Veränderungen,  und  zwar  zwiefacher  Natur.     Die 


Kupfer  über  die  Alpea  getrieben,  wo  die  Münzen  in  den  übrigen  Ländern  der  lateinischen 
Union  Kurs  hatten.  Es  trat  ein  sehr  empfindlicher  Mangel  an  Kleingeld  auf,  dem  die  Re- 
gierung durch  die  Ausgabe  von  30  Mill.  i  Lire-Noten  abhalf  „und  es  herrschte  eine  so  große 
Nachfrage  danach,  daß  man  ein  Agio  dafür  zahlte". 
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eine  Klasse  von  Veränderungen  haben  wir  bereits  betrachtet:  es  sind  die 
Schwankungen  der  einfachen  Dynamik  um  die  ,,eigentHche  Statik"  herum. 
Die  zweite  Klasse  sind  jene  Veränderungen,  die  in  das  Arbeitsfeld  der  „kom- 
parativen Statik"  fallen,  diejenigen  Veränderungen,  die  namentlich  durch 
die  Veränderungen  der  Produktionskosten  entstehen.  Hier  verschiebt  sich 
der  statische  Preis  selbst,  während  er  in  der  ersten  Betrachtung  als  fix  an- 
genommen ist. 

Diese  Verschiebungen,  die  natürlich  auch  den  Geldstoff,  das  Edelmetall, 
ergreifen,  komphzieren  das  Problem  vom  Wert  des  Geldes  viel  stärker  als 
bei  jeder  anderen  Ware.  Wir  haben  das  alte  unbestreitbare  Argument  schon 
angeführt,  daß  das  Geldmetall  nicht,  wie  alle  andere  Ware,  vom  Markte 
verschwindet,  so  daß  nicht  die  Neuproduktion  jeder  Periode  über  seinen 
Preis  (laufenden  Preis)  entscheidet,  sondern  der  Gesamtvorrat  (alter  Vorrat 
dem  relativ  unbedeutenden  Zuwachs)  im  Verhältnis  zum  gesamten  Bedarf. 
Und  daraus  ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  daß  die  Tendenz  des  Geldstoffes 
zu  seinem  statischen  Preise  hin  sich  viel  langsamer  durchsetzt  als  bei  jeder 
anderen  Ware.  Die  Produktionskosten  des  Edelmetalls  könnten  sehr  lange 
Zeit  hindurch  ständig  sinken,  und  dennoch  könnte  die  Kaufkraft  des  Geldes 
ebensolange  Zeit  hindurch  ständig  steigen,  wenn  der  Bedarf  durch  Anschluß 
neuer  Länder  und  durch  Intensivierung  des  Verkehrs  und  Vermehrung  des 
Bedarfs  in  allen  Ländern  stärker  stiege,  als  die  Produktionskosten  sinken. 
Wohl  bemerkt :  das  unterscheidet  das  Geld  nicht  grundsätzlich  von 
allen  anderen  Waren,  denn  wir  finden  auch  hier  ganz  ähnliche  Phänomene. 
Aber  der  Zyklus  läuft  bei  der  gewöhnlichen  Ware  in  so  viel  kürzerer  Zeit 
ab,  weil  der  Marktvorrat  stark  begehrter  anderer  Ware  als  Edelmetall  in  re- 
lativ kurzer  Zeit  behebig  gesteigert  werden  kann,  so  daß  die  Quantität  hier 
sozusagen  in  die  Qualität  umschlägt. 

Aus  diesen  Gründen  kann  man  leider  nicht  ohne  weiteres  aus  der  Ge- 
staltung der  Produktionskosten  von  Edelmetall  auf  die  zurzeit  bestehende 
Kaufkraft  des  Geldes  schließen,  wie  Schwarzwald  es  versucht.  Er 
schreibt,  daß  die  Kosten  der  Goldproduktion  nichts  weniger  als  fühlbar 
zurückgehen.  ,,Die  Transvaal-Minen,  die  mehr  als  ein  Drittel  der  Weltpro- 
duktion liefern,  haben  ign  um  3  Millionen  £  mehr  als  in  1910  eigeben;  trotz- 
dem sind  191 1  die  ausgeschütteten  Dividenden  um  mehr  als  i  Mill.  £  gegen 
1910  gesunken.  Die  Produktionskosten  steigen,  da  in  immer  größeren  Tiefen 
geschürft  werden  muß,  die  Erze  im  allgemeinen  ärmer  werden,  und  die 
Beschaffung  der  Arbeitskräfte  Schwierigkeiten  macht."  Wenn  eine  genauere 
Untersuchung  ergeben  sollte,  daß  der  Rückgang  der  Dividenden  tatsächlich 
auf  Steigerung  der  Produktionskosten  und  nicht  etwa  z.  B.  auf  kapitalisti- 
sche Tricks  zurückgeführt  werden  muß  —  selbst  dann  ließe  sich  der  Schluß 
nicht  mit  Gewißheit  ziehen,  daß  der  Preis  des  Goldes  heute  höher,  seine 
Kaufkraft  größer  sei.  Denn  der  laufende  F*reis  könnte  sich  noch  sehr  weit  von 
dem  durch  die  jetzigen  Produktionskosten  bestimmten  neuen  statischen  Preise 
entfernt  halten,  wenn  er  auch  natürlich  langsam  auf  ihn  hin  tendieren  muß." 

Man  sieht,  das  Problem  von  der  Kaufkraft  des  Geldes  bleibt  auch  dann 
noch  kompliziert  und  schwierig  genug,  wenn  man  die  grobe  Wortverwechs- 
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lung  mit  dem  sogenannten  „Geld"  vermeidet.  Wir  wollen  ausdrücklich  her- 
vorheben, daß  F  i  s  h  e  r  in  dieser  Beziehung  völlig  korrekt  denkt,  und  daß 
er  auch  die  Ausschreitungen  der  Grenzwertlehre  ablehnt.  Um  das  hier  hinzu- 
zufügen, hält  er  sich  auch  noch  von  einem  dritten,  leider  sehr  landläufigen 
Irrtum  fern,  nämlich  der  geradezu  grotesken  Anschauung,  daß  der  Wert 
des  Goldes  konstant  sei,  weil  man  ja  doch  ein  Kilo  Gold  immer  für  die  gleiche 
Anzahl  von  Sovereigns  oder  Doppelkronen  bei  den  Münzen  verkaufen  könne. 
Man  kann  den  Wert  einer  Ware  immer  nur  in  anderen  Waren  ausdrücken, 
Gold  also  nicht  in  Gold.  Jene  Manipulation  ist  nichts  weiter  als  eine  Art 
des  Geldwechsels,  und  der  Schlagschatz  die  Wechselgebühr. 

Wenn  aber  auch  F  i  s  h  e  r  von  diesen  größeren  Irrtümern  frei  ist, 
so  besitzt  er  doch  keine  sichere  Wertlehre,  ja  nicht  einmal  die  von  jeder 
Werterklärung  unabhängige  Unterscheidung  in  die  vier  Wcrtklassen,  und 
kann  daher  unmöglich  zur  vollen  Klarheit  gelangen. 

IV.  Das    wertkonstante    Geld. 

Unser  Geld  ist  nicht  wertkonstant,  das  ist  keine  Frage,  und  das  hat  die 
Konsequenz,  daß  gewisse  Erwartungen  angenehm  oder  unangenehm  ent- 
täuscht werden  müssen.  Jede  Verschiebung  bringt  dem  einen  Vorteil  und 
dem  anderen  Nachteil. 

Und  zwar  bringen  die  Verschiebungen  des  statischen  Preises,  die  die 
komparative  Statistik  zu  betrachten  hat,  diese  Enttäuschungen  den  Kontra- 
henten langfristiger  Darlehns vertrage.  Wenn  jemand  auf  20  Jahre  eine 
Hypothek  gibt  oder,  wie  es  im  Mittelalter  typisch  war,  auf  ein  Grundstück 
eine  ewige  Gülte  eintragen  ließ,  oder  wenn  jemand  als  junger  Mann  ein  Ver- 
mögen gegen  Leibrente  verkauft,  dann  wird  er  durch  Verschiebungen  im 
statischen  Geldpreise  geschädigt,  wenn  dieser  während  der  Dauer  des  Ver- 
trages sinkt,  und  bereichert,  wenn  er  steigt.  Im  ersten  Fall  erhält  er  weniger, 
im  zweiten  Fall  mehr  Kaufkraft  als  er  hingegeben  hatte.  Auf  diese  Weise 
bringen  diese  ,, säkularen  Schwankungen"  des  Geldes,  wie  Fisher  sie  hübsch 
nennt,  ein  Element  der  Unsicherheit  und  Spekulation  gerade  in  die  solidesten 
Verträge  hinein.  Man  weiß,  daß  diese  Unsicherheit  und  Ungerechtigkeit 
schon  früh  empfunden  worden  ist;  die  schon  von  Adam  Smith  erwähnten 
Weizenrenten  und  die  schottischen  ,,Fiars"preise  (vgl.  S.  273),  zeigen  das 
Bestreben,  einen  wertkonstanteren  Maßstab  als  das  Geld  zu  finden. 

Handelt  es  sich  hier  um  die  statischen  Preise  (soweit  man  bei  Geld  von 
solchen  sprechen  kann)  und  um  langfristige  Verträge,  so  handelt  es  sich  bei 
den  Schwankungen  des  laufenden  Geldpreises  um  kurzfristige  Verträge  und 
alle  kaufmännischen  Operationen,  die  mit  einer  gewissen  Spekulation  einher- 
gehen, d.  h.  um  fast  alle.  Wir  wissen,  daß  sprunghafte  Verschiebungen  im 
laufenden  Geldpreise  die  Wirtschaftskrisen  charakterisieren.  Wenn  jemand 
vor  der  Krisis  zu  normalem  oder  vielleicht  schon  hohem  Warenpreise  (d.  h. 
niedrigem  Geldpreise)  seine  Rohstoffe  usw.  eingekauft  hat,  gegen  bar  oder 
Wechsel,  und  jetzt  nach  Ausbruch  der  Krise  gezwungen  ist,  zu  hohem  Geld- 
preise, d.  h.  niedrigem  Warenpreise  sein  Produkt  zu  verkaufen,  so  ist  er  ge- 
schädigt und  vielleicht  ruiniert. 

Weltwlrtaohaftllches  Archiv  Bd.  X.  17 


258  Literatur. 

Wäre  ein  absolut  oder  doch  annähernd  wertkonstantes  Geld  auffindbar, 
So  wären  offenbar  derartige  Enttäuschungen  und  Ungerechtigkeiten  unmög- 
lich. Es  ist  daher  wohl  begreiflich,  daß  man  nach  solchem  Gelde  Ausschau 
hält.  Man  hat  aber  dabei  sehr  sorgfältig  zwischen  den  Ursachen  und  Wir- 
kungen der  säkularen  und  der  sozusagen  täglichen  Schwankungen  der  Kauf- 
kraft, des  (halb)  statischen  und  des  reindynamischen  Preises  des  Geldes  zu 
unterscheiden. 

Ich  will  sofort  vorausschicken,  daß  F  i  s  h  e  r  das  nicht  tut  und  da- 
durch, wie  mir  scheint,  zu  einer  starken  Überschätzung  vom  praktischen 
Werte  seines  Planes  gelangt,  —  den  ich  außerdem  für  theoretisch  verfehlt 
und  praktisch  unausführbar  halte,  wie  ich  sofort  versuchen  werde,  darzu- 
stellen. 

Wir  werden  die  Scheidung  vornehmen  und  zunächst  von  den  säkularen 
Schwankungen  sprechen,  während  wir  die  täglichen  Schwankungen  im  näch- 
sten Abschnitt  behandeln  werden.  Es  soll  zugegeben  werden,  daß  für  lang- 
fristige Kontrakte  ein  wertkonstantes  Zahlungsmittel  wünschenswert  sein 
könnte.  Von  großer  Bedeutung  scheint  uns  die  Sache  nicht  zu  sein.  Wenige 
Kontrakte  laufen  sehr  lange  Zeit,  und  jeder  Kapitalist  muß  die  großen  Schwan- 
kungen des  Marktes  in  Kauf  nehmen.  Es  war  unzweifelhaft  für  viel  mehr 
Menschen  empfindlich  und  für  jeden  von  ihnen  empfindlicher,  als  der  nor- 
male Marktzinsfuß  für  sichere  Anleihen  von  5  oder  gar  6  %  bis  auf  3  % 
sank,   so   daß   sich   das   nominale   Einkommen   um   40 — 50  %   verminderte. 

Aber  immerhin:  wenn  sich  ein  Mittel  finden  ließe,  um  diese  Ent- 
täuschungen zu  vermeiden,  so  könnte  man  es  begrüßen.  Betrachten  wir 
also    F  i  s  h  e  r  s  Plan : 

Er  will  zu  seinem  Zwecke  zwei  bekannte  Dinge  kombinieren:  erstens  die 
Methode  der  ,, Gold-Devisen- Währung",  wie  sie  Österreich-Ungarn,  Indien 
und  die  Philippinen  in  den  letzten  Jahren  hatten:  die  Stabilisierung  des 
Goldpari  einer  unterwertigen  Silberwährung  (Rupie  resp.  Filippino-peso) 
oder  einer  wertlosen  Papierwährung  (Krone)  durch  den  An-  und  Verkauf  von 
Golddevisen  auf  Goldwährungsländer  zu  bestimmtem  Kurse,  d.  h.  gegen 
Ausgabe  oder  Annahme  der  eigenen  Banknoten.  Mit  dieser  Methode  soll 
aber  in  Fishers  Plan  nicht,  wie  in  jenen  Beispielen,  das  Pari  mit  einem 
dem  Gewicht  und  Feingehalt  nach  konstanten  Goldgelde  auf- 
recht erhalten  werden.  Diese  Konstanz  soll  dadurch  festgestellt  werden,  daß 
man  die  Kaufkraft  des  Geldes  regelmäßig  durch  die  Methode  der  Generalindex- 
ziffern erfaßt  und  den  Goldgehalt  der  internationalen  Rechenmünze  (nicht 
etwa    der    zirkulierenden    wirklichen   Münze)    dementsprechend    verändert. 

Und  zwar  muß  zu  dem  Zwecke  ein  internationaler  Staatenvertrag  ge- 
schlossen werden,  kraft  dessen  wenigstens  ein  Land  die  Goldwährung, 
d.  h.  die  freie  Ausprägung  von  Gold  beibehält  und  sich  verpflichtet,  den 
Wert  seiner  Goldmünzen  auf  konstanter  Kaufkraft  entsprechend  jener 
Statik  zu  erhalten.  Das  geschieht  dadurch,  daß  es  seinen  Umlauf  an  Gold- 
münzen einengt,  wenn  das  allgemeine  Preisniveau  steigt:  dann  wird  das 
Geld  seltener  und  teurer,  also  die  Preise  billiger  werden.  Wenn  umgekehrt 
die  Preise  fallen,  wird  der  Goldstaat  seinen  Umlauf  an  Goldmünzen  aus- 
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weiten :  dann  wird  das  Geld  häufiger  und  billiger,  werden  also  die  Preise  höher 
werden.  Wie  macht  das  der  Staat  ?  Er  verkauft  im  ersten  Falle  Goldbarren 
für  weniger  Gold  in  Münzform,  im  zweiten  Falle  Gold  in  Münzform  für  weniger 
Gold  in  Barren.  Wenn  das  allgemeine  Preisniveau  z.  B.  nach  der  General- 
indexziffcr  um  i  %  steigt,  wird  er  100  g  Barrengold  für  99  g  Münzgold 
gleichen  Feingehaltes  geben  und  auf  diese  Weise  den  Umlauf  einschränken. 
Und  wenn  es  um  i  %  fällt,  wird  er  100  g  Münzgold  für  99  g  Barrengold 
gleichen  Feingehaltes  hergeben  und  dadurch  den  Umlauf  verstärken. 

Die  übrigen  Vertragsstaaten  ihrerseits  stellen  die  freie  Münzprägung 
gänzlich  ein  und  halten  ihr  Landesgeld  (das  hauptsächlich  aus  Noten  besteht, 
aber  auch  Edelmetall  enthält,  dessen  Feingehalt  aber  nunmehr  völlig  gleich- 
gültig geworden  ist,  das  ledigUch  als  ,, Geldzeichen"  fungiert)  durch  Käufe 
und  Verkäufe  von  Devisen  auf  pari  mit  diesem  seiner  Kaufkraft  nach  wert- 
konstanten Goldgelde  des  Goldstaates, 

F  i  s  h  e  r  hat  den  früheren  Präsidenten  Taft  für  seine  Gedanken  zu 
interessieren  gewußt:  es  ist  ein  Komitee  zum  Studium  der  Frage  beantragt 
und  vielleicht  auch  eingesetzt  worden.  Internationale  Untersuchungen  wurden 
geplant,  und,  z,  B.  in  Italien  auch  schon  begonnen.  Der  Weltkrieg  hat  das 
wohl  alles  auf  die  lange  Bank  geschoben. 

Ist  nun  dieser  Plan  ausführbar  ?  Wir  wollen  davon  absehen,  daß  einer 
der  beiden  zu  kombinierenden  Faktoren,  der  Generalindex,  bis  jetzt  noch 
nicht  hat  in  einer  Weise  berechnet  werden  können,  die  alle  Welt  befriedigt. 
Es  gibt  so  viele  Methoden  wie  Indices.  Die  Fragen,  welche  Preise  man  ein- 
setzen soll,  und  ob  und  wie  man  jeden  Einzelpreis  ,, wiegen"  soll,  d,  h,  mit 
welchem  Mulitiplikator  man  ihn,  entsprechend  der  Bedeutung  des  Produktes, 
einsetzen  soll,  sind  noch  längst  nicht  gelöst.  Dazu  kommt  noch,  daß  man 
mangels  der  Unterscheidung  zwischen  Monopolpreisen  und  Konkurrenz- 
preisen und  mangels  der  Unkenntnis  davon,  welche  Preise  Monopolpreise 
sind,  auch  solche  neben  den  Konkurrenzpreisen  in  die  Liste  aufgenommen 
hat,  in  die  offenbar  nur  die  letzteren  hineingehören,  wenn  das  ganze  Verfahren 
seinen  Sinn  behalten  soll.  Ich  halte  z.  B.  alle  Grundbesitzpreise,  die  mehr  als 
die  Melioration  bezahlen,  alle  Löhne  und  alle  reinen  Kapitalprofite  für  Mono- 
polpreise und  würde  mich  aus  diesem  Grunde  weigern  müssen,  all  das  in  die 
Liste  aufzunehmen  (freilich  bleibt  fraglich,  ob  ein  Generalindex,  der  nur 
unbestreitbare  Konkurrenzpreise  umfaßt,  in  der  heutigen  Welt  überhaupt 
noch  praktischen  Wert  hätte). 

Aber  stellen  wir  uns  diese  Schwierigkeiten  als  überwindbar  dar.  Dann 
bleibt  der  zweite  Faktor  als  noch  viel  bedenklicher  stehen,  die  ,, Gold-Devisen- 
Währung".  F  i  s  h  e  r  stellt  sich  die  Dinge  so  vor  oder  stellt  sie  wenigstens 
so  dar,  daß  der  Gold währungs- Staat  jederzeit  die  Verfügung  über  genügende 
Devisen  hat,  um  das  Pari  herbeizuführen.  Es  ist  unverständhch,  wie  er  zu 
dieser  Auffassung  kommt.  Die  Zahl  und  Höhe  der  Devisen  auf  die  ver- 
schiedenen Länder  ist  doch  keine  Größe,  über  die  eine  Staatsgewalt  komman- 
dieren kann.  Sie  ist  der  Ausdruck  zunächst  der  zwischen  den  Ländern  be- 
stehenden Zahlungsbilanz,  der  Austausch  aller  geldwerten  Leistungen  und 
Gegenleistungen    für    ausgetauschte    Güter    (Handelsbilanz)    und    Dienste 
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(namentlich  Frachten  und  Vermittlerdienste)  unter  Zurechnung  einiger  un- 
entgoltener  Geldzahlungen  (Familienunterstützungen,  Mitgiften,  Peters- 
pfennig usw.).  Wenn  diese  Zahlungsbilanz  nicht  mit  Null  ausgeht,  so  muß  sie 
entweder  durch  Edelmetall  saldiert  werden,  oder  es  müssen  Vermögensstücke 
des  Schuldnerlandes  in  das  Eigentum  des  Gläubigerlandes  übergehen. 

Wenden  wir  diese  allgemeinen  Sätze  auf  unseren  Gold währungs- Staat  an. 
So  lange  seine  Zahlungsbilanz  mit  Null  aufgeht,  ist  alles  gut;  er  wird  jeder- 
zeit Devisen  auf  die  auswärtigen  Staaten  kaufen  können.  Ist  seine  Zahlungs- 
bilanz aktiv,  so  wird  ihm  Gold  zuströmen,  und  daher  nach  F  i  s  h  e  r  der 
Geldwert  sinken.  Wenn  aber  seine  Zahlungsbilanz  passiv  ist,  so  wird  er  die 
nötigen  Devisen  nur  durch  Aufnahme  neuer  Schulden  im  Auslande  anschaffen 
können  und  wird  sich  unter  Umständen  ganz  außer  Lage  finden,  sie  zu  be- 
schaffen. Und  dann  ist  der  Traum  vom  wertkonstanten  Geld  natürlich  aus- 
geträumt. Nun  sind  seit  dem  Erscheinen  des  F  i  s  h  e  r  sehen  Buches 
merkwürdigerweise  beide  Fälle  in  Ländern  mit  Gold  de  visen -Währung  Wirk- 
lichkeit geworden.  In  Österreich-Ungarn  ist  ,, bekanntlich  im  Herbst  191 1, 
als  Frankreich  infolge  der  Beunruhigung  des  Publikums  durch  die  marok- 
kanischen Schmerigkeiten  seine  Guthaben  im  Auslande  einzog,  die  Bank 
nicht  in  der  Lage  gewesen,  die  Parität  der  Valuta  durch  Devisenabgabe  auf- 
recht zu  erhalten,  aus  dem  sehr  einfachen  Grunde,  weil  es  infolge  der  außer- 
ordentlichen Passivität  unserer  Handelsbilanz  keine  Devisen  gab... 
zu  einer  Zeit,  wo,  man  bedenke,  das  Vertrauen  in  Staat  und  Bank  noch 
nicht   im   geringsten   erschüttert  war"    (S  c  h  w  a  r  z  w  a  1  d    1.  c.  p.  VIII). 

Umgekehrt  hat  Britisch-Indien,  dessen  Handelsbilanz  sehr  stark  aktiv 
ist,  kolossale  Mengen  (in  den  letzten  11  Jahren  mehr  als  80  Mill.  Pfund)  an 
sich  gezogen,  ohne  daß  seine  Gold -De  visen- Währung  das  hätte  verhindern 
können.  Man  sieht,  auch  die  zweite  Komponente  des  großen  Planes  hält 
der  Kritik  nicht  Stand,  so  wenig  wie  die  erste,  die  gerade  von  amerikanischen 
Fachmännern,  z.  B.  Kemmerer  und  B.  M.  Andersen  sehr  scharfe  Anfech- 
tungen erfahren  hat  (Quarterly  Journal  of  Economics  1915). 

Es  lohnt  kaum,  sich  einen  theoretisch  so  wenig  abgeklärten  Plan  als 
verwirklicht  vorzustellen  und  zu  erwägen,  welche  Folgen  sich  unter  diesen 
Voraussetzungen  ergeben  würden.  Schwarz  wald  hat  sich  a.  a.  O. 
der  Mühe  unterzogen  und  Interessenten  seien  auf  seine  Ausführungen  ver- 
wiesen. Das  eine  ist  klar,  daß  alle  berufsmäßigen  Händler  mit  Geld  die 
goldensten  Tage  und  alle  Finanzminister  die  schwersten  Sorgen  haben  würden, 
wenn  es  wirklich  möglich  wäre,  fortwährend  100  g  gegen  99  g  Gold  in  anderer 
Gestalt,  Barren  oder  Münze,  einzutauschen.  Besonders  lustig  und  ergiebig 
müßte  es  werden,  wenn  bei  steigender  Kaufkraft  des  Geldes,  die  Staatsbank 
versuchen  wollte,  Münzen  in  die  Zirkulation  zu  pressen,  indem  sie  Barren 
teuer  einkauft.  Jedermann  würde  Barren  zur  Staatsbank  bringen,  Münzen 
von  höherem  Gewicht  zurücknehmen,  diese  Münzen  zu  Barren  einschmelzen 
und  wieder  zur  Staatsbank  bringen  und  so  fort  in  infinitum.  Statt  daß  die 
Münzen  häufiger  und  die  Warenpreise  höher  würden,  würden  die  Münzen 
noch  seltener,  und  der  Warenpreis,  wenn  F  i  S  h  e  r  Recht  hätte,  noch  nied- 
riger werden  als  vor  dem  Beginn  der  Manipulation. 
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Im  umgekehrten  Falle,  wenn  es  sich  darum  handelt,  gemünztes  Geld 
zurückzuziehen,  wäre  die  Sache  nicht  ganz  so  schlimm,  da  niemand  das 
Recht  hat,  Barren  in  Münzen  zurückzu verwandeln.  (Ob  nicht  dennoch  in 
solchem  Falle  vollwertige  Goldmünzen  von  privaten  ,, Falschmünzern"  ge- 
schlagen werden  würden,  bleibe  dahin  gestellt.)  Dennoch  würde  der  Zweck 
nicht  erreicht  werden.  Denn  F  i  s  h  e  r  vergißt,  daß  G',  U  und  U'  n  u  r  in 
•der  Statik  Funktionen  von  G  sind,  nicht  aber  in  Übergangszeiten. 
Und  mit  einer  Übergangszeit  hätten  wir  hier  zu  tun.  Wenn  es  möglich  ist, 
auf  Kosten  der  Staatskasse  ein  so  glattes  und  einträgliches  Geschäft  zu 
machen,  wie  dieses,  mehr  Gold  gegen  weniger  Gold  einzutauschen,  dann 
udrd  sich  der  Verkehr  recht  lange  mit  vermehrten  Geldersatzmitteln  und  er- 
höhter Umlaufsgeschwindigkeit  behelfen.  Wenn  die  Banken  auf  die  bei 
ihnen  deponierten  Barren  Goldzertifikate  ausgeben,  so  zirkulieren  diese 
wenigstens  im  großen  Geschäftsverkehr  vollkommen  wie  Gold  selbst:  der 
Mangel  an  Münze  tritt  lange  nicht  in  dem  Maße  in  die  Erscheinung  und  wirkt 
lange  nicht  in  dem  Maße  auf  den  Preis  der  Ware,  wie  F  i  s  h  e  r  das  annimmt. 
Und  wie  im  ersten  Fall  das  Wechselgeschäft  kaum  eher  ein  Ende  haben 
würde,  als  bis  alles  Goldgeld  des  Landes  in  Barren  verwandelt  wäre.  So  würde 
es  im  zweiten  Falle  kaum  eher  ein  Ende  haben,  als  bis  fast  alles  noch  nicht 
eingeschmolzene  Goldgeld  des  Staates  sich  in  seinen  Kellern  befände,  während 
die  Volkswirtschaft  sich  ohne  Goldmünzen,  lediglich  mit  Gold  Zertifikaten 
behilft.  In  beiden  Fällen  aber  hätte  die  Staatskasse  die  ungeheuerlichsten 
Verluste  zu  tragen. 

Es  ist  wahrlich  ein  schlechtes  Zeichen  für  den  Stand  unserer  theore- 
tischen Wissenschaft,  daß  ein  so  unmöglicher  Vorschlag  von  einem  ange- 
sehenen Fachmann  ausgedacht  werden  konnte;  und  noch  betrüblicher  ist,  daß 
er  ernsthaft  und  vielfach  diskutiert  wird.  Die  groteske  Überschätzung  der 
Staatsallmacht  in  bezug  auf  wirtschaftliche  Dinge  kommt  hier  zu  einem  über- 
aus naiven  Ausdruck. 

V.  Die    Wirtschaftskrisen. 

Dieses  konstante  Geld  soll  nun  auch  dazu  helfen,  die  Wirtschaftskrisen 
zu  verhüten. 

F  i  s  h  e  r  s  Krisentheorie  ist  die  folgende :  Wenn  die  Preise  Steigen, 
vermag  der  Diskont  des  Leihgeldes  nicht  sofort  nachzukommen;  die  Periode 
der  Hausse  dauert  so  lange,  bis  der  Diskont  sich  den  Gewinnen  der  Produ- 
zenten entsprechend  hoch  eingestellt  hat.  Dann  fallen  die  Preise  und  mit  ihnen 
der  Diskont,  aber  wieder  langsamer.  Das  charakterisiert  die  Periode  der 
Baisse,  der  Krisen,  bis  zuletzt  das  normale  Verhältnis  zwischen  Gewinn  und 
Diskont  sich  wieder  eingestellt  hat. 

Gegen  diese  (hier  selbstverständlich  nur  in  kürzester  Aphoristik  darge- 
stellte) Krisentheorie  ist  von  der  von  F  i  s  h  e  r  selbst  mehrfach  rühmend 
zitierten  Nationalökonomin  Minnie  Throop,  England,  der  Einwand  erhoben 
worden,  sie  stimme  mit  den  Tatsachen  nicht  überein.  Wir  wollen  uns  darauf 
nicht  einlassen.  Selbst  wenn  sie  mit  den  Tatsachen  übereinstimmte,  wäre 
sie  doch  mindestens  im  höchsten  Maße  unvollständig.     Sie  gäbe  den  Symp- 
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tomenkomplex  des  Ablaufes  und  allenfalls,  das  ist  das  äußerste  Zugeständnis, 
eine  gewisse  Vorsttllung  von  der  Verknüpfung  der  Symptome :  aber  sie  gäbe 
auch  dann  noch  keine  Theorie  der  Wirtschaftskrisen.  Hier  Hegt  eine  petitio 
principii  vor,  der  man  in  der  Krisentheoretik  immer  wieder  begegnet:  die 
Schriftsteller  gehen  von  der  Krise  aus,  die  sie  zu  erklären  haben.  Wenn  je- 
mand ein  Pendel  nach  links  hebt,  so  verstehe  ich  leicht,  daß  es,  losgelassen, 
über  den  Ruhepunkt  nach  rechts  ausschlägt;  und  so  kann  ich  auch  leicht 
verstehen,  daß  auf  eine  starke  Preissteigerung  der  Rückschlag  einer  starken 
Preisminderung  folgt.  Worauf  es  aber  gerade  ankommt,  ist  zu  verstehen,  woher 
die  allgemeine  Steigerung  der  Preise,  des  Gesamtpreisniveaus,  beruht, 
die  eine  der  Höhepunkte  des  ganzen  „Kreditzyklus"  ist.  Diese  Frage  hat  bis- 
her, soweit  ich  sehen  kann,  keine  der  zahlreich  aufgestellten  Krisentheorien 
lösen  können,  außer  der  von  mir  ausgearbeiteten,  die  auf  einer  grundsätz- 
lich neuen  Untersuchung  der  kapitalistischen  Konkurrenz  beruht^).  Doch 
all  das  sei  hier  nur  angedeutet. 

Was  uns  hier  allein  zu  beschäftigen  hat,  ist  die  Frage,  wie  ein  wert- 
konstanteS  Geld,  vorausgesetzt,  es  sei  überhaupt  möglich,  auf  den  Ablauf 
der  Wirtschaftskrisen  einwirken  soll.  Wir  nehmen  also  an  —  was  wir  für  un- 
möglich halten  — ,  daß  das  Generalindex-Bureau  mit  seinen  statistischen 
Feststellungen  und  die  Staatsbank  des  Goldwährungs-Landes  so  fein  und 
empfindUch  arbeiten,  daß  das  Zirkulationsmittel  dauernd  die  gleiche  Kauf- 
kraft besitzt,  und  daß  keine  Störung,  die  aus  dem  Charakter  des  Goldes  als 
einer  Ware  kommt,  diese  minutiöse  Arbeit  zunichte  macht.  Dann  scheint 
uns  nicht  mehr  und  nicht  weniger  geleistet,  als  daß  der  Regulator 
aus  dem  Betriebe  der  Marktwirtschaft  entfernt 
worden    ist. 

Der  Preis  ist  die  Selbststeuerung  der  Wirtschaft.  Er  zeigt  dem  Produ- 
zenten besser  als  jede  Statistik  an,  wann  er  seine  Produktion  vorteilhaft 
auszudehnen  oder  einzuschränken  hat.  Wenn  alle  Preise  aller  Waren  des 
Marktes  in  so  kurzer  Zeit  im  Preise  steigen  oder  sinken,  daß  man  die  Ur- 
sache füglich  nicht  in  einer  plötzlichen  Vermehrung  des  zirkulierenden 
Geldes  suchen  kann  —  wir  halten  das  für  unmöglich,  aber  wir  versuchen. 
Fish  er  s  Gedankengang  gerecht  zu  werden  —  dann  kann  die  Ursache  nur 
darin  liegen,  daß  von  allen  Waren  mehr  erzeugt  worden  ist,  als  die  Kaufkraft 
des  Marktes  aufzunehmen  vermag.  Solange  wir  unser  gewöhnliches  Geld 
haben,  gibt  die  Preissenkung  den  Produzenten  das  Haltesignal:  wenn  wir 
den  „tabular  Standard",  das  F  i  S  h  e  r  sehe  Geld,  hätten,  würden  die 
Produzenten  auf  keine  Weise  erfahren  können,  daß  der  Markt  übersättigt 
ist  und  würden  natürlich  unendlich  darauf  los  produzieren,  bis  dieses  un- 
natürliche System  mit  einem  Krach  auseinanderbräche,  mit  dem  verghchen 
alle  Krachs  der  Vergangenheit  Kinderspiel  genannt  werden  müßten. 

Wir  wissen,  daß  jeder  Satz  des  vorhergehenden  Absatzes  von  Wider- 
sprüchen, ja  von  Unmöglichkeiten  voll  ist.  Wir  wissen  seit  Say,  daß  Ware 
sich  gegen  Ware  tauscht  —  und  daß  eine  allgemeine  Überproduktion  infolge- 

^)  Vgl.  meine  „Theorie  der  reinen  und  politischen  Ökonomie".    2.  Aufl.  191 1,  S.  580  ff. 
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■dessen  so  unmöglich  ist  wie  eine  allgemeine  Unterproduktion.  Aber  wir  sind 
einmal  gezwungen,  uns  bei  der  Kritik  auf  den  Standpunkt  des  Gegners  zu 
stellen,  und  es  ist  nicht  unsere  Schuld,  wenn  dann  Widersprüche  und  Un- 
möglichkeiten herauskommen.  Eine  völlig  ausreichende  und  befriedigende 
Erörterung  dieser  Probleme  ließe  sich  nur  im  sehr  weit  gespannten  Rahmen 
•einer  erschöpfenden  Behandlung  der  Krisen  und  der  Krisentheorien  im  allge- 
meinen vornehmen.     Dazu  ist  hier  nicht  der  Raum. 

Wir  resümieren:  wenn  ein  wertkonstantes  Geld  möglich  wäre,  was  wir 
bestreiten,  so  wäre  es  ganz  wünschenswert  als  Solutionsmittel  langfristiger 
Verträge  anstatt  des  unvermeidlich  den  säkularen  Schwankungen  seiner 
Kaufkraft  unterworfenen  Metallgeldes,  also  in  denjenigen  Beziehungen,  die 
dem  Beobachtungsfelde  der  komparativen  Statik  angehören.  Als  Ausgleichs- 
mittel aber  der  einfachen  dynamischen  Schwankungen  des  Geldp  r  e  i  s  e  s 
(nicht  des  Geldw  e  r  t  e  s)  würde  es  die  Gesellschaftswirtschaft  vollkommen 
desorganisieren,  sie  ihres  einzigen  Regulators  berauben. 

Es  ist  bedauerlich,  daß  so  viel  Zeit  und  Kraft,  wie  die  Ausarbeitung 
und  Erörterung  dieser  Theorie  und  ihrer  praktischen  Folgerungen  schon  bean- 
sprucht hat  und  noch  beanspruchen  wird,  so  ganz  und  gar  verloren  sind,  und 
noch  bedauerlicher,  daß  alle  diese  Zeit  und  Kraft  der  Untersuchung  dringen- 
der und  dringendster  Probleme  entzogen  wird.  Unsere  Wissenschaft,  wenn 
das  Chaos  gegeneinander  brandender  Lehrmeinungen  diesen  stolzen  Namen 
bereits  verdienen  sollte,  ist  entfernt  noch  nicht  weit  genug,  um  Probleme 
von  solcher  Vielfältigkeit  und  Verwicklung  anzufassen.  Ehe  man  die  Wetter- 
fahne für  den  Turmknopf  ausziseliert,  sollte  man  die  Fundamente  des  Baues 
sicher  auf  sicherem  Boden  gründen.  Und  daran  fehlt  es  uns  noch  durchaus. 
Eine  „Wissenschaft",  die  sich  noch  nicht  einmal  über  ihren  eigenen  Grund- 
begriff, den  der  Wirtschaft,  im  Klaren  ist,  die  keine  Lohntheorie  besitzt,  in 
der  man,  fünf  zig  verschiedene  Ansichten  über  einen  so  elementaren  Begriff 
wie  den  des  Kapitals  verteidigt,  und  die  vor  allem  noch  nicht  den  Anfang 
eines  allgemein  anerkannten  Wertbegriffs  besitzt,  ist  durchaus  nicht  im- 
stande, das  komplizierteste  aller  Probleme,  das  des  Geldwertes,  auch  nur 
von  weitem  anzufassen.  — 


Zur  Entwicklungsgeschichte  der  äußer- 
politischen  Beziehungen   zwischen   England 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 


Von 

Prof.  Dr.  J.  Hashagen,  Bonn. 


Zu  den  großen  weltgeschichtlichen  Veränderungen  in  der  Entwick- 
lung der  äußeren  Politik,  die  bei  Historikern  der  Weltpolitik  und  Welt- 
wirtschaft nicht  immer  die  nötige  Beachtung  gefunden  haben,  gehört 
die  völlige  Umgestaltung  des  Verhältnisses  zwischen  der  äußeren  Politik 
Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Zunächst  länger 
als  ein  Jahrhundert  hindurch  eine  Periode  bitterer  Feindschaft,  dann 
seit  den  letzten  zwanzig  Jahren  eine  Periode  wachsender  Annäherung. 

Es  genügt  nicht,  die  Entwicklung  der  englisch-amerikanischen  Be- 
ziehungen nur  unter  dem  kulturpolitischen  Gesichtswinkel  anzusehen. 
Man  wird  ihnen  nicht  gerecht,  wenn  man  in  dieser  Entwicklung  die 
angelsächsische  Kulturgemeinschaft,  die  Gedankengemeinschaft  der 
beiden  großen  englisch  sprechenden  Völker  von  Anfang  an  als  die  un- 
erschütterliche Grundlage  zu  erkennen  glaubt.  Diese  angelsächsische 
Kulturgemeinschaft  hat  nicht  verhindern  können,  daß  England  und 
die  Vereinigten  Staaten,  das  Mutterland  und  die  befreiten  Kolonien, 
in  der  äußeren  Politik  auch  nach  der  Befreiung  Amerikas  noch  ein 
Jahrhundert  lang  aufs  heftigste  zusammenstoßen,  zumal  da  England 
die  Pohtik  der  moralischen  Eroberungen  in  der  älteren  Zeit  durchaus 
verschmäht.  Diese  alte  hartnäckige  äußerpolitische  Feindschaft  kann 
auch  aus  den  schmerzlichen  Erinnerungen  des  amerikanischen  Unab- 
hängigkeitskrieges allein  nicht  erklärt  werden.  Sie  hat  nicht  nur  ideell- 
historische Beweggründe  und  läßt  sich  nicht  nur  auf  Mißverständnisse 
von  Gefühlspolitikern  zurückführen.  Sondern  tiefste  Interessengegen- 
sätze stören  immer  wieder  den  äußerpolitischen  Frieden.  Bei  ganz 
neuen  Streitfällen  treten  sie  deutlich  hervor  und  sind  dann  besonders 
geeignet,  die  alte  Feindschaft  zu  verfestigen.  Und  da  die  ältere  Auslands- 
politik der  Union  sich  in  der  Englandpolitik  zeitweise  beinahe  erschöpft. 
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SO  kann  es  geschehen,  daß  ihre  ganze  Auslandspolitik  gegen  England 
eingestellt  zu  sein  scheint. 

Gewiß  macht  sich  der  Hintergrund  einer  gemeinsamen  Kultur  auch 
in  der  langen  Feindschaftsperiode  mehr  als  einmal  versöhnlich  be- 
merkbar, um  so  mehr,  als  er  schon  früh  innerpolitisch  vertieft  wird. 
Man  kann  häufig  beobachten,  daß  innerpolitische  Schwenkungen  in 
England,  sofern  sie  nach  links  erfolgen,  in  den  Vereinigten  Staaten 
schon  als  Triumph  amerikanischer  politischer  Ideale  mit  lebhaftem 
Beifall  begrüßt  werden,  und  umgekehrt,  daß  konservative  englische 
Minister  drüben  besonders  unbeliebt  sind.  Aber  verallgemeinern  läßt 
sich  diese  Erfahrung  für  die  ältere  Zeit  noch  nicht.  Die  schon  früh 
vorhandene  und  unleugbar  wachsende  innerpolitische  Konvergenz  hinter- 
läßt in  der  äußeren  Politik  öfters  keine  deutlichen  oder  wenigstens 
nicht  die  erwarteten  Spuren.  Auch  ist  die  antienglische  Richtung  der 
Auslandspolitik  bis  zum  Ausgange  der  Feindschaftsperiode  in  der  Union 
keineswegs  nur  von  republikanischen,  sondern  am  schärfsten  vielleicht 
von  demokratischen  Regierungen  (Administrations)  vertreten  worden. 
Auch  das  spricht  gegen  eine  durchschlagende  innerpolitische  Beeinflus- 
sung der  äußeren  Politik. 

Andererseits  wird  die  wachsende  Annäherung  zwischen  den  beiden 
Mächten  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  nicht  nur  durch  die  auf  beiden 
Seiten  des  Ozeans  rasch  voranschreitende  Demokratisierung  befördert, 
sondern  nicht  minder  durch  den  immer  deutlicher  vernehmbaren  Zu- 
sammenklang des  englischen  und  des  amerikanischen  pohtischen  und 
wirtschaftlichen  Imperialismus.  In  dieser  letzten  Zeit  haben  angelsäch- 
sische Weltherrschaftspläne,  die  freilich  ihrerseits  wieder  kulturpolitisch 
und  innerpolitisch  beeinflußt  sind,  die  Geister  nicht  mehr  wie  früher 
auseinandergetrieben,  sondern  vielmehr  einer  immer  innigeren  Vereini- 
gung geneigt  gemacht,  so  daß  man  schließlich  von  einer  zwischen  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  bestehenden  weltpohtischen  Arbeits- 
gemeinschaft sprechen  darf. 

Das  Studium  dieser  zu  immer  volleren  Harmonien  anschwellenden 
Entwicklung  der  letzten  zwanzig  Jahre  sollte  jedoch  nicht  dcizu  verführen, 
nun  auch  die  ältere  Zeit  in  das  Licht  milder  Versöhnlichkeit  zu  rücken. 
Davor  muß  schon  deshalb  besonders  gewarnt  werden,  weil  enghsche 
und  amerikanische  Historiker  aus  naheliegenden  politischen  Gründen 
geneigt  sind,  die  Stürme,  die  die  entferntere  Vergangenheit  der  englisch- 
amerikanischen Beziehungen  durchbrausen,  nachträglich  mit  künstlichen 
Mitteln  zu  beschwichtigen.  Wenn  diese  Forscher  auch  die  zahlreichen 
äußerpolitischen  Streitfälle  der  älteren  Zeit  nicht  wegleugnen  können, 
so  bemühen  sie  sich  doch  um  eine  möglichst  versöhnliche  Motivierung 
und    sind    besonders    bestrebt,    mehr    auf    stimmungspolitische    Miß- 
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Verständnisse  zurückzuführen,  was  in  Wirklichkeit  poHtische  und  wirt- 
schaftliche Interessenkämpfe  gewesen  sind.  Von  solchen,  im  Dienste 
gegenwärtiger  angelsächsischer  Gesamtpolitik  stehenden  Historikern 
kann  die  geschichtliche  Wahrheit  leicht  verfälscht  werden,  ohne  daß 
man  dabei  Absicht  anzunehmen  brauchte. 

Auch  neigen  diese  mehr  oder  minder  politisch  interessierten  Histo- 
riker dazu,  für  die  Entwicklungsgeschichte  der  äußerpolitischen  Bezie- 
hungen zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  den  räumlichen 
Horizont  zum  Schaden  der  geschichtlichen  Wahrheit  willkürlich  zu  ver- 
engern. Vielleicht  werden  sie  auch  durch  die  Monroelehre  dazu  veran- 
laßt, der  Geschichte  des  englisch-amerikanischen  Verhältnisses  im 
wesentUchen  nur  auf  dem  nordamerikanischen  Festlande  nachzugehen 
und  beispielsweise  die  anscheinend  zur  Zufriedenheit  beider  Teile  ge- 
löste kanadische  Frage  oder  vielmehr  den  ganzen  Komplex  der  sich  an 
die  Dominion  knüpfenden  Fragen  in  den  Vordergrund  zu  stellen.  Gegen- 
über dieser  sachlich  unbegründeten  Horizontverengerung  und  der  dadurch 
teilweise  bedingten  einseitigen  Stoffverteilung  empfiehlt  sich  ein 
Hinweis  auf  die  Tatsache,  daß  eine  fruchtbare  Behandlung  des  Themas 
nur  in  breitestem  weltpolitischen,  über  das  nordamerikanische  Festland 
weit  hinausgreifenden  Rahmen  möglich  ist.  Für  die  letzten  zwanzig 
Jahre  bedarf  das  schon  im  Hinblick  auf  die  neue  Weltpolitik  und  auf 
den  freilich  geschichthch  nicht  immer  richtig  gewürdigten  ,, Übergang 
der  Vereinigten  Staaten  zur  Weltpolitik"  keines  Beweises.  Die  wach- 
sende Annäherung  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  kann 
für  diese  Freundschaftsperiode  nur  bei  Einbeziehung  der  gesamten 
Hauptprobleme  der  Weltpolitik  anschaulich  gemacht  werden.  Mit  so 
einfachen  Motivierungen,  wie  etwa  dem  auf  angelsächsischer  Seite  be- 
sonders beliebten  Hinweise  auf  'temper  and  self-restraint  of  the  English 
speaking  peoples'  und  auf  'good  sense  and  self-control  inherent  in  the 
character  of  the  two  peoples'  kann  man  dann  nicht  mehr  auskommen. 
Umgekehrt  gilt  aber  auch  schon  für  die  ältere  Zeit,  wenigstens  seit  den 
vierziger  Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts,  daß  die  Interessen- 
gegensätze zwischen  beiden  Mächten  nicht  nur  auf  amerikanischem 
Boden  erwachsen,  sondern  bereits  darüber  hinausgreifen.  Erst  vor 
•einem  weltpolitischen  Hintergründe  läßt  sich  die  volle  weltgeschicht- 
liche Gegensätzlichkeit  der  beiden  Entwicklungsperioden  würdigen. 

Auch  bei  Betrachtung  einzelner  Wendungen  wird  diese  Gegensätz- 
lichkeit immer  wieder  deutlich.  Zwar  wahrt  die  neue  Republik  in  dem 
englisch-französischen  Kriege  des  Zeitalters  der  Revolution  und  des 
Kaiserreichs  zunächst,  wenn  auch  nur  mit  Mühe  und  von  beiden 
kriegführenden  Mächten  an  Gut  und  Blut  aufs  schwerste  geschädigt, 
ihre  Neutralität.    Aber  noch  vor  dem  Falle  Napoleons  wagen  die  Amen- 
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kaner  zum  Zwecke  der  Eroberung  Kanadas  1812 — 1814  einen  zweiten 
Krieg  gegen  England.     Weit  weniger  bekannt  als  der  amerikanische 
Siebenjährige  Krieg,  der  Unabhängigkeitskrieg,  bietet  er  doch  ein  be- 
sonderes entwicklungsgeschichtliches  Interesse.      Einmal  gehört  er  zu 
den  wenigen  äußerpolitischen  Mißerfolgen  der  Union,     Er  mußte  trotz, 
maritimer  Erfolge  scheitern,  nicht  nur  weil  er  außerordentlich  mangel- 
haft vorbereitet  war,  sondern  aus  dem  allgemeineren  Grunde,  weil  der 
junge  Freistaat  nicht  nur  militärisch,  sondern  auch  wirtschaftlich  zur 
Durchführung  eines  Unternehmens  wie  der  Eroberung  Kanadas  über- 
haupt unfähig  war.     Aber  die  damaligen  Leiter  seiner  Auslandspolitik 
standen   noch   unter   dem   Eindrucke   der  diplomatischen   Erfolge   des 
letzten  Menschenalters,  als  den  Amerikanern  ziemlich  mühelos  zuerst 
1783  der  Zutritt  zum  Ohiotal  und  dann  1803  Louisiana  in  den  Schoß, 
gefallen  war.     Aber  gerade  weil  die  damalige  nordamerikanische  Re- 
publik gar  nicht  in  der  Lage  ist,  diesen  zweiten  Krieg  gegen  England 
siegreich  zu  führen,  und  weil  überdies  ein  zwingender  Grund,  ihn  zu. 
beginnen,  nicht  vorliegt,  ergibt  sich  schon  daraus  die  Stärke  des  Gegen- 
satzes   zu    England,    das    seinerseits    mit    barbarischer    Kriegführung, 
antwortet.     Gefühlspolitik,  und  zwar  in  sehr  interessanter  frühimperia- 
listischer Ausgestaltung,   hat   beim   kanadischen   Kriege   auf  amerika- 
nischer Seite  eine  große  Rolle  gespielt.    Aber  eben  diese  Gefühlspohtik, 
wurzelt  doch  auch  in  sehr  realen  Erinnerungen,  nicht  nur  an  den  Un- 
abhängigkeitskrieg, sondern  namentlich  auch  an  die  vielen  durch  Eng- 
land verursachten  Nöte  der  ersten  amerikanischen  Neutralität.     Wäh- 
rend die  Engländer  es  sonst  verstanden  haben,  die  halbe  Welt  gegen, 
Napoleon  mobil  zu  machen,  ist  ihnen  das  bei  ihren  alten  amerikanischen 
Feinden  nicht  gelungen.    Vielmehr  werden  diese  durch  ihren  Gegensatz, 
zu   England   auf   die   Seite  Napoleons   hinübergetrieben,   ohne   freilich 
den  Untergang  seines  Weltreiches  aufhalten  zu  können.     Bis  zu  einem 
gewissen    Grade  werden  sie  vielmehr  selbst   in   Napoleons  Niederlage 
verwickelt.    Denn  die  Anerkennung  des  Status  quo  im  Genter  Frieden 
bedeutet  für  sie  den  Verzicht  auf  das  wichtigste  Kriegsziel. 

Da  der  Genter  Frieden  jedoch  im  übrigen  eine  Fülle  der  mit  Eng-^ 
lands  nordamerikanischer  Kolonie  verknüpften  Streitfragen  ungelöst 
läßt,  so  schafft  er  nur  für  den  Augenblick  eine  gewisse  äußere  Beruhigung.. 
In  die  Gesamtentwicklung  der  englisch-amerikanischen  Beziehungen  ein- 
geordnet, bedeutet  er  weit  weniger  einen  Abschluß  vergangener  Streitig- 
keiten, als  einen  Quellpunkt  für  eine  endlose  Reihe  neuer  (Gegensätze. 
Die  aufreibende  diplomatische  Arbeit  fast  eines  ganzen  Jahrhunderts, 
hat  dazu  gehört,  um  die  in  Gent  ungelöst  gelassenen  Fragen,  nicht  nur 
die  spezifisch  kanadischen  Grenz-  und  Fischereifragen,  sondern  auch 
die  seerechtlichen  Gegensätze  zum  Austrag  zu  bringen,  ganz  abgesehen^ 
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davon,  daß  die  Amerikaner  auf  die  Annexion  Kanadas  bis  zu  den  Zeiten 
Tafts  immer  wieder  zurückgekommen  sind.  Wenn  aber  die  zwischen 
der  Union  und  England  schwebenden  kanadischen  Fragen  auch  später 
noch  beiderseits  fast  stets  mit  besonderer  Gereiztheit  behandelt  und 
oft  nur  durch  die  persönliche  Schmiegsamkeit  einzelner  Diplomaten  auf 
beiden  Seiten  zu  einem  gewissen  Ausgleich  gebracht  worden  sind,  wenn 
sie  später  als  Oregonfrage  den  Frieden  zwischen  den  beiden  Mächten 
der  schwersten  Belastungsprobe  aussetzen,  so  erklärt  sich  das  auch  aus 
den  peinlichen  Erinnerungen  des  kanadischen  Krieges,  die  von  Histo- 
rikern zu  beiden  Seiten  der  Großen  Seen  fleißig  dazu  benutzt  wurden, 
um  die  Wunden  offen  zu  halten,  wie  denn  der  beiderseitige  Geschichts- 
unterricht, besonders  der  amerikanische,  noch  auf  Jahrzehnte  hinaus 
dem  inneren  Ausgleich  planmäßig  entgegenarbeitet. 

Schon  ein  Jahrzehnt  nach  der  Niederlage  im  kanadischen  Kriege 
gehngt  es  den  Amerikanern  jedoch,  den  englischen  Gegnern  ihrerseits 
eine  diplomatische  Niederlage  beizubringen.  Das  geschieht  1823,  als 
die  Monroelehre  verkündet  wird.  Ostensibel  ist  sie  zwar  sowohl  sachlich 
wie  taktisch  einerseits  gegen  die  südamerikanische  Politik  der  Heiligen 
Allianz  und  andererseits  gegen  die  nordwestamerikanische  Ausdehnung 
Rußlands  gerichtet,  insgeheim  aber  doch  auch  gegen  England.  Wenn 
dieser  Gegensatz  zu  England  auch  erst  im  weiteren  Verlaufe  der  Ent- 
faltung der  Monroelehre  und  ihrer  verschiedenen  Erweiterungen  mehr 
ans  Tageslicht  getreten  ist,  so  ist  er  doch  auch  der  ursprünglichen  Mon- 
roclehre  nicht  fremd.  Wie  schon  von  ihrem  sachlichen  Inhalte,  sofern 
er  sich  gegen  europäische  Intervention  und  Kolonisation  in  Amerika 
richtet,  auch  England  getroffen  wird,  so  ist  die  ursprüngliche  Monroe- 
lehre, was  in  der  angelsächsischen  Geschichtsschreibung  meistens  ver- 
schleiert wird,  auch  in  ihrer  bloßen  Existenz  gegen  England  gerichtet: 
taktisch  ist  sie  ein  geschickter  Schachzug  der  antienglischen  Politik  der 
Vereinigten  Staaten. 

England,  das  sich  unter  Cannings  liberalem  Staatssekretariate 
soeben  von  der  Heiligen  Allianz  getrennt  hatte,  wollte  die  Vereinigten 
Staaten  zu  einem  gemeinsamen  diplomatischen  Schritte  gegen  die  re- 
aktionären Ostmächte  und  zu  einer  gemeinsamen  englisch-amerikanischen 
grundsätzlichen  Erklärung  gegen  jeden  europäischen  Eingriff  veran- 
lassen, der  zugunsten  Spaniens  in  den  abtrünnigen  südamerikanischen 
Kolonien  versucht  werden  möchte.  Da  Engländer  und  Amerikaner  an 
der  Femhaltung  der  Ostmächte  von  Südamerika  das  gleiche  Interesse 
hatten,  so  schien  ein  gemeinsamer  diplomatischer  Vorstoß  geboten  zu 
sein.  Das  war  die  Ansicht  Cannings,  aber  nicht  die  seiner  amerikanischen 
Partner.  Sie  sträubten  sich  gegen  das  Zusammengehen  mit  England, 
nicht  nur  aus  allgemeiner  Abneigung,  sondern  im  Interesse  der  Anfänge 
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einer  selbständigen  amerikanischen  Auslandspolitik,  zumal  den  abge- 
fallenen spanischen  Kolonien  gegenüber,  und  bereits  wieder  durch  die 
Gedanken  und  Wünsche  des  amerikanischen  Frühimperialismus  vor- 
wärts getrieben,  wie  er  sich  besonders  in  John  Quincy  Adams,  dem 
Verfasser  der  Monroelehre,  verkörpert.  Deshalb  wird  der  von  Canning 
beabsichtigte  gemeinsame  englisch-amerikanische  Schritt  in  einen  ein- 
seitig amerikanischen  umgewandelt.  England  hat  trotz  seines  südameri- 
kanischen Sieges  über  die  Heilige  Allianz  wenigstens  gegenüber  der 
Union  das  Nachsehen  und  muß  bald  die  Erfahrung  machen,  daß  seine 
diplomatischen  Verhandlungen  mit  ihr  fortan  gerade  durch  die  Monroe- 
lehre und  ihre  späteren  Verschärfungen  besonders  erschwert  werden. 

Der  Realpolitiker  Canning  ist  denn  auch  über  das,  was  England 
von  Amerika  damals  zu  erwarten  und  zu  fürchten  hat,  um  so  weniger 
im  Unklaren  geblieben,  als  die  panamerikanische  Bewegung  unter  der 
geheimen  Devise:  Amerika  den  Nordamerikanern  infolge  der  Verkündi- 
gung der  Monroelehre  sofort  weitere  Ejreise  zieht.  1826,  im  Jahre  des 
ersten  panamerikanischen  Kongresses,  schreibt  er  dem  englischen  Ge- 
sandten in  Washington:  The  avowed  pretension  of  the  United  States 
to  put  themselves  at  the  head  of  the  confederacy  of  all  the  Americas 
and  to  sway  that  confederacy  against  Europe,  Great  Britain  included: 
is  not  a  pretension  identified  with  our  interests  or  one,  that  we  can 
countenance  as  tolerable.  Ja,  er  war  schon  einige  Monate  nach  der 
übrigens  auch  von  der  englischen  Presse  beifällig  begrüßten  Verkündi- 
gung der  Monroelehre  noch  weiter  gegangen  und  hatte  sogar  mit  Ruß- 
land ein  Bündnis  gegen  die  Union  befürwortet. 

So  sind  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  neuen  Jahrhunderts 
weitere  Zusammenstöße  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten 
erfolgt.  Das  frühe  Datum  dieser  Zusammenstöße  ist  gewiß  insofern 
nicht  wunderbar,  als  seit  der  amerikanischen  Unabhängigkeitserklärung 
damals  kaum  ein  halbes  Jahrhundert  verflossen  ist.  Auf  der  anderen 
Seite  gibt  aber  gerade  das  frühe  Datum  zu  denken.  Denn  weder  bei 
seinem  Auftreten  im  kanadischen  Kriege  noch  bei  seiner  Verkündigung 
der  Monroelehre  kann  der  nordamerikanische  Freistaat  schon  besondere 
wirtschaftliche  Gewichte  in  die  Wagschale  werfen.  Als  weltwirtschaft- 
licher Konkurrent  des  Mutterlandes  gar  kommt  er  damals  noch  kaum 
in  Betracht;  er  ist  aber  auch  sonst  noch  in  keiner  Weise  ein  ebenbür- 
tiger Gegner.  Wenn  sich  der  gewaltige  Vorsprung  der  in  der  Napoleo- 
nischen Zeit  glänzend  erweiterten  und  befestigten  englischen  Weltmacht 
schon  gegenüber  Europa  bemerkbar  macht,  so  noch  mehr  gegenüber 
dem  noch  völlig  unfertigen  nordamerikanischen  Gemeinwesen,  das  da- 
mals erst  eben  anfängt,  hie  imd  da  neue  Entwicklungsmöglichkeiten 
zu  schaffen  und  auszunutzen.    Gerade  die  Tatsache,  daß  die  Vereinigten 
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Staaten  damals  noch  kaum  eine  Großmacht,  geschweige  eine  Welt- 
macht sind,  und  daß  sie  es  trotzdem  wagen,  in  ihrer  äußeren  Politik 
den  herkömmlichen  Gegensatz  gegen  das  alte  Mutterland,  auch  wenn 
es  unter  liberaler  Leitung  steht,  kräftig  zum  Ausdruck  zu  bringen,  ge- 
währt einen  gewissen  Einblick  in  die  ursprüngliche  Tiefe  des  amerika- 
nisch-englischen Gegensatzes.  Schon  vor  dem  Aufstiege  der  Union 
zur  Groß-  und  Weltmacht  ist  er  als  Erbe  der  Vergangenheit  die  be- 
herrschende Erscheinung. 

Von  hier  aus  wird  man  dann  freilich  für  die  folgenden  Jahrzehnte, 
als  drüben  die  wirtschaftliche  Grundlage  für  einen  ganz  neuen  Macht- 
staat überraschend  schnell  und  in  gewaltigen  Maßen  gelegt  wird,  als 
dieser  sich  jetzt  aus  einem  unendlich  verbreiterten  und  vertieften  Wurzel- 
boden erhebende  nordamerikanische  Staat  nun  bald  als  ein  ernsthafter 
weltpolitischer  und  weltwirtschaftlicher  Konkurrent  Englands  auf- 
treten kann:  man  wird  für  den  nun  folgenden  stürmischen  Zeitraum 
keine  Milderung  des  englisch-amerikanischen  Gegensatzes  voraussagen 
wollen.  Hatten  sich  die  Amerikaner  bisher  trotz  ihrer  Schwäche  den 
Engländern  widersetzt,  so  werden  sie  ihnen  jetzt,  wo  sie  stark  geworden 
sind  und  sich  als  Starke  fühlen,  um  so  weniger  zu  Willen  sein.  Auf  der 
anderen  Seite  müssen  sich  die  Engländer,  die  sich  bisher,  besonders 
in  konservativen  Kreisen,  mehr  mit  einer  gewissen  Verachtung  gegen- 
über den  Amerikanern  begnügt  hatten,  jetzt  um  so  eifriger  bemühen, 
den  Jahr  für  Jahr  mehr  erstarkenden  amerikanischen  Nebenbuhler 
niederzuhalten. 

In  der  Tat  erweitert  der  bemerkenswerte  äußerpolitische  Auf- 
schwung der  Union  in  den  nächsten  Jahrzehnten  ihren  Machtspielraum 
derart,  daß  England  davon  aufs  stärkste  berührt  wird.  Schon  der  An- 
kauf Floridas  im  Jahre  1819  kann  auf  die  drohenden  Gefahren  aufmerk- 
sam machen,  da  er  seit  der  Erwerbung  Louisianas  wieder  das  erste  An- 
zeichen dafür  ist,  daß  die  Vereinigten  Staaten  ihren  Vormarsch  nach 
dem  Süden  durch  Rücksichten  auf  die  westindische  Machtstellung  Eng- 
lands nicht  beeinträchtigen  lassen  wollen.  Das  ist  jedoch  nur  ein  be- 
scheidener Anfang.  Die  Amerikaner  gehen  bald  darüber  hinaus  und 
suchen  ihre  Küste  am  Mexikanischen  Golfe  auch  westlich  von  Louisiana 
noch  zu  erweitern.  Zu  diesem  Zwecke  wünschen  sie  die  Annexion  der 
von  Mexiko  losgerissenen  Texasrepublik,  während  die  Engländer  im 
Gegensatze  dazu  Texas  als  selbständigen  Pufferstaat  zwischen  der  Union 
und  Mexiko  erhalten  wollen.  Englands  eifrige  Bemühungen  bleiben 
jedoch  ohne  Erfolg.  Texas  wird  1845  von  der  Union  annektiert.  Ebenso 
scheitern  Englands  Versuche,  den  Mexikanern  weitere,  noch  größere 
territoriale  Verluste  zu  ersparen.  1848,  am  Vorabend  der  großen  euro- 
päischen Revolution,  müssen  sich  diese,  von  der  Union  bald  nieder- 
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geworfen,  zur  Abtretung  des  weiten  Flußgebietes  des  Colorado  ver- 
stehen. In  Oberkalifornien,  wo  eben  jetzt  die  ersten  Goldfunds  gemacht 
werden,  erreicht  die  Union  die  Küste  des  Stillen  Ozeans,  nachdem  sie 
im  Norden  anschließend  schon  zwei  Jahre  vorher  im  Oregonvertrage 
unter  Aufhebung  des  bisherigen  Kondominates  von  England  direkt  das 
Flußgebiet  des  Columbia  erlangt  hatte.  Die  Nordostgrenze  der  Union 
gegen  Kanada  war  schon  1842  festgelegt  worden. 

Nun  ist  zwar  der  Oregonvertrag  als  solcher  durchaus  nicht  ein- 
fach als  diplomatische  Niederlage  Englands  zu  bezeichnen,  denn  er 
entspricht  keineswegs  den,  freilich  ausschweifenden,  Ansprüchen  der 
Amerikaner.  Er  ist  vielmehr  ein  rechtschaffener  Kompromiß,  und  beide 
Teile  haben,  um  diesen  angesichts  drohender  Kriegsgefahr  dringend 
nötigen  Ausgleich  zu  erreichen,  von  ihren  ursprünglichen  Wünschen 
sehr  viel  aufgeben  müssen.  Wenn  man  jedoch  den  Oregonvertrag  in 
geschichtlichem  Zusammenhange  mit  den  diplomatischen  Niederlagen 
betrachtet,  die  England  kurz  vorher  in  der  Texasfrage  und  kurz  nach- 
her in  der  mexikanischen  Frage  erleidet,  so  wird  man  auch  den  Oregon- 
vertrag als  besonderen  englischen  Vorteil  kaum  mehr  ansehen  können 
und  vielmehr  feststellen  müssen,  daß  es  den  Vereinigten  Staaten  im  Ver- 
lauf von  wenigen  Jahren  gelungen  ist,  ihr  Gebiet  um  etwa  ein  Drittel 
zu  vergrößern,  und  zwar  ohne  Aufbietung  besonderer  finanzieller  oder 
militärischer  Mittel,  im  wesentlichen  gestützt  auf  ihr  eigenes,  neu  er- 
langtes Schwergewicht,  trotz  der  überall  auf  der  Gegenseite  fieberhaft 
tätigen  englischen  Diplomatie,  deren  rastlose,  wenn  auch  schließlich  er- 
folglose Arbeit  man  nach  dem  Beispiel  amerikanischer  Historiker  nicht 
einfach  als  Ausfluß  der  Unvernunft  abtun  sollte.  Auch  verdient  es  Be- 
achtung, daß  die  Union  all  diese  im  Gegensatz  zu  England  erlangten 
Neuerwerbungen  unter  demokratischem  Regimente  gemacht  hat.  Mag 
nun  auch  dies  Regiment  mit  einem  entsprechenden  enghschen  manche 
Ähnlichkeit  haben,  so  ist  für  die  Gestaltung  seiner  äußeren  Politik  doch 
gerade  diese  Ähnlichkeit  viel  weniger  maßgebend  als  der  südstaatlich- 
sklavereifreundliche  Charakter,  aus  dem  sich  Richtung  und  Ausmaß 
jener  südlichen  Erwerbungen  erklären,  während  eine  anders  geartete, 
aber  wieder  spezifisch  amerikanische  Kolonistendemokratie  vom  Ore- 
gon Trail  angezogen  wird. 

In  der  Geschichte  der  englisch-amerikanischen  Beziehungen  hinter- 
lassen jene  Eroberungen  ferner  nicht  nur  wegen  ihres  Umfanges  und 
ihres  Zukunftswertes  einige  Spuren,  sondern  auch  wegen  ihrer  Lage. 
Das  verdient  deshalb  besondere  Beachtung,  weil  hier  zum  ersten  Male 
die  englisch-amerikanischen  Beziehungen  in  die  Sphäre  der  allgemeinen 
Weltpolitik  hinüberzuwachsen  beginnen. 

In  zeitlichem  und  ursächlichem  Zusammenhange  mit  jenen  Erobe- 
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rungen  kann  die  Union  1850  den  ersten  Vertrag  über  den  zukünftigen 
mittclamcrikanischen  Kanal  mit  England  abschließen.  Sie  haben  der 
mittelamerikanischen  Politik  der  Union  eben  einen  so  starken  Rückhalt 
verliehen,  daß  sie  jetzt  sogleich  dazu  übergehen  kann,  den  diploma- 
tischen Kampf  um  den  Kanal  gegen  England  aufzunehmen.  Daß  dieser 
Kampf  gleich  mit  einem  vollständigen  Siege  der  Vereinigten  Staaten 
beginne,  wird  niemand  erwarten.  Was  von  der  Union  zunächst  erreicht 
wird,  ist  vielmehr,  ähnhch  wie  bei  dem  mit  weit  größerer  Erbitterung 
geführten  Oregonstreite,  ein  Kompromiß,  der  an  und  für  sich  nicht  als 
englische  Niederlage  gelten  kann.  Und  doch  tut  die  Union  auch  mit 
diesem  ersten  Kanalvertrage  insofern  einen  sichtbaren  Schritt  nach  vor- 
wärts, als  sie  erreicht,  daß  sie  darin  in  bezug  auf  Bau  und  Schutz  des 
Kanals  von  England  als  völlig  gleichberechtigt  anerkannt  wird,  und  als 
sie  damit  weiteren  mittelamerikanischen  Annexionsbestrebungen  Englands 
einen  haltbaren  Riegel  vorschiebt.  Schon  damit  ist  eine  Art  von  Bresche 
in  die  besonders  strategisch  überlegene  Machtstellung  gelegt,  die  England 
in  Westindien  —  vor  dem  Kanals  —  einnimmt.  Freilich  genügt  diese 
Bresche  der  amerikanischen  Regierung  schon  bald  nicht  mehr;  denn 
schon  sieben  Jahre  später  fängt  sie  an,  den  Kanalvertrag  öffentlich  zu 
kritisieren.  Über  Cuba  kommt  es  ferner  bereits  in  der  ersten  Hälfte 
der  fünfziger  Jahre  zu  erregten  Verhandlungen  zwischen  England  und 
den  Vereinigten  Staaten,  die,  als  sie  zwischen  London  und  Washington 
auf  ein  totes  Geleise  geraten,  einseitig  von  amerikanischen  Diplomaten 
in  Europa  ausgestaltet  werden  und  in  dem  merkwürdigen  Ostender 
Manifeste  von  1854  gipfeln,  das  sich  bereits  wie  ein  Kriegsruf  gegen  Spa- 
nien und  —  gegen  die  englischen  Proteste  ausnimmt. 

Seit  der  Erwerbung  und  rasch  einsetzenden  ungeheuren  Wertsteige- 
rung Kaliforniens  und  auch  des  Nordwestgebietes  wird  der  Auslands- 
politik der  Vereinigten  Staaten  endlich  sehr  bald  ein  wichtiger  und 
schon  seit  der  großen  Südseeexpedition  von  1839/42  mit  besonderem 
Eifer  gepflegter  pazifisch-ostasiatischer  Teil  angegliedert.  Amerikaner 
und  Engländer  fangen  bald  an,  auf  einzelnen  Inseln  der  Südsee,  und 
zwar  nicht  nur  wirtschaftlich,  zu  konkurrieren.  Besonders  auf  Hawai 
machen  sich  zwischen  ihnen  schon  früh  scharfe  politische  Gegensätze 
bemerkbar.  In  Ostasien  zwar  erscheinen  die  Amerikaner  wenigstens 
politisch  zunächst  im  Gefolge  der  Engländer,  so  nach  dem  Opiumkriege, 
als  sie  die  englischen  Chinaerfolge  1844  für  sich  selbst  zum  Abschlüsse 
des  ersten  Handelsvertrages  mit  China  ausnutzten.  Aber  schon  bei  der 
Eröffnung  Japans  gehen  sie  zehn  Jahre  später  durchaus  eigene  Wege. 
Von  jetzt  ab  muß  jedenfalls  auch  die  englische  Ostasienpolitik  mit  ameri- 
kanischen Gegenwirkungen  rechnen.  Wenn  sich  die  Amerikaner  in  Ost- 
asien auch  militärisch  von  Anfang  an  stark  zurückhalten,  so  haben  sie 
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doch  anderweitig  oft  genug  ihre  Hand  im  Spiele,  so  auch  bei  der  chi- 
nesischen Taipingrevolution  der  fünfziger  Jahre.  Im  Gegensatz  zu 
später  erweisen  sie  sich  dabei  durchweg  nicht  nur  als  recht  unzuverlässige 
Bundesgenossen  der  stammverwandten  Engländer,  sondern  auch,  schon 
infolge  ihrer  sich  bis  zum  Bürgerkriege  glänzend  entwickelnden  Handels- 
schiffahrt, als  höchst  unliebsame  Konkurrenten.  Wie  in  den  mexika- 
nischen, so  stoßen  die  Engländer  jetzt  auch  in  den  ostasiatischen  Ge- 
wässern oft  genug  auf  die  Amerikaner. 

So  werden  in  dem  ereignisreichen  Jahrzehnt  um  die  Jahrhundert- 
mitte zwischen  den  beiden  alten  Feinden  eine  Fülle  neuer  Reibungs- 
flächen geschaffen.  Überall,  wo  sich  die  ihrer  Kraft  bewußte,  noch 
immer  junge  Republik  ausdehnt,  begegnet  sie  nicht  nur  dem  natür- 
lichen Gegensatze  englischer  Interessen,  sondern  auch  bewußter  eng- 
lischer Gegenwirkung.  Zündstoff  zu  einem  dritten  Kriege  hätte  sich 
allmählich  aufhäufen  können,  wenn  nicht  die  innere  Entwicklung  der 
Vereinigten  Staaten  eben  jetzt  in  gewisser  Beziehung  hemmend  einge- 
griffen hätte. 

Von  dem  bedrohlichen  Umfange  dieses  Zündstoffes  gewinnt  man 
freilich  nur  dann  eine  Vorstellung,  wenn  man  ihn  auf  dem  weiten  welt- 
politischen Gebiete  aufsucht.  Er  hat  sich  nicht  nur  auf  amerikanischem 
Boden,  sondern  auch  in  dem  neuen  pazifisch-ostasiatischen  Bereiche 
angesammelt  und  ist  dort  unbegrenzter  Steigerung  fähig.  Gewiß  soll 
der  Historiker  im  allgemeinen  nicht  mit  Eventualitäten  rechnen.  Es 
ist  aber  doch  vielleicht  nicht  überflüssig,  sich  klar  zu  machen,  was  sich 
zwischen  England  und  Amerika  ereignet  hätte,  wenn  der  starke  Auf- 
stieg der  Union,  wie  er  schon  damals  allein  in  der  Statistik  des  Be- 
völkerungszuwachses und  des  Außenhandels  sichtbar  wird,  die  nächsten 
Jahrzehnte  im  selben  Tempo  weitergegangen  und  nicht  durch  den  in 
seiner  verheerenden  Wirkung  vielleicht  noch  nicht  ganz  gewürdigten 
Bürgerkrieg  —  unter  Beihilfe  Englands  —  jählings  unterbrochen  wor- 
den wäre. 

Wie  dem  auch  sein  mag,  jedenfalls  wird  man  die  Bilanz  des  eng- 
lisch-amerikanischen Verhältnisses  am  Vorabend  des  Bürgerkrieges  um 
1860  nur  dann  allseitig  überblicken  können,  wenn  man  nicht  nur  die 
vielen  noch  ungelösten  tatsächlichen  Streitfragen  auf  dem  amerikanischen 
Festlande  ins  Auge  faßt,  namentlich  die  kanadischen,  sondern  auch 
außerhalb  Amerikas  die  neuen  Reibungsflächen  im  Stillen  Meere  und 
im  Fernen  Osten,  zusammen  mit  manchen  sich  daraus  ergebenden  Rei- 
bungsmöglichkeiten. Jedenfalls  werden  in  einer  äußerpolitischen  Bilanz 
auch  hier  die  äußerpolitischen  und  weltpolitischen  Posten  den  Aus- 
schlag geben. 

Man  muß  diese  selbstverständliche  Wahrheit  schon   deshalb  be- 
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tonen,  weil  jene  einleitungsweise  beleuchteten,  von  gegenwärtigen 
angloamerikanischen  Harmonien  beeinflußten  Historiker  im  Gegensatze 
dazu  allen  Nachdruck  auf  die  eben  jetzt  erfolgende  innerpolitische  Aus- 
gleichung der  beiden  Nationen  zu  legen  geneigt  sind.  Es  läßt  sich  gewiß 
nicht  verkennen,  daß  während  der  Ära  Palmerston  das  gegenseitige 
innerpolitische  Sichverstehen  hüben  und  drüben  beträchtliche  Fort- 
schritte macht.  Auch  die  zeitweise  fast  unterbrochenen  literarischen 
und  künstlerischen  Zusammenhänge  zwischen  den  stamm-  und  kultur- 
verwandten Nationen  treten  wieder  mehr  an  die  Oberfläche.  Man  hat 
im  Hinblick  darauf  denn  auch  mit  der  Behauptung  nicht  zurückge- 
halten, daß  die  schweren  Irrungen  während  des  Bürgerkrieges  eigent- 
lich wie  ein  Blitz  aus  heiterem  Himmel  gekommen  seien  und  urplötz- 
lich das  schon  in  rüstigem  Fortgange  begriffene  Versöhnungswerk  ge- 
stört hätten. 

Mit  solchen  und  ähnlichen  Behauptungen  wird  jedoch  die  schick- 
salsschwere Epoche  von  1860  in  eine  ganz  einseitige  Beleuchtung  ge- 
rückt und  der  geschichtlichen  Wahrheit  Gewalt  angetan.  Ganz  abge- 
sehen davon,  daß  die  von  innerpolitischen  Parteianschauungen  und 
Parteisjonpathien  doch  mehr  oder  minder  unabhängigen,  vorhin  skiz- 
zierten äußerpolitischen  Streitgegenstände  damit  nicht  aus  der  Welt 
geschafft  werden,  können  sie  der  wachsenden  innerpolitischen  Annähe- 
rung und  Versöhnlichkeitsstimmung  schon  deshalb  nicht  zum  Opfer 
fallen,  weil  die  demokratische  Idee  als  Grundlage  jener  angeblich  un- 
aufhaltsam wachsenden  angloamerikanischen  Gemeinsamkeiten  gerade 
am  Vorabende  des  Bürgerkrieges  am  wenigsten  einheitlich  und  ge- 
schlossen ist.  Vielmehr  ist  die  Demokratie  diesseits  und  jenseits  der 
Meere  damals  durch  die  verschiedene  Beurteilung  der  Sklavenfrage 
aufs  tiefste  gespalten.  Schon  damit  ist  einer  völligen  und  gar  äußerpoli- 
tisch voll  wirksamen  angelsächsischen  Einmütigkeit  das  Herz  ausge- 
brochen. Mögen  gerade  um  1860  noch  so  viele  auch  neue  Fäden 
herüber-  und  hinübergelaufen  sein:  sie  bilden  doch  unter  dem  Ein- 
flüsse der  zuizeit  alles  beherrschenden  Sklavenfrage  hüben  wie  drüben 
zwei  ganz  verschiedene,  miteinander  völlig  unvereinbare  Strähnen, 
deren  ideengeschichtliche  Struktur  man  nur  genauer  zu  untersuchen 
braucht,  um  zu  erkennen,  daß  sie  als  feste  angloamerikanische  Versöh- 
nungs-  und  Verbindungsfäden  teilweise  durchaus  unbrauchbar  sind. 
Daß  aber  auf  äußerpolitischem  Gebiete  anstatt  dieses  Wirrwarrs  ganz 
eindeutige,  nicht  zuletzt  wirtschaftHch  bedingte  Interessengegensätze 
herrschen,  bedarf  keiner  näheren  Ausführung. 

Die  bekannte,  gegen  die  Nordstaaten  gerichtete  Neutralitätspolitik 
der  englischen  Regierung  während  des  Bürgerkrieges  (1861 — 1865)  wird 
man  in  ihren  politischen  und  wirtschaftlichen  Beweggründen  nur  ver- 
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stehen,  wenn  man  sich  der  ganzen  weltwirtschaftlichen  und  weltpoli- 
tischen Entwicklung  Englands  und  der  Vereinigten  Staaten  mit  Ein- 
schluß der  pazifisch-ostasiatischen  erinnert,  wie  sie  in  den  Jahrzehnten 
vorher  in  raschem  Tempo  und  in  großem  Stile  Platz  greift.  Den  rus- 
sischen Rivalen  hatte  England  im  Bunde  mit  Frankreich  im  Krimkriege 
(1854 — 1856)  soeben  geworfen,  wobei  übrigens  englische  "Werbeversuche 
auf  dem  Boden  der  Union  mit  der  Abberufung  des  englischen  Gesandten 
Crampton  endeten.  Ein  Vorstoß  gegen  den  amerikanischen  Rivalen, 
wieder  im  Bunde  mit  Frankreich  und  der  französischen  Mexikopolitik, 
lag  um  so  näher,  als  sich  in  den  Jalirzehnten  vorher  die  weltpolitischen 
und  weltwirtschaftlichen  Machtverhältnisse  zu  Gunsten  der  Union  und 
zu  Ungunsten  Englands  verschoben  hatten. 

Der  Aufstieg  der  Vereinigten  Staaten  zur  Weltmacht,  der  schon 
um  die  Mitte  des  Jahrhunderts  nicht  nur  in  den  Einbildungen  der  rast- 
los weiterarbeitenden  amerikanischen  Imperialisten  besteht,  sondern  in 
einer  gerade  für  England  immer  drückenderen  Wirklichkeit,  wird  durch 
den  mörderischen  Bürgerkrieg  jählings  unterbrochen.  Keine  Macht, 
die  ihre  Feindschaft  gegen  die  Nordstaaten  unter  dem  Schutze  der 
Neutralität  eifriger  bekundet  hätte  als  England.  Mit  der  Rolle  des  lachen- 
den Dritten  nicht  zufrieden,  verbinden  sich  die  Engländer  seepolitisch 
mit  den  Südstaaten,  die  schon  als  Baumwollen-  und  als  aristokratische 
Sklavenstaaten  ihre  Begünstigung  herausfordern,  und  helfen  an  ihrer 
Seite  die  Handelsflotte  der  Nordstaaten  und  damit  ein  wichtiges  Organ 
der  amerikanischen  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  zerstören.  Noch 
deutlicher  als  in  den  bewegten  Jahrzehnten  vorher  handelt  England 
wählend  des  Bürgerkrieges,  nicht  nur  aus  weltwirtschaftlichen,  son- 
dern auch  aus  weltpolitischen  Beweggründen  heraus  und  keineswegs 
etwa  nur  durch  Frankreich  verführt,  als  Feii^d.  Diese  englische  Politik 
während  des  Bürgerkrieges  gerät  drüben  nicht  so  leicht  wieder  in  Ver- 
gessenheit. Sie  hat  es  verstanden,  die  freilich  niemals  erloschene  Flamme 
des  alten  amerikanischen  Hasses  gegen  England  mächtig  wieder  anzu- 
fachen. 

Die  öffentliche  Meinung  in  England  ist  zwar  durchaus  nicht  ge- 
schlossen für  die  Südstaaten  eingetreten.  Auch  in  England  gibt  es  sogar 
unter  den  Textilarbeitern  von  Lancashire  genug  grundsätzliche  und 
leidenschaftliche  Gegner  der  Sklaverei,  bei  denen  die  Sache  der  Nord- 
staaten fortwährend  warme  Fürsprache  findet,  wie  ja  die  englische  und 
amerikanische  Regierung  den  Sklavenhandel  schon  vorher  vielfach  ge- 
meinsam bekämpft  hatten.  Auch  in  der  Beurteilung  der  Sklavenfrage 
gehen  amerikanische  und  englische  Menschenfreunde  noch  während  des 
Bürgerkrieges  vielfach  zusammen.  Nur  daß  auch  durch  diese  angloameri- 
kanischen  Harmonien  die  Feindseligkeit  und  die  für  die  Nordstaaten 
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höchst  abträgliche  Wirkung  der  Neutralitätspolitik  der  englischen  Re- 
gierung in  keiner  Weise  beeinträchtigt  wird.  Sie  äußert  sich  ja  nicht 
nur  in  der  sofortigen  Anerkennung  der  Konföderation  als  kriegführende 
Macht  und  bald  darauf  in  dem  erfolgreichen  diplomatischen  Angriffe 
auf  die  Nordstaaten,  welche  im  Trentfalle  gezwungen  werden,  von  der 
Anwendung  englischen  Seerechtes  gegen  England  abzusehen,  sondern, 
wie  schon  angedeutet,  vornehmlich  in  dem  von  England  direkt  oder 
indirekt  ermöglichten  und  unterstützten,  die  militärischen  Erfolge  der 
Nordstaaten  wirtschaftlich  verdunkelnden  Kaperkriege  der  Südstaaten. 
Dem  berühmten,  in  England  gebauten  Kaperschiffe  Alabama  konnte 
die  englische  Regierung  1862  ruhig  ein  Aussegelungsverbot  nachschicken. 
Es  war  bereits  einige  Stunden  vorher  von  Liverpool  ausgefahren  und 
leistete  so  gute  Arbeit,  daß  die  englische  Regierung  um  ihrer  Neutralität 
willen  im  folgenden  Jahre  sogar  zwei  für  die  Südstaaten  in  England 
gebaute  Panzer,  allerdings  unter  dem  Drucke  einer  nordstaatlichen 
Kriegsdrohung  und  nordstaatlicher  Siege,  beschlagnahmen  konnte.  Die 
Wirkung  des  Kaperkrieges  gegen  die  Handelsflotte  der  Nordstaaten  ist 
ohnehin  verderblich  genug.  Dadurch,  daß  die  englische  Regierung  das 
neutrale  Gesicht  trefflich  zu  wahren  versteht,  und  den  Nordstaaten 
trotzdem,  wenigstens  indirekt,  so  schweren  Schaden  zufügt,  wird  die 
Erbitterung  in  den  davon  betroffenen  Kreisen  nur  noch  gesteigert. 

Auch  in  den  Jahrzehnten  nach  dem  Bürgerkriege  werden  deshalb 
Streitigkeiten  mit  England  durch  die  amerikanische  Diplomatie  be- 
greiflicherweise noch  vielfach  ab  irato  behandelt.  Das  gilt  besonders 
von  den  sich  sieben  Jahre  lang  von  1865 — 1872  hinschleppenden  Ver- 
handlungen über  die  Alabama  Claims,  wie  besonders  die  Dezember- 
botschaften des  Präsidenten  Grant  von  1869/70  erkennen  lassen.  Ohne 
die  Verschiebung  der  europäischen  Machtverhältnisse  infolge  des  Deutsch- 
Französischen  Krieges  wären  sie  schwerlich  wenigstens  halbwegs  zu 
Gunsten  der  Amerikaner  entschieden  worden.  Es  fehlt  zwar  in  den 
nächsten  zwanzig  Jahren  an  Streitgegenständen  ersten  Ranges;  aber 
gerade  die  Gereiztheit,  mit  der  geringfügigere  alte  und  neue  Gegensätze 
und  Bagatellsachen  auf  beiden  Seiten  behandelt  werden,  zeigt  zur  Ge- 
nüge, daß  sich  das  allgemeine  äußerpolitische  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Mächten  noch  nicht  wesentlich  gebessert  hat. 

Unter  dem  Staatssekretariat  des  scharfen  Imperialisten  William 
H.  Seward  kommt  es  1867,  sogleich  nach  Schluß  des  Bürgerkrieges, 
im  Süden  und  im  Norden  zu  neuen  Reibungen.  Mit  der  Repubhk  Nika- 
ragua wird  jetzt  ein  Kanalvertrag  abgeschlossen,  der  zum  Nachteile 
Englands  einen  Verstoß  gegen  den  Vertrag  von  1850  bedeutet.  Nicht 
minder  bleibt  der  Gegensatz  zu  England  im  Norden  lebendig.  Gegea 
die  Gründung  der  Dominion  of  Canada  legt  das  Repräsentantenhaus 
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mit  Berufung  auf  die  Monroclehre  eine  seltsame  Verwahrung  ein.  Der 
Ankauf  Alaskas  geschieht  vornehmlich  im  Hinblick  auf  ähnliche  Ver- 
größerungsabsichten Englands  und  führt  außerdem  bald  zu  den  un- 
vermeidlichen Grenzstreitigkeiten.  Die  Robben  der  Beringsee  rufen  in 
den  Jahren  1886 — 1892  einen  umfänglichen,  oft  wenig  freundlichen 
diplomatischen  Schriftwechsel  hervor,  der  mit  beiderseitiger  Anerken- 
nung eines  Schiedsgerichtes  endet,  dessen  Spruch  1893  zu  Ungunsten 
Amerikas  ausfällt.  Noch  in  der  zweiten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  leben 
die  stets  mit  besonderer  Erbitterung  durchgefochtenen  kanadischen 
Fischereikämpfe  peinlich  wieder  auf.  Es  ist  doch  wohl  nicht  nur  der 
Wunsch  des  republikanischen  Senates,  die  damals  demokratische  Re- 
gierung durch  einen  Konfhkt  mit  England  bloßzustellen,  welcher  den 
Verhandlungen  über  die  alten  Streitfragen  noch  immer  eine  bemerkens- 
werte Schärfe  verleiht.  Auch  beim  ersten  Samoakonflikte  arbeiten 
Engländer  und  Amerikaner  teilweise  noch  gegeneinander.  Zur  selben 
Zeit  wird  die  amerikanische  Konkurrenz  auch  in  Ostasien  den  Eng- 
ländern wieder  mehr  fühlbar.  Die  freilich  später  wieder  verworfene 
Annexion  Hawais  an  die  Union  ist  1893  auch  mit  der  deutlichen  Absicht 
getätigt  worden,  England  zuvorzukommen.  Als  sich  der  englische  Ge- 
sandte Sir  Lionel  Sackville-West  1888  eine  übrigens  harmlose  Ein- 
mischung in  die  amerikanische  Präsidentenwahl  erlaubt,  werden  ihm, 
als  die  englische  Regierung  seine  Abberufung  verweigert,  von  der  demo- 
kratischen amerikanischen  Regierung  die  Pässe  zugestellt.  Der  irenfreund- 
liche  cunerikanische  Staatssekretär  Blaine  tut  wenig  oder  nichts,  um 
die  fortgesetzten  Reibungen  zu  mildem.  Die  politische  Rolle  der  Iren 
in  den  Vereinigten  Staaten  gibt  immer  wieder  zu  englischen  Ausstellungen 
Anlciß.  Auf  englischer  Seite  aber  werden  die  antiamerikanischen  Über- 
lieferungen der  englischen  Auslandspolitik  durch  Salisbury  noch  während 
seiner  beiden  ersten  Ministerien  (1885 — 1892)  auch  sonst  kräftig  vertreten. 

Auch  in  den  Jahrzehnten  nach  dem  Bürgerkriege  wird  also  die  äußer- 
politische Versöhnung  trotz  mancher  in  den  Zeiten  Gladstones  möghcher, 
neuer  innerpolitischer  Annäherung  nicht  erreicht,  obwohl  die  fast  nie  zur 
Ruhe  kommenden  englisch-amerikanischen  Debatten  Lebensfragen  der 
beiden  Staaten  nur  selten  berühren.  Nur  während  der  siebziger  Jahre 
tritt  nach  dem  Genfer  Schiedssprüche  ein  Nachlassen  des  Notenstreites 
ein.  Die  Rekonstruktionszeit  nimmt  alle  Kraft  der  neu  geeinigten  Re- 
pubhk  in  Anspruch  und  legt  ihr  in  der  äußeren  Politik  auch  gegenüber 
England  starke  Beschränkung  auf.  Aber  schon  die  achtziger  Jahre 
sind  wieder  von  lebhafter  Unruhe  erfüllt. 

Auch  der  neue  Ausbruch  englisch-amerikanischer  Feindschaft  wäh- 
rend des  ersten  Venczuelakonfliktes  von  1895  kommt  deshalb  keines- 
-wegs  wie  ein  unverständlicher  Blitz  aus  heiterem  Himmel.     Nach  den 
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Zusammenstößen  der  achtziger  Jahre  kann  es  niemanden  überraschen, 
daß  die  Spitze  der  amerikanischen  Auslandspolitik  noch  immer  gegen 
England  gerichtet  ist,  zumal  da  die  Amerikaner  das  zugkräftige  Panier 
der  Monroelehre  aufpflanzen.  Geschichtlich  kann  der  Venezuelakonflikt 
natürlich  nur»  von  der  Vergangenheit  und  nicht  von  der  Zukunft  aus 
richtig  eingeordnet  und  beurteilt  werden.  Man  darf  ihn  nicht,  wie  es 
heute  gerne  geschieht,  ex  eventu,  d.  h.  vom  Standpunkt  der  späteren 
englisch-amerikanischen  VersöhnungspoHtik  aus  abschwächen.  Wenn 
Historiker  heute  gar  geneigt  sind,  ihn  nicht  mehr  ganz  ernst  zu  nehmen, 
so  ist  das  ein  neuer  Beweis  für  ihre  politische  Tendenz  und  für  ihre  Be- 
einflussung durch  das  gegenwärtig  zwischen  beiden  Mächten  bestehende 
Bundesverhältnis.  Die  Spezialbotschaft  des  demokratischen  Präsi- 
denten Grover  Cleveland  vom  17.  Dezember  1895  über  die  Venezuela- 
frage wird  vielmehr  in  der  Entwicklungsgeschichte  der  äußeren  Politik 
der  Vereinigten  Staaten  ihre  feste  charakteristische  Stelle  stets  behaup- 
ten; denn  sie  enthält  die  von  der  öffentlichen  Meinung  des  Landes  mit 
beinahe  einhelligem  Beifalle  begrüßten  Sätze:  I  am  firm  in  my  con- 
viction,  that,  while  it  is  a  grievous  thing  to  contemplate  the  two  great 
English-spcaking  peoples  of  the  world  as  being  otherwise  than  friendly 
competitors  in  the  onward  march  of  civilization  and  strenuous  and 
worthy  rivals  in  all  the  arts  of  peace :  there  is  no  calamity,  which  a  great 
nation  can  invite,  which  equals  that,  which  follows  a  supine  Submission 
to  wrong  and  injustice  and  the  consequent  loss  of  national  self-respect 
and  honor,  beneath  which  are  shielded  and  defended  a  people's  safety 
and  greatness.  Seit  dem  Trentfalle  hat  kein  Manifest  der  amerika- 
nischen Regierung  bei  allen  amerikanischen  Feinden  Englands  einen 
solchen  Widerhall  gefunden  wie  diese  Sätze. 

Nun  ist  zwar  der  Venezuelakonflikt  bereits  der  letzte  der  großen 
öffentlichen  Zusammenstöße  zwischen  den  beiden  Regierungen.  Aber 
die  hundertjährige  englisch- amerikanische  Feindschaftsperiode  kann 
natürlich  nicht  sofort  durch  eine  Freundschaftsperiode  abgelöst  werden. 
Zwischen  beide  Entwicklungsstufen  schieben  sich  vielmehr  eine  Reihe 
von  zeitlich  durcheinander  gehenden  Zwischenstufen  ein,  von  denen 
wenigstens  einige  schon  heute  in  Umrissen  erkennbar  sind.  Es  werden 
zwar  schon  1897  allgemeine  Schiedsgerichtsverhandlungen  zwischen 
London  und  Washington  begonnen,  \^e  denn  das  von  Pazifisten  beider 
Länder  seit  langem  befürwortete  Schiedsgerichtsprinzip  schon  früher 
außer  beim  Venezuelafalle  bei  der  Entscheidung  verwickelter  kana- 
discher Streitfragen  und  der  Alabama  Claims  mit  Erfolg  angewendet 
worden  war.  Aber  es  charakterisiert  die  Übergangszeit  der  zweiten  Hälfte 
der  neunziger  Jahre,  daß  diese  Verhandlungen  trotz  lobenswerten  auf 
beiden  Seiten  aufgebotenen  Eifers  1897  noch  scheitern. 
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Auch  ist  man  im  Zweifel  darüber,  ob  die  praktisch  bedeutungsvol- 
leren Verhandlungen  über  die  Frage  des  zu  erbauenden  mittelameri- 
kanischen Kanals  und  über  die  Revision  des  von  den  Amerikanern  schon 
seit  längerer  Zeit  als  höchst  lästig  empfundenen  Vertrages  von  1850,  die 
in  den  Jahren  1899 — 1901  stattfinden,  schon  in  die  neue  Freundschafts- 
periode oder  nicht  vielmehr  noch  in  die  alte  Feindschaftsperiode  gehören. 
Gewiß  wird  1901  im  Gegensatz  zu  1897  eine  Einigung  erzielt,  und  zwar 
zu  Gunsten  Amerikas,  indem  England  von  den  früher  noch  behaupteten 
Rechten  zurücktritt.  Aber  nicht  nur  die  Tatsache  dieser  schließlich 
erreichten  Einigung  charakterisiert  den  damaligen  Stand  des  englisch- 
amerikanischen Verhältnisses,  sondern  auch  die  Art  ihres  Zustande- 
kommens, ihre  Vorgeschichte.  Abgesehen  davon,  daß  sich  die  ameri- 
kanische Regierung  bei  den  Vorverhandlungen  und  bei  der  Beurteilung 
der  verschiedenen  Vertragsentwürfe  wenig  nachgiebig  zeigt,  kann  schon 
der  von  ihr  für  die  Inangriffnahme  dieser  überaus  folgenschweren  Ver- 
handlungen gewählte  Zeitpunkt,  die  kritischen  Monate  des  Burenkrieges, 
auch  dann  nicht  als  Freundlichkeit  gegenüber  England  angesehen  wer- 
den, wenn  man  erfährt,  daß  er  schon  1898  angekündigt  worden  ist. 
Noch  1885  hatte  Cleveland  den  antienglischen  Nikaraguavertrag  von 
1867  wieder  zurückgezogen,  und  noch  1895  war  im  Kongresse  ein  ein- 
mütiges kanalpolitisches  Vorgehen  gegen  England  nicht  zu  erzielen 
gewesen.  Als  sich  aber  die  Weltlage  zu  Ungunsten  Englands  ändert, 
werden  die  amerikanischen  Bedenken  zum  Schweigen  gebracht,  und 
der  Kanalsieg  wird  ähnlich  wie  der  Alabamasieg  zu  einer  Zeit  erfochten, 
als  sich  die  Weltlage  für  England  verschlechtert  hat. 

Auch  das  sonstige  amtliche  und  außeramtliche  Verhalten  der  Ver- 
einigten Staaten  während  des  Burenkrieges  ist  nicht  so  einheitlich  eng- 
landfreundlich, wie  jene  versöhnhch  gestimmten  Historiker  glauben 
machen  wollen.  Gewiß  haben  sich  in  Amerika  zahlreiche  und  klang- 
volle Stimmen  für  England  erhoben,  aber  doch  bereits  selbst  unter  star- 
kem englischen  Einflüsse.  Und  andererseits  bleiben  die  Tatsachen  be- 
stehen, daß  eine  Buren deputation  in  Washington  begeistert  aufgenom- 
men wird,  und  daß  der  Präsident  seine  Vermittlung  anbietet  (Früh- 
ling 1900). 

Endlich  ist  es  bekannt,  daß  die  Kanalpolitik  noch  ein  Jahrzehnt 
später  unter  der  Präsidentschaft  Tafts  (1909 — 1913)  insofern  neue  Kon- 
flikte zwischen  beiden  Mächten  hervorgerufen  hat,  als  Tafts  Kanalbill 
von  1912  in  der  Gebührenfrage  die  englischen  Interessen  schädigt.  Doch 
hat  der  englische  Einspruch  bereits  Tafts  Nachfolger  Wilson  zur  Um- 
kehr bewogen.  Auch  kann  man  es  im  Rückblick  auf  eine  hundertjährige 
Entwicklung  nicht  leicht  nehmen,  daß  die  alten  amerikanischen  Be- 
mühungen um  die  Annexion  Kanadas  unter  Taft  wenigstens  in  der  Form 
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einer  weitverzweigten  Werbearbeit  für  eine  Zollunion  wieder  aufleben, 
und  es  ist  nicht  Tafts  Schuld  gewesen,  daß  sie  gescheitert  sind. 

Auch  sonst  wird  man  innerhalb  der  Freundschaftsperiode  mehr  als 
einmal  ein  Wiederaufleben  der  alten  äußerpolitischen  Gereiztheit  zwi- 
schen den  beiden  Staaten  gewahr.  Aber  gerade  bei  genauerer  Prüfung 
dieser  späteren  Streitfälle  kommt  man  doch  bald  zu  der  Erkenntnis, 
daß  sie  sich  weder  nach  ihrem  sachlichen  Inhalte  noch  in  ihrer  Wirkung  auf 
die  öffentliche  Meinung  zu  beiden  Seiten  des  Ozeans  mit  den  früheren 
vergleichen  lassen.  Sie  werden  mehr  oder  weniger  alle  rasch  beigelegt 
und  hinterlassen  keine  tiefere  Mißstimmung.  An  dem  durchaus  harmo- 
nischen Eindrucke,  den  die  neueste  Entwicklung  der  äußerpolitischen 
Beziehungen  zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Ame- 
rika, so  viel  von  ihr  heute  schon  bekannt  ist,  auf  den  unvoreingenom- 
menen Beschauer  machen,  vermögen  sie  kaum  etwas  zu  ändern. 

Noch  vor  Ausgang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  erleben  die  eng- 
lisch-amerikanischen Beziehungen  ihre  weltgeschichtliche  Umgestaltung. 
Aus  der  Feindschaft  entwickelt  sich  eine  wachsende  Freundschaft.  Und 
das  geschieht  gerade  in  einer  Zeit,  als  die  Vereinigten  Staaten  im  Som- 
mer 1897  mit  dem  Dingleytarife  zum  Hochschutzzolle  übergehen,  was 
auch  eine  handelspolitische  Schädigung  Englands,  besonders  seiner  be- 
reits im  Niedergange  begriffenen  westindischen  Kolonien,  nach  sich 
zieht. 

Wenn  es  auch  heute  noch  nicht  möglich  ist,  die  Beweggründe  dieses 
Umschwungs  auf  beiden  Seiten  in  voller  Tiefe  und  Ausdehnung  zu 
überblicken  und  insbesondere  die  darauf  bestimmend  einwirkende  Ge- 
schichte der  beiderseitigen  Finanz-  und  Handelspolitik  einer  besonderen 
Darstellung  bedürfte:  so  ist  doch  das  eine  wenigstens  schon  mit 
einiger  Sicherheit  zu  erkennen:  daß  die  entscheidenden  Beweg- 
gründe mehr  diesseits  als  jenseits  des  Ozeans  gelegen  haben,  nur  daß 
man  sich  nicht  mit  der  folgenden  simplen  Motivierung  eines  amerika- 
nischen Historikers  begnügen  darf:  ,,Da  die  Engländer  ein  viel  weniger 
ausgeprägt  feindliches  Gefühl  gegen  die  Amerikaner  hegten,  als  es 
umgekehrt  der  Fall  war,  waren  sie  es  auch,  die  die  ersten  Schritte  zu 
einer  dauernden  Aussöhnung  taten." 

Einen  äußeren  Anstoß  hat  offenbar  schon  der  Venezuelakonflikt 
gegeben.  Das  harte  und  unerbittliche  Auftreten  der  amerikanischen 
Diplomatie  während  dieses  Konfliktes  scheint  auf  das  für  derartiges 
öfters  besonders  empfängliche  Foreign  Office  einen  nachhaltigen  Ein- 
druck gemacht  zu  haben.  Das  ergibt  sich  vielleicht  schon  aus  der  sonst 
kaum  erklärbaren  Erscheinung,  daJ3  der  heftige  amerikanische  Angriff, 
der  überdies  zu  der  geringen  Wichtigkeit  des  Streitgegenstandes  der 
englisch-venezolanischen  Guyanagrenze  in  keinem  rechten  Verhältnisse 
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steht,  von  Vertretern  der  englischen  Regierung  und  der  englischen 
Presse  auffallend  wohlwollend,  jedenfalls  mit  starker  Zurückhaltung  und 
unter  eindringlichen  Warnungen  vor  einem  angloamerikanischen  ,, Bür- 
gerkriege", beurteilt  wird.  England  muß  während  dieses  neuen  diplo- 
matischen Kampfes  die  Erfahrung  machen,  daß  sich  die  Vereinigten 
Staaten  von  den  langen  ruinösen  Nachwirkungen  des  Bürgerkrieges 
erholt  haben,  daß  sie  nicht  aufhören,  sich  als  Weltmacht  zu  fühlen  und 
als  solche  zu  handeln,  daß  sie  als  höchst  ernst  zu  nehmender  weltpoli- 
tischer Faldor  nicht  nur  angesehen  sein  wollen,  sondern  daß  sie  es  auch 
wirklich  sind.  Aus  dieser  Erfahrung  zieht  England  jetzt  die  Folge- 
rungen. 

England  fängt  an,  die  Gunst  der  Vereinigten  Staaten  zu  suchen. 
Noch  immer  in  glänzender,  sich  aber  schon  Jahr  für  Jahr  für  die  eng- 
lischen Interessen  bedrohlicher  gestaltender  Isolierung,  ist  das  englische 
Kabinett  in  der  Epoche  des  Burenkrieges  auch  sonst  eifrig  bemüht, 
Bündnisse  zustande  zu  bringen.  Das  damals  überaus  stark  entwickelte 
Anschlußbedürfnis  Englands,  eine  in  der  weltpolitischen  Geschichte  der 
jüngsten  Vergangenheit  noch  nicht  genügend  gewürdigte  Erscheinung, 
sucht  in  und  an  Amerika  um  so  mehr  seine  Befriedigung,  als  andere  Mittel, 
es  zu  stillen,  zurzeit  kaum  zu  Gebote  stehen.  Während  sich  nämlich 
Deutschland  versagt,  vornehmlich  deshalb,  weil  England  ihm  nichts 
Greifbares  zu  bieten  vermag,  ist  Amerika  geneigt,  sich  gewinnen  zu 
lassen  und  die  äußerpolitische  Streitaxt  zu  begraben,  vorausgesetzt, 
daß  England  mit  wirklich  wertvollen  Kompensationen  hervortritt.  Da 
das  tatsächlich  geschieht,  so  gelingt  es  der  damals  sonst  noch  in  der 
Hauptsache  erfolglosen  englischen  Bündnispolitik,  den  alten  amerika- 
nischen Feind  zu  gewinnen. 

Den  erwünschten  Anlaß  dazu  bietet  1898  der  spanische  Krieg  der 
Vereinigten  Staaten.  Beinahe  von  einem  Tage  zum  andern  vollzieht 
England  jetzt  die  für  die  amerikanische  Seite  seiner  neuen  Bündnis- 
politik unerläßliche  Schwenkung.  Es  steht  noch  ganz  im  Einklang 
mit  den  alten  Überlieferungen  seiner  antiamerikanischen  Auslandspolitik, 
wenn  es  zunächst  eine  Intervention  Europas  gegen  die  Veieinigten 
Staaten  zu  Gunsten  der  spanischen  Herrschaft  in  Cuba  und  indirekt 
auch  der  englischen  Machtstellung  in  Westindien  betreibt.  Als  sich  je- 
doch diese  den  amerikanischen  Interessen  schnurstracks  zuwiderlaufende 
Intervention  infolge  des  Widerspruches  der  deutschen  Regierung  nicht 
durchführen  läßt  —  auch  die  antienglischen  Interventionspläne  wäh- 
rend des  Burenkrieges  sind  an  demselben  Widerspruche  gescheitert  — : 
da  wird  das  Steuer  der  englischen  Amerikapolitik  ziemlich  unvermittelt 
auf  die  andere  Seite  gelegt.  England  macht  die  Sache  Amerikas  gegen 
Spanien  jetzt  zu  der  seinen.      Der  spanische  Krieg  bildet  in  der  Ge- 
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schichte  der  englisch-amerikanischen  Beziehungen  eine  wichtige  Epoche. 
Die  Amerikaner  merken  bald,  daß  die  Kritik  an  ihrem  Kriege,  wie  sie  auf 
dem  europäischen  Festlande  vielfach  geübt  wird,  in  der  englischen  Presse 
völlig  zurücktritt.  Auch  sie  fühlen  sich  jetzt  mit  den  Engländern  eins, 
und  alle  die  niemals  ganz  erstorbenen  angelsächsischen  Gemeinschafts- 
gefühle gewinnen  jetzt  neues  Leben.  Und  wie  England  den  Amerikanern 
während  des  spanischen  Krieges  in  seiner  Presse  einen  starken  Ruck- 
halt gewährt,  wie  es  schon  im  folgenden  Jahre  der  von  der  amerika- 
nischen Diplomatie  in  China  inaugurierten  Pohtik  der  Offenen  Tür  seine 
wohlwollende  Unterstützung  leiht,  so  ist  es  schließlich  auch  bereit,  in 
der  Kanalpolitik  den  neuen  Freunden  die  erwähnten  noch  wertvolleren 
Zugeständnisse  zu  machen.  Obschon  die  herkömmliche  ostasiatische 
.Sonderpolitik  der  Vereinigten  Staaten  auch  während  des  gleichzeitigen 
Boxerauf  Standes  in  China  noch  merkwürdige  Blüten  treibt,  so  werden 
schärfere  Reibungen  zwischen  England  und  Amerika  doch  vermieden. 
Gerade  in  Ostasien  bildet  sich  allmählich  immer  mehr  in  deutlichem 
Gegensatze  zu  früher  eine  ständige  Kooperation  der  angelsächsischen 
Diplomaten  heraus.  Der  gleichzeitige  Kampf  Englands  gegen  die  Buren 
und  der  Union  gegen  die  Filipinos  wird  bereits  als  ein  von  ähnlichen 
gemeinsamen  Voraussetzungen  aus  unternommener  Kulturkampf  der 
angelsächsischen  Rasse  gegen  die  Feinde  der  Zivilisation  aufgefaßt. 

Schon  die  ersten  Jahre  des  neuen  weltpolitisch  erweiterten  Freund- 
schaftsverhältnisses werden  zur  Erzeugung  einer  Art  von  gemeinsamer 
weltpolitischer  Stimmung  mit  bestem  Erfolge  ausgenutzt.  Mit  der 
gemeinsamen  positiven  verbindet  sich  bald  die  gemeinsame  negative 
Arbeit.  Zur  publizistisch-diplomatischen  Verfechtung  des  Gegensatzes 
zu  Deutschland  werden  bald  auch  Presse  und  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  teilweise  mit  Erfolg  herangezogen.  Wenn  auch  bei 
den  ersten  Zusammenstößen  zwischen  amerikanischer  und  deutscher 
Weltpolitik  vor  Manila  1898  und  beim  zweiten  Samoakonflikte  1899 
besondere  amerikanische  Motive  (außer  gewissen  unglücklichen  Zu- 
fällen) im  Spiele  sind,  so  erscheint  doch  auch  der  neue  englische  Freund 
bereits  im  Hintergrunde.  Wie  sich  dadurch  der  zweite  vom  ersten  Samoa- 
konflikt  unterscheidet,  so  läßt  auch  der  zweite  noch  vor  der  Entente 
Cordiale  ausbrechende  Venezuelakonflikt  von  1902/03  die  allgemeine 
weltpolitische  Umgruppierung  deuthch  erkennen,  da  die  amerikanisch- 
englischen Unstimmigkeiten,  die  freilich  auch  diesmal  nicht  ausbleiben, 
hinter  den  amerikanisch-deutschen  Spannungen  weit  zurücktreten.  In 
Algeciras  kann  England  1906  bereits  fest  auf  die  Unterstützung  der  ame- 
rikanischen Diplomaten  rechnen.  Englands  Marokkopolitik  ist  überall 
von  weitgehenden  amerikanischen  Sympathien  getragen.  Besonders 
1911  kommen  sie  vor  der  breitesten  öffentUchkeit  zum  Vorschein.    So- 
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gar  im  nahen  Osten  erfreut  sich  England  gelegentlich  amerikanischer 
Unterstützung.  So  trägt  der  amerikanische  Gesandte  in  Athen  unter 
Wilson  dazu  bei,  das  künstlich  aufgeführte  Gebäude  der  Londoner  Bot- 
schafterkonferenz zu  gefährden  und  die  Herrschaft  des  Fürsten  von 
Wied  in  Albanien  zu  erschüttern.  —  Daß  in  all  diesen  Jahren  zahlreiche 
alte  englisch-amerikanische  Streitgegenstände  auf  diplomatischem  Wege 
ausgeräumt  werden,  bedarf  kaum  noch  der  Erwähnung.  Die  Tätigkeit 
der  englischen  Gesandten  Julian  Pauncefote  und  James  Bryce  und  der 
amerikanischen  Staatssekretäre  John  Hay,  Elihu  Root,  Philander  Knox 
hat  auf  diesem  Gebiete  äußerst  fruchtbare  Verständigungsarbeit  leisten 
können. 

Die  durch  die  rührige  angloamerikanische  Presse  vorbereitete  und 
ausgebaute  weltpolitische  Arbeitsgemeinschaft  Englands  und  der  Ver- 
einigten Staaten  tritt  auch  sonst,  beiderseits  ständig  von  publizistischen 
wie  diplomatischen  Liebenswürdigkeiten  befruchtet,  vor  der  Öffentlich- 
keit bei  mehr  als  einer  Gelegenheit  klar  zutage.  (Besonders  die  Wand- 
lungen des  neuesten  englischen  Urteils  über  die  noch  1895  von  Salis- 
bury  scharf  zurückgewiesene  Monroelehre  sind  außerordentlich  lehr- 
reich.) Zum  vornehmsten  Betätigungsgebiete  dieser  neuen,  höchst  ein- 
flußreichen weltpolitischen  Arbeitsgemeinschaft  der  beiden  alten  Feinde 
wird  immer  mehr  Ostasien.  Was  während  des  Boxeraufstandes  immer- 
hin noch  schwächer  entwickelt  ist,  wird  während  des  Russisch- Japa- 
nischen Krieges  und  in  der  Epoche  des  Portsmouther  Friedens  zur  be- 
herrschenden Erscheinung. 

Fortan  erfahren  fast  alle  Hauptwendungen  der  pazifisch-ostasia- 
tischen Politik  eine  Art  von  gleichartiger  angloamerikanischer  Behand- 
lung, trotz  Fortbestehens  gewisser  chinapolitischer  Gegensätze:  so,  um 
nur  einiges  zu  nennen,  der  kalifornische  Schulstreit  1906  und  das  weite 
Feld  der  einwanderungspolitischen  Aufregungen,  von  denen  er  nur  das 
Symptom  ist,  femer  die  Ausfahrt  der  amerikanischen  Flotte  nach  dem 
Fernen  Osten  1907,  der  Notenaustausch  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  und  Japan  über  den  Status  quo  im  Stillen  Ozean  1908,  das 
Knox  Proposal  1910  und  die  anschließenden  Ereignisse:  der  russisch- 
japanische Mandschureivertrag,  die  Annexion  Koreas  durch  Japan  und 
vieles  andere. 

Über  die  ausdrücklichen,  der  Öffentlichkeit  bekanntgegebenen  Be- 
stimmungen der  Verträge,  vor  allem  der  nunmehr  bald  zum  Abschluß 
gelangenden  Schiedsgerichtsverträge  hinweg  entfaltet  sich  besonders  in 
Ostasien  die  englisch-amerikanische  Interessen-  und  Arbeitsgemein- 
schaft zu  einer  überragenden  Wirklichkeitsgröße,  die  schließlich  auch 
dem  Vertragspapier  ihren  Stempel  aufdrückt:  Englands  dritter  Ver- 
trag mit  Japan  von  1911  wird  jeder  möglichen  Spitze  gegen  die  Ver- 
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einigten  Staaten  auch  theoretisch  beraubt.  Japan  weiß  seitdem,  wo 
die  Feinde  stehen,  und  die  Vereinigten  Staaten  wissen,  wer  in  einem 
Kampfe  gegen  Japan  ihr  natürhcher  Bundesgenosse  sein  wird.  Kultur- 
pohtische  Bedürfnisse  der  angelsächsischen  Rassengemeinschaft,  die  im 
Zusammenhange  mit  der  raschen  Verschärfung  der  Rassenfrage  in  der 
Union  selbst  beträchtlich  im  Kurse  steigen  müssen,  treiben  die  beiden 
angelsächsischen  Mächte  besonders  in  Ostasien  zueinander.  Es  ist  kein 
Zufall,  daß  dieser  Rassengemeinschaft  in  einem  der  vielen  amerika- 
nischen Japanbücher  schon  vor  vierzig  Jahren  gehuldigt  wird. 

Wenn  auch  unter  Taft,  wie  erwähnt,  einige  Rückschläge  nicht  aus- 
bleiben, so  lenkt  doch  sein  Nachfolger  schon  vor  dem  Weltkriege  völlig 
in  das  anglophile  Fahrwasser  zurück,  wie  man  außer  seiner  Kanalpolitik 
auch  seiner  Mexiko-  und  seiner  Japanpohtik  ^entnehmen  kann.    Darüber 
hinaus  ist  Wilsons  ganze  politische  Persönhchkeit  mehr  als  die  eines 
der  Vorgänger  aus  der  zwanzigjährigen  Verständigungsperiode  auf  eng- 
lische Wünsche  zugeschnitten.    Hier  ist  es,  wo  abermals  innerpohtische 
Wandlungen  förderlich  eingreifen.  Die  Tatsache,  daß  1913  nach  sechzehn- 
jähriger Pause  die  demokratische  Partei  mit  Wilson  wieder  ans  Ruder 
gelangt,  schafft  ein  neues  Band  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  und 
dem  schon  seit  1905  unter  der  Leitung  des  liberalen  Imperialismus  ste- 
henden britischen  Weltreiche.     Im  übrigen  ist  aber  Wilson  als  Träger 
einer   beinahe   zwanzigjährigen    englandfreundlichen    Überlieferung   der 
amerikanischen  Auslandspolitik  anzusehen,  die,  so  sehr  sie  auch  durch 
seine  republikanischen  Vorgänger  gefördert  sein  mag,  doch  schließhch 
über  den  amerikanischen  Parteigegensatz  triumphiert  und  sich,  je  mehr 
Stürme  aufkommen,  als  um  so  unerschütterlicher  erweist.  Die  entscheidende 
Epoche  in  der  Geschichte  der  englisch-amerikanischen  Beziehungen  fällt 
nicht  in  das  Jahr  1914,  sondern  in  das  Jahr  1898.  Nicht  erst  1914  oder  gar 
nachher  beginnt  die  Neuorientierung  in  der  auswärtigen  Politik  der  beiden 
Mächte.    Bei  und  seit  Ausbruch  des  Weltkrieges  hat  sich  deshalb  zwi- 
schen ihnen  kaum  noch  etwas  ereignen  können,  was  nicht  nach  den 
Erfahrungen    der   vorangegangenen   langjährigen    Freundschaftsperiode 
vorauszusehen  gewesen  wäre.    Ja,  schon  auf  der  Höhe  der  Feindschafts- 
periode hatte  der  amerikanische  Diplomat  W.  H.  Trescot  die  Allianz 
mit  England  gefordert  und  die  Erklärung  abgegeben :  The  United  States 
and  Great  Britain  by  concerted  action  on  the  ocean  can  control  the 
history  of  the  world. 

Literatnraoswahl. 

A  n  n  a  1  s  of  the  American  Academy  of  Political  and  Social  Science  54,  1914:  Inter- 
national Relations  of  the  United  States.  —  J.  M.  Callahan,  American  Relations  in 
the  Pacific  and  in  the  Far  East  1784 — 1900.  John  Hopkins  University  Studies  in  histo- 
rical  and  political  science  19,  1901.  —  Cambridge   Modern   History   7,  1903. 


286  J-  Hashagen,  Zur  Entwicklungsgeschichte  der  äußerpolitischen  Beziehungen 
zwischen  England  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 

—  A.  C.  Coolidge,  America  as  a  world-power,  1908.  —  D.  R.  D  e  w  e  y ,  National 
Problems  1885 — 1897  (The  American  Nation  24,  1907).  —  W.  A.  Dunning,  The  Bri- 
tish Empire  and  the  United  States.  A  review  of  their  relations  during  the  Century  of  peace 
following  the  treaty  of  Ghent  [1914].  Mit  Einleitung  von  J.  Bryce  vom  14.  Sept.,  die 
Vorrede  vom  4.  Juni  1914.  —  J.  W.  Foster,  A  Century  of  American  Diplomacy,  1902. 

—  American  Diplomacy  in  the  Orient,  1914.  —  G.  Harvey,  The  United  States  and 
Great  Britain:  Nineteenth  Century  and  After  55,  1904.  —  Frhr.  v.  Hengelmüller, 
EngUsche  Bemühungen  um  die  Gewinnimg  amerikanischer  Freundschaft.  Ein  Beitrag 
zur  diplomatischen  Geschichte  der  jüngsten  Zeit  (Deutsche  Revue  40,  I,  1915).  — 
W.  F.  Johnson,  American  Foreign  Relations,  2  Bde.  1916.  —  J.  H.  Latan6,  Ame- 
rica as  a  World  power  1897 — 1907  (The  American  Nation  25,  1907).  —  Th.  F.  Miliard, 
The  Far  Eastern  Question,  1911.  —  H.  Oncken,  Amerika  imd  die  großen  Mächte.  Eine 
Studie  über  die  Epochen  des  amerikanischen  Imperialismus.  Historisch-politische  Auf- 
sätze I,  19 14.  —  A.  Siegfried  u.  a.,  Les  questions  actuelles  de  la  politique  6tran- 
göre  de  l'Amdrique  du  Nord,  1911.  —  A.  D.  White,    Autobiography,  2  Bände,  1905. 

Die  übrige  allgemeine,  insbesondere  deutsche  Literatur,  sowie  die  Spezialliteratur 
über  die  Monroelehre  und  verwandte  Völker-  imd  seerechtliche  Fragen,  die  einzelnen  englisch- 
amerikanischen Streitfälle,  die  Kanal-,  pazifische  imd  ostasiatische  Politik  wird  hier  nicht 
aufgeführt.    Weiteres  (bis  1907)  in  der  „American  Nation". 


Die  Baumwollkrisis  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  1914/15'^ 

Von 

Dr.  oec.  publ.  0.  Wingcn,  Kiel. 


II.  Vorschläge    und    Maßnahmen    zur    Bekämpfung 
des   Baumwoll-Notstandes^). 

Die  Südstaaten  hatten  kaum  die  große  Gefahr  erkannt,  welche 
dem  Absatz  ihres  Hauptaktivums  durch  den  europäischen  Krieg  drohte, 
als  sie  sich  auch  schon  kräftig  zu  rühren  begannen  und  in  Versamm- 
lungen der  Baumwollpflanzer,  namentlich  aber  in  der  Tagespresse,  ihre 
wirtschaftliche  Lage  als  verzweifelt  in  den  schwärzesten  Farben  aus- 
malten. Allenthalben  ertönte  der  Ruf  nach  Staatshilfe,  Das  war  an 
sich  kein  Zeichen  der  Schwäche,  denn  nur  der  Staat  vermochte  des 
ökonomischen  Wirrwarrs,  den  die  Kriegswirren  in  der  ganzen  Welt 
geschaffen,  mit  einiger  Aussicht  auf  Erfolg  Herr  zu  werden.  Zur  Er- 
reichung des  erstrebten  Zieles  standen  eine  ganze  Reihe  von  Wegen 
offen.  Einmal  konnte  das  Übel  an  seiner  Wurzel  bekämpft  werden, 
wenn  es  gelang,  den  Baumwollexport  wieder  zu  beleben  und  zu  erhöhen. 
Femer  konnte  man  Schritte  tun,  um  den  Inlandverbrauch  des  Stapels 
zu  steigern,  und  so  die  im  Ausland  nicht  abzusetzenden  Fasermengen 
unterzubringen.  Gelang  weder  das  eine  noch  das  andere  in  ausreichendem 
Maße,  so  mußte  es  dem  Farmer  ermöglicht  werden,  sein  Produkt  von 
dem  überladenen  Markt  zurückzuhalten  und  abwarten  zu  können,  bis 
sich  die  Marktlage  wieder  günstiger  gestaltete.  Das  hatte  aber  eine 
großzügige  Finanzierung  aer  Baumwolle  zur  notwendigen  Voraussetzung. 
In  enger  Verbindung  damit  stand  die  unumgängliche  Einleitung  einer 
weitgehenden  ,, Einlagerungspolitik",  denn  die  erste  Vorbedingung 
einer  vernünftigen  Finanzierung  war  die  Sicherung  des  Stapels  gegen 
Vernichtung.     Endlich  lag  der  Gedanke  nahe,  die  kommende  Saison 

^)  Schluß  des  Beitrages  in  Bd.  lo,  Heft  2,  S.  209. 

')  Als  Quelle  ist  für  diesen  Teil,  sofern  nichts  anderes  angegeben,  die  Financial  Chro- 
nide  Bd.  100  u.  loi,  New   York  1914  und  1915,  benutzt. 
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dadurch  zu  retten,  daß  man  das  Angebot  an  Baumwolle  künstlich  ver- 
ringerte und  so  Produktion  und  Nachfrage  in  ein  richtiges  Verhältnis 
zueinander  setzte.  Diese  Maßregel  lag  um  so  mehr  auf  der  Hand,  als 
ja  aller  Voraussicht  nach  ein  erhebliches  Quantum  der  zur  Zeit  unver- 
käuflichen Ernte  auf  die  neue  Saison  würde  übertragen  werden  müssen. 
Man  hat  alle  angegebenen  Mittel  zur  Behebung  des  wirtschaft- 
lichen Notstandes  in  den  baumwollpflanzenden  Südstaaten  versucht. 
Das  günstigste  Ergebnis,  um  das  hier  gleich  vorweg  zu  nehmen,  ist  den 
Finanzierungsmaßregeln  der  Bundesregierung  beschieden  gewesen.  Sie 
haben  den  Farmern  wirklich  über  die  erste  schwere  Zeit  hinweggeholfen, 
so  daß  diese  verhältnismäßig  ruhig  abwarten  konnten,  bis  der  Markt 
sich  allmähUch  auf  natürhche  Weise  wieder  für  ihre  Ware  öffnete,  d,  h. 
bis  eine  Besserung  in  den  Absatzverhältnissen  nach  Ablauf  der  ersten 
Kriegsmonate  eintrat. 

I.  Maßnahmen  zur  Wiederbelebung  der  Ausfuhr. 
Wie  schon  im  ersten  Teil  erwähnt,  wurde  durch  den  Kriegsaus- 
bruch die  Ausfuhr  der  Baumwolle  gerade  in  dem  Moment  völlig  unter- 
bunden, da  sie  normalerweise  in  Millionen  von  Ballen  nach  dem  Aus- 
land verschifft  zu  werden  pflegt.  Geld-  und  Devisenmarkt  waren  völlig 
desorganisiert.  Der  Sterlingkurs  erreichte  in  New  York  die  niemals 
vorher  gesehene  Höhe  von  7  Dollar,  was  bei  einer  Parität  von  4,87  eine 
außerordentliche  Entwertung  des  Dollars  bedeutet.  Auf  die  Gründe 
dieser  Erscheinung  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort;  ihre  Folgen 
waren  für  den  Baumwollexporteur  von  größter  Wichtigkeit,  machte 
es  ihm  die  enorme  Geldentwertung  doch  in  den  ersten  Kriegswochen 
unmöglich,  seine  Baumwolltratten,  gegen  die  normalerweise  der  Export 
erfolgt,  zu  verkaufen.  Hier  konnte  nur  die  allmähliche  Beruhigung 
imd  Besserung  des  Devisenmarktes  Abhilfe  schaffen.  Ein  anderer  Um- 
stand, der  die  Ausfuhr  der  Faser  überaus  beeinträchtigte,  war  der  große 
Mangel  an  Laderaum  für  Stapelartikel,  ein  Mangel,  der  ja  dann  im  Ver- 
laufe des  Krieges  für  Neutrale  wie  Kriegführende  einen  ungeahnten 
Umfang  angenommen  hat.  Die  Handelsmarine  der  Vereinigten  Staaten 
ist  im  Verhältnis  zur  weltwirtschaftlichen  Bedeutung  dieses  Wirtschafts- 
körpers klein.  Die  Verfrachter  für  Amerikas  Überseehandel  waren  in 
der  Hauptsache  England  und  Deutschland.  Die  deutsche  Handelsflotte 
wurde  sehr  bald  nach  Kriegsbeginn  gänzlich  aus  dem  überseeischen  Ver- 
kehr ausgeschaltet,  und  der  in  England  verfügbare  Frachtraum  wurde 
durch  die  Anforderungen  der  Admiralität  an  die  Handelsmarine  in 
hohem  Grade  eingeschränkt.  Die  Folgen  dieser  Tonnageknappheit 
waren  einmal  sehr  hohe  Frachtsätze  für  den  verfügbaren  Laderaum 
und  femer  teilweise  Unmöglichkeit,  überhaupt  Waren  zu  verschiffen. 
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Hier  suchte  die  amerikanische  Bundesregierung  durch  Änderung  ihrer 
Schiffahrtsgesetzgebung  soweit  als  möghch  Wandel  zu  schaffen.  Am 
20.  August  1914  unterzeichnete  Präsident  Wilson  ein  Amendement 
zum  sogenannten  Panama-Kanal- Gesetz,  welches  den  Passus,  daß  zum 
amerikanischen  Schiffsregister  fremde  Schiffe  nur  zugelassen  werden, 
wenn  sie  nicht  älter  sind  als  5  Jahre,  aufhob,  damit  also  die  Möglichkeit 
gab,  auch  ältere  Schiffe  zu  registrieren.  Ferner  wurde  der  Präsident 
durch  das  gleiche  Erweiterungsgesetz  autorisiert,  im  Bedürfnisfall  die 
Vorschrift,  daß  nur  amerikanische  Bürger  als  Schiffsoffiziere  auf  ameri- 
kanischen Schiffen  zugelassen  werden  dürfen,  zu  suspendieren.  Man 
hoffte,  durch  diese  beiden  Maßnahmen  die  amerikanische  Handelsmarine 
den  Bedürfnissen  entsprechend  vergrößern  zu  können,  eine  Hoffnung, 
die  dann  sehr  bald  enttäuscht  wurde.  Eine  dritte  Behinderung  der  Aus- 
fuhr bildete  die  enorme  Steigerung  der  Versicherungsraten.  Die  ge- 
wöhnliche Seeversicherung  konnte  naturgemäß  dem  durch  den  Seekrieg 
geschaffenen  hohen  Kriegsrisiko  nicht  genügen.  Die  privaten  Ver- 
sicherer verlangten  phantastische  Prämien,  was  Großbritannien  sehr 
bald  veranlaßte,  eine  staatliche  Kriegsversicherung  einzurichten.  Eine 
geraume  Zeit  nach  Kriegsausbruch,  am  2.  September,  erhielt  auch  Ame- 
rika die  Möglichkeit  einer  staatlichen  Seeversicherung  gegen  Kriegs- 
verluste, denn  an  diesem  Tage  unterzeichnete  Woodrow  Wilson 
das  Gesetz  über  die  Errichtung  eines  Kriegsversicherungsamtes  im 
Schatzamte,  das  amerikanischen  Schiffen  und  Ladungen  die  Versicherung 
gegen  Kriegsschäden  zur  See  zu  angemessenen  Sätzen  gewährleistete. 
Zu  den  Maßregeln,  die  auf  eine  Steigerung  der  Baum  wollausfuhr 
abzielten,  gehört  auch  der  Versuch  der  amerikanischen  Baumwollex- 
porteure, den  Verkehr  mit  Deutschland  direkt  nach  Bremen  wieder- 
aufzunehmen, der  durch  die  englische  Scekriegpolitik  völlig  unterbunden 
worden  war.  Am  19.  Dezember  1914  konnten  die  „Nachrichten  für  Han- 
del, Industrie  und  Landwirtschaft"  der  deutschen  Textilwelt  die  wich- 
tige Mitteilung  machen,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten  , .ernsthafte 
Bestrebungen  im  Gange  sind,  eine  Dampferlinie  für  Baumwolltrans- 
porte zwischen  Savannah  und  Bremen  ins  Leben  zu  rufen".  In  der  Aus- 
gabe vom  2.  Januar  1915  konnte  dann  die  erfolgte  Gründung  einer 
amerikanischen  Cotton-Line  gemeldet  werden.  Trotz  der  ungewöhn- 
lichen Schwierigkeiten,  eine  genügende  Seeversicherung  zu  erlangen, 
und  trotz  der  hohen  Frachtraten,  die  infolge  der  starken  Nachfrage 
nach  Dampfern  für  Baumwolltransporte  um  250  %^)  gestiegen  waren, 
war  die  Sicherung  des  Unternehmens  geglückt.  Zwei  Gründe  sind  wohl 
dabei  ausschlaggebend  gewesen:  Einmal  die  enorme  Preisdifferenz  für 
Rohbaumwolle  zwischen  Bremen  und  New  York ;  waren  doch  die  im  Bremer 

^)  Nachrichten  für  Handel,  Industrie  u.  Landwirtschaft,  30.  Januar  1915. 
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freien  Verkehr  gezahlten  Preise  am  i.,  15.  und  25.  November  1914:  90 
— 90 — 92  Pfennige  pro  Pfund  für  amerikanische  middling  upland^), 
während  am  25.  November  der  Preis  in  New  York  noch  nicht  8  Cents, 
d.  h.  32  Pfennige  betrug,  der  Bremer  Preis  war  dementsprechend 
dreimal  so  groß  als  der  New  Yorker!  Zweitens  wurde  aber  die  Ver- 
wirklichung des  Planes  noch  durch  einen  anderen  sehr  ins  Gewicht 
fallenden  Umstand  gefördert.  Die  amerikanische  Textihndustrie  und 
die  Landwirtschaft  litten  empfindlichsten  Mangel  an  Anilinfarben  und 
Kali,  beides  Produkte,  die  ausschließlich  aus  Deutschland  bezogen 
worden  waren.  Die  Deutsche  Regierung  hatte  sich  nun  bereit  erklärt, 
gegen  Lieferung  amerikanischer  Baumwolle  das  Ausfuhrverbot  auf  die 
genannten  Artikel  den  Vereinigten  Staaten  gegenüber  außer  Kraft 
zu  setzen.  Diese  waren  somit  im  höchsten  Grade  an  dem  Zustande- 
kommen des  Unternehmens  interessiert.  Die  erste  direkte  Baumwoll- 
sendung verließ  nun  am  25.  Dezember  auf  dem  „Pathfinder"  Texas. 
Außer  direkt  nach  Bremen  gingen  auch  noch  BaumwoUadungen  für 
Deutschland  nach  Rotterdam,  wo  der  erste  Dampfer  mit  einer  6600 
Ballenladung  am  24.  Dezember  eintraf.  Die  Frachtrate  für  diese  Ladung 
belief  sich  auf  10  Doli,  pro  Ballen,  d.  i.  das  Fünffache  der  normalen 
Rate.  Die  holländische  Regierung  hatte  die  wichtige  Erklärung  ab- 
gegeben, daß  der  Durchfuhr  von  Baumwolle  durch  Holland  keine  Hinder- 
nisse bereitet  werden  würden.  Wir  haben  dann  bereits  bei  der  Bespre- 
chung der  englischen  Konterbandepolitik  gesehen,  daß  diese  direkten 
Baumwollverschiffungen  nach  Deutschland  sich  nur  kurze  Zeit  durch- 
führen ließen,  denn  am  i.  März  erklärte  England  die  deutsche  Küste 
für  blockiert,  und  damit  war  natürlich  auch  der  Baumwolldampfer- 
linie ein  Ende  bereitet. 

Alle  die  genannten  Maßnahmen  haben  nur  sehr  geringen  Erfolg 
gehabt,  soweit  sie  die  stockende  Baumwollausfuhr  in  lebhafteren  Gang 
bringen  sollten.  Sie  konnten  eben  den  Laderaummangel  und  die  fehlende 
Nachfrage  der  Zentralmächte  und  Frankreichs  nicht  ersetzen. 

2.  Maßnahmen  zur  Hebung  des  Inlandverbrauchs. 
War  es  unmöglich,  die  Baum  wollausfuhr  in  der  alten  Höhe  aufrecht- 
zuerhalten, so  konnte  vielleicht  durch  gesteigerten  heimischen  Ver- 
brauch der  Produktionsüberschuß  vom  Markte  genommen  und  damit 
der  abnorm  niedrige  Preis  gehoben  werden.  Dieser  Gedanke  lag  allen 
nunmehr  zu  besprechenden  Maßnahmen  zugrunde.  Von  Privaten  wie  von 
Verbänden  der  Interessenten  wurde  eine  große  Bewegung  ins  Leben 
gerufen,  die  an  den  patriotischen  Sinn  des  amerikanischen  Bürgers 
appellierte,  ihm  die  „Not  des   Südens"  in  eindringlicher   Sprache  zu 

1)  Deutsches  Baumwollhandbuch;  herausgeg.  von  R.  C.  Stempel,  Bremen  1915.    S.  8. 
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Gehör  brachte  und  ihn  aufforderte,  durch  den  Einkauf  eines  Baum- 
wollballens zum  Preise  von  50  Doli.,  d.  h.  zu  10  Cents  für  das  Pfund, 
seiner  Sympathie  mit  den  wirtschaftlich  stark  bedrohten  Farmern  durch 
die  Tat  Ausdruck  zu  geben.  Es  war  das  die  sogenannte  „Kaufe  einen 
Ballen-Bewegung"  (Buy-a-bale-movement).  Der  erste  in  dieser  Kam- 
pagne ausgebotene  Baum  wollballen  wurde  vom  Präsidenten  Wilson 
eigenhändig  gekauft.  Der  Präsident  der  Southern  Railway  Co.,  Har- 
rison,  erwarb  von  allen  Baumwollstaaten,  welche  die  genannte  Bahn 
durchquert,  je  einen  Ballen  und  forderte  in  einem  Schreiben  seine  Be- 
amten auf,  sich  ebenfalls  an  dem  patriotischen  Werke  zu  beteiligen. 
Die  American  Tobacco  Co.  erklärte  sich  bereit,  von  ihren  baumwoU- 
pflanzenden  Kunden  in  den  Südstaaten  soviel  middling  Baumwolle 
zu  kaufen,  als  in  der  Zeit  vom  28.  September  bis  zum  30.  November 
1914  Tabak  von  ihr  durch  die  Südstaaten  bezogen  werden  würde.  Ob 
die  Firma  ihre  Ankündigung  wahr  gemacht  hat,  wird  nicht  gemeldet. 
Eine  New  Yorker  Firma  bot  im  September  1914 :  10  000  Ballen  zum 
Kaufe  aus  mit  der  Vergünstigung,  daß  jeder  Käufer  auf  ein  Jahr  die 
Kosten  der  Versicherung  bezahlt  erhielt,  falls  er  die  gekaufte  Baum- 
wolle in  einem  Lagerhaus  aufbewahren  wollte.  In  Washington  beab- 
sichtigte man  am  7.  und  8.  Oktober  eine  ,, Vaterländische  Baumwoll- 
Moden-Schau"  (national  cotton  fashion  show)  abzuhalten.  Gleichzeitig 
sollte  von  der  Tochter  des  Sprechers  im  amerikanischen  Repräsentanten- 
haus, Clark,  ein  „Nationaler  Baumwollwaren-Tag"  (national  bargain 
day  in  cotton  goods)  im  ganzen  Lande  abgehalten  werden,  der  einen 
Appell  an  10  Millionen  amerikanischer  Frauen  darstellte,  an  einem  be- 
stimmten Tage  für  je  i  Dollar  BaumwoUsachen  zu  kaufen.  Von  beiden 
Plänen  hat  man  dann  nichts  wieder  gehört.  Großen  Erfolg  hat  die  ganze 
,, Kaufe  einen  Ballen-Bewegung"  jedenfalls  nicht  gehabt.  Man  hatte 
ursprünglich  gehofft,  ungefähr  500  000  Ballen  auf  diese  Weise  unter- 
bringen zu  können,  aber  im  großen  ganzen  ist  der  Erfolg  nur  ein  , »mo- 
ralischer" gewesen,  wie  die  Financial  Chronicie  schon  in  ihrer  Ausgabe 
vom  19.  September  prophezeite.  Lokale  Markterleichterungen  sind  wohl 
hier  und  da  erreicht  worden,  aber  den  Baumwollfarmern  war  auf  diese 
Art  nicht  durchgreifend  zu  helfen.  Außerdem  bestand  ja  auch  die  Ge- 
fahr, daß  die  von  Privaten  gekaufte  Baumwolle  bei  einer  Preissteigerung 
sofort  wieder  auf  den  Markt  gebracht  werden  würde,  um  den  mit  Ver- 
lust eingekauften  Ballen  —  sein  „patriotischer"  Preis  belief  sich  auf 
IG  Cents,  sein  Marktpreis  auf  6 — 7  Cents  das  Pfund!  —  loszuwerden. 
Das  hätte  aber  natürlich  wieder  einen  allgemeinen  Preisdruck  zur  Folge 
gehabt. 

Ein  anderer  Weg,  den  heimischen  Konsum  an  Baumwolle  zu  ver- 
größern, war  der,  daß  man  durch  die  Baumwollfaser  andere  sonst  ver- 
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wendete  Faser  ersetzte,  daß  man  also  Baumwolle  da  verwertete,  wo 
man  gewöhnlich  andere  Rohmaterialien  benutzte.  Der  größte  Kon- 
kurrent der  Baumwolle  in  der  Herstellung  von  Geweben  zu  bestimmten 
Zwecken  ist  aber  die  indische  Jute.  Und  nun  setzte  man  sich  theoretisch 
und  praktisch  dafür  ein,  die  Jute  durch  Baumwolle  zu  verdrängen.  So 
erklärte  der  General-Postmeister  Burleson,  er  werde  nach  Mög- 
lichkeit anstelle  des  Jutebindfadens  solchen  aus  Baumwolle  verwenden. 
Große  Firmen  versprachen,  künftighin  ihre  Waren  in  Baumwolle-  statt 
in  Jutesäcken  zu  verpacken.  Die  Corn  Products  Co.  fand  sich  beispiels- 
weise bereit,  anstatt  der  Jutesäcke  solche  aus  Baumwolle  zu  benutzen, 
was  den  Baumwollverbrauch  um  17  000  Ballen  im  Werte  von  rund 
I  Mill.  Doli,  steigern  würde.  Die  American  Sugar  Refining  Co.  teilte 
ihren  Agenten  mit,  daß  sie  ihren  Zucker  in  Baumwollsäcken  liefern 
würde,  falls  die  Kunden  damit  einverstanden  wären.  Ebenso  beabsich- 
tigte eine  der  größten  Getreidemühlen  der  Vereinigten  Staaten,  ihr  Mehl 
in  Baumwollsäcken  zu  versenden,  und  eine  Versammlung  von  Kauf- 
leuten und  Gewerbetreibenden  in  St.  Louis  sprach  sich  enthusiastisch 
für  den  möglichst  weitgehenden  Ersatz  der  Jutesäcke  durch  Baumwoll- 
säcke aus,  dadurch  würde  die  Absorbierung  von  Ballen  im  Werte  von 
3  000  000  Doli,  ermöglicht.  Eine  weitere  Ersetzung  von  Jute-  durch 
Baumwollbindfaden  wurde  vom  Landwirtschaftsministerium  des  Staates 
Georgia  eingeführt.  Eines  der  größten  New  Yorker  Modehäuser  end- 
lich plante  die  Einführung  von  baumwollenen  Frühjahrskleidern,  um 
so  den  Verbrauch  der  Faser  reichlicher  zu  gestalten. 

Den  Wert  aller  dieser  Vorschläge  wird  man  voll  ersehen,  wenn  man 
bedenkt,  daß  mehrere  Millionen  Ballen  zu  absorbieren  waren,  um  dem 
Süden  den  Marktpreis  zu  gewähren,  den  er  verlangte,  um  aus  seiner  Not- 
lage herauszukommen.  Daß  eine  auch  nur  annähernd  genügende  Zu- 
nahme des  einheimischen  Baumwollverbrauches  auf  diesem  Wege  nicht 
zu  erzielen  war,  muß  auf  den  ersten  Blick  klar  werden.  Die  einzigen, 
die  hier  durchgreifenden  Wandel  hätten  schaffen  können,  die  Baumwoll- 
spinnereien, verhielten  sich  abwartend  und  hielten  mit  größeren  Käufen 
zurück.  Das  hatte  seinen  Grund  einmal  in  der  stark  deprimierten  Lage 
der  amerikanischen  Textilindustrie  bei  Beginn  des  Krieges,  dann  war 
die  Ausfuhr  von  Textilwaren  ebenso  behindert  und  in  Frage  gestellt, 
wie  die  gesamte  amerikanische  Ausfuhr  in  den  ersten  unruhigen  Wochen 
des  Weltkrieges  überhaupt.  Hierzu  gesellte  sich  die  unsichere  Markt- 
lage der  Baumwolle.  Die  Börsen  hatten  ihre  Pforten  geschlossen,  Termin- 
geschäfte, die  allein  größere  Rohstoffkäufe  für  die  Zukunft  sicherstellen 
konnten,  waren  infolgedessen  unmöglich,  der  ^ Preis  der  Baumwolle 
war  schwankend  und  durchaus  ungleich  in  den  verschiedenen  Staaten 
des  Baum  Wollgürtels.     Das  alles  hinderte  die  Spinnereien,  als  Käufer 
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für  spätere  Lieferung  auf  dem  Markte  aufzutreten.  Eine  Änderung 
in  diesen  Verhältnissen  vollzog  sich  erst,  als  nach  der  Börseneröffnung 
die  Ausfuhr  größeren  Umfang  annahm,  und  als  die  großen  Bestellungen 
der  Alliierten  an  Zelttüchern,  Uniformstoffen  usw.  den  Textilfabriken 
lohnende  Beschäftigung  sicherten.  Das  alles  hat  dann  dazu  geführt, 
daß  schließlich  auf  natürlichem  Wege  der  einheimische  Baumwollver- 
brauch doch  größer  geworden  ist,  als  er  im  letzten  Friedensjahr  war. 

3.  Die  Finanzierung  der  Baumwolle. 
„Es  ist  von  größter  Wichtigkeit,  daß  es  dem  Baumwollgürtel  er- 
möglicht wird,  seine  Baumwolle  zurückzuhalten  und  sie  nicht  auf  den 
Markt  werfen  zu  müssen  zu  einer  Zeit,  wo  die  Kaufkraft  so  sehr  ver- 
mindert ist,"  Diese  Worte  des  Federal  Reserve  Board  Mitgliedes  W. 
P.  G.  Harding  enthalten  den  Angelpunkt  der  einzig  möglichen  Lösung 
des  Problems,  den  Baumwollpflanzern  über  ihre  Notlage  soweit  als 
angängig  hinwegzuhelfen.  Da  sich  weder  die  Ausfuhr  noch  der  einhei- 
mische Verbrauch  auf  künsthchem  Wege  mit  raschem  Erfolge  heben 
Heß,  blieb  nur  übrig,  die  Farmer  finanziell  zu  unterstützen,  daß  sie  ihr 
Produkt  nicht  zu  Schleuderpreisen  losschlagen  mußten.  Konnte  der 
Pflanzer  seine  Ernte  von  dem  flauen  Markte  zurückhalten,  bis  die  Ver- 
hältnisse sich  soweit  gebessert  hatten,  daß  er  einigermaßen  annehmbare 
Preise  für  sein  Erzeugnis  erhielt,  dann  war  die  „Baumwollfrage"  für 
alle  Beteiligten  auf  die  beste  und  natürlichste  Weise  gelöst.  Die  Auf- 
gabe bestand  also  darin,  den  außerordentlich  verengten  Baumwoll- 
markt vor  weiterer  Überflutung  durch  Massenangebot  von  Ware  zu 
schützen.  Nun  lagen  aber,  wie  wir  schon  oben  gesehen,  die  Verhältnisse 
bei  der  Baumwolle  in  dieser  Hinsicht  sehr  ungünstig.  Infolge  des  eigen- 
artigen und  in  normalen  Wirtschaftszeiten  zweifellos  meistens  unschäd- 
lichen Systems  der  ,, Credit  Crop"  ist  die  Mehrzahl  der  Farmer  gezwungen, 
den  Wert  ihrer  Ernte  möglichst  rasch  zu  realisieren,  um  die  erhaltenen 
Vorschüsse  für  Konsumtions-  wie  Produktionszwecke  abtragen  zu  können. 
Ein  sehr  großer  Teil  der  Baumwollpflanzer  lebt  in  den  Monaten  März 
bis  August  vom  Kredit,  der  basiert  ist  auf  den  Wert  einer  wachsenden 
Ernte.  Die  Farmer  sahen  selbstverständlich  selbst  ein,  daß  das  beste 
Hilfsmittel,  ihre  durch  den  Kriegsausbruch  zunächst  zum  großen  Teil 
unverkäuflich  gewordene  Rekordernte  vor  unvorteilhafter  Verschleude- 
rung zu  schützen,  eine  Zurückhaltung  derselben  vom  offenen  Markt  war, 
ertönte  doch  durch  den  ganzen  Süden  die  Warnung,  man  solle  die  Ab- 
satzverhältnisse durch  neue  Zufuhren  nicht  noch  mehr  deprimieren 
Aber  der  Rat  war  billig,  denn  der  Farmer  mußte  infolge  seiner  Verschul- 
dung verkaufen;  er  konnte  sein  Aktivum  nicht  zurückhalten,  wenn  er 
nicht  verhungern  wollte.    Daher  der  Ruf  nach  der  Staatshilfe,  denn  der 
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w  den  Vfilräll  lüagiaa  geganibcr  so  gut  wie  machtlos.  I^ 
Wvlnagtaner  Begictmg  hat  den  Hiifemf  der  Södstaaten  sdir  bald  ge- 
hört, nniBte  3in  Inren,  denn  der  dfiBriljp&  Prändpnt  Wüson  wmde  iroo 
den  Demokiaten  ms  Weifie  Hans  gewählt,  nnd  das  Rückgrat  der  demo- 
liialiMlien  Partei  bilden  die  Södstaaten.  Der  Weg.  den  man  zu  gehen 
haltr,  war  finfanh  nnd  hfar  ftKgrzeirhnet :  Der  Baiimwol^iflanaer  brauchte 
Geld,  anf  dem  nalfntriifn  Wege  des  Ycdcaarfes  seines  Produktes  konnte 
er  nicht  dazn  gelangen,  fol^äch  mnfite  er  es  von  iigead  jemand  gdxngt 
crhaftwi  Nun  bot  sich  der  ammkawischen  BnndcsR^g^einng  ein  anßer- 
oidentiich  gvtes  nnd  crid|gvaa|Hcchendes  JCttel,  diese  Geldbedärtnisse 
der  notleidenden  Banrnnulliiimer  an  bff i  adligen.  Es  war  dasselbe  Ifittd, 
wodmch  man  ^eich  in  den  enten  Kritgstsigea.  der  migewohnlichm  Gdd- 
knajppheit  m  der  Bankwdt  begegnet  war:  die  An^gabe  von  sqg,  Not- 
sUudisccId.  Die  Handhahr  »nr  An^gahr  dieses  Notstandggeides,  das  ein- 
fach  die  Zahfan^^nnttei  zn  veonehicn  lirMinmil  war,  bot  die  Aldrich- 
Ficdand  BOl  vosn  jßk,  Mai  1906^  die  dann  durch  die  Amrnding-Ml  vom 
4.  Augast  igx4  grändrrt  und  erweitert  nranden  ist^  Dieses  Gesetz  gibt 
demamerikaniscfaen  Schatzamt  die  IB^ifhlorit,  in  Zeiten  der  Gekbnaikt- 
iwTstrifnng  die  NatinmlhaHkim  zur  Amgahe  1*01  »JEinexgency  Cuuency^ 
za  amadtflgen.   Als  Dedoig  te  dieses  Motstand^geJd,  das  im  Brinzy 

einmal  OHIgitioncn  von  Bodesctaaten,  Kwiniinrn  usw.  bis  zu  90  % 
dss  MariEtwcrtes  nnd  iemer  andere  Skherheiten,  danmter  Handels- 
Wechsel  bis  zu  75  %  ihres  „Casfa''-Wertes.  Die  FinirBiriten  des  Gesetzf» 
iiil«  II  laii  11  n  h*^  Tif#r  im^^.  Auf  Grund  dieser  IMI  haben  nun  in  den 
erstes  Wochen  des  Kriegesw  als  ein  abnormer  Maugel  an  ZaUuugnnittdn 
cä^etneten  war,  die  Katinnalhanken  betiächtfidie  Meacjen  Notstands- 
geld  dem  Ycritaehr  zur  Vcrfiiignng  gesteflt  und  daduich  dazu  beigetragen, 
daß  die  Wirtschaftspanik  in  der  Neuen  Welt  noch  verfaaltnismallig 
gjtin^flich  ahheL  Diese  Emogeacy  Currency  sollte  mm  auch  dem  be- 
draugtca  BiummiHanarr  zu  H3fe  laomnien.  Dunh  die  Hincabe  vvn 
NotstandayM  wuBte  man  es  ihm  ennoi^ichcH,  seaue  Ernte  zurückhalten 
und  in  Sähe  bemere  Zeiten  abwarten  zu  kiSnnen.  In  einer  vom  Schatz- 
sdoretär  lirAdno  auf  den  24.  und  25.  Aqgost  1914  eiube^ulenen  Ver- 
der  äier  hundert  der  bekanutrtfm  Bankiert  und  Waicn- 
cntwickehe  dieser  seinen  Plan,  die  notleidende  Baum- 
wcileinlft  vfiinillels  des  Notstandugfldfs  zu  finanzinen. 

Damit  war  aber  nur  die  eine  Hatfte  der  Angabe  gelost  Die  andere, 
ebenso  wi^t^  bestand  in  der  Frage,  welche  Sidieiiirit  do^  Fanner 
09a  das  Daddien  bieten  sollte?  Die  einzige  wertnAe  Dedknng  für  ge- 
rn da  Vcni 
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währte  Vorschüsse  war  die  geemtete  Faser.  Die  bei  dem  Farmer  aufbe- 
wahrte Baumwolle  war  aber  gegen  Vernichtung  durch  W'itterungsein- 
flüsse  und  Feuersgefahr  nur  sehr  mangelhaft  geschützt.  Die  meisten 
Farmer  besaßen  keine  Räume,  in  denen  sie  die  „karrierte"  Baumwolle 
aufbewahren  konnten.  Und  hier  handelte  es  sich  um  ^lilHonen  einzu- 
lagernder BaUen.  Sollte  demnach  die  Bevorschussung  der  Ernte  von  Seiten 
der  Regierung  in  großem  Maßstäbe  vor  sich  gehen  —  und  nur  eine  solche 
konnte  wirkliche  Hilfe  bringen  —  so  mußte  man  eine  ebenso  großzügige 
,,Einlagerungspohtik"  in  die  Wege  leiten,  d.  h.  man  mußte  dafür  Sorge 
tragen,  daß  genügende,  allen  Anforderungen  entsprechende  öffentliche 
Lagerhäuser  gebaut  wurden,  um  die  Riesenmenge  unverkäuflicher 
Baumwolle  aufzimehmen.  Der  Ruf  nach  Errichtung  von  Lagerhäusern 
ertönte  bald  im  ganzen  Lande.  Private,  Interessentenverbände  und 
die  einzelstaatlichen  Regierungen  nahmen  die  Sache  in  die  Hand,  imd 
überall  entstanden  Lagerhäuser,  die  zumeist,  so  namentUch  in  Texas, 
unter  Regierungsaufsicht  gesteht  %N-urden.  Der  Erfolg  dieser  „Lagerhaus- 
bewegung" läßt  sich  daraus  ersehen,  daß  nach  einer  Enquete  des  Office 
of  Markets  of  the  Department  of  Agriculture  am  Ende  der  Saison  19 14/15 
in  den  Staaten  des  Baumwollgürtels  ungefähr  3485  Lagerhäuser  mit 
einer  Fassungskraft  von  13  742  680  Ballen  Baumwolle  bestanden.  Rechnet 
man  noch  die  823  Lagerhäuser  der  Spinnereien  und  Webereien  hinzu,  so 
ergibt  sich  die  Möghchkeit,  rund  15  Mill.  Baum  wollballen  einlagern  zu 
können^).  In  einem  solchen  Lagerhaus  konnte  der  Farmer  seine  über- 
schüssige Ernte  gegen  Entrichtung  einer  Einlagerungsgebühr  und  der 
Feuerversicherungsprämie  sicher  unterbringen.  Sein  Produkt  war  vor 
der  Vernichtung  geschützt  und  konnte  lagern,  bis  es  dem  Pflanzer  ren- 
tabler schien,  es  auf  den  Markt  zu  bringen  und  seinen  Wert  zu  reahsieren. 
Gegen  solcherart  eingelagerte  Baumwolle  sollte  nach  der  Absicht 
des  amerikanischen  Schatzsekretärs  die  Hingabe  von  Notstandsgeld  er- 
folgen, und  zwar  auf  dem  Wege,  der  Beleihung  der  Lagerhausscheine 
(Warrants).  Das  Schatzamt  stellte  die  Lagerhauszertifikate  auf  gleiche 
Basis  mit  den  sonstigen  zur  Deckung  der  Emergency  Currency  dienenden 
Sicherheiten,  die  bis  zu  75  %  ihres  Wertes  als  Unterpfand  von  den  Natio- 
nalbanken angenonunen  werden  durften.  Dadurch  wurden  die  Baum- 
woUwarrants  ebenso  negozierbar  wae  Handelswechsel,  und  der  Besitzer 
konnte  jederzeit  durch  Diskontierung  derselben  das  benötigte  Geld  er- 
halten. Als  Wertbasis  für  die  Baimiwolle  wurden  8  Cents  pro  Pfund  fest- 
gesetzt. Die  Lagerhausscheine  durften  nur  eine  Umlaufszeit  von  4  Mo- 
naten haben.  Auf  diese  Weise  konnte  der  Baumwollgürtel  seine  Ernte 
vorläufig  zu  Geld  machen ;  er  lagerte  sie  ein  imd  verkaufte  die  Lagerhaus- 
scheine  an  eine  Nationalbank,  die  ihm  als  Gegenwert  Notstandsgeld  bis 

^)  Cotton  Production  and  Distribution.    Bulletin  131.    Herausg^.  vom  D^tartmoit 
of  Commerce.     Washington  1915.     S.  7a. 
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ZU  75  %  der  gebotenen  Sicherheit  verabfolgte,  für  dessen  Verzinsung  er 
durchschnittlich  6  %  zu  zahlen  hatte. 

Von  allen  zur  Hebung  des  Baumwollnotstandes  getroffenen  Maß- 
nahmen hat  die  vorgehend  geschilderte,  im  Prinzip  sehr  einfache  und 
in  der  Durchführung  nicht  schwierige  Regelung  des  Geldbedarfes  der 
Pflanzer  den  weitaus  größten  praktischen  Erfolg  gehabt.  Vom  i.  Augast 
bis  Mitte  Oktober,  also  in  der  Zeit  der  stärksten  Depression,  haben  die 
Nationalbanken  der  Südstaaten  nach  Angabe  des  Schatzsekretärs  McAdoo 
rund  70  Mill,  Doli,  zum  Ausleihen  an  notleidende  Farmer  erhalten.  Ge- 
setzmäßig hätten  sie  außerdem  noch  bis  zu  einer  Summe  von  151  Mill. 
Doli.  Emergency  Currency  für  den  genannten  Zweck  ausgeben  können. 
Daß  sie  es  nicht  taten,  ist  ein  deuthches  Zeichen  dafür,  wie  die  Lage  im 
Süden  sich  allmähhch  immer  mehr  verbesserte.  Die  angerufene  Regierungs- 
hilfe ist  somit  den  Pflanzern  von  unzweifelhaftem  Nutzen  gewesen  und 
hat  es  den  meisten  unter  ihnen  ermöglicht,  sich  gerade  in  der  schwierigsten 
Zeit  über  Wasser  zu  halten. 

Eine  weitere  Folgeerscheinung  der  oben  dargelegten  „Einlagerungs- 
politik" bestand  darin,  daß  stellenweise  die  Lagerhausscheine  den  Cha- 
rakter von  Zahlungsmitteln  annahmen,  d.  h.  bei  Käufen  wie  Geld  akzep- 
tiert wurden.  So  waren  in  den  Städten  Mobile  und  Birmingham  im 
Staate  Alaska  die  von  der  dortigen  Lagerhausgesellschaft  in  Abschnitten 
von  5,  10,  15,  25  und  50  ausgegebenen  7  proz.  Lagerhausscheine  als 
Zahlungsmittel  im  Umlauf.  Ebenso  wurden  in  Sylvania,  Ga.,  die  von  der 
Consolidated  Warehouses  of  Scriven  County  ausgegebenen  Lagerhaus- 
zertifikate im  Verkehr  wie  greenbacks,  d.  h.  wie  Geld  von  den  Kaufleuten 
und  Banken  behandelt  und  z.  B.  von  der  Sylvania  and  Girard  Railway 
zur  Frachtzahlung  angenommen.  Auch  seine  Lebensversicherungsprämie 
konnte  man  mit  Baumwollwarrants  bezahlen,  wie  das  Beispiel  der  Inter- 
national Life  Insurance  Co.  in  St.  Louis  beweist.  Die  genannte  Gesell- 
schaft nahm  die  Warrants  auch  in  Zahlung  bei  der  Zinsentrichtung  für 
die  von  ihr  ausgeliehenen  Hypotheken.  Bei  dieser  Gelegenheit  mag  hier 
noch  ergänzend  erwähnt  werden,  daß  auch  die  Rohbaumwolle  selbst  in 
Zahlung  genommen  wurde.  So  faßte  die  Retail  Merchants'  Association  in 
Savannah,  Ga.,  den  Beschluß,  Baumwolle  auf  der  Basis  von  8  Cents  pro 
Pfund  von  Baumwollpflanzern  beim  Einkauf  von  Kaufmannswaren 
in  Zahlung  zu  nehmen.  In  gleicher  Weise  erklärte  sich  die  Frictionless 
Metal  Co.  in  Chattanooga,  Atlanta,  Ga.  bereit,  Baumwolle  zum  Preise 
von  10  Cents  als  Zahlung  beim  Einkaufe  zu  akzeptieren.  Grundbesitzer 
in  Walker  County,  Texas,  ließen  sich  den  Pachtschilling  in  Baumwolle 
zu  IG  Cents  pro  Pfund  entrichten.  Alles  interessante  Beispiele  für  die 
große  Fähigkeit  des  Wirtschaftslebens,  sich  veränderten  Umständen  an- 
zupassen und  sich  selbst  zu  regulieren. 
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Anfang  Oktober  1914,  reichlich  spät  also,  wurde  in  der  amerikanischen 
Bankwelt  ein  Projekt  ins  Leben  gerufen,  das  ebenfalls  darauf  hinauslief, 
den  Farmern  Darlehen  zur  Verfügung  zu  stellen.  Es  ist  dies  das  sog.  Wade- 
Projekt,  so  bezeichnet  nach  dem  Vorsitzenden  des  Clearinghouses  in  St. 
Louis,  der  es  einer  großen  Versammlung  von  Bankiers  in  der  genannten 
Stadt  unterbreitete  und  seine  Annahme  empfahl.  Man  beschloß  die  Er- 
richtung eines  Fonds  von  150  Mill.  Doli.  —  später  wurde  er  dann  auf  135 
Mill.  herabgesetzt  — ,  der  dazu  verwandt  werden  sollte,  den  Pflanzern 
auf  der  Basis  von  6  Cents  Darlehen  zu  7  %  zu  geben,  die  spätestens  nach 
einem  Jahr  rückzahlbar  waren,  von  dem  Entleiher  aber  auch  nach  Be- 
lieben vorher  abgetragen  werden  konnten.  Ebenso  war  in  besonders  un- 
günstigen Fällen  eine  Verlängerung  des  Kredits  möglich.  Die  Deckung 
bildete  die  Baumwolle,  soweit  sie  eingelagert  und  versichert  war.  Der 
Plan  fand  in  der  gesamten  Bankwelt  der  Vereinigten  Staaten  begeisterte 
Zustimmung,  aus  allen  Teilen  des  Landes  erfolgten  bald  die  Beitritte 
zu  dem  Fonds.  Auch  das  Federal  Reserve  Board  stand  dem  Projekt  durch- 
aus günstig  gegenüber.  Aber  erst  am  17.  November  war  der  ganze  Fonds 
in  der  beträchtlichen  Höhe  von  135  Mill.  Doli,  gezeichnet.  Von  dieser 
Summe  entfielen  auf  die  Stadt  New  York  allein  50  Mill.  Doli.  Man  hatte 
das  Kapital  in  zwei  Klassen  eingeteilt,  Klasse  A  wurde  zusammengebracht 
von  Banken,  Industriegesellschaften,  Trustgesellschaften,  soweit  sie 
außerhalb  der  Baumwollstaaten  ihren  Sitz  hatten.  Diese  Gruppe  leistete 
den  größten  Teil  des  Kapitales,  nämlich  rund  100  Mill.  Die  andere, 
Klasse  B,  setzte  sich  aus  Banken  zusammen,  die  innerhalb  der  Südstaaten 
beheimatet  waren.  Von  ihnen  wurden  nur  35  Mill.  beigesteuert,  so  daß, 
da  die  Gesamtsumme  dem  Süden  zugute  kommen  sollte,  das  Endergebnis 
war,  daß  der  Süden  für  jeden  von  ihm  selbst  eingezahlten  Dollar  3  Doli, 
geliehen  bekam.  Verwaltet  wurde  der  Cotton  Loan  Fund  von  einem, 
Zentralkomitee,  das  sich  aus  Mitgliedern  des  Federal  Reserve  Board  zu- 
sammensetzte und  seine  Geschäftsstelle  im  Gebäude  des  New  Yorker 
Clearinghouses  hatte.  Das  Kapital  sollte  bis  zum  i.  Februar  1915  für 
Darlehenssucher  offen  bleiben.  Man  kann  den  praktischen  Erfolg  dieses 
mit  viel  Geräusch  ins  Leben  gerufenen  Werkes  nur  als  ein  großes  Fiasko 
bezeichnen,  waren  doch  bis  zum  Schlußtermin,  also  bis  zum  i.  Februar 
1915,  von  den  ganzen  zusammengebrachten  135  Mill,  Doli,  nur  28  000  Doli, 
in  Anspruch  genommen  worden.  Der  Grund  dieses  auffälligen  Mißer- 
folges liegt  nahe:  der  Fonds  kam  für  die  Bedürfnisse  des  Südens  viel  zu 
spät ;  gerade  als  die  Marktlage  durch  die  Zunahme  der  Ausfuhr  ein  besseres 
Aussehen  erhielt,  war  der  Cotton  Loan  Fund  zusammengebracht,  er  trat 
also  ziemlich  post  festum  in  Aktion. 

Es  bleibt  uns  bei  der  Besprechung  der  Maßnahmen,  die  getroffen 
wurden,  um  die  Baumwolle  zu  finanzieren,  nur  noch  die  Hindeutung  auf 
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einige  andere,  nicht  zur  praktischen  Ausführung  gekommene  Pläne  übrig. 
Von  ihnen  gilt,  was  die  Financial  Chronicle,  das  führende  Finanzblatt  der 
Vereinigten  Staaten,  in  einem  kritischen  Aufsatz  ,,The  South's  Cotton 
Problems"  schrieb:  „In  verzweifelter  Lage  sind  die  Menschen  leicht 
geneigt,  verzweifelte  Schritte  zu  tun.  Die  Richtigkeit  dieser  Beobachtung 
bestätigen  die  tollen  und  utopischen  Pläne,  wie  sie  von  führenden  Männern 
der  Südstaaten  in  mißgeleitetem  Bestreben,  die  Lage  der  gegenwärtigen 
Ernte  zu  bessern,  ausgeheckt  worden  sind."  Es  handelt  sich  hier  um  jene 
Vorschläge,  die  auf  eine  Valorisation  der  Baumwollernte  durch  die  Bundes- 
regierung hinausliefen.  Präzedenzfälle  für  die  Übernahme  notleidender 
Ernten  durch  den  Staat  hatte  man  in  den  bekannten  Kaffee- Valorisatio- 
nen  des  brasilianischen  Staates  Sao  Paulo  und  in  den  Korinthen-Valori- 
sationen  Griechenlands.  Man  „sperrte"  die  überschüssige  Ernte  ein, 
und  der  Staat  gab  den  Produzenten  aus  eigenen  Mitteln  einen  Vor- 
schuß, der  fast  den  Marktwert  deckte,  mit  anderen  Worten,  der  Staat 
kaufte  dem  notleidenden  Pflanzer  sein  Produkt  zu  einem  bestimmten 
Preise  ab.  Es  konnte  nicht  ausbleiben,  daß  man  auch  in  den  Baumwoll- 
staaten auf  diesen  Gedanken  kam  und  Schritte  tat,  die  Regierung  zu 
Maßnahmen  zu  veranlassen,  die  im  Endeffekt  eine  Valorisation  der  Baum- 
wolle bedeuteten.  So  forderte  der  Abgeordnete  Henry  in  einer  Versammlung 
der  National  Farmers'  Union,  die  Bundesregierung  solle  den  Baumwoll- 
pflanzern ein  Darlehen  in  Höhe  von  500  Mill.  Doli,  gewähren,  auf  die  ein- 
zelnen Staaten  nach  der  Größe  der  Baumwollproduktion  von  1913  verteilt, 
d.  h.  sie  solle  den  Ballen  mit  35  Doli,  beleihen,  auf  die  Dauer  von  minde- 
stens 9  Monaten  bei  3  %  Verzinsung.  Eine  Anordnung  der  Union  wurde 
vom  Präsidenten  Wilson  empfangen,  der  ihr  bei  dieser  Gelegenheit 
erklärte,  er  verkenne  keineswegs  die  Notlage  des  Südens,  er  sei  durchaus 
bestrebt,  die  Situation  nach  Kräften  zu  klären,  aber  er  könne  sich  nicht 
damit  einverstanden  erklären,  daß  man  in  überstürzter  Hast  von  altbe- 
währten ökonomischen  Prinzipien  abweiche,  was  man  in  Zukunft  leicht 
schwer  zu  büßen  haben  werde.  Auch  sein  Schwiegersohn,  der  schon  mehr- 
mals erwähnte  M  c  A  d  o  o  hatte  sich  in  der  Versammlung  am  24.  August 
auf  das  entschiedenste  gegen  alle  Valorisationspläne  ausgesprochen.  Was 
dem  einen  recht  sei,  sei  dem  andern  billig,  und  so  könne  jeder  notleidende 
Erwerbszweig  mit  dem  einfachen  Auskunftsmittel  kommen,  der  Staat 
solle  ihm  seine  unverkäufliche  Ware  zu  anständigen  Preisen  abnehmen. 
Ein  anderer  im  Senat  gestellter  Antrag  lautete  dahin,  der  Staat  solle 
rund  5  Mill.  Ballen  Baumwolle  gegen  Ausgabe  von  250  Mill.  Doli,  in  Ver- 
einigten Staaten-Bonds  kaufen,  diese  Bonds  sollten  dann  letzten  Endes 
durch  den  Verkauf  der  Baumwolle  und  durch  eine  Ertragssteuer  auf 
kommende  Baumwollernten  eingelöst  werden^).     Am  17.  Oktober   ver- 

^)  American   Year  Book,  New  York  1915,  S.  458. 


Die  Baumwollkrisis  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1914/15,  2QQ 

warf   der  Senat    und    am    21.  Oktober    das  Unterhaus  das  genannte 
Projekt, 

Damit  sind  die  Maßnahmen,  soweit  sie  sich  eine  Behebung  der 
herrschenden  Notlage  der  Baumwollproduzenten  zur  Aufgabe  machten, 
dargestellt,  und  es  bleibt  nun  noch  die  Behandlung  einer  letzten  Maß- 
regel übrig,  deren  Zweck  es  ist,  für  die  kommende  Ernte  günstigere  Markt- 
bedingungen vorzubereiten.  Sie  ist  aber  durchaus  aus  der  Notlage  der 
I9i4/i5er  Saison  herausgewachsen,  nur  aus  ihr  zu  verstehen  und  kann 
deshalb  hier  eine  Erwähnung  beanspruchen. 

4.  Bestrebungen  zur  Verminderung  der  Anbaufläche  für 
Baumwolle, 
Die  Grundursache  der  Baumwollnot  der  amerikanischen  Südstaaten 
war  das  durch  den  Krieg  hervorgerufene  enorme  Mißverhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage.  Auf  der  einen  Seite  eine  Riesenernte,  auf  der 
anderen  ein  außerordentlich  verringerter  Bedarf  an  Baumwollfaser,  Man 
hatte  nun  eingesehen,  daß  es  unmöglich  war,  den  Konsum  auf  künst- 
lichem Wege  zu  heben,  eine  Nachfrage  zu  erzeugen,  die  nicht  aus  sich 
selbst  notwendig  war.  Um  also  künftighin  bessere  Marktverhältnisse 
zu  schaffen,  galt  es,  die  andere  Kongruente  im  wirtschaftlichen  Kräfte- 
parallelogramm in  Stärke  und  Richtung  zu  ändern.  Man  mußte  das  An- 
gebot verringern,  um  so  die  Marktpreise  hochzuhalten.  Unter  den  Baum- 
wollpflanzern setzte  darum  sehr  bald  eine  lebhafte  Bewegung  ein,  die  An- 
baufläche für  Baumwolle  in  der  kommenden  Saison  zu  reduzieren.  Es 
4er  Einsicht  und  dem  guten  Willen  des  einzelnen  Farmers  zu  über- 
lassen, ob  er  weniger  anbauen  wollte  oder  nicht,  konnte  natürlich  den 
ganzen  Erfolg  der  Maßregel  in  Frage  stellen.  Jeder  würde  es  dann,  in 
der  stillen  Hoffnung  auf  eine  gute  zukünftige  Marktlage,  dem  lieben 
Nachbarn  anheimgeben,  seine  Ernte  zu  vermindern,  während  er  selbst 
in  gewohntem  Ausmaße  die  kostbare  Pflanze  anbaute.  Sollte  also  aus  dem 
Appell  an  die  Vernunft  der  Pflanzer  ein  praktisches  Ergebnis  heraus- 
kommen, so  war  nur  eine  obhgatorische,  für  alle  Farmer  geltende  und 
durch  staatliche  Autorität  durchzuführende  Reduktion  der  Anbaufläche 
erfolgversprechend.  Man  forderte  deshalb  im  Süden  sowohl  vom  Kongreß, 
wie  von  den  einzelstaatlichen  Regierungen  ein  gesetzliches  Eingreifen 
zugunsten  der  Farmer.  Es  gab  zwei  Mittel,  die  Widerspenstigen  zur 
Durchführung  der  Maßregel  zu  zwingen,  indem  man  entweder  jede  Zu- 
widerhandlung gegen  das  Gesetz  streng  bestrafte  oder  auch  indem  man 
den  dennoch  produzierten  Mehrertrag  mit  einer  erhebhchen  Steuer  be- 
lastete, die  den  Anbau  von  Überschußbaumwolle  unrentabel  gestaltete. 
Der  ganze  Plan  wurde  von  den  amtlichen  Stellen  befürwortet.  So  er- 
-klärte  der  Sekretär  im  Landwirtschaftsministerium,    Houston  :    Die 
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Regiemng  kann  nicht  durch  Gesetzesmaßnahmen  vorschreiben,  daß  die 
und  die  Ernte  soundso  viel  wert  sein  soll,  das  Wirtschaftsleben  ent- 
wickelt sich  nach  eigenen  Gesetzen.  Darum  kann  auch  kein  Gesetz  den. 
Baumwollpflanzer  vor  zukünftigen  Markt depressionen  schützen.  Das 
beste  Schutzmittel  hat  er  aber  selbst  in  der  Hand :  die  Verminderung  der 
Anbaufläche  und  dadurch  Anpassung  an  den  Bedarf.  Auch  in  anderer 
Hinsicht  wird  ein  solches  Vorgehen  dem  Süden  sehr  von  Nutzen  sein, 
indem  es  ihm  die  Möglichkeit  gibt,  in  viel  größerem  Maßstabe  als  es  bisher 
leider  geschehen,  Getreide  anzubauen  und  Vieh  zu  halten.  In  ähnlichem 
Sinne  sprach  sich  der  Schatzsekretär  McAdoo  für  eine  Reduktion  der  An- 
baufläche und  für  vermehrten  Getreidebau  aus.  Den  Versuch  einer  ge- 
setzHchen  Regelung  der  Frage  hat  nur  der  Staat  Südkarolina  gemacht. 
Hier  nahm  die  Volksvertretung  ein  Gesetz  an,  welches  die  Baumwoll- 
produktion des  Staates  für  1915/16  auf  ^  des  bisher  angebauten  Landes 
beschränkte  und  für  jeden  darüber  hinaus  bebauten  acre  eine  Strafe  von 
25 — 100  Doli,  festsetzte.  Das  Unterhaus  in  Texas  lehnte  dagegen  einen 
Gesetzentwurf  über  die  zwangsweise  Reduktion  der  Anbaufläche  am  19. 
Oktober  1914  ab.  Der  Gouverneur  des  genannten  Staates  war  in  einer 
Botschaft  an  die  Legislative  für  den  Erlaß  eines  Gesetzes  eingetreten, 
das  ab  i.  Januar  1915  die  Maximalgröße  des  von  einem  Haushalt  zu  be- 
bauenden Baumwollandes  auf  20  acres  beschränken  sollte.  Die  Versamm- 
lungen der  Farmer,  die  von  den  Regierungen  eine  gesetzliche  Zwangsredu- 
zierung forderten,  waren  sehr  zahlreich  und  verliefen  zum  Teil  recht 
stürmisch.  So  verlangte  eine  Riesenversammlung  von  Farmern,  Ver- 
tretern der  Banken  und  von  Großhändlern  in  Oklahoma  vom  Kongreß 
eine  40  proz.  Bodenflächenverminderung,  durch  Gesetz  auszusprechen, 
und  für  die  1915-Ernte  eine  Extrasteuer,  Delegierte  der  South-Eastern 
Cotton  and  Food  Product  Conference  ersuchten  die  Gouverneure  der 
Baumwollstaaten  um  eine  mindestens  50  proz.  Reduktion  der  Anbau- 
fläche für  Baumwolle.  Der  im  Süden  sehr  bekannte  Senator  des  Staates 
Georgia,  Hoke  Smith,  brachte  einen  Gesetzesvorschlag  ein,  der  für  die 
kommende  Ernte  eine  Produktionssteuer  von  2  Cents  pro  Pfund  vorsah 
auf  alle  Baumwolle,  welche  50  %  der  1914-Ernte  überstieg. 

Am  28.  und  29.  September  1914  fand  in  Washington  eine  Zusammen- 
kunft von  Gouverneuren  und  Parlamentsmitgliedern  der  Südstaaten 
statt.  Hauptberatungsgegenstand  war  die  Frage  einer  gesetzlichen  Rege- 
lung der  Baumwollproduktion.  Man  war  zunächst  durchaus  für  eine  der- 
artige gesetzliche  Regelung,  am  zweiten  Verhandlungstage  jedoch  er- 
klärten die  Regierungsvertreter,  keine  bindenden  Abmachungen  treffen 
zu  können.  Der  Grund  war  folgender.  Man  war  in  Kreisen,  die  an  einem 
niedrigen  Preisstande  der  Baumwolle  ein  lebhaftes  Interesse  hatten,  auf 
das  Treiben  der  Baumwollpflanzer,   sich  der   Gesetzesmaschinerie  zur 
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Behebung  ihrer  Notlage  zu  bemächtigen,  aufmerksam  geworden  und 
nicht  gewillt,  dem  ruhig  zuzusehen.  Infolgedessen  waren  beim  ameri- 
kanischen Justizministerium  zahlreiche  Klaganträge  anhängig  gemacht 
worden,  die  den  Süden  einer  ,,  Verschwörung,  durch  Anbau  Verminderung 
den  Baumwollpreis  künstlich  hochhalten"  zu  wollen,  beschuldigten. 
Daher  zogen  es  die  Gouverneure  vor,  der  privaten  Initiative  die  Regelung 
•der  Angelegenheit  zu  überlassen.  Auch  der  Gouverneur  von  Georgia, 
John  M.  Slaton,  vertrat  in  einer  Kundgebung,  die  sich  mit  der 
Forderung  von  Spezialgesetzen  zur  Hebung  der  Baumwollnot  befaßte, 
die  Ansicht,  daß  eine  strafrechtliche  Herbeiführung  der  Bodenflächen  Ver- 
minderung ungesetzlich  sei.  ,,Es  ist  nichts  Unmoralisches,  Baumwolle 
zu  pflanzen.  Es  mag  von  mangelnder  Voraussicht  zeugen,  im  kommenden 
Jahre  Baumwolle  zu  bauen,  aber  nichts  kann  die  Ansicht  aufrecht- 
erhalten, daß  die  Gesetzgebung  die  Aufgabe  habe,  sich  zum  Wächter 
des  Farmers  im  Hinblick  auf  seine  Wirtschaftsführung  auf  zu  werfen." 

Der  Radikalismus  wurde  durch  den  Senator  Luke  L  e  a  von 
Tennessee  und  durch  einen  Teilhaber  der  Firma  Isidore  Newman  &  Sons, 
New  Orleans,  T.  K.  Newman,  vertreten.  Ersterer  forderte  eine 
völlige  Aussetzung  des  Anbaues  im  Jahre  1915/16,  und  auch  T.  K.  N  e  w- 
m  a  n  sah  in  einer  vollständigen  Einstellung  der  Produktion  die  einzige 
Möglichkeit  zur  Lösung  der  Baum  wollfrage.  Von  Interesse  ist  noch 
das  Vorgehen  der  Handelskammer  von  Atlanta.  Sie  forderte  und  erhielt 
von  mehr  als  3000  Banken  in  den  Südstaaten  die  schriftliche  Verpflich- 
tung, nur  solchen  Farmern  ihre  geldliche  Unterstützung  zuteil  werden 
zu  lassen,  die  sich  zu  einer  Anbauverminderung  von  50  %  verstehen 
würden^).  Ferner  erklärten  zwei  der  größten  Farm- Syndikate  des  Sü- 
dens, die  mit  englischem  Kapital  betriebene  Mississippi  Delta  Planting 
Co.  —  50  000  acres  Landbesitz  —  und  die  Delta  Farm 's  Co.,  an  der  in 
der  Hauptsache  holländisches  Kapital  beteiligt  ist,  ihre  Baumwoll- 
kulturen erheblich  einschränken  und  statt  dessen  Hafer  und  anderes 
Getreide  bauen  zu  wollen. 

Die  Aufforderung  zur  Beschränkung  der  Anbaufläche  für  Baum- 
wolle ist  nicht  ungehört  verhallt,  hat  sich  doch  in  der  zweiten  Kriegs- 
saison das  bebaute  Areal  ganz  erheblich  vermindert.  Während  es  sich 
1914/15  auf  36960000  acres  bezifferte,  ist  es  1915/16  auf  31535000 
acres  zurückgegangen  2).  Die  Abnahme  von  nahezu  5^  Millionen  acres 
ist  als  Folge  der  oben  beschriebenen  Agitation  zu  bezeichnen. 

Die  zweite  Kriegssaison  1915/16  hat  nun  ein  völlig  anderes  Gesicht 
gezeigt  als  die  Saison  1914/15.     Die  beiden  Baumwolljahre  verhalten 

^)  Nation's  Business  15.  November  1914. 

*)  Baumwollbericht  von  Knoop  &  Fabarius,  Bremen.    XIX.  Jahrg.,  No.  i. 
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sich  ZU  einander  wie  Tag  und,  Nacht.  Auf  eine  seit  Menschenalter  un- 
erhörte Depression  ist  in  den  Südstaaten  eine  Hochkonjunktur  gefolgt^ 
wie  man  sie  seit  dem  amerikanischen  Bürgerkriege  nicht  wieder  erlebt 
hat.  Dieser  völlige  Umschlag  kommt  am  besten  in  den  für  Rohbaum- 
wolle gezahlten  Preisen  zum  Ausdruck.  Während  für  die  Saison  1914/15 
der  Durchschnittspreis  mit  8,97  Cents  pro  Pfund  upland  anzusetzen 
ist,  hat  er  1915/16:  11,98  Cents  betragen i).  Ende  1915/16  sind  Preise 
bis  zu  18,19  Cents  an  den  amerikanischen  Baumwollbörsen  gezahlt 
worden.  Diese  glänzende  Marktlage  hat  ihre  Ursache  in  einem  wahren 
,, Baumwollhunger"  der  Welt.  Im  Gegensatze  zur  vorjährigen  Ernte 
ist  die  von  1915/16  sehr  knapp  und  schlecht  ausgefallen.  Verminderte 
Anbaufläche,  verringerte  Verwendung  künstlichen  Düngers,  ungünstige 
Witterungsverhältnisse  haben  einen  erheblichen  Ernteausfall  zur  Folge 
gehabt.  Sind  doch  nur  rund  13  Millionen  Ballen  geerntet  worden  gegen- 
über der  17  Millionenernte  von  1914/15!  Diesem  stark  verringerten 
Angebot  von  Webfaser  steht  eine  beträchtlich  gesteigerte  Nachfrage 
gegenüber.  Die  Kriegführenden  bedürfen  des  Produktes  zur  Herstellung 
von  Munition  sowie  zur  Ausrüstung  ihter  Heere.  Vor  allem  aber  hat 
der  Selbstverbrauch  der  Union  eine  bemerkenswerte  Zunahme  erfahren, 
er  stieg  von  6  396  489  Ballen  im  Jahre  1914/15  auf  7  339  697  Ballen 
im  Jahre  1915/16.  Die  Staaten  verwenden  also  eine  sehr  ins  Gewicht 
fallende  Menge  mehr  in  der  eigenen  Volkswirtschaft  als  in  früheren 
Jahren.  Das  wird  erklärlich,  wenn  man  die  außerordentliche  Mehr- 
leistung ihrer  Spinnereien  in  Betracht  zieht;  belief  sich  doch  die  Textil- 
wafenausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  1916  auf  550  618  898  Yards  im 
Werte  von  112  053  127  Doli,  gegenüber  einer  solchen  von  396  950  195 
Yards  im  Werte  von  71973497  Doli,  im  Fiskaljahre  1915.  Der  Weltver- 
brauch an  Rohbaumwolle  hat  sich  von  18735 136  Ballen  im  Jahre  1914/15 
auf  19573359  Ballen  in  1915/16  gehoben.  Diese  Verhältnisse  erklären 
es,  warum  die  Distress  Cotton  der  ersten  Kriegssaison  vom  Big  Business 
der  zweiten  abgelöst  worden  ist.  Kaum  je  in  der  Wirtschaftsgeschichte 
haben  sich  zwei  Perioden  des  Niederganges  und  der  Blüte  so  unmittel- 
bar und  gegensätzlich  gegenübergestanden  wie  die  beiden  ersten  Baum- 
wolljahre des  Weltkrieges!  * 

*)  Vgl.  den  Jahresbericht  der  Financial  Chronicle  vom  26.  August  1916,    dem  diese 
sowie  die  folgenden  Angaben  entnommen  sind. 


Die  Industrialisierung  Niederländisch-Indiens 
nach  japanischem  Vorbild. 

Von 

Dr.  oec.  publ.  Ernst  Arthur  Heber,  Ingenieur. 

Referent  für  Japan  und  japanische  Außengebiete  am  Hamburgischen  Kolonialinstitut. 


Im  Verfolg  von  Kammerverhandlungen,  die  sich  über  mehr  als  ein 
Jahrzehnt  erstreckten,  wurde  im  Frühjahr  1914  das  sozialistische  Mit- 
glied der  ersten  Kammer  der  Generalstaaten,  H.  van  K  o  1 ,  durch 
den  holländischen  Kolonialminister  mit  dem  Auftrage  nach  Japan 
gesandt,  „eine  Untersuchung  über  den  Stand  der  Industrieentwicklung 
imd  die  von  der  japanischen  Regierung  zur  Industrieförderung  ange- 
wandten Maßnahmen  zu  veranstalten  und  darüber  umgehend  an  die 
Regierung  zu  berichten".  Als  Mitarbeiter  wurde  ihm  der  niederländisch- 
indische Verwaltungsbeamte  Ketner  zugesellt.  Letzterer  übernahm  die 
statistische  Dokumentierung  der  Arbeit,  starb  jedoch  bald  nach  seiner 
Japanreise,  so  daß  van  Kol  die  Aufgabe  allein  zu  Ende  führen  mußte. 

Im  Sommer  1916  ist  nun  der  Bericht  van  Kols  im  Druck  er- 
schienen^) und  in  der  holländischen  und  niederländisch  -  indischen 
I*resse  einer  eingehenden  Besprechung  unterzogen  worden,  besonders 
durch  E.  A.  A.  van  Heekeren  im  Oktoberheft  1916  von  De  Indische 
Gids.  Er  zerfällt  in  zwei  Teile,  einen  systematischen,  der  in  sieben  Ka- 
piteln den  Nachweis  für  die  aus  der  japanischen  Industrieentwicklung 
zu  entnehmenden  Fingerzeige  zur  Förderung  der  javanischen  In- 
dustrie (um  die  es  sich  in  der  Hauptsache  handelt)  erbringen  will,  und 
einen  dokumentarischen,  der  in  fünf  Kapiteln  Monographien  der  wich- 
tigsten Industrien,  statistische  Tabellen,  graphische  Darstellungen  und 
Literaturnachweise  zum  Beleg  der  im  ersten  Teile  vorgetragenen  An- 
schauungen bringt.  Für  den  vorliegenden  Zweck  genügt  es,  den  Inhalt 
des  ersten  Teiles  kurz  wiederzugeben  und  vom  Standpunkte  der  Quellen- 
kritik einige  Bemerkungen  daran  zu  knüpfen.  Bei  Gelegenheit  soll  dann 

^)  H.  H.  V  a  n  Kol,  De  Ontwikkeling  der  Groot- Industrie  in  Japan.  Rapport 
samengesteld  ingevolge  opdracht  van  den  Minister  van  Kolonien.  2  Teile.  's-Graven- 
hage  191 6. 
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später  auf  Grund  persönlichen  Augenscheins  eine  Abhandlung  aufbauender 
Natur  mit  praktischen  Vorschlägen  für  die  Industrialisierung  Nieder- 
ländisch-Indiens  folgen. 

Es  kann  über  das  erste  Kapitel  „Zustand  der  Gewerbe 
unter  dem  Schogunat",  das  sich  auf  die  Wiedergabe  bekannter 
Schilderungen  beschränkt,  hinweg-  and  sofort  auf  das  zweite  Hauptstück 
eingegangen  werden,  das  den  Nachweis  für  die  Behauptung  erbringen 
will:  ,,Gr  o  ß  i  n  d  u  s  t  r  i  e  war  für  Japan  eine  Notwen- 
dig k  e  i  t".  Van  Kol  huldigt  der  Ansicht,  daß  mit  dem  Nachweis  dieser 
Notwendigkeit  für  Japan  auch  mit  Bezug  auf  Java  „in  mehrfacher 
Hinsicht"  ein  analoges  Bedürfnis  erwiesen  sei.  Für  Japan  glaubt  van 
Kol  den  Nachweis  meiner  ,, Japanischen  Industriearbeit" i)  entnehmen 
zu  können,  mit  welchem  Recht,  soll  später  erörtert  werden. 

Der  japanische  Landbau  reichte  trotz  höchst  intensiver  Bebauung 
nicht  mehr  aus,  um  eine  stetig  wachsende  Bevölkerung  bei  steigenden 
Lebensbedürfnissen  zu  befriedigen.  Handwerk  und  Hausindustrie  konnten 
Bevölkerungszunahme  und  Erhöhung  der  Lebenshaltung  ebensowenig 
sicherstellen.  So  stand  Japan  schließlich  vor  der  Wahl,  entweder  Menschen 
oder  Waren  auszuführen;  es  entschloß  sich  zu  letzterem,  indem  es  die 
Förderung  großindustrieller  Entwicklung  in  sein  Regierungsprogramm 
aufnahm.  Auch  vom  Standpimkte  des  Staatshaushaltes  war  diese  Lösung 
die  einzig  mögliche,  denn  die  Berührung  mit  abendländischen  Völkern 
machte  große  Aufwendungen  für  die  Landesverteidigung,  den  Unter- 
richt, die  Gesundheitspflege  usw.  nötig,  für  welche  die  Mittel  unmög- 
lich durch  Landwirtschaft  und  Kleingewerbe  allein,  wie  sie  bis  dahin  aus- 
geübt worden  waren,  aufgebracht  werden  konnten. 

Darum  ging  die  Regierung  dazu  über,  die  Industrialisierung  des 
Landes  mit  allen  Mitteln  in  die  Wege  zu  leiten,  indem  sie  Banken  grün- 
dete, Handelsuntemehmungen  ins  Leben  rief,  den  Bergbau  moderni- 
sierte, Maschinen  einführte  und  damit  die  Grundlagen  für  die  heutige 
Großindustrie  schuf.  So  brauchte  niemand  auszuwandern,  die  Arbeits- 
kräfte konnten  im  Lande  selbst  bei  auskömmlichem  Verdienst  zum 
Wohle  des  Staatsganzen  beschäftigt  werden,  die  Ebbe  in  den  Staats- 
kassen, Hungersnot  und  Auswanderung  waren  gebannt,  die  Möglichkeit 
der  Volksvermehrung,  der  staatlichen  Erstarkung  und  des  Fortschrittes 
der  japanischen  Gesellschaft  waren  gesichert.  Die  höhere  Arbeits- 
methode, die  dem  Industrieregime  eigen  ist,  hat  innerhalb  von  wenigen 
Jahrzehnten  Land  und  Volk  vor  dem  drohenden  Untergang  gerettet. 
Sollte  Ähnliches  nun  nicht  auch  auf  Java  möglich  sein,  nachdem  drei 


^)  E.  A.  H  e  b  e  r  ,    Japanische  Industriearbeit,  VII.  Bd.  der  Probleme  der  Weltwirt- 
schaft, herausgeg.  von  Professor    Bernhard    Harms.     Jena  1912. 
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Jahrhunderte  holländischer  Herrschaft  Verarmung  und  Hungersnot 
nicht  haben  abwenden  können? 

Dieser  Frage  wird  im  dritten  Hauptstück  näher  ge- 
treten und  dabei  an  eine  Äußerung  des  damaligen  Ministers,  späteren 
Generalgouvemeurs  von  Niederländisch  -  Indien ,  Idenburg ,  die  im 
Herbst  1902  in  der  zweiten  Kammer  der  Gencralstaaten  fiel,  angeknüpft. 
Danach  befindet  sich  Java  im  Übergajigsstadium  vom  Landbau  zur 
Industrie,  kann  aber  ohne  Regierungshilfe  den  Schritt  zur  höheren 
Wirtschaftsform  nicht  tun.     Der  Minister  führte  damals  aus: 

,,Mit  einfachen  Mitteln  kann  die  Konkurrenz  selbst  für  die  inlän- 
dischen Bedürfnisse  gegen  das,  was  anderswo  im  Großen  maschinen- 
mäßig hergestellt  wird,  nicht  behauptet  werden.  Darum  wird,  wenn 
der  inländischen  Bevölkerung  ein  belangreicher  Nutzen  aus  der  In- 
dustrie zugute  kommen  soll,  die  Aufmerksamkeit  sogleich  auf  die  Grün- 
dung eines  kräftig  entwickelten  Betriebes  zu  richten  sein" 

,,Als  Endziel  wird  man  eine  inländische  Indu- 
strie ins  Auge  fassen  müssen,  welche  nicht  mit 
europäischem,  sondern  mit  inländischem  Kapi- 
tal   betrieben    wir  d." 

Van  Kol  weist  auf  das  Beispiel  Rußlands  hin,  wo  die  Fabrikindustrie, 
durch  Peter  den  Großen  begründet,  sich  in  voller  Entwicklung  befinde, 
trotzdem  eine  bureaukratische  Verwaltung  den  Aufstieg  erschwerte, 
ferner  auf  Rumänien,  Ungarn  und  Italien,  bei  welch  letzterem  man  noch 
vor  einigen  Jahrzehnten  an  der  Möglichkeit,  eine  Großindustrie  zu 
entwickeln,  wegen  des  Mangels  an  Rohstoffen,  an  Kapital,  kaufmän- 
nischer Kulanz  und  Geschicklichkeit  der  Arbeitskräfte  zweifelte.  ,,  Sollte 
der  Javaner  als  Arbeiter  so  weit  hinter  all  den  anderen,  auch  hinter 
dem  Japaner,  seinem  Rassenbruder,  zurückbleiben?" 

Früher  bestand  auf  Java  eine  kräftige,  durch  Inländer  betriebene 
Industrie.  Vom  8.  bis  zum  16.  Jahrhundert  durchlebte  Java  unter 
den  Hindufürsten  die  Glanzzeit  seiner  wirtschaftlichen  Entwicklung: 
,,Das  Land  wurde  ordentlich  bebaut,  Baumwolle  gesponnen  und  ver- 
woben, Ziegel  gebrannt,  Tempel  und  Schiffe  gebaut.  Handel  und  Schiff- 
fahrt blühten,  und  die  Arbeit  war  für  den  Javaner  ein  Genuß."  Noch 
unter  der  kurzen  englischen  Herrschaft  (1811 — 1816)  versuchte  Raffles 
im  Anschluß  an  diese  alte  Kultur  den  Einheimischen  die  unbeschränkte 
Verfügung  über  die  Erzeugnisse  ihres  Landbaues  und  die  volle  Handels- 
und Gewerbefreiheit  wiederzugeben.  ,, Wären  Männer  wie  Raffles  am 
Ruder  geblieben,  und  hätte  man  nicht  den  Javanern  zuerst  zugunsten 
der  Niederlande  und  dann  zum  Vorteil  von  Holländern  und  Fremden 
zugleich  Millionen  abgenommen;  —  hätte  man  vor  Jahren  für  einen 
praktischen  Volksunterricht  gesorgt,  der  noch  jetzt  keineswegs  den  Be- 
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dürfnissen  angepaßt  ist,  so  lägen  die  Dinge  heute  anders."  Doch  da- 
mals war  an  Kapitalbildung  im  Lande  nicht  zu  denken.  Jedweder  An- 
satz zur  Entwicklung  einer  inländischen  Industrie  wurde  im  Keime  er- 
stickt. „Der  Tauschhandel  mußte  schheßhch  dem  Warenhandel,  der 
Geld  Wirtschaft,  Platz  machen.  Der  zunehmende  Bedarf  an  ausländischen 
Erzeugnissen  mußte  in  Geld  bezahlt  werden.  Wucherer  nahmen  dem 
Bauern  seinen  Grund  und  zwangen  ihn  zur  Lohnarbeit,  die  Handwerker 
verloren  ihre  Selbständigkeit.  Keine  einzige  Spinnerei  ist  auf  Java 
übrig  geblieben,  das  einstmals  Haufen  von  Garnen  an  die  Ostindische 
Kompanie  lieferte.  Die  Batikindustrie  ist  durch  europäisches  Fabrikat 
ruiniert,  die  Möbelmacherei  durch  die  Konkurrenz  der  Chinesen  ver- 
drängt worden,  der  Schiffbau  führt  ein  kümmerliches  Dasein  .... 
Dampfkraft  tötete  die  Handarbeit.  So  entstand  ein  Proletariat  in  einem 
Milieu  ohne  Kapital,  in  dem  Kapitalbildung  für  den  Eingeborenen  so  gut 
wie  unmöglich  geworden  ist.  Aus  den  Fortschritten  von  Wissenschaft 
und  Technik  konnte  der  Javaner  keinen  Nutzen  ziehen,  und  nun  steht 
er  da  in  einem  gefährlichen  Übergangszeitalter,  in  einem  bedenklichen 
Stadium  seiner  ökonomischen  Entwicklung,  unausgerüstet  für  den 
Kampf  ums  Dasein,  unvorbereitet  für  die  schwere  Aufgabe,  die  seiner 
harrt,  einem  hilflosen  Kinde  gleich,  das  die  Stiefmutter  um  Rettung 
bittet,  die  es  so  schändlich  hat  vei wahrlosen  lassen." 

Nach  diesen  bitteren  Vorwürfen  geht  van  Kol  dazu  über,  die  Re- 
gierung aufzufordern,  aus  dem  japanischen  Vorbild  die  Lehren  zu  ziehen, 
die  nützlich  erscheinen  mögen,  um  auch  auf  Java  eine  Großindustrie, 
in  der  allein  er  die  Rettung  für  das  Land  und  seine  Bewohner  erblickt, 
ins  Leben  zu  rufen.  „Man  gebe  dem  Javaner  die  Gelegenheit,  sich  hoch- 
zuarbeiten, die  ihm  bis  heute  noch  stets  versagt  worden  ist."  Mit  dieser 
Aufforderung  schHeßt  van  Kol  seine  Betrachtungen  zum  Kapitel  der 
Eignung  des  Javaners  für  den  Großbetrieb,  indem  er  sich,  wofern  man 
für  die  Entwicklung  nur  genügend  Zeit  lasse,  auch  im  Falle  von  Java 
ein  ähnlich  überraschendes  Ergebnis  verspricht,  wie  Japan  es  nach 
einigen  Jahrzehnten  der  Industrieförderung  gezeigt  habe. 

Im  vierten  Hauptstück  werden  die  Maßnahmen  geschildert, 
die  von  der  japanischen  Regierung  zum  Zwecke  der 
Förderung  der  Großindustrie  getroffen  wurden.  Schon 
unter  dem  Schogunat  waren  durch  die  Zentralregierung  sowohl  wie  durch 
die  Landherren  Manufakturen  gegründet  und  Schritte  getan  worden, 
um  der  gewerblichen  Entwicklung  die  Wege  zu  ebnen.  Aber  während 
zu  jener  Zeit  die  Monopolwirtschaft  zur  Grundlage  industrieller  Be- 
triebe gemacht  werden  konnte,  war  in  dem  neu  angebrochenen  Zeit- 
alter nur  auf  dem  Wege  der  freien  Konkurrenz  voranzukommen.  Da 
es  privaten  Kreisen  sowohl  an  der  nötigen  Erfahrung  wie  an  Geldmitteln 
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fehlte,  um  das  Risiko  solcher  Unternehmungen  auf  sich  zu  nehmen, 
mußte  die  Regierung  im  allgemeinen  Interesse  und  ohne  Rücksicht  auf 
Rentabilität  die  Einrichtung  maschinell  betriebener  Fabriken,  Berg- 
werke, Schiffswerften  und  Verkehrsanstalten  vornehmen,  vor  allem  aber 
als  Grundlage  für  die  moderne  Erwerbstätigkeit  ein  neues  bürgerliches 
Recht,  neue  Handelsgesetze,  einen  Fachunterricht,  Handelsvertretungen 
im  Auslande  und  Kontrollstellen  schaffen,  die  ihr  Augenmerk  auf  die 
Hebung  der  Qualität  im  Lande  hergestellter  Erzeugnisse  richteten. 
Einer  der  ersten  Schritte  der  Regierung  war  der  Ankauf  einer  Reihe 
von  Gold-,  Silber-  und  Kupferbergwerken  sowie  Kohlengruben  gewesen, 
die  sie  in  eigener  Regie  durch  fremde  Ingenicure  und  Vorarbeiter  voll- 
ständig neu  organisieren  ließ.  Der  Herr  von  Satsuma  hatte  bereits 
1861/63  eine  Spinnerei  mit  enghschen  Maschinen  eingerichtet,  1872 
wurde  in  Tomioka  eine  Seidenhaspelei  nach  französischem  Vorbild  aus- 
gerüstet und  die  dort  ausgebildeten  Arbeiter  auf  die  Seidenproduktions- 
zentren des  Landes  verteilt,  um  die  neuen  Methoden  zu  verbreiten. 
1874  wurde  eine  Schiffswerft  in  Tategami,  1875  eine  Zementfabrik  in 
Fukagawa,  1876  eine  Glasfabrik  in  Shinagawa,  1877  eine  Florettseiden- 
spinnerei in  Shimmachi  in  Betrieb  gesetzt.  Eine  Wollweberei  in  Senju, 
Musterfabriken  für  Baumwollgewebe  in  Aichi  und  Hiroshima,  Zucker- 
raffinerien in  Hokkaido,  Papierfabriken  und  eine  Druckerei  in  Tokyo, 
Schriftgießereien,  verschiedene  Maschinenfabriken,  Seifensiedereien  und 
ein  Hüttenwerk  in  Kamaishi  wurden  von  der  Regierung  betrieben,  ganz 
abgesehen  von  Eisenbahnen,  Telegraphen  usf.  —  —  Die  Regierung 
suchte  mit  allen  Mitteln  das  wenig  unternehmungslustige  Publikum  zur 
Aufnahme  westlicher  Industrien  anzuregen.  Es  wurden  Spinnerei- 
maschinen aus  England  bezogen  und  privaten  Unternehmern  gegen 
Ratenzahlung  überlassen.  Geld  wurde  zinslos  an  Hanfspinnereien  in 
Shiga  und  Hokkaido  ausgeliehen,  und  eine  Reihe  ähnlicher  Maßnahmen 
getroffen,  deren  Aufzählung  zu  weit  führen,  aber  zeigen  würde,  wie  sehr 
der  Staat  bemüht  war,  durch  Subventionen,  Schulung  der  Arbeiter  und 
Bekanntgabe  im  Auslande  geübter  Fabrikationsmethoden  die  heimische 
Privatindustrie  zur  Entwicklung  zu  bringen.  Auch  die  lokalen  Ver- 
waltungsbehörden wetteiferten  in  der  Anlage  von  Laboratorien  und 
Musterfabriken  für  Keramik,  Färberei,  Weberei  und  eine  Reihe  anderer 
Industrien. 

Im  Verfolg  schildert  van  Kol  eingehender  die  bis  heute  übrig  ge- 
bliebenen Regierungsbetriebe,  gibt  die  vom  Staat  für  die  Entwicklung 
von  Industrie,  Handel  und  Schiffahrt  aufgewandten  Geldmittel  und  Sub- 
sidien  an,  zählt  die  auf  Kapital-  und  Kreditbildung  hinzielenden  Ein- 
richtungen auf  und  behandelt  schließlich  in  einem  besonderen  Abschnitt 
das  Bank-,  Börsen-  und  Münzwesen.    Nach  einer  bis  ins  7.  Jahrhundert 
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zurückgreifenden,  sehr  weitläufigen  Einleitung  kommt  dabei  allerdings 
die  grundlegende  Neuordnung  des  japanischen  Geldwesens  zu  kurz. 

Der  Fachunterricht  wird  durch  die  japanische  Regierung  besonders 
gepflegt.  Technische  Schulen  höheren  und  niederen  Grades  sind  seit 
langem  eingerichtet,  doch  fehlt  es  an  einer  allgemeinen  Ordnung  des 
Lehrlingswesens,  was  zur  Folge  hat,  daß  die  Leistungsfähigkeit  der  Fa- 
brikarbeiter viel  zu  wünschen  übrig  läßt.  Auch  mangelt  noch  ein  zweck- 
mäßiger kaufmännischer  Unterricht  für  die  Beamten  von  Industrie- 
Unternehmungen.  Ihre  Ausbildung  erfolgt  fast  ausschließlich  im  Aus- 
lande, wofür  Regierung,  Handel  und  Industrie  die  Mittel  aufbringen. 

Nach  dem  Vorbilde  Deutschlands  wurden  auch  in  Japan  zur  Förde- 
rung der  industriellen  Entwicklung  wissenschaftliche  Forschungsinsti- 
tute eingerichtet.  Handels-  und  Industriemuseen,  Mustersammlungen, 
Landes-  und  Provinzialausstellungen,  die  alle  paar  Jahre  stattzufinden 
pflegen,  dienen  zur  Aufklärung  der  Volksmassen  über  die  einheimische 
Erzeugung. 

In  dem  Streben,  soweit  als  möglich  den  Bedarf  im  eigenen  Lande 
zu  decken,  begegnen  sich  Regierung  und  private  Vereinigungen.  Die 
Industriellen  schließen  sich  zusammen,  um  der  ausländischen  Konkurrenz 
einen  besseren  Widerstand  entgegensetzen  zu  können,  das  alte  Gilden- 
wesen lebt  unter  neuen  Formen  wieder  auf,  Handelskörperschaften  und 
Handelskammern  werden  ins  Leben  gerufen,  Fonds-,  Reis-  und  Waren- 
börsen vermitteln  Angebot  und  Nachfrage  im  großen,  im  Ausland  schaffen 
Handelsagenten,  Konsuln  und  Ausstellungen  neue  Absatzgebiete  und 
unterrichten  über  die  Bedürfnisse  fremder  Märkte.  Von  der  Regierung 
werden  strenge  Maßnahmen  gegen  die  Ausfuhr  minderwertiger  Waren 
getroffen,  und  in  wenigen  Ländern  wird  nach  van  Kol  soviel  Sorgfalt 
wie  in  Japan  auf  das  Sammeln  statistischer  Unterlagen  verwendet, 
wenn  auch  das  Urteil  über  Brauchbarkeit  und  Zuverlässigkeit  japa- 
nischer Statistiken  nicht  immer  günstig  lautet. 

Ausführlicher  ist  auch  von  den  öffentlichen  und  privaten  Ver- 
kehrsanstalten, wie  Eisenbahnen,  Schiffahrtswesen,  Post-  und  Telegra- 
V  phenverkehr,  die  gleichfalls  ihr  Teil  zum  Aufschwung  von  Industrie  und 
Handel  beigetragen  haben,  die  Rede. 

Über  die  schutzzöllnerischen  Maßnahmen  der  Regierung  kann  vaji 
Kol  nicht  viel  Günstiges  berichten.  Im  Lande  selbst  herrscht  wegen 
des  Schutzzolltarifs  ein  fortgesetzter  Zank.  Die  Regierung  sieht  in  den 
Zöllen  vor  allem  eine  willkommene  Einnahmequelle,  die  um  so  weniger 
einbringt,  je  besser  die  inländische  Industrie  gedeiht.  Diese  sogenannten 
Schutzzölle  verdanken  ihr  Dasein  mehr  Fiskalbedürfnissen  als  gesunden 
sozialökonomischen  Erwägungen.  Sie  haben  eine  starke  Erhöhung  der 
Preise  fast  aller  notwendigen  Lebensbedürfnisse  zur  Folge  gehabt  und 
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sind  mitschuldig  daran,  daß  der  Lebensunterhalt  der  unteren  Bevöl- 
kerungsschichten immer  teurer  wird.  Hingegen  ist  nicht  recht  ersicht- 
lich, inwieweit  die  Industrie  durch  die  Zölle  gefördert  sein  soll.  Sie 
tragen  offenbar  nur  dazu  bei,  unfähige  Unternehmer  auf  Kosten  der 
Allgemeinheit  von  der  Verbesserung  ihrer  Betriebe  abzuhalten.  Des- 
halb mehren  sich  auch  in  Japan  die  Stimmen,  die  einen  Abbau  des 
Schutzzollsystems  fordern. 

Das  fünfte  Hauptstück  des  van  Kölschen  Berichtes  stellt  sich  die 
Aufgabe,  die  durch  die  staatliche  Industrieförde- 
rung in  Japan  erzielten  Ergebnisse  nachzuweisen.  In 
fünf  Unterabschnitten  schildert  van  Kol  Vor-  und  Nachteile  der  groß- 
industriellen  Entwicklung,  das  Anwachsen  des  Handelsumsatzes  und 
die  Eigenart  der  japanischen  Handelsbilanz,  die  Gestaltung  von  Staats- 
einnahmen und  -ausgaben  und  die  Kapitalbildung,  sowie  das  Los  der 
arbeitenden  Klassen. 

Die  Entwicklung  der  Großindustrie  wird  da- 
durch gekennzeichnet,  daß  die  Zahl  der  Fabriken  mit  Maschinenkraft 
im  Laufe  von  20  Jahren  um  290  %,  die  der  Fabrikarbeiter  von  1896  bis 
1913  um  153  %  zunahm  und  der  Wert  der  jährHchen  industriellen 
Erzeugung  auf  1200  Mill.  Yen  stieg.  Obwohl  die  Hausindustrie 
in  der  Seidenzucht,  Weberei,  Flechterei,  Papierindustrie  und  ander- 
wärts noch  überwiegt,  erscheint  wegen  des  niedrigen  Einkommens  der 
Arbeiter  und  der  darin  vorherrschenden  ungünstigen  Arbeitsverhältnisse 
ihre  Überwindung  durch  die  Großindustrie  als  erwünscht.  Das  Kunst- 
handwerk trägt  nur  wenig  zur  Wohlfahrt  des  Landes  und  Volkes  bei. 
Von  der  Großindustrie  allein  ist  deshalb  nach  van  Kol  eine  bessere  Zu- 
kunft für  Japan  zu  erhoffen.  Nachdem  sie  die  Kinderkrankheiten  über- 
wunden habe,  böten  sich  für  ihre  ungestörte  Fortentwicklung  günstige 
Aussichten.  Es  brauche  nur  hingewiesen  zu  werden  auf  den  Reichtum 
des  Landes  an  Mineralien,  auf  seine  starken  Wasserkräfte,  auf  die  fast 
unerschöpflichen  Reserven  an  billiger  Arbeitskraft  und  das  fast  voll- 
ständige Fehlen  einer  den  Unternehmertrieb  einengenden  sozialen 
Gesetzgebung.  Auch  beeinflusse  wohl  der  persönliche  Vorteil,  den  der 
hohe  Adel  bis  hinauf  zur  kaiserlichen  Familie  aus  den  Industrieunter- 
nehmungen ziehe,  die  kapitalfreundliche  Haltung  der  Regierung.  So 
habe  das  Nationalvermögen  Japans  infolge  der  mächtigen  Entwicklung 
der  Produktivkräfte  stark  zugenommen,  und  es  dürfe  als  feststehend 
angesehen  werden,  daß  Japan  trotz  Kapitalmangel  und  trotz  des  Feh- 
lens einer  geschulten  Arbeiterschaft  schnell  einer  guten  Zukunft  ent- 
gegengehe. Das  ergebe  sich  schon  aus  der  Entwicklung  der  japanischen 
Industrien  im  Kriege  und  aus  den  steigenden  Zahlen  des  japanischen 
Ausfuhrhandels, 
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Andererseits  hat  die  Industrialisierung  auch  Erscheinungen  mit  sich 
gebracht,  die  weniger  erfreulich  sind.  Die  altjapanische  Ehrlichkeit  ist 
dahin,  Geld  machen  um  jeden  Preis  ist  zum  herrschenden  Grundsatz 
geworden.  Wie  im  Laufe  der  kapitalistischen  Entwicklung  im  Abend- 
lande, so  wird  auch  in  Japan  die  Kluft  zwischen  Reich  und  Arm  immer 
größer,  der  Druck  der  ungleichmäßigen  Besteuerimg  und  verteuerten 
Lebenshaltung  wird  für  die  unteren  Schichten  immer  unerträglicher. 
Die  besitzenden  Klassen  mißbrauchen  die  in  ihren  Händen  befindliche 
Macht,  um  die  Steuern  soweit  als  möglich  auf  das  niedrige  Volk  abzu- 
schieben, das  wenig  oder  nichts  im  Austausch  dafür  empfängt.  Wäh- 
rend in  Europa  die  Vertreibung  des  Bauern  von  seiner  Scholle  die  Ver- 
anlassung war  zum  Entstehen  eines  Industrieproletariates,  waren  in 
Japan  wegen  seiner  dichten  Bevölkerung  auch  ohne  solche  Maßnahmen 
von  jeher  genug  Fabrikarbeiter  um  geringen  Lohn  zu  finden. 

So  ist  die  Regierung  im  Schutz  des  Kapitalismus  viel  zu  weit  ge- 
gangen, ohne  gerade  dadurch  die  industrielle  Entwicklung  besonders 
zu  fördern.  Ein  großer  Mangel  der  japanischen  Industrie  besteht  auch 
in  der  Minderwertigkeit  ihrer  Erzeugnisse,  die  zurückzuführen  ist  einer- 
seits auf  die  relativ  geringe  Kaufkraft  der  Bevölkerung,  andererseits  auf 
das  Bestreben,  die  abendländische  Konkurrenz  aus  den  Absatzmärkten  des 
Fernen  Ostens  um  jeden  Preis  zu  verdrängen.  Wenn  man  auch  vorüber- 
gehend damit  Erfolge  erzielte,  so  dauerte  es  doch  nicht  lange,  bis  in 
China  und  anderwärts  die  Minderwertigkeit  japanischer  Waren  erkannt 
war.  Im  Nachmachen  ausländischer  Erzeugnisse  sind  die  Japaner  un- 
übertrefflich, dagegen  fehlt  es  an  systematischem  Vorgehen.  Die  Unter- 
nehmer werfen  sich  mit  wahrem  Übermut  auf  Industrien  aller  Art. 
Die  Betriebe  sind  nicht  hinreichend  spezialisiert,  die  Märkte  werden 
nicht  sorgfältig  genug  studiert,  bevor  man  an  die  Herstellung  der  für 
sie  bestimmten  Güter  herangeht,  ausländische  Fachleute,  die  als  tech- 
nische Leiter  berufen  waren,  wurden  häufig  zu  früh  entlassen.  Es  fehlte 
denn  auch  nicht  an  zahlreichen  Mißerfolgen.  ,,Vor  allem  müssen  die 
Japaner  begreifen  lernen,  daß  die  Entwicklung  der  Industrie  nicht 
lediglich  von  billiger  Arbeitskraft  abhängt.  Praktische  Erfahrung,  tech- 
nisches Geschick,  wissenschaftliche  Schulung  und  fortgesetzte  Aufmerk- 
samkeit sind  neben  reichlicher  und  bequemer  Zufuhr  von  Rohstoffen 
und  billigem  Kapital  gleichfalls  belangreiche  Faktoren  für  die  Lösung 
dieses  Problems.  Die  Wahl  der  besten  Maschinen,  eine  zweckmäßige 
Betriebsorganisation  und  ein  hoher  Standard  der  Erzeugung  sind  un- 
entbehrliche Voraussetzungen  für  das  Werden  einer  lebensfähigen  In- 
dustrie, wenn  dabei  auch  unmittelbare  Gewinne  hinter  größeren  Vor- 
teilen in  der  Zukunft  zurücktreten  müssen." 

Die  Wirkung  von  Handelskrisen  ist  auch  Japan  nicht  erspart  ge- 
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blieben.  Sie  wurde  in  früheren  Zeiten  noch  verschärft  durch  die  bösen 
Folgen  minderwertiger  Fabrikatausfuhr,  Die  japanischen  Unternehmer 
teilen  mit  anderen  das  Bestreben,  aus  der  Konjunktur  einen  möglichst 
hohen  Gewinn  dadurch  zu  ziehen,  daß  sie  minderwertige  Waren  auf 
den  Markt  bringen.  Das  hat  zur  Folge,  daß  sich  in  schlechten  Zeiten 
ihre  Kurzsichtigkeit  doppelt  schwer  rächt.  So  ist  Japan  durch  die  Ent- 
wicklung seiner  Großindustrie  auch  von  den  nachteiligen  Wirkungen 
der  Überproduktion  auf  dem  Weltmarkte  nicht  verschont  geblieben. 

Immerhin  war  das  in  Japan  verfügbare  Kapital  bis  jetzt  zu  gering, 
die  Zahl  seiner  Fabriken  und  Arbeiter  und  die  zur  Verwendung  gelan- 
gende maschinelle  Kraft,  verglichen  mit  den  Industrieländern  Europas 
und  Nordamerikas,  zu  unbedeutend,  als  daß  die  japanische  Industrie 
auf  dem  Weltmarkt  schon  eine  hervorragende  Rolle  hätte  spielen  können. 
Das  in  der  Industrie  festgelegte  Kapital  beträgt  erst  800  Mill.  Yen,  es 
fehlt  noch  an  großen  Finanzunternehmen,  an  organisierter  Zusammen- 
arbeit und  an  einer  Gesetzgebung,  die  eine  schärfere  Kontrolle  der 
kaufmännischen  Gesellschaften  gestattet.  Van  Kol  ist  der  Ansicht, 
daß  die  japanische  Industrie  „kosmopolitisch"^)  organisiert  werden 
muß.  Seit  dem  russisch- japanischen  Kriege  erst  fließt  Japan  fremdes 
Kapital  in  größerem  Umfange  zu. 

Die  Entwicklung  des  japanischen  Außenhandels  ist  ein 
schlagender  Beweis  für  die  Erstarkung  der  japanischen  Produktions- 
kraft. Die  Ausfuhr  von  Fabrikaten  hat  sich  von  1872  bis  1902  mehr 
als  verhundertfacht  und  ist  von  1904  bis  1913  von  480  auf  1020  Mill. 
Yen  im  Jahre  gestiegen.  Während  unter  dem  Schogunat  Mißernten 
Hungersnot  im  Gefolge  hatten,  wird  nun  in  solchem  Falle  infolge  der  ge- 
hobenen Kaufkraft  der  Bevölkerung  lediglich  die  Einfuhr  von  Lebens- 
mitteln vermehrt.  Freilich  herrschen  im  Handel  noch  allzu  primitive 
Sitten,  die  Handelsmoral  ist  —  von  einigen  großen  Häusern  abgesehen 
—  nicht  über  alle  Vorwürfe  erhaben,  wenn  auch  von  Regierungsseite 
üblen  Praktiken  gegenüber  streng  vorgegangen  wird.  Eine  andere  ein- 
schlägige Frage  ist  die  der  Gestaltung  von  Japans  Handelsbilanz.  Die 
japanischen  Staatsmänner  trachteten  von  jeher  danach,  dem  Lande 
eine  aktive  Handelsbilanz  zu  sichern.  Bis  zum  Weltkriege  freilich  war 
das  nicht  möglich,  und  es  wurden  von  1868  bis  1914  für  836  Mill.  Yen 
mehr  Güter  ein-  als  ausgeführt.  Die  Einfuhr  Japans  besteht  zu  nahezu 
3/5  aus  Rohstoffen  imd  Lebensmitteln,  die  Ausfuhr  hingegen  nach  van 
Kol  zu  mehr  als  ^/g  aus  Ganz-  und  Halbfabrikaten  2).    Es  hegt  also  für 

^)  Was  er  darunter  versteht,  ist  nicht  recht  klar.  Es  kann  sich  seine  Äußerung  so- 
wohl auf  die  Fabrikation  für  den  Absatz  im  Auslande  wie  auf  die  Zufuhr  ausländischen 
Kapitals  beziehen. 

^)  Man  vergleiche  zur  Richtigstellung  die  Ausführungen  in  meiner  „Japanischen 
Industriearbeit",  die  auf  S.  324  auszugsweise  wiedergegeben  sind. 
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die  Japaner  keine  Veranlassung  vor,  eine  passive  Handelsbilanz  als  dem 
Lande  nachteilig  zu  betrachten,  denn  insofern  der  niedrigere  Wert  der 
Ausfuhr  eine  Folge  der  wachsenden  Einfuhr  von  Rohstoffen  und  Lebens- 
mitteln ist,  zieht  daraus  die  Industrieentwicklung  und  mit  ihr  das  natio- 
nale Einkommen  einen  Vorteil.  Es  liegt  in  Japans  Interesse,  soviel 
als  möglich  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  weitgehendst  im  Lande  selbst 
zu  veredeln,  um  Kapital  und  Arbeit  eine  lohnende  Verwendung  zu  sichern 
und  den  Absatz  im  Auslande  zu  heben,  der  eine  Art  von  Sicherheits- 
ventil gegen  Überproduktion  im  Inlande  darstellt.  Eine  darauf  ge- 
gründete Verbesserung  der  Löhne,  der  physischen  und  intellektuellen 
Lage  der  Arbeiterschaft  und  der  allgemeinen  Kaufkraft  kommt  auch 
der  Großindustrie  wiederum  zu  statten. 

Trotz  der  bemerkenswerten  Entwicklung  des  Industriewesens  und 
trotz  hohen  Steuersätzen  ist  es  bis  jetzt  der  japanischen  Regierung  nicht 
geglückt,  die  Staatsausgaben  aus  ihren  ordentlichen  Einkünften  zu 
decken,  und  die  Schuldenlast  war  im  Jahre  1913  mit  Einschluß  der 
schwebenden  Schuld  auf  2,8  Milliarden  Yen  gestiegen.  Daran  trug  in 
erster  Linie  Japans  Militarismus  und  seine  imperialistische  Politik  die 
Schuld.  Es  ist  deshalb  um  so  bemerkenswerter,  daß  trotz  der  hohen 
Besteuerung,  trotz  passiver  Handelsbilanz,  Kapitalmangel  und  Ver- 
schuldung an  das  Ausland  Japan  sich  über  "Wasser  halten  konnte,  in- 
dem es  eine  Großindustrie  entwickelte.  Freilich  zeigt  auch  in  Japan  die 
Pyramide  des  Reichtums  eine  beängstigende  Gestalt.  Den  wenigen 
großen  Vermögen,  die  sich  schnell  vermehren,  steht  die  große  Masse 
kleiner  Einkommen,  die  sich  zwar  an  Zahl  vermehren,  im  Durchschnitt 
aber  immer  kleiner  werden,  gegenüber.  —  So  ergibt  sich,  daß  der  große 
Fortschritt,  den  Japan  im  Laufe  eines  halben  Jahrhunderts  gemacht 
hat,  nur  dadurch  möglich  war,  daß  die  höheren  Schichten  durch  das 
Mittel  der  indirekten  Besteuerung  die  öffentlichen  Lasten  vorwiegend 
auf  die  Schultern  der  mittleren  und  unteren  Volksschichten  abwälzten, 
während  es  ihnen  selbst  gelang,  ihr  Einkommen  zu  vermehren,  neues 
Kapital  zu  schaffen  und  dadurch  das  Land  wirtschaftlich  vorwärts  zu 
bringen.  Der  "Weltkrieg  verschärft  diese  Entwicklung  noch,  ohne  daß 
eine  starke  Demokratie  den  Kapitalismus  vor  Ausschreitungen  zu  be- 
wahren vermag.  ,,Es  gibt  kaum  ein  anderes  Land,  in  dem  die  kapita- 
listische Entwicklung  einen  solchen  Triumphzug  gemacht  hat  wie 
in  Japan.  Dieses  Land,  das  vor  kaum  einem  Menschenalter  noch  das 
vollendetste  Muster  eines  geschlossenen  Handelsstaates  war,  in  dem  In- 
dustrie, Handel  und  Verkehr  nur  eine  unbedeutende  Rolle  spielten,  ist 
zu  einem  modernen  Industriestaat  geworden.  Der  so  gut  wie  unbe- 
kannte Feudalstaat  hat  sich  einen  wichtigen  Platz  unter  den  Völkern 
gesichert,  verfügt  über  ein  mächtiges  Heer,  eine  starke  Marine  und  eine 
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schöne  Handelsflotte,  hat  ein  dichtes  Netz  von  Eisenbahnen,  zahllose 
Fabriken  und  sendet  alljährlich  Millionenwerte  nach  ausländischen 
Märkten.  Große  Reichtümer  und  eine  Anzahl  Millionäre  sind  ent- 
standen, während  die  arbeitenden  Klassen  nur  einen  ganz  bescheidenen 
Teil  von  all  diesen  Schätzen  abbekommen  haben.  Manch  eine 
Bauern-  oder  Arbeiterfamilie,  die  im  Durchschnitt  fünf  Köpfe  zählt, 
muß  mit  12  bis  15  Yen  im  Monat  haushalten,  wovon  noch  ^/s  dem 
Fiskus  gebührt.  So  kommen  auf  die  Person  schließlich  nur  4  bis  5  Sen 
im  Tag." 

Im  fünften  Unterabschnitt  schildert  van  Kol  die  Lage  der  ar- 
beitenden Klassen  und  die  kümmerliche  soziale  Gesetzgebung 
Japans,  wobei  er  sich  in  der  Hauptsache  darauf  beschränkt,  die  Arbeiten 
einiger  Japankenner,  insbesondere  mehrere  Kapitel  meiner  „Japa- 
nischen Industriearbeit",  teils  mit,  teils  ohne  Quellenangabe,  auszugs- 
weise wiederzugeben. 

Im  sechsten  und  siebenten  Hauptstück  zieht  van  Kol  die  Summe 
der  in  den  vorhergehenden  Kapiteln  gemachten  Ausführungen,  indem 
er  die  holländische  Regierung  auffordert,  die  nötigen  Maßnah- 
men in  dieWege  zu  leiten,  um  auf  Java  eine  durch 
Javaner  mit  inländischem  Kapital  betriebene 
Fabrikindustrie  ins  Leben  zu  rufen,  da  die  euro- 
päischen Unternehmungen  im  Lande  zur  Wohlfahrt  der  Bevölkerung 
nur  wenig  beizutragen  vermöchten.  Neben  der  Großindustrie  solle  auch 
das  Kleingewerbe  vom  Staate  unterstützt  werden.  Durch  den  Land- 
bau könne  die  Bevölkerung  je  länger  je  weniger  einen  angemessenen 
Unterhalt  finden.  Van  Kol  schlägt  die  Einrichtung  eines  Zentralbureaus 
für  die  inländische  Industrie  vor  und  skizziert  unter  vierzehn  Gesichts- 
punkten mit  einigen  Stichworten  die  von  einem  solchen  vorzunehmenden 
Untersuchungen  und  die  praktischen  Schritte  zur  Einführung  der  Groß- 
industrie. Er  schließt  seinen  Bericht  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß 
neue  Zeiten  im  Anzüge  seien,  für  die  es  Niederländisch-Indien  vorzube- 
reiten gelte,  indem  die  Produktivkraft  des  Landes  gehoben  werde.  Das 
sei  eine  dringende  Forderung  des  Tages,  sowohl  vom  sozialökonomischen 
wie  vom  staatspolitischen  Standpunkte. 

Van  Kol  hat  sich  darauf  beschränkt,  die  wirtschaftliche  Seite  der 
Frage  zu  erörtern.  Das  lebhafte  Interesse,  das  in  Holland  an  einer 
baldigen  Lösung  des  indischen  Kolonialproblems  bekundet  wird,  gilt 
vor  allem  der  politischen  Frage,  wie  die  ostindische  Reichshälfte  wirt- 
schaftHch  so  gestärkt  werden  kann,  daß  Bevölkerung  und  Kolonialhaus- 
halt die  Belastung  durch  ein  Rüstungsprogramm  vertragen,  dem  der 
Gedanke  einer    selbständigen  Verteidigung  Niederländisch-Indiens  gegen 
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äußere  Angriffe  für  den  Fall  einer  gänzlichen  Abschließung  vom  Mutter- 
lande zugrunde  liegt  i). 

Wenn  ich  nun  dazu  übergehe,  einige  grundlegende,  von  van  Kol 
meiner  Arbeit  entlehnte  Belege  für  die  Notwendigkeit  einer  großindu- 
striellen  Entwicklung  Japans  auf  ihre  richtige  Wiedergabe  nachzuprüfen, 
so  muß  ich  vorneweg  Verwahrung  dagegen  einlegen,  daß  meine  Äuße- 
rungen als  Beweis  dafür  angezogen  werden,  der  Übergang  zum  Industrie- 
staat sei  für  Japan  eine  Lebensfrage  gewesen.  Ich  kann  demgegenüber 
lediglich  auf  den  Wortlaut  meines  Buches  verweisen.  In  der  Einleitung, 
S.  IV,  erwähne  ich,  daß  die  Zukunft  des  Landes  mehr  vielleicht  als  von 
irgendeinem  anderen  wirtschaftlichen  Faktor  von  der  Leistungsfähigkeit 
seiner  Industriearbeiter  bestimmt  werde,  und  fahre  fort:  „Die  Hebung 
ihrer  Leistungsfähigkeit  ist  in  der  Tat  eine  Lebensfrage  der  japanischen 
Nation.  Den  hohen  politischen  Aspirationen  dieser  jüngsten  Großmacht 
entspricht  der  Stand  und  Umfang  ihrer  Volkswirtschaft  in  keiner  Weise. 
Die  weitere  Entwicklung  derselben  setzt  aber  ein  leistungsfähigeres 
Arbeiterpersonal  voraus."  Es  ist  hier  im  Hinblick  auf  Japans  Macht- 
politik lediglich  von  der  Hebung  der  Leistungsfähigkeit  der  Arbeiter 
einer  schon  in  der  Entwicklung  befindlichen  In- 
dustrie die  Rede,  Die  angebliche  Notwendigkeit  für  Japan,  zum 
Industrieregime  überzugehen,  brauchte  ich  nicht  zu  erörtern,  für  mich 
war  nur  der  tatsächliche  Zustand  von  Interesse.  Ich  glaube  auch  nicht, 
daß  Holland  mit  Niederländisch- Indien  imperialistische  Großmacht- 
politik nach  japanischer  Art  verfolgt,  die  den  Übergang  zu  einer  neuen 
Wirtschaftsform  ohne  Rücksicht  auf  die  Eingeborenen  nötig  machen 
würde.  Ich  habe  die  Notwendigkeit  der  Verbesserung  eines  im  Prinzip 
angenommenen,  aber  noch  sehr  mangelhaften  Industriesystems  und 
nicht  die  Forderung  des  Überganges  von  einem  auf  landwirtschafthcher 
Grundlage  beruhenden  System  der  Kolonialverwaltung  zur  Aufnahme 
des  großkapitalistischen  Industriebetriebes  vertreten,  zwei  durchaus 
verschieden  zu  beurteilende  Probleme.  Wenn  van  Kol  sehr  mit  Recht 
an  einer  anderen  Stehe  darauf  hinweist,  daß  meine  Untersuchungen 
lediglich  die  Arbeit  in  der  japanischen  Industrie  und  nicht  die  japa- 
nische Industrieentwicklung  im  ganzen  betreffen,  so  durfte  er  auch  bei 
der  Auslegung  meiner  bezüglichen  Ausführungen  diesen  Gesichtspunkt 
nicht  aus  dem  Auge  verlieren.    In  der  Tat  habe  ich  über  die  Notwendig- 


^)  Vgl.  hierzu  das  Buch  von  I.  B.  van  Heutz  Ir. :  Politieke  Ontwikkding  en  Hervor- 
mingen  in  Oost-Azie  en  de  Positie  van  Indisch-Nederland  in  toekomstige  conflicten.  Rotter- 
dam 1917.  Femer  in  Zusammenhang  damit  die  Arbeiten  einer  ganzen  Reihe  von  zivilen 
tmd  militärischen  Fachleuten,  über  die  bei  Gelegenheit  einer  Besprechung  der  einschlägigen 
Verhandlungen  der  holländischen  zweiten  Kammer  van  Heekeren  in  De  Indische  Gids 
vom  I.  Mai  19 17  berichtet. 
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keit,  zu  einer  gewissen  Zeit  in  Japan  die  Großindustrie  aufzunehmen, 
absolut  nichts  gesagt,  sondern  lediglich  zu  beweisen  versucht,  daß,  wenn 
man  schon  einmal  den  Weg  der  Machtpolitik  auf  der  Grundlage  der  In- 
dustrialisierung des  Landes  beschritten  hatte,  eine  Erhöhung  der  in- 
dustriellen Leistungsfähigkeit  vom  Staats-  und  wirtschaftspoHtischen 
Standpunkte  aus  verlangt  werden  mußte.  Ich  glaube  sogar  durch  meine 
eingehenden  Untersuchungen  dargetan  zu  haben,  daß  die  Frage  durch- 
aus noch  nicht  abgeklärt  sei,  ob  Japan  auf  dem  eingeschlagenen  Wege 
zu  einer  befriedigenden  Lösung  und  Zukunft  durchdringen  könne.  Ich 
lehne  es  deshalb  ab,  als  Kronzeuge  für  die  Behauptung  angeführt  zu 
werden  „für  Japan  war  sie  (die  Einführung  der  Großindustrie)  eine 
Lebensfrage  (Dr.  Heber),  und  für  Java  wird  sie  sich  als  ebenso  not- 
wendig erweisen". 

Meiner  Arbeit  ist  auch  nicht  zu  entnehmen,  daß  die  japanische 
Regierung  durch  Aufnahme  der  Bank-,  Handels-,  Industrie-  und  Berg- 
bautätigkeit Geld  in  ihre  Schatzkiste  brachte.  Das  Gegenteil  war  der 
Fall,  indem  die  Regierung  mit  Riesenschritten  dem  Staatsbankerott 
zueilte,  der  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  in  drohende  Nähe  gerückt 
war.  Dasselbe  würde  Wohl  Niederländisch-Indien  bevorstehen,  wenn 
sich  die  holländische  Regierung  auf  den  Rat  van  Kols  mit  all  den  Unter- 
nehmungen belasten  wollte,  die  die  japanische  Regierung  aufgriff. 

Von  der  einseitigen  Ansicht  ausgehend,  daß  reine  Ackerbauländer 
zu  wirtschafthchem  und  geistigem  Stillstand  verurteilt  seien,  läßt  es 
sich  van  Kol  angelegen  sein,  zu  beweisen,  daß  der  Charakter  der  Be- 
wohner Javas  den  Übergang  zum  Industriebetrieb  wohl  ermögliche. 
Er  stützt  sich  dabei  auf  die  angebliche  Rassenverwandtschaft  zwischen 
Japaner  und  Javaner^).    Was  der  erstere  fertiggebracht  habe,  meint  er. 


^)  Daß  Schlüsse,  die  auf  Rassentheorien  aufgebaut  sind,  in  sozialen  Dingen  zu- 
meist irreführen,  ist  auch  van  Kol  bekannt.  Verwendet  er  doch  große  Mühe  darauf,  imter 
Heranziehung  wissenschaftlicher  Autoritäten  nachzuweisen,  daß  es  mit  der  angeblichen 
minderen  Eignung  farbiger  Rassen  ziu:  modernen  Arbeits-  und  Erwerbstätigkeit  nichts 
sei.  Das  hindert  ihn  jedoch  nicht,  umgekehrt  aus  den  wirklichen  oder  vermeintlichen  Er- 
folgen der  Japaner  und  denen  der  Amerikaner  mit  den  Philippinos  wegen  angeblicher  Rassen- 
verwandtschaft auf  ähnhches  Verhalten  der  Javanesen  zu  schüeßen.  —  Im  vorliegenden 
Falle  muß  diese  Art  der  Schlußfolgerimg  um  so  mehr  verurteilt  werden,  als  die  Frage,  ob 
und  inwieweit  Japaner  und  Javanesen  rassenverwandt  sind,  ein  schwieriges  Problem  für 
sich  bildet,  dessen  Lösung  noch  geraume  Zeit  in  Anspruch  nehmen  wird.  Wie  stellt  sich 
beispielsweise  van  Kol  zu  der  neulich  mit  ähnlichem  Erfolg  vom  Staatssekretär  Zimmer- 
mann zur  Begründung  politischer  Maßnahmen  behaupteten  Rassenverwandtschaft  zwischen 
Japanern  und  Mexikanern  ?  Vielleicht  hätte  sich  nach  diesem  Rezept  die  alte  Kultur  der 
Azteken  auch  zur  Propaganda  für  die  IndustriaUsierung  Niederländisch-Indiens  geeignet  ? 
Es  gibt  bald  kein  Volk  der  Welt  mehr  —  die  zwölf  Stämme  Israels,  die  Eskimos  und  die 
Basken  eingeschlossen  — ,  ganz  abgesehen  von  Völkern,  die  untergegangen  sind,  wie  die 
Sumerer,  dessen  Verwandtschaft  mit  den  Japanern  nicht  mit  mehr  oder  weniger  geistreichem 
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dürfe  darum  wohl  auch  von  letzterem  erwartet  werden.  Wie  dieser,, 
habe  er  eine  mehr  kupferbraune  als  gelbe  Haut,  lange  schwarze  und 
straffe  Haare,  ein  breites  Gesicht  mit  kleiner  Nase.  Äußerlich  seien  sie 
sich  also  sehr  ähnlich  und  beide  gehörten  in  der  Hauptsache  zur  ma- 
layischen  Rasse.  Auch  die  Japaner  würden  nicht  durchweg  als  Muster 
von  Fleiß  und  Zuverlässigkeit  beschrieben,  und  wenn  es  auf  den  Phi- 
lippinen durch  Erziehung  und  Hebung  der  Lebenshaltung  gelungen  sei, 
eine  Verbesserung  des  Volkscharakters  der  Eingeborenen  zu  erzielen,  so 
werde  wohl  auch  auf  Java  Ähnliches  möglich  sein,  vorausgesetzt,  daß> 
man  dem  Javaner  die  Möglichkeit  bieten  wolle,  sich  durch  Fleiß,  Spar- 
samkeit und  Schulbildung  auf  eine  höhere  Stufe  der  Lebenshaltung  zu 
erheben.  Dem  ist  gegenüberzuhalten,  daß  —  vom  Rassenstandpunkt 
ganz  abgesehen  —  eine  ganz  anders  geartete  Vergangenheit,  erhebliche 
Unterschiede  in  den  natürlichen  Daseinsbedingungen  der  beiden  Völker, 
besonaers  auch  der  klimatischen  Verhältnisse  der  beiden  von  ihnen, 
bewohnten  Inselgruppen,  Analogieschlüsse  über  die  Eignung  zur  groß- 
industriellen  Betätigung  von  Japanern  und  Javanesen  von  vornhereiu 
als  sehr  gewagt  erscheinen  lassen  müssen.  Es  hätte  viel  näher  gelegen, 
die  Blicke  nach  dem  unter  ähnlichen  klimatischen  Verhältnissen  und 
nicht  so  gänzHch  abweichenden  politischen  und  sozialen  Bedingungen 
stehenden  Britisch-Indien  zu  lenken,  wo  gerade  jetzt  eine  Industrie- 
kommission sich  mit  der  Frage  der  Weiterentwicklung  der  einheimischen. 
Industrie  beschäftigt.  Wiewohl  daselbst  die  Voraussetzungen  hinsicht- 
lich einheimischer  Kapitalbildung,  Fachunterricht  usw.  viel  günstiger 
sind,  liegt  die  Hauptschwierigkeit  auch  dort  vor  allem  in  einer  befriedi- 
genden Lösung  der  Arbeiterfrage^).  In  Japan  bildet  die  Hebung  der  Lei- 
stungsfähigkeit der  Industriearbeiter  das  Kernproblem,  von  dem  das 
Wohl  und  Wehe  von  Handel  und  Industrie  und  damit  des  ganzen  Landes 
abhängt.  Auch  dort  ist  —  im  Gegensatz  zu  dem,  was  van  Kol  aus 
meiner  Arbeit  herauszulesen  sich  bemüht  —  diese  schwierige  Kardinal- 
frage noch  keineswegs  glücklich  gelöst. 

Wenn  in  einer  Hinsicht,  so  ist  van  Kol  darin  Recht  zu  geben,  daß 
es  zweifellos  sehr  viel  Zeit  kosten  wird,  um  „aus  dem  Javanesen  her- 
auszuholen, was  aus  ihm  herauszuholen  ist",  wie  van  Kol  in  bei  ihm 
auffällig  kapitalistischer  Ausdrucksweise  das  gestellte  Problem  treffend 
kennzeichnet.  „Erst  wenn  der  Javanese  gelernt  haben  wird,  die  seinem 
Lande  eigenen  Erzeugnisse  so  zu  veredeln  und  zu  bearbeiten,  daß  sie 

Aufwand  von  Gelehrten  imd  Dilettanten  nachgewiesen  worden  wäre.  Die  Wissenschaft 
ist  davon  bis  jetzt  nicht  bereichert  worden. 

^)  Vgl.  hierzu  Chronik  I  des  Maiheftes  1917,  Seite  114.  Fast  sämtliche  Redner  sind, 
denn  auch  bei  Gelegenheit  der  Wehrdebatten  in  der  zweiten  Kammer  der  van  Kol'schen 
Auffassung  von  der  Rassen-Analogie  entgegengetreten. 
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■einen  Platz  auf  dem  Weltmarkte  finden  können^),  erst  dann  wird  jeder 
bis  jetzt  schlummernde  Entwicklungskeim  zum  Wachstum  konrunen 
können".  Van  Kol  schließt  das  Kapitel  mit  der  Prophezeiung,  daß 
ebenso  wie  in  Japan  sich  nach  25  Jahren  erst  die  Wirkungen  der  staat- 
lichen Industrieförderungspolitik  geltend  gemacht  hätten,  auch  auf  Java 
die  Industrieentwicklung  als  ,, Evolutionserscheinung"  nicht  ausbleiben 
werde.  Die  Erörterung  der  Möglichkeit,  auf  Java  eine  Großindustrie 
ins  Leben  zu  rufen,  klingt  schließlich  ohne  schlüssigen  Beweis  in  die 
rhetorische  Frage  aus:  „Warum  sollte  der  Javanese  sich  nicht  geistig 
und  materiell  aufraffen  können,  warum  sollte  er  einen  Ausnahmefall  dar- 
stellen, wie  ihn  die  Welt  bis  heute  noch  nicht  aufgewiesen  hat?"  Ein 
Blick  auf  die  Industrieentwicklung  der  Java  benachbarten  Länder, 
Britisch-Indiens  und  der  Philippinen,  wo  erst  die  Einfuhr  fremden  Kapi- 
tals und  abendländischer  Energie  und  Intelligenz  einen  Aufschwung 
des  Wirtschaftslebens  zur  Folge  hatte,  hätte  ihm  eine  Antwort  sugge- 
rieren müssen. 

Van  Kol  glaubt  seine  Beweisführung  in  die  Worte  zusammenfassen 
zu  können:  ,,Die  neue  industrielle  Entwicklung  Japans  ist  also  der 
Staatshilfe  zu  verdanken."  Dabei  sei  freilich  zu  beachten,  daß  diese 
Unterstützung  in  der  Hauptsache  nur  Mittel  zum  Zwecke  gewesen  sei, 
durch  Einführung  von  Monopolen  das  Staatseinkommen  zu  erhöhen. 
Was  den  Wert  dieser  Regierungshilfe  und  den  Einfluß  auf  die  Staats- 
finanzen angeht,  so  kann  ich  zur  Richtigstellung  und  Ergänzung  der 
spärlichen  Angaben  van  Kols  über  die  Bedeutung  der  Münzreform  und 
der  Zentralisierung  des  Notenbankwesens  für  Japans  Industrieentwicke- 
lung und  entgegen  der  van  Kölschen  Behauptung,  daß  der  Erfolg  in  erster 
Linie  den  staatlichen  Finanzen  selbst  zugute  gekommen  sei,  auf  die  be- 
züglichen Ausführungen  im  Kapitel  „Kapital  und  Arbeit  in  der  Meiji- 
Ära"  meiner  ,,  Japanischen  Industriearbeit"  verweisen.  Es  heißt  daselbst. 


^)  Van  Kol  zitiert,  wie  das  bei  ihm  so  üblich,  an  dieser  Stelle  in  Klammem  lediglich 
den  Namen  „Schmalhausen".  Wer  imd  was  damit  gemeint  ist,  überläßt  er  dem  Urteil 
des  Lesers. 

Die  Art,  wie  van  Kol  die  von  ihm  benutzte  Literatur  angibt,  spottet  jeder  Sorgfalt. 
So  findet  sich  die  dankenswerte  Arbeit  von  Dr.  H.  Nishi  über  die  japanische  Baumwoll- 
industrie im  40.  Ergänzimgsheft  der  Zeitschrift  f.  d.  ges.  Staatswissenschaft  einmal  unter 
Dr.  Hikotaro,  ein  andermal  imter  Nishi  zitiert.  Die  bekannten  Arbeiten  K.  Rathgens  finden 
sich  imter  dem  Zitat  Räthgen  in  teilweise  falscher  Wiedergabe  (so  Japans  Volkswirtschaft 
imd  Haushaltimg  statt  Staatshaushalt).  Die  Art,  wie  Belege  aus  Zeitschriften  zitiert 
werden,  macht  das  Nachschlagen  für  jeden,  der  nicht  gerade  als  Spezialist  in  der  Materie 
die  fraglichen  Arbeiten  ohnehin  kennen  muß,  unmöglich.  Ein  Artikel  von  E.  Simon  über 
„Soziale  Fürsorge  in  Japcm"  im  35.  Bd.  des  Archivs  für  Sozialwissenschaft  ist  im  Lite- 
raturverzeichnis, das  einzig  in  seiner  Art  ist,  wie  folgt  angeführt:  Jaff6,  Edgar.  Archiv 
Soz.  Wiss.  und  Soz.  Politik  (1912);  im  Text  lautet  das  Zitat  desselben  Artikels  wörtlich: 
„Edmund  Simon,  Soziale  Fürsorge  in  Japan  (1912),  p.  791." 
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S.  24  und  folgende:  „Wenn  auch  der  finanzielle  Erfolg  dieser  Unter- 
nehmungen ausblieb,  wie  bei  der  Unerfahrenheit  der  Arbeiter  und  japa- 
nischen Ingenicure  und  den  hohen  Preisen,  welche  für  die  Anlagen  und 
fremden  Hilfskräfte  bezahlt  werden  mußten,  kaum  anders  zu  erwarten 
war,  so  war  durch  sie  immerhin  ein  Grund  zu  weiterem  Ausbau  gelegt .... 
Die  Regierung  suchte  mit  allen  Mitteln  das  wenig  unternehmungslustige 
Publikum  zur  Aufnahme  westlicher  Industrien  anzuregen."  „Um  freihch 
das  gewünschte  Resultat,  eine  kapitalkräftige  Privatindustrie  und  eine 
günstige  Handelsbilanz,  zu  erzielen,  mußte  die  Währung  saniert  und 
ein  Zentralorgan  geschaffen  werden,  das  finanziell  mächtig  genug  war, 
den  Geldmarkt  des  Landes  zu  regulieren.  Darauf  hinzielende  Maßnah- 
men wurden  von  dem  im  Oktober  1881  ins  Amt  berufenen  Finanz- 
minister Matsukata  mit  bemerkenswerter  Konsequenz  durchgeführt, 
und  seinem  Eingreifen  ist  —  nach  den  vorübergehenden  Störungen, 
welche  eine  grundlegende  Umgestaltung  des  Geldwesens  notgcdrangen 
mit  sich  bringen  mußte  —  vor  allem  anderen  der  Aufschvmng  zu  ver- 
danken, welchen  die  japanische  Volkswirtschaft  seit  1886  genommen 
hat.  Wie  aber  das  Metallgeld,  an  dem  es  im  Lande  so  sehr  mangelte, 
beschaffen?  Es  wurde  zu  diesem  Zwecke  eine  Stelle  geschaffen,  welche 
die  Aufgabe  hatte,  Wechsel  der  Exportfirmen  aufs  Ausland  gegen  Bank- 
noten aufzukaufen  und  durch  ausländische  Filialen  in  Metall  einzu- 
ziehen. Dies  ist  der  Anfang  der  heute  so  mächtigen  und  in  der  ganzen 
Welt  vertretenen  Yokohama  Specie  Bank.  Der  Plan  gelang  so  gut, 
daß  nach  Verlauf  von  fünf  Jahren  der  Staat  zur  Barzahlung  über- 
gehen konnte.    Auch  bekam   die  Handelsbilanz   nunmehr  eine  aktive 

Tendenz,  und  die  Banknoten,  welche 1881  noch  unter  einem 

erdrückenden  Silberagio  gelitten  hatten,  standen  am  i.  Januar  1886, 
nachdem  die  Bank  von  Japan  1885  zur  Herausgabe  direkt  gegen  Silber 
einlösbarer  Noten  geschritten  war,  mit  Silber  al  pari."  Daraus  ergibt 
sich  also,  „wie  innig  die  Entstehung  der  japanischen  Privatindustrie  mit 
dem  Währungsproblem  zusammenhängt."  Ohne  diese  Betrachtungen 
ist  der  geringe  industrielle  Fortschritt,  der  in  den  ersten  20  Jahren  der 
Meijiära  gemacht  wurde,  unverständhch.  Es  hätte  für  van  Kol  nahe 
gelegen,  da  er  doch  die  Aufgabe  hatte,  die  Wirkungen  der  japanischen 
Industrieförderungsmaßnahmen  zu  studieren,  bei  diesem  Gegenstand 
länger  zu  verweilen,  um  daraus  Fingerzeige  für  das  Vorgehen  auf  Java 
zu  entnehmen.  Die  Entwicklung  entsprach  nämlich  zunächst  den  Er- 
wartungen durchaus  nicht.  Die  erste  Wirkung  der  rigoros  durchgeführten 
Matsukataschen  Reform  war  eine  allgemeine  Depression  von  Handel 
und  Industrie.  In  dem  Maße,  wie  der  Wert  der  Banknoten  stieg,  fielen 
die  Warenpreise,  so  daß  die  Unternehmungslust  geschwächt  wurde, 
und    die  Banken    wegen    der    geringen  Nachfrage    nach   Kapital  und 
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des  Preisfalls  der  in  ihren  Händen  befindlichen  Sicherheiten  schwere 
Verluste  erlitten.  Die  ländliche  Bevölkerung  wurde  von  der  Baisse  des 
Reises  sehr  in  Mitleidenschaft  gezogen.  Im  Laufe  von  wenigen  Jahren 
verschwand  ein  großer  Teil  der  kleinbäuerlichen  Grundbesitzer.  Auch 
Mißernten  traten  wiederholt  ein,  und  die  Bauern  strömten  in  Scharen 
den  Städten  zu,  wo  sie  zum  Teil  von  den  in  den  folgenden  Jahren  auf- 
kommenden Privatindustrien  absorbiert  wurden,  das  erste  unorganisierte 
Arbeiterproletariat  Japans.  Nach  einigen  Jahren  aber  kamen  die  Vor- 
teile der  Währungssanierung  doch  zur  Geltung:  „Die  Jahre  1887/88 
sahen  endlich  die  Privatindustrie  sich  entwickeln;  Eisenbahnen  und 
Fabriken  wurden  im  ganzen  Lande  angelegt.  Ende  1887  wurden  bereits 
941  Fabriken  mit  73  948  Arbeitern,  25  986  Hilfskräften  und  3850  Be- 
amten gezählt."  ....  „Die  Zuwanderung  nach  den  Städten  kam  der 
aufblühenden  Industrie  zustatten,  indem  sie  ihr  ein  williges  und  gering 
entlohntes,  freihch  auch  schlecht  oder  gar  nicht  geschultes  Arbeiter- 
personal zuführte.  Baumwoll-  und  Seidenwebereien  wurden  mechani- 
siert durch  Einführung  der  Lade,  des  Jacquards,  des  mechanischen 
Webstuhles.  Durch  Anwendung  von  Anilin-  und  Alizarinfarben  wurde 
die  Färberei  vervollkommnet.  Europäische  Brennöfen,  Farbstoffe, 
Gipsformen  usw.  führten  zur  Verbesserung  der  technischen  Prozesse  in 
der  Keramik.  Die  anfangs  der  8oer  Jahre  in  Privatbesitz  übergegangenen 
Hütten,  Schiffswerften,  Gruben,  Spinnereien  und  sonstigen  Betriebe  der 
Regierung  fingen  unter  kaufmännischer  Leitung  an,  Gewinne  abzu- 
werfen und  dehnten  sich  aus.  Maschinenbauanstalten,  bis  dahin  bei- 
nahe ausschließlich  von  den  in  den  Vertragshäfen  lebenden  Ausländem  be- 
trieben, wurdet  in  Tokyo  und  Osaka  gegründet,  Zündhölzer,  ausländisches 
Papier,  Tabak,  Bier,  Gummi,  Zucker,  künstlicher  Dünger,  Koks  wurde  nun 
in  japanischen  Fabriken  hergestellt.  Kurz,  man  befand  sich  endlich 
in  der  so  sehnlich  erwarteten  Periode  industrieller  Expansion,  bis  schließ- 
lich infolge  der  umfassenden  Investierungen  das  Geld  knapp  zu  werden 
anfing." 

Wenn  van  Kol  weiterhin  mit  Recht  der  Ansicht  ist,  daß  der  Gesetz- 
geber auch  sein  Teil  zur  Förderung  der  Großindustrie  beigetragen  habe, 
indem  er  die  Bildung  von  Kapital  im  Inland  und  den  Zufluß  desselben  vom 
Ausland  ermöghchte,  so  muß  doch  daran  erinnert  werden,  daß  die  japa- 
nische Handels-,  Industrie-,  Sozial-  und  Gewerbeschutzgesetzigebung 
und  -Praxis  (!)  nichts  weniger  als  befriedigend  ist,  ebenso  übrigens  wie 
das  japanische  Strafgesetz,  das  für  die  schwereren  Fälle  der  Vergehen 
gegen  Treu  und  Glauben  in  Handel  und  Verkehr  hier  mit  in  Frage 
kommt.  Was  speziell  die  Sicherheit  ausländischer  Anlagen  in  japanischem 
Grundbesitz  und  in  Unternehmungen  aller  Art  angeht,  so  hat  darüber 
ein  gründlicher  Kenner  der  einschlägigen  Verhältnisse,  Fritz  Schröder, 


320  Ernst    Arthur    Heber, 

auf  Grund  einer  sich  über  mehrere  Jahrzehnte  erstreckenden  Unter- 
nehmertätigkeit in  Japan  in  seiner  Schrift:  „What  are  the  basis  of 
foreign  investment  in  Japan  ?"  recht  abfällig  geurteilt.  Wohl  sind  neben 
vereinzelten  altertümlichen  Überbleibseln  die  heutigen  japanischen  Ge- 
setze nach  den  Werken  der  fortgeschrittensten  Nationen  bearbeitet, 
aber  es  fehlt  speziell  für  den  Fremden  durchaus  noch  an  einer  absoluten 
Rechtssicherheit,  sowohl  hinsichtlich  der  Person  wie  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Eigentums.  Was  das  letztere  angeht,  so  ist  er,  worauf 
angesichts  der  Klagen  der  Japaner  über  ihre  angebliche  Zurücksetzung  in 
fremden  Ländern  nicht  oft  genug  hingewiesen  werden  kann,  nur  durch 
die  Vermittlung  eines  nicht  immer  sehr  zuverlässigen  japanischen  Stroh- 
mannes in  der  Lage,  japanischen  Grund  und  Boden  wenigstens  in  seinen 
wirtschaftlichen,  wenn  auch  nie  in  seinen  rechtlichen  Gewahrsam  zu 
bringen.  Ähnlich  liegen  die  Dinge  bezüglich  ausländischer  Aktiengesell- 
schaften und  ganz  schlimm  bezüglich  des  Patent-,  Marken-  und  Muster- 
schutz 2S. 

Parallel  mit  der  großindustriellen  Entwicklung  lief,  wie  schon 
bei  Besprechung  der  Wirkungen  der  Matsukataschen  Währungsreform 
angedeutet,  eine  starke  Verschleuderung  kleinbäuerlichen  Grundbesitzes. 
Auch  auf  dieses  Moment,  das  nicht  wenig  zur  Bildung  jenes  Industrie- 
proletariates beitrug,  das  der  Schundindustrie  so  förderlich  war,  hätte 
van  Kol  hinweisen  dürfen,  statt  zu  behaupten,  daß  in  Japan,  im  Gegen- 
satz zu  dem  Vorgang  in  europäischen  Ländern,  die  Verdrängung  der 
Bauern  von  ihrer  Scholle  keinen  großen  Umfang  angenommen  habe. 
Ich  kann  mich  darauf  beschränken,  auf  die  oben  angeführte  Stelle  meines 
Buches  zu  verweisen^),  ebenso  wie  auf  die  einschlägigen  Ausführungen 
Rathgens  im  Jahrbuch  der  Gehe- Stiftung  1897,  Bd.  2,  S.  56.  Rathgen 
schildert  die  treibende  Ursache  des  Vorganges,  wenn  er  ausführt,  daß 
die  Verfügungsfreiheit  über  die  eigene  Person  und  den  Grund  und  Boden 
vielfach  zu  wachsender  Verschuldung,  zu  häufigem  Eigentumswechsel 
und  zum  Herabsinken  der  kleinen  Eigentümer  auf  die  Stufe  von  Päch- 
tern oder  Industriearbeitern  führte.  Auch  die  hohe  Grundsteuer  muß 
als  Schöpferin  eines  billig  arbeitenden  Industrieproletariates  angeführt 
werden. 

Beipflichten  kann  man  im  allgemeinen  dem,  was  van  Kol  über 
die  Wirkungen  des  Schutzzolles  auf  die  Qualität  der  Arbeit 
und  auf  die  Lebenshaltung  ausführt.  Immerhin  muß  auch  hier  vor 
Verallgemeinerungen,  wie  sie  van  Kol  ausspricht,  gewarnt  werden,  so 
z.  B.  wenn  er  sagt:  ,,Mit  dem  Schutzzollsystem  sind  große  Nachteile 
verbunden,   beispielsweise  sind  die  Preise  der  notwendigsten   Leben s- 

^)  „Im  Laufe  von  wenigen  Jahren  verschwand  ein  großer  Teil  der  kleinbäuerlichen 
Grundbesitzer." 
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bcdürfnisse  in  Japan  höher  wie  fast  in  jedem  anderen  Lande."  Soweit 
CS  sich  um  eine  Wirkung  des  Schutzzolles  handelt,  werden  von  der  Ver- 
teuerung der  Lebensbedürfnisse  in  der  Hauptsache  die  Fremden  be- 
troffen. Die  Lebenshaltung  der  Japaner  wird  dagegen  durch  die 
Steuergesetzgebung  und  die  Staatsmonopole  verteuert.  Ich  führe 
diesbezüglich  in  meiner  „Japanischen  Industriearbeit",  S.  192  ff., 
aus  :  „Die  Regierung  hat  durch  ihre  Steuergesetzgebung  die 
Lebenshaltung  der  arbeitenden  Klassen  sehr  verteuert.  Von  der  Ein- 
kommensteuer dürften  allerdings  nur  die  wenigsten  Arbeiter  betroffen 
werden,  denn  sie  wird  nur  von  Einkommen,  die  300  Yen  und  mehr 
betragen,  erhoben.  Um  so  schwerer  treffen  sie  eine  Reihe  indirekter 
Steuern  in  Form  von  Verbrauchsabgaben,  Zöllen  und  Regienmgsmono- 
polen.  Da  sind  zunächst  die  im  Volksmunde  sogenannten  ,schlechten 
Steuern'  auf  Shoyu,  Zucker,  Textilwaren  und  den  Verkehr,  sowie  die 
Quittungssteuer  zu  nennen,  femer  Petroleum-,  Reiswein-  und  Medizin- 
steuern. Als  besonders  drückend  wird  die  Textilwarensteuer,  die  seit 
1905  5  %  vom  Werte  wollener  und  10  %  vom  Werte  aller  übrigen  Ge- 
webe beträgt,  empfunden,  ebenso  von  den  zahlreichen  Arbeitern,  die  sich 
täglich  aus  den  Vorstädten  in  die  Industriezentren  begeben,  die  Ver- 
kehrssteuer. Bei  Entfernungen  unter  50  Meilen  wird  ein  Sen  Steuer  in 
der  III.  Klasse  erhoben,  was  20 — 30  %  des  Preises  der  Vorstadtbillets 
der  elektrischen  Bahnen  ausmacht.  Die  Straßenbahngesellschaften  haben 
einen  Teil  dieser  Steuern  auf  sich  genommen,  indem  sie  Arbeiterrück- 
fahrkarten zu  reduzierten  Preisen  vor  7  Uhr  morgens  ausgaben.  Auch 
die  Quittungssteuer  imd  die  Medizinsteuer  treffen  besonders  die  unteren 
Volksschichten,  die  bei  ihren  kleinen  Transaktionen  nicht  den  Spiel- 
raum ausnutzen  können,  den  die  Stempelsteuer  zwischen  der  oberen 
und  der  unteren  Marge  läßt.  Die  Sakesteuer  ist  neuerdings  ganz  bedeu- 
tend erhöht  worden.  Seit  dem  Krieg  mit  Rußland  wurden  zu  den  ver- 
schiedenen Steuern  Zuschläge  bis  zu  130%  erhoben,  die  nach  5  jähriger  Dauer 
zumeist  wieder  abgeschafft  worden  sind.  ZöUe,  welche  die  Arbeiterklasse 
besonders  berühren,  sind:  ein  Zoll  auf  Reis  von  Mk.  3,50,  Gerste  Mk.  1,90, 
Soyabohnen  Mk.  2,45,  Würfel-  und  Hutzucker  Mk.  26  per  dz.  Außer- 
ordentliche Zuschläge  zu  den  Einfuhrzöllen  wurden  am  i.  Juli  1905 
eingeführt  in  Höhe  von  5  %  ad  valorem  für  Weizen,  Gerste,  Bohnen, 
Reis,  Hülsenfrüchte,  10  %  für  diverse  Körnerfrüchte,  15  %  für  Kleider 
und  Zubehör,  30  %  für  Petroleum.  Die  Zuckersteuer  beträgt  3  Yen 
per  100  Kin  (ca.  60  kg)  Zucker  bester  Qualität  und  steigt  an  bis  zu 
IG  Yen  für  Zucker  4.  Güte.  Mag  man  eine  hohe  Steuer  auf  den  Tabak 
als  Luxussteuer  für  angebracht  halten,  so  ist  andererseits  zu  bedenken, 
daß  da,  wo  der  Tabakgenuß  zu  einem  so  dringlichen  Bedürfnis  sich  aus- 
gewachsen hat  wie  in  Japan,  ein  staatliches  Tabakmonopol  nur  dann 
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gerechtfertigt  werden  kann,  wenn  nicht  durch  die  Preisstellung  das  Publi- 
kum zum  Konsum  eines  minderwertigen  und  die  Gesundheit  schädi- 
genden Substrates  veranlaßt  wird,  Tatsache  ist,  daß  der  Staat,  welcher 
das  Tabakmonopol  inne  hat,  zurzeit  dem  arbeitenden  Volke  zu  hohen 
Preisen  neben  einer  geringen  Quantität  Tabak  eine  beträchtliche  Menge 
schlechten  Papiers  zu  Rauchzwecken  liefert,  das  seine  Gesundheit  unter- 
graben muß,  da  nicht  anzunehmen  ist,  daß  die  Sitte  des  Zigaretten- 
rauchens verschwindet.  Am  schwersten  wird  das  Volk  durch  das  Salz- 
monopol bedrückt.  Kochsalz  spielt  in  der  vegetarischen  Kost  eine  viel 
wichtigere  Rolle  als  bei  Fleischkost.  Es  wird  in  Japan  zur  Herstellung 
der  bei  jeder  Mahlzeit  gebrauchten  Saucen  und  zum  Einmachen  aller 
Gemüse  verwendet.  Es  ist  ein  Nahrungsmittel,  für  das  es  kein  Surrogat 
gibt.  Die  Regierung  erhebt  auf  die  geringste  Qualität  die  höchsten 
Abgaben,  148  %,  während  von  der  besten  Qualität  nur  100  %  erhoben 
werden.  Sie  selbst  kauft  die  schlechteste  Qualität  Salz  für  i  Yen  per 
IOC  Kin  (60  kg)  und  verkauft  sie  zu  2,48  Yen  an  die  Salzdebitanten 
weiter.  Wenn  man  Fracht,  Gewinn  und  sonstige  Unkosten  zuschlägt, 
kommt  man  auf  den  für  japanische  Verhältnisse  sehr  hohen  Preis  von 
3,5  bis  4  Yen  für  100  Kin  Salz  fünfter  Qualität,   6  bis  7  Sen  pro  kg." 

Es  hätte  sich  angesichts  der  gestellten  Aufgabe  verlohnt,  länger 
bei  den  Qualitätsverschlechterungen  in  der  japanischen  Industrie  als 
einer  Folgeerscheinung  der  Schutzzollpolitik  zu  verweilen.  Nicht  nur 
,, Kunstmist  und  Habutai- Seidengewebe"  haben  einen  starken  Quali- 
tätsrückgang zu  verzeichnen  gehabt,  fast  jeder  japanische  Ausfuhr- 
artikel hat  besonders  in  Zeiten  wie  den  jetzigen,  wo  die  Konkurrenz 
nicht  so  hohe  Anforderungen  an  die  Qualität  stellt,  zeitweilig  an  Güte 
so  stark  nachgelassen,  daß  auf  kurze  Perioden  vermehrten  Aufschwunges 
regelmäßig  solche  folgten,  in  denen  die  mit  schlechter  Ware  getäuschten 
Märkte  völlig  verlorengingen.  Es  ist  wiederholt  vorgekommen,  daß 
japanische  Ausfuhrartikel  ihre  schwer  erworbenen  Absatzgebiete  erst 
nach  jahrelangen  Bemühungen  amthcher  oder  gemeinnütziger  Kontroll- 
organe um  die  Qualität  der  ausgeführten  Waren  stückweise  wieder- 
erobem  konnten.  Man  darf  deshalb  wohl  sagen,  daß  das  Schutzzoll- 
system der  japanischen  Industrieentwicklung  in  fast  ebenso  hohem 
Maße  hinderlich  als  förderlich  gewesen  ist,  indem  unter  Opfern  der 
Allgemeinheit  Industriezweige  großgezogen  wurden,  die  den  Anforde- 
rungen ehrlicher  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte  nicht  genügten. 

Unter  den  Umständen,  welche  die  japanische  Industrieentwicklung 
erleichterten,  wird  das  Vorkommen  von  Eisenerzen  erwähnt,  das  doch 
außerordentlich  spärlich  ist  und  teilweise  Schuld  an  dem  Versagen  der 
japanischen  Eisenindustrie,  der  Achillesferse  des  japanischen  Industrie- 
systems, trägt.  Der  Überfluß  an  Frauen-  und  Kinderarbeit  und 
das  Fehlen    sozialer   Gesetze  werden    als   industriefördemde  Momente 
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angeführt,  während  in  Wirkhchkeit  gerade  der  Überfluß  an  minder- 
wertigen Arbeitskräften  und  das  Fehlen  des  Arbeiterschutzes  für  die 
dauernde  Minderwertigkeit  japanischer  Waren  und  den  Fortbestand  ge- 
wisser Schundindustrien  verantwortlich  zu  machen  sind.  Die  Ver- 
mutung, daß  die  Interessen  der  kaiserlichen  Familie  die  Regierungs- 
politik in  diesen  Dingen  beeinflußt  hätten,  erscheint  ziemlich  haltlos. 
Es  ist  im  Gegenteil  von  jeher  das  Verdienst  der  japanischen  Dynastie 
gewesen,  für  die  Bedürfnisse  der  niederen  Volksschichten  mehr  Ver- 
ständnis zu  zeigen  als  die  sogenannten  liberalen  Kreise  des  modern 
sein  wollenden  Parlaments.  Mit  vollem  Rechte  aber  weist  van  Kol  dar- 
auf hin ,  daß  die  Industrialisierung  die  Macht  der  besitzenden  Klassen 
außerordentlich  gestärkt  und  dem  niederen  Volke  kaum  einen  Ersatz  für 
den  vermehrten  wirtschaftlichen  Druck,  unter  dem  es  steht,  geboten  habe. 
Im  Vorwort  zu  meiner  Arbeit  habe  ich  die  Sachlage  kurz  wie  folgt  zu- 
sammengefaßt:  „Nach  Aussagen  des  Finanzministers  Wakatsuki  werden 
35  %  des  Nationaleinkommens  durch  Reichs-  und  Lokalsteuern  absor- 
biert, ohne  daß  auf  dem  in  den  meisten  zivilisierten  Staaten  beschrit- 
tenen  Wege  der  Sozialgesetzgebung  den  unteren  Klassen  ein  teilweises 
Äquivalent  für  die  ausgedehnte  indirekte  Besteuerung  geboten  wird, 
deren  Hauptlast  sie  tragen.  Wachsende  Anforderungen  an  die  wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit  des  Landes  auf  der  einen  Seite,  sich  meh- 
rende Anzeichen  eines  tiefgreifenden  und  weitverbreiteten  Unbehagens 
in  den  mittleren  und  unteren  Schichten  seiner  Bevölkerung  auf  der 
anderen  lassen  nicht  darüber  im  Zweifel,  daß  bald  Remedur  geschaffen 
werden  muß,  wenn  es  nicht  zum  äußersten  kommen  soll."  Diese  Ent- 
wicklung ist  jedenfalls  nichts  weniger  als  vorbildlich,  und  insofern  van 
Kol  dafür  die  kapitalfreundliche  Haltung  der  Regierung  verantwortlich 
machen  will,  verkennt  er  die  natürlichen  Tendenzen  kapitalistischer 
Wirtschaft  geradeso  sehr  wie  er  die  Möglichkeiten  soziahstischer  Produk- 
tionsweise andernorts  (S.  278)  überschätzt,  wenn  er  glaubt,  daß  staat- 
liche Fabriken  ebenso  gut  wie  andere  staatliche  Unternehmungen  flo- 
rieren können.  Die  Erfahrungen  in  Japan,  beispielsweise  mit  den  kaiser- 
lichen Stahlwerken,  mußten  ihn  eher  das  Gegenteil  lehren. 

In  der  Unterabteilung  „Die  Konkurrenz  auf  dem  Weltmarkte" 
verweist  van  Kol  darauf,  daß  vorwiegend  in  der  Herstellung  von  Zünd- 
hölzern, Regenschirmen,  Bier,  Zucker  und  Flechtwerk  die  japanische 
Konkurrenz  sich  auf  dem  Weltmarkte  bemerkbar  mache.  Diese  Zu- 
sammenstellung gibt  nicht  gerade  ein  zur  Nachahmung  verlockendes 
Bild  der  japanischen  Industrieentwicklung,  da  man  weiß,  wie  schlimm 
die  Zustände  in  den  Zündholzfabriken  sind,  daß  Regenschirme  vor- 
wiegend hausindustriell  hergestellt  werden,  ebenso  wie  Flechtwerk, 
und  daß  die  Zuckerindustrie,  wie  van  Kol  andernorts  selbst  hervor- 
hebt,  die   meisten    Skandalaffären    aufzuweisen   hat.     Wenn  van    Kol 
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in  diesem  Zusammenhang  für  die  Fortentwicklung  der  japanischen  In- 
dustriemacht ausländisches  Kapital  fordert  („Japan  muß  kosmopolitisch 
organisiert  werden"),  warum  glaubt  er  dann  auf  Java  ohne  solches  aus- 
kommen zu  können  ?  Er  hätte  sich  auf  den  Philippinen  Rat  darüber 
holen  können,  was  die  Eingeborenen  ohne  amerikanische  Hilfe  kapita- 
listisch zustande  bringen.  Unrichtig  ist  es  auch,  wenn  van  Kol  im  Ver- 
folg sich  darauf  beruft,  daß  alle  Kenner  der  einschlägigen  Verhältnisse 
von  der  glänzenden  Zukunft  der  japanischen  Industrie  überzeugt  seien, 
trotzdem  es  ihr  an  Kapital  fehle  und  die  Arbeitskräfte  minderwertig 
seien.  Aus  meinem  Buch  kann  er  diese  Überzeugung  kaum  geschöpft 
haben  1). 

Der  Hinweis  darauf,  daß  schlechte  Ernten  nun  keine  Hungersnot, 
sondern  lediglich  einen  Aufschwung  des  Einfuhrhandels  in  Lebens- 
mitteln dank  größerer  Kaufkraft  als  Folge  der  Industrieentwicklung 
mit  sich  brächten,  klingt  reichlich  euphemistisch.  Sind  van  Kol  die 
neueren  Hungersnöte  des  Nordens  von  Japan,  beispielsweise  die  von 
1906/07,  bei  seinen  Untersuchungen  vollständig  entgangen  ?  Er  konnte 
darüber  in  meinem  Buche,  S.  202,  Näheres  erfahren.  Warum  erwähnt 
er  die  dort  angeführten  sozialen  Zustände  nicht? 

Nichts  weniger  als  zur  Nachahmung  verlockend  ist  auch  das  Bild, 
das  van  Kol  von  den  japanischen  Staatsschulden,  die  1913  auf  annähernd 
3  Milliarden  Yen  gestiegen  waren,  und  von  der  Besteuerung  entwirft. 
Von  letzterer  ist  schon  die  Rede  gewesen.  Jedenfalls  kann  man  ange- 
sichts des  kummervollen  Daseins  der  japanischen  Arbeiterschaft  den 
,, Triumphzug  des  japanischen  Kapitalismus",  von  dem  van  Kol  sagt, 
daß  er  in  der  "Welt  ohnegleichen  sei,  nicht  ohne  Bitterkeit  verzeichnen. 

Van  Kol  entwirft  denn  auch  in  den  Unterabschnitten  Frauen-  und 
Kinderarbeit,  Arbeitsdauer  und  Arbeitslöhnung,  Ernährung  und  wirt- 
schaftliche Lage,  sowie  Leistungsfähigkeit  der  japanischen  Arbeiter  und 
im  Kapitel  über  die  soziale  Gesetzgebung  ein  düsteres  Bild  ,, industrieller 
Sklaverei",  wie  er  selbst  es  nennt.  Wenn  er  feststellen  muß,  daß  die 
Habsucht  des  japanischen  Kapitalismus  weder  moralische  noch  gesetz- 
liche Schranken  kennt,  warum  glaubt  er  dann  annehmen  zu  dürfen, 
daß  Ähnliches  in  gleichem  Maße  auf  Java  nicht  denkbar  sei  ?  Die  Wege 
des  Kapitals  sind  dieselben  unter  allen  Himmelsstrichen.  Was  van 
Kol  über  das  industrielle  Kasernen  Wesen,  über  Unterernährung,  Ver- 

^)  Die  Art,  wie  van  Kol  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  Quellen  interpretiert,  wird 
durch  meine  Zitierung  an  dieser  Stelle  gekennzeichnet.  Ich  führe  auf  S.  264/55  meines 
Buchesaus:  „Japan  ist  also  wohl  auf  dem  Wege  zum  Industriestaate;  es  beträgt  aber  der  Aus- 
fuhrwert halbfertiger  Waren  immer  noch  mehr  als  der  aller  anderen  zusammengenommen, 
und  der  Anteil  der  Fertigfabrikate  am  Importwerte  geht  seit  Jahren  nur  sehr  allmählich 
zurück,  beides  Zeichen  dafür,  daß  das  Land  der  Quahtätsindustrie  noch  ermangelt."  Van 
Kol  bricht  beim  Strichpunkt  ab!  Dadurch  verkehrt  er  den  Sinn 
meiner  Darlegimgen  ins  Gegenteil. 
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breitung  der  Tuberkulose,  das  Fehlen  sozialer  Gesetze,  die  durch  Steuern 
verteuerte  Lebenshaltung  und  den  Mangel  beruflicher  Organisation  an- 
führt, kann  nur  zur  Warnung  vor  Nachahmung  dienen.  So  ist  es  nicht 
verwunderlich,  wenn  auch  im  Hinblick  auf  van  Kols  These  von  der 
Notwendigkeit  der  Industrialisierung  Javas  bemerkenswert,  daß  er 
wider  Willen  zu  einem  laudator  temporis  acti  wird,  indem  er  das  Ver- 
schwinden der  patriarchalen  Zustände  des  alten  Japans,  die  sich  ver- 
breiternde Kluft  zwischen  Reich  und  Arm,  die  sich  verschlechternden 
Sitten  und  den  im  Anzug  befindlichen  Klassenkampf  bedauert.  Viel- 
leicht wird  aber  gerade  der  letztere  eine  Gesundung  der  unhaltbaren 
Zustände  bringen.  Van  Kol  stellt  denn  auch  zum  Schlüsse,  wie  ich  das 
schon  in  meinem  Buch  hervorgehoben  habe,  fest,  daß  der  Sozialismus 
in  Japan  trotz  rücksichtsloser  und  kurzsichtiger  Unterdrückung  in  allen 
Kreisen  stetig  an  Boden  gewinne. 

Zu  den  im  sechsten  Hauptstück  angeratenen  „Regierungsmaßnah- 
men auf  Java"  kritisch  Stellung  zu  nehmen,  muß  einem  Kenner  der 
javanischen  Industrie  vorbehalten  bleiben.  Es  mag  in  dieser  Hinsicht 
auf  den  von  van  Kol  benutzten  lehrreichen  Aufsatz  von  H.  s' Jacob  in  De 
Indische  Gids,  April  1916,  hingewiesen  werden^).  Auch  eine  jüngst 
von  General  van  Heutsz,  dem  früheren  Generalgouverneur  von  Nieder- 
ländisch-Indien,  in  der  Jahresversammlung  des  Industriellen  Klubs  in 
Amsterdam  gehaltene  Rede  verdient  in  diesem  Zusammenhang  ange- 
führt zu  werden.  Offenbar  im  Hinblick  auf  van  Kols  Propaganda  warnte 
der  General  vor  der  Nachahmung  des  japanischen  Vorbildes  und  schloß 
seine  Rede  wie  folgt:  ,, Kommt  die  Zeit  für  Niederländisch- Indien,  wo 
der  Übervölkerung  und  des  verminderten  Bodenertrages  wegen  die 
Industrialisierung  der  Landesbewohner  zur  Notwendigkeit  wird,  so  d  ü  r  - 
fen  wir  in  keinem  Falle,  wie  von  anderer  Seite  empfohlen, 
Japan    uns    zum  Vorbild    nehmen;    an   Stelle  von  Japan 

muß   Deutschland  unser  Vorbild  werden Im  ganzen 

Archipel  sollte,  da  nun  überall  Ruhe  herrscht,  die  industrielle  Entwick- 
lung angebahnt  werden.  Das  darf  aber  nicht  in  der  Art 
geschehen,  wie  es  von  selten  der  Regierung  be- 
trieben wird,  und  wie  es  anscheinend  weiterhin 
geschehen  soll:  durch  Regierungsbeamte.  Das 
muß  vielmehr  geschehen,  zwar  im  Einvernehmen 
mit  der  Regierung,  abe  r  u  n  t  er  s  a  c  h  ku  n  dig  e  r  Le  i - 
tung  von  Privatleuten.  —  Was  in  erster  Linie  notwendig 
ist,  ist  die  Schaffung  gut  eingerichteter  und  mit  allem  Notwendigen 
versehener  Schiffswerften ;  wenn  möglich  auch  die  Errichtung  von  Hoch- 
öfen und  Walzwerken,  um  das  in  Indien  vorkommende  Eisenerz  an  Ort 
und  Stelle  in  Stahl  und  Eisen  zu  verarbeiten.    Da  gerade  an  der  Ent- 

^)  Fabrieksnijverheid  voor  Nederlandsch-Indig. 
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Wicklung  dieser  Industrie  Land  und  Volk  das  größte  Interesse  haben, 
kann  bestimmt  auf  ihre  Unterstützung  und  vielleicht  auch  auf  eine 
finanzielle  Beteiligung  der  indischen  Regierung  gerechnet  werden,  "i) 

Die  Schlußfolgerungen  des  7.  Hauptstückes  kann  man,  trotz  der 
oben  gerügten  Mängel,  wenn  von  Parteipropaganda  und  Prophezeiungen, 
die  wohl  nicht  wissenschaftlich  ge  wert  et  sein  wollen,  abgesehen  wird, 
wenigstens  soweit  Japan  in  Frage  steht,  als  im  großen  und  ganzen  be- 
rechtigt bezeichnen.  Rückschlüsse  auf  Java  freilich  und  zahlreiche 
Verallgemeinerungen  müssen  auf  das  ihnen  zukommende  Maß  zurück- 
geführt oder  abgelehnt  werden. 

Was  die  Wertung  der  van  Kölschen  Arbeit  im  ganzen  betrifft,  so 
mag  man  dieselbe  unter  den  verschiedensten  Gesichtspunkten  vorneh- 
men, das  Ergebnis  bleibt  stets  wenig  befriedigend:  Als  wissenschaft- 
liche Studie  kann  der  Bericht  wegen  des  Fehlens  einer  systematischen 
Durchdringung  der  Materie  und  eigener  neuer  Forschungsergebnisse, 
sowie  ungenügender  Darstellung  nicht  gelten.  Als  Arbeit  eines 
Praktikers,  die  wertvolle  eigene  Beobachtungen  und  Erfahrungen 
wiedergeben  könnte,  schon  wegen  der  Kürze  des  Studiums  an  Ort  und 
Stelle  und  des  auffallenden  Mangels  an  technischen  Kenntnissen  ebenso- 
wenig. Aber  auch  als  Sammelwerk  ist  die  Arbeit  durchaus  ungenügend 
und  nur  für  den  Fachmann,  der  die  einschlägige  Literatur  schon  kennt, 
von  einigem  Interesse,  für  den  Laien  aber  irreführend  und  wegen  der 
schlechten  Zitierweise  unbrauchbar.  Selbst  als  politische  Propaganda- 
schrift entbehrt  sie  wegen  des  Mangels  an  Logik  der  Überzeugungskraft, 
wenn  sie  auch  reich  ist  an  edlen  Gedanken  und  voll  Mitgefühls  für  das 
Los  der  Eingeborenen 2). 

^)  Was  man  in  dem  umfangreichen  Bericht  van  Kols  schmerzlich  vermißt,  positive 
Angaben,  die  zur  Beurteilimg  des  gegenwärtigen  Standes  der  Industrie  auf  Java  dienen 
können,  bietet  die  Rede  van  Heutsz':  „Bei  einer  Bevölkerung  von  40  Mill.  Seelen  gab  es 
ohne  die  Anlagen,  die  mit  Landwirtschaft  und  Bergbau  zusammenhängen,  auf  Java  am 
I.  Januar  1916  schon  1831  industrielle  Untemehmimgen  mit  85  200  Arbeitern  imd  auf  den 
Außenbesitzungen  3400  Untemehmimgen  mit  40  000  Arbeitern."  Man  vergleiche  damit, 
was  oben  (S.  319)  über  den  Stand  der  japanischen  Industrie  im  Jahre  1887  gesagt  ist. 

*)  Starke  Bedenken  gegen  die  Propaganda  van  Kols  für  eine  IndustriaUsierung 
Niederländisch-Indiens  nach  japanischem  Vorbild  äußerte  I.  W.  Ramaer  schon  in  De 
Indische  Mercuur  vom  3.  Februar  1914.  Er  kommt  bei  Gelegenheit  einer  eingehenden 
Besprechung  meiner  „Japanischen  Industriearbeit"  in  De  Indische  Gids  vom  i.  JuH  1915 
auf  dieselben  zurück,  nachdem  die  Verwahrung  von  Kolonialmännem  wie  Dr.  Kielstra, 
Dr.  Bos,  M.  van  Geims  gegen  die  v£ua  Kol'sche  Sendung  der  holländischen  Regierung 
keinen  Eindruck  gemacht  hatte.  Eine  sehr  herbe  Kritik  des  van  Kol'schen  Berichtes 
aus  der  Feder  van  Geuns'  findet  sich  im  Haager  Nieuwe  Courant  vom  9.  bis  16.  Nov.  1916 
unter  dem  Motto  „Bien  triste  cadeau".  Bei  Gelegenheit  der  Wehrdebatten  in  der  zweiten 
Kammer  ist  auch  der  Kolonialminister  Pleyte  von  der  van  Kol'schen  These  der  ana- 
logen Rasseneigenschaften  der  Japaner  und  Javanesen  abgerückt.  Siehe  den  Bericht 
van  Heekerens  in  De  Indische  Gids  vom  i.  Mai   1917. 
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Der  wünschenswerteste  Zustand  zwischen  Reich  oder  den  einzelnen 
Bundesstaaten  und  den  im  Ausland  lebenden  Deutschen  mag  wohl  der 
sein,  daß  sich  jene  nicht  um  diese  zu  kümmern  haben.  Tritt  der  entgegen- 
gesetzte Zustand  ein,  so  handelt  es  sich  wenigstens  für  den  Regelfall 
um  irgendein  Eingreifen  staatlicher  Hilfe,  das  beim  ruhigen  gleich- 
mäßigen Lauf  der  Dinge  nicht  vonnöten  erscheint  und  irgendeinen  er- 
strebenswerten Zustand  nicht  darstellt.  So  ist  es  wenigstens  im  Frieden. 
Und  im  Kriege?  Nun,  da  geht  der  jetzige  Weltkrieg  wie  auf  so  vielen 
anderen  Gebieten  auch  hier  seine  eigenen  Wege.  Das  Deutsche  Reich 
ist  von  der  Außenwelt  im  großen  und  ganzen  abgeschnitten.  Schon 
die  dura  necessitas,  die  harte  Notwendigkeit  ist  sonach  Anlaß  genug, 
daß  sich  das  Reich,  der  einzelne  Bundesstaat  über  sein  Verhältnis 
zu  den  Angehörigen  im  Auslajid  ausschweigt.  Und  doch  erleidet  auch 
hier  die  Regel  ihre  Ausnahme.  Die  Reichsgesetzblätter,  die  seit  Kriegs- 
beginn erschienen  sind,  enthalten  zwar  herzlich  wenig  Bestimmungen 
über  die  Deutschen  im  Ausland,  einige  sind  aber  doch  vorhanden.  Sie 
sollen  in  Kürze  Betrachtung  finden.  Das  Jahr  1914  setzte  still  ein  und 
verlief,  wenn  man  so  sagen  darf,  für  den  Auslandsdeutschen  weiter  in 
der  Stille.  Nur  zwei  Verordnungen  ergingen ;  sie  hatten  die  Rück- 
berufung von  Deutschen  im  Ausland  zum  Inhalt,  die  zur  Erfüllung  ihrer 
Heerespflicht  ermahnt  wurden.  Es  soll  noch  die  Rede  davon  sein. 
Das  Jahr  1915  brachte  zunächst  eine  Verfügung  des  Reichskanzlers  vom 
13.  März  zur  Ausführung  der  Kaiserl.  Verordnung  über  die  Unter- 
stützung von  Familien  derjenigen  Mannschaften,  die 
im  Herbste  1914  ihre  aktive  Dienstpfhcht  bei  der  Schutztruppe  für 
Deutsch- Süd westafrika  vollendet  haben  und  nicht  entlassen  worden  sind. 
Solche  Famihen  sollen  vom  i.  Oktober  1914  ab  Familienunterstützung 
haben.  Es  wird  mit  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  gerechnet; 
denn    als    in    den    Dienst    eingetreten   sollen   auch  gehen  die   Mann- 
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Schäften  des  Beurlaubtenstandes  der  Schutztruppe,  von  denen  ange- 
nommen werden  kann,  daß  sie  außerhalb  des  Schutzgebietes  bei  einem 
Heeres-  oder  Marineteil  eingetreten  sind.  Ihnen  stehen  gleich  im  Aus- 
land Zurückgehaltene,  aber  zum  Dienst  bei  der  Schutztruppe  Einbe- 
rufene, die  sich  infolge  der  kriegerischen  Ereignisse  nicht  dahin  be- 
geben konnten.  Anspruchsberechtigt  sind  ferner  Familien  der  Mann- 
schaften, die  noch  nicht  militärpflichtig  sind  oder  noch  keine  endgültige 
Entscheidung  über  ihr  Militärverhältnis  haben,  infolge  Aufrufs  des  Land- 
sturms oder  der  Mobilmachung  zum  Kriegsdienst  einbezogen  worden 
sind  oder  als  Kriegsfreiwillige  eintreten.  Niemals  aber  können  Berück- 
sichtigung finden  Angehörige  derjenigen  Kriegsfreiwilligen,  die  das 
17.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet  haben,  femer  niemals  Angehörige 
der  Militärpflichtigen,  die  bei  der  Friedensaushebung  1914  tauglich  be- 
funden und  vorläufig  beurlaubt  worden  waren,  da  sie  jetzt  zur  Einstel- 
lung zwecks  Erfüllung  ihrer  aktiven  Dienstpflicht  herangezogen  werden. 

Die  zu  Unterstützenden  sind  als  Einheit  zu  betrachten.  Eine 
Unterscheidung  dahin,  daß  die  Unterstützung  für  die  Frau  gewährt, 
für  eines  oder  einige  der  Kinder  aber  nicht  gewährt  werde,  ist  unzu- 
lässig. 

Sonst  wäre  aus  dem  Jahre  1915  nur  noch  eine  Verordnung  (vom 
7.  Sept.)  über  die  Beurkundung  der  Sterbefälle  von 
Militärpersonen,  die  im  Inland  weder  einen  Wohnsitz  gehabt  haben 
noch  dort  geboren  sind,  und  eine  Bekanntmachung  (vom  21.  Oktober) 
betreffend  Ausnahme  von  der  Sperre  feindlichen  Vermögens 
(für  besetzte  Gebiete  Rußlands)  zu  erwähnen. 

Im  Nachtrag  zur  Verordnung  vom  3.  August  1914  und  15.  August 
1914  erging  unter  dem  i.  Februar  1916  eine  Verordnung  des  Inhalts, 
daß  alle  im  Ausland  befindlichen  Deutschen,  die  am  30.  Juni  1914  in 
Elsaß-Lothringen  ihren  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt 
hatten  und  nach  diesem  Zeitpunkt  das  Inland  verlassen  haben,  unver- 
züglich in  das  Inland  zurückzukehren  haben  und  sich  bei  der  Grenz- 
polizeistelle melden  sollen,  die  sie  bei  der  Rückkehr  zuerst  erreichen. 
Die  Verordnung  bekam  Rechtskraft  mit  der  Verkündung. 

In  einem  gewissen  Zusammenhang  mit  einer  Verordnung  solchen 
Inhalts  steht  eine  Bekanntmachung,  wie  die  vom  23,  März  1916,  wo- 
nach die  Vorschriften  der  Verordnung  über  Anmeldung  des  im 
Inland  befindlichen  Vermögens  von  Angehörigen  feind- 
licher Staaten  (vom  7.  Oktober  1915)  auf  Vermögen  von  Personen  An- 
wendung finden  sollen,  die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Juli  1913 
die  deutsche  Staatsangehörigkeit  verloren  haben.  Die  Landeszentral- 
behörden bestimmen  das  Nähere  über  die  Anmeldung.  Die  Landes- 
zentralbehörden können  auch  die  Vorschriften  dieses  Absatzes  auf  Aus- 
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landsdeutsche  zur  Anwendung  bringen,  die  einer  vom  Kaiser  ergangenen 
Aufforderung  zur  Rückkehr  nicht  Folge  geleistet  haben.  Solche  Auf- 
forderung erging  mit  der  Verordnung  vom  3.  August  1914,  die  besagte, 
daß  Wehrpflichtige  bis  auf  weiteres  nicht  aus  der  Staatsangehörigkeit 
oder  unmittelbaren  Reichsangehörigkeit  zu  entlassen  sind  und  weiter, 
daß  alle  im  Ausland  Befindlichen,  die  nicht  im  Auslande  zum  militä- 
rischen Dienst  eingestellt  werden  können,  oder  im  Schutzgebiet  nicht 
Verwendung  finden  oder  endlich  im  Falle  einer  Mobilmachung  nicht 
ausdrücklich  von  der  Verpflichtung  zur  Rückkehr  befreit  sind,  sich  un- 
verzüglich in  die  Heimat  zurückzubegeben  oder  bei  dem  Bezirkskom- 
mando, dessen  Bezirk  sie  zuerst  erreichen  können,  sich  zu  melden  haben. 
Jede  Verspätung  ist  glaubhaft  nachzuweisen.  Auch  die  Verordnung 
vom  15.  August  19 14  gehört  hierher,  die  mit  Rechtskraft  vom  Tag  der 
Verkündung  ab  allen  im  Heere,  in  der  Marine  oder  in  sonstigen  Kriegs- 
diensten feindlicher  Mächte  stehenden  Deutschen  anbefiehlt,  sich  un- 
verzüglich in  das  Inland  zurückzubegeben. 

Eine  Bestimmung  erging  ferner  in  den  Anfangstagen  des  Jahres 
1916,  die  in  ihrem  Inhalt  in  den  Zeiten  früherer  Kriege  vergeblich  nach 
einem  Vorbild  sucht,  nämlich  die  über  die  besondere  Unterstützung 
von  Familien  in  den  Dienst  eingetretener  Mann- 
schaften. Zwar,  daß  jeder  Krieg  solche  Unterstützungspflicht  nach 
sich  zieht,  bedarf  nicht  der  Hervorhebung.  Es  sollen  aber  fortan  Unter- 
stützungen nach  dem  Familienunterstützungsgesetz  und  den  Vor- 
schriften der  betr.  Verordnung  im  Bedürftigkeitsfalle  außer  den  Familien 
in  den  Dienst  eingetretener  Mannschaften  und  der  Kriegsfreiwilligen 
auch  die  Familien  der  Reichsangehörigen  beziehen,  die  an  der  Rück- 
kehr aus  dem  Ausland  infolge  feindlicher  Maßnahmen  verhindert  oder 
vom  Feinde  verschleppt  worden  sind.  Bekanntlich  hinderten  die  Re- 
gierungen der  feindlichen  Staaten  sofort  nach  Kriegsbeginn  nicht  nur 
wehrpflichtige,  in  ihren  Grenzen  aufhältliche  Deutsche  an  der  Rückkehr 
in  ihr  deutsches  Vaterland,  sondern  auch  andere;  bei  denen  irgendein 
Dienst  für  des  Vaterlandes  Wohl  mit  der  Waffe  nicht  zu  erwarten  stand, 
mußten  im  Auslande  verbleiben.  Nur  ihren  Angehörigen,  Frauen, 
Kindern,  Greisen  ward  die  Rückkehr  verstattet.  Die  Zahl  der  nach 
der  Bestimmung  der  neuartigen  Unterstützungsberechtigung  unterfallen- 
den Personen  war  sonach  eine  nicht  geringe,  sie  wuchs  auch  ständig 
im  Laufe  der  Zeiten.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  auf  die  Unter- 
stützungsbekanntmachung im  einzelnen  einzugehen.  Hervorgehoben 
sei  nur,  daß  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  den  Familien  der  bezeich- 
neten Personen,  kurz  gesagt  Auslandsdeutschen  dann  nicht  zusteht, 
sofern  sie  infolge  straf  gerichtlicher  Verurteilung  dauernd  unfähig  zum 
Dienst  im  Heere  und  in  der  Marine  sind.    Nur  zu  natürlich  wurde  gerade 
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diese  Bestimmung  von  wohlwollenden,  mit  der  Unterstützung  betrauten 
Lieferungsverbänden  hie  und  da  außer  Acht  gelassen.  Kamen  doch 
die  Flüchtigen  aus  dem  Auslande,  fast  aller  Mittel  entblößt,  ihre  große 
Not  zwang  zu  raschem  Eingreifen,  es  konnte  nicht  immer  vorerst  der 
Strafregisterauszug  über  den  im  Auslande  verbliebenen  Familienältesten 
herbeigezogen  werden. 

Die  Bestimmungen  der  Bekanntmachung  sind,  was  den  Regelfall 
anlangt,  mit  Wirkung  vom  i.  Januar  1916  in  Kraft  getreten,  die  Bestim- 
mung aber,  wonach  ein  Anspruch  auf  Unterstützung  infolge  strafgericht- 
licher Verurteilung  nicht  entsteht,  ist  mit  Wirkung  vom  i.  November 
1914  rückwirkend  in  Kraft. 

Etwas  eigenartig  ist  eine  Bekanntmachung  betreffend  Beförde- 
rung von  Gütern  zwischen  ausländischen  Häfen 
durch  deutsche  Kauffahrteischiffe,  die  am  6.  Juli 
1916  ergangen  ist.  Es  wird  nämlich  jede  Beförderung  von  Gütern 
zwischen  Häfen  des  Auslandes  durch  deutsche  Kauffahrteischiffe  ver- 
boten. Nur  Schiffe,  die  bereits  mit  dem  Laden  begonnen  haben,  dürfen 
ihre  Reise  vollenden.  Wer  als  Reeder  oder  als  Vertreter  eines  Reeders 
dieser  Verordung  zuwiderhandelt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zu  drei  Jahren 
und  mit  Geldstrafe  bis  zu  fünfzigtausend  Mark  oder  mit  einer  dieser 
Strafen  bestraft,  sofern  nicht  nach  anderen  Gesetzen  eine  höhere 
Strafe  verwirkt  ist ;  dem  Reeder  steht  gleich,  wer  ein  ihm  nicht  gehöriges 
Schiff  zum  Erwerbe  durch  die  Seefahrt  für  seine  Rechnung  verwendet. 
Die  Zuwiderhandlung  ist  auch  strafbar,  wenn  ein  Deutscher  sie  im  Aus- 
land begeht  —  ein  Zusatz,  der  sich  nach  dem  allgemeinen  Teil  des 
Strafgesetzbuches  vonnöten  macht.  Fehlte  es  an  der  zusätzlichen  Be- 
stimmung, könnte  nämlich  keine  Strafe  erfolgen.  Der  Zweck  der  Be- 
kanntmachung liegt  auf  der  Hand.  Den  Feinden  Deutschlands  soll  als 
Gegenmaßregel  gegen  ihre  Maßnahmen  der  Handel  ebenfalls  auf  jede 
mögliche  Weise  erschwert  werden.  Die  Verordnung  ist  am  12.  Juli 
1916  in  Kraft  getreten.  Der  Reichskanzler  wird  es  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit in  der  Hand  haben,  zu  sagen,  wann  und  in  welchem  Um- 
fange sie  wieder  außer  Kraft  treten  soll. 

Auf  Grund  des  §  i  Abs.  2  Satz  i  der  Bekanntmachung  über  die 
Geltendmachung  von  Ansprüchen  von  Personen, 
die  im  Ausland  ihren  Wohnsitz  haben,  vom  7.  August 
1914,  ist  weiter  durch  Bekanntmachung  vom  31.  Juli  1916  zur  Beseiti- 
gung obwaltender  Zweifel  eine  Ausnahme  von  den  Vorschriften  im  §  i 
Abs.  I  der  Bekanntmachung  insoweit  zugelassen,  als  es  sich  um  die 
Geltendmachung  vermögensrechtlicher  Ansprüche  vor  dem  Reichsgericht 
in  Sachen  handelt,  die  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterliegen. 

Daß    auch   die    Bekanntmachung    betreffend     Verträge     mit 
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feindlichen  Staatsangehörigen  vom  i6.  Dezember  1916, 
die  sich  einmal  auf  die  Auflösung  von  Verträgen  aus  Gründen  der  Ver- 
geltung, das  andere  Mal  auf  Rechtsstreitigkeiten  über  Verträge  mit 
feindlichen  Staatsangehörigen  bezieht,  auf  Auslandsdeutsche  Bezug 
haben  kann,  ist  schon  aus  dem  Wortlaut  ihres  §  5  ersichtlich.  Dort 
heißt  es:  Einem  Deutschen  im  Sinn  der  Bekanntmachung  stehen  ju- 
ristische oder  Handelsgesellschaften  anderer  Art  gleich,  die  im  Inland 
oder  in  den  Schutzgebieten  ihren  Sitz  haben.  Andererseits  werden  den 
Angehörigen  eines  feindlichen  Staates  gleichgestellt:  Naturliche  Per- 
sonen, die  in  dem  feindlichen  Staate  ihren  Wohnsitz  oder  ihre  gewerb- 
liche Hauptniederlassung  haben  —  juristische  Personen  und  Handels- 
gesellschaften anderer  Art,  die  in  dem  feindlichen  Staat  ihren  Sitz 
haben  —  Handelsgesellschaften  anderer  Art,  die  im  sonstigen  Ausland 
ihren  Sitz  haben,  wenn  an  ihnen  feindliche  Staatsangehörige  oder, 
soweit  es  sich  um  Anwendung  des  §  i  (Auflösung  eines  Kauf-  bzw. 
Lieferungsvertrags)  handelt,  Angehörige  der  Staaten  Großbritannien 
und  Irland,  Frankreich  und  Itahen  (mit  auswärtigen  Besitzungen) 
überwiegend  beteiligt  sind. 

Immer  mehr  aber  machte  sich  das  Bedürfnis  geltend,  für  deutsche 
Staatsangehörige  im  Ausland  Sorge  zu  tragen.  Da  galt  es  u.  a.  auch, 
über  Geburts-  und  Sterbefälle  Deutscher  im  Aus- 
lande und  deren  Beurkundung  Bestimmungen  zu  treffen. 
Sind  nämlich  während  des  gegenwärtigen  Krieges  Deutsche  in  die  Ge- 
walt des  Feindes  geraten  und  in  das  Ausland  verbracht  worden,  so 
können  Geburten  und  Sterbefälle,  die  sich  vor  der  Rückkehr  in  das 
Inland  ereignet  haben,  durch  einen  deutschen  Standesbeamten  beur- 
kundet werden.  Im  Zweifel  findet  das  deutsche  Personenstandsgesetz 
Anwendung.  Nach  der  Bekanntmachung  ist  jede  Geburt  durch  den 
Standesbeamten  einzutragen,  in  dessen  Bezirk  der  Verstorbene  vor  der 
Verbringung  in  das  Ausland  seinen  Wohnsitz  hatte.  Ist  die  Zu- 
ständigkeit eines  Standesbeamten  nicht  gegeben  oder  nicht  festzustellen, 
so  erfolgt  die  Eintragung  durch  einen  Standesbeamten,  den  der  Reichs- 
kanzler bestimmt.  Eine  Verpflichtung  zur  Anzeige  besteht  nicht,  anderer- 
seits ist  jeder  zu  solcher  berechtigt,  der  an  der  Beurkundung  glaub- 
haftes Interesse  nachweisen  kann.  Vor  der  Beurkundung  muß  der 
Standesbeamte  den  Sachverhalt  ermitteln,  ist  daher  befugt,  die  Vor- 
legung von  Beweisstücken,  tatsächliche  Auskünfte  zu  verlangen,  kann 
eidesstattliche  Versicherungen  fordern,  auch  durch  Geldstrafen  (bis 
15  Mk.)  zur  Erfüllung  der  Pflichten  anhalten,  auch  Amtsgerichte  um 
die  Vernehmung  und  Beeidigung  von  Personen  ersuchen.  Niemals  darf 
er  eine  Eintragung  bewirken,  ohne  die  Genehmigung  der  Aufsichts- 
■behörde  herbeizuziehen.      Die   Aufsichtsbehörde   kann   aber   auch   die 
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Ermittelungen  selbst  übernehmen.  Der  Reichskanzler  kann  die  Verord- 
nung auf  die  Schutzgebiete  ausdehnen,  kann  sie  weiter  auf  alle  Deutsche, 
die  während  des  Krieges  im  Auslande  festgehalten  werden,  zur  Anwen- 
dung bringen,  erläßt  auch  Ausführungsbestimmungen  zur  Verordnung, 
die,  nebenbei  gesagt,  an  den  Verrichtungen  der  Standesbeamten  in 
bezug  auf  Militär-  und  Marinepersonen,  die  ihr  Standquartier  gewechselt 
haben  usw.,  nichts  ändern  soll.  Der  Reichskanzler  allein  soll  wiederum 
darüber  befinden,  von  welchem  Zeitpunkte  an  Eintragungen  auf  Grund 
der  Verordnung  nicht  mehr  zulässig  sein  sollen. 

An  den  Reichskanzler  bzw.  das  Reichsamt  des  Innern  erging  unter 
dem  i6.  September  1916  auf  den  Bericht  vom  9.  Septemiber  1916  eine 
Allerhöchste  Verordnung  auf  Grund  des  §  71  des  Reichsmilitärgesetzes 
vom  2.  Mai  1874  und  des  Artikel  II  §  36  des  Gesetzes,  betreffend  Änderun- 
gen der  Wehrpflicht,  vom  11.  Februar  1888  —  in  Erweiterung 
der  Festsetzungen  der  deutschen  Wehr  Ordnung 
aus  Anlaß  des  Krieges.  Alle  im  Ausland  sich  aufhaltenden  Wehrpflich- 
tigen sind  verpflichtet,  sich  bei  der  für  sie  zuständigen  deutschen  Aus- 
landsvertretung zu  melden,  auch  wenn  sie  bisher  ausgemustert  oder 
vom  Dienste  im  Heer  oder  in  der  Marine  zurückgestellt  waren.  Die  ärzt- 
liche Untersuchung  auf  Kriegsbrauchbarkeit  darf  im  Ausland  erfolgen. 
Auf  Grund  des  Ergebnisses  dieser  Untersuchungen  wird  die  Entschei- 
dung über  die  Kriegsbrauchbarkeit  der  Militärpflichtigen  und  unaus- 
gebildeten  Landsturmpflichtigen  im  Wege  der  außerterminlichen  Mu- 
sterung getroffen.  Vom  Reichskanzler  sind  Ausführungsbestimmun- 
gen am  20.  September  1916  erlassen  worden.  Danach  sind  die  Wehr- 
pflichtigen gebunden,  sich  unverzüglich  bei  der  für  ihren  Bezirk  zustän- 
digen deutschen  Auslandsvertretung  unter  näherer  Angabe  ihrer  Adresse 
und  ihres  Berufes,  sowie  unter  Vorlage  etwaiger  Militärpapiere  münd- 
lich oder  schriftlich  anzumelden,  auch  Wohnungsveränderungen  mit- 
zuteilen. Wehrpflichtige,  die  sich  der  Anmeldung  bei  der  deutschen 
Auslandsvertretung  oder  der  Gestellung  zur  ärztlichen  Untersiibhung 
entziehen,  sind  den  zuständigen  heimatlichen  Behörden  zur  weiteren 
Veranlassung  namhaft  zu  machen,  die  Berufskonsuln  aber  werden  er- 
mächtigt, Zurückstellungen  von  der  Einberufung  nach  näherer  Anord- 
nung der  Heeresverwaltung  zu  genehmigen. 

Die  ärztliche  Untersuchung  der  Wehrpflichtigen  findet  möglichst 
am  Sitze  der  Auslandsvertretung  oder  an  Orten  statt,  die  von  den  Berufs- 
konsuln bestimmt  werden.  Unter  Umständen  erfolgt  Mitteilung  an  die 
Ersatzkommission  Berlin  behufs  Entscheidung  über  die  Tauglichkeit 
(außerterminliche  Musterung). 

Für  die  Auslandsdeutschen  wird  wesentlich  auch  die  zwar 
nicht    lediglich  für   sie    bestimmte,    aber  immerhin    mit    maßgebende: 
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Verordnung  über  anderweite  Regelung  der  Paßpflicht  (vom 
21.  Juni  1916).  Danach  hat  jeder,  der  aus  dem  Ausland  in  das  Reichs- 
gebiet eintritt,  mag  er  Deutscher  sein  oder  nicht,  sich  durch  einen  Paß 
über  seine  Person  auszuweisen.  Ausnahmen  gelten  nur,  soweit  der  Reichs- 
kanzler auch  andere  amtliche  Papiere  (Paßersatz)  als  genügenden  Ausweis 
zuläßt,  oder  soweit  militärische  Befehlshaber  —  stellvertretender  General- 
stab der  Armee,  Admiralstab  der  Marine,  Oberkommandos,  stellver- 
tretende Generalkommandos,  Marinestationskommandos  —  Ausnahmen 
gestatten.  Die  Regelung  der  Paßpflicht  ist  wesentlich  strenger  als  früher. 
So  werden  Familienpässe  künftig  nicht  mehr  ausgestellt.  Auch  Kinder 
unter  12  Jahren,  die  die  Grenze  überschreiten,  bedürfen  eines  amtlichen 
Ausweises  über  Namen,  Wohnort  und  Alter,  Personen  über  12  Jahre  stets 
eines  selbständigen  Passes.  Jeder  deutsche  Paß  muß  mit  einer  amtlichen 
Bescheinigung  darüber  versehen  sein,  daß  der  Paßinhaber  tatsächlich 
die  durch  die  Photographie  dargestellte  Person  ist  und  die  Unterschrift 
eigenhändig  vollzogen  hat,  die  amtliche  Bescheinigung  muß  von  der  zu- 
ständigen deutschen  Paß-  oder  Polizeibehörde  oder  von  dem  deutschen 
Berufskonsul  oder  Gesandten  ausgestellt  sein.  Jeder  Paß  bedarf  vor  dem 
jedesmaligen  Grenzübertritte  des  Sichtvermerks  der  zuständigen  deut- 
schen Behörde.  Für  die  Ausstellung  des  Sichtvermerks  sind  zuständig, 
wenn  der  Paß  zur  Hinreise  in  das  Reichsgebiet  verwendet  werden  soll, 
der  deutsche  Berufskonsul  oder  Gesandte  und  zwar  bei  Paßinhabern, 
die  im  verbündeten  oder  neutralen  Ausland  einen  Wohnsitz  oder  dauern- 
den Aufenthalt  haben,  der  für  den  Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort  zustän- 
dige Konsul  oder  Gesandte,  bei  Paßinhabern,  die  im  feindlichen  Ausland 
einen  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt  haben,  oder  die  ihre  Reise 
außerhalb  Europas  angetreten  oder  auf  der  Reise  ein  feindliches  oder 
vom  Feinde  besetztes  Land  berührt  haben,  der  Konsul  oder  Gesandte 
in  dem  Lande,  von  dem  aus  der  Grenzübertritt  erfolgen  soll,  bei  Paß- 
inhabern, die  im  Ausland  einen  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt 
nicht  haben,  der  Konsul  oder  Gesandte  in  dem  Lande,  von  dem  aus  die 
Reise  angetreten  werden  soll.  Die  Ausstellung  der  Sichtvermerke  ist 
abhängig  von  der  ausreichenden  und  einwandfreien  Feststellung  der  Not- 
wendigkeit der  Reise  und  der  weiteren  Feststellung,  daß  der  Zweck  der 
Reise  den  öffentlichen  Interessen  nicht  zuwiderläuft. 

Versagung  der  Ausstellung  des  Sichtvermerkes  hat  zu  erfolgen, 
wenn  der  Reise  gesetzliche  Hindernisse  entgegenstehen,  wenn  die  Reise 
eine  Gefahr  für  die  öffentliche  Sicherheit  bedeuten  würde,  wenn  durch 
die  Reise  allgemeine  wirtschaftliche  Interessen  geschädigt  würden,  wenn 
der  Verdacht  besteht,  daß  eine  Ausreise  (das  kommt  auch  hier  für  die 
Auslandsdeutschen  in  Frage)  aus  dem  Reichsgebiet  in  der  Absicht  vor- 
genommen werden  soll,  Vermögen  der  Steuerpflicht  zu  entziehen.     Ist 
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der  Sichtvermerk  zur  Hinreise  auszustellen,  so  muß  er  die  deutsche 
Grenzeingangsstelle,  den  Zeitraum,  innerhalb  dessen  die  Hinreise  erfolgen 
muß,  das  Reiseziel  unter  Hervorhebung  der  im  Inlande  aufzusuchen- 
den Orte  oder  örtlichkeiten,  den  Reisezweck,  Dauer  des  Aufenthalts  im  In- 
land und  sofern  der  Paßinhaber  keinen  Wohnsitz  oder  dauernden  Aufenthalt 
im  Inlande  hat,  in  der  Regel  mindestens  zwei  Deutsche  oder  zwei  deutsche 
Firmen,  die  im  Inland  aufgesucht  werden  sollen,  angeben.  Für  die  Schiffs- 
besatzung, den  Seeschiffssichtvermerk  gilt  die  Besonderheit,  daß,  wenn 
der  Paß  zur  Hinreise  in  einem  deutschen  Hafen  an  Bord  eines  Schiffes 
verwendet  werden  soll,  neben  dem  sonst  zuständigen  Berufskonsul 
oder  Gesandten  der  deutsche  Berufskonsul  oder  Gesandte  in  dem  Lande, 
von  dem  aus  der  Paßinhaber  die  Fahrt  antritt,  zuständig  ist.  Ist  die  Be- 
schaffung des  Sichtvermerks  bei  einem  deutschen  Berufskonsul  oder 
Gesandten  für  den  Paßinhaber  besonders  erschwert  (weite  Entfernung 
vom  Sitze  des  Konsuls  usw.),  so  kann  der  Sichtvermerk  bei  der  zustän- 
digen Behörde  des  ersten  deutschen  Hafenortes,  den  das  Schiff  bestim- 
mungsgemäß anläuft,  nachgeholt  werden. 

Daß  aber  mit  all  den  Bekanntmachungen  zugunsten  der  Auslands- 
deutschen die  Sorge  für  sie  nicht  abgetan  ist,  dafür  zum  Beleg  ein  Vor- 
kommnis aus  dem  Reichstag.  Es  richteten  die  Abgeordneten  Dr.  H  e  c  k  - 
scher,  Dr.  Stresemann  und  Zimmermann  eine  Anfrage 
an  den  Reichskanzler,  deren  Inhalt  aus  der  gegebenen  Antwort  hervorgeht. 
Letztere  ging  dahin,  daß  den  im  feindlichen  Auslande  zu  Schaden  ge- 
kommenen Deutschen  die  Hilfe  des  Reiches  nach  folgenden  Grundsätzen 
gewährt  werde,  i.  Für  die  durch  den  Krieg  in  Not  geratenen  Deutschen, 
die  sich  noch  im  feindlichen  Ausland  befinden,  wird  eine  umfassende 
Fürsorge  durch  die  dortigen  Vertretungen  der  mit  dem  Schutze  der 
Deutschen  betrauten  neutralen  Mächte  ausgeübt.  Diesen  sind  hierzu 
unbeschränkte  Kredite  eingeräumt  worden;  so  werden  in  Rußland  zur 
Zeit,  abgesehen  von  der  Gewährung  warmer  Winterkleidung,  monatlich 
1 300000  Rubel  gezahlt,  eine  Summe,  die  (die  Antwort  erging  Ende  Dezember 
1916)  in  Zukunft  eine  beträchthche  weitere  Steigerung  erfahren  dürfte. 
2.  Die  Fürsorge  für  die  aus  dem  feindlichen  Ausland  heimgekehrten 
Deutschen  liegt,  soweit  sie  mittellos,  in  den  Händen  einer  Abteilung 
des  Zentralkomitees  der  deutschen  Vereine  vom  Roten  Kreuz  in  Berlin. 
Das  Reich,  ebenso  die  Bundesstaaten,  ist  dabei  mittelbar  durch  namhafte 
Zuwendungen  an  das  Zentralkomitee  beteiligt.  Für  die  aus  England, 
Frankreich  und  Rußland  zurückgekehrten  Reichsdeutschen  bestehen 
außerdem  in  Zusammenhang  mit  den  von  diesen  Rückwanderern  ge- 
gründeten Ausschüssen  zur  Wahrnehmung  gemeinsamer  Interessen 
besondere  Hilfs-  und  Darlehnskassen,  die  gleichfalls  vom  Reiche  finanziell 
und  zwar  durch  die  Eröffnung  von  Bankkrediten  sowie  durch  die  Über- 
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nähme  einer  Gewähf  für  die  Rückzahlung  der  gegebenen  Darlehne  unter- 
stützt werden.  3.  Hinsichtlich  der  den  Deutschen  im  feindlichen  Ausland 
durch  völkerrechtswidrige  Maßnahmen  unserer  Gegner  zugefügten  Schäden 
betrachtet  es  die  Reichsleitung  als  eine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben,  bei 
den  Friedensverhandlungen  auf  möglichste  Schadloshaltung  der  Be- 
teiligten durch  den  schuldigen  Staat  hinzuwirken.  Ob  die  Feststellung 
oder  Begleichung  solcher  Schäden  zur  Einbringung  einer  deutschen 
Gesetzesvorlage  Anlaß  geben  wird,  läßt  sich  voraussichtlich  erst  nach 
Abschluß  der  Friedensverhandlungen  übersehen.  Inzwischen  ist  Vor- 
sorge getroffen,  soweit  es  die  Verhältnisse  zulassen,  die  Schäden,  die 
deutschen  Zivilpersonen  in  Feindesland  an  ihrem  Eigentum  oder  an 
Leib  und  Leben  durch  Gewalttätigkeit  der  Bevölkerung  oder  der  Be- 
hörden zugefügt  worden  sind,  festzustellen,  auch  alles  in  Feindesland 
befindliche  deutsche  Vermögen,  das  gefährdet  erscheint,  aufzuzeichnen. 
2^ntralstelle  hierfür  ist  der  ,, Reichskommissar  zur  Erörterung  von 
Gewalttätigkeiten  gegen  deutsche  Zivilpersonen  in  Feindesland". 

Die  erwähnte  Abteilung  des  Roten  Kreuzes  arbeitet  in  Verbindung 
mit  einzelnen  über  das  Reich  zerstreuten  Hilfsstellen.  Welche  Arbeit 
hier  im  einzelnen  geleistet  wird,  davon  gibt  —  um  ein  Beispiel  heraus- 
zugreifen —  der  Jahresbericht  der  Cölner  Hilfsstelle  für  die  aus  Feindes- 
land ausgewiesenen  Deutschen  und  Österreicher  ein  anschauliches  Bild. 
Zwar  sind  im  Laufe  des  Krieges  der  Massenandrang  der  ersten  Wochea 
und  Monate,  die  sich  überstürzenden,  rasch  wechselnden  Verfügungen 
der  Behörden  und  militärischen  Stellen  von  einem  gleichmäßigen  Ge- 
schäftsgange abgelöst  worden,  manches,  so  die  Rückkehr  von  Flücht- 
lingen aus  Belgien,  ließ  sich  einfacher  erledigen  als  vordem,  immerhin 
gab  es  noch  genug  zu  tun,  und  im  Jahresbericht  tritt  die  wohl  nicht  un- 
begründete Klage  auf,  daß  es  schmerzhch  empfunden  worden  sei,  wegen  der 
beschränkten  Mittel  viele  Unterstützungs-  und  Darlehnsgesuche,  auch 
wenn  sie  begründet,  ablehnen  zu  müssen. 

Es  wurde  regelmäßig  versucht,  von  den  Darlehnsnehmern  Tilgung 
der  Schuld  zu  erlangen,  leider  zumeist  ohne  Erfolg;  auch  nach  dem 
Kriege  wird  der  größte  Teil  der  hier  aufgewendeten  Summen  als  ver- 
loren zu  gelten  haben.  Die  Verschaffung  von  Arbeitsgelegenheit  wurde 
versucht,  oft  mit  wenig  Erfolg.  Nicht  jeder  Kaufmann,  nicht  jede 
Frau  aus  den  besseren  Ständen  können  auf  die  Arbeit  in  Fabriken  ver- 
wesen werden,  zumal  die  Körperkräfte  hierzu  meist  nicht  ausreichen. 
An  allen  Wohltätigkeitseinrichtungen  haben  die  Flüchtlinge  öster- 
reichischer Herkunft  gleichen  Anteil  gehabt,  ihre  Zahl  hat  indes  im 
letzten  Jahre  bedeutend  nachgelassen.  Insgesamt  sind  in  Cöln  bis  August 
1916  etwa  4000  neuangekommene  Flüchtlinge  unterstützt  worden,  dar- 
unter mehr  als  die  Hälfte  aus  Belgien,  etwa  500  aus  Frankreich,  300 
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aus  England,  150  aus  Rußland,  200  aus  dem  Grenzgebiet,  300  aus  Ita- 
lien, der  Türkei,  Holland,  Amerika  usw. 

An  Unterstützungen  wurden  in  der  gleichen  Zeit  über  70  000  Mk. 
gezahlt,  daneben  wurden  an  30  Familien  freie  ärztliche  Behandlung 
und  Medikamente  aus  der  städtischen  Apotheke  gewährt.  Dabei  sind 
hier  nur  die  für  die  Flüchtlinge  durch  das  Zentralkomitee  vom  Roten 
Kreuz  und  die  Stadt  Cöln  gezahlten  Summen  berechnet  worden;  un- 
berechnet die  Leistungen  der  Cölner  Hilfsstelle,  die  sich  auch  noch  auf 
loiapp  27  000  Mk.  belaufen.  Die  Zahl  der  in  jedem  Monate  unterstützten 
Personen,  die  im  Dezember  1915  auf  etwa  600  gewachsen  war,  ist  bis 
zum  August  igi6  auf  etwa  400  gefallen. 

Geschlossen  sei  die  Übersicht  mit  einer  Bekanntmachung  aus  dci 
letzten  Zeit,  nämlich  dem  3.  Februar  1917.  Sie  bezieht  sich  auf  die 
Stundungsvorschrift  des  Zahlungsverbots  gegen 
Rußland  (bzw.  England)  und  ist  für  die  Fälle  bewilligt,  daß  der  An- 
spruch einer  natürlichen  Person  zusteht,  die  in  den  gegenwärtigen  Ge- 
bieten des  Generalgouvernements  Warschau  oder  des  k.  k.  Militärgou- 
vernements in  Lublin  ihren  "Wohnsitz  und  in  diesen  Gebieten  oder  im 
Inland  ihren  gegenwärtigen  Aufenthalt  hat  —  ferner  auf  den  Fall,  daß 
der  Anspruch  einer  juristischen  Person  zusteht,  die  in  den  gegenwär- 
tigen Gebieten  (wie  bezeichnet)  ihren  Sitz  und  in  diesen  Gebieten  oder 
im  Inlande  ihre  gegenwärtige  Verwaltung  hat.  Die  Ausnahmebewilli- 
gung gilt  nicht  für  Fälle,  wo  die  natürliche  oder  juristische  Person  die 
Forderung  erst  nach  Erklärung  des  Kriegszustandes  zwischen  dem 
Deutschen  Reiche  und  Rußland  von  einem  Dritten  erworben  hat. 


Literatur. 

Einzelbesprechungen  und  Anzeigen*). 

1.  AllgemGine  Bibliographien,  Sammelwerke,  allgemeine  Nach- 

sdilagewerke  und  Lehrbücher,  allgemeine  Theorie,  Methodik  und 

Systematik,  allgemeine  Zeitschriften,  Unterrichtsfragen. 

Brentano,  Lujo,  Die  Anfänge  des  modernen  Kapitalis- 
mus. Festrede,  gehalten  in  der  öffentlichen  Sitzung  der  K.  B.  Akademie 
der  Wissenschaften  am  15.  März  1913.  Nebst  drei  Exkursen.  München 
1916.  Verlag  der  K.  B.  Akademie  der  Wissenschaften.  In  Kommission 
des  G.  Franzschen  Verlages  (J.  Roth).     199  S.     M  8, — . 

Die  Schrift  enthält  auf  S.  7 — 49  den  erweiterten  Text  einer  bereits 
1913  gehaltenen  Festrede;  der  ganze  Rest  entfällt  auf  drei  (eigentlich  fünf) 
Exkurse:  I.  Über  Begriff  und  Wandlungen  der  Wirtschaftseinheit.  II.  Über 
den  vierten  Kreuzzug.  Der  III.  Exkurs,  der  mehr  als  die  Hälfte  des  ganzen 
Buches  ausmacht,  besteht  aus  drei  selbständigen  Abhandlungen:  i.  Handel 
und  Kapitalismus,  2.  Puritanismus  und  Kapitalismus,  3.  Judentum  und 
Kapitalismus.  Über  ihre  Entstehung  sagt  der  Verf.  in  dem  vom  März  1916 
datierten  Vorwort:  ,, Angesichts  der  vielen  Abweichungen  von  herrschenden 
Anschauungen,  die  die  Festrede  enthält,  wollte  ich  sie  nicht  ohne  die  Be- 
weise drucken  lassen,  welche  diese  Abweichungen  rechtfertigen.  Dazu 
gehörte  nicht  nur  urkundliches  Material;  es  war  dazu  nötig,  noch  weitere 
Abhandlungen  zu  schreiben,  teils  um  die  Gedankengänge  meines  Vortrags 

^)  Zur  Beadltung :  Die  Literatur  dieser  Zeitschrift  berücksichtigt  vornehmlich  solche 
.\rbeiten,  die  insgesamt  weltwirtschaftliche  Untersuchungen  zum  Gegenstand  haben.  Es 
linden  jedoch  auch  diejenigen  Schriften  Aufnahme,  welche  sich  nur  in  einzelnen  Teilen  mit 
weltwirtschafthchen  Beziehungen  befassen.  Dasselbe  gilt  von  literarischen  Erscheinungen 
aus  dem  Gebiet  der  vergleichenden  Volkwirtschaftslehre.  Die  Besprechungen  erscheinen  in 
deutscher,  englischer  oder  französischer  Sprache.  Die  Herren  Mitarbeiter  können  sich  aber 
einer  beliebigen  anderen  europäischen  Sprache  bedienen,  sofern  sie  mit  deren  Übersetzung 
einverstanden  sind.  Die  der  Redaktion  zugegangenen,  für  das  Archiv  geeigneten  Druck- 
schriften werden  sofort  mit  ihrem  genauen  Titel  aufgeführt,  wobei  in  geeigneten  Fällen  eine 
Inhaltscmgabe  mit  kurzer  Charakteristik  erfolgt.  Darüber  hinaus  kann  eine  Gewähr  für  die 
Besprechung  der  Bücher,  auch  wenn  diese  eingefordert  sind,  nicht  übernommen  werden. 
In  der  gesamten  Literaturübersicht  werden  nur  solche  Druckschriften  aufgeführt,  die  der 
Redaktion  vorgelegen  haben.  Eingereichte  Bücher,  die  dem  Spezialgebiet  des  Archivs  (in 
dem  oben  begrenzten  Umfange)  fernliegen,  bleiben  auch  im  Titelverzeichnis  unberücksichtigt ; 
sie  werden  den  Verlegern  jedoch  zurückgeschickt. 
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verständlicher  zu  machen,  teils  um  entgegenstehende  Anschauungen  zu 
widerlegen.  Das  hat  sehr  viel  Arbeit  notwendig  gemacht.  Die  großen  An- 
sprüche, welche  die  Lehrtätigkeit  an  der  Münchener  Universität  an  die  Zeit 
des  Lehrers  stellt,  haben  es  mir  unmöglich  gemacht,  diese  Arbeit  neben  meiner 
Lehrtätigkeit  zu  bewältigen,  zumal  seit  Ausbruch  des  Krieges  noch  andere 
zeitraubende  Anforderungen  an  mich  herangetreten  sind.  Ich  habe  daher 
für  die  Dauer  des  verflossenen  Wintersemesters  Urlaub  genommen  und  biete 
in  dem  Vorliegenden  das  Ergebnis  meiner  Arbeiten  während  desselben." 

In  der  Sache  handelt  es  sich  im  wesentUchen  tun  eine  Polemik  gegen 
Sombart  (in  einem  Abschnitt  um  eine  solche  gegen  Max  Weber). 
Das  tritt  nicht  so  sehr  in  der  Akademierede,  sehr  stark  aber  in  den  Exkursen 
hervor.  Sombarts  großes  Werk  „Der  moderne  Kapitalismus"  (die  2. 
Auflage  hat  Brentano  natürlich  noch  nicht  berücksichtigen  können) 
wird  als  Ganzes  noch  verhältnismäßig  anerkennend  beurteilt.  „Das  Werk 
ist  trotz  seiner  vielen,  zum  Teil  schreienden  Geschmackswidrigkeiten  augen- 
scheinHch  die  Frucht  außerordentlich  fleißiger  und  umfassender  Studien 
eines  sehr  begabten  Mannes"  (S.  78).  Mit  ganz  besonderer  Schärfe  aber 
wendet  sich  Brentano  gegen  Sombarts  Buch  ,,Die  Juden  und 
das  Wirtechaftsleben".  Von  ihm  sagt  er:  „Dieses  Sombart  sehe  Buch 
ist  eine  der  betrüblichsten  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  deutschen 
Wissenschaft.  Schon  sein  Buch  von  1902  hat  über  das,  was  die  Quellen  be- 
sagen, nicht  selten  mit  der  größten  Willkür  geschaltet,  um  sie  mit  seinen 
Lehren  in  Übereinstimmung  zu  bringen.  Sein  Buch  von  191 1  zeigt  diese 
Willkür  in  gesteigertem  Maße.  Das  Buch  ist  voll  der  Frivolitäten  eines  sich 
als  Übermensch  fühlenden  übermütigen,  der  die  Seifenblasen  seiner  Laune 
dem  durch  GeLstreicheleien  verblüfften  Leser  mit  souveräner  Verachtung 
ins  Gesicht  bläst  und  dazu  von  ihm  verlangt,  daß  er  seine  Einfälle  als  ,un- 
widerlegHch  richtige'  wissenschafthche  Sätze  annehme"  (S.  159  f.).  Gar 
nicht  erwähnt  werden  merkwürdigerweise  Sombarts  Bücher  ,, Krieg 
und  Kapitalismus"  (1913)  und  „Der  Bourgeois"  (1913),  trotzdem  sie  sich 
mit  dem  von  Brentano  besonders  hervorgehobenen  Punkte  berühren. 
(Vgl.  in  dem  Buche  „Der  Bourgeois"  die  Abschnitte  S.  77  ff. :  Der  Kriegs- 
zug und  S.  90  ff. :  Die  Freibeuter.) 

Wenn  man  die  Anfänge  des  modernen  „Kapitalismus"  darlegen  will, 
wenn  man  also  diesen  in  den  verschiedenartigsten  Bedeutungen  gebrauchten 
Ausdruck  (vgl.  dazu  meinen  Aufsatz  „  PCapitalismus"  in  den  Jahrbüchern 
für  Nationalökonomie  und  Statistik  Bd.  107,  S.  433  ff.)  zum  Ausgangspunkt 
der  Betrachtungen  macht,  dann  hat  man  zum  mindesten  die  Pflicht,  klipp 
und  klar  zu  sagen,  was  man  darunter  versteht ;  denn  wenn  das  unklar  bleibt, 
hängt  natürlich  die  ganze  Beweisführung  in  der  Luft.  Brentano  erkennt 
nun  eine  solche  Verpfüchtung  an.  Er  sagt  S.  7:  „Um  die  Frage  nach  den 
Anfängen  des  Kapitalismus  zu  beantworten,  gilt  es  vor  allem  festzustellen, 
was  man  darunter  versteht".  Er  beginnt  dann:  „Der  moderne  Kapitalismus 
ist  im  Gegensatz  zur  feudalen  Wirtschaftsordnung  erwachsen".  Darauf 
folgt  S.  8 — 12  eine  Schilderung  dieser  feudalen  Wirtschaftsordnung,  und 
dann  fährt    Brentano    fort: 


Literatur.  ■sog 

,,Im  völligen  Gegensatz  hierzu  steht  die  kapitalistische  Wirtschafts- 
ordnung. In  ihr  hat  statt  des  Landes  die  führende  Rolle  das  Geld.  Es  ist 
das  Hauptproduktionsmittel  geworden.  Nicht  als  ob  Kapital  identisch  wäxe 
mit  Geld.  Abcr[l]  man  produziert  nicht  mehr  ausschheßlich  für  den  Eigen- 
bedarf. Oft  produziert  man  gar  nicht  mehr,  was  zur  Befriedigung  der  eigenen 
Bedürfnisse  dient.  Man  produziert  ganz  oder  teilweise  für  den  Verkauf. 
Ebenso  verbraucht  jeder  nicht  nur  das,  was  er  selbst  produziert  hat;  ein 
jeder  erhält,  was  er  braucht,  in  wachsendem  Slaße  gegen  Geldzahlung,  nicht 
bloß  die  Sachgüter  und  Dienste,  die  er  für  persönliche  Zwecke,  sondern 
auch  die,  welche  er  zu  weiterer  Produktion  nötig  hat.  Daher  werden  die 
Güter  nicht  mehr  mit  Rücksicht  auf  ilire  technischen  Eigenschaften  ins 
Auge  gefaßt,  sondern  als  Verkörperung  von  Geldwert  und  ebenso  die  Pro- 
tluktionsmittel,  die  bei  ihrer  Herstellung  Verwendung  finden.  Das  gilt  so- 
wohl für  die  dabei  verwendeten  Sachgüter  als  auch  für  die  dabei  verwendeten 
Arbeitsleistungen.  Die  ersteren  erzeugt  man  nicht  mehr  ausschüeßhch 
selbst,  oder  wo  man  es  tut,  stellt  man  ihren  Goldwert  in  Rechnung.  Die  Ver- 
fügung über  die  benötigten  Arbeitskräfte  erwirbt  man  nicht  mehr,  indem 
man  Sklaven  hält  oder  andere  durch  Bcleihung  von  Land  zu  Diensten  ver- 
pflichtet, sondern  indem  man  vom  freien  Arbeiter  dessen  Arbeitsleistungen 
kauft.  Das  die  Menschen  verbindende  Band  ist  nicht  mehr  das  auf  Land- 
leilie  beruhende  Treu  Verhältnis,  sondern  die  Barzahlung;  keiner  ist  mehr 
dem  anderen  zu  mehr  verpflichtet,  als  er  bei  Absclduß  des  Vertrages  auf 
sich  nimmt;  und  sowohl  beim  Kauf  der  zur  Produktion  benötigten 
Sachgütcr  als  auch  der  dazu  nötigen  Arbeitsleistungen  sind  Käufer  und 
Verkäufer  von  dem  Bestreben  erfüllt,  je  nach  Gelegenheit,  ihren  Vorteil 
bestmöglich  walirzunehmen.  Vor  allem  gilt  dies  für  den  Produzenten  neuer 
Produkte.  Denn  davon,  daß  er  die  zur  Produktion  nötigen  Elemente  biUig 
kauft,  und  die  mit  Hilfe  derselben  hergestellten  Produkte  teuer  verkauft, 
wird  die  Höhe  seines  Gewinns  bedingt,  und  sein  Streben  geht  nachdem  größt- 
möglichen Gewinn.  Was  ilxn  zum  Ankauf  dieser  Produktionsclemente  be- 
fähigt, ist  sein  Kapital.  Kapital  nennen  wir  einen  ,, Mehrwert  heckenden 
Wert"  (Karl  Marx)  oder  das  dem  Erwerbe  dienende  Vermögen,  welches 
rechnerisch  als  werbende  Geldsumme  gebucht  wird  (Karl  Menger). 
Kapitalistische  Unternehmung  die  Wirtschaftsform,  deren  Zweck  es  ist, 
ein  Sachvermögen  durch  eine  Reilie  von  Vertragsabschlüssen  über  geldwerte 
Leistungen  und  Gegenleistungen  zu  verAverten,  und  kapitalistische  Wirt- 
schaftsordnung die,  in  welcher  die  kapitalistische  Unternehmung  die  spe- 
zifische Wirtschaftsform  ist  (S  o  m  b  a  r  t)". 

Diese  —  zum  Nachteil  ihrer  Schärfe  reichlich  lange  —  Begriffsum- 
schreibung muß  beanstandet  werden.  So  ist  es,  um  zunächst  einige  kleinere 
Mängel  hervorzuheben,  nicht  glücklich,  Geld  als  Haupt  produktions- 
raittel  zu  bezeichnen  (auch  S.  1 15  wird  von  Geld  als  dem  ,,Produktions- 
raittel,  mit  dem  der  Kaufmann  hantiert",  gesprochen);  weiter  ist  es 
ein  Mangel,  daß  B.  zunächst  dem  G  e  1  d  e  die  Hauptrolle  in  der  kapita- 
listischen Wirtschaft  zusclircibt  (unter  ausdrücklicher  Hervorhebung,  daß 
Geld  und  Kapital  nicht  identisch  seien)  und  kurz  danach  (und  weiterhin) 
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dem  Kapital  diese  Hauptrolle  zuweist;  falsche  Vorstellungen  muß  es  auch 
erwecken,  wenn  der  Kapitalbegriff  von  Marx  und  der  von  M  e  n  g  e  r 
als  gleichbedeutend  nebeneinander  gestellt  werden.  Marx  würde  sich  sehr 
lebhaft  dagegen  verwahren,  daß  er  unter  Kapital  dasselbe  verstehe  wie 
AI  e  n  g  e  r.  (Vgl.  seine  von  mir  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie 
und  Statistik  Bd.  107,  S.  457  ff.  zusammengestellten  Aussprüche.)  Ver- 
blüffend wirkt  es,  daß  Brentano  zum  Schluß  die  Definition  Sombarts 
einfach  akzeptiert,  während  er  an  späterer  Stelle  (S.  81  ff.)  gegen  die  S  o  m  - 
b  a  r  t  sehe  Deutung  dieser  Definition  auf  das  lebhafteste  polemisiert. 

Schlimmer  als  alles  das  ist  aber,  daß  man  aus  diesen  und  auch  aus  den 
späteren  Ausführungen  Brentanos  überhaupt  nicht  klar 
entnehmen  kann,  was  er  denn  nun  eigentlich  unter 
Kapitalismus  versteht.  Es  scheint,  daß  er  einfach  geldwirtschaft- 
liche Organisation  des  Wirtschaftslebens  als  Kapitalismus  und  1- apitalistische 
Wirtschaftsordnung  bezeichnen  will.  Zu  diesem  Schlüsse  würde  auch  führen, 
daß  er  den  Kapitalismus  zeitlich  und  begrifflich  immer  in  Gegensatz  stellt 
zur  Naturalwirtschaft  und  zur  feudalen  Wirtschaftsverfassung. 

Jedenfalls  will  Brentano  nicht  wie  S  o  m  b  a  r  t  innerhalb  der 
Geldwirtschaft  eine  ,, vorkapitalistische"  Stufe,  in  der  das  Streben  der  Wirt- 
schaftenden nur  auf  Deckung  des  „Bedarfs"  geht,  von  einer  anderen  ,, kapi- 
talistischen" Stufe  unterscheiden,  die  durch  ein  unbegrenztes  Erwerbs- 
streben charakterisiert  wird.  Er  sagt^) :  ,, Schon  lange  vor  Entstehen  des  Kapi- 
talismus waren  [die  Herrenmenschen]  vom  Streben  nach  unbegrenztem 
Erwerbe  erfüllt.  Es  tritt  uns  bei  ihnen  die  Schrankenlosigkeit  des  Strebens 
nach  Reichtum  schon  auf  den  primitivsten  Kulturstufen  mit  derselben 
Intensität  wie  auf  den  entwickeltsten  entgegen.  Daher  schon  bei  Homer 
Odysseus  lieber  noch  länger  in  der  Welt  umherstreifen  will,  wenn  er  dann 
nur  mehr  Hab  und  Gut  nach  Hause  brächte.  Um  ihren  Reichtum  zu  mehren, 
haben  bei  den  alten  Griechen  Könige  und  Adel  sich  schon  frühzeitig  an  kom- 
merziellen und  industriellen  Unternehmungen  beteiligt.  .  .  .  Aber  viel- 
leicht erwidert  man,  schon  bei  Homer  zeigten  sich  die  ersten  Spuren  des 
Kapitalismus  und  im  6  Jahrh.  v.  Chr.,  am  Ende  der  Kaiserzeit  wie  zur  Zeit 
des  heiligen  Ambrosius  und  des  heiligen  Augustinus  sei  er  schon  in  vollster 
Entfaltung  gewesen.  Ich  will  darüber  nicht  streiten;  aber  dasselbe 
unbegrenzte  Streben  nach  Erwerb  zeigt  sich  auch 
bei  den  Barbaren  auf  frühester,  rein  naturalwirt- 
schaftlicher Kulturstufe"  (S.  iii  f.).  ,, Somit  unterscheiden 
sich  die  Wirtschaftsstufen  und  Wirtschaftsformen  nicht  psychologisch 
durch  Begrenztheit  und  Unbegrenztheit  des  Bedürfens.  Das  Verlangen 
nach  Gütern  über  das  Maß  des  persönlichen  Bedarfs  tritt  nicht  erst  in  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsperiode  hervor;  es  ist  dieser  mit  allen  voraus- 
gegangenen Perioden  gemein.  Die  Änderung,  welche  der  bestehende  Kapi- 
talismus hervorgerufen  hat,  besteht  lediglich  darin,  daß  er  diesem  Streben 


^)  Ähnlich  schon  in  seiner  Abhandlung  „Versuch  einer  Theorie  der  Bedürfnisse". 
München  1908,  S.  54  ff.  (Sitzungsber.  d.  Bayer.  Akad.  d.  Wissensch.,  Philos.-philolog.  u. 
bist.  Klasse  1908,  10.  Abhdlg.) 
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eine  andere  Richtung  gegeben  hat.  In  dem  Maße,  in  dem  der  Handel  die 
anderen  Wirtschaftszweige  durchsäuert,  ist  das  Produktionsmittel,  mit  dem 
der  Kaufmann,  der  sich  zuerst  als  neuer  Herrenmensch  neben  den  alten, 
den  Grundherren,  gestellt  hat,  hantiert,  das  Geld,  auch  für  die  übrigen 
Wirtschaftszweige  wichtiger  und  wichtiger  geworden,  und  damit  trat  an 
die  Stelle  des  unbegrenzten  Strebens  nach  Landbesitz  das  nach  Geldgewinn" 
(S.  115). 

Wenn  also  dasjenige,  was  S  o  m  b  a  r  t  als  Konnzeichen  des  Kapita- 
lismus erklärt,  verworfen  wird,  welches  andere  Moment  ist  dann  das  Kri- 
terium des  Kapitalismus  ?  Darauf  bleibt  Brentano  eine  klare  Antwort 
schuldig.  Kapitalismus  liegt  nach  ilim  anscheinend  immer  vor,  wenn  und 
soweit  Geld  und  Geldeswert  zum  Zwecke  des  Erwerbs,  zur  Erlangung  eines 
in  Geld  oder  Geldeswert  bestehenden  Ertrages  verwendet  wird.  Wenn  das 
der  Sinn  seiner  Ausführungen  sein  soll,  dann  versteht  er  unter  ,, Kapita- 
lismus" jedenfalls  etwas  anderes  als  S  o  m  b  a  r  t ,  und  es  hat  keinen  rechten 
Zweck,  ist  jedenfalls  keine  Widerlegung  Sombarts,  wenn  dargelegt 
wird,  daß  der  Kapitalismus  (in  dem  besonderen  Sinne  Brentanos) 
wesentlich  älter  sei  als  das  von  S  o  m  b  a  r  t  (bezüglich  des  Kapitalismus 
in  seinem  Sinne)  behauptet  wurde.  Insoweit  ist  die  Abhandlung  Bren- 
tanos ein  Schulbeispiel  dafür,  wie  sehr  man  fehlgeht,  wenn  man,  statt 
von  klaren,  scharf  bestimmten  Begriffen  von  einem  so  unklaren  und  viel- 
deutigen politisch-agitatorischen  Schlagwort  wie  Kapitalismus  ausgeht. 

Der  Kapitalismus  ist  nach  Brentano  etwas  sehr  altes.  Jedenfalls 
habe  er  sich  schon  im  Phönikerland,  in  Griechenland,  im  ptolemäischeu 
Ägypten  und  nach  dem  zweiten  punischen  Kriege  in  Rom  entwickelt  (S.  7). 
Nicht  die  Anfänge  des  Kapitalismus,  sondern  die  des  modernen  Kapita- 
lismus, der  sich  im  Abendlande  mit  dem  Wiedererwachen  der  Geldwirtschaft 
im  Mittelalter  entwickelt  habe,  will  Brentano  aufdecken.  ,,Die  Frage  ist, 
wo  die  Anfänge  des  neuen  Kapitalismus  zu  suchen  sind,  welcher  die  feudale 
Wirtschaftsorganisation  überwunden  hat".  (S.  19).  Der  erste  kapitalistische 
Wirtschaftsbetrieb  sei  der  Handel,  dann  die  Darlehensgewährung;  aber  man 
könne  Handel  und  Dadehensgewährung  nicht  als  die  Anfänge  des  mo- 
dernen Kapitalismus  bezeichnen.  ,, Handel  und  Geldleilae  sind  impor- 
tierte, ihrer  Natur  nach  kapitalistische  Erwerbstätigkeiten  gewesen.  Was  uns 
interessiert  ist:  welches  ist  in  den  nach  dem  Untergang  des  weströmischen 
Reichs  entstandenen  Germanenreichen  die  nationale  Erwerbstätigkeit  ge- 
wesen, in  der  die  kapitalistische  Organisation  am  frühesten  in  die  alte  natural- 
wirtschaftliche  eingedrungen  ist;  in  welcher  beginnt  sie  am  frühesten  sie  zu 
verdrängen?"  (S.  23  f.).  Darauf  gibt  Brentano  die  Antwort:  ,,Dies 
war,  ebenso  wie  bei  den  Römern,  bei  den  germanischen  Völkerschaften  der 
Krieg".  Das  wird  dann  folgendermaßen  begründet:  Der  Krieg  sei  immer 
eine  besonders  bedeutsame  ,, Erwerbstätigkeit"  der  Germanen  gewesen.  Das 
Feudalheer  habe  sich  im  Laufe  der  Zeit  als  wenig  brauchbar  erwiesen.  ,,Vor 
allem  war  das  Feudalheer  das  schlechteste  Heer  wegen  der  Beschränktheit 
der  Pflicht  des  VasaUen,  seinem  Lehnsherrn  zu  dienen.  Eine  unbeschränkte 
Verpflichtung  bestand  nur  für  den  Fall,  daß  sein  Herr  angegriffen  worden 
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war.      Sonst  hatte  der  Ritter  seiner  Pflicht  genügt,  wenn  er  sechs  Wochen 

gedient  hatte Dabei  machte  sich  bei  der  Mobümachung  als  Nachteil 

geltend,  daß  der  Vasall  im  Land,  womit  er  belehnt  war,  seinen  Lohn  voraus 
hatte  und  die  Erfüllung  der  ihm  obliegenden  Pflichten  von  seinem  guten  Willen 
abhing."  (S.  29  f.)  Infolgedessen  hätten  die  Kriegführenden  dazu  übergehen 
müssen,  ihre  Krieger  zu  besolden.  Diese  bare  Entlohnung  bezeichnet  Bren- 
tano nun  als  Eindringen  des  Kapitahsmus  in  das  Heerwesen.  ,,Im  An- 
griffskrieg versagt  das  Feudalsystem;  man  muß  die  Dienste  des  Ritters  gegen 
Geld  kaufen.  Noch  mehr  aber  finden  wir  das  Eindringen  von  kapitalistischen 
Prinzipien  bei  den  übrigen  Mannschaften,  die  neben  den  Rittern  zur  Verwen- 
dung kommen.  Das  waren  die  Bogen-  und  Armbrustschützen.  Sie  waren  von 
Anfang  an  gegen  Geld  gedungene  freie  Arbeitskräfte.     Dasselbe  gilt  vom 

Train  und  vor  allem  von  den  Banden  zügelloser  Söldner also  die  Ritter 

waren  selbst  schon  teilweise  mit  Geld  bezahlt  und  ihre  Dienste  geworben. 
Ihre  Hilfstruppen  waren  sämtlich  auf  kapitahstischem  Wege  gewonnen." 
(S.  40  1)^). 

Als  Spezialfall  erwähnt  Brentano  noch  die  ,,  Kriegsunter- 
nehmer": „Vom  II.  Jahrhundert  ab  finden  wir  sogar  schon  Kriegsunter- 
nehmer, die,  wie  die  Condottieri  im  alten  Griechenland,  eine  Mannschaft 
gegen  Geld  warben,  und  ihxe  Leistungen,  sowie  die  eigenen  anderen  gegen 
Entgelt  zur  Verfügung  stellten."  (S.  36).  Und  weiterhin  heißt  es  von  einem 
solchen:  ,,Er  war  ein  kapitahstischer  Unternehmer,  der  geldwerte  Leistungen 
kaufte,  um  sie  wieder  zu  verkaufen."     (S.  38)^). 


^)  Auf  diese  Entwicklung  ist  ja  auch  sonst  schon  häufiger  verwiesen.  So  sagt  R. 
Ehrenberg  in  seinem  Werk  ,,Das  Zeitalter  der  Fugger"  (Jena  1896),  das  Bren- 
tano nicht  erwähnt,  das  aber,  insbesondere  in  dem  einleitenden  Kapitel,  gerade  die  Punkte 
berührt,  auf  die  Brentano  besonders  Wert  legt,  Bd.  I,  S.  10:  „Mehr  Geld  als  durch 
alle  diese  Anforderungen  zusammengenommen  wurde  verschlungen  durch  den  außerordent- 
lichen Bedarf  für  Kriegszwecke.  Dieselbe  schrankenlose  Ruhmsucht,  welche  sich 
bei  den  minder  mächtigen  Fürsten  in  der  Errichtung  von  Riesenbauten  äußerte,  verführte 
die  mächtigeren  zu  einer  uferlosen  auswärtigen  Politik,  die  nur  vermittelst  fortwährender 
Kriege  durchzuführen  war.  Das  Kriegswesen  aber  war  gerade  dasjenige 
Gebiet  der  fürstlichen  Tätigkeit,  auf  dem  die  Entwicklung 
der  Natural-    zur  Geld-    und    K  r  e  di  t  w  i  r  t  s  ch  a  f  t    am    raschesten 

vorwärts    schritt.       (Von   mir   gesperrt) Wie   jede   menschliche   Einrichtung, 

trug  auch  die  lehensrechtUche  Wehrverfassung  von  Anfang  an  den  Todeskeim  in  sich.  Sie 
kannte  nur  eine  vertragsmäßig  begrenzte  Wehrpflicht.  Erfüllte  der  Lehensherr  seine  Pflichten 
gegenüber  dem  Vasallen  nicht  oder  verlangte  er  mehr  von  diesem,  als  er  nach  dem  Lehens- 
verhältnisse zu  fordern  hatte,  so  durfte  der  Vasall  den  Herrn  verlassen.  Wie  oft  das  tatsäch- 
lich geschah,  ist  zur  Genüge  bekannt,  und  ebenso  bekannt  ist  es  auch,  daß  hierdurch  die 
Entwicklung  des    Söldnerwesens    mächtig  gefördert  wurde." 

^)  Auch  hierzu  sei  auf  Ehrenbergs  Werk  verwiesen.  Er  sagt  S.  11 :  ,,Der  Waffen- 
dienst, welcher  durch  das  Lehenswesen  ein  Lebensberuf  geworden  war,  wurde  im  13.  und  14. 
Jahrhundert  durch  das  Soldsystem  ein  Handwerk  imd  schließlich  im  14.  und  15.  Jahrhundert 
durch  Musketen  und  Kanonen  eine  Großindustrie,  welche  sehr  geschickte  Leitung  imd  be- 
deutende Kapitalien  erheischte.  Die  Fürsten  waren  meist  noch  nicht  fähig,  diesen  Anforde- 
rungen zu  genügen,  in  technischer  Hinsicht  nicht,  weil  sie  keine  stehenden  Heere  hatten, 
in  wirtschaftlicher  Hinsicht  nicht,  weil  ihre  Geldeinnahmen  noch  immer  bei  weitem  nicht 
-ausreichten.  Unter  solchen  Umständen  mußte  die  Kriegführung  in  die  Hände  berufsmäßiger 
Privatunternehmer,  der  Condottieri,  fallen,  die  zum  ersten  Male  seit  dem  Alter- 
tume  wieder  eine  eigentliche  Kriegskunst,  eine  fein  ausgebildete  Technik  der  Kriegführung, 
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Zu  diesem  Resultate  der  Festrede  (nur  ganz  kurz  wird  S.  42  ff.  noch 
darauf  eingegangen,  in  welcher  Weise  die  Kriegführung  auf  das  bürgerliche 
Wirtschaftsleben  eingewirkt  und  auch  dort  dem  Eindringen  des  „Kapita- 
lismus" den  Boden  bereitet  habe)  ist  zu  bemerken:  Nach  den  von  Bren- 
tano aufgestellten  Kriterien  wird  die  Kriegführung  noch  nicht  dadurch 
zu  einem  „kapitalistischen  Betrieb",  daß  die  Truppen  in  Geld  entlohnt 
werden.  Hinzukommen  muß  noch,  daß  die  hierfür  gezahlten  Summen  nur  oder 
in  erster  Linie  deshalb  aufgewendet  werden,  weil  man  mit  ihrer  Hilfe  einen 
Geldertrag,  einen  Überschuß  über  die  gemachten  Aufwendungen  hinaus  er- 
zielen wollte.  Das  aber  kann  man  von  den  Kriegen  jener  Zeit  wohl  kaum 
allgemein  behaupten  und  Brentano  macht  auch  keinen  Versuch,  einen  Be- 
weis dafür  zu  erbringen.  Anders  liegt  es  mit  den  Condottieri,  den  Kriegsunter- 
nehmern. Für  diese  Fälle  treffen  die  von  Brentano  aufgestellten  Kri- 
terien zu.  Es  wäre  deshalb  jedenfalls  sehr  erfreulich  (ich  habe  das  schon  öfters 
gewünscht),  wenn  dieser  eigenartige  Typus  von  ,, Unternehmungen"  einmal 
eine  eingehende  Darstellung  unter  wirtschaftlichen  und  organisatorischen 
Gesichtspunkten  fände.  Brentano  geht  leider  über  knappe  Andeu- 
tungen auch  nicht  hinaus.  Immerhin  wird  zu  berücksichtigen  sein,  daß  diese 
I^egsunternehmungen  von  den  sonstigen  Arten,  ,,ein  Sachvermögen  durch 
eine  Reihe  von  Vertragsabschlüssen  über  geldwerte  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen zu  verwerten",  recht  verschieden  sind,  und  daß  man  deshalb  in 
ihnen  nicht  gerade  die  direkten  Anfänge  der  auf  friedlichen  Erwerb  gerich- 
teten Unternehmungen  sehen  kann^). 

Der  erste  Exkurs  ist  überschrieben:  ,,Über  Begriff  und  Wandlungen 
der  Wirtschaftseinhei  t".  Als  ich  das  zuerst  auf  dem  Titelblatt 
las,  dachte  ich,  Brentano  sei  auf  dem  rechten  Wege.  Denn  wenn  man 
die  einzelnen  Wirtschaften  und  zwar  die  Erwerbswirtschaften  hinsichtlich 
ihrer  Wandlungen  ins  Auge  faßt,  stößt  man  auf  Unterschiede,  die  in  der  Tat 

schufen.  Das  klassische  Land  dieser  kapitalistischen  Generalübernehmer  des  Krieges  war 
das  Land,  in  dem  die  Renaissance  der  Geldwirtschaft  sich  am  frühesten  entwickelte,  war 

Itaüen Durch  die  Condottieri  wurde  den  Fürsten  die  Ausbildimg  imd  Leitung  der  Heere 

abgenommen,  nicht  aber  ihre  Unterhaltung  während  des  Krieges.  Vielmehr  wuchs  diese 
wirtschafthche  Schwierigkeit  mit  der  Größe  der  Heere  und  ihrer  Ausrüstung  immer  mehr. . . . 
Wie  die  lehensrechtUche  Wehrpflicht,  so  beruhte  auch  die  des  Werbesystems  nur  auf 
Verträgen,  die  der  Kriegsherr  mit  seinen  Söldnerführern,  und  dieser  mit  den  Soldaten 
—  in  der  Regel  mit  der  Zwischeninstanz  des  Hauptmanns  —  abschloß.  Aber  während  der 
Lehensvertrag  immerhin  noch  ein  starkes  öffentlich-rechtliches  Element  enthielt,  gab  es  in 
dem  neuen  Wehrsystem  nur  privatrechtUche,  ja  im  wesenthchen  niu:  vermögens- 
rechtliche   Verträge:  Blut  gegen  Geld;  kein  Geld,  keine  Schweizer!" 

^)  Es  verdient  aber  in  diesem  Zusammenhange  hervorgehoben  zu  werden,  daß  man 
gelegentlich  auch  die  industriellen  Unternehmer  mit  den  Condottieri  verglichen  hat.  Fried- 
rich Harkort  sagt  an  einer,  seitdem  öfter  zitierten  Stelle  seiner  Schrift  „Bemerkungen 
über  die  Hindemisse  der  Zivilisation  imd  Emanzipation  der  unteren  Klassen"  (Elberfeld 
1844),  S.  47  f.:  „Aus  [der]  gewerbtreibenden  Menge  ragen  die  großen  Industriellen;  gleich 
den  Kondottieris  des  Mittelalters  sammeln  sie  gegen  Sold  Alt  imd  Jung  aus  allen  Völkern 
unter  ihre  Fahnen,  Gewinn  oder  Verlust  der  Unternehmung  wagend  auf  eigene  Gefahr. 
Den  Kampf  der  Concurrenz  nirgend  unter  sich,  führen  sie  gleichzeitig  den  unblutigen  Krieg 
der  Nationen  nach  außen.  Kapital  und  Talent  des  Unternehmers  halten  die  lockere  Schar 
zusammen,  er  verabschiedet  oder  wirbt,  wie  Glück  oder  Umstände  es  erheischen;  Sold 
ist  das  einzige  Band,  wenn  der  Führer  fällt,  zerstäubt  das  Geleite!" 
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geeignet  sind,  zur  Abgrenzung  verschiedener  Wirtschaftsepochen  zu  dienen. 
Wie  ich  in  meinem  bereits  erwähnten  Aufsatz  ,,Kapitahsmus"  dargelegt  habe, 
kann  man  das,  was  man  gewöhnhch  unklar  mit  der  Bezeichnung  ,, Kapitalis- 
mus" auszudrücken  sucht,  viel  klarer  und  präziser  bezeichnen,  wenn  man  von 
einer  Epoche  der  großen  Unternehmungen  spricht.  Von  solchen  Überlegungen 
steht  jedoch  in  dem  Brentano  sehen  Exkurse  nichts,  da  er  auch  das 
Wort  ,, Wirtschaftseinheit"  nicht  in  dem  üblichen,  sondern  in  einem  ganz 
anderen  Sinne  versteht. 

Nach  ihm  liegt  eine  ,, Wirtschaftseinheit"  einer  Mehrzahl  von  Personen 
immer  vor,  wenn  ,,die  Tätigkeit,  die  auf  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
gerichtet  ist,  für  gemeinsame  Rechnung  stattfindet  und  die  Ergebnisse  dieser 
Tätigkeit  den  einzelnen  zur  Wirtschaft  gehörigen  Personen  nicht  nach  Maß- 
gabe ihrer  Leistungen,  sondern  nach  Maßgabe  ihrer  von  den  Übrigen  als  be- 
rechtigt anerkannten  Bedürfnisse  zugute  kommt,  wenn  also  [  !J  ein  jeder 
der  Mehreren  mit  allen  seinen  wirtschaftlichen  Leistungen  für  die  berechtigten 
Bedürfnisse  eines  jeden  haftet.  Also,  was  die  Wirtschaftseinheit  kennzeichnet, 
ist  Einheit  der  wirtschaftlichen  Tätigkeit,  des  Erwerbes,  des  Bedürfens, 
dem  dieser  Erwerb  dient,  des  Besitzes,  der  Haftung.  Wo  und  insoweit  solche 
Einheit  sich  findet,  bilden  nicht  nur  viele  Individuen,  sondern  auch  viele 
Einzelfamilien,  ja  viele  Geschlechter  oder  Sippen  und  eine  Vielheit  von 
Stämmen   zusammen  eine   Wirtschaftseinheit".    (S.   54,   ähnlich   S.    83  ff.). 

In  diesem  Sinne  bezeichnet  Brentano  u.  a.  die  mittelalterliche 
Stadt,  die  Grundherrschaft,  die  Handwerkerzunft  als  eine  Wirtschaftsein- 
heit. Brentano  stellt  diesen  Begriff  auf,  um  darzulegen,  daß  die  Menschen 
sich  von  anderen  wirtschaftlichen  Prinzipien  leiten  lassen,  je  nachdem,  ob  es 
sich  um  Beziehungen  innerhalb  der,, Wirtschaftseinheit"  oder  um  Beziehungen 
zu  außerhalb  stehenden  Personen  handelt.  ,,Was  immer  auf  der  jeweiligen 
Entwicklungsstufe  Wirtschaftseinheit  sein  mag,  nach  außen  wird  eine 
jede  stets  von  einem  Egoismus  beherrscht,  der  schrankenlos  ist,  soweit  ihm 
nicht  durch  eine  sich  über  ihm  erhebende  höhere  Wirtschaftseinheit  Grenzen 
gezogen  werden.  Anderen  Wirtschaftseinheiten  gegenüber  strebt  eine  jede 
stets  nach  unbegrenzter  Gütermenge.  Anders  im  Innern  einer  Wirt- 
schaftseinlieit.  Wo  immer  und  insoweit  eine  Mehrheit  von  Personen  zusammen 
eine  Wirtschaftseinheit  bildet,  werden  deren  Beziehungen  zueinander  nicht 
von  der  rücksichtslosen  Geltendmachung  des  eigenen  Vorteils,  sondern  durch 
Autorität  und  Herkommen  bestimmt."  (S.  56  f.).  Er  will  nun  darlegen, 
daß  im  Laufe  der  Entwicklung  die  großen  Wirtschaftseinheiten  sich  immer 
mehr  auflösen,  in  kleinere  Einheiten  zerfallen,  und  daß  es  der  Handel  ist,  der 
diesen  Prozeß  befördert. 

Dazu  ist  zu  bemerken:  Es  ist  gewiß  richtig,  daß  auch  da,  wo  der  Mensch 
sich  vom  Streben  nach  möglichst  großem  Erwerb  leiten  läßt,  er  dieses  Streben 
nicht  allen  anderen  Menschen  gegenüber  gleichmäßig  zur  Geltung  bringt, 
daß  er  auch  in  Beziehungen  steht,  in  denen  ein  solches  Streben  durch  Au- 
torität und  Herkommen  gemüdert  oder  ausgeschlossen  ist.  Das  hervorzu- 
heben, ist  gegenüber  der  Neigung,  die  Wirtschaftsprinzipien  gar  zu  sehr 
zu  geueralisieren  und  mit  einigen  wenigen   Schlagworten,   die  der  Vielge- 
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staltigkeit  der  Wirklichkeit  nicht  gerecht  werden,  abzutun,  verdienstlich. 
Aber  wenn  man  nun  nach  einem  Ausdruck  sucht,  um  eine  Gruppe  von  Men- 
schen zu  bezeichnen,  die  in  ihrem  Verhältnis  zueinander  sich  nicht  von 
schrankenlosem  Egoismus  leiten  lassen,  dann  darf  man  nicht,  will  man  nicht 
terminologische  Konfusion  anrichten,  dafür  einen  Ausdruck  wählen,  mit  dem 
der  Leser  bereits  eine  ganz  andere  Vorstellung  verbindet.  Weiter  muß  ein 
solcher  Begriff  einwandfrei  gebildet  werden :  man  kann  doch  nicht  behaupten, 
daß  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  der  Bewohner  der  mittelalterlichen  Stadt 
,,für  gemeinsame  Rechnung  stattfinde",  daß  in  der  Grundherrschaft  die  Er- 
gebnisse der  wirtschaftlichen  Tätigkeit  dem  einzelnen  (z.  B.  dem  Grundherrn  ?) 
nach  Maßgabe  seiner  ,,von  den  übrigen  als  berechtigt  anerkannten  Bedürf- 
nisse" zugute  kommen,  daß  bei  den  Mitgliedern  einer  Zunft  eine  Gemein- 
samkeit der  Haftung  bestehe.  Drittens  muß  man  die  einmal  gewählten  Kri- 
terien konsequent  festhalten,  man  kann  nicht  an  einer  Stelle  sagen:  eine 
moderne  Arbeiterfamilie  zerfalle  in  mehrere  Wirtschaftseinheiten,  weil  das 
Recht  ein  Sondereigentum  der  Frau  gegenüber  dem  Mann,  der  Kinder  gegen- 
über den  Eltern  anerkenne  (S.  64  f.),  und  auf  der  anderen  Seite  behaupten: 
,,Der  Handwerker  ist  das  ganze  Mittelalter  hindurch,  ja  darüber  hinaus, 
solange  es  Zünfte  mit  ausschließlichem  Recht  des  Gewerbebetriebes  gegeben 
hat,  nur  Angehöriger  einer  höheren  Wirtschaftseinheit  gewesen,  sei  es  als 
höriger  Handwerker  der  Wirtschaftseinheit  der  Grundherrschaft,  sei  es  als 
Gildegenosse  der  Wirtschaftseinheit  der  Gilde"  (S.  86).  Hat  denn  das  Recht 
kein  Sondereigentum  der  einzelnen  Güdemitglieder  anerkannt  ? 

Der  zweite  Exkurs  sucht  darzulegen,  daß  der  vierte  Kreuzzug  „ein 
zu  Erwerbszwecken  unternommener  Krieg"  war,  womit  aber  das,  was  S.  59  f. 
über  die  Motive  der  Teilnahme  daran  gesagt  wird,  nicht  übereinstimmt. 
(Etwas  anders  liegt  es  hinsichtlich  des  S.  76  f.  erwähnten  Zuges  des  Wilhelm 
von  Champlitte;  aber  auch  dort  ging  das  Streben  nicht  auf  Erwerb  von  Geld, 
sondern  auf  Erwerb  von  Land !)  Im  dritten,  besonders  ausführlichen  Exkurs 
polemisiert  Brentano  gegen  eine  Reihe  von  Sombarts  Darlegungen, 
insbesondere  gegen  seine  Behauptungen  über  die  Bedeutung  des  mittel- 
alterlichen Handels  und  die  Rolle  der  Juden,  ferner  gegen  Max  Webers 
Behauptungen  über  den  Zusammenhang  zwischen  Puritanismus  und  ,, kapi- 
talistischem Geist".  Hier  wie  auch  in  den  voraufgegangenen  Abschnitten 
finden  sich  eine  Reihe  von  wertvollen  Einzelausführungen,  und  manchen 
—  mcht  allen  —  seiner  Einwendungen  gegen  S  o  m  b  a  r  t  und  Weber 
ist  durchaus  beizupflichten. 

Der  Gesamteindruck  des  Buches  wird  durch  den  hervorgehobenen  Mangel 
an  begrifflicher  Klarheit  sehr  beeinträchtigt.  Wie  sich  schon  aus  der  Anlage 
ergibt,  handelt  es  sich  in  der  Hauptsache  um  die  Erörterung  einer  Reihe 
von  Spezialfragen.  Eine  geschlossene,  einheitliche  Darstellung  der  Anfänge 
dessen,  was  er  modernen  „Kapitalismus"  nennt,  hat  Brentano  nicht 
gegeben.  Richard    Passow    (Kiel) . 
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Karte.     Paris  1916.     PIon-Nourrit    &  Cie.     XLIV,  300  S. 

Von  dem  Gedanken  ausgehend,  daß  Indochina  in  Paris  ungenügend 
bekannt  sei,  hat  der  Verfasser  (vermutlich  im  Jahre  1912)  eine  Reise  dahin 
unternommen,  die  ihn  über  Saigon,  Pnom-penh,  die  Ruinen  von  Angkor, 
Tourane,  Hu6,  Haiphong,  die  berühmte  Baie  d'Along,  die  Kohlenminen 
von  Hongai,  auf  der  Rückreise  von  Singapore  aus  nach  Batavia  geführt 
zu  haben  scheint.  — 
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Schon  die  Einleitung,  in  der  die  Gründe  dargelegt  werden  sollten,  die 
zur  Veröffentlichung  des  Buches  während  des  Weltkrieges  den  Ausschlag 
gaben,  ist,  wie  das  Vorwort  des  ehemaligen  Gouverneurs  von  Cochinchina, 
des  greisen  Herrn  Le  Myre  deVilers,  und  verschiedene  andere,  mili- 
tärische oder  politische  Fragen  behandelnde  Kapitel  von  der  französischen 
Zensur  so  beschnitten  worden,  daß  es  für  den  deutschen  Leser  den  Haupt- 
reiz verloren  hat. 

Kapitel  I  bedauert  den  Mangel  an  (frz.)  Kohlenstationen  auf  dem  Wege 
nach  Ostasien  und  wirft  die  Frage  auf,  ob  es  nicht  möglich  wäre,  sich  darüber 
mit  England  zu  verständigen.  Kapitel  II  behandelt  Djibouti  als  einzige 
französische  Station  auf  dem  Wege.  Kapitel  III  kritisiert  mit  zahllosen 
Zensurlücken  das  seitherige  System,  das  Saigon  als  Flottenstützpunkt 
zur  Grundlage  hatte,  was  zur  zwecklosen  Ausgabe  von  50  Mill.  für  das  Arsenal 
und  von  100  Mill.  in  Fortifikationen  noch  zweckloserer  Art  zu  dessen  Schutz 
(ob  diejenigen  um  Saigon  herum  oder  die  vom  Rach-Kat  gemeint  sind, 
steht  dahin,  weil  von  der  Zensur  gestrichen)  führte.  Kapitel  IV:  Saigon  als 
Handelshafen.  Kapitel  V:  Vergleich  zwischen  Singapore  und  Saigon  als 
Handelshäfen.  Kapitel  VI:  Die  Saigon- Schule  für  eingeborene  Maschinisten, 
Kapitel  VII:  Die  indochinesische  Armee  und  die  Frage  ihrer  Vergrößerung 
unter  stärkerer  Heranziehung  der  Eingeborenen. 

Sodann  behandelt  der  Verfasser  in  bunter  Reihe  den  Besuch  einiger 
Kautschukpflanzungen  in  der  Nähe  von  Saigon,  das  Alkoholmonopol,  Kam- 
bodja,  einen  Besuch  auf  den  Kohlenminen  von  Hongai,  das  Museum  von 
Hanoi,  die  verschiedenen  Bruchstücke  der  künftigen  ,, transindochinesischen" 
Eisenbahn,  die  Organisation  des  Tourismus  in  Indochina  nach  dem  Vorbild 
von  Niederländisch-Indien,  Jagdschutzfragen,  Automobilwesen  in  Indochina, 
das  Statut  der  Kolonialbeamten,  das  Beamtenproletariat  und  die  Chinesen 
in  Indochina. 

Der  Verfasser  ist  Publizist  und  gfibt  selbst  zu,  daß  er  in  militärischen 
Fragen  Laie  sei,  wie  er  auf  Wissenschaftlichkeit  überhaupt  keinen  Anspruch 
erheben  könnte.  Immerhin  dürfte  er  in  seinem  Buche  die  Ansichten  höherer 
Persönlichkeiten  aus  kolonialen  Beamten-  und  Offizierskreisen  wiederge- 
geben haben.  Von  Chauvinismus  ist  das  Buch  merkwürdigerweise  frei, 
«elbst  die  Deutschen  werden  auf  S.  294  ohne  gehässige  Bemerkung  erwähnt. 

Vom  weltwirtschaftlichen  Standpunkt  aus  bietet  das  Buch  kaum  In- 
teresse, die  wenigen  Fragen  dieser  Art,  die  darin  gestreift  sind,  wie  die  Kaut- 
schukpflanzungen Indochinas,  die  Kohlenminen  von  Hongai,  sind  oberflächlich 
behandelt.  Die  im  Kapitel  „Kambodja"  (XI)  erwähnten  großen  Eisenlager 
in  der  Nähe  des  ,, Grand  Lac",  östlich  von  Siemreap  auf  der  beigegebenen 
Karte,  sind  längst  als  vollkommen  unausbeutbar  erkannt.  Andere  Angaben 
sind  auch  ganz  unrichtig,  wie  die  Behauptung  einer  von  der  deutschen 
Regierung  unterstützten  ,, Schnelldampferverbindung  Singapore-Rangoon", 
womit  wohl  die  Frachtdampferverbindung  des  Norddeutschen  Lloyd  Singa- 
pore— Bangkok,  der  alten  Blue  Funnel  Line,  gemeint  ist. 

In  der  Hauptsache  will  der  Verfasser  wohl  für  den  Tourismus  nach 
Indochina  Propaganda  machen.  Walter    Speidel)   Stuttgart). 

23* 


348 


Literatur. 


Calwer,  Richard,  Das  Wirtschaftsjahr  1912.  Zweiter  Teil :  Jahr- 
buch  der   Weltwirtschaft    1912.     Jena  1916.    Gustav  Fischer. 

VI,  432  S.     M  27, — .  —   Das    Wirtschaftsjahr    1913.     Erster 
Teil;    Handel    und   Wandel    1913.      Jena  1916.     Gustav  Fischer. 

VII,  342  S.    Ji  24,—. 

Die  nunmehr  11  Jahre  umfassenden  Jahresberichte  über  den 
Wirtschafts-  und  Arbeitsmarkt  zeigen,  schon  rein  äußerlich  betrachtet,  die 
Zunahme  und  Fülle  des  gesammelten  statistischen  Materials.  Gerade  die 
Jetztzeit,  in  der  eine  Neuorientierung  der  gesamten  internationalen  Wirt- 
schaftsbeziehungen bevorsteht,  beweist,  wie  notwendig  für  die  verantwort- 
lichen Stellen  und  Volkswirte  eine  auf  breiter  Basis  das  wirtschaftliche 
Leben  aller  Länder  fortlaufend  und  systematisch  beobachtende  Statistik 
ist.  Da  es  leider  noch  kein  einheitliches  internationales  System  über  die 
Betrachtung  der  Vorgänge  des  Wirtschaftslebens  der  einzelnen  Länder 
gibt,  ist  es  ein  besonderes  Verdienst  C  a  1  w  e  r  s  ,  sich  der  Mühe  unter- 
zogen zu  haben,  die  einzelnen  Wirtschaftsgebiete  nach  einheitlichem  Prinzip, 
statistisch  zu  bearbeiten.  Ehe  wir  nicht  Herr  des  Tatsachenmaterials  ge- 
worden, nicht  systematisch  und  von  unparteiischer  Warte  aus  die  wirt- 
schaftHchen  Vorgänge  und  Zustände  aufnehmen  können,  sind  wir  nicht  in 
der  Lage,  die  gegenseitigen  Zusammenhänge  und  Abhängigkeiten  festzu-^ 
stellen,  wie  der  Verfasser  bemerkt.  Und  dies  ist  eine  dringende  Aufgabe 
zur  Beurteilung  der  Welt  Wirtschaftspolitik.  Am  ausführiichsten  ist  der  Außen- 
handel der  einzelnen  Länder  behandelt,  wenn  auch  infolge  des  Mangels 
einheitlicher  Angaben  eine  internationale  Gegenüberstellung  noch  schwierige 
ist.  Charakteristisch  ist  es,  daß  über  China  keine  Mitteilungen  gemacht 
werden  konnten.  Von  großem  Wert  würde  es  sein,  wenn  auch  über  die 
staatlichen  Finanzen,  über  Bank-  und  Börsen-,  wie  über  Verkehrs-  und 
Versicherungswesen  eingehendes  statistisches  Material  angegeben  werden 
könnte.  Eine  wesentliche  Bereicherung  würde  das  Werk  ferner  durch  gra- 
phische Darstellungen  einzelner  weltwirtschaftlich  bedeutender  Zahlen  erfahren. 
—  In  dem  ersten  Teil:  Handel  und  Gewerbe  des  Wirtschaftsjahres  1913  werden 
wie  bisher  die  größeren  deutschen  Industrie-,  Handels-,  Gewerbezweige 
sowie  die  Landwirtschaft  eingehend  besprochen.  Von  Interesse  würde  es  sein, 
wenn  in  Zukunft  auch  über  das  Versicherungsgewerbe  sowie  über  das  Patent- 
wesen berichtet  würde  und  auch  einzelne  andere  Industrien,  wie  z.  B.  die 
chemische,  berücksichtigt  würden.  Es  liegt  wohl  ein  Versehen  vor,  daß  in 
dem  Inhaltsverzeichnis  auf  Seite  VII  die  spezielle  Aufführung  der  Ham- 
burg-Amerika-Linie, im  Gegensatz  zum  Norddeutschen  Lloyd  und  zur  Hansa, 
unterblieben  ist.  Von  besonderem  Wert  sind  wieder  die  Angaben  über  Ein- 
kommen und  Konsum  sowie  über  die  Warenpreise.  Die  Schwierigkeit,  diese 
Angaben  zu  erhalten,  ist  leider  noch  außerordentlich  groß  —  selbst  im  Inlande. 
Die  statistischen  Ämter  Deutschlands  könnten  noch  segensreich  wirken, 
um  hierin  für  das  Ausland  vorbildlich  zu  werden.  Denn  diese  Fragen:  Ein- 
kommen, Konsum,  Warenpreise  international  statistisch  gegenüberzustellen, 
würde  von  größter  Bedeutung  für  die  Weltwirtschaftspolitik  sein  —  aber 
das  liegt  leider  noch  in  nebelhafter  Ferne.     H.  Grünau  (Völklingen). 
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Bogart,  Ernest  Ludlow,  Ph.  D.  u.  Charles  Manfred  Thompson,  Ph.  D., 
Readiugs  in  the  Economic  History  of  the  United 
States.  New  York  1916.  Longmans,  Green  &  Co.  XXVII,  862  S. 
Das  Buch  ist  für  den  Zweck  des  Unterrichts,  sei  es  Selbststudium,  seien 
es  Seminarübungen  über  amerikanische  Wirtschaftsgeschichte  —  und  dies 
letztere  ist  die  Hauptabsicht,  die  die  Herausgeber  damit  verfolgen,  —  zu- 
sammengestellt. Es  enthält  Abdrücke  besonders  instruktiver,  jeweils  zeitge- 
nössischer Quellen,  privater  Äußerungen  sowie  offizieller  Auslassungen 
für  den  ganzen  Zeitraum  vom  Beginn  der  englischen  Kolonisationsgeschichte 
in  Nordamerika  bis  zur  Gegenwart.  So  ist  z.  B.  für  den  jüngsten  Zeitraum 
von  1860 — 19 15  gewidmet  je  ein  Kapitel  dem  Abdruck  von  Zeugnissen  für 
die  Entwicklung  des  Ackerbaus,  des  Handels  und  Verkehrswesens,  des  Finanz-, 
Geld-  und  Bankwesens,  der  Industrie,  des  Tarifs  und  der  Trusts,  der  Be- 
völkerung, Einwanderung  und  Arbeitsbedingungen,  der  Zunahme  des  Natio- 
nalwohlstandes. Es  muß  anerkannt  werden,  daß  die  dargebotenen  Proben, 
388  Stücke,  mit  Umsicht  und  Überlegung  ausgewählt  sind  und  besonders  gut  er- 
läuterndes Material  zur  Wirtschaftsgeschichte  der  Vereinigten  Staaten  bringen. 
Das  nützhche  Buch  ist  eine  Art  Parallelwerk  zu  dem  von  A.  B.  Hart 
zusammengestellten  und  herausgegebenen  vierbändigen  Werk:  American 
History,  told  by  Contemporaries  (1492 — 1900),  New  York,  Macmillan,  19 10, 
ferner  dem  von  Will.  Macdonald  veröffentlichten  dreibändigen:  Salect  Statutes 
(Band  I :  Charters)  and  other  Documents  illustrative  of  the  History  of  the 
United  States  (1607 — 1898),  New  York,  MacmiUan,  1909 — 1910.  Auf  beide 
möchte  ich  in  diesem  Zusammenhange  hinweisen.  Denn  alle  drei  Werke  zu- 
sammen geben  ein  reiches  Quellenmaterial  zu  eindringendem  Studium  der 
amerikanischen  Geschichte  und  sollten  in  keiner  größeren  volkswirtschaftlichen 
und  historischen  Seminarbibliothek  fehlen.      Daenell  (Münster  i.  W.), 

Yearbook      of     the     United     States     Department      of 
Agriculture.     1915.     Washington  1916.     616  S. 

Der  von  dem  Secretary  of  the  United  States  Department  of  Agri- 
culture erstattete  Bericht  über  die  Lage  der  amerikanischen  Land-  und  Forst- 
wirtschaft im  Jahre  1915  nimmt  nur  einen  verhältnismäßig  kleinen  Teü 
des  Buches  ein.  Er  enthält  kurze  Übersichten  über  Produktion,  Ausfuhr, 
Organisation  des  Marktes,  landwirtschaftlichen  Kredit,  Nachrichtenwesen 
im  Dienste  der  Landwirtschaft,  Viehseuchen  usw.  Eine  wertvolle  Ergänzung 
findet  der  Bericht  durch  die  statistischen  Übersichten  über  Produktion,  Aus- 
fuhr, Preise  der  wichtigsten  landwirtschaftHchen  Erzeugnisse,  die  ungefähr  200 
Seiten  des  Anhangs  einnehmen.  Die  übrigen  Aufsätze  beschäftigen  sich  zur 
Hauptsache  mit  Einzelfragen  der  Landwirtschaft  und  verwandter  Zweige 
der  amerikanischen  Volkswirtschaft,  und  zwar  vorwiegend  mit  agrartech- 
nischen  Problemen.  Zwei  Aufsätze  mögen  aber  hervorgehoben  werden, 
da  sie  unter  dem  Gesichtspunkte  weltwirtschaftlicher  Betrachtungsweise 
Interesse  beanspruchen  dürfen,  ,,Shipping  Fish  Three  Thousand  Mües  to 
Market",  der  die  Versendung  der  Lachs-  und  Heilbuttfänge  an  der  pazi- 
fischen Küste  behandelt,  und  ein  kürzerer  Artikel  ..Econonaic  Importance 


350 


Literatur. 


of  the  Federal  Inspection  of  Meats".  Der  Inhalt  des  Buches  beschränkt 
sich  jedoch  nicht  auf  die  Darstellung  amerikanischer  Verhältnisse,  wie  die 
Auf  Sätze,,  China  a  Fruitf  uU  Field  for  Plant  Exploration"  und  „The  Production 
and  Handling  of  Grain  in  Argentina"  zeigen,  von  denen  der  letztere  wegen 
Seiner  Vergleiche  mit  der  amerikanischen  Getreideproduktion  hervorgehoben 
zu  werden  verdient.  Das  Buch  enthält  außerdem  eine  Reihe  guter  Karten 
und  Illustrationen.  E.    Schuster    (Kiel). 


Ancona,  Ugo,  Deputate  al  Parla- 
mento,  Professore  al  R.  Politecnico  di 
Milano,  La  Rinascenza  Economica 
deir  Italia.  Rom  19 16.  P.  Maglione 
&  C.  Strini.  VI,  158  S.  L.  3,50.  — 
Der  Verfasser  behandelt  mit  umfas- 
sender Sachkenntnis  das  Problem  der 
wirtschaftlichen  Erneuerung  Italiens 
und  analysiert  scharf  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse.  — h. 

A  r  n  h  e  i  m  ,  Dr.  Fritz,  Schweden. 
(Perthes'  Kleine  Völker-  und  Länder- 
kunde zum  Gebrauch  im  praktischen 
Leben.  3.  Bd.)  Gotha  19x7.  Friedrich 
Andreas  Perthes  A.-G.  X,  208  S.  Geb. 
Ji  4, — .  —  Inhalt:  Land  und  Leute. 

—  Die  Entwicklung  bis  zum  Ende  des 
Mittelalters.  —  Reformation  und  Ge- 
genreformation. —  Schweden  als  euro- 
päische Großmacht.  —  Die  Zeit  der 
unumschränkten  Ständeherrschaft.  — 
Die  Entwicklung  im  Gustavianischen 
und  Napoleonischen  Zeitalter.  —  Wäh- 
rend und  nach  der  schwedisch-nor- 
wegischen Unionszeit. 

Bachi,  Riccardo,  L'Italia  Eco- 
nomica nell'  Anno  191 5.  Annuario 
della  vita  commerciale,  industriale, 
agraria,  bancaria,  financiaria  e  della 
poütica  economica.  Anno  VII.  Castello 
1916.    S.  Lapi.    XVI,  317  S.    L.  4,50. 

—  Das  Buch  enthält  wie  in  den  vor- 
hergehenden Jahrgängen  eine  syste- 
matische Darstellung  der  wirtschaft- 
lichen und  wirtschaftspolitischen  Ver- 
hältnisse Italiens  in  dem  betreffenden 
Jahr.  In  dem  vorliegenden  7.  Jahr- 
gang 1915  findet  der  Einfluß  des  Krie- 
ges auf  die  wirtschaftliche  Lage  be- 
sondere Berücksichtigung.  — ^h. 

Blink,  Dr.  H.,  Het  veen  en  de  veen- 
industrie  in  Nederland.  (Tijdschrift 
voor  Economische  Geographie.  8.  Jahr- 
gang, No.  I,  S.  12 — 21.)  's-Graven- 
hage  1917.     Mouton  &  Co. 

Brandt,  Dr.  Otto,  Geschäftsführer 
d.  Handelskammer  in  Düsseldorf,   Die 


Industrie  während  des  Krieges.  (Schüt- 
zengrabenbücher f.  d.  deutsche  Volk.) 
Berlin  1916.  Karl  Siegismund.  48  S. 
Jt  0,20. 

Colajanni,  Napoleone,  L'Au- 
mento  della  Ricchezza  Italiana.  (Nuova 
Antologia.  52.  Jahrg.,  Heft  1086, 
S.  386—393-)     Rom  1917. 

F6bure,  Plante,  Landbouw  en 
groot-industrie  in  Britsch-Indie.  (Tijd- 
schrift voor  Economische  Geographie. 
8.  Jahrg.,  No.  2,  S.  55 — 64;  No.  3, 
S.  81 — 96.)  's-Gravenhage  1917.  Mou- 
ton &  Co. 

Fleurent,  Prof.  M.,  La  Guerre.  Les 
Industries  Chimiques  en  France  et  en 
AUemagne.  Aper9u  g6n6ral  sur  les 
causes  de  leur  d6veloppement  com- 
paratif.  Annde  191 5.  94  S.  Frc.  0,75. 
—  Consid6rations  sur  leur  developpe- 
ment  particulier.  Deuxi^me  S6rie. 
Ann6e  1916.  152  S.  Frcs.  2, — .  (Con- 
servatoire  National  des  Arts  et  Me- 
tiers.) Paris  u.  Nancy.  Berger-Le- 
vxault.  —  Der  Verfasser,  Professor  der 
technischen  Chemie  am  Conservatoire 
National  des  Arts  et  M6tiers,  behan- 
delt in  8  Vorträgen  die  vorzügliche  Ent- 
wicklung der  deutschen  Industrie,  ins- 
besondere der  chemischen,  gegenüber 
der  französischen  Industrie.  Die  Ur- 
sachen sieht  er  in  wechselwirkender 
Zusammenarbeit  wissenschaftlicher  La- 
boratoriumsarbeit und  wissenschaftlich 
geleiteter  Fabrikpraxis,  technischem 
und  finanziellem  Wagemut,  kauf- 
männischem Geschick,  in  einem  dem 
Erfindungsgeist  günstigen  Patent- 
recht, in  einer  die  Bedürfnisse  der  In- 
dustrie (z.  B.  Ausnahmestellung  des 
Alkohols  für  gewerbliche  Zwecke)  be- 
achtenden Zoll-  und  Steuergesetz- 
gebung und  einer  rationellen  Eisen- 
bahntarifpolitik. (Vgl.  bes.  den  letzten 
Vortrag  des  2.  Bandes.)  Im  übrigen 
werden  im  2.  Band  einige  wichtige 
chemische  Industrien,  vor  allem  die- 
jenigen, die  vom  Kohlenteer  ausgehen. 
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einer  besonderen  Betrachtung  unter- 
worfen. — th. 
G  a  r  d  n  e  r  ,  J.,  M.  A.,  The  Economic 
Future  of  our  AUies.  (The  Financial 
Review  of  Reviews.  12.  Bd.,  No.  118, 
S.  34 — 43.)  London  191 7.  Investment 
Registry,  Ltd. 

Ischirkoff,  Prof.  Dr.  A.,  Bulga- 
rien, Land  und  Leute.  II.  Teil:  Be- 
völkerung, Volkswirtschaft,  Siedelungs- 
verhältnisse.  Mit  24  Tafeln  und  einer 
Eisenbahnkarte.  (Bulgarische  Biblio- 
thek. Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  Wei- 
gand  No.  2.)  Leipzig  191 7.  Dr.  Iwan 
Pariapanoff.  VI,  128  S.  JH,  1,80, 
(Vgl.  W.  A.  9.  Bd.,  S.  87.) 

Isonzo-Front,  Karte  der  — .  Maß- 
stab I  :  350  000.  Mit  Nebenkarte : 
Umgebung  von  Görz  mit  dem  Karst- 
gebiete. Maßstab  i  :  150  000.  M,  0,60. 
—  Detailkarte  von  Nord-Rumänien 
(Moldau)  und  der  Bukowina.  Maß- 
stab I  :  400  000.  M,  1,50.  —  Mittel- 
europa mit  den  neuen  Grenzen.  Nach 
den  ,, Kriegs-  u.  Friedenszielen"  von 
Frhr.  Albrecht  v.  Rechenberg  u.  an- 
deren. Maßstab  i  :  5  Mill.  Mit  Neben- 
karte; Die  neuen  Grenzen  des  deut- 
schen Kolonialbesitzes  in  Afrika.  Nebst 
statistischen  Angaben  über  die  krieg- 
führenden und  neutralen  Staaten.  Maß- 
stab 1 :  30  Mill.  M,  I, — .  —  Mitteleuropa 
nebst  der  Balkan-Halbinsel  und  Italien. 
Mit  Aufdruck  der  Frontlinien  in  West 
und  Ost,  gegen  Italien  und  am  Balkan 
nach  dem  Stande  von  Anfang  April 
1917.  Maßstab  i  :  3  000  000.  So  1,50. 
Wien.    Freytag  &  Berndt  G.  m.  b.  H. 

Jaarcijfers  voor  het  Ko- 
ninkrijk  der  Nederlanden. 
Rijk  in  Europa  191 5.  Bewerkt  door 
het  Centraal  Bureau  voor  de  Statistiek. 
Den  Haag  191 6.  Gebr.  Belinfante. 
LH,  384  S. 

J  a  s  s  y  ,  Handelsbericht  des  k.  u.  k. 
Konsulates  in  Jassy  für  das  Jahr  1915. 
Berichterstatter:  k.  u.  k.  Generalkon- 
sul Friedrich  Götz.  (Berichte  der  k.  u. 
k.  Konsularämter.)    Wien  1917.    29  S. 

Kriegskarten  vom  westlichen 
Kriegsschauplatz.  Heraus- 
geg. vom  Verlage  der  Schlesischen  Zei- 
tung. Übersichtskarte  des  westlichen 
Kriegsschauplatzes.  Maßstab  i :  600  000. 
M,  1,20.  —  Die  Frontverkürzung  im 
Westen,  i.  Blatt:  Arras — St.Quentin. 
Jf,  0,50.  Ergänzungsblatt  M  0,10; 
2.  Blatt:  Laon — Soissons.    JC  0,50.  — 


Die  Front  in  der  Champagne  mit 
Nebenkarte  „Die  Front  von  St.  Quen- 
tin  bis  Verdun".  Maßstab  i  :  600  000. 
So  I, — .  Breslau  1917.  Wilh.  Gottl. 
Korn. 

Kristiania  handel,  indu- 
stri  og  skibsfart,  Beret- 
ning  om  —  i  aret  1916.  Utgit  pä 
foranstaltning  av  Bors-  og  HandeJs- 
komit6en.  Redigert  av  G.  Amn6us. 
Kristiania  191 7.     104  S. 

Lux,  Joseph  Aug.,  Ungarn.  Eine 
mitteleuropäische  Entdeckung.  Mün- 
chen 191 7.  C.  H.  Beck  (Oskar  Beck). 
XV,  355  S.  So  6,50.  —  Verfasser  strebt 
durch  diese  Arbeit  an,  Ungarns  Land 
und  Volk  zu  schildern,  um  auf  diese 
Weise  die  innere  Völkerannäherung  zu 
fördern;  die  Schilderungen  sind  vor- 
trefflich, und  der  Leser  gewinnt  ein 
klares  Bild  von  Art  und  Wesen  des 
ungarischen  Volkes.  — z — 

Nachimson,  Dr.  M.,  Die  Wirt- 
schaftslage der  Schweiz  im  Weltkriege. 
Im  Auftrage  d.  Schweiz.  Gewerkschafts- 
bundes verfaßt.  Bern  1917.  Schweiz. 
Gewerkschaftsbund.  77  S.  S  2, — . 
—  Die  Arbeit  gibt  eine  gute  Übersicht 
über  die  Wirkungen  des  Krieges  auf 
das  Geldwesen,  die  Industrie,  den  Ar- 
beitsmarkt und  die  Lebenshaltung  der 
Schweiz,  wobei  sie  die  Entwicklungs- 
tendenzen hervorhebt  und  stärkere 
Einflußnahme  des  Staates  auf  das 
Wirtschaftsleben  fordert.         — ^rt — 

Naumann,  D.,  Friedrich,  Öster- 
reich-Ungarn, der  Waffengetährte 
Deutschlands.  (Schützengrabenbücher 
f.  d.  deutsche  Volk.)  Berlin  1917. 
Karl  Siegismund.     48  S.     S  0,20. 

Oberhummer,  Prof.  Dr.  Eugen, 
Ägypten  in  staatsrechtlicher  und  wirt- 
schaftlicher Beziehung.  Vortrag,  ge- 
halten zu  Wien  am  21.  März  1916. 
(Sonderabdruck  aus  ,, Balkan  und 
Naher  Orient".)  Wien  1916.  Freie 
Vereinig,  f.  Staatswissenschaftl.  Fort- 
bildung.    25  S. 

Orient,  Der  Neue  — .  Halbmonats- 
schrift f.  d.  politische,  wirtschaftliche 
u.  geistige  Leben  im  gesamten  Osten. 
I.  Bd.,  Heft  I.  Berlin  1917.  Der  Neue 
Orient  G.  m.  b.  H.  55  S.  S  0,75. 
(Jährl.  Bezugspr.  S  15, — •) 

O  s  e  1 ,  H.,  Landtagsabgeordneter,  K. 
Wirkl.  Rat,  Der  Rumäne  Marcel  Bi- 
biri-Sturia  über  Deutschlands  Arbeit 
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in  Rumänien.  Diessen  vor  München 
1917.     Jos.  E.  Huber.    56  S.    M   1,20. 

Repüblica  del  Paraguay.  Anu- 
ario  Estadistico.  Primera  Parte.  191 5. 
Asuncion  1916.     117  S. 

Ruslands  naturlige  Rig- 
dommc  og  Industri  (Indbe- 
retning  fra  Handelsattache,  Legations- 
sekretaer  Langberg  i  Petrograd,  dat. 
27.  Januar  1917).  (Meddelelser  fra 
Udenrigsministeriet  1917.  Heft  3, 
S.  67 — 180.)  Kopenhagen  1917.  In 
Kommission  bei  C.  A.  ReitzeL 

Schlegel,  Dr.  rer.  pol.  Fried- 
rich, Der  nordwestböhmische  Braun- 
kohlenbergbau unter  besonderer  Be- 
rücksichtigung der  Unternehmungs- 
formen und  der  Absatzverhältnisse. 
Eine  wirtschaftlich-soziale  Studie. 
Borna-Leipzig  1917.  Robert  Noske. 
124  S.  M  3, — .  —  Eine  übersichtliche 
Darstellung  der  wirtschaftlichen  und 
Arbeiterverhältnisse  des  genannten  Ge- 
bietes. Der  Verf.  bemüht  sich  auch 
darzulegen,  wie  die  böhmischen  Unter- 
nehmungen und  Absatzverhältnisse 
in  die  deutsche  Braunkohlenindustrie 
eingreifen  und  sie  beeinflussen.  — s — 

Sombart,  Werner,  Der  moderne 
Kapitalismus.  Historisch-systematische 
Darstellung  des  gesamteuropäischen 
Wirtschaftslebens  von  seinen  Anfängen 
bis  zur  Gegenwart.  2.  neugearb.  Aufl. 
2.  Bd.:  Das  europäische  Wirtschafts- 
leben im  Zeitalter  des  Frühkapitalis- 
mus, vornehmlich  im  16.,  17.  u.  18. 
Jahrhundert,  i.  Halbbd.  München  u. 
Leipzig  1917.  Duncker  &  Humblot. 
X,  585  S.  M  14,—.  (Vgl.  W.  A. 
9.  Bd.,  S.  89.) 

Statistisk  Arsbok  för  Fin- 
1  a  n  d.  (Ny  Serie  Trettonde  ärgängen 
191 5.  Utgifven  af  Statistiska  Central- 
byrän.  Helsingfors  191 6.  XXXV, 
669  S.  —  Der  reiche  und  gut  ausge- 
wählte   Stoff   des    Jahrbuchs   gliedert 


sich  in:  i.  Fläche,  Besiedlung,  Eintei- 
lung des  Landes;  2.  Bevölkerung;  3. 
Aus-  und  Einwanderung;  4.  Landwirt- 
schaft und  Viehzucht;  5.  Wälder;  6. 
Jagd  und  Fischerei;  7.  Industrien; 
8.  Außenhandel  und  Schiffahrt;  9.  In- 
nenhandel; 10.  Verkehrswesen;  11. 
Posten;  12.  Geld  und  Kredit;  13.  Ver- 
sicherungswesen; 14.  Unterricht;  15. 
Gesundheitswesen;  16.  Justiz;  17. 
Straf wesen;  18.  Unterstützungswesen; 
19.  kommunale  Finanzen;  20.  Staats- 
finanzen; 21.  Arbeiterfragen;  22.  Ver- 
schiedenes. Das  Jahrbuch  orientiert 
über  alle  wichtigen  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Fragen  und  gibt  ein 
Bild  von  der  Entwicklung  und  dem 
gegenwärtigen  Stande  des  wirtschaft- 
lichen und  kulturellen  Lebens  in  Finn- 
land. — ^r. 

Statistisk  Irsbok  för  Sve- 
r  i  g  e.  Fjärde  ärgängen.  Utgivna  av 
Kungl.  Statistiska  Centralbyrän.  Stock- 
holm 1917.     XI,  394  S. 

Taschen-Atlas  allerKriegs- 
schauplätze  im  Westen,  Osten, 
Balkan,  Italien,  Orient,  enthaltend 
24  Übersichts-  und  Sonderkarten. 
Berlin  191 7.  L.  Schwarz  &  Co. 
M  0,25. 

UngarischeVolkswirt,  Der  — . 
Zeitschrift  f.  Handel,  Industrie,  Ver- 
kehr und  Volkswirtschaft.  Heraus- 
geber: Emanuel  Barta.  2.  Jahrg., 
No.  I — 7.  Budapest,  Wien  u.  Berlin 
1917.  Erscheint  während  der  Kriegs- 
dauer 2mal  monatl.  in  Heften  von 
12  S.;  später  wöchentl.  Jährl.  Bezugs- 
preis Kr.  20, — . 

W  a  r  b  u  r  g  ,  Prof.  Dr.  O.,  Was  kann 
uns  die  türkische  Landwirtschaft  in 
der  Zukunft  liefern  ?  (Der  Tropen- 
pflanzer. 20.  Jahrg.,  No.  2,  S.  55 — 68.) 
Berlin  1917.  Kolonial-Wirtschaftliches 
Komitee. 


3.  Bevölkcrungs-,  Rassen-  und  Rcligionsforschung,  Bevölkerungs- 
politik, Soziologie. 

Bodart,  Gagton,  LL.D.,  Losses  of  Life  in  modern  wars. 
Austria-Hungary;  France.  —  Kellogg,  Vemon  Lyman,  Mili- 
tary selection  and.  race  deterioration.  Edited  by 
Harald  Westergaard,  LL.D.  Member  of  Committee  of  Research.  Oxford 
1916.  At  the  Clarendon  Press.  X,  204  S. 
Die  beiden  in  einem  Bande  vereinigten  Schriften  sind  von  der  Abteilung 
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,, Ökonomik  und  Geschichte"  der  Carnegie- Stiftung  für  Völkerfrieden  heraus- 
gegeben worden.  Diese  Abteilung  will  „eine  gründliche  und  wissenschaft- 
liche Untersuchung  der  Ursachen  und  Folgen  des  Krieges"  fördern.  Die 
erste  und  weitaus  längere  der  Abhandlungen  erörtert  in  37  Kapiteln  die 
Verluste  Österreichs  seit  dem  30jährigen  Kriege;  hier  gehen  allgemeine 
Betrachtungen  voran:  über  die  Kriegs-  und  Friedenszeiten  in  den  letzten 
3  Jahrhunderten,  über  die  Kriege  und  Schlachten  darin,  an  denen  Öster- 
reich-Ungarn beteiligt  war,  über  die  Menschenverluste  in  modernen  Kriegen 
überhaupt  und  über  das  Verhältnis  der  Getöteten  zu  den  Verwundeten. 
Dann  werden  (Kapitel  5  bis  25)  die  einzelnen  Kriege  und  Gruppen  von  Kriegen 
durchgenommen.  Die  historische  Untersuchung  bewegt  sich  hier  wie  so 
oft  auf  schlüpfrigem  Boden.  Zahlenangaben  sind  erst  von  Mitte  des  18. 
Jahrhunderts  ab  allmählich  zuverlässiger  geworden.  Der  Versuch,  das 
schwache  Licht,  das  auch  in  früheren  Zeiten  schimmert,  heller  zu  machen, 
ist  um  so  mehr  zu  schätzen.  Die  allgemeinen  Bemerkungen  des  dritten 
Kapitels  verdienen  auch  sonst  Beachtung.  Es  wird  darauf  hingewiesen, 
daß  zu  den  Todesursachen  der  Waffen  solche  der  Krankheiten  und  die  da- 
mit verwandten  infolge  von  Entbehrungen  und  Erschöpfung,  Gefangen- 
schaft und  schließhch  Menschenverluste  durch  Desertionen  hinzukommen. 
Wie  man  sieht,  werden  die  Begriffe:  Verluste  der  Heere  und  Sterblichkeit 
nicht  getrennt.  Da  im  allgemeinen  an  die  Sterblichkeit  gedacht  wird,  so  wäre 
richtiger  gewesen,  daran  festzuhalten,  und  alsdann  unmittelbare  und  mittel- 
bare Verluste  zu  unterscheiden :  zu  den  mittelbaren  wäre  auch  der  Ausfall 
an  Neugeborenen  zu  rechnen,  wenigstens  soweit  als  solche  selbst  wieder 
in  das  produktions-,  das  wehrfähige  und  besonders  in  das  reproduktionsfähige 
Alter  gelangt  wären.  —  Betont  werden  auch  die  Gefährdungen  der  Leben 
von  Nicht-Kämpfern.  Zu  den  Kriegen,  in  denen  die  unbewaffneten  friedlichen 
Bewohner  von  Dörfern  und  Städten  größere  Verluste  erhtten  haben  als  die 
Heere  selber,  werden  außer  dem  Bauernkriege  und  anderen  Religionskriegen, 
namentlich  dem  30jährigen  Kriege,  „viele  Kolonialkriege  der  Seemächte" 
gerechnet.  Auch  heute  sei  es  sehr  schwer,  Gefährdungen  des  Lebens  der 
Nicht-Kämpfer  zu  vermeiden.  Verluste  dieser  Art  für  vergangene  Zeiten 
festzustellen,  ist  nicht  in  annähernder  Weise  möglich.  Man  muß  sich  auf 
die  Verluste  der  Heere  beschränken  (von  Seekriegen  ist  in  dem  Buche  wenig 
die  Rede).  Auch  in  bezug  auf  jene  enthalten  die  Archive  der  Mächte  erst 
nach  dem  spanischen  Erbfolgekrieg  Angaben,  wenigstens  über  die  Ergebnisse 
der  großen  Schlachten.  Erst  nach  1848  hat  man  sich  ernstlich  bemüht, 
die  Gesamtverluste  festzustellen.  Wie  sehr  es  aber  auch  damit  noch  hapert, 
erkennen  wir  in  dem  Kapitel  (9)  über  den  Deutsch-Französischen  Krieg 
von  1870/71:  hier  seien  —  heißt  es  S,  144  —  die  Nachweisungen  von  deut- 
scher Seite  zwar  so  vollkommen,  wie  man  nur  wünschen  möge;  ,,aber  die 
französische  Dokumentation  wurde  vernachlässigt  in  sehr  bedauernswertem 
Maße".  Sogar  für  einige  der  großen  Entscheidungsschlachten  blieb  man 
auf  Schätzungen,  und  diese  letzten  Endes  auf  Vermutungen  angewiesen. 
Mehr  als  Schätzung  ist  für  die  frühere  Zeit  vollends  unmöglich.  Besonders 
die  Kategorie  der  Verwundeten  bleibt  ungewiß.     Das  Schicksal  der  Ver- 
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mißten  ebenso  (vom  militärischen  Standpunkt  zählen  sie  natürhch  als  solche 
zu  den  Verlusten  und  seien,  meint  der  Verf.,  in  vielen  Heeren  einfach 
als  Tote  gezählt  worden,  natürlich  sehr  oft  irrtümlich).  Gleichwohl  wdrd 
mit  einiger  Zuversicht  ausgesprochen  (S.  14) : ,, Vergleichende  Untersuchungen 
hat  man  gemacht  über  die  Verluste  in  den  30  größten  Schlachten  des  16. 
Jahrhunderts",  woraus  sich  ergab,  daß  die  Verluste  an  Toten  und  Verwun- 
deten im  Durchschnitt  für  die  Sieger  10,  für  die  Geschlagenen  40  %  der 
effektiven  Stärke  betragen  hätten ;  zu  Gefangenen  habe  man  damals  nur  die 
Ritter  und  höheren  Offiziere,  des  Lösegeldes  halber,  gemacht.  Religions- 
und Bürgerkriege  überwogen,  die  als  solche  immer  blutiger  sind.  ,,Eine  ähn- 
liche statistische  Studie  über  die  30  wichtigsten  Schlachten  des  30jährigen 
Krieges  zeigt  einen  Durchschnitt  an  Verlusten  von  15  %  für  die  Sieger 
und  30  %  für  die  geschlagenen  Heere."  Im  spanischen  Erbfolgekrieg  kam 
zuweilen  (so  bei  den  Franzosen  in  der  Schlacht  von  Höchstädt)  der  Verlust 
an  unverwundeten  Gefangenen  schon  dem  übrigen  Gesamtverlust  gleich; 
bei  Roßbach  und  Leuthen  übertraf  er  diesen.  Die  Verluste  an  Toten  und 
Verwundeten  seien  allmählich  geringer  geworden  (im  Zeitalter  Friedrichs 
bzw.  II  und  17,  in  den  Kriegen  der  französischen  Revolution  9  und  16), 
bis  sie  mit  den  Kriegen  Napoleons  wiederum  stiegen  (auf  15  und  20  %).  In  den 
Kriegen  des  19.  Jahrhunderts  seien  die  durchschnittlichen  Verluste  wieder 
geringer  geworden  (in  der  Tabelle  S.  16  fehlt  nun  plÖtzHch  die  Unterschei- 
dung von  Siegern  und  Besiegten) .  Mehrere  Ursachen  scheinen  dem  Verfasser 
dahin  zu  wirken:  An  erster  Stelle,  daß  der  Streit  nicht  mehr  wie  ehemals 
durch  Handgemenge  entschieden  werde  (daß  dies  ,, ehemals"  die  Regel 
gewesen  sei,  d.  h.  in  den  Kriegen  der  letzten  Jahrhunderte,  kann  schwerlich 
zugegeben  werden).  Sodann  stecke  in  den  Massenaushebungen  von  heute 
keineswegs  der  esprit  de  corps,  den  die  alte  berufsmäßige  Soldateska  be- 
sessen habe,  ,,und  die  höheren  Verluste  werden  nicht  mehr  von  den  Truppen 
ertragen  werden".  Eine  Behauptung  von  sehr  zweifelhaftem  Werte,  schon  an- 
gesichts der  napoleonischen  Kriege.  Das  Buch  ist  offenbar  vor  den  Erfah- 
rungen des  Weltkrieges  verfaßt  worden.  Interessant  ist  immerhin  die  hier 
folgende  Anmerkung  (S.  17) :  ,,In  neueren  Kriegen  zwischen  Großmächten 
wird  die  moralische  Kraft  unreifer  Aushebungen  (of  unseasoned  levies)  zu- 
sammenbrechen, wenn  der  Verlust  einen  gewissen  Punkt  erreicht,  und  sie 
werden  nachgeben."  In  schlagender  Weise  werde  dies  belegt  durch  das  Schick- 
sal der  hastig  gebildeten  Heere  Gambettas,  denen  es  keineswegs  an  Be- 
geisterung, Mut  oder  Rachedurst  gefehlt  habe,  ,,als  sie  sich  den  Veteranen 
von  1864  und  1866  und  den  Siegern  der  Schlachten  von  1870  gegenüber- 
sahen."    Fiat  applicatio. 

Wenn  nun  der  Historiker  nach  den  Quellen  der  Zahlenangaben  fragt, 
so  werden  wenigstens  deutsche  Ansprüche  nicht  befriedigt.  Es  ist  nur  ganz 
allgemein  von  Archiven  die  Rede.  Zitate  fehlen.  Dagegen  wird  eine  allge- 
meine methodische  Anmerkung  gemacht  (S.  17,  vgl.  S.  67).  Eine  wichtige 
Grundlage  der  Berechnung  bilde  der  Verlust  an  Offizieren,  da  man  nach 
diesen  Zahlen  die  Genauigkeit  oder  Wahrscheinlichkeit  der  angeblichen 
Verluste  an  Mannschaften  beurteilen  könne.   Die  Verluste  an  Offizieren  seien 
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stets  mit  mehr  Genauigkeit  angegeben,  in  vielen  Staaten  sogar  mit  Namen. 
Auch  kenne  man  die  jedesmal  vorhanden  gewesene  Zahl  der  Offiziere  in  den 
Bataillonen,  Schwadronen,  Batterien  usw.,  und  danach  lasse  sich  die  Zahl  der 
Unteroffiziere  unschwer  berechnen.  Ferner  seien  fast  immer  die  Verluste 
an  Offizieren  verhältnismäßig  größer,  und  zwar  habe  das  Verhältnis  der 
Offiziers-  zu  anderen  Verlusten  während  der  letzten  150  Jahre  in  manchen 
Heeren  nicht  geschwankt;  freilich  gelte  dies  hauptsächlich  für  offene  Feld- 
schlachten. Offenbar  wird  hier  nur  an  Abgänge  durch  Tod  oder  Ver- 
wundung gedacht,  und  dieser  wechselnde  Sinn  des  Wortes  ,,  Verlust"  ist  ein 
starker  FeliJer  der  Arbeit.  Das  Verhältnis  zwischen  Toten  und  Verwundeten 
erfährt  (im  4.  Kapitel)  eine  besondere  Prüfung.  Für  einige  100  Schlachten 
der  Neuzeit  gelte  das  Verhältnis  i  :  3,5,  im  Deutsch-Französischen  Kriege 
sei  es  aber  erheblich  größer  —  auf  deutscher  Seite  —  gewesen,  nämlich  i  :  5,4, 
ebenso  bei  den  Japanern  im  russischen  Feldzug  i  14,7;  freilich  starben  in 
beiden  Fällen  so  viele  infolge  der  Wunden,  daß  das  endliche  Verhältnis  bei  den 
Deutschen  i  :  3,4,  bei  den  Japanern  sogar  nur  i  :  1,8  war.  In  Seeschlachten 
gibt  es  oft  mehr  Tote  als  Verwundete,  ebenso  kommen  bei  Flußübergängen 
zu  Lande  viele  um.  Wenn  die  letzten  Bemerkungen  gewiß  richtig  sind,  so  ist 
übrigens  auch  hier  für  die  Zeit  vor  dem  Weltkriege,  außer  jenen  Berechnungen 
der  Deutschen  1870/71  und  der  Japaner  1903/4  fast  alles  unsicher:  Ob  nur 
Schwerverwundete  gezählt  sind  ?  ob  die  bald  an  Wunden  Gestorbenen  als 
Tote  ?  ob  überhaupt  genaue  Zählungen  stattfanden  oder  man  sich  mit  Schät- 
zungen begnügte  ?  —  Gleichwohl  ist  es  nicht  ohne  Interesse,  den  einzelnen 
Kriegen  der  Österreicher  und  den  (nach  den  gleichen  Methoden,  wenn  man  das 
Verfahren  so  nennen  darf,  bearbeiteten)  Kriegen  der  Franzosen  nachzugehen. 
Für  Österreich  erfahren  die  Offiziers- Verluste  (im  Kapitel  25)  eine  besondere 
Erörterung.  Es  wird  (S.  68)  ausgerechnet,  daß  Frankreich  in  den  11  Jahren 
1805 — 1815  mehr  Generale  und  Stabsoffiziere  als  Gefallene  verloren  habe 
als  Österreich  in  300  Jahren  (1301  gegen  1032,  dabei  sind  für  den  30jährigen 
Krieg  185  auf  österreichischer  Seite  eingesetzt).  Ob  hier  Vergleichbares  ver- 
glichen ist,  wird  man  bezweifeln  müssen.  Natürlich  wiegt  für  Frankreich 
und  seine  damaligen  „Bundesgenossen"  schwer  der  Feldzug  von  1812,  dem 
der  Bearbeiter  eine  eingehende  Betrachtung  innerhalb  seines  7.  Kapitels, 
das  die  Kriege  Napoleons  behandelt,  gewidmet  hat.  Er  kommt  zu  dem 
Schlüsse,  daß  die  Gefallenen  und  an  Wunden  Verstorbenen  in  den  Heeren 
Napoleons  auf  400  000  25U  schätzen  seien,  und  rechnet  i  Million  Umgekommene 
mit  Einschluß  der  an  Krankheiten,  Hunger  usw.  zugrunde  gegangenen 
Menschen.  Die  gleiche  Zahl  rechnet  er  auf  die  Gegenseite,  so  daß  die  Kriege 
des  ersten  französischen  Kaiserreichs  Europa  2  Millionen  Menschen  gekostet 
hätten,  dazu  ebenso  viele  Verwundete  (man  sieht,  daß  hier  ein  anderer  Maß- 
stab angelegt  wird  als  in  der  Bearbeitung  der  österreichischen  ICriege),  von 
denen  15 — 20%  als  für  Lebenszeit  invalide  geworden  anzusetzen  wären  (S. 
133).  Überall  wird  hier  auf  die  großen  Verluste  durch  Epidemien  hinge- 
wiesen, wodurch  namentlich  der  Krimkrieg  furchtbar  geworden  sei,  der 
Frankreich  ^  seiner  effektiven  Heeresstärke  gekostet  habe  (S.  141).  Der 
Verfasser  kommt  zu  dem  Schlüsse  (S.  156) :    Da  Frankreich   die  längsten 
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und  blutigsten  Kriege  der  Neuzeit  geführt  habe,  so  müsse  man  sich 
der  Ansicht  anschheßen,  daß  die  Kriegsverluste  einen  bedeutenden  Anteil 
an  der  Verursachung  des  gegenwärtigen  Stillstandes  (der  einer  Abnahme  sich 
nähere)  der  französischen  Bevölkerung  haben.  Diese  Feststellung  bildet  den 
Übergang  zu  der  angehängten  Abhandlung,  die  sich  als  ,, vorläufiger  Bericht 
und  Aussprache"  vorstellt.  Der  Gegenstand  (,, Kriegsauslese  und  Rasse- 
verschlechterung") ist  ziemlich  oft  erwogen  worden,  nachdem  durch  Dar- 
wins Theorie  der  Begriff  der  natürlichen  Zuchtwahl  als  wesenthcher  Ursache 
der  Entstehung  der  Arten,  also  der  positiven  Höherentwicklung,  so  weiten 
Raum  gewonnen  hatte.  In  der  Vorrede  zur  gegenwärtigen  Abhandlung 
werden  die  Richtlinien  mitgeteilt,  die  der  Direktor  der  Abteilung  für  Öko- 
nomik und  Geschichte  der  Carnegie- Stiftung  diesen  Untersuchungen  ge- 
geben hat.  Er  meint,  man  könne  wohl  die  allgemeinen  Wirkungen,  z.  B. 
der  Napoleonischen  Kriege,  auf  die  Bevölkerung  feststellen,  müsse  aber  auf 
eine  quantitative  Analyse  der  einzelnen  Ursachen  verzichten.  Er  unter- 
scheidet (S.  i59ff.)  Auslesewirkung  zwischen  kämpf  enden  Parteien  von  solchen 
innerhalb  einer  Partei  (eines  Volkes).  Ursprünglich  wirke  der  Kampf  aus- 
lesend: die  Stärkeren  haben  bessere  Chancen  des  Überlebens;  auch  jetzt  noch 
gelte  das  in  einigem  Maße,  wenn  auch  die  moderne  Kriegführung  diese 
Wirkung  vermindert  habe.  Auch  durch  Fortschritte  des  Sanitätswesens  werde 
die  Bedeutung  des  Faktors  abgeschwächt.  Auch  wirke  es  anders,  wenn  Feinde 
zu  Sklaven  gemacht  anstatt  ausgerottet  werden;  Sklaven  würden  viel- 
leicht ein  schwächeres,  möglich  sei  aber  auch,  daß  sie  ein  stärkeres  Element 
der  Bevölkerung  werden,  in  die  der  Sieger  sie  aufnimmt.  In  diesen  (4)  Sätzen 
wird  die  Auslese  zwischen  Kampfparteien  dargestellt. 

Weitere  7  Sätze  betreffen  die  Auslese  z\vischen  Kämpfern  und  Nicht- 
kämpfern  innerhalb  eines  Volkes.  Der  Inhalt  ist  kurz  zusammengefaßt  fol- 
gender: I.  Die  Starken  werden  in  ihrem  Verhältnis  zur  Gesamtheit  vermindert 
durch  Krieg.  2.  Wenn  aber  alle  Wehrfähigen  in  den  Krieg  gehen,  so  wird 
möglicherweise  die  Auslese  zwischen  diesen  zu  Ungunsten  der  Schwächeren 
von  größerer  Bedeutung  als  die  erste  Auslese.  3.  Insbesondere  sofern  die  Todes- 
fälle durch  Krankheiten  usw.  zahlreicher  werden  als  durch  die  wahllose  Ver- 
nichtung in  den  Schlachten,  wirken  Feldzüge  auf  Ausjätung  der  Schwächeren, 
tritt  also  der  in  2  bezeichnete  Erfolg  ein.  4.  Bei  Söldnerheeren  werden  zum 
Teil  körperlich  Minderwertige  geworben  (z.  B.  Londoner  „hooligans") .  Auch 
in  diesem  Falle  haben  häufige  Kleinkriege  eine  Tendenz,  diese  Minderwertigen 
auszujäten.  5.  Die  physische  Beschaffenheit  eines  Volkes  wird  durch  Über- 
handnehmen städtischer  Arbeitsarten  stark  herabgedrückt,  so  daß  auch 
die  Heere  ein  schwächeres  Material  bekommen.  6.  Sie  können  daher  auch 
etwas  auf  Verbesserung  dieses  Materials  wirken.  7.  „Unter  allgemeiner  Wehr- 
pflicht kann  der  Dienst  in  Friedenszeit  die  physische  Beschaffenheit 
der  Soldaten  in  den  meisten  Schichten  verbessern  (das  Wort  .Deutschland' 
wird  hier  in  Klammern  beigefügt).  Diese  Disziplin  kann  auch  im  Kriegs- 
falle die  physische  Verwüstung  herabmindern".  Die  Vorrede  ist  datiert 
„Dezember  1914".  Da  aber  der  Verfasser  schreibt,  daß  die  Leitsätze  des 
Herrn  Clark  ihm  in  der  ersten  Zeit  seiner  Beschäftigung  mit  dem  Gegen- 
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Stande  zugegangen  seien,  so  scheint  es,  als  ob  diese  noch  vor  allen  Erfah- 
rungen des  Weltkrieges  ihre  Gestalt  empfangen  haben.  Man  erkennt,  daß 
sie  die  Auslesewirkungen  des  Krieges  verhältnismäßig  in  günstigem  Sinne 
beurteilen.  Der  Verfasser  selbst  geht  aus  von  Herbert  Spencer  und 
Davis  Starr  Jorden  (einem  amerikanischen  Biologen),  die  über- 
einstimmend aussprechen,  Krieg  müsse  die  physische  Verschlechterung 
der  Rasse  zur  Folge  haben.  Verfasser  weiß,  daß  die  Sache  nicht  so  einfach 
entschieden  werden  kann,  daß  sie  wesentlich  abhängt  von  der  Beantwortung 
der  Frage,  wie  weit  Vererbung,  wie  weit  die  Umgebung  (das  ,, Milieu")  Statur 
und  andere  Eigenschaften  bewirken,  besonders  aber,  ob  die  Wirkungen 
der  Umgebung  erblich  sind.  Er  hält  indessen  diese  Fragen  nicht  streng 
auseinander,  wenn  er  sich  für  weit  überwiegende  Wirkungen  der  Erblichkeit 
zu  entscheiden  scheint.  Er  will  die  Wirkungen  des  Militarismus  in  Krieg 
und  Frieden  untersuchen  und  entwirft  eine  Liste  von  Aufgaben,  die  damit 
gestellt  sind,  glaubt  aber  auch  nur  einige  wenige  in  diesem  vorläufigen  Be- 
richt in  Angriff  nehmen  zu  können.  Festzustellen  sei,  daß  sowohl  Werbung 
als  Zwang  schon  in  Friedenszeit  einen  physisch  besseren  Teü  der  Völker 
verhindern,  ihren  vollen  und  vorzügUch  wichtigen  Beitrag  zur  Bestimmung 
des  Rassencharakters  der  Bevölkerung  zu  leisten.  Und  es  handle  sich  hier 
um  nicht  geringe  Zahlen.  „Die  stehenden  Heere  von  Deutschland  und  Frank- 
reich enthalten  mehr  als  5  %  der  Männer  im  Alter  von  18 — 35  Jahren" 
(S.  178).  Man  sieht  hier  deutlich,  mit  wie  schwacher  Kenntnis  der  Tatsachen 
die  Arbeit  angefertigt  ist.  Bekanntlich  sind  es  in  beiden  Ländern  nur  die 
Lebensalter  20 — 25,  die  —  freilich  in  viel  stärkerem  Verhältnis,  ungefähr 
zur  Hälfte  ihrer  Altersklasse  —  die  große  Menge  des  stehenden  Heeres  im 
Frieden  bilden;  diese  Altersklasse  ist  aber  ohnehin  nur  schwach  am  Heiraten 
beteiligt,  und  von  den  heiratenden  Männern  im  24.  und  25.  Jahre  sind  natür- 
lich viele,  die  ihre  Dienstpflicht  erfüllt  haben  und  darunter  wieder  viele, 
die  gerade  infolge  der  ,,beim  Commiß"  angeknüpften  Verhältnisse  zu  so 
frühen  Eheschließungen  sich  bewogen  finden  (viele  wieder,  um  die  schon 
erzeugten  Kinder  zu  legitimieren).  Die  angeblich  der  Reproduktion  ferner 
entzogenen  GHeder  des  stehenden  Heeres  sind  mit  wenigen  Ausnahmen 
Unteroffiziere  und  Offiziere,  die  zum  großen  Teil  verheiratet  sind  und 
(wenigstens  die  Unteroffiziere)  oft  große  Familien  haben.  Verfasser  macht 
nun  geltend,  daß  auch  im  Frieden  die  SterbHchkeit  an  Krankheiten  vieler 
Soldaten  merklich  höher  in  allen  Heeren  —  bis  auf  aller  jüngste  Zeit  ge- 
wesen sei  und  sucht  dies  durch  allerhand  Zahlen  zu  belegen,  um  aber 
dann  auf  die  gewissere  Tatsache  der  erhöhten  Sterblichkeit  im  Kriege  über- 
zugehen, besonders  auf  diejenige  infolge  von  Seuchen;  eine  Sterblichkeit, 
die  oft  auch  der  Zivilbevölkerung  sich  mitteile.  Er  macht  sich  dann  selber 
den  Einwand,  daß  Sterblichkeit  an  und  für  sich  die  Rasse  nicht  beeinträchtige, 
vielmehr  eine  der  Grundbedingungen  des  Fortschritts  sei,  „wenn  Darwinis- 
mus eine  gesunde  Erklärung  der  organischen  Entwicklung  ist"  (S.  185; 
was,  nebenher  gesagt,  recht  zweifelhaft  geworden  ist,  wenn  auch  die  Kon- 
servative Auslese  —  wie  ich  sie  nenne  —  immer  ihrer  großen  Bedeu- 
tung sicher  ist).    Es  komme  eben  auf  die  Auslese  an,  die  durch  die  Art  der 
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Sterblichkeit  bewirkt  werde.  Nun  sei  allerdings  der  Einfluß  der  Sterblich- 
keit an  Krankheiten  an  sich  eher  „eugenisch",  auch  innerhalb  eines  Heeres; 
das  Gegenteil  aber  (,,dysgenisch")  insofern,  als  diese  Sterblichkeit  im  Kriege 
sich  außerordentlich  viel  stärker  geltend  mache  beim  Heere;  also  beim  körper- 
lich erlesenen  Teile  des  Volkes;  fast  jeder  Mann,  der  aus  dieser  Gruppe  ver- 
loren gehe,  bedeute  einen  eugenischen  Verlust.  Vollends  gelte  das  natür- 
lich von  der  eigentlichen  Kampf- Sterblichkeit,  die  nicht  einmal  innerhalb 
der  Gruppe  die  Schwächeren  eher  treffe,  vielmehr,  sofern  ein  Unterschied 
da  sei,  die  Tapfersten  und  Tüchtigsten  am  meisten.  Je  länger  und  erschöp- 
fender ein  Krieg  wäre,  um  so  schlimmer.  Die  wahrscheinliche  rassenver- 
schlechternde Bedeutung  eines  ,, übertriebenen  Militarismus"  glaubt  nun 
der  Verfasser  aus  bevölkerungsstatistischen  Daten  als  tatsächlich  erhärten 
zu  können,  wenngleich  er  die  großen  Schwierigkeiten  der  Beweisführung 
durchaus  anerkennt.  Sein  Material  findet  er  in  der  französischen  Rekru- 
tierungs-Statistik (seit  1830  publiziert,  1816 — 1830  im  Archiv  des  Kriegs- 
ministeriums, das  zugänglich  gewesen  ist).  Es  ergab  sich,  daß  von  181 3 
ab  die  durchschnittliche  Körperhöhe  der  jungen  Männer,  die  in  den  Jahren 
der  Revolutionskriege  1792 — 1802  geboren  waren,  wesentlich  abgenommen 
habe  und  ferner  abnahm  in  den  Jahren,  als  die  in  den  Kriegen  des  Empire 
geborenen  Jünglinge  sich  stellten.  Deren  Körperhöhe-Durchschnitt  sei 
ungefähr  1,625  m  gewesen,  später  sei  sie  dann  wieder  auf  1,655  ^  gestiegen. 
Unmittelbar  nach  der  Restauration  (1815  ff.)  seien,  auch  mehrere  Departements 
außerstande  gewesen,  ihr  Kontingent  zu  stellen,  nachdem  die  Mindesthöhe 
von  1,544  m  auf  1,570  m  hinaufgesetzt  war.  Die  Exemtioneu  wegen  Unter- 
maßes seien  in  20  Jahren  um  ^  gestiegen,  diejenigen  wegen  Untermaßes 
und  Körpermängel  zusammen  beinahe  die  doppelten  geworden.  Und  die 
Ziffer  der  Zurückstellungen  wegen  Körpermängel  habe  sich  nicht  so  bald 
wie  die  wegen  Untermaßes  wieder  vermindert.  Jene  aber,  meint  der  Ver- 
fasser, hinweisend  auf  die  Japaner,  sei  offenbar  die  schwerer  wiegende. 

Ohne  Zweifel.  Eben  darum  tut  die  Frage  sich  auf:  ob  und  wiefern  denn 
die  beiden  Fehler :  geringere  Körperhöhe  und  Kräftemangel  zusammen- 
gehen? Verfasser  zieht  die  Studie  Colignons  (Mem.  de  la  Societe  d' Anthro- 
pologie de  Paris,  serie  III  1. 1,  1894)  über  die  Rekruten  der  Dordogne  heran. 
Dieser  Forscher  fand,  daß  diejenigen  von  1891  —  erzeugt  und  geboren  (dies 
wird  nicht  unterschieden!)  im  Jahre  1870  und  in  den  ersten  3  Monaten 
1871  —  durchschnittlich  geringere  Körperhöhe  als  Rekruten  der  10  vorher- 
gehenden Jahre  aufwiesen,  aber  besonders  kraftvoll  und  frei  von  Körper- 
mängeln waren.  Colignon  erklärt  diesen  Befund  durch  den  überwiegenden 
Anteü  junger  Männer  an  dieser  Rekrutenmasse,  die  im  November  und  De- 
zember 1871  geboren,  also  unmittelbar  nach  den  Friedenspräliminarien, 
von  den  heimgekehrten  Soldaten  erzeugt  waren.  Hier  läge  also  ein  wirklich 
bemerkenswerter  Tatbestand  vor  (der  übrigens  schon  mehrfach  erörtert 
worden  ist)  —  geht  Verfasser  dem  nach?  Nein;  sondern  als  ,, Bestätigung" 
führt  er  an,  daß  A  m  m  o  n  bei  den  Rekruten  aus  Baden,  die  1870  und  1871 
erzeugt  waren,  kein  Mindermaß  gegenüber  anderen  Jahresklassen  gefunden 
Jiat.     Und  wiederum  —  darauf  hinweisend,   daß  nur  ein  kleines  Material 
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vorhanden  sei,  und  daß  es  verschiedene  Deutung  zulasse  —  ein  anderer  Fran- 
zose habe  die  entsprechenden  Rekruten  mit  dem  H6rault  untersucht,  und 

—  in  einigen  Bezirken  —  gefunden,  daß  die  durchschnittliche  Körperhöhe 
der  Rekruten  geringer  war  als  diejenige  früherer  Jahrgänge I  Vergessen 
scheint  hier  zu  sein,  daß  dies  ja  auch  der  Befund  Colignons  war,  daß 
aber  das  Ergebnis  mehr  als  aufgewogen  wurde  durch  den  guten  körperlichen 
Zustand  der  von  ihm  untersuchten  Rekruten.  Vertrauen  in  die  Fähigkeit 
des  mit  der  schwierigen  Aufgabe  betrauten  Gelehrten  Gaston  Bodart, 
dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden,  flößt  seine  Leistung  nicht  ein.  Zum  Schlüsse 
spricht  er  noch  über  epidemische  Krankheiten,  von  denen  die  Heere  heim- 
gesucht werden,  besonders  über  die  Syphilis  und  andere  Geschlechts- 
krankheiten. Er  teilt  die  Ziffern  des  British  Army  Medical  Report  für  1910 
mit,  nach  denen  1905/06  im  deutschen  Heere  i9,8"/oq,  in  Frankreich  (1906) 
28,6,  in  Österreich  (1907)  54,2,  in  Rußland  (1906)  62,7,  im  Vereinigten  König- 
reich (1907)  68,4,  endlich  in  den  Vereinigten  Staaten  i67,8ö/q„  erkrankt 
waren.  Daß  die  Söldnerheere  so  viel  schlechter  dastehen,  entspricht  der 
Erwartung.  Im  Jahre  19 10  stand  es  mit  der  britischen  Armee  noch  übler. 
Es  kamen  ioo%5,  also  10  %  wegen  Geschlechtskrankheiten  ins  Lazarett, 
davon  23  "/qq  oder  2,3  %  wegen  Syphiüs.  Verfasser  stellt  noch  Beobachtungen 
an  über  die  Vererbung  der  Syphilis,  also  über  ihre  Rasse  verschlechternden 
Wirkungen.  Schließhch  werden  im  Summary  die  recht  dürftigen  Ergebnisse 
zusammengefaßt. 

Die  Erfahrungen  des  Weltkrieges  werden  zu  vielen  neuen  Untersuchungen 
und  Erkenntnissen  auf  diesem  Gebiet  führen.  Manche  neuen  Umstände  fallen 
da  ins  Gewicht.  Die  Millionenheere  lassen  nicht  viele  körperschwache  Männer 
als  Erzeuger  einer  neuen  Generation  zurück;  nur  insofern  als  sie  später  ein- 
berufen wurden,  konnten  sie  länger  an  der  Zeugung  daheim  sich  beteiligen. 
Dagegen  machen  die  heutigen  Verkehrsmittel  verhältnismäßig  häufige  und 
längere  Beurlaubungen  möglich,  die  den  Familien  zugute  kommen.  Ebenso 
wirken  auch  teilweise  die  leichteren  Verwundungen  und  deren  verbesserte 
Heilung.   Auf  der  anderen  Seite  ist  offenbar,  daß  in  allen  beteiligten  Ländern 

—  in  viel  geringerem  Maße  auch  in  einigen  neutralen  —  der  Krieg  eine  sehr 
bedeutende  negative  Wirkung  auf  die  Bevölkerung  ausübt:  zunächst  die 
Menge  der  Geburten  stark  vermindernd,  dann  aber  auch  die  Qualität  des 
Nachwuchses  verschlechternd.  Auch  für  diese  so  wichtigen  Folgen  wird  aber 
die  Frage  tief  einschneiden,  und  voraussichtlich  durch  sorgfältige  Beobachtung 
besser  als  bisher  erkannt  werden,  ob  die  erworbenen  Veränderungen  —  und 
zwar  auch  solche,  die  nicht  unmittelbar  im  Keimplasma  pathologisch  auf- 
treten — ,  ob  also  auch  günstige  Veränderungen  wie  Abhärtung  und  Er- 
tüchtigung auf  die  Nachkommenschaft  erkennbaren  Einfluß  haben  ?  Auch 
andere  Gegenwirkungen  gegen  die  offenbaren  kontraselektorischen^)  Ein- 
flüsse sind  wenigstens  denkbar.  Der  einfachste  Umstand  wird  oft  vergessen: 
So  hier,  daß  ein  Kind  außer  dem  Vater  auch  eine  Mutter  hat.  Der  große  Über- 

^)  d.  h.  einer  erhaltenden  (oder,  wie  man  im  Darwinschen  Geiste  damit  zu  ver- 
wechsehi  pflegt,  sogar  veredelnden)  Zuchtwahl  abträgUchen. . .  Die  Terminologie  rührt 
von  A.  Plötz  her  und  hat  sich   —  wenigstens  im  deutschen  Sprachgebiet  —  eingeführt. 
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schuß  möglicher  Mütter,  der  sich  nach  dem  Kriege  ergeben  wird,  kann  viel- 
leicht zugunsten  einer  heilsamen  Zuchtwahl  in  dem  Sinne  wirken,  daß  auch 
viele  physiologisch  minder  geeignete  Mütter  ausfallen,  weil  eben  die  Freier 
eine  so  viel  größere  Auswahl  haben;  und  dies  würde  eine  Tendenz  zur  Ver- 
besserung der  Gesundheit  künftiger  Generationen  bedeuten.  Solche  teils 
minder  fördernde,  teils  hemmende  Tendenzen  lassen  sich  freilich  noch  gar 
manche  deduzieren.  Viel  weiter  kommt  man  aber  nicht  damit.  In  allen 
Betrachtungen  des  Gegenstandes  wird  überdies  vergessen,  daß  der  Satz 
„mens  sana  in  corpore  sano",  den  man  als  Ideal  natürlich  anerkennen  muß, 
keineswegs  als  regelmäßige  Tatsache  gilt.  Es  gibt  sehr  oft  den  herrlichsten 
„Geist"  in  schwachem,  ja  gebrechlichem  Körper,  und  sehr  schwachen,  ja 
kranken  Intellekt  in  kräftiger,  gesunder  und  langlebiger  Leiblichkeit. 

Ferdinand    Tönnies    (Eutin). 


Annuaire  International  de 
Statistique.  Publi6  par  l'Office 
Permanent  de  l'Institut  International 
de  Statistique.  I.  Etat  de  la  Popu- 
lation (Europe).  Den  Haag  1916.  W. 
P.  van  Stockum  &  Sohn.  VIII,  166  S. 
Frcs.  4, — . 

Bevölkerungsbewegung  im 
Weltkrieg,  Die  — .  I.  Deutsch- 
land und  Frankreich.  Bulletin  d.  Stu- 
diengesellschaft f.  soziale  Folgen  des 
Krieges.  No.  3.  (Selskabet  for  social 
forsken  af  krigens  folger.)  Kopenhagen 
1917.     147  S,     Kr.  2, — . 

Brandt,  J.,  De  kindersterfte  ten 
Russischen  platten  lande.  (Vragen  van 
den  dag.  32.  Jahrg.,  Aprilheft,  S.  323 
— 335-)  Amsterdam  191 7.  S.  L.  van 
Looy. 

Buber,  Martin,  Völker,  Staaten 
und  Zion.  Ein  Brief  an  Hermann  Cohen 
und  Bemerkungen  zu  seiner  Antwort. 
Berlin  u.  Wien  1917.  R.  Löwit.  48  S. 
Ji  I, — .  —  Wiederabdruck  zweier  Auf- 
sätze aus  der  Monatsschrift  „Der 
Jude",  in  denen  der  Verfasser  gegen 
Cohens  Äußerungen  über  den  Zionis- 
mus polemisiert.  — s — 


Des  D  eu  ts  ch  e  n  Volkes  Wille 
zum  Leben.  Bevölkerungspoliti- 
sche und  volkspädagogische  Abhand- 
lungen über  Erhaltung  und  Förderung 
deutscher  Volkskraft.  Bearbeitet  u. 
herausgeg.  v.  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr. 
Martin  Fassbender,  Mitgl.  d. 
Deutschen  Reichstages  u.  d.  preuß. 
Abgeordnetenhauses.  Mit  24  Abbil- 
dungen. Freiburg  i.  Br.  1917.  Herder. 
XVIII,  836  S.    Jt  13,50. 

Rosenfeld,  Dr.  Max,  Polen  und 
Juden.  Zeitgemäße  Betrachtungen. 
Berlin  u.  Wien  1917.  R.  Löwit.  63  S. 
A  1,20. 

Schmidt,  Dr.  Kurt,  Der  Buddha 
und  seine  Lehre.  Leipzig  1917.  Otto 
Harassowitz.     32  S.     M,  0,80. 

Sterblichkeit  der  Gesamt- 
bevölkerung des  preußi- 
schen Staates  nachTodes- 
ursachen und  Altersklas- 
sen im  Jahre  1914,  Die  — . 
(Medizinalstatistische  Nachrichten.  7. 
Jahrg.,  1915/16,  Heft  2,  S.  143 — 184.) 
Berlin  1916.  Kgl.  Statistisches  Landes- 
amt. 


4.  Wirtsdiaftlidie  Unternehmungen  und  Technik 
des  Gesdiäftslebens. 

Jöhlinger,   Otto,    Die  Praxis    des   Getreidegeschäftes.     Ein 
Hand-  und  Lehrbuch  für  den  Getreidehandel.    Unter  Mitarbeit  von  Erich 
Ewer.      2.  verbesserte  Auflage.     Mit  2  Exemplaren  des  deutsch-nieder- 
ländischen Vertrages.  Berlin  1917.   Julius  Springer.   X,  384  S.    M  7,20. 
Das  Buch  von   Jöhlinger  soll  ein  Nachschlagebuch  für  den  im  prak- 
tischen Leben  stehenden  Kaufmann  und  ein  Lehrbuch  für  denjenigen  sein, 
der   sich  mit  der  schwierigen  Materie  des   Getreidehandels  praktisch  oder 
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wissenschaftlich  beschäftigen  will.  Diesen  Zwecken  dient  es  in  vortrefflicher 
Weise.  So  ist  es  zu  erklären,  daß  die  erste  1910  erschienene  Auflage  sehr  bald 
vergriffen  war.  Der  Text  der  neuen  Auflage  ist  schon  vor  dem  Kriege  fertig- 
gestellt worden;  das  Buch  geht  absichtlich  auf  die  Veränderungen,  die  der 
Krieg  dem  Getreidehandel  gebracht  hat,  nicht  ein. 

Zu  einzelnen  Ausführungen  Jöhlingers  sei  folgendes  bemerkt.  Der  Ver- 
fasser weist  zutreffend  auf  die  der  deutschen  Volkswirtschaft  durch  die  Börsen- 
gesetzgebung, und  zwar  durch  die  Unterbindung  des  börsenmäßigen  Termin- 
verkehrs entstandenen  Schäden  hin.  Dieser  Verkehr  war  eine  gewaltige  Stütze 
für  den  Unterhalt  großer  Getreidelager,  und  wie  verhängnisvoll  deren  Ver- 
schwinden gewirkt  hat,  hat  man  jetzt  im  Kriege  erst  richtig  zu  würdigen  gelernt. 
Der  Termin  verkehr  war  eine  Notwendigkeit  nicht  nur  für  den  legitimen  Import- 
handel, um  sich  gegen  plötzliche  Preisrückschläge  für  gekaufte,  später  an- 
kommende Ladungen  zu  sichern,  sondern  auch  für  die  Müller,  um  sich  eine 
Preisbasis  für  spätere  Mehlabschlüsse  festzulegen.  Außerdem  pflegte  eine  große 
Anzahl  der  russischen,  rumänischen,  bulgarischen  und  österreichisch-ungari- 
schen Getreidekaufleute  und  Produzenten  an  der  Berliner  Börse  Käufe  oder 
Verkäufe  vorzunehmen,  je  nachdem  sie  sich  gegen  Einkauf  in  ihren  Heimat- 
ländern decken  wollten  oder  infolge  Ernteschäden  an  eine  Preisbesserung 
glaubten.  Der  Berliner  Markt  war  gewissermaßen  Ausgleichsstelle,  und 
selbstverständhch  verdienten  die  Berliner  Kommissionäre  und  Makler  er- 
hebliche Summen  an  Provisionen.  Durch  die  Aufhebung  des  Terminverkehrs 
entgingen  der  deutschen  Volkswirtschaft  nicht  nur  diese  Gewinne  der  aus- 
ländischen Auftraggeber,  die  nun  ihre  Operationen  nach  Liverpool,  New 
York  und  Chicago  verlegjten,  sondern  auch  der  deutsche  Handel  und  die 
Produzenten  wurden  gezwungen,  ihre  Sicherungskäufe,  resp.  Verkäufe,  an 
den  genannten  ausländischen  Börsen  vorzunehmen  und  dort  natürlich  auch 
die  Provisionen  und  Maklergebühren  zu  zahlen.  —  Es  ist  zu  hoffen,  daß  dieser 
Fehler  der  Börsengesetzgebung,  der  ja  auch  im  Effektenverkehr  dazu 
führte,  Millionenwerte  in  das  Ausland  zu  treiben,  wodurch  während  des 
Krieges  Milliardenverluste  entstanden,  gründlich  verbessert  wird. 

Ein  anderes  Kapitel  ist  der  künstlich  produzierte  Getreide-Export 
durch  Aufhebung  des  Identitätsnachweises,  der  dazu  führte,  daß  Deutsch- 
land noch  im  Jahre  1913:  2,5  Mill.  Tonnen  Getreide  ausführte  und  zwar 
937  000  Tonnen  Roggen,  759  000  Tonnen  Weizen,  35  000  Tonnen  Gerste, 
751  000  Tonnen  Hafer  und  60  000  Tonnen  Mais,  wogegen  es  allerdings  364  000 
Tonnen  Roggen,  2  780  000  Tonnen  Weizen,  3  122  000  Tonnen  Gerste  und 
575  000  Tonnen  Hafer,  sowie  i  056  000  Tonnen  Mais  einführte. 

Die  Ausfuhr  nach  Aufhebung  des  Identitätsnachweises  barg  eine  furcht- 
bare Gefahr  für  die  Ernährung  des  Deutschen  Reiches  in  sich,  da  die  Ausfuhr 
zeitlich  nicht  mit  einer  sofortigen  Wiedereinfuhr  von  ausländischem  Ge- 
treide zusammenhing,  sondern  innerhalb  6  Monaten  gestattet  war,  wobei 
sogar  die  Ausfuhrscheine,  resp.  deren  Werte,  für  die  Einfuhrzölle  von  Kolo- 
nialwaren verwendbar  waren.  Da  sich  in  der  Regel  die  Hauptausfuhr  des 
deutschen  Getreides  auf  die  Herbstmonate  bescliränkte,  die  Haupteinfuhr 
dagegen  auf  die  Monate  April  bis  Juü  verteilte,  so  war  es  von  außerordent- 
WeltwirtschaftUches  Archiv  Bd.  X.  24 
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lieber  Bedeutung,  daß  der  Krieg  am  i.  August  1914  und  nicht  am  i.  Januar 
1915  ausbrach.     In  diesem  Falle  wären  zweifellos  im  Herbst  ca.  2,5  Mill. 
Tonnen    Getreide    auf     Nimmerwiedersehen    über    die    Grenze    gegangen 
und   Deutschland  wäre   schon    im    ersten    Jahre    infolge    Getreidemangels 
zum  Frieden  gezwungen  worden.  —  Übrigens  verdient  es  auch  festgestellt 
zu  werden,  daß  der  Weltkrieg  genau  in  dem  Jahre  ausbrach,  in  dem  die  Eng- 
länder zum  ersten  Male  die  Gewißheit  hatten,  von  den  Zufuhren  durch  das 
Schwarze  Meer  durch  die  großen  Ernten  Nordamerikas  unabhängig  zu  sein. 
Im  Durchschnitt  der  Jahre  1908/12  bewegte  sich  die  Weltweizenernte  um  ca. 
430  Mill.  qrs.    Erstmalig  im  Jahre  1913  stieg  sie  auf  500  Mill.;  der  Haupt- 
zuwachs kam  jedoch  auf  Rußland  mit  32  Mill.  Zum  ersten  Male  waren  die  Ver- 
einigten Staaten  191 4  im  Besitze  einer  derartigen  Ernte,  daß  sie  mit  Kanada 
und  Argentinien  und  den  reichlichen  Reserven  aus  1913  zur  Not  Europa  er- 
nähren konnten,  wenn  auch  Rußland  am  Export  gehindert  war.    Das  Zögern 
Englands  mit  der  Kriegserklärung  bis  zum  4.  August  mag  wohl  in  der  Haupt- 
sache dadurch  veranlaßt  worden  sein,  daß  es  sich  zuvor  bei  dem  Ackerbau- 
bureau in  Washington  erkundigen  wollte,  wie  die  Ernteaussichten  in  den  Ver- 
einigten Staaten  seien,  da  die  Statistiken  gewöhnlich  erst  am  9.  August  ver- 
öffentlicht werden.     Erst  als  dann  England  die  Gewißheit  besaß,  daß  ein 
Schluß   der  Dardanellen   die  Ernährung  Europas  nicht  allzusehr  gefährden 
werde,  hat  es  den  Krieg  erklärt.  —  Es  war  ein  kaum  zu  begreifender  Fehler 
Deutschlai  ds,  daß  es  in  Anbetracht  der  Einkreisungspolitik  Englands  und  der 
Wahrscheinlichkeit  der  Unterbindung  der  See-Zufuhren  im  Kriegsfalle  nicht 
in  Friedenszeiten  in  großzügiger  Weise  Lager  mit  Getreide,  Futter,  Öl  und 
Rohstoffen  zur  Herstellung  von  Ölen  und  Fetten  unterhielt.    Dahin  zielende 
Vorschläge  wurden  mit  Rücksicht  auf  die  hohen  Kosten  der  Lagerhäuser,  der 
Rohstoffe  und  der  darin  offensichtlich  liegenden  Kriegsvorbereitungen  abge- 
lehnt.     Der    Bau    von  Kriegsschiffen,    die  Herstellung  von  Kriegsmaterial 
und  die  Heeresvermehrung  waren  aber  doch  auch  offenkundige  Kriegsvorbe- 
reitung,   deren  logische  Ergänzung  das  Ansammeln  von  Vorräten  gewesen 
wäre.    Ein  Monat  Krieg  kostet  viel  mehr  als  der  Bau  von  Lagerhäusern  und 
das  Ansammeln  von  Vorräten  —  einiger  Mill.  tons  Futtergetreide  und  Roh- 
stoffe —  in  Friedenszeiten  gekostet  hätte.  —  Auch  darin  hat  der  Krieg  eine 
heilsame  Lehre  für  die  Zukunft  erteilt. 

Das  Buch  behandelt  schließüch  noch  den  Plan,  mit  allen  Ländern  neue 
Kontrakt- Vereinbarungen  zu  treffen  und  das  schiedsgerichtliche  Verfahren 
in  Deutschland  abzuhalten,  um  sich  von  England  zu  emanzipieren. 

So  natürlich  diese  Bestrebungen  sind,  so  muß  doch  betont  werden, 
daß  die  Erfahrungen,  die  die  ausländischen  Getreidehändler  bei  Kriegsaus- 
bruch gemacht  haben,  die  Durchführung  dieses  Planes  sehr  erschweren 
dürften.  Hermann  Weil  (Frankfurt  a.  M.) 


Aereboe,  Friedrich,  Kgl.  preu- 
ßischer Landesökonomierat  u.  Geh. 
Reg.-Rat  Prof.  Dr.,  Allgemeine  land- 
wirtschaftliche Betriebslehre.  (Die  Be- 
wirtschaftung   von    Landgütern    und 


Grundstücken.  Ein  Lehrbuch  f.  Land- 
wirte, Volkswirte,  Verwaltungsbeamte 
u.  Studierende.  I.  Teil.)  Berlin  1917. 
Paul  Parey.  XV,  655  S.  M  22,—. 
Annuaire-Chaix,  Les  principales 
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soci6t6s  par  actions.  Paris  191 7.  Im- 
primerie  Chaix.  XV,  766  S.  Frcs.  4, — . 
—  Verzeichnis  und  kurze  Charakte- 
ristik der  wichtigsten  französischen 
Aktiengesellschaften  jeglicher  Art.  (Ei- 
senbahnen, Banken,  Bergwerke,  Trans- 
port, Industrie,  Versicherung  usw.)    k. 

Australasian  Hardware  and 
Machinery  Business  Hand- 
book and  Diary,  1917.  Mel- 
bourne,  Sydney  u.  London.     119  S. 

Elenco  dei  Fabbricanti  in 
Italia  di  Materiale  e  Mac- 
chinario  Elettrico.  II.  Edi- 
arione.  (Associazione  Elettrotecnica  Ita- 
liana.)  Mailand  1916.  128  S.  —  Eine 
von  der  Zentralgeschäftsstelle  der  As- 
sociazione Elettrotecnica  Italiana  ver- 
öffentlichte Liste,  in  der  alle  Firmen 
aufgeführt  sind,  die  in  Italien  elek- 
trische Apparate  und  elektrisches  Ma- 
terial herstellen.  Die  Schrift  dient  zu 
Propagandazwecken,  um  die  Entwick- 
lung der  einheimischen  Produktion  zu 
fördern.  — h. 

Esser,  Geh.  Justizrat  Robert, 
Das  Urteil  des  Oberlandesgerichts  Köln 
vom  28.  März  1917  mit  Rücksicht  auf 
seine  Feststellungen  bezüglich  der  Be- 
rechnung der  Tantieme  des  Aufsichts- 
rats von  dem  Gewinnvortrage  und  von 
der  Tantieme  des  Vorstandes.  Bonn 
191 7.  A.  Marcus  &  E.  Weber  {Dr. 
jur.  Ahn).     14  S.     M  0,80. 

Geisser,  Alberto,  u.  Gino 
Borgatta,  La Pressione Tributaria 
SU  le  Societä  per  Azioni  in  Italia. 
Herausgeg.  v.  d.  Associazione  fra  le 
Societä,  Italiane  per  Azioni.  Torino 
1916.  Societä,  Tipografico-Editrice 
Nazionale.  182  S.  L.  10, — .  —  Eine 
statistische  Untersuchung  über  die 
Steuerbelastung  der  italienischen  Ak- 
tiengesellschaften. — h. 

■Goddard,  Richard  E.,  General 
Cargo.  An  Introduction  to  Salesman- 
ship.  London  1916.  Constable  &  Co., 
Ltd.  VIII,  199  S.  —  Das  Buch  gibt 
unter  dem  Hinweis  auf  deutsche  Me- 
thoden eine  Reihe  von  Ratschlägen  für 
-die  Technik  des  Exportgeschäftes.    Es 


behandelt  zunächst  die  Organisation 
der  Fabrik  und  deren  Exportabteilung, 
dann  die  Erfordernisse  des  Auslandes 
im  allgemeinen  und  der  verschiedenen 
Kontinente.  Schließlich  erörtert  es  die 
Frage  der  Geschäftsvertretung  und  der 
Geschäftsreisenden,     y-,    j*j    ;  — o —    ' 

Key-Äberg,  Dr.  Karl,  Svenska 
aktiebolag  och  enskilda  banker.  Hand- 
bok  for  affärsvärlden.  Femtonde  upp- 
lagan.  Stockholm  1916.  P.  A.  Nor- 
stedt  &  Söner.  XL VII,  1394  S.  — 
Der  schwedische  ,,Saling"  verzeichnet 
in  seiner  neuesten  Auflage  die  stattliche 
Anzahl  von  ca.  4000  Aktiengesell- 
schaften, wobei  allerdings  erwähnt 
werden  muß,  daß  Gesellschaften  von 
100  000  Kr.  Kapital  an  aufgenommen 
worden  sind.  Außerdem  ist  eine  Quar- 
talskursliste der  Stockholmer  Börse 
beigegeben,  die  den  Zeitraum  vom 
31.  März  1915  bis  30.  Juni  1916  um- 
faßt. — sc — 

Kraftanlagen  am  Walchen- 
see, Die  — .  Die  preisgekrönten  Ent- 
würfe des  Wettbewerbes.  Im  Auftrage 
der  Preisträger,  mit  Genehmigung  der 
Kgl.  Bayer.  Staatsministerien  d.  In- 
nern u.  f.  Verkehrsangelegenheiten 
herausgeg.  v.  N.  Holz,  R.  Thomann, 
B.  Gleichmann.  Mit  33  Tafeln.  Mün- 
chen u.  Berlin  1916.  R.  Oldenbourg. 
VIII,  107  S.  Geb.  Ji  32,—.  —  Im 
Anschluß  an  eine  allgemeine  Übe^icht 
über  das  Problem  werden  Einzel- 
beschreibungen der  sechs  preisgekrön- 
ten Entwürfe  für  den  Ausbau  der 
Walchen seekraft  unter  Beifügung  zahl- 
reicher Pläne  gegeben.  — s — 

Porzig,  Curt,  Die  Statistik  im  In- 
dustriebetrieb. Mit  zahlreichen  Muster- 
vorlagen, mehreren  Diagrammen  und 
Kartotheken.  Stuttgart  1917.  Muth. 
44  '^^     »^  ^> — • 

Rivista  delle  Societä,  Com- 
merciali.  Organo  della  Associa- 
zione fra  le  Societä  Italiane  per  Azioni. 
7.  Jahrg.  No.  i  u.  2.  Rom  1917. 
Associazione  fra  le  Societä  Italiane  per 
Azioni.   115  S.   Jede  Nummer  L.  i, — . 


5.  Verkehrswesen. 
A.  Allgemeines. 
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B.   Seeverkehr,  Kanal-  und  FluBverkehr. 
Schonfeld,  Jean,    Le  Risque   de  Guerre   en   Matiere   d'Assu- 
rances    maritimes.     Paris  1916.     Dalloz.  131  S. 

Die  Frage,  die  den  Gegenstand  dieser  Schrift  bildet,  hat  unter  den  augen- 
blicklichen Verhältnissen  begreiflicherweise  eine  besonders  große  Bedeutung 
erlangt.  Es  handelt  sich  darum,  inwieweit  der  Versicherer  von  Schiff  und 
Ladung  auch  solche  Verluste  und  Beschädigungen  zu  tragen  hat,  die  mit  dem 
Kriege  in  engerem  oder  weiterem  Zusammenhange  stehen.  Das  Gesetzes- 
recht läßt  überwiegend  auch  die  Kriegsschäden  von  der  Seeversicherung 
gedeckt  sein.  Das  Vertragsrecht  aber,  wie  es  zumal  in  den  allgemeinen  Be- 
dingungen der  Seeversicherer  zum  Ausdruck  gelangt,  behandelt  seit  langer 
Zeit  die  Kriegsgefahr  wegen  ihrer  Unvorhersehbarkeit  und  Unübersehbarkeit 
in  besonderer  Art,  sei  es,  daß  sie  von  der  Versicherung  überhaupt  ausge- 
schlossen oder  ihre  Tragung  nur  durch  besondere  Vereinbarung  und  unter 
besonderen  Bedingungen,  namentlich  gegen  eine  Extraprämie,  vom  Ver- 
sicherer übernommen  wird. 

So  einfach  und  klar  aber  der  Grundgedanke  dieses  Verfahrens  ist,  so 
zahlreich  und  erheblich  sind  die  Zweifelsfragen,  die  sich  bei  seiner  Durch- 
führung im  einzelnen  ergeben.  Fällt  auch  ein  Bürgerkrieg  oder  nur  der  eigent- 
hche  Krieg  zwischen  verschiedenen  Staaten  unter  den  Begriff  des  Krieges  im 
Sinne  der  die  Kriegsgefahr  betreffenden  Bestimmungen  und  Abreden  ?  Ge- 
nügt es  beim  eigentlichen  Kriege,  daß  er  entstanden  ist,  oder  muß  er  aus- 
drücklich erklärt  oder  die  Tatsache  der  Kriegserklärung  den  bei  der  Ver- 
sicherung Beteiligten  bekannt  geworden  sein  ?  Wann  ist  eine  im  Kriege  sich 
verwirklichende  Gefahr  eine  Kriegsgefahr,  wann  nur  eine  im  Kriege  ein- 
tretende schlichte  Gefahr  ?  Wie  lange  ist  von  einer  Gefahr,  die  ohne  den  Krieg 
nicht  entstanden  wäre,  für  die  rechtliche  Beurteilung  zu  sagen,  daß  sie  durch 
den  Krieg  verursacht  worden  ist  ?     Usw. 

Alle  diese  Fragen  werden  vom  Verfasser  berührt,  dessen  lebhafte  und 
anschauliche  Darstellung  auch  das  Interesse  des  dem  Gegenstande  ferner- 
stehenden Lesers  fesseln  dürfte.  An  den  eigenen  Ausführungen  des  Verfassers, 
wird  freilich  die  Kritik  vielfach  nicht  schweigend  vorübergehen  können. 
Namentlich  ist  —  um  von  Einzelheiten  an  dieser  Stelle  abzusehen  —  auf  die 
Einseitigkeit  hinzuweisen,  mit  der  im  Widerstreit  der  Interessen  von  Ver- 
sicherem und  Versicherten  durchweg  den  ersteren  der  Vortritt  eingeräumt  wird. 

Keineswegs  im  Mittelpunkte,  wohl  aber  beherrschend  im  Hintergrunde 
der  Untersuchung  steht  der  große  Krieg.  Zu  seiner  Vorgeschichte  bringt  der 
Verfasser  an  einer  Stelle  (S.  121),  augenscheinlich  ohne  sich  dessen  bewußt 
zu  werden,  einen  nicht  uninteressanten  Beitrag.  Danach  hatte  bereits  im 
Jahre  1913  die  englische  Regierung  einen  Ausschuß  zur  Organisierung  einer 
staatlichen  Seeversicherung  eingesetzt.  ,,Die  von  diesem  Ausschuß  getroffene 
Regelung  ist  lange  geheim  geblieben;  sie  ist  erst  bekannt  gegeben  und  in 
Kraft  gesetzt  worden,  nachdem  einmal  der  Krieg  begonnen  hatte." 

Max    Pappenheim     (Kiel) . 


Bazin,  Leon,  Chef  de  Service  au 
Sous-Secr6tariat  d'Etat  de  la  Marine 
Marchande,     Le    Courtage     rqaritime. 


(Revue   de   la  Marine   Marchande.    2. 
Jahrg.,    No.  17,    S.  481 — 491.)     Paris, 
1917.    Augustin  Challamel. 
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Tuckermann,  Dr.  Walther,    Verkehrsgeographie    der    Eisen- 
bahnen des  europäischen   Rußland.     Mit   7  mehrfarbigen 
Karten  und  alphabetischem  Register.    Essen  1916.    G.  D.  Baedeker.    IV, 
123  S.     M,  6,—. 
Eine  fleißige,    inhaltreiche    und  den  spröden   Stoff  durchaus  beherr- 
schende Arbeit,  die  gerade  jetzt  von  aktueller  Bedeutung  ist  und  von  ihrem 
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seit  Begin^  der  Mobilmachung  im  Felde  stehe^de^  Verfasser  nicht  ohne 
Schwierigkeiten  während  des  Krieges  vollendet  wurde.  Die  —  bis  zum 
Herbst  1915  —  berücksichtigten  kriegerischen  Vorgänge  sind  namentlich 
dem  3.  und  4.  Kapitel  zugute  gekommen.  Im  übrigen  beziehen  sich  die 
statistischen  Angaben  im  wesentlichen  auf  das  letzte  Friedens]  ahr,  während 
das  verkehrsgeographische  Material  dem  russischen  Reichskursbuch  vom 
Sommer  1913,  daneben  noch  vom  Winter  1913/14  entnommen  wurde.  Der 
Verfasser  räumt  mit  manchen  unrichtigen  oder  veralteten  Anschauungen 
und  Vorurteilen  auf,  z.  B.  über  die  russischen  Schnellzugslinien  (S.  73  f.) 
und  über  die  Ursachen,  die  zur  Wahl  der  von  der  mitteleuropäischen 
Spurweite  abweichenden  russischen  Breitspur  führten  (S.  3). 

Das  Buch  gliedert  sich  in  5  Kapitel.  Das  erste  behandelt  die  Geschichte 
der  russischen  Eisenbahnen,  als  deren  Geburtsjahr  das  Jahr  1837  bezeichnet 
werden  muß,  während  in  der  zweiten  Hälfte  der  40er  Jahre  die  ersten  An- 
schlüsse an  das  ausländische  Schienennetz  hergestellt  wurden.  Auf  die 
Zeit  der  Alleinherrschaft  der  Privatbahnen  mit  ihren  auf  die  Dauer  unbe- 
friedigenden Verhältnissen  folgte  seit  1881  die  Periode  der  Verstaatlichung, 
die  Rußland  neben  Preußen  zum  größten  Bahnbesitzer  der  Erde  machte. 
Aus  militärisch-politischen  Gründen  wurden  namentlich  die  westlichen 
Bahnsysteme  verstaatlicht,  während  der  Osten  im  großen  ganzen  den  privaten 
Gesellschaften  überlassen  blieb.  Da  der  Grundsatz,  die  Binnenschiffahrt 
durch  den  Bahnbau  zu  un,terstützen  und  zu  ergänzen,  in  Rußland  viel  länger 
ausschlaggebend  war  als  im  übrigen  Europa,  so  würde  es  sich  vielleicht 
empfohlen  haben,  auf  einer  der  beigegebenen  Karten,  etwa  auf  Nummer  3, 
die  schiffbaren  und  von  Dampfern  regelmäßig  befahrenen  Flußstrecken 
hervorzuheben. 

Kapitel  2  beschäftigt  sich  mit  dem  gegenwärtigen  Umfange  des  rus- 
sischen Eisenbahnnetzes  und  seiner  geographischen  Gliederung.  Die  — 
nicht  genau  feststehende  —  Gesamtlänge  der  russischen  Schienenwege 
berechnet  Tuckermann  mit  72  700  km  und  gibt  dann  ins  Einzelne 
gehende  Zahlen  für  das  Verhältnis  der  Bahnlänge  zur  Raumgröße  und  Volks- 
zahl der  nach  Wirtschafts-,  Kultur-  und  Bodenbedingungen  so  verschiedenen 
Gebiete  des  weiten  Reiches.  Auf  loo  qkm  Fläche  entfallen  (einschließhch 
Finnlands)  erst  1,1  km  Schienenwege,  und  selbst  die  Gebiete  der  größten 
Bahndichte  stehen  noch  hinter  den  eisenbahnärmsten  Gebieten  Deutsch- 
lands zurück,  so  daß  Rußland  noch  lange  nicht  zu  den  ,, eisenbahngesättigten" 
oder  ,, eisenbahnreifen"  Ländern  gerechnet  werden  kann. 

Das  dritte  Kapitel  erörtert  die  Aufgaben  der  nächsten  Zukunft  unter 
besonderer  Würdigung  der  Nordbahnpläne  der  Kriegszeit  (Bahn  nach 
Archangelsk,  Murmanbahn,  finnisch-schwedische  Verbindungsbahn).  Ist 
doch  Rußland  infolge  der  Sperrung  der  Ostsee  und  des  Schwarzen  Meeres 
und  wegen  der  weiten  Entfernung  des  ostasiatischen  Küstenbesitzes  einzig 
und  allein  auf  das  Eismeergestade  für  seine  auswärtigen  Beziehungen  an- 
gewiesen. 

Nicht  minder  zeitgemäß  ist  Kapitel  4  (Die  strategische  Bedeutung 
der  russischen  Bahnen  und  die  Eisenbahnpoütik    in   Polen,      Zweigleisige 
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Bahnen).  Daß  in  erster  Linie  Strategische  und  politische  Erwägungen  den 
Ausbau  des  russischen  Schienennetzes  gefördert  haben  sollen,  ist  nach  An- 
sicht des  Verfassers  übertrieben.  Am  meisten  sind  sie,  wie  eingehend  aus- 
einandergesetzt wird,  im  westlichen  Grenzlande  Polen  zur  Geltung  ge- 
kommen. Trotzdem  herrscht  die  größte  Verkehrsöde  im  russisch-öster- 
reichischen Grenzgebiet,  wo  auf  einer  500  km  langen  Strecke  russischer- 
seits  noch  keine  einzige  Anschlußbahn  vorhanden  ist  (S.  58).  Unterschätzt 
ist  die  Länge  der  doppelgleisigen  Strecken,  die  — •  im  wesentlichen  aus  mili- 
tärischen Gründen  als  Aufmarsch-  und  Operationslinien  angelegt  —  23  % 
der  Gesamtlänge  des  russischen  Schienennetzes  ausmachen.  Nicht  minder 
deutlich  tritt  der  politisch-strategische  Gedanke  im  Landstraßenbau  in  Er- 
scheinung, indem  zwei  Drittel  der  russischen  Kunststraßen  auf  Polen  und  die 
anstoßenden  Westprovinzen  entfallen. 

Kapitel  5  (Verkehrsgeographie  der  russischen  Eisenbahnen)  geht  in 
interessanter  und  vielseitiger  Weise  auf  eine  ganze  Reihe  von  Erscheinungen 
im  russischen  Bahnverkehr  ein,  die  hier  nur  in  Stichworten  angedeutet 
werden  können:  Lücken  im  Bahnnetz,  Brückenbauten,  Schnellzugslinien, 
Zuggeschwindigkeit,  aufenthaltslos  durchfahrene  Bahnstrecken,  durch- 
gehende Wagen,  Zughäufigkeit,  Bahnen  und  Siedlungen,  Eisenbahnfeme 
und  Stationsdichte.  Heute  gibt  es  im  europäischen  Rußland  nur  noch  zwei 
bahnlose  Provinz-Hauptstädte,  während  insgesamt  noch  ein  Drittel  aller 
russischen  Städte  über  5000  Einwohner  ohne  Bahnverbindung  ist.  Auch 
sonst  ist  in  den  meisten  Teilen  des  Reiches  die  Bahnferne  sehr  beträchtlich, 
während  die  durchschnittliche  Stationsentfernung  13  km  beträgt.  Dagegen 
ist  die  Zuggeschwindigkeit,  namentlich  der  Schnellzüge,  erheblich  größer, 
als  man  gewöhnlich  annimmt,  und  durchgehende  Züge  oder  durchgehende 
Wagen  sind,  entsprechend  den  zu  überwindenden  ungeheueren  Entfernungen, 
reichlich  vorhanden.  Von  den  59  Provinz-Hauptstädten  haben  49  eine 
direkte  Verbindung  mit  Petersburg  und  27  eine  solche  mit  Warschau.  Durch- 
schnittlich fahren  auf  den  russischen  Bahnen  doppelt  soviele  Güterzüge 
wie  Personenzüge,  und  zwar  verkehren  auf  39  %  aller  Linien  täglich  nur 
2 — 4  Personenzüge,  auf  30  %  (5)  6 — 8  Züge,  so  daß  gut  30  %  für  Linien 
mit  9  und  mehr  Zügen  verbleiben. 

Im  Schlußwort  würdigt  der  Verfasser  die  Betriebsmittel  und  Leistungen 
der  russischen  Bahnen  und  betont,  daß  man,  ohne  die  Mängel  zu  verkennen, 
doch  auch  nicht  von  einer  Rückständigkeit  des  russischen  Eisenbahnwesens 
reden,  vielmehr  mit  der  Anerkennung  des  Geleisteten  nicht  zurückhalten 
dürfe. 

In  den  Text  sind  eingeflochten  eine  Zeittafel  über  die  wichtigsten  Daten 
der  russischen  Eisenbahngeschichte  und  Eisenbahnanschlüsse  (S.  27  ff.) 
und  eine  Zusammenstellung  der  wichtigsten  Zugverbindungen  (S.  84  ff.), 
während  ein  13  Seiten  starkes  Namenverzeichnis  mit  mancherlei  erläuternden 
Hinweisen  den  Schluß  bildet.  Eine  wertvolle  Beigabe  sind  ferner  die  sieben 
Karten,  welche  die  Entwicklung  des  russischen  Eisenbahnnetzes,  das  Ver- 
hältnis der  Schienenwege  zur  Volksdichte  und  zum  Flächenraum  der  einzelnen 
Gouvernements,   die  wichtigsten  Bahnlinien  und  die  Zughäufigkeit  veran- 
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schaulichen.  Erwünscht  wäre  der  Entwurf  einer  Isochronenkarte,  etwa 
mit  dem  Mittelpunkte  Moskau  und  ein  allgemein  zusammenfassendes  Kapitel 
über  die  wirtschafts-  und  verkehrsgeographischen  Verhältnisse  Rußlands 
und  ihre  geographischen  Voraussetzungen  gewesen.  Ebenso  hätte  die  hohe 
Bedeutung  der  russischen  Schienenwege  für  eines  der  wertvollsten  Ausfuhr- 
güter des  Landes,  das  Getreide,  schärfer  hervorgehoben  werden  können. 
Auf  der  anderen  Seite  sind  aber  viele  echt  geographische  Gedankengänge 
in  die  Darstellung  verwebt,  so  daß  sie  durchaus  als  eine  Verkehrsgeographie 
der  russischen  Eisenbahnen  bezeichnet  werden  darf.  Möge  das  anregende 
und  kritische  Buch  nicht  zum  wenigsten  in  Rußland  selbst  viele  aufmerk- 
same Leser  finden.  Kurt    Hassert    (Köln). 
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geres  Postvertragsverhältnis  besteht 
seit  dem  6.  April  1850.  Preußen  und 
Österreich  gründeten  damals  den 
Deutsch  -  österreichischen  Postverein, 
dem  nach  und  nach  alle  deutschen 
Landespostverwaltungen,  sowie  die 
Thurn  und  Taxissche  Postverwaltung 
beitraten.  Des  weiteren  werden  die 
Verträge  und  Abkommen  der  50er, 
6oer  und  70er  Jahre  besprochen  bis  zu 
dem  nun  abgelaufenen,  seit  dem  i.  Ja- 
nuar 1873  bestehenden  deutsch-öster- 
reichisch- ungarischen  Wechsel verkehrs- 
vertrag.  Seit  1908  fanden  neue  Ver- 
handlungen statt,  die  zu  dem  deutsch- 
österreichischen, dem  deutsch-unga- 
rischen und  dem  deutsch-bosnisch-her- 
zegowinischen  Postabkommen  führten. 
Alle  Abkommen,  von  denen  die  beiden 
ersten  in  ihren  Bestimmungen  wieder- 
gegeben sind,  sind  am  i.  Oktober  191 6 
in  Kraft  getreten.    Gleichzeitig  ist  der 
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geregelt  worden.  Württemberg  hat 
von   einer    Sonderregelung  abgesehen. 
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High- Speed  Telegraph  y,  Re- 
port from  the  Committee  Appointed 
by  the  Postmaster- General  to  Con- 
sider  the  Question  of  — .  Presented  to 
both  Houses  of  Parliament  by  Com- 
mand  of  His  Majesty.  (Cd.  8413.) 
London  1917.     29  S.     3  d  net. 

S  a  u  1 1  e  r  ,  Ober-  u.  Geh.  Postrat  a.  D., 
Der  Postvertrag  Kurbrandenburgs  mit 
der  Schweiz  vom  Jahre  1695.  (Nach 
Akten  im  Geheimen  Archiv  des  Reichs- 
Postamts.)  (Archiv  f.  Post  u.  Tele- 
graphie.  Beiheft  zum  Amtsblatt  des 
Reichs-Postamts.  Jahrg.  1917,  No.  5, 
S.  203 — 208.)     Berlin  1917. 


6.  Theorie  der  weltwirtsdiaftlidien  Beziehungen,  Zustands- 

sdiilderungcn  weltwirtsdiaftlidier  Beziehungen,  allgemeine  Statistik 

des  Güteraustausches. 

Annual    Return    of     the    Fo- 
reign Trade  of  the  Empire 

o  f     Japan.     1915.      Part   I   u.   II. 

Tokyo.     The  Department  of  Finance. 

IV,  530  u.  581   S. 
Beretning  vedrorende  Han- 
dels for  holdene   paa   Santo 

Domingo.    (Tilgaaet  Udenrigsmini- 

steriet  fra  privat  Kilde.)    (Meddelelser 

fra  Udenrigsministeriet.  191 7,  Heft  i, 

S.    I — 13.)       Kopenhagen    1917.      In 

Kommission  bei  C.  A.  Reitzel. 
Beumer,    Dr.  Wilh.,    Rußland  und 

die     deutsche     Industrie     nach     dem 

Kriege.      (Das    Größere    Deutschland. 

4.  Jahrg.,  No.  11,  S.  326—335.)    Dres- 
den 1917.     Das  Größere  Deutschland. 
J  a  a  r  o  V  e  r  z  i  c  h  t  e  n      van      den 

Handel    in    Koloniale    Pro- 

d  u  c  t  e  n    1916.    (Bijvoegsel  van  ,,De 

Indische  Mercuur"    No.  16,    20.  April 

1917.)      Amsterdam   1917.      J.   H.   de 

Bussy.     73  S. 
Monitore      Italo-Russo.      Ri- 

vista  mensile  della  Politica,  del  Com- 


mercio,  della  Industria  e  delle  Rela- 
zioni  dei  due  Paesi.  2.  Jahrg.,  No.  i 
u.  2,  S.  I — 144.     Rom  1917. 

Statistik  d  e  s  Waren  Verkehrs 
der  Schweiz  mit  demAus- 
lande  im  Jahre  1914.  Heraus- 
geg.  V.  Schweizerischen  Zolldeparte- 
ment. Bümpliz  191 5.  —  Inhalt:  I.Teil: 
A.  Einfuhr  und  Ausfuhr  (VIII,  352  S.) ; 
II.  Teil:  B.  Durchfuhr  und  spezielle 
Verkehrsarten  (85  S.) ;  C.  Zollerträg- 
nisse (33  S.) ;  Alphabetisches  Register 
(24  S.).  Einleitend  werden  die  Grund- 
lagen der  schweizerischen  Handels- 
statistik behandelt,  und  zwar  die  ge- 
setzlichen Vorschriften,  die  Ermittlung 
der  Werte  der  Waren  und  die  Einrich- 
tung der  Tabellen.  — r. 

Tableau  General  du  Com- 
merce et  de  la  Navigation. 
Ann6e  1914.  Premier  Volume.  Com- 
merce de  la  France  avec  ses  Colonies 
et  les  Puissances  Etrangöres.  (Direc- 
tion  Generale  des  Douanes.  R6publique 
Fran9aise.)     Paris  1915-     103,  904  S. 


7.  Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger  Welthandels- 
güter, einsdiließlidi  spezieller  Statistik. 

Lotz,  Dr.  Heinrich,  Die  Anpassung  der  Offenbacher  Leder- 
warenindustrie an  den  Krieg.  Offenbach  a.  M.  1916.  Th. 
Steinmetz.     108  S.    M   1,50. 
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Der  Verfasser  gibt  nach  einigen  allgemeinen  Ausführungen  über  die  Lage 
der  deutschen  Industrie  im  Kriege  zunächst  einen  kurzen  Überblick  über  die 
Offenbacher  Lederwarenindustrie  im  Frieden  (d.  h.  der  Herstellung  feiner 
Täschner-  und  Sattlerwaren,  wie  Geldtäschchen,  Zigarren-  usw.  Taschen, 
Näh-  und  Reisenecessaires,  Umhängetaschen  aus  Leder  und  Kunstleder,  sowie 
Reisetaschen  und  Handkoffer  der  Nummern  560  e.  und  f.  der  deutschen 
Handelsstatistik).  Es  handelt  sich  hier  um  einen  auf  engbegrenztem  Wirt- 
schaftsgebiet ansässigen,  zum  weitaus  größten  Teil  auf  den  Export  ange- 
wiesenen Feinindustriezweig  mit  verhältnismäßig  vielen  Einzelfirmen  ver- 
schiedenster Größe  und  verschiedenster  wirtschaftlicher  Abhängigkeit. 
Im  Gegensatz  zu  den  Anschauungen  des  Verfassers  spielt  m.  E.  in  diesem 
Gewerbezweig  das  Kapital  nicht  die  hervorragende  Rolle,  wie  bei  den  meisten 
anderen  Industrien.  Wichtiger  als  das  Kapital  ist  vor  allem  die  Fähigkeit 
des  Unternehmers,  sich  dem  stets  wechselnden  Bedarf  der  Mode  anzupassen 
und  jederzeit  geschmackvolle  Muster  herauszubringen.  Bei  der  Herstellung 
der  Waren  ist  die  Qualität  der  Arbeit,  d.  h.  hier  der  Handarbeit,  das  ent- 
scheidende Moment;  Maschinen  werden  —  Schon  weil  ihre  Verwendung 
bei  dem  raschen  Wechsel  der  Mode  unrentabel  wäre  —  nur  in  verschwindend 
kleinem  Umfange  gebraucht.  Infolge  der  starken  Abhängigkeit  der  Leder- 
warenproduktion von  der  häufig  wechselnden  Mode  wäre  es  für  den  Fabri- 
kanten —  den  großen  vielleicht  ausgenommen  —  geradezu  unwirtschaftlich, 
einerseits  umfangreiche  Vorräte  in  den  zu  verarbeitenden  Materialien,  sowie 
andererseits  große  ständige  Lager  fertiger  Waren  zu  unterhalten.  Er  fabri- 
ziert in  der  Regel  nur  für  den  Bedarf  einer  Saison  und  versucht  dabei  jeweils 
sein  Kapital  vollständig  umzusetzen.  Die  vorherrschende  Betriebsweise 
ist  der  geschlossene  Fabrikbetrieb;  daneben  findet  man  —  häufig  in  einem 
Unternehmen  vereinigt  —  Zwischenmeisterbetriebe  und  Heimarbeit.  Die 
sowohl  behördhcherseits  als  auch  auf  Grund  wissenschaftlicher  Unter- 
suchungen paritätischer  Kommissionen  im  allgemeinen  als  gut  anerkannten 
Verhältnisse  in  der  Lederwarenheimarbeit  schildert  L  o  t  z  —  gestützt 
auf  einseitige  Informationen  und  Meinungsäußerungen  der  Gewerkschafts- 
presse —  in  tendenziös  gefärbter  Weise  wesentlich  ungünstiger,  als  sie  in 
Wirklichkeit  sind,  so  daß  ich  es,  mit  Rücksicht  auf  das  Ansehen  des  Erwerbs- 
zweiges, bedauere,  auf  die  bezüglichen  Ausführungen  aus  Raummangel 
hier  nicht  eingehen  zu  können.  Auch  die  mit  der  Frage  der  Heimarbeit  in 
Zusammenhang  stehenden  Angaben  des  Verfassers  über  die  Zunahme  der 
Schundwarenherstellung  in  der  Offenbacher  Lederwarenindustrie  sind  nach 
meiner  Kenntnis  der  Verhältnisse  zum  mindesten  übertrieben. 

Bei  der  Darstellung  des  eigentlichen  Themas  kommt  L  o  t  z  zunächst 
darauf  zu  sprechen,  daß  die  mit  %  ihrer  Produktion  auf  den  Export 
angewiesene  Offenbacher  Lederwarenindustrie  durch  die  plötzlich  ein- 
getretene Ausfuhrunterbindung  und  die  in  der  ersten  Bestürzung  er- 
folgte Zurückziehung  der  Aufträge,  auch  seitens  der  einheimischen 
Kundschaft,  besonders  hart  betroffen  und  zu  fast  gänzlicher  Produk- 
tionseinstellung, zu  umfangreichen  Arbeitszeitverkürzungen  und  Arbeiter- 
entlassungen gezwungen  wurde.   Bei  den  Ausführungen  über  „die  Anpassung 


Literatur. 


371 


der  Betriebe"  schenkt  der  Verfasser  der  die  Umschichtung  doch  in  erster 
Linie  erleichternden  Tatsache  zu  wenig  Beachtung,  daß  der  in  Rede  stehende 
Industriezweig  als  1  e  d  e  r  verarbeitendes  Gewerbe  schon  an  sich  dazu 
berufen  war,  bei  der  Herstellung  von  Müitärausrüstungsgegenständen  mit- 
zuwirken. Der  Offenbacher  Lederwaren  industrie  wurde,  ohne  daß  sie  an- 
fänglich danach  trachtete,  sogleich  zu  Beginn  des  Krieges  die  Ausführung 
von  Heeresaufträgen  in  Tornistern,  Patronentaschen,  Leibriemen  und  dergl. 
angeboten,  weil  sie  nach  der  ganzen  Art  ihrer  bisherigen  Fabrikation  dazu 
geeignet  erschien.  Wenn  trotzdem  die  Fabrikanten  sich  anfänglich  nur  schwer 
zur  Aufnahme  der  Herstellung  von  Militäreffekten  entschheßen  konnten, 
dürfte  dies  indessen  nicht  oder  doch  nur  in  wenigen  Fällen  —  wie  L  o  t  z 
zu  glauben  geneigt  ist  —  auf  Mangel  an  Mut  und  Entschlossenheit  der  Be- 
teiligten, sondern,  namen,tüch  bei  den  größeren,  auf  rein  geschäftliche  Er- 
wägungen zurückzuführen  sein.  Der  größere  Lederwarenfabrikant  ist  durch 
seine  zahlreichen  direkten  Exportbeziehungen,  insbesondere  auch  nach 
überseeischen  Ländern  mit  oft  unsicheren  politischen  Verhältnissen,  zwar 
einerseits  häufig  gezwungen,  sich  in  schwierigen,  für  ihn  durchaus  neu- 
artigen Lagen  zu  behaupten,  hat  aber  andererseits  auch  durch  die  ihm  dadurch 
schon  manchmal  erwachsenen  Verluste  gelernt,  bei  der  Anknüpfung  neuer  ge- 
schäftlicher Verbindungen  Vorsicht  und  Zurückhaltung  zu  üben.  Im  vor- 
liegenden Falle  war  Vorsicht  um  so  mehr  geboten,  als  es  sich  um  die  Auf- 
nahme der  Fabrikation  ihm  bisher  fremder  Artikel  handelte,  die  zudem 
nur  von  ungewissem  Umfange  und  vorübergehender  Dauer  sein  konnte. 
Selbst  die  größeren  Fabrikanten,  die,  wie  alle  anderen,  durchweg  Einzel- 
unternehmer oder  Teilhaber  individualistischer  Gesellschaftsunternehmungen 
sind  und  zum  Teil  sich  in  verhältnismäßig  kurzem  Zeitraum  aus  kleinen  An- 
fängen emporgearbeitet  haben,  waren  bei  der  ganzen  Art  ihrer  Betriebe 
meistens  nicht  kapitalkräftig  genug,  um  ohne  jede  fremde  finanzielle  Hilfe 
das  Risiko  der  Umschichtung  übernehmen  zu  können,  zumal  die  Gerbereien 
und  die  Maschinenlieferanten  Barzahlung  verlangten.  Dazu  kam  noch,  daß 
unter  den  gegebenen  Verhältnissen  —  große  Außenstände  und  zum  Teil  auch 
Kapitalanlagen  (Filialbetriebe)  im  feindlichen  Ausland,  umfangreiche  zu- 
nächst un verkauf üche  Bestände  an  der  Mode  unterworfenen  Waren  (Saison- 
zeit), langsamer  Eingang  der  Außenstände  bei  der  Inlandskundschaft  — 
das  von  allen  Seiten  ängstiich  zurückgehaltene  und  teuere  Leihkapital  in 
der  Hauptsache  als  „Personalkredit"  in  Anspruch  genommen  werden  mußte. 
Aus  all  diesen  Gründen  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn  die  Offenbacher 
Lederwairenfabrikanten  die  Herstellung  von  Militärartikeln  zunächst  nur 
als  Zwischenmeister  übernahmen  und  den  Verdienst  mit  auswärtigen  Händ- 
lern und  Fabrikanten  teilten.  Nachdem  sie  nach  verhältnismäßig  kurzer 
Zeit  eingearbeitet  und  einigermaßen  in  der  Lage  waren,  den  Produktions- 
umfang  zu  übersehen,  fabrizierten  die  meisten  als  ,, tüchtige  Kaufleute" 
auf  eigene  Rechnung.  Die  Schwierigkeiten  der  Arbeiterbeschaffung  wurden 
in  einsichtsvollem  Zusammengehen  von  Arbeitgebern  und  lokalen  Gewerk- 
schaftsverbänden zu  beiderseitigem  Vorteil  dadurch  überwunden,  daß  man 
die  ansässigen  Portefeuiller  und  beschäftigungslos  geworden,en  männüchen 
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und  weiblichen  Arbeiter  anderer  Benite  in  besonders  errichteten  Kursen  mit 
dem  „Handnähen"  vertraut  machte  und  die  Lehrmeister  sowie  andere 
gelernte  Militärsattler  durch  günstige  Angebote  in  Gewerkschaftsblättern 
von  auswärts  herbeiholte.  Die  energische  Durchführung  der  geschilderten 
Maßnahmen  hatte  zur  Folge,  daß  gegen  Ende  1914  in  der  Offenbacher 
Industrie  feiner  Lederwaren  etwa  12  000  Arbeiter  auf  Militärartikel,  gegen- 
über nur  etwa  5000  Portefeuillern  und  Reiseartikelsattlern  im  Frieden,  zu- 
meist in  geschlossenen  Fabrikbetrieben  beschäftigt  wurden.  Bei  der  Schil- 
derung dieser  Verhältnisse  vergißt  der  Verfasser,  den  die  rasche  Anpassung 
der  Arbeiter  m.  E.  doch  in  erster  Linie  begünstigenden  Umstand  zu  erwähnen, 
daß  die  Anzulernenden,  wenigstens  die  einheimischen  Lederwarenarbeiter, 
eine  der  neuen  Beschäftigung  ähnliche  rein  handwerksmäßige  Tätigkeit 
gewohnt  waren  und  in  beruflicher  Hinsicht,  sowie  ihrer  ganzen  Lebensauf- 
fassung nach  eine  Arbeiteroberschicht  darstellen.  Offenbach  bot  überhaupt 
als  Sitz  ausgesprochener  feinindustrieller  Gewerbezweige  der  jungen  Mihtär- 
effektenindustrie  einen  günstigen  Arbeitsmarkt.  Ferner  ist  für  die  Anpassungs- 
möglichkeit der  Arbeiter  wichtig,  daß  die  neuaufgenommene  Produktion 
eine  ausgedehnte  Arbeitsteilung  zuließ  und  so  das  Anlernen  erleichterte. 
Der  anfängüche  Mangel  au  Arbeitskräften  und  die  immerhin  nur  geringe 
Schulung  vieler  Arbeiter  konnten  bei  dem  dringhchen  Bedarf  der  Heeres- 
verwaltung nur  durch  eine  wesentliche  Ausdehnung  der  Arbeitszeit  ausge- 
glichen werden.  Die  Löhne  wurden  fast  ausschließlich  ,, stückweise"  bezahlt; 
sie  überstiegen  die  Friedenslöhne  beträchtlich  und  betrugen  für  alle  Arbeiter- 
kategorien durchschnittlich  40 — 45  Mk.  wöchentlich.  Bis  zu  dem  am  i. 
März  1915  erfolgten  Inkrafttreten  des  Reichstarifs  für  das  Lederausrüstungs- 
gewerbe waren  Löhne  von  60 — 100  Mk-  die  Woche  nichts  Seltenes. 
Neben  der  Arbeiterbeschaffung  gab  es  für  die  Fabrikanten  manche  Schwierig- 
keiten bei  der  Anschaffung  von  Maschinen  (Nähmaschinen),  Werkzeugen 
und  Rohstoffen,  die  —  zum  Teil  beschlagnahmt  —  nur  zu  hohen  Preisen 
gegen  Barzahlung  und  ausgedehnte  Lieferfristen  erhältlich  waren.  Die  Liefer- 
fristen der  Bekleidungsämter  bzw.  deren  Beauftragten  waren  dagegen  nur 
kurz  bemessen.  Ein  die  Anpassung  begünstigendes  Moment  war  es,  daß 
anfangs,  infolge  der  allgemein  bekannten  damaligen  Mängel  im  Lieferungs- 
wesen für  Heeresbedarfsartikel,  die  von  den  Fabrikanten  verlangten  Preise 
seitens  der  Bekleidungsämter  und  Zwischenhändler  ohne  weiteres  bewilligt 
wurden,  wenn  nur  rasch  geliefert  werden  konnte.  Die  Qualität  der  Waren  ließ 
dabei  manchmal  zu  wünschen  übrig.  Nach  den  Berechnungen  des  Verfassers 
erreichte  der  Umsatz  der  angepaßten  Betriebe  in  Militärartikeln  bereits  im 
ersten  halben  Jahr  des  Krieges  etwa  35 — 40  Mill.  Mk.  (d.  i.  die  Höhe  des 
durchschnittlichen  jährlichen  Friedensumsatzes  der  Offenbacher  Leder- 
warenindustrie), ohne  Berücksichtigung  des  recht  erheblichen  Umsatzes  in 
feinen  Lederwaren  und  der  damals  noch  für  rund  10  Millionen  Mk.  in  Auftrag 
gegebenen  Ausrüstungsgegenstände.  Die  bis  etwa  April  19 15  anhaltenden 
günstigen  Absatzverhältnisse,  insbesondere  die  großen  Aufträge  einzelner 
Zwischenhändler,  führten  zu  einer  Überschätzung  der  Nachfrage  und  verleiteten 
manchen  Lederwarenindustriellen  zu  einer  übermäßigen  Ausdehnung  der  neu- 
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aufgenommenen  Produktion,  so  daß  er  beim  Nachlassen  der  Heeresaufträge 
noch  große  Posten  Rohmaterialien  und  fertiger  Artikel  auf  Lager  nehmen 
oder  teilweise  mit  Verlust  abstoßen  mußte.  Die  Vorteile  der  erst  in  Zeiten 
verringerten  Bedarfs  erfolgten  Zentralisierung  von  Angebot  und  Nachfrage 
(Kriegslederausrüstungs verband,  Bekleidungsbeschaffungsamt)  konnten  die 
Offenbacher  Lederwarenfabrikanten  nur  noch  in  kleinem  Umfange  ausnutzen. 
Leider  hat  L  o  t  z  seine  Erhebungen  mit  dem  Monat  März  1915  ab- 
geschlossen und  die  Schilderung  der  weiteren  Entwicklung  der  einschlägi- 
gen Verhältnisse,  die  doch  auch  zum  Thema  gehört,  unterlassen.  Es  wäre 
von  Interesse,  Näheres  darüber  zu  erfahren,  unter  welchen  Umständen  und 
in  welchem  Umfange  es  der  Offenbacher  Lederwarenindustrie  gelungen  ist, 
der  Schwierigkeiten  Herr  zu  werden,  die  sich  für  sie  bei  dem  allmählichen 
Nachlassen  und  späteren  gänzlichen  Aufhören  der  Heeresaufträge  ergaben. 
Ich  will  hier  nicht  näher  auf  die  Frage  eingehen,  sondern  nur  hervor- 
heben, daß  der  in  Rede  stehende  Erwerbszweig,  der  neben  der  Herstellung 
von  Heeresausrüstungsgegenständen  seine  alte  Fabrikation  in  geringem 
Umfange  beibehalten  bzw.  allmählich  wieder  aufgenommen  hatte,  bei  mehr 
oder  weniger  eingeschränkten  Betrieben  bisher  noch  gut,  zeitweise  sogar 
sehr  stark  in  seinen  ,, Friedensartikeln"  beschäftigt  gewesen  ist,  da  sich 
die  Nachfrage  des  Inlandes  und  des  neutralen  Auslandes  nach  feinen  Leder- 
waren und  Reiseartikeln  immer  mehr  besserte.  Es  ist  zu  hoffen,  daß  die  Offen- 
bacher Industrie  feiner  Lederwaren  und  Reiseartikel  nach  Beendigung 
des  Krieges  trotz  aller  Schwierigkeiten,  dank  des  guten  Rufes  ihrer  Produkte 
und  der  Tüchtigkeit  und  Anpassungsfähigkeit  der  Unternehmer,  ihre  jetzt 
verlorenen  Absatzgebiete  wieder  zurückgewinnen  und  anderwärts  auch  noch 
neue  Kundschaft  finden  wird.  Leonhardt  (Offenbach  a.  M.). 


Stempel,  R.  C,   Deutsches    Baumwoll-Handbuch.    3.  Jahrg. 
Bremen  1916.     Baumwollbörse  423.    VI,  240  S.     M  4,80. 

Auch  die  vorliegende  dritte  Ausgabe  des  deutschen  BaumwoU-Hand- 
buches  wird  dem  Baum  wollhändler,  dem  Baumwoll-  Spinner  und  -Weber  wie  dem 
National-Ökonomen  und  Statistiker  willkommen  und  wert  sein.  Denn  sie 
enthält  ebenso  reichliches  statistisches  Material  wie  die  bisher  in  Deutsch- 
land benützten  ausländischen  Werke  und  trägt  ferner  den  durch  den  Wirt- 
schaftskrieg geschaffenen  Verhältnissen  durch  Wiedergabe  der  die  Baumwoll- 
Industrie  und  den  -Handel  regulierenden  Regierungsmaßnahmen  über  die 
Höchstpreise  entsprechend  Rechnung. 

In  seiner  übersichtlichen  Anordnung  ist  das  Buch  schon  heute  ein  vor- 
zügliches Nachschlagewerk  für  jeden,  der  mit  Baumwolle  zu  tun  hat,  und  wird 
es  in  noch  weitgehenderem  Maße  sein,  wenn  die  Übergangs- Wirtschaft  ein- 
setzen und  die  Wiederaufnahme  des  Baumwollhandels  neue  Anregungen 
zum  Weiterausbau  des  in  schwerer  Kriegszeit  so  erfolgreich  begonnenen 
Werkes  bieten  und  auch  dadurch  seinen  Teil  zur  Lösung  der  kommenden 
großen  Wirtschaftsfragen  in  der  Baumwoll- Industrie  beitragen  wird. 

C.  Fopp    (Bremen). 
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Herkner,  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Heinrich,  Die  wirtschaftliche 
Annäherung  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und 
seinen  Verbündeten.  III.  Teil.  Aussprache  in  der  Sitzung  des 
Ausschusses  vom  6.  April  1916  zu  Berhn.  (Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, 155.  Bd.)  München  u.  Leipzig  1916.  Duncker  &  Humblot. 
XII.   127  S.     M  4,—. 

Der  Verein  für  Sozialpolitik  hat  vorher,  in  den  beiden  ersten  Teilen, 
neunzehn  Abhandlungen  über  das  obige  Thema  zusammenfassend  veröffent- 
licht. Sie  sind  im  Weltwirtschafthchen  Archiv  im  8.  Bd.,  Oktober  1916, 
S.  395  und  401  von  Prof.  Eulenburg   besprochen  worden. 

In  diesem  dritten  Teil  folgt  die  Debatte,  die  am  6.  April  1916  in  der 
Sitzung  des  Vereinsausschusses  stattgefunden  hat.  Gustav  Schmol- 
ler, der  aus  gesundheitlichen  Gründen  in  die  Diskussion  nicht  eingreifen 
konnte,  hat  ein  Vorwort  geschrieben.  Die  Aussprache  zerfiel  in  eine  Gene- 
raldebatte, die  die  ursprünglich  der  Spezialdebatte  vorbehaltene  Er- 
örterung über  die  mutmaßliche  Gestaltung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen 
Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  zum  feindlichen  Ausland  nach  dem 
Kriege,  über  den  Handelskrieg  und  das  Wirtschaftsbündnis  bereits  vorweg- 
nahm, und  in  eine  Spezialdebatte,  die  zuerst  die  Bedenken  gegen 
eine  Erleichterung  des  Güteraustausches  vom  agrarischen  und  industriellen 
Interesse  aus,  zu  zweit  die  Frage  der  Konkurrenz  der  verbündeten  Reiche 
auf  den  Orientmärkten  und  zuletzt  die  verkehrspolitischen  Mittel  zum 
Zwecke  der  Annäherung  untersuchte.  In  der  Debatte,  die  H.  Herkner- 
Berlin  leitete,  sprachen  Othmar  Spann-  Brunn,  Edgar  Jaff6- 
München,    Ludo    Hartmann-  Wien,    Karl    Ballod-  Berün  opti- 
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mistisch,  resp.  für  die  Annäherung,  Max  Weber  ebenso,  jedoch  bedingter 
aus  poUtischen  Gründen,  wegen  der  Angliederung  Polens.  W  a  1 1  h  e  r 
L  o  t  z  -  München  war  mit  der  Annäherung  einverstanden,  befürchtete  je- 
doch, daß  der  Zusammenschluß  zugleich  die  Tendenz  zum  stärksten  schutz- 
zöllnerischen  Abschluß  gegen  die  Draußenstehenden  bedeuten  solle,  was  er 
bekämpfen  würde.  Karl  Diehl-  Freiburg  i.  B.,  Julius  Pier- 
stor f  f  -  Jena,  Georg  Gothein-  Breslau,  Franz  Eulenburg- 
Leipzig  und  Ludwig  Sinzheimer-  München  verhielten  sich  über- 
wiegend skeptisch  und  ablehnend,  mindestens  für  näheren  Zusammenschluß. 
Kurt  Wiedenfeld-  Halle,  A.  v.  d.  L  e  y  e  n  -  Berlin  und  Ferdi- 
nand Tönnies-  Kiel  erörterten  nur  Spezialfragen  bzw.  vermieden  in 
der  Diskussion,  Schlüsse  zu  ziehen,  die  eine  Stellungnahme  bedeuten.  M. 
Hainisch-  Wien  und  A.  Spiethoff-  Prag  sind,  da  nur  zwei  Öster- 
reicher in  der  Ausschußdebatte  vertreten  waren,  zu  einer  nachträglichen 
schriftlichen  Äußerung  aufgefordert  worden  und  schrieben  in  einem  Nach- 
wort in  einem  dem  Zusammenschluß  günstigen  Sinne.  Sehr  energisch  und 
optimistisch  tritt  Gustav  Schmoller  in  dem  Vorwort  für  den  Zu- 
sammenschluß ein. 

Über  die  Modalitäten  des  Zusammenschlusses  sind  die  Ansichten  ver- 
schieden, die  Gründe,  aus  denen  abgelehnt  oder  zugestimmt  wird,  sind  es 
ebenfalls. 

Das  Mindestmaß  des  Zusammenschlusses  ist  der  gewöhnliche  Meist- 
begünstigungsvertrag. Diese  Fortsetzung  des  bestehenden  wirtschaftlichen 
Zustandes  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  steht  nicht  zur 
Diskussion.  Dagegen  gehen  die  Meinungen  bereits  darüber  auseinander, 
ob  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  sich  gegenseitig  ein  Voraus  gewähren 
sollen,  an  dem  andere  Staaten  nicht  teilnehmen  können,  oder  ob  automa- 
tisch jeder  weitere  Meistbegünstigungsvertrag  dasselbe  Verhältnis  wie  das 
zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  bedeutet,  womit  es  eben 
kein  besonderes  engeres  Verhältnis  mehr  ist.  Es  ist  also  die  uralte  Frage, 
die  schon  in  den  sechziger  Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die  Ge- 
müter erhitzte,  als  Preußen  aus  politischen  Gründen  den  Anschluß  des  Zoll- 
vereins an  das  westeuropäische  Handelsvertragssystem  herbeiführte,  um  ein 
engeres  Verhältnis  zu  Österreich  auszuschließen.  Das  Positive,  das  unwider- 
sprochen auch  zu  dem  Minimum  des  einfachen  Meistbegünstigungsvertrages 
hinzukommen  soll,  ist  das  Zusammenwirken  auf  vier  großen  Gebieten,  z.  T.  alte 
Fragen,  z.  T.  neue:  Gemeinsame  auswärtige  Politik,  gemeinsame  Valuta, 
einheitliches  Zusammenwirken  der  beiden  großen  Zentralbanken,  gemeinsame 
Wasserstraßen-  und  Eisenbahnpolitik,  Fragen,  die  ebenso  wichtig  sind  wie 
die  Zollfrage,  und  die  staatlich  gelöst  werden  müssen,  während  die  Kartel- 
lierung der  Großindustrie  usw.,  der  eine  ähnliche  Wichtigkeit  heute  zu- 
kommt, privat  in  Angriff  genommen  werden  könnte.  Die  Freunde  engeren 
Zusammenschlusses  bezweifeln  die  Fähigkeit  eines  bloßen  kündbaren  Han- 
delsvertrages für  solche  weitgehende  Gemeinsamkeit;  eS  wird  u.  a.  gesagt, 
daß  Österreich  auch  einmal  andere  Interessen  als  den  heutigen  günstigen 
Handelsvertrag  mit  Deutschland  haben  könnte,  wenn  der  Zündstoff 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  25 
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zwischen  ihm  und  Rußland  durch  die  endgültige  Entscheidung  des  Krieges 
aus  der  Welt  geschafft  wäxe,  ohne  daß  Deutschland  und  Österreich-Ungarn 
auch  wirtschaftlich  auf  Gedeih  und  Verderb  miteinander  verbunden  wären. 

Über  einen  Meistbegünstigungsvertrag,  der  nur  den  politisch  Verbundenen 
zugänglich  wäre,  geht  noch  hinaus  der  volle  Zollverein  mit  mehr  oder  weniger 
abbaubaren  Zwischenzöllen.  Für  ihn  wurden  die  meisten  Schwierigkeiten 
aufgezeigt.  Denen,  die  die  Verhältnisse  optimistisch  auffassen,  ist  er  das 
erreichbare  oder  noch  nicht  erreichbare  Ideal,  die  Skeptiker  suchen  namentlich 
in  den  inneren  Handelsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  Österreich, 
die  sie  nicht  für  ausreichend  halten,  die  Gründe  seiner  Ablehnung  auch  als 
Ideal ;  minder  erörtert  wird,  ob  die  Zusammenfassung  der  Handelsbeziehungen 
beider  Staaten  mit  der  Umwelt  eine  Steigerung  bedeuten  würde,  wie  sie 
einst  durch  den  deutschen  Zollverein  trotz  der  anfänglichen  Schwierigkeiten 
im  Innern  gegenüber  dem  Auslandshandel  der  unverbundenen  deutschen 
Staaten  eingetreten  ist. 

Die  Gründe  der  Ablehnung  eines  engeren  Zusamenschlusses  liegen  auf 
vier  Gebieten,  die  sich  teilweise  berühren:  auf  handelspoHtischem,  finanz- 
politischem, kulturellem  und  nationalem  Gebiet. 

Kulturell  wird  namentlich  das  Analphabetentum  in  Österreich-Ungarn 
betont.  Die  Österreicher  warnen  dabei  vor  dem  bekannten  statistischen 
Fehler  der  Einsetzung  der  allgemeinen  Durchschnittszahlen,  die  heterogene 
Dinge  zusammenbringen.  Die  hohe  Zahl  der  Analphabeten  in  Österreich- 
Ungarn  werde  durch  die  Außengebiete  Österreich-Ungarns  zustande  ge- 
bracht. Deutsch-Österreich  und  die  an  Deutschland  grenzenden  Lande  seien 
kulturell  Deutschland  ziemlich  konform. 

Die  nationalen  Strömungen  in  Österreich-Ungarn  werden  als  hindernd 
hingestellt,  nach  den  Optimisten  sollen  sie  gerade  durch  den  Wirtschafts- 
bund überwunden  werden.  Der  Aufgabe  könne  sich  Deutschland  nicht 
entziehen,  ohne  seine  eigene  politisch- wirtschaftliche  Grundlage  gegenüber 
dem  Slavenansturm  usw.  zu  gefährden.  Das  Deutschtum  habe  sich  aus- 
schlaggebend in  den  alten  Bundesländern  gehalten,  solange  es  im  alten 
Deutschen  Reich  und  später  im  Deutschen  Bunde  zusammen  mit  den  heu- 
tigen Reichsdeutschen  eine  kompakte  Mehrheit  gewesen  sei,  während  es 
im  engeren  Verbände  Österreich-Ungarns  eine  Minorität  sei.  Mit  finanz- 
politischen Fragen  verbindet  sich  die  Nationalitätenfrage  in  der  Betonung 
der  ungarischen  Situation  seitens  der  Skeptiker:  Ungarn  könne  ohne  Hoch- 
züchtung ungarischer  Industrie  seine  finanzpolitische  Selbständigkeit  nicht 
wahren,  die  es  beanspruche.  Demgegenüber  sagen  die  Optimisten,  zu  denen 
sämtliche  vertretenen  Österreicher  gehören:  Es  beständen  auch  Bestre- 
bungen, eine  national-tschechische  usw.  Industrie  hochzuziehen,  indem 
tschechische  Stadtverwaltungen  usw.  selbstverständlich  nur  bei  Tschechen 
kauften;  in  der  Zeit  der  Zusammenballung  von  Großwirtschaftsstaaten  sei 
diese  Politik  so  abwegig  wie  möglich  und  werde  durch  die  reichsdeutsche 
Konkurrenz  ausgeschaltet  werden.  Damit  geht  die  Beziehung  auf  das  han 
delspolitische  Gebiet  über.  Das  finanzpolitische  und  handelspolitische  Ge- 
biet ohne  die  enge  Beziehung  zur  Nationalitätenfrage  bietet  natürlich  noch 
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mehr  Spielraum  zu  Einwänden  und  Gegeneinwänden.  Die  verschiedene 
Wirtschaftsstufe  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  wird  hervorgehoben, 
diese  heterogenen  Verhältnisse  könnten  nicht  in  ein  Zollband  treten,  die 
Verhältnisse  lägen  durchaus  anders  als  seinerzeit  beim  deutschen  Zoll- 
verein; an  dem  Ausgleich  durch  innere  Besteuerung  bzw.  Zwischenzölle 
wird  gezweifelt,  wiederum  mit  Hinweis  auf  das  ?lte  Sjrstem  des  deutschen 
Zollvereins,  das  seine  Erfolge  nur  dank  der  großen  Gleichartigkeit  der  da- 
maligen deutschen  Verhältnisse  gehabt  hätte.  Leider  wird  auf  die  ältesten 
Anfänge  des  Zollvereins,  die  dem  Gedächtnis  zu  sehr  entschwunden  sind, 
nicht  genügend  exemplifiziert.  Es  mußten  damals  Länder  mit  vollkommen 
mittelalterlichen  Straßen-Passierzöllen  und  Länder  merkantilistischer  Ver- 
gangenheit mit  fertiggebildetem  ausschließenden  Grenzzollsystem,  wie 
Preußen  und  auch  Österreich  es  am  meisten  waren,  zusammengebracht 
werden,  der  Durchzugshandel  der  Reichsstädte,  deren  Zwischenhandel  das 
bisherige  Ferment  war,  mühselig  sich  durchwinden.  Der  alte  deutsche 
Handel  mußte  den  größten  Plackereien  ausgesetzt  werden,  die  meist  fälsch- 
lich ins  Mittelalter  zurückprojiziert  werden,  ehe  der  neue  deutsche  Handel 
eines  Grenzzollbundes  sich  bilden  konnte.  Darum  mußten  die  ZoUangliede- 
rungen  und  -Einigungen  im  losen  Deutschen  Bunde  durch  die  Initiative 
eines  Einzelstaates  und  von  Einzelstaaten,  die  sich  modernisierten,  ohne  die 
Grundlage,  den  Großstaat  von  damals  und  seine  Geschlossenheit  zu  haben, 
und  nun  weitergeschoben  wurden,  mit  starken  Zwangsmitteln  sukzessive  zu- 
stande kommen.  Das  überall  gleichmäßig  antiquierte  Flußzollsystem,  das 
aus  dem  ursprünglichen  einheitlichen  Zollsystem  durch  die  Einführung 
des  Grenzzollsystems  herausgefallen  war,  konnte  dagegen  auf  dem  bundes- 
gesetzlich vorgesehenen  Wege  durch  die  gemeinschaftlichen  Schiffahrtsakten 
der  Beteiligten  leichter  beseitigt  werden. 

Die  Schwierigkeiten  des  alten  deutschen  Zollvereins  werden  von  den  Opti- 
misten und  Skeptikern  des  neuen  deutsch-österreichisch-ungarischen  Verbandes 
natürlich  verschieden  eingeschätzt  und  demgemäß  die  Härten,  durch  die 
die  etwa  notwendige  wirtschaftliche  Neubildung  hindurchgehen  müsse,  ver- 
schieden ge wertet,  und  zwar  je  nachdem,  ob  man  die  Neubildung  eines  heu- 
tigen Großwirtschaftsstaates  im  russischen  oder  besser  amerikanischen  Sinne 
für  notwendig  hält,  als  Begleiterscheinungen,  oder,  wenn  nicht,  als  Hinder- 
nisse, mit  denen  man  sich  nur  zwecklos  abmühen  würde.  Die  relativen 
Verluste  und  Gewinne  einiger  Beteiligter  erscheinen  demgemäß  gegenüber 
den  Wertverschiebungen  und  -Vernichtungen  im  Weltkrieg  irrelevant,  wenn 
etwas  großes  Neues  absolut  erreicht  wird,  oder  sie  erscheinen  es  andernfalls 
nicht.  Die  Parallele  mit  dem  alten  Zollverein  wird  von  den  Skeptikern  in 
der  Debatte  ebenso  scharf  abgelehnt,  wie  sie  S  c  h  m  o  11  e  r  in  der  Ein- 
leitung betont. 

Eine  besonders  interessante  Debattenfrage  war  die  Autarkie,  wie  weit  der 
neue  zusammengefaßte  Markt  des  deutsch -österreichisch-ungarischen  Bundes 
und  seiner  Annexe  selbstgenügsam  sein  werde,  Ernährung,  Rohprodukt- 
beschaffung usw.  ohne  das  nicht  verbundene  Ausland  sicherstelle,  eine 
Frage,    die  jetzt  im  Kriege  besonders  wichtig  erscheint,  für  diejenigen,  die 
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in  dem  Zusammenschluß  nicht  den  Abschluß  betonen,  allerdings  sekundär^ 
mindestens  nicht  von  absoluter  Bedeutung  erscheint,  so  daß  sich  hier  eine 
Scheidung  der  Geister  nach  der  weltwirtschaftlichen  Orientierung  vollzieht. 
Die  Möglichkeit  der  Autarkie  im  Verbände  wird  günstig  und  ungünstig^ 
beurteilt. 

Interessante  Debatten  ergaben  sich  femer  über  die  Fragen  der  Rayo- 
nierung  und  Spezialisierung  der  Industrien,  der  staatlichen  Subventionie- 
rung als  Ersatz  fortfallenden  Zollschutzes,  der  modernen  Ergänzungen  und 
Ersatzmittel  der  alten  Zollpolitik,  der  Kartellierung  und  der  Eisenbahn- 
tarifierung.  Eisenbahntarifierung  und  Binnenschiffahrtspolitik,  sowie  die 
Frage  etwaiger  Kontingentierung  des  deutschen  und  des  österreichischen 
Handels  auf  dem  Balkan  und  im  Orient  im  Rahmen  der  Erörterung  über 
Balkan-  und  Orient-HandelspoUtik  überhaupt  sind  als  gesonderte  Teildebatten 
herausgehoben  und  demgemäß  eingehend  behandelt  worden. 

An  die  meisten  dieser  Fragen  knüpfen  sich  weitere  Einwendungen 
gegen  den  deutsch-österreichischen  Zusammenschluß  und  die  Erwiderungea 
der  Gegenseite  an.  Eulenburg  bezweifelt  die  Möglichkeit  der  Rayo- 
nierung  und  Spezialisierung  der  österreichischen  Industrie,  um  sich  gegen 
die  reichsdeutsche  zu  halten.  Die  Spezialisierung  der  deutschen  Industrie 
sei  nur  möglich  geworden  durch  ihre  Arbeit  auf  dem  Weltmarkte,  der  deutsch- 
österreichisch-ungarische Markt  böte  solche  Möglichkeit  nicht,  wobei  die 
Frage  offen  bleibt,  ob  ein  Eintreten  österreichischer  Industrie  in  den  Welt- 
markt nicht  mehr  möglich  ist.  Eulenburg  erwähnte  dabei  seine  En- 
quete in  Industriekreisen,  die  überwiegend  für  den  Zusammenschluß  aus- 
gefallen sei.  Die  österreichische  Luxusindustrie  gibt  zur  Debatte  Anlaß. 
Der  Nutzen  oder  Schaden  der  Rayonierung  wurde  erörtert,  im  Anschluß 
daran  auch  die  Kartellierungsfrage,  die  nur  auf  die  Großindustrie  Einfluß 
hat.  Man  war  im  Zweifel,  ob  nicht  staatliche  Subventionen  etwa  die  Zoll- 
einheit illusorisch  machen  könnten.  Die  Eisenbahntarifierung  wurde  wesent- 
lich von  der  Darstellung  A.  v.  d.  L  e  y  e  n  s ,  beherrscht  und  die  Erörterungen 
der  Verkehrsspezialisten  boten  naturgemäß  zu  grundsätzlichem  Streit  am 
wenigsten  Anlaß.  Man  erhofft  von  der  reichsdeutschen  Einflußnahme  eine 
Verbesserung  der  Donautalfahrt,  die  heute  nur  5  %  der  Bergfahrt  ausmacht. 
Die  Kontingentierung  des  Orienthandels  mit  einem  Präzipuum  Österreichs 
und  ihre  österreichische  Befürwortung  zeigt  die  Schwierigkeit  —  wenn  man 
auf  ihr  besteht  —  im  Zusammenschluß  mit  dem  Orient  zu  arbeiten,  sowie  die 
Schwierigkeit,  ohne  Zusammenschluß  durch  Österreich  hindurch  mit  dem 
Orient  zu  arbeiten. 

Die  Gründe  der  Zustimmung  zum  engeren  Zusammenschluß  sind  nament- 
lich drei:  i.  Man  sieht  wirtschaftlichen  Vorteil  für  alle  Beteiligten  in 
ihrer  gegenseitigen  Befruchtung  im  inneren  Verkehr.  2.  Man  meint,  der 
wirtschaftliche  Zusammenschluß  sei  politisch  notwendig,  um  den  politischen 
Zusammenschluß  aufrechtzuerhalten,  oder  wegen  der  Angliederung  Polens. 
3.  Schmoller  namentlich  betont  die  Wirkung  nach  außen:  Die  anderen 
Weltreiche  Sind  da,  Mitteleuropa  muß  auch  eins  werden,  oder  es  wird  aus- 
geschaltet. 
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Letzten  Endes  ist  die  Hauptfrage  die:  Ist  die  Entstehung  ganz  großer 
Wirtschaftsstaaten  von  Ausmaßen,  wie  sie  frühere  Zeiten  nicht  gekannt 
haben,  nach  der  Art  Amerikas  als  der  modernsten,  weil  kolonialen  Ausprägung 
—  auch  Rußlands  und  Englands  —  ebenso  entscheidend,  wie  es  die  Entstehung 
der  einheitlichen  nationalen  Wirtschaften  einstmals  für  die  Stadtwirtschaften 
war  oder  nicht  ?  Wo  die  selbständigste  Städteentwicklung  und  die  größte 
wirtschaftliche  Blüte  des  Mittelalters  war,  in  Deutschland  und  Italien, 
hat  es  am  längsten  gedauert,  bis  der  nationale  wirtschaftHche  Zusammenschluß 
erfolgte,  und  bis  er  erfolgte,  dauerte  der  Niedergang.  Wird  das  auch  so  sein 
im  Verhältnis  Europas  zu  Amerika  und  den  bisher  entstandenen  Weltreichen  ? 
Bedeutet  die  kleinere  Wirtschaftseinheit  auch  heute  wieder  Antiquierung  ? 

Dazu  kommt  die  Frage  zweiter  Linie:  Bedeutet  Zusammenschluß  Ab- 
schluß und  Verzicht  auf  Weltwirtschaft  ?  Hat  der  Zusammenschluß  zu  größeren 
Einheiten  das  früher  bedeutet,  oder  hat  er  trotz  teilweiser  gegenteiliger 
Absicht  doch  die  Weltwirtschaft  gefördert  und  entstehen  lassen  ?  Ferner, 
da  alle  Politik  und  besonders  die  Handelspolitik  letzten  Endes  Opportunitäts- 
politik  ist :  Kann  Deutschland  es  überhaupt  anders  machen  als  die  anderen  oder 
ist  gar  die  Zeit  schon  herangekommen,  es  in  Aktion  oder  Reaktion  gerade  anders 
zu  machen,  —  wie  England  der  freie  Markt  für  alle  wiirde,  als  das  Lockmittel 
besser  wurde  als  das  Zwangsmittel  des  Abschlusses,  das  alle  Staaten  hatten 
oder  einführen  wollten  ?  Im  allgemeinen  Freihandel,  den  man  schon  einmal 
erreicht  oder  nahe  bevorstehend  glaubte,  könnten  klein  und  groß  leichter 
nebeneinander  bestehen,  und  doch  hat  die  Entwicklung  erst  wieder  zum 
Zusammenschluß  ganz  großer  Einheiten  geführt,  wie  man  sie  vorher  nicht 
kannte,  ähnlich  wie  aus  der  freien  Konkurrenz  im  Staatsinnern  die  Trust- 
und  Kartellbildungen  herausgewachsen  sind.  —  In  dem  Rahmen  des  Werdens 
von  bündischen  Wirtschaftseinheiten  in  Europa,  da  kein  großer  Wirtschafts- 
einheitsstaat zustande  kommen  kann,  wie  er  Nordamerika  als  Resultat  der 
modernen  Völkerwanderung  in  Partikeln  untejr  Rechtsschutz  in  den  Schoß 
gefallen  ist,  kommt  noch  die  Frage  nach  der  völkerrechtlichen  und  staats- 
rechtlichen Anerkennung  der  praktischen  Verschiedenheit  der  Souveränität 
der  großen  und  der  kleinen  Staaten,  die  die  letzteren  vielleicht  allein  erhalten 
kann,  in  Betracht,  worauf    Schmoller    im  Vorwort  hinweist.  — 

Es  ist  schade,  daß  über  den  internen  Erörterungen  diese  entscheidenden 
Fragen  in  der  Debatte  zu  kurz  gekommen  sind. 

Von  den  Zustimmungsgründen  zweiter  Linie  habe  ich  schon  bei  den 
Ablehnungsgründen  gesprochen,  da  sie  teilweise  als  Antwort  auf  die  Ab- 
lehnungsgründe zur  Erörterung  gekommen  sind.  Eine  besondere  Bedeutung 
hat  da  nur  die  nationale  Frage  des  Deutschtums  in  Österreich.  Das  neue 
Deutsche  Reich  hat  eine  weit  überragende  Expansion  deutscher  Wirtschaft 
namentlich  in  Außeneuropa  bedeutet,  die  viele  Außenposten  in  Europa, 
die  aufgegeben  wurden,  vergessen  lassen  hat.  Kulturell,  teilweise  auch  wirt- 
schaftHch  und  national  reichte  der  Einfluß  des  Deutschtums  des  alten  Reichs 
und  noch  des  deutschen  Bundes  in  Europa  aber  weiter,  zum  Teil  wegen 
des  alten  loseren  Bandes,  zum  Teil  wegen  der  Abtrennung  Österreichs,  die 
die  Majoritäts Verhältnisse  verschoben  hat.  Da  macht  die  heutige  großdeutsche 
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bzw.  im  Rahmen  des  alten  römisch-deutschen  Weltreiches  sich  vollziehende 
Politik  vieles  wieder  gut. 

Die  Skeptiker  haben  einen  großen  Vorteil  vor  den  Optimisten,  weil 
sie  im  wesentüchen  den  status  quo  verteidigen.  Sie  erörtern:  „Was  ist?",. 
leider  noch  zu  wenig:  ,,Was  war?".  Die  Zukunft  setzt  sich  zusammen 
aus  Erkenntnis  und  Willen.  Auf  den  Willen  hat  die  Wissenschaft  nur  durch 
die  Erkenntnis  und  die  Schlüsse  daraus  Einfluß.  Der  Wille,  der  etwas  brauch- 
bares schaffen  soll,  braucht  die  vernünftige  Überlegung:  was  ist  der  jetzige 
Zustand,  wie  ist  er  zustande  gekommen,  und  welche  Möglichkeiten  liegen  ver- 
standesmäßig in  ihm  vor,  etwas  anderes,  besseres  daraus  zu  machen;  er 
muß  dann  den  Mut  haben,  richtig  oder  falsch  zu  greifen. 

In  dem,  was  für  die  Zukunft  verstandesmäßig  möglich  erscheint,  hat 
sich  das  Zusammengehen  in  der  Debatte  auf  die  Minima  beschränkt,  gemein- 
same auswärtige  Politik,  gemeinsame  Valuta,  Zusammenwirken  der  beiden 
großen   Zentralbanken,    gemeinsame  Wasserstraßen-   und  Eisenbahnpolitik. 

Spiethoff-  Prag  hat  nicht  so  ganz  unrecht,  wenn  er  sagt:  ,,  Tau- 
send Bedenken  sind  geäußert  und  ebensoviele  Schwierigkeiten  aufgezeigt. 
Der  Großteil  des  aufgewendeten  Scharfsinns  ist  dem  gewidmet,  was  unmög- 
lich Sein  soll,  und  für  die  Überwindung  der  vorhandenen  Schwierigkeiten 
ist  Sehr  wenig  beigebracht."    * 

Die  drei  VeröffentHchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  sind  außer- 
ordentlich interessant,  sowohl  nach  der  negativen  wie  der  positiven  Seite. 

Das  Problem  ist  vielleicht  das  wichtigste  weltwirtschaftliche  Problem, 
vor  dem  wir  heute  stehen.  Blut  ist  ja  schon  mehr  darum  geflossen  als  Tinte. 
*  Fr.  Rauers    (Kiel). 

Rosinski,  Dr.  Stefan,  Der  Getreidehandel  im  Königreich 
Polen  und  die  deutschen  Getreidezölle.  Posen  1916. 
Gebr.  Winiewicz.     XII,  148  S.     M  5,—. 

Das  vorliegende  Buch,  das  im  Frühjahr  191 4  als  Dissertation  von  der 
staatswirtschaftlichen  Fakultät  der  Universität  München  angenommen 
worden  ist,  stellt  sich  zur  Aufgabe,  den  Getreidehandel  Polens  in  seinem  ge- 
schichtlichen Werden  und  die  Wirkung  der  deutschen  Schutzzollpolitik 
(samt  Einfuhrscheinsystem)  auf  die  polnischen  Verhältnisse  auf  Grund 
reichen  statistischen  Materials  darzustellen.  Wie  der  Verfasser  in  der  Ein- 
leitung erklärt,  hat  die  Beschaffung  und  Zusammenstellung  der  Tabellen 
außerordentlich  viel  Zeit  und  Mühe  gekostet;  außer  den  amtlichen  deutschen 
und  russischen  Ein-  und  Ausfuhrzahlen  wurden  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik und  andere  amtliche  und  private  Quellen  studiert  und  benutzt. 
Leider  ist  ein  Teil  des  für  den  Anhang  bestimmten  Zahlenmaterials  infolge 
von  Kämpfen  in  der  Heimat  des  Verfassers  vernichtet  worden.  Es  ist  zu 
wünschen,  daß  es  dem  Verfasser  nach  Friedensschluß  möglich  sein  wird, 
die  recht  interessanten  und  für  das  volle  Verständnis  des  Textes  notwen- 
digen Tabellen  nachzuliefern. 

Polen,  Ausgangs  des  Mittelalters  noch  ,, Speicher  Europas"  genannt, 
bedarf  seit  dem  Jahre  1895  regelmäßiger  Zuschüsse  an  Getreide  vom  Aus- 


Literatur. 


383 


lande,  d,  h.  es  ist  Einfuhrland  geworden,  während  es  vordem  Überschuß- 
gebiet war.  Als  wichtigsten  Grund  dieser  Wandlung  nennt  der  Verfasser 
außer  der  schnellen  Bevölkerungszunahme  hauptsächlich  die  russische 
Mißwirtschaft,  die  gerade  in  Polen  verhängnisvoll  gewirkt  hat.  Der  schlechte 
Zustand  der  Landwege,  der  Wasserstraßen,  des  Eisenbahnsystems,  das  ohne 
Rücksicht  auf  die  Wirtschaftsverhältnisse  ausschließlich  nach  politisch- 
strategischen Erwägungen  angelegt  ist,  der  niedrige  Kulturstand  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung,  endlich  die  mangelhafte  Organisation  des  Handels 
und  des  kurz-  und  langfristigen  Kredits,  alles  das  und  noch  vieles  andere 
trägt  die  Schuld,  daß  das  Agrargebiet  Polen  in  bezug  auf  seine  Ernährung 
außerpolnischen  Ländern  gegenüber  tributpflichtig  geworden  ist.  Es  gibt 
z.  B.  selbst  in  dem  Industriegebiet  Warschau  nicht  einen  einzigen  Lade- 
oder Löschplatz,  wo  Eisenbahn  und  Wasserweg  miteinander  verbunden 
sind! 

Der  polnische  Landwirt  hat  mit  dem  Wettbewerb  des  russischen  Ge- 
treides infolge  des  russischen  Eisenbahnstaffeltarifsystems,  mit  dem  des 
deutschen  infolge  des  als  Ausfuhrprämie  wirkenden  deutschen  Einfuhr- 
scheingesetzes zu  kämpfen.  Andererseits  hat  dieses  letztere  das  Aufblühen 
einer  beachtenswerten  polnischen  Mühlenindustrie  an  der  deutschen  Grenze 
verursacht.  Die  Kleieausfuhr  nach  Deutschland  beträgt  jährlich  etwa  300  000 
Tonnen  im  Werte  von  etwa  25  Mill.  Mk. 

Während  der  Verfasser  die  lebhafte  Agitation  russischer  Agrarkreise 
gegen  die ,, Überschwemmung  mit  deutschem  Getreide"  berücksichtigt  und 
diesen  ,, Notschrei"  mit  Hilfe  der  Statistik  überzeugend  widerlegt,  weist 
er  merkwürdigerweise  nicht  mit  einem  Wort  auf  das  russische  Einfuhrzoll- 
gesetz hin,  das  im  Juni  191 4  von  der  Duma  und  dem  Reichsrat  beschlossen 
wurde  und  seine  Spitze  ausdrücklich  gegen  Deutschland  richtete.  Der  Krieg 
verhinderte  die  praktische  Ausführung  des  tatsächlich  bei  Kriegsausbruch 
bereits  bestehenden  Gesetzes. 

Wer  sich  über  den  Getreideanbau  und  die  Emteerträgnisse  Polens, 
seinen  Bodenwert,  die  Verkehrswege,  die  Getreideein-  und  Ausfuhrstatistik 
usw.  unterrichten  will,  wird  in  dem  Werk  reiches  Material  und  mannig- 
fache Anregungen  finden.  Leonhard    Neumann    (Berlin). 


A  p  p  o  n  y  i ,  Exz.  Dr.  Graf  Albert, 
Wirkl.  Geh.  Rat,  Über  unsere  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  2;um  Deut- 
schen Reiche.  (Das  junge  Europa 
[Kelet  N6pe].  9.  Jahrg.,  Heft  3,  S. 
10 — 19.)     Berlin  1917. 

D  a  r  r  a  s  ,  Membre  de  la  Chambre 
de  Commerce  de  Paris,  La  Cr6ation 
de  Zones  Franches.  (Revue  de  la  Ma- 
rine Marchande.  2.  Jahrg.,  No.  18, 
S.  639 — 648.)  Paris  191 7.  Augustin 
Challamel. 

Goetz,  Prof.  Dr.  phil.,  Dr.  jur.  h.  c., 
D.  Leo  p.  Karl,  Deutsch-russische 
Handelsverträge  des  Mittelalters.  (Ab- 


handlungen d.  Hamburgischen  Kolo- 
nialinstituts. Bd.  XXXVII,  Reihe  A, 
Bd.  6.)  Hamburg  1916.  L.  Friederich- 
sen    &  Co.     XV,  394  S.     M  8,—. 

Goetz,  Prof.  Dr  phil.,  Dr.  jur.  h.  c, 
D.  L  e  o  p.  Karl,  Die  deutsch-rus- 
sischen Handelsverträge  11 89 — 1904. 
Ein  geschichtlicher  Überblick.  Berlin 
1917.  Verlag  d.  Grenzboten  G.m.b.H. 
24  S.  M  1,25. 

Schilder,  Privatdozent  Dr.  Sig- 
mund, Mitteleuropa  und  die  Meist- 
begünstigungsfrage. (Finanz-  u.  Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen.  Herausgeg. 
von  Reichsrat  Prof.  Dr.  v.  Schanz  u. 
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Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Wolf.  Heft  32.) 
Stuttgart  191 7.  Ferdinand  Enke.  74  S. 
Ji  2,80. 

Schippel,  Max,  Bewährter  Zoll- 
schutz oder  bewährter  Freihandel  ? 
(Sozialistische  Monatshefte.  Jahrg.1917, 
Heft  5,  S.  236 — 242.)  Berlin  1917. 
Verlag  d.  Sozialistischen  Monatshefte 
G.  m.  b.  H. 

S  t  o  1  p  e  r  ,     Dr.    Gustav,     Heraus- 


geber d.  ,, österreichischen  Volkswirt", 
Das  Mitteleuropäische  Wirtschaftspro- 
blem.  Wien  u.  Leipzig  191 7.  Franz 
Deuticke.  XV,  305  S.  M  5, — . 
W  e  k  e  r  1  e  ,  Exz.  Wirkl.  Geh.  Rat  Dr. 
Alexander,  Ein  Beitrag  zurFrage 
der  wirtschaftlichen  Annäherung.  (Das 
junge  Europa  [KeletNepe].  9.  Jahrg., 
Heft  3,  S.  ig — 22.)     Berlin  1917. 


9.  WirtsdiaftlidiG,  politische  und  kulturelle  Expansionsbestrebungen 
der  Staaten  und  Völker,  einsdiließlidi  Kolonialpolitik. 

Les  Origines  du  Pangermanisme  (de  1800  ä  1888).  Avec 
une  pr6face  par  Charles  Andler,  Professeur  ä  1' Universite  de  Paris.  3me 
edition.  (Collection  de  documents  sur  le  Pangermanisme.)  Paris  1915. 
L.  Couard.  LXXXIII  S.,  S.  85—480. 
Le  Pangermanism.e  coutiuental  sous  Guillaume  II 
(de  1888  ä  1914).  Avec  une  pr6face  par  Charles  Andler,  Professeur  ä 
l'Universitd  de  Paris.  2me  edition.  (Collections  de  documents  sur  le 
Pangermanisme.)     Paris  1915.  L.  Conard.  LVIII   S.,  S.  60 — 335. 

Audier,  Professor  an  der  Universität  Paris,  gibt  ein,e  ,, Collection 
de  documents  sur  le  Pangermanisme,  traduits  de  l'AUemand"  heraus, 
von  denen  diese  zwei  ersten,  Bände  schon  in  3.  und  2.  Auflage  vorliegen. 
Andler  weist  in  der  Vorrede  zum  i.  Bande  wohl  übertriebene  Verurtei- 
lungen Deutschlands  zurück,  aber  er  selbst  steht  doch  ganz  im  Banne  jeuer 
Gedankenwelt,  die  das  Deutschtum  der  Gegenwart  mit  dem  Pangermanismus 
gleichsetzt  und  höchstens  so  gnädig  ist,  eine  Wiedergeburt  des  deutschen 
Volkes  —  nach  der  Niederlage  natürlich  —  zu  ,, hoffen".  Als  französisches 
Kriegsziel  stellt  Andler  dabei  die  Rückgabe  Elsaß  -  Lothringens  und 
Schleswigs,  die  Wiederherstellung  Polens  ,,bis  zum  Meer"  und  die  Ausrottung 
des  preußischen  Militarismus  als  selbstverständlich  hin,  und  Österreich- 
Ungarn  habe  die  13  Völker  freizugeben,  über  die  Deutsche  und  Ungarn 
jetzt  ,, gewaltsam"  herrschen.  Man  sieht  daraus  jene  Geistesverfassung 
und  zugleich  jene  politische  Phantasterei,  in  der  sich  heute  selbst  gebildete 
Franzosen  und  Historiker  unrettbar  bewegen.  Es  wäre  vergeblich,  bei  solcher 
Einseitigkeit  über  Geschichtsauffassungen,  wie  sie  in  der  Vorrede  A  n  d  1  e  r  s 
von  58  Seiten  Länge  hervortreten,  zu  streiten;  hier  liegen  unvereinbare  Gegen- 
sätze vor.  Ein  Beispiel  für  alle :  das  deutsche  Reich  des  Mittelalters  sei  nichts 
anderes  gewesen  als  die  brutale,  mit  Flittergold  und  Lügen  bekleidete  Chimäre 
eines  wiederhergestellten  römischen  Reiches !  Jedes  Wort  der  Entgegnung  auf 
solche  Geschichtsauffassung  wäre  zu  viel.  Gegenstand  der  Kritik  müßte 
eigentlich  die  Geistesverfassung  sein,  aus  der  in  der  Gegenwart  solche  Bücher 
entstehen  können.  Eine  ernsthafte  Nation  müßte  sich  gegen  eine  solche 
Literatur  wehren.  Immerhin  verdienen  diese  Bücher  doch  eine  gewisse  Be- 
achtung. Denn  sie  stellen  mit  großem  Sammelfleiß  zusammen,  was  in  mehr 
als  einem  Jahrhundert  in  Deutschland  über  das  Deutschtum  und  seine  er- 
hoffte Zukunft  geschrieben  worden  ist.     A.  geht  bis  auf  Dietrich  v.  Bülow 
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am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  auf  Ernst  Moritz  Arndt  und  den  Turnvater 
Jahn  zurück;  daß  ilare  Äußerungen  in  einer  Zeit  entstanden  sind,  in  der  Frank- 
reich das  deutsche  Volk  aufs  schwerste  bedrängte  und  jeder  poHtischen  Bewe- 
gungsfreiheit beraubt  hatte,  so  daß  man  sich  an  die  Idee  des  Deutschtums 
klammerte,  wird  mit  keinem  Wort  angedeutet  —  für  A.  ist  es  offenbar  vollkom- 
men gleichgültig,  unter  was  für  Bedingungen  gewisse  Meinungsäußerungen 
entstanden  sind.  Und  mit  welchem  Erstaunen  wird  man  im  2.  Bande  als 
Vertreter  des  deutschen  Volkes  und  der  deutschen  Wissenschaft  Namen  wie 
Paul  Dehn,  einen  Grenzboten- Anonymus,  Fritz  Bley,  Ernst  Hasse,  Albrecht 
Wirth,  Graf  Reventlow  und  Maximilian  Harden  genannt  finden!  Dann 
ist  aus  Treitschke,  Friedrich  List,  Lagarde,  Konstantin  Frantz,  Friedrich 
Lange,  Julius  v.  Eckardt,  Paul  Rohrbach,  aus  Bismarck,  Moltke,  Fürst 
Bülow  und  aus  Reden  des  Kaisers  zusammengetragen  worden,  was  sich  nur 
irgend  für  die  Zwecke  einer  deutschfeindlichen  Propaganda  verwenden  ließ. 
Auch  hier  nur  ein  Beispiel:  daß  der  Staat  Macht  sei,  ist  eine  Grundanschau- 
ung Treitschkes;  in  dieser  Andlerschen  Gedankenwelt  wird  daraus,  daß  der 
Staats  zweck  nichts  anderes  sei  als  Macht,  brutale  Macht,  und  daß  Treitschke 
somit  alle  sitthchen  Zwecke  des  Staates  geleugnet  habe. 

Man  kann  diese  Sammlung  nur  als  einen  Versuch  bezeichnen, 
Deutschland  vor  der  Welt  zu  verleumden.  Vielleicht  sammelt  Andler  nun 
auch  einmal  die  Zeugnisse  des  französischen  Chauvinismus  im  19.  Jahr- 
hundert —  es  würden  sich,  nach  solcher  Methode  gesammelt,  erhebhch 
dickere  und  belastendere  Bände  ergeben.  Wir  hoffen,  daß  eine  von  deutscher 
Seite  bevorstehende  Veröffentlichung  das  Gewissen  Andlers  zu  schärfen  im- 
stande ist. 

Eines  freilich  sei  zum  Schluß  mit  aller  Offenheit  gesagt :  es  ist  auch  in 
Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  von  verantwortungsfreien  Schrift- 
stellern eine  Fülle  von  chauvinistischem  Unsinn  geschrieben  worden.  Man 
hat  diese  Leute  in  Deutschland  nicht  ernst  genommen,  aber  es  war  wohl  ein 
Fehler,  daß  ihnen  nicht  laut  widersprochen  wurde,  —  heute  wird  dies  in 
der  Welt  draußen,  und  vor  allem  auch  bei  den  Neutralen,  als  Zustimmung 
gedeutet.  Das  ist  das  einzige  Positive,  was  man  aus  diesen  beiden  Bänden 
lernen  kann.  Prof.  Dr.  Walter    Goetz    (Leipzig). 

Eulenburg,  Franz,  Weltwirtschaftliche  Möglichkeiten. 
(Sammlung  von  Schriften  zur  Zeitgeschichte.  Berlin  1916.)  S.  Fischer. 
136  S.     JC  I,—. 

Wie  die  Weltwirtschaft  nach  dem  Kriege,  der  sie  durch  tiefe  Risse  zer- 
klüftet hat,  aussehen  wird,  kann  niemand  mit  Sicherheit  voraussagen,  weil 
das  Bild  durch  den  Ausgang  des  Weltringens  bestimmt  werden  wird.  Welt- 
wirtschaftlichen EntwicklungsmögHchkeiten  nach  Friedenschluß,  die  zu 
untersuchen  die  vorliegende  kleine  Schrift  sich  zur  Aufgabe  macht,  nach- 
zugehen, hat  aber  trotzdem  ein  gegenwärtiges  (Dez.  1916)  Interesse,  weil  sie 
für  künftige  deutsche  handelspolitische  Abmachungen  eine  Vorschule  des 
Denkens  sind.  Man  muß  sich  dabei  stets  der  Voraussetzungen  bewußt  bleiben, 
die  für  jene  Möglichkeiten  gewählt  worden  sind.  Wenn  Deutschland  von 
seinen  Feinden   erdrückt,    oder  diesen  von  ihm  der  Friede  diktiert  wird,  so 
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würde  die  Zukunft  der  Weltwirtschaft  anders  ausfallen  als  sich  die  Schrift 
Eulenburgs  ausmalt.  Beide  Fälle  werden  mit  Recht  ausgeschaltet,  da  die 
besonderen  Punkte  eines  solchen  Kriegsabschlusses  nicht  angegeben  werden 
können. 

Vielmehr  wird  die  Ansicht  vertreten,  wenn  auch  nicht  ausgesprochen, 
daß  im  großen  ganzen  alles  politisch  beim  Alten  bleibt,  daß  kein  vollkommener 
Sieg  eintritt,  wenn  auch  eine  bescheidene  territoriale  Vergrößerung  Deutsch- 
lands in  Europa  nicht  aus  dem  Kreis  der  Erwägungen  ausgeschaltet  wird. 

Nach  schweren  Übergangszeiten,  mancherlei  Einbußen  hier  und  dort, 
nach  der  Durchführung  vieler  Feindseligkeiten  mit  handelspolitischen  und 
anderen  Mitteln  wirtschaftlicher  Art,  wird  sich,  so  beweist  der  Verfasser  an 
manchen  Einzelheiten  und  mit  klarer  Auseinandersetzung,  die  weltwirt- 
schaftliche Struktur  gegenüber  der  Vergangenheit  nur  wenig  verändern,  weil 
die  ihr  zugrunde  liegenden  großen  Tatsachen,  der  geschichtlich  gewordene 
Bedürfnisstand  der  europäischen  und  amerikanischen  Bevölkerungen,  die 
kapitalistische  Wirtschaftsordnung,  der  Gegensatz  von  einseitigen  Industrie- 
und  Agrarstaaten,  die  Arbeitsteilung  in  der  industriellen  und  agraren  Aus- 
bildung der  Völker  dieselben  bleiben  werden.  Die  Volkswirtschaf  ten  sind  auch 
fernerhin  im  internationalen  Verkehr  aufeinander  angewiesen,  da  jede  der 
anderen  Waren  oder  des  fremden  Kapitals  oder  der  fremden  Arbeitskraft 
nicht  entbehren  kann,  und  werden  sich  darauf  besinnen,  wenn  die  Kriegs- 
leidenschaften abgekühlt  sind.  Daß  sich  die  Weltwirtschaft  in  große  selbst- 
genügsame Reiche  auflöst,  daß  England  mit  seinen  Kolonien  das  Greater 
Britain  verwirklicht,  wird  demgemäß  abgelehnt.  Von  einem  größeren  Mittel- 
europa wird  für  Deutschland  wenig  erwartet  und  dem  Entstehen  eines  solchen 
Bundes  skeptisch  entgegengetreten.  Marktverschiebungen  wirtschaftlicher 
Natur  werden  jedoch  in  Zukunft  nicht  ausbleiben.  Die  eigentlichen  Gewinner 
im  europäischen  Kriege  werden  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Japan  sein,  die  nicht  zögern  werden,  ihre  neue  Position  in  der  Weltwirtschaft 
auszunutzen.  Im  übrigen  wird  sich  im  internationalen  Völkerverkehr  der- 
jenige behaupten  oder  vordringen,  der  die  tüchtigsten  Qualitäten  dazu 
aufweist.  Das  geschwächte  Frankreich  habe  die  schlechtesten  Aussichten, 
Rußland  werde  die  ökonomische  Expansion  nach  dem  Osten  verstärkt  in 
Angriff  nehmen.  England  und  Deutschland  werden  in  neuen  Wettbewerb 
treten. 

Die  Keime  für  einen  neuen  Weltkrieg,  so  muß  man  aus  solchen  Per- 
spektiven folgern,  bleiben  erhalten,  so  weit  sie  in  der  internationalen  Kon- 
kurrenz ihre  Wurzel  haben,  und  werden  nur  dann  nicht  zur  Entwicklung 
kommen,  wenn  die  Vergebhchkeit  eines  Weltkampfes  die  Einsicht  aller  ge- 
worden ist. 

A.  Sartorius  von  Waltershausen   (Straßburg  i.  Elsaß). 


A  1  b  e  r  t  i ,  Dr.  Mario,  La  Lutte 
Antigermanique  dans  la  Mediterran6e 
et  dans  l'Adriatique.  Lausanne  191 7. 
F.  Rouge  &  Cie.  (Paris:  Messageries 
des  Journeaux.)     14  S. 


Colonies  fran9aises  ä  la 
Foire  de  Bordeaux,  Les  — . 
(Ministere  des  Colomcs.  Office  Colonial.) 
Melun  1916.  65  S.  —  Anläßlich  der 
Messe  zu  Bordeaux,  die  Anfang  Sep- 


Literatur. 


387 


tember  191 6  stattfand,  gibt  das  fran- 
zösische Kolonialamt  in  vorliegender 
Propagandaschrift  einen  kurzen  Über- 
blick über  Handel,  Produktion,  Reich- 
tum und  Entwicklungsmöglichkeiten 
der  französischen  Kolonien  Martinique, 
Guadeloupe,  Guyane,  West-  und  Zen- 
tralafrika. — ^wd — 

Conradini,  Enrico,  La  Marcia 
dei  Produttori.  (Enciclopedia  Nazio- 
nale,  Serie  Politica,  No.  2.)  Rom  1916. 
,,L'Italiana".  XIV,  199  S.  L.  3, — . 
—  Der  Verfasser  sucht  nachzuweisen, 
daß  eine  gedeihliche  Entwicklung  des 
italienisch  3n  Staates  nur  auf  imperia- 
listischer Grundlage  möglich  sei  und 
konstruiert  einen  besonderen  Begriff 
des  Imperialismus.  — h. 

Eza ,  El  Vizconde  de,  Diputado  ä.  Cor- 
tes,  El  problema  econömico  en  Espana. 
Madrid  1916.  Bernardo  Rodriguez. 
234  S.  —  Verfasser  befaßt  sich  mit 
dem  Problem  der  zukünftigen  Wirt- 
schaftspolitik Spaniens.  Nach  seiner 
Ansicht  hat  Spanien  Überfluß  an 
Kapital,  alle  Rohmaterialien  für  Groß- 
industrien sind  vorhanden,  aber  es 
fehlt  an  der  nötigen  Führung  und  Ini- 
tiative. Vom  Staat  erwartet  er,  daß 
dieser  alle  Kräfte  unter  seiner  Aegide 
zu,  einer  starken  und  gesunden  Wirt- 
schaftspolitik vereinigt.  — w. 

Giordani,  Paolo,  The  German 
Colonial  Empire.  Its  Beginning  and 
Ending.  Translated  by  Gustavus  W. 
Hamilton.  London  1916.  G.  Bell  & 
Sons,  Ltd.     XHI,  156  S. 

Hashagen,  Privatdozent  Prof.  Dr. 
J  u  s  t  u  s  ,  Romanischer  Imperialis- 
mus.   (Internationale  Monatsschrift  f. 


Wissenschaft,  Kunst  u.  Technik,  ii. 
Jahrg.,  Heft  7,  Sp.  875 — 884.)  Leipzig 
u.  Berlin  191 7.     B.  G.  Teubner. 

McLaren,  A.  D.,  Peaceful  Penetra- 
tion. London  1916.  Constable  &  Gj., 
Ltd.  224  S.  —  Der  Gedanke,  daß 
hinter  der  deutschen  wirtschaftlichen 
Expansion  und  den  Bestrebungen, 
unter  den  Auslandsdeutschen  die  Ver- 
bindung mit  dem  Vaterlande  aufrecht- 
zuerhalten, nichts  anderes  stecke, 
als  der  Wille,  die  politische  Einfluß- 
sphäre Deutschlands  zum  Nachteile  des 
Auslandes  auszudehnen,  ist  kein  un- 
bekannter. Neu  dürfte  vielleicht  der 
historische  Zusammenhang  sein,  den 
der  Verfasser  zum  Beweise  seiner  Aus- 
führungen konstruiert.  — st — 

Rein,  K.,  Wie  England  die  deutschen 
Kolonien  bewertet.  Berlin  1917. 
Gsellius.  80  S.  Jt  2, — .  —  Der  Ver- 
fasser faßt  einige  englische  Darstel- 
lungen des  wirtschaftlichen  Wertes  der 
deutschen  Kolonien  zusammen.  Die 
englischen  Angaben  entsprechen  in  den 
meisten  Fällen  den  deutschen;  ausge- 
schieden ist  in  den  englischen  Darstel- 
lungen alles,  was  die  deutschen  Kolo- 
nien als  unvorteilhaft  erscheinen  lassen 
könnte.  k. 

Schrameier, 
Japan  in  China, 
gang,  Heft  2,  S. 
Karl  Curtius. 

Stoddard,  T.  Lothrop,  Pan- 
Turanism.  (The  American  Political 
Science  Review.  11.  Bd.,  No.  i,  S.  12 
— 25.)  Baltimore  191 7.  Published  by 
the  American  Political  Science  Asso- 
ciation. 


Dr.  W.,  England  und 
(China- Archiv.  2.  Jahr- 
65 — 76.)    Berlin  1917. 


10.  Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslände. 

Wegener,  Eduard,  Die  schvireizerischen  Bodenkreditin- 
stitute 1846 — igi2.  (Veröffentlichungen  zur  Statistik  des  Boden- 
kredits und  verwandter  Gebiete.  Herausgeg.  v.  Archiv  f.  Bodenkredit  d. 
Bayer.  Handelsbank  zu  München.)  München  u.  Leipzig  1915.  Duncker 
&  Humblot.     VI,  316  S.     JC   16,—. 

Eduard  Wegener,  Leiter  des  Statistischen  Bureaus  und  des 
Wirtschaftsarchives  der  Preußischen  Zentral-Bodenkredit-Aktiengesellschaft, 
bietet  in  seinem  umfangreichen  Werk  einen  trefflichen  Überblick  über  das 
hypothekarische  Kredit-  und  Bankwesen  der  Schweiz,  wobei  er  zur  Einführung 
in  die  Materie  in  kurzem  Umrisse  eine  Darstellung  der  hypothekarrecht- 
lichen Verhältnisse  der  einzelnen  Kantone  gibt.    Gerade  in  der  Vielgestaltig- 
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keit  der  kantonalen.  Hypothekarrechte  liegt  die  Hauptursache  der  starken 
Dezentralisation  des  schweizerischen  Bodenkreditwesens,  die  man 
aber  im  Hinblick  auf  den  territorial  abgegrenzten  Wirkungskreis  der  meisten 
Institute  eher  als  eine  Lokalisierung  bezeichnen  sollte.  Besonders 
deutlich  geht  dies  aus  dem  speziellen-  und  Hauptteil  des  W  e  g  e  n  e  r  sehen 
Buches  hervor,  der  eine  vornehmlich  historisch-statistische 
Einzeldarstellung     über    41    Institute    bringt. 

Mit  Recht  weist  der  Verfasser  darauf  hin,  daß  die  Organisation  des 
schweizerischen  Bodenkredites  in  engem  Zusammenhang  steht  mit  dem 
schweizerischen  Bankwesen  überhaupt,  wobei  er  angesichts  dessen,  daß 
fast  alle  Bodenkreditinstitute  selbständig  das  Sparkassengeschäft  betreiben 
und  anderseits  mehr  als  %  aller  Spareinlagen  der  Sparkassen  im  Hypothekar- 
kredit Verwendung  finden,  nicht  versäumt,  die  enge  Verknüpfung  des  or- 
ganisierten Bodenkredites  mit  dem  Sparkassenwesen  besonders  hervor- 
zuheben. 

Obschon  die  ersten  lebensfähigen  Bodenkreditinstitute  in  der  Schweiz 
erst  in  den  50er  und  60er  Jahren  des  letzten  Jahrhunderts  gegründet  wurden, 
in  welche  Zeit  der  Anfang  wirtschaftlichen  Aufschwungs  der  Schweiz  über- 
haupt fällt,  so  gestattet  uns  der  Verfasser  doch  einen  interessanten  Rück- 
blick auf  die  schon  vor  diesem  Zeitpunkt  gemachten  Versuche,  den  damals 
noch  ausschließlich  individualisierten  Bodenkredit  zweck- 
mäßig   und    bankmäßig    zu    organisieren- 

Was  im  speziellen  das  dem  Hypothekargeschäft  korrespondierende 
Passivgeschäft  anbelangt,  das  in  der  Schweiz  immer  lauter  der  Kritik  unter- 
zogen wird,  so  weist  auch  W  e  g  e  n  e  r  auf  die  Obligationenwirt- 
schaft   hin,  die  dem  Lande  ganz  besonders  eigen  ist. 

Die  meisten  Institute  geben  Kassaobligationen  mit  kurzer  Verfallzeit 
aus  und  bedienen  sich  überdies  der  Sparkassengelder  und  anderer  kurzfristiger 
Depositen,  die  für  den  Hypothekarkredit  als  den  spezifisch  langfristigen 
Kredit  eine  höchst  ungeeignete  Grundlage  bilden.  Dieses  System  mag  im 
Hinblick  auf  den  Umstand,  daß  der  Pfandbrief  des  neuen  Zivilgesetzbuches 
sich  noch  nicht  eingebürgert  hat,  für  die  Banken,  sicherlich  für  die  Handels- 
banken, von  Vorteil  Sein,  da  es  das  einzige  Mittel  ist,  sich  Betriebsmittel 
zu  verschaffen.  Ende  19 15  machten  die  Obligationen  der  reinen  H5^otheken- 
banken  77,7  %,  bei  den  Kantonalbanken  55,1  %  aller  fremden  Gelder  aus, 
und  von  der  für  diese  beiden  Bankgruppen  (41  Institute)  zusammen  aus- 
gewiesenen Obligationenausgabe  waren  im 

^  ,  Obligationen-  Davon  feste 

''  emission  Anleihen 

(in  Mill.  Frkn.) 
1910  1842  318  =17% 

1915  2481  552  =  22%. 

Bei  den  reinen  Hypothekenbanken  (18  Institute)  betrug  das  Verhältnis 
1910:  32,1  %,  1915:  43,6  %;  bei  den  Kantonalbanken  (23  Institute)  4,3  % 
respektive  5,1  %^). 

^)  Das  schweizerische  Bankwesen  in  den  Jahren  1906— 1915.  Vom  Statistischen 
Bureau  der  Schweizerischen  Nationalbank.  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik  und 
Volkswirtschaft  1916. 
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Daß  dem  System  der  kurzfristigen  Obligationenausgabe  sowohl  für  die 
Institute  als  auch  für  die  Organisation  des  Bodenkredits  schwere  Gefahren 
innewohnen,  haben  die  durch  den  Krieg  geschaffenen  Verhältnisse  auf  dem 
Geldmarkte  von  neuem  bewiesen. 

Wenn  nun  auch  die  Banken  nicht  direkt  gegen  den  Grundsatz  verstoßen, 
keinen  anderen  Kredit  zu  gewähren  als  sie  selbst  empfangen  haben,  denn 
die  gewährten  Hypothekardarlehen  sind  meistens  schon  nach  einigen  Jahren 
beidseitig  kündbar,  so  darf  doch  nicht  vergessen  werden,  daß  der  Haupt- 
forderung der  Reform,  der  Unkündbarkeit  der  Hypotheken,  keineswegs 
Nachachtung  verschafft  worden  ist.  Erst  der  vom  Gläubiger  unaufkündbare 
Pfandbrief  wird  dieser  namentlich  aus  landwirtschaftlichen  Kreisen  stark 
verlautbaren  Forderung  Rechnung  tragen  und  verhelfen,  Mißverhältnisse 
im  Bodenkreditwesen  zu  beseitigen,  wobei  anderseits  die  Banken  hinsichtlich 
ihrer  Zinsfußpolitik  in  einem  gewissen  Grade  von  ihrer  Abhängigkeit  von 
den  Schwankungen  auf  dem  Geldmarkte  befreit  würden. 

Ein  weiterer  wunder  Punkt,  der  zu  Bedenken  gegen  die  Zweckmäßigkeit 
der  bisherigen  Entwicklung  Anlaß  gibt,  liegt,  wie  der  Verfasser  im  Ver- 
laufe seiner  Darstellung  näher  erörtert,  im  Versagen  der  annuitätenweisen 
Tilgung  der  Hypothekardarlehen.  Doch  ist  diese  Angelegenheit  von  einem 
anderen  Gesichtspunkte  aus  zu  betrachten  als  die  vorhin  erwähnte,  denn 
diese  steht  mehr  im  Zusammenhang  mit  dem  Problem  der  Boden- 
entschuldung. 

In  einem  besondern  Kapitel  bietet  W  e  g  e  n  e  r  einen  allgemeinen 
Überblick  über  die  heute  in  reger  Diskussion  stehenden  Reformbe- 
strebungen, indem  er  die  wichtigsten  Ausführungen  der  mit  den  Ver- 
hältnissen verwachsenen  und  vertrauten  schweizerischen  Kenner  wieder- 
gibt. Im  Vordergrund  der  Reformvorschläge  steht  bekanntlich  das  Projekt 
einer  Schweizerischen  Hypothekenbank,  weil  mit  ihrer  Errichtung  nicht  nur 
eine  teilweise  Verbesserung,  sondern  eine  allgemeine  VervoUkommung  des 
schweizerischen  Hypotheken wesens  erwartet  wird.  Eine  Fülle  von  Problemen 
ist  mit  der  Frage  der  Schweizerischen  Hypothekenbank  verknüpft,  und  es 
wird  noch  manch  nähere  Abklärung  nötig  sein,  bis  das  Projekt  baureif  ist. 

Besondere  Anerkennung  verdient  der  statistische  Teil  des 
Buches,  der  ein  sorgsam  gruppiertes  Zahlenmaterial  über  die  einzelnen  Boden- 
kreditinstitute in  sich  birgt.  W  e  g  e  n  e  r  hat  es  verstanden,  die  Eigenart 
des  schweizerischen  Bodenkreditwesens  deutlich  hervorzukehren.  Er  hat  ein 
reiches  Tatsachenmaterial  in  zusammenfassender  Weise  verarbeitet  und  da- 
mit ein  gediegenes  Werk  geschaffen,  dem  man  nicht  nur  in  der  Schweiz, 
sondern  auch  im  Auslande  starke  Verbreitung  wünschen  darf. 

Dr.  K.    Welt  er    (Zürich). 

Bendixen,  Dr.  Friedrich,  Das  Inflationsproblem.  (Finanzwirt- 
schaftliche Zeitfragen.  Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.  G.  v.  Schanz  und  Geh. 
Reg.-Rat  Prof.  Dr.  J.  Wolf.  Heft  31.)  Stuttgart  1917.  F.  Enke.  42  S. 
JC  1,60. 

Dem   Freund   fortschrittlicher   Währungsliteratur   bereitet    jeder   neue 

Bendixen  ein  neues  Vergnügen.     Schon  um  deS  flüssigen  und  geistreichen 
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Stiles  willen.    Mehr  noch  durch  die  überraschend  und  schlagend  wirkenden 
Argumente. 

Um  Bendixen  zu  verstehen,  muß  man  sich  zunächst  seine  Stellimg 
in  der  Entwicklung  der  Währungsfrage  klar  machen.  Sein  Name  bezeichnet 
einen  bestimmten  Punkt  in  der  Entwicklungsreihe:  Metallismus  — Chartalis- 
mus —  Absolutismus.  Er  steht  etwa  in  der  Mitte  zwischen  Knapp  einer- 
seits und    Irving    Fisher    und    Gesell    andererseits. 

Sowohl  die  reinen  Metallisten  als  die  zahlreichen  Halbmetallisten, 
die  unschlüssig  zwischen  Chevalier  und  Knapp  hin  und  her  schwan- 
ken, hat  er  weit  hinter  sich  gelassen.  Auch  über  Knapp  ist  er  ein  bedeuten- 
des Stück  hinaus.  So,  wenn  er  auf  S.  i  das  Geld  definiert  als  ,, Legitimation 
zum  Empfang  von  Gegenleistungen  auf  Grund  von  Vorleistungen".  Das 
klingt  beinahe  so  entschieden,  wie  der  Satz  in  der  absolutistischen  Schweizer 
Freigeldfibel:  ,,Was  der  Staat  für  Geld  erklärt  und  vor  Fälschung  schützt, 
das  ist  Geld." 

Was  uns  an  Knapp  so  merkwürdig  anmutet,  seine  Angst,  aus  dem 
klar  erkannten  Prinzip  des  Chartalismus  die  praktischen  Konsequenzen  zu 
ziehen,  solche  Hemmungen  sind  für  Bendixen  überwunden.  Mitunter 
erweckt  er  den  Eindruck,  als  steuere  er  bewußt  auf  die  absolute  Währung. 
Aber  diese  Zumutung  weist  er  kathegorisch,  ja  fast  entrüstet,  von  sich.  Er 
bringt  zwar  selbst  den  hübschen  Vergleich  zwischen  der  durch  vermehrte 
Zahlungsmittel  verursachten  Preissteigerung  und  dem  Gastmahl,  zu  dem  mehr 
Teilnehmer  erscheinen,  als  Gedecke  vorhanden  sind.  Aber  er  scheint  einst- 
weilen noch  nicht  zuzugeben,  daß  man  in  solchen  Fällen  dem  Übel  stets  auf 
zwei  Arten  abhelfen  kann:  sowohl  durch  Verminderung  der  Gäste  wie  auch 
durch  Vermehrung  der  Gedecke.  Darum  unterscheidet  er  auch  noch  zwischen 
einer  Preissteigerung  ,,von  der  Geldseite"  und  einer  anderen,  gegen  die, 
nach  Seiner  Auffassung,  die  Währungspohtik  offenbar  ohnmächtig  ist. 

Er  geht  zwar  über  Knapp  hinaus,  weil  er  klar  erkennt,  daß  die  Be- 
handlung der  Währungsfrage  nicht  rein  formal- juristisch  bleiben  darf,  sondern 
auf  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  fußen  muß.  Daß  es  aber  —  wirtschaft- 
lich beurteilt  —  für  die  geprellten  Gläubiger  und  Festbesoldeten  herzlich 
g:leichgültig  ist,  ob  sie  von  der  Geldseite  oder  von  der  Warenseite  geschädigt 
werden,    damit    setzt   sich     Bendixen     einstweilen    nicht    auseinander. 

Auch  das  wichtigste  Element  in  der  Kette  der  währungstechnisch-volks- 
wirtschafthchen  Zusammenhänge,  den  Zinsfuß,  erwähnt  er  nur  ganz  flüchtig 
(S.  36). 

Bendixen  verhehlt  sich  den  Schaden  der  Inflation  keineswegs. 
Er  glaubt  aber  an  den  Nutzen  einer  scheinbar  normalen  Preissteigerung.  Er 
scheint  nicht  zugeben  zu  wollen,  daß  bei  einer  allgemeinen  Preissteigerung 
die  Geldvermehrung  das  Primäre  und  das  erfreuhche  Aufblühen  des  Erwerbs- 
lebens das  Sekundäre  ist.  Man  gewinnt  deshalb  den  Eindruck,  daß  Ben- 
dixen die  merkamotorische  Kraft  der  allgemeinen  Hausse  mehr  ahnt 
als  klar  erkennt.  Nach  seinen  Ausführungen  auf  S.  35,  zweite  Hälfte,  scheint 
er  sogar  fast  unzweideutig  das  Aufblühen  des  Erwerbslebens  für  das  Primäre 
^u  halten. 
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Dies  ist  der  letzte,  bei  aller  sonstigen  Klarheit  Bendixens  noch  un- 
klare Punkt.  Daher  auch  seine  Scheu,  sich  mit  den  Absolutisten  auseinander- 
zusetzen. Er  weist  sie  zwar  eindeutig  ab  (S.  27,  Mitte,  ferner  S.  31,  letztes 
Drittel),  aber  er  geht  auf  ihre  Argumente  nicht  ein,  während  er  andererseits 
gegen  die  Vertreter  alter,  für  ihn  überwundener  Standpunkte  mit  einem 
trefflich  geschliffenen  Schwert  scharfer  Logik  zu  Felde  zieht. 

Soviel  aber  ist  sicher :  wer  sich  ernstlich  mit  der  Währungsfrage  beschäf- 
tigt —  und  das  ist  heute  dringender  als  je  —  vornehmlich,  wenn  er  im  Mctal- 
lismus  groß  geworden  ist,  der  kommt  nicht  an  Bendixen  vorbei.  Möge  es 
auch  dieser  neuen  Schrift  beschieden  sein  mitzuwirken,  daß  das  dringend  not- 
wendige öffentliche  Interesse  weitester  Kreise  an  diesen  hochwichtigen 
Fragen  mehr  und  mehr  geweckt  und  belebt  werde. 

Th.  Christen    (München). 

Heiander,  Dr.  Sven,  Hauptamtl.  Dozent  d.  Nationalökonomie  u.  Leiter 
d.  Handelshochschulkurse  zu  Gothenburg,  Theorie  und  Politik 
der  Zentralnotenbanken  in  ihrer  Entwicklung. 
Erste  Hälfte:  Theorie  der  Zentralisation  im  Notenbankwesen.  Jena  1916. 
Gustav  Fischer.     VIII,   148   S.     M  3,60. 

Der  Verfasser  dieser  Arbeit,  Dr.  Sven  Heiander,  hat  sich  vor 
allem  durch  seine  in  Conrads  Jahrbüchern  erschienenen  Arbeiten  als  be- 
deutender Kenner  der  Zentralbanken  und  deren  Probleme  erwiesen.  Auch 
das  vorliegende  Werk  darf  großes  Interesse  beanspruchen. 

Die  Untersuchung  behandelt  die  alte  Frage  des  Banknotenmonopols 
und  der  freien  Banknotenausgabe,  und  der  Verfasser  hat  es  verstanden,  dieses 
so  gründlich  debattierte  Problem  von  neuen  Gesichtspunkten  aus  zu  be- 
trachten. 

Der  Zweck  war  dabei  nicht,  die  Ursache  der  Konzentration  der 
Banknotenausgabe  bei  den  Zentralbanken  zu  diskutieren.  Dies  betrachtet 
der  Verfasser  mit  Recht  als  ein  veraltetes  Problem.  ,,Die  Wissenschaft 
blieb  immer  noch  bei  der  alten  Fragestellung:  Vorzüge  und  Nachteile 
der  Zentralisation  ?  stehen  und  merkte  gar  nicht,  daß  heute  in  Europa 
kein  Mensch  sich  eigentlich  dafür  interessiert,  daß  heute  eine  ganz  andere 
Fragestellung  viel  wichtiger  ist",  nämlich  die,  ,, warum  wir  heute  eigentlich 
zur  Zentralisation  gekommen  sind". 

Der  Verfasser  hat  sich  demnach  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Kräfte  zu 
analysieren,  durch  welche  die  jetzige  Zentralisierung  innerhalb  des  Bank- 
notenwesens vorwärts  getrieben  worden  ist.  Diese  Art,  das  Problem  auf- 
zufassen, birgt  natürlich  einen  bedeutenden  Fortschritt  in  sich,  und  die  Unter- 
suchung ist  auch  auf  eine  Art  durchgeführt,  die  großes  Interesse  bietet, 
besonders  vom  methodologischen  Gesichtspunkte  aus.  Die  Darstellung  ist 
nämlich  ganz  überwiegend  theoretischer  und  streng  methodischer  Natur.  Die 
hierbei  angewandten  Prinzipien  werden  in  einem  besonderen  Kapitel  ,,Zur 
Methodologie"  dargelegt,  und  der  wichtigste  Teil  besteht  aus  einer  ,, privat- 
wirtschaftlich-dynamischen Untersuchung  im  Rahmen  der  volkswirtschaft- 
lichen Entwicklung". 
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Von  Interesse  sind  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  auch  die  Abschnitte 
„Die  Volkswirtschaft  als  Einheit",  wieder  eingeteilt  in  „Der  ganze  Gang 
der  Volkswirtschaft"  und  „Die  Volkswirtschaft  als  Einheit  nach  außen", 
als  II.  Hauptteil:  „Die  politische  Verursachung  der  modernen  Zentralnoten- 
bank", wieder  eingeteilt  in  A.  ,,Das  nationale  Prinzip",  B.  ,,Das  demokra- 
tische Prinzip"  und  C.  „Die  tatsächhche  Entwicklung". 

Die  Darstellung  ruht  also  auf  einer  mit  ausgesuchter  Konsequenz  durch- 
geführten Anwendung  der  speziell  deutschen  methodologischen  Auffassung, 
und  dürfte  nicht  am  wenigsten  aus  diesem  Grunde  geeignet  sein,  großes 
Interesse  auf  sich  zu  lenken.  Sven  Brisman  (Stockholm). 
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11.   Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Zimmennann,    Dr.   F.   W.   R.,    Kammerpräsident   zu   Braunschweig,    Die 
F  i  n  a  n  z  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t     des    Deutschen    Reichs    und    der 
deutschen   Bundesstaaten   zu   Kriegsausbruch    1914. 
Beriin  u.  Leipzig  1916.    G.  J.  Göschen.    237  S.    Jt  7,  — ;  geb.  M  8, — . 
Einführung  und  Erläuterungen  zu   der  vom  Kaiserhchen  Statistische* 
Amt  (seit  dem  Jahre  1902)  alljährhch  in  den  Viertel jahrsheften  zur  Statistik 
des   Deutschen   Reiches   veröffentlichten,    vorzugsweise   tabellarischen  Dar- 
stellung der  Finanzen  des  Reiches  und  der  Bundesstaaten,  —  so  könnte  man 
die  vorliegende  Schrift  wohl  benennen.     Sie  versucht  an  der  Hand  dieser 
Reichsfinanzstatistik    (sonstige    Quellen    sind    nur    spärlich    herangezogen 
worden)  ein  einheitliches  Bild  der  gesamten  deutschen  Reichs-  und  Staats- 
finanzen zu  entwerfen.    Der  einleitende  allgemeine  Teil  gibt  einen  knappen 
Überblick  über  die  Grundlagen  der  staatlichen  Finanzwirtschaft  in  Deutsch- 
land, während  der  umfangreichere  speziellere  Teil  die  Finanzhaushalte  des 
Reichs  und  der  Einzelstaaten  in  ihrer  Vielgestaltigkeit  der  Reihe  nach  dar- 
stellt. 

Zunächst  werden  für  jede  Finanzwirtschaft  Vermögens-  und  Schulden- 
stand angeführt  und  dann  die  Einnahmen  und  Ausgaben  nachgewiesen. 
Die  Darstellung  des  Vermögensstandes  beschränkt  sich  jedoch  fast  gänzlich 
auf  eine  Aufzählung  der  Vermögensbestandteile.  Der  Versuch,  eine  Ver- 
mögensbilanz aufzustellen,  wie  sie  die  italienische  Finanzgebarung  kennt, 
und  wie  sie  auch  bei  einigen  preußischen  Betriebsverwaltungen,  vor  allem 
aber  nach  §  34  des  sächsischen  Komptabilitätsgesetzes  von  1904  vorgesehen 
ist,  wird  nicht  gemacht.  Ebenso  begnügt  sich  die  Schilderung  der  Ausgaben 
mit  einer  Aufzählung  der  Ausgabezweige  und  der  Ausgabebeträge.  Mehr 
als  solche  Notizen  bietet  der  spezielle  Teil  nur  in  der  Erörterung  der  Einnahme- 
quellen und  zum  Teil  auch  des  Schuldenwesens.  Die  Angaben  in  den  bezüg- 
lichen Abschnitten  sind  durchweg  zutreffend  wiedergegeben,  entsprechend 
dem  tatsächlichen  Stande  der  Dinge  vor  Kriegsausbruch.  Bei  der  Fülle  von 
Einzelheiten,  um  die  es  sich  dabei  handelt,  sind  kleine  Versehen  natürlich 
unvermeidlich.  So  ist  es  z.  B.  mißverständlich,  wenn  gesagt  wird,  daß  bei  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  das  individuelle  Einkommen  die  Grundlage 
oder  den  Maßstab  der  Besteuerung  bilde  (S.  40).  Vielmehr  ist  die  Grundlage 
für  die  Steuerbemessung  nach  den  meisten  Einkommensteuergesetzen  das 
sogenannte  Haushaltungseinkommen.  Ein  Gleiches  gilt  von  der  Bemerkung : 
,, Abgesehen  von  Mecklenburg- Schwerin,  Mecklenburg- Strelitz  und  Elsaß- 
Lothringen  haben  zur  Zeit  sämtliche  deutsche  Bundesstaaten  eine  allge- 
meine Einkommensteuer."  Das  trifft  ,, genau  nach  dem  Stande  zu  Kriegs- 
ausbruch 1914",  der  der  Darstellung  ja  zugrunde  liegen  soll,  mit  Bezug  auf 
die  erstgenannten  Staaten  nicht  zu.  Richtig  übrigens  Seite  134.  Auch  die 
Gliederung  der  Steuern  in  direkte  und  indirekte  gibt,  wie  naheliegend,  2» 
manchen  Zweifeln  Anlaß,  so  wenn  z.  B.  ohne  Einschränkung  die  Hundesteuer 
zu  den  indirekten  Steuern  gezählt  wird.  Dasselbe  gilt  von  der  sogenannten 
Lizenzabgabe  in  Elsaß-Lothringen.  Obwohl  diese  Steuer  von  der  Verwaltung 
der  Zölle  und  indirekten  Steuern  erhoben  wird,  ist  sie  ihrem  Wesen  nach 
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<ioch  mehr  eine  direkte  Steuer  und  wird  auch  durch  Organe  der  Verwaltung 
der  direkten  Steuern  in  Anlehnung  an  die  Gewerbesteuer  veranlagt.  Sie  ist 
eben  eine  spezielle  Gewerbesteuer. 

Solche  und  andere  Ideinigkeiten  beeinträchtigen,  wie  ausdrücklich  betont 
werden  soll,  den  Wert  und  die  Brauchbarkeit  der  vorliegenden  Schrift  natür- 
lich keineswegs.  Hingegen  scheint  eS  mir,  als  ob  durch  Erläuterungen  oder 
eine  Anzahl  von  Anmerkungen  die  dem  Werke  beigefügten  Tabellen  wohl  an 
Wert  hätten  gewinnen  können.  Wenn  z.  B.  für  Preußen  keine  Umsatzsteuer 
von  Grundstücken  ausgewiesen  wird,  so  wäre  für  viele  Leser  gewiß  der  Hinweis 
nützlich,  daß  diese  Einnahmen  unter  den  Stempelsteuern  verrechnet  sind 
(Tabelle  S.  228/29).  Die  bezüglichen  Angaben  für  Bayern  sind  unrichtig. 
Die  Stempelsteuern  werden  in  Bayern  ebenso  wie  die  Besitzwechselabgaben 
als  Gebühren  erhoben.  Von  dem  Gesamtaufkommen  für  191 3  von  29  367  000 
Mk.  entfallen  auf  Umsatzsteuern  12  283  061  Mk.  und  auf  Stempelsteuern, 
soweit  diese  von  den  echten  Gebühren  zu  trennen  sind,  6  894  488  Mk.  Das 
sind  auf  den  Kopf  1,74  bzw.  0,98  Mk.  Zimmermann  weist  für  diese 
Abgaben  nur  einen  Kopfbetrag  von  0,01  Mk.  aus. 

Wichtiger  als  alles  das  ist  die  Frage,  welchen  Kreisen  und  welchen 
Zwecken  das  vorliegende  Buch  dienen  soll  und  dienen  kann.  Nach  der  Ver- 
lagsanzeige ist  ,,es  nicht  nur  für  die  Wissenschaft,  sondern  auch  für  die  weiten 
Kreise  aller  der  an  der  staatlichen  Finanzwirtschaft  mittelbar  oder  unmittel- 
bar Interessierten"  bestimmt.  Mir  will  jedoch  scheinen,  als  ob  die  Wissen- 
schaft diesem  Buch,  so  mühsam  die  Zusammenstellung  gewesen  sein  mag, 
kaum  eine  Förderung  verdanken  wird.  Denn  das,  was  Wissenschaft  und 
Verwaltung,  Parlament  und  Presse  schon  lange  vermissen,  eine  gründliche 
Darstellung  des  Vermögensstandes  und  der  Ausgabewirtschaft  der  deutschen 
Staaten,  bringt  auch  dieses  Buch  nicht.  Was  es  aber  bringt,  war  bisher  den 
Gelehrten  und  Politikern  bereits  unschwierig  zugänglich.  Es  sei  dafür  außer 
auf  die  schon  genannte,  textlich  wie  tabellarisch  gleich  wertvolle  jährüche 
Veröffentlichung  des  Kaiserlich  Statistischen  Amtes  noch  besonders  ver- 
wiesen auf  den  bekannten  Denkschriftenband  zur  Begründung  des 
Entwurfes  eines  Gesetzes  betreffend  Änderungen  im  Finanzwesen  des  Reiches, 
Teil  I  das  Finanzwesen  der  öffentlichen  Körperschaften  Deutschlands  (Druck- 
sachen des  Reichstags  von  1907/09,  No.  1035),  sowie  auf  die  Materialien  zur 
Begründung  der  Entwürfe  von  Gesetzen  über  einen  einmaligen  außerordent- 
lichen Wehrbeitrag  und  betreffend  Änderungen  im  Finanzwesen  (No.  238 
der  Kommissionsdrucksachen  des  Reichstags  19 12/13).  —  Als  bequemes 
Nachschlagewerk  hingegen  mag  das  Werk  wohl  manchem,  dem  die  Quellen 
nicht  gerade  zur  Hand  sind,  mit  seinem  Zahlenmaterial  und  seinen  Erläu- 
terungen gute  Dienste  leisten,  obwohl  die  Beschränkung  auf  die  Voranschläge 
eines    einzelnen   Stichjahres    (1913   bzw.    191 1)    natürlich  unerwünscht  ist. 

W.  Gerloff    (Innsbruck). 


Accispliktiga  Näringar  (Till- 
verkning  av  brännvin,  socker  och 
maltdrycker  samt  tobaksodlingen)  är 
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(Sveriges  Officiella  Statistik.  Finanser.) 
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Schon  in  der  letzten  Zeit  vor  dem  Kriege  machte  sich  in  den  Vereinigten 
Staaten  eine  lebhafte  Bewegung  für  die  Bildung  von  Exportverbänden 
geltend.  Man  dachte  dabei  einerseits  daran,  daß  mehrere  Firmen,  die  ver- 
schiedenartige Artikel  vertreiben,  im  Auslande  gemeinsame  Verkaufsorgani- 
sationen begründen,  vor  allem  aber  an  den  kartellmäßigen  Zusammenschluß 
der  bisher  miteinander  konkurrierenden  Unternehmungen.  Insbesondere 
wurde  gefordert,  daß  die  gegen  Monopolisierungstendenzen  gerichtete  Ge- 
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setzgebung  dahin  interpretiert  resp.  geändert  werde,  daß  solchen  kartell- 
mäßigen Vereinbarungen,  die  sich  nicht  gegen  die  inländischen  Abnehmer 
richteten,  sondern  lediglich  für  die  Zwecke  des  Exportes  erfolgten,  keine 
rechtlichen  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gestellt  würden.  Eine  Frucht  dieser 
Bestrebungen  ist  der  vorliegende  umfangreiche  Bericht  der  Federal  Trade 
Commission.  In  Übereinstimmung  mit  den  Wünschen  der  Mehrzahl  der 
Interessenten  faßt  die  Kommission  am  Schlüsse  ihres  Berichtes  (Bd.  i, 
S.  379 ff.)  ihre  Ansichten  und  Anträge  folgendermaßen  zusammen: 

,,Die  Kommission  ist  der  Meinung,  daß  amerikanische  Exporteure  in- 
stand gesetzt  werden  sollten,  auf  ausländischen  Märkten  mehr  unter  gleichen 
Bedingungen  mit  anderen  ausländischen  Konkurrenten  in  Wettbewerb 
treten  zu  können.  Sie  meint  weiter,  daß  man  den  kleineren  Fabrikanten 
und  Produzenten,  soweit  sie  es  wünschen,  Gelegenheit  geben  sollte,  sich  am 
Außenhandel  zu  beteiligen,  und  daß  zu  diesem  Zwecke  Exporthandelsver- 
bände gestattet  werden  sollten.  Es  ist  der  Kommission  bekannt,  daß  Zweifel 
hinsichtlich  der  Anwendbarkeit  der  Anti-Trustgesetze  jetzt  eine  bemerkens- 
werte Entwicklung  solcher  Kartelle  hindern.  Doch  glaubt  sie  nicht,  daß 
der  Kongreß  die  Absicht  hatte,  durch  die  Anti-TrustgeSetze  Amerikaner 
daran  zu  hindern,  sich  beim  Export  zusammenzuschließen,  um  wirksam 
mit  Ausländern  konkurrieren  zu  können,  wenn  solche  Kooperation  dem  Han- 
del innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  nicht  Einhalt  tut,  und  wenn  kein  Ver- 
such gemacht  wird,  amerikanische  Konkurrenten  am  freien  Wettbewerb  im 
Exporthandel  zu  hindern.  Man  hat  keinen  Grund  anzunehmen,  daß  der 
Kongreß  die  Entwicklung  des  Außenhandels  zu  hemmen  beabsichtigte,  in- 
dem er  die  Anwendung  von  Organisationsmethoden  im  Exporthandel  ver- 
bot, die  dem  amerikanischen  Volke  nicht  zum  Schaden  gereichen,  die  in  den 
Ländern,  mit  denen  Handel  getrieben  werden  soll,  gesetzlich  zulässig  sind, 
und  die  notwendig  sind,  wenn  die  Amerikaner  den  ausländischen  Konkur- 
renten mehr  gleichgestellt  werden  sollen.  Daher  empfiehlt  die  Kommission 
dem  Kongreß  ehrerbietigst,  ein  das  Anti-Trustgesetz  erläuterndes  und  Aus- 
nahmen gestattendes  Gesetz  zu  erlassen,  um  die  über  jenes  Gesetz  be- 
stehenden Zweifel  zu  beseitigen  und  klar  und  deutHch  die  Gesetzmäßigkeit 
solchen  gemeinsamen  Vorgehens  festzustellen. 

„Die  Kommission  ist  sich  bewußt,  daß  gewisse  Gefahren  aus  der  Ent- 
wicklung von  Exportkartellen  entstehen  könnten.  Wie  dargelegt,  gibt  es 
hauptsächlich  zwei  Gefahren:  Die  erste  besteht  darin,  daß  sie  dazu 
dienen  könnten,  die  Verbraucher  auf  dem  heimischen  Markte  auszubeuten, 
die  zweite,  daß  sie  in  unlauterer  Weise  gegen  einzelne  amerikanische  Han- 
delshäuser, die  nicht  Kartellmitglieder  sind,  benutzt  werden  könnten.  Diesen 
Gefahren  muß  gründlich  vorgebeugt  werden,  und  dies  kann  nach  der  Über- 
zeugung der  Kommission  geschehen,  ohne  einen  der  wesentlichen  Vorteile 
des  gemeinsamen  Handelns  zu  opfern,  und  ohne  die  dem  Anti-Trustgesetz 
zugrunde  liegende  Politik  zu  ändern  oder  auf  ihre  Durchführung  störend 
einzuwirken. 

„Als  Schutz  gegen  die  Gefahren  solcher  Organisationen  ist  insbesondere 
zu  empfehlen,  daß  die  Art  der  zugelassenen  Kartelle  oder  Organisationen 
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klar  definiert  wird,  daß  sie  einzig  und  allein  auf  den  Exporthandel,  unter 
Ausschluß  des  inländischen  Geschäfts,  beschränkt  werden,  daß  ihre  Tätig- 
keit auf  den  Verkauf  der  Waren  begrenzt  wird,  sie  also  nicht  auf  Produk- 
tion oder  Fabrikation  ausgedehnt  werden,  weiter  daß  die  Bezeichnung  ,  Ex- 
porthandel' so  definiert  wird,  daß  sie  sich  nur  auf  den  Handel  und  Ver- 
trieb von  ausgeführten  Waren  bezieht,  und  dabei  besonders  festgestellt  wird, 
(laß  sie  die  Produktion  und  Fabrikation  solcher  Waren,  oder  irgendeine 
F*roduktions-  und  Fabrikationshandlung  nicht  mit  einsclijießt.  Als  Vor- 
bedingung für  den  Genuß  der  Vorteile  eines  solchen  Gesetzes  soll  jeder  dieser 
Verbände  bei  Strafe  verpflichtet  Sein,  der  Federal  Trade  Commission  sofort 
ein  Verzeichnis  aller  auf  ihre  Organisation  bezügüchen  wesentlichen  An- 
gaben zu  unterbreiten,  wie  den  Namen,  G^schäftssitz,  Namen  und  Adressen 
ihrer  Beamten  und  Aktionäre  oder  Mitglieder,  eine  Kopie  der  Gründungs- 
axtikel  und  Statuten,  wenn  sie  inkorporiert  sind,  oder  eine  Kopie  ihrer  Kon- 
trakt- oder  Gesellschaftsbestimmungen,  wenn  sie  nicht  inkorporiert  sind. 
Die  Kommission  hat  jetzt  die  Ermächtigfung,  solche  Angaben  zu  verlangen, 
aber  es  sollte  ihr  nicht  die  Arbeit  aufgebürdet  werden,  diese  Organisationen 
ausfindig  zu  machen  und  Informationen  von  ihnen  zu  fordern.  Die  Ver- 
pflichtung, die  auf  ihre  Organisation  bezüglichen  verlangten  Angaben  zu 
machen,  soll  denen  obliegen,  die  den  Vorteil  dieses  Gesetzes  zu  genießen 
wünschen.  Wenn  diese  Angaben  vorliegen,  könnte  die  Kommission  die  Macht, 
die  sie  schon  hat,  dazu  benutzen,  weitere  Angaben  zu  verlangen,  und  zwar 
so  eingehend,  wie  es  nötig  wäre,  um  sie  vollständig  über  die  Tätigkeit  solcher 
Verbände  aufzuklären  und  sie  in  die  Lage  zu  versetzen,  so  zu  handeln,  wie 
es  das  öffentliche  Interesse  erfordert. 

,,Um  jeden  Zweifel  über  das  Gesetz  unmöglich  zu  machen,  wird  weiter 
empfohlen,  daß  die  Anwendung  der  im  Federal  Trade  Commission- Gesetz 
enthaltenen  Verbote  betreffend  unlauteren  Wettbewerb  besonders  auch  auf 
den  Exporthandel  ausgedehnt  werde,  selbst  in  den  Fällen,  wo  die  ein  solch 
unlauteres  Verfahren  darstellenden  Handlungen  außerhalb  der  Vereinigten 
Staaten  vorgenommen  werden. 

„Indem  die  Kommission  diese  Vorschläge  macht,  beabsichtigt  sie 
keineswegs,  die  Regierung  zu  irgendeinem  Wechsel  in  ihrer  gegenwärtigen 
Politik  zu  veranlassen,  welche  Kartelle,  die  auf  den  Binnenhandel  einen 
Zwang  ausüben  wollen,  zu  verhindern  und  einen  lauteren  Wettbewerb  in 
diesem  Handel  herbeizuführen  sucht. 

„Die  Kommission  ist  überzeugt,  daß  der  Erlaß  eines  Gesetzes,  wie  es  oben 
skizziert  wurde,  die  Entwicklung  von  Exportverbänden  zulassen  würde,  eine 
Entwicklung,  die  stattfinden  muß,  wenn  die  Fabrikanten  und  Produzenten 
der  Vereinigten  Staaten  unter  gleichmäßigeren  Bedingungen  mit  den  Aus- 
ländern im  Exporthandel  konkurrieren  sollen.  Ebenso  ist  sie  davon  über- 
zeugt, daß  diese  wichtige  Entwicklung  erreicht  werden  kann,  ohne  störende 
Wirkungen  auf  dem  heimischen  Markt  hervorzurufen  und  ohne  die  Inter- 
essen amerikanischer  Firmen,  die  ihre  Exportgeschäfte  außerhalb  eines 
Karteiles  betreiben,  zu  schädigen." 

Über    die    (noch    nicht    zum    Abschluß    gelangten)    gesetzgeberischen 
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Vorgänge,  die  in  dieser  Frage  erfolgt  sind,  soll  demnächst  an  an- 
derer Stelle  berichtet  werden.  Hier  sei  nur  betont,  daß  der  Be- 
richt der  Kommission  ein  sehr  wertvolles,  wenn  auch  nicht  erschöp- 
fendes und  nicht  in  allen  Einzelheiten  ganz  zutreffendes  Material,  insbe- 
sondere über  die  Kartellentwicklung  vieler  Länder,  dann  aber  auch  über 
andere  Monopolisierungsbestrebungen,  die  Ausbildung  großer  Konzerne,  die 
Beziehungen  verschiedener  Unternehmungen  zueinander,  Maßnahmen  zur 
Förderuiig  des  Exportes  u.  dgl.  enthält.  Dem  Zwecke  der  Darlegungen 
gemäß  wird  auf  die  in  den  Vereinigten  Staaten  in  dieser  Hinsicht  herr- 
schenden Bestrebungen  nur  vereinzelt  eingegangen;  es  wird  vielmehr  die 
Tendenz  verfolgt,  den  Amerikanern  zu  zeigen,  wie  machtvoll  sich  die  Zu- 
sammenschlußbestrebungen im  Ausland  (vor  allem  auch  in  Deutschland) 
durchgesetzt  haben,  und  wie  es  deshalb  notwendig  sei,  gleiches  den  Ameri- 
kanern zu  gestatten,  wenn  diese  den  Wettbewerb  im  Auslande  siegreich 
bestehen  sollen.  Die  Konsuln  der  Vereinigten  Staaten  haben  der  Kommission 
eingehende  Berichte  erstattet,  die  in  Bd.  2,  S.  i — 250  abgedruckt  sind. 
Der  Rest  des  zweiten  Bandes  enthält  die  Äußerungen  der  von  der  Kom- 
mission befragten  amerikanischen  Geschäftsleute,  den  Abdruck  einiger  Kar- 
tellverträge und  spezielle  Angaben  über  einzelne  Unternehmungen  und 
Unternehmungsgruppen.  Der  erste  Band  bringt  eine  zusammenfassende 
Darstellung  der  Wettbewerbsverhältnisse  im  Ausland,  einmal  nach  Ländern 
und  dann  nach  Waren  geordnet.  Richard    PaSsow    (Kiel). 
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und  Englands  Stellung  in  der  Welt- 
wirtschaft. — st — 

Landarbeiter  nach  dem  Welt- 
krieg e  ,  Der  deutsche  — .  Ursachen 
d.  Landflucht  u.  Vorschläge  zu  ihrer 
Beseitigung  v.  einem  Landarbeiter 
(Ernst  Brünnel).  Leipzig  191 7.  Rei- 
chenbach. 31  S.  M,  0,80.  —  Ein  Land- 
arbeiter knüpft  in  vorliegendem  Heft- 
chen an  die  Wiedergabe  seiner  An- 
sichten   über    die    Ursachen    der    Ab- 


wanderung vom  Land  praktische  Vor- 
schläge zu  deren  Beseitigung,  die  sich 
hauptsächlich  auf  die  Stabilisierung 
der  Wohnungs-  und  Löhnungsverhält- 
nisse, die  Erstreckung  der  Beschäfti- 
gungsdauer auf  das  ganze  Jahr  und 
die  Abkürzung  der  Arbeitszeit  der  Frau 
beziehen.  — st. 

Levy,  J.  A.,  Individueele  contract- 
overeenkomst  bij  coUectieve  arbeids- 
overeenkomsten.  (De  Economist.  66. 
Jahrg.,  No.  3,  S.  176 — 189.)  's-Graven- 
hage  191 7. 

Martoff,  J.,  Die  Krisis  in  der  Sozial- 
demokratie Frankreichs.  (Die  Neue 
Zeit.  35.  Jahrg.,  i.  Bd.,  No.  11,  S.  255 
— 260;  No.  12,  S.  284 — 289.)  Stutt- 
gart 1916.     J.  H.  W.  Dietz  Nachf. 

Muckle,  Friedrich,  Die  Ge- 
schichte der  sozialistischen  Ideen  im 
19.  Jahrhundert,  i.  Teil:  Der  ratio- 
nale Sozialismus.  156  S.  2.  Teil: 
Proudhon  und  der  entwicklungsge- 
schichtliche Sozialismus.  152  S.  2.Auf- 
lage.  (Aus  Natur  u.  Geisteswelt.  269. 
u.  270.  Bändchen.)  Leipzig  u.  Berlin 
1917.     B.  G.  Teubner.  Je  M   1,50. 

Ovcrzicht  van  de  Verslagen 
der  Kamers  van  Arbeid 
over  1915.  Den  Haag  1917.  Gebr. 
Belinfante.     LXIV,  59,  II  S. 

Schmitz,  Karl,  Die  Nominallöhne 
der  gewerblichen  Arbeiter  zur  Kriegs- 
zeit. (Deutsche  Arbeit.  2.  Jahrg., 
Heft  3,  S.  97 — 104.)  Köln  1917.  Ver- 
lag Deutsche  Arbeit. 

Wallichs,  Prof.  A.,  Die  Psychologie 
des  Arbeiters  und  seine   Stellung  im 
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industriellen  Arbeitsprozeß.  (Tech- 
nische Abende  im  Zentralinstitut  f. 
Erziehung  u.  Unterricht.  3.  Heft.) 
Berlin  1917.  E.  S.  Mittler  &  Sohn. 
31  s. 
Zur  Frage  eines  mitteleuro- 
päischen Arbeitsrechts,  i. 
Vorbemerkung  der  Schriftleitung.  —  2. 
Dr.  Sigmund  Grünberg:  Kann 
und  soll  das  Arbeits-  und  insbesondere 
das  Angestelltenrecht  in  Österreich  und 


Deutschland  vereinheitlicht  werden  ? 
—  3.  Dr.  Georg  Baum:  Zur  Frage 
einer  Vereinheitlichung  des  deutschen 
und  österreichischen  Angestellten- 
rechts. —  4.  Prof.  Dr.  W  a  1 1  h  e  r 
Schiff  :  Die  Gleichstellung  des  Ar- 
beiterschutzes im  Deutschen  Reiche 
und  in  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie.  (Arbeitsrecht.  4.  Jahrg., 
Heft  1/2,  S.  I — 52.)  Stuttgart  1917. 
J.  Hess. 


16.  Völkerrecht,  Kriegsrecht,  Kolonialrecht,  Friedensbewegung, 

Schiedsgerichte. 

Horowitz,  M.  D.,  Essai  d'une  proposition  de  paix:  l'or- 
ganisation  des  6tats-tamponS  gardiens  de  la  paix. 
Den  Haag  1915.    Martinus  Nijhoff.    VIII,  120  S. 

Die  Schrift  geht  von  dem  Gedanken  aus,  daß  der  Weltkrieg  eigentlich 
nur  einem  Mißverständnis  entsprungen  sei,  nämlich  dem  an  sich  völlig  unbe- 
gründeten Mißtrauen  der  einzelnen  Mächte  in  die  vermeintlichen  Angriffs- 
absichten der  anderen.  Dadurch,  daß  jeder  sich  vor  diesen  gar  nicht  vorhande- 
nen Angriffsabsichten  fürchtete,  entstand  das  Wettrüsten,  das  schließlich 
in  einem  Augenblick  internationaler  Panik  zur  Mobilmachung  und  damit 
zum  ICriege  führte.  In  Wirklichkeit  haben  aber  die  europäischen  Mächte, 
wie  Verfasser  glaubt,  friedliche  Neigungen,  solange  sie  sich  wenigstens  inner- 
halb ihrer  Grenzen  vor  Feindseligkeiten  sicher  fühlen  dürfen.  Auf  Grund 
dieser  Anschauung  schlägt  der  Verfasser  eine  internationale  Organisation 
vor,  um  für  die  Zukunft,  wenn  die  Kriegführenden  sich  einmal  an  den  Kon- 
ferenztisch zur  Beratung  der  Friedensbedingungen  gesetzt  haben,  jenes 
verderbliche  Mißtrauen,  das  durch  den  Krieg  sich  eher  noch  verstärkt  hat, 
zu  neutralisieren  und  damit  die  Wiederkehr  eines  Krieges  überhaupt 
zu  verhüten.  Diese  Organisation  soll  die  kleineren  und  mittleren 
Staaten  Europas,  denen  die  Großmächte  jenes  Mißtrauen  nicht  entgegen- 
bringen, umfassen,  und  ihre  Aufgabe  würde  darin  bestehen,  den  euro- 
päischen Frieden  zu  sichern.  Sie  hätten  zu  diesem  Zwecke  eine  mili- 
tärische Streitmacht  aufzustellen,  zu  der  die  Großmächte  nach  Maßgabe 
ihrer  Heeres-  und  Flottenbudgets  aus  den  letzten  10  Jahren  durch  Geld- 
und  Naturalleistungen  beisteuern  müßten.  Heer  und  Flotte  dieses  Friedens- 
bundes hätten  jede  Störung  des  europäischen  Friedens,  wenn  dieser  —  ein 
zwar  unwahrscheinlicher,  aber  doch  nicht  unmöglicher  Fall  —  einmal  von 
irgendeiner  Macht  bedroht  sein  sollte,  mit  Waffengewalt  zu  unterdrücken. 
Damit  wäre  aber  der  Furcht  vor  Angriffen  der  Nachbarn  der  Boden  entzogen, 
das  Mißtrauen  würde  allmählich  verschwinden  und  die  Zeit  für  die  allgemeine 
Abrüstung,  wenigstens  der  Großmächte,  reif  werden. 

Dr.  Jerusalem    (Jena,  z.  Zt.  Berlin.) 


Englands  Kriegführung  ge- 
gen die  Neutralen.  Von  *  *  *. 
Zürich    1917.       Orell    Füssli.       91    S. 


M  1,50.  —  Der  Verfasser  behandelt  in 
seiner  Schrift  die  Wirkung  der  eng- 
lischen Ausnahmegesetze  auf  den  Hau- 
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del  der  Neutralen.  Die  Arbeit  ist  in- 
sofern verdienstvoll,  als  sie  die  wirt- 
schaftlichen Folgen  der  in  den  Gesetzen 
vertretenen  englischen  Rechtsanschau- 
ungen in  den  Vordergrund  rückt  und 
die  juristische  Interpretation  auf  das 
Notwendigste  beschränkt.        — st — 

Frisch,  Dr.  Hans  v..  Der  völker- 
rechtliche Begriff  der  Exterritorialität. 
W'en  191 7.  Alfred  Holder.  100  S. 
Jf>  4  — • 

L  i  s  z  t ,  Geh.  Justizrat,  Prof.  Dr. 
Franz  v.,  Wilson  und  das  Völker- 
recht. (Deutsche  Juristen-Zeitung.  22. 
Jahrg.,  No.  5 — 6,  Sp.  257 — 262.)  Ber- 
lin 1917.     Otto  Liebmann. 

M  e  u  1  e  n  ,  Dr.  Jakob  ter,  Der 
Gedanke  der  internationalen  Organi- 
sation in  seiner  Entwicklung  1300  bis 
1800.  Den  Haag  1917.  MartinusNijhoff. 
XI,  397  S.     fl.  7,50- 

Miranda  e  Sousa,  F.  A.  de, 
Collectäo  de  Legisla9äo  sobre  requisi- 
9äo  de  navios,  regime,  arrolamento  e 
liquida9ao  dos  bens  dos  inimigos  e 
equiparados.  Lissabon  191 6.  Em- 
presa  Lusitana  Editora.  96  S.  — 
Eine    Sammlung    der    portugiesischen 


Kampfgesetzgebung  gegen  feindliche 
Ausländer  und  feindliches  Eigentum. 
Sie  enthält  die  im  ersten  halben  Jahre 
des  Konfliktes  zwischen  Deutschland 
und  Portugal  seitens  der  portugie- 
sischen Regierung  getroffenen  Bestim- 
mungen und  Maßnahmen  für  die  Be- 
handlung deutscher  und  solchen  gleich- 
gestellter Staatsangehöriger  und  ihres 
beweglichen  und  unbeweglichen  Ver- 
mögens. — em — 

S  6  a  i  1 1  e  s  ,  Prof.  Gabriel,  Las 
Conditions  d'une  Paix  durable.  (Biblio- 
thfeque  de  Guerre.)  Paris  1916.  Ligue 
des  Droits  de  l'Homme  et  du  Citoyen. 
23  S.     Frc.  0,40. 

S  p  i  e  r  ,  Gerieb tsassessor  Dr.  S.,  Gibt 
es  noch  ein  Völkerrecht  ?  (Blätter  f. 
vergleichende  Rechtswissenschaft  u. 
Volkswirtschaftslehre.  12.  Jahrg.,  N0.9, 
Sp.  288 — 291.)  Mannheim,  Berlin  u. 
Leipzig  1917.     J.  Bensheimer. 

Wertheimer,  Justizrat  Dr.  Lud- 
wig, Die  Behandlung  der  zwischen 
Deutschen  und  feindlichen  Ausländern 
abgeschlossenen  Verträge  nach  Kriegs- 
recht. (Juristische  Wochenschrift.) 
Berlin  191 7.     W.  Moeser.     4  S. 


17.  Privates  und  öffentliches  Recht  (soweit  nidit  in  besonderen 
Abteilungen  aufgeführt). 

Kohler,  Geh.  Justizrat  Prof.  Dr.  Joseph,  Not  kennt  kein  Gebot. 
Die  Theorie  des  Notrechtes  und  die  Ereignisse 
unserer  Zeit.  Berlin  u.  Leipzig  1915.  Dr.  Walther  Rothschild. 
39  S.     M  I,—. 

Der  bekannte  BerHner  Rechtsgelehrte  versucht,  auf  39  Seiten  die  Ge- 
schichte der  Philosophie  des  Notrechtes  in  ihren  hauptsächlichsten  Zügen 
zu  geben  (§§  i — 12,  S.  i — 34),  um  von  dem  dadurch  gewonnenen  Stand- 
punkte aus  den  Durchzug  des  deutschen  Heeres  durch  Belgien  im  Jahre  1914 
zu  erörtern  (§§  13  und  14,  S.  34—39)- 

In  seinen  Darlegungen  geht  K  o  h  1  e  r  von  dem  deutschen  Sprichwort 
„Not  kennt  kein  Gebot"  aus,  ein  Rechtsgedanke,  der  sich  auch  bei  den  Fran- 
zosen (necessit6  n'a  point  de  loi),  in  den  Entscheidungen  des  Corpus  juris 
und  im  kanonischen  Rechte  (necessitas  non  habet  legem)  finde  (§  i,  S.  i — 3). 
Er  erörtert  die  Behandlung  des  Notrechtes  in  der  Bambergensis  und  in  der 
C.  C.  C.  (§  4,  S.  II — 13),  sowie  die  in  den  Gesetzgebungen  des  19.  Jahrhunderts 
und  auch  die  im  deutschen  bürgerlichen  Gesetzbuche  (§11,   S.  31 — 32). 

Er  legt  sodann  unter  zahlreichen  wörtlichen  Anführungen  von  Äußerungen 
aus  einschlägigen  Schriften  die  Auffassung  der  Scholastik  (§§  2  und  3,  S. 
3 — 11),  des  Naturrechtes  (  §  5,  S.  13 — 16),  der  von  Hegel  begründeten,  aber 
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nicht  durchgeführten  rechtsphilosophischen  Wertlehre  (§§  6  und  7,  S.  16 — 25, 
§§  9 — 10,  S.  27 — 31,  §  12,  S.  32 — 34)  und  die  der  psychologischen  Theorie, 
deren  Anhänger  Kant  und  Feuerbach  sind  (§  8,  S.  25 — 27),  dar. 

Das  Notrecht,  so  führt  er  gegen  Kant  und  Feuerbach  aus,  ist  nicht  ein 
Unrecht,  das  straflos  bleibt,  weil  für  einen  in  Not  befindlichen  keine  Straf- 
androhung eine  motivierende  Kraft  habe,  sondern  es  ist  ein  Recht,  wenn  auch 
ein  solches,  das  nicht  allgemein,  vielmehr  nur  für  den  besonderen  Fall  der 
Not  gilt. 

Das  Notrecht  ist  ein  Recht  auf  das  einmal  vorhandene  Leben  und  der 
damit  rechtlich  verbundenen  Güter.  Es  ist  einem  jeden  unmittelbar  mit 
seinem  Dasein  gegeben;  es  entfällt  allerdings  in  bestimmt  gearteten  Fällen, 
so  z.  B.  für  die  dem  Volksheer  Angehörigen,  wenn  sie  für  ihre  Heimat  in  den 
Krieg  ziehen  müssen. 

K  o  h  1  e  r  lehnt  ferner  den  Standpunkt  der  Scholastik  ab,  die  ein  Not- 
recht zur  Übertretung  des  Dekaloges  nicht  anerkennt  und  demgemäß,  um  das 
Stehlen  in  Hungersnot  nicht  als  Diebstahl  ansehen  zu  müssen,  für  einen  solchen 
Fall  die  durch  das  Eigentum  herbeigeführte  Scheidung  als  aufgehoben  und 
die  Gemeinschaft  der  Güter  als  eingetreten  erachtet  (S.  4  f.). 

Auch  der  Grundgedanke  des  Naturrechtes,  nach  dem  die  Rechtsordnung 
durch  einen  menschlichen  Willkürakt  an  die  Stelle  des  Naturzustandes  ge- 
setzt ist,  sei  verkehrt;  diese  Anschauung  habe  die  falsche  Auffassung  zur 
Folge,  daß  das  Notrecht  das  Recht  sei,  ,,sich  als  gänzlich  exemt  von  aller 
Rechtsgesetzgebung  zu  betrachten  (Fichte,  Grundlagen  des  Naturrechtes 
in,  253"  (vgl.  S.  14). 

Das  Recht  ist,  wie  Hegel  (Rechtsphilosophie  §  187)  ausführt,  ursprüng- 
lich wie  das  menschliche  Zusammenleben.  Das  Notrecht  hat  der,  dessen 
Leben  ohne  Ausführung  des  Notrechtes  der  Gefahr  der  Vernichtung  aus- 
gesetzt ist  (Rechtsphilosophie  §  127). 

K  o  h  1  e  r  hält  diesen  Standpunkt  für  den  allein  richtigen  und  sucht  die 
durch  Hegel  in  das  Notrecht  eingeführte  Wertidee  nach  jeder  Richtung  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Er  beschränkt  seine  diesbezüglichen  Erörterungen 
auf  den  Notstand,  Notwehr  und  Sachwehr  nur  nebenbei  erwähnend. 

Der  Satz  Hegels  ,,Das  Leben  als  unendlicher  Wert  gehe  den  übrigen 
Gütern  unbedingt  vor",  wird  von  K  o  h  1  e  r  dahin  erweitert,  daß  überhaupt 
das  Minderwertige  dem  Wertvollen  weichen  müßte. 
Ein  Notrecht  sei  daher  nicht  allein  gegeben,  wenn  das  Leben,  dem  die  Leibesin- 
tegrität (wesentliche  Lebensfaktoren,  z.  B.  Augenlicht)  gleichzusetzen  sei, 
in  der  letzten  Gefahr  stehe,  sondern  auch  dann,  wenn  andere  Lebensgüter 
zusammenstoßen,  so  wenn  ein  wertvolles  Bild  durch  Zertrümmerung  eines 
Fensters  erhalten  werden  könne.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  bedürfe 
der  §  904  BGB.  einer  Erweiterung  durch  Gestattung  der  Einwirkung  nicht 
allein  auf  das  Eigentum,  sondern  auch  auf  andere  Rechte. 

Kohl  er  erörtert,  Hegel  ergänzend  (S.  19  f.),  insbesondere  den  Fall, 
daß  Leben  und  Leibesintegrität  des  einen  mit  dem  Leben  und  der  Leibes- 
integrität eines  anderen  im  Kampfe  steht.  In  Anlehnung  an  das  den  Alten 
geläufige  Beispiel  von  dem  Brett  des  Karneades  unterscheidet  er  zwei  Fälle: 
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1.  Beide  sitzen  auf  dem  im  Meere  schwimmenden  Brett  und  müssen  beide 
untergehen,  wenn  nicht  der  eine  den  anderen  vom  Brett  wegstößt. 

2.  Der  eine  sitzt  auf  dem  Brett,  der  andere  schwimmt.  Der  Schwimmende 
stößt  den  anderen  vom  Brette  weg  und  rettet  sich  so,  indem  er  sich  in  die 
Rettungslage  bringt.  Diesen  Fall  bezeichnet  K  o  h  1  e  r  als  den  des  ,,Aut 
Ego  aut  Tu"  und  knüpft  an  ihn  seine  Darlegungen  über  das  Notrecht  an 
(S.  20).  Ein  Beispiel  aus  unserer  Zeit  ist  der  Fall,  daß  ein  Kraftwagenführer  den 
Kraftwagen  mit  seinem  Insassen  dadurch  retten  kann,  daß  er  in  eine  Menschen- 
gruppe hineinfährt. 

Vier  Betrachtungsweisen  für  das  Gegebensein  eines  Not- 
rechtes können  in  einem  derartigen  Falle  nach  K  o  h  1  e  r  angewendet 
werden : 

1.  Die  subjektive  Betrachtungsweise;  ihr  Rechts- 
gedanke ist,  daß  jeder  sein  Leben  dem  anderen  gegenüber  als  das  unendlich 
höhere  ansehen  könne.  Dieser  Standpunkt  sei  unzureichend,  denn  er  gebe 
nur  das  Notrecht  zur  Erhaltung  des  eigenen  Lebens  und  schließe  das 
Nothilferecht  aus,  welches  allerdings  in  dem  deutschen  Strafgesetzbuch 
{§§  52,  54)  nur  aus  dem  Angehörigkeitsgesichtspunkte  geregelt  sei  (S.  21  f.). 

2.  Die  objektive  Betrachtungsweise;  ihr  Rechts- 
gedanke bedinge  die  Aufstellung  einer  Werttafel  für  Personen-  und  Menschen- 
klassen nach  ihrer  Bedeutung  für  die  Weltkultur  (vgl.  das  indische  Kasten- 
wesen). Diese  Theorie  sei  abzulehnen,  da  hinsichtlich  des  Persönlichkeits- 
schutzes kein  Unterschied  zwischen  den  einzelnen  Personen  gemacht  werden 
dürfe  (S.  22). 

3.  Die  verneinende  Betrachtungsweise;  sie  verneint 
wegen  Gleichwertigkeit  des  Nothandclnden  und  seines  Gegners  das  Notrecht 
für  beide.  Sie  sei  nur,  wenn  die  Werttafel  keinen  Ausschlag  gebe,  für  die 
Lösung  des  Zusammenstoßes  zweier  unwesentlicher,  aber  nicht  zweier  wesent- 
licher Lebensgüter,  wie  es  das  Leben  der  Personen  darstelle,  tauglich. 

4.  Die  bejahende  Betrachtungsweise;  sie  gebe  jedem 
ein  Notrecht  und  lasse  demgemäß  die  Naturordnung,  deren  die  Rechts- 
ordnung nicht  entbehren  könne,  über  das  Leben  im  Kampfe  Stehender  ent- 
scheiden (S.  22  f.). 

Diese  letztere  Betrachtungsweise  sei  die  richtige.  K  o  h  1  e  r  gewinnt 
auf  Grund  dieser  Erwägungen  zwei  Ergebnisse: 

1.  Stehen  das  Leben  und  die  Leibesintegrität  mit  unwesentlichen  Lebens- 
gütern oder  die  letzteren  mit  anderen  unwesentlichen  Lebensgütern  im 
Kampfe,  so  entscheidet  die  Wertlehre. 

2.  Stehen  das  Leben  und  die  Leibesintegrität  des  einen  mit  dem  Leben 
und  der  Leibesintegrität  eines  anderen  im  Kampfe,  so  hat  jeder  ein  Notrecht, 
und  es  entscheidet  die  Naturordnung. 

Das  Notrecht  werde  durch  Tun  oder  Unterlassen  ausgeübt  (S.  29).  Durch 
seine  Ausübung  dürfe  der  Notberechtigte  zwar  ein  Recht  in  specie  zerstören 
aber  nicht  eine  Vermögensverschiebung  in  genere  herbeiführen.  Daher 
erwachse  eine  Entschädigungspf licht,  sofern  nicht  Notwehr  oder  Sachwehr 
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vorliege.  Die  Regelung  der  Entschädigung  stehe  in  dem  geltenden  Rechte 
unter  falschem  Gesichtspunkte. 

Das  Notrecht  als  Persönlichkeitsrecht  stehe  sowohl  physischen  als 
juristischen  Personen  zu. 

Juristische  Personen  des  bürgerHchen  Rechtes  können  in  Rücksicht  des 
Notrechtes  regelmäßig  nur  vom  Vermögensstandpunkte  aus  betrachtet 
werden,  denn  ihr  Leben  sei  nur  ein  wirtschaftliches,  kein  höheres  sittliches. 

Anders  der  Staat;  Er  sei  eine  menschliche  Bildung  höchsten  Ranges 
von  tief  durchgeistigter  Sittlichkeit  und  zugleich  die  wirtschaftliche  Grund- 
lage der  in  ihm  zur  Einheit  Verbundenen.  Er  berge  insofern  eine  Fülle  von 
Kulturkräften  in  sich,  deren  Wahrung  ihm  anvertraut  sei. 

Deutschlands  Dasein  stehe  in  dem  noch  immer  tobenden  Weltkrieg  auf 
dem  Spiel.  Es  habe  sich  im  August  19 14  im  Notstand  befunden  und  sei  daher 
berechtigt  gewesen,  den  Durchzug  durch  Belgien  zu  verlangen  und  zu  er- 
zwingen, denn  seinem  Leben  als  einem  wesentlichen  Gut  habe  ein  unwesent- 
liches Rechtsgut,  die  Benutzung  Belgiens  als  Durchzugsstraße,  gegenüber- 
gestanden. Ein  unendliches  Gut,  das  Dasein  Deutschlands,  stand  im  Wider- 
streite mit  einem  endlichen  Gute  Belgiens.  Hier  sei  das  Notrecht  ganz  sicher. 
Außerdem  sei  Deutschland  gegenüber  Belgien  nicht  allein  im  Notstande, 
sondern  auch  im  Stande  der  Notwehr  gewesen,  weil  ein  Angriff  Frankreichs 
durch  Belgien  bevorgestanden  habe.  Diesem  Angriff  mußte  Deutschland 
um  seines  Daseins  willen  zuvorkommen. 

Zudem  habe  Belgien  durch  die  bekannten  Vereinbarungen  mit  England 
Seine  Neutralität  selbst  schon  aufgehoben. 

Dazu  komme,  daß  durch  den  Durchzug  die  Neutralität  Belgiens  über- 
haupt nicht  verletzt  worden  ist,  denn  in  den  Neutralitätsakten  von  1839  sei 
Belgien  nur  die  Unabhängigkeit,  nicht  aber  int6grite  und  inviolabilite  ver- 
bürgt, wie  das  des  Näheren  der  hervorragende  belgische  Völkerrechtslehrer 
Nys  191 2  einwandfrei  dargelegt  habe.  Deutschland  wäre  also  zum  Durchzug 
berechtigt  gewesen,  auch  wenn  es  nicht  im  Notstande  und  in  Notwehr  ge- 
wesen wäre  und  Belgien  seine  Neutralität  nicht  schon  selbst  aufgegeben 
liätte. 

Der  Neutralitäts vertrag  müsse  daher,  wie  Kohler  S.  38  zutreffend 
bemerkt,  vollständig  ausscheiden,  ,,es  bedurfte  keiner  Vernichtung  des 
Papiers,  denn  das  Papier  enthielt  nichts,  was  dem  Durchzug  Deutschlands 
widersprach".  Rudolf    Joerges    (Halle  a.   S.). 


Berlin,  Knud,  Den  Danske  Stats- 
forfatningsret.  (Forste  Del.)  Kopen- 
hagen 1916.  G.  E.  C.  Gad.  XVI,  464  S. 

Chartres,  John,  The  Munitions 
of  War  Acts  191 5  and  191 6.  An  ana- 
lysis  with  notes  followed  by  appen- 
dices  containing  the  text  of  the  acts, 
Orders,  rules,  and  other  relevant  docu- 
ments.  London  1916.  Stevens  &  Sons, 
Ltd.  XI,  123  S.  sh.  5/—  net.  —  Auf 
die  sozialpolitische  Bedeutung,  die 
-Entstehung  und  Wirkungen  des  Muni- 


tions of  War  Acts  1915  u.  1916  geht 
der  Verfasser  nicht  ein.  Er  gibt  einen 
rein  juristischen  Kommentar,  der  die 
in  den  Gesetzen  und  auf  Grund  der 
Gesetze  erlassenen  Verordnungen  und 
Verfügungen  enthaltenen  Rechtssätze 
unter  Benutzung  der  bereits  vorliegen- 
den gerichtlichen  Entscheidungen  ana- 
lysiert und  systematisch  zusammen- 
faßt. — st — 
Hedemann,  Prof.  Dr.  J  u  s  t  u  s 
Wilhelm,     Bunte   Bilder   aus   der 
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Rechtswclt.  Ein  Lesebuch  für  die 
jungen  Juristen  im  Felde.  Berlin  191 7. 
J.  Guttentag.  127  S.  Ji  2,50.  —  Der 
Jenenser  Rechtslehrer  zeichnet  hier  in 
25  „Bildern"  kurze  aber  anregende 
Ausschnitte  aus  Rechtsleben  u.  Rechts- 
wissenschaft unter  gelegentlicher  Strei- 
fung auch  politischer  und  wirtschaft- 
licher Fragen  fBevölkerungsproblem) . 
Anschauliche  Darstellung  und  leicht- 
faßliche  Beispiele  beleben  das  Büch- 
lein, das  in  erster  Linie  dazu  bestimmt 
ist,  den,  wenn  die  Waffen  ruhen,  an  die 
Hochschule  zurückkehrenden  Rechts- 
beflissenen die  Aufnahme  oder  Wieder- 
aufnahme ihrer  Studien  zu  erleichtern. 

— em — 

H  e  1 1  w  i  g  ,  Amtsrichter  Dr.  Albert, 
Weltkrieg  und  vergleichende  Rechts- 
wissenschaft. (Blätter  f.  vergleichende 
Rechtswissenschaf  t  u.  Volkswirtschafts- 
lehre. 12.  Jahrg.,  No.  g,  Sp.  261 — 288.) 
Mannheim,  Berlin  u.  I^ipzig  191 7. 
J.  Bensheimer. 

Kahl,  Geh.  Justizrat  Prof.  D.  Dr.  Wi  1  h.. 
Die  Einheitsbestrebungen  für  m.ittel- 
europäisches  Strafrecht.  (Juristische 
Wochenschrift.  2.  April  191 7,  Sp.  317 
— 321.)     Berlin.     W.  Moeser. 

Lainel,  Georges,  La  Propriet6 
industrielle  et  la  Guerre.  1914 — 1916. 
Textes  officiels.  Legislation  fran^aise, 
Legislation  6trang6re,  avec  Commen- 
taire.  (Legislation  de  Guerre.  CoUec- 
tion  publice  sous  la  direction  de  A. 
Saillard,  Chef  de  Bureau  au  Minist^re 
de  l'Agriculture.)  Paris  1917.  Berger- 
Levrault.     164  S.     Frcs.  2, — . 

Lehmann,  Dr.  W  a  1 1  h  e  r  ,  Die 
Kapitulationen.  (Deutsche  Orient- 
Bücherei.  Herausgeg.  v.  Ernst  Jäckh. 
Heft  22.)  Weimar  191 7.  Gustav 
Kiepenheuer.  78  S.  M  1,80.  —  In- 
halt: I.  Geschichtlicher  Überblick. 
2.  Die  einstige  Notwendigkeit  für  die 


Einführung  der  Kapitulationen.  3.  Die 
Vorrechte  der  Kapitulationen.  4.  Die 
Knebelung  der  Türkei  durch  die  Kapi- 
tulationen. 5.  Die  Abschaffungsbestre- 
bungen. 6.  Die  Gründe,  die  bisher 
einer  Aufhebung  entgegenstanden.  7. 
Die  rechtliche  Bedeutung  der  Auf- 
hebung. Anhang,  i.  Die  preußische 
Kapitulation  von  1761.  2.  Die  Note 
der  Pforte  vom  9.  September  1914. 

Mendelssohn  Barthold  y,  Prof. 
Dr.  Albrecht,  Wirtschaft  und 
Recht  in  der  englischen  Kriegsjustiz. 
Handelsrichter  u.  Staatsrichter  im 
High  Court.  („Koloniale  Rundschau". 
Heft  11/12,  S.  529 — 552.)  Berlin  1916. 
Dietrich  Reimer  (Ernst  Vohsen).  — 
M.  unterscheidet  in  England  zwei 
Gruppen  von  Richtern, ,,  Staatsrichter", 
die  unter  Aufhebung  der  persönlichen 
Freiheiten  des  einzelnen  die  Kriegfüh- 
rung zu  stärken  suchen,  und  ,, Han- 
delsrichter", die  das  feindliche  Volks- 
vermögen soviel  wie  möglich  treffen 
wollen.  — rg. 

Root,  Elihu,  Addresses  on  Govern- 
ment and  Citizenship.  Collected  and 
edited  by  Robert  Bacon  and  James 
Brown  Scott.  Cambridge  1916.  Har- 
vard University  Press.  IX,  552  S.  — 
Enthält  Reden  des  früheren  amerika- 
nischen Staatssekretärs  über  staats- 
rechtliche Probleme.  — rg. 

Türkische  W  i  r  t  s  c  h  a  f  t  s  g  e - 
setze.  (Flugschriften  d.  Zentral- 
geschäftsstelle für  deutsch-türkische 
Wirtschaftsfragen.  Heft  3.)  Weimar 
191 7.  Gustav  Eäepenheuer.  57  S. 
M>  I, — .  —  Enthält  u.  a.:  Aufhebung 
der  Kapitulationen.  —  Münzreform.  — 
Gesetz  betr.  ausländische  Handels- 
oder Aktiengesellschaften  und  Ver- 
sicherungsgesellschaften. —  Industrie- 
förderungsgesetz. —  Aufenthalt  der 
Fremden  in  der  Türkei.  — •  Paßgesetz. 


18.  Diplomatie  und  Konsulatswesen. 


Myers,  Denys  P.,  The  Control  of 
Foreign  Relations.  (The  American 
Political  Science  Review.  11.  Bd.,  No.i, 


S.  24 — 58.)  Baltimore  191 7.  PubUshed 
by  the  American  Political  Science 
Association, 


19.  Versdiicdenes. 

Below,  Georg  von,  Die  deutsche  Geschichtsschreibung 
von  den  Befreiungskriegen  bis  zu  unseren  Tagen. 
Geschichte  und  Kulturgeschichte.  Leipzig  1916.  Quelle 
&  Meyer.     XIII,  184  S.    M  3,50. 
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Es  ist  eine  Freude,  die  vorliegende  Schrift  Georg  von  Belows  zu  lesen. 
In  knapper  Form,  auf  123  Seiten,  ist  ein  Überblick  über  die  deutsche  Ge- 
schichtsschreibung von  den  Befreiungskriegen  bis  auf  unsere  Tage  gegeben. 
Als  ich  das  Buch  in  die  Hand  nahm,  war  mein  erster  Gedanke :  hier  haben  wir 
in  dieser  kurzen  Zusammenfassung  ein  recht  praktisches  Werk  für  unsere 
jungen  Studenten,  gut  geeignet,  sie  in  die  Geschichte  unserer  Wissenschaft 
einzuführen.  Aber  diesen  ersten  Gedanken  ließ  ich  fallen,  als  ich  das  Buch  ge- 
lesen hatte.  Es  setzt  eine  große  Reihe  von  Vorkenntnissen  voraus,  die  die 
jüngeren  Semester  noch  nicht  haben.  Desto  mehr  möchte  ich  aber  den  älteren 
Studenten  ans  Herz  legen,  es  zu  lesen  und  auf  sich  wirken  zu  lassen.  Der 
Jugend  liegt  es  nahe,  sich  mit  einer  gewissen  Einseitigkeit  einer  herrschenden 
Strömung  anzuschließen.  Wie  rasch  aber  die  Richtungen  wechseln,  wie 
schnell  das  verdammt  wird,  was  gestern  noch  hoch  gepriesen  wurde,  das  weiß 
jeder,  der  auf  eine  dreißigjährige  Dozenten  -  Tätigkeit  zurückblicken  kann. 
Aber  der  Student  weiß  es  oft  nicht,  besonders  dann  nicht,  wenn  er,  wie 
es  im  Osten  Deutschlands  nicht  selten  ist,  seine  ganze  Studienzeit  nur 
auf  einer  Universität  verbringt.  Hier  kann  ein  aufrichtig  nach  Wahrheit 
strebender  junger  Historiker  aus  Belows  Buch  viel  lernen,  denn  es  ist  dem 
Verfasser  gelungen,  das  klar  zu  zeichnen,  was  die  verschiedenen  Strömungen 
an  bleibendem  Wert  hervorgebracht  haben,  und  was  nur  Eintags-Bedeu- 
tung  gehabt  hat.  Auch  dem  Gymnasiallehrer,  der  gar  oft  nach  einem  kleine- 
ren Ort  verschlagen  wird,  wo  ihm  wissenschaftliche  Fortarbeit  erschwert 
wird,  wo  er  infolgedessen  leicht  in  den  Anschauungen  stecken  bleibt,  die 
er  sich  während  seiner  Universitätszeit  gebildet  hat,  kann  das  Buch,  wenn  er 
seinen  Inhalt  auf  sich  wirken  läßt,  nur  von  Nutzen  sein.  Gerade  in  unserem 
Zeitalter,  wo  die  Überschätzung  der  Massen  immer  noch  nicht  überwunden 
ist,  wo  trotz  der  Erfahrungen  des  Weltkrieges  selbst  Gebildete  immer  noch 
nicht  erkannt  haben,  daß  es  nach  wie  vor  einzelne  kraftvolle  Persönlich- 
keiten sind,  die  die  Geschichte  der  Völker  leiten,  gerade  jetzt  dürfte  es  auch 
für  weitere  Kreise  von  Wert  sein,  zu  lesen,  was  Below  über  die  Geschichts- 
schreibung Rankes  sagt.  Ebenso  möchte  ich  meine  Freude  über  die  Beur- 
teilung Droysens  aussprechen.  Droysens  einseitig  brandenburgisch-preußi- 
sche Geschichtsschreibung  hat  es  seinen  Nachfolgern  leicht  gemacht,  ihn 
anzugreifen.  Droj^en  ist  weit  mehr  ein  Kind  seiner  Zeit  gewesen,  als 
Ranke  es  war.  Aber  allen,  die  ihn  nach  seinem  Tode  geringschätzig  behandeln, 
möchte  ich  wünschen,  daß  sie  lesen,  was  Below  (S.  49)  treffend  sagt:  ,, Jeder- 
mann weiß  heute,  daß  die  Projizierung  der  deutsch-nationalen  Pohtik  in 
die  ältere  brandenburgisch -preußische  Geschichte,  die  Droysen  vornahm, 
unhaltbar  ist.  Aber  eine  politische  Tat  ist  sein  Werk  trotzdem,  und  wissen- 
schaftlich behält  es  gleichfalls  eine  große  Stellung." 

In  einem  weiteren  Abschnitt  (S.  124 — 156)  behandelt  Below  die  deutsche 
wirtschaftsgeschichtliche  Literatur  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts.  Be- 
sonders eingehend  beschäftigt  er  sich  mit  der  Geschichtsauffassung  Rau- 
mers. Wie  schon  früher  Voigt,  so  ist  auch  Below  der  Ansicht,  daß  Raumer 
unabhängig  von  Marx  und  Engels  zu  seinen  Anschauungen  gelangt  ist.  Es 
ist  wohl  möglich,  daß  Below  recht  hat,  aber  einige  Bedenken  kann  ich  hier 
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nicht  unterdrücken.  Daß  Raumer  die  Theorien  von  Marx  und  Engels  nicht 
gekannt  haben  sollte  (S.  132),  erscheint  mir  doch  unwahrscheinlich,  und 
wenn  sie  auch  seinen  politischen  Ansichten  widersprechen,  so  ist  doch  keines- 
wegs ausgeschlossen,  daß  sie  indirekt  auf  ihn  eingewirkt  haben;  natürlich 
nicht  sie  allein,  sondern  in  Verbindung  mit  den  Ideen  anderer  Schriftsteller. 
Below  hat  durchaus  recht,  wenn  er  sagt,  daß  die  Beschäftigung  mit  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Fragen  ihren  Anfang  lange  vor  Raumer  nimmt  (S. 
138),  und  wenn  er  deshalb  diesen  Vorgängern  die  folgenden  Seiten  widmet, 
insonderheit  den  Kreisen,  die  von  der  Romantik  und  denen,  die  von  der 
liistorischen  Rechtsschule  ausgehen. 

Aber  nun  lag  die  Frage  nahe,  wieweit  wohl  Engels  und  Marx  durch  diese 
frühere  Literatur  beeinflußt  worden  sind.  Im  letzten  Abschnitt  (S.  156 — 180) 
sucht  Below  hierauf  die  Antwort  zu  geben.  Sie  war  nicht  leicht  zu  finden, 
denn  ebenso  wie  es  nicht  gut  möglich  ist,  mit  voller  Sicherheit  die  Frage 
zu  entscheiden,  ob  Raumer  beeinflußt  worden  ist  oder  nicht,  ebenso  schwer 
wird  es  sein,  nachzuweisen,  wieweit  Engels  und  Marx  selbständig  zu  ihren 
Ideen  gekommen  sind  oder  wie  sie  durch  ihre  Vorgänger  angeregt  worden 
sind.  Daß  eine  solche  Anregung  tatsächlich  stattgefunden,  weist  Below  nach, 
und  er  kommt  zu  dem  Resultat  (S.  175),  ,,daß  Engels  und  Marx  mehr  inner- 
halb der  allgemeinen  literargeschichtlichen  Bewegung  stehen,  als  man  bisher 
angenommen  hat.  Ihre  Originalität  hegt,  soweit  es  sich  um  ihre  große  Formel 
handelt,  nur  in  der  Übertreibung  und  Generalisierung  dessen,  was  schon 
andere  gesagt  hatten". 

So  bietet  Belows  Schrift  in  kurzer  knapper  Form  eine  Fülle  von  an- 
regenden Ideen.  Ich  möchte  ihr  darum  wünschen,  daß  sie  einen  weiten  Leser- 
kreis findet.  Richard    Schmitt    (Berlin-Charlottenburg). 

Burgess,  John  W.,  Ph.  D.,  Ju.  D.,  LL.  D.,  Professor  der  Staatswissenschaften 
und  des  Verfassungsrechtes  an  der  Columbia  Universität,   The  Recon- 
ciliation     of    Government    with    Liberty,     New    York 
1915.    Charles  Scribner's  Sons.    394  S.    $  3,50  net. 
Die  Staatswissenschaft  ist  durch  den  Krieg  etwas  in  Rückstand,  wenu 
nicht  gar  in  Mißkredit  gekommen.     Eine  ganz  freie  Würdigung  der  Dinge 
kann  erst  wieder  erwartet  werden,  wenn  der  Zustand  der  geistigen  Empörung, 
der  wahren  und  der  geheuchelten,  vorüber  sein  wird,  und  wenn  man  sich 
mit  einem  wissenschaftlichen  Gegner  nicht  erst  über  seine  subjektiven  Quali- 
täten der  Redlichkeit,   Gehässigkeit,  normalen  Vernunft  usw.  auseinander- 
zusetzen hat.    Burgess   hat  sich  durch  sein  mannhaftes  Eintreten  für  die 
Wahrheit  auch  während  des  Krieges  selbst  legitimiert.     Sein  Buch  ist  eine 
wissenschaftliche  Arbeit,  eine  Wanderung  durch  alle  Weltteile  und  Zeiten 
zu    einem    einzigen   wissenschaftlichen   Zweck.      Er  will    die  Wandlungen 
zeigen,  die  im  Verhältnis  zwischen  Regierung  und  Freiheit  bei  den  Völkern 
aller  Länder  und  Zeiten  in  ihren  verfassungsmäßigen  Einrichtungen  und  in 
deren  gewaltsamen  oder  friedlichen  Umbildungen  sich  ergeben  haben,   er 
prüft  die  ostasiatischen  und  westasiatischen,  die  nordafrikanischen,  die  euro- 
päischen und  amerikanischen  Reiche  unter  diesem  Gesichtspunkt,  hält  sich 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  27 
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bei  den  europäischen  am  längsten,  bei  den  Vereinigten  Staaten  mit  der  meisten 
Hingebung  auf  und  kommt  zu  dem  Schluß,  daß  das  Verhältnis  zwischen  Re- 
gierung und  Freiheit  nirgends  ein  vollkommenes  sei,  daß  in  den  Vereinigten 
Staaten  die  Grundlagen  für  „wahre  Freiheit"  zwar  vorhanden,  daß  aber 
zugleich  die  Sicherung  dieser  Freiheit  mannigfach  und  namentlich  seit  1898 
(dem  amerikanisch-spanischen  Krieg)  bedenklich  bedroht  sei.  Das  Buch  ist 
anziehend  geschrieben,  zeigt  viel  Gelehrsamkeit,  meidet  alle  dogmatisch 
begriffsmäßige  Erörterung,  ist  rein  pragmatisch  und  bildet  alles  in  allem 
einen  wichtigen  Beitrag  zu  einem  Hauptgegenstand  der  allgemeinen  und 
vergleichenden  Staatslehre.  Der  Standpunkt  B  u  r  g  e  s  s  '  ist  trotz  der 
Universalität  seiner  Umschau  und  Belege  doch  der  einseitig  amerikanische. 
Er  sucht  nach  der  besten  Verfassung  —  schließlich  für  sein  Land  —  und  er 
hält  diejenige  für  die  beste  Verfassung,  welche  die  besten  Garantien  für  die 
wahre  Freiheit  gibt.  Was  ihm  dabei  als  die  wahre  Freiheit  vorschwebt,  ist 
nicht  ganz  klar  gesagt,  dies  bleibt  aus  dem  Geiste  des  ganzen  Werkes  zu 
erraten.  ,,Die  Regierung  ist  nur  Mittel,  die  Freiheit  aber  ist  Mittel  und  Ziel 
des  politischen  Lebens."  Er  ist  um  diese  wahre  Freiheit  sehr  in  Sorge  und  sieht 
sie  mehr  bedroht  durch  den  in  jeder  Staatsform  verborgenen  und  von  jedem 
Government  zu  erwartenden  Despotismus  als  durch  sein  Gegenteil,  die 
Anarchie.  Als  Garantien  dieser  Freiheit  haben  sich  die  Religionen  nicht 
bewährt,  sie  müssen  daher  im  Staate  selbst  gefunden  werden.  Der  Grund- 
satz der  Trennung  der  Gewalten  ist  nur  ein,  Schritt  dazu,  der  allein  nicht 
zum  Ziele  führt.  Es  muß  eine  Gewalt  geschaffen  werden,  die  ganz  unabhängig 
nur  der  einen  Aufgabe  des  Schutzes  vor  Willkür  der  Regierung  gewidmet 
und  zugleich  so  bes%haffen  ist,  daß  sie  nicht  selbst  in  Gefahr  kommt,  die 
Regierung  an  sich  zu  ziehen.  — 

Es  gehört,  wie  es  scheint,  zu  den  Entwicklungsgesetzen  der  Republiken, 
daß  sie  dazu  neigen,  aus  der  Wirbelsäule  des  Staatskörpers  immer  neue 
Kopfwirbel  herauszubilden.  H.  Triepel  (Internationale  Monatsschrift 
für  Wissenschaft,  Kunst  und  Technik,  Jahrg.  10,  Heft  9,  S.  1030  ff.,  wo- 
selbst sich  auch  eine  gute  Inhaltsübersicht  des  Burgessschen  Werkes  findet) 
hat  ganz  mit  Recht  festgestellt,  daß  diese  gesuchte  neue  Gewalt  nichts 
anderes  als  jenes  pouvoir  constituant  ist,  welches  in  einigen  Verfassungen 
der  Restaurationszeit  gespukt  hat.  Indeß  wir  Monarchisten  haben  keinen 
Grund  zur  Überhebung.  Das  Bedürfnis  nach  neuen  Kopfwirbeln  ist  auch  der 
Monarchie  nicht  fremd,  und  das  Unbehagen  über  das  Verhältnis  zwischen 
Regierung  und  Freiheit  findet  sich  auch  in  unseren  Reihen,  nur  ist  es  weniger 
die  Sorge  um  die  Freiheit  als  um  die  Rechtmäßigkeit  der  Pflichter- 
füllung, die  uns  drückt,  und  sind  es  weniger  Mängel  der  Verfassung 
die  uns  auffallen,  als  soziale  Übel,  die  in  Bureaukratie,  Parteileben  und  vor 
allem  in  der  Maßlosigkeit  der  persönlichen  Bereicherungssucht  hervortreten 
und  das  Verhältnis  von  Regierung  und  Freiheit  trüben. 

Es  ist  noch  auf  eine  Unklarheit  hinzuweisen,  die  sich  durch  das 
Buch  B  u  r  g  e  s  s '  hindurchzieht.  Regierung  und  Freiheit  sind  als  ver- 
söhnungsbedürftige Lebenskräfte  einander  gegenübergestellt.  Dabei  sind 
jedoch  diese  beiden  Dinge  eigentlich  nicht  fähig,  ohne  weiteres  miteinander 
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in  Gegensatz  gestellt  zu  werden,  denn  Regierung  ist  entweder  Organ  (re- 
gierende Personen  in  Regierungsämtern)  oder  Funktion,  Staatstätigkeit, 
Freiheit  dagegen  bedeutet  immer  nur  einen  Zustand  von  Unbehelligtheit 
imd  von  Rechten.  Daß  jede  Regierung  eine  Freiheitsbeschränkung 
bedeutet,  ist  selbstverständlich.  Faßt  man  nun  Regierung  als  Organ  und 
Funktion,  so  handelt  es  sich  wohl  in  erster  Linie  nicht  darum,  Freiheiten 
gegenüber  dieser  Regierung  zu  suchen,  sondern  die  Regierung  selbst  so 
zu  gestalten  und  ihr  so  viel  Freiheit  zu  schaffen  oder  zu  lassen,  daß  sie 
instand  gesetzt  werde,  das  zum  Staats  wohl  Erforderliche  durch  ihr  Mittel, 
den  Befehl,  zu  leisten. 

Der  Krieg  lehrt  sehr  eindringlich,  daß  ein  Volk  in  die  Lage  kommen 
kann,  auf  sehr  viel  garantierte  Freiheit  zu  verzichten,  wenn  es  die  Sicherheit 
des  Staates  fordert,  daß  es  aber  um  den  Staat  übel  bestellt  wäre,  wenn  es 
der  Regierung  an  der  ihr  nötigen  Kraft  und  Freiheit  fehlte.  Es  wäre  zu 
wünschen,  daß  ein  so  unabhängiger  Kopf  wie  B  u  r  g  e  s  s  sich  auch  einmal 
in  besonderer  Studie  bemühte,  universaHstisch  zu  untersuchen,  welchen  Ein- 
fluß auf  das  Verhältnis  von  „Regierung  und  Freiheit"  es  ausübt,  ob  ein  Land 
ringsum  vom  ,, freien"  Meer  umbraust  oder  ob  eS  von  territorialen  Nach- 
barn umgeben  ist.  Ein  Land,  das  sich  in  letzterer  Lage  befindet,  bedarf  als 
Schutz  seiner  Freilieiten  und  als  pouvoir  constituant  vor  allem  eine 
tüchtige  Militärgewalt,  während  ein  Land  der  ersteren  Art  sich  einen 
anderen  Begriff  von  Freiheit  und  deren  Schutz  leisten  mag. 

Der  Doktrinarismus,  welchem  Burgess  im  Lande  der  ,, Freiheit" 
verfallen  ist,  nimmt  seinem  Buch,  welches  von  allen  Realitäten  des  poli- 
tischen Lebens  geflissentlich  absieht,  einen  Teil  des  Wertes,  der  ilim  bei 
der  Fülle  seiner  Gelehrsamkeit  sonst  zukäme.  Piloty  (Würzburg). 

Wyler,  Dr.  phil.  Julius,  Die  Tontinen  in  Frankreich.  (Heft  89 
der  Staats-  und  Sozialwissenschaftlichen  Forschungen.  Herausgeg.  v. 
Gustav  Schmoller  und  Max  Sehring.)  München  u.  Leipzig  1916.  Duncker 
&  Humblot.    VI  LI,  138  S.    Geh.  M  4,—. 

Die  Tontinen  spielen  für  die  Versicherungswissenschaft  keine  geringere 
Rolle  als  für  die  Finanzwissenschaft.  Das  wird  einem  besonders  klar,  wenn 
man  die  ganz  vortreffliche  Schrift  Wylers  liest.  Es  ist  mir  kein  Buch  bekannt, 
das  auch  nur  annähernd  mit  gleicher  Stoffbeherrschung,  Klarheit  und  Über- 
sichtlichkeit das  Tontinenwesen  behandelt.  Der  Verfasser  schildert  zunächst 
die  Geschichte  der  Tontinen,  die  er  einteilt  in  Tontinenanleihen,  Anteils- 
tontinen  und  Kapitaltontinen.  Die  Geschäfte  der  letzteren  werden  vorzugs- 
weise in  einem  zweiten  Teil  dargestellt,  und  zwar  die  Geschäftsarten,  die  Form 
der  Geschäfte  und  der  Tontinengewinn.  Es  folgt  eine  Besprechung  des 
inneren  Geschäftslebens  der  Kapitaltontine,  alsdann  eine  Schilderung  der 
Tontinengesetzgebung.  Schließlich  faßt  Wyler  in  einem  fünften  Teil  die 
Bedeutung  der  Tontine  zusammen,  nimmt  Stellung  zum  Tontinenstreit, 
würdigt  Gegner  und  Verteidiger  der  Tontine  und  kommt  zu  dem  in 
jeder  Weise  gerechtfertigten  Ergebnis,  daß  die  Tontine  ein  Spiel,  aber  keine 
Versicherung    ist,    auch    durchaus  keine  auf  Gegenseitigkeit  in  wirtschaft- 
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lichem  Sinne  beruhende  Einrichtung,  hingegen  mit  so  zahlreichen  Fehlern 
jeglicher  Art  behaftet,  daß  ihr  Bestand  in  keiner  Weise  gerechtfertigt  werden 
kann.  Die  Tontinen  bedeuten  für  die  Teilnehmer  einen  „handgreiflichen  Ver- 
mögensverlust, was  teils  von  den  hohen  Unkosten,  teils  von  der  Effekten- 
baisse herrührt".  Die  Höhe  ihrer  Spesen  steht  außer  allem  Verhältnis  zu  dem 
Einsatz.  Dazu  kommt  noch  der  W  y  1  e  r  durchaus  gelungene  Nachweis, 
daß  die  französische  Regierung  „weder  die  Absicht  noch  die  Möglichkeit  hat, 
diese  unvorteilhaften  Eigentümlichkeiten  zu  beseitigen",  obwohl  die  Ton- 
tinen recht  leicht  die  Möglichkeit  bieten,  die  Teilnehmer  „in  unzulässiger 
Weise  auszunutzen".  Man  muß  dem  Verfasser  Dank  wissen,  daß  er  sich  der 
nicht  leichten  Mühe  unterzogen  hat,  uns  diese  gehaltvolle,  auch  für  den 
Außenstehenden  recht  lehrreiche  Schrift  zu  liefern. 

Professor  Dr.  Alfred    Manes    (Berlin). 


Boetticher  -  Wechsungen, 
Karl  August,  Die  Grundlagen 
der  natürlichen  Kampf-  und  Lebens- 
gemeinschaft Deutschlands  und  Öster- 
reich-Ungarns. 2.  Tausend.  Berlin 
1916.  Puttkammer  &  Mühlbrecht. 
151   S.     M,  2,50. 

Bunzel,  Julius,  Die  ungarisch- 
deutschen  Beziehungen.  (Schmollers 
Jahrbuch.  41.  Jahrg.,  Helt  i,  S.  35 — 86.) 
München  u.  Leipzig  1917.  Duncker  & 
Humblot. 

Byers,  Norman  R.,  World  Com- 
merce in  its  Relation  to  the  British 
Empire.  With  an  Introduction  by  W. 
R.  Lawson.  London  1916.  P.  S. 
King  &  Son,  Ltd.  104  S.  sh.  1/ — 
net.  —  Der  Verfasser  äußert  sich  nicht 
Zur  SchutzzoUfrage,  aber  auf  dem 
Boden  der  Abmachungen  der  Pariser 
Wirtschaftskonferenz  stehend,  fordert 
er  nicht  so  sehr  einen  neuen  wirt- 
schaftspolitischen  Kurs  als  vielmehr 
eine  andere  Einstellung  der  Arbeiter 
und  Unternehmer  zum  englischen  Wirt- 
schaftsleben. Der  Verfasser  gibt  eine 
kurze  Übersicht  über  den  Reichtum 
des  britischen  Imperiums  an  Roh- 
stoffen, Arbeitskräften  und  Kapital; 
dieses  ist  ihm  für  die  künftige  Ent- 
wicklung der  wichtigste  Faktor,  und  er 
wendet  sich  gegen  alles,  was  die  Kapi- 
talbildung hindert  und  den  Abfluß  ins 
Ausland  fördert,  wie  differentielle  Ein- 
kommensteuer, Kriegsgewinn  beste  ue- 
rung  usw.  — st — 

Cartellieri,  Prof.  Dr.  Alexan- 
der, Frankreichs  politische  Beziehun- 
gen zu  Deutschland  vom  Frankfurter 
Frieden  bis  zum  Ausbruch  des  Welt- 


krieges. Vortrag,  gehalten  am  16.  Nov. 
191 6  in  der  ,, Staatswissenschaftlichen 
Gesellschaft"  zu  Jena.  Jena  1916. 
Gustav  Fischer.     27  S.     JK>  0,60. 

D  a  d  e  ,  Prof.  Dr.  Heinrich,  Ge- 
schäftsführer des  Deutschen  Landwirt- 
schaftsrats, Zurück  aufs  Land  zur 
Quelle  deutscher  Volkskraft.  (Schüt- 
zengrabenbücher f.  d.  deutsche  Volk.) 
Berlin  1916.  Karl  Siegismund.  48  S. 
Ji  0,20. 

Deutschlands  Erneuerung. 
Monatsschrift  f.  d.  deutsche  Volk. 
Herausgeg.  von  Geh.  Hofrat  G.  v.  Be- 
low,  H.  St.  Chamberlain,  H.  Claß,^ 
Prof.  R.  Gejrer-Wien,  Geheimrat  M.  v. 
Gruber,  Generallandschaftsdirektor  a. 
D.  W.  Kapp,  Dr.  G.  W.  Schiele,  Reg.- 
Präsident  v.  Schwerin,  Geheimrat  R. 
Seeberg.  i.  Jahrg.,  Heft  i.  München 
1917.  J.  F.  Lehmann.  96  S.  Viertel]. 
M,  4, — .  —  Inhalt:  Dr.  Erich  Kühn, 
Deutschlands  Erneuerung.  H.  St. 
Chamberlain,  Deutsche  Weltanschau- 
ung. H.  Claß,  Deutsche  Staatskunst. 
Dr.  Fritz  Lenz,  Zur  Erneuerung  der 
Ethik.  Prof.  Dr.  Otto  Stählin,  Deut- 
sche Erziehungsaufgaben.  Geh. -Rat 
M.  v.  Gruber,  Völkische  Außenpolitik. 
Dr.  Erich  Kühn,  Bild  der  Lage  —  Un- 
erfreuliches —  Erfreuliches. 

Englands  Kampf  um  den 
naturwissenschaftlichen 
Unterricht.  Aus  dem  Englischen 
übertragen  und  eingeleitet  v.  Priv.- 
Doz.  Prof.  Dr.  H.  G  r  o  s  s  m  a  n  n. 
(Sonderausgabe  aus  d.  Sammig.  che- 
mischer u.  chemisch-technischer  Vor- 
träge. Herausgeg.  v.  Prof.  Dr.W.  Herz. 
23.  Bd.)     Stuttgart   1917.     Ferdinand 
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Enke.  69  S.  M  3,—.  —  Die  Bro- 
schüre bringt  in  einer  Übersetzung,  die 
sich  gut  liest,  die  Denkschrift  der  eng- 
lischen Professoren  der  Naturwissen- 
schaften und  den  Bericht  über  die  dar- 
aufliin  am  3.  Mai  191 6  in  London  ab- 
gehaltene Versammlung  von  Päda- 
gogen, Wissenschaftlern,  Vertretern  der 
Behörden  und  Industriellen,  die  die 
Frage  der  Vernachlässigung  der  Natur- 
wissenschaften und  die  Mittel,  diese 
Fehler  wieder  auszugleichen,  erörter- 
ten. Es  dürfte  daher  der  Titel  der  Bro- 
schüre etwas  zu  weit  gefaßt  sein. 

— st— 

Geistige  Unabhängigkeit  der 
Schweiz,  Die  — .  Abhandlungen 
von  Prof.  Dr.  Paul  Seippel, 
Prof.  Dr.  E.  Zürcher,  Prof.  Dr. 
F.  de  Quervain  u.  R-of.  L.  R  a  - 
g  a  z.  (Schweizer  Zeitfragen.  Heft  51.) 
Zürich  1916.  Orell  Füssli.  iii  S.  M2, — . 
—  Prof.  Seippel  befaßt  sich  mit  der 
geistigen  Unabhängigkeit  der  Schweiz, 
die  er  besonders  von  Deutschland  be- 
droht sieht;  Prof.  Zürcher  verlangt  die 
Unabhängigkeit  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultäten.  Prof. 
Quervain  sieht  die  intellektuelle  Un- 
abhängigkeit der  Schweiz  durch  den 
großen  Anteil  der  Ausländer  am  aka- 
demischen Lehramt  gefährdet.  Prof. 
Ragaz  befaßt  sich  mit  den  Gefahren 
des  lutherischen  religiösen  Geistes  für 
die  auf  Zwingli  und  Calvin  ruhende 
evangelische  Freiheit.  k. 

H  a  1 1  e  r  ,  Prof.  Dr.  Johannes,  Die 
russische  Gefahr  im  deutschen  Hause. 
(Die  russische  Gefahr.  Beiträge  u.  Ur- 
kunden zur  Zeitgeschichte.  Herausgeg. 
V.  Paul  Rohrbach.  Heft  6.)  Stuttgart 
1917.  J.  Engelhorns  Nachf.  94  S. 
M  1,50. 

Handbuch  der  Deutschen 
Marine  und  der  Seestreit- 
kräfte desAuslandes.  Köiegs- 
ausgabe.  Ein  kurzgefaßtes  Nach- 
schlagewerk über  alles  Wissenswerte 
auf  dem  Gebiete  d.  Kriegs-  u.  Handels- 
marine d.  Deutschen  Reiches  mit  ver- 
gleichender Darstellung  der  Seestreit- 
kräfte d.  Auslandes.  Gänzliche  Neu- 
bearbeitung d.  ehemaligen  ,, Kleines 
Buch  von  der  Marine".  Mit  887  Ab- 
bildungen. Kiel  1917.  Lipsius  & 
Tischer.  VIII,  648  S.  M,  4,50.  — 
Eine  umfassende  Darstellung  der  deut- 
schen Kriegsmarine  in  ihrer  geschicht- 


lichen Entwicklung,  ihrer  äußeren  wie 
inneren  Organisation,  ihrem  Personal, 
ihren  technischen  Einrichtungen  und 
Anlagen  mit  ausführlichen  Tabellen 
und  vergleichenden  Angaben  über  die 
Flotten  Verhältnisse  des  Auslandes. 
Über  die  Handelsmarine  orientiert  eine 
gedrängte  Beschreibung  der  einzelnen 
Schiffe  und  Schiffstypen.         — ö — 

Helveticus  (C.  Meyer),  Aktuelle 
Hauptfragen  des  Schweizer  Gewerbe- 
standes. Überfremdung,  Personal-, 
Geld-  und  Absatzsorgen,  Abwehr  und 
Organisation  in  Gewerbe,  Handel  und 
Kleinindustrien.  Volks-  u.  staatswirt- 
schaftliche Notwendigkeiten.  Nach 
einem  Vortrag  vor  d.  Neuen  Helve- 
tischen Gesellschaft  und  der  Zunft  zum 
Weggen,  Zürich.  Mit  Vorwort  v.  Nat.- 
Rat  Dr.  Odinga.  (Schriften  f.  Schweizer 
Artu.  Kunst.  No.  51/52.)  Zürich  1917. 
Rascher    &  Cie.     72  S.     M  1,50. 

Hoetzsch,  Otto,  Rußland.  Eine 
Einführung  auf  Grund  seiner  Ge- 
schichte vom  Japanischen  bis  zum 
Weltkrieg.  Zweite  vollständig  umge- 
arbeitete Auflage.  Mit  2  Karten. 
Berlin  191 7.  Georg  Reimer.  XX, 
439  S.     M,  12,—. 

K  a  s  p  r  o  w  i  c  s  ,  E.  L.,  Wahrheit  über 
Polen.  Historisch-politische  Betrach- 
tung. Leipzig  1917.  Oswald  Mutze. 
29  S.     M,  0,80. 

Kinkel,  Walter,  Die  Idee  des 
Staates  und  die  Idee  der  Menschheit. 
(Veröffentlichungej>  des  Verbandes  f. 
Internationale  Verständigung.  Heft  16.) 
Stuttgart  1917.     32  S.     M  0,75. 

K  o  v  ä,  c  s  ,  Hofrat  Dr.  Julius  v., 
Direktor  d.  kgl.  ungarischen  Handels- 
museums, Probleme  der  Übergangs- 
wirtschaft. Eine  Vorlesung,  gehalten 
am  28.  Febr.  191 7  im  Landes- Industrie- 
Verein  in  Budapest.  Budapest  191 7. 
22  S. 

Kucharzewski,  Jan,  L'Europe 
et  le  Probleme  Russo-Polonais.  (Cinq 
planches  hors  texte.)  Deuxi^me  Edi- 
tion. Extrait  de  l'Aigle  Blanc.  (La 
Pologne  et  la  Guerre.  Publications 
pclitiques,  historiques  et  litt^raires. 
XIII.)  Lausanne  1916.  99  S.  Frcs.2, — . 
—  Eine  politisch-geschichtliche  Unter- 
suchung über  die  Beziehungen  Polens 
zu  Rußland.  Die  endgültige  Lösung 
der  russisch-polnischen  Frage  erblickt 
der  Verfasser  einzig  und  allein  in  der 
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völligen     politischen     Separation    des 
russischen  und  polnischen  Volkes. 

vv. 

Kühnert,  Dr.  F.,  Einkommens- 
gliederung der  preußischen  Bevölke- 
rung im  Zeiträume  1902 — 1914.  (Zeit- 
schrift d.  Kgl.  Preuß.  Statist.  Landes- 
amts. 56.  Jahrg.,  IL  u.  III.  Abteiig., 
S.  269 — 309.)     Berlin  1916. 

Luzzatti,  Luigi,  Scienza  e  Pa- 
tria. Studi  e  Discorsi.  Florenz  1916. 
Editore  Quattrini.  XI,  569  S.  L.  5, — . 
—  Der  Sammelband  enthält  eine  Reihe 
von  Aufsätzen  und  Reden  des  führen- 
den Staatsmannes  und  Nationalökono- 
men aus  den  Jahren  1874 — 191 1.  Im 
Mittelpunkt  stehen  die  Kontroversen 
über  Volksbanken  und  staatliche  Spar- 
kassen; im  Anschluß  daran  sei  die 
Würdigung  Schulze- Delitzschs  hervor- 
gehoben. In  anderen  Einzeldarstel- 
lungen werden  die  Gestalten  der  füh- 
renden italienischen  Staatsmänner  des 
19.  Jahrhunderts  plastisch  herausge- 
arbeitet. — seh — 

Mitteilungen  des  Seminars 
für  Orientalische  Spra- 
chen an  der  Königlichen  Friedrich- 
Wilhelms- Universität  zu  Berlin.  Her- 
ausgeg.  vom  Direktor  Geh.  Ober-Reg.- 
Rat  Prof.  Dr.  Eduard  Sachau.  XIX. 
Jahrg.,  I.  Abteiig.:  Ostasiatische  Stu- 
dien, 210  S.;  2.  Abteiig.:  Westasia- 
tische Studien,  IV,  179  S. ;  3.  Abteiig.: 
Afrikanische  Studien,  IV,  170  S. 
Berlin  191 6.    Georg  Reimer.    M  15, — . 

O  n  0  k  e  n  ,  Prof.  Dr.  Hermann, 
Die  Friedenspolitik  Kaiser  Wilhelms  IL 
von  1888 — 1914.  (Schützengraben- 
bücher f.  d.  deutsche  Volk.)  Berlin 
1916.   Karl  Siegismund.  64  S.  M,  0,20. 

Padel,  W.,  Türkisch.  Eine  Einfüh- 
rung in  den  praktischen  Gebrauch  der 
türkischen  Sprache  nebst  einem  Wör- 
terverzeichnis. Mit  einer  Karte. 
(Teubners  kleine  Sprachbücher.  VIII.) 
Leipzig,  Berlin  u.  Konstantinopel  1917. 
B.  G.  Teubner.  IV,  179  S.  Geb.  M  3,60. 

Pohlmann-Hohenaspe,  A., 
Werde-  und  Wanderjahre  in  Südame- 
rika. Erinnerungen  eines  deutschen 
Kaufmannes.  Buchschmuck  v.  Hans 
Martin  Lemme.  Detmold  1916.  Meyer. 
230  S.     M  2,50. 

Schilling,  Prof.  Dr.  A.  J.,  Welt- 
und  Staatsbürgertum  in  der  deutschen 
Freimaurerei.  Eine  kulturpolitische 
Studie.  (Zeitgemäße  Broschüren.  Her- 


ausgeg.  V.  Curt  Trützschler  v.  Falken- 
stein.) Darmstadt  191 7.  Falken- Ver- 
lag.    35  S.     M  0,60. 

Schwiedland,  Eugen,  Technik, 
Wirtschaft  und  Kultur.  (Sonderab- 
druck aus  „Der  Arbeitsnachweis". 
II.  Jahrg.,  1917.)  Wien  u.  Leipzig 
1917.     Manz.     18  S.     Kr.  0,60. 

Smith,  Swire,  M.P.,  LL.D.,  The 
Real  German  Rivalry:  Yesterday,  To- 
day and  To-morrow.  London  1916. 
T.  Fisher  Unwin,  Ltd.  80  S.  sh.  1/ — 
net.  —  Der  Verfasser  nimmt  zu  allen 
neuen  handeis-  und  gewerbepolitischen 
Strömungen  und  staatlichen  Maßnah- 
men in  knappen  Ausführungen  Stel- 
lung. Er  vertritt  geschickt  den  Stand- 
punkt, daß  die  Handelsrivalität 
Deutschlands  und  Englands  nicht  eine 
Frage  der  Zollpolitik,  sondern  der 
wissenschaftlichen  Ausbildung  und  der 
wirtschaftlichen  Organisation  ist. 

Solovjeff,  Wladimir,  Rußland 
und  Europa.  (Abdruck  aus  Solovjeffs 
ausgewählten  Werken  B  III  ,, Vor- 
lesungen über  das  Gottmenschentum".) 
Aus  dem  Russischen  von  Harry  Köhler. 
Jena  191 7.  Eugen  Diederichs.  76  S. 
Geb.  M  1,50.  —  Der  bekannte  rus- 
sische Philosoph  bespricht  hier  die 
Bücher  des  Slawophilen  Danilewski 
,, Rußland  und  Europa"  und  ,,Der 
Darwinismus",  ferner  Strachoffs 
,, Kampf  mit  dem  Westen  in  der  rus- 
sischen Literatur".  In  eingehender 
Kritik  der  genannten  Schriften  nimmt 
er  scharf  gegen  die  slawophile  Richtung 
Stellung  und  bezeichnet  sie  als  das 
größte  Hemmnis  der  Entwicklung 
Rußlands.  w. 

Utzinger,  Rechtsanwalt  Dr.  E., 
Wirtschaftliche  Überfremdung  und  Ab- 
wehrmaßnahmen. Vortrag,  gehalten 
in  der  Neuen  Helvetischen  Gesellschaft, 
Gruppe  Zürich,  am  20.  Nov.  1916. 
(Schriften  f.  Schweizer  Art  u.  Kunst. 
No.  58.)  Zürich  191 7.  Rascher  &  Cie. 
32  S.  M  0,90.  —  Der  Verfasser  will 
der  wirtschaftlichen  Überfremdung  der 
Schweiz  durch  Stärkung  der  eigenen 
Produktions-  und  Konsumtionskräfte 
und  durch  Pflege  der  Nationalwirt- 
schaft entgegenwirken  und  macht  hier- 
für eine  Reihe  praktischer  Vorschläge. 

k. 

Wolffen,  A.  von,  Die  Ostseepro- 
vinzen Est-,  Liv-,  Kurland.    Ihre  Ver- 
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gangenheit,  Kultur  und  politische  Be- 
deutung. (158.  Flugschrift  d.  Dürer- 
bundes.) München.  Georg  D.  W. 
Callwey.  64  S.  M  0,80.  —  Nach 
einem  geographischen  und  geschicht- 
lichen Überblick  schildert  der  Ver- 
fasser die  augenblicklichen  Verhält- 
nisse in  den  Ostseeprovinzen  und  er- 
örtert deren  Bedeutung  für  die  Ge- 
samtinteressen des  deutschen  Volkes 
und  für  die  zukünftige  Befestigung  der 


deutschen  Herrschaft  über  die  Ost- 
see, vv. 
Ziegler,  Leopold,  Volk,  Staat 
und  Persönlichkeit.  (Sammlung  von 
Schriften  zur  Zeitgeschichte.)  Berlin 
191 7.  S.  Fischer.  237  S.  Ji  2, — .  — 
Ziegler  untersucht  die  Begriffe  Volk, 
Staat  und  Individuum  und  ihr  inein- 
andergeflochtenes  Dasein  unter  den 
neuen  Gesichtspunkten,  die  durch  den 
Krieg  in  Erscheinung  getreten  sind.    k. 


Kriegs  -  Literatur^). 

Brückner,    Prof.  Alexander,    Die    Slave^    und    der    Weltkrieg. 

Lose  Skizzen.    Tübingen  1916.  J.C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck).  VIII,  173  S. 

Geh.  M  3,—. 

Dieser  Band  zum  Teil  schon  früher  veröffentlichter  Kriegsaufsätze  des 
bekannten  Slawisten  der  Berliner  Universität  beschäftigt  sich  in  der  Haupt- 
sache mit  der  Erörterung  poHtischer  Fragen.  Jedoch  geschieht  das  durch- 
weg in  historisch  und  soziologisch  vertiefter  Darstellung;  und  diese  Erörte- 
rung vieler  Vorfragen  ist  auch  für  den  Betrachter  der  weltwirtschaftüchen 
Seiten  der  Slawenfragen  von  hohem  Interesse. 

Dem  Raum  und  der  Quahtät  nach  nehmen  poliüsche  Angelegenheiten 
den  Hauptteil  des  Buches  ein;  diese  Darlegungen  sind  wirkhch  geeignet, 
viele  tief  eingewurzelte  irrige  Anschauungen  auszurotten,  wenn  sie  in  die 
Hände  des  großen,  nicht  fachwissenschaftlich  gebildeten,  leicht  verständliche 
und  zugleich  sehr  zuverlässige  Information  suchenden,  pohtisch  interessierten 
Lesepubhkums  gelangen.  Im  ganzen  berühren  sie  jedoch  nur  hier  und  da 
uns  speziell  interessierende  Gegenstände. 

Sehr  wichtig  sind  dagegen  die  der  kleinrussischen  Frage  gewidmeten 
Ausführungen.  Denn  da  handelt  es  sich  um  eine  Angelegenheit,  in  der  auch 
wirtschafthche  Erwägungen  Sehr  wesentliches  Gewicht  haben.  Sehen  wir  ein- 
mal ganz  von  den  augenblicklichen  Interessen  ab,  die  zu  einer  Bejahung 
oder  Verneinung   des  Vorhandenseins   einer  eigenen  kleinrussischen  Nation 

^)  Zur  Beachtung.  Der  Krieg  hat  eine  Fülle  von  Literatur  gezeitigt,  die,  ohne 
wissenschaftlichen  Charakters  zu  sein,  zum  erheblichen  Teile  auch  weltwirtschaftliches, 
weltpolitisches  und  wirtschaftswissenschaftliches  Interesse  schlechtweg  besitzt.  Es  ist  des- 
halb, trotz  der  vielfach  rein  nationaüstischen  Tendenzen  dieser  Schriften,  nicht  möglich, 
sie  im  „Weltwirtschaftlichen  Archiv"  ganz  auszuschalten.  Da  diese  Druckwerke  sich  je- 
doch —  vielfach  sogar  trotz  ausgesprochen  wissenschaftlicher  Bedeutung  —  in  die  syste- 
matische Literaturübersicht  nicht  eingliedern  lassen,  ohne  deren  einheitlichen  Charakter 
zu  stören,  so  ist  bis  auf  weiteres  eine  besondere  Rubrik  geschaffen  worden,  die  nach  und 
nach  die  Kriegsüteratur  der  wichtigsten  Länder,  soweit  sie  der  Redaktion 
zugestellt  worden  ist  und  den  obigen  Voraussetzungen  entspricht,  anzeigen 
wird.  Es  sei  ausdrücklich  betont,  daß  diese  Literatur  damit  nicht  schlechtweg  etwa  als  von 
wissenschaftlicher  Axt  gekennzeichnet  werden  soll;  die  meisten  Bücher  erweisen  sich  viel- 
mehr als  Tendenzschriften,  die  freilich  in  der  wissenschaftlichen  Forschimg  künftiger  Zeiten 
trotzdem  eine  Rolle  zu  spielen  berufen  sein  werden.  Ein  kleiner  Teil  dieser  Kriegsschriften 
hat  sich  in  die  bisherige  Systematik  eingliedern  lassen.  Die  Redaktion. 
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geneigt  machen,.  So  bleibt  es  doch  immer  noch  wichtig  genug,  ob  es  etwa  für 
Herausbildung  eines  vom  übrigen  Rußland  politisch  abgetrennten  und  auch 
wirtschaftlich  selbständig  auftretenden  Ukrainerstaates  die  erforderlichen 
Vorbedingungen  gebe.  Diese  prüft  der  Verfasser  einzeln  nach;  er  unterscheidet 
zunächst  scharf  zwischen  den  im  österreichisch-ungarischen  Reichsverbande 
Seit  dem  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  eingegliedert  lebenden  ,,Ruthenen" 
Galiziens,  der  Bukowina  und  Oberungarns  einerseits  und  den  klein- 
russischen Staatsangehörigen  Großrußlands  andererseits.  Er  zeigt,  daß  den 
Kleinrussen  ,,alle  Grundbedingungen  nationalen  Empfindens  fehlen".  ,, Na- 
mentlich eint  sie  mit  den  Russen  unlöslich  für  immer  der  Glaube."  ,,Die 
Teilung  Polens  von  1772"  (durch  die  Kleinrußland  unter  die  moskau-peters- 
burger  Herrschaft  kam)  ,,war  nur  der  Abschluß  eines  Prozesses,  der  genau  vor 
drei  Jahrhunderten  mit  dem  massenhaften  Abfall  kleinrussischer  Fürsten- 
geschlechter in  Moskau  eingesetzt  hatte."  Über  die  kleinrussische  Sprache 
heißt  es  in  einer  Zusammenfassung  ins  Einzelne  gehender  philologischer 
Ausführungen:  ,, Diese  geringe  Abweichung  in  Schrift  und  Sprache  reicht 
nun  nicht  aus,  um  darauf  ein  nationalpolitisches  Empfinden  oder  gar  separa- 
tistische Tendenzen  aufzubauen."  ,, Selbständige  historische  Traditionen 
besitzen  die  Kleinrussen  auch  nicht."  ,,Es  gibt  sogar  Publizisten,  die  vom 
sicheren  Auslande  her. .  .im  Anschluß  an  die  Habsburger  von  einem  klein- 
russischen Staat  träumen  wollten.  Aber  während  in  Galizien  und  der  Buko- 
wina die  Volksmassen  tatsächlich  ihren  Führern  folgen,  gibt  es  bei  den  Klein- 
russen nur  ein  Schock  pffiziere  ohne  alle  Soldaten."  ,, Somit  stellen  gegen- 
über den  nationalpolitisch  geweckten  und  wohldiSzipUnierten  Ruthenen 
Österreichs  die  Kleinrussen  nur  eine  ethnographische  Masse  dar,  ohne  irgend- 
welche politische  Aspirationen."  In  dieser  Weise  wird  methodisch,  in  Schritt 
für  Schritt  fortschreitender  Gründlichkeit,  ein  beliebter  Irrtum  nach  dem 
anderen  behoben.  Und  das  Ergebnis  ist  auch  für  den  weltwirtschafthch  an  dem 
künftigen  Schicksal  der  Ukraine  interessierten  Forscher  höchst  wichtig. 
Ist  doch  das  Gebiet,  um  das  es  sich  handelt,  Rußlands  berühmter  ,,Tscher- 
nosjöm"  und  gleichzeitig  seine  Schwarzmeerküste. 

Herman    Kranold    (Leclaf eld) • 
Wygodzinski,   Prof.   Dr.,    Die    Nationalisierung    der    Volks- 
wirtschaft.    (Kriegswirtschaftliche  Zeitfragen.      In  Verbindung  mit 
Prof.   Dr.    S  c  h  m  i  d    u.   Prof.   Dr.    S  t  i  e  d  a    herausgeg.   v.   Prof.    Dr. 
Eulenburg.    Heft  8.)    Tübingen  191 7.    J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck). 
IV,  68  S.     M   1,60. 
Wygodzinski    nimmt  in  der  vorliegenden   Schrift  zu  dem  Pro- 
gramm der  ,, Nationalisierung  der  Volkswirtschaft"  das  Wort.     Als  Volks- 
wirt zeigt  er  das  Problem  in  Seiner  Verwickeltheit  auf.     Im  Kern  der  Ab- 
handlung wird   die  Nationalisierung  der  Produktion,   die  Nationalisierung 
der  Konsumtion  behandelt,  hieran  Schließt  sich  ein  Kapitel  über  die  Er- 
gänzung der  Nationalwirtschaft  an.  Den  breitesten  Raum  nimmt  die  ,, Natio- 
nalisierung der  Produktion"  ein.      Dieser  Teil  der  Darlegungen  ist  unter- 
gegliedert, indem  folgendes  behandelt  wird:    Die  Gewinnung  der  Rohstoffe. 
—  Die  Weiterverarbeitung.   —  Der  Verkehr   (Handel  und  Transport).   — 
Die  Arbeitskräfte.  —  Kapital  und  Kredit.  —  Unternehmung.     W  y  g  o  d  - 
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z  i  n  s  k  i  kommt  zu  folgendem  Sclilußergebnis.  Eine  strenge  Nationali- 
sierung im  autarkischen  Sinne  sei  für  Deutschland  unmöglich  (im  Hin- 
blick auf  Kraftquellen  und  Rohstoffe  und  in  Ansehung  des  Gesetzes  vom 
abnehmenden  Bodenertrag,  sowie  der  begrenzten  Menge  von  Kapital  und 
Arbeit,  endlich  aus  Gründen  des  Konsums).  Sodann  aber  würde  eine  Selbst- 
ausschaltung aus  der  Weltwirtschaft  für  Deutschland  schädlich  sein.  Als  Ziel 
sei  also  für  die  deutsche  Wirtschaftspoütik  keine  absolute,  sondern  nur  eine 
relative  Nationalisierung  möglich.  Die  Tendenz  der  Nationalisierung  als 
solche  nimmt  Wygodzinski  von  vornherein  als  gegeben  an  und  bejaht 
sie  aus  politischen  Gründen  vor  allem  auf  dem  Gebiete  der  Ernährung,  der 
Rüstung  im  weitesten  Sinne  und  der  Arbeitskräfte.  Eine  allerdings  nicht 
zu  hoch  einzuschätzende  Vorratspolitik  diene  zur  Ergänzung.  Die  außer- 
wirtschaftliche Stellungnahme  des  Verfassers  ist  deuthch  als  solche  gekenn- 
zeichnet, und  die  Schrift  ist  wissenschaftlich  erwogen  und  durchdacht.  Ge- 
rade weil  Wygodzinski  die  Nationaüsierungstendenz  in  gewissem 
Sinne  bejaht,  ist  sein  Hinweis  auf  die  Vielseitigkeit  und  Schwierigkeit  des 
Problems,  sowie  sein  Nachweis  der  Grenzen  der  Nationalisierungsmöglich- 
keit besonders  gewichtig.  Freilich  geht  er,  wohl  bewußt,  nicht  auf  die  zu- 
grunde liegenden  letzten  theoretischen  Probleme  ein.  Er  baut,  wie  dies  in 
wirtschafts  politischen  Schriften  stets  not  ist,  auf  gewissen  Voraus- 
setzungen auf,  die  als  gegeben  angenommen  werden,  in  unserem  Falle  der 
wirtschaftnationalisierenden  Tendenz  unseres  neomerkantilistischen  Zeit- 
alters, und  er  untersucht  den  Grad  ihrer  Durchsetzbarkeit  und  die  Mittel 
der  Verwirklichung.  Deshalb  sind  manche  Fragen  nicht  aufgeworfen  worden 
(auch  hier  soll  zu  diesen  Fragen  keinerlei  Stellung  eingenommen  werden), 
etwa  die,  wieweit  überhaupt  ein  Kompromiß  {,, relative  Nationalisierung") 
zwischen  weltwirtschaftlicher  Betätigung  und  Autarkie  möglich  sei,  ohne 
die  Tendenzen  ,, absoluter  Nationalisierung"  in  der  Welt  zu  verstärken, 
zum  Nachteil  der  Weltwirtschaft  im  allgemeinen  und  der  deutschen  Volks- 
wirtschaft im  besonderen.  Im  Hintergrunde  steht  das  Problem  der  inter- 
nationalen Arbeitsteilung.  Man  könnte  Wygodzinskis  Standpunkt 
mit  dem  Worte  wirtschaftsnational,  zum  Unterschiede  von  wirtschafts- 
nationalistisch, bezeichnen.  Unverkennbar  werden,  immer  unter  der  Vor- 
aussetzung, daß  der  Kriegsausgang  nicht  eine  grundsätzlich  neue  Stellung 
der  Volkswirtschaften  und  Staaten  zueinander  im  Gefolge  hat,  die  Ge- 
sichtspunkte mögUchster  Unabhängigkeit  im  Kriegsfalle  ein  Abbiegen  rein 
wirtschaftlicher  Notwendigkeiten  bewirken  müssen.  Jedoch  beobachten 
wir  gerade,  daß  derartige  aus  außerwirtschaftlichen,  hier  nicht  in  Frage 
stehenden  und  oft  entscheidenden  Gründen  gebrachte  wirtschaftliche  Opfer 
nicht  immer  als  solche  erkannt  werden,  sondern  daß  im  Widerstreit  mit  den 
Lehren  der  Sozialökonomik  in  solchen  Opfern  höhere  volkswirt- 
schaftliche Prinzipien  erblickt  werden.  Die  Einzelwirtschaften  zeigen 
in  der  Tat  eine  weitverbreitete  Neigung  zum  wirtschaftlichen  Nationalis- 
mus, die  von  größerer  Dauer  sein  kann  als  etwa  der  wirtschaftliche  Kriegs- 
nationalismus der  Staaten.  Es  liegen  hier  für  den  Welt^^d^tschaftsgcleh^ten 
schwerwiegende  Probleme  vor.  Es  ist  verständlich,  wenn  in  dem  vorlie- 
genden Heft  nicht  davon  die  Rede  ist.     Es  stellt,  auf  der  selbstgewählten 
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Grundlage,  einen  lehrreichen  Beitrag  zur  Frage  der  Gestaltung  der  wirt- 
schaftlichen Zukunft  dar.  Kurt    A.  Gerlach    (Kiel). 


A  r  d  e  n  n  e  ,  Generalleutnant  Baron 
von,  u.  Dr.  Hans  F.  Helmolt, 
Das  Buch  vom  Großen  Krieg,  i,  Bd. 
Mit  234  Abbildungen  im  Text,  19  zum 
Teil  doppelseitigen,  mehrfarbigenKunst- 
blättern  und  5  großen,  zweifarbigen 
Elartenbeilagen.  Stuttgart,  Berlin  u. 
Leipzig.  Union  Deutsche  Verlags- 
gesellschaft. 204  S.  JC  14,50.  —  Eine 
mit  vielen  Bildern  und  Karten  ver- 
sehene, gut  ausgestattete  populäre  Ge- 
schichte des  Krieges.  Der  vorliegende 
erste  Band  führt  bis  zum  Jahre  1915. 

Ausfuhrverbote,  Post-,  Zoll-  u. 
Paßwesen  in  den  von  den  k.  u.  k. 
Truppen  besetzten  Teilen  Serbiens, 
Orientierung  über  — .  Herausgeg.  v. 
d.  k.  u.  k.  Warenverkehrszentrale  in 
Belgrad.    Belgrad.    91  S.    Kr.  i, — . 

Bagroff,L.,  u.  ViktorNowitzki, 
Otscherki  mirowoi  woiny  na  more. 
(Aufzeichnungen  über  den  Weltkrieg 
zu  Wasser.)  Petersburg  1915 — 1916. 
Verlag  des  Marine-Ministeriums.  Bis- 
her 10  Hefte  mit  Situationsplänen.  — 
Die  Aufzeichnungen  beginnen  mit  dem 
Herbst  191 4  und  reichen  zunächst  bis 
zum  20.  Oktober  1916.  Weitere  Hefte 
folgen  nach.  In  ihrer  Gesamtheit 
sollen  sie  vornehmlich  ein  Bild  vom 
Verlauf  der  kriegerischen  Operationen 
zur  See  geben.  Zur  besseren  Verständ- 
lichkeit werden  stellenweise  historische 
Rückblicke  gegeben  und  die  Begeben- 
heiten des  Landkrieges  gestreift,  vv. 

Bon,  Dr.  Gustave  le,  Premidres 
Consequences  de  la  Guerre.  (Trans- 
formation mentale  des  Peuples.  (Biblio- 
th^que  de  Philosophie  scientifique.) 
Dixiöme  Mille.  Paris  1916.  Ernest 
Flammarion.       336    S.       Frcs.    3,50. 

—  Die  üblichen  Verunglimpfungen 
Deutschlands,  d.  h.  die  Behauptung 
seiner  systematischen  Kriegstreiberei 
und  Völkerrechtsverletzungen,  dazu 
seiner  ,, angeborenen,  durch  den  Krieg 
bloß  offenbar  gewordenen  Bestialität" 
erscheinen  hier  im  Gewände  einer 
völkerpsychologischen  Plauderei. 

hm. 

B  o  r  n  h  a  k  ,    Geh.   Justizrat  Prof.  Dr. 

Conrad,      Belgiens    Vergangenheit 

und  Zukunft.    Berlin  1917.    Verlag  d. 

Grenzboten  G.  m.  b.  H.   39  S.  Ji  1,25. 

—  Der  Verfasser  sucht  nach  Darlegung 


der  Vergangenheit  Belgiens  den  Be- 
weis zu  erbringen,  daß  die  Wiederher- 
stellung eines  Staates,  der  nur  eine 
Schöpfung  Englands  und  Frankreichs 
im  enghsch-französischen  Interesse  war, 
unmöglich  sei,  und  die  Sicherheit  des 
Reiches  die  militärische,  politische  und 
wirtschaftliche  Beherrschung  des  Lan- 
des erfordere.  — h. 

Bovenschen,  Dr.  Albert, 
Deutschland  an  der  Zeitenwende.  Ein 
Wegweiser  in  die  deutsche  Zukunft. 
Leipzig  1916.  Xenien- Verlag.  239  S. 
M,  3, — .  —  Der  Entwurf  einer  Neu- 
orientierung der  äußeren  wie  inneren 
Politik.  Wiederaufrichtung  Polens  mit 
dem  westlichen  Teile  Galiziens  und 
Schaffung  eines  selbständigen  ukrai- 
nischen Staates  mit  dem  östlichen  Teile 
Galiziens,  Annexion  Litauens  und  der 
baltischen  Provinzen  als  Sicherung 
gegen  Osten,  Weiterführung  des  Schutz- 
zollsystems und  staatliche  Regelung 
der  Getreideeinfuhr  wird  als  Lösung 
der  äußeren  Fragen  vorgeschlagen.  In 
der  inneren  Politik  hält  der  Verfasser 
eine  Aussöhnung  der  sozial  gerichteten 
Monarchie  mit  der  sozialdemokrati- 
schen Arbeiterpartei  im  gemeinsamen 
Kampf  gegen  den  Großkapitalismus 
für  möglich.  — ö — 

Britain  Transformed.  New 
Energies  Illustrated.  London.  T. 
Fisher  Unwin,  Ltd.     38  S.     6  d  net. 

Destrde,  Jules,  En  Italic  pen- 
dant  la  Guerre.  De  la  D6cIaration  de 
Guerre  ä  lAutriche  (Mai  1915)  ä.  la 
D6claration  de  Guerre  ä  TAUemagne 
(Aoüt  1916).  Brüssel  u.  Paris  1916. 
G.  van  Oest  &  Cie.    242  S.    Frcs.  3,50. 

Deutschlands  Zukunft  bei 
einem  guten  und  bei  einem  schlechten 
Frieden.  Unter  Mitwirkung  v.  Bezirks- 
amtsassessor Fischer,  Privatdoz. 
Dr.  G  o  ß  n  e  r  ,  Geh.  Rat  v.  Gru- 
ber, Dr.  K  e  u  p  herausgeg.  v.  J.  F. 
Lehmann.  Mit  2  Karten  u.  103  gra- 
phischen Darstellungen.  München 
1917.    J.  F.  Lehmann.    48  S.    M  i, — . 

Diplomatieke  bescheiden 
betreffende  den  verscher  p- 
ten  duikbootoorlog.  's-Gra- 
venhage  191 7.     4  S. 

Egelhaaf,  Gottlob,  Historisch- 
politische Jahresübersicht  für  1916. 
(9.   Jahrg.  d.  Politischen   Jahresüber- 
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sieht.)  Stuttgart  1917.  Carl  Krabbe 
(Erich  Gußmann).  191  S.  M  3, — . 
— •  Der  Verfasser  gibt  in  dem  Jahr- 
buch einen  Überbhck  über  die  politi- 
schen Ereignisse  des  Jahres  191 6  und 
fügt  eine  Anzahl  für  die  Zeitgeschichte 
wichtiger  Dokumente  bei.  k. 

E  g  1  i ,  Oberst  Karl,  Lektor  der 
Kriegswissenschaften  an  der  Univer- 
sität Basel,  Zwei  Jahre  Weltkrieg. 
August  191 4  bis  August  1916.  Zürich 
1917.  Schultheß  &  Co.  XII,  224  S. 
JC  5, — .  —  Der  Verfasser  gibt  als  Zweck 
seiner  Arbeit  an,  eine  „kurze,  unpar- 
teiische und  allgemein  verständliche 
Übersicht  über  die  militärischen  Er- 
eignisse" geben  zu  wollen.  Eine  wissen- 
schaftliche Wertung  der  Vorgänge  ist 
vermieden;  ebenso  ein  Eingehen  auf 
Einzelheiten.  Dem  Text  sind  22  Kar- 
tenskizzen beigegeben.  k. 

Eichhorn,  Dr.  phil.  Gustav, 
Deutsche  Kriegspolitik  und  England. 
Zürich  1916.  Gebr.  Leemann  &  Co. 
284  S.  M  5, — .  —  Durch  eine  ein- 
gehende Charakteristik  der  Absichten 
und  Methoden  der  englischen  Politik, 
gestützt  auf  eine  ausgiebige  Benutzung 
der  Presseäußerungen  will  der  Ver- 
fasser erneut  auf  England  als  den 
stärksten  und  gefährlichsten  Feind 
hinweisen  und  diese  Tatsache  der 
deutschen  Kriegspolitik  warnend  ins 
Bewußtsein  rufen.  — ö — 

El  apresamiento  del  vapor 
,,Presidente     Mitre".       Docu- 


(Repüblica  Argen- 
de Relaciones  Ex- 
Buenos  Aires  1916. 


mentos  Oficiales. 
tina.  Ministerio 
teriores  y  Culto.) 
XIX,  63  S. 

Endres,  Franz  Carl,  kaiserl. 
Ottoman.  Major  a.  D.,  Der  Krieg  gegen 
Rumänien.  (Eine  kurze  zusammen- 
fassende Übersicht.)  München  u. 
Leipzig  1917.  Fr.  Seybold  G.  m.  b.  H. 
149  S.     Jli   I, — . 

Examination  of  Parcels  and 
Letter  Mails,  Memorandum  ad- 
dressed  by  the  French  and  British 
Governments  to  the  United  States 
Government  regarding  the  — .  (Mis- 
cellaneous.  No.  2.)  Presented  to  both 
Houses  of  Parliament  by  Command 
of  His  Majesty.  (Cd.  8438.)  London 
1917.     10  S.     2  d  net. 

F  i  d  e  1  i  s  ,  Der  Lohn  der  Opfer.  (Vor- 
trupp-Flugschrift. No.  39.)  Hamburg 
1917.    Alfred  Janssen.    15  S.    Ji  0,20. 

Flanderns    Wehklage!  —  Und 


wir?  Ein  flämischer  Weckruf  und 
ein  deutsches  Echo.  5. — 8.  Tausend. 
Heidelberg  1917,  Carl  Winter.  63  S. 
M  I,—. 

Foscari,  Piero,  Salviamo  la  Dal- 
mazia.  (Problemi  Na2ionali.  No.  i.) 
Rom  1916.  L'Italiana.  XVIII,  60  S. 
—  Eine  nationalistische  Propaganda- 
schrift die  für  die  Einverleibung  Dal- 
matiens  als  eines  der  Kriegsziele  Ita- 
liens eintiitt.  — h. 

Höchstpreise,  Alphabetisches  Ver- 
zeichnis der  Gegenstände,  für  welche 
Preisbindungen  irgendwelcher  Art,  ins- 
besondere Höchstpreise,  seit  Kriegs- 
beginn vorgeschrieben  und  im  Reichs- 
Gesetzblatt  oder  im  Zentralblatt  für 
das  Deutsche  Reich  veröffentlicht  wor- 
den sind.  Bearbeitet  in  der  Volkswirt- 
schaftlichen Abteilung  des  Kriegsernäh- 
rungsamts. Berlin  191 7.  In  Kom- 
mission bei  Georg  Nauck  (Fritz  Rühe). 
148  8.     M  3.— • 

H  o  1 1  w  e  g  ,  Kontreadmiral  Carl, 
Unser  Recht  auf  den  U-Bootskrieg. 
Berlin  1917.  Ullstein  &  Co.  242  S. 
M  I, — .  —  Gibt  eine  zusammenfas- 
sende Darstellung  der  politischen  und 
rechtlichen  Beweggründe  des  Unter- 
seebootskrieges, sowie  seiner  voraus- 
sichtlichen Wirkung  auf  die  Lebens- 
mittelversorgung Englands.       — rg. 

Horlacher,  Dr.  Michael,  Wis- 
senschaftlicher Mitarbeiter  der  Baye- 
rischen Lebensmittelstelle,  Kriegswirt- 
schaft und  Lebensmittelteuerung  im 
In-  und  Ausland.  (Finanz-  und  Volks- 
wirtschaftliche Zeitfragen.  Herausgeg. 
von  Reichsrat  Prof.  Dr.  v.  Schanz  u. 
Geh.  Rcg.-Rat  Prof.  Dr.  Wolf.  Heft 
33.)  Stuttgart  1917.  Ferdinand  Enke. 
69  S.  M  2,60.  —  Schildert  in  ein- 
gehender und  anschaulicher  Weise  text- 
lich und  tabellarisch  die  Lebensmittel- 
teuerung und  Lebensmittelversorgung 
des  In-  und  Auslandes.  Das  reichhaltige 
Tatsachenmaterial  ist  im  ganzen  eine 
wirtschaftliche  Rechtfertigung  des  ver- 
schärften U-Bootkrieges.  — h. 

Hurd,  Archibald,  Sea  Power. 
London  191 6.  Constable  &  Co.,  Ltd. 
94  S.  —  Der  Versuch  eines  Nachweises, 
daß  die  Seemacht  der  fundamentale 
Faktor  der  englischen  wie  amerika- 
nischen Geschichte  gewesen  ist  und 
daß  trotz  allem  Anschein,  als  ob  Mili- 
tärmacht den  Lauf  der  Geschichte  be- 
stimmt habe,  nur  die  Beherrschung  der 
See  diesen  beiden  Nationen  die  Mög- 
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lichkeit  gegeben  hat,  in  den  Besitz  der 
größten  Territorien  der  Welt  zu  ge- 
langen und  zu  gleicher  Zeit  die  Ideale 
persönlicher  und  kommunaler  Freiheit 
hochzuhalten.  — o — 

Kelynack,  T.  N.,  M.  D.,  Pro  Pa- 
tria. A  Guide  to  Public  and  Personal 
Service  in  War  Time.  Volume  I.  Lon- 
don 191 6.  John  Bale,  Sons  &  Daniels- 
son,  Ltd.  XVm,  260  S.  sh.  3/6  net. 
— •  Ein  Überblick  über  die  vaterlän- 
dischen charitativen  Einrichtungen 
Englands  amtlicher  und  privater  Na- 
tur, sowie  ihre  Organisation  und  Tätig- 
keit. — st — 

Kralik,  Richard  v.,  Vom  Welt- 
krieg zum  Weltbund.  Abhandlungen, 
Aufsätze,  Gedanken  und  Stimmungen. 
Innsbruck  1916.  Tyrolia.  451  S. 
M,   4>20. 

Kunde,  A.,  Königl.  Sachs.  Oberst 
z.  D.,  Entstehung,  Ziele  und  Schuld- 
frage des  Weltkrieges  191 4.  Dresden 
191 7.    Berthold  Sturm.    30  S.   M  0,80. 

Larsen,  Karl,  Von  der  inneren 
deutschen  Front.  Aus  dem  Dänischen 
übertragen.  Ausgewählt  aus  den 
Büchern  ,, Deutschlands  Nationalmili- 
tarismus" u.  ,, Arbeit-Dienst".  2.  Aufl. 
Berlin  1917.  Erich  Reiß.  105  S. 
M  I, — .  —  Eine  Sammlung  von  Ar- 
tikeln, die  während  des  Krieges  in  der 
dänischen  Zeitung  ,, Politiken"  erschie- 
nen sind.  Nach  einer  kurzen  autobio- 
graphischen Skizze  sucht  Larsen  in 
mehreren  Aufsätzen  den  deutschen 
Militarismus  dem  Auslande  als  ,, natio- 
nale Arbeitsmethode"  und  ,, irdische 
Staatsreligion"  aus  der  eigentümlichen 
Natur  der  Deutschen  verständlich  zu 
machen.  Der  Rest  der  Schrift  gibt 
eine  anschauliche  Schilderung  des 
Lebens  hinter  und  an  der  deutschen 
Front.  — ö — 

Launay,  L.  de,  France- AUemagne. 
Problömes  miniers,  munitions,  blo- 
cus,  apr^s-guerre.  Paris  191 7.  Ar- 
mand Colin.  275  S.  Eres.  3,50.  — 
Ein  Versuch,  den  gegenwärtigen  Krieg 
nach  Ursache,  Verlauf  und  Folgen  geo- 
logisch, d.  h.  insbesondere  aus  der 
Lagerung  von  Eisenerzen  und  Kohle 
zu  erklären.  Dementsprechend  kommt 
der  Verfasser  zu  der  Forderung,  daß 
nicht  nur  ganz  Elsaß-Lothringen,  son- 
dern auch  das  Kohlenbecken  der  Saar 
als  ,, ursprünglich  französisches  Gebiet" 
an   Frankreich   zurückfallen   müsse. 

— seh — 


L  e  r  o  y  -  B  e  a  u  1  i  e  u  ,  Paul,  La 
guerre  de  191 4  vue  en  son  cours 
chaque  semaine.  La  deuxieme  ann^e 
de  guerre.  (Aoüt  191 5  ä  fin  juillet 
1916.)  Troisifeme  Edition.  Paris  1916. 
Librairie  Delagrave.  VIII,  529  S. 
Eres.  3,50.    (Vgl.  W.  A.  8.  Bd.,  S.  240.) 

Lindemann,  Dr.  Hugo,  Die 
deutsche  Stadtgemeinde  im  Kriege. 
(Kriegswirtschaftliche  Zeitfragen  in 
Verbindung  mit  Prof.  Dr.  Schmid  u. 
Prof.  Dr.  Stieda  herausgeg.  v.  Prof. 
Dr.  Eulenburg.  Heft  6/7.)  Tübingen 
1917.  J.  C.  B.  Mohr  (Paul  Siebeck). 
94  S.     M  2, — . 

Livonicus,  Sind  die  Letten  deutsch- 
feindlich ?  Eine  Aufklärungsschrift 
über  die  wirtschaftlichen  und  politi- 
schen Fragen  in  Liv-,  Est-  und  Kur- 
land. Mit  einem  Rückblick  auf  die 
Unruhen  von  1905.  Freiburg  i.  Br. 
1916.  Verl.  der  Genossenschafts- 
druckerei G.  m.  b.  H.    52  S.    Ji,  0,75. 

M  a  c  k  a  y  ,  Frhr.  B.  L.  v.,  Völkerführer 
und  -Verführer.  Frankfurt  a.  M.  1917. 
Rütten  &  Loening.  343  S.  16  Bild- 
nisse. Geb.  Ji  6, — .  —  Skizzen  einiger 
der  wichtigsten  politischen  Persönlich- 
keiten des  gegenwärtigenKrieges.Es  sind 
eine  Reihe  von  Engländern,  Franzosen, 
Russen,  Türken  und  Balkanpolitikern 
unter  Berücksichtigung  ihrer  geschicht- 
lichen Entwicklung  betrachtet  und  be- 
urteilt, k. 

Maurras,  Charles,  Le  Parle- 
ment  se  reunit  de  Mi-Novembre  1914 
ä,  Fin  Aoüt  191 5.  (Les  Conditions  de 
la  Victoire.)  Paris  1917.  Nouvelle 
Librairie  Nationale,   349  S.   Eres.  3,50. 

Menzel,  Dr.  jur.  Hans,  Das  eng- 
lische Feuerversicherungsgeschäft  in 
Deutschland  und  der  Krieg.  Breslau 
1915.  J.  U.  Kern  (Max  Müller).  43  S. 
M  1,20.  —  Erörtert  den  Anteil  der 
englischen  Feuerversicherungsgesell- 
schaften am  deutschen  Geschäft,  die 
völkerrechtlichen  Bestimmungen  für 
Verträge  zwischen  Untertanen  krieg- 
führender Länder,  Rechtslagen  der 
zwischen  englischen  Hauptniederlas- 
sungen und  deutschen  Gesellschaften 
geschlossenen  Verträge,  den  einseitigen 
Rücktritt  vom  Versicherungsvertrage, 
sowie  die  Verdrängung  englischer  Ge- 
sellschaften aus  Deutschland.    — rg. 

M  e  u  r  i  o  t ,  Dr.  Paul,  Statistiques 
de  Guerre.  Paris  u.  Nancy  1916. 
Berger-Levrault.  38  S.  Frc.  1,50. 
—  Inhalt:    Statistique  compar6e   des 
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Territoires  ced6s  par  la  France  en  1871. 

—  La  Question  des  Chemins  de  Fer 
d'Alsace- Lorraine  en  1870 — 1871.  — 
Le  Revenu  domanial  des  Etats  alle- 
mands. 

Meyer,  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr. 
Eduard,  Der  Amerikanische  Kon- 
greß und  der  Weltkrieg.  Berlin  191 7. 
Karl  Curtius.  XX,  132  S.  JÜ  4, — .  — 
Enthält  vor  allem  eine  Wiedergabe  der 
auf  den  U-Bootkrieg  bezüglichen  Ver- 
handlungen des  Kongresses  der  Ver- 
einigten Staaten.  — rg. 

Motschmann,  Dr.  Gustav, 
Deutschlands  Entscheidungskampf. 
Vortrag,  zur  sechsten  Kriegsanleihe 
gehalten  am  2.  April  191 7  im  Senats- 
saal des  Generalgouvernements  in  Bel- 
gien.    Brüssel  191 7.     35  S. 

Norrlander,  R.,  u.  S.  Sario, 
Die  nordische  Brücke.  Mit  3  Karten. 
(Die  russische  Gefahr.  Beiträge  und 
Urkunden  zur  Zeitgeschichte.  Heraus- 
geg.  V.  Paul  Rohrbach.  Heft  5.)  Stutt- 
gart 1917.  J.  Engelhorns  Nachf.  79  S. 
M  1,50.  —  Unter  der  ,, nordischen 
Brücke"  ist  der  Weg  gemeint,  der  über 
Petersburg,  Finnland,  die  befestigten 
Alandsinseln  und  Schweden  die  Ver- 
bindung zwischen  Rußland  einerseits 
und  England  und  Amerika  anderer- 
seits herstellt.  Als  eine  neue  Zufuhr- 
straße, mittelst  welcher  das  uner- 
schöpfliche Menschenreservoir  Ruß- 
lands mit  Waffen,  Munition  und  Waren 
gespeist  werden  soll,  bedroht  die  ,, nor- 
dische Brücke"  Mitteleuropa.  Nur 
durch  ein  autonomes  freies  Finnland 
kann  sie  unterbrochen  und  damit  die 
russische    Gefahr    gemindert    werden. 

vv. 

P61adan,La  Guerre  des  Idees.  Paris. 
E.  Flammarion.     352   S.     Frcs.  3,50. 

—  Der  Verfasser  führt  den  um- 
ständlichen, für  seine  Person  bün- 
digen Beweis,  daß  die  Deutschen 
ein  moralisch  minderwertiges  Volk 
sind,  und  daß  die  Entente  im  Zeichen 
Christi  gegen  den  Wotanismus  der 
Deutschen  kämpft.  k. 

Prion,  Willi,  Die  Pariser  Wirt- 
schaftskonferenz. {Schmollers  Jahr- 
buch. 41.  Jahrg.,  Heft  i,  S.  289 — 353.) 
München  u.  Leipzig  191 7.  Duncker  & 
Humblot. 

Proposed  Release  of  Civi- 
lians  Interned  in  the  Bri- 
tish and  German  Empires, 
Further  Gjrrespondence  respecting  the 


— .  (Miscellaneous.  No.  i.)  Prescnted 
to  both  Houses  of  Parliament  by  Com- 
mand  of  His  Majesty.  (Cd.  8437.) 
London  1917.     6  S.     i  d  net. 

R  e  i  c  h  1 ,  H.  N.,  Der  Friede  und  wie 
ist  er  ein  dauernder  ?  Nach  den  Unter- 
schieden der  gegeneinander  kämpfen- 
den Völker  im  Weltkrieg  dargestellt. 
Nürnberg  1916.  H.  Reichl.  150  S. 
JC  2, — .  —  Betrachtungen  über  die 
Wesensart  der  kämpfenden  Völker,  die 
Deutschen  sind  männlicher,  deren 
Gegner  weiblicher  Art.  Der  Friede 
kann  nur  bestehen,  wenn  ,, Geist  und 
Macht",   d.   i.   Deutschland,   obsiegen. 

k. 

Rohrbach,  Paul,  Woher  kam  der 
Krieg  ?  Wohin  führt  er  ?  Neue,  be- 
deutend erweiterte  Auflage.  61. — 68. 
Tausend.  Weimar  1917.  Gustav  Kie- 
penheuer. 78  S.  M  1,50.  —  Der  Ver- 
fasser untersucht  die  politischen  Ur- 
sachen des  Krieges  und  stellt  eine 
Reihe  von  politischen  Kriegszielen,  be- 
sonders kolonialer  Art,  auf.  k. 

S  a  r  t  o  r  ,  Oblt.  Frhr.  M.  v.,  Kriegs- 
atlas. Chronologischer  Atlas  der 
Kämpfe  des  Weltkrieges  in  Europa 
und  an  den  Grenzen  der  asiatischen 
Türkei.  I.  Teil.  Bielefeld  u.  Leipzig 
1917.  Velhagen  &  Klasing.  21  Karten. 
M  2,50.  —  Der  Verfasser  zeigt  in 
einer  Reihe  von  Karten  mit  knappen 
Begleitworten  die  militärischen  Ereig- 
nisse des  Krieges  nach  kurzen  Perioden. 
Der  vorliegende  i.  Teil  umfaßt  die  Zeit 
von  der  Mobilmachung  bis  zur  großen 
russischen  Sommeroffensive  191 6.   — h. 

Schippel,  Max,  England  und  Wir. 
Kriegsbetrachtungen  eines  Sozialisten. 
(Sammlung  v.  Schriften  zur  Zeit- 
geschichte.) Berlin  1917.  S.  Fischer. 
197  S.  M  2, — .  —  Eine  Sammlung  von 
Aufsätzen,  in  denen  der  Revisionist 
und  handelspolitische  Mitarbeiter  der 
Sozialistischen  Monatshefte  das  Ver- 
hältnis Deutschlands  zu  England,  ins- 
besondere mit  Bezug  auf  Rußland, 
kritisch  beleuchtet.  — d — 

Schwarzbuch  der  Schand- 
taten unserer  Feinde,  Das 
— .  Herausgeg.  vom  Kriegspolitiscbcn 
Kultur- Ausschuß  der  Deutsch-nordi- 
schen Richard  Wagner- Gesellschaft  für 
germanische  Kunst  und  Kultur  mit 
einem  Nachwort  von  Freiherrn  Mar- 
schall von  Biberstein.  5. — 8.  Auflage. 
Berlin  191 5.  Wilh.  Borngräber.  198  S. 
M,  1,80.  —  Der  Titel  des  Buches  weist 
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auf  den  Inhalt  hin.  Eine  auf  amtliches 
Material  sich  stützende  Darstellung  der 
Völkerrechtsverletzungen  seitens  der 
Entente  im  Weltkrieg.  — ^h. 

S  e  i  b  t ,  Geh.  Reg.-Rat  Dr.  Gustav, 
Die  Aushungerung  Englands.  Eine 
volkswirtschaftliche  Untersuchung. 
Berlin.  August  Scherl  G.  m.  b.  H. 
48  S.  Ji  0,50.  —  Die  Aufsätze  der 
Broschüre,  die  u.  a.  über  die  Schiffs- 
raumnot Englands,  Englands  Abhän- 
gigkeit von  überseeischer  Nahrungs- 
mittel- und  Rohstoffzufuhr,  Englands 
Getreide-  und  Viehwirtschaft  und  die 
Schwierigkeit,  ihre  Erträge  zu  stei- 
gern, über  das  Versagen  der  Welt- 
weizenernte und  die  Kohlennot  im 
Weltverkehr  handeln,  sind  zumeist  (im 
Jan.  u.  Feb.  191 7)  in  neutralen  Zei- 
tungen erschienen.  Von  besonderem 
Interesse  ist  der  Abschnitt  ,, Knappe 
Zufuhren  nach  England",  der  die  Nah- 
rungsmitteleinfuhr von  191 6  mit  der 
von  191 3  vergleicht.  — th. 

S  e  1  i  g  m  a  n  n  ,  Edwin  R.  A.,  Mc 
Vickar  Prof.  of  Political  Economy, 
Columbia  University,  An  Economic 
Interpretation  of  the  War.  (Reprinted 
from  ,, Problems  of  Readjustment  after 
the  War".)  New  York  1915.  D.  Apple- 
ton &  Co.  72  S.  —  Eine  nicht  un- 
interessante Studie  der  materialisti- 
schen Geschichtsbetrachtung.  DerVer- 
fasser  leitet  den  Krieg  aus  der  Tatsache 
ab,  daß  das  kapitalistische  Wirtschafts- 
system in  der  hochentwickelten  Form 
Europas  und  Nordamerikas  noch  nicht 
die  ganze  Erde  erfaßt  hat,  sondern 
noch  Länder  der  wirtschaftlichen  Er- 
schließung durch  den  Kapitalismus 
harren;  in  den  sich  hier  treffenden 
Interessengegensätzen  liegen  nach  dem 
Verfasser  die  Ursachen  des  augen- 
blicklichen wie  die  Ursachen  weiterer 
Kriege.  — st — 

Stegemann,  Geh.  Reg.-Rat  Dr., 
Ein  deutsches  Kriegswirtschafts-Mu- 
seum. (Deutsche  Wirtschafts-Zeitung. 
13.  Jahrg.,  No.  8,  Sp.  217 — 229.) 
Leipzig  1917.      Quelle    &  Meyer. 

Stegemann,  Hermann,  Ge- 
schichte des  Krieges,  i.  Bd.  Mit 
5  farbigen  Kriegskarten.  11. — 20.  Tau- 
send. Stuttgart  u.  Berlin  191 7. 
Deutsche  Verlags- Anstalt.  XVI,  444  S. 
Ji  11,50.  —  Der  Militär kritiker  des 
Berner  ,,Bund"  gibt  eine  Abhandlung 
über  die  Kriegsereignisse  vom i.  August 


1914  bis  zum  15.  September  1914.  In 
einem  Anhang  ist  eine  Darstellung  der 
politischen  Vorgeschichte  des  Krieges, 
in  einem  zweiten  sind  Auszüge  aus  den 
s.  Z.  im  Anschluß  an  die  Tagesberichte 
entstandenenBetrachtungen  zur  Kriegs- 
lage mitgeteilt.  k. 

Verwey,  Albert,  Holland  en  de 
oorlog.  (Handboekjes  elck't  beste  on- 
der  leiding  van  L.  Simons.)  Uitgegeven 
door  de  Maatschappij  voor  Goede  en 
Goedkoope  Lectuur  Amsterdam.  VIII, 
76  S.     fl.  0,50. 

Vo  1  k  s  e  r  n  ä  h  r  u  n  g  im  dritten 
Kriegsjahre.  Denkschrift,  über- 
reicht an  Seine  Exzellenz  den  Herrn 
Minister  d.  Innern  im  Okt.  1916  durch 
den  Verein  Die  Bereitschaft,  Verein  f. 
soziale  Arbeit  u.  zur  Verbreitung  so- 
zialer Kenntnisse.  Wien.  Anzengruber- 
Verlag  Brüder  Suschitzky.     14  S. 

Vries,  J.  de,  Ons  land  tijdens  den 
vorigen  Europeeschen  oorlog.  (Vragen 
van  den  dag.  32.  Jahrg.,  Maiheft, 
S.  364 — 379.)  Amsterdam  1917.  S.  L. 
van  Looy. 

Wagner,  Dr.-Ing.  Martin,  Bau- 
wirtschaft, Realkredit  und  Mieten  in 
und  nach  dem  Kriege.  (Finanz-  und 
Volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Her- 
ausgeg.  v.  Reichsrat  Prof.  Dr.  v.  Schanz 
u.  Geh.  Reg.-Rat  Prof.  Dr.  Wolf. 
Heft  34.)  Stuttgart  1917.  'Ferdinand 
Enke.     45  S.     JH>  1,80. 

Weiser,  k.  k.  Bezirksrichter  Dr. 
Max,  Regelung  und  Schutz  der  Be- 
völkerungsversorgung nach  der  Kaiser- 
lichen Verordnung  vom  21.  August 
1916,  RGBl.  No.  261,  Wien  1917. 
Manz.  VI,  154  S.  Kr.  3,80.  —  Eine 
wertvolle  systematische  Darstellung 
der  österr.  Verordnung  über  die  Ver- 
sorgung der  Bevölkerung  mit  unent- 
behrlichen Bedarfsgegenständen.  Auch 
die  Regelung  dieser  Materie  in  einer 
Reihe  von  anderen  Ländern  wird  ver- 
gleichsweise mitbehandelt.        — s — 

W  e  y  e  r  ,  Kapitänleutnant  B.,  Taschen- 
buch der  Kriegsflotten.  17.  Jahrg. 
Nachtrag.  Ergänzungen  u.  Berichti- 
gungen bis  Ende  Febr.  191 7  einschließ- 
lich eines  vollständigen  Verzeichnisses 
der  Schiffsverluste  von  England, Frank- 
reich, Italien,  Rußland  und  Japan  seit 
Kriegsbeginn.  Mit  20  Schiffsbildern. 
München  1917.  J.  F.  Lehmann.  79  S. 
M  1,20.  (Vgl.  W.  A.,  8.  Bd.,  Heft  2, 
S.  532.) 


Zur  Ideengeschichte  des  englischen 
Imperialismus. 

Von 

Prof.  Dr.  J.  Hashagen,  Bonn. 


Die  Erforschung  der  Geschichte  der  poHtisch-wiitschafthchen  An- 
schauungen bleibt  nur  dann  auf  wissenschafthcher  Grundlage,  wenn  sie 
von  Anfang  an  auch  die  politisch- wirtschaftliche  Wirklichkeit  der  Praxis 
ins  Auge  faßt.  „Ideengeschichte",  sofern  sie  Geschichte  der  politisch- 
wirtschaftlichen Ideen  ist,  muß  deshalb  immer  mehr  als  Ideengeschichte 
sein.  Da  die  theoretische  Idee  sich  in  einer  praktischen  Umwelt  entwickelt, 
so  ist  nicht  nur  die  Idee,  sondern  auch  diese  Umwelt  als  Forschungs- 
gegenstand der  wissenschaftlichen  Ideengeschichte  zu  bezeichnen.  Es 
ist  vielleicht  nicht  überflüssig,  diese  methodische  Wahrheit  zu  betonen, 
weil  auch  die  Geschichte  der  politisch- wirtschaftlichen  Anschauungen 
durch  gewisse,  allzu  abgezogene  hegelianisierende  philosophiegeschicht- 
liche Richtungen  insofern  auf  Abwege  gelockt  worden  ist,  als  sie  sich  dazu 
verführen  ließ,  die  Geschichte  blutleerer  Begriffe  zu  entwickeln,  anstatt 
diese  Begriffe  an  dem  Organismus  des  wirklichen  Lebens,  dem  sie  ent- 
stammen, zu  untersuchen.  Gerade  Historiker  und  Nationalökonomen 
werden  diese  von  der  Erforschung  der  Praxis  oft  kaum  berührte  be- 
griffsgeschichtliche Richtung  nicht  einschlagen. 

Die  Ideengeschichte  des  englischen  Imperialismus  hat  ganz  besondere 
Veranlassung,  von  Anfang  an  den  Horizont  der  Forschung  weit  genug 
zu  spannen  und  über  den  Ideen  die  Entwicklung  des  wirklichen  Im- 
periums, d.  h.  ,,die  Geschichte  der  über  Englands  Grenzen  hinausgehenden 
Reichsbildung",  nicht  zu  vergessen.  Wie  eng  beides  zusammenhängt, 
ergibt  sich  sogar  aus  dem  —  wissenschaftlich  freilich  wenig  befriedigenden 
—  Zustande  der  Terminologie;  denn  das  Wort  ,, Imperialismus"  wird, 
abgesehen  von  seinem  sonstigen  flüssigen  und  schillernden  Inhalte  auch 
noch  wahllos  auf  die  Geschichte  des  Wachstums  (und  der  Festigung) 
des  englischen  Reiches  und  andererseits  auf  die  Geschichte  der  Gedanken 
darüber,  beides  im  weitesten  Sinne  verstanden,  angewandt.  Theorie  und 
Praxis  fließen  in  der  Tat  völlig  ineinander.    Ein  und  dieselben  Persön- 
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lichkeiten  hinterlassen  in  der  Geschichte  beider  ihre  tiefen  Spuren,  Am 
wenigsten  in  der  Geschichte  des  enghschen  Imperiahsn:ius  ist  die  Ge- 
dankenentwicklung nur  ein  Gedankending. 

Zwischen  Idee  und  Umwelt  besteht  erfahrungsgemäß  ein  verwickeltes, 
sich  jeder  einfachen  Formel  entziehendes  Wechselwirkungsverhältnis, 
wobei  bald  die  eine  bald  die  andere  Größe  als  causa  efficiens  oder  gar 
als  causa  sui  erscheint  und  dann  vor  der  anderen  einen  Vorsprung  ge- 
winnt. Jedenfalls  ist  die  politisch-wirtschaftliche  Idee  weit  mehr  als 
nur  der  gesetzmäßig  entstandene  theoretische  Widerschein  der  poli- 
tisch-wirtschaftlichen Praxis.  So  einfache  Bilder  können  den  verwickelten 
geistesgeschichtlichen  Zusammenhängen,  wenn  anders  ihre  Erforschung 
wissenschaftlich  gerichtet  ist,  niemals  gerecht  werden.  Die  Idee  ist  ja 
nicht  nur  Folge,  sondern  auch  Grund  der  Umwelt.  Und  selbst  wenn  sie 
heute  Folge  ist,  kann  sie  morgen  schon  wieder  Grund  sein :  eine  gewaltige 
geistige  Triebkraft  zu  neuer  Entwicklung. 

Diese  allgemeinen  Andeutungen  können  vielleicht  schon  dazu  dienen, 
um  für  die  Erforschung  der  Geschichte  des  englischen  Imperialismus 
auf  ein  Problem  aufmerksam  zu  machen,  das  in  seiner  wissenschaftlichen 
Tragweite  und  vergleichsweise  überragenden  Bedeutung  vielleicht  noch 
nicht  genügend  gewürdigt  wird.  Dies  wichtige  Problem  der  Ideengeschichte 
des  englischen  Imperialismus  ist  die  Frage  nach  ihrem  Verhältnis  zur  Ge- 
schichte der  praktischen  Entwicklung  des  englischen  Weltreiches.  Wie 
verhalten  sich  in  diesem  Teile  der  englischen  Geistesgeschichte  Idee  und 
Umwelt  ?  Die  Antwort  auf  diese  Frage  vorzubereiten,  ist  eine  der  Haupt- 
aufgaben der  Ideengeschichte  des  englischen  Imperialismus. 

Besonders  deutsche  Forscher  wie  Gerhart  v.  Schulze- Gaevernitz 
und  neuerdings  Friedrich  Brie  haben  sich  dieser  Aufgabe  bereits  mit 
bestem  Erfolge  gewidmet  und  Ergebnisse  zutage  gefördert,  deren  grund- 
sätzliche Bedeutung  immer  noch  eine  gesonderte,  weiter  führende  Be- 
trachtung lohnt. 

Die  erste  dabei  auftauchende  Frage  ist  die  nach  Alter  und  Ursprung 
des  Imperialismus  in  England.  Tritt  man  ihr  näher,  so  macht  man  so- 
gleich eine  bemerkenswerte  Erfahrung,  die  sich  dann  im  Laufe  der  späteren 
Entwicklung  noch  mehrfach  und  gelegentlich  in  gesteigertem  Maße 
wiederholt :  die  Geschichte  des  praktischen  Imperiahsmus  ist  für  die  Ge- 
schichte des  theoretischen  Imperialismus  kein  zuverlässiger  Wegweiser; 
die  Welt  der  Wirklichkeit  und  die  Welt  der  Gedanken  stehen  oft  nicht 
im  Einklang;  zwischen  beiden  befindet  sich  noch  eine  Kluft. 

Es  ist  bekannt  und  kürzlich  beispielsweise  von  Felix  Salomon  in 
übersichtlicher  Zusammenfassung  lichtvoll  beschrieben  worden,  daß  Eng- 
land schon  während  des  Mittelalters  eine  praktische,  zuerst  zwar  nur 
dynastisch,  später  aber  national  bestimmte  imperialistische  Politik  ge- 
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trieben  hat,  als  ein  über  sich  selbst  hinausstrebendei*  Agrarstaat  weit  über 
seine  natürlichen  Grenzen  hinausgewachsen  ist  und  sich  eine  Zeitlang  zu 
einer  Art  Weltmacht  entwickelt  hat,  wenn  sich  auch  diese  englische  „Welt- 
macht" des  Mittelalters  noch  in  bescheidenen  Grenzen  hält  und  weder 
mit  der  neuzeitlichen,  schon  im  späten  Mittelalter  vorbereiteten  englischen, 
noch  mit  der  früh-  und  hochmittelalterlichen  deutschen  des  ,, Reiches 
der  Mitte"  zu  vergleichen  ist.  Läßt  man  aber  solche  unfruchtbaren  Ver- 
gleiche beiseite,  so  wird  man  doch  schon  von  der  englischen  Welt-  oder 
wenigstens  Großmacht  während  des  Mittelalters  einen  lebhaften  Eindruck 
gewinnen  und  es  dann  immer  noch  bemerkenswert  finden,  daß  diese  zeit- 
weise überaus  kraftvolle  und  glänzende  praktische  Entwicklung  fast 
ganz  ohne  Niederschlag  in  den  Ideen  geblieben  ist,  in  deuthchem  Gegen- 
satz zu  den  stets  theoretisierenden  Neigungen  der  Deutschen.  Es  ist  doch 
wohl  eine  für  England  charakteristische  Tatsache,  daß  der  imperiali- 
stischen Praxis  des  Mittelalters  in  England  noch  fast  keine  Theorie  ent- 
spricht, zu  Hilfe  kommt  oder  gar  vorauseilt.  Der  Grund  für  den  weiten 
Vorsprung,  den  die  Praxis  hier  vor  der  Theorie  gewinnt,  für  das  Zurück- 
bleiben, ja  für  das  Fehlen  der  Idee  selbst  in  der  spätmittelalterlichen 
Periode  eines  nationalen  Imperialismus  ist  wohl  am  meisten  darin  zu 
suchen,  daß  sich  der  Zusammenhang  des  peripherisch  gelegenen  Insel- 
reiches mit  Rom,  also  mit  dem  Hauptquellpunkte  des  mittelalter- 
hchen  Imperialismus,  bereits  im  Laufe  des  Mittelalters  beträchthch  ge- 
lockert hat,  wie  sich  am  besten  auf  dem  Gebiete  des  englischen  Staats- 
kirchenrechts zeigen  ließe.  Auch  die  der  französischen  Ausdehnungs- 
poütik  schon  des  Mittelalters  so  günstige  karolingische  Überlieferung  ist  in 
dieser  Stärke  in  England  nicht  vorhanden.  Außerdem  sindfür  den  pohtischen 
oder  gcschichtsphilosophischen  Theoretiker  des  Mittelalters  nicht  die  Eng- 
länder, sondern  die  Deutschen  oder  der  Papst  die  Erben  des  römischen 
Weltreichs.  Neben  den  Motiven  mittelalterhcher  Geistesgeschichte, 
zu  denen  auch  der  unfertige  Zustand  von  Staat  und  Nation  in  England 
zu  rechnen  ist,  wird  man  bei  Begründung  jenes  mittelalterlichen  Vakuums 
in  der  Ideengeschichte  des  englischen  Imperialismus  aber  gewiß  auch  der 
Veränderung  weniger  unterworfene  Grundeigenschaften  des  englischen 
Geistes  heranziehen  wie  Nüchternheit  und  Tatmenschentum.  Es  ist  ge- 
wiß kein  Zufall,  daß  dies  schweigende  Handeln,  das  Erobern,  ohne  viel 
Worte  darüber  zu  machen,  die  Ausdehnung,  die  keiner  Werbearbeit 
bedarf,  all  dies  Trieb-  und  Naturhafte,  dies  Selbstverständliche,  Prak- 
tische der  wirklichen  Ausdehnung  des  englischen  Reiches  noch  von  den 
Imperialisten  des  neunzehnten  Jahrhunderts  als  Ideal  gefeiert  worden 
ist.  Sie  würden  also  das  Fehlen  der  imperialistischen  Idee  im  mittel- 
alterlichen England,  wenn  sie  darauf  geachtet  hätten,  als  nachahmens- 
wertes Vorbild  gepriesen  haben. 

28* 


426  J-  Hashagen, 

Auch  gegen  Ende  des  Mittelalters  dauert  das  Schweigen  noch  an^ 
obwohl  schon  die  großen  Entdeckungen  der  weiteren  Reichsbildung  neue 
Möglichkeiten  eröffnen,  und  obwohl  schon  der  erste  Tudorkönig  die  von 
seinen  Vorgängern  für  den  praktischen  Aufbau  eines  merkantilistischen 
Imperialismus  gelegten  selbständig-nationalen  Industrie-,  flotten-  und 
handelspolitischen  Grundlagen  in  rastloser  Arbeit  festigt  und  verbreitert. 
Auch  unter  ihm  wird  der  Vorsprung  der  Praxis  vor  der  Theorie  noch  nicht 
eingeholt.  Deutsche  und  ausländische  Forscher  wie  der  Franzose  I.  Gazeau 
und  der  Belgier  L.  Hennebicq  sind  darüber  einig,  daß  der  enghsche  Imperiahs- 
musals  Gedankenmacht  seinen  Ursprung  erst  in  der  Reformation  hat.  Schon 
unter  Heinrich  VIII.  macht  er  sich  gelegenthch  bemerkbar;  aber  erst 
unter  Elisabeth  und  ihren  Seehelden  gewinnt  er  an  Vollkraft.  Zu  klas- 
sischer Höhe  entwickelt  er  sich  jedoch  erst  im  puritanischen  Zeitalter 
unter  Cromwell. 

Wie  verwandte  Forschungen,  z.  B.  von  M.  Weber  und  von  E.  Troeltsch, 
in  diesem  Zeitalter  den  Nährboden  moderner  Freiheitsideen  wie  der 
Menschenrechte  wenn  auch  gewiß  nicht  ohne  Übertreibungen  und  Ein- 
seitigkeiten aufgedeckt  haben,  so  findet  auch  der  moderne  englische 
Imperialismus  ideengeschichtlich  in  diesem  weltgeschichtlich  ausgreifen- 
den Zeitalter  seine  entscheidenden  Vorstufen  und  Vorbilder.  Der  alt- 
testamentliche  Gedanke  des  Auserwählten  Volkes  gewinnt  Macht  über 
die  Gemüter.  Die  von  den  Tudors  praktisch  seit  langem  vorbereitete 
Kanal-  und  Seeherrschaft  wird  zur  Weltmachts-  und  Weltherrschafts- 
idee gesteigert.  Auch  die  vom  modernen  Imperialismus  in  der  Prim- 
rose League  (1883)  und  von  dem  Publizisten  Holland  (1901)  ausgegebene 
imperialistische  Parole  ,, Imperium  et  libertas"  tritt,  mit  religiös-so- 
zialen Pflichtgedanken  innig  verbunden,  ins  Bewußtsein.  Ja  selbst  die 
ihr  scheinbar  widersprechende  Heldenverehrung  wird,  wie  Brie  S.  32; 
zeigt,  gerade  von  den  größten  und  leidenschaftlichsten  Puritanern  am  wenig- 
sten verschmäht^).  Kein  Zeitalter  nimmt  in  der  Vorgeschichte  des  mo- 
dernen englischen  Imperialismus  einen  so  überragenden  Platz  ein  wie  das 
puritanische.  Der  Nachweis  dieser  grundlegenden  Tatsache  hatte  schon 
der  aufschlußreichen  Darstellung  von  Schulze- Gaevernitz  ihren  einzig- 
artigen ideengeschichthchen  Reiz  verheben. 

Die  praktische  Entwicklung,  wie  sie  in  der  Imperialpolitik  Heinrichs 
VIII.  und  noch  mehr  in  der  Flotten-,  Kolonial-  und  Weltpolitik  Ehsa- 
beths  und  Cromwells  hervortritt,  hat  dem  gewaltigen  Aufschwung  der 
Idee  einen  nicht  minder  starken  Antrieb  gegeben  wie  der  puritanische 
Idealismus.  Besonders  seit  dem  Siege  über  die  spanische  Armada  zieht  in 
der  Geschichte  des  älteren  Imperialismus  allmähhch  ein  klassisches,  von 

^)  Bei  Carlyle  gibt  der  Gedanke  von  der  Heldenpersönlichkeit  dem  Gedanken  vom 
auserwählten  Heldenvolke  eine  starke  Anregung,  wie  über  Brie  S.  72  hinaus  zu  betonen  ist.. 
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berühmten  Namen  bedecktes  Zeitalter  herauf,  dessen  bedeutende  ideen- 
geschichtliche Stellung  doch  niemals  nur  ideengeschichtHch  motiviert 
werden  kann. 

Beide  Motivenreihen  aber,  die  damals  gewirkt  haben,  scheinen  vor- 
nehmlich inncrenglisch  gewesen  zu  sein.  Außcrenglische  Einflüsse  scheinen 
im  Gegensatz  zu  später  mehr  femgehalten  zu  werden.  Gerade  in  dieser 
Frage  ist  jedoch  das  letzte  Wort  durch  die  Forschung  noch  nicht  ge- 
sprochen. Die  fremden  Einflüsse  eines  auch  anderswo  noch  ungenügend 
untersuchten  Renaissance- Imperialismus  bedürften  wenigstens  für  die 
vorpuritanische  Zeit,  etwa  für  Shakespeare  und  den  von  Brie  als  Imperia- 
listen unterschätzten  Bacon,  aber  auch  noch  für  den  puritanischen 
Imperialisten  Müton  einer  näheren  Untersuchung. 

Im  übrigen  hat  sich  aber  die  Aufstellung  des  ideengeschichtlichen 
Begriffs  des  puritanischen  Imperialismus  und  der  Nachweis  seiner  unver- 
wüstlichen, bis  zur  Gegenwart  reichenden  Nachwirkung  bereits  als  sicheres 
und  besonders  wertvolles  Ergebnis  der  bisherigen  Studien  bewährt.   Zur 
puritanischen  Devise  „Imperium  et  libertas"  äußert  sich  Brie  S.  27  zusam- 
menfassend sehr  richtig :  „Diese  Idee  verlieh  dem  englischen  Imperialismus 
schon  früh  die  Fähigkeit,  sich  auch  ausgesprochen  demokratischen  Strö- 
mungen anzupassen  und  die  etwaigen  gewaltsamen  Seiten  einer  rücksichts- 
los vorgehenden  Eroberungspolitik  mit  der  Betonung  der  damit  verbundenen 
freiheitlichen  und  somit  beglückenden  Mission  zu  rechtfertigen.    Und  so 
hat  die  Welt  seitdem  immer  wieder  das  Schauspiel  erlebt,  daß  England 
seine  Eroberungen  im  Namen  der  Freiheit  zu  machen  glaubte  oder  vor- 
gab.   Diese  Idee  hat  in  den  kommenden  Jahrhunderten  eine  Weltpohtik 
auf  breiter  demokratischer  Basis  ermöglicht."    Auch  der  Sozialist  Askew 
sagt  S.  5:  „Der  demokratische  Zug  hat  manchen  den  Weg  zum  Imperia- 
lismus erleichtert.    Es  wurde  ein  großartiges  Bild  eines  demokratischen 
Weltreiches  entworfen,   einer  weltumspannenden   Demokratie  des  bri- 
tischen Volkes,  die  für  die  übrige  Menschheit  vorbildlich  sein  sollte. 
Daß  dies  Bild  sehr  verschwommen  war,  hat  nicht  verhindert,  daß  es  auf 
viele  Menschen  eine  große  Wirkung  ausübte".  Von  hier  aus  wird  vielleicht 
auch  die  merkwürdige  Erscheinung  verständlicher,  daß  sogar  das  mit 
dem  Imperialismus  in  ständiger  harter  Fehde  liegende  Manchestertum 
schließhch  imperiahstischen  Gedanken  Raum  gibt  (Brie  S.  107  f.).   Jeden- 
falls lassen  sich  überall  moderne  Gedankenreihen  und  Willensrichtungen 
mit  größter  Bestimmtheit  bis  zu  den  Puritanern  zurückverfolgen. 

Über  die  nähere  Entstehungsgeschichte  des  modernen  englischen 
Imperiahsmus  des  neunzehnten  und  zwanzigsten  Jahrhunderts  ist  frei- 
Uch  mit  Aufdeckung  der  puritanischen  Parallelen  noch  nichts  gesagt. 
Für  diesen  neuen  Imperialismus  liefert  der  Puritanismus  mehr  nur  den 
allgemeinen,  zeitlich  schon  ziemlich  entfernten  Hintergrund.    Vor  diesem 
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Hintergrunde  wird  die  Entstehungsgeschichte  des  modernen  Imperia- 
hsmus  gewiß  schon  deuthcher.  Aber  die  Aufhellung  dieses  Hintergrundes 
entbindet  natürlich  nicht  von  der  sorgfältigen  Zeichnung  der  ideen- 
geschichtlichen Entwicklung,  die  sich  im  Laufe  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts im  Vordergründe  vollzogen  hat. 

Bei  der  Vorbereitung  dieser  Arbeit  stößt  man  wieder  einerseits  auf 
die  Frage  nach  der  praktischen  Bedingtheit  dieses  Abschnittes  der  ideen- 
geschichtlichen Entwicklung  und  andererseits  auf  die  Frage  nach  Alter  und 
Ursprung  dieses  neuen  Imperialismus.  Und  abermals  ist  dabei  die  äußere 
Geschichte  der  wirklichen  Reichsbildung  kein  zuverlässiger  Wegweiser. 
Sie  kommt  auch  nach  den  Zeiten  des  Protektorates  trotz  mancher  Rück- 
schläge des  siebzehnten  und  noch  des  achtzehnten  Jahrhunderts  nicht 
zum  Stillstand.  Der  praktische  Ausbau  eines  britischen  Weltreiches 
schreitet  rastlos  voran.  Jeder  europäische  Friedensschluß  fördert  neue 
brauchbare  Steine  dafür  zutage.  Die  damalige  englische  Auslandspolitik 
ist  auch  nicht  so  vorwiegend  kolonialpolitisch -händlerisch  gerichtet, 
wie  es  nach  Brie  S.  44  scheinen  könnte.  Auch  auf  dem  europäischen 
Festlande  ist  sie  äußerst  aktiv  und  zu  beträchtlichen  Opfern  bereit,  wie 
außer  der  Subsidienpolitik  die  Kriegszüge  zeigen,  auf  denen  englische 
Söldnertruppen  während  des  spanischen  und  des  österreichischen  Erb- 
folgekrieges bis  in  das  Herz  Deutschlands  vordrangen. 

Aber  die  Theorie  bleibt  wieder  völlig  hinter  der  imperialistisch- 
merkantilistischen  Praxis  zurück.  Man  möchte  ihre  geringe  oder  wenig- 
stens epigonenhafte  Entwicklung  gerade  auch  auf  die  Tatsache  mit  zu- 
rückführen, daß  sich  das  englische  Weltreich  unter  dem  Hause  Hannover 
mit  fast  alleiniger  Ausnahme  des  amerikanischen  Verlustes  äußerlich 
so  glänzend  entfaltet.  Noch  stärker  als  durch  diese  äußere  Tatsache 
wird  die  Entwicklung  der  imperialistischen  Gedanken  in  England  während 
dieser  äußerpolitisch  so  überaus  ertragreichen  Zeit  durch  eine  geistige 
Macht  gehemmt,  die  nicht  nur  die  Festlandsvölker,  sondern  auch  das  Insel- 
volk zeitweise  fast  ganz  überwältigt.  Die  individualistische,  politisch  also 
quietistische  und  geradezu  pazifistische  Aufklärung  errichtet  auch  in 
Großbritannien  ihre  scheinbar  uneinnehmbaren  Hochburgen.  Um  sie 
Weht  eine  milde,  kulturgesättigte  Luft,  die  für  die  Fortpflanzung  der 
imperialistischen  Keime  selbst  in  einer  Zeit  nicht  günstig  ist,  in  der  für 
die  praktische  Verwirklichung  dieser  Ideen  so  außerordentlich  viel  ge- 
schieht. Es  ist  deshalb  auch  eine  ideengeschichtlich  wertvolle  Beobach- 
tung, Wenn  Brie  S.  52  sagt:  „Obwohl  nie  zuvor  die  bedeutenderen  Schrift- 
steller des  Landes  in  so  großer  Zahl  gleichzeitig  Politiker  waren  wie  im 
Zeitalter  von  Addison,  Swift,  Pope  und  Bohngbroke,  so  fehlen  doch  in 
ihren  Werken  alle  eigentlich  imperiahstischen  Gedankengänge."  Nur 
hier  und  da  blitzen  die  alten  Gedanken  hell  auf,  so  im  Rule  Britannia  von 
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1740.  Vielmehr  wird  gerade  der  Todfeind  des  neuen  Imperialismus, 
das  Manchestertum,  durch  das  Schrifttum  der  englischen  Aufklärung 
ähnlich  wie  auf  dem  Festland  am  wirksamsten  vorbereitet.  Auch  in 
England  wirkt  die  Aufklärung  auf  die  Weiterbildung  des  Imperialismus 
wenigstens  zunächst  nur  verderblich. 

Von  hier  aus  wird  die  eine,  spezifisch  englische  Wurzel  des  neuen 
Imperialismus  schon  aufs  deutlichste  sichtbar,  Avie  sie  von  der  bisherigen 
Forschung  mit  Sicherheit  bloßgelegt  worden  ist:  das  Bedürfnis  der 
Gegenwirkung  gegen  die  Aufklärung  des  achtzehnten  und  das  Manchester- 
tum des  neunzehnten  Jahrhunderts.  Diese  Erkenntnis  ergibt  femer  für 
den  Ursprung  der  neuen  Bewegung  einen  sicheren  Anhaltspunkt  und 
stellt  zugleich  die  Bedeutung  einer  einzigen  überragenden  Persönlichkeit 
als  des  geistigen  Vaters  des  modernen  englischen  Imperialismus  in  helles 
Licht.  Diese  Persönhchkeit  ist  der  große,  1797  verstorbene  Edmund 
Burke.  Seine  auch  für  das  Festland^)  überragende  ideengeschichtliche 
Bedeutung  kann  auch  durch  den  Nachweis  (Brie  S.  56)  nicht  verkleinert 
werden,  daß  er  auf  gleichzeitige  junge  Romantiker  wie  Southey  und 
Coleridge,  die  Vorläufer  Carlyles,  zunächst  nicht  gewirkt  hat.  Denn 
nachdem  diese  Männer  ihre  revolutionäre  Jugendperiode  erst  über- 
wunden haben,  geraten  sie  doch  unter  Burkes  Einfluß.  Besonders  Cole- 
ridge wird  später  zum  warmen  Verehrer  Burkes  und  zu  seinem  geistigen 
Schüler  (Brie  S.  67  und  Anm.  i).  Vor  allem  ist  Burke  bei  seinem  den 
Imperialismus  förderhchen  Kampfe  gegen  die  Aufklärung  die  Priorität 
sicher,  auch  beispielsweise  gegenüber  Blake  (gegen  Brie  S.  58).  —  Wenn 
sich  Burke  mit  seinem  Eintreten  für  koloniale  Dezentralisation  auch  mit 
Adam  Smith  berührt,  so  liegt  zwischen  Burke  und  ihm  doch  eine  ganze 
Welt,  und  man  sollte  sie  nicht  einmal  äußerlich  in  einem  Atem  nennen 
wie  Brie  S.  55,  der  die  ideengeschichtliche  epochemachende  Gestalt 
Burkes  in  ihrer  grundlegenden  Bedeutung  für  die  Vorgeschichte  des 
modernen  Imperialismus  und  in  ihrer  unanfechtbaren  Prioritätsstellung 
nicht  genügend  zur  Geltung  kommen  läßt.  Wie  neuere  Forschungen  über 
die  Geschichte  der  politischen  Anschauungen  auf  dem  Festlande,  ja  der 
allgemeinen  Welt-  und  Lebensanschauung,  dem  geist-  und  charakter- 
vollen Angloiren  als  einem  Anreger  und  Befruchter  einen  bevorzugten 
Platz  anweisen,  so  wird  sich  auch  die  Vorgeschichte  des  modernen  eng- 
lischen Imperialismus  daran  gewöhnen  müssen,  in  seiner  Willens-  und  Ge- 
dankenwelt die  Anfänge  eines  neuen  Zeitalters  zu  erblicken. 

Unberührt  davon  bleiben  gewiß  die  Verdienste  von  Romantikem 
wie  Wordsworth,  Southey  und  Coleridge  um  die  Vorbereitung  des  neuen 
Imperialismus,  wie  man  schon  aus  der  Wirkung  auf  Carlyle  erkennen 

^)  Frieda  Braime,  E.  Burke  in  Deutschland.  Beiträge  zur  Geschichte  des  historisch- 
politischen  Denkens:  Heidelberger  Abhandlungen  30,  1917. 
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kann.  Da  sie  aber  alle  erst  im  Zweiten  Viertel  des  neunzehnten  Jahrhun- 
derts gestorben  sind,  so  wird  durch  den  Nachweis  dieser  Verdienste 
Burkes  Prioritätsstellung  gleichwohl  nicht  erschüttert,  und  es  ist  ideen- 
geschichtlich nicht  ohne  Belang,  daß  die  neue  Entwicklung  bereits  mit 
dem  Kampfe  Burkes  gegen  die  Aufklärung  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
noch  vor  Ausgang  des  Jahrhunderts  einsetzt,  ehe  diese  Romantiker, 
bald  tief  berührt  von  den  großen  Eindrücken  der  Napoleonischen  Zeit, 
auftreten, 

(Der  vierte  Hauptabschnitt  des  Brieschen  Buches,  der  mit  seiner 
eingehenden  Behandlung  des  neunzehnten  und  zwanzigsten  Jahrhunderts 
fast  %  des  Ganzen  umfaßt,  ist  nicht  glücklich  komponiert.  Der  Verfasser 
unterscheidet  S.  6i  (vgl.  S.  130)  bis  etwa  1880  gewiß  richtig  die  beiden 
gegensätzlichen  Strömungen  des  Imperialismus  und  des  Manchestertums. 
Jene  habe  allmählich  zu-,  diese  allmählich  abgenommen.  Um  das  nachzu- 
weisen und  durch  das  Labyrinth  der  Ideengeschichte  des  neunzehnten 
Jahrhunderts  einen  Leitfaden  zu  haben,  ist  nun  aber  vor  allem  die  deut- 
lichere Ansetzung  kleinerer  zeitlicher  Zwischenstufen  oder  chronolo- 
gischer Abschnitte  unentbehrlich.  Sonst  kommt  gerade  in  die  für  die 
Ideengeschichte  notwendige  Chronologie  eine  gewisse  Unsicherheit, 
und  es  wird  dann  auch  unmöglich,  feinere  Entwicklungslinien  heraus- 
zuarbeiten. Bries  Darstellung  leidet  darunter,  daß  er  solche  kleineren 
Perioden  nicht  deuthch  genug  gegeneinander  absetzt. 

So  verfolgt  er  zunächst  die  idealistisch-imperialistische  Linie  von 
den  Romantikern  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts  über 
Kingsley,  Carlyle,  Froude  sogar  bis  Ruskin  (+  1900),  während  sich  das 
angeschlossene  Kapitel  über  die  L5n:ik  im  allgemeinen  auf  die  Krimkrieg- 
dichter beschränkt.  Erst  dann  folgt  ein  Bhck  auf  das  Manchestertum. 
Seine  Anfänge  werden  in  die  dreißiger  Jahre  gesetzt.  Der  Höhepunkt 
falle  zwischen  1845  und  1865.  Aber  Gladstones  Ministerien  liegen  erst 
von  1868 — 1894.  Brie  selbst  verfolgt  das  (abgewandelte)  Manchester- 
tum zu  John  Stuart  Mill  und  Herbert  Spencer  (4-  1903)  weiter.  Dann  kehrt 
der  Verfasser  zu  den  Imperialisten  zurück  und  behandelt  Disraeli,  Dilke, 
Seeley  und  nochmals  Froude.  Disraeli  ist  aber  doch  auch  zeitlich  der 
,, Mitstreiter"  Carlyles  (S.  iio),  und  Ruskin  wird  einmal  von  Brie  selbst  zeit- 
lich neben  Disraeh  und  Dilke  genannt  (S.  112).  Schon  diese  Aufzählung 
läßt  die  Schwäche  der  Komposition  erkennen.  Daraus  können  sich 
dann  auch  noch  weitere  chronologische  Irrtümer  ergeben  wie  die  Be- 
hauptung S.  104,  die  imperialistische  Bewegung  ,,von  etwa  1870  an" 
sei  gegen  das  Manchestertum  gerichtet,  wo  dieser  Gegensatz,  wie  Brie 
selbst  weiß  und  sagt,  doch  viel  älter  ist.  Auch  andere  Unklarheiten 
wurden  dadurch  verursacht.  Das  Studium  Diceys  und  Gazeaus  hätte 
hier  von  Nutzen  sein  können.) 
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Jedenfalls  ist  aber  der  Gegensatz  gegen  die  Aufklärung  und  ihre 
manchesterliche  Weiterbildung  im  neunzehnten  Jahrhundert  die  wich- 
tigste negative  Wurzel  des  modernen  englischen  Imperialismus.  Positiv 
tritt  als  gleichfalls  innerenglische  hinzu:  die  für  die  Agitation  besonders 
brauchbare  sozialpolitische  Vertretung  des  Reichsgedankens,  der,  wie 
Brie  S.  71  treffend  bemerkt,  vier  ,,der  bedeutendsten  Vertreter  des  eng- 
lischen Imperialismus  im  neunzehnten  Jahrhundert:  Carlyle,  Ruskin, 
Kingsley  und  Disraeli"  anhangen.  (Nur  daß  die  Einordnung  Kinsgleys 
in  diese  erlauchte  Reihe  auf  Überschätzung  beruht.)  Man  kann  von  der 
Entstehungsgeschichte  des  neuen  Imperiahsmus  schon  dann  ein  anschau- 
liches und  idccngeschichtlich  in  allen  wesentlichen  Punkten  zutreffendes 
Bild  geben,  wenn  man  diese  Wurzeln  und  außerdem  immer  die  puri- 
tanische berücksichtigt,  wie  das  in  breiterem  und  ökonomisch  festem 
Rahmen  bereits  Schulze- Gaevernitz  getan  hat. 

Darüber  hinaus  gibt  es  jedoch  noch  eine  andere  Wurzelgruppe, 
die  auch  in  der  neuesten  Forschung  noch  nicht  die  nötige  grundsätzliche 
Beachtung  gefunden  hat.  Man  kann  sie  kurzweg  die  außerenglische 
nennen.  Während  die  Wurzeln  des  alten  englischen  Imperialismus  in  der 
Hauptsache  nur  in  englisches  Erdreich  hinabführen,  ist  das  bei  seinem 
modernen  Nachfolger  nicht  mehr  so  ausschließlich  der  Fall. 

Ihm  werden  vielmehr  auch  vom  Festlande  Anregungen  zuteil.  Nach 
zwei  Seiten  hin  lassen  sich  diese  außerenglischen  Anregungen  deutlicher 
verfolgen.  Und  indem  man  sich  bemüht,  diesen  fremden  Einflüssen 
nachzugehen,  stößt  man  abermals  auf  die  Frage  nach  dem  Verhältnis  der 
Theorie  zur  Praxis  und  auf  die  verschiedene  Bedeutung,  die  der  Einfluß 
der  Praxis  gewinnt. 

Vom  Auslande  her  haben  nämlich  auf  die  Ausbildung  eines  neuen 
Imperialismus  eine  Reihe  von  politischen  Umwälzungen  eingewirkt, 
die  während  des  neunzehnten  Jahrhunderts  Platz  greifen.  Sofern  nun  diese 
politischen  Umwälzungen  dem  sich  ihnen  zum  Trotz  immer  weiter  aus- 
breitenden englischen  Weltreiche  wachsende  Widerstände  und  drohende 
Gefahren  bereiten  und  damit  die  englische  Weltmacht  zuerst  weltwirt- 
schaftlich und  dann  auch  weltpolitisch  aus  der  behaglichen  Ruhezeit  der 
Konkurrenzlosigkeit  aufwecken,  sind  sie  als  (negative)  Triebkräfte  der 
imperialistischen  Gedankenentwicklung  schon  früh  beachtet  worden. 
Bei  näherer  Untersuchung  dieser  außerenglischen  Umwälzungen  und  ihres 
inneren  Verhältnisses  zum  Imperialismus  wird  man  aber  darüber  hinaus 
noch  die  weitere  Überzeugung  ausdrücken  dürfen,  daß  der  Imperialismus 
in  diesen  Veränderungen  der  außerenglischen  Welt  auch  positive  Nahrung 
gefunden  hat. 

Ideengeschichtlich  angesehen,  stehen  diese  Veränderungen  im  Dienste 
des    immer    mächtiger    emporwachsenden   Nationalismus    und    damit 
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einer  Richtung  der  politischen  Anschauungen,  die  sich  häufig  zur  Vor- 
frucht des  Imperialismus  ausgestaltet  hat.  Das  neunzehnte  Jahrhundert 
ist  das  Jahrhundert  der  nationalen  Bewegungen,  der  Einheitsbewegungen, 
der  Konzentration  bisher  zersplitterter  politischer  Kräfte,  so  am  deut- 
lichsten in  Deutschland  und  in  Italien,  ebenso  aber  auch  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  nach  dem  Bürgerkriege  (1861 — 1865) 
und  in  Japan  nach  der  Revolution  von  1868.  Wer  freilich  aus  der  bekann- 
ten Verachtung  des  Enländers  gegen  den  Foreigner  und  aus  der  rela- 
tiven Selbständigkeit  der  englischen  schönen  Literatur  jener  Zeit  gegen- 
über dem  Ausland  voreihg  schließt,  daß  der  Engländer  sich  während 
dieser  Zeit  mit  dem  Auslände  nicht  oder  nur  oberflächlich  beschäftigt 
habe,  und  daß  also  das  Ausland  auf  irgend  einen  Teil  der  englischen 
Geistesgeschichte  auch  keinen  nennenswerten  Einfluß  habe  ausüben 
können,  zeigt  nur,  daß  er  in  der  riesenhaften  zeitgenössischen  englischen 
Literatur  über  das  Ausland  nicht  bewandert  ist.  Ein  Volk,  dessen  Intel- 
ligenz an  der  Erforschung  des  Auslandes  so  regen  und  erfolgreichen  An- 
teil nimmt,  kann  unmöglich  von  der  neuesten  Geschichte  dieses  Aus- 
landes unberührt  bleiben.  So  findet  besonders  die  italienische  Einheits- 
bewegung in  England  von  Anfang  an  einen  lebhaften  Widerhall.  Von  der 
deutschen  gilt  das  zwar  weniger.  Aber  die  gleichzeitigen  Vorgänge  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  in  Japan  rücken  bald  in  den  Mittelpunkt 
auch  des  englischen  Interesses.  All  diese  Umwälzungen  zeigen  aber  dem 
Engländer,  wie  außerhalb  seines  Inselreiches  ein  kraftvoller  National- 
und  Einigungsgedanke  den  Sieg  gewinnt.  Kraft-  und  Tatideale  werden  in 
diesen  Kämpfen  dreier  Weltteile  verwirklicht;  es  sind  im  Grande  die- 
selben Ideale,  für  die  sich  die  imperialistisch  gerichteten  Geister  seit 
Burke  einsetzen.  Dieselben  Götter,  denen  sie  opfern,  scheinen  auch  den 
neugeeinten,  ausdehnungslustigen  Nationen  voranzuschreiten.  Der 
Nationalismus,  den  sie  als  Vorstufe  des  Imperialismus  seit  Burke  zu 
festigen  suchen,  wird  außerhalb  Englands  eben  jetzt  in  mehr  als  einem 
Beispiel  glänzend  verwirklicht.  Sollte  das  an  all  den  Männern,  die  in 
England  gegen  das  Manchestertum  für  die  Erneuerung  und  Kräftigung 
des  Nationalstolzes  arbeiten,  spurlos  vorübergegangen  sein  ?  Es  braucht 
ihnen  gewiß  nicht  zum  Bewußtsein  zu  kommen,  daß  ihre  Gedanken  außer- 
halb Englands  durch  die  wirkliche  Geschichte  bereits  zu  greifbaren  Ge- 
bilden gestaltet  werden.  Aber  sie  leben  in  einer  Zeit  des  allgemeinen 
Nationalismus.  Seine  starken,  sich  überstürzenden  Wellen  erreichen 
auch  das  Inselreich  trotz  all  seiner  Abgeschiedenheit. 

Einer  der  Führer  des  neuen  Imperiahsmus,  Seeley,  schreibt  1870, 
und  diese  Sätze  können  in  unserem  Zusammenhang  als  klassisches  Zeugnis 
gelten:  ,, Jetzt,  wo  die  Amerikaner,  die  Deutschen,  die  Italiener  tranken 
sind  von  dem  Gefühl  ihrer  nationalen  Größe,  würde  es  sicher  gut  sein, 
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wenn  unsere  eigene  Bevölkerung  dazu  gebracht  werden  könnte,  von  Eng- 
land etwas  anderes  zu  denken,  als  daß  es  ein  Land  sei,  wo  Löhne  niedrig 
sind,  die  Lebensart  sehr  kühl  und  der  Kampf  ums  Dasein  unerträglich 
hart....  Warum  sollen  in  diesem  Jahrhundert,  in  dem  die  National- 
idee so  lebendig  geworden  ist,  die  Engländer  allein  gefühllos  bleiben?" 
Dies  spontane  Zeugnis  eines  der  führenden  Geister  ist  deshalb  so  wert- 
voll, weil  es  einmal  das  Gefühl  des  Bedrohtseins  durch  den  fremden  Auf- 
schwung noch  kaum  erkennen  läßt.  Amerikaner,  Deutsche  und  Italiener 
erscheinen  hier  weit  mehr  als  Vorbild  denn  als  Feinde.  Als  Vorbild  aber 
ferner  für  nationale  Größe  und  Nationalidee,  nicht  ausdrücklich  für  das 
in  England  sonst  gewöhnhch  am  meisten  gefeierte  Freiheitsbewußtsein. 

In  jenen  außerenglischen  Bewegungen  ringt  sich  ja,  wenn  auch  in 
verschiedener  Stärke  und  in  national  verschiedenen  Formen  und  Grenzen, 
etwas  zum  Lichte  durch,  was  auf  den  Engländer  schon  seit  den  glor- 
reichen Jahren  des  spanischen  Peninsular  War  wieder  eine  wachsende 
Anziehungskraft  ausübt :  der  Drang  nach  politisch-sozialer  Freiheit.  Es  ist 
deshalb  auch  zunächst  das  Freiheitsstreben  dieser  fremden  Völker,  was 
den  Engländer  anzieht.  Zunächst  als  Freiheitsschwärmer  begeistern  sich 
gerade  imperialistische  Dichter  Englands  für  die  außerhalb  Englands 
um  ihre  Freiheit  kämpfenden  Völker.  In  den  ausländischen  Freiheits- 
kämpfen begrüßen  sie  nun  gewiß  teilweise  etwas,  was  in  der  englischen 
Heimat  selbst  nicht  vorhanden  zu  sein  braucht,  da  England  schon  nach 
puritanischer  Anschauung  das  von  der  Vorsehung  für  die  Freiheit  be- 
stimmte Land  ist.  Aber  sie  begeistern  sich,  über  die  Freiheit  hinaus- 
gehend, nun  bald  auch  für  etwas,  was  in  England  noch  nicht  oder  nicht 
mehr  in  alter  Stärke  vorhanden  ist,  für  den  Nationalismus,  der  bei  ihnen 
bald  zur  Vorstufe  des  Imperialismus  ausgebildet  wird.  So  oder  ähnlich 
wird  man  die  interessante  Beobachtung  motivieren  dürfen,  die  Brie  S. 
28  gemacht  hat:  „daß  zahlreiche  [imperialistische]  Dichter....  als 
Freiheitssänger  unterdrückter  Völker beginnen,  um  auf  dem  Um- 
weg der  Verherrlichung  Englands  als  Land[es]  der  Freiheit  zu  allen 
möglichen  imperialistischen  Ideen  zu  gelangen".  Das  läßt  sich  z.  B.  schon 
bei  Wordsworth,  femer  bei  den  imperialistischen  Krimkriegdichtem 
Massey  und  Dobell,  aber  auch  noch  bei  Austin  und  Swinburne  nach- 
weisen. Nur  daß  man  darüber  hinaus  annehmen  darf,  daß  sie  und  ihre 
Gesinnungsgenossen  wie  Seeley  nicht  nur  von  dem  Freiheitsstreben, 
sondern  auch  von  dem  Nationalismus  der  fremden  Völker  ange- 
zogen werden. 

Da  die  erwähnten  außerenglischen  Umwälzungen  wenigstens  in  der 
älteren  Zeit  als  Bedrohung  Englands  und  seines  Weltreiches  kaum  an- 
gesehen werden  können,  was  sich  schon  daraus  ergibt,  daß  gerade  Englands 
gefährlichste  Rivalen,  Frankreich  und  besonders  Rußland,  am  wenig- 
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sten  davon  berührt  werden,  so  liegt  darin  doch  wohl  ein  neuer  Hinweis 
auf  die  positive  Einwirkung  jener  Veränderungen  der  äußeren  politischen 
Geschichte  auf  die  imperialistische  Gedankenentwicklung.  In  der  späteren 
Zeit  freilich,  als  nun  diese  außerenglischen  Umwälzungen,  besonders 
die  wirtschaftlichen  in  Deutschland,  immer  mehr  als  Bedrohung  auf- 
gefaßt werden  —  etwa  seit  1880,  wie  Brie  S.  130  f.  meint  — ,  treten  zwar 
die  positiven  hinter  den  negativen  Anregungen  dann  rasch  ganz  zurück 
wodurch  bereits  die  noch  zu  berührende  deutschfeindliche  Zuspitzung 
des  jüngsten  englischen  Imperialismus  erleichtert  wird. 

Ein  zweiter  Strom  außerenglischer  Einflüsse  ist  zwar  äußerlich  an- 
gesehen bereits  in  dem  ersten  enthalten,  unterscheidet  sich  aber  von  ihm 
doch  insofern,  als  er  wesenthch  aus  dem  Reiche  der  Gedanken  stammt. 
Es  ist  nämlich  nicht  nur  ein  allgemeiner  (wohl  nur  selten  bewußt  geworde- 
ner und  deshalb  schwer  nachweisbarer)  Einfluß  des  außerenglischen 
Nationalismus  zu  beobachten,  sondern  insbesondere  des  deutschen  Natio- 
nalismus, dies  Wort  freilich  in  sehr  weitem  und  besonders  in  scharf 
antimanchesterlichem  Sinne  verstanden.  Gerade  die  Führer  des  neuen 
englischen  Imperialismus  sind,  wie  auch  die  Sozialisten  Askew  S,  16  f. 
und  Steffen  S.  75  ff.  richtig  erkannt  haben,  aufs  stärkste  von  all  den 
Elementen  des  preußisch-deutschen  politischen  Geistes  beeinflußt,  die 
sich  auch  nach  der  Zeit  des  Merkantilismus  dem  Manchestertume 
widersetzen. 

Bei  Carlyle  ist  das  bekannt  und  im  Anschluß  an  die  formlose  Frou- 
desche  Lebensbeschreibung  schon  von  Dilthey^)  feinsinnig  gewürdigt 
worden.  Brie  ist  S.  73  ff.  geneigt,  auch  die  für  Carlyles  imperialistischen 
Ideenbau  grundlegende  Macht = Recht-Theorie  aus  deutscher  Quelle, 
nämlich  aus  Hegels  kraftvoller  preußischer  Staatsphilosophie  abzuleiten. 
Auch  Kingsley  ist  dem  deutschen  Idealismus  tief  verpflichtet.  Bei 
Seeley,  dem  Brie  S.  120  ff.  auch  sonst  nicht  gerecht  wird,  bietet 
Reins  ausgezeichnetes  Charakterbild  sichere  Anhaltspunkte  für  den 
Nachweis  stärkster  deutscher  Einflüsse.  Wie  Carlyle  für  Friedrich  den 
Großen,  so  schwärmt  Seeley  für  den  Freiherrn  von  Stein.  Ein  großer  Teil 
der  Lebensarbeit  dieses  vielseitigen  und  eindrucksvollen  englischen 
Historikers  ist  der  warmherzigen  Erforschung  des  preußisch-deutschen 
politischen  Idealismus  gewidmet.  Weit  sorgfältiger  und  nachhaltiger 
als  sein  Lehrer  Carlyle  folgte  er  als  Historiker  diesen  Spuren.  Auch  bei 
dem  dritten  dieser  imperialistischen  Historiker,  bei  Cramb,  darf  man  sich 
durch  die  von  Imelmann  trefflich  aufgezeigten  Mißurteile  über  Deutsch- 
land nicht  über  die  für  Crambs  imperialistische  Charakteristik  grund- 

^)  Archiv  für  Geschichte  der  Philosophie  4  (1891),  S.  264  ff.  Vgl.  auch  G.  Ritter,  Der 
deutsche  Idealismus  in  der  geistigen  Entwicklung  Carlyles  (Grenzboten  72,  1913)  und  eine 
demnächst  als  Heidelberger  Dissertation  erscheinende  Arbeit  von  Fräulein  Dr.   Kemper. 


Zur  Ideengeschichte  des  englischen  Imperialismus.  aoi: 

legende  Tatsache  täuschen  lassen,  daß  er  ebenfalls  bei  Deutschen  in  die 
Schule  geht  und  deutsche  politische  Anschauungen  aufnimmt.  In  der 
politischen  Entwicklung  dieser  imperialistischen  Historiker  spielt  die 
Rezeption  des  deutschen  politischen  Ideahsmus  eine  entscheidende  Rolle. 
Durch  den  Historikerberuf  dieser  Männer  ist  diese  Rolle  gewiß  noch  er- 
leichtert worden, 

Sie  findet  sich,  wenn  auch  in  politisch  verschwommenerer  Form, 
auch  noch  bei  neuesten  Romanschriftstellern.  Noch  für  Meredith,  sagt 
Brie^),  ,, wurde  die  mit  Furcht  vermischte  Bewunderung  Deutschlands 
einer  der  entscheidenden  Ausgangspunkte  für  seine  wachsende  Hin- 
neigung zu  imperialistischen  Gedankengängen";  wie  man  sieht,  nicht 
nur  die  Furcht,  sondern  auch  die  Bewunderung.  Auch  Drage  muß  sich 
eingehend  mit  Deutschland  beschäftigt  haben,  da  er  eine  erläuterte 
Übersetzung  des  Reichsstrafgesetzbuches  veröffentlicht  hat.  So  nimmt 
es  auch  nicht  wunder,  daß  er  sich  auf  Bismarck  beruft  und  ihn  gegen 
Gladstone  ausspielt. 

Auch  als  Gedankenmacht  ist  der  enghsche  ImperiaHsmus  gewiß  zu 
einem  beträchtlichen  Teile  aus  den  insularen  Voraussetzungen  zu  erklären. 
Eine  tiefere  ideengeschichtliche  Würdigung  kommt  jedoch  mit  diesen 
insularen  Voraussetzungen  nicht  aus,  sondern  ist  bemüht,  auch  den  eng- 
lischen Imperialismus  trotz  aller  selbstgewachsenen  Eigentümhchkeiten 
in  die  allgemeine  europäisch- amerikanische  Ideengeschichte  einzuordnen. 
Auch  hier  kann  nur  eine  über  die  nationalen  Grenzen  weit  hinausgehende 
Forschung  sichere  Ziele  erreichen.  Jedenfalls  wird  man  den  deutschen 
Einschlag  in  der  Entwicklung  des  enghschen  Imperialismus  nicht  als 
belanglosen  Zufall  abtun. 

Das  um  so  weniger,  als  er  eine  merkwürdige  Erscheinung  noch  in  der 
Geschichte  des  jüngsten  englischen  Imperialismus  erklären  hilft:  nämlich 
die  außerordentlich  späte  Einstellung  der  imperialistischen  Gedanken 
gegen  den  deutschen  Nebenbuhler. 

Wieder  bleiben  die  Gedanken  hinter  der  Wirklichkeit  weit  zurück. 
Während  der  handelspolitische  Gegensatz  zu  Preußen-Deutschland 
schon  seit  der  preußischen  Zollreform  von  1818  und  seit  dem  deutschen 
Zollverein  von  1834  aufs  klarste  entwickelt  ist 2),  ohne  daß  die  geschicht- 


^)  S.  168.     Näheres  bei  Imelmann. 

2)  A.  Zimmermann,  Geschichte  der  preußisch-deutschen  Handelspolitik  1892,  Zeit- 
schrift für  Politik  2,  1909;  Sartorius  Frhr.  v.  Waltershausen  ebd.  8,  1915;  L.  Sevin,  Die 
Listsche  Idee  einer  deutsch-englischen  Allianz :  Schmollers  Jahrbuch  39,  1910;  K.  Kump- 
mann,  F.  List  als  Vorkämpfer  des  neuen  Deutschland  1915;  V.  Valentin,  Fürst  Karl  Lei- 
ningen und  das  deutsche  Einheitsproblem  (1910),  S.  23  ff.  34  ff.,  M.  Schwann,  Camphausen 
3  Bde.  191 5.  Vgl.  E.  Müsebeck,  Arndts  Urteile  über  England,  Deutsche  Rundschau  164, 
1915  u.  a.     G.  V.   Schmoller,  Grundriß  2  (1904)   S.  612  ff. 
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liehe  Forschung  dieser  Erscheinung  und  ihren  Vorbereitungen i)  schon 
die  nötige  Beachtung  geschenkt  hätte,  bemerkt  man  in  der  imperiali- 
stischen Literatur  und  zwar  nicht  nur  in  der  schönen,  in  der  Zeit  vor 
1895  von  einem  Gegensatze  gegen  Deutschland  nur  wenig.  Den  Histo- 
rikern und  vielen  Publizisten  fehlt  er  noch  fast  ganz.  In  der  L5n:ik  und  im 
Roman  finden  sich  wohl  schon  einige  Spuren,  so  bei  Dobell,  Meredith 
und  Conan  Doyle 2).  Aber  literarisch-pubhzistisch  ist  der  imperialistische 
Gegensatz  gegen  Deutschland  erst  eine  Erscheinung  der  Zeit  nach  1895, 
ja  der  Zeit  des  Burenkrieges.  Nach  den  Ergebnissen  Imelmanns  kann 
diese  Beobachtung  unbedenklich  auf  die  Beurteilung  des  Deutschen  in 
der  englischen  Literatur  ganz  allgemein  erweitert  werden.  Die  Epoche 
liegt  um  das  Jahr  1895,  dessen  Epochecharakter  ja  auch  in  der  allge- 
meinen Geschichte  der  praktischen  Weltpohtik  so  deutlich  hervortritt. 
Auch  der  Chamberlainsche  Imperialismus,  der  doch  nicht  nur  der  Reichs- 
vereinigung und  der  Reichssicherung  dient,  sondern  auch  der  Ausdehnung 
und  Eroberung,  ist  bekanntlich  noch  nicht  deutschfeindlich.  Nicht  nur 
praktisch,  sondern  auch  theoretisch-ideengeschichtlich  ist  Chamber- 
lain  neben  Rhodes  weitaus  die  bedeutendste  Figur  in  der  Entwicklung  des 
neuesten  englischen  Imperialismus.  Gerade  wegen  des  entwicklungsge- 
schichtlich betrachtet  außerordentlich  späten  Datums  seiner  Wirksam- 
keit und  seiner — Deutschf reundlichkeit,  wenn  man  so  sagen  darf,  verdient  er 
im  letzten  Kapitel  eines  Buches  auch  über  die  imperialistischen  Gedanken 
der  englischen  Literatur  einen  Ehrenplatz,  von  dem  man  ihn  nicht  durch 
ein  seltsames  Stillschweigen  verdrängen  darf,  wie  Brie  es  tut,  der  auch  von 
Balfour,  Cramb,  Cromer,  Curzon,  Haidane,  Hobson,  Milner,  Homer  Lea, 
Low,  Roberts  u.  a.  kaum  etwas  zu  sagen  weiß.  Chamberlains  Name  ist  ein 
Programm,  auch  in  der  neuesten,  schon  bei  Schulze- Gaevernitz  beleuchte- 
ten Entwicklung  der  von  Brie,  der  doch  z.  B.  Dilke  genau  und  gut  behan- 
delt, ebenfalls  fast  ganz  übergangenen  imperialistischen  Publizistik  be- 
sonders der  periodischen  Presse.  Freilich  darf  man  nicht  erwarten,  in 
deutschen  Büchern  viel  Gutes  darüber  zu  finden,  da  schon  die  allge- 
meine Literatur  über  die  Geschichte  der  englischen  Presse  hinter  den 
bescheidensten  Anforderungen  weit  zurückbleibt.  Zu  der  periodischen 
Presse  gesellt  sich  die  sich  steigender  Behebtheit  erfreuende  Literatur 
der  Sammelwerke.  Zwei  der  berühmtesten  sind:  The  Empire  and  the 
Century  (a  series  of  essays  on  imperial  problems  and  possibilities)  und 
Democracy  and  War,  das  erste  1905,  das  zweite  1915  erschienen. 

Diese    ganze   Riesenliteratur   auf   die   Entwicklung   der   imperiali- 
stischen Gedanken  in  ihnen  zu  untersuchen,  wird  die  Aufgabe  künftiger 

^)  Vgl.  J.  Hashagen,  Propaganda  gegen  England  im  Rheinland  unter  französischer 
Herrschaft:  Schmollers  Jahrbuch  41,  1917. 
*)  Brie  S.  102,  170,  183. 
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Einzelforschungen  sein,  an  denen  auf  diesem  Gebiete  auch  die  deutsche 
wissenschaftliche  Literatur  besonders  arm  ist.  Voraussichtlich  werden 
aber  diese  Einzeluntersuchungen  an  dem  bisherigen  Ergebnisse,  daß  der 
Imperialismus  erst  in  den  letzten  zwanzig  Jahren  gegen  Deutschland 
gerichtet  wird,  nicht  viel  ändern,  wenn  es  ihnen  auch  gewiß  gehngen 
wird,  einzelne  noch  unbekannte  ältere  Spuren  des  imperiahstischen 
Gegensatzes  zu  Deutschland  aufzudecken.  Aber  für  die  ältere  Zeit 
sind  das  Ausnahmen,  denen  gegenüber  Bries  Urteil  bestehen  bleiben  wird, 
wenn  er  S.  i6o  feststellt,  daß  „die  englischen  Imperialisten  dem  Streben 
der  zünftigen  englischen  Pohtiker  in  den  Jahren  1864,  1866,  1870/71 
und  1874/75  erst  Preußen  und  dann  Deutschland  am  Boden  zu  halten, 
völlig  fern  standen".  Man  wird  hinzufügen,  daß  auch  die  deutsch-eng- 
lische Spannung  zur  Zeit  der  Anfänge  der  deutschen  Kolonialpolitik 
in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  die  Imperialisten  nicht  aus  ihrer 
Zurückhaltung  heraustreibt,  was  um  so  auffallender  ist,  als  es  sich  da- 
mals zwischen  Deutschland  und  England  um  Kolonialfragen  handelt, 
die  von  den  neuen  Imperialisten  (nach  dem  Vorbilde  der  alten)  schon 
seit  Burke  mit  einer  gewissen  Leidenschaftlichkeit  behandelt  zu  werden 
pflegen.  Auf  der  anderen  Seite  wird  man  freihch  im  Auge  behalten, 
daß  der  uralte  wirtschaftliche  deutsch -englische  Gegensatz  erst  ver- 
hältnismäßig spät  in  den  äußeren  politisch-diplomatischen  Beziehungen 
seinen  Widerschein  findet.  Unmittelbar  auf  die  deutsch-französische 
Kriegskrise  von  1875,  die  auch  zu  deutsch-englischer  Irrung  führt, 
folgt  doch  schon  wieder  die  starke  deutsch-englische  Annäherung  der 
zweiten  Hälfte  der  siebziger  Jahre,  in  Disraelis  und  Bismarcks  Doppel- 
herrschaft auf  dem  Berliner  Kongresse  anschaulich  verkörpert.  Die 
Kolonialpolitik  treibt  in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  die  beiden 
Mächte  freilich  weit  auseinander,  aber  doch  nur  vorübergehend.  Noch 
Bismarck  lenkt  nach  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  zu  England  zurück, 
und  auf  Bismarck  folgt  Caprivi.  Diplomatisch  sind  also  die  ersten  fünf- 
undzwanzig Jahre  des  Deutschen  Reiches  mit  wenigen  Ausnahmen 
durch  die  Freundschaftlichkeit  der  deutsch-englischen  Beziehungen  cha- 
rakterisiert. Es  bedarf  keines  Beweises,  daß  diese  Tatsache  auf  die 
englischen  Imperialisten  zurückwirkt.  Berücksichtigt  man  diese  Tat- 
sachen der  äußeren  diplomatischen  Geschichte  mit,  so  wird  man  den 
Widerspruch  zwischen  Leben  und  Lehre  vielleicht  nicht  mehr  so  klaffend 
finden.  Aber  in  einem  allgemeineren  Lichte  gesehen,  bleibt  er  durchaus, 
und  es  verdient  auch  bei  solcher  Einschränkung  immer  noch  alle  Beach- 
tung: wie  spät  auch  diesmal  das  englische  Geistesleben  eine  in  der 
Praxis,  wenn  nicht  in  der  diplomatischen,  so  doch  in  der  stillen  handels- 
politischen Praxis  schon  seit  Menschenaltern  vorhandene  Richtung 
reflektiert  hat. 
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Gerade  angesichts  der  neuesten  Entwicklungsstufe  der  englischen 
imperialistischen  Gedankenwelt  wird  gewiß  niemand  die  außerordentlich 
starke  Einwirkung  weltwirtschaftlicher  und  weltpolitischer  Praxis  be- 
zweifeln wollen,  wenn  auch  einzelne  kraftvolle  Persönlichkeiten  wie 
Disraeli,  Chamberlain  und  Rhodes  und  selbst  eine  zwar  nicht  kraft- 
volle aber  tragische  Gestalt  wie  Gordon  vielleicht  stärker  eingewirkt 
haben  als  die  Ereignisse  und  die  ,, Beziehungen",  Aber  ein  Überblick 
über  die  ganze  Entwicklung  der  imperialistischen  Ideen  in  England  zeigt 
doch  immer  wieder  das  weite  Zurückbleiben  der  Idee  hinter  der  Wirk- 
lichkeit und  im  Zusammenhange  damit  die  geringe  Schöpferkraft  der 
Idee  und  ihrer  Träger,  Wirkhche  Propheten  treten  unter  den  englischen 
Imperialisten  nur  selten  auf.  Kühne  Visionen,  wie  man  sie  etwa  bei 
Dilke  und  Rhodes  findet,  sind  weder  häufig,  noch  eilen  sie  virtuell  der 
Wirklichkeit  so  außerordentlich  weit  voran.  Diese  Engländer  unter- 
scheiden sich  darin  durchaus  von  ihren  deutschen  Freunden  und  Lehr- 
meistern. Wie  weit  sind  die  Deutschen  mit  ihren  politischen  Ideen  von 
jeher  der  Wirklichkeit  vorausgeeilt.  Wie  spät  wird  in  Deutschland  immer 
erst  verwirklicht,  was  man  sich  so  lange  schon  ausgemalt  hat.  Die 
theoretische  Vorbereitung  des  deutschen  Verfassungs-  und  Einheits- 
staates reicht  beispielsweise  bis  zur  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
zurück.  In  England  fehlt  es  an  derartigen,  der  Wirklichkeit  voraus- 
eilenden Zusammenhängen,  zumal  in  der  Ideengeschichte  des  Imperiahs- 
mus.  So  bietet  sie  auch  einen  Beitrag  zur  allgemeinen  englischen  Ideen- 
geschichte und  zur  Erkenntnis  der  Struktur  des  englischen   Geistes, 

Wenn  aber  die  Ideen  gegenüber  dem  praktischen  Verlaufe  immer 
wieder  zur  zweiten  Rolle  herabgedrückt  werden,  dann  liegt  es  natürhch 
nahe,  auch  in  anderen  Fällen  die  Ideen  der  Praxis  überhaupt  ganz  zu 
opfern.  Die  Geschichte  des  Imperialismus  bietet  mit  dem  Zurück- 
treten der  sittlichen  Momente  in  der  neuesten  Zeit  Beispiele  dafür. 
Es  handelt  sich  aber  darüber  hinaus  um  eine  allgemeinere,  auch  von 
englischen  Historikern  richtig  beobachtete  Erscheinung.  „The  Anglo- 
Saxon  mind  has  a  special  aptitude  for  making  virtues  of  necessities; 
it  is  not  wont  to  indulge  doctrinal  weaknesses  to  the  point,  Where 
they  clash  with  actual  or  potential  interests"  (I.  O,  P.  Bland,  Recent- 
Events  ...  in  China,  1912,  S.  301). 
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Die  Grundlagen 
der  landwirtschaftlichen  Produktion  in  Indien. 

Aus  dem  Nachlaß  von  Dr.  Wilhelm  Gcrdtens, 
bearbeitet  von  Johannes  Pfitzner^). 

(Mit  einer  Skizze.) 


I.  Vorbemerkungen. 

a)  Die  Verwaltungseinteilung^). 

Das  indische  Kaiserreich  besteht  aus  Britisch  Indien,  das  in 
Provinzen  eingeteilt  ist,  und  Eingeborenen- Staaten 
(Native  States).  Ersteres  steht  unter  unmittelbarer  Verwaltung 
der  englischen  Regierung,  letztere  werden  von  eingeborenen  Fürsten 
regiert,  welche  die  Oberhoheit  der  englischen  Krone  anerkennen.  Etwa 
700  an  Zahl,  liegen  die  Eingeborenenstaaten  teilweise  als  Enklaven  in 
Provinzen,  zum  größten  Teile  bilden  sie  aber  eine  geschlossene  Masse, 
wie  die  nebenstehende  (H  o  1  d  i  c  h  ,  India  S.  232  entnommene)  Skizze 
zeigt.  Sie  bedecken  hauptsächlich  die  Landschaften  Kashmir,  Rajputana, 
Central  India,  Haidarabad,  Mysore  und  Travancore. 

1)  Dr.  Wilhelm  Gerekens  hat  im  Auftrage  des  Instituts  für  Seeverkehr  und 
Weltwirtschaft  in  Kiel  beinahe  drei  Jahre  an  einer  Untersuchimg  über  die  Stellung  des 
indischen  Weizens  auf  dem  Weltmarkt  gearbeitet.  Nach  Überwindung  großer  Schwierig- 
keiten und  durch  eingehende  Studien  in  Indien  selbst  war  es  ihm  gelungen,  eine  Arbeit 
dem  Abschluß  nahe  zu  bringen,  die  wissenschaftlich  und  praktisch  von  grundlegender  Be- 
deutung zu  werden  versprach.  Da  kam  der  Krieg,  der  auch  Gerekens  imter  die  Fahnen  rief. 
Beim  Sturm  auf  Antwerpen  hat  er  dem  Vaterlande  das  Leben  geopfert.  Das  Kieler  In- 
stitut betrauert  in  ihm  einen  treuen  Mitarbeiter,  dessen  Andenken  es  in  Ehren  halten  wird. 
Die  Wissenschaft  aber  muß  zimächst  auf  die  Vollendvmg  einer  Arbeit  verzichten,  von  der 
mit  Recht  viele  neue  Aufschlüsse  erwartet  werden  durften.  Es  soll  jedoch  der  Versuch 
gemacht  werden,  die  wesentlichsten  Ergebnisse  der  Gerckensschen  Studien  sicherzustellen. 
An  dieser  Stelle  sei  aus  dem  einleitenden  Teil  des  Manuskripts  eine  Untersuchimg  über 
die  Grundlagen  der  landwirtschaftlichen  Produktion  Indiens  zum  Abdruck  gebracht.  Der 
Bearbeitung  dieser  Manuskriptteile,  die  in  erheblichem  Umfange  ergänzt  und  abgerundet 
werden  mußten,  hat  sich  im  Auftrage  des  Instituts  freundlicherweise  Herr  Privatdozent 
Dr.  Johannes    Pfitzner   unterzogen.  B.  H. 

2)  Vgl.  Statement  exhibiting  the  moral  and  material  progress  and  condition  of  India 
No.  48,     London  1913.  S.  53  ff.    H  o  1  d  i  c  h  ,    India.     London  1904.    S.  229  ff. 
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Die  Zahl  der  Provinzen  Britisch  Indiens  beträgt  seit  1912  fünfzehn. 
Es  sind  die  folgenden: 

Ajmer-Merwara  Zentral-Provinzen  und  Berar 

Andamans  und  Nicobars  Coorg 

Assam  Delhi 

Britisch  Baluchistan  Madras 

Bengal  Nordwestliche  Grenzprovinzen 

Bihar  und  Orissa  Punjab 

Bombay  Vereinigte  Provinzen  Oudh  und  Agra. 

Burma 

Ihre  Verwaltung  weist  erhebliche  Unterschiede  auf  und  hat  im  Laufe 
der  Zeit  gewechselt.  Seit  1912  stehen  Madras,  Bombay  und  Bengal 
als  Präsidentschaften  (Presidencies) 
unter  je  einem  Governor  in  Council, 
dem  ein  Exekutiv-  und  ein  gesetz- 
gebender Rat  zur  Seite  steht;  Bihar 
und  Orissa  unter  einem  Lieutenant- 
Governor  mit  Exekutiv-  und  ge- 
setzgebendem Rat;  die  Vereinigten 
Provinzen,  Punjab  und  Burma  unter 
je  einem  Lieutenant  -  Governor  mit 
gesetzgebendem  Rat;  Assam  unter 
einem  Chief  Commissioner  mit?  ge- 
setzgebendem Rat;  die  übrigen 
Provinzen  nur  unter  Chief  Com- 
missioners. 

Die    Präsidentschaft 
Bengal  ist  erst  1912  zu  den  alten 

Präsidentschaften  Madras  und  Bombay  hinzugetreten.  Sie  umfaßte  das 
alte  Bengalen  und  die  1912  neu  geschaffene  Provinz  BiharundOrissa. 
Im  Jahre  1905  wurde  durch  Lord  Curzon,  um  die  bengalischen  Nationali- 
tätsbestrebungen zu  unterdrücken,  Ostbengalen  (die  jetzige  Präsident- 
schaft ohne  das  Kalkuttagebiet)  von  Bengalen  losgelöst  und  mit  dem 
mohammedanischen  Assam  zu  einer  Provinz  vereinigt.  Der  Wider- 
stand der  Bevölkerung  war  aber  so  heftig,  daß  die  Regierung  sich  im 
Jahre  1912  entschloß,  die  Provinz  Assam  wiederherzustellen  und  aus 
dem  alten  Bengalen  zwei  Provinzen  —  Bengal  sowie  Bihar  und  Orissa 
—  zu  machen,  unter  Erhebung  der  ersteren  zur  Präsidentschaft.  Auf 
diese  Weise  wurden  die  bengalischen  Nationalisten  wieder   beruhigt^). 

Das  indische  Kaiserreich  erstreckt  sich  über  die  Halbinsel  Vorder- 
indien, welche  geographisch  durch  die  hohen  Gebirgszüge  der  West- 
und  Ost-Ghats  und  ihrer  südlichen  Fortsetzungen  (Nilgiri-  und  Cardamom- 
Hills,  auch  als  Süd-Ghats  bezeichnet)  in  zwei  schmale  Küstengebiete  und 
das  sich  bis  Delhi  hinaufziehende  Dekkan-Plateau  eingeteilt  wird,  und 
über  die  Alluvialebene  des  Indus,   Ganges  und  Brahmaputra,   die  im 

^)  Vgl.  Wegen  er,  Das  heutige  Indien.  Berlin  1912.  S.  45  f.;  Kraus  im  Asia- 
tischen Jahrbuch  für  1914,  S,  27  ff. 

'  29* 


AA2  Johannes     Pfitzner, 

Norden  durch  das  Himalaya- Gebirge  abgeschlossen  wird;  östhch  schließt 
sich  dann  noch  die  geographisch  bereits  zu  Hinterindien  gehörende 
Provinz  Burma  an. 

Die  Präsidentschaften  Madras  und  Bombay  umfassen 
die  Küstengebiete  Vorderindiens  und  angrenzende  Teile  des  Dekkan. 
Zwischen  ihnen  liegen  von  Süden  nach  Norden  Mysore,  Haidarabad, 
die  Zentralprovinzen  mit  Berar,  Zentral -Indien;  an  letzteres 
schließt  sich  Rajputana  an,  das  bereits  zum  größeren  Teile  in  der  unteren 
Indusebene  liegt. 

Die  Präsidentschaft  Bombay  umfaßt  auch  die  Landschaft  Sind 
am  unteren  Indus ;  zwischen  dieser  und  dem  südlichen  Teile  der  Präsident- 
schaft liegen  die  größtenteils  von  Eingeborenenstaaten  eingenom- 
mene Halbinsel  Kathiawar  und  die  Insel  Cutch.  An  das  Steppengebiet 
des  Sind  schließen  sich  westlich  Baluchistan,  nördlich  die  Nordwest- 
Grenzprovinzen  ^)  und  die  Provinz  P  u  n  j  a  b  2),  an  diese  Kash- 
mir  an.  In  der  Gangesebene  folgen  die  Vereinigten  Provin- 
zen Oudh^)  und  Agra,  dann  die  bereits  erwähnten  Provinzen 
Bihar  und  Orissa,  Bengal,  Assam,  femer  Burma. 

Die  früher  zum  Punjab  gehörende  kleine  Provinz  Delhi  wurde 
im  Jahre  1912  nach  Erhebung  der  Stadt  Delhi  zur  Hauptstadt  des  Reiches 
(an  Stelle  Kalkuttas)  gebildet. 

Burma*)  zerfällt  in  Upper  und  Lower  Burma;  letzteres  erstreckt 
sich  bis  in  die  Malakkahalbinsel  hinein  (alte  Provinz  Tenasserim).  Ersteres 
wird  durch  den  Gebirgszug  des  Arakan  Yoma  geographisch  in  ein  schmales 
Küstengebiet  (Arakan)  und  ein  inneres  Plateau  (das  vom  Irawadi. 
durchströmt  wird)  eingeteilt. 

Von  geringer  Bedeutung  sind  die  Provinzen  Andamans  und 
Nicobars  (eine  Inselgruppe  in  der  Bai  von  Bengalen),  die  in  Raj- 
putana gelegene  Enklave  Ajmer-Merwara,  sowie  das  südlich 
an  Mysore  angrenzende  Coorg.  Auch  Britisch  Baluchistan  spielt  nur 
eine  ganz  untergeordnete  RoUe. 

b)  Geldwesen,  Gewichte,  Maße^). 

In  Indien  ist  seit  alter  Zeit  die  Rupie  (rupee)  als  Münzeinheit 
verbreitet  gewesen.  Ihr  Feinsilbergehalt  war  aber  bis  zum  Jahre  1835 
sehr  verschieden,  und  auch  die  ostindische  Kompagnie,  die  sich  im 
Laufe  der  Zeit  das  Recht  der  Münzprägung  für  verschiedene  Landes- 
teile erworben  hatte,  prägte  die  Rupien  unter  Anpassung  an  die  in  den 
einzelnen  Herrschaften  und  Statthalterschaften  üblichen  Münzen  mit 
verschiedenem  Feinsilbergehalt. 

^)  1901  vom  Punjab  abgetrennt. 
*)  Panjab,  Pandschab,  Pendschab. 
^)  Früher  Nordwest- Provinzen  und  Oudh  genannt. 
*)  Birma. 

ö)  Vgl.  Imperial  Gazetteer  of  India,  New  edition  Bd.  i,  S.  X — XII,  Oxford  1909.. 
Arnold,    Das  indische  Geldwesen.     Jena  1906. 
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Neben  den  Silbermünzen  waren  auch  Goldmünzen  im  Umlauf, 
aber  ebenso  wie  die  von  der  ostindischen  Kompagnie  geprägten  „Gold- 
mohurs"  nur  als  Handelsmünzen. 

Mit  dem  Jahre  1806  setzten  Bestrebungen  ein,  in  Indien  eine  ein- 
heitliche Silberwährung  durchzuführen,  aber  erst  durch  die  Akte 
XVII  des  Jahres  1835  wurde  die  noch  jetzt  gültige,  zuerst  Kompagnie-, 
seit  1870  Regierungsrupie  (govemment's  rupee)  genannte  Münzeinheit 
als  gesetzliches  Zahlungsmittel  für  ganz  Britisch  Indien  (also  mit  Aus- 
nahme der  sog.  Eingeborenenstaaten)  geschaffen;  ihr  Feinsilbergehalt 
beträgt  165  Troy  Gräns  (10,69183  Gramm)  ^).  Daneben  behielten  nur 
noch  die  fünf  wichtigsten  Rupienarten  vorläufig  noch  gesetzliche  Zahl- 
kraft, bis  sie  im  Laufe  der  Zeit  eingezogen  und  schließlich  außer  Kurs 
gesetzt  wurden. 

Die  Regierung  wurde  durch  Akte  IX  des  Jahres  1876  ermächtigt, 
mit  den  Eingeborenenstaaten  Verträge  abzuschließen,  wonach  diese  auf 
mindestens  30  Jahre  auf  die  Ausübung  ihres  Münzrechts  verzichten 
und  die  Regierungsrupie  in  ihrem  Lande  zulassen  sollten.  Da  diese  aber 
die  Münzhoheit  als  einen  wichtigen  Bestandteil  ihrer  Souveränität  be- 
trachteten, kamen  nur  mit  wenigen  Staaten  Verträge  zustande.  Seit 
1893  ist  indessen  die  Ausprägung  von  „Eingeborenen-Rupien"  unbe- 
deutend. 

Im  Jahre  1893  wurde  durch  Akte  VIII  des  Jahres  die  Freisilber- 
prägung eingestellt.  Man  bezweckte  hiermit  eine  Steigerung  des  in- 
folge der  Silberentwertung  stark  gefallenen  Kurses  der  Rupie  über  ihren 
Stoffwert  hinaus,  und  zwar  möglichst  auf  16  Pence.  Zu  demselben 
Zwecke  gestattete  eine  Bekanntmachung  desselben  Jahres  die  Abgabe 
von  Rupien  gegen  Gold  an  Private,  und  zwar  eine  Rupie  gegen  7,53344 
Troy  Gräns  Gold,  was  einem  Verhältnis  von  15  Rupien  gleich  i  £  oder 
einem  Kurs  von  16  Pence  entspricht.  Eine  weitere  Bekanntmachung 
verpflichtete  die  staatlichen  Kassen  zur  Annahme  von  englischen  So- 
vereigns  an  Zahlungsstatt  zum  gleichen  Verhältnis.  Die  Akte  XXII 
des  Jalires  1899  ging  noch  einen  Schritt  weiter  und  erteilte  den  eng- 
lischen Sovereigns  volle  gesetzliche  Zahlkraft. 

Gesetzliche  Zahlungsmittel  sind  demnach  in  Indien  jetzt  die  eng- 
lischen Sovereigns  und  die  einheimischen  Rupien.  Da  die  freie  Silber- 
prägung aufgehoben  ist,  besteht  demnach  in  Indien  eine  Art  hinkende 
Goldwährung;  eine  freie  Goldprägung  ist  allerdings  auch  nicht  vor- 
handen, aber  als  Ersatz  die  Möglichkeit  des  Umtausches  von  Barrengold 
gegen  Rupien  zu  einem  festen  Wertverhältnis. 

Der  Kurs  der  Rupie  fiel  nach  der  Gesetzgebung  von  1893  infolge 
unglücklicher  Maßnahmen  der  Regierung  zunächst  noch  weiter,  stieg 
dann  aber  und  erreichte  im  Jahre  1898  die  festgesetzte  Goldparität. 
Seither  sind  die  Kursschwankungen  nur  geringe  gewesen.  Über  die 
Parität  kann  sich  der  Kurs  nicht  wesentlich  heben,  da  die  Schuldner 
dann  in  Sovereigns  zahlen.     Ein  Sinken  unter  sie  kann  nur  als  Folge 

^)  Sie  ist  in  16  annas  zu  je  12  pies  gestückelt. 
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Übertriebener  Ausprägung  von  Rupien  durch  die  Regierung  eintreten, 
von  dieser  also  bei  einiger  Vorsicht  vermieden  werden. 

Die  Preise  von  Waren  werden  in  Indien  nicht  immer  in  Rupien 
ausgedrückt,  sondern  in  Seers,  d.  h.  Gewichtseinheiten,  und 
zwar  in  der  Zahl  der  Seers  oder  den  Bruchteilen  eines  Seer,  die  man  für 
eine  Rupie  erhält. 

Die  Gewichtseinheiten  sind  in  Indien  sehr  verschieden.  In  Nord- 
indien ist  die  übliche  ein  maund  zu  40  seers  zu  16  chittaks  oder  80  tolas. 
Das  Gewicht  des  Seer  wechselt  von  Distrikt  zu  Distrikt,  ja  von  Ge- 
meinde zu  Gemeinde,  indessen  ist  in  den  offiziellen  Statistiken  und 
Berichten  das  Gewicht  einer  tola  zu  180  Troy  Gräns  (gleich  dem  Gewicht 
einer  Rupie)  und  demgemäß  eines  Seer  zu  2,057  ^^^  eines  maund  zu  82,28 
engl.  Pfund  ^)  angenommen. 

In  solchen  Seers  werden  also  nicht  bloß  die  Gewichtsmengen,  son- 
dern auch  die  Warenpreise  ausgedrückt.  Eine  Veränderung  der  Preise 
tritt  demnach  nicht  durch  eine  Veränderung  des  Geldbetrages 
für  die  gleiche  Gewichtseinheit,  sondern  durch  Veränderung  der  G  e  - 
w  i  c  h  t  s  m  e  n  g  e  für  die  gleiche  Geldeinheit,  nämlich  die  Rupie,  in 
Erscheinung.  Die  Preise  sind  in  Indien  vielfach  Ge- 
wichtsmengen-, nicht  Geldpreise.  Während  daher  sonst 
ein  Sinken  des  Preises  durch  einen  geringeren  Geld  betrag 
zum  Ausdruck  gelangt,  geschieht  es  hier  durch  einen  höheren 
Gewichts  betrag  (Seersbetrag)  und  umgekehrt :  steigende  Ziffern  be- 
deuten ein  Sinken,  sinkende  Ziffern  ein  Steigen  des  Preises. 

Als  Flächenmaß  ist  in  Indien  die  bigha  üblich,  indessen 
werden  in  den  offiziellen  Statistiken  und  Berichten  die  Flächen  in  eng- 
lischen acres  (0,405  ha)  oder  square  miles  (gleich  640  acres  oder  2,59  qkm) 
angegeben. 

Als  indische  Besonderheit  ist  noch  zu  erwähnen,  daß  größere  Ziffern 
in  1  a  k  h  s  und  c  r  o  r  e  s  angegeben  werden.  Ein  lakh  ist  hundert 
Tausend,  ein  crore  das  Hundertfache  hiervon,  also  10  Millionen.  Die 
Schreibweise  ist  folgende:  ein  lakh  1,00,000,  ein  crore  1,00,00,000. 
Die  crores  werden  dagegen  wieder  bis  1000  gezählt. 

II.  Der  Einfluß  des  Klimas  auf  die  Anbauver- 
hält n  isse  2). 
Schon  die  Tatsache,  daß  „in  Vorderindien  an  der  Schwelle  der  Tropen 
sich  ein  umfangreiches,  sogar  für  den  Welthandel  wichtiges  Weizen- 
gebiet befindet,  welches  in  seiner  südlichen  Ausbuchtung  über  den  Wende- 
kreis hinausgreift"  (Engelbrecht) ä),  ja  daß  fast  in  der  ganzen  West- 
hälfte Indiens  bis  zum  85.  Längengrad  mit  Ausnahme  des  südlichsten 

*)  Ein  engl.  Pfund  (Ib)  =  7000  Troy  Gräns  (=  453,6  g). 

^)  Vgl.  Imperial  Gazetteer  of  India,  Bd.  i,  Kap.  3,  und  Engelbrecht,  Die  Feld- 
früchte Indiens  in  ihrer  geographischen  Verteilung.     Hamburg  1914. 

^)  Die  geographische  Verteilung  der  Getreidepreise  in  Indien  von  1861 — 1905.  Berlin 
1908.    S.  12. 
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Teiles  der  Weizenbau,  der  ja  ein  gemäßigtes  Klima  voraussetzt,  ver- 
breitet ist,  weist  darauf  hin,  daß  in  Indien  ungewöhnliche  klimatische 
Verhältnisse  vorliegen.  In  erster  Linie  sind  diese  durch  die  Gegen- 
sätze in  den  Niederschlagsmengen  bedingt.  Im  all- 
gemeinen haben  wir  nämlich  in  Indien  eine  regenreiche  und  eine  regen- 
arme Jahreshälfte  zu  unterscheiden.  Diese  Teilung  erklärt  sich  aus 
der  periodischen  Abwechslung  des  vom  Indischen  Ozean  her  über 
das  Land  streichenden,  mit  Feuchtigkeit  gesättigten  Südwest- 
monsun mit  dem  kontinentalen  und  daher  trockenen  N  o  r  d  - 
ostmonsun. 

Wäre  der  asiatische  Kontinent  nicht  vorhanden,  so  würde  in  den 
Breiten,  unter  welchen  Indien  liegt,  ebenso  wie  im  Stillen  und  Atlan- 
tischen Ozean  beständig  der  Nordostpassat  wehen  und  sich  am  Äquator 
mit  dem  von  der  südlichen  Halbkugel  her  wehenden  Südostpassat  treffen, 
und  zwar  infolge  des  sich  aus  der  Temperaturdifferenz  ergebenden  Luft- 
druckminimums am  Äquator.  Die  Richtung  erklärt  sich  aus  der  Erd- 
rotation^). Die  Existenz  des  asiatischen  Kontinents,  der  sich  mit  den 
Halbinseln  Vorder-  und  Hinterindien  bis  an  den  Äquator  erstreckt,  hat 
zur  Folge,  daß  nördlich  des  Äquators  die  beständige  Luftströmung 
(Passat)  in  eine  abwechselnde  (Monsun)  verwandelt 
wird.  ,,Im  Sommer  wird  das  asiatische  Festland  stark  erhitzt,  so  daß 
sich  hier  ein  barometrisches  Minimum  von  lo — 15  mm  gegen  das  kältere 
Meer  bildet.  Von  diesem  strömt  also  die  Luft  nach  dem  Lande,  und  zwar 
infolge  der  Erdrotation  in  südwestlicher  Richtung  als  regenbringender 
Südwestmonsun  (Sommermonsun).  Im  Winter  wirken 
die  Faktoren  umgekehrt;  das  Minimum  befindet  sich  jetzt  auf  dem 
Indischen  Ozean,  und  zwar  mit  einem  Unterschied  von  7  mm  im  Westen 
und  II  mm  im  Osten  gegen  das  Maximum  auf  dem  Lande.  So  entsteht 
eine  Luftbewegung  vom  Lande  nach  der  See,  der  trockene  Nordost- 
monsun (Wintermonsun).  Da  der  barometrische  Gradient 
im  Sommer  größer  ist  als  im  Winter,  so  ist  auch  der  Sommermonsun 
stärker  als  der  Wintermonsun;  letzterer  steigt  auch  nicht  so  hoch  an 
den  Gebirgen  hinauf  wie  ersterer"  (Art.  Monsune  in  Brockhaus'  Konver- 
sationslexikon, 14.  Aufl.). 

Das  Klima  Indiens  wird  durch  diese  periodische  Abwechslung 
der  Luftströmung  in  entscheidender  Weise  beeinflußt.  Es  wird  hier- 
durch nicht  nur  eine  Teilung  des  Jahres  in  eine  regenreiche  und  eine 
regenarme  Hälfte  verursacht,  sondern  der  Nordostmonsun  verstärkt 
auch  die  in  der  Zeit  seiner  Herrschaft  ohnehin  eintretende  Temperatur- 
emiedrigung,  der  Südwestmonsun  entsprechend  die  Temperaturer- 
höhung, so  daß  Indien  einen  verhältnismäßig  scharf  ausgeprägten  Wechsel 
der  Jahreszeiten  hat,  namentlich  in  seinen  nördlichen  und  mittleren  Teilen. 
Indien  ist  daher  in  der  glücklichen  Lage,  in  der  einen  Hälfte  des  Jahres 
—  wenigstens  etwa  westUch  des  85.  Längengrades  und  nördlich  des  15. 

^)  Vgl.  Art.  Isobaren  in  den  Konversationslexika,  die  graphischen  Darstellungen  in 
den  größeren  Handatlanten  usw. 
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Breitengrades  —  Feldfrüchte  der  gemäßigten  Klimate  anbauen  zu  können 
(namentlich  Weizen,  ferner  Gerste,  Ölfrüchte  wie  Leinsaat,  Raps 
und  Färbedistel,  Hülsenfrüchte  wie  Kichererbse,  Felderbse,  Linse,  sowie 
Mohn,  Tabak  usw.),  in  der  anderen  Hälfte  Tropengewächse  (Reis,  Hirse, 
Zuckerrohr,  Baumwolle,  Jute  usw.).  Der  indische  Bauer  spricht  hier 
von  r  a  b  i  -  und  k  h  a  r  i  f  -  Saaten.  Weizen  ist  also  eine  rabi-Saat. 
Wenn  man  (wie  auch  Engel  brecht  in  ,, Feldfrüchte  Indiens")  die  in- 
dischen Ausdrücke  durch  Winter-  und  Sommersaaten  ersetzt,  so  ge- 
schieht das  selbstverständlich  nur  des  leichteren  Verständnisses  wegen; 
denn  einen  eigentlichen  Winter  kennt  Indien  nicht. 

Die  Jahreszeiten  verlaufen  vielmehr  —  wenigstens  in  dem  oben 
umgrenzten  Gebiete  —  in  Indien  im  allgemeinen  etwa  folgendermaßen. 
In  der  zweiten  Hälfte  des  Dezember  stellt  sich  der  Nordostmonsun  ein 
und  beginnt  die  kühle  Jahreszeit,  die  etwa  dem  Frühling 
der  Mittelmeerländer  entspricht.  Im  März  steigt  die  Temperatur  wieder, 
und  im  April  beginnt  mit  dem  Schwächerwerden  des  Nordostmonsuns 
eine  heiße  Trockenperiode,  die  alle  Vegetation  zum  Still- 
stand bringt  und  auch  alle  landwirtschaftlichen  Arbeiten  unmöglich 
macht ^).  Im  Laufe  des  Juni  setzt  dann  die  Regenperiode  des 
Südwestmonsuns  ein,  die  bis  September  unvermindert  andauert  und  erst 
in  den  Monaten  Oktober  und  November  allmählich  aufhört  (Periode 
des  zurücktretenden  Südwestmonsuns),  teilweise 
bereits  in  den  Nordostmonsun  übergeht  (Punjab,  Koromandelküste, 
ziemlich  früh  auch  in  der  mittleren  und  unteren  Gangesebene). 

Die  kharif- Gewächse  werden  mit  Beginn  des  Monsunregens,  also 
im  Juni,  bestellt,  die  rabi- Gewächse  im  Oktober  und  November.  „Je 
weiter  südlich,  desto  mehr  treten  eigentliche  tropische  Kulturpflanzen, 
wie  Sorghum  und  Baumwolle,  ein  in  die  Reihe  der  Wintersaaten.  Bis 
endlich  im  südlichsten  Teil  der  Halbinsel  sich  der  Gegensatz  völlig  ver- 
wischt, zumal  dort  die  hauptsächliche  Regenzeit  in  den  Winter  fällt  2), 
die  trockenere  Zeit  in  die  Sommermonate;  zugleich  die  scharfe  Trennung 
von  Trocken-  und  Regenzeit  allmählichen  Übergängen  Platz  macht" 
(Engelbrecht,   Die  Feldfrüchte  Indiens,  S.  20). 

Der  Monsunregen,  der  normalerweise  in  Südindien  Anfang  Juni, 
im  mittleren  und  östlichen  Indien  Mitte  Juni  und  im  nordwestlichen 
Indien  Ende  Juni  einsetzt,  ist  für  Indien  von  vitaler  Bedeutung,  da  er 
im  Durchschnitt  88  Proz.^)  der  jährlichen  Regenmenge  hefert  und  nicht 

^)  Die  Erhitzung  des  Festlandes  verursacht  bereits  in  diesen  Monaten  von  der  See 
her  wehende  stürmische  Winde  lokaler  Natur,  die  bereits  etwas  Regen  mit  sich  bringen, 
relativ  viel  sogar  in  Bengalen,  Assam  vmd  an  der  Burma- Küste,  auch  an  der  Malabar-Küste. 
Vgl.  die  TabeUe  i  S.  449. 

^)  Dies  gilt  aber  nur  für  die  südösthche  Küste,  wo  aus  lokalen  Ursachen  im  November 
imd  Dezember  stürmische,  regenreiche  Winde  von  der  Bai  von  Bengalen  her  wehen. 
Vgl.  die  TabeUe  i  S.  449. 

^)  Es  fallen  normalerweise  im  Durchschnitt  (Imp.  Gazetteer  Bd.  i,  S.  140): 

Januar  und  Februar 0,99  Zoll 

März  bis  Mai 4,58     „ 

Juni  bis  September 34,65     „ 

Oktober  bis  Dezember 4,95     „ 
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bloß  den  kharif-,  sondern  auch  den  rabi- Gewächsen  die  erforderhche 
Bodenfeuchtigkeit  bringt.  Von  seiner  Dauer  und  Ergiebigkeit  ist  daher 
die  ganze  Vegetation  abhängig.  Wenn  schon  sein  verspätetes  Eintreten, 
sein  frühes  Aufhören  oder  seine  geringere  Ergiebigkeit  zu  schweren 
Störungen  im  landwirtschaftHchen  Betriebe  führt,  so  gehört  sein  Aus- 
bleiben zu  den  gef  ürchtetsten  Ereignissen  und  bildet  den  Anlaß  zu  den 
bekannten  indischen  Hungersnöten.  „Es  gibt  daher  im  Mai  und  Juni 
in  ganz  Indien  keine  dringendere  Angelegenheit  als  das  Eintreten  des 
Südwestmonsuns.  Millionen  brennende  Augen  spähen  an  dem  gleißen- 
den Firmament  nach  den  ersehnten  Wolken,  die  Zeitungen  sind  voll 
von  Nachrichten  über  das  Erscheinen  der  ersten  Regen,  die  der  Tele- 
graph von  allen  Teilen  des  Landes  meldet,  und  die  gefallenen  Regen- 
mengen jeden  Tages  werden  sorgfältig  verglichen  mit  dem  Regenfall 
des  gleichen  Datums  im  Vorjahr  und  mit  dem  durchschnittlichen  dieses 
Jahrestages.  Alljährlich  wird  das  ganze  Indien  wie  von  einem  Fieber 
geschüttelt  in  der  Angst  um  den  Regen"  (Wegener^)).  ,,The  monsoon 
is  the  yearly  salvation  of  the  millions  that  live  on  the  fruits  of  the  soil. 
A  good  or  bad  monsoon  is  the  criterion  of  plenty  or  of  famine.  By  it 
India  lives;  without  it  there  is  starvation,  death  and  misery"  (Hol- 
dich^)). 

Auf  die  Anbauverhältnisse  ist  die  Unzuverlässigkeit  des  Monsunregens 
naturgemäß  von  starkem  Einfluß.  „Durch  die  von  Jahr  zu  Jahr  schwan- 
kenden Regenverhältnisse,  sowohl  was  Beginn  des  Monsuns  als  Dauer  und 
Ergiebigkeit  desselben  anbetrifft,  wird  von  vornherein  eine  gewisse  Un- 
sicherheit in  der  Flächenausdehnung  der  einzelnen  Feldfrüchte 
verursacht.  So  muß,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  bei  spätem  Eintritt 
des  Monsuns  statt  Sorghum  oft  Rohrkolbenhirse  gesät  werden,  und 
an  die  Stelle  der  Baumwolle  tritt  in  solchem  Falle  vielleicht  nach  langer 
Sommerbrache  eine  Weizensaat.  Die  starke  Einschränkung  und  Aus- 
dehnung des  Areals  einzelner  Feldfrüchte,  herbeigeführt  durch  die  Launen 
der  Witterung,  spiegelt  sich  in  der  Statistik  der  Anbauflächen,  welche, 
wenigstens  in  den  trockenen  Gebieten  Indiens,  viel  stärkeren  Schwan- 
kungen ausgesetzt  sind,  als  wir  sonst  in  alten  Kulturländern  gewohnt 
sind.  Es  ist  in  der  Tat  bewundernswert,  wie  der  indische  Kleinbauer 
es  versteht,  sich  dem  schroffen  Wechsel  der  jährlichen  Menge  und  Ver- 
teilung der  Niederschläge  durch  Auswahl  von  Kulturen,  welche  für  die 
mißglückte  Saat  Ersatz  schaffen,  in  geschickter  Weise  anzupassen. 

Zugleich  aber  ergibt  sich  aus  der  unberechenbaren  und  in  alle  land- 
wirtschaftHchen Betriebsverhältnisse  tief  einschneidenden  Unsicherheit 
der  Niederschläge,  wie  schwer  es  in  den  trockenen  Landesteilen  für  den 
indischen  Bauer  ist,  eine  feste  Fruchtfolge  innezuhalten.  Wohl 
ist  eine  solche  möglich,  zum  Teil  auch  gebräuchlich,  auf  Ländereien, 
welche  jederzeit  bewässert  werden  können,  oder  auf  besonders  tief- 
gründiger und  reicher   Schwarzerde,   wie  sie  große  Teile  des  Dekkan 

^)  Das  heutige  Indien,  S.  17. 
2)  India,  S.  348  f. 
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bedeckt,  wo  die  natürliche  Bodenfeuchtigkeit  fast  niemals  versagt.  Aber 
im  großen  und  ganzen  besteht  die  Kunst  des  indischen  Bauern  mehr 
darin,  sich  der  wechselnden  Jahreswitterung  anzupassen,  als  für  längere 
Jahre  hinaus  einen  wohldurchdachten  festen  Saatentumus  zu  entwerfen. 
Im  übrigen  gelten  jedoch  auch  bei  ihm  ähnliche  Erfahrungssätze  im 
Hinblick  auf  die  Aufeinanderfolge  bestimmter  Früchte,  wie  sie  uns 
Landwirten  geläufig  sind. 

Ersatz  für  eine  rationelle  Fruchtfolge,  in  der  namentlich  Halm- 
früchte mit  Leguminosen  und  Hackfrüchten  wechseln,  bietet  jedoch 
in  weitgehendem  Maße  das  übliche  Gemenge  verschiedener 
Kulturpflanzen...  Aber  daneben  sichert  das  Gemenge  den 
Kleinbauern  vor  völliger  Mißernte.  Mißrät  die  Sorghumhirse  wegen 
Dürre,  so  pflegen  die  dazwischen  gesäten  tiefwurzelnden  Leguminosen 
um  so  höheren  Ertrag  zu  bringen;  ähnlich  bei  anderen  Mischungen.  So 
bildet  das  Gemenge  eine  Art  Versicherung  gegen  völlige  Fehlemte^)." 

Wenn  indessen  auch  die  jährlichen  Schwankungen  des  Monsun- 
regens auf  die  Anbauverhältnisse  von  erheblicher  Einwirkung  sind, 
so  sind  doch  die  regionalen  Verschiedenheiten  des 
Klimas  so  ausgeprägt,  daß  sich  Indien  in  große  Landbauzonen  ein- 
teilen läßt.  Diese  sind  von  Engelbrecht  eingehend  untersucht  und  auch 
graphisch  veranschaulicht  worden  (Feldfrüchte  Indiens  I,  S.  198  ff. 
und  II,  Karte  i).  Abgesehen  von  der  Höhen-  und  Breitenlage  sowie 
den  Bodenverhältnissen  spielt  auch  in  dieser  Beziehung  die  Ergiebigkeit 
des  Südwestmonsuns  die  Hauptrolle^).  Die  jährliche  Regenmenge 
schwankt  normalerweise  zwischen  460  Zoll  (1168  cm)  am  Fuß  der 
Khasi-Hills  in  Assam,  wo  vielleicht  die  größte  Regenmenge  der 
Erde  fällt,  und  weniger  als  3  Zoll  (7,6  cm)  im  oberen  Sind.  Das  Schwan- 
ken ist  durch  die  orographische  Gestaltung  des  Landes  bedingt,  die 
die  Kondensation  der  Feuchtigkeit  des  Südwestmonsuns  in  entscheiden- 
der Weise  beeinflußt. 

Im  Westen  der  vorderindischen  Halbinsel  stößt  der  Südwestmon- 
sun auf  die  Western  Ghats  und  ihre  südlichen  Fortsetzungen  und  entlad, 
in  die  kälteren  Luftschichten  emporgetrieben  und  hier  kondensiert, 
bereits  auf  dem  schmalen  Küstengebiet  den  größeren  Teil  seiner  Feuchtigkeit, 
ehe  es  ihm  gelingt,  über  das  Gebirge  hinüberzukommen,  vor  allem  im 
nördlichsten  und  noch  mehr  im  südlichsten  Teile  (Konkan  und  südliche 
Hälfte  der  Malabarküste),  weniger  in  der  Mitte,  da  hier  das  Gebirge 
erheblich  niedriger  ist.  Wie  die  dem  Engelbrechtschen  Werke  bei- 
gegebene Karte  der  Landbaugebiete  Indiens  (Karte  i  des  Anhangs) 
zeigt,  herrscht  hier  infolgedesssen  der  Reisbau  vor,  der  einen  besonders 
feuchten  Boden  verlangt.  Das  gleiche  gilt  für  die  Burmaküste  (Arakan 
und  Lower  Burma),  wo  dem  Monsun  gleichfalls  der  Weg  zunächst 
durch  hohe  Gebirgszüge  versperrt  wird.    In  Bengalen  ist  sein  Weg  etwas 

^)  Engelbrecht,  Feldfrüchte  Indiens,  S.  20  f. 
*)  Vgl.  hierzu  nebenstehende  Tabelle  i. 
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Rainfall   Data  of  21   Meteorological  Divisions    oflndia    (in 
i  n  c  h  e  s).     (Imperial  Gazetteer  of  India,  Bd.  i,  S.  153.) 


Province  or  Division 


Normal  Rainfall 


Cold- 
weather 

period 
(January 
and  Fe- 
bruary) 


Hot- 

weather 

period 

(March 

to  May) 


South- 
west 
monsoon 

period 
(June  to 
October) 


Retreating 
south-west 

Dry 

Wet 

monsoon 

season 

season 

period 

(Janu- 

(June to 

(Novem- 
ber and 
Decembcr) 

ary  to 
May) 

Decem- 
ber) 

3,52 

18,79 

134,15 

1,69 

8,00 

56,98 

1,65 

6,51 

26,14 

1,38 

17,22 

62,16 

1,01 

26,36 

66,00 

0,58 

5,03 

42,43 

0,33 

7,62 

56,84 

1,18 

6,81 

36,03 

1,45 

8,93 

3,79 

0,59 

2,72 

28,17 

0,43 

2,32 

7,92 

1,42 

6,30 

2,36 

4,83 

10,29 

89,91 

0,34 

0,34 

27,30 

5,83 

6,79 

24,38 

i,8i 

2,52 

27,16 

1,02 

1,56 

32,76 

0,61 

1,62 

30,63 

0,86 

4,05 

51,62 

4.24 

5,96 

45,54 

2^3,33 

5,35 

46,24 

Total 
of 

year 


Burma,  Coast 

Burma,  Wet 

Burma,  Dry 

Delta  of  Bengal  .... 
Brahmaputra  Valley  .  . 
Indo- Gange  tic- Piain,  East 
Himalayas  and  Sub- 

Himalayas,  East      .    . 
Himalayas    and    Sub- 

Himalayas,  West     .    . 
Further  Kashmir    .    .    . 
Indo-Gangetic- Piain,  West 
North- West  Dry  Area .    . 

Baluchistan 

West  Coast 

Gujarat      

South  India 

Deccan 

West  Satpuras  .... 
Central  India  Plateau  . 
East  Satpuras  .... 
East  Coast,  North  .  .  . 
East  Coast,  South  .    .    . 


0,71 
0,49 

0,15 
1,64 
2,37 
1,31 

1,27 

3,89 
3,36 
1,52 
1,02 
3,78 
0,89 
0,12 
0,58 
0,16 
0,56 
0,75 
1,14 
0,78 
2,29 


18,08 

7,51 

6,36 

15,58 

23,99 

3,72 

6,35 

2,92 
5,57 
1,20 
1,30 
2,52 
9,40 
0,22 
6,21 
2,36 
1,00 
0,87 
2,91 
5,18 
3,06 


130,63 
55,29 
24,49 
60,78 

64,99 
41,85 

56,51 

34.85 

2,34 

27,58 

7,49 

0,94 

85,08 

26,96 

18,55 

25,35 

31,74 

30,02 

50,76 

41,30 

22,91 


152,94 
64,98 
32,65 
79,38 
92,36 
47,46 

64,46 

42,84 
12,72 
30,89 
10,24 
8,66 
100,20 
27,64 
31,17 
29,68 
34,32 
32,25 
55,67 
51,50 
51,59 


weiter,  findet  aber  dann  an  den  Garo-  und  Khasi-Hills  in  Assam  Wider- 
stand, der  noch  durch  die  rechts  gelegenen  Chittagong-Hills  verstärkt 
wird;  in  der  durch  die  Khasi-  und  Chittagong-Hills  gebildeten  Sack- 
gasse liegt  das  oben  erwähnte,  vielleicht  regenreichste  Gebiet  der  Welt. 
Aber  auch  im  Deltagebiet  ist  die  Regenmenge  bereits  so  reichlich,  daß 
sie  im  Verein  mit  der  starken  natürlichen  Bewässerung  durch  die  zahl- 
reichen Flußläufe  die  Vorherrschaft  des  Reisbaues  sichert.  Vor  allem 
gilt  dies  für  die  östliche  Hälfte;  die  westliche  ist  wesentlich  regenärmer, 
da  der  Monsun  hier  freie  Bahn  bis  zum  Himalaya  hat.  Femer  ist  auch 
die  Gegend  östlich  der  Zentralprovinzen  regenreich  genug  für  den  Reis- 
bau. Aus  mehr  lokalen  Ursachen  wehen  hier  stürmische  Süd  o  s  t  winde 
aus  der  Bai  von  Bengalen  in  das  Land  hinein,  deren  Feuchtigkeit  durch 
das  nach  Westen  allmählich  ansteigende  Plateau  gleichmäßig  kon- 
densiert wird.  Die  Regenmengen  werden  hier  zudem  in  Tausenden 
von  Stauteichen  aufgespeichert  und  den  wachsenden  Pflanzen  nach 
Bedarf  zugeführt.  Sehr  regenreich  ist  endlich  auch  naturgemäß  der 
Landstrich  am   Fuße  des  Himalaya;    da  er   gegen   kalte   Nordwinde 
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geschützt  ist,  gestattet  er  den  Reisbau  noch  bis  zum  78.  Längen- 
grad hin. 

,,Die  Vorherrschaft  des  Reises  in  dem  kompakten  Gebiet  östlich 
des  80.  Meridians  ist  so  stark,  daß  andere  Getreidearten  daneben  kaum 
aufkommen^),  daß  zugleich,  da  der  Reis  stets  für  sich  allein  ausgesät 
wird,  auch  Hülsenfrüchte  und  andere  Mengsaaten,  welche  sonst  das 
Getreide  begleiten,  sehr  zurücktreten.  So  ergibt  sich  eine  große  Ein- 
förmigkeit der  eigentlichen  Feldkulturen,  was  selbstverständlich  eine 
gewisse  Mannigfaltigkeit  der  im  kleinen  Maßstab  und  namentlich  in 
Gärten  angepflanzten  Gewächse  keineswegs  ausschließt  2)  .  .  .  Der 
relativen  Einförmigkeit  des  Reisgebietes,  verbunden  mit  der  üppigsten 
Tropenvegetation  steht  eine  große  Mannigfaltigkeit  der  Feldfrüchte 
in  den  mehr  trockenen  Gebieten  gegenüber.  Es  erinnert  an  den  Gegen- 
satz der  reichen  Grasflur,  wo  wenige  vorherrschende  Gräser  alles  andere 
verdrängen,  gegenüber  der  blumigen  Haidetrift  mit  ihrem  Reichtum 
an  Arten;  eine  Parallele,  die  man  auf  die  den  beiden  Erscheinungen 
zugrunde  liegenden  Ursachen  ausdehnen  könnte"   (Engelbrecht  S.  198). 

Soweit  der  Südwestmonsun  westlich  der  Garo-Hills  ungehindert 
bis  zum  Himalaya  vordringen  kann,  werden  die  nachdrängenden  Luft- 
schichten infolge  des  besonders  starken  Widerstandes  dieses  hohen 
Gebirges  nach  Nordwesten  in  der  Richtung  des  Gangestales  abgelenkt, 
so  daß  der  Südwestmonsun  sich  hier  in  einen  Südostwind  umwandelt^). 
Seitwärts  am  Gebirge  hochgetrieben  und  zur  Kondensation  seiner  Feuch- 
tigkeit gezwungen,  bringt  er  Regen  auch  für  das  gesamte  Gangestal; 
je  mehr  er  sich  aber  dem  Punjab  nähert,  desto  mehr  verliert  er  natur- 
gemäß an  Kraft,  desto  weniger  steigt  er  in  höhere  Luftschichten  und 
desto  weniger  Regen  bringt  er  infolgedessen.  Auch  der  im  Gebiete  der 
Indusmündung  einströmende  Südwestmonsun  hat  im  Punjab  zu  viel 
Kraft  verloren,  als  daß  er  noch  besonders  hoch  am  Gebirge  hochtreiben 
und  seine  Feuchtigkeit  in  der  Weise  kondensieren  könnte,  wie  etwa  an 
der  Malabarküste. 

Infolgedessen  nimmt  die  Feuchtigkeit  des  Klimas  in  der  Indus- 
Ganges-Ebene  nach  Westen  hin  gradweise  ab  und  muß  in  wachsendem 
Maße  durch  künstliche  Bewässerung  ersetzt  werden.  ,,Was  Indien  be- 
sonders lehrreich  macht,  ist  die  Abstufung  der  Klimate  und  damit  zu- 
gleich der  Anbauverhältnisse  landwirtschaftlicher  Kulturpflanzen  von 
dem  heißen  Wüstengürtel  der  alten  Welt  hinüber  zum  feuchtesten 
Tropenklima. . .  Wohl  am  klarsten  und  am  wenigsten  durch  störende 
Faktoren  beeinflußt  zeigt  sich  die  Abstufung  in  der  großen  nordindischen 
Tiefebene. . . 


^)  Die  besseren  Reissorten  sind  spätreifende,  d.  h.  werden  erst  im  November,  De- 
zember, teilweise  sogar  erst  im  Januar  geemtet.  Wintersaaten  fallen  daher  in  den  Reis- 
gebieten großenteils  fort.     Oft  wird  Reis  auch  als  Wintersaat  gebaut. 

^)  In  Bengalen  spielt  vor  allem  die  Jute,  in  Assam  der  Tee  eine  erhebliche  Rolle. 

^)  Nach  der  Imperial  Gazetteer,  Bd.  i,  S.  122  wird  er  bereits  infolge  des  Widerstandes 
des  Arakan- Gebirges  nach  Norden  und  Nordosten  abgelenkt  (?). 
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Von  dem  trockenen  Kontinentalklima  der  Punjab-Ebene  stufen 
sich  die  Klimate  sehr  regelmäßig  nach  Südosten  ab,  indem  sie  immer 
mehr  nicht  nur  tropischen,  sondern  zugleich  ozeanischen  Charakter 
annehmen.  Obschon  die  untere  Gangesebene  nur  wenig  über  den  Wende- 
kreis übergreift,  deshalb  die  Indus- Gangesebene  fast  in  ihrer  ganzen 
Ausdehnung  der  subtropischen  Zone  angehört,  so  bewirkt  doch  die 
gegen  kalte  Nordwinde  völlig  geschützte  Lage  am  Südfuß  des  Himalaya, 
daß  im  weitaus  größten  Teil  der  Ebene  das  Klima  fast  alle  Merkmale 
des  Tropenklimas  zeigt,  daß  namentlich  die  Feldfrüchte  des  regnerischen 
Hochsommers  rein  tropisch  sind.  Diese  besondere  Gunst  der  geographi- 
schen Lage  macht  die  nordindische  Tiefebene  geeigneter  für  tropische 
Kulturen  als  die  meisten  Länder  ähnlicher  Breite,  welche  weniger  gegen 
kalte  Polarwinde  geschützt  sind.  Einen  anderen  und  nicht  geringeren 
Vorteil  bietet  das  nahe  Hochgebirge  durch  den  Wasserreichtum  seiner 
Ströme,  die  in  größtem  Maßstab  künstliche  Bewässerung  ermöglichen; 
namentlich  auch  während  der  kühlen  und  trockenen  Jahreszeit,  die  den 
Anbau  vorteilhafter  europäischer  Getreidearten  zuläßt.  Im  steppen- 
haften Indusgebiet  basiert  hierauf  fast  die  gesamte  Bodenkultur,  zu 
vergleichen  mit  derjenigen  in  Ägypten"  (ebenda  S.  199  f.). 

Bei  der  Indusmündung  strömt  der  Südwestmonsun  ungehindert 
ein  und,  da  er  hier  bis  zum  Himalaya  einen  sehr  weiten  Weg  hat,  so 
kondensiert  sich  seine  Feuchtigkeit  in  Sind,  Rajputana  und  im  südwest- 
lichen Punjab  noch  fast  gar  nicht;  diese  Gebiete  gehören  zu  den  regen- 
ärmsten der  Welt.  Durch  künstliche  Bewässerung  ist  aber  die  Indus- 
ebene erschließbar  und  im  Punjab  auch  bereits  erschlossen.  Im  oberen 
Sind  reicht  die  bisherige  Bewässerung  noch  nicht  aus;  bisher  bestehen 
dort  nur  sog.  inundation  canals,  die  nur  bei  hohem  Wasserstand  des 
Indus  Wasser  führen.  Indessen  ist  eine  Erschließung  des  Gebietes 
zwischen  Sukkur  und  Haidarabad  durch  einen  dauernd  Wasser  führenden 
Kanal  beabsichtigt  (vgl.  unten  S.  461).  In  den  bewässerten  Gebieten  des 
Sind  wird  Reis  angebaut,  im  übrigen  herrscht  die  Rohrkolbenhirse^) 
vor,  ,,die  charakteristische  Getreideart  heißer  Steppenländer  der  alten 
Welt"  (Engelbrecht).  Das  Rajputana  westlich  des  Aravalligebirges  ist 
dagegen  unfruchtbare,  mit  auskristallisiertem  Salz  bedeckte  Sandwüste 
(Thar  oder  Indische  Wüste  genannt). 

Das  Dekkan-Plateau  ist,  abgesehen  von  dem  erwähnten  östlichen 
Reisbaugebiet,  sehr  trocken,  namentlich  in  den  flachen  Gebieten  öst- 
lich der  nördlichen  Western  Ghats  und  der  Nilgiri-  und  Cardamom- 
Hills,  wo  nur  die  Rohrkolbenhirse  gedeiht;  nur  das  Mysore-Hochplateau 
leidet  weniger  an  Trockenheit,  so  daß  hier  die  anspruchsvollere  Finger- 
hirse angebaut  werden  kann.  Im  übrigen  Dekkan  herrscht  die  Sorghum- 
hirse vor,  das  Hauptnahrungsmittel  der  ärmeren  Bevölkerung,  abge- 
sehen von  dem  Weizengebiet  der  Zentralprovinzen.  Hier  ist  die  Schwarz- 
erde so  reich  und  tiefgründig,  daß  die  für  den  Weizenbau  erforderliche 
Feuchtigkeit  in  ihr  festgehalten  wird. 

^)  Pennisetum  typhoideum,  indisch  bajra. 
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III.  Die  Bodenbeschaffenheit. 

Über  die  Anbauverhältnisse  entscheidet  nach  dem  Gesagten  in  erster 
Linie  das  KUma  oder,  was  in  den  hauptsächlich  in  Betracht  kom- 
menden Gebieten  ziemlich  dasselbe  ist,  die  Regenmenge  und 
Regenverteilung.  Als  zweitwichtigster  Faktor  kommt  die  chemische 
und  physikalische  Beschaffenheit  des  landwirtschaftlichen  Bodens 
in  Frage.  Sie  spielt  in  Indien  eine  verhältnismäßig  große  Rolle,  da 
eine  künstliche  Verbesserung  des  Bodens  in  Indien  nur  wenig  in 
Frage  kommt.  Viehdünger  wird  wenig  verwendet,  während  die  Be- 
schaffung und  Benutzung  von  künstlichem  Dünger  vorläufig  noch  mit 
zu  großen  Schwierigkeiten  und  Kosten  verknüpft  ist.  Die  Ertrags- 
fähigkeit des  Bodens  wird  in  Indien  im  allgemeinen  nur  durch  künst- 
liche Bewässerung  gesteigert,  dies  allerdings  —  wie  im  nächsten  Ab- 
schnitt gezeigt  werden  wird  —  in  größtem  Umfange.  Hierdurch  wird 
aber  eigentlich  nicht  die  Beschaffenheit  des  Bodens  verbessert,  sondern 
werden  die  Regenmengen  ergänzt,  also  die  klimatischen  Bedingungen 
verbessert.  Nur  soweit  durch  Überschwemmungen  Schlammablagerun- 
gen erzielt  werden,  findet  auch  eine  Bereicherung  des  Bodens  statt. 

Wo  eine  Schlammdüngung  stattfindet  (vor  allem  im  Gangesdelta) 
oder  eine  Düngung  mit  Viehdung,  kann  der  Boden,  insbesondere  zur 
Zeit  des  Monsunregens,  äußerst  fruchtbar  sein;  im  großen  Durchschnitt 
ist  aber  die  Fruchtbarkeit  nur  gering,  da  die  Böden  in  der  Regel  nicht 
über  einen  hohen  natürlichen  Reichtum  an  Pflanzennährstoffen  und  auf 
großen  Gebieten  des  Dekkans  auch  nicht  über  genügende  Tiefe  verfügen. 

Entsprechend  der  geologischen  Gestaltung  des  Landes  zerfallen 
die  Böden  in  drei  Hauptarten:  i.  Alluvialböden  in  den  Schwemmgebieten 
der  nordindischen  Tiefebene  sowie  der  größeren  Flußtäler  und  Küsten- 
gebiete der  vorderindischen  und  hinterindischen  Halbinsel,  2.  Schwarz- 
erde auf  dem  großen  vulkanischen  Trappgebiet  in  dem  nordwestlichen 
Drittel  der  vorderindischen  Halbinsel,  3.  kristallinische  Böden.  Das 
Imperial  Gazetteer  schildert  diese  Bodenarten  und  ihre  Verbreitung 
folgendermaßen. 

Die  Alluvialböden  sind  landwirtschaftlich  die  wichtigsten. 
Sie  nehmen  die  größeren  Teile  von  Sind,  Gujarat,  Rajputana,  Punjab, 
Vereinigten  Provinzen,  Bihar  und  Orissa,  Bengal  und  die  Gebiete  des 
Godavari,  Kistna  und  Tanjore  in  Madras  ein,  außerdem  große  Gebiete 
in  Assam  und  Burma.  Ein  Streifen  von  verschiedener  Breite  erstreckt 
sich  entlang  der  Ost-  und  Westküste  der  Halbinsel.  Reiche  Alluvial- 
böden finden  sich  teilweise  in  den  größeren  Flußtälern  der  Halbinsel, 
vor  allem  in  den  Deltagebieten. 

Der  Alluvialboden  im  Delta  des  Godavari  und  Kistna  ist  dunkel- 
brauner Lehm.  In  der  Indo-Gangetischen  Tiefebene  schwankt  die  Farbe 
des  Bodens  zwischen  hellgelb  und  braun  in  jeder  Schattierung.  Des- 
gleichen schwankt  die  Konsistenz  des  Bodens  zwischen  lockerstem 
Sand  (Triebsand)  und  wasserundurchlässigem  Ton.  Bisweilen  ist  der 
Boden  mit  einer  Art  Ausschlag  von  Soda-  oder  Magnesiasalzen  bedeckt 
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und  infolgedessen  vollkommen  unfruchtbar.  Die  Böden  in  Bengalen 
sind  erheblich  heller  und  fester  als  im  nordwestlichen  Indien.  Der 
Boden  kann  sich,  unverändert  in  Farbe  und  Konsistenz,  bis  in  erheb- 
liche Tiefen  erstrecken;  gewöhnlich  bestehen  sie  aber  aus  deutlich  ab- 
gegrenzten Schichten  von  Sand,  Ton  und  Lehm.  Nicht  zu  feste  und 
wasserdurchlässige  Alluvialböden  können  mit  großem  Vorteil  bewässert 
werden,  da  ihre  Oberfläche  in  der  Regel  flach  oder  höchstens  leicht  ge- 
wellt ist.  Bei  mäßigem  und  wohl  verteiltem  Regenfall  können  auf  den 
Alluvialböden  der  Indo-Gangetischen  Ebene  die  verschiedensten  kharif- 
und  rabi-Pflanzen  angebaut  werden,  da  die  Tiefe  des  Bodens  eine  große 
natürliche  Fruchtbarkeit  gewährleistet.  Der  Gehalt  an  Stickstoff  und 
organischen  Bestandteilen  ist  im  allgemeinen  niedrig,  an  Pottasche 
angemessen,  an  Phosphorsäure  nicht  reichlich,  aber  höher  als  auf  den 
übrigen  indischen  Böden,  Kalk  und  Magnesia  enthalten  die  Böden 
genügend,  Eisen  und  Aluminium  sehr  viel,  namentlich  die  schwereren 
Tonlehmböden. 

Die  Trappformation  des  Dekkan,  die  bei  Zersetzung  Schwarz- 
erde [black  cotton^)  soil,  regur]  ergibt,  bedeckt  den  größeren  Teil 
der  Präsidentschaft  Bombay,  ganz  Berar,  das  westliche  Drittel  der  Zentral- 
provinzen, die  westliche  Hälfte  von  Haidarabad,  im  ganzen  eine  Fläche 
von  etwa  200  000  engl.  Quadratmeilen.  Der  Charakter  und  die  Frucht- 
barkeit der  Böden  auf  diesem  Gebiet  schwankt  außerordentlich.  Über 
dem  ganzen  Lande  sind  zahlreiche  niedrige  Trapphügel  zerstreut,  die 
mit  den  Western  Ghats  und  Satpura- Ketten  in  Verbindung  stehen, 
während  die  kultivierten  Böden  großenteils  zerklüftet  und  wellig  sind. 
An  den  Abhängen  und  auf  den  Kuppen  der  Hügel  sind  die  Böden  dünn 
uud  arm;  der  verwitterte  Trapp  liefert  einen  hellfarbigen  sandigen 
oder  kiesigen  Boden,  der  nur  in  Jahren  günstigen  Regenfalls  etwas  frucht- 
bar ist.  Die  Niederungen  haben  dagegen  tieferen  und  dunkleren  Boden, 
der  beständig  durch  Schwemmungen  von  den  Hügeln  her  verbessert 
wird.  Wirkliche  Schwarzerde  trifft  man  nur  hier,  und  wo  sie  besonders 
tief  ist,  ist  sie  durch  Alluvialablagerungen  aufgehäuft  worden;  in  den 
Tälern  des  Tapti,  Narbada,  Godavari  und  Kistna  erreicht  sie  stellen- 
weise eine  Tiefe  von  20  Fuß.  Infolge  ihrer  festen  Konsistenz  ist 
sie  bei  starkem  Regenfall  nicht  zu  bearbeiten  und  daher  besser  für 
rabi-Pflanzen  (Weizen,  Leinsaat,  Kichererbsen  usw.)  als  für  kharif- 
Pflanzen  geeignet.  Die  Schwarzerde  des  Dekkans,  auf  welcher  Baum- 
wolle und  Sorghumhirse  (jowar)  in  der  kharif-Zeit  angebaut  wird,  ist 
in  der  Regel  nur  3  bis  4  Fuß  tief  und  vermischt  mit  Kalksteinklum- 
pen und  kleinen  Bruchstücken  von  verwittertem  Trapp.  Der  Unter- 
grund enthält  ziemlich  viel  Kalk  und  läßt,  da  er  kömig  ist,  das  Wasser 
bis  zu  dem  unter  ihm  befindlichen  Trappboden  durch.  Der  Schwarzerde- 
boden   ist  verschieden  in  Farbe,   Konsistenz  und  Fruchtbarkeit,  hält 

^)  So  genannt,  weil  sie  sich  besonders  für  den  Baumwollbau  eignet.  In  Berar,  das 
ganz  im  Gebiete  der  Schwarzerde  liegt,  waren  1911/12  von  7,1  Mill.  acres  3,3  Mill.  mit 
Baumwollstauden  bepflanzt. 
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aber  stets  die  Feuchtigkeit  in  hohem  Maße  zurück.  Bei  heißem  Wetter 
verursacht  das  Eintrocknen  des  Bodens  infolge  der  Wasserverdunstung 
zahlreiche  Spalten,  die  oft  mehrere  Fuß  tief  sind.  Dieser  Anblick  hat 
Anlaß  zu  dem  Sprichwort  gegeben:  Schwarzerde  pflügt  sich  selber. 
Tiefere  Schwarzerde  ist  für  Bewässerung  ganz  ungeeignet,  aber  die 
gemischte  Schwarzerde,  die  sich  in  den  kleineren  Tälern  findet,  läßt, 
wenn  sie  von  mäßiger  Tiefe  ist  und  der  Untergrund  wasserdurchlässig 
ist,  eine  Brunnenbewässerung  zu  und  eignet  sich  für  alle  Arten  von 
Gartengewächsen . 

Auf  den  leichteren  Trappböden  wird  hauptsächlich  Rohrkolbenhirse 
gebaut,  auf  den  schwereren  in  der  kharif-Zeit  Baumwolle  und  Sorghum- 
hirse, in  der  rabi-Zeit  Sorghumhirse,  Leinsaat,  Weizen,  Kichererbse  und 
Safran.  Die  reine  Schwarzerde  wird  in  Indien  als  regur  bezeichnet. 
Der  Kalkgehalt  der  Böden  ist  verschieden;  an  Pottasche  ist  gewöhnlich 
Mangel.  Magnesia  ist  in  starkem  Maße  vorhanden,  dagegen  Phosphor- 
säure, Stickstoff  und  organische  Bestandteile  nur  wenig. 

Der  ganze  übrige  Teil  der  vorderindischen  Halbinsel,  der  außer- 
halb des  Trapp  und  des  Alluvium  liegt,  ist  mit  kristallinischem  Gestein 
(Gneis,  Schiefer  usw.)  bedeckt.  Er  umfaßt  fast  ganz  Madras,  ferner 
Mysore,  den  südöstlichen  Teil  von  Bombay,  die  östliche  Hälfte  von  Hai- 
darabad,  zwei  Drittel  der  Zentralprovinzen,  Orissa  und  Chota  Nagpur, 
kleinere  Teile  von  Bengal,  den  Vereinigten  Provinzen,  Zentralindien, 
endlich  einen  Teil  von  Rajputana.  Ein  langer  Streifen  von  ähnlicher 
Formation  findet  sich  im  Osten  von  Lower  Burma.  Die  Böden,  die  sich 
auf  dem  kristallinischen  Gestein  gebildet  haben,  sind  äußerst  verschieden. 
Im  Hochland  in  Mysore  und  Madras  sind  sie  hell,  dünn  und  steinig,  der 
Pflanzenwuchs  daher  sehr  ärmlich.  Dagegen  ist  der  rote  oder  rotbraune 
Lehm  oder  Tonlehm  der  Niederungen  sehr  fruchtbar.  Zwischen  diesen 
beiden  Extremen  findet  man  Böden  in  jeder  Abstufung;  wo  sie  hinreichend 
tief  sind,  können  sie  mit  großem  Vorteil  bewässert  werden.  Wo  Kanal- 
bewässerung möglich  ist,  wird  hauptsächlich  Reis  angebaut;  im  übrigen 
ist  die  Stauteich-  und  Brunnenbewässerung  in  ausgedehntem  Maße 
in  Anwendung  gebracht,  die  den  Anbau  einer  großen  Menge  wertvoller 
Pflanzen  gestattet,  vor  allem  die  Brunnenbewässerung. 

Besonders  fruchtbar  ist  der  sog.  Lateritboden,  der  sich  in  Bombay 
und  anderen  Gegenden  findet;  er  ist  von  tonähnlicher  Beschaffenheit 
und  von  Farbe  gelbrot  oder  rötlichbraun.  Wie  die  sonstigen  Böden  in 
Indien  sind  auch  die  kristallinischen  Böden  arm  an  Phosphorsäure, 
Stickstoff  und  organischen  Bestandteilen. 

Die  im  allgemeinen  an  Pflanzennährstoffen  nicht  reichen  indischen 
Böden  gestatten  eine  intensive  Bewirtschaftung  nur  unter  Zuhilfenahme 
von  Dünger.  In  Indien  kommt  aber  fast  nur  Viehdung  in  Betracht. 
„Das  hauptsächlichste  Dungmittel,  auch  in  Indien,  ist  der  Rinderdung. 
Aber  ähnliche  Umstände  wie  in  den  Mittelmeerländern  bedingen  einen 
verhältnismäßig  kleinen  Rindviehbestand,  so  daß  schon  deswegen  ein 
gewisser  Mangel  an  Rinderdung  besteht.  Er  wird  noch  dadurch  verschärft,. 
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daß  wegen  Mangel  an  Brennmaterial,  namentlich  in  den  weiten  dicht- 
bevölkerten Ebenen,  der  größere  Teil  des  Rinderdungs  getrocknet  und 
im  Hausstand  verbrannt  wird,  so  daß  zur  Hauptsache  nur  der  während 
der  Regenzeit  gesammelte  Dung  auf  den  Acker  kommt.  Sehr  viel  gün- 
stiger liegen  die  Verhältnisse,  wo  noch  reichlich  Ödland  und  Wälder 
vorhanden  sind,  die  als  Weide  genutzt  werden  können.  Dort  ist  die  Vieh- 
haltung größer,  dementsprechend  wächst  die  Düngermenge,  die  für  den 
Acker  verfügbar  ist.  Besonders  geschätzt  ist  der  Hürdendung  der  Ziegen- 
und  Schafherden,  die  auf  den  Äckern  von  einem  Tage  zum  andern  ihren 
Lagerplatz  wechseln.  Wo  Wald  in  der  Nähe  ist,  spielt  auch  die  Düngung 
unmittelbar  mit  dem  grünen  Laub  der  Bäume  eine  wichtige  Rolle,  nament- 
lich bei  gewissen  Spezialkulturen.  Hin  und  wieder  wird  auch  eine  dichte 
Pflanzendecke  als  Düngung  untergepflügt,  am  häufigsten  der  San- 
Hanf,  eine  rasch  wachsende  Leguminose.  Daß  die  Außenfelder  einer 
großen  Feldmark  selten  oder  nie  gedüngt  werden,  ist  uns  keineswegs 
überraschend;  hinzu  kommt,  daß  sie  gewöhnlich  schon  von  vornherein 
den  geringeren  Boden  haben,  so  daß  der  Unterschied  gegenüber  dem 
nahe  gelegenen  Acker  sehr  bedeutend  zu  sein  pflegt.  Die  mittlere  Zone 
der  Feldmark  wird  regelmäßig  und  in  normaler  Weise  gedüngt.  Stark 
angereichert  aber  wird  der  Boden  in  der  dem  Dorfe  nächstgelegenen 
Zone.  Denn  abgesehen  von  der  regelmäßigen  Düngung  ziehen  die  nahe 
gelegenen  Äcker  Nutzen  aus  dem  täglichen  Besuch  der  Dorfbewohner, 
die  gegen  feste  Aborte  eine  Abneigung  haben.  Dieser  scheinbar  gering- 
fügige Umstand  bestimmt  den  Charakter  der  Bodenkultur  in  der  Nähe 
des  Dorfes  in  entscheidender  Weise.  Namentlich  finden  diejenigen 
Kulturpflanzen,  welche  die  höchsten  Ansprüche  an  den  Stickstoffgehalt 
des  Bodens  stellen,  hier  ihren  Platz;  es  sind  in  der  Regel  zugleich  die- 
jenigen, deren  Anbau  am  besten  lohnt.  So  bilden  sich  um  jedes  Dorf, 
unter  dem  Einfluß  der  Düngung  und  der  Arbeitswege,  Ringe  verschie- 
dener Intensität  des  Bodenanbaues,  die  in  der  Auswahl  der  Kultur- 
gewächse deutlich  zum  Ausdruck  kommen. 

Zu  beachten  ist  auch  die  natürliche  Düngung  der  Flußtäler  und 
großen  Stromdeltas  durch  Überschwemmungen;  sie  spielt  in  Indien, 
wo  dem  Acker  die  Pflanzennährstoffe  seit  vielen  Jahrhunderten  meist 
ganz  ungenügend  zurückgegeben  sind,  sogar  eine  sehr  bedeutsame  Rolle. 
Zumal  es  dieselben  Niederungen  und  Talebenen  sind,  wo  die  Kulturen 
zugleich  hinreichend  Wasser  finden.  So  konzentriert  sich  in  diesen 
fruchtbaren  Landstrichen  in  hohem  Maße  der  intensivste  Pflanzenbau, 
der  mit  einer  ungewöhnlich  dichten  Bevölkerung  Hand  in  Hand  geht. 
Erwähnenswert  ist  noch  die  natürliche  Düngung  an  terrassierten  Ab- 
hängen, wo  jede  Stufe  durch  ihre  wagerechte  Fläche  den  von  oben  herab- 
spülenden Schlamm  auffängt.  Auch  in  diesem  Falle  wirken  natürlicher 
Bodenreichtum,  Feuchtigkeit,  warme  und  geschützte  Lage  zusammen 
darauf  hin,  daß  die  untersten  Stufen  am  ertragreichsten  sind  und  am 
intensivsten  bewirtschaftet  werden.  Beim  Reisbau  zeigt  er  sich  darin, 
daß  auf  den  hoch  gelegenen  Stufen  meist  nur  frühreife,  minderwertige 
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2.    Die   landwirtschaftliche    Anbaufläche   in    Indien    in    acres^). 

A.    Britisch  Indien. 


Gesamt- 
fläche 

Wälder 

Nicht 

anbaufähige 

Fläche 

Nicht 

angebaute 

anbaufähige 

Fläche 

(ohne 

Brache) 

Laufende 
Brache 

An- 
gebaute 
Fläche 

Upper  Burma  .  .  . 
Lower  Burma  .  .  . 

Assam 

Bengal 

ßihar  imd  Orissa  .  . 

Agra 

Oudh 

Punjab   

Nordwestgrenzen  .  . 

Sind 

Bombay 

Zentralprovinzen  .  . 

Berar 

Madras 

53  804  895 

54  994  247 
31  305  574 
49  646  444 
53  172  976 
52  799  610 
15  476  229 
61  255  052 

8  574  452 
30  257  376 
48  629  353 
52  945  610 
II  371  931 
89  072  612 

11  863  948 

7  loi  239 

2  330  992 
4  080  499 

3  428  303 

8  718  088 
613  184 

3  333  043 
374  338 
791  002 

7  585  505 
15  095  652 

2  273  048 

12  798  246 

21  719  810 

23  613  216 
5  510500 

10  836  614 

11  150645 
7  656  765 
2  240  591 

12  530  931 
2  628  633 

14  685  822 

5  958  594 

4  091  301 

866  148 

24  899  507 

II  162  917 

14  816  218 

15  222  445 
5  067  878 
7  422  086 
7  440  891 
2  758  396 

17  294  661 
2  723  177 
5  905  619 
I  542  9" 

13  560  821 

366  701 

9  371  366 

4  438  091 
743  787 

2  529  939 

4  730  353 

3  615  642 
2  593  248 

663  965 

5  839  364 
563  764 

5  933  995 

10  636  216 

2  228  950 

808  620 

8  935  084 

4  620  129 

8  719  787 

5  711  698 
24  931  100 
27  556  300 
26  390  618 

9  200  093 

22257053 

2  284  540 

2  940  938 

22  906  127 

17  968  886 

7057414 
33  068  409 

Gesamt^) 

616  120  924 

80  851  368 

149  605  179 

114  700  370 

54982324 

215  981  683 

Von    der    Gesamtfläche    entfielen    in    Prozenten    auf: 


Wälder 


Nicht 

anbaufähige 

Fläche 


Nicht 

angebaute 

anbaufähige 

Fläche 
(ohne  Brache) 


Laufende 
Brache 


An- 
gebaute 
Fläche 


Upper  Burma 

Lower  Burma 

Assam 

Bengal 

Bihar  und  Orissa 

Agra 

Oudh 

Pimjab 

Nordwestgrenzen 

Sind 

Bombay 

Zentralprovinzen 

Berar 

Madras 

Gesamt 


22,1 
12,9 

7,4 

8,2 

6,4 

16,5 

4,0 

5,4 

4,4 

2,6 

15,6 

28,5 

20,0 

14,4 


40,4 
42,9 
17,6 
21,8 
21,0 
14,5 
14,5 
20,5 
30,7 
48,5 
12,3 
7,7 
7,6 
28,0 


13,1 


24,3 


20,7 
26,9 
48,6 
10,2 
14,0 
14,1 
17,8 
28,2 
31,8 
19,5 

3,2 
25,6 

3,2 

10,5 


18,6 


8,2 

1,4 
8,1 
9,5 
6,8 

4,9 

4,3 

9,5 

6,6 

19,6 

21,9 

4,2 

7,1 

10,0 


8,9 


8,6 

15,9 
18,2 
50,2 
51,8 
50,0 
59,4 
36,3 
26,6 
9,7 
47,1 
33,9 
62,1 
37,1 


35,1 


^)  Zusammengestellt  aus  Agricultural  Statistics  of  India. 

^)  Einschl.  Ajmer-Merwara,  Coorg  und  der  Enklave  (pargana)   Mauipur  in  Zentral- 
Indien,  auch  für  Tabelle  3. 
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Sorten  gedeihen,  während  die  unteren  Lagen  mit  dem  wertvollen  spät- 
reifen Reis,  der  erst  im  Laufe  des  Winters  geemtet  wird,  bestanden 
sind"  {Engelbrecht  S.  22  f.). 

Aus  den  vor-  und  nachstehenden  Tabellen  2  und  3  ist  zahlenmäßig 
die  Größe  der  Anbauflächen,  sowie  die  Anbaufläche  der  wichtigsten 
Pflanzen  in  den  einzelnen  Provinzen,  im  ersteren  Falle  auch  in  den 
Eingeborenenstaaten  zu  ersehen. 

B.    Eingeborenenstaaten. 


Gesamt- 
fläche 

Wälder 

Nicht 
anbau- 
fähige 
Fläche 

Nicht 
angebaute 

anbau- 
fähige 

Fläche 
(ohne 

Brache) 

Laufende 
Brache 

An- 
gebaute 
Fläche 

Mysore 

5  Madras  States  .    . 
7  Central  India  States 
9  Rajputana  States 
23  Punjab  States     . 
Kashmir 

17  471  824 
5  365  297 

22  594  641 

18  115  443 
II  173  896 

7  769  413 

2  221  676 
944451 

2  155  713 
759  799 
698  267 

2  328  509 

6  685  063 

686  748 
6  088  880 
2  844  304 

1  539  242 

2  667  862 

1  019  564 
620  327 

5  449  936 

6  529  878 

2  078  915 
726  330 

I  498  066 
166  090 
I  055  374 
3  990  461 
1563  318 
300  749 

6  047  455 

2  947  681 

7  844  738 

3  991  001 

5  294  154 
I  745  963 

Gesamt 

82  490  514 

9  108  415 

20  512  099 

16  424  950 

8574058 

27  870  992 

3.   Anbaufläche    der   wichtigsten    Pflanzen    im    Jahre    1911/12^) 

(1000  acres). 


Über- 
haupt 

an- 
gebaute 
Fläche 


Mehr- 
fach 
an- 
gebaute 

Fläche 


Zu- 
sammen 


Reis 


Weizen 


Gerste 


Upper  Burma   .    . 
Lower  Burma   .    . 

Assam 

Bengal 

Bihar  imd  Orissa 

Agra 

Oudh 

Punjab 

Nordwestgrenzen  . 

Sind 

Bombay  .  .  .  . 
Zentralprovinzen 

Berar 

Madras 


4  620 

8  720 
5712 

24931 
27556 
26  391 

9  200 
22  257 

2  285 

2941 

22  906 

17969 

7057 

33068 


397 

6 

456 

5506 

5399 
6370 
2830 
4051 
404 
322 

593 

2326 

12 

4312 


5017 
8726 
6168 
30437 
32956 
32  761 
12  030 
26  308 

2  689 

3  263 
23499 
20  295 

7070 
37380 


1958 

7  937 

41  6i62] 

20  961 

17365 

3430 

I  844 

514 

47 

I  089 

I  682 

4780 

41 
10  280 


Gesamt 


215 


33020 


249  002 


76637 


27 


143 
1285 

5641 

1995 

9725 

1199 

368 

984 

3291 

320 

18 


I 

95 

1340 

3977 

1238 

1339 
296 

19 
38 
23 


*)  Statement  S.  227. 

*)  Die  Zahl  kann  nicht  stimmen;  vermuthch  4  616. 
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Sorghum- 
hirse 


Rohr- 
kolben- 
hirse 


Mais 


Kicher- 
erbsen 


Öl- 
saaten 


Baum- 
wolle 


Upper  Burma  .  . 
Lower  Burma  .  . 
Assam.    .  -.    .    .    . 

Bengal 

Bihar  und  Orissa 

Agra 

Oudh 

Punjab 

Nordwestgrenzen  . 

Sind 

Bombay  .  .  .  . 
Zentralprovinzen  . 

Berar 

Madras 


485 


95 

1366 

266 

554 

53 

389 

6064 

1667 

2247 

5166 


318 

I 

6 

67 

2245 

636 

1155 

76 

415 

4664 

42 

75 

3384 


161 

21 

19 

95 

1661 

998 

796 

955 

410 

2 

165 

142 

2 

118 


39 

I 

I 

177 

992 

5175 

1697 

4100 

174 

76 

422 

993 

117 

135 


1150 

68 

301 


2050 

1190 

337 

1599 

105 

240 

1357 

2981 

296 

2927 


172 

20 

38 

34 

89. 

842 

60 

1462 

56 

336 

4107 

1392 

3256 

2676 


Gesamt  |     18386 

Zuckerrohr:  2410,  davon  Bengal  223, 

298.    Jute:  3091,  davon  Bengal  2738, 

Bengal  146.     Tabak:  999,  davon 


13093  5591     I     14129     (     16495  14568 

Bihar  und  Orissa  263,  Agra  1120,  Oudh  221,  Punjab 
Bihar  und  Orissa  258.  Tee:  544,  davon  Assam  354^ 
Bengal  306,  Bihar  imd  Orissa  116,  Madras  192. 


IV.  Die  künstliche  Bewässerung  i). 
Als  Hauptgründe  der  künstlichen  Bewässerang  in  Indien  tührt 
das  Imperial  Gazetteer  of  India  folgende  an.  Manche  Gegenden,  wie 
das  Sind  und  das  südwestliche  Punjab  sind  so  regenarm,  daß  der  Boden 
ohne  künstliche  Bewässerung  überhaupt  nicht  anbaufähig  ist.  In  anderen, 
wie  auf  dem  Dekkan-Plateau,  ist  die  Bewässerung  erforderlich  wegen 
der  großen  Unregelmäßigkeit  des  Regenfalls  und  den  langen  Unter- 
brechungen, während  welchen  die  Pflanzen  dem  Sonnenbrand  und  trocke- 
nen, ausdörrenden  Winden  ausgesetzt  sind ;  in  Jahren  kurzen  oder  schlecht- 
verteilten Regenfalls  treten  sonst  völlige  Mißernten  ein,  die  bei  Wieder- 
holung zu  Hungersnöten  führen  können.  In  günstiger  gelegenen  Gebieten, 
wie  dem  submontanen  Landstrich  am  Himalaya,  wo  der  Regen  selten 
oder  überhaupt  nie  ausbleibt,  dienen  Bewässerungsanlagen,  meist  primi- 
tiver Natur  und  von  den  Eingeborenen  selbst  ausgeführt,  zur  Steigerung 
des  Ernteertrages.  Schließhch  ist  in  den  Gegenden,  welche  über  reichhchen, 
den  Reisanbau  gestattenden  Regenfall  verfügen,  eine  Bewässerung 
in  der  Zeit  der  Unterbrechungen  des  Regens  erforderlich,  um  eine  volle 
Ernte  zu  sichern.  Im  allgemeinen  kann  gesagt  werden,  daß  fast  ganz 
Indien  der  künstlichen  Bewässerung  in  irgendeiner  Form  bedarf,  aus- 

^)  Vgl.  Imperial  Gazetteer  of  India,  Bd.  3,  Kap.  i  (S.  16 — 20)  und  Kap.  6;  State- 
ment exhibiting  the  moral  and  material  progress  of  India,  Bd.  48,  S.  314  ff;  Statistik  im 
Statistical  Abstract  of  British  India,  Bd.  47,  S.  146  f.  und  in  Agricultural  Statistics  of  India^ 
Bd.  28,  Tab.  2,  Sp.  8—13. 
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genommen  in  Gegenden,  wie  in  Bengalen,  Assam,  Lower  Burma,  wo  die 
durchschnittliche  Regenmenge  im  Jahr  über  70  Zoll  beträgt. 

Die  Bewässerungsanlagen  zerfallen  in  drei  Hauptgruppen:  Brunnen 
(lift  works,  wells),  Stauwerke  (storage  works,  tanks)  und  Kanäle  (river 
works,  canals).  Die  lift  works  sind  in  der  Regel  Brunnen,  d.  h.  liefern 
Grundwasser;  es  kommt  aber  auch  vor,  daß  das  Wasser  tiefer  gelegenen 
Flüssen  oder  Teichen  entnommen  wird^).  Die  Stauteiche  werden  durch 
Absperrung  von  Flußläufen  durch  Dämme  gebildet,  vorzugsweise  natür- 
lich auf  unkultivierbaren  Ländereien;  die  absperrenden  Dämme  werden 
in  Zeiten  längerer  Unterbrechung  des  Regens  oder  in  Trockenperioden 
nach  Bedarf  geöffnet.  Die  Kanäle  im  engeren  Sinne  (river  works)  ent- 
nehmen ihr  Wasser  größeren  Flüssen;  in  der  Regel  können  sie  gegen 
den  Fluß  im  Falle  sinkenden  Wasserstandes  durch  Schleusen  abgesperrt 
werden.  GewöhnHch  bestehen  die  drei  Systeme  für  sich,  es  kommen 
aber  häufig  Kombinationen  vor,  insbesondere  werden  lift  works  zur 
ergänzenden  Auffüllung  von  Kanälen  und  Stauteichen  verwendet  oder 
river  works  mit  Stauteichen  verbunden.  Die  Stauteiche,  bisweilen 
auch  die  Brunnenanlagen  sind  naturgemäß,  wenn  es  sich  um  größere 
Werke  handelt,  mit  Verteilungskanälen  verbunden;  unter  Kanälen 
sind  aber  in  der  Statistik  und  Literatur  nur  die  river  works  gemeint. 

Die  künstliche  Bewässerung  ist  in  Indien  nicht  überall  gleichmäßig 
durchzuführen.  Die  in  den  Jahren  1901 — 1903  tätig  gewesene  Bewässe- 
rungskommission hat  nach  dem  Imperial  Gazetteer  in  ihrem  Bericht 
folgende,  auch  die  Eingeborenenstaaten  umfassende  Berechnung  auf- 
gestellt : 

4.    Die    künstliche    Bewässerung    in    Indien. 


An- 
gebaute 
Fläche 
in  MiU. 
acres 

Davon  bewässert  in  %  durch 

Kanäle 

Stau- 
teiche 

Brunnen 

sonstige 
Anlagen 

Gesamt 

Alluvialgebiet 

Kristallinisches  Gebiet    . 
Dekkan-Trapp- Gebiet  .    . 

135 
100 

58 

12,4             1,8 

1,5              7,3 
0,2              0,3 

7,3 

4,2 

2,4 

3,6 

2,5 

0,3 

25,1 
15,5 

3,2 

Gesamt 

293 

6,3 

3,3 

5,3 

2,6 

17,5 

Die  Bewässerung  im  Alluvialgebiet  ist  ganz  besonders  begünstigt 
durch  die  flache  Oberflächengestaltung  und  die  Wasserdurchlässigkeit 
des  Bodens,  die  Kanalbewässerung  insbesondere  außerdem  durch  die 
wasserreichen  großen  Flüsse,  die  Brunnenbewässerung  durch  das  reich- 
liche Grundwasser.  Auf  kristallinischem  Boden  behilft  man  sich  an  Stelle 
von  Kanälen  in  großem  Umfange  mit  Stauteichen,  dagegen  ist  das 
Trappgebiet  so  hügelig,  daß  hier  fast  nur  die  Brunnenbewässerung 
in  Frage  kommt,  und  zwar  nur  da,  wo  die  Böden  von  mittlerer  Tiefe 

^)  Abbildimgen  bei  M  u  k  e  r  i  j ,  Handbook  of  indian  agriculture.  Calcutta  1907, 
S.  134  ff. 
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sind  und  einen  porösen  Untergrund  besitzen,  hier  aber  mit  größtem 
Vorteil.  Wo  die  Bodenschicht  dünn  und  ärmlich  ist,  ist  eine  Bewässerung 
nicht  möglich,  wo  sie  sehr  tief  ist,  ist  sie  nicht  erforderlich,  da  die  Schwarz- 
erde nicht  besonders  wasserdurchlässig  ist  und  daher  die  Feuchtigkeit 
in  den  unteren  Schichten  aufspeichert. 

Die  reinen  lift  works  werden  von  den  Grundbesitzern  selbst  errichtet, 
da  es  sich  nur  um  kleine  Anlagen  handelt,  die  selten  mehr  als  20  acres 
bewässern ;  der  Staat  beschränkt  sich  auf  ihre  Förderung  durch  Gewährung 
billiger  Darlehen  oder  Steuererleichterungen.  Im  ganzen  haben  sie  aber 
eine  sehr  große  Bedeutung,  und  trotz  der  großen  Kanalbauten  der  eng- 
lischen Regierung  war  im  Jahre  1911 — 1912  von  der  gesamten  bewäs- 
serten Fläche  noch  der  vierte  Teil  durch  Brunnen  bewässert.  Die  Brunnen- 
bewässerung wird  auch  ihre  Bedeutung  behalten,  da  sie  die  intensivste 
Bodenbenutzung  unter  den  drei  Systemen  gestattet  und  daher  auch  am 
rentabelsten  ist.  Die  günstigsten  Bedingungen  findet  sie  infolge  des 
unerschöpflichen  Grundwassers  in  der  nordindischen  Tiefebene,  femer 
in  den  iÜluvialgebieten  von  Madras  und  Bombay.  Von  den  10,4  Mill. 
acres  durch  Brunnen  bewässerten  Landes  in  Britisch  Indien  entfielen 
allein  7,9  Mill.  auf  das  Punjab,  die  Vereinigten  Provinzen  sowie  Bihar 
und  Orissa,  femer  2,1  Mill.  auf  Madras  und  Bombay.  Im  Trapp  und 
im  kristallinischen  Gebiet  spielt  sie  dagegen  keine  nennenswerte  Rolle. 
Ein  großer  Teil  der  Brunnen  wird  nur  vorübergehend  und  ganz  nach 
Bedarf  angelegt,  ist  daher  auch  nur  ganz  billig  und  primitiv  gebaut; 
namentlich  in  den  Vereinigten  Provinzen  beträgt  die  Zahl  der  fest  aus- 
gemauerten Bmnnenschächte  nur  ein  Viertel  sämtlicher  Bmnnenan- 
lagen.  Im  Punjab  überwiegen  dagegen  infolge  der  besonderen  Trocken- 
heit des  Klimas  und  der  dauemden  Notwendigkeit  der  Bewässerung 
die  „permanenten"  Brunnen. 

Die  Stauwerke  kommen  in  allen  Größen  vor,  von  4  bis  6^4  Mill.  Kubik- 
fuß  Wasser  fassenden  Seen  bis  herab  zum  kleinen  Teich,  der  nur  10  acres 
bewässert.  Die  größeren  sind  zum  Teil  uralt  und  von  früheren  indischen 
Herrschern  angelegt,  so  vor  allem  in  Mysore  und  Haidarabad.  Kleinere 
sind  in  unzähliger  Menge  auf  dem  kristallinischen  Gebiet  (vgl.  oben  S.  454), 
namenthch  wo  der  Reisbau  vorherrscht,  anzutreffen,  dessen  Untergmnd 
sich  hierzu  besonders  eignet.  Von  den  5,4  Mill.  acres  durch  Stauwerke 
bewässerten  Landes  in  Britisch- Indien  entfallen  3,7  Mill.  auf  Madras 
und  die  Zentralprovinzen.  Ziemlich  verbreitet  sind  die  Stauwerke  auch 
in  der  unteren  Gangesebene,  wo  sie  auch  häufig  mit  river  works  kombiniert 
sind^).  Sie  werden  in  der  Regel  von  den  Grandbesitzem  angelegt,  die 
größeren  von  indischen  Herrschern  und  der  englischen  Regierung,  die 
übrigens  auch  einen  Teil  der  älteren  größeren  Werke  in  ihre  Verwaltung 
oder  wenigstens  Kontrolle  übemommen  hat. 

Die  von  Flüssen  gespeisten  Kanäle  (river  works)  sind  überwiegend 

^)  Die  kombinierten  Werke  erscheinen  in  der  Statistik  unter  „Sonstigen  Anlagen" 
(other  sources);  vgl.  Tabelle  9  S.  464. 
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erst  von  der  englischen  Regierung  gebaut  worden,  zum  kleinen  Teil  aber 
auch  von  privaten  (eingeborenen  oder  englischen)  Grundbesitzern.  Es 
sind  solche  zu  unterscheiden,  welche  dauernd  Wasser  führen,  sei  es  ohne, 
sei  es  mit  Zuhilfenahme  von  Schleusen,  die  ein  Rückfließen  in  den  Fluß 
verhindern  (perennial  canals),  und  solche,  welche  nur  während  der  Schnee- 
schmelze und  der  Regenperiode  im  Gebirge  und  des  dadurch  bedingten 
Wasserreichtums  der  Flüsse  Wasser  führen  (inundation  canals);  letztere 
haben  nur  den  Charakter  von  Verteilungskanälen  der  großen  Flüsse. 

Für  die  Kanalbewässerung  eignet  sich  im  allgemeinen  nur  das 
Alluvialgebiet,  da  sie  ebenes  Terrain  und  wasserreiche  Flüsse  verlangt. 
Sie  findet  daher  in  der  von  zahlreichen  Flüssen  durchströmten  Ebene 
des  oberen  Indus  (Fun j  ab)  und  des  oberen  Ganges  (Vereinigte  Provinzen) 
die  günstigsten  Bedingungen,  ebenso  in  den  Deltagebieten.  Von  größter 
Wichtigkeit  ist  sie  naturgemäß  in  den  fast  regenlosen  Gebieten  des 
südwestlichen  Fun j  ab  und  des  Sind,  wo  sie  das  Land  überhaupt  erst 
anbau-  und  besiedelungsfähig  gemacht  hat.  Im  Sind  waren  1911/12 
98,1  Proz.  des  angebauten  Landes  bewässert,  im  Punjab  49,2  Proz., 
und  zwar  im  Sind  größtenteils  durch  Kanäle,  im  Punjab  zu  ^j^.  In 
den  Nordwestgrenzprovinzen,  die  zum  größeren  Teil  bereits  aus  höher 
gelegenen  und  regenreicheren  Gebieten  bestehen,  sind  im  ganzen  auch 
noch  37,1  Proz.  der  angebauten  Fläche  bewässert. 

Im  Sind  sind  die  Kanalanlagen  in  der  Regel  nur  inundation 
canals.  Da  der  Wasserstand  des  Indus  stark  schwankt,  so  schwankt 
auch  der  Umfang  des  bewässerten  und  damit  auch  des  ange- 
bauten Areals  in  empfindlicher  Weise.  Man  hat  deshalb  die 
Umwandlung  in  dauernd  Wasser  führende  in  Aussicht  genommen 
(Rohri  canal  project).  Der  Indus  soll  bei  Sukkur  abgedämmt  und  sein 
Wasser  in  einen  breiten  Kanal,  den  Rohri  canal,  abgeleitet  werden, 
dessen  Wasserstand  nach  Bedarf  reguliert  werden  kann,  und  der  bei 
der  Stadt  Haidarabad  wieder  in   das  Flußbett  des  Indus  münden  solP). 

Im  Gangestal  nimmt  die  Notwendigkeit  einer  Bewässerung  infolge 
der  größeren  Feuchtigkeit  des  Klimas  beständig  ab.  Während  in 
Agra  noch  24  Proz.  des  angebauten  Landes  bewässert  sind,  sind  es  in 
Oudh  nur  noch  17,5,  in  Bihar  und  Orissa  14  und  in  Bengal  6,7  Proz. 
Außerdem  nimmt  die  Kanalbewässerung  nach  Osten  zu  beständig  an 
Bedeutung  ab,  die  Brunnen-  und  Stauteichbewässerung  zu. 

Von  großer  Bedeutung  ist  dagegen  die  Kanalbewässerung  in  den 
Alluvialgebieten  von  Madras,  besonders  in  den  Deltagebieten  des  Goda- 
vari,  Kistna  und  Cauvery;  sie  findet  hier  ähnlich  günstige  Bedin- 
gungen wie  im  Punjab.  Endlich  spielt  sie  auch  im  Trockengebiet  von 
Ober-Burma  (Irawadi-Ebene)  eine  erhebhche  Rolle. 

Die  staatlichen  Bewässerungsanlagen,  die  nach  dem  Gesagten 
nur  in  Kanälen  und  einigen  größeren  Stauwerken  bestehen,  sind  für 

^)  Report  on  the  alternative  project  estimate  of  the  Rohri  Canal  and  Sukkur  Bar- 
rage, Karachi  1910. 
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Verwaltungszwecke  in  größere  und  kleinere  (major  und  minor  works) 
eingeteilt,  erstere  wieder  in  produktive  und  protektive.  Da  die  kleineren 
beständig  erweitert  und  ausgebaut  werden  (es  handelt  sich  vielfach  um 
private  Anlagen,  die  von  der  Regierung  übernommen  worden  sind), 
so  geht  ihre  Zahl  beständig  zurück,  da  sie  nach  Erweiterung  in  die  erste 
Gruppe  übergehen.  Unter  produktiven  Anlagen  sind  solche  verstanden, 
deren  Kapital  im  Anleihewege  aufgebracht  ist,  und  die  sich  selber  ver- 
zinsen; die  protektiven  werden  dagegen  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Ren- 
tabilität als  Schutzmittel  gegen  Hungersnöte  gebaut,  ihre  Kosten  aus 
laufenden  Staatseinnahmen  bestritten. 


5.     Staatliche    Bewä 

5 s e r u n g s a nl a g e n    in    Indien 
(Statement,   S.   315.) 

1911/12. 

Meilenlänge 
(einschl. 

Verteilungs- 
kanälen) 

Bewässertes 

Areal 
(1000  acres) 

Kapital- 
auslage 
(1000  £) 

Reingewinn 

der  Kapital- 
auslage^) 

Produktive  Anlagen 

Protektive  Anlagen 

Kleinere  Anlagen 

40455 
2683 
4315 

14952 

328 

I  819 

33132 
3984 
2533 

7,52 
0,65 

7,78 

47  453 

17099 

39649 

6,87 

Über  den  Umfang  der  Bewässerung  in  der  kharif-  und  der  rabi-Zeit 
sind  wir  nur  unterrichtet,  soweit  die  Bewässerung  durch  staatliche 
Anlagen  erfolgt.  In  den  Statistics  of  British  India  für  1911/12 
(Part  III,  Commercial  Services,  Calcutta  1913)  findet  sich  folgende  Dar- 
stellung (für  Burma  fehlen  die  Angaben) : 

6.    Bewässerung   in    der   kharif-  bzw.   rabi-Zeit 
in    Indien    (in  acres). 


Bengal 

Bihar  und  Orissa  .    . 
Vereinigte  Provinzen 

Punjab 

Nordwestgrenzen  .    . 

Madras 

Bombay 

Zentralprovinzen   .    . 


kharif-Zeit 

rabi-Zeit 

80975 

_ 

734  480 

74010 

I  298  010 

I  143  741 

2  423  019 

4  602  427 

91  167 

121  690 

3  365  735 

554  945 

I  566  003 

546  965 

20  824 

828 

Die  Zahlen  lassen  erkennen,  daß  in  der  nordindischen  Tiefebene 
die  Bedeutung  der  rabi-Bewässerung  von  Osten  nach  Westen  stark 
zunimmt;  namentlich  im  Punjab  überwiegt  sie  ganz  erheblich. 

Der  Umfang  der  Doppelbewässerung  läßt  sich  aus  den  Agricultural 
Statistics  berechnen.     Danach  waren  doppelt  bewässert  (1911/12): 

^)  Bei  Abrechnung  der  Kapitalauslage  für  die  in  Herstellung  begriffenen  Anlagen 
würde  sich  eine  etwas  höhere  Verzinsung  ergeben,  namentlich  für  die  produktiven  An- 
lagen (etwa  1%). 
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Upper  Burma    .    . 
Lower  Burma    .    . 

Assam 

Bengal 

Bihar  imd  Orissa  . 

Agra 

Oudh 

Punjab 

Nordwestgrenzen  . 

Sind 

Bombay 

Zentralprovinzen   . 

Berar 

Madras 


Gesamt^) 


Acres 


30  119 
244 

538  303 

9380 

609  100 

43920 

362  009 

4719 
318  098 
105  318 


I  691  318 


3  726  436 


In  %  des 

bewässerten 

Areals 


3,5 
0,2 

32,2 
0,2 
9,6 

2,7 

3,3 

0,6 

11,0 

10,5 


17,6 


9,2 


In  %  des 

mehrfach 

angebauten 

Areals 


7,6 
4,0 

9,8 
0,2 
9,6 
1,6 

8,9 

1,2 

98,8 

17,8 


39,2 


11,3 


^)  Einschl.  Ajmer-Merwara,  Coorg,  Manpur. 


Die  doppelte  Bewässerung  ist  demnach  nur  in  Bengal  und  Madras 
stärker  verbreitet.  Ja  auch  das  mehrfach  im  Jahre  angebaute  Areal 
wird  im  allgemeinen  überraschend  wenig  doppelt  bewässert,  abgesehen 
vom  Sind  und  von  Madras. 

über  den  Umfang  der  Bewässerung  sowie  die  Art  der  Bewässerung 
in  den  einzelnen  Provinzen  geben  die  folgenden  Tabellen  8  und  9  Auskunft. 

8.   Die    Bewässerung   der    Anbaufläche    überhaupt    und    der 
Weizenfläche   insbesondere    (in  acres)  ^). 
A.   Britisch  Indien. 


Angebaute 
Fläche 


Hiervon 
bewässert 


111% 


Mit  Weizen 
angebaut 


Hiervon 
bewässert 


Ia% 


Upper  Burma   .    . 
Lower  Burma    .    . 

Assam 

Bengal 

Bihar  und  Orissa 

Agra 

Oudh 

Punjab 

Nordwestgrenzen  . 

Sind 

Bombay      .    .    .    . 
Zentralprovinzen  . 

Berar 

Madras 


4  620  129 

8  719  787 

5  711  698 
24  931  100 
27  556  300 
26  390  618 

9  200  093 
22  257053 

2  284  540 

2  940  938 

22  906  127 

17  968  886 

7057414 
33  068  409 


849  014 

106  638 

316  684 

I  669  843 

3  844  969 
6  323  630 

1  612  484 
10  954  602 

846  617 

2  884  561 
I  005  182 

524  441 

32  641 

9  586  878 


Gesamt^) 


215  981  683  I  40  679  142 


18,4 

1,2 

5,5 

6,7 

14,0 

24,0 

17,5 

49,2 

37,1 

98,1 

4,4 

0,3 

0,5 

29,0 


27482 

162 

143  000 

I  285  200 

5  640  530 

I  995  178 

9  725  494 

I  198  993 

368  442 

983  684 

3  290  692 

319  861 

18  314 


73 


22  152 

273  861 

I  802  953 

623  182 

4551328 

280  146 

349  097 

195  535 

14630 

9403 

5467 


0,3 


15,5 

21,3 

32,0 
31,2 
46,8 
23,4 
94,8 
19,9 
0,4 

2,9 
29,9 


18,8 


25  025  236   8  140  153 


32,5 


^)  Zusammengestellt  aus  Agricultural  Statistics  of  India. 
*)  Einschl.  Ajmer-Merwara,  Coorg,  Manpur. 
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B.    Eingeborenenstaaten. 


Angebaute 
Fläche 

Hiervon 
bewässert 

In% 

Mit  Weizen 
angebaut 

Hiervon 
bewässert 

In% 

Mysore 

5  Madras  States  .    .    . 
7  Central  India  States 
9  Rajputana  States     . 
23  Punjab  States     .    . 
Kashmir 

6  047  455 

2  947  681 

7  844  738 

3  991  001 
5  294  154 
I  745  963 

938  043 
I  183  287 

231  073 

8x0  304 
2058554 

637  401 

15,5 
40,1 

2,9 
20,3 

38,9 
36,5 

2505 

65 

I  978  301 

654  029 

I  114  512 

425  678 

2483 

9 

88954 

179  557 

641  248 

62  216 

99,1 
13,8 
4,5 
27,5 
57,5 
14,6 

Gesamt 

27  870  992 

5  858  722 

21,1 

4  175  090 

974  467 

23,3 

9.  Die    Art    der    Bewässerung^). 
A.   Britisch  Indien. 


Be- 
wässertes 
Areal 


Darunter  mit 


Re- 
gierungs- 
kanälen 


Privat- 
kanälen 


Stau- 
werken 


Brvinnen 


sonstigen 
An- 
lagen 


Upper  Burma   .... 
Lower  Burma   .... 

Assam 

Bengal 

Bihar  und  Orissa.    .    . 

Agra 

Oudh 

Pimjab 

Nordwestgrenzen  .    .    . 

Sind 

Bombay 

Zentralprovinzen  .  .  . 

Berar 

Madras 

Gesamt^) 


849  014 

106  638 

316  684 

I  669  843 

3  844  969 

6  323  630 

I  612  484 

10  954  602 

846  617 

2884561 

I  005  182 

524  441 

32641 

9  586  878 


419  792 

398 

978 

m  323 

797  679 

1  971  333 

6  964  439 
221  087 

2  636  845 
146  705 

12  813 

3  534  827 


204  484 
21  790 
119  093 
244  381 
334  455 
20  521 

420  002 

439  344 

66939 

15936 

1879 

179  604 


135  786 
3505 

728  104 

628  894 

48555 

7  435 


58256 

427  768 

238 

3  298  685 


8  104 
2  218 

20773 
625  858 

2  974  843 
899  940 

3  420  444 

88913 
46685 
696  365 
58796 
31  882 
I  442  280 


80848 

78729 

196  613 

565  262 

I  458  083 

I  308  378 

712  544 

142  282 

97273 

134  092 

87  920 

23  185 

521 

1 131  482 


40  679  142 


16  820  827 


2  068  428  I5  364  200 


10  408  424 


6017  263 


B.  Eingeborenenstaaten. 


Be- 
wässertes 
Areal 

Darunter  mit 

Re- 
gierungs- 
kanälen 

Privat- 
kanälen 

Stau- 
werken 

Brimnen 

sonstigen 
An- 
lagen 

Mysore 

5  Madras  States  .    .    . 
7  Central  India  States 
9  Rajputana  States.    . 
23  Punjab  States.    .    . 
Kashmir 

938  043 

1  183  287 
231  073 
810  304 

2  058  554 
637  401 

115  831 
326  837 

53  149 
I  456  720 

89073 

2493 
48379 

3380 
112  198 
478  468 

550  320 

223  854 

13863 

71036 

6 

854 

70  681 

64675 

208  333 

561  134 

445  198 

4  559 

198  718 

519  542 

8937 

121  605 

44432 

64447 

Gesamt 

5  858  722 

2  041  610 

644  918 

859  933 

I  354  580 

957  681 

^)  Zusammengestellt  aus  Agricultural  Statistics  of  India. 
^)  Einschl.  Ajmer-Merwara,  Coorg  und  Manpur. 
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V.   Die   landwirtschaftliche    Bevölkerung. 

Indien  ist  ein  überwiegend  ackerbautreibendes  Land.  Etwa  neun 
Zehntel  der  Gesamtbevöikerung  erhalten  direkt  oder  indirekt  Nahrung 
und  Beschäftigung  aus  der  Landwirtschaft,  und  im  Gegensatz  zu  den 
meisten  anderen  Ländern  der  Welt  nimmt  der  Prozentsatz  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  zu  statt  ab,  namentlich  in  Britisch  Indien. 
Hier  lebten  im  Jahre  1891  direkt  von  Ackerbau  oder  Viehzucht  62  %, 
im  Jahre  1901  dagegen  68  %,  und  im  Jahre  1911  73  %.  Auch  in  den 
Eingeborenenstaaten  hat  eine  Steigerung  des  Prozentsatzes  von  57  auf 
60  bzw.  67  %  stattgefunden.  In  ganz  Indien  waren  1891  von  287  Mill. 
Einwohnern  175  Mill.  =  61  %,  1901  von  294  Mill.  196  =  67  %  und 
1911  von  313^  Mill.  225  ==  72  %  direkt  in  der  Landwirtschaft  tätig. 
Außerdem  leben  in  den  Dörfern  zahlreiche  Personen,  deren  Beschäfti- 
gung eng  mit  der  Landwirtschaft  zusammenhängt. 

10.    Die   landwirtschaftliche    Bevölkerung    Indiens    im 

Jahre    1901. 


Britisch- 
indien 

Eingeborenen- 
staaten 

Gesamt 

Viehzucht: 

Viehzucht  imd  -handel 

Anlemung  und  Wartimg  von  Tieren 

Landwirtschaft: 

Grundeigentümer  und  Pächter     .    .    , 
Landwirtschaftliche  Arbeiter     .... 
Pflanzer  von  Spezialprodukten    .    .    . 
Landwirtschaftliche  Erziehung  u.  Auf- 
sicht     

2  745  486 
57058 

122  727  972 

30  310  064 

I  783  660 

856  269 

I  159  183 
14904 

29  956  276 

5  098  774 

844  960 

113  756 

3  904  669 
71  962 

152  684  248 

35  408  838 

2  628  620 

970  025 

Gesamt 

158480509 

37  187  853 

195  668  362 

Gegenüber  1891  hat  sich  weitaus  in  erster  Linie  die  Klasse  der  be- 
sitzlosen Landarbeiter  vermehrt,  und  zwar  um  16  736  000.  Die  Agrari- 
sierung  Indiens  ist  demnach  in  einer  höchst  unerwünschten  Richtung 
erfolgt,  und  da  sie  vorzugsweise  in  übervölkerten  oder  Hungersnöten 
besonders  ausgesetzten  Gegenden  stattfand,  bildet  sie  geradezu  eine 
große  wirtschaftliche  Gefahr  i).  Da  in  Indien  die  Bewirtschaftung 
durch  Kleinbauern  weitaus  vorherrscht,  so  ist  das  Bedürfnis  nach  land- 
wirtschaftlichen Arbeitern  nicht  erheblich,  und  diese  finden  daher  nur 
in  der  Hochsaison  Beschäftigung  und  fristen  selbst  in  guten  Jahren 
nur  ein  kümmerliches  Dasein.  Die  aufkommende  Industrie  zieht  einen 
kleinen  Teil  von  ihnen  vorübergehend  in  die  großen  Städte,  im  all- 
gemeinen suchen  sie  aber  nur  in  der  Nachbarschaft  ihrer  Dörfer  Be- 
schäftigung. 

^)  Nach  dem  neueren  Statistical  Abstract  relating  to  British  India  betrug  die  Zahl 
der  landwirtschafthchen  Arbeiter  (einschl.  Gesinde)  1911:  41246335.  Die  Vermehrung 
beträgt  also  immerhin  auch  in  der  letzten  Periode  noch  fast  6  Mill.  Im  übrigen  ist  die  Be- 
rufsstatistik gegen  früher  stark  verändert,  so  daß  Vergleiche  mit  1901  und  1891  nicht  mög- 
lich sind. 
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Die  Ursache  der  unheimlichen  Vermehrung  des  agrarischen  Prole- 
tariats ist  in  der  Vernichtung  der  einheimischen  Gewerbe  durch  die  eng- 
lische Konkurrenz  zu  suchen.  „Schon  immer  hat  der  größte  Teil  der 
Inder  vom  Ackerbau  gelebt;  aber  es  haben  daneben  doch  mannig- 
fache Gewerbe  bestanden,  die  in  früheren  Jahrhunderten  einen  Welt- 
ruf genossen,  wie  Stickereien,  Webereien,  Juwelierarbeiten,  Waffen- 
schmiedereien, Schnitzereien  u,  a,  m.,  und  die  einem  großen  Teil  der 
Bevölkerung  eine  höhere  Lebenshaltung  ermöglichten.  Seit  Entwick- 
lung der  eigenen  heimischen  Industrie  hat  England  systematisch  durch 
seine  Zollgesetzgebung  und  durch  die  Überschwemmung  Indiens  mit 
billigen  englischen  Massenwaren  die  indischen  Gewerbe  vernichtet  und 
immer  mehr  Volksteile  in  den  kleinen  Ackerbau  hineingedrängt  und 
damit  auf  die  tiefste  Stufe  des  Lebensunterhalts"  (Wegener,  S,  40). 

Noch  weniger  Neigung  zum  Ab-  und  Auswandern  als  der  Land- 
arbeiter zeigt  der  Kleinbauer.  Obwohl  in  Indien,  wie  Tabelle  2  S.  456 
zeigt,  noch  sehr  große  Gebiete  brach  liegen,  hängt  der  Bauer  so  seh 
an  der  Heimat,  daß  in  Gegenden,  wo  das  Klima  durchaus  nicht  gün- 
stiger ist,  häufig  selbst  der  ärmlichste  Boden  in  Kultur  genommen 
wird,  von  dem  der  Bauer  nur  in  normalen  Jahren  leben  kann.  Nur  wo 
die  Engländer  durch  Kanalbauten  besonders  günstige  Ansiedelungs- 
bedingungen geschaffen  haben,  wie  vor  allem  im  Punjab,  macht  sich 
eine  starke  Bevölkerungsbewegung  geltend.  ,,In  the  Punjab  uplands 
now  watered  by  the  Lower  Chenab  and  Lower  Jhelum-Canals  Irrigation 
has  completely  altered  the  face  of  the  country,  so  that  it  supports  in 
unparalleled  prosperity  a  population  numbering  a  hundred  to  every 
one  of  its  former  poverty-stricken  denizens,  while  land  once  refused 
as  a  gift  sells  with  ease  at  £  15  an  acre"  (Statement,  S.  224  f.).  Die 
größte  der  ,, Kanalkolonien",  die  Chenab  Colony  zwischen  den  Flüssen 
Chenab  und  Rabi,  die  einen  Umfang  von  3900  engl.  Quadratmeilen 
hat,  war  bis  1892  von  höchstens  70  000  nomadisierenden  Hirten  be- 
wohnt; im  Jahre  1912  belief  sich  die  Bevölkerung  auf  i  11 1  000. 

Die  persönliche  Tüchtigkeit  des  Bauern  schwankt  natürlich  ebenso 
stark  wie  in  anderen  Ländern,  auch  nach  ganzen  Volksstämmen.  Unter 
günstigen  Umständen  ist  er  indessen  dem  britischen  Ansiedler  nicht 
bloß  ebenbürtig,  sondern  sogar  überlegen,  insbesondere  auf  Grund  seiner 
durch  viele  Generationen  hindurch  ererbten  Erfahrung.  Seine  Minder- 
leistungen sind  großenteils  nur  eine  Folge  der  ungeheuren  Schwierig- 
keiten, die  wohl  in  keinem  anderen  Lande  so  groß  sind  und  gegen  die 
er  mit  einzigartiger  Geduld  und  Unverzagtheit  ankämpft.  Zu  der  Er- 
kenntnis der  Tüchtigkeit  des  indischen  Bauern  gelangte  auch  Forbes 
Watson^)  auf  indirektem  Wege  durch  Untersuchung  von  827  Proben 
indischen  Weizens:  ,,We  thus  arrived  at  the  important  conclusion  that 
throughout  the  wheat-growing  part  of  India  the  cultivation  of  the  finest 
varieties  is  well  understood  and  extensively  practised.  This  is  a  most 
important  fact,  bearing  not  only  on  the  development  of  the  wheat  trade, 

^)  Report  on  Indian  Wheat.     Loadon  1879. 
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but  also  on  agricultural  progress  in  India  generally,  for  it  indicates 
the  existence  of  a  much  higher  agricultural  skill  than  India  has  usually 
been  credited  with.  We  often  hear  of  the  ignorance  of  the  Indian  ryots, 
and  of  their  careless  and  shiftless  modes  of  cultivation.  But  a  glance 
at  the  coUection  of  Indian  wheats  .  .  .  proves  that  there  must  exist  all 
over  India  a  numerous  class  of  agriculturalists  to  whom  such  a  reproach 
cannot  apply.  It  is  impossible  to  avoid  the  conclusion  that  the  ryots 
who  grew  those  samples  of  soft  wheat  equal  to  the  finest  Australian, 
or  of  hard  wheat  equal  to  the  finest  Kubanka,  must  be  as  keenly  alive 
to  the  advantages  of  selection  of  seed  and  of  careful  cultivation  as  the 
most  intelligent  English  farmer,  and  our  samples  prove  that  such  ryots 
are  to  be  found  in  almost  every  wheat-growing  district." 

Die  Grundbesitzverhältnisse  ^)  sind  in  Indien  äußerst  verwickelt 
und  entsprechen  sehr  wenig  europäischen  Anschauungen  und  Begriffen. 
Für  die  Zwecke  der  Grundsteuerveranlagung  haben  die  Engländer  aber 
wenigstens  äußerlich  Ordnung  in  sie  gebracht,  wobei  es  ohne  gewalt- 
same Eingriffe  natürlich  nicht  abging.  Die  Grundsteuer  bildet  seit  ur- 
alten 2^iten  die  wichtigste  Steuer,  und  an  sie  hofften  die  Engländer 
am  leichtesten  anknüpfen  zu  können.  Es  stellte  sich  aber  doch  als  eine 
ungeheuer  schwierige  Aufgabe  heraus,  ,,eine  Person  oder  Mehrheit  von 
Personen  zu  finden,  die  nach  der  lokalen  Besitzgestaltung  zur  Zahlung 
der  Grundsteuer  verpflichtet  und  für  ihren  Eingang  verantwortlich  war. 
Und,  da  es  wünschenswert  schien,  die  Stellung  dieser  Personen  zu 
festigen,  sollte  gleichzeitig  mit  der  Auferlegung  der  Verpflichtung  das 
Recht  am  Lande  durch  Verleihung  eines  Besitztitels  gewährleistet 
werden"  (v.  Leyden,  S.  1814  f.). 

Vor  der  Zeit  der  englischen  Herrschaft  waren  die  Besitzrechte  am 
Grund  und  Boden  nicht  gesetzlich  abgegrenzt  und  in  ihrem  Umfange 
geschützt,  so  daß  sie,  insbesondere  zur  Zeit  des  Verfalls  der  großen  in- 
dischen Reiche,  starken  Veränderungen  unterlagen.  Vor  allem  wußten 
sich  die  Steuerpächter  in  Bengalen  und  auch  anderwärts  durch  Anmaßung 
grundherrlicher  Rechte,  sei  es  mit,  sei  es  ohne  Billigung  der  indischen 
Herrscher,  allmählich  zu  Grundherren  über  Dörfer  und  Einzelhöfe  auf- 
zuschwingen. Aber  auch  durch  Zusammenschluß  der  schwächeren  Ele- 
mente zu  Dorfgemeinden  zum  Zwecke  der  Selbsterhaltung  fanden  man- 
nigfache Veränderungen  der  Besitzrechte  statt.  Im  großen  und  ganzen 
mußten  sich  die  Engländer  mit  den  gewordenen  Verhältnissen,  nament- 
lich den  Usurpationen,  aus  praktischen  Gründen  abfinden,  haben  sich 
aber  mit  Erfolg  bemüht,  im  Zusammenhang  mit  der  Grundsteuerver- 
anlagung einer  weiteren  Entrechtung  und  Bedrückung  der  bäuerlichen 
Bevölkerung  durch  gesetzliche  Abgrenzung  und  Fixierung  der  verschie- 
denen Besitzrechte  am  Grund  und  Boden  Einhalt  zu  gebieten. 

Entsprechend   der    Grundsteuerveranlagung   sind  jetzt   drei  große 

^)  Baden-Powell,  A  short  account  of  the  land  revenue  and  its  administration 
in  British  India.  Oxford  1907.  v.  Leyden,  Agrarverfassung  und  Grundsteuer  in  Bri- 
tisch Ost-Indien.    (Schmollers    Jahrbuch  1912,  S.  1799  ff.) 
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Grundeigentümerklassen    zu    unterscheiden:     Grundherren    (landlords), 
Dorfgemeinschaften  (Joint  villages)  und  Einzelwirtschaften  (rayatwari). 
Den    Grundherren,   deren  Grundbesitz  wenige  acres  bis  zu  einem 
halben  Distrikt  umfaßt,  in  der  Regel  aber  Großgrundbesitz  ist,  stehen 
mehr  oder  minder  intensive  grundherrliche  Rechte  an  Einzelwirtschaften 
oder  Dorfgemeinschaften  zu;  die  Bewirtschaftung  erfolgt  also  meistens 
durch  Bauern  oder  Pächter,  nur  bisweilen  ist  der  Besitz  durch  Erbtei- 
lung zu  einem  Kleinbesitz  zusammengeschrumpft.     Entstanden  ist  die 
Grundherrschaft  entweder  aus  früherer  Territorialherrschaft  oder  aus 
Steuerpacht  oder  aus  sog.  Grant.   Die  in  früheren  Zeiten  in  Indien  einge- 
drungenen Eroberer  beließen  vielfach  den  unterworfenen  kleinen  Landes- 
fürsten   (Rajas)   das   Recht    der   Grundsteuererhebung  und   begnügten 
sich  mit  Tributzahlungen,   wie  in  gleicher  Weise  sich  die  Engländer 
noch  jetzt  von  den  sog.  Eingeborenenstaaten  nur  Tribute  zahlen  lassen. 
Im  übrigen  verpachteten  sie  die   Grundsteuer  an  Rajas  oder  andere 
angesehene  Persönlichkeiten.     Mit  Verfall  der  großen  indischen  Reiche 
sahen  sich  die  geldbedürftigen  Herrscher  genötigt,  diesen  Steuerpächtem 
immer  größere  Rechte  über  das  Grundeigentum  ihres  Bezirkes  zu  er- 
teilen, so  daß  sich  ihre  Stellung  derjenigen  der  tributzahlenden  Rajas 
immer  mehr  näherte.    Beide  Arten  von  Grundherren  wurden  als  Zamin- 
dars   bezeichnet,    oder,    wo   sich   die   unterstellten   Dorfgemeinschaften 
eine  relative  Selbständigkeit  gewahrt  hatten,  als  Taluqdars.    Die  Taluq- 
dars,  die  namentlich  in  Oudh  eine  große  Rolle  spielen,  sind  teilweise 
frühere  Rajas,  teilweise  hatten  sie  sich  ihre  Oberrechte  auf  Grund  kapi- 
talistischer   Machtstellung    oder   einflußreicher    Staatsämter   usurpiert. 
Sie  wurden  deshalb  von  den  Engländern  zunächst  nicht  als   Grund- 
herren anerkannt,  was  sie  in  dem  großen  Aufstand  von  1857  auf  die 
Seite  der  Aufständischen  trieb.      ,,Nach  der  Niederwerfung  der   Re- 
bellion  ließ   die   einsetzende   Versöhnungspolitik   es  ratsam  erscheinen, 
auch  diesen  Taluqdars  die  gewünschte  Anerkennung  zu  verleihen.    Lord 
Roberts  schildert  in  seinen  Erinnerungen   (Forty  one  years  in  India) 
den  eindrucksvollen  Durbar  (feierliche  Versammlung),  in  dem  die  160 
Taluqdars  vor  dem  Vizekönig  Lord  Canning  erschienen  und  aus  seiner 
Hand  ihr  neu  verliehenes  Land  entgegennahmen.     Daß  diese  Vasallen, 
in  Indien  bekannt  wegen  ihrer  Ritterlichkeit  und  Unabhängigkeit,  in 
der  Folgezeit  die  treuesten  Anhänger  der  britischen  Herrschaft  geworden 
sind,  ist  in  erster  Linie  auf  ihre  Anerkennung  als  Großgrundbesitzer 
zurückzuführen"   (v.  Leyden,    S.  1819).      Die  Zamindarherrschaften  in 
Bengalen  waren  dagegen  nach  anfänglichem   Schwanken  bereits  1793 
von  dem  Direktorium  der  Ostindischen  Kompagnie  anerkannt  worden; 
ja  man  kam  ihnen  sogar  so  weit  entgegen,  daß  man  ihre  damalige  erste 
Veranlagung  zur  Grundsteuer  für  unabänderlich  erklärte,  und  beging 
damit  zweifellos  einen  schweren  steuerpolitischen  Fehler  und  auch  ein 
schweres  Unrecht  gegenüber  dem  übrigen  Lande. 

Andere  Grandherrschaften  sind  aus  der  Verleihung  eines  sog.  Grant 
entstanden.    Zu  unterscheiden  ist  der  Milk- Grant  und  der  Jagir- Grant. 
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Der  Milk-Grant  bedeutete  die  Befreiung  einer  Grundherrschaft  von 
der  Grundsteuer,  „der  Jagir-Grant  dagegen  wurde  unabhängig  von  dem 
Privateigentum  am  Grund  und  Boden  verheben.  Das  ganze  Land  war 
im  Mogul-Reich  für  Grundsteuerzwecke  in  zwei  Klassen  geteilt.  Die 
Grundsteuerverwaltung  der  ersten  Klasse  (Khalsa  genannt)  stand  unter 
dem  ,Diwan',  dem  Reichskanzler;  die  Steuer  floß  in  die  Reichskasse. 
Die  Grundsteuer  der  zweiten  Klasse  (,Jagir'-Land)  war  für  die  Be- 
soldung der  Offiziere  und  Beamten  reserviert,  und  zwar  in  der  Art,  daß 
die  Steuer  nicht  etwa  an  die  Reichskasse  abgeführt  und  aus  dieser  dann 
die  Gehälter  gezahlt  wurden,  sondern  daß  auf  diesen  Steuerertrag  von 
vornherein  seitens  des  Staates  Verzicht  geleistet  und  das  Steuersoll 
eines  größeren  oder  kleineren  Bezirks  den  einzelnen  Beamten  und  Offi- 
zieren direkt  übertragen  wurde.  Aus  diesem  Steuerertrage  seines  Bezirkes, 
dessen  Einziehung  ihm  oblag,  hatte  jeder  so  Dotierte  seinen  Dienst- 
aufwand zu  bestreiten  und  das  ihm  vorgeschriebene  Truppenkontingent 
zu  halten"  (v.  Leyden,  S.  1813  f.).  Der  Jagir-Grant  wurde  mit  der  Zeit 
erbhch  und  wuchs  sich  zu  einem  Obereigentum  über  den  Grund  und 
Boden  des  Steuerbezirkes  aus;  der  Inhaber  eines  solchen  Grant  wurde 
Grundherr.  Diese  Verhältnisse  sind  von  der  englischen  Regierung  aus 
politischen  Gründen  zum  größeren  Teile  anerkannt  worden;  im  übrigen 
wurde  entweder  nur  die  Steuerbefreiung  oder  nur  das  Eigentum  am 
Grund  und  Boden  anerkannt,  oder  auch,  wenn  auch  selten,  weder  das 
eine  noch  das  andere. 

Die  Dorfgemeinschaften  (Joint  villages)  sind  aus  einzelnen  früher 
selbständigen  Gehöften  (rayatwari)  entstanden.  Die  Feldmark 
steht  im  Gesamteigentum  einer  Mehrheit  von  Personen,  die  sich  aber 
nicht  notwendig  aus  sämtlichen  Dorfbewohnern;  zusammensetzt,  son- 
dern nur  aus  Mitgliedern  einer  übergeordneten  Familiengruppe.  Die 
übrigen  Dorfbewohner  bearbeiten  zum  Teil  die  Feldmark  als  Instleute. 
Die  Eigentümer  der  Feldmark  sind  vermutlich  die  Nachkommen  arischer 
Einwanderer;  diese  übernahmen  das  Eigentum  an  der  Feldmark  und 
überließen  den  unterworfenen  nichtarischen  Urbewohnern  die  Boden- 
bestellung. Demnach  ist  nicht  das  Joint  village,  sondern  das  Rayatwari- 
Dorf  als  die  Urform  anzusehen.  Die  Joint  villages  finden  sich  vorwiegend 
in  Agra,  im  Punjab  und  in  den  Zentralprovinzen. 

In  den  Rayatwari-Dörfern  kommt  für  die  einzelne  Stelle  nur  ein 
Berechtigter  in  Frage,  der  seinen  Grundbesitz  in  unmittelbarem  und 
alleinigem  Besitz  hält.  Diese  Grundbesitzform  ist  vor  allem  noch  in 
Madras,  Bombay,  Assam  und  Burma  anzutreffen. 


Vom  Gefrierfleisch -Weltmarkt. 

Von 

Prof.  Dr.  Alfred  Manes,  Berlin. 


I.    Die    Entwicklung    der    Gefrierfleischindustrie 

und  -technik. 
Das  Gefrierfleisch  1)  hat  zufolge  der  langen  Dauer  des  Welt- 
krieges wie  durch  den  hiermit  verbundenen  Zwang  zu  einer  gesteigerten 
anhaltenden  reichlichen  Ernährung  vieler  Millionen  Menschen  mit  Fleisch 
eine  ungeahnte  Bedeutung  für  die  Wirtschaft  aller  kriegführenden,  absr 
auch  aller  anderen  Völker  erhalten.  Der  Weltmarkt  für  Gefrier- 
fleisch hat  im  Laufe  des  Krieges  vielerorts  einen  Aufschwung,  aber  auch 
eine  völlige  Verschiebung  erfahren.  Mit  Friedensschluß  wird  jedoch 
die  Nachfrage  nach  Gefrierfleisch  zufolge  der  mindestens  in  ganz  Europa 
auch  dann  noch  zu  erwartenden  Ernährungsschwierigkei- 
ten keinesfalls  aufhören,  vielmehr  wahrscheinlich  kaum  vermindert 
andauern,  bis  die  geschwächten  Viehbestände  Europas  wieder  auf  den 
normalen  Stand  gekommen  sind.  Das  kann  viele  Jahre  dauern.  Unter 
diesen  Umständen  scheint  es  angebracht,  trotz  zahlreicher  Lücken,  welche 
sich  naturgemäß  vorläufig  zeigen,  einige  Tatsachen  zusammenzufassen, 
die  eine,  wenn  auch  nur  bescheidene  Übersicht  über  den  Ge- 
frierfleischweltmarkt  gestatten. 


Die  Gefrierfleischindustrie  war  bei  Kriegsausbruch ^} 
wenig  mehr  als  30  Jahre  alt.  Zu  ihrer  Entstehung  hatte  der  be- 
ginnende Fleischmangel  in  England  geführt,  dem  auf  der  südlichen 
Welthälfte  ein  starkes  Überangebot  von  Vieh  entsprach. 

^)  Der  Ausdruck  Gefrierfleisch  ist  zu  unterscheiden  von  dem  Ausdruck 
Kiihlfleisch.  Unter  diesem  versteht  man  unter  einer  Temperatur  von  —  i  bis  1%°  C 
versandtes  Fleisch,  unter  ersterem  Fleisch,  welches  unter  einer  Temperatur  von  mindestens 
— 9I4  bis  12**  C  hart  gefroren  gemacht  versandt  wird.  Hammel-  und  Lammfleisch  ge- 
langt nur  als  Gefrierfleisch  zur  Versendung. 

*)J.  P.  Critchell  u.  J.  Raymond,  A  history  of  the  frozen  meat  trade, 
and  ed.     442  S.     London  1912.  —  Außerordentlich  wertvolles  Material  namentlich  sta- 
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Bis  1867  fand  in  England  eine  amtliche  Schlachtviehzählung  nicht 
statt,  trotzdem  fing  man  schon  in  den  fünfziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  an,  sich  darüber  klar  zu  werden,  daß  das  Angebot  von 
Fleisch  dem  Bedarf  der  wachsenden  Bevölkerung  der  britischen  Inseln 
nicht  mehr  entsprach.  Bereits  1853  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob 
man  nicht  Australiens  Überfluß  für  die  breite  Masse  des  engUschen 
Volkes  verwertbar  machen  könne.  1866  bildete  sich  eine  Kommission 
zum  Studium  dieser  Frage.  Sir  Walter  Trevelyan  setzte  einen  Preis 
aus  für  das  beste  Mittel  zur  Konservierung  frischen  Flei- 
sches für  den  Transport.  1881  löste  sich  die  Kommission 
auf,  ohne  daß  der  Preis  verliehen  wurde.  Merkwürdigerweise  scheint  ihr 
trotz  eifriger  Studien  nicht  bekannt  geworden  zu  sein,  wovon  alle  Welt 
sprach :  daß  nämlich  1880  das  erste  Schiff  mit  gefrorenem 
Fleisch  aus  Australien  in  London  angelangt  war,  die  Frage 
also  ilire  Lösung  gefunden  hatte. 

Ebenso  unbekannt  scheint  der  Kommission  die  jahrelange  Vor- 
arbeit geblieben  zu  sein,  welche  dies  ermöglicht  hatte.  In  Au- 
stralien, Neuseeland  und  zum  Teil  auch  in  Argentinien  hatte  man  eben- 
falls schon  längere  Zeit  nach  einem  Mittel  gesucht,  das  es  ermög- 
lichte, nicht  nur  Wolle  und  Talg  der  Hammelherden  bezw.  Felle  und  Salz- 
fleisch argentinischer  Rinder  für  die  Ausfuhr  zu  verwerten,  sondern  auch 
das  frische  Fleisch.  In  Australien  waren  es  der  idealistisch  denkende, 
opfermutige  Thomas  Suxcliffe  Mort  und  James  Harison,  die  zuerst  die, 
wie  Mort  selbst  sagte,  ,, diabolische  Idee"  hatten,  das  Fleisch 
für  den  Überseetransport  gefrieren  zu  machen. 
Mort  erkannte  klar  die  gewaltige  Bedeutung  einer  solchen  Erfindung 
für  die  ganze  Welt.  Er  erbaute  1891  in  Sydney  die  ersten  Gefrierhäuser 
der  Welt,  opferte  seinen  Versuchen  sein  ganzes  Vermögen  und  starb, 
als  die  erste  Sendung  schon  im  Hafen  verunglückte  —  man  kann  sagen 
an  gebrochenem  Herzen.  Harison  war  nicht  glücklicher.  Und  doch 
legten  diese  beiden  den  Grund  zu  dem,  was  heute  erreicht  ist.  Unab- 
hängig von  ihnen  experimentierten  in  Frankreich  Tellier  und  Carr6, 
aber  erst  zwei  Engländer,  Bell  und  Coleman,  sollten  durch  ihre  Ge- 
friermaschine das  Problem  lösen.  Mit  Hilfe  dieser  Maschine 
wurde  es  möglich,  im  Jahre  1880,  wie  schon  erwähnt,  die  erste  Ladung, 

tistischer  Art  für  den  Weltmarkt  im  Gefrierfleischhandel  verdanken  wir  der  A.-G.  in 
London  W.  Weddel&  Co.  Diese  gibt  seit  nunmehr  30  Jahren  Jahresberichte  in  deut- 
scher, französischer  und  englischer  Sprache  heraus,  in  denen  sich  alle  wichtigen  Ereig- 
nisse über  den  Handel  mit  gefrorenem  Fleisch  wiedergegeben  finden.  Auch  sehr  lehr- 
reiche treffhch  ausgeführte  graphische  Darstellungen  über  den  Gefrierfleischhandel  hat 
diese  Firma  veröffentlicht.  Sofern  nichts  anderes  erwähnt,  stammen  die  statistischen 
Angaben  dieses  Aufsatzes  aus  den  Weddelschen  Berichten  der  letzten  10  Jahre. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  31 
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40  Tonnen,  frischen  gefrorenen  Hammel-  und  Rindfleisches  in  tadel- 
losem Zustande  in  London  abzuliefern.  Bald  danach  wurde  die  erste 
Australian  Frozen  Meat  Company  gegründet.  Gefrier-  und  Kühlhäuser 
wurden  in  der  Nähe  von  Melbourne  errichtet,  mehrere  Dampfer  ge- 
chartert und  ausgestattet :  der  australische  Gefrier- 
fleischexport war  geschaffen !  Ein  Jahr  später  sandte  Neu- 
seeland sein  erstes  Schiff,  das  nach  manchen  Fährlichkeiten  auch 
eine  Fleischladung  wohlbehalten  ablieferte.  Zwei  Jahre  danach  folgten 
Argentinien. 

Seit  diesen  ersten  Versuchen  ist  die  Entwicklung  des  Fleischexports 
aus  allen  drei  Ländern  trotz  gewisser  Schwankungen  mit  Riesen- 
schritten vorwärts  gegangen.  In  den  ersten  dreißig  Jahren, 
1880  bis  1910  haben  allein  Australien,  Neuseeland  und  Südamerika  zu- 
sammen über  3^  Mill.  Tonnen  Hammelfleisch  nur  nach  Großbritannien 
exportiert.  Die  ungeheure  Bedeutung  dieser  Tatsache,  namentlich  für 
die  minderbemittelte,  für  die  Arbeiterbevölkerung  Großbritanniens  liegt 
auf  der  Hand.  Es  ist  fraglich,  ob  Englands  Erfolge  auf  industriellem 
Gebiet  möglich  gewesen  wären,  wenn  man  nicht  auf  diese  Weise  dem 
Arbeiter  eine  ausreichende  Fleischnahrung  zugeführt  hätte. 

Ebenso  groß  aber  wie  für  das  Verbrauchsland  war  die  Bedeu- 
tung für  die  Ausfuhrländer;  Argentiniens  Aufschwung  ist 
bekannt.  Neuseelands  Landwirtschaft  stand  vor  einer  Krisis,  als  der 
Fleischexport  ganz  neue  Möglichkeiten  eröffnete.  Seitdem  hat  sich 
der  Kapitalwert  der  Ländereien  mehr  als  verdoppelt,  ebenso  die  Zahl 
der  Schafe,  während  sich  die  Zahl  der  Rinder  verdreifacht  hat.  Für 
Australien  wurde  die  Einführung  der  Gefrierfleischindustrie  fast  noch 
bedeutungsvoller,  obwohl  für  dies  Land  die  Wolle  der  wichtigste  Ex- 
portzweig geblieben  ist.  Tausend  neue  Erwerbsmöglichkeiten  eröffneten 
sich  durch  die  neue  Industrie,  die  Eisenbahnen  fanden  neue  Einnahmen 
und  einen  Anreiz,  ihr  Schienennetz  zu  vergrößern.  Die  Anziehungskraft 
des  Landes  für  Einwanderer  erhöhte  sich,  es  entstanden  Industrien, 
wie  der  überseeische  Versand  von  Eiern,  Obst  und  Butter,  die  von  den 
Erfahrungen  des  Gefrierfleischhandels  Nutzen  zogen,  kurz,  auch  aus 
Australiens  Entwicklung  ist  dieser  Industriezweig  nicht  wegzudenken. 

Die  Länder,  deren  Witterungs-  und  Bodenverhältnisse  beson- 
ders vorteilhafte  Bedingungen  für  die  Viehzucht  und  damit  für  die 
Lieferung  von  Gefrierfleisch  bieten,  sind  gerade  am  weitesten 
von  Europa  entfernt.  Es  handelt  sich  dabei  —  wie  erwähnt  — 
um  Argentinien,  sowie  andere  südamerikanische  Staaten,  um  Südafrika, 
namentlich  aber  auch  um  Australien  und  Neuseeland.  Diese  Länder 
erfreuen  sich  eines  ewigen  Weideganges.  Allein  das  dort  gezüchtete 
Vieh  in  lebendem  Zustand  nach  Europa  zu  bringen,  nimmt  selbst  in 


Vom  Gefrierfleisch-Weltmarkt. 


473 


normalen  2feiten  drei  bis  vier  bzw.  fünf  bis  sechs  Wochen  Zeit  in  An- 
spruch. Die  Gesundhaltung  von  lebendem  Schlachtvieh  während  dieser 
langen  Frist,  seine  Fütterung,  seine  Gefährdung  durch  Seuchen  und 
andere  Schwierigkeiten,  lassen  eine  Heranschaffung  der  lebenden  Ware 
als  nahezu  ausgeschlossen  erscheinen. 

Die  Herstellung  des  Gefrierfleisches  geschieht  in 
der  Weise,  daß  die  getöteten  Tiere  nach  Herausnahme  der  Eingeweide, 
Abziehen  der  Felle  usw.  ganz  oder  geteilt  in  Kühlräume  durch  Zu- 
führen künstlich  erzeugter  kalter  Luft  zum  Gefrieren  gebracht,  dann 
I  bis  2  Tage  in  einer  Temperatur  von  2*"  Kälte  gehalten  und  in  Leinen 
eingenäht  werden.  In  besonders  eingerichtete  Dampfschiffe  verladen, 
die  in  ihre  Gefrierräume  beispielsweise  20  bis  30  000  Hammelkörper 
aufnehmen,  gelangen  diese  Tierkörper  nach  Europa. 

Eine  wichtige  Rolle  bei  Schlachtung,  Transport,  Auftauen  und  Ver- 
kauf spielen  die  Veterinär-polizeilichen  Vorschriften. 
Sowohl  in  Australien  und  Neuseeland,  wie  auch  in  Südamerika  scheint 
diese  amtliche  Fleischbeschau  trefflich  eingerichtet;  vor  und  nach  dem 
Schlachten  wird  das  Fleisch  aufs  genaueste  untersucht,  und  nur  das 
amthch  als  einwandfrei  abgestempelte  wird  für  den  Handel  freigegeben. 
Das  Gefrierfleisch  übertrifft  in  dieser  Beziehung  sogar  das  in  England 
hergestellte,  denn  für  dieses  gab  es  merkwürdigerweise,  wenigstens  bis 
zur  Zeit  des  Kriegsbeginns,  noch  keine  amtliche  Fleischbeschau. 

Der  Gefriertechnik  ist  es  also  gelungen,  die  Schwierig- 
keiten zu  überwinden  und  die  Einfuhr  von  Fleisch  zu  ermöglichen, 
welches  dem  frischen  Fleisch  gleichwertig  ist.  Freilich  hat  es  lange 
gedauert,  bis  die  Gefriertechnik  alle  Feinheiten  herausbekommen  hat, 
die  für  das  Einfrieren,  die  Behandlung  auf  dem  Transport  und  das 
besonders  schwierige  Auftauen  erforderlich  sind,  ohne  daß  dabei  die 
wichtigsten  Eigenschaften  des  frischen  Fleisches  verloren  gehen.  Denn 
der  empfindliche  menschliche  Gaumen  wünscht  nicht  nur  den  gleichen 
Nährwert,  sondern  auch  möglichst  den  gleichen  Geschmack  und  das 
gleiche  Aussehen  des  Fleisches,  d.  h.  den  gleichen  Genußwert. 

Über  den  Nährweit  des  Gefrierfleisches  liegen  eine  ganze  Reihe 
einwandfreier  Feststellungen  vor.  Neuestens  haben  gründlich  und  sorg- 
fältig im  Auftrag  der  Zentral-Einkaufsgesellschaft  Professor  Dr.  Plank 
und  Dr.  med.  vet.  Kallert  zahlreiche  zuverlässige  Versuche 
über  das  Einfrieren  und  Auftauen,  sowie  die  Verarbeitung  von  gefro- 
renem Rindfleisch  angestellt  und  hierüber  berichtet^). 

Im  Anschluß  an  Plank  und  Kallert  (S.  88/89)  seien  nachstehend 
die    wichtigsten     Urteile    wiedergegeben.      Hier    heißt    es : 

^)  6.  Heft  der  Abhandlungen  zur  Volksernährung,  welche  die  Zentral-Einkaufsgesell- 
fichaft  in  Berlin  1916  herausgegeben  hat. 
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„Es  liegt  klaf  auf  der  Hand,  daß  das  Fleisch  durch  das  Einfrieren,  Lagern 
und  Auftauen  keine  Einbuße  an  Nährstoffen  erleiden  kann.  Das  Mär- 
chen von  dem  Saftverlust  beim  Auftauen,  der  so  großen  Umfang  er- 
reichen kann,  daß  er  einen  merklichen  Verlust  an  Nährstoffen  bedeutet, 
darf  nach  den  heutigen  Erfahrungen  wohl  als  überwunden  gelten.  Daß 
der  abtropfende  Fleischsaft  nicht  unbeträchtliche  Mengen  wertvoller 
Bestandteile  enthält,  geht  aus  einer  Analyse  hervor,  die  Dr.  Pfyl  vom 
Kaiserlichen  Gesundheitsamt  für  uns  ausführte.  In  der  untersuchten 
Probe  wurden  85,0  %  Wasser,  9,5  %  Eiweiß  und  1,6  %  Asche  gefunden. 
Jedoch  ist,  wie  schon  oben  betont,  die  absolute  Menge  des  verloren- 
gehenden Saftes  prozentual  so  außerordentlich  klein,  daß  sie  den  Nähr- 
wert des  Fleisches  praktisch  nicht  beeinträchtigt.  In  ähnlichem  Sinne 
spricht  sich  Storp  über  die  Bedeutung  des  Saftverlustes  aus.  Ferner 
war  gerade  die  chemische  Zusammensetzung  und  auch  die  Verdaulich- 
keit gefrorenen  Fleisches  wiederholt  der  Gegenstand  von  Untersuchungen,, 
die  ein  völlig  klares  Bild  ergeben  haben.  Es  seien  hier  nur  kurz  die  dies- 
bezüglichen Versuche  von  Samuel  Rideal,  Ascoli  und  Silvestri,  Graß- 
mann,  Armand  Gautier,  Richardson  und  Scherubel,  sowie  von  Storp 
zusammengestellt. 

S.  Rideal  hat  die  Nährwerte  in  gleichartigen  Stücken  von  gefro- 
renem, gekühltem  und  frischem  Fleisch  ermittelt,  wobei  er  fand,  daß 
die  beiden  ersten  Sorten  einen  etwas  höheren  Nährwert  besaßen  als  das 
frische  Fleisch.  Dies  ist  eine  für  das  Gefrierfleisch  charakteristische 
Eigenschaft,  die  aus  dem  Wasserverlust  durch  Verdunstung  während 
der  Lagerung  zu  erklären  ist.  Die  Verdaulichkeit,  die  in  künstlichen 
Verdauungsversuchen  geprüft  wurde,  war  gleichfalls  bei  Gefrierrind- 
fleisch eine  etwas  größere  als  bei  frischem  Fleisch. 

Ascoli  und  Silvestri  fanden  in  Übereinstimmung  mit  Rideal,  daß. 
der  Nährstoffgehalt  des  Gefrierfleisches  höher  und  der  Wassergehalt 
dementsprechend  niedriger  als  bei  frischem  Fleisch  ist.  In  der  Ein- 
wirkung auf  die  Sekretion  des  Magensaftes  ergab  sich  gar  kein  und  be- 
züglich der  Verdaulichkeit  fast  kein  Unterschied  gegenüber  frischem 
Fleisch. 

Nach  Graßmann  ergaben  vergleichende  Untersuchungen  an  Rind-,, 
Schweine-  und  Hammelfleisch,  daß  eine  nachteilige  Veränderung  oder 
Abnahme  im  Nährstoffgehalt  des  Gefrierfleisches  nicht  eintritt. 

Armand  Gautier  fand,  daß  die  Zusammensetzung  des  Gefrierflei- 
sches die  gleiche  wie  bei  frischem  Fleisch  ist,  daß  das  Gefrierfleisch 
sogar  infolge  Verdunstung  einen  etwas  höheren  Nährwertgehalt  besitze. 

Richardson  und  Scherubel  ferner  konnten  noch  nach  eineinhalb 
Jahren  Lagerzeit  keinerlei  Veränderungen  in  der  chemischen  Zusammen- 
setzung gefrorenen  Rindfleisches  feststellen. 
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Storp  endlich  äußerte  sich  folgendermaßen:  Der  beim  Auftauen 
des  Fleisches  abfließende  Tropfsaft  ist  ziemhch  gleichmäßig  zusammen- 
gesetzt, er  ist  reich  an  Nährstoffen;  trotzdem  ist  aufgetautes  Fleisch 
infolge  des  Wasserverlustes,  der  im  Gefrierhaus  und  beim  Auftauen 
eintritt,  an  sämtlichen  wertvollen  Fleischbestandteilen  gehaltreicher  als 
frisches  Fleisch," 

In  welchem  Maße  die  Gefriertechnik  ihren  Aufgaben  gerecht  ge- 
worden ist,  zeigt  vor  allem  die  Erfahrung  in  England.  Wäre 
sonst  die  Entwicklung  erklärlich,  daß  kurz  vor  dem  Krieg  etwa  %  des 
gesamten  englischen  Verbrauchs  an  Rind-  und  Hammelfleisch  aus  Ge- 
frierfleisch bestand?  Dabei  hat  sich  keinerlei  Schaden  für  die  Volks- 
gesundhcit  herausgestellt,  und  daß  auch  in  bezug  auf  Aussehen  und 
Geschmack  das  Fleisch  dem  im  Land  frisch  geschlachteten  gleich- 
wertig ist,  denselben  Genuß  wert  besitzt,  hat  der  Verfasser  dieser 
Zeilen  selbst  in  zahlreichen  Fällen  festzustellen  vermocht,  und  stimmt 
hierin  namenthch  auch  überein  mit  Dr.  J.  U.  Müller  i)  sowie  mit 
Plank  und  Kallert.    Diese  erklären  (a.  a.  O.  S.  86/87): 

„Die  von  uns  veranstalteten  Kostproben  haben  zweifelsfrei 
ergeben,  daß  das  gefrorene  Rindfleisch  bei  zweckmäßiger  Behandlung 
frischem  Fleisch  völlig  oder  doch  fast  völlig  gleichkommt  2).  An  Ver- 
änderungen, die  geeignet  sind,  den  Genußwert  gefrorenen  Fleisches  un- 
wesentlich zu  beeinträchtigen,  kommen  bei  längerer  Lagerzeit  Austrock- 
nung der  nicht  durch  Fett  geschützten  Oberflächenteile  des  Fleisches, 
manchmal  chemische  Umsetzungen  im  Fett  und  ein  Mangel  an  flüchtigen 
Geschmackstoffen  in  Frage." 

Die  technischen  und  kaufmännischen  Methoden  des  Ge- 
frierfleischhandels haben  sich  mit  der  Zeit  gleichfalls  sehr 
vervollkommnet.  Im  Anfang  sandte  der  Produzent  das  Fleisch 
selbst  nach  London  und  ließ  es  dort  in  Kommission  auf  eigene  Rechnung 
verkaufen.  Das  Risiko  war  dabei  recht  groß.  In  den  letzten  Friedens- 
jahren  verkaufte  der  Viehzüchter  sein  Fleisch  an  die  Gefriergesellschaften, 
in  deren  Händen  alles  Weitere  liegt.  Dabei  kommen  beide  Teile  auf  ihre 
Rechnung.  Der  Züchter  hat  einen  festen  Absatz,  und  die  Gesellschaften 
haben  trotz  größeren  Risikos  höheren  Verdienst.  Die  Abschlüsse  er- 
folgen meist  im  voraus  in  der  Form  des  Termingeschäftes.  Der  Liefe- 
rant garantiert  für  tadellosen  Zustand  des  Fleisches  und  richtige  Marken. 

^)  Vgl.  J.  U.  Müller:  Fleischeinfuhr?  Betrachtungen  über  die  Fleischversorgung, 
ihre  Mängel,  Gefahr  imd  Sicherstellung,  Berlin  1912. 

*)  Ich  selbst  habe,  abgesehen  von  den  besten  Erfahrungen  mit  Gefrierfleisch  auf 
wiederholten  weiten  Seereisen,  eine  von  der  Stadt  Wilmersdorf-Berlin  1913  veranstaltete 
Kostprobe  von  australischem  Hammelfleisch  mitgemacht,  die  in  jeder  Beziehung  alle  Er- 
wartungen übertraf. 
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Steif  gefroren  gelangen  die  Tierkörper  in  die  Kühlhäuser  und  finden 
von  hier  aus  Absatz. 

Eine  wichtige  Rolle  spielt  die  Transportversicherung 
des  Gefrierfleisches.  Auf  sie  kann  jedoch  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden. 

Die  Schiffe  für  den  Transport  von  Gefrierfleisch  müssen  selbst- 
verständlich mit  besonderen  Kühlanlagen  versehen  sein.  Die  hier  vor- 
handenen Gefriermaschinen  müssen  in  der  Lage  sein,  die 
Isolierräume  während  der  ganzen  Reise  ununterbrochen  auf  der 
erforderlichen  niedrigen  Temperatur  zu  halten.  Eine  auch  nur  geringe 
Temperaturzunahme,  insbesondere  ein  Auftauen  des  Fleisches,  würde 
die  ganze  Ladung  vollständig  verderben  lassen.  Die  Gefriermaschinen- 
anlagen dürfen  nicht  minder  zuverlässig  sein  als  die  Transportleiter.  Wür- 
den diese  das  auf  der  Reise  etwa  aufgetaute  Fleisch  nochmals  zum  Ge- 
frieren bringen,  so  würde  die  Ware  zwar  äußerlich  unversehrt  im  Be- 
stimmungshafen eintreffen,  aber  zur  menschlichen  Nahrung  nicht  ge- 
braucht werden  können ;  denn  ein  zweimaliges  Gefrieren  hält  das  Fleisch 
nicht  aus,  durch  ein  solches  Verfahren  wird  es  vielmehr  vollständig  ver- 
dorben. Immerhin  zeigt  die  Erfahrung  der  Versicherungsgesellschaften, 
daß  derartige  betrügerische  Maßnahmen  nicht  allzu  selten  vorkommen. 
Die  englischen  Überwachungsbeamten  haben  häufig  genug  solche  Fälle 
bei  der  Fleischbeschau  aufgedeckt. 

Nachdem,  wie  erwähnt,  im  Januar  1880  das  erste  Schiff  mit  ge- 
frorenem australischen  Fleisch  durch  den  Suezkanal  gefahren  und  mit 
seinen  40  Tonnen  Rind-  und  Hammelfleisch  an  Bord  glücklich  in  Eng- 
land gelandet  war,  hat  der  Handel  einen  erstaunlich  schnellen 
Aufschwung  genommen.  10  Jahre  nach  der  Ankunft  des  ersten 
Gefrierfleischdampfers  wurden  in  England  eingeführt 

aus  Argentinien  .    .    .    .435  084  Ztr.  Hammelfleisch 
aus  Australien    ....   109  826     „  „ 

aus  Neuseeland  ....   787  322     „  „ 

außerdem  aus  den  genannten  drei  Ländern  zusammen  118  854  Ztr. 
Rindfleisch.  Wie  seitdem  die  Einfuhr  von  Gefrierfleisch  nach  Groß- 
britannien immer  weiter  stieg,  freilich  auf  Kosten  der  Einfuhr  von 
lebendem  Vieh,  geht  aus  nachfolgenden  statistischen  Zu- 
sammenstellungen deuthchst  hervor.  Sie  zeigen,  daß  die 
Entwicklung  des  Gefrierfleischhandels  in  den  letzten  35  Jahien  über- 
raschend gewesen  ist.  Allein  von  Australien  sind  in  dieser  Zeit  mehr 
als  260  Mill.  Hammel  und  Lämmer  nach  England  eingeführt  worden. 
Zunächst  eine  Zusammenstellung,  welche  den  Fortschritt 
deutlich  vor  Augen  führt,  der  im  Laufe  von  20  Jahren  in   England 
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gemacht  worden  ist.     Es  werden  hier  die  Jahre  1888  und  1908  gegen- 
übergestellt, 

Entwicklung    des    G  e  f  r  i  e  r  f  1  e  i  s  c  h  h  a  n  d  e  1  s  in    England 
in    den    Jahren    1888 — 1908. 


1908 


Anzahl  der  in  dem  Gefrierfleischhandel  beschäftigten 

Dampfer 

Tragfähigkeit  derselben  (in  Körpern  von  56  Pfd.)  . 


57 
955  000 


190 
12  756  400 


Gesamteinfuhr  von  Hammel-  und  Lammfleisch 
„     Rindfleisch  (Viertel)     .    .    . 


I  975  448 
30  000 


9  651  418 
I  788  159 


Anzahl  der  Lagerhäuser  in  London 

Aufnahmefähigkeit  derselben  (in  Körpern  von  56  Pfd.) 


300  000 


27 
2  730  500 


Preis  des  englischen  Rindfleisches  im  Islington  Markt 

laut  landwirtschaftlichen  Ausweisen  (pr.  kg)  .  . 
Preis  des  engüschen   Hammelfleisches  im  Islington 

Markt  laut  landwirtschaftl.  Ausweisen  (pr.  kg)  . 
Preise  am  Smithfield  Markt  (im  Durchschnitt) 

Schottisches  Hammelfleisch 

Amerikanisches  Rindfleisch  (Hinterteile)  .... 

Neuseeländisches  Lammfleisch 

„  (Canterbury)  Hammelfleisch  .    . 

„  Rindfleisch  (Hinterteile)  .... 

Australisches  Hammelfleisch 

Argentinisches  „  


Mk.  0,65 — 1,35 

„     0,87 — 1,60 

Mk.  1,24  pr.  kg 

1,08  „ 

1,24  „ 
0,82 

0,85  „ 

0,73  » 

0,60  „ 


Mk.  0,75 — 1,28 

„     1,19—1,70 

Mk.  1,35  pr.  kg 

„  1,15  „ 

,,  1,05  „ 

„  0,78  „ 

„  0,69  „ 

„  0,60  „ 

,,  0,65 


Verhältnis  der  Einfuhr  von  gefrorenem  Fleisch  zum 
Gesamtverbrauch  des  Vereinigten  Königreiches  . 

Verhältnis  der  Einfuhr  von  Rind-,  Hammel-  u.  Lamm- 
fleisch aller  Sorten  zima  Gesamtverbrauch  des  Ver- 
einigten Königreiches 


2^2% 


12 


¥2% 


20% 


35% 


Anzahl  der  Rinder  in  Austrahen 

„  „        „  Neuseeland 

„  „         „  Argentinien 

„  Schafe    „  Austrahen 

„  „         „  Neuseeland 

„  „         „  Argentinien 


7  860  971 
853  358 
21  961  657 
79  III  615 
16  564  595 
66  706  097 


9  785  703 
I  816  299 
29  116  625 
87  676  031 
20  983  772 
67  211  754 


Die    Gesamtproduktion 
Welt    betrug  in  looo  Tonnen : 


der    Gefrierwerke    der 


1906  . 

.  443,6 

1909  . 

•  561,5 

1912  . 

.  678,7 

1915  • 

.  662,9^) 

1907  . 

.  465,6 

1910  . 

.  602,7 

1913  • 

•  766,9 

1916  . 

.  533,8^) 

1908  . 

.  481,2 

1911  . 

.  656,2 

1914  . 

.  694,4^) 

^)  Diese  Zahlen  umfassen  nur  die  nach  England  gelangte  Produktion. 


2.    Die    Ausfuhrländer. 
Die   Entwicklung   der    Gefrierfleischausfuhr   der    a  u  s'tVa  1  a  sl  - 
sehen    Länder    gestaltete  sich  in  den  Jahren  von  1885  bis  1915 
folgendermaßen. 
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Ausfuhr 

von 

Ge 

f ri  er f 1 

sisch    aus    Au 

un 

d 

Neuseelan 
Australien 

d 

(in  Zentnern). 
Neuseeland 

1885 

61  352 

292  857 

Z890 

131  252 

875  817 

1895 

985  771 

I  187  365 

1900 

860  040 

I  797  864 

1905 

524  438 

I  670  319 

1910 

2 

406  094 

2  637  003 

1915 

2 

562  002 

3  290  000 

Australien 


Die  ganze  Ausfuhr  ging  bis  1910  ausschließlich  nach  Großbritannien. 

Die  australische  Gefrierfleischausfuhr  hat  wäh- 
rend des  Krieges  gegenüber  den  Zahlen  für  die  Jahre  unmittel- 
bar vor  dem  Krieg  eine  nicht  unerhebliche  Abnahme  aufzuweisen 
gehabt,  woran  namentlich  die  durch  Regenmangel  herbeigeführte  Ver- 
ringerung des  Viehbestandes  die  Schuld  trägt.  Wenn  auch  die  britische 
Regierung  bereits  im  April  1915  sich  das  Monopol  des  austrahschen 
Fleischhandels  gesichert  und  alle  Gefrierüeischdampfer  requiriert  hat, 
so  hat  sie  doch  an  diesem  Ergebnis  nichts  zu  ändern  vermocht. 

Australische    Fleischausfuhr   im    Kriege. 


Rinder- 
viertel 

Hammel 

Lämmer 

in  Stückzahl 

2.  Halbjahr  1914  .... 

1.  „         1915  .... 

2.  „         1915  .... 

Nach    Großbritan 
Fleisch  ai 

921  730 
954  299 
655  542 

nien    gela 
1  s  f  u  h  r    (in 

I  731  637 
I  200  000 

503  158 

ng t e    aus t 
1000  Tonnen) 

966  839 
900  674 
366  370 

r  ali  seh  e 

Im  Jahre 

Aus 
Australien 

Aus 
Neuseeland 

- 

1913 
1914 
1915 
1916 

150,7 
143,9 
124,6 

51,5 

124,2 
142,7 
157,9 
158,1 

Der  Wert  in  £  betrug  1916  für  das  australische  Fleisch  3,3,  für 
das  neuseeländische  11,2.  Nach  anderen  als  englischen  Häfen  gelangte 
ein  nur  verhältnismäßig  kleiner  Posten  Gefrierfleisch.  Bei  Mitberück- 
sichtjgung  dieser  ergeben  sich  1915  für  Australien  128  100  statt  124  600 
Tonnen,  für  Neuseeland  164  500  statt  157  900  Tonnen. 

Besonders  auffallend  ist  der  Umstand,  daß  das  kleine  Neuseeland 
(etwa  Italiens  Flächeninhalt  entsprechend)  einen  stärkeren  Export  an 
Gefrierfleisch  ermöglichen   konnte    als   der  australische   Erdteil   (etwa 
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Ys  Europas  umfassend).  Die  Erklärung  liegt  z.  T.  im  Klimaunterschied 
wie  in  der  gewaltigen  Ausdehnung  der  Wüste  im  Inneren  Australiens 
und  seiner  höchst  spärlichen  Besiedlung. 

Bei  dieser  Gelegenheit  sei  ein  Hinweis  auf  die  staatliche 
Förderung  des  Exports  landwhlschaf tlicher  Produkte,  wie 
er  in  Südaustralien  und  N  e  u  s  e  e  1  an  d  besteht,  gestattet  i). 
1895  hat  man  in  Port  Adelaide  mit  dieser  staatlichen  Exportförderung 
begonnen.  Das  Government  Produce  Department  leitet  diese  Ausfuhr 
in  einer  für  den  Landwirt  äußerst  bequemen  Weise.  Der  Farmer  im 
Innern  Südaustraliens  schickt  ein  Telegramm  an  die  Verwaltung  in 
Port  Adelaide,  in  dem  er  mitteilt,  daß  er  an  einem  bestimmten  Tage 
eine  gewisse  Anzahl  von  Schafen  absenden  werde.  Die  Tiere  werden 
bei  ihrer  Ankunft  von  Regierungsbeamten  in  Empfang  genommen,  in 
den  staatlichen  Schlachthäusern  geschlachtet,  das  Fleisch  in  die  staat- 
lichen Kühlräume  gebracht,  die  Häute,  Felle,  das  Fett  usw.  verwertet, 
größtenteils  durch  das  staatliche  Exportamt  auf  Schiffen,  welche  die 
südaustralische  Regierung  gechartert  hat,  nach  London  gebracht  und 
hier  durch  einen  Vertreter  der  Regierung  verkauft  und  dem  Markt  zu- 
geführt. Der  australische  Landwirt  erhält  nach  Einlieferung  seiner  Pro- 
dukte sofort  rund  80  %  des  Wertes,  den  Rest  nach  dem  Verkauf  in 
London.     Alles  dies  geschieht  gegen  eine  für  ihn  sehr  mäßige  Gebühr. 

Bis  1909  nahmen  die  Vereinigten  Staaten  die  führende 
Stellung  in  bezug  auf  Gefrierfleischausfuhr  ein;  sie  haben  diese  jedoch 
einerseits  wegen  ihrer  steigenden  Bevölkerung,  andererseits  zufolge  der 
durch  Raubwirtschaft  stark  zurückgegangenen  Herden  seit  acht  Jahren 
nicht  mehr  aufrechterhalten  können.  Diese  Ausfuhr  der  Vereinigten 
Staaten  ging  in  folgender  Weise  zurück.     Sie  betrug: 

Gefrierfleischausfuhr    der    Vereinigten    Staaten. 

1907 I  456  000  Rinderviertel 

1908 859  000     ,, 

1909 521  000     ,, 

1910 286  350     „ 

Das  Jahr  1913  brachte  ein  für  die  Gestaltung  des  Gefrierfleisch- 
weltmarktes ganz  besonders  wichtiges  Ereignis,  nämhch  die  Öffnung 
der  n  o  r  d  ame  r  i  kan  i  sc  h  e  n  Grenzen  für  die  freie 
Einfuhr  von  Gefrier-  und  Kühlfleisch.  Gewaltige  Hoffnungen  knüpften 
sich  an  dieses  Ereignis,  welches  bei  Fortdauer  des  Friedens  den  Gefrier- 
fleischmarkt mindestens  teilweise  revolutioniert  hätte.    Zunächst  machte 

1)  Ich  folge  hier  meiner  eigenen  Darstellmig,  die  ich  in  der  4.  Aufl.  meines  Buches 
„Der  soziale  Erdteil",  Berlin  1914,  S.  124  gegeben  habe.  Einzelheiten  darüber  finden  sich 
in  dem  Official  Jearbook  of  South- Australia  bzw.  in  den  VeröffentUchungen  des  Adelaider 
Produce  Department. 
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sich  der  Übergang  der  Vereinigten  Staaten  von  einem  Ausfuhr-  zu 
einem  Einfuhrland  für  Gefrierfleisch  in  einer  Preissteigerung  geltend. 
In  den  ersten  beiden  Kriegsjahren  hat  sich  die  Gefrier- 
fleischausfuhr der  Vereinigten  Staaten  aber  wieder  verdoppelt,  die  Aus- 
fuhr von  Rindfleisch  sogar  verzehnfacht.  Nach  einer  von  der  New  York 
National  City  Bank  veröffentlichten  im  Londoner  „Economist"  vom 
30.  September  1916  abgedruckten  Statistik  führten  die  Vereinigten 
Staaten  in  den  Finanzjahren  aus: 

1913/14  .    .    ,   201  800  Rinderviertel  im  Werte  von  ca.    63  Mill.  Doli. 
1914/15  ...   401  400  „  „,        „         „      „    125      „        „ 

1915/16  .    .    .   607400  „  „        „         „      „    182      „        „ 

Seit  1908  ist  dem  amerikanischen  Fleischtrust,  der 
ein  Weltmonopol  der  Gefrierfleischherstellung  und  des  Gefrierfleisch- 
handels erstrebt,  eingehende  Beachtung  geschenkt  worden.  Allerhand 
Enthüllungen  führten  dazu,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten  eine  Unter- 
suchung der  Verhältnisse  bei  den  Meat  Packing  Houses  seitens  der  Re- 
gierung veranstaltet  woirde,  hauptsächlich  um  zu  ermitteln,  ob  ihr 
eigenartiges  System  zur  Beherrschung  der  Zufuhr  und  der  Preise  als 
gesetzeswidrige  Einmischung  in  den  freien  Geschäftsverkehr  anzusehen 
sei  oder  nicht. 

Die  Bedeutung  dieser  amerikanischen  Häuser  geht  daraus  hervor, 
daß  Y4  des  ganzen  in  England  verzehrten  Rind-,  Hammel-  und  Lamm- 
fleisches durch  die  amerikanischen  Firmen  eingeführt  wurde,  nämlich 
176  198  Tonnen  von  701  591  Tonnen. 

In  kluger  Voraussicht  des  Rückganges  der  Fleischausfuhr  in  den 
Vereinigten  Staaten  haben  die  vier  oder  fünf  maßgebenden  Firmen  sich 
sofort  daran  gemacht,  die  Gefrierwerke  in  Argentinien,  auch  in  anderen 
Ländern,  in  Australien  usw.  zu  erwerben. 

An  die  Stelle  der  Vereinigten  Staaten  trat  Argentinien.  Die  Aus- 
fuhr aus  Südamerika,  welche  wenigstens  bis  1910  ausschließ- 
lich nach  England  ging,  betrug  in  Zentnern: 


1885 

113 153 

1905 

4  042  689 

1890 

444  017 

1910 

6  551  276 

1895 

738  680 

1915 

8  184  220 

1900 

I  527  057 

Der    Krieg    hat   auf   die  südamerikanische  Ausfuhr  stark  ein- 
gewirkt. 

Von  409  211  Tonnen  im  Jahre  1913  ging  sie  zurück  auf: 

386  936  Tonnen  im  Jahre  1914 
293  909  „  „  „  1915 
240297   „    „    „   1916 

Der  Wert  der  Ausfuhr  1916  betrug  5,7  Mill.  £. 
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Die  Fleischpfoduktion  der  südamerikanischen  Staa- 
ten während  des  Krieges,  Argentiniens  und  Uruguays,  ist  von  der 
engUschen  Regierung  vollständig  angekauft  worden,  und  zwar  hatten 
die  argentinischen  Gefrieranstalten  vertragsmäßig  monatlich  50  000  engl. 
Tonnen  zu  liefern.  Aber  nicht  immer  war  die  Vertragserfüllung  möglich. 

Dem  Londoner  ,,Economist"  vom  26.  Mai  1917  ist  zu  entnehmen, 
daß  die  British  and  Argentine  Meat  Company  folgende  ungeheure 
Steigerung  ihres  Reingewinns  aufzuweisen  hat: 

1914  67  288  £ 

1915  652489  „     ohne    Abzug  der  Kriegsgewinnsteuer 

1916  411  032  „nach        „        „  „ 

Die  Kriegsgewinnsteuer  1916  betrug  216  000  £. 

Die  Smithf ield  and  Argentine  Meat  Company  weist  an  Gewinnen  auf : 

1914  25  732  £ 

1915  142  056  „ 

1916  136437  „ 

Neben  den  beiden  eben  genannten  Hauptausfuhrländem  kamen  für 
die  Gefrierfleischausfuhr  vor  dem  Krieg  nebenbei  auch  noch  Vene- 
zuela und  Chile  in  Betracht.  Im  Krieg  haben  diese  ihre  Ausfuhr 
erhöht,  und  neu  hinzugekommen  sind  Brasilien,  Paraguay  und 
Kolumbien. 

Besonders  lehrreich  ist  der  Eintritt  Brasiliens  in  die  Reihe 
der  Gefrierfleisch  ausführenden  Staaten.  Erst  kurz  nach  Kriegsaus- 
bruch wurde  diese  Ausfuhr  aufgenommen.  Die  erste  Verschiffung  von 
Brasilien  nach  England  betrug  wenig  mehr  als  i  Tonne  und  brachte 
einen  Erlös  von  nicht  mehr  als  50  £.  Diese  Verschiffung  hat  im  No- 
vember 1914  stattgefunden.  In  den  ersten  8  Monatendes  Jahres  1915  stieg 
dann  die  Ausfuhr  auf  über  2600  Tonnen  im  Werte  von  94  000  £.  Die 
Verschiffungen  fanden  fast  ausnahmslos  von  Santos  aus  statt,  und  es 
gingen  davon  2140  Tonnen  nach  England,  282  Tonnen  nach  den  Ver- 
einigten Staaten,  150  Tonnen  nach  Italien  und  48  Tonnen  nach  Frank- 
reich. Die  Gesamtausfuhr  1915  belief  sich  auf  8500  Tonnen  im  Werte 
von  309  700  £.  Von  Januar  bis  einschheßlich  August  1916  betrug  die 
brasilianische  Ausfuhr  19  400  Tonnen  im  Werte  von  750  000  £.  Davon 
gingen  nach  Itahen  8750  Tonnen,  nach  Frankreich  4300  Tonnen,  nach 
England  4000  Tonnen  und  nach  den  Vereinigten  Staaten  2350  Tonnen. 
Die  größte  Ladung  umfaßte  40  000  Rinderviertel  im  Gewicht  von  2600 
Tonnen,  die  nach  England  gingen.  Hierfür  hatten  über  10  000  Stück 
Vieh  geschlachtet  werden  müssen.  Die  brasilianische  Regierung  rechnet, 
daß  bei  voller  Entwicklung  des  neuen  Exports  dieser  bis  auf  5  Mill.  £ 
steigen  wird,  so  daß  er  dann  nahezu  ^/k,  der  Gesamtausfuhr  Brasihens 
darstellt.    Drei  große  Schlacht-  und  Gefrierfleischanlagen  in  San  Paolo 
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liefern  das  gesamte  Gefrierfleisch,  und  mit  Recht  bemerkt  hierzu  „Lloyds 
List"  vom  5.  Januar  1917:  „Solch  eine  schnelle  andauernde  Industrie- 
entwicklung ist  nahezu  ohne  Vorgänger." 

Aus  Britisch-Südafrika  sind  im  Gegensatz  zu  Australien 
und  Neuseeland  während  des  Krieges  in  steigendem  Maße 
Gefrierfleischmengen  ausgeführt  worden.  Während  1914  diese  noch  einen 
Wert  von  nicht  ganz:  42  000  £  darstellen,  konnte  1915  bereits  über  einen 
Wert  der  Gefrierfleischausfuhr  von  fast  153  000  £  berichtet  werden. 

Von  April  bis  September  1916  stieg  der  Wert  des  ausgeführten 
südafrikanischen  Gefrierfleisches  auf  250  000  £  und  für  weitere  100  000  £ 
lag  Ende  des  Vorjahres  Gefrierfleisch  fertig  zum  Abtransport  in  den 
südafrikanischen  Gefrierhäusern.  Eine  zweckmäßigere  Organisation  der 
Gefrierfleischausfuhr  nach  England  mit  Hilfe  von  Regierungssachver- 
ständigen steht  in  Aussicht.  Die  Südafrikanische  Union  weist  zur  Zeit 
schätzungsweise  über  8  Mill.  Rindvieh  auf. 

In  „Lloyds  List"  vom  17.  November  1916,  dem  diese  Angaben 
entnommen  sind,  finden  sich  Auszüge  aus  Geschäftsberichten,  welche 
zeigen,  daß  die  Ausrüstung  von  Schiffen  zum  Transport  von  Gefrier- 
fleisch, an  denen  zur  Zeit  Mangel  herrscht,  in  Aussicht  genommen  ist. 

Die  Dominions  Royal  Commission,  die  vor  meh- 
reren Jahren  in  England  zu  dem  Zweck  ernannt  worden  ist,  die  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  jener  Teile  des  britischen  Überseereiches  zu  er- 
forschen und  ihre  bessere  Ausbeutung  der  Handelszwecke  zu  studieren, 
hat  naturgemäß  auch  die  Gefrierfleischfrage  eingehend  ins  Auge  gefaßt, 
und  in  ihren  zum  Teil  bereits  vor  dem  Krieg  erschienenen  Berichten  finden 
sich  zahlreiche  wichtige  Hinweise  auf  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet. 

Ende  1913  bestanden: 


in  Australien    .    . 

.    .   34  Gefrierwerke 

„   Neuseeland  .    . 

.    .   29 

„   Südamerika     . 

•    •    15 

Neue  Gefrierwerke  wurden  1913  nicht  eröffnet,  viele  vorhandene 
aber  bedeutend  vergrößert,  doch  wurde  gemeldet,  daß  eine  Reihe  neuer 
Gefrierwerke  im  Bau  begriffen  waren  und  ihre  Eröffnung  für  das  fol- 
gende Jahr  bevorstand.  Seitdem  sind  zuverlässige  Zahlen  über  neue 
Gefrierwerke  nicht  zu  uns  gelangt. 

W%s  die  Zahl  der  Gefrierfleischdampfer  betrifft,  so 
gab  es  1910  insgesamt  214  Dampfer  mit  Gefriermaschinen,  welche  eine 
Tragfähigkeit  haben,  die  auf  14225500x56  Pfd.  Tierkörper  geschätzt 
wird.  Diese  Schiffe  besorgen  die  Beförderung  des  Gefrierfleisches  aus 
Australien  und  Südamerika  nach  England.  Weitere  25  Dampfer  soUen 
191 1  hinzukommen.   „Diese  Ziffern  sind  zwar  sehr  groß,  aber  es  herrschte 
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trotzdem  häufig  Mangel  an  kühlendci*  Tonnenladung  in  1910  sowohl  in 
Australien  als  auch  in  Südamerika,  und  äußerst  hohe  Preise  wurden 
zeitweilig  für  schnelle  Schiffsgelegcnheit  bezahlt."  (Weddels  Jahres- 
bericht für  1910.) 

Für  das  Jahr  1912  waren  218  Dampfer  mit  Gefrierräumen  zur  Ver- 
fügung, die  15  963  200  Viertel  von  56  engl.  Kd.  aufnehmen  konnten. 
Die  Zahl  der  von  deutschen  Reedereien  in  Verkehr  gestellten  Dampfer 
mit  Gefrierräumen  hat  seit  1910  ständig  zugenommen. 

1916  waren  283  Dampfer  mit  Gefriereinrichtung  zur  Verfügung, 
deren  Transportfähigkeit  für  Gefrierfleisch  kaum  größer  war  als  im 
Jahre  vorher.  Wären  mehr  Dampfer  zur  Verfügung  gewesen,  so  hätte 
der  Umfang  der  Gefrierfleischeinfuhr  1916  weit  mehr  betragen  können 
als  915  380  Tonnen. 

Auch  die  Gefrierfleischzufuhr  merkte  bald  den  Schiffsraum- 
m  a  n  g  e  1 ,  um  so  mehr,  als  die  Zahl  der  Schiffe  mit  Gefriereinrichtung 
bei  weitem  nicht  ausreichte,  um  die  gesteigerten  Mengen  Gefrierfleisch 
von  Übersee  nach  Europa  zu  schaffen.  Die  Gefrierfleischherstellung 
wurde  schnellstens  in  Ländern  zu  gewaltiger  Entwicklung  gebracht,  die 
vorher  diese  Ausfuhr  überhaupt  nicht  gekannt  hatten.  Aber  die 
Hauptschwierigkeit  bestand  und  besteht  noch  im  Transport. 
Der  Weddelsche  Bericht  für  1916  weist  darauf  hin,  daß  zahlreiche  süd- 
amerikanische Gefrierwerke  nur  höchstens  %  der  ihnen  überhaupt  mög- 
lichen Produktion  zu  verschiffen  vermögen.  Einer  der  Haupterfolge 
des  uneingeschränkten  deutschen  U-Boot-Krieges  dürfte  gerade  in  der  zu- 
nehmenden Erschwerung  der  Gefrierfleischzufuhr  bestehen.  Im  Juni  1917 
machte  die  Meldung  die  Runde  durch  die  enghsche  Presse,  daß  voraus- 
sichtlich demnächst  die  Versorgung  des  Heeres  mit  Fleisch  nur  noch 
mit  den  heimischen  Viehbeständen  möglich  sein  werde. 

Die  Eröffnung  des  Panamakanals  wird  von  den 
australischen  und  neuseeländischen  Gefrierfleischhäusern  als  höchst  aus- 
sichtsvoll bezeichnet.  Diese  hoffen  alsdann  einen  bisher  noch  nicht  vor- 
handenen Markt  an  der  Ostküste  der  Vereinigten  Staaten  zu  erhalten. 
Kaum  einen  Vorteil  aber  bedeutet  die  Benutzung  des  Panamakanals 
für  den  australasischen  Gefrierfleischhandel,  nach  Europa,  oder  für  die 
argentinische  Schiffahrt,  so  weit  diese  an  die  Westküste  der  Vereinigten 
Staaten  geht. 

3.    Die    Einfuhrländer    (außer  Deutschland), 
a)  Großbritannien. 
Am  genauesten  und  ausführlichsten  sind  wir  über  die  Gefrierfleisch- 
einfuhr unterrichtet,  welche  nach  Großbritannien  ging.    Die  nachstehend 
abgedruckten  Tabellen  bedürfen  kaum  einer  Erläuterung. 
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Alfred    Manes, 
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Alfred    Manes, 


G  e  f  ri  e  r  f  1  e  i  s  c  h  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n    der   Welt    1914,  1915,  1916    und    Einfuhi 
nach    Großbritannien. 


1914 
Tons 


1915 
Tons 


1916 
Tons 


Rind-,  Hammel-  und  Lammfleisch 

Produktion  fremder  Länder    .    .    . 

„  im  britischen  Reich    . 


482  614 
317  761 


582  395^) 
298  680 


Einfuhr  nach  Großbritannien  aus  fremden  Ländern 
,,         aus  dem  britischen  Reich 


800  375 

407  818 
286  609 


B.  Rindfleisch  allein 

Produktion  fremder  Länder    .    . 
im  britischen  Reich 


694  427 

409  949 
126  784 


Einfxihr  nach  Großbritannien  aus  fremden  Ländern 
aus  dem  britischen  Reich 


536  733 

340  525 
loi  440 


441  965 


881  075 

374  514 
288  391 


662  905 

524055 
113  298 


637  353 

325  453 
104  526 


429  979 


623  553^) 
291  827 


915  380 

316032 
217  779 


533  811 

562  532 
154  665 


717  197 

262  466 
90342 


352  808 


Bemerkung:  Die  Unterschiede  zwischen  den  Gesamtsummen  der  Produktion  und 
der  Einfuhr  nach  Großbritannien  stellen  die  nach  anderen  Ländern  gegangenen  Mengen  dar. 
1)  Einschließlich  Wiederausfuhr  argentinischen  Fleisches  aus  den  Verein.  Staaten. 

Diese  letzte  Tabelle  veranschaulicht  aufs  deutlichste  die  Kriegs- 
Wirkung:  die  zunehmende  Ablenkung  des  Gefrierfleisch- 
handels von  den  britischen  Küsten  nach  denen  anderer 
Länder. 

„Nach  den  statistischen  Mitteilungen  der  Colonial  Consignment 
Distributing  Co.^)  ist  die  Einfuhr  von  gefrorenem  Hammel-  und  Lamm- 
fleisch in  der  Zeit  vom  i.  Januar  1916  bis  11.  August  1916  gegen  die  gleiche 
Zeit  des  Vorjahres  um  3,7  Mill.  Tiere,  die  von  gefrorenem  und  gekühltem 
Rindfleisch  um  1,15  MiU.  Viertel  zurückgegangen.  Der  Ausfall  war  in 
der  Hauptsache  auf  die  Dürre  in  Australien  zurückzuführen.  Wie  stark 
seit  1915  die  Zufuhren  von  dort  und  aus  Neuseeland  zurückgegangen 
sind  erheUt  aus  nachfolgender  Aufstellung.  Es  waren  beteiligt  an  der 
Lieferung  von  gekühltem  und  gefrorenem  Fleisch  (in  1000  Tonnen): 

Einfuhr    von    gekühltem    und    gefrorenem    Fleisch 
nach    England. 


Herkunftsland 

1916 
I.  Halbjahr 

1915 
ganzes  Jahr 

1914 
ganzes  Jahr 

Australien  mit  . 
Neuseeland  „ 
Südamerika  „     . 

35 

56 

128 

126 
158 
223 

144 
143 
163 

^)  Aus  der  Zusammenstellung  „Die  überseeische  Fleischeinfuhr  der  Westmächte  im 
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Australien  lieferte  in  normalen  Jahren  4  Mill.  Hammel  und  Lämmer 
und  I  Mill.  Rindervicrtel,  Neuseeland  2,5  Mill.  Hammel  und  0,5  Mill. 
Lämmer. 

Setzt  man  die  Gesamtzufuhr  zu  den  englischen  Märkten  gleich  100, 
so  entfielen  vor  dem  Ejriege  von  der  Lieferung: 

Anteil   der    einzelnen    Länder    an    der    Zufuhr    zu    den 
englischen    Märkten. 


nach  der  Herkunft 

bei 
Rindfleisch 

/o 

bei 
Hammelfleisch 

/o 

bei 
Schweinefleisch 

/o 

auf  Großbritannien  u.  Irland 
„    Australien  u.  Südafrika 

37,60 
9,00 
5,80 

44,80 
2,80 

21,00 
66,20 

0,05 
10,80 

1,95 

60,80 

0,40 

10,10 

Südamerika  ...... 

2,60 

„    Holland,  Dänemark  usw. 

26,10 

100,00 

100,00 

100,00 

Die  Versorgung  des  Londoner  Marktes  mit  Rind-,  Hammel-  und 
Schweinefleisch  gestaltete  sich  im  Jahre  1916  nach  ,,The  Meat  Trades' 
Journal"  vom  4.  Januar  1917  folgendermaßen: 

Die    Fleischzufuhr   nach    London   im    Jahre  1916. 


Zufuhr  aus 

Groß- 
britannien 

t 

Australien 

imd 

Neuseeland 

t 

Nord- 
amerika 

t 

Süd- 
amerika 

t 

Holland 
usw. 

t 

Zu- 
sammen 

t 

Rindfleisch     .    .    . 
Hammelfleisch  .    . 
Schweinefleisch     . 

80785 
32  975 
21  884 

6563 

59  797 

54 

12  699 

HO 

II  752 

60443 

12  271 

I  102 

230 

981 

1742 

160  320^) 
106  134 
36534 

Insgesamt 

135  644 

66  414 

24561 

73816 

2953 

303  4882) 

^)  Diese  im  „Wirtschaftsdienst"  abgedruckte  Ziffer  stimmt  nicht,  da  die  Addition 
160  720  ergibt. 

')  Tatsächlich  ergibt  sich  aber  im  Gegensatz  zu  der  Addition  des  „Wirtschafts- 
dienstes" 302  988. 

Gegenüber  1915  blieben  die  Zufuhren  aus  Australien,  Südamerika 
und  Holland  so  stark  zurück,  daß  sie  durch  die  Erhöhung  des  groß- 
britannischen  und  nordamerikanischen  Lieferungskontingents  nicht  mehr 
wettgemacht  werden  konnten.  Gegenüber  dem  Vorjahr  ist  ein  Ausfall 
von  etwa  40  000  Tonnen  zu  verzeichnen.  Auf  ausländische  Lieferungen 
entfallen  55  %  der  Gesamtzufuhren.     Nach  Angaben  des  Vorsitzenden 

Kriege"  in  dem  von  der  Zentralstelle  des  Hamburgischen  Kolonialinstituts  herausgegebenen 
„Wirtschaftsdienst"  No.  9  vom  2.  März  1917,  S.  137  ff. 
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des  Central  Market  Committee  wurden  dagegen  in  Friedenszeiten  nahezu 
80  %  des  Londoner  Fleischbedarfs  durch  ausländische  Zufuhr  gedeckt» 

Anfang  1916  hatte  England  etwa  300  Gefrierdampfer  im  Dienst 
mit  einem  Fassungsvermögen  von  550  000  Tonnen  Fleisch." 

Was  den  Preis  betrifft,  der  in  England  für  Gefrierfleisch  erzielt 
wurde,  so  geben  dafür  folgende  Ziffern  einen  Anhalt.  Wird  der  Durch- 
schnittspreis für  die  12  wichtigsten  Arten  Gefrierfleisch  von  1904  bis 
1913  einschließlich  mit  100  bezeichnet,  so  erhält  man  eine  Indexziffer: 

für  1909  von  87,46 

,,  1910  ,,  100,23 

„  1911  „  96,89 

„  1912  „  108,57 

„  1913  „  116,33 

b)  Europäischer  Kontinent. 

Was  den  europäischen  Kontinent  als  Abnehmer 
von  Gefrierfleisch  betrifft ,  so  hat  die  stetige  Bevölkerungs- 
zunahme hier  den  Weg  geebnet.  Der  Weddelsche  Bericht  von  1910  sagt 
darüber : 

,,Seit  einigen  Jahren  ist  es  augenscheinlich  geworden,  daß  der  stetige 
Zuwachs  der  Bevölkerung  allmählich  die  Grenzen  der  Fleischproduktion 
in  den  meisten  europäischen  Ländern  übersteigen  muß.  Die  höheren 
Preise  von  1910  haben  nicht  einmal  so  viel  Hammelfleisch  von  Holland 
oder  Rindfleisch  von  Dänemark  hier  angezogen  (jetzt  die  einzigen  euro- 
päischen Lieferanten  für  unseren  Markt)  als  in  1909.  Ferner  wird  der 
Widerstand  der  Agrarier  in  mehreren  bedeutenden  Distrikten  merklich 
schwächer,  und  der  Anteil,  welchen  Konsumenten  in  der  Forderung  der 
freien  Einfuhr  von  Fleisch  zeigen,  nimmt  schnell  eine  praktische  Form 
an.  Die  Veröffentlichung  von  französischen  und  deutschen  Ausgaben 
dieses  Berichtes  seit  einigen  Jahren  in  den  fleischverzehrenden  Ländern 
von  Europa,  die  häufigen  Zeitungserörterungen  über  die  Vorzüge  des 
gefrorenen  Fleisches,  die  Besuche  kontinentaler  Abgeordneten  in  bri- 
tannischen Handelsstädten  und  die  Abhaltung  von  großen  Versamm- 
lungen in  Paris  und  Wien  zum  Zwecke  der  Diskussion  über  gekühlte 
Produkte,  alle  diese  zusammen  haben  sehr  zur  Veränderung  des  Ge- 
sichtspunktes der  Konsumenten  und  Beamten  beigetragen. 

Während  sie  früher  nur  interessierte  Zuschauer  des  Wachsens  einer 
neuen  Industrie  waren,  welche  der  Bevölkerung  des  Landes  nützlich 
wurde,  sind  viele  unserer  kontinentalen  Nachbarn  eifrig  geworden  in  der 
Erlangung  von  Vorteilen  für  sich  selbst,  welche  durch  die  Zufuhr  von 
gesundem  Fleisch  von  jenseits  des  Meeres  zu  einem  verhältnismäßig; 
billigen  Preise  zu  erhalten  sind."  j 
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Die  Anfänge  der  Gcfrierfleischeinfuhr  nach  Italien  sind  etwa 
1908  mit  1800  Tonnen  anzusetzen.  In  den  ersten  Jahren  büßten  die 
Eigentümer  der  Kühlhäuser  viel  Geld  ein,  doch  waren  später  ihre  Ein- 
nahmen aus  der  über  Genua  laufenden  Einfuhr  um  so  höher.  1911  be- 
trug die  Einfuhr  bereits  12  000  Tonnen,  im  wesentlichen  argentinisches 
Rindfleisch,  1912  etwa  20  000  Tonnen.  Seit  191 1  hat  die  italienische 
Regierung  für  die  Armee  Gefrierfleisch  eingeführt. 

Das  italienische  Ministerium  hat  1912  sogar  einen  5  Jahre  laufenden 
Vertrag  auf  Gefrierfleischlieferung  für  die  Armee  mit  Gefrierfleisch- 
gesellschaften  abgeschlossen.  Neue  Kühlhäuser  wurden  in  verschiedenen 
italienischen  Städten  errichtet. 

Die  Ziffern,  welche  für  die  weiteren,  namentlich  die  Kriegsjahre 
über  Italien  zur  Verfügung  stehen,  sind  recht  dürftig  und  unzureichend. 
Es  genügt  der  Hinweis  darauf,  daß  die  italienische  Regierung,  die  be- 
reits in  Friedenszeiten  Gefrierfleisch  für  den  Heeresbedarf  verwendete, 
sich  im  Krieg  in  erhöhtem  Maße  gezwungen  sah,  zu  diesem  Nahrungs- 
mittel zu  greifen. 

In  der  S  c  h  w  e  i  z^)  gestattete  der  Bundesrat  am  i.  Februar  1911 
vorübergehend  die  Gefrierlleischeinfuhr  unter  einem  Zoll  von  25  Frcs. 
für  100  kg,  jedoch  wurde  das  Quantum  kontingentiert  je  nach  den  monat- 
lich festzustellenden  Bedürfnissen  der  einzelnen  Kantone.  Es  fand  dann 
vorübergehend  eine  ZoHermäßigung  auf  10  Frcs.  statt. 

Welche  Schwierigkeiten  der  Schweiz  aber  erwuchsen,  geht  u.  a. 
daraus  hervor,  daß  die  ungarische  Regierung  es  erwirkte,  daß  Gefrier- 
fleisch über  österreichische  Häfen  nach  der  Schweiz  nicht  transportiert 
werden  durfte,  während  eine  französische  Verordnung  vorschreibt,  daß 
für  die  Schweiz  bestimmtes  Gefrierfleisch  der  französischen  Fleisch- 
beschau unterworfen  werden  mußte.  Das  bedeutete  eine  Erhöhung  des 
Transportrisikos  und  eine  Erhöhung  der  Kosten. 

Die  Zunahme  der  Gefrierfleischeinfuhr  nach  der  Schweiz  geht  aus 
folgenden  Ziffern  hervor: 

Einfuhr    von    Gefrierfleisch    in    die    Schweiz    in    den    Jahren 

1911    und    1912. 


Jahr 

Argentinien 
kg 

Austraüen 
kg 

Neuseeland 
kg 

And.  Länder 
kg 

Zusammen 
kg 

1911 
1912 

946  500 
I  952  200 

150  000 
503  000 

16  800 
17800 

6900 

1  113  300 

2  479  900 

^)  über  die  guten  Erfahrungen,  welche  mit  der  Einfuhr  von  Gefrierfleisch  nach  der 
Schweiz  gemacht  worden  sind,  vgl.  Müller,  Fleischeinfuhr  1912,  S.  113,  siehe  hier  auch 
die  höchst  lehrreichen  Vorgänge  gelegentlich  der  beabsichtigten  Einfuhr  in  Österreich- 
Ungarn,  S.  112  ff. 


AQ2  Alfred    Manes, 

Mit  Stolz  bemerkt  der  Weddelsche  Bericht  1913  dazu:  „Die  Gesamt- 
zufuhren haben  sich  also  um  123  %  gehoben  und  verteilen  sich  etwa 
gleichmäßig  auf  Argentinien  und  Australien.  Zweifellos  ist  die  Zu- 
nahme hauptsächlich  zurückzuführen  auf  die  Verminderung  des  Zolles 
von  25  Frcs.  per  100  kg  auf  10  Frcs.  Nicht  unerwähnt  aber  müssen  wir 
lassen,  daß  die  augenblicklichen  Zölle  ausdrücklich  nur  als  vorüber- 
gehend eingeführt  sind,  und  daß  der  Handel  infolgedessen,  bis  die  Zoll- 
frage definitiv  geklärt  ist,  mit  einer  großen  Unsicherheit  kämpfen  muß. 
Bis  zur  nächsten  Wahl  dürfte  eine  Entscheidung  kaum  fallen." 

In  der  Schweiz  sind  es  ebenso  wie  in  anderen  kontinentalen  Ländern 
die  Landwirte,  welche  dem  Handel  Schwierigkeiten  bereiten.  Aber 
diese  Gegnerschaft  beruht  wohl  zum  großen  Teil  auf  Vorurteil  und  Un- 
kenntnis der  Folgen  des  Handels  mit  gefrorenem  Fleisch.  „Das  ge- 
frorene Fleisch  wird  auch  in  der  Schweiz  genau  wie  in  England  für  die 
Minderbemittelten  unentbehrlich  werden,  ohne  dabei  im  geringsten  die 
Interessen  der  heimischen  Viehzucht  zu  schädigen.  Lediglich  die  Er- 
laubnis der  Einführung  von  lebenden  Rindern  wird  der  heimischen  Land- 
wirtschaft einen  Schaden  zufügen.  Der  Transport  und  die  Zufuhr  von 
gefrorenem  Fleisch  nach  der  Schweiz  wird  jetzt  unter  verbesserten 
Bedingungen  besonders  via  Marseille  und  Genua  ausgeführt.  Voraus- 
gesetzt, daß  die  Zölle  nicht  erhöht  werden,  dürfte  der  Handel  auch  im 
kommenden  Jahr  eine  Zunahme  zeigen."     (Weddel.) 

Frankreich  war  in  der  Lage,  die  Einfuhr  von  Gefrierfleisch 
aus  seinen  eigenen  Kolonien  zu  decken.  Diesen  gegenüber  verzichtete 
es  auf  die  strenge  Durchführung  der  die  Einfuhr  fast  hemmenden  Fleisch- 
beschaugesetze. 1912  sind  zwei  Syndikate  entstanden,  die  in  Madagas- 
kar Gefrierhäuser  einrichteten  und  von  hier  aus  Fleisch  nach  Frank- 
reich schafften.  Auch  in  Frankreich  selbst  wurden  Gefrierhäuser  in 
größerer  Zahl  eingerichtet. 

In  Frankreich  erlaubt  das  Gesetz  die  Einfuhr  der  besten  Teile  von 
Rindfleisch,  die  übrigen  Organe  aber  müssen  bei  jedem  Tier  mit  ein- 
gefroren werden.  Das  ist  bei  Hammelfleisch  möglich,  verteuert  aber 
den  Transport,  da  diese  Organe  gelingen  oder  gar  keinen  Wert  haben. 
Es  sind  1911  die  ersten  Hammel,  einige  Tausend,  in  dieser  Weise  einge- 
führt worden,  aber  das  französische  Gesetz  schreibt  vor,  daß  jeder  Körper 
gevierteilt  werden  muß,  ehe  er  durch  die  Zollschranke  geht  und  die 
Fleischbeschau  stattfindet.  Diese  Bestimmung  hindert  eine  erhebliche 
Ausdehnung  des  Gefrierfleischhandels. 

Der  französischen  Fachzeitschrift  „Le  Froid"  (genaueres  Datum 
nicht  zu  ermitteln.)  ist  folgende  vergleichende  Gegenüberstellung  des 
Preises  von  Gefrierfleisch  und  frischem  Fleisch  in  Paris  zu  Beginn 
des  Jahres  1916  zu  entnehmen: 


Vom  Gefrierfleisch-Weltmarkt. 


493 


Gegenüberstellung    der    Preise    von    Gefrierfleisch 
und   frischem    Fleisch    in    Paris    im    Jahre    1916. 


Hammel 

ganzes  Hinterviertel  . 

Keule 

Filet 

Schulter 

kiurze  Rippe 

Kammstück     .... 
Rind: 

ganze  Lende     .... 

Lende    

Schwanzstück  .... 

kurze  Rippe 

Hinterbein 

Schenkel 

Flanke  

Bauch    


Gefrier- 
fleisch 


Frisches 
Fleisch 


2,80 
3iOO 
3.00 
2,40 
2,00 
2,00 

4,40 
4,00 
4,00 
3.60 
2,60 
2,00 
1,80 — 2,20 
1,80 


3,60 
3,80 
4,00 
3.00 
3,00 
3.00 

5,50 
4,80 
4,80 
4,90 
4,50 
2,60 
2 — 2,80 
2,40 


Preisunter- 
schied 


0,80 
0,80 
1,00 
0,60 
1,00 
1,00 

1,10 
0,80 
0,80 

1,30 
1,90 
0,60 
0,20 — 0,60 
0,60 


Es  verdient  hervorgehoben  zu  werden,  daß  die  französischen  Mih- 
tärbehörden  im  Jahre  1913  die  Gefrierfleischzufuhr  besonders  eingehend 
ins  Auge  faßten.  Es  wurden  vier  Versuche  gemacht,  die  Truppen  mit 
Gefrierfleisch  zu  ernähren,  davon  zwei  während  der  Septembermanöver 
1913.  Im  Zusammenhang  mit  den  befriedigenden  Ergebnissen  dürfte 
die  Tatsache  stehen,  daß  die  zwei  in  Marseille  vorhandenen  Lagerhäuser 
ihre  Kühlräume  für  Gefrierfleisch  von  10  auf  15  000  cbm  vergrößert 
haben  und  einen  weiteren  neuen  Lagerraum  zu  bauen  im  Begriff  standen. 

Besonders  lehrreich  ist  die  Entwicklung  des  Gefrier- 
fleischverbrauchs in  Frankreich,  über  die  wir  durch 
einen  Aufsatz  des  „Economiste  Fiangais"  aus  dem  Jahre  1916  näheres 
erfahren,  der  mir  jedoch  nur  in  englischer  Übersetzung,  erschienen  in 
der  New  Yorker  , .Economic  World"  vom  23.  September  1916,  vorliegt, 
und  woraus  ich  das  Wichtigste  hier  wiedergebe. 

Vor  Kriegsausbruch  wurde,  worauf  schon  oben  hingewiesen  worden 
ist,  Gefrierfleisch  in  Frankreich  fast  gar  nicht  verbraucht,  und  zwar  aus 
verschiedenen  Gründen,  Auf  einen  von  diesen  hat  der  französische 
Landwirtschaftsminister  M^line  in  einer  in  der  französischen  Landwift- 
schaftsakademie  gehaltenen  Rede  vom  28.  April  1915  hingewiesen,  in- 
dem er  ausführte,  daß  die  französischen  Herden  dank  der  Betätigung 
der  Viehzüchter  sich  außerordentlich  vermehrt  hätten.  Zweifelsohne, 
so  meint  der  Minister  Mehne,  war  Frankreich  infolgedessen  bei  Kriegs- 
beginn ungeachtet  verschiedener  Seuchen,  welche  den  Viehbestand  ge- 
schwächt haben,  im  Begriff,  seinen  Fleischbedarf  selbst  zu  decken. 
Aber  auch  M^line  hat  sich  geirrt.    Denn  der  Krieg  hat  in  Frankreich  wie 
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in  anderen  Ländern  einen  weit  größeren  Fleischbedarf  hervorgerufen, 
als  man  jemals  geahnt  hätte,  da  der  Feldsoldat  ein  viel  stärkerer 
Fleischesser  ist  als  der  Mann  zu  Hause.  Und  die  Folge  war,  daß  die  An- 
forderungen, welche  an  die  französischen  Viehherden  gestellt  wurden, 
diese  sehr  schnell  gewaltig  verminderten.  Man  sah  ein,  daß,  wenn  man 
auf  dem  Wege  der  Selbstversorgung  mit  Fleisch  fortschritte,  der  natio- 
nale Viehstand  bei  längerer  Ej'iegsdauer  vernichtet  würde,  und  so  griff 
man  auch  trotz  des  empfindlichen  französischen  Gaumens  willig 
nach  dem  Gefrierfleisch.  Das  war  nur  möglich  in  der  Weise,  daß 
England,  welches  bei  Kriegsbeginn  85  %  der  Gefrierfleischproduktion 
der  Welt  selbst  verbrauchte,  dem  französischen  Kriegsministerium  Ge- 
frierfleisch zu  überlassen  gestattete.  Zunächst  wurde  dieses  ausschließ- 
lich für  die  französische  Heeresernährung  verwandt,  dann  aber,  als  die 
Preise  in  Frankreich  immer  weiter  stiegen  und  sich  eine  erhebliche  Fleisch- 
not unter  der  Zivilbevölkerung  geltend  machte,  auch  zur  Ernährung 
dieser.  Zuvor  aber  waren  die  Transportschwierigkeiten  zu  lösen,  über 
die  man  allerdings  heute  weniger  denn  je  hinausgekommen  ist.  Auch 
war  es  unerläßlich,  Gefrieranlagen  und  Auftaueinrichtungen  in  Frank- 
reich schleunigst  zu  beschaffen.  Die  französische  Kammer  und  der  Senat 
haben  sich  mit  der  Gefrierfleischfrage  eingehend  beschäftigt,  und  eine 
ganze  Reihe  inhaltreicher  Berichte  darüber  finden  sich  in  den  amtlichen 
Verhandlungen.  Aber  daß  das  Parlament  eingriff,  bedeutet  nur  eine 
Verzögerung  in  der  Versorgung  Frankreichs  mit  Gefrierfleisch.  Die  An- 
gelegenheit kam  erst  in  Gang,  als  der  Pariser  Stadtrat  am  23.  Juni  1915 
die  Entschließung  faßte,  die  französische  Regierung  dringend  um  Einfuhr 
von  Gefrierfleisch  aus  Kanada  und  den  französischen  Kolonien  zu  er- 
suchen, den  Kriegsminister  zu  bitten,  aus  den  für  das  Heer  angesam- 
melten Vorräten  zur  Erleichterung  der  Ernährung  der  Pariser  Bevölke- 
rung gewisse  Quantitäten,  die  nach  Ankunft  des  für  die  Zivilbevölke- 
rung einzuführenden  Gefrierfleisches  zurückerstattet  würden,  herzu- 
geben und  schließlich  die  Pariser  um  Untersuchung  der  Verhältnisse 
anzugehen,  unter  denen  das  Gefrierfleisch  verkauft  werden  könnte. 
Am  7.  August  1915  gelangte  das  erste  Gefrierfleisch  in  den  Pariser  Markt- 
hallen zum  Verkauf:  72  Tonnen  gefrorenes  Rindfleisch.  Zunächst  ging 
es  mit  dem  Verkauf  langsam,  aber  im  August  und  September  1915  wurde 
es  in  Mengen  von  2  bis  3000  kg  abgesetzt.  Die  Konsumgenossenschaften 
nahmen  sich  der  Angelegenheit  an.  Auch  eine  Preisfestsetzung  für  ge- 
frorenes Fleisch  wurde  durch  die  Pariser  Polizei  am  22.  April  1916  ver- 
fügt, und  diese  trug  gleichfalls  dazu  bei,  den  Markt  zu  erweitem,  so  daß 
heute  das  Gefrierfleisch  allgemein  verzehrt  wird. 

Man  kann  sich  den  Ausführungen  des  „Economiste  Frangais"  unbe- 
dingt anschließen,  wonach  die  unter  dem  Druck  des  Krieges  in  Frank- 
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reich  heimisch  gewordene  Gefrierfleischindustrie  zu  einer  ungeahnten 
Entwicklung  kommen  dürfte  und  ein  weiteres  Beispiel  dafür  bietet, 
daß  der  Krieg  häufig  den  Weg  bahnt  für  größere 
Möglichkeiten    in    Friedenszeiten. 

In  Österreich  trafen  1910  versuchsweise  22  Tonnen  argen- 
tinisches Rindfleisch  ein,  die  in  Wien  verkauft  wurden  und  reges  Inter- 
esse fanden. 

Es  betrug  dann  die  Einfuhr  hier  1911 :  4600  Tonnen,  meistens  Rind- 
fleisch, aber  auch  einige  100  Tonnen  Hammelfleisch  und  Lammfleisch. 
Eine  österreichische  Gesellschaft  stellte  drei  Dampfer  für  die  Gefrier- 
fleischeinfuhr in  Dienst  mit  einem  Kühlraum  von  je  800  bis  900  Tonnen. 
Gleichzeitig  stellte  die  Gesellschaft  in  Triest  Kühlhäuser  für  400  bis  600 
Tonnen  her.  Ein  kleiner  Dampfer  mit  Kühlräumen  sollte  den  Verkehr 
an  der  adriatischen  Küste  vermitteln,  und  alles  dies  geschah  auf  Grund 
einer  österreichischen  Regierungskonzession,  die  unter  Zustimmung  der 
ungarischen  Regierung  1910  bis  Juh  1911  erteilt  wurde.  Die  ungarischen 
Viehzüchter  glaubten  sich  in  ihren  Interessen  bedroht  und  setzten  es 
durch,  daß  alsdann  die  Zustimmung  wieder  versagt  wurde.  Die  hierauf 
einsetzende  Agitation  in  österreichischen  großen  Städten  hatte  zunächst 
keinen  Erfolg. 

Portugal  hat,  um  dem  Gefrierfleisch  Eingang  Zu  verschaffen, 
seine  darauf  bestehenden  Eingangszölle  1910  beseitigt. 

Holland  ließ  1912  zum  erstenmal  270  Tonnen  Gefrierfleisch 
namentlich  aus  Südamerika  herein.  Wieviel  davon  im  Lande  selbst 
blieb,  steht  nicht  fest. 

Auch  nach  Belgien  kamen  1912  die  ersten  500  Tonnen  Rind- 
vieh aas  Argentinien,  und  zwar  bestimmt  für  die  belgische  Armee. 

Resigniert  heißt  es  in  dem  Weddelschen  Bericht  für  1912  über  die 
Gefrierfleischeinfuhr  nach  dem  Kontinent: 

„Gefrorenes  Fleisch  wird  auch  auf  dem  Kontinent  von  Europa 
ständig  mehr  anerkannt,  aber  die  Aufnahme  ist  langsamer  als  man  er- 
warten durfte  infolge  der  Vorurteile  und  Schwierigkeiten,  die  ihm  be- 
reitet werden.  Der  Handel  ist  eigenthch  ledigHch  in  Italien  bisher  fest 
etabhert,  während  er  in  sämthchen  anderen  Ländern  sich  noch  im  Ver- 
suchsstadium befindet. 

Die  sogenannten  sanitären  Vorschriften,  welche,  wenn  nicht  aus- 
drücklich mit  der  Absicht  eingeführt,  um  den  Import  zu  verhindern, 
jedenfalls  aber  in  der  Folgeerscheinung  den  Import  wenn  nicht  gänz- 
lich., so  doch  fast  unterbunden  haben,  haben  eine  Veränderung  mit  Aus- 
nahme in  Italien  und  der  Schweiz  auf  dem  Kontinent  nicht  gefunden, 
oder  nur  in  sehr  geringem  Grade." 
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Die  Möglichkeit,  Gefrierfleisch  nach  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  einzuführen,  hat  das  Interesse  der  Ausfuhrfirmen  a  m 
Markt  des  europäischen  Kontinents  von  Ende  1913 
ab  verringert.  Hat  das  Jahr  1913  auch  eine  Zunahme  in  der 
Ausfuhr  nach  dem  europäischen  Kontinent  gebracht,  so  wäre  diese 
doch  nicht  unwesenthch  höher  gewesen,  wenn  nicht  noch  1913  die  für 
den  Ausfuhrhandel  weit  bequemere  Öffnung  des  amerikanischen  Marktes 
eingetreten  wäre,  welche  für  sie  weit  bequemer  ist,  als  der  Absatz  nach 
dem  mit  Zollschranken  und  anderen  Hindernissen  umgebenen  Konti- 
nentalmarkt. So  hat  sich  hier  die  Zufuhr  von  17  661  Tonnen  im  Jahre 
1911,  welche  1912  auf  20  368  Tonnen  gestiegen  war,  im  Jahre  1913 
nur  auf  23  341  Tonnen  erhöht. 

Die  Aussichten  für  den  Absatz  von  Gefrierfleisch  auf  dem 
europäischen  Kontinent  für  das  Jahr  1914  sind  aber  auch  aus  anderen 
Gründen  als  recht  gering  bezeichnet  worden.  Die  nicht  unerhebhche 
Steigerung  der  Verkaufspreise  hat  die  in  der  Zeit  vor  1913  auf  den  Konti- 
nentalmarkt gesetzten  großen  Erwartungen  erheblich  zurückgeschraubt, 
denn  die  Überzeugung  hatte  man  gewonnen,  daß  diese  Märkte  für  Ge- 
frierfleisch nur  dann  ein  gutes  Absatzgebiet  darstellten,  als  die  Verkaufs- 
preise verhältnismäßig  niedrig  zu  halten  Waren. 

Die  Zufuhren  für  Gefrierfleisch  nach  dem  europäischen  Kontinent 
betrugen : 


I9II  .    . 
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I9I2  .    . 
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» 
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.    ca.     30  000 
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.    ca.  180  000 
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Der  Krieg  hat  den  Gefrierfleischhandel,  wie  schon 
bei  Beginn  dieser  Abhandlung  angedeutet  Wurde,  umgewandelt. 
Soweit  es  sich  hierbei  um  den  deutschen  und  Österreich-ungarischen 
Markt  handelt,  muß  die  Darstellung  bis  nach  Kriegsende  verschoben 
werden;  eine  weltwirtschaftliche  Bedeutung  kommt  diesem  inneren  Ge- 
frierfleischmarkt kaum  zu.  Was  den  Gefrierfleischhandel  der  Neutralen 
betrifft,  so  hat  dieser  ungeheure  Gewinne  aus  der  gewaltigen  Nachfrage 
nach  Fleisch  gezogen.  Im  weitesten  Maße  hat  namentlich  die  eng- 
lische Regierung  für  Heereszwecke  den  Gefrierfleisch- 
handel zu  verstaatlichen  gesucht.  Das  machte  sich 
im  Jahre  1915,  noch  mehr  1916  deutlich  geltend.  Da  wurde  vor  aUem 
die  ganze  Produktion  der  Gefrierwerke  von  Australien  und  Neuseeland 
im  Einverständnis  mit  den  australischen  Regierungen  beschlagnahmt. 
Die  Regierung  sicherte  sich  auch  sämtliche  mit  Gefriereinrichtungen 
versehenen  Schiffe  der  Handelsflotte.  Auf  diese  Weise  wurde  sie  am 
einfachsten  Herr  der  ganzen  Gefrierfleischproduktion,  auch  soweit  diese 
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nicht  aus  englischen  Gebieten  stammte.  Dabei  hat  England  nicht  nur 
die  Verpflegung  seiner  eigenen,  sondern  auch  der  französischen  und  später 
der  italienischen  Armee  im  Auge  gehabt.  Nun  nahm  natürlich  die  Ein- 
fuhr von  Gefrierfleisch  nach  dem  europäischen  Kontinent  gewaltig  zu. 
Nach  Frankreich  und  Italien  gingen  allein  1915  über  150  000  Tonnen, 
während  1914  nach  diesen  Ländern  wenig  mehr  als  26  000  Tonnen  ge- 
langt waren.  Fast  das  ganze  Gefrierfleisch  wurde  für  die  Soldaten- 
ernährung verwendet,  woraus  der  Weddelsche  Bericht  schließt,  eine 
bessere  Empfehlung  gäbe  es  für  (Gefrierfleisch  überhaupt  nicht.  Es 
stellte  sich  bald  die  Notwendigkeit  heraus,  zahlreiche  neue  Gefrierhäuser 
auf  dem  Kontinent  zu  errichten. 

Die  Ausfuhrländer  für  Gefrierfleisch  haben  das  größte  Interesse 
daran,  daß  die  Einfuhrländer  von  den  hervorragenden  veterinär- 
polizeilichen Maßregeln,  welche  bei  der  Auswahl  und  Her- 
richtung des  Gefrierfleisches  maßgebend  sind,  überzeugt  werden;  sie 
versuchen  daher,  durch  Veranstaltung  von  Besichtigung,  durch  Bereit- 
erklärung, ihie  diesbezüglichen  Einrichtungen  überwachen  zu  lassen,  das 
Ansehen  ihrer  Gesetzgebung  und  deren  Ausführung  zu  erhöhen.  Bei- 
spielsweise hat  der  Chefveterinäi*  des  Londoner  Gefrierfleischmarktes 
1913  auf  Einladung  der  argentinischen  Regierung  alle  Gefrierwerke  der 
Republik  besichtigt,  und  ein  ausführlicher  Bericht  über  seine  hier  ge- 
wonnenen Erfahrungen  dürfte  inzwischen  wohl  erschienen  sein.  Es  ist 
recht  bezeichnend,  daß  der  Weddelsche  Bericht  von  1913  der  austra- 
lischen und  neuseeländischen  Regierung  das  Vorgehen  Argentiniens  als 
Muster  empfiehlt. 

4.    Deutschland. 

Was  Deutschland  betrifft,  so  wurde  der  erste  Versuch  einer 
Gefrierfleischeinfuhr  in  den  Jahren  1893/94  unternommen,  und  zwar 
erfolgte  damals  der  Import  von  gefrorenem  Rindfleisch  aus  Australien. 
Wie  die  „Zeitschrift  für  Fleisch-  und  Milchhygiene",  4.  Jahrg.,  Heft  94, 
S.  81  zu  berichten  weiß,  fand  dieses  Fleisch  in  Berlin,  Köln  und  anderen 
Großstädten  reißenden  Absatz;  doch  ging  die  Einfuhr  im  Laufe  der 
nächsten  Jahre  zurück  und  hat  vermutlich  zufolge  eines  drohenden 
allgemeinen  Einfuhrverbotes  völlig  aufgehört.  Nachdem  bereits  1894 
Einfuhrverbote  für  Rindfleisch  aus  Amerika  erlassen  worden  waren. 
Wurde  durch  eine  Bekanntmachung  des  Königsberger  Regierungspräsi- 
denten vom  29.  Januar  1895  auch  die  Einfuhr  des  australischen  Fleisches 
untersagt.  Erst  im  Jahre  1912  wurde  wieder  ein  Versuch  unternommen, 
australisches  Gefrierfleisch  nach  Deutschland  einzuführen,  diesmal  aber 
handelte  es  sich  um  gefrorene  Hammel.  Die  hiergegen  vorgebrachten  Ein- 
wendungen, die  Einfuhr  sei  unmöglich  unter  den  hohen  Einfuhrzöllen 
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und  Zufolge  der  Bestimmungen  des  §  12  des  Fleischbeschaugesetzes, 
zeigten  sich  als  hinfällig;  denn  einerseits  stiegen  die  Fleischpreise  in 
Deutschland  so  stark,  daß  auch  die  Einfuhrzölle  das  Fleisch  nicht  zurück- 
halten konnten,  andererseits  machten  die  Fortschritte  der  Gefriertechnikes 
möglich,  mit  dem  §  12  des  Gesetzes  fertig  zu  werden.  Die  Stadt  B er  1  in- 
Wilmersdorf genießt  den  Ruhm,  als  erste  australisches  Gefrier- 
fleisch eingeführt  und  dank  der  Bemühungen  ihres  verdienstvollen 
Stadtrats  Steinborn  in  der  städtischen  Fleischhalle  zum  Verkauf  ge- 
bracht zu  haben. 

Die  Viehzählung  vom  2.  Dezember  1912  ergab  eine  nicht  unerheb- 
liche Abnahme  des  deutschen  Viehbestandes. 

Ergebnis    der   Viehzählung    vom    2.  Dezember    1902 
in    Deutschland. 


Stückzahl 

Abnahme  191 2  gegen  1907 

1912 

1907 

um  Stück 

0/ 
/o 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

3  554  117 

473  634 

I  800  690 

3  725  430 

735  113 

2  056  222 

—  171  313 

—  261  479 

—  255  532 

—  4,6 

—  33,6 

—  12,4 

Demgegenüber  hat  die  deutsche  Bevölkerung  sehr  erheblich  zuge- 
nommen. Die  Erkenntnis,  daß  der  Viehstand  mit  der  Zunahme  der  Be- 
völkerung nicht  nur  nicht  gleichen  Schritt  hielt,  sondern  zurückging, 
brachte  eine  ganze  Anzahl  deutscher  Politiker  namentlich  in  süddeut- 
schen Staaten,  in  Bayern,  Baden,  Württemberg,  aber  auch  in  Sachsen 
und  den  Hansestädten  dazu,  im  Sommer  1912,  als  die  Fleischpreise 
die  höchste  Steigerung  aufwiesen,  für  eine  Aufhebung  des  §  12  des 
Fleischbeschaugesetzes  einzutreten. 

Dieser  §  12  des  Fleischbeschaugesetzes  bestimmt,  daß  dem  gefro- 
renen Fleische  die  inneren  Organe  anhaften  müssen  und  Rindfleisch  nur 
in  halben  Teilen  exportiert  werden  darf.  Wie  es  scheint,  sind  diese 
Einzelstaaten  im  Bundesiat  mit  ihrem  Verlangen  nicht  durchgedrungen; 
denn  die  im  Oktober  bekanntgegebenen  Maßnahmen  zur  Verringerung 
der  Fleischnot  beschränkten  sich  ledighch  darauf, 

1.  daß  die  Eisenbahntarife  für  Fleisch  für  zwei  Jahre  ermäßigt 
wurden; 

2.  daß  man  gefrorenes  Fleisch  zu  einem  ermäßigten  Zollsatz  (von 
Mk.  18,00  per  100  kg  gegen  Mk.  35,00  vorher),  vorbehalthch  der  Ge- 
nehmigung des  deutschen  Reichstages,  soweit  das  Fleisch  vertrieben 
wurde,    durch    Konununen   oder  gemeinnützige  Vereinigungen   zuließ; 

3.  daß  Futtermittel  zu  ermäßigten  Tarifen  füi  weitere  12  Monate 
auf  den  Bahnen  gefahren  wurden; 
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4.  daß  die  Zulassung  von  frischem  Fleisch  aus  Belgien,  Serbien 
und  Rußland  und  Gestattung  der  Einfuhr  lebender  Rinder  aus  Hol- 
land, nur  unter  gewissen  Beschränkungen  gestattet  wird. 

Der  deutsche  Gefrierfleischmarkt  1913  wies  nur  geringe  Zufuhren 
auf.  Ende  des  Jahres  war  die  hier  vorhandene  Gefrierfleischmenge 
aber  so  groß,  daß  nur  wenig  lohnende  Preise  zu  erzielen  waren.  Dazu 
kam  die  wichtige  Tatsache,  daß  die  vorübergehend  gewährte  ZolUierab- 
setzung  wegfiel,  da  die  Gemeinden  den  Gefrierfleischbetrieb  einstellten. 
Der  gewöhnliche  Zollsatz  von  35  Pf.  auf  das  kg  in  Verbindung  mit  den 
hohen  Kosten  für  die  richtige  Behandlung  des  Gefrierfleisches  machte 
es  immer  schwieriger,  mit  dem  deutschen  Fleisch  die  Konkurrenz  auf- 
zunehmen. 

Wenn  die  allgemeine  Gefrierfleischeinfuhr  nach  Deutschland  nicht 
erfolgt  ist,  so  liegt  der  Grund  in  der  agrarisch  gerichteten  Zollpolitik. 
Mit  den  keineswegs  zu  niedrigen  Zollsätzen  wäre  man  wenigstens  zur 
Zeit  der  hohen  Fleischpreise  noch  fertig  geworden.  Aber  es  kommt 
hinzu,  daß,  wie  bereits  dargelegt,  in  dem  in  Betracht  zu  ziehenden 
Reichsgesetze  vorgeschrieben  war,  gewisse  innere  leicht  verderbliche 
Teile  müßten  mit  den  Tierhälften  oder  Körpern  ungetrennt  zusammen- 
hängen. Als  freilich  mit  vielen  anderen  einschränkenden  Bestim- 
mungen bei  Kriegsbeginn  auch  diese  Bestimmung  außer 
Kraft  gesetzt  wurde,  war  es  zufolge  der  Verhältnisse  auf  den  Meeren 
deutschen  wie  neutralen  Schiffen  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen 
unmöghch,  Gefrierfleisch  nach  Deutschland  hereinzuschaffen. 

Auf  die  agrar-  und  zollpolitische  Seite  der  Frage  soll 
hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.  Wissenschaftliche  Pflicht  erscheint 
es  mir  aber,  unbedingt  hervorzuheben,  daß  der  Verdacht  nahehegt,  in 
der  überwiegenden  Mehrzahl  aller  Einwendungen  gegen  die  Herein- 
lassung ausländischen  Gefrierfleisches  seien  die  Behauptungen,  ,,das  ge- 
frorene Fleisch  erfülle  die  hinsichtlich  der  inneren  sanitären  und  äußeren 
ästhetischen  Beschaffenheit  an  ein  Volksnahrungsmittel  zu  stellenden 
Anforderungen  nicht  bzw.  die  Herstellung  desselben  biete  nicht  die  ent- 
sprechenden Garantien,  und  die  Einführung  desselben  vollziehe  sich 
nicht  unter  Bedingungen,  die  eine  Schädigung  unserer  heimischen  Vieh- 
zucht vermeiden  ließen",  zum  mindesten  etwas  leichtsinnig.  Mehr 
als  genügend  Beweise  für  die  vollständige  Unhaltbarkeit  dieser  Be- 
hauptungen bieten  die  englischen  Erfahrungen.  Wer  gegen  die  Ge- 
frierfleischeinfuhr lediglich  aus  durchaus  begreiflichen  agrarpolitischen 
Gründen  kämpft,  sollte  Mut  und  Ehrlichkeit  genug  besitzen,  nicht 
andere  Gründe  vorzuschützen. 

Einer  neuen  Art  Gefrierfleisch  hat  in  Deutschland 
der  Krieg  zur  Entstehung  verholfen.    Die  durch  diesen  bedingte  eigen- 
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artige  Bewirtschaftung  des  Fleisches  hat  Regierungsmaßnahmen  gezeitigt, 
welche  gelegentlich  ein  besonders  starkes  Abschlachten  von  Schweinen 
zweckmäßig  erscheinen  ließ.  Um  dieses  Fleisch  zu  erhalten  und  seinen  Ver- 
brauch nur  allmählich  eintreten  zu  lassen,  wurde  das  Gefrierverfahren 
angewendet.  Vorher  hatte  man  weder  in  Deutschland  noch  in  anderen 
Ländern  in  größerem  Umfang  Schweinefleisch  in  gefrorenem  Zustand 
aufbewahrt.  Doch  hatten  einzelne  größere  Wurstfabriken  in  West- 
falen und  Holstein  Gefrierräume  eingerichtet,  um  bei  günstiger  Markt- 
lage Schweine  in  größeren  Mengen  einzukaufen  und  längere  Zeit  zu 
konservieren^). 

5.    Gefrierfleisch   nach    Kriegsende. 

Wer  immer  Gegner  des  Gefrierfleisches  vor  Kriegs- 
ausbruch gewesen  ist,  und  gleichviel  aus  welchen  Gründen,  muß  unter 
allen  Umständen  heute  dem  Gefrierfleisch  ein  ganz  anderes  Interesse 
entgegenbringen,  selbst  wenn  er  nach  wie  vor  auf  alle  Fälle  gegen  die 
Einfuhr  von  Gefrierfleisch,  sei  es  aus  dem  Ausland,  sei  es  aus  deutschen 
Kolonien ,  sich  sträubt.  Die  Kriegserfahrungen  zeigen 
uns  sämthch  die  Bedeutung  des  Gefrierverfahrens 
auch  für  die  inländische  Viehwirtschaft,  die  Wich- 
tigkeit, welche  die  Anlegung  eines  Vorrats  von  Fleisch  zu  gewissen  Zeiten 
haben  kann,  und  hier  wieder  gerade  in  Form  der  Einlagerung  in  ge- 
frorenem Zustand.  Wie  anders  könnte  sonst  die  Verpflegung  von 
Kriegsschiffen,  wie  die  Verpflegung  von  Festungen  geregelt  werden^). 
Diese  Kriegsaufgaben  des  Gefrierfleisches  werden 
ihm  auch  im  Frieden  eine  viel  größere  Bedeutung  sichern  als  ehedem. 

Kaum  ein  Problem  der  deutschen  Volksernährung  ist 
für  die  in  Betracht  kommenden  Regierungsstellen  wichtiger  als  die  Frage 
der  Fleisch-  und  der  damit  aufs  engste  verbundenen  Fett  ver- 
sorgung. Die  Lösung  ist  um  so  verwickelter,  als  fraglos  weit- 
gehende Rücksicht  auf  die  Landwirtschaft  genom- 
men werden  muß.  Diese  hat  einerseits  das  nicht  unberechtigte  Streben, 
durch  die  Fleischversorgung  der  deutschen  Bevölkerung  zu  verdienen, 
andererseits  muß  sie  aber  nicht  minder  bemüht  sein,  den  geschwächten 
Viehbestand  wieder  auf  seine  alte  Höhe  zu  bringen.  Die  durch  die  Kriegs- 

^)  Für  weitere  Einzelheiten  sei  auf  die  von  der  Zentral-Einkaufsgesellschaft  1915 
herausgegebenen  Abhandlungen  zur  Volksernährung  verwiesen,  namentlich  auf  Heft  i: 
Über  die  Behandlung  der  Verarbeitung  von  gefrorenem  Schweinefleisch  von  P 1  a  n  k 
und  K  aller  t,  sowie  Heft  3:  Dauerfleisch  imd  Dauerwurst  zur  Versorgung  von  Heer 
und  Volk  von    König. 

2)  1889  sind  bereits  in  der  miütär fiskalischen  Gefrieranlage  der  Festimg  Thom  Ver- 
suche mit  Gefrierfleisch  gemacht  worden.  Vgl.  Graßmann,  Landwirtschaftliche 
Jahrbücher  1892,  Bd.  21,  S.  467. 
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ernährung  in  manchen  Kreisen  nicht  unerheblich  unterer- 
nährte Bevölkerung  bedarf  dringend  der  Fleisch- 
nahrung. Diese  herbeizuschaffen,  ohne  die  landwirtschaftlichen 
Interessen  dauernd  erheblich  zu  schädigen,  ist  unerläßlich. 

Ich  kann  mir  sehr  gut  denken,  daß  jemand  gewillt  ist,  nach  Kriegs- 
ende der  deutschen  Landwirtschaft  in  jeder  nur  irgendwie  denkbaren 
Weise  behilflich  zu  sein,  den  Viehstand  auf  mindestens  dieselbe  Höhe 
zu  bringen,  auf  dem  er  sich  vor  Kriegsausbruch  befunden  hat,  den 
deutschen  Landwirten  die  höchsten  Gewinne  zu  sichern,  dennoch  aber 
die  unbedingte  Notwendigkeit  anerkennt,  wenigstens  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  unter  allen  Umständen  Gefrierfleisch  nach  Deutschland 
hereinzulassen,  unter  Wegfall  aller  irgendwie  hindernden  Bedingungen. 

Die  Volksernährung  in  der  Übergangszeit  ist  vielleicht  noch  weit 
schwieriger  als  in  der  Kriegszeit,  weil  der  militärische  Zwang  ebenso  wie 
der  Druck  des  Feindes  auf  die  gesamte  Bevölkerung  wegfällt,  weil  die 
Millionen,  die  Monate  und  Jahre  hindurch  unter  den  weitgehendsten  Ent- 
behrungen und  größten  Gefahren  im  Felde  gestanden,  nun  ab?r  in  ihren 
bürgerlichen  Beruf  zurückgekehrt  sind,  das  nur  allzu  begreifliche  Ver- 
langen empfinden,  wenigstens  den  Vorteil  vom  Frieden  zu  haben,  daß  sie 
mögüchst  viel  und  gut  und  biUig  zu  essen  bekommen.  Aber  nicht  minder 
liegt  es  dann  im  Interesse  der  Landwirtschaft,  wenn  der  Viehbestand 
geschont  wird,  bis  er  wieder  einigermaßen  aufgezüchtet  ist.  Eine  har- 
monische Vereinigung  der  landwirtschaftlichen 
mit  den  allgemeinen  Interessen  in  bezug  auf 
Fleischernährung  während  der  Übergangswirt- 
schaft   ist    durchaus   denkbar. 

So  wenig  leider  die  durch  den  Krieg  heraufbeschworenen  wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten  mit  dem  Tag  des  Friedensschlusses  beseitigt  sein 
werden,  so  wenig  wird  die  Frage  der  Fleischversorgung  etwa  allein  durch 
Friedensschluß  zu  lösen  sein.  Darauf  haben  auch  die  zuständigen  deut- 
schen Amtsstellen  schon  hingewiesen  und  ihrer  Auffassung  Ausdruck 
gegeben,  es  werde  nach  Friedensschluß  noch  längere  Zeit  mit  einer  Be- 
schränkung des  Fleischverbrauchs  gerechnet  werden  müssen.  Ein 
schwacher  Trost  ist  es  für  die  deutsche  Bevölkerung,  zu  wissen,  daß  auch  bei 
den  Feinden  nicht  nur  j  etzt ,  sondern  auch  in  Zukunft  die  Speisekarte  in  bezug 
auf  Fleischgerichte  eine  nicht  unbeträchtliche  Verteuerung  wie  eine  sehr  er- 
hebliche Einschränkung  aufweisen  wird;  denn,  wie  schon  angedeutet, 
bestehen  die  Ursachen  für  die  Fleischknappheit  in  allen  kriegführenden 
Ländern  und  über  diese  hinaus  in  vielen  neutralen  Ländern  darin,  daß 
in  diesem  Weltkrieg  offenbar  von  sehr  viel  Menschen  dauernd  mehr 
Fleisch  verzehrt  wird  als  im  Frieden,  während  die  Aufzucht  von 
Schlachtvieh  unter  den  verschiedensten  Schwierigkeiten  zu  leiden  hat. 
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Infolgedessen  wird  überall  vom  Viehkapital  gezehrt,  weil  die  Heeres- 
massen unter  allen  Umständen  möglichst  starke  Fleischnahrung  er- 
halten sollen.  Denn  durch  die  Unterernährung  der  kämpfenden  Truppen 
würden  zweifellos  größere  Schäden  entstehen  als  durch  die  die  künftige 
Fleischversorgung  bedrohende  erhebliche  Verminderung  der  Viehvorräte. 

Wenn  nun  aber  die  europäischen,  am  Kriege  unmittelbar  oder 
mittelbar  beteiligten  Staaten  ihren  eigenen  Viehbestand  noch  viele 
Jahre  nach  Friedensschluß  werden  schonen  und  mit  allen  erdenklichen 
Mitteln  zu  vermehren  werden  bestrebt  sein  müssen,  so  daß  unbedingt 
die  Abschlachtung  eine  starke  Einschränkung  auf  unbestimmte  Zeit 
hinaus  erfahren  muß,  so  wird  die  Frage,  die  auch  in  Deutschland  schon 
vor  Kriegsausbruch  wiederholt  namentlich  industrielle  Kreise  beschäftigt 
hat,  besonders  wichtig,  nämlich  die  Einfuhr  ausländischen 
Fleisches,    insbesondere  von  Gefrierfleisch  aus  Übersee. 

Weit  mehr  noch  als  für  Deutschland  kommt  diese  Zufuhr  für  England 
in  Betracht,  und  es  ist  höchst  lehrreich  festzustellen,  daß  man  in  eng- 
lischen Kreisen  mit  banger  Sorge  die  Entwicklung  verfolgt,  welche  der 
Übersee-Fleischmarkt  unter  Einwirkung  des  amerikanischen 
Fleischtrusts  nimmt.  Schon  im  „Tag"  vom  26.  Juni  1914  habe 
ich  darauf  hingewiesen,  daß  auf  dem  Weltmarkt  des  Fleischhandels 
folgenschwere  Entscheidungen  eingetreten  seien,  da  die  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  aufgehört  hätten,  zu  den  Fleisch  exportierenden  Län- 
dern zu  gehören,  vielmehr  in  die  Reihe  der  Länder  eingetreten  seien, 
die  für  ihre  Bevölkerung  Fleisch  einführen  müßten.  Im  Zusammen- 
hang hiermit  hat  der  amerikanische  Fleischtnist  eine  fieberhafte  Tätig- 
keit entfaltet,  um  sich  die  Kontrolle  über  die  Fleischproduktion  in 
neuen  Gebieten  zu  verschaffen,  und  zwar  hat  er  u.  a.  schon  1914  auf 
die  reichen  Vorräte  Australiens  seine  Hand  zu  legen  versucht.  Während 
des  Krieges  ist  naturgemäß  die  Macht  dieses  Fleischtrusts  gewaltig  ge- 
stiegen; die  Geschäfte  der  den  Weltmarkt  beherrschenden  vier  ameri- 
kanischen Gesellschaften  haben  sich  so  vermehrt,  daß  diese  jetzt  über 
die  Hälfte  der  Weltproduktion  an  Rindfleisch  ausführen.  Der  ganze 
südamerikanische  Markt  ist  —  wie  schon  oben  hervorgehoben  wurde  — 
fest  in  der  Hand  des  Trusts,  der  nicht  nur  in  Argentinien,  sondern  auch 
in  Brasilien  und  Uruguay,  neuerdings  in  Kolumbien  große  Schlacht- 
häuser und  Gefrierwerke  errichtet.  Die  Millionen- Gewinne  der  einzelnen 
Gesellschaften  verwenden  diese  großenteils  zur  weiteren  Ausdehnung 
ihres  Riesen-Betriebes. 

In  Australien  und  Neuseeland  hat  man  noch  rechtzeitig  die  unge- 
heure Gefahr  erkannt,  welche  der  gesamten  britischen  Bevölkerung  in 
bezug  auf  Fleischversorgung  droht,  und  hat  die  hier  bereits  vorhandene 
Gesetzgebung  zur  Bekämpfung  von  Kartellen  und  Trusts  entsprechend 
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auch  gegen  den  amerikanischen  Fleischtrust  angewandt.  In  Queens- 
land, wo  dieser  zunächst  Fuß  zu  fassen  gesucht  hat,  ist  die  Regierung 
sogar  dazu  übergegangen,  Viehzucht  und  Fleischausfuhr  teilweise  zu 
verstaatlichen.  Staatliche  Viehweiden,  staatliche  Schlächtereien,  staat- 
liche Fleischläden  hat  man  dort  eingerichtet.  Nun  tauchen  auch  Stim- 
men auf,  welche  ein  staatliches  Eingreifen  von  England  aus  fordern, 
vor  allem  aber  auch  andere  Kampfmaßregeln  gegen  den  Fleischtrust 
vorschlagen.  Als  besonders  wirkungsvoll  wird  empfohlen,  daß  England 
nebst  Kolonien  seine  Ausfuhr  von  Zuchtvieh  sperre.  Andere  Länder 
könnten  mit  England  in  bezug  auf  Zuchtvieh  in  keiner  Weise  wett- 
eifern, für  welches  namentlich  nach  Friedensschluß  eine  gewaltige  Nach- 
frage eintrete.  Behielte  aber  England  sein  Zuchtvieh  ausschließlich  für 
seine  eigenen  Kolonien,  zu  denen  der  amerikanische  Fleischtrust  Zugang 
nicht  erhalten  dürfe,  so  käme  dieser  in  peinhche  Verlegenheit;  er  werde 
dann  geradezu  automatisch  vom  Weltmarkt  verdrängt  werden. 

Die  Londoner  „Lloyds  List"  vom  26.  Juni  1917  veröffentlicht  einen 
Auszug  aus  einer  Denkschrift  über  die  Fleischeinfuhr  nach  England, 
welche  die  Aufmerksamkeit  darauf  lenken  soll,  in  welchem  Maße  Eng- 
lands Fleisch  Versorgung  von  Übersee  abhängig  ist,  und  welche  die  Ge- 
frierfleischproduktion im  britischen  Reich  fördern  soll.  Sie  schlägt 
zu  diesem  Zweck  u.  a.  vor :  i,  eine  Mindestpreisgarantie  der  Regierung 
nach  dem  Muster  der  von  der  englischen  Regierung  den  britischen 
Landwirten  gewährten  Garantie  für  Getreidepreise.  2.  Heeresaufträge 
für  eine  Reihe  von  Jahren  an  die  Fleischfirmen  in  den  britischen  Do- 
minien bis  zur  Grenze  ihrer  Leistungsfähigkeit,  außerdem  Aufträge  an 
Unternehmungen  britischer  Eigentümer  in  fremden  Ländern  und  nur 
äußerstenfalls  an  fremde  Unternehmungen.  3.  Förderung  der  Unter- 
nehmungen durch  die  Überseeregierungen.  Die  Denkschrift  macht 
darauf  aufmerksam,  daß  die  Anwesenheit  amerikanischer  Firmen  in 
Australien  und  Neuseeland  ein  schweres  inneres  Problem  für  diese 
Länder  darstellt,  aber  es  bestehen  keine  Aussichten,  wirksam  hiermit 
fertig  zu  werden,  ehe  nicht  die  Regierung  des  Mutterlandes  sich  ent- 
schließt, den  Fleischeinfuhrhandel  von  fremden  Einflüssen  zu  befreien. 

Auch  Deutschland  kann  sich  nicht  früh  und 
nicht  umfassend  genug  mit- der  Frage  der  Fleisch- 
einfuhr nach  dem  Kriege  beschäftigen  und  dabei 
neben  vielen  anderen  Punkten  auch  seine  Stellungnahme  zum  ameri- 
kanischen Fleischtrust  ins  Auge  fassen.  Bei  der  Frage  der  ko- 
lonialen Kriegsziele  Deutschlands  darf  gleich- 
falls seine  G  e  f  r  i  e  r  f  le  i  s  c  h  v  e  r  s  o  r  g  u  n  g  nicht  un- 
beachtet   gelassen   werden. 
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Bei  den  Finanzen  Bulgariens  muß  man  sein  früheres  Vasallenver- 
hältnis zur  Türkei  berücksichtigen.  Der  türkische  Staat  begnügte  sich, 
ganz  als  wäre  er  in  die  Schule  des  Liberalismus  des  i8.  und  selbst  noch 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  gegangen,  mit  der  Erfüllung  der 
Aufgaben  des  Recht-  und  Machtzweckes.  Die  Gründe  hierfür  waren  frei- 
lich andere  als  bei  den  liberalen  Theoretikern  des  18.  und  19.  Jahrhunderts. 
Doch  liegt  es  nicht  in  unserer  Aufgabe,  sie  hier  darzulegen.  Für  unsere 
Zwecke  genügt  die  Feststellung  der  Tatsache,  um  aus  ihr  zu  begründen, 
weshalb  der  neue  bulgarische  Staat,  der  von  vornherein  das  Ziel  ver- 
folgte, auch  ein  Kultur-  und  Sozialstaat  zu  sein,  so  schnell  bedeutend 
höhere  Ausgaben  haben  mußte,  als  einst  die  Türkei  für  das  entsprechende 
Gebiet  hatte. 

Die  Ausgaben  für  die  Kultur-  und  Sozialaufgaben  des  Staates  mußten 
aber  um  so  höher  sein,  als  das  bulgarische  Volk  alle  die  Jahrhunderte  vor- 
her unter  fremder  Gewalt  gelebt  hatte  und  darum  auf  einer  sehr  niedrigen 
Kultur-  und  Wirtschaftsstufe  stand.  Deshalb  mußte  die  Übernahme 
dieser  neuen  Aufgaben  durch  den  Staat  auch  eine  schnelle  und  dauernde 
Steigerung  der  Staatsausgaben  verursachen. 

Doch  noch  ein  anderer  Antrieb  kam  hinzu,  die  Ausgaben  zu  steigern. 
So  wie  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse  in  Bulgarien  nun 
einmal  lagen  und  zum  Teil  noch  liegen,  fehlt  es  im  Lande  sehr  an  wirk- 
lich reichen  oder  selbst  nur  gut  wohlhabenden  Familien.  Auf  die 
Mitwirkung  solcher  Kreise  in  einem  auch  nur  einigermaßen  ausreichen- 
den Umfange  konnte  der  Staat  also  nicht  rechnen.  Was  geschehen 
mußte  —  und  das  war  sehr  viel  —  konnte  fast  alles  nur  aus  Staatsmitteln 
geschehen.  Erinnert  man  sich  zudem,  daß  auch  alte  Kulturstaaten  in 
den  letzten  Jahrzehnten  eine  große  Steigerung  der  Staatsaufgaben  und 

^)  Vgl.  auch  die  Schriften  des  Verfassers:  „Bulgariens  volkswirtschaftliche  Entwick- 
lung." Berlin  1913,  „Bulgarien,  Land,  Leute  und  Wirtschaft.  Leipzig  1915,  vmd  „Bulgariens 
Volkswirtschaft  und  ihre  Entwicklungsmöglichkeiten".  BerUn  1917-  Karl  Heymanns 
Verlag.     500  S. 
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damit  auch  der  Staatsausgaben  durchgemacht  haben,  so  ist  auch  daraus 
zu  erkennen,  daß  in  einem  Staate  wie  Bulgarien,  der  sich  binnen  weniger 
Jahrzehnte  aus  einem  Zustand,  der  von  Unkultur  noch  nicht  weit 
entfernt  war,  zu  einem  neuzeitlichen  Kultur-  und  Sozialstaat  empor- 
arbeiten wollte,  die  Staatsausgaben  in  einer  gar  nicht  vorauszusehenden 
Weise    plötzhch    wachsen    mußten. 

Mit  der  gewaltigen  Steigerung  der  Staatsausgaben  konnte  aber  der 
Volkswohlstand  nicht  Schritt  halten.  Wollte  also  Bulgarien  auf  dem  ein- 
mal beschrittenen  Wege  fortfahren,  so  blieb  ihm  nur  übrig,  die  Hilfe  des 
Auslandes  in  Anspruch  zu  nehmen.  Für  produktive  Anlagen  —  auch  wenn 
sie  sich  vorläufig  noch  nicht  voll  verzinsten  —  hatte  das  auch  keine  Be- 
denken, wenn  auch  die  Spannung  zwischen  dem  an  das  Ausland  zu 
zahlenden  und  dem  herausgewirtschafteten  Zins  eine  neue  Belastung  des 
Landes  bedeutete.  Man  durfte  von  produktiven  Anlagen,  sofern  sie  mit 
den  Bedürfnissen  des  Landes  wirklich  in  Einklang  standen,  eine  wirt- 
schafthche  Entwicklung  des  Landes  erhoffen,  die  die  Opfer  der  ersten 
Jahre  einst  wirklich  aufwiegen  mußte. 

Bulgarien  ist  aber  bei  solchen  produktiven  Anlagen  nicht  stehen  ge- 
blieben, es  hat  zur  Entwicklung  seiner  Wehrkraft  ebenfalls  große  An- 
leihen gemacht  und  hierfür  den  Etat  dauernd  erhöht.  FreiHch  kann  es 
auch  dafür  stichhaltige  Gründe  anführen. 

Daß  Bulgariens  Ausgaben  so  fast  ins  Grenzenlose  wuchsen,  hatte 
auch  darin  seinen  Grund,  daß  unvorhergesehene  politische  Ereignisse  es  zu 
äußerster  Kraftentfaltung  in  einer  Zeit  nötigten,  als  seine  Kräfte  noch 
kaum  ausreichten,  den  großen  Aufgaben  auf  dem  Gebiete  der  Kultur, 
des  Wirtschaftslebens  und  der  Sozialpolitik  gerecht  zu  werden. 

In  welcher  Weise  die  Ausgaben  des  Staates  gestiegen  sind,  sei  hier 
noch  durch  eine  charakteristische  Zahlenangabe  dargetan.  Das  Budget 
Bulgariens  ist  von  1887,  dem  ersten  Jahre,  in  dem  ein  Etat  für  das  ver- 
einte Fürstentum  aufgestellt  wurde,  bis  1912,  dem  letzten  Jahre  vor  dem 
Balkankriege,  von  47,2  Mill.  Eres,  auf  161,9  Mill.  Frcs.  gestiegen,  d.  h. 
um  343  %,  und  beträgt  nach  dem  Voranschlage  für  1917:  455,6  Mill.  Frcs. 

Nachdem  wir  uns  die  außerordentliche  Steigerung  der  Staats- 
ausgaben und  ihre  Gründe  sowie  ihr  Verhältnis  zum  Volkswohlstand 
kurz  vor  Augen  geführt  haben,  können  wir  zur  Einnahme  Wirtschaft 
übergehen.  Man  kann  die  Einnahmen  eines  Staates  und  Selbstverwal- 
tungskörpers in  zwei  Haupt  gruppen  trennen,  in  Einnahmen  privat  wirt- 
schaftlicher und  Einnahmen  staatswirtschaftlicher  Natur,  oder  mit  an- 
deren Worten  in  Erwerbseinkünfte  und  Abgaben. 

Die  Einnahmen  privatwirtschaftlicher  Natur,  oder  die  Erwerbsein- 
künfte beruhen  einerseits  auf  den  Domänen  und  andererseits  auf  den 
Gewerbe-,  Handels-  und  Verkehrsuntemehmungen.     Sie  haben  für  Bul- 
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garien  keine  große  Bedeutung.  Der  Grund  hierfür  ist  ein  doppelter.  Von 
der  Türkenzeit  her  hatte  der  bulgarische  Staat  außerordentlich  wenig 
Staatsbesitz  und  Staatsbetrieb  übernommen,  und  was  in  der  Gegenwart 
von  Staatsbesitz  und  Staatsbetrieb  hinzukam,  ist  bisher  noch  wenig  ein- 
träglich für  den  Staat  gewesen.  Der  von  der  Türkenzeit  her  übernommene 
Staatsbesitz  bestand  in  Domänen  (Feldgütem  und  Forsten).  Ihre  Er- 
träge sind  gering,  so  daß  sie  hier  nicht  näher  behandelt  werden  sollen. 
Die  Domänen  erscheinen  in  dem  Bruttoetat  für  das  Jahr  1915  mit  Roh- 
einkünften von  nur  5,1  Mill.  Frcs.  und  hatten  im  letzten  Jahre  nicht  ge- 
störter Entwicklung  für  Bulgarien,  im  Jahre  1911,  tatsächliche  Rohein- 
künfte von  3,9  Mill.  Frcs.  zu  verzeichnen.  Nach  dem  Voranschlage  des 
Budgets  von  1915  bringen  die  Einkünfte  aus  Domänen  nur  7,5  %  der  ge- 
samten Erwerbseinkünfte.  Obwohl  diesen  Roheinnahmen  nur  geringe 
Betriebsausgaben  gegenüberstehen,  sind  die  Erträge  nur  sehr  klein  und 
könnten  bedeutend  vergrößert  werden,  wenn  die  Domänen  mehr  als  bis- 
her vom  Rentabilitätsstandpunkt  aus  bewirtschaftet  würden.  Sie  könnten, 
auch  ohne  daß  volkswirtschaftliche  Rücksichten  außer  acht  gelassen 
würden,  mehr  als  bisher  dem  finanziellen  Bedarf  des  Staates  dienstbar 
gemacht  werden. 

Mehr  als  neun  Zehntel  der  gesamten  Erwerbseinkünfte  werden  somit 
durch  die  Gruppe  der  staatlichen  Gewerbe-,  Handels-  und  Verkehrs- 
unternehmungen aufgebracht.  Von  diesen  sind  hier  zu  erwähnen  die 
Staatsdruckerei,  die  staatliche  Ausbeutung  mineralischer  Erdschätze,, 
die  Staatsbanken,  die  Eisenbahnen  und  das  Nachrichtenwesen.  Die 
Staatsdruckerei  hatte  1911  Bruttoeinkünfte  von  1,6  Mill.  Frcs.,  die  sich 
nach  dem  Etat  von  1915  auf  2  Mill.  Frcs.  erhöhen  sollten.  Die  Ausgaben 
betrugen  1911:  1,14  Mill.  Frcs.  und  sind  für  1915  mit  1,64  Mill.  Frcs. 
veranschlagt.  Die  Staatsminen  von  Pernik  und  Bobov-Dol,  der  Mineral- 
sprudel von  Meritschleri  und  die  mineralischen  Bäder  in  Verschetz, 
Banki  und  Hissar,  die  im  Jahre  1911  Bruttoeinkünfte  von  3,4  Mill.  Frcs.. 
brachten  und  2,1  Mill.  Frcs.  Ausgaben  verursachten,  sind  für  1915  mit 
5,5  Mill.  Frcs.  Roheinkünften  und  3,2  Mill.  Frcs.  Betriebsausgaben  an- 
gesetzt. Die  Anteile  des  Staates  an  den  Gewinnen  der  Bulgarischen 
Nationalbank  und  der  Landwirtschaftsbank  betrugen  1911:  4,3  MilU 
Frcs.  und  sind  für  1915  auf  6,4  Mill.  Frcs.  veranschlagt.  Die  Eisenbahnen 
und  Häfen  sowie  das  Post-,  Telegraphen-  und  Telephonwesen  sollten 
im  Jahre  1915  Roheinkünfte  in  Höhe  von  49,4  Mill.  Frcs.  ergeben,  wäh- 
rend 1911:  35,8  Mill.  Frcs.  erzielt  wurden.  Hiervon  entfallen  für  1915  auf 
die  Eisenbahnen  allein  38  Mill.  Frcs.  und  für  1911:  27,6  MiU.  Frcs.,  während 
die  Häfen  nur  2  Mill.  Frcs.  bzw.  1,3  Mill.  Frcs.  ergeben  und  der  Rest  auf 
das  Nachrichtenwesen  entfällt.  Dagegen  sind  für  Eisenbahnen  und  Häfen, 
für  1915  Kredite  in  Höhe  von  24,8  Mill.  Frcs.  und  für  das  Nachrichten- 
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wesen  9,7  Mill.  Frcs.,  also  zusammen  34,5  Mill.  Frcs.  bewilligt.  Da  im 
Jahre  1911  die  Ausgaben  hierfür  nur  15,4  Mill.  Frcs.  und  6,5  Mill.  Frcs., 
zusammen  21,9  Mill.  Frcs.  betrugen,  haben  sich  die  Aufwendungen  be- 
deutend gesteigert. 

Nach  dem  Voranschlage  für  1917  beliefen  sich  die  Gesamteinnahmen 
im  Bruttoetat  auf  455  Mill.  Frcs.  (für  1915  auf  275  379  885  Frcs.).  Von 
diesen  entfallen  für  1917  ca.  78  Mill.  Frcs.  (1915 :  68,3  Mill.  Frcs.)  auf  die 
Erwerbseinkünfte  und  von  diesen  wieder  auf  die  Einnahmen  aus  dem 
Verkehrswesen  54,9  Mill.  Frcs.  (49,4  Mill.  Frcs.  für  1915).  Hiernach  bringen 
die  Erwerbseinkünfte  also  durchschnittlich  etwa  ein  Fünftel  der  gesamten 
Staatseinnahmen  auf. 

Wir  gehen  nun  zu  den  staatswirtschaftlichen  Einnahmen  oder  den 
Abgaben  über.  Bei  diesen  unterscheiden  wir  Steuern  und  Gebühren. 
Da  die  Einnahmen  aus  den  Gebühren  zum  größten  Teil  den  Selbstver- 
waltungskörpem  zugewiesen  sind  oder  den  mit  ihrer  Erhebung  beauf- 
tragten Beamten  als  Sportein  zufallen,  haben  wir  uns  in  erster  Linie  mit 
den  Steuern  zu  befassen,  die  für  den  Staatshaushalt  Bulgariens  von  ganz 
überwiegender  Bedeutung  sind.  Während  die  Staatseinnahmen  im  allge- 
meinen oft  großen  Schwankungen  unterworfen  sind  und  zuweilen  auch 
Rückgänge  zeigen,  haben  die  Gesamtsteuereinnahmen  seit  dem  Jahre 
1887  steigende  Bewegung;  sie  bilden  gerade  in  den  Jahren  volkswirt- 
schaftlicher und  finanzieller  Krisen  das  Rückgrat  des  Einnahmeetats. 

Von  dem  heutigen  direkten  Steuerplan  ist  kurz  folgendes  zu  sagen : 
Während  die  Personalsteuern  nur  schwach  vertreten  sind,  herrschen  die 
Realsteuern,  und  zwar  in  der  Form  der  Ertragssteuem,  vor.  Die  genaue 
Ermittlung  des  Reinertrages,  die  wohl  die  schwierigste  Aufgabe  der  Er- 
tragsbesteuerung ist,  konnte  in  Bulgarien,  trotz  kleiner  Ansätze  bei  der 
Gewerbesteuer,  wegen  der  steuertechnischen  Schwierigkeiten  noch  nicht 
gelöst  werden.  Die  bulgarischen  Ertragssteuern  sind  deshalb  Rohertrags- 
steuem  und  in  der  Erfassung  dieses  Ertrages  wegen  des  noch  nicht 
genügend  ausgebauten  Veranlagungssystems  in  vielen  Stücken  ungleich- 
mäßig. Eine  Eigentümlichkeit  der  bulgarischen  Ertragsbesteuerung  ist 
die  Anwendung  der  Progression  bei  einigen  Ertragssteuem,  nämlich 
bei  der  Gebäude-,  der  Gewerbe-  und  der  Kapitalrentensteuer. 

Die  nun  sich  aufdrängende  Frage  ist,  ob  das  Absehen  von  einer 
eigentlichen  Einkommensteuer  und  einer  Vermögenssteuer  und  die  Be- 
vorzugung der  Ertragssteuem  den  bulgarischen  Verhältnissen  entspreche 
oder  nicht.  Die  Frage  wird  zu  bejahen  sein.  Die  Einkommensteuer  sowohl 
wie  die  Vermögenssteuer  setzen  entwickeltere  volkswirtschaftliche  Ver- 
hältnisse und  eine  geschulte  imd  auch  vollständig  zuverlässige  Beamten- 
schaft voraus.  Da  beide  Voraussetzungen  für  Bulgarien  noch  fehlen  dürften, 
so  empfehlen  sich  für  das  Land  auf  seiner  heutigen  Wirtschafts-  und  Ent- 
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Wicklungsstufe  noch  die  Ertragssteuem  als  die  Hauptform  der  direkten 
Steuern,  wenngleich  die  Wissenschaft  diese  Steuern  für  entwickeltere 
volkswirtschaftliche  Verhältnisse  bei  geschultem  und  zuverlässigem 
Beamtenpersonal  mit  Recht  verwirft  und  ihre  Ersetzung  durch  eine  Ein- 
kommen- und  eine  Vermögenssteuer  fordert,  weil  nur  diese  Steuern  sich 
der  Leistungsfähigkeit  anpassen  lassen. 

Veranschaulichen  wir  uns  nunmehr  die  Bedeutung  der  einzelnen  in 
Bulgarien  bestehenden  Steuerarten.  Die  Einnahmen  aus  den  verschiede- 
nen Arten  der  direkten  Steuern  sind  nach  dem  Budgetbericht  von  1917 
folgendermaßen  veranschlagt : 

Einnahmen  aus  direkten  Steuern  in  Bulgarien. 


1911 

1917 

Grundsteuer  .    . 

17,3 

39.2 

Gebäudesteuer  . 

1.4 

10,0 

Gewerbesteuer   . 

6,9 

14,0 

Viehsteuer  .    .    . 

1,6 

7,0 

Wehrsteuer     .    . 

2.3 

0,5 

Wegesteuer     .    . 

3.2 

8,0 

Schulsteuer    .    . 

2,1 

7,3 

Die  großen  Mehreinnahmen,  welche  für  1917  erwartet  werden,  und  die 
für  die  gesamten  direkten  Steuern  ein  Mehr  von  etwa  50  Mill.  Eres,  gegen 
1911  ergeben,  sind  auf  Rechnung  der  in  den  letzten  Kriegen  neu  erworbe- 
nen Gebiete  zu  stellen. 

Der  dauernd  steigende  Finanzbedarf  des  Staates  führte  zu  einem 
ständigen  Suchen  nach  neuen  Steuer  quellen,  da  die  direkten  Ertragssteuem 
nicht  zur  Bestreitung  der  Staatsausgaben  genügten,  und  so  wurden  die 
Verbrauchssteuern  in  neuerer  Zeit  derartig  entwickelt,  daß  sie  den  Betrag 
der  direkten  Steuern  zeitweise  weit  überstiegen.  Sie  sollten  in  ausgleichen- 
der Weise  eine  gerechte  und  gleichmäßige  Verteilung  der  Steuerlast  auf 
die  Bevölkerung  bewirken  und  auch  das  auf  direkte  Weise  nicht  oder 
unvollständig  getroffene  Einkommen  ergänzend  besteuern. 

Wie  Bulgarien  in  seiner  Zollpolitik  bis  1890  und  1892  noch  die  Hände 
gebunden  waren  durch  die  Bestimmungen  des  Berliner  Vertrages,  so  auch 
bei  der  Festsetzung  seiner  inneren  Steuern.  Der  Berliner  Vertrag  verbot 
der  bulgarischen  Regierung,  solange  sie  noch  an  die  von  der  türkischen 
Regierung  abgeschlossenen  Zollverträge  gebunden  war,  die  einmal  an 
der  Grenze  verzollten  Waren  durch  weitere  innere  Verbrauchsabgaben 
zu  belasten,  sofern  solche  nicht  auch  von  den  betreffenden  im  Inlande 
hergestellten  Waren  erhoben  wurden.  Ausnahmen  waren  nur  für  die  drei 
türkischen  Monopolartikel  gestattet^):  Tabak,   Salz  und   Schießpulver. 

Diese  Monopole  wurden  beseitigt  und  dafür  neu  eingeführt  eine 
Besteuerung  mit  nur  teilweise  monopolartigem  Charakter  für  Salz,  Spiri- 

^)  Vgl.  M  a  r  t  e  n  s  ,  Nouveau  recueil  genferal  des  traites  et  autres  actes  relatifs  aux 
rapports  de  droit  international.     Deuxi^me  Serie.  Tome  III,  S.  453.     Göttingen  1878/79. 
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tuosen  und  Tabak,  sowie  Akzisen  und  Fabrikations-  und  Verkaufs- 
lizenzen (Patente). 

Die  Aufwandsteuem  sollen  vor  allem  die  Landbevölkerung  finanziell 
entlasten,  da  die  Verbrauchsbesteuerung  die  Städter  wenigstens  insofern 
verhältnismäßig  stärker  trifft,  als  es  sich  um  feinere  Erzeugnisse  handelt, 
die  in  den  Städten  mehr  verbraucht  werden  als  auf  dem  Lande.  Dagegen 
wird  die  Landbevölkerung  dem  Betrage  nach  doch  den  größten  Teil  der 
Verbrauchssteuern  aufzubringen  haben.  Bei  der  Steuerreform  von  1894 
wurden  die  Ak2;isen  beträchtlich  erhöht.  Sie  trafen  nur  Gegenstände,  die 
im  Inlande  nicht  hergestellt  wurden,  bedeuteten  also  in  Wahrheit  einen 
Aufschlag  auf  die  Zölle.  Dies  hatte  zur  Folge,  daß  alle  Staaten  1897  in 
die  Handelsverträge  die  Bestimmungen  einfügen  ließen,  daß  die  inneren 
Verbrauchsabgaben  auf  ausländische  Waren  in  die  Verträge  selbst  auf- 
zunehmen sind  und  während  ihrer  Dauer  nicht  verändert  werden  dürfen. 
So  wurden  bis  zum  Beginn  neuer  Handelsvertragsverhandlungen  gegen 
Ablauf  der  alten  Verträge  in  den  Jahren  1903/4  diese  inneren  Verbrauchs- 
abgaben keiner  Änderung  unterworfen.  Die  Steuerreform  von  1906  be- 
schränkte sich  auf  die  Erhöhung  der  Zölle,  traf  aber  die  schon  bestehenden 
inneren  Verbrauchsabgaben  nicht.  Ihre  heutige  Bedeutung  ist  aus  dem 
nachstehenden  Staatshaushalt  ersichtlich.     (S.  510.) 

Dagegen  wurden  sogenannte  Staatsprivilegien  eingeführt,  nämlich 
das  Salz-,  Zündholz-,  Zigarettenpapier-  und  Spielkartenmonopol.  Der 
Staat  handhabt  alle  diese  Monopole  in  der  Weise,  daß  er  die  Herstellung 
Privatuntemehmungen  überläßt,  von  ihnen  die  Produkte  zu  einem  be- 
stimmten Preise  geliefert  erhält  und  sie  zu  einem  gesetzhch  festgelegten 
Preise  an  die  staatlich  bestellten  Verkäufer  abgibt,  die  sie  wiederum  zu 
einem  ganz  bestimmten  Preise  an  das  Publikum  verkaufen.  Die  Staats- 
privilegien werden  also  in  der  Form  von  Handelsmonopolen  ausgeübt. 

Da  die  Zölle  theoretisch  von  den  übrigen  Verbrauchssteuern  nicht 
zu  trennen  sind,  obwohl  sie  sich  von  ihnen  durch  die  Art  ihrer  Erhebung 
an  den  Landesgrenzen  unterscheiden  und  von  weittragender  handels- 
politischer Bedeutung  sind,  sollen  sie  hier  als  fiskalische  Einnahmequelle 
erwähnt  werden,  ohne  daß  auf  die  Entwicklung  der  Handelspolitik  in 
diesem  Zusammenhange  einzugehen  wäre. 

Während  die  Zolleinnahmen  in  den  ersten  Jahren  nach  der  Be- 
freiung infolge  der  notwendigen  Beibehaltung  der  niedrigen  türkischen 
Wertzölle  nur  gering  waren,  ist  nach  dem  Abschluß  der  Handelsverträge 
von  1904  und  1905  eine  bedeutende  Vermehrung  dieser  Einkünfte  fest- 
zustellen. Nachdem  Bulgarien  endlich  die  lastenden  Ketten  des  Berliner 
Vertrages  in  handelspolitischer  Beziehung  abgeschüttelt  hatte,  konnte 
sich  sein  Außenhandel  mehr  und  mehr  entwickeln  und  zu  der  nachstehen- 
den Steigerung  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle  führen,  die  nach  dem  Welt- 
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kriege  infolge  der  wirtschaftlichen  Verbindung  Bulgariens  mit  den  Mittel 
mächten  noch  zunehmen  wird.     Es  betragen  in  looo  Frcs. : 

Übersicht    der    Ein-    und    Ausfuhrzölle    Bulgariens 
in    den    Jahren    1887 — 1911. 


Im  Jahre 

Die  Einfuhr- 

Die Ausfuhr- 

Zusammen 

zölle 

zöUe 

1887 

3806 

416 

4  222 

1895 

7  394 

IIOI 

8495 

1900 

6249 

644 

6893 

1904 

12  686 

1862 

14548 

1905 

14688 

1671 

16359 

1906 

16  641 

1356 

17997 

1907 

20816 

1413 

22  229 

1908 

21  304 

IUI 

22  415 

1909 

25577 

1026 

26  603 

1910 

26714 

1306 

28  020 

1911 

28586 

1015 

29  601 

Die  Bedeutung  der  einzelnen  Arten  der  indirekten  Steuern,  Zölle 
und  Staatsprivilegien  ist  aus  der  nachstehenden  Übersicht  zu  ersehen, 
die  nach  dem  Budgetbericht  von  1917  die  Einnahmen  aus  obigen  Quellen 
nach  den  tatsächlichen  Erträgen  von  1911  und  den  für  1917  veran- 
schlagten Einkünften  gegenüberstellt: 

Einnahmen    des   bulgarischen    Staatshaushaltes    aus   in- 
direkten   Steuern,    Zöllen    und    Staatsprivilegien. 


1917            1            1911 

in  Frcs. 

Indirekte  Steuern  imd  Zölle: 

Tabak-Fabrikations-  und  Verkaufslizenz 

Getränke-Fabrikations-  imd  Verkaufslizenz 

Einfuhrzölle  und  %proz.  Taxe 

500  000 

2  400  000 
30  000  000 
10575  516 

3  000  000 

86  000  000 
2  200  000 

75  000  000 

550  000 
160  000 

268  470 
I  466  340 

27  983  679 
I  005  612 

912  112 

18  655  501 

I  140  275 

i  20  805  029 

Ausfuhrzölle  (von  i  %)  und  YiProz.  Taxe 

Zollgebühren   für   Magazine,    statistische    Erhebungen, 
Plombierung  usw 

Binnensteuer  auf  Salz,  Getränke,  Kolonialwaren,  Petro- 
leum, Alkohol  u.  Elektrizität 

Binnensteuer  auf  Rohtabak  (Mourourie) 

Banderolen  auf  Tabakfabrikate 

Binnensteuer  auf  Mineralwasser  und  Limonaden      .    , 
Lustbarkeits-  und  Luxussteuern 

\     7  631  289 
177  x8o 

Zusammen 

209  760  516^) 

80  045  487 

Staatsprivilegien : 

Zigarettenpapier  und  Spielkarten 

Zündhölzer 

10  000  000 
5  000  000 

3  714  192 
I  586  065 

Zusammen 

15  000  000 

5  300  257 

^)  Die  Endsumme  ist  nicht  das  genaue  Ergebnis  der  angegebenen  Einzelbeträge.  Die  Red. 
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Betrachten  wir  zusammenfassend  die  Entwicklung  der  indirekten 
Steuern  in  Bulgarien,  so  können  wir  feststellen,  daß  sie  in  den  ersten 
und  auch  späteren  Jahren  nach  der  Befreiung,  selbst  noch  nach  1890, 
von  sehr  geringer  Bedeutung  für  den  Staatshaushalt  waren.  Da  da- 
mals an  Zöllen  etwa  5^4  Mill,  einkamen,  so  ergab  sich  für  die  indirekten 
Steuern  anfangs  der  neunziger  Jahre  ein  Gesamtbetrag  von  reichlich 
12  000  000  Frcs.,  denen  an  direkten  Steuern  40  000  000  Frcs.  gegenüber- 
standen. 

Während  also  in  den  ersten  Zeitabschnitten  bis  1894  die  indirekten 
Steuern  nur  ein  Viertel  des  gesamten  Steuerertrages  darstellten,  ver- 
schob sich  in  den  nächsten  zehn  Jahren  das  Verhältnis  zwischen  den 
direkten  und  indirekten  Steuern  dadurch,  daß  die  direkten  Steuern 
zur  Entlastung  der  Landwirtschaft,  wie  wir  oben  sahen,  herabgesetzt 
wurden,  die  indirekten  Steuern  aber,  sowohl  die  Zölle  wie  die  Binnen- 
steuern, bedeutend  erhöht  wurden,  so  daß  die  indirekten  Steuern  einen 
wenn  auch  nicht  bedeutend  größeren  Ertrag  abwarfen  als  die  direkten 
Steuern. 

Als  in  der  dritten  Periode  seit  1905  die  Zölle  stark  erhöht  und  die 
vier  einträglichen  Monopole  eingeführt  wurden,  brachten  die  indirekten 
Steuern  doppelt  so  viel  ein  als  die  direkten.  Außerdem  wurden  neuer- 
dings die  Einkünfte  durch  die  Einführung  von  Lustbarkeits-  und  Luxus- 
steuem  vermehrt. 

So  ist  das  Verhältnis  im  allgemeinen  auch  geblieben;  nur  langsam 
und  allmählich  verschiebt  es  sich  noch  weiter  zugunsten  der  indirekten 
Steuern,  weil  die  direkten  Steuern  als  Ertragssteuem  einen  mehr  stän- 
digen Charakter  haben,  die  indirekten  Steuern  aber  mit  der  Volkszahl 
und  dem  Volkswohlstande  wachsen. 

Wir  kommen  nunmehr  zu  den  Gebühren.  Diese  Beiträge  zu  den 
Kosten  der  öffentlichen  Verwaltimg  im  engeren  Sinne  haben  für  die 
staatliche  Finanzwirtschaft  Bulgariens  eine  weniger  große  Bedeutung 
als  für  die  Einnahmeetats  der  Selbstverwaltungskörper,  so  daß  sie  hier 
nur  in  Kürze  berührt  werden  sollen. 

In  den  ersten  Jahren  fanden  die  Gebühren  im  Budget  zusammen 
mit  den  Verkehrssteuern  unter  den  indirekten  Steuern  ihren  Platz. 
Erst  in  neuerer  Zeit  sind  sie  in  einem  besonderen  Kapitel  im  Staats- 
haushalt aufgeführt,  aber  noch  immer  mit  den  Verkehrssteuern  zu- 
sammengefaßt, mit  denen  sie  auch  in  der  (Gesetzgebung  zusammen- 
geworfen sind. 

Entsprechend  dem  großen  Umfang  der  mit  einfachem  Stempel  be- 
lasteten Handlungen  und  des  Wechsel-  und  Scheckverkehrs  nehmen 
diese  Einnahmen  den  ersten  Platz  unter  diesen  Einkünften  ein.    Sie  sind 
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für  das  Jahr  1915  mit  9,3  Mill.  Frcs.  veranschlagt  und  haben  im  Jahre 
1911:  7,5  MiU.  Frcs.  eingebracht. 

Darauf  folgen  nach  dem  Voranschlag  für  das  Jahr  1915  die  Ge- 
bühren für  die  Übertragung  von  Vermögensstücken  mit  2,85  MiU.  Pres., 
die  1911  nur  etwas  mehr  als  die  Hälfte  betrugen.  Dann  kommen 
die  Gerichts-  und  Notariats- Gebühren  mit  2  Mill.  Frcs.,  welche  eben- 
falls im  Jahre  1911  nur  etwas  mehr  als  die  Hälfte  dieses  Betrages  ein- 
brachten. Die  Beglaubigungsgebühren  für  Verträge,  2^ugnisse  und 
sonstige  Beurkundungen  sowie  andere  Kanzleigebühren  ergeben  den  Rest. 
Zusammen  sollen  1917:  19,3  Mill.  Frcs.  gegen  12,3  Mill.  Frcs.  für  1911 
einkommen. 

An  sonstigen  Einnahmen  bleiben  noch  die  Strafgelder  und 
Konfiskationen  anzuführen,  welche  mit  2,7  Mill.  Frcs.  für  1917 
veranschlagt  sind.  Im  Jahre  1911  kamen  1,1  Mill.  Frcs.  ein.  Schheßlich 
sind  noch  die  Beiträge  der  Selbstverwaltungskörper  zu  den  Unkosten 
des  Schulwesens  in  Höhe  von  9,5  Mill.  Frcs.,  welche  1911:  3  Mill.  Frcs. 
weniger  einbrachten,  und  die  zufälligen  Einnahmen  in  Höhe  von  11,3  Mill. 
Frcs.  zu  nennen. 

Die  nachstehende  Übersicht  zeigt  uns  die  Bedeutung  der  einzelnen 
Zweige  des  gesamten  Einnahmeetats  des  bulgarischen  Staatshaushalts 
in  den  Jahren  1911  und  1917,  nach  den  Posten  des  bulgarischen  Bud- 
gets, zu  der  wir  nach  dem  Gesagten  nichts  hinzuzufügen  haben. 

Einnahmen    des    bulgarischen    Staatshaushaltes   in    den 
Jahren    1911    und    1917. 


An 


1917 


1911 


in  1000  Frcs. 

86  152 

34  123 

209  760 

80045 

15  000 

5300 

19  270 

12334 

2  700 

I  116 

54930 

35826 

23  321 

13  181 

9500 

6507 

II  315 

10  360 

direkten  Steuern 

indirekten  Steuern 

Staatsprivilegien 

Gebühren 

Strafgeldern  und  Konfiskationen 

Einkünften  aus  den  Eisenbahnen  und  Häfen,  dem  Post-, 
Telegraphen-  und  Telephonwesen 

Einkünften  aus  Domänen,  Kapitalien  und  sonstigen 
Ausbeutungsobjekten 

Beiträgen  der  Selbstverwaltungskörper  zu  den  Schul- 
ausgaben   

zufälligen  Einkünften 

Gesamteinnahmen 


431  948 


198  792 


Führen  wir  uns  nun  den  Stand  der  bulgarischen  Staatsschulden 
vor  Augen,  dann  erhalten  wir  nach  dem  Budgetbericht  für  1915  das 
folgende  Bild: 


Bulgariens  Staatsfinanzen. 

Stand    der    bulgarischen    Staatsschulden    am    Ende 
der    Jahre    1890    bis    1914. 
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Am 

Betrag  der 

Last  auf  den 

31.  Dezember 

konsolidierten 

Bevölkerung 

Kopf  der 

des  Jahres 

Schuld 

Bevölkerung 

Frcs. 

Frcs. 

1890 

76  303  000 

3  247  263 

23,50 

1895 

144  175  500 

3  467  083 

41,58 

1900 

182  605  500 

3  744  283 

48,77 

1905 

349  645  000 

4  035  623 

86,64 

1910 

610  199  410 

4  329  108 

140,95 

1913 

616  601  536 

4  760  000 

129,54 

1914 

610  189  300 

4  850  000 

125,81 

Bis  1910  stieg  der  Betrag  der  konsolidierten  Schuld  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  und  geht  dann  zurück.  Das  kommt  aber  nur  daher, 
daß  die  notwendige  Umwandlung  der  schwebenden  Schuld  aus  dem 
Balkankriege  noch  nicht  vollzogen  ist.  Sobald  dies  geschehen  und 
auch  der  Weltkrieg  in  Rechnung  gestellt  sein  wird,  wird  auch  der  Be- 
trag der  konsolidierten  Schuld  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  außer- 
ordentlich emporschnellen. 

Die  Ausgaben  für  Kriegsbedürfnisse,  Mobilisierung,  Unterstützung 
der  Kriegerfamilien,  Beschaffung  von  Eisenbahnmaterial,  Requisitionen, 
Wegebauten  und  sonstige  allgemeine  Kriegskosten  entziehen  sich  einst- 
weilen der  Schätzung.  Da  die  fundierten  Schulden  sich  schon  vor  dem 
Kriege  auf  rund  610  Mill.  Frcs.  beliefen  und  die  in  obigen  Summen  nicht 
enthaltenen  schwebenden  Schulden,  wie  Forderungen  von  Banken  aus 
dem  feindlichen  Ausland,  Requisitionen  aus  den  Balkankriegen  und 
sonstige  außerordentliche  Ausgaben,  etwa  200  Mill.  Frcs.  betragen,  so 
muß  man  zu  dem  Ergebnis  kommen,  daß  Bulgariens  Leihkraft  stark 
angespannt  ist. 

Während  in  geregelten  Zeiten  die  Finanzpolitik  der  Staaten  auf 
die  Vermeidung  der  schädlichen  Fehlbeträge  im  Rechnungsabschluß  des 
Staatshaushalts  bedacht  sein  soll,  ist  die  Erreichung  dieses  Zieles  im 
Kriege  mit  seinen  oft  unvorherzusehenden  bedeutenden  Ausgaben  kaum 
möghch.  So  hat  auch  Bulgarien  in  seinen  letztjährigen  Abschlüssen 
meist  Defizits  gehabt,  da  die  Steuereingänge  sich  gegenüber  den 
Voranschlägen  erheblich  verminderten  oder  verspätet  erfolgten.  Aber 
auch  die  Ausgaben  konnten  nicht  immer  im  Rahmen  der  bewilligten  Kre- 
dite gehalten  werden,  da  die  Kriegskosten,  die  Schuldzinsen  und  die 
Verwaltungskosten  der  neu  besetzten  Gebiete  unerwartet  stark  an- 
schwollen. 

Bulgariens  innere  Finanzpohtik  ist  jetzt  bestrebt,  die  schädlichen 
Fehlbeträge  im  Budget  nicht  wieder  auflaufen  zu  lassen  und  überhaupt 


ei4  W.  K.  Weiss-Bartenstein,   Bulgariens  Staatsfinanzen. 

das  ganze  Finanzwesen  auf  eine  festere  Grundlage  zu  stellen.  Denn 
der  Staatskredit  beruht  auf  dem  richtigen  Verhältnis  zwischen  Einnah- 
men und  Ausgaben  der  staatlichen  Finanzwirtschaft,  das  freilich  im 
Kriege  nicht  einzuhalten  ist.  Dazu  kommt,  daß  die  allgemeine  Teuerung 
auch  dem  Staat  erheblich  größere  Aufwendungen  verursacht,  ohne  daß 
es  immer  möglich  war,  die  Ausgaben  im  Rahmen  der  bewilligten  Kre- 
dite zu  halten.  Schließlich  erfordern  Zinsen  und  Amortisationen  der 
höheren  Staatsschulden,  Pensionen  für  die  Invaliden  und  die  Hinter- 
bliebenen der  Gefallenen  und  die  Verwaltungskosten  der  besetzten  Ge- 
biete erhebliche  Beträge. 

Wenn  wir  uns  näher,  als  der  Raum  es  hier  gestattet,  mit  den  öffent- 
lichen Finanzen  Bulgariens  beschäftigen,  müssen  Wir  zu  dem  Ergebnis 
gelangen,  daß  Bulgarien  seine  Leihkraft  stark  angespannt  hat,  daß  es 
aber  dennoch  wohl  in  der  Lage  sein  dürfte,  seinen  Verpflichtungen  in 
der  Zukunft  nachzukommen,  wenn  es  den  gesamten  öffentlichen  Besitz 
an  Wirtschaftsgütem  aufs  sorgfältigste  nutzbar  macht.  Der  Schaden,  an 
dem  augenblicklich  das  bulgarische  Wirtschaftsleben  krankt,  ist  u.  E., 
daß  die  Bewirtschaftung  sämtlicher  öffentlicher  Wirtschaftsgüter  Bul- 
gariens, der  staathchen  wie  der  gemeindlichen,  noch  wenig  entwickelt 
ist.  Hier  und  in  der  sofortigen  Erschließung  aller  irgend  möglichen 
Einnahmequellen  auch  in  den  neuen  Gebieten  muß  die  Reform  ein- 
setzen, wenn  die  Finanzen  Bulgariens  einer  aussichtsvollen  Zukunft 
entgegengehen  sollen. 

Dies  zu  hoffen,  scheint  nach  dem  von  der  bulgarischen  Regierung 
in  den  letzten  Jahren  eingeschlagenen  Kurs  berechtigt  zu  sein,  der  auf 
die  baldige  Beseitigung  der  geschilderten  Mißstände  hinzielt.  Da  auch 
das  höhere  Beamtentum  des  Staates  sich  jetzt  aus  der  geistigen  Aristo- 
kratie Bulgariens  zusammensetzt,  die  ihre  Kenntnisse  größtenteils  an 
ausländischen  Universitäten  erworben  hat,  kann  man  eine  durchgrei- 
fende Besserung  in  der  Verwaltung  erwarten  und  der  weiteren  Ent- 
wicklung der  Staatsfinanzen  mit  Vertrauen  entgegensehen.  * 
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Englische  und  französische  Kriegsliteratur. 

Von 
Dr.  Paul  Leutwein,  Berlin. 


Das  Zeitalter  umfangreicher  Kriegstendenzschjiften,  in  denen  Deutsch- 
lands Feinde  sich  mit  allen  Mitteln  bemühten,  es  als  den  gewissenlosen 
Urheber  des  Weltkrieges  darzustellen,  ist  im  großen  ganzen  vorüber.  Die 
Schriften  Selbst  aber  wirken  fort  und  ihre  Behauptungen  werden  von  den 
feindUchen  Staatslenkern  als  historische  Tatsachen,  an  denen  nicht  zu  rüt- 
teln ist,  behandelt.  Ein  großer  Teil  der  hier  zu  besprechenden  i6  Schriften 
{7  englische  und  9  französische)  ist  von  diesem  Geiste  beseelt.  Ihn  in 
seinem  wahren  Wesen  zu  kennzeichnen,  ist  auch  in  einer  poHtische  Ziel- 
setzung vermeidenden  wissenschaftlichen  Zeitschrift,  bei  aller  Sachlichkeit, 
des  Kritikers  Aufgabe.  Er  ist  bemüht,  sich  ihr  nicht  ohne  eine  bescheidene 
Dosis  von  Humor  zu  unterziehen.  Mit  größerem  Interesse  wird  er  jedoch  bei 
den  achtbaren  Versuchen  einer  objektiven  Betrachtung  auf  gegnerischer 
Seite  verweilen,  um  zum  Schluß  Werken  von  wirklichem  wirtschaftswissen- 
schaftlichem Wert  gerecht  zu  werden. 

Englische  Literatur. 
Den  Reigen  mag  der  ehemalige  scharfe  irische  NationaHst  Dr.  E.  J. 
Dillon  eröffnen.  Aus  dem  Titel  seines  Buches  ,,Ourselves  and  Germany", 
London  1916,  sollte  man  schließen,  daß  es  sich  hier  um  einen  Vergleich  zwi- 
schen England  und  Deutschland  handelt.  Davon  ist  jedoch  kaum  die  Rede. 
Der  Verfasser  zieht  es  vielmehr  vor,  allgemeine  Betrachtungen  über  die  Welt- 
lage im  20.  Jahrhundert  bis  tief  in  den  Krieg  hinein  anzustellen,  wobei  die 
Kapitelüberschriften  manchmal  genau  so  mit  dem  Inhalt  in  Widerspruch 
Stehen  wie  die  Gesamtbezeichnung.  Ton  und  Inhalt  des  Werkes  ist 
entsprechend  flüchtig.  Deutschland  wird  im  Spiegel  des  oberflächlichen 
Globetrotters  gezeigt.  Dillon  hält  unter  anderem  den  ,, Berliner  Lokal- 
anzeiger" für  „das"  Organ  der  deutschen  Kriegspartei.  Der  durch  wertvolle 
Studien  über  Ostasien  bekannte  Fritz  Wertheimer  wird  bei  ihm  zum  Haupt- 
historiographen  Livlands  und  Kurlands,  worüber  er  einige  Kriegsberichte 
geschrieben  hat.  Die  Namen  Schiemann,  Hoetzsch  und  Rohrbach  sind  Dillon 
dagegen  unbekannt.     Soweit  eS  sich  um  Finanzstatistik  handelt,  sind  die 
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angegebenen  Zahlen  reichlich  ungenau.  Das  ganze  macht  den  Eindruck 
journalistischer  Schnellarbeit,  die  es  verdient,  von  dem  in  überimperia- 
listischen Ideen  herumtaumelnden  australischen  Premierminister  Hughes 
bevorwortet  zu  werden,  der,  obwohl  er  weder  in  Rußland  noch  in  Deutsch- 
land gewesen  ist,  mit  rührender  Naivität  Dillons  tiefe  Kenntnis  dieser 
Länder  bestätigt.  Trotz  Hughes  ist  jedoch  das  Buch  des  Iren  natürlich 
nicht  im  Jingostil  gehalten.  Er  urteilt  kenntnislos  aber  nicht  scharf.  Das 
kann  selbstverständlich  am  Endurteil  der  vollkommenen  Überflüssigkeit 
dieser  Schrift  nichts  ändern. 

Obwohl  gleichfalls  belletristischen  Ursprungs  hat  eine  zweite  Schrift 
Dillons  ,,From  the  Triple  to  the  Quadruple  Alliance",  London,  New  York, 
Toronto  1915,  gewissen  Wert.  Zur  Zeit  des  serbischen  Konfhkts  in  Öster- 
reich, monatelang  bis  nach  der  italienischen  Kriegserklärung  in  Italien  an- 
wesend und  in  beiden  Ländern  mit  führenden  Persönlichkeiten  bekannt,  hat 
DiUon  damals  Gelegenheit  zu  schärferer  Beobachtung  der  Dinge  gefunden. 
Er  versucht  beiden  Teilen  gerecht  zu  werden,  kann  sich  aber  von  der  Idee, 
überall  deutsche  Intrigen  zu  wittern,  nicht  befreien.  Ein  Zentrum  schäd- 
lichen deutschen  Einflusses  scheint  ihm  die  mit  deutschem  Gelde  finanzierte 
Großbank  ,,Banca  commerciale  itahana"  zu  Sein,  der  er  übertreibend  die  Be- 
herrschung des  italienischen  Geldmarktes  mit  rund  3,4  Milliarden  Lire  kon- 
trollierten Kapitals  zuspricht.  Andererseits  erkennt  er  ihre  solide  Geschäfts- 
gebarung an.  Wie  segensreich  in  Wirklichkeit  diese  Bank  für  Italien  gewirkt 
hat,  läßt  sich  am  besten  an  dem  Finanzskandal  der  größten  italienischen  Bank 
,,Banca  di  Roma"  ermessen,  die  mitten  im  Versuch,  das  neugewonnene 
Tripolis  auszubeuten  und  zu  kolonisieren,  unter  Aufdeckung  schlimmer  Kor- 
ruption und  organisatorischer  Unfähigkeit  zusammenbrach.  Leider  erwähnt 
Dillon  dieses  Beispiel  nicht. 

Im  übrigen  zerfällt  das  Buch  in  drei  Hauptteile,  deren  erster  der  histo- 
rischen Rechtfertigung  des  italienischen  Abfalls  vom  Dreibund  gewidmet  ist. 
Natürlich  soll  schon  der  unheimliche  Bismarck  mit  seiner  nachteiligen  Ein- 
wirkung auf  Österreich  die  Krise  vorbereitet  haben.  Anläßhch  der  Aehren- 
talschen  Annexion  von  Bosnien  und  der  Herzegowina  wird  der  bekannte 
Paragraph  7  des  Dreibund  Vertrages,  die  Erhaltung  des  Status  quo  auf  dem 
Balkan  betreffend,  in  den  Vordergrund  gestellt.  Darüber,  daß  nach  dieser 
Bestimmung  von  der  Berechtigung  eines  Übertritts  ins  feindliche  Lager  keine 
Rede  sein  konnte,     gleitet  Dillon  hinweg. 

Der  zweite  Teil  bringt  eine  interessante  und  wohl  zutreffende  Charakteri- 
stik der  führenden  Persönlichkeiten  zur  Zeit  der  Katastrophe;  Salandras, 
Sonninos,  Giolittis  und  des  Fürsten  Bülow.  Für  den  Halbengländer  Sonnino 
hegt  Dillon  eine  besondere  Vorliebe.  Den  Schluß  bildet  eine  uns  heute  weit- 
schweifig erscheinende  Schilderung  der  Lage  bei  Kriegsausbruch  unter  reich- 
licher Beigabe  von  Presseäußerungen. 

Wesentlich  höher  als  die  beiden  Bücher  Dillons  Steht  das  vielgelesene 
Werk  ,, Modern  Germany",  London  1915,  von  J.  EUis  Barker.  Da  es  sich 
ursprünglich  aus  einer  Anzahl  voneinander  unabhängig  geschriebener  Auf- 
sätze zusammensetzt,  bleibt  auch  die  vorUegende  fünfte  Auflage  nicht  frei 
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von  Wiederholungen.  In  35  Kapiteln  werden  auf  852  Seiten  vorwiegend  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  Deutschlands  behandelt,  doch  auch  zur  inneren 
Politik  weiß  Barker  ernsthaft  Stellung  zu  nehmen. 

Besondere  Erwähnung  verdient  in  dieser  Beziehung  das  Kapitel  ,,Edu- 
cation  and  Mis-Education  in  Germany".  Die  ungeheuren  Leistungen  der 
deutschen  Volksschule  werden  zwar  hinsichtlich  des  Lehrerfolges  anerkannt, 
doch  vermißt  Barker  schon  hier  die  nötigen  Beziehungen  zum  praktischen 
Leben.  Die  kirchlichen  Verhältnisse  Deutschlands  sieht  er  schief,  indem  er 
sich  einbildet,  Protestanten,  Katholiken  und  Juden  bekämpften  sich  an- 
dauernd heftig,  wobei  die  Protestanten  die  Unterdrückerrolle  spielten.  Aus 
beiden  Gründen  glaubt  Barker  der  deutschen  Volksschule  die  nötige  mora- 
lische Wirkung  absprechen  zu  müssen  und  will  das  auch  in  der  hohen  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  (180  000  jährlich  gegen  50  000  in  England)  erkennen. 
Daß  hier  wesentliche  wirtschaftliche  Gesichtspunkte  eine  Rolle  spielen, 
übersieht  er.  Andererseits  ist  der  Verfasser  einsichtsvoll  genug,  den  über- 
handnehmenden kirchlichen  Charakter  der  englischen  Board  Schools  zu  be- 
klagen. Sehr  anerkennend  äußert  er  sich  über  die  Entwicklung  des  technischen 
Unterrichtswesens,  insbesondere  der  technischen  Hochschulen,  in  Deutschland. 

In  der  auswärtigen  Politik  ist  Barker  am  besten  zu  Hause.  Er  betrachtet 
auch  innerpolitische  Angelegenheiten  vielfach  unter  diesem  Gesichtspunkt. 
So  spielen  bei  der  Schilderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Deutschlands 
fast  nur  weltpolitische  Gesichtspunkte  eine  Rolle.  Immer  wieder  wird  die 
koloniale  und  die  Seeherrschaftsfrage  erörtert. 

Mit  großem  Interesse  hat  Barker  die  Tätigkeit  der  deutschen  Politiker 
verfolgt,  wie  eine  Anzahl  von  Zitaten  beweist.  Doch  scheint  er  den  Einfluß 
politisierender  Gelehrten  reichlich  zu  überschätzen.  Ebenso  überschätzt  er  die 
hemmende  Wirkung  der  Sozialdemokratie  in  auswärtigen  Angelegenheiten. 
Er  begreift  nicht,  daß  diese  nur  innerpolitisch  gerichtete  Bewegung  sich  bis 
zum  Kriegsausbruch  mit  äußeren  Fragen  kaum  befaßt  und  höchstens  hie  und 
da  aus  parteitaktischen  Gründen  demonstriert  hat.  Das  ist  ja  nun  allerdings 
anders  geworden. 

Hie  und  da  ist  eine  Tendenz  unverkennbar.  So  beschuldigt  Barker  Bis- 
marck,  Napoleons  III.  freundliche  Haltung  1866  mit  Undank  vergolten  zu 
haben,  während  es  heute  einwandfrei  feststeht,  daß  lediglich  Bismarcks 
Schneller  Friedensschluß  mit  Österreich  ein  französisches  Eingreifen  gegen 
Preußen  verhindert  hat.  Im  übrigen  ist  er  wie  fast  alle  ernsten  Engländer  ein 
aufrichtiger  Verehrer  des  großen  Kanzlers,  dessen  ,, weise  Voraussicht,  un- 
vergleichliche Erfahrung,  ruhige  Überlegung,  Festigkeit  der  Durchführung" 
er  bewundert  und  als  überragend  empfindet.  Bei  aller  Anerkennung  der 
Persönlichkeit  Wilhelms  IL  spricht  er  seiner  Zeit  diese  Eigenschaften  ab. 

Er  versucht  mit  gewichtigen  Gründen  den  Nachweis  zu  führen,  daß 
Deutschlands  widerspruchsvolle  auswärtige  Politik  seit  Bismarcks  Abgang 
sich  auf  die  Dauer  um  jedes  Vertrauen  im  Ausland  bringen  mußte. 

Wenn  Barker  schließlich  die  deutschen  Zeitungen  und  Zeitschriften 
eines  kläglichen  Tiefstandes  bezichtigt,  da  sie  mehr  Füllsel  und  Plunder 
(trash)  als  Tatsachen  brächten,  so  trifft  dies  Urteil  auf  manche  Blätter  in  ge- 
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wisser  Hinsicht  zu.  Andererseits  hätte  der  Verfasser  im  Zeitalter  des  Lord 
Northcliffe  gut  getan,  zunächst  im  eigenen  Hause  zu  kehren.  Schon  SaHsbury 
sagte  von  dessen  Presse,  daß  sie  von  Laufburschen  für  Laufburschen  ge- 
schrieben sei.  Seit  NorthcHffe  auch  die  einst  vornehme  Times  erworben  hat, 
dürfte  das  Zeitalter,  in  welchem  die  enghschen  Zeitungen  von  gentlemen 
für  gentlemen  geschrieben  wurden,  endgültig  zu  Grabe  getragen  Sein.  Sil- 
Vara  sagt  von  der  heutigen  enghschen  Presse:  ,, Gepredigt  wird  die  Religion 
der  Skrupellosigkeit.  Ihr  Gott  heißt  Jingo.  Und  Lord  Northcliffe  ist  sein 
Prophet". 

Auch  Barker  ist  eine  Zeitlang  in  dieses  Fahrwasser  geraten.  Besonders  in 
den  merkwürdigen  Kapiteln  ,,The  Ultimate  Ruin  of  Germany"  und  „How 
the  müitary  rules  Germany"  tritt  dies  hervor.  In  letzterem  wird  auf  entstellte 
Weise  die  Zabernaffaire  behandelt.  In  ersterem  wird  Deutschlands  voll- 
ständige wirtschaftliche  Zerschmetterung  verkündet.  In  diesen  Kapiteln 
dürfte  die  begreifliche  erste  Kriegserregung  dem  in  vieler  Hinsicht  einsichts- 
vollen Verfasser  die  Feder  geführt  haben. 

Während  sich  die  eben  besprochenen  Werke  vorwiegend  mit  der  PoHtik 
anderer  Völker  beschäftigen,  versucht  Sir  Percy  Fitzpatrick  in  einer 
kleinen  Schrift  ,,The  origin,  causeS  and  object  of  the  war",  London  1915, 
die  englische  Politik,  allerdings  in  ziemlich  oberflächlicher  Weise,  zu  recht- 
fertigen. Ihre  „würdige  Haltung"  hält  er  bereits  durch  die  Tatsache,  daß  die 
meisten  Völker,  ja  der  dritte  Verbündete  Deutschlands,  Itahen,  auf  Englands 
Seite  stehen,  für  erwiesen.  Von  der  Art  der  Ausnutzung  der  englischen  See- 
herrschaft zur  Erreichung  dieses  Zieles,  wird  vorsichtshalber  nichts  gesagt. 
Österreichs  Kriegswülen  begründet  der  Verfasser  ausschließlich  mit  der  be- 
kannten Note  an  Serbien  vom  23.  Juli  1914,  ohne  des  serbischen  Vorgehens, 
das  die  Note  hervorrief,  überhaupt  zu  gedenken.  Deutschlands  Weltmachts- 
drang wird  mit  Zitaten  aus  einer  Anzahl  Schriften,  besonders  von  Treitschke 
und  Bernhardi,  zur  Tatsache  gestempelt.  Den  Grundgedanken  ,, England 
must  be  swept  from  the  path"  sucht  Fitzpatrick  nicht  ohne  geschickte  Ver- 
drehungskunst aus  den  angeführten  deutschen  Veröffentlichungen  bis  zur 
Ermüdung  herauszulesen. 

Die  umfangreiche  Arbeit  von  Morris  &  Dawson  über  das  ver- 
wandte Thema  ,,Wy  the  nations  are  at  war"  trägt  einen  anderen  Charakter. 
Es  handelt  sich  hier  offenbar  um  eine  schon  vor  dem  Kriege  geschriebene 
Übersicht  der  europäischen  Politik  seit  Napoleon  I.  mit  weltpolitischen 
Streiflichtern.  Umrahmt  wird  die  Arbeit  von  drei  einleitenden,  die  Vorgänge 
bei  Kriegsausbruch  schildernden  Kapiteln  und  einem  Schluß kapitel,  das 
einen  BHck  in  die  Zukunft  bringt.  Die  Verfasser  gehören  zu  den  Engländern, 
die  the  „world-power"  ihres  Vaterlandes  als  eine  gottgewollte  Einrichtung 
betrachten  und  jede  Auflehnung  dagegen  als  eine  Art  Größenwahn  brand- 
marken. Wohlwollend  suchen  sie  nach  Mitteln,  ,, Deutschlands  Größenwahn" 
zu  heilen,  ohne  jedoch  ein  ,,remedy  for  the  disease"  zu  finden. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  das  zuerst  1912  m  England  erschienene  und 
während  des  Krieges  ins  französische  übersetzte  Werk  „Le  Probleme  Anglo- 
Allemand"  Paris  1915,  von  Charles  Sarolea  ein.    Der  Verfasser,  bemüht. 
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beiden  Völkern  die  Gefahren  eines  Krieges  vor  Augen  zu  führen,  beleuchtet 
scheinwerfergleich  die  scharf  zugespitzte  Lage  nach  der  Marokkokrise.  Da- 
mals als  in  Deutschland  der  naivste  Verständigungsglaube  Triumpfe  feierte, 
und  zwar  bis  zur  vollständigen  Vernachlässigung  der  wirtschaftlichen  und 
politischen  Kriegsrüstung,  hielt  der  überzeugte  Friedensfreund  Prof.  Sarolea 
den  Krieg  für  unvermeidlich.  Natürlich  urteilt  er  einseitig.  Trotz  der  unab- 
lässigen Landerweiterung  Englands  erscheint  ihm  der  doch  natürliche  Aus- 
dehnungsdrang des  weit  zurückstehenden  Deutschen  Reiches  unverständlich. 
Das  kommt  in  der  Art,  wie  er  die  größten  Deutschen  erwähnt,  treffend  zum 
Ausdruck.  ,,Je  pense  ä  Goethe  et  non  au  com tc  Zeppelin".  Hans  Delbrück, 
der  eines  seiner  Bücher  lobend  besprochen  hat,  wird  ohne  weiteres  als  ,,le 
plus  grand  ecrivain  politique  de  l'Allemagne  moderne"  bezeichnet.  Immerhin 
sag^  Sarolea  auch  den  Engländern  manche  Wahrheiten  und  beurteilt  auch  den 
deutschen  Kaiser  sehr  durchdacht.  Alles  in  allem  haben  wir  hier  das  ernst 
gemeinte  Buch  eines  ernsten  Politikers. 

Wie  schon  die  Sitzungen  der  englischen  und  französischen  geographischen 
Gesellschaft  im  Winter  19 14/15  mit  ihrer  gemeinschaftlichen  Entschließung, 
daß  Deutschland  niemals  wieder  Kolonien  haben  dürfe,  beweisen,  ist  Deutsch- 
lands Gegnern  auf  diesem  Gebiete  objektive  Anschauung  im  allgemeinen 
versagt.  Besser  als  die  Mehrzahl  des  deutschen  Volkes  begreift  man  in  Eng- 
land und  Frankreich,  wo  der  überseeische  Lebensnerv  des  Reiches  von  Grund 
aus  zerstört  werden  kann.  Natürlich  gilt  es  auch  hier,  sich  als  den  bedrängten 
Verteidiger  liinzustellen,  der  seine  heiligsten  Güter  retten  muß.  Ganz  in  die- 
sem Gedankengang  bewegt  sich  das  Buch  „German  African  Empire",  London 
1916  von  A.  F.    C  a  1  V  e  r  t. 

Die  auf  den  ersten  BUck  sachlich  wirkende  Beschreibung  der  vier  afri- 
kanischen Kolonien  Deutschlands  stützt  sich  vorwiegend  auf  Angaben  be- 
kannter deutscher  Kolonialpolitiker,  wobei  bezeichnender  Weise  immer  nur 
die  vorteilhaften  Eindrücke  der  betreffenden  Verfasser  wiedergegeben  werden. 
So  ergibt  sich  naturgemäß  ein  viel  zu  günstiges  Bild  der  natürlichen  Verhält- 
nisse der  deutschen  Kolonien,  das  deren  Entwicklungsfälligkeit  mehr  als  aus- 
reichend für  Deutschlands  Zwecke  erscheinen  läßt.  In  der  langen,  offen- 
bar zuletzt  geschriebenen  Einleitung  kann  sich  dann  C  a  1  v  e  r  t  um  so 
mehr  mit  dem  Brustton  der  Überzeugung  über  Deutschlands  unberechtigte 
koloniale  Ausdehnungsgelüste  beklagen. 

Zunächst  werden  dem  Leser  die  üblichen  Auffassungen  über  Bismarcks 
unbegründeten  kolonialpolitischen  Umschwung  vorgesetzt  und  seine  rück- 
sichtslose Ausnutzung  der  damaligen  ,, vertrauensseligen  und  kurzsichtigen" 
englischen  Regierung  aufgetischt.  Dann  erscheinen  die  beliebtesten  Kron- 
zeugen jedes  englischen  Politikers,  Treitschke  und  Bernhardi,  auf  der  Bild- 
fläche, die  das  deutsche  Volk  zum  Haß  gegen  England  verführten.  So  ,,the 
desire  of  German y,  to  despoil  (plündern)  England  was  born". 

Lediglich  von  diesem  Gedanken  erfüllt,  schickten  die  Deutschen  den  ge- 
fährlichen Carl  Peters  mit  geheimen  Vollmachten  nach  Ostafrika,  um  ein  um- 
fassendes   Gebiet   zu   annektieren.      Das    nötigte    natürlich   England,    den 
deutschen  Übergriffen  entgegenzutreten,  selbstredend  nur  zum  Schutze  der 
Weltwirtscheiftliches  Archiv  Bd.  X.  34 
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bedrohten  Eingeborenen.  Und  „in  something  less  than  a  year  Germany 
had  intrigued,  lied  and  tricked  Britain  into  acknowledging  her  sovereignty 
over  loo  ooo  (im  Original  steht  der  „bedauerliche"  und  nicht  verbesserte 
Druckfehler  loo  ooo  ooo)  square  miles  of  Africa".  Lassen  wir  die  Druckfehler- 
frage offen  und  stellen  wir  nur  fest,  daß  sich  England  in  den  80  er  Jahren 
vor  dem  Auftreten  des  Mahdi  allein  von  Alexandrien  bis  zum  Sudan  etwa 
einer  Million  Quadratmeilen  bemächtigt  hat.  Natürlich,  wie  selbst  Lord 
Cromer  in  seinem  bedeutenden  Buche  ,,Das  heutige  Ägypten"  versichert, 
immer  nur  zur  Herstellung  der  Ordnung.  So  unterstützt  ein  englischer  Autor 
von  Ruf  den  anderen. 

Die  Deutschen  fuhren  inzwischen  in  ihrer  unterwühlenden  Tätigkeit 
fort.  Überall  bauten  sie  Bahnen,  und  zwar  so  gut  wie  ausschließlich  zu  stra- 
tegischen Zwecken.  In  Südwest  versammelten  sie,  angeblich  zum  Schutze 
gegen  die  Eingeborenen,  in  Wirklichkeit  zur  Bedrohung  Südafrikas,  im  Kriegs- 
lager Windhuk  10  000  Mann.  Nach  Keetmannshoop  schoben  sie  5000  vor. 
Mit  schwerem  Kriegsmaterial  besonders  Artillerie  ( !)  wurde  das  Land  gespickt. 
Kurz  bevor  die  Autoritäten  in  Windhuk  ihre  Vorbereitungen  für  beendet 
erklärten  ( ! )  proklamierte  der  Kaiser  seinen  Welteroberungsgedanken. 
Leider  teilt  der  Verfasser  kurz  vorher  in  einem  Anfall  von  Vergeßlichkeit 
mit,  daß  alle  deutschen  Kolonien  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  zusammen 
nur  16  500  Weiße  beherbergt  hätten. 

In  diese  Mischung  von  Wahrheit  und  Dichtung  zum  Zwecke  der  Ver- 
herrlichung englischen  Edelsinns  gegenüber  deutscher  ,, Ruchlosigkeit"  paßt 
vorzüglich  eine  Ehrenrettung  Lord  Haldanes,  des  schlauen  Geschäftsphilo- 
sophen, dem  es  bekanntlich  1912  gelang,  Tirpitz  Flottenpläne  nicht  un- 
erheblich zu  beschneiden.  Ihn  stellt  unser  Autor  als  von  der  Liebenswürdig- 
keit des  Kaisers  und  von  den  friedensfreundlichen  Theorien  deutscher  Pro- 
fessoren ,, eingefangen"  hin.  Zur  größeren  Glaubhaftigkeit  macht  er  Haidane 
hierüber  einige  Vorwürfe. 

Den  Beschluß  der  nicht  schlecht  und  für  den  Laien  durchaus  nicht  so 
durchsichtig,  wie  es  hier  den  Anschein  hat,  geschriebenen  Erörterung  bildet 
eine  Standrede  über  die  bürokratische  deutsche  Kolonialpolitik  im  Vergleich 
zu  der  jeweils  den  besonderen  Verhältnissen  angepaßten  englischen.  Letztere 
gereiche  den  Eingeborenen  in  ganz  anderer  Weise  zum  Segen.  Lassen  sich 
die  Schwächen  der  deutschen  bürokratischen  Verwaltung  keineswegs  leugnen, 
So  muß  hier  doch  bescheiden  gefragt  werden,  worin  angesichts  der  rücksichts- 
losen Aufopferung  der  Eingeborenen  auf  den  europäischen  und  türkischen 
Schlachtfeldern  denn  eigentlich  der  Segen  der  ,, wohlwollenden"  englischen 
Regierungsmethoden  für  die  Eingeborenen  besteht  ? 

Französische  Literatur. 
Mit  nordischem  Gemüt  das  Buch  ,,La  provocation  allemande  aux  co- 
lonies"  von  Pierre-Alype  lesend,  wird  man  sich  eines  Lächelns  nicht 
erwehren  können.  Schon  die  Vorrede  des  früheren  Unterrichtsministers 
Albert  Sarraut  wirkt  ergötzlich.  Da  wimmelt  es  von  Ausdrücken  wie  ,,geste 
heroique"  ,,majestueuses  consequences",  ,,eblouissante  epee"  usw.     Positiv 
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geht  einzig  und  aJlein  daraus  hervor,  daß  Herr  Sarraut  mit  dem  kolonialen 
Interesse  in  Frankreich  nicht  zufrieden  ist,  weshalb  er  seinen  Mitstreitern  zu- 
ruft: ,,Pr6parons  donc,  d^s  aujourd'hui,  la  phalange  des  coloniaux  de  demain". 

Dem  Verfasser  des  Werkes  selbst  ist  es  vorbehalten,  den  rücksichtslosen 
kolonialen  Machtwillen  Deutschlands  in  ergreifendem  Gegensatz  zur  fran- 
zösischen Bescheidenheit  auf  diesem  Gebiete  zu  kennzeichnen.  Am  schärfsten 
ist  Deutschland  in  Afrika  vorgegangen.  Dort  besaß  eS  seit  Bismarcks  Zeiten 
2,7  Mill.  qkm.  Bodenfläche  und  hielt  hartnäckig  an  diesem  Gebiet  fest,  ohne 
auf  die  französischen  Bestrebungen,  überall  ,,le  Droit  Humain"  zu  verbreiten, 
die  geringste  Rücksicht  zu  nehmen.  So  konnte  Frankreich  nur  unter  Schwie- 
rigkeiten sein  Gebiet  um  das  Dreifache  vergrößern,  um  seinen  edlen  Absichten 
zu  genügen.  Den  opfervollen  Versuch  Frankreichs,  auch  Marokko,  ein  Reich 
mit  8  Mill.  Einwohnern  zu  zivilisieren,  mißverstand  Deutschland  derart,  daß 
es  als  Entgelt  einen  Teil  des  Kongo  haben  wollte.  So  stemmten  die  Deutschen 
sich  nicht  nur  der  französischen  Mission,  ,,das  Licht  der  Humanität"  zu  ver- 
breiten, entgegen,  sondern  sie  versuchten  sogar  durch  Neuerwerbungen,  die 
Schwarzen  „in  die  Finsternis  ihrer  primitiven  Zustände"  hineinzuziehen. 
Ja  bei  dieser  provocation  coloniale  blieb  Deutschland  keineswegs  stehen, 
sondern  versuchte  sogar,  ,,une  hegemonie  barbare"  in  Afrika  zu  errichten. 

Als  erster  Schritt  muß  der  Abschluß  des  Vertrages  von  1898  mit  Eng- 
land zwecks  Aufteilung  der  portugiesischen  Kolonien  betrachtet  werden. 
In  ihn  willigte  das  edle  Albion  nur,  um  ein  sofortiges  deutsches  Vorgehen  zu 
verhindern.  Während  nun  England  mit  Hilfe  Frankreichs  die  gewonnene 
Schonzeit  Portugals  lediglich  dazu  benutzte,  die  Entwicklung  der  portu- 
giesischen Kolonien  ohne  politische  Nebenabsichten  zu  fördern,  erzwang 
Deutschland  lediglich  zur  Verstärkung  seiner  wirtschaftspolitischen  Macht- 
stellung eine  Beteiligung  an  der  Katangabahn.  Überhaupt  versäumte  Deutsch- 
land nichts,  um  die  Kolonien  anderer  Staaten,  insbesondere  Frankreichs, 
auszusaugen.  ,,Nos  colonies  une  ä  une  virent  leur  commerce  envahie  par  la 
camelo^e  (Schund)  allemande".  Das  Streben  Deutschlands,  gelegentlich 
der  Marokko  Verhandlungen  durch  zwei  zungenartige  Fühler  einen  Zugang 
zum  Kongo  selbst  zu  erhalten,  ist  besonders  kennzeichnend  für  die  deutsche 
Brutahtät.  Konnte  sie  etwas  anderes  als  die  Vorbereitung  der  Einverleibung 
des  belgischen  Kongo  bedeuten  ?  Wie  alle  Einverleibungsgelüste  Deutsch- 
lands, sollte  auch  dieses  durch  Eisenbahnpläne  nach  dem  Programm  des  großen 
Imperialisten  Dernburg  wirksam  gemacht  werden. 

Alle  diese  Vorgänge  wurden  aber  übertroffen  durch  ,,les  Intrigues  de 
la  Wilhelmstraße  dans  le  Liberia",  das  sich  bekanntlich  des  besonderen 
Schutzes  der  ,, edelmütigen"  Vereinigten  Staaten  erfreut.  Zu  wiederholten 
Malen  machte  sich  Deutschland  die  ,, naiven"  Plünderungsversuche  gestran- 
deter deutscher  Schiffe  durch  die  Eingeborenen  zunutze,  um  unverhältnis- 
mäßigen Schadenersatz  zu  verlangen.  Wohl  nur,  um  Gelegenheit  zu  weiteren 
Übergriffen  zu  bekommen,  ließ  die  Wörmannlinie  immer  größere  Schiffe  in 
Monrovia  landen.  In  der  Tat  versuchte  ein  Deutscher  —  offenbar  ein  poli- 
tischer Agent  —  eine  Eisenbahnkonzession  zu  erhalten.  Schließlich,  Ende 
19 12,  konnte  der  Gouverneur  der  französischen  Elfenbeinküste  Angoulvent 
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diese  amtlichen  Treibereien  aufdecken,  indem  er  einen  eine  Konzession  nach- 
suchenden deutschen  Geschäftsmann  als  ,,officier  de  reserve  dans  la  Garde 
imperiale"  entlarvte. 

Je  mehr  sich  unser  Verfasser  in  Zorn  über  den  Gedanken  einer  ,,hege- 
monie  barbare"  hineinredet,  desto  mehr  setzt  sich  in  ihm  der  Gedanke  fest, 
daß  nur  Frankreich  berufen  sei,  Afrika  und  die  umliegenden  Länder  bis  tief 
in  die  Südsee  hinein  zu  kolonisieren.  So  verlangt  er  in  der  Hitze  des  Gefechts 
ganz  unvermittelt  von  Englands  Freundschaft,  daß  es  demnächst  die  Gam- 
biaenklave an  Frankreich  abtrete,  erklärt  die  spanische  Herrschaft  in  Rio 
de  Oro  für  eine  Fiktion  voller  Gefahren  für  Frankreich  und  beklagt  sich  über 
die  rücksichtslose  Propaganda  Australiens  zur  Verhinderung  einer  franzö- 
sischen Besitzergreifung  der  Neu-Hebriden. 

Ehe  man  das  Buch  von  Pierre- Alype  nicht  gelesen  hat,  hält  es  schwer, 
an  solche  Geistesverfassung  führender  französischer  Kolonialpolitiker  zu 
glauben.  Wie  weit  die  Verwirrung  aber  um  sich  gegriffen  hat,  beweist  nicht 
nur  das  Vorwort  Sarrauts,  sondern  auch  eine  ganze  Anzahl  von  Zitaten  aus 
Schriften  und  Aufsätzen  Gleichgesinnter,  auf  die  sich  Pierre-Alype  zu  berufen 
vermag.  Der  Hort  aller  dieser  Leute  ist  der  brutale  Unterdrücker  Marokkos, 
General  Lyautey,  der  erst  kürzlich  als  Kriegsminister  abging,  um  auf  seinen 
dortigen  Wirkungskreis  zurückzukehren. 

Ernster  zu  nehmen  als  Pierre-Alype  ist  Comte  de  Fels,  dessen 
Buch  ,,1'imperialisme  fran^ais",  Paris  1916,  natürlich  auch  mit  kolonialen 
Gedanken  erfüllt  ist.  Unter  Imperialismus  versteht  Fels  einfach  ,,die  Be- 
kräftigung des  Willens  eines  Volkes,  seine  Herrschaft  und  seinen  Einfluß 
jenseits  Seiner  Grenzen  auszudehnen".  Ehrlich  erklärt  er  eS  für  eine  Schein- 
heiligkeit für  eine  große  Nation,  diesen  imperialistischen  Drang,  den  er  als 
selbstverständlich  voraussetzt,  leugnen  zu  wollen.  Bisher  gebe  nur  Deutsch- 
land mit  zynischem  Freimut  seinen  imperialistischen  Machtwillen  zu,  den 
Fels  merkwürdigerweise  besonders  ausgeprägt  in  Fsürst  Bülows  Buch  ,, Deut- 
sche Politik"  finden  will.  Der  deutsche  Imperialismus  bestehe  allerdings 
auch  in  dem  grandiosen  Plan,  die  Hegemonie  über  alle  Völker  der  Erde  nebst 
der  Herrschaft  der  Meere  gewinnen  zu  wollen.  Abgesehen  von  dieser  Ent- 
gleisung charakterisiert  Fels  richtig  den  Herrschaftsdrang  der  anderen  großen 
Nationen,  insbesondere  des  russischen  Verbündeten  der  zaristischen  Zeit,  der 
sich  nach  allen  Seiten  betätige.  Von  Japan  wird  fein  bemerkt,  daß  es  erstrebe, 
l'arbitre  (Schiedsrichter)  des  fernen  Ostens  zu  sein.  England  wird  kurz  be- 
stätigt, daß  es  seine  Herrschaft  in  der  ganzen  Welt  ausgebreitet  habe  und  die 
Herrschaft  der  Meere  besitze.  Im  übrigen  meint  Fels,  daß  die  Art  der  Be- 
tätigung jeder  Nation  eine  verschieden  wertige  kulturelle  Note  in  den  Imperia- 
lismus bringe,  womit  nicht  ungeschickt  der  Übergang  zum  französischen 
Imperialismus  gegeben  ist,  der  kulturell  für  den  Verfasser  natürlich  an  der 
Spitze  steht. 

Dem  altadligen  Verfasser  ist  es  offenbar  nicht  darum  zu  tun,  der  repu- 
blikanischen Regierung  Frankreichs  Schmeicheleien  zu  sagen.  Er  rechnet 
ihr  vielmehr  genau  vor,  wieweit  Frankreich  innerhalb  der  letzten  25  Jahre 
völkisch  und  wirtschaftlich  hinter  Deutschland  zurückgeblieben  sei.    Dieser 
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Teil  der  Ausführungen  verrät  deutlich,  eine  keimliche  Bewunderung  der 
deutschen  Kraftentfaltung  .  Die  Art  wie  Fels  der  französischen  Regierung 
Bevölkerungspolitik,  aktivere  wirtschaftliche  Betätigung,  sj^tematischere 
Kraftentfaltung  predigt,  läßt  deutliche  Resignation  erkennen.  Natürlich 
steht  bei  solcher  Stimmung  vor  allen  anderen  vorgeschlagenen  Reformen 
,,la  mise  en  valeur  des  colonies"  im  Vordergrund.  Bei  der  pessimistischen  Grund- 
auffassung des  Grafen  wirkt  aber  auch  die  stete  Berufung  auf  Frankreichs 
oft  bewiesene  Fähigkeit  der  p6netration  pacifique  im  Orient  und  in  Afrika 
wie  ein  müder  Trost. 

Inzwischen  sind  die  meisten  französischen  Kolonial politiker  anscheinend 
optimistisch  gestimmt.  Diesen  Standpunkt  hat  sich  auch  von  vornlxerein 
die  Regierung  zu  eigen  gemacht.  Am  29.  September  1914  wurde  unter  dem 
Vorsitz  des  Senators  B6renger  vom  Kolonialminister  eine  beratende 
koloniale  Kommission  für  Kriegsdauer  eingesetzt,  die  1916  einen  umfassenden 
ersten  Bericht  unter  dem  Titel  ,,L6s  colonies  et  la  defense  nationale"  heraus- 
gegeben hat.  Das  Werk  enthält  eingehende  Mitteilungen  sämtlicher  Gou- 
verneure über  die  Entwicklung  ihrer  Kolonien  auf  den  verschiedensten  Ge- 
bieten, sowie  über  die  Tätigkeit  der  Regierung  bzw.  ihre  Teilnahme  am  Kolo- 
nialkriege. Auch  besondere  Handelsberichte  der  Union  coloniale  fran9aise 
sind  beigegeben.  Endlich  hat  auch  die  Frage  deS  kolonialen  Seeverkehrs  Be- 
achtung gefunden,  wozu  der  Beitrag  des  Kolonialministeriums  über  den  An- 
teil der  deutschen  und  österreichisch-ungarischen  Flagge  am  kolonialen  See- 
verkehr gehört.  In  seiner  Einleitung  weist  Berenger  darauf  hin,  daß  der 
französische  Kolonialhandel  1914:  4  Milliarden  von  14  Milliarden  Gesamt- 
handel betragen  habe. 

Im  übrigen  ergeht  er  sich  im  Gegensatz  zu  dem  streng  sachlichen  Inhalt 
des  Werkes  in  flammenden  kolonial-imperialistischen  Tiraden,  die  aber  nie 
ohne  Beziehung  zu  dem  wissenschaftlichen  Inhalt  bleiben  und  geschickt  da- 
rauf berechnet  sind,  dem  französischen  Volke  seine  koloniale  Zukunft  als 
gleichbedeutend  mit  seiner  späteren  Weltgeltung  hinzustellen.  Diese  ziel- 
bewußte Methode  verdient  in  Deutschland  um  so  mehr  Beachtung,  als  es 
infolge  überseeischer  Absperrung  nicht  in  der  Lage  ist,  derartige  Werke 
kolonial-  und  weltwirtschaftspolitischen  Inhalts  herauszugeben.  Auf  alle 
Fälle  läßt  die  hier  vorüegende  französische  KolonialUteratur  den  Schluß  zu, 
daß  Frankreich  gewillt  ist,  seine  Stellung  als  große  Kolonialmacht  unter  allen 
Umständen  zu  behaupten. 

Einen  anderen  Charakter  als  diese  Kolonialschriften  trägt  Victor  C  a  m  - 
bo  ns  ,,Notre  Avenir",  Paris  1916,  das  ein  Zukunftsbild  Frankreichs  auf  Grund 
der  Aussichten  Mitte  191 6  sein  soll.  In  der  Einleitung  schon  wehrt  sich 
der  durch  seine  Schriften  über  Deutschland  wohlbekannte  Verfasser  gegen 
den  Vorwurf,  ein  Pessimist  zu  sein  und  fordert  seine  Landsleute  auf,  lieber 
objektiv  die  Dinge  zu  prüfen,  als  sich  in  hoffnungsvollen  Träumen  zu  wiegen. 
Natürlich  gibt  er  sich,  wie  es  ja  wohl  die  Kriegsschriftsteller  aller  am  Welt- 
krieg beteiligten  Nationen  nicht  anders  können,  den  Anschein,  als  sei  er  vom 
Triumpf  der  Sache  seines  Volkes  überzeugt. 
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Im  Werke  selbst  werden  vernünftigerweise  Vorschläge  gemacht,  die  mit 
Kriegshoffnungen  nichts  zu  tun  haben.  Als  Hauptfeind  Frankreichs  be- 
zeichnet Cambon  den  Alkoholismus.  In  fast  allen  Kapiteln,  mag  es  sich  um 
Arbeiterfragen,  Erziehung,  allgemeine  Verwaltung  und  Parlament  handeln, 
kehrt  dieser  Gedanke  wieder.  Gewiß  hat  Frankreich  bis  zum  Kriege,  auf  den 
Kopf  gerechnet,  den  größten  Schnapskonsum  unter  den  europäischen  Nati- 
onen aufzuweisen  gehabt,  doch  konnte  man  die  Franzosen  keineswegs  als 
ein  am  Alkohol  krankendes  Volk  bezeichnen.  Es  wirkt  daher  die  Anschauung, 
die  Abkehr  vom  Alkohol  müsse  die  französische  Volkskraft  wiederherstellen, 
recht  gesucht,  ähnlich  wie  das  Bestreben  des  Grafen  Fels,  die  Erneuerung 
Frankreichs  einer  großzügigen  Kolonial politik  zuzuschreiben.  In  Wahrheit 
erwarten  eben  beide  Schriftsteller  nicht  mehr  viel  von  der  Zukunft  ihrer 
Nation. 

Merkwürdig  berührt  in  diesem  Zusammenhang,  daß  Cambon  die  zu- 
nehmende Verarmung  Frankreichs  durch  den  Krieg  beklagt.  Wenn  eines 
die  Franzosen  aus  ihrem  bequemen  kinder armen  Bourgeoistum  aufrütteln 
kann,  so  ist  es  sicher  die  Notwendigkeit,  in  Zukunft  ganz  anders  als  bisher 
arbeiten  zu  müssen.  In  dem  einzigen  kolonialen  Kapitel  über  Marokko 
werden  unter  Verbeugungen  vor  Lyautey  vernünftige  Vorschläge  zur  wirt- 
schaftspolitischen Entwicklung  des  Landes  gemacht  unter  Hinweis  auf  die 
in  Algier  jahrzehntelang  begangenen  Fehler  unzureichenden  Ausbaus  der 
Häfen  un,d  Verkehrswege.  Die  Siedelungsmöglichkeiten  in  Nordafrika 
werden  jedoch  mit  keinem  Worte  gestreift. 

Der  phrasenreichen  und  wenig  verantwortungsbewußten  französischen 
Parlamentsregierung  schreibt  Cambon  ein  gutes  Wort  Napoleons  I.  ins 
Stammbuch.  ,,Celui,  qui  dorme  un  ordre  sans  en  avoir  meSure  les  consequences, 
n'est  pas  digne  de  Commander".  In  den  Schlußkapiteln  läßt  der  Verfasser 
im  großen  ganzen  die  Frage  der  Zukunftsaussichten  des  französischen  Volkes 
offen.  Der  gewiß  beherzigenswerte  Gesichtspunkt  der  Bekämpfung  des 
Alkohols  scheint  ihm  selbst  nicht  ausreichend  zu  einer  Erneuerung  zu  sein. 
Jedenfalls  berechtigt  er  in  keiner  Weise  zu  dem  stolzen  Titel  des  Buches 
,,Notre  avenir". 

Das  Buch  des  früheren  Ministers  Yves  Guyot  ,,Les  causes  et  les 
consequences  de  la  guerre",  Paris  191 5,  kennzeichnet  sich  als  eine  aus- 
gesprochene Tendenzschrift.  Es  ist  eines  jener  angeblich  geschichtlichen 
Werke,  die  durch  Verdrehung  und  Weglassung  wichtiger  für  den  Gegner 
sprechender  Ereignisse  in  den  neutralen  Ländern  so  viel  Schaden  angerichtet 
haben.  Es  ist  auf  engem  Raum  unmöglich  und  auch  wohl  nicht  mehr  an 
der  Zeit,  allen  charakteristischen  Einzelheiten  nachzugehen.  Unter  anderem 
erwähnt  der  bis  ins  15.  Jahrhundert  zurückgreifende  Verfasser  mit  keinem 
Wort,  auf  welche  Weise  sich  Frankreich  in  den  Besitz  von  Metz  und  Straßburg 
und  damit  der  von  altersher  deutschen  Reichslande  gesetzt  hat.  Für  ihn  gibt 
es  nur  eine  ,, Wiedererstattung"  an  Frankreich.  Die  polnische  Proklamation 
des  Zaren  vom  14.  August  1914,  Selbstverwaltung  betreffend,  legt  er  als 
Garantieerklärung  eines  selbständigen  polnischen  Staates  aus,  der  die  Weichsel- 
mündungen erhalten  und  bis  160  km  an  Berlin  heranreichen  soll.    Die  deut- 


Literatur. 


525 


sehen  Kolonien  werden  England,  Belgien,  Frankreich  und  Japan  ,, zurück- 
gegeben". Je  weiter  der  Verfasser  in  seinem  Buche  fortschreitet,  desto  mehr 
vernachlässigt  er  die  Beweisführung,  um  an  deren  Stelle  um  so  bestimmtere 
Behauptungen  zu  setzen.  So  wirkt  es  ziemlich  lächerHch,  wenn  er  zum  Schluß 
pathetisch  erklärt:  ,,Dcr  Krieg  darf  auch  für  den  Sieger  keine  Quelle  des 
Profits  sein"  und  versichert:  ,,Nous  devons  prouver  la  superiorit6  de  notre 
civilisation  en  sachant  repousser  toute  politique  de  repressailles".  Man  ver- 
gleiche damit  unter  anderem  die  Gefangcncnbehandlung  und  die  Konfis- 
kation deutschen  Eigentums. 

Einzelne  Leitsätze  und  Charakteristiken  sind  um  so  richtiger.  Worte 
wie:  ,,Les  erreurs  diplomatiques  sont  encore  plus dangereuses que  les  erreurs 
militaires",  haben  die  Deutschen  alle  Veranlassung  zu  unterschreiben.  Eine 
eigenartige,  von  Guyot  einem  anderen  französischen  Werk  entnommene 
Kennzeichnung  des  deutschen  Reichskanzlers  sei  gleichfalls  angeführt: 
j,Celui-ci,  ref6rcndaire,  assesseur,  conseiller  de  regence,  president  de  gou- 
vernement,  premier  president-ministre,  n'a  jamais  vu  le  monde  qu'ä  travers 
les  papiers  de  l'administration.     C'est  le  type  de  l'intendant  royale". 

Wir  gehen  nun  zu  zwei  politischen  Spezialschriften  über.  In  ,,L'Alsace 
fran9aise",  Paris  19 16,  behandelt  Edouard  S  c  h  u  r  6  ,  der  noch  zur  alten, 
aus  der  Zeit  des  zweiten  Kaiserreiches  mit  allen  Fasern  an  Frankreich  hängen- 
den Generation  gehört,  die  elsässische  Frage.  Französisch,  wie  die  Erziehung 
•des  Verfassers,  ist  Ton  und  Inhalt  des  Buches  und  ganz  von  einseitigen  Ide- 
alen erfüllt.  Wie  wenig  der  Verfasser  im  Grunde  der  Wirklichkeit  angehört, 
mag  sein  Motto  zeigen!  ,,A  cette  heure,  l'Ame  de  l'Europe  se  refl^te  dans 
les  yeux  de  l'Alsace,  comme  l'Europe  Se  r6fl6chit  dans  les  yeux  de  la  France". 

Lesenswert  sind  die  persönlichen  Erinnerungen  Schures  und  die  histo- 
rischen Rückblicke.  Leider  scheut  sich  der  Verfasser  nicht,  zur  Bekräftigung 
seiner  Vorwürfe  gegen  Preußen  unrichtige  Zitate  führender  deutscher  Männer 
anzufüliren.  So  verblüfft  er  mit  dem  angeblichen  Goethewort:  ,Le  prussien 
■et  ne  cruel;  la  civilisation  le  rendra  feroce". 

Weniger  phantastisch  und  politisch  geschickter  behandelt  Emile  Wax- 
w  eil  er  die  belgische  Frage  in  ,,LaBelgique  neutre  et  loyale",  Paris  1915.  Das 
Anfang  1915  geschriebene  Buch  ist  in  mancher  Beziehung  veraltet,  bean- 
sprucht aber  durch  die  politische  Gewandtheit  der  Behandlung  des  Stoffes 
Interesse.  Waxweiler  verfelüt  nicht,  im  ersten  Kapitel  den  bis  zum  Kriege 
guten  Beziehungen  zwischen  Belgien  und  Deutschland  warme  Worte  zu 
widmen,  um  nachher  mit  um  so  größerer  Glaubwürdigkeit  das  Belgien  Seitens 
Deutschlands  geschehene  Unrecht  schildern  zu  können.  Natürlich  werden 
die  Abmachungen  Belgiens  mit  der  Entente  von  1906,  1910  und  1912  teils 
nicht  berührt,  teils  lückenhaft  wiedergegeben.  Es  fehlt  vor  allem  die  Erklä- 
rung des  englischen  Militärbevollmächtigten  1912,  daß  England  im  FaUe 
eines  durch  die  Marokkokrise  verursachten  Krieges  mit  Deutschland  in  der 
Annahme  einer  Bedrohung  Belgiens  unter  allen  Umständen  in  Belgien  ein- 
marschiert wäre.  Inzwischen  haben  die  von  der  deutschen  Regierung  ver- 
öffentlichten Dokumente  die  belgische  Angelegenheit  wohl  endgültig  klar  ge- 
stellt. 
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Unsere  Wanderung  führt  uns  zum  Schluß  zu  zwei  Werken  wirtschaft- 
lichen Inhalts,  die  beide  auf  Bedeutung  Anspruch  erheben  können.  In  „L'Ex- 
pansion  du  commerce  exterieur  et  1' Organisation  bancaire",  Paris  1916,  sucht 
Ch.  Berrogain,  ausgehend  von  dem  bedeutenden  Passivsaldo  des  franzö- 
sischen Handels  vor  dem  und  noch  mehr  im  Kriege,  nachzuweisen,  daß  diese 
Erscheinung  in  erster  Linie  der  schlechten  Organisation  des  französischen 
Bankwesens  zuzuschreiben  sei.  Zum  Vergleich  werden  die  Verhältnisse  in  Eng- 
land, Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  einer  Prüfung  unterzogen. 
Die  englische  Organisation  hält  Berrogain  für  vortrefflich  und  solide,  glaubt 
aber,  daß  ihr  die  deutsche  Methode  der  strafferen  Kapitalzusammenfassung, 
längeren  Kreditgewährung  und  die  kühnere  Art  des  Vorgehens  auf  die  Dauer 
überlegen  ist.  ,,Par  suite,  la  politique  purement  financi^re  des  banques  alle- 
mands  est  loin  d'dtre  exempte  de  prudence,  mais  pour  elles,  entre  prudence  et 
,,poltronnerie"  il  y  a  un  abime"  In  der  amerikanischen  Bankreform  (Federal 
Reserve  Act  vom  3. März  1914,  in  Kraft  getreten  am  16.  November  1914,  sieht 
Berrogain  eine  große  Gefahr  für  den  französischen  Außenhandel.  Er  glaubt, 
daß  zunächst  Südamerika  durch  die  neu  errichteten  Filialen  der  Federalbanken 
wirtschafthch   erobert  wird. 

Den  zweiten  Teil  der  Schrift  füllt  die  Besprechung  einer  ganzen  Anzahl 
von  Reformplänen,  die  alle  das  Unglück  hatten,  nicht  ausführbar  zu  sein. 
Schließlich  macht  der  Verfasser  selbst  eingehend  begründete  Vorschläge, 
die  mehr  oder  weniger  auf  eine  Nachahmung  der  deutschen  Methoden  hinaus- 
laufen. Selbst  der  Vorschlag,  der  Staat  solle  sich  mit  49  %  am  Kapital  der 
überseeischen  Banken  beteiligen,  entspringt  der  Annahme,  die  deutschen 
Überseebanken  ständen  durch  Vermittlung  der  mutterländischen  Kontroll- 
bank in  engster  Beziehung  zur  Regierung  und  wirkten  gleichzeitig  als  poli- 
tische Agenturen. 

Die  zur  erregten  Zeit  der  Pariser  Wirtschaftskonferenz  im  Juni  1916 
erschienene  Schrift  zeichnet  sich  durch  Sachlichkeit  und  Klarheit  des  Denkens 
aus.  Berrogain  gibt  sich  keiner  Täuschung  darüber  hin,  daß  außer  Deutsch- 
land auch  England  und  Amerika  die  gefährhchsten  Konkurrenten  Frank- 
reichs auf  den  überseeischen  Märkten  sind.  ,,Nos  concurrents  de  demain,  — 
neutres,  allies  ou  ennemis  d'aujourd'hui,  —  Se  preoccupent  egalement  de 
resoudre  le  probleme  ä  leur  avantage,  et  il  est  utile,  d'etudier  leurs  preparatifs 
avant  d'examiner  la  ligne  de  conduite  que  nous  avons  ä  suivre". 

Es  ist  jedoch  bemerkenswert  und  bezeichnend,  daß  ein  so  klarer  Kopf  ohne 
besondere  Prüfung  das  dem  französischen  Überseehandel  schon  so  gefährhch 
gewordene  System  der  starken  Subventionen,  staatlichen  Beteiligung  und  Be- 
einflussung auf  das  überseeische  Bankwesen  übertragen  will. 

Wieder  mit  Deutschland  beschäftigt  sich  Daniel  Bellet  in  ,,Le 
commerce  allemand",  Paris  1916.  Schon  der  Untertitel  ,,Apparences  et  r6ali- 
t6s"  beweist,  daß  der  Verfasser  gewillt  ist,  seinen  Landsleuten  die  Dinge  zu 
zeigen,  wie  sie  wirklich  sind.  In  der  Tat  dürfte  während  des  Krieges  kaum 
ein  objektiveres  französisches  Werk  erschienen  sein.  In  rein  sachlich  wissen- 
schaftlicher Weise  werden  auf  über  300  Seiten  in  25  Kapiteln  dem  Leser  die 
Entwicklung  und   die   Systeme  des   deutschen   Überseehandels   vor  Augen 
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geführt.  Die  fleißig  zusammengestellte  Statistik  ist  leider  etwas  unüber- 
sichtlich in  den  Text  eingefügt.  Eine  umfassende  Kenntnis  der  einschlä- 
gigen französischen,  englischen  und  deutschen  Literatur  steht  Bellet  zu 
Gebote. 

Im  einzelnen  Sei  hervorgehoben,  daß  der  Verfasser  die  in  Frankreich  viel 
verbreitete  Annahme,  der  bekannte  Artikel  11  des  Frankfurter  Friedens  sei 
der  Entwicklung  des  deutschen  Handels  förderlich  gewesen,  verwirft  und 
daran  erinnert,  daß  die  französischen  Bevollmächtigten  diesen  Artikel  sogar 
ausdrücklich  verlangt  haben.  In  der  Tat  konnte  die  darin  festgelegte  ewige 
Meistbegünstigung  zwischen  beiden  Ländern  späterhin  auch  nur  auf  das 
sich  handelspolitisch  schneller  entwickelnde  Deutschland  hemmend  wirken, 
während  Frankreich  Vorteil  davon  zog.  Man  hat  daher  in  Deutschland  mit 
Recht  die  Aufhebung  dieses  Artikels  durch  den  Krieg  freudig  begrüßt.  Dem 
von  Berrogain  so  eingehend  behandelten  deutschen  Kreditverfahren  im  Aus- 
land legt  auch  Bellet  große  Wichtigkeit  bei.  Auch  er  glaubt  aber,  daß  die 
durch  Vermittlung  der  deutschen  Banken  den  ausländischen  Käufern  ge- 
währten langfristigen  ungedeckten  Kredite  sich  bei  weltwirtschaftlichen 
Krisen  Stets  nachteilig  bemerkbar  gemacht  hätten.  Die  starke  Wirkung  der 
von  Amerika  ausgehenden  Krise  von  1907  und  der  Marokkokrise  von  1911 
auf  die  deutschen  Börsen  bringt  er  wohl  nicht  mit  Unrecht  damit  in  Verbin- 
dung. Wieweit  die  deutsche  Exportindustrie  und  ihre  Banken  infolge  des 
Weltkrieges  unter  ihrem  Kreditverfahren  zu  leiden  haben,  läßt  sich  zur  Zeit 
noch  nicht  übersehen.  Unliebsame  Überraschungen  sind  im  Falle  eines  nicht 
vollständigen  Sieges  gewiß  nicht  ausgeschlossen. 

Als  reinem  Handelspolitiker  fehlt  es  Bellet  nicht  an  Einseitigkeit.  So 
zeigt  er  sich  unter  lediglicher  Berufung  auf  die  Außenhandelszahlen  als  Gegner 
der  Kolonialpolitik.  Die  ,, indirekten"  Kolonien,  worunter  die  vom  Handel 
eroberten  kaufkräftigen  Absatzgebiete  zu  verstehen  sind,  erscheinen  ihm 
wertvoller.  Es  ergibt  sich  hieraus,  daß  er  den  wichtigen  Gesichtspunkten  der 
Stärkung  des  überseeischen  Transportwesens  durch  die  Kolonien,  der  kolo- 
nialen Kapitalbildung,  die  dem  Mutterland  durch  Rückwanderung  wohl- 
habend gewordener  Kolonisten  zugute  kommt,  so  wenig  Rechnung  trägt 
wie  den  Fragen  der  Bevölkerungs-  und  überseeischen  Machtpolitik.  Das 
Beispiel  Hollands  und  Englands  SoUte  nachgerade  rein  wirtschaftlich  beweis- 
kräftig genug  sein  für  die  ungeheure  Bedeutung  eines  wertvollen  Kolonial- 
besitzes für  den  Volkswohlstand  des  Mutterlandes. 

Wir  können  diese  Wanderung  durch  die  engUsche  und  französische  Kriegs- 
literatur mit  dem  befriedigenden  Bewußtsein  beenden,  daß  sich  neben  der 
Spreu  auch  vollwichtiger  Weizen  vorfindet. 
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Wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 
schilderungen. 

Die  Industrickommission  und  die  industriellen  Bestrebungen 
in  Indien  während  des  Krieges. 

Der  Krieg  hat  bewirkt,  daß  alle  Länder  sich  mit  der  Frage  beschäftigen, 
■wie  sie  sich  vom  Auslande  möglichst  imabhängig  machen  können.  Man  ist 
bestrebt,  die  eigenen  Rohprodukte  so  weit  wie  möglich  für  sich  selbst  aus- 
zunutzen und  Industrien  zu  schaffen,  welche  deren  Verarbeitung  übernehmen 
können.  Auch  in  Indien,  das  als  ein  ausgesprochen  agrarisches  Land 
bezeichnet  werden  muß,  sind  Bestrebungen  in  Fluß  gekommen,  die  zum  Ziele 
haben,  dem  Lande  Industrien  zu  geben,  welche  die  zahlreichen  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse,  die  bisher  in  anderen  Ländern  verarbeitet  wurden 
und  dann  zum  Teil  als  Fertigprodukte  wieder  ihren  Weg  nach  Indien  zurück- 
fanden, selbst  zu  verarbeiten.  Der  Anstoß  zu  diesen  Bestrebungen  wurde 
von  einer  Anzahl  gebildeter  und  einfli-ßreicher  Indier  gegeben,  als  durch 
das  Ausbleiben  zahlreicher  gewohnter  Importe  ein  Mangel  an  diesen  ent- 
stand. Auch  die  Indische  Regierung  fühlte  sich  schließlich  verpflichtet, 
der  Frage  der  industriellen  Entwicklung  ihre  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 
Sie  erließ  im  Mai  1916  durch  das  Department  of  Commerce  and  Industry 
eine  Proklamation,  in  der  sie  eine  Kommission  ernannte,  deren  Zweck  die 
Erforschimg  der  Mittel  und  Wege  sein  sollte,  um  die  in  Indien  bestehenden 
Industrien  auszudehnen  und  neue  zu  schaffen.  Die  Regierung  führte  die 
Schwierigkeiten  an,  die  sich  in  der  Vergangenheit  diesen  Bestrebungen 
in  den  Weg  gestellt  haben  imd  bezeichnete  als  solche  das  Zurückhalten  in- 
discher Kapitalisten  gegenüber  industriellen  Unternehmungen,  den  Mangel 
an  geschulten  Arbeitskräften  und  an  Unterlagen  über  die  zur  Verfügung 
stehenden  Rohprodukte.  Als  außerhalb  des  Rahmens  der  Forschung  der 
Kommission  bezeichnete  sie  von  vornherein  jede  Erwägung  ihrer  Finanz- 
und  Zollpolitik  und  verbat  sich  jede  Erörterimg,  die  mit  diesen  Fragen 
in  Beziehung  stehe.  Ebenfalls  schaltete  sie  Fragen  technischer  und  indu- 
strieller Erziehung  aus,  welche  bereits  durch  eine  besondere  Kommission  in 
England  und  Indien  behandelt  werden.  Als  Grundlage  der  Forschungen 
stellte  sie  der  Kommission  folgende  Fragen: 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  I 


2*  Chronik  und  Archivalien. 

a)  Sind   neue  Gebiete  zu  nutzbringender  Anlage  indischen  Kapitals  in 
Handel  und  Industrie  vorhanden? 

b)  Kann  die  Eegierung  die  industrielle  Entwicklung  in  zweckdienlicher 
Weise  ermutigen  und  wie? 

1.  Durch  leichteres  Zugänglichmachen  von  technischem  Beistand. 

2.  Durch  Beweisführung    der    praktischen    Möglichkeit    besonderer    In- 
dustrie auf  kaufmännischer  Grundlage. 

3.  Durch   direkte   oder  indirekte    Gewährung  finanzieller  Hilfe   an  in- 
dustrielle Unternehmungen. 

4.  Durch  irgendwelche  andere  Mittel,  die  mit  der  gegenwärtigen  Finanz- 
politik der  Indischen  Regierung  nicht  im  Widerspruch  stehen. 

Zum  Präsidenten  der  Kommission  wurde  Sir  Thomas  Holland,  ehe- 
maliger Generaldirektor  der  Indian  Geological  Survey,  Präsident  der  Asiatic 
Society  of  Bengal  und  des  Mining  and  Geological  Institute  of  India  usw. 
ernannt.  Unter  den  indischen  Mitgliedern  sind  besonders  Sir  Rajendra 
Nath  Mukherjee,  einer  der  bedeutendsten  indischen  Ingenieure,  A.  Chatter- 
ton und  Sir  D.  J.  Tata,  einer  der  ersten  Großindustriellen  Indiens,  hervor- 
zuheben. 

Eine  wörtliche  Wiedergabe  der  Proklamation  ist  in  Band  9,  Heft  2, 
S.  183*  des  „Weltwirtschaftlichen  Archivs"  (Februar  1917)  in  der  Einleitung 
meines  Aufsatzes:  „Lage  und  Bestrebungen  der  Baum  Wollindustrie  in 
Indien"  enthalten. 

Die  Kommission  soll  in  Harmonie  mit  einer  solchen  des  Indian  Committee 
of  the  Imperial  Institute  in  London  arbeiten,  deren  Präsident  C.  C.  Mc.  Leod 
ist,  und  die  von  Austin  Chamberlain,  dem  Secretary  of  India,  auto- 
risiert ist,  in  England  über  die  Möglichkeit  nachzuforschen  und  zu  be- 
richten, wie  indische  Rohprodukte  in  England  und  dem  übrigen  Britischen 
Reiche  industriell  imd  kommerziell  weiter  ausgenutzt  werden  können.  Die 
Times  (Trade  Supplement  November  1916)  nennt  die  Berufung  dieser  beiden 
Kommissionen  das  Sachgemäßeste  geschäftliche  Zusammenarbeiten  indischer, 
britischer  und  kolonialer  Interessen  (the  most  businesslike  coordination  of 
Indian,  British  and  Colonial  interests),  das  jemals  versucht  worden  sei. 
Sir  Holland  werde  Indien  zeigen,  wie  seine  ungeheuren  natürlichen  Hilfs- 
quellen am  vorteilhaftesten  verwendet  werden  könnten,  während  M  c. 
Leod  England  und  die  britischen  Kolonien  mit  der  Beschaffenheit  und 
dem  Werte  indischer  Rohprodukte  bekannt  machen  werde.  Die  indische 
Kommission  werde  sich  überall  nicht  nur  mit  den  von  ihr  gebildeten  Lokal- 
komitees, sondern  auch  mit  Fachleuten,  deren  Kenntnisse  für  sie  von  besonders 
großem  Werte  sein  würden,  frei  und  eingehend  aussprechen.  Sie  werde  an 
Ort  und  Stelle  die  Existenzberechtigung  aller  bestehenden  und  die  Möglich- 
keit der  Errichtung  neuer  Industrien  prüfen.  Ferner  werde  sie  sich  mit 
dem  angebauten  Rohmaterial,  der  Zweckmäßigkeit,  dessen  Anbau  zu  er- 
weitern oder  neue  Arten  anzupflanzen,  befassen.  Auch  mit  Studien  über 
die  Verwaltung  und  Ratsamkeit  etwaiger  Gresetzgebung,  welche  die  industrielle 
und  agrikultureile  Entwicklung  fördern  könne,  müsse  sie  sich  beschäftigen 
und  dafür  Sorge  tragen,  daß  die  Ergebnisse  ihrer  Forschung  praktisch  ver- 
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wendet  werden.  —  Provinzielle  Organisationen  sollen  eingerichtet  werden, 
nm  sich  mit  Hausindustrie  und  lokalen  Industrien  zu  beschäftigen.  Be- 
sondere Centralkomitees  werden  außerdem  erforderlich  sein  für  gewisse 
Industrien,  namentlich  für  die  chemische,  zu  der  auch  die  landwirtschaft- 
liche, Metall-,  Färb-  und  pharmazeutische  Industrie  gehören,  die  Leder-, 
Häute-  und  Glas-Industrie,  die  Zucker-  und  Alkoholbereitung,  Papierfabri- 
kation und  ölpressung. 

Die  Proklamation  wurde  in  den  interessierten  Industrie-  und  Handela- 
kreisen  Indiens  mit  einer  gewissen  Zurückhaltung  aufgenommen.  Allgemein 
wurde  in  indischen  Kreisen  als  hindernd  empfunden,  daß  die  Frage  der  Zoll- 
politik der  Regierung,  die  für  die  Entwicklung  indischer  Industrien  von  aller- 
größter Bedeutung  ist,  außerhalb  des  Rahmens  der  Untersuchungen  liegen 
sollte.  Bekanntlich  ist  die  Stimmung  in  Indien  allgemein  für  eine  Schutz- 
politik, auch  gegen  britische  Einfuhrwaren;  diese  steht  natürlich  im  Gregen- 
satz  zu  englischen  Interessen,  da  England  seine  Produkte  nach  Indien  ab- 
setzen will.  So  sagte  z.  B.  Sir  Raho  Bahadur,  der  Präsident  der 
Southern  India  Chamber  of  Commerce,  die  sehr  angesehen  und  eine  der 
wenigen  Handelskammern  ist,  die  sich  hauptsächlich  aus  Indiern  zusammen- 
setzen, daß  es  ihm  unverständlich  sei,  wie  die  Kommission  über  die  Mög- 
lichkeit einer  indischen  Industrieentwicklung  Bericht  erstatten  könne,  ohne 
sich  mit  den  Vorschlägen  über  Einführung  von  Einfuhrzöllen  zum  Schutze 
indischer  Industrien  gegen  ausländische  Konkurrenz  zu  beschäftigen.  Ohne 
Einführung  von  Schutzzöllen  sei  die  Entwicklung  von  indischen  Industrien 
immöglich,  und  die  Indier  seien  die  hilflosen  Opfer  aller  Arten  von  Ausbeu- 
tung (Times  Trade  Suppl.  November  1916).  Bei  anderer  Gelegenheit  sagte 
der  Handelskammerpräsident:  „Wenn  die  Regierung  sich  nur  dazu  herab- 
lassen will,  von  Japan  zu  lernen,  dann  ist  der  Weg  offen  und  die  Mittel  dazu 
sind  greifbar".  Diese  Auslassungen  dürften  die  Ansichten  des  bei  weitem 
größten  Teiles  der  rein  indischen  kaufmännischen  und  industriellen  Kreise 
wiedergeben.  —  Die  einflußreichste  indische  Tageszeitung,  der  „Hindu", 
äußerte  am  31.  Juli  1916,  daß  Sir  Hollands  Absichten  etwas  unklar 
seien.  (Sir  H's  ideas  are  a  little  clouded.)  Während  man  den  Eindruck  ge- 
winnt, daß  die  Indier  an  den  Ernst  der  Regierungsabsichten,  die  indische 
Industrie,  mit  Ausnahme  einiger  weniger  Zweige,  zu  fördern,  nicht  recht 
glauben,  drückten  englische  Kaufleute  und  Industrielle  meistens  ihr  Miß- 
fallen über  solche  Bestrebungen  aus.  Die  meisten  Handelskammern,  deren 
Majorität  aus  Engländern  besteht,  gingen  auf  die  Bitten  Sir  Hollands 
um  Unterstützung  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  ein.  Es  beantworteten 
z.  B.  verschiedene  Handelskammern  die  Frage,  ob  sich  in  ihrem  Bezirke 
Möglichkeiten  für  die  Schaffung  einer  neuen  oder  Förderung  einer  bestehenden 
Industrie  böten,  im  verneinenden  Sinne;  nur  einige  empfahlen,  soweit  von 
hier  aus  zu  verfolgen  ist,  außer  Förderung  der  Landwirtschaft,  die  Wieder- 
belebung der  Indigo-  imd  Farbstoffproduktion  oder  Errichtung  einer  chemi- 
schen Industrie.  Diese  Stellungnahme  ist  leicht  erklärlich,  da  Indien  ohne 
Zweifel  der  wichtigste  Abnehmer  Englands  für  seine  Fertigprodukte  ist, 
und  es  im  Interesse  der  englischen  Industriellen  und  Kaufleute  in  England 
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und  Indien  liegt,  sich  diesen  Abnehmer  nicht  nur  zu  erhalten,  sondern  dessen 
Kauffähigkeit  nach  Kräften  zu  erhöhen,  nicht  aber  dessen  Eigenindustrie 
zu  fördern.  Dies  wird  nur  durch  die  Entwicklung  seines  Anbaues  von  pflanz- 
lichen Rohprodukten  bewirkt.  Daher  ist  die  einzige  Empfehlung  der  För- 
derung solcher  Industrien  erklärlich,  durch  welche  höchstens  Fabrikaten, 
die  hauptsächlich  aus  Deutschland  kommen,  Konkurrenz  gemacht  wird. 
Durch  Förderung  des  Anbaues  aber  wird  die  Versorgung  dos  Mutterlandes 
mit  Rohprodukten  erhöht,  welche  dieses,  wenn  gewünscht,  für  seine  Zwecke 
reservieren  kann.  So  äußerte  die  Pioneer  Mail  vom  7.  Oktober  1916,  eine 
der  führenden  englischen  Zeitungen  in  Indien,  daß  die  Tatsache  häufig 
übersehen  werde,  daß  die  Landwirtschaft  Indiens  größte  ,, Industrie"  sei 
und  bleiben  werde,  und  daß  der  Ertrag  seines  Bodens  Indien  die  hervor- 
ragende Rolle  im  internationalen  Handel  verschafft  habe.  Ohne  Zweifel 
sei  es  Indiens  Bestimmung,  in  Zukunft  eine  noch  bedeutendere  Stellung 
im  Weltmärkte  einzunehmen;  dies  sei  aber  nicht  von  dem  Erfolge  neuer 
Industrieunternehmungen  abhängig,  obgleich  solche  seiner  Entwicklung 
förderlich  sein  könnten.  Bei  den  zu  erwartenden  Forderungen,  die  Ausfuhr 
von  Rohprodukten  zu  beschränken  oder  zu  verbieten,  um  indische  industrielle 
Unternehmungen  zu  begünstigen,  dürfe  nicht  vergessen  werden,  daß  die 
Interessen  der  Landwirtschaft  betreibenden  Kreise  in  erster  Linie  berück- 
sichtigt werden  müssen.  Daß  auch  der  Piäsident  der  Industriekommission 
selbst  ähnlicher  Ansicht  ist,  geht  aus  einer  Äußerung  Sir  Hollands 
hervor,  die  er  in  Madras  im  Southern  India  Chamber  of  Commerce  Ende 
Juli  1916  machte.  Dort  sagte  er,  daß  er  nicht  verstehe,  warum  in  Indien 
nach  Schutzzöllen  verlangt  würde,  solange  seine  Industrien  ohne  künst- 
liche Hilfe  gedeihen  (Times  of  India  5,  August  1916).  Im  Bengal  Chamber  of 
Commerce  wurden  Ende  Juli  1916  Schutzzölle  mit  einem  Boomarang  verglichen. 
Sie  würden  wahrscheinlich  Indien  schwer  schädigen,  selbst  wenn  das  Aus- 
land noch  schwerer  getroffen  würde.  Wenn  man  sie  fordere,  müsse  man  sich 
darauf  gefaßt  machen,  teuer  dafür  zu  zahlen,  man  solle  sich  daher  wohl 
überlegen,  ob  sie  einen  solchen  Preis  wert  seien  (Times  of  India  vom  5.  August 
1916). 

Die  Indische  Regierung  ist  sich  der  Wirkung,  welche  eine  große  indische 
Industrie  in  England  hervorrufen  würde,  wohl  bewußt,  doch  ist  sie  im  Interesse 
des  von  ihr  verwalteten  Landes  und  um  die  Indier  nicht  vor  den  Kopf  zu 
stoßen,  namentlich  in  einer  Zeit,  in  der  das  Streben  nach  größerer  Unab- 
hängigkeit und  Selbstverwaltung  besonders  lebhaft  geworden  ist,  natürlich 
genötigt,  ihr  Interesse  für  derartige  Fragen  zu  zeigen.  Durch  Ausschaltung 
der  bereits  erwähnten  Fragen  der  indischen  Finanz-  und  Zollpolitik  sind 
der  Kommission  aber  die  Fundamente,  auf  denen  sie  aufbauen  muß,  ge- 
nommen, und  etwaige  von  ihr  gemachte  Vorschläge  und  Berechnungen 
können  nach  Beendigung  des  Krieges  durch  eine  geänderte  Zollpolitik  der 
Indischen  Regierung  ohne  weiteres  illusorisch  gemacht  werden. 

Der  Präsident  der  Kommission  unternahm  kurz  nach  seiner  Ernennung 
eine  Informationsreise  dm'ch  Indien,  besprach  sich  mit  führenden  Männern, 
Handelskammern,  Korporationen  usw.  und  leitete  die  Gründung  von  Lokal- 
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kommissioneu  ein.  Der  Secretary  of  State  for  the  Colonies  forderte  in  dem 
offiziellen  Regierungsblatt  „Gazette  of  India"  alle  Interessenten  auf,  ihre 
Ansichten  über  Handels-  und  Industriefragen  dem  Sekretär  der  Kommission 
mitzuteilen.  Die  Kommission  selbst  nahm  ihre  Tätigkeit  am  25.  Oktober 
1916  auf.  Sie  besucht  die  hauptsächlichsten  Handels-  und  Industrieplätze 
Indiens  und  rechnet  damit,  ihre  Reise,  zu  der  ihr  ein  Eisenbahnwohnzug 
zur  Verfügung  gestellt  ist,  Ende  Mai  1917  zu  beenden,  so  daß  im  Juli  1917 
der  Bericht  zu  erwarten  sein  dürfte.  Die  Kommission  hat  113  Fragen  zu- 
sammengestellt (The  Pioneer  Mail  17.  Oktober  1916),  welche  sie  hervor- 
ragenden Vertretern  des  Handels  und  der  Industrie,  Handelskammern, 
leitenden  Stellen  in  Regierungskreisen,  von  kommerziellen,  Zoll-  usw.  Behör- 
den, Genossenschaften  und  sonstigen  industriellen,  Handwerks-  und  kauf- 
männischen Kreisen  zur  Beantwortung  vorgelegt  hat. 

Die  erste  Abteilung  der  Fragen  befaßt  sich  mit  finanzieller  Hilfe,  die 
industriellen  Unternehmungen  geleistet  werden  kann.  Unter  anderem  wird 
um  Meinungsäußerung  gebeten,  ob  es  ratsam  sei,  daß  die  Regierung  neuen 
Industrieunternehmungen  finanzielle  Hilfe  leiste,  und  ob  dies  am  besten  durch 
Konzessionen,  Zuschüsse,  Anleihen,  Übernahme  der  Garantie  gewisser  Divi- 
denden oder  auf  andere  Weise  geschehe.  —  Eine  andere  Abteilung  von  Fragen 
beschäftigt  sich  mit  technischer  und  wissenschaftlicher  Hilfe,  die  industriellen 
Unternehmungen  durch  die  Regierung  gewährt  Werden  könne.  Es  wird  ge- 
fragt, ob  die  Errichtung  von  industriellen  Muster-Etablissements  durch  die 
Regierung  zwecks  Demonstration  empfehlenswert  erscheine,  die  später  in 
die  Hände  von  Privatgesellschaften  übergeben  werden  könnten,  und  ob  wei- 
tere Untersuchungen  zwecks  Erweiterung  der  bestehenden  Kenntnisse 
über  landwirtschaftliche,  Forst-  und  Mineralquellen  des  Landes  wünschens- 
wert seien.  —  Eine  dritte  Fragenserie  bezieht  sich  auf  Regierungsbeihilfe 
für  Ausstellungen  und  Handelsmuseen,  und  es  wird  gefragt,  ob  es  ratsam 
erscheine,  Handelsvertreter  für  ganz  Indien  in  Großbritannien,  den  Kolo- 
nien und  fremden  Ländern  zu  bestellen.  —  Ferner  wird  gefragt,  ob  durch 
verbesserte  Methoden  der  Vertrieb  der  verschiedenen  Landesprodukte  er- 
leichtert werden  könne.  Andere  Fragen  beziehen  sich  auf  die  Wirkung  der 
Bodenpolitik  der  Regierung,  auf  die  Entwicklung  industrieller  Unternehmun- 
gen und  die  Heranbildung  von  geschulten  Arbeits-  und  industriellen  Hilfs- 
kräften. Weiter  wird  um  Meinungsäußerung  gebeten  über  die  Ratsamkeit 
der  Errichtung  von  Industrie-Ausschüssen  (boards)  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen unter  Leitung  je  eines  Industrie-Direktors,  und  ob  diese  Provinzial- 
abteilungen  einer  Kaiserlichen  Hauptleitung  unterstellt  sein  sollten.  Dann 
wird  die  Schaffung  weiterer  wissenschaftlicher  und  technischer  Abteilungen 
bei  der  Regierung  zur  Erwägung  gestellt  und  um  Vorschläge  gebeten,  wie 
Fachleute  veranlaßt  werden  können,  sich  im  Interesse  derselben  im  Auslande 
Fachkenntnisse  zu  erwerben. 

Andere  Fragen  beziehen  sich  auf  die  Arbeit  des  statistischen  Bureaus 
und  die  Veröffentlichimgen  in  der  offiziellen  Handelszeitschrift,  dem  „In- 
dian  Trade  Journal",  auf  die  Verhinderung  von  Verfälschungen,  auf  Schutz- 
marken,   Patentgesetze,    Landstraßen,    Eisenbahnen    und    Wasserstraßen, 
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Frachten,  elektrischen  Strom  zum  Kraftbetrieb,  fachmännische  Begut- 
achtungen und  Abschätzungen  (surveys),  Bergwerk-  und  Schürf gesetze. 
Es  wird  um  Kritik  und  Vorschläge  über  die  Arbeit  der  Forstbehörden  und 
Ansichten  über  die  Konkurrenz  der  Gefangenenarbeit  gebeten.  Am  Schluß 
wird  um  Angabe  von  Industrien  ersucht,  die  für  Indien  durch  das  Vor- 
handensein von  Rohmaterialien,  Arbeitskräften  und  Absatz  besonders  ge- 
eignet erscheinen. 

Die  Beantwortung  oder  teilweise  Beantwortung  dieser  Fragen  soll 
der  Hauptsache  nach  mündlich  auf  den  Zusammenkünften  erfolgen,  die 
in  den  verschiedenen  Städten  veranstaltet  werden.  Den  Kommissionsmit- 
gliedern wird  dadurch  Grelegenbeit  gegeben,  durch  Fragen  Stellung  sich  genau 
über  die  Ansichten  der  betreffenden  Fachleute  zu  informieren  und  weitere 
sich  im  Verlaufe  der  Verhandlungen  noch  ergebende  Punkte  zur  Diskussion 
zu  stellen. 

Die  Kommission  begann  ibre  Tätigkeit  in  Delhi,  der  neuen  Hauptstadt 
Indiens  (Times  of  India  11.  November  1916).  Es  wurden  dort  Vertreter 
des  Handels,  der  Industrie  und  der  Bankwelt ,, examiniert",  nachdem  sie  ihre 
Vorschläge  und  Ansichten  vorgebracht  hatten.  Da  die  Aussagen  derselben 
für  die  verschiedene  Stellungnahme  verschiedener  Kreise  charakteristisch 
sind,  so  seien  sie  hier  kurz  angeführt. 

Der  erste  Redner  war  Hon.  Mr.  James  Currie,  der  Präsident 
der  Punjab  Handelskammer  und  Mitglied  des  Punjab  Legislative  Council. 
Er  schlug  vor,  ein  Forschungsinstitut  (Imperial  Research  Institute)  unter 
Aufsicht  des  Department  of  Commerce  and  Industry  zu  errichten,  in  dessen 
Laboratorium  die  tüchtigsten  Kräfte  des  Landes  beschäftigt  werden  sollten. 
Die  industrielle  Abteilung  des  Instituts  müsse  in  der  Lage  sein,  privaten 
Unternehmungen  gesunden  praktischen  Rat  zu  erteilen,  während  seine  Han- 
delsfachleute ohne  weiteres  imstande  sein  müßten,  geschäftliche  Pläne  in 
ihren  Einzelheiten  z;u  erkennen  (to  analyse  business  propositions)  und  die 
Aussichten  auf  Erfolg  festzustellen.  Auch  ein  Sachverständiger  für  Handels- 
und Industrieangelegenheiten  im  Verkehr  mit  den  Behörden  (actuary)  und 
beeidigte  Buchhalter  sollten  dem  Institut  beigegeben  sein.  Alle  Mitglieder 
desselben  müßten  sich  stets,  evtl.  durch  Reisen,  über  Fortschritte,  die  auf  den 
von  ihnen  bearbeiteten  Gebieten  gemacht  werden,  informiert  halten.  Dann 
schlug  Mr.  Currie  eine  Bank  mit  einer  Handels-  und  einer  Industrie- 
abteilung vor,  die  von  der  Regierung  unterstützt  werden  und  Niederlassungen 
in  allen  Teilen  des  Landes  haben  müsse.  Eine  solche  Bank  sei  dringend  not- 
wendig, da  Privatkapital  in  Indien  neuen  Unternehmungen  gegenüber  sehr 
zurückhaltend  sei  und  infolgedessen  eine  gesunde  Entwicklung  von  Handel 
und  Industrie  hindere.  Eine  Ausnahme  machten  höchstens  Calcutta  und 
Bombay.  Im  übrigen  Indien  sei  es  für  Industrielle  nur  möglich,  von  beruf- 
lichen G«ldverleihem  Anleihen  aufzubringen  (solche  berechnen  unerschwing- 
lich hohe  Zinsen).  Die  von  der  Regierung  zu  errichtenden  Banken  sollen  sich 
nur  mit  dem  Gewähren  von  Anleihen  oder  Geben  von  Vorschüssen  auf  Ma- 
schinen usw.  beschäftigen,  nicht  aber  Dividendengarantien  leisten,  Zuschüsse 
gewähren  oder  sich  in  Beteiligungen  einlassen.    Das  Research  Institute  solle 
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der  Bank  dabei  beratend  zur  Seite  stehen.  Solchen  Banken,  meinte  der 
Redner,  werden  Eingeborene  willig  ihr  Geld  anvertrauen.  Die  Regierung 
solle  bei  Käufen  der  einheimischen  Industrie  bei  gleichen  Bedingungen  den 
Vorzug  haben,  sich  aber  in  keiner  Weise  selbst  an  der  Leitung  eines  Unter- 
nehmens beteiligen,  vielmehr  solle,  sobald  dasselbe  sich  selbst  erhalten  könne, 
das  von  der  Regierungsbank  gewährte  Darlehen  allmählich  zurückgezogen 
werden.  Mr.  Currie  bezeichnete  als  Hauptgrund  lür  die  geringe  Zahl  von 
Industrieunternehmungen  in  Indien  den  Mangel  an  erhältlichem  Kapital. 
¥\vj:  Haus-  und  Klein  Industrie  empfiehlt  er  die  Nutzbarmachung  von  genossen- 
schaftlichen Unternehmen.  Hierauf  schwächte  Redner  die  Wirkung  seiner 
Vorschläge  dadurch  ab,  daß  er  die  Regierung  aufforderte,  sich  nicht,  weder 
direkt  noch  indirekt,  in  irgendeiner  Weise  für  Unternehmen  zu  interessieren, 
dio  mit  dem  bestehenden  Außenhandel  Englands  konkurrieren  würden. 
(Government  must  refrain  from  associating  itself  directly  or  indirectly  with 
new  enterprises  that  compete  with  an  established  external  trade). 

Auf  eine  Querfrage,  was  für  Industrien,  außer  den  Hausindustrien, 
Indien  habe,  welche  entwickelt  werden  könnten,  ohne  mit  dem  bestehenden 
Außenhandel  zu  konkurrieren,  antwortete  Currie  ausweichend  und  un- 
klar. Ohne  solche  zu  nennen,  sagte  er,  daß  ein  gewisser  Interessengegensatz 
nicht  zu  vermeiden  sein  werde,  doch  daß  dies  Indien  nur  Vorteil  bringen 
könne  (this  will  be  certain  interference,  but  that  will  bc  advantageous  to 
India).  Redner  sprach  ferner  von  technischer  Hilfe,  die  den  Industrien  gegen 
Bezahlung  von  dem  Stabe  des  Research  Institute  zur  Verfügung  stehen  müsse 
und  verlangte,  daß  über  die  Tätigkeit  des  Instituts  genau  Protokoll  geführt 
werde.  Er  ging  dann  zur  Besprechung  des  Handwerks  über  und  forderte, 
daß  die  Regierung  in  allen  Städten  durch  die  Stadtverwaltungen  je  eine 
Werkstatt  für  Schmiede,  Dreher,  Tischler  und  Rademacher  errichte,  die  mit 
den  besten  Werkzeugen  ausgerüstet  sein  und  unter  Leitung  eines  tüchtigen 
Fachmannes  stehen  müssen.  Hier  sollen  junge  Indier  eine  gründliche  Lehre 
durchmachen  können,  um  dadurch  das  Interesse  für  das  Handwerk  zu  wecken. 

Bei  Besprechung  über  den  Absatz  von  Landes-  und  Industrie-Erzeug- 
nissen verwies  Currie  auf  das  vor  kurzem  in  Calcutta  errichtete  Handels- 
museum ^),  welches  aber  nur  den  ersten  Schritt  bedeute.  Solche  Museen  müßten 
in  allen  Zentralplätzen  im  Lande  errichtet  werden  und  Ausstellungs-  und 
Verkaufsgelegenheit  verbinden.  Er  sprach  sich  gegen  die  Ernennung  von 
indischen  Handelsvertretern  in  England  oder  dem  Auslande  aus;  den  Vertrieb 
indischer  Erzeugnisse  solle  man  englischen  Kaufleuten  überlassen.  Bei  dem 
Verkauf  der  Landeserzeugnisse  werden  wieder  die  empfohlenen  Banken  von 
größtem  Nutzen  sein  können. 

Redner  verlangte  dann  noch  Gleichheit  im  ganzen  Britischen  Reiche 
in  den  Gesetzen,  die  sich  auf  Handelsmarken,  Namen  sowie  Patente  beziehen, 
eine  Revision  der  Eisenbahnfrachtraten,  die  vielfach  zu  hoch  seien,  und  Er- 
weiterung der  Eisenbahnen.  Eigentümlicherweise  sprach  er  hierbei  die  An- 
sicht aus.  daß  Wasserwege  für  gewöhnlich  den  Bahnen  unterliegen  und  des- 
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halb  die  Bahnen  in  erster  Linie  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  verdienten, 
und  daß  ein  Wettbewerb  zwischen  diesen  und  Wasserwegen  nicht  wünschens- 
wert sei.  — 

Auf  Befragen  hob  C  u  r  r  i  e  hervor,  daß  er  unter  keinen  Umständen 
wünsche,  daß  sich  die  Regierung  in  irgend  einer  Weise  an  der  Gründung  von 
industriellen  Unternehmen  tätig  beteilige,  vielmehr  nur  Anregung  und  Rat 
dazu  erteilen  solle.  Er  befürwortete  namentlich,  daß  Nachforschungen  über 
die  Möglichkeit  der  Fabrikation  von  Chemikalien  und  Drogen  in  Indien  an- 
gestellt würden. 

Während  der  erste  Redner  trotz  vieler  Worte  eigentlich  nichts  Greif- 
bares zur  Frage  der  Errichtung  von  neuen  Industrien  vorgebracht  hatte, 
sprach  der  zweite,  F.  Walker,  Vizepräsident  des  Delhi  Notified  Area  Commit- 
tee,  seine  Ansicht  sehr  klar  aus.  Er  führte  unter  anderem  an,  daß  sich  seine 
Kenntnisse  hauptsächlich  auf  Manchester- Waren  und  auf  Güter,  die  vom 
europäischen  Kontinent  zu  kommen  pflegten,  beziehen.  Nach  seiner  Meinung 
hänge  der  Wohlstand  Indiens  ausschließlich  von  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukten und  Mineralien  ab,  und  die  Regierung  solle  ihre  Hauptaufmerksam- 
keit auf  die  Ausdehnung  von  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  lenken,  sowie 
auf  die  Errichtung  von  Musterfarmen,  in  denen  moderne  landwirtschaftliche 
Geräte,  Bewässerungsanlagen  und  der  Nutzen  der  Dünguag  demonstriert 
werden.  Namentlich  für  letztere  müsse  das  Verständnis  der  Indier  geweckt 
werden,  um  die  jetzige  Gepflogenheit,  tierischen  Dünger  zu  trocknen  und 
zu  Feuerungszwecken  zu  verwenden,  zu  ersetzen.  Den  Vorschlag,  daß  die 
Regierung  Privatunternehmungen  finanzieren  oder  unterstützen  solle,  er- 
klärte der  Redner  für  einen  Fehler,  da  die  Indier  noch  nicht  imstande  seien, 
größere  Unternehmungen  selbst  zu  leiten,  wie  er  aus  eigener  Erfahrung  wisse. 
Der  Aufmerksamkeit  der  Regierung  empfahl  er  den  Lederhandel,  die  Streich- 
holzindustrie, die  Aluminiumerzeugung  und  den  Handel  einiger  Kleinartikel. 

Sehr  energisch  wandte  er  sich  gegen  jede  Regierungsunterstützung  eines 
Handels  oder  einer  Industrie,  welche  dem  Handel  mit  dem  Mutterlande 
Abbruch  tun  könnte,  jedoch  solle  solchem  Handel  Beistand  gewährt  werden, 
der  früher  in  deutschen  und  österreichischen  Händen  gelegen  habe. 

Am  zweiten  Sitzungstage  wurde  ein  eingeborener  Bankier  Rai  Bahadur 
Lala  Sultan  Sing  befragt.  Derselbe  sprach  sich  zugunsten  einer  Industrie- 
bank aus,  die  in  der  Hauptstadt  einer  jeden  Provinz  eine  Filiale  haben,  unter 
direkter  Aufsicht  der  Regierung  stehen  und  deren  Unterstützung  haben 
müsse.  Neue  geschäftliche  Unternehmungen  solle  die  Regierung  durch  die 
Übernahme  der  Garantie  einer  gewissen  Dividende  für  eine  beschränkte 
Zeit  unterstützen.  In  jedem  einzelnen  Falle  müsse  entschieden  werden,  ob 
etwa  geleistete  Zuschüsse  später  zurückzufordern  seien  oder  nicht.  Für  arme 
Gegenden  empfahl  Sing  die  Unterstützung  kleiner  Bauern  und  Handwerker 
durch  Geld  oder  Lieferung  von  Maschinen  und  Werkzeugen  auf  Abschlags- 
zahlung. Er  sprach  zugunsten  der  Beteiligung  der  Regierung  an  industriellen 
Unternehmungen,  doch  solle  in  solchen  Fällen  die  Hälfte  der  Aktien  Indiern 
vorbehalten  sein.  Auf  diese  Weise  könne  das  Überhandnehmen  fremder 
Gesellschaften    (wie  z.  B.  der  American   Tobacco   Coy),    die    den  Indiern 
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das  Geschäft  fortnehmen,  verhindert  Werden.  Das  zeitweilige  Zxirverfügung- 
stellen  von  Regierungs-Fachleuten  an  private  Unternehmungen  solle  mit  der 
Bedingung  verbunden  sein,  daß  die  Regierung  berechtigt  sei,  ihre  Unkosten 
eventuell  aus  den  Erträgen,  welche  durch  die  Tätigkeit  der  Fachleute  ge- 
zeitigt würden,  zu  decken.  Auf  Befragen  empfahl  Sing  Handelsmuseen  für 
die  Hauptstädte  industrieller  Gebiete  und  die  Errichtung  mehrerer  Handels- 
hochschulen, wie  eine  solche  in  Bombay  bestehe.  Indische  Industrieprodukte, 
deren  Absatz  im  Auslande  gefördert  werden  müsse,  kenne  er  nicht.  Aus- 
landsgesellschaften sollten  50  %  ihres  Nutzens  an  die  Indier  abgeben,  mit 
deren  Arbeit  sie  ihr  Geld  verdienten.  Die  häufigen  Konkurse  indischer 
Banken  seien  der  Unfähigkeit  der  Leiter  zuzuschreiben.  Indischen  jungen 
Leuten  müsse  Gelegenheit  gegeben  werden,  sich  in  ausländischen  industri- 
ellen Unternehmungen  Kenntnisse  zu  erwerben. 

Die  Schlußsitzung  der  Kommission  in  Delhi  fand  am  1.  November  1916 
statt.  Der  Redner  in  dieser  war  D.  C.  Churchill  von  dem  American 
Deccan  Institute,  Ahmednagar.  Er  sprach  sich  fast  ausschließlich  über  die 
Entwicklung  von  Handwebstühlen  aus,  mit  denen  er  seit  langem  auf  Kosten 
der  Regierung  und  von  Missionsgesellschaften  experimentiert  habe.  Er  er- 
hoffte von  ersterer  noch  weitere  Zuschüsse  für  Versuche,  trotzdem  er  die  in 
seinem  Institute  hergestellten  und  erprobten  Handwebstühle  als  vollkommen 
bezeichnete;  verkauft  worden  sei  allerdings  noch  kein  Exemplar.  Auch  über 
die  Möglichkeit  der  Schaffung  von  Kapital  sprach  Churchill,  doch 
habe  er  keine  Erfahrung  auf  diesem  Gebiete. 

Von  Interesse  sind  hauptsächlich  die  Aussagen  der  drei  ersten  Personen, 
da  sie  für  Indien  charakteristisch  sind.  C  u  r  r  i  e  als  Präsident  einer  Handels- 
kammer, der  auch  Eingeborene  angehören,  mußte  den  Schein  wahren,  daß 
ihm  die  Entwicklung  der  Industrie  des  Landes  am  Herzen  liege.  Er  sprach 
sich  umständlich  zugunsten  von  etwas  phantastischen  Forschungsinstituten 
und  Banken  usw.  aus,  die  ja  niemanden,  auch  nicht  dem  englischen  Handel, 
Schaden  zufügen  können,  betonte  aber  ausdrücklich,  daß  dem  Außenhandel 
mit  England  auf  keinen  Fall  durch  die  neuen  Einrichtungen  Konkurrenz 
gemacht  werden  dürfe.  Auch  für  eine  Förderung  des  Handwerks  trat  er  warm 
ein,  obgleich  die  von  ihm  empfohlenen  Werkstätten  bereits  in  bei  weitem  den 
meisten  Städten  Indiens  bestehen.  Redners  Bemerkung  über  den  Wert  von 
Bahnen  und  Wasserstraßen  ist,  soweit  letztere  in  Betracht  kommen,  auch 
für  Indien  unverständlich  und  dürfte  wohl  im  Interesse  der  Aktionäre  der 
bestehenden  Bahnen,  die  fast  ausschließlich  Engländer  sind,  gemacht  sein. 
Tatsache  ist,  daß,  namentlich  in  Bengalen,  Assam  und  Burma,  wo  schiffbare 
Wasserstraßen  vorhanden  sind,  diese  auch  benutzt  werden,  allerdings  nicht 
annähernd  in  dem  Maße,  wie  es  möglich  wäre.  Der  Iravaddy  bildet  z.  B., 
trotz  bestehender  Bahnen  die  Hauptverkehrsstraße  für  Güter  in  Birma, 
und  der  Hoogly  ist  die  Lebensader  für  Calcutta.  Mit  dem  Ausbau  oder  der 
Regulierung  von  Wasserstraßen  hat  sich  die  Indische  Regierung  allerdings 
herzlich  wenig  beschäftigt.  Interessant  ist  das  ironische  Kommentar  zu 
C  u  r  r  i  e  8  Aussagen  im  Statesman  vom  3.  November  1916,  einer  in 
englischen  Händen   befindlichen   ersten  Tageszeitung   in    Calcutta.     Über 
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staatliche  Beihilfe  au  industriellen  Unternehmungen  bemerkt  sie,  daß  Re- 
gierungen an  der  Entwicklung  moderner  Industrien  kaum  je  beteiligt  ge- 
wesen seien,  und  daß  solche  Unternehmen,  für  die  auf  die  übliche  Art  Kapital 
nicht  gefunden  werden  könne,  kaum  lebensfähig  sein  dürften.  Das  Imperial 
Research  Institute,  wie  von  Currie  vorgeschlagen,  bezeichnet  er  als 
wert-  und  aussichtslos  und  meint,  wenn  ein  solches  Institut  geschaffen  werden 
könne,  so  würde  es  zum  miudesten  einzig  in  der  Geschichte  dastehen.  Ea 
würde  wohl  kaum  möglich  sein,  Fachleute  zu  bekommen,  die  fähig  wären, 
zu  entdecken,  welche  Vorschläge  sicher  zum  Erfolge  führen  würden;  denn 
solche  Leute  könnten  binnen  kurzem  Millionäre  werden,  wenn  sie  selbst  die 
betreffenden  Geschäfte  aufnähmen.  Auch  würden  in  England  und  Amerika 
Hunderttausende  von  Firmen  gewillt  sein,  sich  die  Dienste  solcher  Leute 
um  jeden  Preis  zu  verschaffen.  Es  stehe  aber  zu  befürchten,  daß  Fachleute, 
welche  die  Regierung  wh-klich  engagieren  könne,  entweder  noch  keine  ge- 
schäftliche Erfahrung  hätten  oder  aber  nicht  imstande  gewesen  seien,  ihre 
eigenen  geschäftlichen  Angelegenheiten  zu  leiten.  Der  Rat  solcher  Leute  sei 
aber  von  sehr  zweifelhaftem  Werte.  In  Bangalore  bestehe  bereits  ein  For- 
schungsinstitut, doch  habe  dasselbe  noch  keiner  Industrie  Nutzen  gebracht. 
Auch  dem  Vorschlage  betreffs  einer  staatlichen  Handels-  und  Industriebank 
steht  der  Statesman  ziemlich  skeptisch  gegenüber  und  meint,  daß  Kapita- 
listen sich  gegen  solche  Unternehmungen  sehr  zurückhaltend  zeigen  würden. 
Auch  seien  die  Leiter  solcher  Banken,  die  zu  philantropischen  Zwecken  be- 
ständen, zu  bedauern. 

Der  zweite  Zeuge  Walker  spracn  sich  offen  und  klar  aus.  Er  vertrat 
den  Standpunkt  der  englischen  Industriellen  und  Kaufleute  im  allgemeinen 
und  den  des  europäischen  „Piecegoodwallah"  (Importeure  von  Baumwoll- 
stückgütern) im  besonderen.  Mit  seiner  Ansicht,  daß  die  Behörden  ihre  Auf- 
merksamkeit auf  Landwirtschaft,  Mineralien,  worunter  er  vermutlich  haupt- 
sächlich die  in  Indien  gewonnenen,  namentlich  Kohlen,  Manganerze,  Wolfram, 
Petroleum  usw.  meinte,  Eisenbahnen  und  Wasserstraßen  richten  sollen, 
sowie  mit  der  Ansicht  über  finanzielle  Beihilfe  derselben,  wird  er  jedenfalls 
die  Zustimmung  der  Engländer  und  auch  der  Regierung  selbst  haben.  Die 
von  ihm  dem  Wohlwollen  der  Behörden  empfohlenen  Industrien  kollidieren 
nicht  mit  englischen,  und  die  Eroberung  ehemaligen  deutschen  oder  öster- 
reichischen Handels  ist  während  des  Krieges  ein  allgemeines  Schlagwort  ge- 
worden. 

Der  Bankier  Sing  war  sich  über  die  Bedeutung  einer  Anzahl  von  ihm 
gebrauchter  Ausdrücke  nicht  klar,  und  der  Piäsideüt  begann  seine  Frage- 
stellung in  etwas  ironischer  Weise  mit  der  Richtigstellung  derselben.  Der 
Kern  der  Forderungen  Sings  war  direkte  Regierungshilfe  durch  Regierungs- 
banken für  industrielle  Unternehmungen,  Handwerk  und  Landwirtschaft, 
Errichtung  von  Lehranstalten,  Erschwerimg  von  ausländischen  Unterneh- 
mungen und  Begünstigung  von  indischen.  Er  mußte  auf  Befragen  zugeben, 
daß  die  sehr  häufigen  Mißerfolge  von  Indiern  auf  Handels-  und  Industrie- 
gebieten meistens  der  Unfähigkeit  der  Leiter  zugeschrieben  werden  müsse; 
als  Universalmittel  hiergegen  forderte  er  „Kommerzielle  Erziehung".     Der 
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Gresamteindruck  war,  daß  Sing  über  sehr  maugelliafte  Kenntnisse  auf  den 
fraglichen  Gebieten  verfügte  und  die  von  einigen  wenigen  führenden  Indiern 
in  den  Zeitungen,  auf  Versammlungen  usw.  oft  gestellten  Forderungen 
wiederholte,  ohne  sich  der  Bedeutung  derselben  recht  klar  zu  sein.  Der  Gnrnd- 
ton  seines  Gedankenganges  war  jedenfalls  „Indien  den  Indiern".  Sing  ist 
charakteristisch  für  den  sogenannten  ,,educated  Indian",  in  Wirklichkeit 
für  die  zahlreichen  Indier  mit  europäischer  Halbbildimg,  welche  nur  über 
oberflächliche  Kenntnisse  euiopäischer  Verhältnisse  verfügen,  die  aber  das 
Bewußtsein  haben,  daß  die  Engländer  ihnen  den  Rahm  von  der  Milch 
schöpfen. 

Von  Delhi  aus  besuchte  die  Kommission  Bareilly,  wo  namentlich 
Messerschmiede-  und  Holzindustrie  betrieben  wird,  Lucknow,  Cawnpore, 
ein  bedeutendes  Industriezentrum,  und  Agra.  Der  größte  Teil  der  vernom- 
menen Personen  waren  Europäer,  meistens  Beamte.  In  Bareilly  wurden 
Vorschüsse  für  die  Holzbearbeitungsindustrie  und  bessere  Ausbildung  der 
Handwerker  gefordert.  In  Lucknow  wurde  über  technische  Schulen  und  Er- 
ziehung gesprochen.  In  Cawnpore  verlangte  der  Professor  der  Chemie  Hill 
umfangreiche  Forschungsinstitute,  denen  ein  großer  Stab  von  Chemikern 
zur  Verfügung  stehen  müsse.  Ein  anderer  der  Aussagenden  forderte,  daß 
Propaganda  gemacht  werden  solle,  um  indisches  Kapital  für  Industrie  und 
neu  zu  gründende  Regierungsbanken  zu  interessieren.  Alle  Behörden  müssen 
gezwungen  werden,  bei  gleichen  Bedingungen  nur  in  Indien  hergestellte 
Waren  für  ihren  Bedarf  zu  kaufen.  Ein  Geschäftsmann  befürwortete  die 
Aufnahme  der  chemischen  Industrie,  Der  Director  of  Land  Records  imd 
Agriculture  schrieb  die  Zurückhaltung  indischen  Kapitals  dem  Mangel  an 
Vertrauen  zu  industriellen  Unternehmungen  in  Indien  zu.  Regierungshülfe 
müsse  sich  auf  Vermittlung  von  Fachleuten  und  auf  technischen  Bei- 
stand beschränken,  nur  ganz  vereinzelt  dürfe  die  Regierung  Anleihen 
gewähren,  in  welchem  Falle  natürlich  eine  Aufsicht  auszuüben  sei.  Im 
allgemeinen  war  man  gegen  die  Errichtung  imd  direkte  Unterstützung 
von  industriellen  Unternehmungen  durch  die  Regierung,  auch  zu  Versuchs- 
zwecken. Durch  den  Direktor  der  Cawnpore  Woolen  Mill  wurde  ein  Ver- 
gleich zwischen  europäischen  und  indischen  Arbeitern  gezogen.  Letztere 
seien  den  Leuten  im  Mutterlande,  sowohl  physisch  wie  intellektuell,  unter- 
legen und  eine  größere  Zahl  sei  zur  Verrichtung  der  gleichen  Arbeiten  in 
Indien  erforderlich.  Die  Einführung  eines  nationalen  Systems  technischer 
Erziehimg  hielt  Redner  für  noch  nicht  zeitgemäß.  Femer  wurden  Forschungen 
auf  dem  Gebiete  der  Destillation  und  Zuckerfabrikation  verlangt,  sowie  die  Er- 
nennung von  Handelskonsuln,  die  praktische  Kaufleute  mit  indischer  Erfahrung 
sein  müßten,  in  England,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Deutschland 
und  Frankreich.  In  Agra  verlangte  ein  Professor  der  Chemie  ein  besseres 
Zusammenwirken  von  Hochschulen  und  Industrie.  In  ersteren  müsse  den 
Studenten  Gelegenheit  gegeben  werden,  sich  mit  der  wirklichen  Fabrikation 
vertraut  zu  machen,  für  rein  wissenschaftliche  Forschung  in  Indien  sei  die 
Zeit  noch  nicht  gekommen.  Ein  anderer  der  Aussagenden  war  der  Ansicht, 
daß  durch  die  oft  vorgeschlagenen  Handels-  und  Industrie banken  nichts 
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erreicht  werden  könne,  es  fehle  dem  Lande  an  wissenschaftlicher  und  industri- 
eller Erziehung. 

Von  Agra  aus  begab  sich  die  Kommission  nach  Hinterindien,  wo  in  ßan- 
goon  ein  besonderes  Komitee  für  Birma  ernannt  ist.  Berichte  über  die  dortige 
Tätigkeit  liegen  noch  nicht  vor. 

Es  soll  jetzt  kurz  auf  die  Frage  eingegangen  werden,  ob  die  Vorbe- 
dingungen für  eine  erfolgreiche  Industrie  in  Indien  gegeben  sind.  Diese  muß 
in  der  Hauptsache  bejaht  werden.  Vor  allem  besitzt  Indien  reichliche  und 
billige  Kohlen,  wenn  deren  Qualität  auch  hinter  den  englischen  sehr  zurück- 
steht. Das  Menschenmaterial  für  billige  Arbeitskräfte  ist  ebenfalls  vorhanden, 
allerdings  muß  die  Heranbildung  von  gelernten  Arbeitern  nach  und  nach 
geschehen,  was  durch  die  wiederholt  geforderten  technischen  Schulen  be- 
wirkt werden  soll.  Verkehrsmittel  sind  ebenfalls  für  den  Anfang  genügend 
vorhanden,  denn  Indien  verfügte  bereits  im  Jahre  1913/14  über  ein  Eisen- 
bahnnetz von  34656  englischen  Meilen,  weitere  70 000  Meilen  sind  projektiert; 
außerdem  Werden  die  größten  Ströme  mit  ihren  Nebenflüssen  bis  jetzt  nur 
in  bescheidenem  Maße  ausgenutzt.  An  Rohmaterialien  produziert  das  Land 
hauptsächlich  Baumwolle,  Jute,  Reis,  Weizen,  Tee,  Gummi,  Indigo,  Erd- 
nüsse, Bohnen  und  zahlreiche  andere  ölhaltige  Samen  und  Pflanzen.  An 
Mineralien  sind  Kohlen,  Eisen,  Manganerze  in  großen  Mengen  vorhanden. 
Außerdem  werden  Zinn,  Blei,  Kupfer,  auch  Edelmetalle,  seltene  Erden 
(Monazit)  und  Glimmer  gewonnen.  Eine  wichtige  Rolle  spielt  seit  kurzem 
Wolfram,  von  dem  in  Birma  mehr  als^  der  Weltproduktion  gefunden  wird^). 
Von  den  vorhandenen  großen  Eisenerzlagern  wird  soweit  nur  ein  sehr  be- 
schränkter Gebrauch  gemacht. 

Hindernd  für  die  Entwicklung  von  Industrien  ist  der  Mangel  an  tüch- 
tigen Fachleuten  und  Erfahrung.  Indien  wird  sich  solche  aus  Europa  ver- 
schreiben und  dafür  Sorge  tragen  müssen,  daß  tüchtige  Männer  unter  seinen 
Landsleuten  sich  in  Europa  oder  Amerika  die  nötigen  Kenntnisse  verschaffen. 
Das  auf  der  Handelshochschule  in  Bombay  und  etwaigen  noch  zu  gründenden 
technischen  und  handelswissenschaftlichen  Schulen  Gelehrte  wird  nur  theore- 
tische Grundlagen  schaffen  können,  auf  denen  ihre  Schüler  weiter  bauen 
müssen;  wichtiger  für  sie  wird  ein  praktisches  Studium  in  gut  organisierten 
Betrieben  in  Europa  sein. 

Die  vage  Vorstellung,  welche  die  meisten  Indier  von  den  elementarsten 
ökonomischen  Grundsätzen  haben,  die  Leichtfertigkeit,  mit  welcher  sie  Geld 
leihen  und  ausgeben  und  der  häufig  fehlende  Mangel  an  Voraussicht  sind 
ebenfalls  natürliche  Hindernisse  für  Erfolge  auf  rein  indischem  industriellen 
Gebiete.  P.  Bannerjea  sagt  in  seinem  Buche  „A  Study  of  Indian  Eco- 
nomics"  S.  80  über  seine  Landsleute,  daß  es  ihnen  an  dem  praktischen  ge- 
sunden Menschenverstände  des  Geschäftsmanns  fehle,  und  daß  ihre  Erziehung 
sie  nicht  zur  Leistung  der  verschiedenartigen  Pflichten  eines  modernen  Unter- 
nehmens befähige  (the  Indian  lacks  the  practical  commonsense  of  the  business- 
man  and  his  education  has  not  fitted  him  for  the  discharge  of  the  multi- 
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farious  duties  of  the  modern  entrepreneur).  —  Dann  steht  einer  industriellen 
Entwicklung  häufig  das  meist  verschleierte  Bestreben  der  Regierung  ent- 
gegen, ein  Emporkommen  gewisser  Industrien,  die  mit  englischen  kolli- 
dieren, durch  ihre  Zollpolitik  Erhebung  von  Lokalabgaben  (excise  duties)  usw., 
zu  verhindern.  —  Auch  religiöse  Fragen  spielen  häufig,  namentlich  bei  Hindus, 
eine  Rolle,  bei  denen  gewisse  Kasten  sich  auf  Handels-  und  industriellen 
Grebieten  nicht  betätigen  dürfen,  oder  die  z.  B.  eine  Industrie  von  vornherein 
ausschließen,  weil  tierische  Fette  usw.  dabei  benötigt  werden. 

An  dem  Angebot  von  Kapital  für  industrielle  Unternehmungen  hat  es 
bisher,  namentlich  im  Innern,  vielfach  gefehlt,  da  der  Indier  sein  Ver- 
mögen nach  hergebrachtem  Gebrauch  in  Land  oder  Gold  und  Juwelen 
anzulegen  pflegte.  Bestehende  größere  industrielle  Unternehmungen  arbei- 
teten deshalb  fast  ausschließlich  mit  europäischem  Kapital  und  dann  auch 
unter  europäischer  Leitung.  In  letzter  Zeit  ist  auch  hierin  ein  Wandel  wahr- 
nehmbar. In  den  Handelshauptstädten  hatte  sogar  die  Spekulation  in  Aktien, 
Gründung  von  nicht  lebensfähigen  Gesellschaften  usw.  einen  größeren  Um- 
fang angenommen,  die  zeitweilig  gewissen  indischen  Hafen- Städten  einen  recht 
schlechten  Ruf  in  Bezug  auf  Solidität  ihrer  geschäftlichen  Unternehmungen 
eingetragen  hat.  Auch  seit  Kriegsausbruch  sind  schon  eine  Anzahl  Unter- 
nehmungen entstanden,  deren  Aktien  innerhalb  weniger  Sl^unden  gezeichnet 
waren.  Wohl  meistens  handelte  es  sich  dabei  um  Betriebe  in  bekannten 
Industrien,  die  zur  Zeit  blühen.  Im  Innern  wird  das  Interesse  des  Volkes 
erst  noch  für  solche  Kapitalanlagen  geweckt  werden  müssen.  Wie  bei  allem, 
so  blickt  auch  hier  der  Indier  nach  der  Regierung,  daß  sie  die  Bahn  brechen 
solle.  Es  ist  daher  der  Gedanke  von  Regierungs-Industrie-  und  Handels- 
banken, die  unter  europäischer  Leitung  stehen  müßten,  leicht  zu  verstehen. 
Zu  den  von  der  Regierung  garantierten  und  unter  ihrer  Aufsicht  stehenden 
Banken  wird  der  Indier  aus  dem  Innern  eher  Vertrauen  haben  und  ihnen 
leichter  sein  Greld  zur  Verfügimg  stellen,  als  Privatunternehmen  Eingeborener, 
bei  denen  er  schon  recht  zahlreiche  Zusammenbrüche  erlebt  hat.  Da  diese 
meistens  der  Unfähigkeit  der  Leiter  zuzuschreiben  sind,  so  ist  natürlich  das 
Vertrauen  in  ihre  eigenen  Landsleute  gering.  Von  Regierungsbanken  finan- 
zierte Industrieunternehmuagen  sollen  natürlich  auch  gleichzeitig  deren 
Kontrolle  unterliegen. 

Für  die  Kleinindustrie  werden  Genossenschaften  (Cooperative  Societies) 
die  geeignetsten  Organe  zur  Förderung  sein.  Solche  bestehen  übrigens  schon 
in  großer  Zahl,  doch  läßt  ihre  Leitung  durch  Eingeborene  meistens  viel 
zu  wünschen  übrig,  imd  ihre  Erfolge  sind  dementsprechend  nur  gering.  Es 
wird  das  Bestreben  Indiens  sein  müssen,  sich  tüchtige  und  zuverlässige 
Geschäftsleute  für  ihre  Genossenschaften  heranzuziehen. 

Was  den  Absatz  anbetrifft,  so  dürfte  an  einem  solchen  für  die  meisten  In- 
dustrieprodukte häufig  wohl  auf  Kosten  der  Einfuhr  kaum  zu  zweifeln 
sein.  Im  Jahre  1914/15  betrug  die  Einfuhr  von  Waren  nach  Indien  vom 
Auslande  156,5  Millionen  (Trade  of  British  India  191i/15),  imd  die  Aufnahme- 
fähigkeit wird  ohne  Zweifel  noch  gewaltig  zunehmen.  Obgleich  ein  Teil 
der  ca.  320  Millionen  Einwohner  auf  einer  sehr  hohen,  europäischen  An- 
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Behauungen  allerdings  oft  nicht  verständlichen  Kulturstufe  steht,  so  gibt 
es  doch  noch  breite  Schichten  der  Bevölkerung,  die  Industrieprodukte  kaum 
benutzen  und  die  bei  gesteigerten  Lebensansprüchen  noch  ein  gewaltiges 
Absatzgebiet  für  solche  bilden  können. 

Auch  dürfte  auf  gewissen  Gebieten,  z.  B.  Baumwoll-  und  Jutewaren, 
Indien  seinen  jetzigen  schon  bestehenden  Export  ohne  Schwierigkeit  erheb- 
lich ausdehnen  können,  da  es  durch  die  Nähe  der  Rohprodukte  und  Billig- 
keit der  Arbeit  und  Kohle  Europa  gegenüber  große  Vorteile  hat.  Dies  be- 
zieht sich  hauptsächlich  auf  Länder  des  fernen  Ostens  (China),  bei  deren 
Versorgung  in  den  nächsten  Jahren  der  lange  Weg  von  Europa  und  die  damit 
verbundenen  hohen  Frachten  eine  gewisse  Rolle  spielen  werden. 

*  Leo    Ulrich , 

Deutscher  Konsul  für  Arakan,  Britisch  Birma  (z.  Zt.  Kiel). 


Die  Kriegsindustrien  Japans.  Wie  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
80  hat  auch  Japan  aus  dem  Biesenbedarf  der  Entente  an  Klriegsmaterial  großen 
Nutzen  gezogen  und  eine  bedeutende  Kriegsindustrie  entwickelt. 

Eine  Waffen-  und  Munitions  industrie  bestand  bereits  seit  langem 
in  Japan.  Bis  in  die  90er  Jalire  konnten  aber  nur  Granaten  von  12  cm  und  Schnell- 
feuergewehre von  47  mm  hergestellt  werden,  alle  anderen  Geschoß-  und  Gewehr- 
arten bezog  man  vom  Auslande.  Der  letzte  chinesisch-japanische  Krieg  (1894/95) 
gab  dann  den  Anstoß  zu  Vergrößerungen  der  Waffen-  und  Munitionsfabriken^). 
Besonders  die  Stahlgießerei  in  Kure,  die  bis  dahin  hauptsächhch  Reparaturen 
ausgeführt  hatte,  erfuhr  ständig  bedeutende  Erweiterungen  und  übernahm  die 
Herstellung  der  verschiedensten  Arten  von  Geschossen  und  Geschützen.  Auch  jetzt 
während  des  Krieges  hat  sie  eine  führende  Stellung  bewahrt.  Indes  konnte  sie  die 
Kiesenaufträge  ebensowenig  bewältigen  wie  die  übrigen  staatlichen  Stahlwerke 
Japans.  Die  Regierung  mußte  vielmehr  einen  Teil  der  Aufträge  an  die  japanisch- 
englischen  Stahlwerke  in  Muroran  und  eine  Reihe  anderer  großer  privater  Fabriken 
abgeben.  Besonders  groß  sind  die  Aufträge  der  russischen  Regierung  für 
Japan;  aber  auch  England,  Frankreich,  Italien  und  neuerdings  Rumänien  haben 
bedeutende  Waffen-  und  Munitionsbestellungen  in  Japan  gemacht.  Die  Mihtär- 
arsenale  mußten  vergrößert,  neue  Waffen-  und  Munitionsfabriken  gebaut  und 
andere  Werke  auf  die  Fabrikation  von  Kriegsmaterial  umgestellt  werden.  Aliein 
für  Rußland  arbeiteten  bereits  1915:  1200  Fabriken  mit  100  000  Arbeitern.  Am 
24.  März  1916  gab  das  Japan  Chronicle  den  Wert  der  Munitionsaufträge,  welche 
die  japanische  Regierung  während  des  Jahres  1916  zu  erledigen  hatte,  auf  110  Mill. 
Yen  an.  Die  Aufträge  an  Private  für  die  gleiche  Zeit  wurden  auf  130  Mill.  Yeq 
geschätzt,  so  daß  Japan  im  Jahre  1916  Aufträge  im  Werte  von  insgesamt  240  MiU. 
Yen  zu  erledigen  hatte.  Inzwischen  sind  nun  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Aufträgen 
hinzugekommen  derart,  so  daß  die  japanischen  Fabrikanten  die  Lieferzeiten  nicht 
einhalten  konnten  und  vorgeschlagen  wurde,  die  Kriegslieferanten  sollten  sich  in 
einem   Syndikat   zusammenschUeßen,   das   Kredit-   und   sonstige   Erleichterungen 


^)  Vgl.  Unser  Vaterland  Japan.     Ein  Quellenbuch,  geschrieben  von  Japa- 
nern. S.  446/447. 
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für  die  Ausführung  der  Kriegsaufträge  schaffen  könnte^).    Neuerdings  stellt  Japan 
sogar   Torpedo  Jäger    für  die  Entente  her^). 

Auch  die  japanische  Leder-  und  Schuhwaren  industrie  hat  sich 
infolge  der  Kriegsaufträge  bedeutend  entwickelt  und  erweitert.  Vor  dem  Kriege 
war  die  Industrie  unbedeutend,  weil  Häute  zum  großen  Teil  aus  dem  Auslande 
(England,  Australien  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika)  bezogen  werden 
mußten  und  lange  Zeit  ein  5  proz.  Werteinfuhrzoll  auf  Kuhhäute  bestand.  Nach 
Beseitigung  dieses  Zolles  hatte  sich  1912  die  Meiji  Leather  Mfg.  Co.  mit  einem  ein- 
bezahlten Kapital  von  500  000  Yen  und  einige  kleinere  Gresellschaften  gebildet. 
Während  des  Krieges,  als  die  großen  Aufträge  auf  Lieferung  von  Stiefeln  an  Ruß- 
land und  die  übrigen  mit  Japan  verbündeten  Staaten  kamen,  waren  die  Haupt- 
lieferanten die  Fuji  Kakukufu  Kaisha  und  die  Suzuki  Leather  Company,  die  ilire 
Anlagen  bedeutend  erweiterten.  Auch  die  Korean  Tanning  Company  erhielt  von 
der  russischen  Regierung  umfangreiche  Aufträge  auf  Lieferung  von  Stiefeln  usw. 
Anfang  1916  waren  an  Rußland  bereits  für  30  Mill.  Yen  Militärstiefel  verkauft. 

In  gleicher  Weise  zog  die  japanische  T  e  x  t  i  1  industrie  aus  der  Kriegslage 
durch  Lieferung  von  Schießbaumwolle,  Baumwolltuch,  Waffenröcken  usw.  an  Ruß- 
land großen  Nutzen. 

Zu  diesen  Industrien,  die  sich  mit  der  Herstellung  von  direktem  Kriegs- 
material befaßten,  gesellten  sich  noch  eine  Reilie  anderer  Industriezweige,  deren 
Produktion  infolge  des  durch  den  Krieg  gesteigerten  Bedarfs  an  Rohstoffen  i  n  - 
direkt  einen  mächtigen  Antrieb  erfuhr.  So  vor  allem  die  Metall  industrie 
Japans.  Die  bedeutende  japanische  Kupfer  industrie  erhöhte  während  des 
Krieges  ihre  Produktion  nicht  nur  bedeutend,  sondern  mußte  zeitweise  sogar 
Kupfer  aus  Amerika  einführen,  um  den  gesteigerten  Ansprüchen  der  Kriegs- 
industrie genügen  zu  können^).  Eine  Zinkverfeinerungsindustrie 
gelangte  in  Japan  eigentlich  erst  dank  der  Kriegsaufträge  zur  Entstehung. 

Auch  für  die  Herstellung  von  elektrischen  Artikeln,  Telephonapparaten  und 
-drahten,  optischen,  medizinischen  und  chirurgischen  Instrumenten,  Eisenbahn- 
wagen usw.  schufen  die  Kriegsaufträge  ganz  neue  Absatz-  und  Entwicklimgsmög- 
lichkeiten. 

Nach  einer  besonderen  Aufstellung  des  russischen  Greneralkonsuls  in  Söul*) 
arbeiteten  Ende  1916  in  Japan  nicht  weniger  als  9500  Fabriken  mit  rund  250  000 
Arbeitern  und  Arbeiterinnen  an  der  Herstellung  von  Kriegsmaterial.  In  diesen 
Ziffern  sind  die  zahlreichen  Kleiugewerkbetriebe,  die  sich  hauptsächlich  mit  der 
Herstellung  von  Patronentaschen,  Beuteln  imd  Waffen-  und  Munitionsteilen  be- 
fassen, noch  nicht  einmal  inbegriffen. 

Der  japanische  Gresandte  in  Rom  äußerte  sich  einem  Vertreter  des  Giomale 
d'ItaUa  gegenüber^),  daß  gegenwärtig  Japan  eine  einzige  große  Werkstatt  bilde, 
in  der  Männer  und  Frauen  unablässig  an  der  Herstellung  von  Waffen  und  Mxinition 
arbeiteten.  Wenn  darin  auch  eine  starke  Übertreibung  liegt,  so  kann  man  doch 
sagen,  daß  die  Intensivierung  und  der  Aufschwung  des  japanischen  Wirtschafts- 
lebens während  des  Krieges  in  hervorragendem  Maße  der  Entwicklung  der  Kriegs- 
industrien zu  danken  ist. 


^)  The  Japan  Chroniole  vom  1.  Juli  1916. 

2)  Ausland-Pressedienst,  Frankfurt,  vom  12.  Januar  1917. 

')  The  Board  of  Trade  Journal  vom  16.  Dezember  1916. 

*)  Rheinisch-Westfälische  Zeitung,  No.  967  vom  9.  Dezember  1916. 

»)  Köhiische  Zeitung,  No.  970  vom  23.  September  1916. 
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Im  Frieden  aber  fallen  die  Kriegslieferungen  weg!  Alles  kommt  darauf  an, 
ob  die  in  den  Kriegsindustrien  Japans  investierten  Kapitalien  anderweitig  ent- 
sprechende Verwertung  finden  können:  Andernfalls  ist  die  Krise  die  unvermeid- 
liche Folge  der  Kriegskonjunktur.  — d — 


Liberia.  In  der  westafrikanischen  Negerrepublik  Liberia  war  in  den  Jahren 
1910  und  1911  die  finanzielle  Lage  unhaltbar  geworden;  dies  gab  den  Verei- 
nigten Staaten,  von  wo  aus  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  das 
genannte  afrikanische  Staatswesen  begründet  wurde,  Anlaß,  sich  des  von  Washington 
aus  stets  begönnerten  Landes  von  neuem  im  Sinn  einer  gewissen  Schutzgewalt 
anzunehmen.  Seit  Mitte  November  1910  hatte  Liberia,  mit  Zustimmung  Groß- 
britanniens, Frankreichs  und  Deutschlands,  seine  Ver- 
tretung im  Ausland  der  Union  anvertraut,  was  bisher  von  keinen  nennenswerten 
Folgen  begleitet  war;  überdies  wurde  von  den  genannten  vier  Großmächten  eine 
gemeinsame  Finanz-  und  Zollaufsicht  über  Liberia  ins  Leben 
gerufen.  Durch  diese  Aufsicht  wurde  Liberia  in  den  Stand  gesetzt,  in  der  ersten 
Dezemberhälfte  1911  einen  Vertrag  mit  Bankfirmen  der  vier  Mächte  über  ein  5  proz. 
Anlehen  von  1,7  Millionen  Dollar  abzuschließen.  Die  Union  stellte  einen  General- 
zolleinnehmer bei,  der  auch  als  Finanzberater  der  hberianischen  Regie- 
rung tätig  zu  sein  hat;  die  anderen  drei  Mächte  entsandten  nur  je  einen  Einnehmer^) 
mit  minder  weitgehenden  Befugnissen. 

Bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  genügten  diese  unter  dem  Schutz  von 
vier  Großmächten  stehenden  Aufsichtseinrichtungen  vollkommen,  um  die  Beträge 
aufzutreiben,  die  für  den  Dienst  der  erwähnten  Anleihe  erforderlich  waren.  Seit 
Beginn  des  Weltkrieges  wurden  aber  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes 
infolge  weitgehender  Störung  des  Handels-  und  Schiffsverkehrs  derart  beeinträch- 
tigt, daß  die  Haupteinnahmen  der  liberianischen  Regierung,  nämlich  jene  aus  den 
Zöllen,  nicht  mehr  ausreichten,  um  den  übernommenen  Verbindlichkeiten  gerecht 
zu  werden.  Nach  einem  holländischen  Konsularbericht  aus  Monrovia  (mitgeteilt 
in  den  amtlichen  „Handelsberichten"  vom  28.  Oktober  1915)  soll  die  liberianische 
Regierung  die  Hoffnung  hegen,  daß  sie  imstande  sein  werde,  mittels  eines  Z  o  1 1  - 
Zuschlages  von  einem  Fünftel  der  bisherigen  Zollsätze 
und  vermöge  einiger  Ersparungsmaßregeln  in  der  inneren  Verwaltung  ihren  finan- 
ziellen Verpflichtungen  nachzukommen. 

Angesichts  der  Lähmung  Europas  durch  den  Weltkrieg  fühlte  sich  die  Regie- 
rung der  Vereinigten  Staaten  noch  mehr  als  sonst  verpflichtet,  sich  ihres  westaf- 
rikanischen Schützlings  anzunehmen  und  hiermit  auch  ihre  Schutzhoheit  über  die 
Negerrepublik  morahsch  zu  stützen.  So  erschien  in  den  „Daily  Consular  and  Trade 
Reports"  gegen  Ende  1914  eine  aus  dem  Washingtoner  Staatsdepartement  stam- 
mende Darlegung,  in  der  erklärt  wurde,  daß  die  Bevölkerung  Liberias,  die  bisher 
fast  nur  mit  Deutschland,  Frankreich  und  Großbritannien  Handel  getrieben  habe, 
infolge  des  Krieges  außerstande  sei,  die  Landeserzeugnisse  auszuführen;  sie  leide 
auch  Mangel  an  zahlreichen  gewohnten  Lebensmitteln  und  sonstigen  Gegen- 
ständen häuslichen  Bedarfes,  ferner  an  Kleidungsstücken,  Heilmitteln  usw.  Es 
kämen  überhaupt  kaum  mehr  Schiffe  in  die  Häfen  des  Landes.  Die  Bewohner 
könnten  aber  diesen  dringendsten  Bedarf  infolge  des  Darniederliegens  ihrer  wirt- 
schaftlichen Verhältnisse  nicht    bar    bezahlen,    sondern  mu*  im    A  u  s  - 


^)  Vergl.  über  diese  liberianischen  Verhältnisse  S.  Schilder  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft"  L  Band  (Berlin  1912),  Seite  287—289. 
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tausch  gegen  Landeserzeugnisse,  wie  Piassavafaser,  Palmkeme, 
Palmöl,  Kaffee  und  Elfenbein,  erwerben.  Ein  Hilfe  bringendes  Schiff  sei  bereits 
mit  einer  Ladung  von  Lebensmitteln  aus  den  Vereinigten  Staaten  nach  Monrovia 
abgegangen  und  werde  hiefür  hberianische  Erzeugnisse  in  Zahlung  nehmen. 

Am  Schluß  dieser  Mitteilung  des  StaatsdepartementvS  werden  folgende  An- 
gaben über  die  Bevölkerung  Liberias  gemacht:  Die  Gesamtbevölkerung 
beträgt  ungefähr  2  Millionen  Eingeborene  und  35  000  Americo -Liberianer,  d.  h. 
aus  der  Union  nach  Liberia  ausgewanderte  Personen  und  deren  Nachkommen, 
nebst  einigen  einheimischen  Liberianern,  die  sich  den  europäisch -amerikanischen 
Grebräuchen  und  Bekleidungen  angepaßt  haben  und  die  engüsche  Sprache  beherr- 
schen. Außerdem  leben  dort  einige  hundert  weiße  und  farbige  Angehörige  anderer 
Staaten  als  Missionäre  und  in  anderen  Berufen.  Nach  einer  Berechnung  für  das 
Jahr  1910  soll  es  damals  in  Liberia  nur  98  Weiße,  darunter  50  Deutsche  und  30  Eng- 
länder gegeben  haben. 

Ein  vom  10.  Juni  1915  datierter  nordamerikanischer  Konsularbericht  aus 
Monrovia  (erschienen  in  den  „Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  22.  Juli 
1915)  läßt  eine  gewisse  Besserung  der  erwähnten  ungünstigen  Verhältnisse  im 
Außenhandel  erkennen.  Liberia  htt  aber  noch  immer  sehr  darunter,  daß  die  briti- 
schen Dampferlinien  von  den  deutschen  Firmen  des  Landes,  die  vier  Fünftel  des 
dortigen  Handels  in  Händen  hatten,  keine  Frachten  übernahmen.  Eine  gewisse 
Abhilfe  wurde  erst  durch  die  Errichtung  einer  spanischen  Dampferlinie  ermöghcht, 
die  Liberia  mit  spanisclien  und  nordamerikanischen  Häfen  in  Verbindung  brachte 
und  die  Ausfulir  Liberias  nach  den  Vereinigten  Staaten  erleichterte.  Ein  (in  den 
„Daily  Consular  and  Trade  Reports"  vom  1.  Februar  1916  erschienener)  Bericht 
der  amerikanischen  Gresandtschaft  in  Monrovia,  der  die  Verhältnisse  des  Jahres 
1915  rückblickend  behandelt,  erhebt  aber  wiederum  die  alten  Klagen:  man  ver- 
misse in  Liberia,  infolge  Mangels  an  unmittelbaren  Schiffsverbindungen,  Zucker, 
Mehl,  Reis,  Pökelfleisch,  Baumwollwaren,  Schuhwaren,  Petroleum,  Tabakwaren, 
Mineralwässer,  Heilmittel;  andererseits  könnten  aus  dem  gleichen  Grunde  die  ein- 
heimischen Erzeugnisse  Kaffee,  Palmöl,  Piassava  und  Elfenbein  nicht  zur  Ausfuhr 
gebracht  werden.  S.  Seh. 


n. 
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Der  Äuswandßrerverkehr  über  den  Hafen  von  Amsterdam. 

Nach  dem  „Statistisch  Jaarboek  der  Gemeeiite 
Amsterda  m"  (Jahrgang  1916)  hat  sich  der  Auswandererverkehr  über 
den  Hafen  von  Amsterdam  folgendermaßen  entwickelt  (Tabelle  1  und  2): 

I.    Zahl    der    im    Hafen    von    Amsterdam    von    1911    bis    1915 

eingeschifften    Auswanderer,    eingeteilt    nach    ihrer 

Staatsangehörigkeit. 


Jahr 

Nieder- 
länder 

Bel- 
gier 

Dänen 

Deutsche 

Eng- 
länder 

Fran- 
zosen 

Un- 
garn 

Ita- 
liener 

Java- 
nen 

1911 

411 

2q6 

107 

1592 

2 

14 

5 

20 

2 

1912 

572 

255 

86 

1987 

5 

30 

27 

140 

489 

1913 

502 

177 

26 

3468 

— 

2 

7 

21 

191 

1914 

368 

48 

9 

963 

4 

4 

— 

IG 

394 

1915 

75 

72 

13 

62 

I 

— 

— 

— 
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Tabelle  i  (Fortsetzung). 


Jahr 

Nor- 

Öster- 

Rumä- 

Russen 

Schwe- 

Schwei- 

Andere 

Zusam- 

weger 

reicher 

nen 

den 

zer 

men 

igii 

26 

65 

3 

865 

5 

27 

53 

3403 

1912 

30 

338 

15 

988 

I 

12 

116 

5091 

1913 

8 

106 

2 

785 

4 

14 

19 

5332 

1914 

5 

44 

3 

152 

7 

29 

403 

2443 

1915 

3 

30 

2 

2 

2 

18 

145 

425 

Bestimmungsland    der    im    Hafen    von    Amsterdam    von 
1900    bis    1915    eingeschifften    Auswanderer. 


Eingeschifft  nach 

Nordamerika 

Süd- 
amerika 

Süd- 
afrika 

Eng- 
land 

Suri- 
nam 

Nieder- 
länd. 
Indien 

Au- 
stra- 
lien 

Zusammen 

Jahr 

direkt 

über 
Eng- 
land 

1900 
1905 
1910 
1911 
1912 

1913 
1914 

1915 

j 

163 
174 
328 
160 
240 
276 
149 
12 

2155 
3226 
4362 
4861 
1490 
270 

7 
15 
12 

7 
4 

280 

1216I) 
526I) 
472I) 

245 
191 

148I) 
224I) 

224 
394 

10 
5 

1386 
1143 
3191 
3483') 
5091 2) 
5332 
2443*) 
425') 

Den,  Haiiptteil  der  den  Hafen  von  Amsterdam  berührenden  Auswanderer 
stellten  demnach  die  Deutschen,  Eusst  n  und  Niederländer.  Vom  Jahre  19 IS 
auf  1915,  dem  letzten  vollen  Friedens-  und  dem  ersten  vollen  Kriegsjahr, 
ist  der  Anteil  der  Deutschen  von  3468  auf  62,  der  Eussen  von  785  auf  2, 
und  der  Niederländer  von  502  auf  75  zurückgegangen.  Den  größten  Eück- 
gang  weist  danach  der  russische  Auswandererverkehr  auf,  was  auf  Absperrung 
der  durch  Deutschland  führenden  Zugangswege  zum  Hafen  von  Amsterdam 
zurückzuführen  ist.  Der  Gresamt verkehr  der  Auswanderer  ging  von  5332 
im  Jahre  1913  auf  425  im  Jahre  1915  zurück;  davon  entfielen  auf  Nieder- 
länder und  Belgier  147,  auf  Deutsche  und  Österreicher  92. 

Die  Angaben  über  die  Bestimmungsländer  der  den  Hafen  Amsterdam 
verlassenden  Auswanderer  zeigen  die  vorherrschende  Bedeutung  des  Süd- 
amerika-Verkehrs. Obwohl  er  von  4861  im  Jahre  1913  auf  270  im  Jahre 
1915  zurückgegangen  ist,  nimmt  er  doch  noch  die  erste  Stelle  ein.  Bemerkens- 
wert ist  schließlich,  daß  die  Auswanderung  nach  Nordamerika  von  276  im 
Jahre  1913  auf  12  im  Jahre  1915  zurückgegangen  ist,  ferner,  daß  auch  während 
des  Krieges  kein  direkter  Verkehr  mit  Nordamerika  stattgefunden  bat,  daß 
vielmehr  sämtliche  Auswanderer  über  England  fahren.      Fr.  Kahl  (Kiel). 

^)  Javanen. 

2)  Die  Gesamtsumme  der  in  der  Tabelle  aufgeführten  Zahlen  ist  etwas 
kleiner;  vermutlich  sind  bei  dem  hier  angegebenen  Endergebnis  andere,  nicht 
besonders  genannte  Länder  mit  einbegriffen. 

^)  Hierunter  41  nach  Aden,  87  nach  Spanien  und  10  nach  Portugal. 
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Einwanderung  nach  Kanada  1913/14^).  Zufolge  einer  in  No.  5  des  „Bollettino 
dell'  emigrazione"  vom  15.  Mai  1915  enthaltenen  Zusammenstellung  sind  im  Fiskal- 
jahre 1913/14:  384878  Einwanderer  in  Kanada  eingelangt,  gegen  402432  im  Vor- 
jahre. Die  Einwanderung  ist  also  gegen  das  Vorjahr  um  17  554  Personen  ge- 
Bunken.  Von  den  Zuzüglern  des  Jahres  1913/14  landeten  234  394  in  Kanadischen 
Häfen  (gegen  222  565  im  Vorjahre),  42  954  in  Häfen  der  Vereinigten  Staaten  (40  858 
im  Vorjahre)  und  107  530  kamen  zu  Land  aus  der  Union  (139  099  im  Vorjahre). 

Von  diesen  Einwanderern  des  Jahres  1913/14  waren  224  348  oder  58,3  % 
Männer,  94  028  oder  24,4  %  Frauen  und  66  502  oder  17,3  %  Kinder.  Dem  Berufe 
nach  kamen  122  712  Taglöhner,  95  165  Ackerbauer,  71  709  „Meclianiker",  24  463 
häusliclic  Bedienstete.  Die  Mehrzahl  der  Ankömmlinge  (123  792)  wendete  sich 
in  die  Provinz  Ontario,  80  368  zogen  nach  Quebec,  43  741  nach  Alberta,  41  640 
nach  Manitoba,  40  999  nach  Saskatchewan,  37  572  nach  Britisch  Columbia. 

Den  Hauptteil  der  Einwanderer  bildeten  wie  gewöhnlich  die  Ankömmlinge 
aus  Großbritannien  und  aus  den  Vereinigten  Staaten.  Die  Anzahl  der  ersteren 
betrug  142  622  (1912/13:  150  542),  die  der  letzteren  107  530  (139  009).  Öster- 
reich-Ungarn stellte  28  323,  Italien  24  722,  Rußland  24  485  Einwanderer.  Hierzu 
kamen  noch  11  252  Juden,  9793  Polen,  5597  Deutsche,  5512  Chinesen  usw. 

Zurückgewiesen  wurden  1827  (1912/13:  756),  deportiert  1834  (1281).  Unter 
den  Zurückgewiesenen  nehmen  die  Italiener,  unter  den  Deportierten  die  Eng- 
länder die  erste  Stelle  ein.  F.  v,  S. 

Die  jüdische  Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  Über  die 
jüdische  Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten  wurden  für  1912/13  und  einige 
vorhergehende  Jahre  im  5.  Bande  des  W.  A.,  Chronik  S.  379  ff.  nähere  Angaben  ge- 
macht. In  seinem  Buche  „  Jewish  Immigration  to  the  United  States  from  1881  to  1910 
(New  York  1914)  hat  Samuel  Joseph  S.  158 — 196  ein  ausführliches  Zahlen- 
material über  diesen  Gegenstand  zusammengestellt.  Als  Ergänzung  der  Angaben 
im  5.  Bande  des  W.  A.  werden  nachstehend  einige  Tabellen,  die  die  Bedeutimg 
und  den  Umfang  der  jüdischen  Einwanderung  in  Amerika  erläutern,  wiedergegeben. 

Jüdische  Einwanderung   in    den  Häfen  New  York,    Phila- 
delphia   und    Baltimore. 


(I- 

Fiskaljahr 
Juli  bis  30.  Juni) 

New  York 

Philadelphia 

Baltimore 

Insgesamt 

1886 

19548 

1625 

21  173 

1887 

30866 

2178 

33044 

1888 

26  946 

1935 

28881 

1889 

23958 

1394 

25352 

1890 

26  963 

1676 

28639 

1891 

47098 

2719 

15812) 

51  398 

1892 

66544 

4677 

5152 

76373 

1893 

29059 

43228) 

1941 

35322 

1894 

23444 

3833 

1902 

29179 

1895 

21  422 

3672 

1097 

26  191 

1896 

27846 

3016 

1986 

32848 

1897 

17362 

1613 

1397 

20372 

1898 

19  222 

2121 

23 II 

23654 

Zusammen 

380  278 

34781 

17367 

432  426 

1)  Vgl.  VV.  A.  3.  Bd.,  Heft  1.  S.  155. 

*)  Die  Statistik  für  Baltimore  beginnt  mit  Oktober. 

8)  In  dieser  Zahl  fehlen  die  Angaben  für  August. 
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Wie  schon  in  der  Chronik  des  5.  Bandes  des  W.  A.  hervorgehoben  wurde, 
kommt  der  weitaus  größte  Teil  der  in  die  Vereinigten  Staaten  eingewanderten 
Juden  aus  Rußland.  An  zweiter  Stelle  steht  Österreich-Ungarn,  dem  wieder  in  weitem 
Abstände  Rumänien  folgt.  Der  Anteil  dieser  3  Länder  für  die  Jahre  1886 — 1898 
ist  aus  der  folgenden  Tabelle  ersichtlich: 

Jüdische    Einwanderung   in    die   Vereinigten   Staaten 
aus    Rußland,    Österreich-Ungarn    und    Rumänien. 


Fiskal- 

Auswanderungs- 
land 

Jüdische  Einwanderung  im  Hafen  von 

Zusammen 

jahr 

New  York 

Philadelphia 

Baltimore 

i886  1 

Rußland    .... 

12874 

1218 

14  092 

Ödterreich  -Ungarn 

5130 

196 

5326 

Rumänien.    .    .    . 

485 

33 

518 

Rußland    .... 

21  404 

1699 

23  103 

1887  J 

Österreich  -Ungarn 

6636 

262 

6898 

Rumänien.    .    .    . 

1977 

86 

2  063 

Rußland    .... 

18  784 

1432 

20  216 

1888  1 

Österreich-Ungarn 

5  753 

232 

5985 

Rumänien.    .    .    . 

I  556 

97 

1653 

Rußland    .... 

17  209 

1129 

18338 

1889  J 

Österreich  -Ungarn 

4873 

125 

4998 

Rumänien.    .    .    . 

I  016 

42 

I  058 

Rußland    .... 

19557 

1424 

20  981 

1890  } 

Österreich-Ungarn 

6255 

184 

6439 

Rumänien.    .    .    . 

428 

34 

462 

Rußland    .... 

39587 

2447 

1423 

43  457 

1891  J 

Österreich  -Ungarn 

5890 

i\ 

i\ 

5890 

Rumänien.    .    .    . 

854 

; 

; 

854 

Rußland    .... 

55996 

3929 

4328 

64253 

1892  J 

Österreich  -Ungarn 

7464 

561 

618 

8643 

Rumänien.    .    .    . 

641 

47 

52 

740 

Rußland    .... 

20  748 

3025 

1388 

25  161 

1893  { 

Österreich-Ungarn 

5612 

519 

232 

6363 

Rumänien.    .    .    . 

493 

43 

19 

555 

Rußland    .... 

16  331 

2951 

1465 

20  747 

1894  l 

Österreich  -Ungarn 

5285 

422 

209 

5916 

Rumänien.    .    .    . 

501 

77 

38 

616 

Rußland    .... 

14152 

1983 

592 

16727 

1895  1 

Österreich-Ungarn 

5236 

624 

187 

6047 

Rumänien.    .    .    . 

423 

73 

22 

518 

Rußland    .... 

17  617 

1538 

1013 

20  168 

1896  J 

Österreich-Ungarn 

8380 

875 

576 

9831 

Rumänien.    .    .    . 

644 

60 

40 

744 

Rußland    .... 

II  106 

1049 

908 

13063 

1897  \ 

Österreich  -Ungarn 

5  010 

355 

307 

5672 

Rumänien.    .    •    . 

456 

32 

28 

516 

Rußland    .... 

II  581 

1611 

1757 

14949 

1898  1 

Österreich-Ungarn 

6569 

382 

416 

7367 

Rumänien.    .    .    . 

587 

64 

69 

720 

Insgesamt 

380  278 

34781 

173 

67 

432  426 

^)  Die  Einwanderungsziffern  für  Österreich-Ungarn  und  Rumänien  sind 
für  1891  nicht  getrennt  geführt,  sondern  in  der  Rubrik  „Sonstige  Länder"  hinzu- 
gezählt. 
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Eine  Übersicht  über  die  jüdische  Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 
in  den  Jahren  1881 — 1910  gibt  Samuel  Joseph  S.  93  seines  Buches.  Beson- 
dere Angaben  seit  den  80  er  Jahren  werden  allerdings  nur  für  Rußland,  Österreich- 
Ungarn,  Rumänien  und  Deutschland  gemacht.  Erst  Ende  der  90  er  Jahre  treten 
noch  die  Spezialangaben  für  Großbritannien,  Britisch  Nordamerika,  die  Türkei 
und  Frankreich  hinzu.  Es  betrug  die  jüdische  Auswanderung  nach  den  Vereinigten 
Staaten  aus: 


Jüdische    Einwanderung    in    die    Vereinigten    Staaten 
nach   Ländern    geordnet. 


1 

-Sd 

g 

-1 

d 

"o 

ai  d 

+a 

'S 

0 

■a 

Q 
P3 

'S 

d 
« 

■ae 

1 

'S 

1 

1 

1 

i88i 

3125 

2537 

30 

, 

5692 

1882 

10  489 

2648 

65 

. 

. 

13  202 

1883 

6144 

2  510 

77 

. 

8731 

1884 

7867 

3340 

238 

11445 

1885 

10  648 

3938 

803 

1473 

16862 

1886 

14  092 

5326 

518 

983 

254 

21  173 

1887 

23  103 

6898 

2063 

780 

200 

33044 

1888 

20  216 

5985 

1653 

727 

300 

28881 

1889 

18338 

4998 

1058 

758 

200 

25352 

1890 

20  981 

6439 

462 

633 

124 

28  639 

1891 

43  457 

5890 

854 

636 

561 

51398 

1892 

64253 

8643 

740 

1787 

950 

76373 

1893 

25  161 

6363 

555 

1814 

1429 

35322 

1894 

20747 

5916 

616 

II09 

791 

29179 

1895 

16727 

6047 

518 

1028 

1871 

26  191 

1896 

20  168 

9831 

744 

829 

1276 

32848 

1897 

13063 

5672 

516 

586 

5^5 

20372 

1898 

14949 

7367 

720 

296 

322 

23654 

1899 

24275 

II  071 

1343 

1 

74 

405 

5 

81 

9 

52 

37415 

1900 

37011 

16  920 

6183 

I 

33 

337 

114 

17 

49 

60  764 

1901 

37660 

13  006 

6827 

I 

10 

272 

154 

20 

49 

58098 

1902 

37846 

12  848 

6589 

55 

182 

138 

9 

21 

57688 

1903 

47689 

18759 

8562 

420 

477 

211 

II 

74 

76203 

1904 

77  544 

20  211 

6446 

817 

669 

8 

313 

32 

196 

106  236 

1905 

92388 

17352 

3854 

14299 

734 

II 

173 

327 

772 

129  910 

1906 

125  234 

14  884 

3872 

6113 

979 

429 

461 

479 

1297 

153  748 

1907 

"4  937 

18885 

3605 

7032 

734 

1818 

918 

306 

952 

149  182 

1908 

71978 

15293 

4455 

6260 

869 

2393 

635 

425 

1079 

103  387') 

1909 

39  150 

8431 

1390 

3385 

652 

2780 

690 

325 

748 

57551^) 

1910 

59824 

13  142 

1701 

4098 

705 

2262 

1388 

339 

801 

84  260I) 

Ins- 

1 

ges. 

I  119  059 

281  150 

67057 

42 

396  1 

20454 

97 

06 

52 

76 

22 

39  1 

14903 

I  562  800 

^)  Seit  1908  sind  in  den  Berichten  des  Einwandenmgskommissars  unter- 
schieden „Immigrant  aliens",  die  beabsichtigen,  dauernd  in  den  Vereinigten  Staaten 
zu  bleiben  und  „non-immigrant  aliens",  die  sich  dort  nur  vorübergehend  aufhalten 
wollen.  In  den  obigen  Zahlen  sind  nur  die  Ziffern  für  die  „Immigrant  aliens"  be- 
rücksichtigt worden. 
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In  einer  weiteren  Zusammenstellung  (S.  94)  wird  der  prozentuelle  Anteil  an- 
jen,   mit   dem   die   einzelnen  Länder  an  der  jüdischen  Einwanderung  in  die 
Vereinigten  Staaten  teilnehmen: 


Prozentueller   Anteil    der    einzelnen   Länder    an    der 
Einwanderung   in   die    Vereinigten    Staaten. 


Jahr 

Rußland 

österr.- 
Ungarn 

Rumä- 
nien 

Groß- 
britannien 

Deutsch- 
land 

Britisch 
Nord- 
amerika 

Türkei 

Frank- 
reich 

Ander« 
Länder 

1881 

54,8 

44,7 

0,5 

1882 

79,5 

20,1 

0,4 

. 

. 

. 

1883 

70,4 

28,7 

0,9 

. 

, 

1884 

68,7 

29,2 

2,1 

. 

. 

1885 

63,1 

23,4 

4,8 

. 

^,1 

1886 

66,6 

25.2 

2,4 

. 

4,6 

1,2 

1887 

69,9 

20,8 

6,3 

2,4 

0,6 

1888 

70,0 

20,7 

5,1 

. 

2,5 

1,1 

1889 

72,3 

19,7 

4,2 

. 

3,0 

0,8 

1890 

73,3 

22,5 

1,6 

. 

2,2 

0,4 

1891 

84,6 

11,5 

1,6 

. 

1,2 

1,1 

1892 

84,1 

11,3 

1,1 

2,2 

1,3 

1893 

71,2 

18,0 

1,6 

. 

5,1 

4,1 

1894 

71,1 

20,3 

2,1 

3,8 

2,7 

1895 

63,9 

23,1 

2,0 

. 

3,9 

7,1 

1896 

61,4 

29,9 

2,3 

. 

2,5 

3,9 

1897 

64,1 

27,9 

2,5 

. 

2,9 

2,6 

1898 

63,2 

31,1 

3,0 

. 

1,3 

1,4 

1899 

64,9 

29,5 

3,6 

0,5 

1,1 

0,4 

1900 

60,9 

27,8 

10,2 

0,2 

0,6 

0,3 

1901 

64,8 

22,4 

11,8 

0,2 

0,5 

0 

,2 

0,1 

1902 

65,6 

22,3 

11,4 

0,1 

0,3 

0 

,2 

0,1 

1903 

62,6 

24,6 

11,2 

0,6 

0,6 

0 

,3 

0,1 

1904 

73,0 

19,0 

6,1 

0,8 

0,6 

0 

,3 

0,2 

1905 

71,1 

13,4 

3,0 

11,0 

0,6 

0 

,1 

0,2 

0,6 

1906 

81,5 

9,7 

2,5 

4,0 

0,6 

0,3 

0 

,3 

0,3 

0,8 

1907 

77,1 

12,7 

2,4 

4,7 

0,5 

1,2 

0 

,6 

0,2 

0,6 

1908 

69,6 

14,8 

4,3 

6,1 

0,8 

2,3 

0 

,6 

0,4 

1,1 

1909 

68,0 

14,7 

2,4 

5,9 

1,2 

4,7 

I 

,2 

0,6 

1,3 

1910 

71,1 

15,6 

2,0 

4,9 

0,8 

2,7 

I 

,6 

0,4 

0,9 

Ins- 

gesamt 

71,6 

17,9 

4,3 

2,8 

1,3 

0 

,6 

0 

,3 

0 

,2 

1,0 

Die  in  den  beiden  vorstehenden  Tabellen  angegebenen  absoluten  und  Prozent- 
zahlen für  die  jüdische  Einwanderung  ergeben,  für  die  3  Dekaden  zusammengefaßt, 
folgende  Größen  (s.  S.  23*): 

Der  Prozentsatz  der  jüdischen  Einwanderung  aus  Rußland  imd  Österreich- 
Ungarn  von  der  Gesamteinwanderung  aus  diesen  beiden  Ländern  stellt  sich 
nach  den  Angaben  auf  S.  164  und  170  des  Buches  folgendermaßen  dar 
(s.S.  23*): 


Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 
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Jüdische    Einwanderung   in   die   Vereinigten    Staaten 
in    den    Dekaden  1881 — 1890,  1891 — 1900,  1901 — 1910. 


Zahl  der  Einwanderer 

Auswanderungsland 

Absolut 

Prozentual 

1881 

bis 

1890 

1891 

bis 

1900 

1901 

bis 

1910 

1881 
bis 
1910 

1881 

bis 

1890 

1891 
bis 
1900 

1901 
bis 
1910 

Rußland  .... 

135  003 

44619 

6967 

5  354 
I  078 

279  811 
83720 
12789 

8*827 
8369 

704  245 

152  811 

47301 

42589 

6273 

9701 

5081 

2273 

5989 

I  119  059 

281  150 

67057 
42589 

20454 
9701 
5081 
2273 

15436 

69,9 

23,1 
3,6 

2,8 
0,6 

71,1 
21,3 

3.2 

2,3 

• 
2,1 

72,1 

Österreich-Ungarn 
Rumänien  .    .    . 
Großbritannien  . 
Deutschland   .    . 
Brit.  Nordamerika 
Türkei     .... 
Frankreich  .    .    . 
Andere  Länder  . 

15.7 
4,8 
4,4 
0,7 
1,0 

0,5 
0,2 
0,6 

Insgesam 

t 

193  021 

393  516 

976  263 

I  562  800 

100,0 

100,0 

100,0 

Prozentueller    Anteil    der   jüdischen    Einwanderung 

ausRußland    u  n  d  ö  s  t  er  r  e  i  c  h  -  Ung  a  r  n   an  d  e  r  G  e  s  a  m  t  ein 

Wanderung   aus   diesen   Ländern. 


Jahr 

Ruß- 

österr.- 

Jahr 

Ruß- 

Österr.- 

Jahr 

Ruß- 

österr.- 

land 

Ungarn 

land 

Ungarn 

land 

Ungam 

18811 

1891 

91,6 

8,3 

1901 

44,2 

11,5 

1882  1 

i\ 

i\ 

1892 

78,8 

11,2 

1902 

35,3 

7,5 

1883  f 

) 

1 

1893 

59,5 

II, I 

1903 

35,0 

9,1 

1884  J 

9,0 

1894 

52,8 

15,3 

1904 

53,4 

11,4 

1885 

62,0 

14,4 

1895 

43,2 

18,1 

1905 

50,0 

6,3 

1886 

79,2 

18,6 

1896 

39,2 

15,1 

1906 

58,1 

5,6 

1887 

75,1 

17,1 

1897 

50,6 

17,2 

1907 

44,4 

5,6 

1888 

60,4 

13,1 

1898 

50,1 

18,5 

1908 

45,9 

9,1 

1889 

54,1 

14,6 

1899 

39,8 

17,7 

1909 

32,5 

5,0 

1890 

58,9 

11,5 

1900 

40,8 

14,7 

1910 

32,1 

5,1 

1881 — 1890 

63,3 

12,6 

1891 — 1900 

55,4 

14,1 

1901 — 1910 

44,1 

7,4 

1899: 

83,6 

1903 

1900: 

95,7 

1904 

1901: 

95,4 

1905 

1902: 

91,6 

1906 

Für  die  Jahre  1881—1910  ergibt  sich  für  Rußland  der  Prozent.satz  48,3  und 
für  Österreich-Ungarn  9,1.  Für  Rumänien  liegen  nur  Angaben  für  die  Jahre 
1899  ff.  vor.     Die  Prozentzahlen  sind: 

91,9  1907:    82,2 

91,0  1908:    85,2 

86,8  1909:    87,4 

86,5  1910:    79,3 

1899 — 1910:    89,8. 

Wenn  das  Verhältnis  der  aus  den  drei  genannten  Ländern  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  ausgewanderten  Juden  zu  der  jüdischen  Bevölkerung  dieser  Aus- 
wanderungsländer betrachtet  wird,  so  ergibt  sich,  daß  auf  10  000  jüdische  Einwohner 
in  den  Jahren  1899 — 1910  in  Rußland  125,  in  Rumänien  175  und  in  Österreich- 
Ungarn  74  Auswanderer  entfielen. 

^)  Für  diese  Jahre  bestehen  nur  Schätzungszahlen. 
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Anzahl   der  jüdischen   Auswanderer  auf    10000  jüdische   Einwohner. 


Jahr 

Bußland 

Rumä- 

Österreich- 

Jahr 

Rußland 

Rumä- 

Österreich- 

nien 

Ungarn 

nien 

Ungarn 

1899 

47 

51 

53 

1905 

181 

148 

84 

1900 

72 

238 

83 

1906 

246 

149 

72 

1901 

74 

262 

63 

1907 

226 

138 

91 

1902 

74 

253 

62 

1908 

141 

171 

74 

1903 

93 

329 

90 

1909 

77 

53 

41 

1904 

152 

246 

97 

1910 

117 

65 

63 

Der  Prozentsatz  der  jüdisch  en  Einwanderung  von  der 
Gesamteinwanderung  der  Vereinigten  Staaten  stellt  sich  wie 
folgt  dar: 


lööi  .  .  . 

1882  .  .  . 

1883  .  .  . 

1884  .  .  . 

1885  .  .  . 

1886  .  ,  . 

1887  .  .  . 

1888  .  .  . 

1889  .  .  . 

1890  .  .  . 
1881— 1890 


0,9  1891 9,2  1901 

1,7  1892 13,2  1902 

1,4  1893 8,0  1903 

2.2  1894 10,2  1904 

4>3  1895 10,1  1905 

6.3  1896 9,6  1906 

6,7  1897 8,8  1907 

5,3  1898 10,7  1908 

5»7  1899 12,0  1909 

6,3  1900 13,5  1910 

3,7  1891 — 1900  .  .  10,7  1901- 


-1910 


12,1 

8,9 

8,9 

11,8 

12,6 

13.4 
11,6 

13,2 

8,1 
il,i 


Für  die  Jahre  1881 — 1910  ergibt  sich  die  Verhältniszahl  8,8. 

Die  Angaben  über  Geschlecht  und  Alter  der  jüdischen  Einwanderer 
zeigen,  daß  in  den  Jahren  1886 — 1898  auf  100  Personen  33,8  Kinder  unter  16  Jahren 
und  66,2  Erwachsene  entfielen.  Von  letzteren  waren  58,4  männliche  und  41,6  weib- 
liche Personen.     Die  Verhältniszahlen  für  die  einzelnen  Jahre  sind  folgende: 

Geschlecht   und   Alter   der   jüdischen    Einwanderer  (in  %) 


Jahr 

Erwachsene 

Kinder 

Männliche 
Erwachsene 

Weibliche 
Erwachsene 

1886 

72,7 

27,3 

67,5 

32,5 

1887 

72,0 

28,0 

62,4 

37,6 

1888 

72,2 

27,8 

60,1 

39,9 

1889 

71,6 

28,4 

58,0 

42,0 

1890 

72,1 

27,9 

59,3 

40,7 

1891 

70,8 

29,2 

62,9 

37,1 

1892 

64,8 

35,2 

58,7 

41,3 

1893 

63,0 

37,0 

53,0 

47,0 

1894 

56,1 

43,9 

48,7 

51,3 

1895 

57,7 

42,3 

50,7 

49,3 

1896 

61,2 

38,8 

56,9 

43,1 

1897 

58,9 

41,1 

53,3 

46,7 

1898 

60,0 

40,0 

56,9 

43,1 

Im  Durchschnitt  der  Jahre  1899 — 1910  entfielen  auf  100  jüdische  Einwanderer 
56,6  männliche  und  43,4  weibliche.  Von  100  Personen  waren  24,9  weniger  als  14  Jahre 
alt;  69,6  standen  im  Alter  von  14  bis  44  Jahren  und  5,5  waren  mehr  als  45  Jahre 
alt.     Für  die  einzelnen  Jahre  ergeben  sich  die  Zahlen: 
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Gesohlecht    und    Alter   der   jüdischen    Einwanderer    (in  %) 


Jahr 

Männliche          Weibliche 

Unter 

Alter  von 

45  Jahre 

Personen 

14  Jahren 

14—44 
Jahren 

und  mehr 

1899 

56,6 

43,5 

24,0 

69,5 

6,5 

1900 

59,8 

40,2 

21,6 

72,8 

5,6 

1901 

55,7 

44,3 

25,4 

68,6 

6,0 

1902 

56,7 

44.3 

26,5 

67,5 

6,0 

1903 

57,7 

42,3 

25,0 

69,6 

5,4 

1904 

61,2 

38,8 

22,1 

72,7 

5,2 

1905 

63,2 

36,8 

22,0 

73,9 

4,1 

1906 

52,1 

47,9 

28,4 

66,2 

5,4 

1907 

54»o 

46,0 

25,3 

69,5 

5,2 

1908 

54>4 

45,6 

25,1 

69,1 

5,8 

1909 

54.0 

46,0 

26,5 

66,7 

6,8 

1910 

54,8 

45,2 

26,0 

67,9 

6,1 

Eine  Übersicht  über  die  Bewegung  der  jüdischen  Einwanderer  nach  den 
verschiedenen  Landesteilen  gewähren  folgende  Zusammenstellungen.  Danach 
gingen  mehr  als  ^/j  der  eingewanderten  Juden  nach  den  Nordatlantischen  Staaten. 

Einwanderung    in    den    Jahren    1899    bis    1910. 


Jüdische 
Einwanderer 

Gesamt- 
einwanderer 

Prozentsatz 
der  jüdischen 

absolut 

pro- 
zen- 
tual 

absolut 

pro- 
zen- 
tual 

Einwanderung 

von  der  Gesamt - 

einwanderung 

Nordatlantische   Staaten 
Nordzentral-Staaten   .    . 
Südatlantische  Staaten  . 
Südzentral-Staaten      .    . 
Weststaaten 

923  549 

HO  998 

25149 

8324 

6384 

86,0 

10,3 

2,3 

0,8 

0,6 

6  368  243 
2  116  327 

254  936 
167  427 
532  824 

67,5 
22,4 

2,7 
1,8 
5,6 

14,5 

5,2 

9,9 
5,0 
1,2 

Insgesamt 

I  074  404I) 

100,0 

9  439  757 

100,0 

11,4 

Staat 


Jüdische 

Ein- 
wanderer 


Prozent- 
satz der 
Gesamtein- 
wanderung 


Staat 


Jüdische 

Ein- 
wanderer 


Prozent- 
satz der 
Gesamtein- 
wanderung 


New  York.  . 
Pennsylvania 
Massachusetts 
Illinois  .  .  . 
New  Yersey  , 
Ohio  .... 
Maryland  .    . 


690  296 
108  534 
66  023 
50931 
31  279 
20531 
18  700 


64,2 
10,1 
6,1 
4,7 
3,2 
1,9 
1,7 


Connecticut 
Missouri     . 
Minnesota 
Wisconsin 
Michigan  . 
Rhode  Island 
Andere  Staaten 


Insgesamt 


16254 

12  476 

7029 

6369 

5970 
5023 

31  989 


1,5 
1,2 

0,7 
0,6 
0,6 
0,5 
3,0 


I  071  404I) 


27  gingen  nach  Alaska,  Hawai  und  Porto  Riko,  11  waren  Touristen. 
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Nationalität  und  Sprachenverhältnisse  der  belgischen  Bevölkerung  und  die 
Belgier  im  Auslande.  Nach  der  letzten  Volkszählung  vom  30.  Dezember  1910  be- 
lief sich  die  Bevölkerung  Belgiens  auf  7  423  784  Einwohner,  darunter  3  680  790 
männliche  und  3  742  994  weibliche.  Die  Zahl  der  Angehörigen  fremder  Staaten  be- 
trug 121410  männliche,  132546  weibliche,  zusammen  253956.  Nach  der  „Zeitschrift 
des  Kgl.  Preuß.  Statist.  Landesamts",  65.  Jahrg.,  Berlin  1915,  Statistische  Korre- 
spondenz S.  LXXX  befanden  sich  darunter  Angehörige  nachstehender  fremder 
Staaten: 

Anzahl   der   Angehörigen  fremder   Staaten   in   Belgien. 


Männliche 

Weibliche 

Zusammen 

Frankreich 

Niederlande 

Deutschland 

36907 

33  165 

27379 

4706 

4502 

2886 

3410 
2  611 
I  298 
3138 
I  408 

43858 

37785 

29631 

5661 

2989 

4088 

2  517 
1879 
1037 
2  041 
I  060 

80  765 

70950 

57010 

10367 

7491 

6974 

5927 

4490 

2335 
5  179 
2  468 

Luxemburg 

Rußland 

Großbritannien 

Österreich-Ungarn 

ItaHen 

Schweiz 

Dazu  andere  europäische  Staaten     .    . 
und  außereuropäische  Staaten  .... 

Insgesamt 

121  410 

132  546 

253  956 

Von  den  Deutschen  lebten  nicht  weniger  als  20  683  in  der  Provinz  Lüttich, 
16  961  in  der  Provinz  Brabant  und  10  770  in  der  Provinz  Antwerpen.  Die  Fran- 
zosen waren  am  stärksten  vertreten  in  den  Provinzen  Kennegau  (30  825)  und  Bra- 
bant (22448);  Niederländer  in  den  Provinzen  Antwerpen  (31  686),  Brabant  (13574) 
und  Lüttich  (12  939).  Wie  die  vorstehende  Tabelle  zeigt,  ist  unter  den  Franzosen, 
den  Niederländern,  den  Deutschen,  den  Luxemburgern  und  den  Engländern  die 
Zahl  der  weiblichen  Angehörigen  viel  größer  als  die  der  männlichen.  Besonders  groß 
ist  das  weibliche  Element  unter  den  Angehörigen  von  Großbritannien  und  Irland. 

Von  nicht  geringem  Einfluß  auf  die  innere  Politik  und  die  wirtschaftliche 
Entwicklung  Belgiens  waren  die  Sprachenverhältnisse  der  Bevöl- 
kerung. Als  die  drei  nationalen  Sprachen  werden  in  der  amtlichen  VeröffentUchung 
der  Ergebnisse  der  Volkszählung  Ende  1910  „Französisch",  „Flämisch"  und 
, .Deutsch"  bezeichnet. 

Sprachenverhältnisse   der    belgischen    Bevölkerung. 


Von  der  G«samtbevölkerung 
sprachen: 

männliche 
Personen 

weibliche 
Personen 

Zusammen 

nur  französisch 

nur  flämisch 

nur  deutsch      

französisch   und   flämisch    . 
französisch   und  deutsch     . 
f Emisch   und  deutsch .    .    . 

alle  drei  Sprachen 

keine  der  drei  Sprachen    .    . 

I  394  192 

I  598  379 

14953 

429  294 

37794 

4325 

34  454 

167  399 

I  439  142 

I  622  283 

16  462 

441  994 

37  199 

4327 

18  093 

163  494 

2  833  334 

3  220  662 

31  415 
871  288 

74  993 
8652 

52547 
330  893 
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Vorherrschend  war  aber  das  „Flämische".    Denn  es  bedienten  sich,  wie  aus 
den  weiteren  Angaben  hervorgeht,  am  häufigsten: 


männliche 
Personen 


weibliche 
Personen 


Zusammen 


der  flämischen  Sprache 
der  französischen  Sprache 
der  deutschen  Sprache  .    . 


307812 

174  025 

24030 


303  719 

175  944 

21  950 


611  531 

349  969 

45980 


Über  die  im  Auslande  wohnenden  Belgier  wird  in  dem 
„Handbuch  des  belgischen  Wirtschaftslebens",  herausgeg.  von  Wilhelm 
B  ü  r  k  1  i  n  1)  (Göttingen  1916.  Otto  Hapke)  S.  6,  Teil  B  folgende  Übersicht 
gegeben,  in  der  Frankreich  an  erster  Stelle  steht,  die  anderen  Länder  weit  hinter 
sich  zurücklassend: 

Angaben   über  im  Auslande  wohnende  Belgier. 


Land 


Anzahl  der 

dort  wohnenden 

Belgier 


Auf  je  100  000 
der  einheimischen 

Bevölkerung 
entfallen  Belgier 


Frankreich 

Vereinigte  Staaten .    .    .    . 

Deutschland 

Kanada     

Argentinien 

Brasilien 

Spanien 

Österreich -Ungarn  .    .    .    . 

Chile 

Ägypten 

Australien 

China 

Bulgarien 

Dänemark 

Bolivien 

Bosnien  und  Herzegowina 


1906 
1910 
1910 
1911 
1906 
igoo 
1900 
1910 
1907 
1907 
19U 
1911 
1910 
1911 
1900 
1895 


290  000 

49320 

13455 

9  593 

5634 

976 

864 

584 

391 

340 

339 

295 

107 

73 
22 


738,8 

53,6 

20,7 

133.0 

94»3 

5.8 

4.6 

1,2 

12,0 

3,0 
7,6 
0,1 

2,5 

2,6 
1,2 

0,3 
— b— 


m. 
Verkehrswesen. 


A.  Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Der  Suezkanal  im  Kriege.^) 

Weit  mehr  als  im  Jahre  1914  sind  die  Wirkungen  des  Krieges  auf  den 
Verkehr  im  Suezkanal  in  den  statistischen  Ergebnissen  für  das  Jahr  1915 

M  Vgl.  W.  A.,  8.  Bd.,  Heft  2,  S.  505. 

*)  Als  Material,  soweit  nicht  im  Texte  erwähnt,  sind  in  erster  Linie  benutzt: 
Suez-Kanal;  Returns  of  Shipping  and  Tonnage  1913,  1914,  1915,  Cd.  8263,  1916; 
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zum  Ausdruck  gekommen.  Die  Nettotonnage  ging  im  Vergleich  zum  ersten 
Kriegsjahre  um  4  143  340  tons  und  gegenüber  1913  um  4  767  729  tons  zurück. 
Das  bedeutet,  in  relativen  Zahlen  zum  Ausdruck  gebracht,  eine  Abnahme 
von  16  %  bzw.  21  %.  Neben  dem  Raumgehalt  ist  die  Zahl  der  Schiffe  als 
Mittel  zur  analytischen  Darstellung  der  Entwicklung  des  Weltverkehrs 
weniger  bedeutend,  aber  aus  den  Zahlen  des  Suez-Kanalverkehrs  ergibt 
sich  eine  bemerkenswerte  Tatsache  für  die  Struktur  der  Weltwirtschaft 
unter  dem  Einflüsse  des  Krieges. 

Die  Zahl  der  Schiffe  ging  von  5085  im  Jahre  1913  auf  4802  Schiffe  im 
Jahre  1914  und  3708  im  Jahre  1915  zurück;  es  war  also  im  Jahre  1915  ein 
Rückgang  von  27  %  gegenüber  1913  und  23  %  gegenüber  1914  eingetreten. 
Dagegen  zeigen  die  Zahlen  für  die  durchschnittliche  Nettotonnage  eines 
Schiffes  in  diesen  Jahren  eine  entgegengesetzte  Entwicklung.  Von  der  Er- 
öffnung des  Kanals  an  hat  die  Durchschnittstonnage  eine  von  Jahr  zu  Jahr 
stetige  Aufwärtsentwicklung  erfahren.  Die  hierin  zum  Ausdruck  kommende 
Zunahme  des  Großschiffsverkehrs  hat  im  Kriege  angehalten,  wie  die  Zahlen 
für  1913,  1914  und  1915  zeigen.  In  den  genannten  Jahren  betrug  die  Durch- 
schnittstonnage 3940, 4042  und  4117  Nettotons.  In  der  graphischen  Darstellung 
(Tabelle  III^))  kommt  diese  gegenüber  den  großen  Schwankungen  in  der  Zahl 
der  Schiffe  gleichmäßige  Aufwärtsbewegung  zum  Ausdruck.  Glewiß  spiegelt 
sich  in  dieser  Tatsache  nichts  anderes  wider  als  die  Entwicklung  des  Schiff- 
fahrtswesens überhaupt,  und  die  Darstellung  würde  nichts  weiter  beweisen, 
als  daß  der  Schiffsverkehr  im  Suez-Kanal  dieser  Entwicklung  gefolgt  ist, 
wobei  die  Frage,  wie  weit  die  Entwicklung  parallel  gehend  ist  oder  nicht, 
dahingestellt  bleiben  mag. 

Die  Darstellung  dieser  Tatsachen  ist  aber  notwendig,  um  die  Entwick- 
lung des  Suez-Kanalverkehrs  im  Kriege  aufzuweisen,  womit  in  gleicher 
Zeit  ein  Ausschnitt  aus  der  Entwicklung  des  Weltseeverkehrs  im  Kriege 
gegeben  wird.  Es  muß  hier  nämlich  die  Frage  aufgeworfen  werden,  wie 
weit  eine  Verschiebung  im  Anteil  der  großen  oder  kleinen  Fahrzeuge  am 
Gresamtverkehr  stattgefimden  hat.  Der  Einwand  liegt  auf  der  Hand,  daß 
aus  der  Zunahme  der  Durch  schnittstonnage  noch  nicht  eine  Abnahme  des 
Verkehrs  der  kleineren  Fahrzeuge  abzuleiten  ist.  Auch  die  folgenden  Zahlen 
scheinen  eher  für  die  umgekehrte  Entwicklung  zu  sprechen.  Die  Tabelle 
auf  S.  29*  gibt  eine  Übersicht  über  den  Tiefgang  der  Schiffe,  die  in  den 
Jahren  1909—1915  den  Kanal  passierten. 

Wäre  die  Zahl  der  Schiffe  dieselbe  geblieben  oder  hätte  sie  gar  zuge- 
nommen, so  könnte  man  allerdings  die  oben  gestellte  Frage  nicht  ohne 
weiteres  beantworten.  Da  aber  die  Zahl  der  Schiffe  erheblich  zurückge- 
gangen  ist  und  die  Durchschnittstonnage  zugenommen  hat,  muß  man  zu 

für  1912-1914  Cd.  8010,  1915;  für  1910-1912  Cd.  6806,  1913.  Die  Tabelle!,  II und 
III  sind  Fortsetzungen  der  im  Weltwirtsch.  Arch.  Bd.  7,  Heft  2,  S.  265  ff.  veröffent- 
lichten Tabellen.  In  der  Regel  sind  als  Vergleichs]' ahre  die  Jahre  1913,  1914  und 
1915  in  Betracht  gekommen.  Nur  für  die  Tabelle  IV  fehlen  die  entsprechenden 
Zahlen  für  1913,  so  daß  auf  das  nächste  Jahr  zurückgegriffen  werden  mußte. 

^)  Die  Angabe  der  numerierten  Tabellen  bezieht  sich  auf  die  am  Schlüsse 
des  Textes  folgenden  Tabellen  und  graphischen  Darstellungen. 
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Übersicht    über    die  Zahl    der  Schiffe    nach   dem  Tiefgang. 


Im 
Jahre 

Bis  zu 

27  Fuß 

In  % 

28  Fuß 

In% 

29  Fuß 

In% 

30  Fuß 
u.  darüb. 

In  % 

1909 

4160 

98,1 

79 

1,9 

1910 

4426 

98 

107 

2 

1911 

4817 

97 

152 

3 

1912 

5192 

97 

181 

3 

1913 

4852 

96 

233 

4 

1914 

4606 

96 

147 

3 

49 

I 

1915 

3591 

97 

83 

2 

28 

I 

6 

0,1 

dem  Schluß  kommen,  nicht  das  Eintreten  einiger  großer  Schiffe  hat  das 
statistische  Ergebnis  beeinflußt,  sondern  es  ist  tatsächlich  eine  Verschiebung 
innerhalb  des  Verkehrs  zugunsten  der  Großschiffahrt  eingetreten. 

Wenn  man  von  der  Bedeutung  des  Suez-Kanals  als  Warenweg  absieht, 
dem  eigentlichen  Thema  dieses  Aufsatzes,  so  tritt  die  Wirkung  des  Krieges 
am  deutlichsten  in  der  Veränderung  des  Personenverkehrs  hervor  (vgl. 
Tabelle  II).  Im  Jahre  1913  war  eine  starke  Zunahme  zu  verzeichnen  ge- 
wesen, die  ganz  den  gesteigerten  Militärtransporten  zuzuschreiben  war.  Im 
Jahre  1915  sank  die  Gresamtzahl  bedeutend  gegenüber  dem  ersten  Kjiegs- 
jahre,  ja  selbst  noch  unter  die  Zahl  von  1913.  Zurückzuführen  ist  dies  auf 
den  Rückgang  der  Zahl  der  Militärpersonen,  die  allerdings  noch  weit  über 
den  Friedensziffern  blieb,  und  vor  allem  auf  den  verminderten  Zivil- 
personen- und  Pilgerverkehr.  Das  letztere  ist  leicht  erklärlich,  da  die 
Pilgerorte  der  Mohammedaner  innerhalb  des  Kxiegsgebiets  lagen. 

Der  Rückgang  des  Verkehrs  spiegelt  sich  in  den  verminderten  Einnahmen 
der  Suez-Kanalgesellschaft  aus  den  Verkehrsabgaben  wider.  Diese  ver- 
ringerten sich  gegenüber  1913  um  33  128  318  Eres,  und  gegenüber  1914 
um  28  726  237  Eres.  Hierbei  muß  beachtet  werden,  daß  bereits  im  Jahre 
1913  die  Einnahmen  gesunken  waren,  da  im  Januar  1913  die  Grebühren 
pro  Tonne  von  6,75  Eres,  auf  6,25  Eres,  herabgesetzt  waren. 

Die  Gesamteinnahmen  der  Suez  -  Kanalgesellschaft  beliefen  sich  im 
Jahre  1915   auf   98  228  098  Eres,  und   zeigen  im  Vergleich   mit   1914  eine 

Finanzen  der   Suez-Kanalgesellschaft  in  den  Jahren  1906 — i9i5. 


Roh- 

Betriebs- 

Rück- 

einnahmen 

einnahmen 

stellungen 

Dividende 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

1000  Frcs. 

Frcs. 

1906 

III  989 

85740 

4150 

141 

1907 

120  118 

92856 

7300 

141 

1908 

III  491 

82616 

8158 

141 

1909 

123  478 

25988 

4000 

150 

I9I0 

133  704 

106  821 

9000 

158 

I9II 

138  038 

108  867 

7000 

165 

1912 

139923 

110  077 

8000 

165 

I9I3 

129  925 

95285 

3000 

165 

I9I4 

125  121 

92  180 

3000 

120 

I9I5 

98  228 

66  198 

3000 

120 

30^ 
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Verminderung  um  26  893  138  Frcs.  Der  Reingewinn  betrug  einschließlich 
des  Vortrags  73  021375  Frcs.  (1914:  80  359  898  Frcs.)  Von  diesem  sind 
61 567  887  Frcs.  zur  Verteilung  gekommen,  während  11 453  488  Frcs. 
vorgetragen  wurden.  (1914:  18  703  500  Frcs.).  Die  Dividende,  die  zur  Ver- 
teilung kam,  betrug  120  Frcs.  pro  Aktie.  Die  Übersicht  auf  S.  29*  zeigt  die 
Dividendenentwicklung  der  letzten  Jahre  (nach  Hamb.  Corresp.  17.  Juli  1916). 
Die  Folge  dieses  Rückganges  der  Einnahmen  ist  eine  Erhöhung  der 
Gebühren  gewesen,  und  zwar  ist  folgende  progressive  Steigerung  vor- 
gesehen: 

Vom  I.  Januar  1916  bis  31.  März  1916 6,25  Frcs. 

Vom  I.  Juni  1916  bis  4.  Oktober  1916 6,75  Frcs. 

Vom  5.  Oktober  1916  bis  31,  Dezember  1916  .    .    .  7,25  Frcs. 

1917 7,25  Frcs. 

Dies  dürfte  von  Bedeutung  werden  für  den  Seeverkehr  von  Europa 
nach  dem  Osten  und  vor  allen  Dingen  für  die  Konkurrenzfähigkeit  der  euro- 
päischen Waren  auf  dem  indischen  wie  ostasiatischen  Markte.  Eine  andere 
Maßnahme  dürfte  jedoch  nicht  zur  Durchführung  kommen.  Wenigstens  hat 
es  die  Suez-Kanalgesellschaft  als  mit  ihren  Bestimmungen  unvereinbar 
erklärt,  auf  den  Vorschlag  aus  englischen  und  französischen  Schiffahrts- 
kreisen einzugehen,  den  deutschen  und  österreichischen  Schiffen  den  Kanal 
nach  dem  Kriege  zu  sperren. 

Es  erübrigt  sich,  an  dieser  Stelle  auf  den  Wert  des  Suez-Kanals  als 
Handelsweg  in  normalen  Zeiten  einzugehen,  aber  für  die  Betrachtung  der 
Kriegszeit  muß  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  die  Bedeutung  des  Kanals 
im  Kriege  mehr  auf  der  rein  wirtschaftlichen  oder  mehr  auf  der  mili- 
tärischen Seite  lag.  Nicht  darauf  soll  eine  Antwort  gegeben  werden,  ob 
eine  tatsächliche  Sperrung  des  Kanals  wirtschaftlich  oder  militärisch  von 

Entfernung^)     in    Seemeilen    von   London    und   Marseille 
nach   indischen   und    anderen    asiatischen   Märkten. 


Nach 

Von  London 

Von  Marseille 

über  Suez 

ums  Kap 

über  Suez 

ums  Kap 

Aden 

Bombay 

Colombo 

Madagaskar 

Kalkutta 

Singapur     

Batavia 

Saigon 

Hongkong  

Manilla 

Yokohama 

Noum6a  (Neu-Kaledonien) 
Melbourne 

4675 
6307 

6757 
6875 
8  Gig 
8  292 
8565 
8943 
9678 
9684 

11  251 

12  334 
II  083 

IG  219 
IG  87G 
10599 
8303 
II  686 
II  825 
II  362 

12344 

13  089 

12947 

14  566 
12934 
II  728 

2  900 
4532 
4982 
5  100 
6244 

6517 
6790 
7168 
7903 
7906 
9476 
10559 
9308 

9869 

IG  520 
IG  249 

7  953 
II  336 
II  475 
II  gg6 

11  989 

12734 

12  591 
14  201 
12  599 
II  375 

^)  Nach:  Exposition  Franco-Britannique:  Le  Canal  de  Suez.  Note,  Tableanx 
et  Planches.  Paris  1908. 
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weittragender  Bedeutung  gewesen  wäre.  Nur  auf  eins  mag  liingewieson 
werden:  auf  den  Unterschied  in  den  Entfernungen,  der  durch  ein  solches 
Ereignis  herbeigeführt  worden  wäre. 

Aus  der  Tabelle  IV,  die  die  Verteilung  der  verschiedenen  Schiffsgattungen 
auf  den  Gresamtverkehr  darstellt,  erhellt,  daß  die  Kriegs-  und  Transportschiffe, 
sowie  die  von  den  Regierungen  gecharterten  Fahrzeuge  der  Zahl  und  dem 
Eaumgehalt  nach  eine  erhebliche  Zunahme  aufzuweisen  haben.  Die  Zahl  hat 
sich  gegenüber  1912  ungefähr  verdoppelt,  während  die  Summe  der  Netto- 
registertons  um  355  %  in  derselben  Zeitspanne  zunahm.  Dagegen  ging  die 
Zahl  der  Handelsschiffe  um  43  %  zurück,  zu  gleicher  Zeit  sank  auch  dio 
Gesamtsumme  des  Nettoraumgehaltes  dieser  Schiffsklasse  um  39  %.  Die 
Gesamttonnage  der  Postschiffe  nahm,  verglichen  mit  1912,  um  ungefähr 
50  %  ab. 

Von  der  Summe  der  Nettoregistertons  aller  Schiffe,  die  in  den  Jahren 
1912  bzw.  1915  den  Kanal  passierten,  entfiel  auf  die  Post-  und  Handels- 
schiffe zusammen  im  Jahre  1912  ein  Anteil  von  90  %;  1915  betrug  dieser 
Anteil  nur  noch  71  %,  Kriegsschiffe,  sowie  Transportschiffe  und  von  den 
Regierungen  gecharterte  Schiffe  konnten  im  Jahre  1912  zusammengenommen 
einen  Anteil  an  der  Gesamtsumme  von  1,8  %  aufweisen,  der  aber  im  Jahre 
1915:  22%  betrug.  Auf  die  Entwicklung  des  Personenverkehrs  ist  bereits 
eingegangen  worden,  daß  nämlich  der  Anteil  der  Zivilpersonen  am  Gt^samt- 
verkehr  im  Jahre  1912:  61%  betrug,  während  1915  dieser  Anteil  sich  nur  noch 
auf  41  %  belief.  Solange  aber  außer  diesen  Zahlen  der  Verteilung  des  Ge- 
samtverkehrs auf  die  verschiedenen  Schiffsgattungen  keine  Angaben  über 
die  beförderten  Warenmengen  vorliegen,  kann  man  zu  einer  eindeutigen 
Analyse  des  Suez-Kanalverkehrs  nicht  gelangen.  Vor  allen  Dingen  muß 
berücksichtigt  werden,  daß  die  von  den  Regierungen  gecharterten  Dampfer 
nicht  rein  kriegerischen  Zwecken,  sondern  zu  einem  beträchtlichen 
Teile  der  wirtschaftlichen  Versorgung  der  betreffenden  Staaten  dienten. 
Ohne  Zweifel  erhellt  aus  diesen  Zahlen  die  große  militärische  Bedeutung 
des  Kanals,  die  Frage  aber,  ob  der  Kanal  als  Straße  des  Warenaustausches 
nicht  wichtiger  war  oder  ebenso  wichtig,  kann  nur  auf  Grund  einer  Waren- 
bewegungsstatistik festgestellt  werden,  die  bis  vor  dem  Kriege  in  den  amt- 
lichen englischen  statistischen  Drucksachen  über  den  Suez-Kanal  zu  finden 
war,  jetzt  aber  nicht  mehr  veröffentlicht  wird. 

Eine  andere  Tatsache  aber  läßt  sich  genauer  feststellen,  nämlich  welcher 
Nation  die  Vermittler  der  durch  den  Kanal  beförderten  Waren  angehörten. 
Von  den  Handels-  und  Postschiffen  entfielen  im  Jahre  1912  auf  England 
der  Zahl  der  Nettoregistertons  nach  61  %,  im  Jahre  1915  betrug  der  Anteil 
69  %.  Die  Mittelmächte  Deutschland  und  Österreich  konnten  im  Jahie 
1912  einen  Anteil  von  16  %  bzw.  3,5  %  auf  sich  vereinigen.  Frankreich  war 
im  Jahre  1912  mit  4,2  %,  1915  mit  5,6  %;  Holland  1912  mit  6,6  %  und  1915 
mit  11,4%;  Italien  1912  mit  1,5%,  1915  mit  2,8%  beteiligt.  Japan, 
auf  das  im  Jahre  1912  nur  1,7  %  entfielen,  hatte  im  Jahre  1915  bereits 
einen  Anteil  von  5  %.  Es  ergibt  sich  also,  daß  England  immer  noch  den  größ- 
ten Teil  des  Warenaustausches  vermittelt.     Nach  den  relativen  Zahlen  ge- 
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messen,  haben  sogar  fast  alle  wichtigeren  Länder  eine  Vergrößerung  ihres 
Anteils  erfahren.  Die  Keihenfolge  nach  der  Größe  des  Anteils  ist  jedoch 
dieselbe  geblieben. 

Anders  gestaltet  das  Bild  sich  aber,  wenn,  man  nicht  nach  den  Verschie- 
bungen in  der  Reihenfolge  fragt,  sondern  nach  der  tatsächlichen  Zu-  oder 
Abnahme  des  Verkehrs  der  Handels-  und  Postschiffe.  Nicht  allein  der  Aus- 
fall der  deutschen  und  österreichischen  Schiffe,  die  1912  mit  16  %  im,d  3,5  % 
beteiligt  waren,  hat  die  Gesamtsumme  sich  verkleinern  lassen.  Der  Schiffs- 
verkehr fast  jeder  Nationalität,  soweit  sie  für  deix  Suez-Kanal  von  größerer 
Bedeutung  ist,  hat  einen  Rückschritt  aufzuweisen.  Die  Gesamtabnahme 
der  Post-  und  Handelsschiffahrt  hat  im  Jahre  1915,  verglichen  mit  1912, 
40,7  %  betragen.  Der  englische  Verkehr  nahm  ganz  erheblich,  um  33  %,  ab. 
Frankreich  verlor  dagegen  etwas  weniger,  nämlich  21  %.  Noch  geringer  war 
die  Abnahme  der  italienischen  Schiffahrt  durch  den  Suez-Kanal,  die  13  % 
betrug.  Für  Holland  dagegen  ist  eine  ganz  geringe  Zunahme  von  0,2  % 
aufzuweisen.  Bezeichnend  für  die  Entwicklung  des  Seeverkehrs  im  Kriege 
ist  die  Zunahme  der  japanischen  Handels-  und  Post- Schiffahrt  durch  den 
Suez-Kanal  um  71  %. 

Wie  sich  der  japanische  Schiffsverkehr  mit  dem  europäischen  Kontinent 
entwickelt  hat,  kommt  am  besten  in  den  Tabellen  V  und  VI  zum  Ausdruck. 
Von  dem  Jahre  1896  kann  man  den  Zeitpimkt  datieren,  von  dem  an  der  ja- 
panische Verkehr  von  Jahr  zu  Jahr  zugenommen  hat,  mit  Ausnahme  der 
Jahre  1904/05,  der  Zeit  des  russisch-japanischen  Krieges.  Im  Jahre  1909 
war  ein  gewisser  Höhepunkt  erreicht,  da  sich  der  japanische  Verkehr  in  den 
darauffolgenden  Jahren  ungefähr  auf  der  gleichen  Höhe  hielt.  Mit  dem  Kriege 
trat  dann  1915  die  oben  dargestellte  Erweiterung  des  europäischen  Verkehrs 
ein. 

Am  meisten  ist  an  dieser  Zunahme  von  den  japanischen  Reedereien 
die  Nippon  Yusen  Kaisha  beteiligt.  Diese  gehört  zu  den  wenigen  großen 
Schiffahrtslinien,  die,  soweit  sie  für  den  Suez-Kanal  in  Betracht  kommen, 
einen  erhöhten  Anteil  am  Verkehr  aufzuweisen  haben.  Wie  weit  die  einzelnen 
Linien  am  Suez-Kanalverkehr  beteiligt  sind,  geht  aus  der  Tabelle  VEI  hervor, 
deren  Zahlen  für  sich  ohne  weitere  Erläuterung  sprechen. 

TabeUe  I. 
DerSchiffsverkehr    durch    den    Suez-Kanal  von   1913 — 1915. 
Anzahl  und  Tonnengehalt  der  Schiffe;  Ertrag  der  Durch- 

fuhrgebühren. 


Jahr 

Zahl 

der 

Schiffe 

Brutto- 
tonnen 

Netto- 
tonnen 

Durchfuhr- 
gebühren 
(pro  Tonne) 

Frcs. 

Ertrag 
der 
Durchfuhr- 
gebühren 

Frcs. 

Durch- 
schnittliche 
Netto- 
tonnage 
der  Schiffe 

1913 
1914 

1915 

5085 
4802 
3708 

27  737  180 
26  866  340 
21  027  457 

20  033  884 
19  409  495 
15  266  155 

6,25 
6,25 
6,25 

126  650  934 

122  248  853 

93  522  616 

3940 
4042 
4117 

Verkehrswesen. 

Tabelle  II. 
Der    Personenverkehr^)    durch    den    Suez-Kanal 

1913—1915- 
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Es  passierten 

den  Kanal 

im  Jahr 

Militärpersonen 

Zivilpersonen 

Pilger,  Aus- 
wanderer und 
Sträflinge 

Zusammen 
Personen 

1913 
1914 

1915 

88  748 
228  720 
119  812 

169  641 

155  183 

86653 

23846 
7869 
4065 

282  235 

391  773 
210  530 

^)  Ohne  Schiffsmannschaften. 

TabeUe  III  a. 

20  Q^'^o"9^\"^^" 
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^)  Die  Zahlen  für  Holland  sind  in  der  amtlichen  Statistik  in  der  Gtesamt- 
übersicht  nicht  besonders  ausgewiesen;  für  die  Jahre  1910 — 1915  sind  die  Zahlen 
den  jeweiUg  veröffentUchten  Jahres  Übersichten  entnommen. 
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TabeUe  IV. 

Der  Schiffahrtsverkehr   im   Suez-Kanal   1912  und    1914 — 1915 

nach    den    verschiedenen    Schiffsgattungen- 


Handeisschiffe 

Postschiffe 

Blriegsschüfe  und 
Transporte 

Zahl 

Netto  tonnage 

Zahl 

Nettotonnage 

Zahl 

Netto  tonnage 

I9I2 
I9I4 
I9I5 

3643 
3034 
2094 

13  829  098 

12  088  564 

8  366  994 

1054 

882 

545 

4  499  151 
3  982  947 
2  486  516 

85 
106 
169 

126  934 
191  631 
567  511 

Von  den  Regierungen 
gecharterte  Schüfe 

In  Ballast  fahrende 
Schiffe 

Insgesamt 

Zalil 

Nettotonnage 

Zahl 

Netto  tonnagt 

Zahl 

Nettotonnage 

1912 
1914 
1915 

49 
500 

574 

254  158 
2  327  701 
2  812  086 

542 
280 
326 

I  565  779 

818652 

I  033  048 

5373 
4802 
3708 

20  275  120 
19  409  495 
15  266  155 

Tabelle  V. 
Der   Schiffahrtsverkehr    durch    den  Suez-Kanal    nach 
der    Flagge    der    Schiffe    1913 — 1915. 


Gresamtzahl  der  Schiffe 


Anzahl 


1913      1914      1915 


Netto  tonnage 


1913 


1914 


1915 


Großbritannien  und 

Irland 

Niederlande  .... 
Frankreich    .... 

Japan    

Italien 

Dänemark     .... 

Schweden 

Norwegen      .... 
Griechenland    .    .    . 

Spanien 

Rußland 

Vereinigte  Staaten  . 

Belgien 

Deutschland     .    .    . 
Österreich -Ungarn  . 

Türkei 

Siam 

Persien 

China 

Portugal 


2951 

342 

256 

68 

110 

56 

33 

44 

17 

26 

iio 


778 

246 

23 

7 

7 

2 


3078 

347 
228 
64 
131 
42 
35 
41 
49 
26 

71 
3 

481 
176 

25 

2 

3 


2736 

334 

171 

119 

124 

46 

38 

48 

47 
26 

17 

I 
I 


12  052  484 

I  287  354 

927  787 

343  732 

290  576 

171  848 

122  957 

93313 

54560 

75643 

340  595 

7476 

3  352  287 

845  830 

41  648 

17677 

5  159 

2  087 

871 


12  910  278 

1  389  390 
799  624 
354  367 
369  239 
163  832 
132  027 

96647 
138  042 

71  558 

200  423 

2  562 

2  118  946 
631  730 

23  289 

5050 
2491 


5085  I  4802  I  3708  I  20  033  884  j  19  409  495 


II  656  038 

I  334  474 
666  122 

565  945 

363  488 

166  497 

144  330 

135  544 

95876 

72  700 

59  535 

3436 

2  170 


15  266  155 


lU« 
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Tabelle  VI. 
Anteil    der    verschiedenen    Nationen 
an  der    Nettotounage   des    Schiffahrtsverkehrs 
in    den    Jahren    von    1870    bis    1915 
(in  1000  Nettoregistertons). 


Jahr 

Österr.- 
Ungarn 

Frank- 
reich 

Deutsch 
land 

Itaben 

Eng- 
land 

Japan 

Verschie 
dene 

Total 

1870 

19 

85 

_ 

6 

290 

_ 

37 

437 

1871 

39 

89 

2 

27 

546 

— 

58 

761 

1872 

47 

125 

IG 

40 

854 

— 

85 

I  161 

1873 

61 

132 

24 

39 

994 

0,6 

117,4 

I  368 

1874 

58 

151 

28 

45 

I  200 

0,5 

149,5 

I  632 

1875 

65 

161 

32 

58 

1477 

0,9 

216,1 

2  010 

1876 

55 

169 

28 

60 

I  577 

— 

2g8 

2  G97 

1877 

52 

165 

40 

65 

1839 

— 

194 

2355 

1878 

44 

172 

21 

50 

I  810 

5 

168 

2  27G 

1879 

51 

181 

15 

68 

I  751 

I 

196 

2  263 

1880 

73 

185 

38 

74 

2433 

0,7 

253,7 

3057 

1881 

82 

199 

43 

81 

3430 

— 

302 

4  ^37 

1882 

88 

286 

127 

108 

4  126 

— 

340 

5075 

1883 

99 

557 

157 

132 

4  406 

4 

421 

5776 

1884 

106 

568 

169 

114 

4467 

13 

435 

5872 

1885 

120 

574 

199 

159 

4864 

3 

417 

6336 

1886 

137 

476 

211 

125 

4  437 

5 

377 

5768 

1887 

141 

384 

220 

252 

4517 

3 

386 

5903 

1888 

123 

387 

238 

268 

5223 

6 

396 

6  641 

1889 

117 

362 

289 

187 

5  353 

4 

471 

6783 

1890 

118 

366 

491 

144 

5331 

4 

436 

6890 

1891 

112 

405 

596 

180 

6840 

8 

558 

8699 

1892 

125 

416 

554 

128 

5827 

4 

658 

7712 

1893 

167 

461 

556 

120 

5  753 

I 

6oi 

7659 

1894 

188 

467 

626 

119 

5  997 

12 

630 

8039 

1895 

166 

673 

694 

146 

6063 

2 

704 

8448 

1896 

158 

532 

806 

393 

5818 

31 

822 

8  560 

1897 

184 

520 

859 

129 

5319 

114 

774 

7899 

1898 

213 

572 

970 

137 

6298 

183 

866 

9239 

1899 

266 

599 

1071 

133 

6586 

225 

1016 

9  896 

1900 

341 

752 

1466 

159 

5605 

246 

1169 

9738 

1901 

409 

757 

1763 

176 

6253 

237 

1229 

IG  824 

1902 

418 

769 

1707 

167 

6773 

232 

1182 

II  248 

1903 

407 

781 

1773 

149 

7404 

221 

II 72 

II  907 

1904 

455 

778 

1970 

205 

8834 

21 

1139 

13402 

1905 

458 

844 

2113 

190 

8357 

— 

1172 

13  134 

1906 

483 

856 

2156 

181 

8300 

147 

1323 

13446 

1907 

440 

807 

2254 

202 

9496 

259 

1270 

14  728 

1908 

388 

815 

2311 

190 

8303 

286 

1340 

13633 

1909 

520 

802 

2382 

208 

9592 

358 

1546 

15  408 

1910 

643 

833 

2564 

218 

IG  424 

351 

1549 

16582 

1911 

622 

820 

2791 

202 

II  716 

362 

1812 

18325 

1912 

814 

799 

3025 

368 

12  848 

320 

21  Gl 

2G  275 

1913 

846 

928 

3352 

291 

12  G52 

344 

2221 

20  034 

1914 

632 

800 

2119 

369 

12  9IG 

354 

2225 

19  408 

1915 

— 

666 

— 

363 

II  656 

566 

2015 

15  266 

Verkehrswesen. 
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TabeUe  VII. 
Der    Anteil    der    wichtigsten   Schiffahrtslinien    an    der    Netto- 
tonnage  des   Schiffahrtsverkehrs   durcli    den   Suez-Kanal    1913 — 1915 

(in  Nettoregistertons). 


Name  der  Linien 


1913 


1914 


1915 


Ellerman-Linien : 

City  Line 

Hall  Line 

Bucknall  Lines 

EUerman  Line 

Penninsular  and  Oriental  Steam 
Navigation  Co 

Britisli  India  Steam  Navigation 
Co 

Altred  Holt  and  Co 

Hansa  Deutsche  Dampfschiff. - 

Gesellschaft 

Hamburg-Amerika-Linie  .  .  . 
Cie.  des  Messageries  Maritimes 
Norddeutsche  Lloyd  .... 
Rotterdamscher  Lloyd  .... 
Nederland  Stoomvaart  Maatsch. 
Cayzer,  Irvine  and  Co.      .    .    . 

Lloyd  Autrichien 

Deutsch -Australische  Linie   .    . 

T.  and  J.  Harrison 

Orient  Steam  Navigation  Co.  . 

Anchor  Line 

Anglo-Saxon  Petroleum  Co. 
Nippon  Yusen  Kaisha  .... 
Bibby  Brothers  and  Co.  .  .  . 

P.  Henderson  and  Co 

Thos.  and  Ino-Brocklebank  .  . 
Deutsche  Ostafrika -Linie  .  .  . 
Union  Castle  Mail  Steamship  Co. 
Ismay,  Imrie  and  Co.  (Oceanic) 


708  000 

360  000 

242  000 

18  000 


I  328  000 

I  285  000 

493  000 

I  162  000 

I  037  000 
790  000 
678  000 
630  000 
564  000 
552  000 
486  000 
470  000 

443  000 
417  000 
379  000 
327  000 
314  000 
312  000 
285  000 
284  000 
228  000 
213  000 
158  000 
— M 


367  000 

625  000 

341  000 

56  000 


I  229  000 
970  000 


I  389  000 


2  199  000 
I  159  000 

642  000 
537  000 
590  000 
424  000 
564  000 
631  000 
486  000 
311  000 
275  000 
403  000 
338  000 
209  000 
273  000 
337  000 
243  000 
248  000 
278  000 
97  000 
219  000 


266  000 

580  000 

240  000 

56  000 


I  loi  000 
854  000 


I  142  000 


I  955  000 
1  103  000 


464  000 

489  000 
650  000 
361  000 


288  000 
164  000 
144  000 
212  000 

433  000 
225  000 
241  000 
212  000 

-') 
200  000 


E.  Schuster  (Kiel). 


Der  Anteil  der  Amsterdamer  Handelsflotte  an  der  gesamten 
niederländischen  Handelsflotte  von  1898  bis  1915. 

Die  Angaben  des  „Statistischen  Jaarboek  der  Gemeente  Amsterdam"') 
(Jahrgang  1916)  zeigen  deutlich  das  starke  Anwachsen  des  Anteils  der  Amster- 
damer Handelsflotte  an  der  gesamten  niederländischen.  Dieses  Anwachsen, 
das  sich  sowohl  auf  die  Zahl  der  Schiffe,  wie  auf  den  Tonnengehalt  bezieht,  hat 
auch  über  die  Kjiegszeit  seinen  Fortgang  genommen. 

^)  Weniger  als  100  000  tons. 

*)  Herausgegeben  vom  „Bureau  van  Statistik  der  Gtemeente",  wAmsterdam. 
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Anteil  der  Amsterdamer  Handelsflotte  an  der  gesamten 

niederländischen    von    1895    bis    1915. 

a)  Zahl  der  Schüfe. 


Amsterdamer 

Jahr 

Niederlande 

Amsterdam 

auf  100  der 
Niederlande 

1895 

162 

64 

39,5 

1900 

213 

87 

40,8 

1905 

271 

150 

55.3 

1910 

324 

187 

57,7 

1911 

347 

199 

57,3 

1912 

367 

209 

57,4 

1913 

387 

225 

58,1 

1914 

407 

242 

59,5 

1915 

397 

249 

62,7 

b)  Nettoregistertonnengehalt  der  Schiffe. 

Amsterdamer 

Jahr 

Niederlande 

Amsterdam 

auf  100  der 
Niederlande 

1895 

188  275 

77214 

41,0 

1900 

268  430 

106  680 

39,7 

1905    N 

356  784 

178  202 

49,9 

1910 

488  469 

277  812 

56,8 

1911 

523  301 

310775 

59,3 

1912 

576  604 

328  788 

57,2 

1913 

647  436 

382  506 

59,1 

1914 

719  670 

428  447 

59,5 

1915 

725  532 

449  205 

61,9 

Fr. 


Kahl    (Kiel). 


B.  Landverkehr. 
C.  Post,  Tclegraphie,  Telcphonie. 


IV. 

Allgemeine  Übersiditen  über  den  internationalen 

Güteraustausch. 

Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  der  mittel-  und  südamerikanisdien 

Staaten  im  Jahre  1915. 

hx  Fortführung  der  im  W.  A.,  8.  Band,  Heft  1,  Chronik  und  Axchivalien, 

S.  106—109'),  gegebenen  Übersicht  über  die  Entwicklung  des  Außenhandels 

der  mittel-  und  südamerikanischen  Republiken  im  Jahre  1914,  verglichen  mit 

1)  Vgl.  femer  Weltw.  Archiv  3.  Bd.,  Heft  1,  S.  109f  und  4.  Bd.,  Heft  1,  S.  58 ff. 
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1913,  sind  in  den  folgenden  Tabellen  die  entsprechenden  Angaben  für  1915 
nach  dem  Bulletin  of  the  Pan  American  Union  vom  November  1916  zusammen- 
gestellt. Danach  ist  im  Vergleich  zum  Jahre  1913  die  Einfuhr  der  mittel- 
amerikanischen Staaten  noch  um  7%  geringer  gewesen,  aber  gegenüber 
1914  im  ganzen  wieder  um  13  %  gestiegen;  indessen  ist  dieses  Gesamtergebnis 
hauptsächlich  durch  die  starke  Einfuhrsteigerung  Kubas  erzielt,  während 
die  Einfuhr  im  übrigen  außer  bei  Mexiko  und  der  Dominikanischen  Republik 
allgemein  zurückging.  Die  Einfuhr  der  südamerikanischen  Staaten  fiel 
weiter  um  ein  Fünftel,  gegen  1913  um  fast  die  Hälfte.  Im  einzelnen  ist  deren 
Einfuhr  aus 

Großbritannien  um  26  %  (gegen  1913  um  51  %) 
Frankreich  um  46  %  (gegen  1913  um  72  %) 

gesunken  ^) ;  dagegen  hat  sich  die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  im 
Jahre  1915  wieder  um  37  %  gehoben  und  ist  damit  nur  noch  um  6  %  hinter 
1913  zurückgeblieben.  —  Auch  die  Ausfuhr  der  mittelamerikanischen 
Staaten  hat  sich  nur  im  ganzen  erhöht  und  zwar  um  17  %,  also  etwas  stärker 
als  die  Einfuhr  und  gegen  1913  um  rund  ein  Viertel.  Im  einzelnen  finden 
wir  auch  wieder  nur  bei  Kuba  und  der  Dominikanischen  Republik  eine 
allerdings  sehr  ins  Gewicht  fallende  Erhöhung  um  etwa  44  %  und  um  54 
bzw.  45  %  gegen  1913,  bei  Mexiko  dagegen  bereits  eine  fünf-,  bei  Costa  Rica, 
Guatemala,  Nicaragua  und  Panama  sogar  eine  rund  zehnprozentige  Ver- 
ringerung. 

Tabelle  3  zeigt,  daß  im  Jahre  1915  gegen  1914  die  Ausfuhr  nach  Frank- 
reich ebensosehr  gefallen  wie  sie  nach  Großbritannien  gestiegen  ist.  Gegen 
1913  ist  sie  hierhin  um  zwei  Drittel  größer,  dorthin  um  ein  Achtel  geringer 
gewesen.  Nach  Großbritannien  hat  sich  im  Jahre  1915  die  Ausfuhr  Kubas 
verdoppelt,  während  sie  nach  Frankreich  um  die  Hälfte  abgenommen  hat, 
was  die  Veränderungen  von  1913  auf  1914  weit  mehr  als  ausgeglichen  hat. 
Die  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  hob  sich  für  Kuba  weiterhin,  und 
zwar  von  rund  150  auf  rund  200  Millionen  Dollar. 

Die  Ausfuhr  Südamerikas  ist  insgesamt  gegenüber  dem  Vorjahr  wieder 
um  36  %  gestiegen,  so  daß  sie  den  Stand  von  1913  wieder  erreicht  hat,  und 
zwar  im  einzelnen  nach 

Großbritannien  um  34  %  (gegen  1913  um     7  %) 

Frankreich  um  47  %  (gegen  1913  um  15  %) 

den  Vereinigten  Staaten  um  41  %  (gegen  1913  um  53  %). 

Die  Zunahme  war  besonders  stark  bei  Argentinien,  das  seine  Ausfuhr 
nach  den  Vereinigten  Staaten  und  Frankreich  reichlich  verdoppelte 
und  damit  erstere  gegen  1913  vervierfachte.  Nach  Großbritannien 
führte  es  um  61  %  und  gegen  1913  um  37  %  mehr  aus.  Auch  Chile 
hat  seine  Ausfuhr  nach  den  Vereinigten  Staaten  nunmehr  wesentlich 
erhöht,  und  zwar  um  60%.  Uruguay  führte  hierhin  im  Jahre  1915  um 
45  %  mehr  als  im  Jahre  zuvor  und  um  268  %  mehr  als  im  Jahre  1913  aus, 
Brasiliens  Ausfuhr  nach  Frankreich  hat  zwar  den  Stand  von  1913  noch  nicht 

^)  Der  Anteil  Deutschlands  kann  einstweilen  nicht  berücksichtigt  werden! 
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4.    Der   Überschuß    der    Ausfuhr    (+)    bzw.    Einfuhr    ( — )    der 
mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  1913,   1914  und   1915 

(in  Doli.). 


1913 

1914 

1915 

Mexiko 

Guatemala 

Salvador   

Honduras 

Nicaragua 

Costa  Rica 

Panama 

Kuba 

Dominik.  Republik  .  .  . 
Haiti 

+  57663409 
+   4  387  598 
+   3  755  179 

—  I  832  424 
+   I  942  041 
+   I  654  056 

—  6  013  973 
+  21  064  323 
+   I  197  669 

4-    7  408  930 

+  87  000  000 
+   3  422  912 
+   5837871 

—  3  203  599 
+    820  727 
+   3  345  661 

—  6  084  960 
+  58  552  544 
+   3  859  780 
+   3  702  767 

+  71  000  000 
+   6  494  109 

+   6  977  947 

—  2017000 
+  I  407  981 
+   5  492  800 

—  5957215 
+  98843530 
+   6  090  547 

+   8  655  237 

Älittelamerika 

Argentinien 

Bolivia 

Brasilien 

Chile 

Columbia 

Ecuador  

Paraguay  

Peru 

+  91 226  808 

+  60  287  444 
+  15 193  885 
—  II 263  822 
+  24  379  311 
+    5  780  000 

4-   6  952  678 

—   2  414  396 

+  14  818  159 

4-  14  476  000 

4-  II  453  686 

+  157  253  703 

+  75  113  154 
+  10  155  571 
+  55792341 
+  10  920  339 

+  II  653  655 
+   4  658  799 
—    548  153 
+  19  147  720 
+  15  791  282 
+   7  533  068 

+  196  987  936 

+  321  446  273 
+  28  327  956 
+  III  094  368 
+  61  684  146 
+  10  607  170 
-{-  6  700  000 
4-  6  290  558 
-4-  SS  S9S  781 

Uruguay  

Venezuela 

+  39843373 

+   9  934  191 

Südamerika 

+  139  662  945 

-\-  210  217  776 

+  649  521  816 

wieder  erreicht,  sich  aber  doch  um  annähernd  zwei  Drittel  gegenüber  1914 
vermehrt.  Um  rund  die  Hälfte  ist  die  Ausfuhr  von  Peru  imd  Uruguay 
nach  Großbritannien  und  von  Ecuador  nach  den  Vereinigten  Staaten  ge- 
stiegen, wodurch  in  allen  Fällen  der  im  Jahre  1914  gegen  1913  zu  buchende 
Verlust  sehr  reichlich  gutgemacht  wurde,  Ihre  damalige  Ausfuhrsteigerung 
nach  den  Vereinigten  Staaten  haben  Uruguay  und  Venezuela  weiterhin 
verzeichnen  können. 

Tabelle  4  zeigt  den  Überschuß  der  Ausfuhr  bzw.  Einfuhr  der  mittel- 
und  südamerikanischen  Staaten  in  den  Jahren  1913  bis  1915.  Die  Einfuhr 
überwog  im  Jahre  1915  nur  noch  bei  Panama  und  Honduras,  im  Jahre  1914 
außerdem  noch  bei  Paraguay  und  im  Jahre  1913  des  weiteren  bei  Brasilien. 

Der  Ausfuhrüberschuß  hob  sich  für  Mittelamerika  in  den  drei  Jahren 
von  91  auf  157  bzw.  197  Millionen  Dollar,  wozu  Kuba  das  meiste  beitrug, 
indem  es  seinen  Ausfuhrüberschuß  beinahe  verdreifachte  bzw.  verfünffachte. 
Südamerika  führte  im  Jahre  1913  für  140,  1914  für  210  und  1915  bereits 
für  650  Millionen  Dollar  mehr  aus  als  ein.  Den  Ausschlag  gibt  hier  Argen- 
tinien mit  einer  Erhöhung  des  Überschusses  von  rund  60  auf  75  und  321 
Millionen  Dollar.  Von  den  übrigen  südamerikanischen  Republiken  haben 
vor  allem  Peru,  Uruguay  und  Chile  ihre  Außenhandelsbilanz  seit  1913  wesent- 
lich zu  verbessern  vermocht.  *  Dr.  H  a  u  b  o  1  d  (Kiel). 
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Der  Außenhandel  der  Philippinen  im  Jahre  1915^).  Die  durch  den  europäischen 
Krieg  verursachte  leichte  Depression  des  Importhandels  hielt  auch  während  des 
Jahres  1915  an;  die  geringe  Steigerung  erklärt  sich  aus  der  Notwendigkeit  aus- 
wärtiger Beisankäufe  wegen  der  schlechten  heimischen  Ernte.  Dagegen  ist  der 
Export  von  48  auf  53  Millionen  Dollars  gestiegen  und  erreichte  damit  nahezu  die 
Rekordziffer  von  1912.  Der  Bericht  des  Handelsdepartements  führt  im  einzelnen 
aus:  „Die  Einfuhr  von  Baumwolltextilwaren  erreichte  die  höchsten  je  erlebten 
Ziffern  und  war  ausschließlicher  amerikanischen  Ursprungs  als  je  zuvor;  die  Ein- 
fuhr aus  den  Vereinigten  Staaten  betrug  85  %  von  insgesamt  8  641  130  Dollars. 
Die  größere  Menge  amerikanischer  Tuch  waren  deckte  nicht  nur  die  größere  Nach- 
frage, sondern  ersetzte  auch  zu  einem  großen  Teile  britische  und  japanische,  deren 
Einfuhr  im  Jahre  1915  weiter  stark  zurückging.  Zum  Teil  ist  die  größere  Einfuhr 
verursacht  durch  Verminderung  des  Ankaufs  von  Baumwollgarnen  für  die  hei- 
mische Industrie;  die  Einfuhr  von  diesen  ist  in  jährüch  wachsendem  Umfange 
japanischen   Ursprungs,    während    die    amerikanische   keine   Fortschritte    macht. 

Nach  Ländern  geordnet,  hat  sich  die  Einfuhr  stark  verschoben.  Die  Einfuhr 
aus  den  Vereinigten  Staaten  betrug  53  %  gegen  49  %  im  Jahre  1914.  Die  Steigerung 
betrifft  vor  allem  Mehl  und  Baumwollwaren.  Die  Einfuhr  aus  Europa  ist  allgemein 
gesunken.  Aus  Deutschland  ist  sie  unbedeutend  geworden;  die  britische  ist  haupt- 
sächUch  hinsichtüch  Baumwollwaren  sowie  Eisen  und  Stahl  gesunken,  insgesamt 
um  1  MiUion  Dollars.  Die  französische  und  spanische  war  erhebhch  geringer.  Der  Ein- 
fuhrrückgang aus  Australien  um  1  Million  erklärt  sich  aus  der  verheerenden  Dürre, 
die  dieses  Land  durchzumachen  hatte,  und  betrifft  Mehl,  Schlachtvieh,  Butter, 
Futtermittel  usw.  Den  größten  Einfuhrgewinn  andererseits  hatte  Französisch - 
Ostindien  infolge  der  ungewöhnlichen  Nachfrage  nach  Reis  und  —  zur  Ergänzung 
des  austraUschen  Einfuhrausfalles  —  nach  Schlachtvieh. 

Der  Außenhandel  der  Philippinen  in  den  Jahren  1914  und  1915 

(in  looo  $).  


Länder 


Vereinigte  Staaten 

Hawai 

Großbritannien  .  . 
Australasien  .  .  . 
Österreich-Ungarn . 

Belgien 

China 

Britisch  -  Ostindien 
Französ.  -Ostindien 
Frankreich  .... 
Deutschland   .    .    . 
Hongkong  .... 

Italien 

Japan 

Niederlande    .    .    . 

Spanien 

Schweiz 

Sonstige  Länder    . 


Insgesamt^) 


Einfuhr  aus 


1914 


24  020 

242 

4429 

2425 
149 

215 

2  669 

744 

3  131 

1  098 

2  252 
297 
191 

3633 
132 

I  193 

520 
I  240 


48588 


1915 


26381 

158 

3261 

1  409 

19 
6 

2  422 

755 
6883 

750 
226 
202 
150 

3717 
147 
919 
792 

I  107 


49312 


Ausfuhr  nach 


1914 


24427 

119 

7  280 

602 

82 

253 
I  105 

I  157 
8 

3897 

1  079 

2  025 
738 

2993 
333 

2  256 

II 

316 


48689 


1915 


23653 

122 

9  227 

559 


I  623 

I  076 

33 

5  553 

3471 
1435 
3780 
287 
2592 

97 
300 


53813 


^)  Journal  of  Commerce  and  Commercial  Bulletin  vom  11.  April  1916. 

2)  Die  Summierung  der  Ziffern  für  die  einzelnen  Länder  ergibt  tatsächHch 
etwas  geringere  Beträge;  vermutlich  sind  in  den  Gesamtaußenhandelsziffem  noch 
kleine  Posten  enthalten,  die  nicht  nach  Ländern  getrennt  sind. 
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Die  Ausfuhr  hat  sich,  nach  Ländern  geordnet,  infolge  des  Krieges  etwas  ver- 
schoben. Nach  den  Vereinigten  Staaten  fiel  sie  um  774  499  Dollars  und  betrug  1915 
nur  44%  der  Gesamtausfuhr  gegen  50%  im  Jahre  1914;  die  Steigerung  der  Hanf- 
ansfuhr  ersetzte  den  starken  Rückgang  der  Zuckerausfuhr  nicht,  die  sich  in  starkem 
Maße  nacli  Hongkong,  China  und  Japan  wandte.  Die  Briten  kauften  sehr  viel 
Hanf,  Zucker  und  Kopra,  die  Franzosen  Kopra  und  Tabakblätter ;  die  hauptsächlich 
in  Kopra  bestehende  Ausfuhr  nach  Deutschland  verschwand  vollständig." 

Die  Ausfuhrsteigerung  ist,  wie  der  Bericht  weiter  hervorhebt,  um  so  bemerkens- 
werter, als  im  Jahre  1915  auch  für  die  Philippinen  große  Schwierigkeiten  infolge 
von  Schiffsraummangel  und  Frachtratensteigerung  bestanden.  — r. 


V. 

Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  wichtiger 

Welthandelsgüter. 

Die  amerikanische  Automobilcxportindustric  1914 — 1916. 

Die  amerikanische  Automobilexportindustrie  hat  ia  dem  letzten  Jahr- 
zehnt und  besonders  seit  dem  Beginn  des  Weltkrieges  einen  ganze  enormen 
Aufschwung  genommen.  Unter  den  Hauptindustrieu  der  Union  nimmt  sie 
bereits  den  vierten  Platz  ein.  Die  Zahl  der  Fabriken,  die  heute  vollständige 
Automobile  herstellen,  beträgt  nach  einer  amtlichen  Industrie  Statistik 
338  und  der  Wert  der  1915  insgesamt  hergestellten  703  500  Autos  wird 
mit  523  34  Mill.  Doli.,  (d.  h.)  nach  dem  jetzt  geltenden  Dollarlcurs  von  5,48) 
auf  2,86  Milliarden  Mk.  geschätzt.  Im  Jahre  1906  betrug  die  Zahl  der  her- 
gestellten Wagen  nur  34  000  und  der  Wert  derselben  wurde  auf  63  Mill. 
Doli,  beziffert.  Die  Zahl  der  hergestellten  Wagen  hat  sich  also  in  knapp  10 
Jahren  mehr  als  verzwanzigfacht,  während  der  Wert  um  das  Achtfache  zuge- 
nommen hat. 

Das  Hauptzentrum  der  amerikanischen  Automobiliadustrie  ist  Detroit. 
Diese  im  Staate  gleichen  Namens  und  am  Michigan-See  belegene  Stadt 
zählte  um  das  Jahr  1900  noch  kaum  200  000  Einwohner.  Heute  übersteigt 
ihre  Einwohnerzahl  bereits  800  000.  Detroit  ist  eine  wunderbar  angelegte 
Stadt  mit  schönen  Promenaden  und  imposanten  Verkehrsstraßen.  In- 
mitten der  Stadt  finden  wir  zahlreiche  große  Monumentalbauten  uud  Denk- 
mäler. Es  gibt  dort  ferner  eine  ganze  Reihe  erstklassiger  Hotels  und  Klubs. 
Letztere  sind  mit  einem  geradezu  unerhörten  Luxus  ausgestattet.  Der  „At- 
letic  Club"  ist  überall  in  den  Vereinigten  Staaten  wegen  seiner  großen  Schwimm- 
hallcnbassins,  seiner  Sportplätze,  seiner  Einrichtungen  für  gymnastische 
Übungen  und  seiner  vorzüglichen  Küche  berühmt  geworden.  Er  ist  als 
Sportanstalt  so  recht  der  Jungbrunnen  für  weite  Kreise  der  Detroiter  Auto- 
mobilindustrie geworden. 

In  Detroit  ist  alles  auf  die  mächtige  Automobilindustrie  eingestellt. 
Es  sind  über  180  000  Einwohner,  die  direkt  in  ihr  Beschäftigung  finden, 
abgesehen  von  den  vielen  Hunderttausenden,  die  indirekt  auf  sie  angewiesen 
sind.  An  mächtigen,  vollständige  Wagen  herstellenden  Fabriken  zählt  Detroit 
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jetzt  allein  34.  Daneben  gibt  es  noch  eine  sehr  große  Zahl  von  Industrie- 
unternehmen, die  Spezialartikel,  Hilfsteile,  Motore,  Räder,  Zahnräder, 
Besatzteile,  Karossen,  Laternen,  Reifen  usw.  liefern.  Das  größte  Auto- 
industrieunternehmen von  Detroit  ist  die  bekannte  Ford  Gesellschaft.  In 
ihr  sind  allein  49  870  Menschen  beschäftigt  (laut  Bericht  der  Ford  Gesell- 
schaft vom  31.  Juli  1916).  Davon  verdienten  34  489  Arbeiter  mehr  als  5  Doli, 
täglich.  Eine  erhebliche  Zahl  kam  sogar  auf  6,8  und  mehr  Doli.  Tagelohn. 
In  dem  letzten,  am  31.  Juli  1916  endigenden  Geschäftsjahr  hat  Ford  508  000 
Automobile  hergestellt.  Der  dabei  erzielte  Gewinn  betrug  59,9  Mill.  Doli., 
wobei  besonders  zu  beachten  ist,  daß  Ford  sich  an  Kriegslieferungen  nach 
Europa  nicht  beteiligt  hat.  Der  Durchschnittspreis  eines  Ford  Autos  ist  im 
letzten  Berichtsjahr  auf  404  Doli,  heruntergegangen.  Mit  der  hohen  Pro- 
duktionsziffer, die  in  den  letzten  Jahren  von  200  000  auf  300  000  und  von 
da  auf  350  000  Autos  gesteigert  wurde,  ist  der  Ehrgeiz  Fords  jedoch  noch 
immer  nicht  befriedigt.  Das  nächste  von  ihm  angestrebte  Ziel  ist  1  Mill. 
Autos  als  Jahresproduktion. 

Neben  den  Ford  Werken  nehmen  noch  zahlreiche  andere,  unter  denen 
die  Maxwell  Werke  besondere  Erwähnung  verdienen,  eine  recht  beacht- 
liche Stellung  ein.  Im  Jahre  1914/15  wurden  in  den  Maxwell  Werken 
etwa  60  000  Autos  und  im  letzten  Jahre  etwa  100  000  Autos  fertiggestellt. 
Alle  Detroiter  Autofabriken  können,  obgleich  ihre  Jahresproduktion  zwischen 
50  000 — 100  000  schwankt,  neben  der  Ford  Gesellschaft  existieren,  da  sie 
sich  ganz  ähnlicher  Fabrikationsmethoden,  wie  sie  in  den  Ford  Werken 
zur  Anwendung  gelangen,  bedienen. 

Wenn  auch  das  Schwergewicht  des  Absatzes  der  amerikanischen  Auto- 
mobilindustrie in  den  Vereinigten  Staaten  selbst  liegt,  so  hat  die  Export- 
industrie doch  heute  schon  eine  recht  beträchtliche  Bedeutung  erlangt.  Im 
Jahre  1912/13,  also  vor  dem  Blriege,  betrug  die  amerikanische  Ausfuhr 
in  Automobilen  und  Automobilteilen  31,2  Mill.  Doli.,  im  Jahre  1913/14 
stieg  sie  auf  33,2  Mill.  Doli.  Das  erste  Kriegsjahr  1914/15  brachte  eine  Stei- 
gerung auf  68,1  Mill.  Doli.  Die  Ausfuhr  von  amerikanischen  Automobilen 
im  Jahre  1915  gestaltete  sich  nach  der  Statistik  des  amerikanischen 
Handelsamtes  wie  folgt: 

Ausfuhr   von    Automobilen   im  Jahre    1915. 

Ausfuhr  nach:                       Anzahl  Wert 

Stück  in  1000  Doli. 

England 13934  21  149 

Frankreich 5441  13  776 

Rußland  und  übriges  Europa    .           4249  10  720 

Asien  und  Australien 2316  4  557 

Kanada 4433  4  428 

Britisch  Australien 3186  2  670 

Südamerika 1264  702 

Man  erkennt  an  diesen  Ziffern  deutlich  den  großen  Bedarf  der  eng- 
lischen, französischen  und  russischen  Heeresleitungen  wieder.  In  dem  ersten 
Kjiegsjahr  stieg  die  Zahl  der  nach  England  gelieferten  Autos  von  7222  auf 
13  934,  der  Export  nach  Frankreich  stieg  von  1429  auf  5441,  der  Export 
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nach  Italien  ging  dagegen  Von  343  auf  115  herunter.  Der  Export 
nach  Deutschland  verringerte  sich  von  1435  auf  20.  Dagegen  gingen  nach 
dem  übrigen  Europa  1915  mit  4249  Autos  sehr  viel  mehr  Wagen  als  1914,  wo 
die  Zahl  nur  2928  betrug.  In  Werten  verrechnet  nahm  während  des  ersten 
Kriegsjahres  der  Autoexport  nach  England  um  16  Mill.  Doli.,  der  nach  Frank- 
reich um  13  Mill.  Doli,  und  der  nach  dem  übrigen  Europa  um  8  Mill.  Doli, 
zu,  während  er  nach  Deutschland  um  1  Mill.  Doli,  abnahm. 

Vergleicht  man  diese  Angaben  mit  den  englischen,  deutschen  und  fran- 
zösischen Autoproduktions-  und  Ausfuhrziffern,  so  muß  man  unbedingt 
zugeben,  daß  die  amerikanische  Autoindustrie  und  der  Export  in  Autos 
bei  weitem  die  europäischen  Konkurrenzländer  um  Bedeutung  überragen. 
Der  Weltkrieg,  der  die  amerikanische  Autoproduktion  und -Ausfuhr  so  enorm 
gesteigert  hat,  konnte  gleichzeitig  den  großen  Vorsprung,  den  die  Amerikaner 
schon  hatten,  so  erweitern,  daß  einstweilen  keines  der  Europaländer  daran 
denken  kann,  die  amerikanische  Automobilexportindustrie  einzuholen 
oder  gar  rekordmäßig  zu  schlagen.  Dr.  N.  Hansen  (Berlin). 


Spaniens  Getreideernte  im  Jahre  1916.  Nach  dem  Bericht  der  Direcciön  General 
de  Agricultura^)  über  die  letzte  Getreideernte  in  Spaiüen  wird  die  —  bewässerte 
und  unbewässerte  —  Weizenanbaufläche  im  Jahre  1916  auf  4  106  952  ha  geschätzt, 
eine  Vermehrung  um  82  590  ha  gegen  das  Jahr  1915,  und  die  Weizenernte  auf 
41  457  516  dz  gegen  39  233  823  dz  im  Jahre  1915.  Der  Ertragskoeffizient  ist  mithin 
auf  den  Hektar  von  9,7  dz  1915  auf  10,09  im  Jahre  1916  gestiegen.  Die  einzelnen 
Landschaften  haben  folgende  Ernte  erzielt  (Tabelle  1). 

I.   Die  Weizenproduktion  der    einzelnen  landwirtschaft- 
lichen   Bezirke    Spaniens    im    Jahre    1916. 


dz 

Durchschnitt 
für  den  ha 

Castilla  la  Nueva    .... 
Mancha  y  Extremadura    . 

Castilla  la  Vieja 

Aragon  y  Rioja 

Leonesa     

Gahcia  y  Asturias  .... 
Navarra  y  Vascongadas    . 

Cataluiia 

Levante     

Andalucla  Oriental     .    .    . 
Andalucia  Occidental.    .    . 

Baleares 

Canarias 

MelÜla 

4  700  972 

4  566  928 

5  625  526 
4  308  690 

4  195012 
786  152 

1  992  643 

2  946  803 

2  463  442 

3  784  971 

5  486  140 
351  186 
219  300 

29751 

8,29 

7,10 

9,69 

11,35 

9,05 

12,21 

14,76 

14,40 

13,97 

9,97 

14,03 

6,70 

3,95 
6,84 

Gesamtsumme 

41  457516 

10,09 

Navarra  y  Vascongadas  weist  den  besten  Durchschnittsertrag  mit  14,76  dz  auf 
den  Hektar  auf,  andererseits  beträgt  er  auf  den  Kanarischen  Inseln  nur  3,95  dz.  Von 

^)  Vgl.  Revista  de  Economia  y  Hacienda,  Madrid,  2ö.  November  1916. 
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der  Weizenanbaufläche  sind  3  852  352  ha  nicht  künstlich  bewässert  mit  einem  Durch - 
Bchnittsertrag  von  9,54  dz,  während  die  künstlich  bewässerte  Fläche  von  254  600  ha 
eiaen  solchen  von  18,39  dz  aufweist. 

Die  R  o  g  g  e  n  e  r  n  t  e  ist  von  7  281  002  dz  im  Jahre  1915  auf  7  310  998  dz 
gestiegen.  Die  Anbaufläche  hat  eine  Verringerung  um  4830  ha  erfahren ;  sie  betrug 
746  937  ha.  Auch  die  Gersten  Produktion  ist  eine  größere  geworden.  Gtegen 
18  391  315  dz  im  Jahre  1915  sind  1916  18  912  418  dz  geerntet  worden,  obwohl  nur 
1  572  627  ha  gegen  1  652  864  ha  im  Jahre  1915  angebaut  worden  sind,  also  80  237  ha 
weniger.  Die  Ernte  von  Hafer  ist,  verglichen  mit  dem  Jahre  1915,  um  606  922  dz 
geringer  ausgefallen,  obwohl  die  Anbaufläche  um  7584  ha  größer  war.  Letztere 
betrug  565  728  ha,  die  Ernte  4  668  551  dz  gegen  5  275  473  dz  im  Jahre  1915.  Die 
Tabelle  2  zeigt  das  Ernteergebnis  von  Roggen,  Gerste  und  Hafer  in  den  einzelnen 
landwirtschaftÜchen  Bezirken. 

2.  Die  Roggen-,  Gerste-  und  Haferernte  Spaniens  im  Jahre 
1916      in     den     einzelnen     landwirtschaftlichen     Bezirken. 


dz 


Gerste 
dz 


Hafer 
dz 


Castilla  la  Nueva  .    .    . 
Mancha  y  Extremadura 
Castilla  la  Vieja    .    .    . 
Aragon  y  Rioja    .    .    . 

Leonesa  

GaUcia  y  Asturias  .  . 
Navarra  y  Vascongadas 

Cataluna 

Levante  

Andalucia  Oriental  .  . 
Andalutia  Occidental  . 
Baleares  ....... 

Canarias 

Melilla 


357  537 
309  473 
982  285 

335  697 

2  088  088 

2  780  395 

14  006 

279  370 

IG  676 
72  369 
69  240 

II  862 


Insgesamt 
Ernte  191 5 
Differenz 


7  310  990 
7  281  002 
+  29996 


3  489  827 
3  313  801 
I  899  160 
I  595  182 
I  642  887 
57823 
377 116 

I  151  747 

I  597  186 

I  560  592 

I  781  958 

112  074 

186475 

146  590 


924  878 
128  394 
392  280 
328  093 
254  386 

3500 
200  595 
352  445 
194  475 

9969 
768  233 
107  074 

4  229 


18  912  418 
18  391  315 
+  521  103 


4  668  551 

5  275  473 
—  606  922 


Spanien  hat  demnach  im  Jahre  1916,  vergHchen  mit  dem  Jahre  1915,  eine 
günstige  Getreideernte  gehabt.  Nur  die  Haferernte  ist  hinter  der  vorjährigen  zurück- 
geblieben. — ^w. 

Produktionspreise  und  Ausfuhr  von  Chilesalpeter  im  Kriege^).  In  „The  Econo- 
mist"  (No.  3804  S.  133)  findet  sich  eine  Darstellung  der  Lage  der  Gresellschaften 
der  Salpeterindustrie.  Es  wird  ausgeführt,  daß  diese  Industrie  bei  Ausbruch  des 
Krieges  einen  schweren  Schlag  erütt.  Es  schien,  als  ob  bei  dem  ständigen  Rückgang 
der  Preise  alle  Fabriken  geschlossen  werden  müßten.  Zu  Beginn  des  Jahres  1915 
jedoch  stieg  die  Nachfrage,  und  viele  der  geschlossenen  Betriebe  wurden  wieder 
geöffnet,  während  die  Preise  sich  nur  langsam  erholten.  Im  Herbst  1915  setzte 
eine  weitere  Preissteigerung  ein,  die  ihren  Höhepunkt  im  Oktober  erreichte.  Zu 
dieser  Preiserhöhung  trugen  wesenthch  bei  die  Käufe  seitens  des  Board  of  Agri- 


1)  Vgl.  Weltw.  Archiv  4.  Bd.,  Heft  2,  S.  183  f. 
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eulture,  das  befürchtete,  Salpeter  für  landwirtschaftliche  Zwecke  werde  im  l^Vüh. 
jähr  1916  knapp  werden.  Die  Lieferung  konnte  jedoch  nicht  zur  Ausführung  ge- 
langen, denn  es  wurde  im  Februar  1916  mitgeteilt,  daß  kein  Schiffsraum  für  die 
gekauften  Salpetermengen  beschafft  werden  könnte. 

Über  die  Gesamtproduktion  des  Salpeters  gibt  folgende  Tabelle  Auskunft: 

Produktion  von  Chilesalpeter  in  den  Jahren  igio/ii — 1915/16. 


1910 — 1911 
tons 

1911 — 1912 

tons 

1912— 1913 
tons 

1913— 1914 
tons 

1914— 1915 
tons 

1915— 1916 
tons 

Juli — Dez. 

Jan. — Juli 

I  237  000 

I  232  700 

I  258  goo 
I  220  400 

I  333  000 
I  367  900 

I  371  600 
I  460  900 

970  000 

574  700 

I  157  200 
I  469  700^) 

Insgesamt 

2  469  700 

2  479  300 

2  700  900 

2  832  500 

I  544  700 

2  626  900^) 

Von  insgesamt  170  Fabriken  waren  im  Juli  1915  nur  61  in  Betrieb.  Bis  zum 
März  1916  wurden  drei  weitere  Werke  wieder  in  Gang  gesetzt  und  drei  neue  Fabriken 
errichtet,  so  daß  alles  in  allem  67  produzierten.  Von  der  Gesamtzahl  der  173  Fa- 
briken sind  31  seit  etwa  3  Jahren  nicht  mehr  in  Betrieb.  Seit  Oktober  1915  stellt 
sich  die  Monatserzeugung  im  Durchschnitt  auf  über  5^  Rlill.  Zentner.  Aber  trotz- 
dem scheint  noch  kein  Fortschritt  eingetreten  zu  sein  auf  dem  Wege  zu  den  vor- 
geschlagenen Unterhandlungen  zwecks  Einschränkung  der  Erzeugung. 

Die  Vorräte  in  Cliile  sind  seit  Oktober  1915  um  etwa  300  000  tons  gestiegen. 
Ebenso  weisen  die  Produktionskosten  eine  steigende  Tendenz  auf,  was  in  der  Haupt- 
sache auf  erhöhte  Preise  für  Brennstoffe  zurückzuführen  ist.  Die  außerordentliche 
Steigerung  der  Produktion  ist  vor  allem  auf  die  starke  Nachfrage  nach  Salpeter 
für  Explosivzwecke  zurückzuführen.  Während  die  Nachfrage  nach 
Salpeter  für  landwirtschaftliche  Zwecke  in  Großbritannien  um  20  % 
unter  dem  Normalen  zurückgeblieben  ist,  haben  die  Verschiffungen  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  eine  bedeutende  Erhöhung  erfahren.  Der  Verbrauch  an 
Salpeter  in  Amerika  während  des  Jahres  1915/16  ist  nämlich  um  112  %  ge- 
stiegen, und  zwar  ist  diese  Steigerung  einzig  und  allein  auf  die  Nachfrage  für  Explo- 
sivstoffe zurückzuführen.  Seit  Beginn  des  Jahres  1916  sind  die  Preise  wegen  der 
Knappheit  von  Schiffsraum  wiederum  gestiegen.  Aber  die  Ergebnisse  der 
einzelnen  Gresellschaften  für  1915  weisen  im  allgemeinen  keine  wesentliche  Besserung 
gegenüber  dem  Vorjahre  a\if.  — 

Ausführlichere  Angaben  über  die  Produktion,  Preise  und  Ausfuhr  von  Sal- 
peter werden  in  den  „Nachrichten  zur  landwirtschaltlichen  Produktions-  und 
Handelsstatistik"  (7.  Jahrg.  Nr.  9,  Rom.  Sept.  1916,  S.  641  ff.)  gemacht.  Danach 
betrugen 

Produktion    und    Ausfuhr    von   Chilesalpeter. 


1913 

1914 

1915 

Sechs  erste  Monate 
1916 

Produktion  .  .  . 
Ausfuhr 

2  773  552 
2  739  530 

2  464  427 
I  847  586 

1  763  639 

2  031  338 

I  488  792 
1  351  135 

^)  Schätzungsweise. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 
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Die  Entwicklung  der  Produktion  und  der  Ausfuhr  in  den  einzekien  Monaten 
seit  Anfang  1915  zeigt  folgendes  Bild. 

Ausfuhr    von    Salpeter    aus    Chile    seit    Anfang    1915. 


Zeitraum 


Gesamt- 
produktion 


Ausfuhr 


Nach 
Europa 

und 
Ägypten 


Nach  den 

Nach 

Verein. 

anderen 

Staaten 

Ländern 

Zusam- 
men 


in  Tonnen  von  1000  kg 


Januar 
Februar 
März  . 
April  . 
Mai  .  . 
Juni     . 


Halbjahr 


Juli  .    .    . 

August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 


2,  Halbjahr 


1916 


Januar 
Februar 
März  . 
April  . 
Mai  .  . 
Juni     . 


Halbjahr 


Juli  .    . 
August 


98  027 
80  976 
87605 
91  818 
108  726 
120  724 


587  876 

134  932 
159  031 
161  286 
225  049 
240  211 
255  254 


I  175  763 


Jahr  1915 I  763  639 


260  555 
244  398 
252  045 

246  511 

247  265 
238018 


I  488  792 

245  365 
249  252 


64  846 
76  121 
30  610 
62  066 

78173 
71  161 


382  977 

108  392 
76674 

103  336 

121  575 
95837 

167  534 


673  348 


I  056  325 


183  856 
118  996 

81  335 

88492 

109  785 

84346 


17492 
27  209 
90831 
61  172 
109  797 
91  895 


398  396 

107  361 
123  751 
77004 
37805 
53558 
53  103 


452  582 


850  978 


100  462 

76738 

115  750 
120  051 
117  042 
loi  711 


4482 

13  159 

293 

13657 

5914 
15498 


53003 

6452 
27  684 

2737 
12  033 

3  479 
18323 


70  708 


123  711 


4213 
12  421 

3  066 
18306 
10  721 

8738 


666  8io   631  754    57  465 


132  120 
log  106 


117  158 
711  159 


12773 
17065 


86820 
116  489 
121  734 
136  895 
193  884 
178  554 


834  376 

222  205 
228  109 
183  077 

171  413 
152  874 
228  960^] 


I  196  638I) 


2  031  014 

288  531 
208  155 
200  151 
226  849 
237  548 
194  795 


I  356  029 

262  051 
200  346^ 


Einen  Überblick    über   die  Grestaltung    der    Chilesalpeterausfuhr 
nach   den   einzelnen   Ländern   gibt   eine    weitere  Zusammenstellung: 

1)  Die  Additionen  ergeben  238  960  bezw.  1  186  638  Tonnen;  in  der  Quelle 
sind  die  oben  angeführten  Zahlen  angegeben. 

2)  Die  Addition  ergibt  837  330;    offenbar   ist    die  Ausfuhr  nach  den  V.  St, 
V.  A.  zu  hoch  angegeben. 
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Ausfuhr    von    Chilesalpeter    nach    Ländern    geordnet. 


Bestimmungsländer 


1913 


1914 


1915 


Tonnen  von  1000  kg 


6  Monate 
1916 


England  oder  europäischer 

Kontinent 

Deutschland 

Belgien 

Dänemark 

Spanien 

Frankreich 

Großbritannien  u.   Irland 

ItaÜen     

Niederlande 

Europäisches  Kußland.    . 

Schweden 

Mittelmeer 

Kanada   

Verein,  l  Ostküste  .... 
Staaten/ Westküste    .    .    . 

Mexiko 

Panama 

Argentinien 

Boüvien 

Brasilien 

Cliile 

Ecuador  

Peru 

Cliina 

Japan  

Ägypten 

Mauritius 

Südafrikanischer  Bund    . 

Australien 

Hawai-Inseln 

Europa  u.  Ägypten  .  . 
Vereinigte  Staaten  .  . 
Andere  Länder  .... 

Insgesamt 


956  885 

629  297 

118  699 

o 

6  798 

121  481 

48  023 

10683 

100  391 

o 

o 

15753 
6932 

568  341 

62357 
I  801 

o 
420 

71 

lOI 

3  211 

25 

4  121 
556 

28341 

12  299 

o 

22  670 

3  728 
16  546 

2  020  309 
630  698 

88  523 


542  549 
303  238 
74083 
20059 
o 
64283 
64  872 
18  231 

77314 
o 

25  824 

7914 

3441 

503  160 

36983 
598 

I 

108 

60 

o 

I  546 
36 

I  106 

424 
23  149 
36494 

o 

20  390 

3643 
18  080 

I  234  861 

540  143 

72  582 


462  049 
o 

o 
35  272 
40763 
83  202 

196  683 
45283 
41  051 
62  850 
10828 
21  758 
1973 

767  994 
82984 


1  564 

10 
loi 

2  496 

187 

2413 

I  063 

36310 

56586 

o 

15  206 

4883 

29283 

I  056  325 
850  978 
124  0352; 


345  190 
o 
o 

28566 

12  285 
120  506 

51  921 

13  136 
39063 

37  373 
513 

18257 

4250 

540  135 

90  819 


o 

32 
o 

r  159 

152 

1348 

o 

28  700 

o 

1863 

II  565 

137 

7855 

666  810 
630  954^) 
57  465^) 


2  739  530     1     I  847  586«)  )     2  031  338     I     I  355  2296) 


Die  Preise  des  Chilesalpeters  zeigen  seit  Beginn  des  Jahres  1916  durchweg 
eine  steigende  Tendenz.  Nur  die  Preise  für  New  York  haben  seit  Mitte  März  einen 
Rückgang  erfahren.  Für  die  Notierungen  am  Ende  jeder  Woche 
seit    Anfang    1916    wird  folgende  Übersicht  gegeben: 


^)  In   den  „Nachrichten  .    .    . "  ist   die  falsche  Summe  631  754  angegeben. 
«)  Die  Addition  ergibt  in  Wirklichkeit  95  489. 
3)  Die  Addition  ergibt  57  061. 

*)  In  den  „Nachrichten  ..."  ist  die  falsche  Summe  1  087  536  angegeben. 
')  In  den  „Nachrichten  .    .    . "  ist  die  falsche  Summe  1  356  029  angegeben. 
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Notierungen    von    Chilesalpeter    vom    E'n  d  e    jeder   Woche 

seit    Anfang    1916. 


Kurse 


Spanien 
(Valencia) 
Basis  95% 
übliche  Be- 
dingungen 


Frankreich 

(Häfen 
am  Atlant. 

Ozean) 
Basis  95% 
151/2-16% 
Stickstoff, 
in  Original- 
säcken 


Italien 
(Grenua) 
Be- 
dingungen 

frei 
Fahrzeug 

am 
Dampfer 


Groß- 
britannien 
(Liverpool) 

Basis  95% 


Verein. 

Staaten 

(New  York) 

Basis  95% 


Frcs.  in  Gold 


1916 

I.  Januar  . 

8.  Januar  . 

15.  Januar  . 

22.  Januar  . 

29-  Januar  .    .    . 

Durchschnitt 

5.  Februar 

12.  Februar 

19.  Februar 

26.  Februar    .    . 
Durchschnitt 

4.  März 

11.  März 

18.  März 

25.  März      .    .    . 
Durchschnitt 

I.  April 

8.  April 
15.  April 
22.  April 
29.  April     .    ,    . 
Durchschnitt 

6.  Mai 

13.  Mai 

20.  Mai 

27.  Mai    .... 
Durchschnitt 

3.  Juni  . 
10.  Juni  . 
17.  Juni  . 
24.  Juni  .... 
Durchschnitt 
Durchschnitt  d. 
Halbjahres 

I.  Juli 

8.  Juli 

15.  Juli 

22.  Juli 

29.  Juli    .... 

Durchschnitt 

5.  August 

12,  August 

19.  August 

26.  August      .    . 
Durchschnitt 


45,31 
45,40 
45,30 

45,22 
45,22 

45,29 
45,17 
45,23 
46,27 
46,27 

45,73 
46,41 

46,45 
48,37 
48,62 

47,46 
44,89 
45,81 

45,77 
46,16 

46,58 
45,84 
47,09 
46,65 
47,94 
48,54 
47,55 
48,79 
51,68 

49,47 
49,37 
49,83 

46,95 

49,43 

48,61 

48,36 
48,62 
48,46 
48,70 

49,43 
49,01 
49,26 
49,16 
49,21 


37,75 
37,59 
37,56 
37,46 
37,35 
37,54 
37,36 
37,34 
37,43 
37,31 
37,37 
37,31 
37,22 
36,86 
36,75 
37,03 

37,87 
36,95 
38,12 
39,24 
37,79 
39,21 
39,23 
39,32 
39,55 
39,33 
39,63 
39,85 
40,29 
40,32 
40,02 

38,18 

44,81 
40,80 
41,56 
40,80 
40,80 

41,75 
40,78 
40,76 
40,80 
40,81 
40,79 


46,99 
46,91 

43,14 
41,36 
41,31 
43,94 
41,03 
40,17 
38,98 
38,83 
39,75 
38,98 
38,75 
38.72 
38,17 
38,90 
39,80 
39,76 
40,74 
40,44 
40,10 

40,37 
41,01 
40,07 
40,40 
41,81 

40,57 
40,81 

40,52 
41,31 
41,58 
41,05 

46,76 

41,43 
41,72 
41,62 
41,86 
41,53 
41,63 
41,59 
41,18 
41,08 
41,29 
41,28 


37,84 
39,09 
40,33 
40,95 
41,57 
39,96 
40,95 
41,57 
41,57 
41,88 

41,49 
41,88 
42,19 
42,81 
42,81 
42,42 
43,12 
43,74 
44,05 
45,29 
45,29 
44,30 
46,53 
46,53 
46,53 
46,22 

46,45 
46,22 
45,60 
45,60 
44,98 
45,60 

43,37 

46,66 
46,66 
46,66 
46,66 
46,66 
46,66 
46,66 
46,66 
45,40 
45,40 
40,03 


38,10 

37,84 
39,04 
43,72 
39,95 
39,73 
39,96 
39,97 
39,96 
42,85 
40,68 

42,85 
42,86 
42,84 
41,09 
42,41 
39,64 
39,64 
39,63 
39,63 
38,47 
39,40 
37,06 
37,06 

37,40 
36,18 
36,83 
36,18 
36,18 

36,17 
36,18 
36,18 

39,20 

36,18 
36,18 
36,18 
36,33 
36,33 
36,24 
35,60 
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In  den  Nachrichten  zur  landwirtschaftlichen  Produktions-  und  Handels- 
statistik vom  September  1915  S.  524,  werden  nachstehende  Angaben  gemacht  über 
di0  Preisnotierungen  für  Cliilesalpeter  im  1.  Halbjahr  1915: 

Preisnotierungen    für   Chilesalpeter  im   i.  Halbjahr    1915. 


Kurse 
Ende  des  Monats 

Genua 
Frcs. 

London 

Frcs. 

New  York 
Frcs. 

Januar     

Februar  

März 

32,00 — 32,50 
35,00—35,50 
36,50 — 37,00 
34,50—35,00 

39,00 
39,50 — 40,00 
40,00 — 50,00 
47,00 — 48,00 

27,31—28,55 
27,31—28,55 
29,17—29,79 
32,27—34,75 
34,75—36,00 
34,75—36,00 
34,75—36,00 
34,75—36,00 

21,71 

23,99 

25,71 
26,28 

25,99 
26,85 

27,99 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

In  dem  Märzlieft  1916  der  Nachrichten  finden  sich  S.  206/7  folgende  weitere 
Angaben: 

Preisnotierungen   für  Chilesalpeter   im   2.    Halbjahr   1915. 


Kurse  1915 
Ende  des  Monats 

Frankreich 
(Häfen  am  Atlan- 
tischen Ozean) 
Basis  95% 
15^2—16% 
Stickstoff,  in 
Originalsäcken 

Italien  (Genua) 
übliche 

Bedingungen 
frei   Fahrzeug 

am  Dampfer 

Großbritan- 
nien 
(Liverpool) 
Basis  95  % 

Vereinigte 

Staaten 
(New  York) 
Basis  95  % 

Frcs.  in  G 

rold 

JuÜ 

August 

September  .... 

Oktober 

November  .... 
Dezember    .... 

34,26 
34,56 
37,01 
38,02 
37,68 
37,84 

37,49 
39,87 
45,59 
50,70 
49,12 
47,35 

30,41 
34,13 
33,20 

35,69 
35,69 
37,86 

28,61 
28,40 
30,16 
35,02 
34,67 
38,25 

Mittlere     Monatspreise 

t  a  n  n  i  e  n    (95  %,  Liverpool) 

Januar 25,34  Mai 

Februar 27,00  Juni 

Mars 28,08  Juli 

April 30,20  August 


ür     Chilesa 

Ipeter     in     Großbri- 

1    im    Jahre 

191 5    (Frcs.  in  Grold). 

.    .    .    31,86 

September     .    .    ,    33,67 

.    .    .    30,20 

Oktober     .    .    .    .    34,75 

.    .    .    30,20 

November.    .    .    .    35,68 

t  .    .    .    32,27 

Dezember      .    .    .    37,23 

— b— 

Viehbestand,  Anbaufläche  und  landwirtschaftliche  Prodaktion  Chiles  im  Jahre 
1913/14.  Nacli  den  Anuario  estadistico  de  la  Repüblica  de  Chile,  Vol.X,  Agdcultura, 
Ano  1913 — 1914  (Santiago  de  Cliile  1915)  war  in  Chile  folgender  Viehbestand 
vorhanden  (Tab.  1): 
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I.    Der    Viehbestand    Chiles    im    Jahre    1913/14. 


Zahl 


Zahl 


Zahl 


Unter  i  Jahr 
I — 3  Jahre 
Über  3  Jahre 
Zugtiere  .    . 
Reittiere 
Unter  i  Jahr 
,1 — 3  Jahre 
[Über  3  Jahre 


48470 
74917 

334  458 
35292 

223  442 

3381 

10  266 

19245 


Maul 
esel 


Unter  i  Jahr 
I — 3  Jahre 
Über  3  Jahre 
Zugtiere  .    . 
Reittiere 
T>-    1  fUnter  i  Jahr 
.  , '|i — 3  Jahre 
[über  3  Jahre 


3  534 

10  188 

24471 

3037 

4045 

355  497 

496  164 

I  116  959 


Schafe 
Ziegen 

Schweine 

Lamas    . 
Alpakas . 


f  Unter  i  Jahr 
\Über  I  Jahr 
/Unter  i  Jahr 
\Über  I  Jahr 
Unter  i  Jahr 
Über  I  Jahr 


I  227  231 

3  375  086 

81  926 

217455 
113  160 

108  224 

27254 
14  941 


In  Deutschland  waren  vergleichsweise  am  1.  Dez.  1912  vorhanden:  4,5  Mill. 
Pferde,  20,2  Mill.  Stück  Rindvieh,  5,8  Mül.  Schafe,  21,9  Mill.  Schweine.  3.4  Mill. 
Ziegen;  Esel  und  Maulesel  nur  13  147. 

Die  landwirtschaftUche  ^ijibauf lache  war  folgende  (Tab.  2): 

2.    Die    landwirtschaftliche    Anbaufläche    in    Chile    1913/14. 


Gesamtfläche^)  .  . 
Kultivierte  Fläche^) 
D.  h.  in  %  .    .    .    . 

{Klee.  .  .  . 
Luzerne  .  . 
Sonstige  .  . 
Weißer  Weizen  .  . 
Feinster  Weizen  .  . 
Mengkorn  .  .  .  . 
Grerste 


ha 


46  113  800 

1  037  936 

2,3 

186  441 

133  747 

2  910  601 
388  595 

23522 

2  501 

61  764 


Hafer  .  .  . 
Mais.  .  .  . 
Bohnen  .  . 
Erbsen  .  . 
Kichererbsen 
Linsen  .  . 
Kartoffeln  . 
Obstkultur  . 
Wein    .    .    . 


ha 


49215 

23718 

30832 

8  120 

2  065 

933 
32  900 

17372 
65923 


Vergleichsweise  betrug  in  Deutschland  im  Jahre  1914  die  Erntefläche  für 
Weizen  2,0,  für  Roggen  6,3,  für  Sommergerste  1,6,  für  Hafer  4,4,  für  Kartoffeln 
3,4  Älill.  ha;  zusammen  sind  dies  allein  bereits  %  der  (54,1  Mill.  ha  umfassenden) 
Gesamtfläche  Deutschlands. 

3.    Der    Ernteertrag    in    Chile    1913/14. 


dz 


dz 


dz 


Weißer  Weizen 
Feinster  Wei  zen 
Mengkorn 
Grerste  . 
Hafer  . 
Mais .  . 
Bohnen 
Erbsen 
Kichererbsen 
Linsen     .    . 


150  207 
314  022 
40  799 
212  168 
644  050 
382  418 

374714 
78964 
12  247 
10  319 


Kartoffeln  .    .    . 
Luzerne,  trocken 
Klee,  trocken 
Leinsamen  .    . 
Luzernensamen 
Kleesamen 
Hanffaser 
Leinenfaser 
Tabak  .    . 
Oliven 


2  495  464 

2  888  234 

153  063 

3  122 

15245 

24407 

10337 
I  676 

28  496 
3712 


Mandeln 

Pflaumen,  getrocknet  .  .  . 
Pfirsiche,  getrockn.,  entkernt 
Kirschen,  getrocknet    .    .    . 

Feigen 

Pfirsiche,  getrockn.,  mitKern 

Äpfel 

Nüsse 

Trauben,  getrocknet  .  .  . 
Sonstige  Früchte 


687 
I  799 
4436 
I  010 

13630 
7  900 

97450 

25994 
6966 

13852 


^)  Außer  dem  ausschließlichen  Minengebiet  Antofagasta  (120  183  qkm)  und 
dem  fast  unbebauten  Territorium  Magellanes  (169  251  qkm,  bebaut  280  ha). 

2)  Offenbar  einschl.  der  mit  Klee  und  Luzerne  kultivierten,  aber  ausschheßUch 
der  übrigen  Weide.  '    . 
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Die  Erntemenge  ist  in  der  vorstehenden  Tabelle  3  zusammengestellt.  Ver- 
gleichsweise wurden  1914  in  Deutschland  geerntet:  39,7  Mill.  Doppelzentner  Weizen, 
104,3  AliU.  Roggen,  31,4  Mill.  Gerste,  90,4  MiU.  Hafer,  455,7  Mill.  Kartoffehi. 

Die  Weinproduktion  belief  sich  auf  2  090  048  hl,  die  Produktion  an 
Chicha  456  753  hl,  an  Cliacoli  396  498,  an  Branntwein  25  180.  Die  Zahl  der  Rebstöcke 
betrug  267  563  584. 

An  Milch  und  Milchprodukten  wurden  produziert:  1  368  121  hl 
Müch  (Zahl  der  Müchkühe  183  163),  28  588  dz  Käse,  12  252  dz  Butter.  Die  H  o  n  i  g  - 
Produktion  betrug  7166,  die  Wachsproduktion  1000  dz  (Zahl  der  Bienen- 
stöcke: 104  551,  in  Deutschland  1912:  2  630  837).  — r. 


Die  Produktion  an  Diamanten,  Kohlen,  Kupfer  und  sonstigen  Mineralien  und 
nichtedlen  Metallen  in  der  Südafrikanischen  Union  von  1912  bis  1914.  Die  Dia- 
manten Produktion  ist  in  der  Südafrikanischen  Union  infolge  des  Kriegsaus- 
bruches in  Europa  im  Jahr  1914  ganz  erheblich  gesunken.     Sie  betrug  (Tab.  1): 

I.    Die   Diamantenproduktion   der   Südafrikanischen 
Union    1912 — 1914. 


Provinzen 

Menge  in  Karats 

Wert  in  £ 

1912 

1913 

1914 

1912   1   1913 

1914 

Kapkolonie  .  . 
Transvaal   .  . 

Oranjefreistaat 

2  325  548 

2  131  406 

614  927 

2  461  892 

2  156  897 
544  756 

I  350  535 
I  142  682 

307  797 

6  190  966 
2  386  979 
I  483  544 

6  995  438 
2  726  663 
I  667  706 

3  544  072 
I  162  031 

781  091 

Gesamt 

5  071  881 

5  163  545 

2  801  014 

IG  061  489 

II  389807 

5  487  194 

Da  die  Diamanten  als  Luxusartikel  nicht  wie  das  Gold  feste  Marktpreise 
liaben,  so  konnten  ihre  Preise  nur  durch  starke  Produktionseüischränkung  ge- 
halten werden. 

Auch  die  Kohlen  Produktion  ist  etwas  zurückgegangen,  aber  nur  der 
Menge  nacii,  vgl.  Tab.  2. 

2.    Die    Kohlenproduktion    der    Südafrikanischen    Union 

1912 — 1914. 


Menge  in  tons 

Wert  m  £ 

1912 

1913 

1914 

1912     1913 

I9I4 

Traasvaal   .  .  . 

Natal 

Oranjefreistaat  . 
Kapkolonie  .  .  . 

4  751  850 
2  765  068 

525  459 

74701 

5  225  036 

2  898  726 

609  973 

67  481 

5  157  268 

2  567  817 

699  217 

53621 

I  044  986 

771  775 

141  380 

41  257 

I  142  598 
891  699 
167  409 

38  752 

I  150  746 

885  919 

191  064 

31  167 

Gtesamt 

8  117  078 

8  801  216 

8  477  923 

I  999  378 

2  240  458 

2  258  896 

Die  Kohle  wird  wenig  für  Ausfuhr-  und  Bunkerzwecke  benutzt,  in  der  Haupt- 
sache vielmelir  im  Inland  verbraucht  (von  den  Eisenbahnen,  Bergwerken,  Indu- 
strien usw.).  Von  der  Produktion  des  Jahres  1914  wurden  beispielsweise  nur  651  000 
Tonnen  ausgeführt  und  1  343  000  als  Bunkerkohle  verwendet. 

Dagegen  ist  die  Kupfer  Produktion  infolge  des  starken  europäischen  Be- 
darfs und  der  dadurch  hervorgerufenen  günstigen  Konjunktur  erhebUch  gestiegen« 
Es  wurden  gewonnen  (Tab.  3): 
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3.     Die    Kupferproduktion    der    Südafrikanischen    Union 

1912 — 1914. 


Provinzen 

Menge  in  tons 

Wert  in  £ 

1912 

1913 

1914 

1912 

1913 

1914 

Transvaal      .    .    . 
Kapkolonie  .    .    . 

I  619 

16  951 

5288 
13  094 

15256 
14  368 

49  142 

507  836 

138  328 
369  528 

330  381 

372  028 

Gesamt 

18570 

18382 

29624 

556  978 

507  856 

702  409 

Über  die  Produktion  an  sonstigen  nichtedlen  Metallen  und  Mineralien 
gibt  die  folgende  Tabelle  Auskunft.  Das  Zinn  wird  fast  ausschließlich  in  Transvaal 
gewonnen;  die  Produktionsmenge  betrug  2932  bzw.  3671  bzw.  3430  Tonnen,  ist  also 
1914  etwas  zurückgegangen.    Vgl.  Tab.  4. 

4.     Die     Produktion     sonstiger     Mineralien     und     Metalle 
in    der    Südafrikanischen    Union    1912 — 1914. 


Zinn .  .  . 
Kalk  .  . 
Asbest 
Feuerstein 
Magnesit 
Blei  .  .  . 
Graphit    . 


1912 


367  699 
129  470 
18882 
9  395 
I  673 
8654 
I  155 


1913 


436  550 

118  984 

16028 

3789 
I  194 
I  199 
I  257 


1914 


314  398 

103  796 

20  587 

2508 

I  451 

I  396 

970 


Vgl.  Report  to  the  Board  of  Trade  on  the  Trade  of  the  Union  of  South  AJrica 
for  the  year  1914  (London  1915).  — r. 

Rohgummi-Prodoktion  der  Föderierten  Malaiischen  Staaten.  Etwa  die  Hälfte 
alles  auf  der  Erde  gewonnenen  Bohgummis  kommt  aus  den  Malaiischen  Staaten. 
Die  zalilreichen,  meist  im  vorigen  Jalxrzehnt  angelegten  Gummipiantagen  werden 

Roiigummiproduktion    in     den    Föderierten   Malaiischen 

Staaten. 


Monat 

1914 
t 

1915 

t 

1916 

t 

Januar     

Februar  

März 

2542 
2364 
2  418 
2  151 
2  069 
2  306 
2971 

1  850 
2879 

2  S97 

2  889 

3  361 

3  473 

3  411 
3418 
2777 
2  708 

3403 
3687 
3796 
3984 

4  120 
4636 

5  III 

4471 
5207 

4429 
3914 
3956 
5  114 

April 

Mai 

Juni 

JuH 

August 

September 

Oktober 

November 

3J)ezember 

5053 
5782 
6376 
5968 
6776 
5  717 

Zusammen 

30697 

44524 

62763 

Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens.      57* 

mit  dem  Heranwachsen  der  Bäume  in  jedem  Jahre  ertragreicher.  Im  Jahre 
1909  betrug  die  Gesamtausfuhr  nocli  2641  Tons  und  im  Jahre  1910,  das  all- 
gemein als  ein  RekordjaJir  angeschen  wurde,  waren  es  5452  Tons  oder  weniger  als 
jetzt  die  monathche  Produktion  beträgt.  Vorstehende  Tabelle  veranschaulicht 
die  Zunahme  der  monatlichen  Grcwinnuug  in  den  letzten  drei  Jahren. 

Seit  Ausbruch  des  Krieges  haben  Neuanpflanzungen  nur  in  geringem  Maße 
stattgefunden,  zum  Teil  aus  Mangel  an  der  notwendigen  europäischen  Auft;icht, 
zum  Teil  wegen  der  Schwierigkeiten,  Kapital  zu  erhalten;  auch  soUen  Arbeitskräfte 
knapp  sein. 

Nacli  Berichten  malaiischer  Zeitungen  haben  amerikanische  Gesellschaften 
verschiedentlich  Versuche  gemacht,  in  den  Staaten  Fuß  zu  fassen.  Sie  sind  aber 
einem  lebhaften  Widerspruch  begegnet,  und  es  wurde  von  englischer  Seite  allge- 
mein als  „unfair"  bezeiclxnet,  wenn  Amerika  die  Zeit,  in  welcher  englisches  Kapital 
schwer  erhältlich  ist,  dazu  benutze,  sich  zu  etablieren.  Über  die  stattgefundene 
Gründung  amerikanisclier  Gesellschaften  ist  noch  nichts  verlautet.  (Das  Zahlen- 
material ist  dem  London-China-Telegraph  vom  15.  Januar  1917  entnommen.) 

Lu. 
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Krlegsgcwinnc  in  der  russisdicn  Industrie  im  Jahre  1915. 

Später  als  die  anderen  kriegführenden  Staaten  ist  Rußland  an  die 
Besteuerung  der  sogenannten  „Kriegsgewinne"  industrieller  Betriebe  heran- 
getreten. Die  auf  eine  Heranziehung  der  Industrie  zu  erhöhter  Steuerleistung 
gerichteten  Bestrebungen  der  Regierung  stießen  hier  auf  heftigen  Wider- 
stand der  beteiligten  Kreise,  die  den  Nachweis  zu  führen  suchten,  daß  die 
an  und  für  sich  schwache  Industrie  des  Landes  durch  weitere  Belastung 
in  eine  kritische  Lage  kommen  müsse,  daß  bei  der  Mehrzahl  von  industriellen 
Unternehmungen  die  Jahresdividenden  keine  steigende  Tendenz  aufwiesen 
usw.  Demgegenüber  wurde  regierungsseitig  geltend  gemacht,  daß  die  meisten 
industriellen  Betriebe  sich  bei  der  Festsetzung  der  Dividende  größter  Zurück- 
haltung befleißigen  und  notorisch  außerordentlich  hohe  Gewinne  zu  ver- 
zeichnen haben.  Am  13. /26.  Mai  1916  wurde  hierauf  im  Verordnungswege 
auf  Grund  des  Art.  87  der  russischen  Grundgesetze  ein  Kriegsgewinnsteuer- 
gesetz erlassen,  welches  unter  anderem  auch  eine  Besteuerung  der  industriellen 
Betriebe  bis  zu  50  %  ihres  Gewinns  für  die  Dauer  des  Krieges  vorsieht, 
Unternehmungen  jedoch,  deren  Jahresgewinn  8  %  des  Grundkapitals  nicht 
übersteigt,  von  dieser  Steuer  befreit.  Die  gesetzliche  Regelung  der  Frage 
ist  hiermit  indessen  nicht  abgeschlossen,  sondern  wird  noch  die  gesetzgebenden 
Kammern  beschäftigen.  Zur  Zeit  wird  das  Kjiegsgewinnsteuergesctz  in  der 
Finanzkommission  der  Reichsduma  einer  Umarbeitung  unterzogen,  die  auf 
eine  Erweiterung  seines  Wirkungskreises  durch  Herabsetzung  des  von  der 
Steuer  befreienden  Gewinnminimums  abzielt. 
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Es  trifft  allerdings  zu,  daß  die  russische  Industrie,  die  sich  in  den 
Jahren  1909—1914  günstig  entwickeln  konnte  und  insbesondere  1913  eine 
Hochkunjunktur  erlebte,  durch  den  Ausbruch  des  Kxieges  in  starke  Mit- 
leidenschaft gezogen  worden  ist,  die  unter  anderem  nicht  zum  wenigsten 
noch  dadurch  verschärft  wurde,  daß  ihr  die  deutsche  Mitarbeit  und  vor 
allem  auch  das  deutsche  gelernte  Personal  durch  die  Ausnahmegesetze 
gegen  feindliche  Ausländer  gewaltsam  entzogen  wurde.  Hierzu  kommt, 
daß  einzelne  Industriezweige,  wie  z.  B.  das  Spritbrennerei-,  Branntwein- 
brennerei- und  Bierbrauereigewerbe  durch  das  Alkoholverbot  unmittelbar 
betroffen  wurden,  andere  wiederum,  wie  das  Baugewerbe  und  die  mit  ihm 
verwandten  Industrien,  ferner  das  polygraphische  Gewerbe,  die  Glasin- 
dustrie, das  Goldschürfgewerbe  und  andere,  bei  der  auf  den  Kriegsbedarf 
orientierten  Frontschwenkung  der  russischen  Industrie  ins  Hintertreffen 
geraten  mußten.  Ferner  trifft  man  auch  jetzt  noch  in  den  am  meisten 
vom  Kj'iege  profitierenden  Industriezweigen  einzelne  Unternehmungen,  die 
aus  Mangel  an  Betriebskapital,  wegen  unzureichender  technischer  Hilis- 
mittel,  Arbeitermangel,  Unvermögen  der  Leitung,  sich  den  neuen  Verhält- 
nissen anzupassen,  usw.  nur  eben  gerade  noch  ihr  Dasein  fristen. 

Von  diesen  Ausnahmen  aber  abgesehen,  prosperiert  die  Industrie  in  Ruß- 
land, soweit  es  sich  um  die  augenblicklichen  Gewinne  aus  ihrer  Betiiebs- 
tätigkeit  handelt,  auf  der  ganzen  Linie  außerordentlich  gut.  Je  mehr  die 
alten  Vorräte  schwinden,  je  fühlbarer  der  Mangel  an  Rohstoffen  wird,  je  höher 
die  Preise  steigen,  desto  größere  Gewinne  werden  erzielt.  Diese  können  auch 
durch  die  oft  gekünstelte  Bearbeitung  der  Jahresberichte  der  zur  öffent- 
lichen Rechnungslegung  verpflichteten  Aktiengesellschaften  (und  sonstigen 
mit  Stammeinlagen  arbeitenden  Gesellschaften)  nicht  mehr  ganz  verschleiert 
werden.  Bereits  in  den  ersten  5—9  Monaten  des  Eäieges  konnte  in  der 
Metall-,  Textil-,  Zucker-  und  noch  einigen  anderen  Industrien  ein  be- 
deutendes Steigen  der  Gewinne  wahrgenommen  werden.  Seitdem  schreitet 
diese  Aufwärtsbewegung  aber  in  außerordentlich  beschleunigtem  Tempo 
fort.  Aus  den  für  1915  (bzw.  1915/1916)  vorliegenden  Rechenschaftsberichten 
industrieller  Unternehmungen  ist  zu  ersehen,  daß  das  Wachstum  der  Ge- 
winne im  zweiten  Kriegsjahr  sich  rapide  weiterentwickelt  und  auch  auf  solche 
Unternehmungen  übergreift,  die  noch  im  Vorjahre  mit  Verlust  abgeschlossen 
hatten. 

In  den  folgenden  Tabellen  soll  das  Gresagte  veranschaulicht  werden, 
indem  als  Beispiele  die  größten  Betriebe  der  am  meisten  prosperierenden 
Industriezweige  herangezogen  worden  sind.  Die  unter  der  Rubrik  ,,  Gewinn" 
angeführten  Zahlen  bedeuten  hierbei  die  Differenz  zwischen  Brutto-Ein- 
nahmen  und  Brutto- Ausgaben.  Die  Abschreibungen  für  Amortisationen, 
auf  das  Reservekapital  und  sonstige  Fonds,  für  wohltätige  Zwecke,  zur 
Deckung  der  Prozentualsteuer  und  Kriegsgewinnsteuer  und  für  Tantiemen 
sind  in  der  Regel  nicht  vom  Gewinn  in  Abzug  gebracht,  stellenweise  ist  dies 
jedoch  allerdings  geschehen,  da  diese  Posten  in  einzelnen  Rechenschafts- 
berichten nicht  gesondert  aufgeführt,  sondern  in  die  Summe  der  allgemeinen 
Ausgaben,   wie   Betriebskosten    usw.    mit    hineingenommen   worden   sind, 
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Tabelle  i. 
Kriegsgewiune  in  der  metallurgischen  Industrie  Rußlands  im  Jahre   1915. 


Grundkapital 

.                     1 

Dividende 

Gewinn 

T>     j_ 

1 

Unternehmungen 

in  1000  Rbl. 

in  1000  Rbl. 

Betrag 
in  iGGo  Rbl. 

""/ 

0 

1915 

191 3 

1915 

I9I3 

1915 

I9I3 

1915 

191 3 

llrjansker  Eisenwerke  A.-G.  .    . 

41  175 

41  175 

IG  614 

4764 

4529 

3294 

II 

8 

Sitz  der  Verwaltung:   Peters- 
burg 
!  iussiöch-Belgische  metallurgische 

Gesellschaft 

20  000 

2G  OGO 

15250 

5  493 

32G0 

1800 

16 

9 

Sitz    der    Verwaltung:    Jena- 

kiewo,  Gouv.  Jekaterinoslaw 

Nikopol-Mariupoler  metallurgische 

Werke  A.-G 

15  400 

13  200 

6654 

4078 

2377 

1373 

15,4 

10,4 

Ivolomna-Werke 

15  000 

15  000 

5005 

2275 

1800 

1080 

12 

7.2 

Jushno-Russkoje     Dneprowskoje 

A.-G.,    Saporoshje-Kamens- 

koje      

15  000 

15  000 

12  113 

9  644 

3750 

3750 

25 

25 

Tula-Kupferwalzwerke  u.  Patro- 

nenfabrik, Tula 

13500 

9  GüO 

15510 

2  876 

5760 

1524 

42,6 

16,2 

Mechanische  Hülsen-  u.  Röhren- 

walzwerke  Baranowski  A.-G. 

13  200 

5  OGG 

5ÖO5 

I  118 

2904 

675 

22 

13.5 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Hütten-,  Stahlguß-  und  mecha- 

nische Werke  Sormowo  A.-G. 

13  000 

IG  OGO 

6450 

2  166 

1950 

750 

15 

7.5 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Hussisclie  Gesellschaft  zur  Her- 

stellung von  Geschossen ,    . 

IG  000 

IC  000 

3  132 

759 

i8gg 

850 

18 

8,5 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Russische  Schiffsbau-A.-G. .    .    . 

IG  OGO 

IG  OGO 

I  352 

854 

850 

650 

8,5 

6,5 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Kupferwalzwerke  Koltschugin 

A.-G 

IG  OGO 

6  GOO 

14094 

3249 

32GG 

1500 

32 

25 

Sitz  der  Verwaltimg:  Moskau 

Kupfer-  u.  Röhrenwalzwerke 

vorm.  Rosenkranz  A.-G. .    . 

IG  OOG 

7  000 

7968 

2955 

2GGG 

910 

2G 

13 

Sitzd.  Verwaltung:  Petersburg 

Russisch-Baltische  Waggonfabrik 

A.-G.,  Riga  (Petersburg).    . 

9  600 

9  6go 

I  G15 

821 

480 

527 

5 

5,3 

Petersburger  Metallurgisch.  Werk 

A.-G 

9  GOG 

9  000 

3  669 

I  489 

I44G 

882 

16 

9,8 

Russische  Maschinenbaufabriken 

Hartmann 

9  000 

9  000 

2058 

I  G39 

660 

6gg 

7.6 

6,6 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Russische    Lokomotivbau-    und 

mechanische  Werke  A.-G.  . 

784G 

7840 

2936 

535 

504 

280 

6,4 

3,6 

Russische  Röhren  Walzwerke  A.-G. 

7500 

6  OGO 

13  02G 

3  177 

1875 

960 

25 

16 

Vereinigte  Kabelwerke  A.-G. 

6  GGG 

6  GGG 

3520 

I  399 

1500 

600 

25 

10 

Sitz  d.  Verwaltung:  Petersburg 

Vereinigte  mechanische  Werke  in 

Petersburg   (vorm.   Mechau. 

Werke  H.  A.  Lessner  A.-G.) 

6  000 

4  000 

1835 

I  048 

720 

600 

12 

15 
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8o  daß  also  die  unter  der  Rubrik  „Grewiim"  in  den  Tabellen  angeführten 
Beträge  in  Wirklichkeit  oft  eher  zu  niedrig  als  zu  hoch  bemessen  erscheinen. 

Tabelle  1  (S.  59*)  bezieht  sich  auf  die  metallurgische  Industrie  und 
bringt  eine  Gruppe  der  bedeutendsten  Unternehmungen,  die  den  Bau  von 
Eisenbahnwagen,  Lokomotiven,  Schiffen  usw.  betreiben,  desgleichen  einige 
Walzwerke,  ein  Schiffbau-  und  Kabelwerk,  die  zur  Zeit  mit  der  Anfertigung 
von  Kriegsmunition  beschäftigt  sind.  Dem  Operations] ahr  1915  (bzw.  1915 
— 1916)  wird  dabei  das  letzte  Friedensjahr  1913  gegenübergestellt. 

An  der  Tabelle  1  fällt  zunächst  auf,  daß  mehrere  Unternehmungen 
in  der  Zwischenzeit  1913 — 1915  ihr  Grundkapital  erhöht  haben.  Dieser 
Umstand  ist  an  und  für  sich  das  Kennzeichen  einer  guten  Konjunktur. 
Er  wird  aber  in  Rußland  während  des  Krieges  oft  nicht  so  sehr  durch  das 
Bedürfnis  nach  Vergrößerung  des  Unternehmens  hervorgerufen,  als  durch 
das  Bestreben  nach  ,,  Verwässern ng"  des  Aktienkapitals  (aus  steuertechnischen 
und  sonstigen  finanzpolitischen  Gründen)  bedingt.  Ferner  ergibt  sich  aus 
der  Tabelle,  daß  die  Mehrzahl  der  Gesellschaften  ihre  Dividende  um  das 
1  ^^  fache,  einzelne  sogar  am  das  2— 2 1/^  fache  erhöht  haben.  Im  Jahre 
1915  wurden  Dividenden  von  42,6  %  und  32  %  ausgeschüttet,  also 
in  einer  Höhe,  wie  sie  das  Jahr  1913  gar  nicht  gekannt  hat.  Hierbei  ist  zu 
bemerken,  daß  diese  Dividenden  noch  höher  ausgefallen  wären,  wenn  die 
betreffenden  Gesellschaften  inzwischen  nicht  ihr  Aktienkapital  vergrößert 
hätten.  Im  Vorjahre  konnten  nur  2  unter  den  19  angeführten  Betrieben 
ihren  Gewinn  um  das  Doppelte  gegen  das  letzte  Friedens  jähr  steigern,  kein 
einziger  brachte  es  auf  das  Dreifache.  Im  Jahre  1915  dagegen  konnten 
die  Baranowski-Werke,  die  Tula- Werke,  die  Russischen  Lokomotivbau- 
Werke  einen  mehr  als  5  fachen,  3  weitere  Unternehmungen  einen  mehr 
als  4  fachen,  7  Betriebe  einen  2  bis  3  fachen  usw.  Gewinn  gegenüber  1913 
verzeichnen,  einige  darunter,  wie  Tula,  Koltschugin,  russische  Röhrenwalz- 
werke, waren  sogar  in  der  Lage,  mehr  als  ihr  Grundkapital  beträgt  als  Ge- 
winn eines  einzigen  Jahres  hereinbringen  zu  können.  5  weitere  Unterneh- 
mungen brachten  es  auf  einen  Jahresgewinn,  der  mehr  als  die  Hälfte  ihre» 
Aktienkapitals  ausmachte.  Eine  Ausnahme  bildet  nur  die  Russisch-Baltische 
Waggonfabrik,  deren  Dividende  zurückgegangen  ist,  weil  die  Werke  durch 
Verlegung  in  ihrer  Produktion  behindert  wurden. 

Abschließend  ist  zu  Tabelle  1  noch  zu  bemerken,  daß  die  darin  auf- 
geführten 19  Betriebe  über  ein  Aktienkapital  von  zusammen  ca.  Y^  Milliarde 
Rbl.  verfügen,  welche  Summe  etwa  ^/ig  des  gesamten  in  der  russischen  me- 
tallurgischen Industrie  investierten  Kapitals  verkörpert.  Mithin  kann  diese 
Gruppe  von  metallurgischen  Betrieben  als  geeigneter  Gradmesser  für  die 
Lage  der  russischen  metallurgischen  Industrie  im  ganzen  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

Annähernd  die  gleichen  Verhältnisse  obwalten  in  der  Textilin- 
dustrie Rußlands,  von  der  hier  die  Baumwollwarenmanufaktur  (Tab.  2) 
näher  beleuchtet  werden  soll.  Für  diese  war  das  letzte  Friedensjahr  1913 
im  allgemeinen  weniger  günstig  als  für  die  Metallurgie.  Außerdem  wurden 
hier  bis  1916  nur  vereinzelt  und  in  unbedeutendem  Umfange  Neuemissionen 
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von  Aktien  getätigt.  Ebenso  wie  Tab.  1  bringt  auch  Tab.  2  nur  die  bedeutend- 
sten Unternohmungen  der  Branche  mit  einem  Grundkapital  von  5  000  000 
Rbl.  aufwärts. 

Tabelle  2. 
Kriegsgewinne    in    der    Baumwollwarcnindustric     Rußlands 

im    Jahre    1915- 


Unternehmungen 


Grund- 

Dividende 

kapital 

in  1000  Rbl. 

Betrag 

o/_ 

1000  Rbl. 

191 5 

in  1000  Rbl. 

1915 

1913 

1915 

1913 

1915 

I9I3 

12  000 

3  114 

1858 

960 

900 

8 

7,6 

9000 

10  435 

2964 

1350 

600 

15 

6,0 

gooo 

1816 

2265 

900 

500 

IG 

6 

8100 

4090 

1150 

972 

420 

12 

5 

8000 

3012 

1239 

560 

400 

7 

5 

7500 

6332 

2238 

1350 

900 

18 

12 

7500 

1135 

340 

750 

— 

IG 

— 

6000 

1980 

728 

1080 

480 

18 

8 

Gooo 

3878 

448 

690 

300 

iiö 

5 

6000 

2450 

877 

900 

770 

15 

15,4 

6000 

1046 

396 

420 

300 

7 

6 

5250 

1254 

083 

420 

420 

8 

8 

5000 

1503 

273 

350 

— 

7 

— 

5000 

1215 

313 

200 

125 

4 

2,5 

5000 

2171 

924 

500 

300 

IG 

6 

5000 

3458 

385 

650 

250 

13 

5„ 

5000 

2242 

552 

750 

290 

15 

5,8 

Krenholm-Mauufaktur 

'iVerskaja-Manufaktur 

Sitz  der  Verwaltung:  Moskau 

i;!nilZindel-ManutakturA.-G.,  Moskau 

tVe)cliorow-Trechgornaja-Manufaktur, 

A.-G.,  Moskau 

Ijutin  Söhne 
ijew  Manufaktur  Simin 

.Ncwski-BaumwoUspinnerei,    Peters- 
burg  

(Jcbrüder  Tarassoff,  Moskau  .... 

Clr.  Jarosslaw-Mauufaktur 

Scliuja-Manufaktur,  Schuja,  Gouvern. 
Wladimir 

<!ebrüder  Chludoff 

.i.  Garelin  Sölme 

!  )anilow-Mamifaktur 

Gebrüder  Skworzoff 

Kuwaew-Manufaktur 

(kibrüder  Rjabuschinski,  Moskau 

Dorbenew  Söhne 


Tab.  2  zeigt,  daß  im  Jahre  1913  zwei  von  den  darin  aufgeführten  17 
Unternehmungen  überhaupt  keine  Dividende  auswerfen  konnten,  während 
im  Jahre  1915  alle  17  Gresellschaften  Dividenden  zur  Ausschüttung  brachten, 
und  zwar  11  unter  ihnen  im  Betrage  von  10  %  und  darüber.  Sogar  die  Emil 
Z  i  n  d  e  1  A.-G.  in  Moskau,  deren  Werke  durch  die  Maipogrome  von  1915 
stark  gelitten  hatten,  konnte  10  %  Dividende  gegen  6  %  im  Jahre  1913 
verteilen.  Die  Dividende  kann  aber  in  der  russischen  Textilindustrie,  insondtr- 
heit  für  die  Moskauer  Unternehmungen  nicht  durchgängig  als  Maßstab 
für  die  Beurteilung  der  finanziellen  Lage  herangezogen  werden,  da  hi<  r  die 
Mtihrzahl  der  Unternehmungen  einen  intimen  und  familiären  Charakter 
besitzt,  dank  welchem  die  Dividendenziffer,  ungeachtet  der  Veränderungen 
in  der  Konjunktur,  jahraus,  jahrein  meist  unverändert  bleibt.  Wie  man 
dagegen  aus  der  Gewinniubrik  der  Tabellen  ersieht,  konnten  2  aus  der  Gruppe 
der  dort  aufgeführten  Betriebe,  und  zwar  Gebrüder  Rjabuschinski 
und  Gr.  Jarosslaw-  Manufaktur,  ihren  Gtiwinn  gegen  1913  ver- 
neunfachen,    Gebrüder    Skworzoff     und     Derbenew     Söhne    er- 
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zielten  einen  vierfachen  Gewinn  g^gen  1913.  Fünf  weitere  Firmen  kontiten 
ihren  Gewinn  um  mehr  als  das  Dreifache  heben,  und  die  Twerskaja- 
Manufaktur  brachte  es  sogar  auf  einen  Jahresgewinn  von  10,4  Mill.  Rbl. 
bei  einem  Aktienkapital  von  nur  9  Mill.  Rbl. 

Ähnlich  wie  die  Baumwollwarenindustrie  schnitten  die  Tuch-  und 
Leinenindustrie  im  Jahre  1915  ab,  nur  daß  hier  die  Gewinne  im 
Jahre  1915  gegenüber  den  Gewinnen  von  1913  in  vereinzelten  Fällen  (Thom- 
ton  Tuchfabriken  =  2  094  000  Rbl.  gegen  282  000  Rbl.;  Timofei  Aktschurin 
Tuchfabrik  =  924  000  Rbl.  gegen  65  000  Rbl.)  ein  noch  weit  intensiveres 
Wachstum  an  den  Tag  legten  und  auch  kleinere  Aktiengesellschaften  das 
Jahr  1915  mit  einem  Jahresgewinn  abschließen  konnten,  der  mehr  als  ihr 
Grundkapital  betrug  (z.  B.  Tschetwerikoffs  Tuchfabrik  =  Grundkapital :  1  Mill. 
Rbl.,  Gewinn  1308000  Rbl.;  Danilow Kammgarnmanufaktur  =  Grundkapital: 
1  000  000  Rbl.,  Gewinn:  2  318  000  Rbl.;  Kostroma  Leinenindustrie  =  Grund- 
kapital: 2 400 000  Rbl.,  Gewinn:  2  733  000  Rbl.;  Gebrüder  Sotoff  =  Grund- 
kapital: 1500  000  Rbl.,  Gewinn:  1630  000  Rbl.). 

Für  die  Zuckerindustrie,  deren  Geschäftsjahr  das  zweite 
und  erste  Halbjahr  des  Kalenderjahres  umfaßt,  liegen  die  Jahresberichte 
1915/16  noch  nicht  vollzählig  vor.  Die  bereits  vorhandenen  der  bedeutende- 
ren Unternehmungen  ergeben  folgendes  Bild  (Tab.  3). 


Tabelle  3. 

Kr  ie  gs  ge  winne    in    der    Z  u  c  k  e  r  in  d  u  s  t  r  i  e    Bußlands 

im    Geschäftsjahr    1915/16. 


Zuckerfabriken 


Grund- 
kapital 

in 
1000  Rbl. 

1915/16 


Gevrinn 
in  1000  Rbl. 


1915/16      1913/14 


Dividende 

/o 


1915/16      1913/14 


Schebekiaski  Sawod 
Fedorowskije  Sawody 
Usinski  Sawod  .    .    . 
Rotermund  &  Weisse 

Ziegler 

Trost janetzki  Sawod 
Nowo  -Tawolshaeski    Sawod 
Jagotinski  Sawod      .    .    .    . 


3000 
1000 
II 00 
2000 
1400 
1500 
2400 
1000 


2374 
1049 

582 
1019 

586 
1075 

1350 
308 


257 
210 
210 
609 

355 

270 

166 

4 


37 

30 

20 

20 

15,7 

15 

15 

12 


5, 
8 

3 
10 
12 

4 
6 


Auch  die  vorstehende  Tabelle  illustriert  gleich  Tab.  1  und  2  das  sprung- 
hafte Aufrücken  der  Gewinnziffern  in  der  Kriegszeit  gegenüber  dem  letzten 
Friedensgeschäf  tsj  ahr . 

Zum  Schlüsse  seien  hier  noch  (Tab.  4)  die  Gewinnergebnisse  einzelner 
bedeutender  Naphthaindustrie-Gesellschaften  für  das  Jahr 
1915  angeführt. 
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Tabelle  4. 

Kriegsgewi  niie    in    der    Naphthaindustrie    Bußlands 

im    Jahre    191 5. 


Unternehmungen 

Grund- 
kapital in 
1000  Rbl. 

Grewinn 

in 

1000  Rbl. 

Dividende 

Betrag 

% 

Naphthaproduktionsgesellschaft 
Gebr.  Nobel 

Russische  Naphthaindustrie  A.-G. 

Naphthaindustrie-  und  Handels- 
gesellschaft Emba 

Naphthaproduktion  Grosny  A.-G. 

Naphthagesellschaft  Baku  .    .    . 

30  000 

2  181 

6  000 

8812 
7785 

21  440 
I  863 

I  680 

5680 

II  519 

9000 

742 

720 
2634 
4671 

30 
29 

12 

29,87 

60 

Hier  fallen  die  außerordentlich  hohen  Gewinnziffern  ganz  besonders 
ins  Auge.  Sie  betragen  nur  bei  der  Emba  Naphthaindustrie-  und  Handels- 
gesellschaft weniger,  sonst  60  und  mehr  %  des  Aktienkapitals.  Den  nam- 
haften Gewinnen  stehen  hier  auch  bedeutende  Dividenden  gegenüber  mit 
der  Rekordziffer  von  60  %  bei  der  Baku-Naphthagesellschaft. 

Ähnlich  ist  das  Bild,  welches  die  Jahresberichte  von  1915  (bzw.  1915/16) 
für  die  Gummiwaren-,  Tabak-  und  Mühlenindustrie,  die  Kakao-,  Schokoladen- 
und  Konservenfabrikation  usw.  ergeben.  Nicht  nur  bei  der  Produktion 
von  Heeresbedarfsartikeln,  sondern  auch  bei  der  Fabrikation  für  den  all- 
gemeinen  Konsum   werden   oft   phantastisch   anmutende    Gewinno   erzielt. 

Noch  liegen  die  Rechenschaftsberichte  der  Industriegesellschaften 
für  1916  nicht  vor,  aber  schon  läßt  sich  an  der  Hand  gelegentlicher  Presse- 
mitteilungen und  sonstigen  bereits  vorhandenen  Materials  erkennen,  daß 
der  Prozeß  der  Aufwärtsbewegung  der  Gewinnziffern  in  der  Industrie  Ruß- 
lands im  Jahre  1916  noch  weiter  fortgeschritten  ist,  ohne  daß  er  von  einer 
entsprechenden  Steigerung  der  Produktion  selbst  begleitet  wird.  Aus  dem 
allmählich  immer  fühlbarer  werdenden  Mangel  an  Vorräten  aller  Art,  dem 
Steigen  der  Preise  und  der  Entwertung  des  Geldes  ergibt  sich  in  der 
Hauptsache  die  Konjunktur,  aus  der  die  russische  Industrie  jetzt  Nutzen 
zieht. 

Quellen:  Die  Jahresberichte  der  zur  öffentlichen  Rechenschaftslegung 
verpflichteten  Unternehmungen,  Beilagen  zum  amtlichen  ,,Westnik  Finans- 
sow",  Petersburg  No.  1—52  vom  Jahre  1916.  —  ,,Promyschlennostj  i  Tor- 
gowlja",  Petersburg,  No.  50  vom  17. /30.  Dezember  1916.  —  ,, Russkoje 
Sslowo",  Moskau,  vom  5./18.  Januar  1917.  A.  v.  Vogel    (Kiel). 
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VII. 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslande. 

Die  Münzprägungen  in  der  Niederländischen  Reichsmünze.  Der  vom  „Reichs- 
münzmeister"  (Rijks-Muntmeester)  herausgegebene  Jahresbericht  der  niederlän- 
dischen Reichsmünze  für  1915  (Muntverslag  over  het  jaar  1915,  Utrecht  1916)  gibt 
folgende  Tabelle  über  die  Prägung  von  Münzen  für  die  Niederlande  und  ihre 
Kolonien: 

Zahl   der    1840   bis    1915   von   der   Niederländischen   Reich  smün 
prägten    Münzen    und    ihr    Gesamtwert, 
a)  Münzen  für  die  Niederlande. 


e   ge 


Gold 

Silber 

IG  Gulden 

5  Gulden 

Dukaten 

2Y2  Gulden 

1  Gulden 

V2  Gulden 

1840 — 1850 





213  084 

34  416  937 

35  379  383 

5  147  000 

I85I — 1860 

— 

— 

— 

32618558 

30  453  629 

20  815  814 

I86I — 1870 

— 

— 

— 

32  789  583 

24  069  347 

24  562  905 

I87I— 1880 

7430391 

— 

306  119 

38  602  212 

— 

— 

I88I — 1890 

402  536 

— 

81  205 

— 

— 

— 

1891 — 1900 

453  906 

— 

149  837 

— 

8  ICD  000 

750  000 

1901 — I9I0 

99239 

— 

886  138 

100  000 

18  300  000 

21  550  000 

I9II 

774  544 

— 

— 

— 

2  000  000 

— 

I9I2 

3  000  000 

I  000  000 

147  860 

— 

3  000  000 

4  000  000 

I9I3 

400  000 

— 

205  464 

— 

8  000  000 

8  000  000 

I9I4 

738  476 

— 

246  560 

15  785  000 

— 

I9I5 

— 

— 

— 

— 

14  215  000 

— 

Gesamtzalü 

13  299  092 

I  000  000 

2  236  267 

138  527  290 

159  302  359 

84  825  719 

Wert  in  fl. 

132  990  920 

5  000  000 

— 

346318225 

159  302  359 

42  412  860 

Silber 

Nickel 

Bronze 

25  Cents 

10  Cents 

5  Cents 

2V2  Cents 

I  Cent 

V2  Cent 

1840 — 1850 

20  010  907 

15075  155 

_ 

_ 

_ 

_ 

1851 — 1860 

7  974 

3  848  027 

— 

— 

— 

— 

1861 — 1870 

— 

3  240  000 

— 

— 

— 

— 

1871— 1880 

— 

8  000  000 

— 

8  000  000 

80  000  000 

4  OGO  OOG 

1881 — 1890 

500  000 

13  000  000 

— 

12  000  000 

40  000  000 

28  OGO  GGG 

1891 — 1900 

8  300  000 

17  350  000 

— 

2  600  000 

33  000  000 

15  GOO  000 

1901 — 1910 

9  680  000 

21  250  000 

14  000  000 

20  000  000 

65  000  000 

31  OOG  OGO 

1911 

I  600  000 

4  000  000 

— 

— 

— 

5  GGG  GGG 

1912 

I  600  000 

4  000  000 

— 

2  000  000 

— 

5  GGG  GGG 

1913 

I  200  000 

5  000  000 

6  000  000 

4  000  000 

5  000  000 



1914 

5  600  000 

9  000  000 

5  800  000 

2  000  000 

9  000  000 

5  GGG  GGG 

1915 

2  000  000 

5  000  000 

I  600  000 

3  000  000 

IG  800  OGO 

2  500  000 

Gesa:ntzaUl 

50  498  881 

108  763  182 

27  400  000 

53  600  000 

242  8go  000 

95  500  000 

Wert  in  fl. 

12  624  720 

10876  318 

I  370  000 

I  340  000 

2  428  GGG 

477  500 

Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsen wesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande.     ß5* 
b)  Münzen  für  die  niederländischen  Kolonien. 


Silber  (Ostindien) 

Silber  (Curacao) 

1/4  Gulden 

^/lo  Gulden 

V20  Gulden 

Yi   Gulden 

^/lo  Gulden 

I85I— 1860 
1861— 1870 
I87I— 1880 
1881—1890 
I89I — 1900 
I90I — I9I0 

I9II 

1912 

I9I3 
I9I4 

1915 

23  200  608 

5  890  000 
9  890  000 

28  400  000 

4  000  000 

10  000  000 

6  000  000 
10  000  000 

I  700  000 

38  002  500 

II  875  000 
22  425  000 
69  500  000 
10  000  000 
25  000  000 
15  000  000 
9  600  000 
30  400  000 

491  960 

480  000 

300  000 

Gesamtzahl 
Wert  in  fl. 

99  080  608 
24  770  152 

231  802  500 
23  180  250 

491  960 
24598 

480  000 
120  000 

300  000 
30  000 

Nickel 
(Ostindien) 

Kupfer  (Ostindien) 

5  Cents 

2Y2  Cents 

I  Cent 

V2  Cent 

1851— 1860 
1861 — 1870 
1871— 1880 
1881— 1890 
1891 — 1900 
1901 — 1910 

1911 

1912 

1913 
1914 

1915 

60  000  000 

80  029  886 

37225230 
18  000  000 

2  000  000 

2  000  000 
22  000  000 

3  600  000 

407  906  245 

185  000  000 
52  500  000 

5  000  000 
31  640  000 
42  600  000 
30  760  000 

427  911  930 

35  000  000 
50  000  000 

Gesamtzahl  .  . 
Wert  in  fl.  .  . 

60  000  000 
3  000  000 

164  855  116 
4  121  378 

755  406  245 
7  554  062 

512  911  930 

2  564  560 

— ^r. 

Die  Münzprägungen  in  der  Münze  von  Paris.  ^)  Die  Münzprägungen  in  der 
Münze  von  Paris  haben  in  den  letzten  Jahren  wieder  einen  starken  Umfang  ange- 
nommen. In  den  Jahren  1912,  1913,  1914  wurden  je  über  100  Mill.  Stück  geprägt, 
und  im  Jahre  1914  wäre  wieder  eine  Rekordziffer  erreicht  worden,  wenn  nicht  in- 
folge des  Kriegsausbruches  die  Zahl  der  Arbeitskräfte  stark  hätte  eingeschränkt 
werden  müssen.  Vgl.  Tabelle  1.  Zudem  mußte  infolge  der  Bedrohung  von  Paris 
die  Münze  zeitweise  verlegt  werden:  vom  21.  September  bis  15.  November  1914 
war  in  Castelsarrasin  eine  provisorische  Münzstätte  eingerichtet  (die  dort  geprägten 
Münzen  tragen  das  Münzzeichen  C). 


^)  Vgl.  Administration  des  monnaies  et  m^ailles. 
finances.  19.  Jahrgang  (1913  xmd  1914).    Paris  191ö. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 
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I.    Wert    und    Zahl    der    in    der    Münze    von    Paris    1880 — 1914 
geprägten    Münzen. 


Französische 

Auslän- 

■ 

Frankreich 

Kolonien  u. 
Protektorate 

dische 
Staaten 

Gesamt 

Gesamtzahl 

Wert  in  Frcs. 

1880 

200  000 

200  000 

2  586  143 

I88I 

9  100  445 

— 

4  706  358 

13  806  803 

15  376  149 

1882 

5  lOI  860 

— 

12  243  319 

17345  178 

39  832  209 

1883 

200  000 

— 

II  599  163 

II  799  163 

32  234  603 

1884 

200  000 

677  342 

16  985  636 

17  862  977 

8  249  818 

1885 

489  400 

7  164  310 

853  100 

8  506  810 

II  444  126 

1886 

23  941  079 

17  605  908 

2  215  000 

43  761  987 

15  135  837 

1887 

33  726  576 

17  200  064 

2  388  500 

53  315  140 

23  853  303 

1888 

6517764 

5  896  165 

150  000 

12  563  929 

22  391  146 

1889 

17  678  170 

6  834  768 

— 

24  512  938 

7  357  438 

1890 

20  802  800 

820  041 

I  389  500 

23  012  341 

6  530  199 

I89I 

17  622  020 

17  800  000 

9  664  875 

45  086  895 

30  124  213 

1892 

4  714  120 

19  872  238 

5  429  340 

30  015  698 

26  203  360 

1893 

51  143  360 

5  729  300 

4  140  834 

61  013  494 

17  592  384 

1894 

14  031  060 

7  993  798 

II  320304 

33  345  162 

46  044  077 

1895 

116  116  930 

31  587213 

10  393  901 

158  098  045 

54  337  732 

1896 

113  367  734 

66  207  571 

60  351  956 

239  927  261 

62  524  483 

1897 

222  823  540 

18  876  609 

102  781  268 

344  481  417 

110  965  769 

1898 

218  326  540 

27  077  798 

23  761  709 

269  166  047 

97  874  293 

1899 

81  785  030 

33  195  718 

25  342  290 

140  323  038 

92  962  611 

1900 

36619537 

78  949  951 

5  346  597 

120  916  085 

62  620  984 

I90I 

87  879  110 

23  689  810 

15  269  829 

126  838  748 

78  250  880 

1902 

61  563  226 

25  934  092 

9  636  801 

97134  118 

126  728  516 

1903 

95  240  858 

63  331  323 

8736517 

167  308  698 

75  687  526 

1904 

173  925  980 

43  756  945 

7  853  910 

225  536  835 

59  662  315 

1905 

211  812  927 

19  771  863 

7  831  985 

239416774 

98  152  343 

1906 

335  905  802 

55  159  025 

— 

391  064  827 

46  486  029 

1907 

396  986  105 

76  436  624 

2  500  015 

475  922  744 

65  208  295 

1908 

170  120  037 

77  474  437 

3  750  015 

251  344  489 

76  242  398 

1909 

219  344  655 

51  039  273 

8  950  136 

279  334  063 

75  562  443 

I9I0 

159  357  466 

5  979  087 

7  894  014 

173  230  566 

62  729  638 

1911 

136  652  582 

6  650  628 

33  871  375 

177  174  584 

89  679  410 

I9I2 

248  196  670 

3  545  537 

44  402  348 

296  144  555 

HO  014  705 

I9I3 

269  515  458 

38  608  345 

6  205  007 

314  328  810 

114  653  429 

I9I4 

193  598  960 

18  746  490 

4  238  200 

216  583  650 

115  853  183 

Gesamt 

3  754  607  798 

873  612  270 

472  203  802 

5  100  423  870 

I  981  151  987 

Die  Münze  von  Paris  hat  auch,  wie  Tabelle  2  näher  zeigt,  eine  große  Anzahl 
Münzen  für  das  Ausland  geprägt,  insbesondere  für  Griechenland,  Rußland  und 
Marokko  (seit  Marokko  größtenteils  französisches  Protektorat  ist,  ist  die  Zahl  der 
Münzen  zum  größten  Teil  der  Zahl  der  für  die  französischen  Kolonien  geprägten 
Münzen  zugerechnet). 

Von  den  französischen  Münzen  sind  Goldmünzen  im  Werte  von  351  240  090 
Frcs.  und  Silbermünzen  im  Werte  von  473  551  248  Frcs.  wieder  eingeschmolzen 
worden,  da  sie  das  Passiergewicht  unterschritten  hatten. 

Abzüglich  der  wiedereingeschmolzenen  Münzen  sind  französische  Gold-  und 
Sübermünzen,  die  noch  Kurs  haben,  geprägt  worden  im  Werte  von: 
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Goldmünzen  (1803 — 1914) 11  789,7  Mill.  Frcs. 

5  Frcs.-Stücke  (Jahr  IV — 1914)    •    •    •  4  838,2     „        „ 

Silberscheidemünzen  (1803 — 191 4)     .    .  499>8      „         „ 

Nickelmünzen  (1903 — 191 4) 10,2     „        „ 

Kupfermünzen  (1852 — 1914)  •    •    •    •    •  83,8     „         „ 


17  221,7  Mill.  FrcB. 

Davon  ist  naturgemäß  ein  großer  Teil  exportiert,  von  privater  Seite  einge- 
schmolzen, verloren  gegangen  usw. 

2.     Prägung     von    Münzen    ausländischer     Staaten    durch 
die    Münze    von    Paris    1880 — 1914. 


Zeitraum 

Zahl  der 
Münzen 

Wert  der 

Metall  der  Münzen 

der 
Prägung 

Münzen 
Frcs. 

Bulgarien  .    .    . 

Kupfer 

1902 

60  000  000 

I  000  000 

Griechenland 

{ 

Gold,  Silber,  Kupfer, 
Nickel 

ii882 — 1914 

124  544  327 

33  194  292 

Kreta     .    .    . 

Silber,  Nickel 

1900 — 1901 

12  175  000 

2  600  000 

Liechtenstein 

Gold 

1898 — 1899 

285 

I  570 

Monako     .    . 

Gold 

1882 — 1904 

120  091 

12  029  100 

Montenegro 

Silber 

1909 

560  020 

840  063 

Portugal    . 

Silber,  Kupfer 

1891 — 1892 

17  836  770 

8  850  609 

Rußland    . 

Silber 

1896 — 1899 

82  000  000 

190  000  000 

Schweiz     . 

Silber 

1894 

2  700  000 

3  000  000 

Siam  .    .    . 

Silber 

1909 

I  036  691 

3  HO  073 

Äthiopien  . 

Silber,  Kupfer 

1894—1913 

20223538 

13  276  289 

Marokko    . 

Silber,  Kupfer 

1881 — 1914 

104  896  939 

108  430  339 

Bolivien     . 

Silber,  Kupfer,  Nickel 

1883 — 1909 

53  000  280 

21  500  245 

Brasilien    . 

Nickel 

1901 — igo2 

26  537  500 

12  831  000 

CliUe  .    .    . 

Gold,  Silber 

1894 — 1897 

281 

2  107 

Dominica  . 

Silber,  Kupfer 

1888— 1891 

2  575  000 

I  150  000 

Guatemala 

Gold,  SÜber 

1893— 1895 

IIO 

895 

Haiti.    .    . 

Silber,  Kupfer 

1881— 1895 

35  408  645 

21  787  080 

Venezuela 

Gold,  Silber 

1893— 191 3 

19  010  480 

38  600  140 

Gesamt 

562  625  957 

472  203  802 
— r. 

VIII. 

Versidierungswesen. 

IX. 

Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Die  wichtigsten  Zahlen  der  englisdien  Kriegsfinanzcn. 

I. 
Bückblick  auf  die  englischen  Finanzen  vor  dem  Krieg. 

A.    Bis     zum     Südafrikanischen     Krieg. 
Im  Kechnungsjalir  1896/97  haben  die  Staatsausgaben  Großbritanniens 
zum  ersten  Male  die  100  Mill.  £  Grenze  überschritten.   Jetzt,  z  w  a  n  - 
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zig  Jahre  später,  richtet  man  sich  auf  eine  Ausgabe  von  nahezu 
2  000  Mill.  £,  also  auf  das    Zwanzigfache    ein. 

Der  Engländer  glaubte  damals,  an  die  geruhsame  Entwicklung  der  Aus- 
gaben in  den  achtziger  und  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  ^)  des 
vorigen  Jahrhunderts  gewöhnt,  der  Staat  dürfe  nicht  mehr  als  2,5  %  Ein- 
kommensteuer (6  d  vom  Pfund)  verlangen^).  Angesichts  eines  100  Mill. 
Etats  und  angesichts  der  Tatsache,  daß  8  d  vom  £  die  Regel  zu  werden 
drohten,  geriet  er  in  Sorge,  wohin  das  führen  würde,  wenn  die  Dinge 
so  weitergingen.  Sobald  die  Ausgaben  von  Jahr  zu  Jahr  auch  nur 
um  2  Mill.  £  stiegen,  müßten  alsbald  Steuern  ausgeschrieben  werden,  die  man 
nicht  mehr  bezahlen  könne !  Dann  würde  man  im  Laufe  der  Zeit  noch  auf 
eine  Einkommensteuer  von  1  s  für  das  Pfund  (5  %!)  kommen!  Es  müsse 
unbedingt  Wandel  geschaffen  und  für  Einschränkung  der  Ausgaben  Sorge 
getragen  werden. 

Es  ist  aber  noch  ganz  anders  gekommen,  als  es  sich  damals  die 
Pessimisten  in  ihren  schwärzesten  Stunden  gedacht  haben  mögen.  Nicht 
eine  regelmäßige  Steigerung  der  Ausgaben  von  Jahr  zu  Jahr  um  nur 
2  Mill.  £  ist  in  den  nächsten  2  Dezennien  eingetreten,  sondern  eine  Steigerung 
um  das  Doppelte  und  noch  mehr.  Auch  ohne  Krieg  würde  England  heute 
mit  einer  Ausgabe  von  über  200  Mill.  £  zu  rechnen  haben ;  mit  dem  Doppelten 
von  dem,  was  während  1896/97  bereitgestellt  werden  mußte.  Was  aber  die 
Steuern  angeht,  so  sind  diese  heraufgesetzt  worden,  wie  man  es  in  den  neun- 
ziger Jahren  nicht  für  möglich  gehalten  hätte ;  man  hat  sie  —  noch  vor  dem 
gegenwärtigen  Krieg  —  bei  den  Spitzen  der  Einkommen  bis  auf  10  %  und 
darüber  vom  Einkommen  gesteigert.^)  Entgegen  allen  Befürchtungen  hat 
man  sie  bezahlen  können. 


^)  Die  Ausgaben  bezifferten  eich  im  Durchschnitt  der  Jahre 

1883/85  auf  87,3  Mill.   £  im  Jahre  1895  auf  93,9  Mill.   £ 

1886/88    „    89,9     »     „  „       „       1896    „    97,8     »      „ 

1889/91     „    87,2     „     „ 
1892/94    „    90,5     „     „ 
2)  Die  engHsche  Einkommensteuer  betrug  vom  Pfund  im  Durchschnitt  der 
Jahre 

1874/76        2,33  d  1889/91         6,00  d 

1877/79        3,67  1892/94        6,33 

1880/82         5,67  1895/97        8,00 

1883/85         5,83  1898/1900     8,00  (=  3,3  %) 

1886/88        7,78 
Während  des  südafrikanischen  Krieges  stieg  sie  auf  i  s,  i  s  2  d  und  sogar 
auf  I  s  3  d  (6,25  %).   Der  gegenwärtige  Krieg  trieb  sie  auf  25  und  in  den  Spitzen 
auf  40  %. 

Bei  der  fortgesetzten  Erhöhung  des  Steuersatzes  dürfen  aber  die  den  klei- 
neren Einkommen  gewährten  Vergünstigungen  (Heraufsetzung  der  Steuerfreiheit 
von  100  auf  150  und  auf  160  £;  Steigerung  der  Abatements  von  80  auf  120  und  160  £) 
nicht  aus  dem  Auge  gelassen  werden. 

')  Was  würde  Sir  William  Harcourt,  der  vor  12  Jahren  seiner 
Überzeugung  dahin  Ausdruck  gab,  daß  die  Einkommensteuer  in  Friedenszeiten 
6  d  vom  Pfund  (2l^  %)  nicht  übersteigen  dürfe,  zu  einem  solchen  Satz  gesagt 
haben? 
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B.  Seit   dem    Südafrikanischen    Krieg. 

Die  englischen  Staatsausgaben  beliefen  sich  für  das  Rechnungsjahr, 
endend  am  31.  März 

1896  auf  97,76  Mill.  £         1898  auf  102,94  ^J^iU-  £ 

1897  „  101,48  „  „         1899  „  108,15  „     „ 

so  daß  von  Jahr  zu  Jahr  damals  eine  Steigerung  um 
21/2  Mill.  £  (50  Mill.  Mk.)  zu  verzeichnen  war. 

Dann  kam  der  südafrikanische  Krieg,  der  (zusammen  mit  der  Chtna- 
expedition)  die  Ausgaben  von  108  Mill.  während  1898/99  auf  197  Mill.  £ 
im  Jahre  1901/02  anschwellen  ließ.  Während  sonst  der  Schatzkanzler  immer 
einen  Überschuß  aufweisen  konnte,  sah  er  sich  von  1899/1900  bis  1903/04 
großen  Fehlbeträgen  gegenüber;  in  5  Jahren  solchen  von  insgesamt  158 
Mill.  £  oder  von  über  3  Milliarden  Mk. 

Mit  dem  Jahre  1904/05  kamen  die  Dinge  wieder  ins  Lot;  es  stellten 
sich  von  neuem  Überschüsse  ein.  Die  Entwickelung  der  Ausgaben  selbst 
kann  man  ablesen  aus  der  folgenden  Übersicht: 


1903/04 

156,76  Mill.  £1) 

1909/10 

157,94  Mill 

1904/05 

151,77     „     „ 

1910/11 

171,99     „ 

1905/06 

150,41     „     „ 

1911/12 

178,54     „ 

1906/07 

149,64     „     „ 

1912/13 

188,62     „ 

1907/08 

151,81     „     „ 

1913/14 

197,49     „ 

1908/09 

152,29     „     „ 

Nach  einem  fünfjährigen  Beharrungszustand  von  1904/05  bis  1908/09 
begannen  also  die  Ausgaben  wieder  zu  steigen;  sie  nahmen  von  1910/11  an^) 
Jahr  für  Jahr  um  etwa  8  Mill.  £  (160  Mill.  Mk.)  zu;  d.  h.  um  das 
Dreifache  dessen,  was  man  15  Jahre  zuvor  als  kaum 
mehr   erträglich    angesehen   hatte. 

Hätte  sich  die  während  der  4  Jahre  unmittelbar  vor  dem  Krieg  beob- 
achtete Entwickelung  auch  für  die  nächsten  Jahre  fortgesetzt,  so  hätten 
sich  die  englischen  Staatsausgaben  etwa  wie  folgt  gestaltet: 

1913/14  .   .   .  197  Mill.  £ 

1914/15  ...  205     „     „ 

1915/16  ...  213     „     „ 

1916/17  ...  221     „     „ 

Und  die  Wirklichkeit?  Für  das  Jahr  1916/17  rechnete  man  mit  einer 
Ausgabe  von  rund  1900Mill.  £!  8)  Man  gibt  also  j  e  tzt  8— 9  m  a  I*) 
so    viel    aus,    wie    man    voraussichtlich    ausgegeben 

^)  Die  eigentliclien  Staatsausgaben  waren  niedriger,  sie  bezifferten  sich  auf 
146,96  Mill.  Die  obigen  Zahlen  sind  „revised  soasto  include  the  Revenue 
which,  prior  to  1907 — 1908,  was  assigned  to  Local  Purposes  and  paid  direct  to  Local 
Taxation  Account". 

2)  Inzwischen  waren  die  Ausgaben  für  Old  Age  Pensions  dazu  gekommen, 
die  zum  erstenmal  für  1908/09  mit  2  und  im  folgenden  Jahr  mit  8%  Mill.  £  in  die 
Erscheinung  traten. 

^)  Dieser  Anschlag  wird  noch,  den  Erklärungen  des  Schatzkanzlers  vom  12. 
Februar  1917  zufolge,  um  etwa  250  Älill.   £  überschritten  werden. 

*)  Wahrscheinlich  sogar  10  mal. 
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haben  würde,  wenn  der  Krieg  nicht  ausgebrochen 
wäre. 

II. 

Voranschläge  and  Abschlüsse  während  der  Kriegszeii. 

a)  Das  Jahr  1913/14  verzeichnete 

Einnahmen  in  der  Höhe  von 198,24  Mill.  £ 

Ausgaben  in  der  Höhe  von 197,49     „     „ 


Überschuß 0,75  Äliü.  £ 

b)  Für  1914/15  hatte  man  sich  den  Etat  vor  Kriegs- 
ausbruch wie  folgt  zurechtgelegt : 

Einnahmen 207,15  Mül.  £ 

Ausgaben 206,92     „     „ 


Erhoffter  Überschuß    .    .    .       0,23  Mül.  £ 

c)  Im  November  1914,  ein  Vierteljahr  nach 
Kriegsbeginn,  unterzog  der  Schatzkanzler,  bei 
Vorlegung  des  ersten  Kriegssteuergesetzes,  den  Voran- 
schlag für  1914/15  einer  Durchsicht  und  stellte 
ihn  auf  folgende  Grundlage: 

Alte  Einnahmen  (d.  h.  solche  gemäß  der  Steuer-Gesetz- 
gebung vor  dem  Krieg) 195,80  Mill.  £^) 

Erträge  aus  neuen  Steuern  für  den  Rest  des  Finanzjahres     15,50     „     „ 
Ersparnis  aus  der  Einstellung  der  Schuldentilgung  .    .    .       2,75     „     „ 

Einnahmen  insgesamt .    .    .   214,05  Miil.  £ 
Ausgaben 535,37     „     » 


Voraussichtlicher  Fehlbetrag  321,32  MiU.  £ 

Der  Unterschied  zwischen  dem  ursprünglichen  Voranschlag  der  Aus- 
gaben in  der  Höhe  von  206,92  Mill.  £  und  dem  späteren  in  der  Höhe  von 
535,37  Mill.  £  bezifferte  sich  also  auf  328,45  Mill.  £.  Der  Abschluß  war  aber 
noch  etwas  ungünstiger.  Zwar  ergaben  die  Einnahmen  mehr  als  erwartet; 
aber  auch  die  Ausgaben  waren  weit  größer  als  gedacht;  mit  der  Folge,  daß 
der  Fehlbetrag  noch  etwas  höher  wurde,  als  der  Schatzkanzler  angenommen 
hatte. 

d)  Die    Abrechnung   für  1914/15  ergab 

Einnahmen 227  Mill.  £  (13  Mül.  mehr  als  veranschlagt) 

Ausgaben 561      „     „  (26     „         „       „  „  ) 


Fehlbetrag 334  Mül.  £  (13  Mül.  mehr  als  veranschlagt) 

e)  Im  Mai  1915  stellte    man  in  den    Voranschlag 
für  1915/16  ein  die 

Einnahmen  mit    267  Mill.  £ 
Ausgaben  mit      1133     „     ,, 


Fehlbetrag    866  Mül.  £ 


^)  Er  rechnete  gegenüber  dem  ursprünglichen  Voranschlag  mit  einem  Ein- 
nahme-Ausfall in  der  Höhe  von  11,35  MiU.   £. 
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f)  Im  September  1915,  bei  Einbringung  des  zweiten  Kriegs- 
steuergesetzes, änderte  McKenna  diesen  Voranschlag 
für  1915/16  ab  und  schätzte  die 

Einnahmen  auf  Grund  der  bisherigen  Steuern  auf  .    .    .  272  Mül,   £ 

Ausgaben  auf 1590     »>     » 

den  Fehlbetrag  auf 1318  Mül.   £ 

welcher  bich  durch  neue  Steuern  für  den  Kest  des  Rech- 
nungsjahres in  der  Höhe  von 33     ».     » 

mindern  sollte  auf 1285  Mill.  £ 

Der  Schatzkanzler  nahm  Bezug  auf  die  4%  Monate  zuvor  gehaltene 
Rede  seines  Amtsvorgängers  gelegentlich  der  Aufstellung  des  ersten  Vor- 
anschlages, wo  dieser  dargelegt  hatte,  daß  England  vor  einer  dreifachen 
Aufgabe  stehe :  die  Herrschaft  zur  See  aufrecht  zu  erhalten,  eine  große  Armee 
aufzubringen  und  die  Bundesgenossen  mit  Material  und  Greld  zu  unterstützen. 
,,When  he  spoke  he  had  in  mind  a  Navy  which  during  the  current  year 
was  to  cost  £  146  000000,  an  A  r  m  y  which  was  to  cost  £  600  000  000,  and 
external  a  d  v  a  n  c  e  s  to  the  amount  of  £  200  000  000.  —  We  have  now 
to  contemplate  a  Na  vy  costing  £  190000000,  an  Ar  my  costing  £  715000000 
and    external    advancesto  the  amount  of  £  423  000  000." 

Unter  Hinweis  auf  die  Erklärung  des  Premierministers  bei  der  letzten 
Kreditvorlage,  daß  man  täglich  3,5  Mill.  £  ausgebe,  erklärte  der  Schatzkanzler, 
daß  er  nunmehr  angesichts  veränderter  Verhältnisse  auf  4  % — 5  Mill.  tägliche 
Staatsausgaben  komme  ^) . 

Unter  Hinzurechnung  der  Verpflichtungen  aus  den  Wechselbürgschaften 
fürpre  and  post-moratorium  bills  und  170 Mill.  £,,for  our  ordinary  national 
Services  excluding  the  Army  and  the  Navy  but  including  the  Charge  of  the 
Debt"  kam  der  Schatzkanzler  auf  insgesamt  1  590  Mill.  £  Ausgaben  für 
1915/16. 

g)  Der    Abschluß  stellte  sich  für  1915/16  wie  folgt: 

Einnahmen.    .   .   .     336,77  Mill.  £ 
Ausgaben    .   .   .   .   1559,16     „     „ 

Fehlbetrag  1222,39  Mill.   £ 

h)  Im  August  1916    glaubte    man    für    1916/17  folgenden    Voran- 
schlag   aufstellen  zu  können : 

Einnahmen.    .   .   .     502,27  Mill.  £ 
Ausgaben    ....   1825,98     „     „ 

Fehlbetrag  1323,71  Mül.   £ 

Begreiflicherweise  erbat  sich  der  Schatzkanzler  wegen  des  Voranschlages 

der  Ausgaben  weitestgehende  Nachsicht.    „The  Committee  will  understand 

that  the  difficulty  of  estimating  in  a  time  of  war  is  overwhelming.     New 

military  requirements,  a  change  in  the  method  of  carrying  on  the  war,  entail 

^)  Taking  the  whole  period  until  March  31  the  best  estimate  which  can  be 
formed  of  the  total  daily  rate  of  expenditure  on  all  Services 
from  now  onwards  is  upwards  of  £  4  500  000,  and  in  the  later  weeks  of  the  ftnancial 
year  it  may  have  risen  to  more  than  £  5  000  000  a  day. 
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additiomal  expenditure  far  beyond  wliat  would  have  been  anticipated. 
Estimates  which  were  framed  in  one  month  fairly  and  accuratelyin  accor- 
dance  with  the  knowledge  of  the  time  may  prove  to  be  hopelessly  iix- 
accurate  in  the  succeeding  month." 

Was  haben  wir  den  vorstehenden  Angaben,  zu  deren  Würdigung  eigent- 
lich jedem  einzelnen  Posten  ein  Kommentar  beizugeben  wäre,  und  die 
von  höchstem  Interesse  sind,  weil  sie  uns  ein  Bild  davon  vermitteln, 
wie  einmal  die  Rechnungsabschlüsse  des  Deutschen  Reiches  aussehen  mögen. 
Wenn  sie  für  die  Veröffentlichung  reif  erachtet  werden,  in  der  Hauptsache 
zu  entnehmen?    Sie  lassen  auf  den  ersten  Blick  erkennen, 

1.  welch  ungeheuere  Steuern  England  ausgeschrieben  hat,  um  die  Ein- 
nahmen von  198  Mill.  während  des  letzten  Friedensjahres  auf  regulär 
417  Mill.  £  (503  Mill.  abzüglich  der  einmaligen  Kriegssteuer  in  der  Höhe 
von  86  Mill.)  während  1916/17  zu  heben.  Binnen  3  Jahren  hat  England 
Beine  (schon  vor  dem  Krieg  der  Kopfrate  nach  recht  beträchtlichen)  jähr- 
lich wiederkehrenden  Abgaben  um  weit  über  100  %  gesteigert. 
Das  ihm  nachzumachen  hat  bisher  keiner  seiner  Verbündeten,  aber  auch 
keiner  seiner  Gegner  einen  ernstlichen  Versuch  unternommen. 

2.  Bisher  haben  die  Steuern  auch  im  Krieg  immer  mehr 
als  angeschlagen  gebracht.  Mit  214  Mill.  £  hatte  man  (im 
November  1914)  für  1914/15  die  Einnahmen  vorgesehen;  und  217  Mill.  kamen 
ein.  Lloyd  George  glaubte,  seine  neuen  Steuervorschläge  vom  November 
würden  im  Jahre  1915/16:  64,5  Mill.  £  bringen.  McKenna  verbesserte 
ihn  am  21.  September  1915  auf  68,5  Mill. 

Im  September  1915  erhoffte  man  für  1915/16  insgesamt  eine  Einnahme 
von  272  +  33  =  305  Mill.  £;  und  337  Mill.  (10  %  mehr)  sind  es  geworden. 

Für  das  gegenwärtige  Finanzjahr  ist  vor  allem  bei  der  Kriegsgewinn- 
steuer ein  enormer  Mehrertrag  zu  erwarten.  Auf  86  Mill.  geschätzt  hat  sie 
bis  1.  Januar  1917  schon  80  Mill.  gebracht;  bis  17.  Februar  1917  111  Mill. 
Es  können  sehr  leicht  125  Mill.  werden;  um  50  %  mehr  als  veranschlagt. 

Am  31.  März  1916,  als  die  Steuergesetze,  die  McKenna  im 
September  1915  dem  Parlament  vorgelegt  hatte,  noch  nicht  entfernt  ihre 
volle  Wirkung  zu  äußern  vermocht  hatten,  ergab  sich,  daß  gegenüber  dem 
letzten  Friedensjahr  1913/14  mehr  eingegangen  Waren  während  1914/15 
28,45  Mill.  und  1915/16:  138,52  Mill.,  so  daß  insgesamt  durch  die  Kriegs- 
steuergesetzgebung bis  1.  April  1916:  166,97  Mill.  aus  Steuern  mehr  in  die 
Staatskasse  geflossen  sind  als  im  letzten  Friedensjahr. 

Hält  das  Jahr  1916/17,  was  man  sich  von  ihm  verspricht,  so  wird  es 
um  304  Mill.  £  mehr  Einnahmen  liefern  als  1913/14,  so  daß  bis  1.  April  1917 
England  insgesamt  470  Mill.  £  =  9 1/2  Milliarden  Mk.  „Kriegssteuern"  auf- 
gebracht haben  wird^). 

Bei  dem  überraschend  günstigen  Abschluß  für  1915/16  (10  %  mehr 
Ertrag  als  erhofft)  muß  noch  im  Auge  behalten  werden,  daß  der  Schatzkanzler 
ursprünglich  6  Mill.  £  aus    der   Kriegsgewinnsteuer   für    1915/16   erwartet 

^)  Die  „natürliche"  Steigerung  der  Erträge  der  Steuern  nach  der  Vorkriega- 
gesetzgebung  blieb  dabei  unberücksichtigt. 
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hatte.  ,,Owing  to  the  delay  of  tlic  Finance  Bill  passing  through  tUis  House, 
tlie  date  upoü  which  the  Excesa  Profits  Tax  became  operative  was  d  e  - 
f  e  r  r  c  d  ,  with  the  effect  that  the  anticipated  revenue  except  for  a  trifle 
of  £  140  000,  was  not  collected,  and  has  been  thrown  forward  into 
the  present  year."  (McKenna  4.  April  1916.)  Daß  man  nicht 
mehr  dazu  kam,  während  1915/16  mit  der  Einhebung  der  Kriegsgewinn- 
steuer zu  beginnen,  hatte  aber  auch  den  Vorteil,  daß  die  Verzögerung  diente 
dem  ,,squaring  the  views  of  those  who  are  liable  to  pay  it  with  those  of 
the  officials  who  have  to  collect  it"^). 

Haben  wir  allen  Anlaß,  die  ungeheuere  Steigerung  der  englischen  Staats- 
einnahmen während  des  Krieges  zu  bewundern,  so  sind  aber  auch 

3.  die    Ausgaben   ins  Endlose  gewachsen. 

Nimmt  man  die  englische  Bevölkerung  jetzt  mit  47  Mill.  Menschen  an 
und  die  Ausgaben  gemäß  dem  Voranschlag  des  Schatzkanzlers  für  das  laufende 
Finanzjahr  mit  1825  Mill.  £,  so  entfällt  auf  den  Kopf  eine  Ausgabe  von 
776  Mk.  gegenüber  84  Mk,  im  letzten  Friedensjahr.  Dem  steht  gegenüber 
eine  Einnahme  von  nicht  ganz  220  Mk.,  so  daß  also  England  im  Finanz- 
jahr 1916/17  trotz  bisher  noch  nicht  dagewesener  Anziehung  der  Steuer- 
schraube etwa  dreieinhalbmal  so  viel  ausgibt,  wie  es  einnimmt.  — 

So  gewaltig  die  Anstrengungen  sind,  die  Einnahmen  des  Staates  zu 
erhöhen,  so  gering  sind  die  Ergebnisse  dieser  heroischen  Bemühungen  i  m 
Verhältnis  zu  dem,  was  der  Krieg  verschlingt.  Es 
hat  als  eine  Riesenleistung  zu  gelten,  wenn  jetzt  der  Engländer  mehr  als  das 
Doppelte  an  Steuern  entrichtet  wie  zu  Friedenszeiten;  aber  einen  wesent- 
lichen Zuschuß  zur  Deckung  der  laufenden  Kriegskosten  gewinnt  der 
Schatzkanzler  daraus  doch  nicht.  Es  ist  schlechtweg  ein  Ding  der  Unmög- 
lichkeit, dem  laufenden  Bedarf  mit  der  Steuermaschine  auch  nur  einiger- 
maßen zu  folgen.  Dessen,  daß  man  das  Finanzproblem  des  Krieges  vorerst 
mit  Steuern  nur  ritzen  könne,  ist  sich  auch  der  englische  Schatzkanzler 
bewußt.  Am  21.  September  1915  erklärte  er  im  Unterhaus:  „Now  J  have 
to  lay  before  the  House  proposals  for  Taxation  which,  however  little 
they  may  do  in  the  way  of  meeting  the  deficit,  must 
be  upon  a  scale  never  before  imposed". 

Historisch  ist  es  zu  verstehen,  wenn  man  in  England,  das  riesen- 
mäßige Aus-  und  Anwachsen  der  Staatsschuld  vor  Augen,  gelegentlich  immer 
wieder  den  Ruf  nach  mehr  Steuern  erhebt;  zu  verstehen,  wenn  es  heißt: 
man  müsse  einen  größeren  Teil  der  Kriegskosten  aus  laufenden  Mitteln 
bestreiten,  man  dürfe  nicht  so  viel  im  Kreditweg  beschaffen!  An  den  Er- 
fordernissen des  gegenwärtigen  Krieges  aber  zerschellt  dieser  Gedankengang 
vollkommen. 

Vor  100  Jahren  hat  man  die  (auf  23  Jahre  sich  verteilenden !)  Kriegs- 
kosten zu  33  %  auf  Steuern  und  zu  67  %  auf  Kredit  genommen. 

Im  Krim-Krieg  nahm  man  gut  die  Hälfte  der  Kriegskosten  auf  Steuern; 
auch  im  Burenkrieg  noch  32  %. 

^)  Auf  der  anderen  Seite  waren  allerdings  auch  während  1915/16  schon  wieder 
7  Mill.  Vorauszahlungen  für  1916/17  geleistet  worden. 
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Kosten    verschiedener    Kriege    Englands. 


Es  kostete  der 

Mül.  £ 

Davon  wurden  diurch 
Steuern  aufgebracht 
Mill.   £ 

Napoleonische  Krieg    .    . 

Krim-Krieg 

Buren-Krieg 

650,0 

67,5 
211,0 

214,0 

35,5 
68,0 

Diese  Kriege  erforderten  aber  auch  nur  jjBagatellsummen"  im  Vergleich 
zu  den  Beträgen,  die  jetzt  notwendig  werden!  Wenn  im  Jahre  1916/17 
die  Ausgaben  auf  insgesamt  1826  Mill.  £  veranschlagt  wurden,  so  waren  das 
um  1605  Mill.  £  mehr,  als  England  vielleicht  aufzubringen  hätte,  wenn  der 
Krieg  nicht  ausgebrochen  wäre.  1600  Mill.  £  Kriegskosten  in  einem 
Jahr  gegen  211  Mill.  Gresamtkosten  für  den  südafrikanischen  Krieg  in  vier 
Jahren. 

Die  drei  großen  Kriege  Englands  während  der  letzten  125  Jahre  haben 
zusammen  nur  929  Mill,  £,  d.  h.  um  900  Mill.  £  weniger  gekostet,  als 
das  eine  Finanzjahr  1916/17  voraussichtlich  erfordern  wird! 

Wenn  England  die  Kriegskosten  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  in 
dem  Umfang  aus  laufenden  Einnahmen  decken  wollte  wie  im  Burenkrieg, 
80  müßte  es  jetzt  jährlich  535  Mill.  £  mehr  Steuern  aufbringen  als  im  letzten 
Friedensjahr.  Dann  müßten  seine  (durch  den  Ertrag  der  einmaligen  Kriegs- 
steuer für  1916/17  noch  besonders  erhöhten)  Steuereinnahmen  nicht  502 
(die  „regulären"  Erträge  beziffern  sich  nur  auf  etwa  420),  sondern  740  Mill.  £ 
erbringen. 

Wird  man  sich  an  dieses  Kunststück  wagen?  England  bat  in  diesem 
Krieg  auf  dem  Gebiet  der  Steuergesetzgebung  Großes  geleistet;  das  Größte, 
was  da  bisher  überhaupt  geleistet  worden  ist,  mit  starker  Aussicht  darauf, 
daß  die  Entwicklung  noch  nicht  abgeschlossen  ist.  Aber  auf  15  Milliarden  Mk. 
reguläre  Staatseinnahmen  (gegen  jetzt  8,4  Milliarden  und  4  Milliarden  vor 
dem  Krieg)  wird  man  es  wohl  doch  nicht  bringen,  es  sei  denn,  man  griffe 
jetzt  schon  neben  der  Erbschaftssteuer  zu  einer  hohen  Vermögenssteuer. 

Wenn  man  in  England  während  des  Krieges  Steuern  ausgeschrieben 
hätte,  um  nur  die  Mittel  für  den  Zins-  und  Tilgungsdienst  der  Staatsschuld 
zu  beschaffen,  so  würde  schon  das  dem  englischen  Steuerzahler  den  Ruhm, 
der  opferwilligste  Staatsbürger  der  Welt  zu  sein,  gesichert  haben. 

Der  Tag  erfordert  jetzt  in  England  alles  in  allem  (also  nicht  nur  an  Kosten 
für  den  Krieg,  sondern  auch  für  die  Friedensaufgabe)  durchschnittlich  etwas 
über  5  Mill.  £^),  während  der  Schatzkanzler  nur  rund  1 H  Mill.  £ 
einnimmt  (die  einmalige  Kriegsgewinnsteuer  eingeschlossen;  ohne  diese 
„regulär"  im  Tag  nur  P/^  Mill.  £).  Der  Gedanke,  den  Krieg  im  großen 
Stil  mit  laufenden  Mitteln  zu  finanzieren,  hat  sich  auch  in  England  überlebt, 
er  könnte,  wie  schon  erwähnt,  nur  durch  eine  scharfe  Vei mögen ssteuer 
wieder  mehr  Wirklichkeit  gewinnen,  als  ihm  derzeit  innewohnt. 

*)  Wegen  Einzelheiten  siehe  die  Tabelle  am  Schluß  des  Abschnittes  IV. 
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III. 
Die  Steuern. 

A.  Einnahmen  und  Steuern;  Ausgaben  und  Steuern. 
Die   englischen  Staatseinnahmen   haben   betragen   im  Rechmmgsjahr : 
1912/13     188,80  MiU.,  davon  Steuern  (Taxes)   154,75  Mill.  £ 


1913/14  198,24 

1914/15  226,69 

1915/16  336,77 

1916/17  502,27^) 


163,03 
189,31 
289,09 
450,12!) 


Um  zu  verstehen,  was  die  502  Mill.  £  bedeuten,  die  der  englische 
Schatzkanzler  im  laufenden  Rechnungsjahr  als  Einnahmen  (außer  solchen 
aus  EJrediten)  zu  erzielen  hofft,  sei  festgestellt, 

a)  daß  im  südafrikanischen  Krieg  eine  Höchsteinnahme  von  161  Mill.  £ 
(1902/3)  erreicht  wurde;  daß  man  also  j  e  t  zt  mehr  als  dreimal  so 
viel  einzunehmen  gedenkt  als  während  des  einträg- 
lichsten Steuerjahres  zur  Zeit  des  südafrikani- 
schen   Krieges;    und 

b)  daß  vor  25  Jahren  (1891/92)  insgesamt  nur  90  Mill.  £  in  den 
englischen  Staatsschatz  geflossen  sind;  d.  h.  18%  von  dem,  was  man 
jetzt   hereinzubekommen   hofft. 

Die  Ausgaben  beliefon  sich  im  Rechnungsjahr : 
1912/13  auf  188,62  MiU.,  davon  werden  gedeckt  durch  Steuern  (Taxes)  81,9% 
1913/14    „     197,49      „  „  „  „  „  „  „       82,7% 

1914/15    „    560,47     „         „  „  „  „  „  „       33,8% 

1915/16    „  1559,16     „         „  „  „  „  „  „        18,6% 

I916/17       „     1825,982)     „  „  „  „  „  „  „  30,0  %3) 

Zur  Orientierung  über  die  Entwicklung  der  Einnahmen  des  gegenwär- 
tigen Rechnungsjahres  diene,  daß  im  Laufe  der  ersten  10  Monate  (April- 
Januar)  eingenommen  wurden: 

1915/16    214,45  Mill.  £,  davon  Steuern  180,41  MilL  £ 
1916/17    374,83     „     „       „  „        329,76     „     „ 

und  ausgegeben  wurden  in  der  ersten  Hälfte  des  Rechnungsjahres: 

1915/16     1195,28  Mill.  £,  davon  gedeckt  durch  Steuern  15,1  % 
1916/17     1710,08      „  „  „  „  „  21,9% 

B.    Die    Kopfrate    der    Einnahmen    in    den    letzten    50 

Jahren. 
Es  wurden  eingenommen  (insgesamt;  nicht  nur  Taxes)  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  in  England  im  Rechnungsjahr,  endend  am  31.  März: 

!)  Schätzimg.  Es  werden  trotz  Rückgängen  bei  den  indirekten  Steuern  (in- 
folge Einschränkimg  der  Einfuhr  usw.)  mehr  werden. 

2)  Aller  Voraussicht  nach  werden  es,  wie  schon  erwähnt,  noch  mehr  Millionen 
werden;  etwa  2150  Mill. 

^)  EinschheßÜch  der  einmal  zu  erhebenden  KJriegsgewinnsteuer.  Unter 
Einrechnung  nur  der  „regulären"  Steuern  würde  das  Deckungsverhältnis  20,0  % 
betragen. 
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1864  2,38  £ 

1874  2,41  „ 

1884  2,41  ,, 

1894  2,38  „ 

1904  3,54  »^) 


1914  4,30  h 

1915  4,94  » 

1916  7,32  „ 

1917  11,07  „2) 
(Greschätzt.) 


Bis  zum  südafrikanischen  KJrieg  entfiel  in  England  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung eine  Staatseinnahme  von  durchschnittlich  nicht  ganz  50  Mk.; 
von  da  ab  etwas  über  70  Mk.  Lloyd  George  erzog  das  Volk  mit  seinem  „revo- 
lutionären" Budget  zu  einer  jährlichen  Leistung  von  etwa  86  Mk,;  und  der 
Krieg  zu  einer  solchen  von  90—150—220  Mk.^)  Das  ist,  in  eine  Nußschale 
gebracht,  die  Geschichte  der  Freuden  und  Leiden  des  englischen  Steuer- 
zahlers während  der  letzten  50  Jahre.  Hier  kann  ausnahmsweise  nicht  der 
in  den  „Austrag"  gegangene  Großvater  dem  Enkel  erzählen  von  den  Taten, 
die  er  vollbracht;  sondern  umgekehrt  der  Enkel  dem  Großvater  vorhalten, 
wie  bequem  er  es  als  Steuerzahler  gehabt  habe. 

C.  Die  englischen  Steuererträge  im  Einzelnen. 

Laut  den  Ziffern  zu  Anfang  des  Abschnittes  A  betrug  die  Erhöhung  der 
S 1 6  u  e  r  -  Einnahmen  von  1913/14  auf  1914/15:  26  und  von  1914/15  auf 
1915/16:  100  Mill.  £,  während  von  1915/16  auf  1916/17  weiterhin  eine  Steige- 
rung um  161  Mill.  £  erwartet  wird.  Aus  welchen  Quellen  fließen  diese  Mehr- 
erträge? 

Die  Antwort  auf  diese  Frage  gibt  die  nachstehende  Tabelle: 

Steueraufkommen    in    England  (in  Mill.   £) 


1908/09 
Ertrag 

1913/14 
Ertrag 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

Soll 

Ist 

SoU 

Ist 

Vor- 
anschlag 

Zölle     .... 
Inland- Verbr. . 
Erbschaft    .    . 
Einkommen    . 
Kriegsgewinn 

29,20 
33,65 
18,37 
33,93 

35,45 
39,59 
27,36 
47,25 

35,50 
39,85 
28,77 
53,92 

38,66 

42,31 
28,38 
69,40 

48,90 

54,85 

30,00 

116,42 

6,00 

59,61 
61,21 

31,03 

128,32 

0,14 

71,00 

65,00 

30,00 

195,00 

86,00 

Sa. 
Stempel  .    .    . 
Post     .... 

115,15 

7,77 

22,30 

149,65 

9,97 
30,80 

158,04 

9,90 

31,75 

178,75 

7,58 

30,80 

256,17 

6,50 

54,28 

280,31 

6,76 

33,90 

447,00 

7,00 

36,10 

1.  Vornean  steht  also  die  Einkommen  Steuer,  aus  der  man 
für  1916/17  nahezu  4000  Mill.  Mk.  erwartet  gegen  950  Mill.  Mk.  im  Jahre 
1913/14  und  nicht  ganz  700  Mill.  Mk.  im  Jahre  1908/09.  Das  Einkommen 
ist  also  in  England  jetzt  durchschnittlich  (im  Einzelnen  mit  stärkster  Er- 


^)  Wegen  Änderung  der  Basis  siehe  Anmerkimg  zu  I B.  Um  die  Ziffern  für 
1894  und  1904  genau  vergleichen  zu  können,  müßte  die  Kopfrate  von  1904  und  in 
den  folgenden  Jahren  um  etwa  14  ^  gekürzt  werden. 

2)  Mit  einmaliger  Kriegsgewinnsteuer;  ohne  diese  9,05  £. 

^)  Mit  einmaliger  Klriegsgewinnsteuer;  ohne  diese  180  Mk. 
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faßung  der  hohen  Einkommen)  etwa  viermal  so  stark  belastet  wie  vor  3 
Jahren  und  etwa  sechsmal  so  stark  belastet  wie  vor  8  Jahren. 

Zur  Veranschaulichung  dessen,  was  die  englische  Einkommensteuer 
geworden  ist,  sei  die  Tatsache  erwähnt,  daß  Großbritannien  im  Jahre  1891/92 
überhaupt  nur  1800  Mill,  Mk.  vereinnahmte;  um  2000  Mill.  Mk.  weniger  als 
jetzt  die  Einkommensteuer  allein  bringen  soll ;  und  daß  in  Preußen  die  staat- 
liche Einkommensteuer  vor  dem  Krieg  brutto  403  Mill.  Mk.  brachte; 
daß  damals  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  in  Preußen  10  Mk.;  unter  der 
Annahme  von  200  %  Kommunal  zuschlagen  30  Mk.  entfielen  (derzeit  viel- 
leicht alles  in  allem  etwas  über  40  Mk.),  während  man  jetzt  in  England  an 
Staatseinkommensteuer  fast  85  Mk.  auf  den  Kopf  hereinzubekommen  hofft. 

2.  Mit  der  (einmaligen)  Kriegsgewinn  Steuer  gedachte  man  1  % 
Milliarden  Mk.  zu  beschaffen.  Es  wird  weit  mehr  werden;  bis  Mitte  Fe- 
bruar sind  schon  weit  über  2  Millionen  Mk.  eingegangen. 

3.  Aus  Zöllen  sollen  1,4  Milliarden  Mk.  fließen  gegen  genau  die  Hälfte 
vor  dem  Kriege. 

In  Deutschland  brachten  die  Zölle  vor  dem  Krieg  720  Mill.  Mk, ;  fast 
ebensoviel  wie  in  England;  mit  dem  Unterschied,  daß  der  Kreis  der  zoll- 
pflichtigen Gregenstände  hüben  und  drüben  ganz  anders  gezogen  ist.  Die 
Tatsache,  daß  man  jenseits  des  Kanals  die  Zölle  im  Laufe  von  2  Jahien  bei 
einer  wesentlich  kleineren  Zahl  von  zollpflichtigen  Artikeln  im  allgemeinen 
verdoppelt  hat,  läßt  ahnen,  was  man  aus  der  zollpflichtigen  Einfuhr  (mit 
Tabak,  Tee,  Zucker  und  Branntwein  als  Hauptobjekten)  herausholt. 

4.  Den  sogenannten  ,,inländischen  Verbrauch"  (Excise ; 
in  der  Hauptsache  Bier  und  Branntwein)  hat  man  etwas  schonender  behan- 
delt; der  Ertrag  soll  von  800  auf  nur  1300  Mk.  gesteigeit  werden. 

5.  Die   Erbschafts  Steuer  ist  nicht  erhöht  worden. 

6.  Die    Stempel  ertrage  gehen  zurück. 

7.  Bei  der  Post   hat  man  etwas  gewonnen. 

Aus  naheliegenden  Gründen  (Schwierigkeiten  einer  Neuordnung  der 
Steuerverwaltung  während  des  Krieges)  hat  der  Schatzkanzler  sich  damit 
begnügt,  Zuschlag  zu  den  vorhandenen  Steuern  zu  erheben.  Neu  sind  nur 
die  Kriegsgewinnsteuer;  beim  ,, in  ländischen  Verbrauch"  die  Steuer  auf  Ver- 
gnügungen und  Mineralwässer.  Den  Kreis  der  zollpflichtigen  Gegenstände 
schließlich  hat  man  etwas  weiter  gezogen  (Automobile,  Uhren  usw.). 

D.  Rückblick     auf   das   „große"   Lloyd    Georg  e'sche 
Budget   von    1910. 

In  der  Tabelle  auf  S.  76*  haben  auch  Platz  gefunden  die  Ziffern  für  das 
Jahr  unmittelbar  vor  dem  ,, großen"  Lloyd  Georgeschen  Budget  (1908/09). 

Was  war  der  ziffernmäßige  Inhalt  des  damaligen  zweijährigen  Steuer- 
streites? Der  Schatzkanzler  wollte,  das  Land  solle  44  Mill.  £  Einkommen- 
steuer zahlen  statt  bisher  33,  und  25  Mill.  £  Erbschaftssteuer  statt  bis- 
her 20. 

Dann  kam  der  Krieg  und  erzwang  nicht  nur  einen  Zuschlag  bei  der  Ein- 
kommensteuer von  33  %,  sondern  eine  Versechs  fachung  des  Betrages, 
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den  mau  im  Jahre  1908/09  bezahlt  hatte.  Es  ist  für  die  Engländer  außer- 
ordentlich lehrreich  zu  sehen,  um  welche  „Bagatelle"  sie  sich  vor  7  Jahren 
zwei  Jahre  hindurch  gestritten  haben.  Deutschland  wird  es  aber  auch  so 
gehen.  Mit  den  Steuern  des  Jahres  1919  vor  Augen,  wird  man  sich 
wundern,  wie  man  sich  über  die  500  Millionen,  welche  jEür  1909  neu  an- 
gefordert, so  erhitzen  konnte. 

E.  Die  Wirkungen   der  englischen  Kriegssteuergesetze. 

Um  von  den  Wirkungen  der  Erhöhungen  der  englischen  Steuern 
aus  Anlaß  der  3  bisherigen  Kriegssteuergesetze  (November  1914;  Sep- 
tember 1915;  April  1916)  im  einzelnen  ein  Bild  zu  gewinnen,  diene  die  nach- 
stehende Tabelle,  in  der  auch  die  Quartalsausweise  von  2  Friedensjahren 
Aufnahme  gefunden  haben. 

Erträge    der  4    Hauptsteuern    Englands    (in  Mill.  £). 


1912/13 


1913/14 


1914/15 


1915/16 


1916/17 


Income  Tax 
I.  Viertel 
II.       „ 

III.  „ 

IV.  „ 

Excise 

I.  Viertel 
II.       „ 

III.  „ 

IV.  „ 

Customs 

I.  Viertel 
II.       „ 

m.    „ 

IV.      „ 

Estate 

L  Viertel 
II.      „ 

m.    „ 

IV.      „ 


5,40 

3,17 

3,62 

32,61 


5,98 
3,08 

3,00 
35,19 


5,94 
2,65 
4,96 

55,86 


10,82 

5,97 

9,11 

102,42 


20,20 
14,60 
17,59 


44,80 

8,04 

8,57 

11.74 

9,63 


47,25 
8,32 

8,86 
12,07 
10,34 


69,41 

8,53 

8,30 

10,76 

14,72 


128,32 

13,37 
14,48 
16,58 
16,78 


11,57 
13,35 
16,57 


37,98 

7,47 
8,16 

9,39 
8,46 


39,59 

8,32 
8,55 
9,33 
9,25 


42,31 

8,57 

8,34 

10,00 

11,76 


61,21 

9,80 
10,97 
17,76 
21,08 


16,16 
15,95 
18,83 


33,48 

8,21 
5,76 
5,73 
5,54 


35,45 

7,16 

7,65 
6,21 

6,34 


38,67 

7,97 
4,88 
6,01 

9.52 


59,61 

9,06 
7,65 
7,24 
7,08 


7,60 
7,59 
6,69 


25,24 


27,36 


28,38 


31,03 


Um  mit  der  zuletzt  genannten  Erbschafts  Steuer,  deren  Sätze 
keinerlei  Änderungen  erfuhren,  zu  beginnen,  so  scheint  der  Krieg  nur  eine 
verhältnismäßig  geringfügige  Steigerung  der  Erträge  bringen  zu  wollen.  Man 
hätte  mehr  erwarten  können.  Es  sterben  ja  nicht  nur  mehr  Arme  als  sonst, 
sondern  auch  mehr  Reiche.  Wenn  gleichwohl  keine  sonderliche  Zunahme 
zu  verzeichnen  ist,  so  dürfte  der  Grund  in  der  außerordentlich  starken  Ent- 
wertung des  festverzinslichen  Kapitals  (s.  Tabelle  in  Abschn.  VI  B,    Lon- 
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douer  Km-se),  sowie  ia  der  starken  Entwertung  der  Landschlösser  usw.  zu 
suchen  sein. 

Bei  der  Einkommen  Steuer  bringt  immer  das  letzte  Quartal  den 
Hauptertrag.  Daß  in  drei  Steucrvierteln  erst  Vi^on  dem  hereingekommen 
ist,  was  für  das  ganze  Jahr  1916/17  erwartet  wird,  hatte  nichts  zu  be- 
sagen. Auf  195  Mill.  £  für  1916/17  veranschlagt  hat  die  englische  In- 
come-tax  bis  10.  Februar  1917  schon  124  Mill.  £  gebracht.  Die  noch  feh- 
lenden 71  Mill.  kommen  in  den  letzten  7  Wochen  des  Finanzjahres  sicher 
herein  —  und  einiges  dazu. 

Ob  Customs  und  Excise  halten,  was  der  Schatzkanzler  erhoffte, 
erscheint  angesichts  der  Bestrebungen,  die  Einfuhr,  insbesondere  bei  ent- 
behrlichen Gegenständen,  einzuschränken,  und  angesichts  der  Bemühungen, 
das  englische  Volk  zur  Nüchternheit  und  „Economy"  zu  erziehen,  etwas  frag- 
lich. McKenna  rechnete  selbst  damit,  daß  sich  hier  seine  Erwartungen 
nicht  vollauf  erfüllen  werden^). 

F.  Direkte  und  indirekte  Steuern  in  England. 
Die  Übersicht  auf  Seite  76*,  in  der  die  Steuererträge  während  1908/09 
und  1913/14,  die  Voranschläge  und  Abschlüsse  für  1914/15  und  1915/16 
sowie  der  Voranschlag  für  1916/17  gegeben  wurden,  ladet  noch  zu  einem 
kurzen  Hinweis  auf  das  derzeitige  Verhältnis  der  direkten  und  indirekten 
Besteuerung  in  England  ein.^) 

Im  allgemeinen  wurde  in  Deutschland  der  Anteil  der  indirekten  Steuern 
an  den  allgemeinen  Staatseinnahmen  Englands  früher  stark  unterschätzt. 
Man  hatte  England  immer  als  das  Freihandelsland  vor  Augen,  wo  „die 
Zölle  keine  Eolle  spielen";  und  dachte  nicht  daran,  daß  der  Zöllner  bei 
den  wenigen  Artikeln,  bei  denen  er  in  England  seines  Amtes  waltet,  ganz 
anders  zupackt,  als  man  das  in  Deutschland  gewohnt  ist.  Man  hatte  England 
immer  vor  Augen  als  das  „klassische  Land  der  Einkommensteuer"  und  zog 
daraus  ohne  weiteres  den  Schluß,  daß  die  Erträge  der  Einkommensteuer  die 
Hauptrolle  im  Budget  spielten,  während  bis  zum  Kriegsausbruch  fast  das 
Gregenteil  der  Fall  war.  Wie  in  der  Mehrzahl  aller  Staaten  lieferte  auch  in 
England  bis  vor  kurzem  der  Verbrauch  (Customs  and  Excise)  die  Haupt- 
ßteuerer träge.  Bier,  Branntwein,  Tabak  und  Tee  gaben  die  Grundpfeiler 
auch  der  englischen  Finanzen  ab;  die  direkten  Steuern  (Erbschaft  und 
ELakommen)  standen  erst  in  zweiter  Linie. 

^)  „In  the  circumstances  of  the  time  I  am  ßure  a  generous  allowance  will  be 
made  for  the  difficulty  of  framing  accurate  estimates  for  the  whole  year.  Not  only 
have  we  to  take  into  account  poseible  developments  in  war  expenditure  whicb 
cannot  at  present  be  foreseen,  but  such  events  happing  asa  shortage  of 
t  o  n  n  a  g  e  ,  which  may  liave  a  considerable  ei'fect  both  upon  revenue  and  the 
expenditure  of  the  year;  or,  again,  of  the  Piesident  of  the  Board  of  Trade  finding 
it  necessary  to  prohibit  partially  or  entirely  particular 
classes  of  Imports,  with  a  consequent  considerable  effect  upon  the  revenue." 
Es  ist  nicht  ohne  Interesse,  heute,  in  den  Tagen  des  uneingeschränkten  U  Boot- 
Krieges,  eich  zu  erinnern,  daß  der  englische  Schatzkanzler  bereits  in  seiner  Budget- 
Rede  vom  4.  April  1916  von  der  Mögüchkeit  eines  Tonnagemangels  sprach. 

^)  Siehe  auch  Frankf.  Zeitg.  vom  12.  Aug.  1916,  Erstes  Morgenblatt. 
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Steuern 

Indirekte 

Direkte 

insgesamt^) 

Steuern 

Steuern  ^) 

in  MiU.  £ 

1877/78 

66 

47 

6 

1887/88 

76 

45 

15 

1897/98 

98 

55 

33 

1907/08 

130 

68 

51 

I9II/I2 

155 

72 

70 

1914/15 

189 

81 

98 

Mau  erhob  an  indirekten  Steuern  im  Jahre  1877/78  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  28  Mk.  und  au  direkten  nicht  ganz  4  Mk.  Im  Jahre  1907/08 
kamen  au  indirekten  Steuern  ein  31  Mk.  und  an  direkten  Uur  23  Mk.  Im 
„klassischen  Land  der  Einkommensteuer"  hatten  also  die  indirekten  Steuern 
bis  vor  9  Jahren  noch  stark  die  Oberhand. 

Erst  der  Krieg  hat  das  entscheidende  Übergewicht  der  direkten  Steuern 
über  die  indirekten  Steuern  gebracht.  Im  Jahre  1914/15  wurden  an  indi- 
rekten Steuern  34  Mk.,  an  direkten  42  Mk.  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
erhoben;  und  im  Jahre  1915/16  au  indirekten  51  Mk.  und  an  direkten  68  Mk, 

Für  1916/17  werden  es  (nach  dem  Voranschlag)  58  Mk.  indirekte  und 
96  Mk.  direkte  Steuern  werden.  (Ausschließlich  der  einmal  zu  entrichtenden 
Kriegsgewinusteuer;  einschließlich  derselben  132  Mk.) 

Es  besteht  eine  große  Wahrscheinlichkeit,  daß  während  des  Krieges 
und  vielleicht  auch  nach  demselben  das  gegenwärtige  Verhältnis  (66  %  mehr 
direkte  als  indirekte  Steuern)  sich  weiterhin  zugunsten  der  direkten  Steuern 
verschieben  wird;  es  sei  denn,  mau  griffe  zum  Zoll  auf  Grctreide,  Fleisch  usw.; 
von  dem  Grundsätze  ausgehend,  daß  die  breiten  Massen  den  Krieg  geführt 
haben  und  somit  auch  die  finanzielle  Hauptlast  tragen  müßten.  Ob  die 
breiten  Massen  diese  Logik  als  zwingend  erachten  werden,  steht  zurzeit  noch 
nicht  fest.  Dr.  G  li  e  r    (Berlin). 

(Schluß  folgt  im  nächsten  Heft.) 

X. 

Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossensdiaftswesen. 

XL 
Handelspolitik. 

Das  schweizerische  Transportamt.  Am  6.  März  1917  hat  der  schweizerische 
Bundesrat  die  Vorlage  über  die  Errichtung  eines  schweizerischen  Trans- 
portamtes  endgültig  genehmigt*).     Danach  wird  für  die  Einfuhr  von  Lebens- 

^)  Eiiiöchüeßhch  der  Stempel. 

*)  h-ier  wurde  nur  berücksichtigt  die  Erbschafts-  und  Einkommensteuer; 
die  Grund-  und  Haussteuern,  die  nur  wenig  abwerfen,  bheben  außer  Ansatz. 

*)  Vgl.  „Neue  Zürcher  Zeitung"  vom  6.  März  1917  und  „Schweizerisches 
Handelsamtsblatt"  vom  7.  März  1917. 
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mittein  und  von  sonstigen  Waren,  die  für  das  Wirtschaftsleben  der  Schweiz  benötigt 
werden,  wie  für  die  Ausfuhr,  eine  Zentralstelle  für  Ein-  undAus- 
fuhrtransporte  geschaffen.  Die  Aufgabe  dieses  Transportamtes  ist  es, 
auf  Grund  der  vorhandenen  Transportmittel  die  Transportangelegenheiten  zu 
organisieren  und  sie  auf  die  einzelnen  Warentransporte  in  einer  für  die  Gesamtinter- 
essen des  Landes  geeigneten  Weise  zu  verteilen.  Es  stellt  fortlaufend  die  Bedürfnisse 
der  Müitcärverwaltung,  der  Monopolverwaltungen,  der  Transportanstalten  und  ihrer 
Werkstätten,  der  Industrie,  des  Handels  und  der  Landwirtschaft  fest.  Alle  Amts- 
stellen  des  Landes,  alle  Verbände,  Gresellschaften  und  Einzelpersonen  sind  hierbei 
verpflichtet,  die  verlangten  Auskünfte  zu  erteilen. 

Die  Zentralstelle  ist  mit  umfassenden  Vollmachten  versehen,  auf  Grund  dieser 
Erhebungen  die  notwendigen  Land-  und  Seetransporte  zu  organisieren.  Sie  ist  er- 
mächtigt, den  schweizerischen  Transportanstalten  verbindliche  Weisungen  in  bezug 
auf  Ein-  und  Ausfuhr  zu  erteilen,  mit  ausländischen  Behörden  und  Unternehmungen 
Abkommen  über  Land-,  See-  und  Flußtransporte,  über  Benutzung  von  Seehäfen 
und  Lagerhäusern,  über  Erwerb  und  Miete  von  Schiffen  zu  treffen,  überhaupt  zu 
allen  Maßnahmen  für  die  rasche  Zu-  und  Abfuhr  aller  Waren.  Sie  wird  mit  den  Ver- 
bänden, die  zur  Regelung  der  Einfuhr  und  des  Verbrauchs  von  Auslandswaren  er- 
richtet wurden  (z.  B.  die  Treuhandstelle  in  Zürich,  die  Kohlenzentrale  in  Basel,  die 
Eisenzentrale  in  Zürich^)  für  die  Einfuhr  aus  den  Zentralmächten,  die  S.  S.  S.^)  für 
die  Einfuhr  aus  den  Ententeländern)  Hand  in  Hand  arbeiten.  Diese  werden  dem  Trans- 
portamt in  jeder  Weise  behilflich  sein,  ihm  insbesondere  Verzeichnisse  über  Art  und 
Menge  der  für  die  Einfuhr  nach  der  Schweiz  zugelassenen  Waren  aushändigen. 

Das  Transportamt  ist  dem  politischen  Departement  des  Bundesrates  ange- 
gliedert. An  seiner  Spitze  steht  ein  vom  Bundesrat  für  unbestimmte  Zeit  gewählter 
Generalkommissar  für  Trausporte,  der  zu  allen  iMaßnahmen  zur 
selbständigen  Organisierung  des  Transportamts  ermächtigt  ist.  Ihm  zur  Seite  steht 
eine  beratende  Kommission,  deren  Mitglieder  auf  seinen  Vorschlag 
vom  Bundesrat  ernannt  werden,  und  die  ihr  Gutachten  in  allen  dem  Greneralkommis- 
sar  notwendig  erscheinenden  Fällen  abgibt. 

Alle  Geschäfte  des  Transportamtes  werden  im  Namen  und  auf  Rechnung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  abgeschlossen. 

Der  Beschluß  bezüglich  Errichtung  des  schweizerischen  Tranzportamtes  tritt 
am  15.  März  1917  in  Kraft.  Als  Generalkommissar  wurde  am  6.  März  1917  vom 
Bundesrat  Nationalrat    C  a  i  1 1  e  r    gewählt.  k. 


XII. 
Wirtsdiaftlidie,  politische  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 
Kolonialpolitik. 


XIII. 

Weltpolitik. 


1)  Vgl.  Weltw.  Archiv  7.  Bd.,  Heft  1,  S.  177  u.  8.  Bd.,  Heft  1,  S.  201. 

2)  Vgl.  Weltw.  Archiv  9.  Bd.,  Heft  4,  S.  406. 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  VI 
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XIV. 

Privates  und  öffentlidies  Recht  von  wirtsdiaftlidier 

Bedeutung,  Staatsverträge. 

Die  Erwerbung  des  Bürgerredits  in  Spanien  durdi  Ausländer. 

Nach  Axt.  1  der  Staatsverfassung  vom  30.  Juni  1876^)  sind  Spanier: 

1.  die  auf  spaniscliem  Gebiet  geborenen  Personen  (Kinder  von  Aus- 
ländern jedoch  nach  Axt.  17  des  Zivilgesetzbuches  nur,  wenn  die  Eltern  ge- 
mäß Art.  19  des  Zivilgesetzbuches  erklären,  daß  sie  für  ihre  Kinder  die  spa- 
nische Staatsangehörigkeit  annehmen), 

2.  die  Söhne  eines  spanischen  Vaters  oder  einer  spanischen  Mutter,  auch 
wenn  sie  außerhalb  Spaniens  geboren  sind, 

3.  frühexe  Ausländer,  die  eine  Naturalisationsurkunde  erhalten  haben, 

4.  diejenigen,  welche  ohne  solche  in  einem  Ort  der  Monarchie  das  Bürger- 
recht erlangt  haben. 

Zu  dem  Absatz  4  sind  durch  ein  königliches  Dekret 2)  im  Novembex 
1916  neue  Ausführungsbestimmungen  erlassen  worden.  Danach  ist  zur  Er- 
werbung des  Bürgerrechts  ein  zehnjähriger  fortgesetzter  Aufenthalt  auf 
spanischem  Gebiet  mit  der  gesetzlichen  Eigenschaft  als  Niedergelassener 
erforderlich.  Mit  Erlaß  dieses  Dekretes  wird  dieser  Zeitraum  vom  Tage  der 
Eintragung  der  Niederlassung  in  das  Bürgerverzeichnis  des  beim  betreffenden 
Gemeindegericht  geführten  Zivilregisters^)  (Axt.  110  des  Gesetzes  vom  17. 
Juni  1870)  und  in  das  bei  der  betreffenden  Zivilregierung  geführten  Aus- 
länder vexzeichnis  (Axt.  9  des  kgl.  Dekxetes  vom  17.  Novembex  1852)  an  ge- 
rechnet. Die  dem  Erlaß  des  Dekxets  voxausgegangene  Zeit  des  Aufenthaltes 
kann  duxch  die  Eintxagungsbescheinigung  in  eins  dex  oben  angefühxten 
Verzeichnisse  oder  duxch  ixgendein  den  Aufenthalt  beglaubigendes  Doku- 
ment nachgewiesen  wexden. 

Indessen  haben  die  Ausländer  das  Bürgerrecht  bereits  erworben,  wenn 
sie  unter  den  vorher  angeführten  Bedingungen  eine  Niederlassung  über  fünf 
Jahre  nachweisen  können  und 

1.  eine  Ehe  mit  einer  Spanierin  eingegangen  sind;  oder 

2.  in  Spanien  eine  neue  Industrie  eingeführt  oder  ausgebaut  oder  eine 
wichtige  Erfindung  gemacht  haben ;  oder 

3.  Inhaber  oder  Leiter  eiaes  landwirtschaftlichen,  industriellen  oder 
kaufmännischen  Unternehmens  sind ;  oder  endlich 

4.  dex  spanischen  Nation  wextvolle  Dienste  geleistet  haben. 


^)  Vgl.  P  o  s  a  d  a  ,  Spanisches  Staatsrecht  (Das  öffentliche  Recht  der  Gegen- 
wart.    Bd.  XXIV).     Tübingen  1914,  S.  33  f. 

^)  Vgl.  El  Trabajo  Nacional,  Barcelona,  vom  1.  Dezember  1916. 

^)  Das  Bürgerverzeichnis  (libro  de  ciudadania)  ist  die  vierte  Abteilung  des 
Registro  civil,  das  im  übrigen  noch  folgende  Abteilungen  enthält:  1.  zur  Beur- 
kundung von  Geburten,  2.  von  Eheschließungen,  3.  von  Sterbefällen.  (Artikel  5 
des  Gresetzes  vom  17.  Juni  1870). 
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Auf  keinen  Fall  kann  der  Ausländer  das  Bürgerrecht  und  durch  dieses 
die  spanische  Naturalisation  erlangßn,  der  nicht  nach  den  Gesetzen  seiner 
bisherigen  Heimat  unbeschränkt  g<'schäftsfähig  ist.  Er  darf  auch  nicht  von 
den  Militär-  und  Zivilbohörden  auf  Grund  eines  Vergehens  verfolgt  werden, 
das  seine  Auslieferung  zur  Folge  haben  würde;  ft^rner  darf  er  in  Spanien 
keine  Strafe  erlitten  haben,  die  ihn  in  der  öffentlichen  Achtung  herabsetzen 
würde.  Der  Ausländer,  der  zwecks  Erwerbung  der  spanischen  Nationalität 
sein  Bürgerrecht  bestätigt  haben  will,  hat  einen  entsprechenden  Antrag 
an  das  Gemeindegericht  seines  Aufenthaltsorts  zu  stellen.  Beizufügen  ist 
die  Bescheinigung  seiner  Eintragung  als  Niedergelassener  in  die  betreffenden 
Verzeichnisse  oder  gegebenenfalls  Dokumente,  die  diese  Eigenschaft  nach- 
weisen. Ferner  hat  er  seine  persönlichen  Papiere,  und  falls  er  verheiratet  ist, 
auch  die  Heiratsurkunde  und  die  Papiere  seiner  Frau  und  die  Geburtsscheine 
der  Kinder  einzureichen,  weiter  eine  Bescheinigung  des  Konsuls  seines  Hei- 
matstaates, daß  er  in  dessen  Matrikel  eingetrag-m,  unbeschränkt  geschäfts- 
fähig ist,  und  daß  er,  falls  in  seinem  Heimatstaat  die  militärische  Dienst- 
pflicht eingeführt  ist,  dieser  genügt  hat  oder  militärfrei  ist.  Auch  ist  ein  von 
den  betreffenden  Lokalbehörden  ausgestelltes  Führungszeugnis  beizubringen. 

Der  Gomeinderichter  sendet  sämtliche  Schriftstücke  mit  einem  Bericht 
an  die  Generaldirektion  der  Register  und  des  Notariats.  (Direcciön  General 
de  los  Registros  del  Notariado).  Das  Justizministerium  macht  alsdann  dem 
Staats-  und  dem  Regierungsministerium,  die  sich  darüber  zu  äußern  haben, 
Mitteilung.  Hält  es  der  Justizminister  für  angebracht,  so  kann  er  noch 
weitere  Auskunft  einfordern  oder  vor  der  Entscheidung  den  Staatsrat  an- 
hören. Der  Justizminister  trifft  daraufhin  seine  Entscheidung  und  sendet 
sie  mit  dem  zustimmenden  königlichen  Befehl  an  das  Gemeindegericht. 
Der  Richter  hat  dem  Ausländer  davon  eine  Abschrift  zu  geben  und  empfängt 
von  ihm  die  Erklärung  der  Verzichtleistung  auf  seine  frühere  Nationalität 
und  seinen  Eid  auf  die  spanische  Verfassung  (Art.  25  des  Zivilgesetzbuches), 
worauf  die  Eintragung  als  Spanier  in  das  Zivilregistcr  erfolgt. 

Die  Eintragungen  haben  außer  den  im  Art.  100  des  Gesetzes  vom  17. 
Juni  1870  und  des  Art.  66  seines  Regulativs  aufgeführten  Erfordernissen 
alle  Tatsachen  anzuführen,  die  aus  den  gesamten  Schriftstücken  hervorgehen 
und  die  Erlangung  der  spanischen  Nationalität  nachweisen.  Der  General- 
direktion der  Register  und  des  Notariats  sind  sofort  beglaubigte  Abschriften 
der  Eintragungen  von  den  betreffenden  G^meinderichtem  einzureichen.  In 
der  Gaceta  de  Madrid  wird  die  Direktion  halbjährlich  eine  Liste  dieser 
Eintragungen  vei öffentlichen.  Z  i  e  1 1  o  w    (Kiel). 


Französisch- schwedisches  Abkommen  über  den  wechselseitigen  Schutz  von 
Fabrikmarken,  Patenten  und  Urheberrechten  in  China^).  Durch  Gesetz  vom  9.  Fe- 
bruar 1917  wurde  der  Präsident  der  französischen  Repubhk  ermächtigt,  die  zwi- 

^)  „Convention  entre  la  France  et  la  Su6de  pour  la  Protection  röciproque 
en  Chine,  des  Marques  de  Fabrique,  Brevets,  Dessins  et  Droits  d'Auteur."  Vgl. 
„Journal  officiel  de  la  R6publique  franjaise"  vom  11.  Februar  1917  und  vom 
20.  März  1917. 

VI* 


84*  Chronik  \md  Archivalien. 

sehen  Frankreich  und  Schweden  am  31.  Januar  1916  abgeschlostsene  Vereinbarung 
über  den  wechselseitigen  Schutz  von  Fabrikmarken,  Patenten,  Mustern  und  Ur- 
heberrechten ihrer  Staatsangehörigen  vom  31.  Januar  1916  zu  ratifizieren. 

Die  Vereinbarung,  die  vom  französischen  Minister  der  auswärtigen  Ange- 
legenheiten, Aristide  Briand,  und  dem  schwedischen  Sondergesandten  und  bevoll- 
mächtigten Minister  Gyldenstolpe  in  Paris  unterzeichnet  ist,  bestimmt  in  sechs 
Artikeln  im  wesentlichen  folgendes: 

Erfindungen,  Gebrauchsmuster  und  Fabrikmarken,  die  von  Angehörigen 
eines  der  beiden  beteiligten  Staaten  ordnungsmäßig  bei  der  zuständigen  Stelle  des 
andern  patentiert  oder  eingetragen  sind,  genießen  in  allen  Teilen  Chinas  den 
gleichen  Schutz  gegen  Nachahmung  von  selten  der  Angehörigen  des  anderen 
Staates,  wie  auf  dessen  eigenen  Grebieten  und  Besitzungen.  In  gleicher  Weise  sind 
in  allen  Teilen  Chinas  Werke  der  Literatur  und  Kirnst  und  photographische  Ab- 
bildungen geschützt.  Wird  durch  den  Angehörigen  eines  der  beiden  das  Überein- 
kommen treffenden  Staaten  eine  Erfindung,  ein  Muster  oder  eine  Fabrikmarke 
nachgeahmt  oder  ein  Urheberrecht  verletzt,  so  stehen  dem  Geschädigten  vor  den 
heimatlichen  oder  Konsulargerichten  des  anderen  vertragschließenden  Staates  die 
gleichen  Rechte  zu  wie  einem  eigenen  Angehörigen  dieses  Staates.  Die  beiden 
Staaten  verpflichten  sich  weiterhin  zu  gegenseitigem  Firmenschutz  in  China  wie 
in  den  Heimatländern  und  eigenen  Besitzungen  auf  Grund  der  Vereinbarung  be- 
treffend den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  vom  20.  März  1883  (modifiziert 
durch  Zusatzakte  vom  14.  Dezember  1900). 

Artikel  5  des  Abkommens  bestimmt,  daß  gegenwärtige  Schutzbestimmungen 
auch  auf  alle  anderen  Länder  ausgedehnt  werden  sollen,  wo  beide  vertragschlie- 
ßenden Staaten  Rechte  exterritorialer  Gerichtsbarkeit  besitzen. 

Das  Abkommen  tritt  zehn  Tage  nach  Austausch  der  Ratifikationsurkunden 
in  Kraft.  k. 

XV. 

Nachrichten-  und  Zeitungswesen,  wissenschaftlidie 

Publikationen  und  Institute. 


Die  Förderung  der  Auslandsstudien  in  Preußen. 

Bereits  vor  Ausbruch  des  Krieges  hat  die  Frage  einer  zweckmäßigen 
Gestaltung  der  Auslandsstudien  das  rege  Interesse  weiter  Kreise  in  An- 
spruch genomnaen.  Die  Erscheinungen  der  Kriegszeit  waren  geeignet,  ihre 
Dringlichkeit  in  helles  Licht  zu  rücken.  Nunmehr  hat  der  preußische  Minister 
der  geistlichen  und  Unterrichtsangelegenheiten  dem  Abgeordnetenhaus 
eine  Denkschrift  über  die  Förderung  der  Auslandsstudien^)  vorgelegt,  die  am 
28.  Februar  und  am  1.  März  zur  Verhandlung  kam. 

Der  in  der  Denkschrift  entwickelte  Plan  weicht  in  mannigfachen  Punkten 
von  den  Ansichten  ab,  die  früher  über  die  Aufgaben  und  Wege  des  Aus- 
landsstudiums vertreten  zu  werden  pflegten.  Die  Ausbildung  leistungs- 
fähiger Auslandsbeamten  stand  früher  fast  ausschließlich  im  Mittelpunkt 
der  Erörterungen.  Demgegenüber  betont  die  vorliegende  Denkschrift  zwei 
neu  hinzutretende  Forderungen. 

1)  No.  368.    Haus  der  Abgeordneten,  22.  Leg.-Per.,  IH.  Session  1916/17. 
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Die  Umgestaltung  des  wissenschaftlichen  Studiums  ist  die  eine  Aufgabe. 
Wichtiger  als  sie  erscheint  jedoch  zurzeit  eine  andere:  nämlich  über  den 
engeren  Kreis  der  Fachstudierenden  hinaus  den  breiten  Schichten  der  Akade- 
miker Gelegenheit  zu  einer  umfassenden  Kenntnis  des  Auslands,  zum  Ver- 
ständnis fremden  Wissens  und  zu  gerechter  Beurteilung  fremder  Eigenart 
zu  geben,  so  daß  sie  auf  Grund  zuverlässiger  Kenntnisse  Stellung  nehmen 
können  zu  den  Fragen  der  Weltpolitik  und  zu  den  Problemen  der  Welt- 
wirtschaft. 

Die  Denkschrift  betont,  daß  dem  künftigen  Deutschland  nicht  nur  ge- 
dient ist  durch  pflichttreue  Staatsdiener  und  tapfere  Soldaten,  sondern  daß 
es  jetzt  mehr  denn  je  darauf  ankommt,  daß  aus  der  Jugend  politisch  reife 
Staatsbürger  heranwachsen,  die  mit  weiten  Gesichtspunkten  an  die  neuen 
Probleme  des  Friedens  herantreten. 

Handelt  es  sich  um  die  Erfüllung  solcher  vielgestaltigen  Aufgaben,  so 
kann  die  Errichtung  einer  einzelnen  Hochschule,  wie  sie  früher  etwa  mit 
der  Ausgestaltung  des  Seminars  für  orientalische  Sprachen  in  Aussicht  ge- 
nommen wurde,  nicht  mehr  als  zweckmäßig  erachtet  werden.  Eine  derartige 
Zentralisation  der  Bildungsmöglichkeit  an  einer  Stelle  würde  immer  nur  für 
einen  kleinen  Kreis  Studierender  Bedeutung  gewinnen  können. 

Vielmehr  bedarf  es  eines  breiteren  Unterbaus,  um  auf  der  einen  Seite 
die  zahlenmäßige  Beschränkung  auf  wenige  Fachstudierende  zu  vermeiden 
und  um  auf  der  anderen  Seite  den  verschiedenen  Seiten  des  Studiums  und  den 
einzelnen  Spezialaufgaben  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen.  Es  wird 
deshalb  vorgeschlagen,  überall  da,  wo  bereits  Ansätze  vorhanden  sind,  das 
Bestehende  zu  fördern,  wo  besonders  günstige  Vorbedingungen  gegeben 
scheinen.  Neues  darauf  aufzubauen.  Dieser  Absicht  entsprechend  ist  zu- 
nächst in  Aussicht  genommen,  daß  überall  auf  Universitäten  und  sonstigen 
Hochschulen  —  nicht  nur  in  Berlin  —  über  die  Fragen  der  Zeitgeschichte 
und  der  Weltwirtschaft  gelesen  werden  soll  und  zwar,  wie  ausdrücklich  be- 
tont wird,  für  sämtliche  Fakultäten.  Daneben  sollen  einer  Reihe  von  Uni- 
versitäten entsprechend  ihrer  geographischen  Lage  oder  alter  Tradition  ge- 
mäß Sonderaufgaben  zugewiesen  werden:  so  ist  in  Kiel  durch  das  Institut 
für  Seeverkehr  und  Weltwirtschaft  der  Weg  nach  Übersee  gewiesen.  Wäh- 
rend beispielsweise  Bonn  durch  die  Nachbarschaft  zu  Frankreich  und  Holland 
auf  das  Studium  des  romanischen  und  niederländischen  Kulturkreises  hin- 
ge^\äesen  ist.  Königsberg  und  Breslau  scheinen  ihrer  Lage  nach  für  die 
Erforschung  der  slawischen  Welt  an  erster  Stelle  in  Betracht  zu  kommen. 
Wird  es  die  Aufgabe  dieser  Universitäten  sein,  sich  allmählich  zu  einem 
Mittelpunkt  der  Fachausbildung  auf  ihrem  Sondergebiete  zu  entwickeln,  so 
muß  im  Gegensatz  dazu  Berlin  dem  Gesamtgebiet  der  Aus- 
landsstudien gleichmäßig  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen. 

Was  nun  die  Gestaltung  des  Studiums  im  einzelnen  angeht,  so  ist  von  der 
Festlegung  einer  bestimmten  Norm  vollständig  abgesehen  worden.  Vielmehr 
soll  versucht  werden,  in  möglichst  freien  Formen  die  geeigneten  Wege  zu  fin- 
den. Im  wesentlichen  wird  die  2  stündige  Semestervorlesung  in  Verbindung 
mit  einem  Colloquium  oder  mit  seminaristischer  Arbeit  stehen.    Als  Lehrer 
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sollen  nicht  nur  Hochschuldozenten,  sondern  auch  Männer  der  Praxis  heran- 
gezogen werden.  Gerade  für  ihre  Lehrtätigkeit  wird  neben  den  Semester- 
vorlesungen die  Abhaltung  von  Kursen  und  Einzelvorträgen  in  Betracht 
kommen.  Auch  wird  in  Aussicht  genommen,  zu  diesen  Vorlesungen  weiteren 
Kreisen  Zutritt  zu  gewähren. 

Für  die  Erteilung  fester  Lehraufträge  ist  zunächst  an  folgende  Gebiete 
gedacht : 

1.  spezielle  Geographie  und  Landeskunde  einzelner  fremder  Länder 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Wirtschaftsgeographie,  Vorlesungen, 
die  neben  die  üblichen  geographischen  Hauptvorlesungen  zu  treten  haben; 

2.  ausländisches  Recht  und  zwar  englisch-amerikanisches,  romanisches, 
nordisches,   slawisches,    orientalisches,   chinesisches  und  japanisches  Recht; 

3.  Wirtschaftskunde  des  Auslandes  und  weltwirtschaftliche  Beziehungen 
überhaupt; 

4.  Geschichte,  Religions-  und  Kulturgeschichte  fremder  Völker  sowie 
für  außenpolitische  Zeitgeschichte. 

Auch  hierbei  soll  nach  Möglichkeit  ins  Auge  gefaßt  werden,  die  Vor- 
lesungen der  einzelnen  Disziplinen  in  der  Weise  zu  kombinieren,  daß  ein 
geschlossener  Kulturkreis  nach  den  verschiedensten  Seiten  hin  zur  Dar- 
stellung gelangt  entsprechend  der  Sondernote  der  einzelnen  Universität. 
Und  zwar  denkt  man  hierbei  in  erster  Reihe  an  das  Studium  und  die  Er- 
forschung des  Orients,  der  gerade  durch  den  Krieg  in  den  Vordergrund  des 
Interesses  gerückt  ist. 

In  B  e  r  1  i  n  soll  deshalb  ein  Extraordinariat  für  orientalische  Hilfswissen- 
schaften gegründet  werden,  so  daß  hier  im  Zusammenwirken  aller  orienta- 
listischen Lehrer  der  Universität  ein  Mittelpunkt  für  das  Studium  des  is- 
lamischen Kulturkreises  entsteht.  Als  Ergänzung  dazu  soll 
an  der  Universität  Münster  eine  Professur  für  die  Kunde  des  christ- 
lichen   Orients   errichtet  werden. 

Der  hier  kurz  skizzierte  Plan  hat  in  der  Haushaltkommission  und  im 
Plenum  des  Abgeordnetenhauses  weitestgehende  Anerkennung  gefunden. 
Das  erscheint  um  so  bedeutungsvoller,  als  er  in  allem  wesentlichen  ein  voll- 
kommen Neues  darstellt.  Bisher  pflegte  man  die  Förderung  der  Auslands- 
studien lediglich  in  zentralistischer  Form,  nämlich  in  der  Form  der  Auslands- 
hochschule, anzustreben.  Und  zwar  sollte  einer  derartigen  Anstalt  nicht 
allein  Unterrichtstätigkeit  zukommen.  Vielmehr  wollte  man  ihr  auch  eine 
Reihe  anderer  Funktionen,  beispielsweise  der  Nachrichtenvermittlung,  zu- 
sprechen. In  buntem  Wechsel  wurden  die  verschiedenartigsten  Institute 
—  vor  allem  das  Hamburger  Kolonialinstitut,  das  Seminar  für  orientalische 
Sprachen  in  Berlin  und  die  Handelshochschulen  —  zur  Umwandlung  in  eine 
Auslandshochschule  empfohlen. 

Alle  diese  Pläne  hätten  im  günstigsten  Falle  der  Schulung  von  Aus- 
landsbeamten genügen  können.  Das  weitere  Ziel,  das  die  Denkschrift  ins 
Auge  faßt,  die  Politisierung  des  Akademikeis,  hätten  sie  kaum  fördern  können. 
Der  großzügige,  weitausschauende  Plan  der  Denkschrift  wird  diesen  Zwecken 
eher  entsprechen.  Dr.  Edith  Oske  (Kiel). 


Wirtschaf tl.  Interessenvertretungen,  Vereine,  Kongresse,  Messen,  Ausstellungen.  8  7  * 

Die  wirtschaftlichen  Zeitschriften  Spaniens.  Nach  dem  Anzeigenteil  dee 
Anuario  financiero  y  de  valores  mobiliarios  1916  (herausgeg.  von  D.  Daniel  Rlu 
Periquet,  Madrid)  bestehen  in  Spanien  folgende  wirtschaftlichen  spanischen  Zeit- 
schriften: 

El  Economista  (Revista  semanal  financiera  fundada  el  aüo  1886),. 
herausgeg.  von  D.  Juan  J.  Garcia  Gömez.  Madrid,  calle  de  Alcal4  9ö.  AuslandB- 
preis  20  Pesetas. 

Eevista  de  Economia  y  Hacienda,  gegr.  1898,  herausgeg. 
von  Daniel  Rfu.  Ebenfalls  wöchentlich.  Madrid,  plaza  de  Oriente  3.  Auslandspreis 
25  Pesetas. 

Espaiia  Econömica  y  Financiera  (La  Estafeta),  gegr.  1893 
von  B.  de  Madariaga.  Madrid,  libertad  10,  und  Paris,  rue  S.  Lazare  28.  Aus- 
landspreis 30  Pesetas. 

La  Semana  Financiera  (Revista  de  Hacienda,  Banca,  Bolsa,  In- 
dustria  y  Mercados),  herausgeg.  von  Carlos  Caamafio.  Madrid,  Echegaray  8.  Aus- 
landspreis 20  Pesetas. 

El  Financiero  Hispano-Americano  (Revista  econömica,  in- 
dustrial  y  mercantil,  doctrinal  y  practica),  gegr.  1901,  herausgeg.  von  D.  J.  Ce- 
ballos  Teresi.     Wöchentlich.     Madrid,  Jorge  Juan  17. 

Vida  Econömica  (Lidustria,  comercio,  banca,  seguros,  bolsa,  nave- 
gaciöu).     Wöchentlich.     Madrid,  Puencarral  159.     Auslandspreis  30  Pesetas. 

Gaceta  de  la  Bolsa  y  de  la  Propriedad  (Banca,  bolsa, 
comercio,  seguros,  ferrocarriles  etc.),  gegr.  1895,  herausgeg.  von  Jesus  Lopez  Val. 
Wöchentlich.     Madrid,  calle  de  Cervantes  15.     Auslandspreis  40  Pesetas. 

Vida  Financiera  (Revista  decenal  de  polltica,  economia  y  hacienda), 
gegr.  1911,  herausgeg.  von  Luis  Lucchesi.  Dreimal  im  Monat.  Madrid,  Lope  de 
Vega  21.     Auslandspreis  25  Pesetas. 

La  Cotizacion  Espanola  (Revista  Hispano  Americana),  gegr. 
1904.    Madrid,  San  Agustln  16. 

Revista  Minera,  Metallurgica  y  de  Ingenieria,  gegr. 
1850,  herausgeg.  von  D.  Adriano  Contreras.  Madrid,  Villalar  3.  Auslandspreis 
25  Pesetas.  — ^r. 
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Wirtschaftliche  Interessenvertretungen,  Vereine, 

Kongresse,  Messen,  Ausstellungen. 

Die  Erste  Niederländische  Jahrmcssc. 

Der  Gedanke,  die  Erzeugnisse  niederländischen  Guwerbefleißes  auf  einer 
Messe  zu  vereinigen  und  dadurch  auch  weiteren  Kreisen  ein  Bild  von  dem 
Emporblühen  der  niederländischen  Industrie  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu 
geben,  ist  schon  zu  Anfang  1916  in  den  führenden  Kreisen  der  holländischen 
Industrie  und  Kaufmannschaft  erwogen  worden.  Die  anfänglich  für  September 
1916  beabsichtigte  Erste  Niederländische  Jahrmesse  mußte  indessen  aus 
Mangel  an  Rohstoffen  und  an  Zeit  zur  Fertigstellung  der  Fabrikate  auf  1917 
verschoben  werden.  Der  Aufschub  hat  das  Grelingen  nicht  beeinträchtigt. 
Der  Verlauf  der  Jahrmesse,  welche  vom  26.  Februar  bis  10.  März  zu  Utrecht 
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stattfand,  hat  die  auf  sie  gesetzten  Erwartungen  nicht  enttäuscht,  wenn 
nicht  gar  —  den  holländischen  Presseberichten  nach  —  überboten. 

Anregung  zu  dem  Veranstaltungsplan  gab  die  durch  die  Abschließung 
.vom  Weltmarkte  bedingte  Lähmung  verschiedener  Zweige  des  niederlän- 
dischen Grewerbes.  Es  sollte  daher  außer  einem  wirtschaftlichen  Be- 
fähigungsnachweis einheimischen  Gewerbe-  und  Handelsfleißes  zugleich 
auch  Gelegenheit  zu  intensiverer  Bearbeitung  des  inländischen  Marktes 
geboten  werden.  Zielte  mithin  die  Messe  nach  innen  zunächst  nur  auf 
eine  Verselbständigung  der  nationalen  Industrie  und  damit  auf  eine 
größere  wirtschaftliche  Unabhängigkeit  vom  Auslande,  so  sollte  nach  außen 
hin  ihr  weiterer  Zweck  auch  der  sein,  ,,eine  bessere  Würdigung  der  nieder- 
ländischen Industrie  im  Auslande"  und  im  Anschluß  daran  eine  engere  „Ver- 
bindung der  nationalen  Industrie  einerseits  und  dem  in-  und  ausländischen 
Warenhandel  andererseits"  herbeiführen  (Prospekt  S.  5/6).  Ob  und  in 
welchem  Maße  diesen  Zwecken  Erfüllung  beschieden  ist,  läßt  sich  einst- 
weilen schwerlich  abschließend  beurteilen. 

Den  Erfolgsbedingungen  war  besondere  Sorgfalt  zugewendet  worden. 
Von  den  vorbereitenden  Maßnahmen  verdienen  Erwähnung  die  zeitig  ein- 
setzende, geschickte  Pressepropaganda,  ferner  die  den  Ausstellern  und  Be- 
suchern der  Messe  gewährten  Vergünstigungen,  wie  freier  Zutritt  zur  Messe 
für  jeden  Handeltreibenden  und  eine  beträchtliche  Fahrtermäßigung  auf  den 
holländischen  Eisenbahnen  für  die  Besucher  der  Messe,  und  schließlich  als 
besonderes  Werbemittel  für  das  Ausland  das  gefällig  ausgestattete  Ankündi- 
gungsheft, Letzteres  enthält  außer  näheren  Angaben  über  die  Vorbereitung, 
den  Zweck  und  die  Bedeutung  der  Messe  auch  nützliche  Hinweise  auf  den  Ver- 
anstaltungsort Utrecht,  seine  Lage,  Sehenswürdigkeiten  und  Wohnungaver- 
hältnisse.  Der  Prospekt  wurde  verschickt  in  schwedischer,  dänischer,  deut- 
scher, französischer,  englischer,  spanischer  und  russischer  Sprache,  ein  Be- 
weis für  das  Bestreben,  ihm  weiteste  Verbreitung  zu  sichern. 

Die  ausländische  Industrie  war  zu  aktiver  Mitwirkung  nicht  aufge- 
fordert: die  beabsichtigte  Wahrung  eines  rein  nationalen  Charakters  der 
Messe  erforderte,  daß  nur  Produkte  und  Fabrikate  rein  holländischen  Ur- 
sprungs oder  aus  den  niederländischen  Kolonien  zur  Ausstellung  zugelassen 
wurden.  Mit  Rücksicht  hierauf  und  infolge  der  für  einen  internationalen 
Reise-  und  Geschäftsverkehr  recht  ungünstigen  Zeit  war  die  ausländische 
Teilnahme  an  der  Messe  eine  nur  schwache.  Die  Versuche  einer  Sondergruppe, 
der  Messe  auf  eigene  Faust  internationales  Gepräge  zu  geben  (siehe  Nieuwe 
Rotterdamsche  Courant  No.  57  vom  27.  Februar  1917),  dürfen  als  gescheitert 
angesehen  werden. 

Desto  lebhafter  waren  Interesse  und  Beteiligung  des  Inlandes.  Die 
Königin,  welche  selbst  das  Protektorat  übernommen  hatte,  zeichnete  die 
Messe  durch  ihren  persönlichen  Besuch  aus.  Zahlreiche  amtliche  und  halb- 
amtliche Korporationen  hatten  ihrem  Interesse  an  der  Veranstaltung  durch 
aktive  Teilnahme  Ausdruck  gegeben,  u.  a.  das  Departement  für  Landbau, 
Industrie  und  Handel,  die  Kommission  für  den  Niederländisch- Südafri- 
kanischen  Handel,    die  Niederländische  Handelskammer    zu  Brüssel,    die 
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Erste  Niederländische  Kaufmannsgilde  zu  Düsseldorf  und  das  Kolonial- 
institut. 

Die  Zahl  der  Aussteller,  die  bei  Erwägung  des  Planes  mit  nur  etwa 
200  bis  250  angenommen  wurde,  war  wider  Erwarten  rasch  gestiegen  und 
betrug  insgesamt  668  mit  430  Musterständen.  Im  einzelnen  waren  folgende 
Gewerbezweige  in  Einzelständen  oder  Sammelausstellungen  auf  der  Messe 
vertreten :  Keramik,  Glas  usw. ;  Gold-  und  Silberwaren ;  Graphische  Industrie ; 
Baumaterialien;  Chemische  Industrie;  Holz-,  Kork-  und  Stroh bearbeitungs- 
industrie;  Möbel-  und  Kunstgewerbe;  Konfektion  und  Modeartikel;  Kaut- 
schuk, Leder  usw.;  Steinkohle  und  Torf;  Instrumente;  Metallfabrikation; 
Maschinenbau;  Wagenindustrie;  Papier-  und  Textilindustrie;  Gas  und 
Elektrizität;  Nahrungs-  und  Genußmittel. 

70  000  Legitimationskarten  sind  für  den  Besuch  der  Messe  ausgegeben 
worden.  Die  Durchschnittszahl  der  täglichen  neuen  Besucher  wird  mit 
7000  angegeben.  Die  Gesamtzahl  der  Besucher  soll  nach  einer  Schätzung 
im  Nieuwe  Rotterdamsche  Courant  (No.  69  vom  11.  März  1917)  100  000 
überstiegen  haben. 

Ein  Detailverkauf  war  auf  der  Messe  verboten,  um  den  Zwischenhandel 
nicht  auszuschalten.  Für  eine  ziffernmäßige  Beurteilung  der  getätigten 
Abschlüsse  ermangelt  es  bisher  an  Anhaltspunkten.  Ihr  Fehlen  fällt  prak- 
tisch nicht  so  sehr  ins  Gewicht,  da  ein  gut  Teil  etwaiger  Aufträge  wegen 
der  Schwierigkeiten  der  Rohstoffbeschaffung  ohnehin  vorerst  nicht  wird 
ausgeführt  werden  können,  und  es  andererseits  zunächst  weniger  auf  ein 
möglichst  glänzendes  geschäftliches  Ergebnis  als  vielmehr  auf  die  Möglichkeit 
zur  Anknüpfung  neuer  Beziehungen  ankam. 

Daß  diese  Beziehungen  einstweilen  nur  vorwiegend  inländische  werden 
sein  können,  ist  bereits  gesagt  worden.  Sie  würden  damit  zunächst  zur 
Orientierung  der  nationalen  Industrie  und  des  nationalen  Handels  über 
den  heimischen  Bedarf,  weiter  zu  engerer  Verbindung  der  inländischen 
Erzeuger,  Kaufleute  und  Verbraucher  untereinander  und  damit  zu  einheit- 
licherer Regelung  des  einheimischen  Güteraustausches  beitragen.  Mithin 
wäre  die  Messe  in  erster  Linie  aufzufassen  als  Werbemittel  und  Ausdruck 
der  jetzt  allenthalben  feststellbaren  nationalen  Konzentrationsbewegung 
und  des  nationalwirtschaftlichen  Rüstungsgedankens.  Darüber  hinaus 
ist  beabsichtigt,  die  Messe  auch  internationaler  Beteiligung  zugänglich  zu 
machen,  ein  Wunsch,  dem  mit  Aussicht  auf  Erfolg  jedoch  begreiflicherweise 
erst  nach  dem  Kriege  nähergetreten  werden  kann. 

Den  großen  Aufwendungen  für  die  Vorbereitung  entsprechend,  werden 
die  Gesamtkosten  der  Messe  nicht  geringe  sein.  Sie  können  aus  den  Ein- 
künften der  Messe  kaum  annähernd  gedeckt  werden.  Als  „Beitrag  an  die 
Vereinigung  für  die  Veranstaltung  von  Jahrmessen  in  Holland"  sind  in 
den  Landwirtschaftsetat  für  1917  fl.  35  000  eingestellt.  Der  Landwirtschafts- 
minister begründet  diese  Einstellung  mit  der  „großen  Bedeutung  der  in 
Aussicht  genommenen  Jahrmessen  für  die  Förderung  des  niederländischen 
Handels  und  der  niederländischen  Industrie"  (Alg.  Nederl.  Exportblad). 
Die  Unterbilanz  der  Messe  wird  vom  veranstaltenden  Ausschuß  auf  wenig- 
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stens  fl.  145  000  veranschlagt.  Der  größere  Teil  (mindestens  fl.  100  000)  dieser 
Passiven  wird  durch  einen  von  interessierten  Privatleuten,  Banken  und 
Gresellschaften  zusammengebrachten  Garantiefonds  gedeckt  werden,  für  den 
Rest  rechnet  man  auf  Zuschüsse  vom  Reich  und  von  der  Gemeinde  Utrecht. 
Die  ,, Niederländische  Jahrmesse"  soll  jährlich  einmal  wiederholt  werden. 
Zum  Veranstaltungsort  für  1918  ist  wieder  Utrecht  bestimmt  und  gleich- 
zeitig ist  dem  Verwaltungsausschuß  schon  jetzt  Ermächtigung  zur  Vor- 
bereitung der  nächstjährigen  Messe  orteilt  worden. 

[  Quellen:  Prospekt  der  Ersten  Niederländischen  Jahrmesse,  herausgegeben  vom 
Verwaltungsausschuß;  Nieuwe  Rotterdamsche  Courant  1916,  No.  195,  240,  303  und 
1917  No.  51,  56—59;  Algemeen  Handelsblad,  Amsterdam  1917,  No.  28711—28724; 
Algemeen  Nederlandsch  Exportblad  1916,  No.  1105  und  1917,  No.  1108,  1111—1112; 
De  Indische  Mercuur  1916,  No.  51;  In-  en  Uitvoer  1917,  No.  1,  9 — 11;  Maandschrift 
van  het  Eerste  Nederlandsche  Koopmansgilde  in  Duitschland  1917,  No.  28;  vergl. 
auch  den  Artikel  „De  jaarbeurs  te  Utrecht  en  de  buitenlandsche  handel  van  Neder- 
iand"  in  Handelsberichten  1917,  No.  513.] 

Dr.    D  a  Ji  n  e  m  a  n  n    (Kiel). 


Das  Handelsmuseum  in  Galcutta.  Das  erste  Handelsmuseum  (Commercial 
Museum)  oder  besser  die  erste  ständige  Handels-  und  Industrieausstellung  in  Indien 
ist  im  Jahre  1916  in  Calcutta  eröffnet  worden.  Sie  verdankt  ihre  Gründung  und 
imtersteht  dem  Commercial  Intelligence  Department,  das  seit  Februar  1905 
in  Indien  die  Interessen  von  Handel  und  Industrie  wahrnehmen  soll,  und  in  dessen 
Räumen  sie  sich  auch  bis  zur  Fertigstellung  eines  eigenen  Gebäudes  befindet.  Diese 
Behörde  erhielt  die  Anregung  zu  dem  Unternehmen  durch  die  nichtständigen  Aus- 
stellungen von  Mustern  deutscher  und  österreichischer  Importartikel,  welche  bald 
nach  Kriegsausbruch  in  den  Verschiedenen  Handelszentren  Indiens  stattgefunden 
haben.  Wie  der  Generaldirektor  des  Commercial  Intelligence  Departments  H. 
A.  F.  L  i  n  d  s  a  y  in  seiner  Eröffnungerede  hervorhob,  soll  die  Ausstellung  der 
Entwicklung  indischen  Handels  und  indischer  Industrie  dienen.  In  erster  Linie  soll 
ßie  zeigen,  was  die  indische  Industrie  produziert,  um  iiir  dadurch  den  Absatz  zu 
erleichtern,  in  zweiter  Linie  was  für  Artikel  aus  anderen  Ländern  Indien  benötigt 
imd  bezieht,  um  den  Indiern  die  MögUchkeit  zu  verschaffen,  solche  nach  den  im 
Lande  gebräuchlichen  und  beliebten  Mustern  selbst  herzustellen.  Sie  soll  ein  Binde- 
gHed  zwischen  Produzenten  und  Verbrauchern  sein  und  die  Anknüpfung  von  Be- 
ziehungen zwischen  beiden  begünstigen.  Dem  Commercial  Intelligence  Department 
soll  sie  die  Beantwortung  der  zahlreichen  Anfragen  aus  Handels-  und  Industrie- 
kreisen  erleichtern,  welche  es  täglich  zu  erledigen  hat. 

Von  den  zahlreichen  ausgestellten  Gegenständen  indischer  Herkunft  hob  der 
Direktor  besonders  Bürsten,  Knöpfe,  Seifen,  Bleistifte,  Glaswaren,  Messer- 
schmiedewaren, Schlösser,  Spielzeug  und  Armbänder  hervor,  alles  Artikel,  die  bisher 
der  Hauptsache  nach  importiert  wurden  und  zwar  meistens,  außer  Seife,  aus  nicht 
britischen  Ländern,  und  deren  Herstellung  in  Indien  sich  noch  in  den  ersten  Stadien 
der  Entwicklung  befindet.  Er  erwähnte  auch  einen  in  Indien  angefertigten  elektri- 
schen Ventilator  sowie  eine  Uhr,  welche  „die  richtige  Zeit  anzuzeigen  schiene". 
Von  einigen  anderen  Gegenständen  meinte  L  i  n  d  s  a  y  ,  daß  sie  wohl  aussichts- 
reich, aber  kaum  reif  zum  Ausstellen  seien.  Viele  erst  seit  kurzer  Zeit  in  Indien 
hergestellte  Artikel  für  den  täglichen  Gebrauch  sollen  aber  durchaus  brauchbar 
Bein.  Von  anderen  soll  selbst  in  Interessentenkreisen  kaum  bekannt  gewesen  sein, 
daß  sie  überhaupt  in  Indien  produziert  werden  können.  —  Im  allgemeinen  macht 
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es  den  Eindruck,  als  wenn  die  Leitung  der  Ausstellung  hauptsächlich  solche  Fabri- 
kanten und  Importeure  zur  Ausstellung  veranlaßt  hat,  die  ehemals  aus  Deutsch- 
land und  Österreich  eingeführte  Artikel  führen,  während  sie  es  vermeidet,  die  Haupt- 
exportwaren aus  England,  z.  B.  die  wichtigsten  von  allen,  Baumwollgüter,  die  für 
die  indische  Industrie  die  erste  Rolle  spielen,  überhaupt  zu  erwähnen. 

In  Verbindung  mit  der  Ausstellung  ist  ein  Katalog  veröffentHcht  worden, 
■welcher  etwa  200  Seiten  umfaßt.  Dieser  führt  außer  den  sämtlichen  ausgestellten 
Gegenständen  auch  die  Namen  der  Fabrikanten  und  Agenten  sowie  die  Preise  an. 
Er  wird  unentgeltlich  ausgegeben,  ebenso  wie  der  Eintritt  in  die  Ausstellung  frei 
ist.  Eine  große  Anzahl  von  Katalogen,  Preishsten  usw.  von  Ausstellern  sind  durch 
die  Ausstellung  erhältlich,  welche  auch  die  Vermittelung  von  Aufträgen  übernimmt. 
In  einem  Auskunftsbureau  werden  durch  den  Kurator  bereitwilligst  mündlich 
oder  schriftlich  Anfragen  mit  Bezug  auf  das  Museum,  die  ausgestellten  Gegenstände 
oder  irgendeinen  IndustriezM'eig  usw.  erteilt.  (Indian  Trade  Journal  Vol.  XI.,  No.  517, 
S.  313  ff.) 

Bei  den  z.  Zt.  in  allen  Industrie-  imd  Handelsstädten  Indiens  stattfindenden 
Besprechungen  der  von  der  Regierung  zur  Forschung  der  Möglichkeiten  zur  För- 
derung der  indischen  Industrie  angesetzten  Industrie-Kommission  ist  wiederholt 
die  Ausstellung  in  Calcutta  als  mustergültig  bezeichnet  und  die  Errichtung  von 
weiteren  Ausstellungen  in  allen  Industrie-  und  Handelszentren  Indiens  gefordert 
worden.  Lu. 


Das  Kriegsprogramm  der  British  Engineers'  Association.  Die  British  Engineers' 
Association  hat  unter  dem  Einfluß  des  Krieges  ihr  Programm  wesentlich  erweitert' 
und  umgestaltet,  und  zwar  sowohl  hinsichtlich  des  geographischen  Bereichs  ihrer 
Einflußsphäre  als  auch  hinsichtlich  der  Art  ihrer  Tätigkeit. 

Der  Verband,  der  zunächst  —  ähnlich  wie  der  Chinesische  Verband  deutscher 
Ingenieure  —  zur  Förderung  des  Maschinenhandels  mit  China  gebildet  wurde^), 
hat  der  Export  World  and  Commercial  Intelligence  vom  Februar  1917  zufolge 
seinen  Wirkungsbereich  während  des  Krieges  auch  auf  andere  Länder  —  insbe- 
sondere Rußland  —  ausgedehnt  und  sein  Hauptaugenmerk  auf  den  Schutz  imd 
die  Förderung  der  durch  den  Krieg  geschädigten  englischen  Maschinenindustrie 
gerichtet. 

Der  Verband  verlangt,  bei  allen  die  Maschinenindustrie  betreffenden  An- 
gelegenheiten und  Maßnahmen  von  der  Regierung  befragt  zu  werden.  Außerdem 
fordert  der  Verband  die  Regierung  auf,  alles  zu  tun,  was  die  Konkurrenzfähigkeit 
der  britischen  Maschinenindustrie  derjenigen  feindlicher  Länder  gegenüber  zu  er- 
höhen geeignet  ist.  Vor  allem  soll  die  Existenz  feindlicher  Unternehmungen  und 
der  Zweigniederlassungen  feindlicher  Konzerne  in  Großbritannien  unterbimden 
werden.  Um  die  Schaffung  eines  Industrie-Ministeriums  wird  sich  der  Verband 
auch  in  der  Folgezeit  besonders  bemühen:  desgleichen  um  die  Verbesserimg  des 
Konsulardienstes  und  des  harmonischen  Zusammenarbeiten»  von  britischen  Ge- 
sandten, Ministern  und  Konsularbeamten.  Natürlich»  soll  auch  der  technische 
Unterricht  und  die  wissenscliaftliche  Forschung  eine  Förderung  erfahren. 

Auch  die  britischen  Banken  werden  aufgefordert,  der  Maschinenindustrie 
mehr  als  bisher  ihre  besondere  Unterstützung  angedeihen  zu  lassen  imd  einen  „En- 
gineers* Trust"  zur  Finanzierung  maschinenindustrieller  Kontrakte  zn  bilden.  Die 
Regierungsabteilungen  ersucht  der  Verband,  günstige  Vertrags-  und  Vorzugsbe- 


1)  Vgl.  Technik  und  Wirtscliaft,  7.  Jahrgang,  S.  69  und  204/05. 
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dingungen  für  britische  Waren  zu  gewähren  und  die  Organisation  der  Maschinen- 
bau-Industriellen in  jeder  Weise  zu  fördern. 

Der  Verband  bezweckt  mit  seinen  Vorschlägen,  dem  feindlichen  Wettbewerb^ 
nach  dem  Kriege  mit  allen  Kräften  entgegentreten  zu  können. 

Die  Mitglieder  der  British  Engineers*  Association  dürfen  nur  britische  In- 
teressen vertreten.  Die  Mitgliederzahl  soll,  entsprechend  der  Programmerweitertzng, 
bedeutend  vermehrt  werden.  Die  bisherigen  300  Mitglieder  hatten  zusammen 
bereits  ein  Kapital  von  ungefähr  100  000  000  £.  — d — 
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Wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 
Schilderungen. 

Die  wirtsdiaftlidic  Bedeutung  Yokohamas. 

Yokohama,  der  au  der  Ostküste  Japans  gelegene  Vorhafen  Tokyos,  besitzt 
als  bedeutender  Handels-  und  Industrieplatz  eine  hervorragende  Stellung 
im  japanischen  Wirtschaftsleben  und  darüber  hinaus  in  der  Weltwirtschaft. 
Der  Hafen  von  Yokohama  ist  Ausgangspunkt  oder  Zwischen- 
station für  die  Hauptschiffahrtslinien,  namentlich  von 
San  Francisco  oder  Vancouver  nach  Hongkong  und  Wladiwostok,  von 
Yokohama  nach  Bremen  (im  Frieden),  nach  London  und  Southampton 
sowie  durch  den  Suezkanal  nach  Marseille.  Von  dem  Gesamt-Außen- 
h  a  n  d  e  1  Japans  entfallen  etwa  %  zu  fast  gleichen  Teilen  auf  die  bedeutend- 
sten Häfen  Japans:  Yokohama  und  Kobe.  (Siehe  Tabelle  1)^).     Während 


1  Der   A 

nteil   der   Hauf 

»tliäfen  Japans   am 

Außen h and 

3  1   (in  1000  Yen). 



1915 

1914 

I9I3 

Anteil 

Anteil 

Anteil 

am  Gre- 

am  Ge- 

am  Gre- 

Häfen 

Einfuhr 

Ausfuhr 

samt- 
außen- 
handel 

0/ 
/o 

Einfuhr 

Ausfuhr 

samt- 
außen- 
handel 

/o 

Einfuhr 

Ausfuhr 

samt- 
außen- 
handel 

0/ 
/o 

"Ikohama 

140  351 

305  954 

35,98 

178  781 

269  452 

37,77 

235  102 

316  821 

40,52 

Ibe    .    . 

269  216 

197  598 

37,62 

281  960 

167523 

37,87 

346  609 

170  470 

37,96 

ika  .    . 

50  611 

93823 

11,64 

41  406 

74  343 

9,75 

41  676 

73452 

8,45 

ji     .   . 

23  201 

18604 

3,37 

32274 

19  966 

4,40 

39  534 

20  896 

4,43 

iruga  . 

I  811 

38237 

3,23 

1,339 

4958 

0,53 

I  466 

2  916 

0,32 

kkaichi 

17  319 

3  loi 

1,65 

21  935 

4  029 

2,19 

19848 

4  334 

^,77 

KaeakJ. 
lere  Häf« 

7829 

4  640 

1,00 

13  001 

4  216 

1,45 

16  137 

4746 

1,53 

m      12  112 

46  350 

5,51 

25  040 

47614 

6,04 

29  060 

38  825 

5,32 

amt    . 

532  450 

708  307 

100,00 

595  736 

591  lOI 

ioo,oo 

729  432 

632  460 

100,00 

^)  Das  Zahlenmaterial  für  die  statistischen  Zusammenstellungen  ißt  den  —  für 
japanische  Verhältnisse  einigermaßen  exakten  und  detaillierten  —  Veröffentlichnugen 
der  Handelskammer  von  Yokohama  entnommen:  The  Twelfth  Annual  Report 
of  the  Trade  and  Commerce  of  Yokohama  for  the  Year  1915. 
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Kobe  die  größeren  Einfuhr  Ziffern  aufweist,  hat  Yokohama  einen  großen 
Vorsprung  in  der  Ausfuhr.  Am  intensivsten  ist  —  schon  infolge  der  geo- 
graphischen Lage  an  der  Ost  küste  Japans  —  Yokohamas 
Handel  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  (Siehe  Tabelle  2).  Von 
den  europäischen  Ländern  stehen  Groß-Britannien  und  Frankreich  an  erster 
Stelle ;  vor  dem  Kriege  behauptete  auch  Deutschland  einen  bedeutenden  Platz. 
Der  Handel  mit  Italien  ist  in  letzter  Zeit  stark  zurückgegangen,  während  der- 
jenige mit  Rußland  und  Russisch-Asien  während  des  Krieges  einen  bedeu- 
tenden Aufschwung  erfahren  hat.  In  bezug  auf  die  Zahl  der  nach  Wladi- 
wostok gesandten  Postpakete  steht  Yokohama  an  der  Spitze  der  Liste,  ^)  ge- 
folgt von  Osaka,  Kobe  und  Tokyo  in  der  angegebenen  Reihenfolge.  Der  Wert 
der  Pakete,  die  von  Yokohama  nach  Rußland  gingen,  wird  in  japanischen 
Handelskreisen  für  das  Jahre  1916  auf  10  Mi  11.  Yen  gegen  7  Mill.  Yen  im  Jahre 
1915  geschätzt.  Relativ  bedeutend  ist  natürlich  auch  Yokohamas  Handel  mit 
China,  Indien  und  Australien.  —  Die  hauptsächlichsten  Einfuhr-  und 
Ausfuhrartikel  Yokohamas  zeigt  Tabelle  3,  Artikel  der  Textil- 
industrie spielen  im  Handel  Yokohamas  die  Hauptrolle.  Während  aber  der 
Handel  der  Baumwollstadt  Osaka  in  erster  Linie  auf  der  Baumwolle  beruht, 
ist  Yokohama  der  bedeutendste  Rohßeidemarkt.  Wohl  werden  auch 
nicht  unbedeutende  Mengen  Rohbaumwolle,  Baumwollwaren,  Wolle  und 
Wollwaren  eingeführt,  aber  das  Fundament  der  weltwirtschaftlichen  Be- 
deutung   Yokohamas   bilden    Rohseide   und    Seidenwaren:    „ practically 

all  the  rawand  manufactured  silk  which  is  sent  abroad,  goesfrom  this  port*)" 
(Yokohama).  Die  Rohseide  wird  nach  Yokohama  gesandt,  dort  von  den 
Webern  oder  ihren  Kommissionären  eingekauft,  wieder  nach  den  Weberei- 
distrikten zurückgesandt,  um  dann  schließlich  wieder  nach  Yokohama 
zur  Prüfung  und  Verschiffung  gebracht  zu  werden.  Zwar  haben  bedeutende 
fremde  und  japanische  Firmen,  die  in  Habutae,  einer  Art  Halbseide,  handeln, 
ihre  Zweigniederlassungen  in  den  Webereidistrikten;  aber  auch  die  von 
ihnen  produzierte  Seide  gelangt  nach  Yokohama,  wo  sie  in  den  Konditio- 
nier- Anstalten  geprüft  und  dann  verschifft  wird.  Neuerdings  ist  neben  der 
alten  Seide-Konditionier- Anstalt  auch  eine  Habutae-Prüfungsanstalt')  er- 
richtet und  damit  die  Bedeutung  Yokohamas  als  ,, logisches  Seidenzentrum 
Japans"  anerkannt  worden.  —  Im  Gegensatz  zur  Textilindustrie  kommen 
Artikel  der  chemischen  Industrie  nur  für  den  Einfuhr handel 
Japans  in  Betracht,  weil  Japan  erst  in  jüngster  Zeit  Ansätze  zur  Entwick- 
lung einer  eigenen  chemischen  Industrie  zeigt  und  große  Mengen  Chemi- 
kalien aus  dem  Auslande  beziehen  muß.  Ähnlich  liegen  die  Verhältnisse 
hinsichtlich  der  Eisen-  und  Stahlindustrie,  während  Kupfer  —  vornehmlich 
während  des  Kjiegcs  —  in  großem  Maßstabe  über  Yokohama  ausgeführt 
wird.  Ziemlich  bedeutend  ist  schließlich  noch  der  Zuckerhandel,  die  Ausfuhr 
von  grünem  Tee,  Hanfgeweben,  Spielwaren  usw.,  sowie  die  Einfuhr  von 
Zellulose,   Druckpapier,  Ölkuchen  und  Bohnen.   —   Seiner  Bedeutung  als 

^)  Vgl.  The  Japan  Weekly  Gazette  vom  8.  Dezember  1916. 
*)  Commercial  Japan,  Dezember  1916. 
»)  Vgl.  dieses  Heft,  S.  202*, 
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2.    YokohamaB    Handel    mit    den    verschiedenen 

(In  looo  Yen.) 


Ländern. 


Länder 


1915 


1914 


1913 


1912 


1911 


Asien: 

China 

Kwantung-Provinz    .    .    . 

Hongkong 

Britisch-Indien 

Brit.  Straits  Settlements. 
Holländisch-Indien  .  .  . 
Französisch-Indien    .    .    . 

Russisch-Asien 

Philippinen 

Siam 


Summe 


Europa: 
Großbritannien 
Frankreich  .    . 
Deutschland   . 


;ien 

Italien 

Schweiz 

Österreich-Ungarn . 

Holland 

Schweden    .    .    .    . 
Norwegen    .    .    .    . 

Rußland 

Spanien 

Dänemark  .    .    .    . 

Türkei 

Portugal 


Summe 


Amerika: 

Vereinigte  Staaten 
Britisch-Amerika  . 

Mexiko 

Peru 

Chile 

Argentinien     .    .    . 


Summe 
Alle  anderen  Länder: 

Australien 

Hawai 

Ägypten 

Kapkolonie  und  Natal     . 


Summe 

Andere  Länder 

ZeitweiUg  in  Lagerhäusern 
Unbekannt 


Insgesamt 


30924 
12542 

2  981 
20  826 

2774 

7315 

477 

19326 

5908 
368 


31  076 

15  317 

3237 

22  361 

2570 

9  661 

4  559 
2384 

5831 
473 


32  708 

15  704 

4187 

30882 

3834 

17  166 

5326 

339 

6  412 

556 


103  443 

60594 

35324 

1  400 

245 

2  516 

837 
41 

166 
2  700 

411 
7948 

367 
171 

94 

7 


97470 

58537 

29499 

20552 

3338 

10633 

881 

958 

411 

I  617 

500 

I  422 

3Ö3 

145 

61 

6 


117  117 

69541 
58372 
35008 

4  973 

28  460 

I  277 

2731 
699 

I  714 
389 

4695 

414 

171 

73 


23951 

II  122 

3607 

26495 

3412 

6  778 

3504 

437 

4338 

630 


84  276 

67039 

41  485 
32  729 

5987 
17  246 

1  502 

2  617 
656 

I  430 

387 

2478 

372 

131 

133 

18 


22  375 
8379 
3  392 

20  105 

3  195 
7  100 
3889 
44 
2338 
339 


71  157 

60  179 
42  027 
29  240 

4  999 
17  126 

1  715 

2  lOI 

702 

I  301 

179 

2843 

649 

95 

94 

18 


112  792 

195  283 

2973 

17 

103 

I  468 

750 


128  922 

196  793 

2335 

227 

98 

I  562 
237 


208  522 

197  870 

2  907 

416 

72 

I  364 

I  263 


147  208^) 

188  397 

2741 

407 

131 
I  123 

I  151 


163  378 

147  034 
2  141 

338 

160 

I  824 


200  593 

19375 

I  157 

3  020 

322 


23874 

3463 
2  069 

71 


446  304 


201  253 

II  655 
960 

3542 
146 


16  302 

3348 

837 
103 


203  896 

10  913 

988 

4461 

127 


16  490 
4094 
I  620 


193  950 

10  155 
I  126 

4253 
181 


15  715 
4  953 


117 


151  497 

7901 

962 

3642 


12505 
4874 


505 


1)  Die  Addition  ergibt  174  208; 
«ndsumme  anzunehmen,  daß  es  sich  um 


448  234   551  923   473  220   403  916 

es  ist  im  Hinblick  auf  die  General- 
einen Druckfehler  in  der  Quelle  handelt. 

vn* 
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3.    Die    hauptsächlichsten    Ein-    und    Ausfuhrartikel 
Yokohamas    (in  1000  Yen). 


Artikel 


1915 


Einfuhr      Ausfulir 


1914 


Einfuhr      Ausfuhr 


Textilindustrie: 

Rohseide  und  Seidenwaren  .... 
BohbaumwoUe  u.  Baumwollwaren  . 

Wolle  und  Wollwaren 

Sonstige  Textilwaren      ....    .    . 

Summe 

Chemische   Industrie: 

Salpetersaures  Natron 

Kalzinierte  Soda 

Kaustische  Soda 

Paraffinwachs 

Phosphorit 

Indigo 

Anilinfarbstoffe . 

Summe 

Mineral -Produkte: 

Kupfer 

Eisen  und  Stahl 

Blei 

Zinn 

Kerosinöl 

Schwefel 

Summe 

Getränke     und     Nahrungs- 
mittel: 

Grüner  Tee 

Reis 

Zucker  

Weizen 

Bohnen 

Eingemachte  Krabben 

Erdnüsse 

Malz 

Bier 

Sonstige  Getränke  u.  Nahrungsmittel 

Summe 

Drogen     und     medizinische 
Präparate  

Andere    Artikel: 

Papierstoff 

Druckpapier 

Glasplatten 

Ölkuchen  

Indischer  Kautschuk  u.  Guttapercha 

Hanfgewebe 

Spielwaren 


198  794,4 
5  719,4 


I  822,7 

25315,6 
14  042,1 

5  103,4 


641,4 

25  756,9 

15  437,0 

4  684,2 


201  684,8 
4  523,3 


204  513,8 

25  162,0 

19  242,0 

8  221,1 

7  038,5 

I  268,6 

42,1 

218,0 


46  283,8 


46  519,5 

23  777,1 
16  318,2 

8  373,6 

419,4 

I  782,2 

463,6 
I  528,5 


206  208,1 


61  192,3 


12  692,5 

912,2 

662,6 

2  417,2 


20  401,0 


734,3 


52  662,6 


17  186,8 

1  551,2 
606,3 

2  269,3 


21  135,3 


606,9 

6  477,3 

27,8 

2  111,8 


292,0 
I  902,3 


16  684,5 


2  487,0 
272,4 

3  704,5 


1  488,0 
862,2 

735,1 

2  296,6 


9  310,1 


10  188,1 
9231,4 
3  080,8 
3  401,3 


474,9 
2  384,2 


II  418,1 


25  270,7 

5  487,9 

47,0 

4  823,2 

854,7 


II  845,8 


I  492,7 


8  728,5 
2  226,3 


28  760,7 


29  270,7 

10  459,4 

I  349,5 

4  348,4 

734,0 


8  708,1 


602,0 


21  613,6 


2  489,7 

230,5 

4  748,0 


I  395,3 
842,5 

615,4 
3  150,1 


13471,5 


I  595,9 


7  536,0 
I  205,1 
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Welthafen  entsprechend,  ist  Yokohama  natürlich  zugleich  der  Sitz  einer  Reihe 
bedeutender  kommerzieller  und  industrieller  Unter- 
nehmungen. (Vgl.  Tabelle  4).  Die  Statistik  der  Handelskammer  von 
Yokohama  unterscheidet  drei  Kategorien  von  Gesellschaften:  1.  Joint  Stock 
Company,  2.  Limited  Partnership,  3.  Ordinary  Partnership.  Die  erste  Kate- 
gorie entspricht  der  Aktiengesellschaft,  die  zweite  der  Kommanditgesellschaft, 
während  unter  der  dritten  Kategorie  offene  Handelsgesellschaften  zu  ver- 
stehen sind.  Von  insgesamt  410  Gesellschaften  mit  einem  Gesamtkapital 
von  fast  92  Mill.  Yen  sind  der  überwiegende  Teil  (315)  Handels  Unter- 
nehmungen; aber  auch  die  Zahl  und  die  Kapitalgröße  der  industri- 
ellen Unternehmungen  sind  nicht  unbedeutend.  Wie  in  Deutschland,  so  hat 
auch  in  Japan  die  Form  der  Aktiengesellschaft  für  industrielle  Groß- 
unternehmungen, wenn  auch  nicht  nach  der  Zahl,  so  doch  nach  der  Kapital- 
größe eine  überragende  Bedeutung.  Im  Handel  sind  alle  Gesellschafts- 
und Unternchmungsformen  in  den  verschiedensten  Größen  vertreten.  Be- 
sonders entwickelt  ist  natürlich  das  Export-  und  Importgeschäft 
Yokohamas.  (Siehe  Tabelle  5).  Zahlreich  und  von  beträchtlicher  Kapital- 
größe sind  die  Gesellschaften,  die  den  Export  und  Verkauf  von  Seide 
betreiben;  ferner  Transport-,  Versicherungs-,  ölverkaufs-,  Lagerhaus- Gesell- 
schaften usw.  Bei  den  industriellen  Gesellschaften  steht  ein  großer  Konzern 
der  Elektrizitätsindustrie  an  der  Spitze.  Im  Bergbau  hält 
sich  die  Kapitalzusamxnenballung  im  Verhältnis  hierzu  und  zu  andern  wirt- 
schaftlich entwickelten  Ländern  in  bescheidenen  Grenzen:  9  Bergbaugesell- 
schaften, die  ihren  Sitz  in  Yokohama  haben,  arbeiten  mit  einem  Gesamt- 
kapital von  3  412  000  Yen.  Sonst  finden  sich  in  Yokohama  an  industri- 
ellen Unternehmungen  vor  allem:  Schiffsmaschinenreparaturwerkstätten, 
Metallwaren-,  Konservenfabriken,  Webereien,  Ölraffinerien  u.  a.  m.  —  Eine 
hervorragende  Rolle  im  Wirtschaftsleben  Yokohamas  spielt  das  Bank- 
geschäft^). Es  wurde  im  Jahre  1915  von  27  Gesellschaften  betrieben 
mit  einem  eingezahlten  Kaptial  von  insgesamt  39  907  650  Yen  und  24  399  974 
Yen  Reserven  mit  einem  Gesamt  verdienst  von  14,7  %  und  einer  Gesamt- 
dividende von  10,7  %  des  gesamten  eingezahlten  Kapitals  (Siehe  Tabelle  6). 
Vor  allem  ist  in  Yokohama  der  Sitz  der  Yokohama  Specie  Bank,  die  eine 
ähnliche  Stellung  in  Japan  behauptet  wie  die  Deutsche  Bank  in  Deutschland, 
und  die  an  Bedeutung  nur  hinter  der  staatlichen  Bank  von  Japan  zui'ück- 
steht.  Sie  wurde  1880  mit  einem  Kapital  von  3  Millionen  Yen  gegründet, 
um  als  ein  Spezialinstitut  für  Exporteure  und  Importeure  den  Außenhandel 
Japans  zu  fördern^).  Die  Bank  hat  trotz  mancher  Wechselfälle  eine  glän- 
zende Entwicklung  genommen;  ihr  autorisiertes  Aktien- Kapital  beträgt 
48  Mill.  Yen,  von  denen  bisher  30  Mill.  Yen  einbezahlt  sind.  Außerdem  ver- 
fügt sie  über  einen  Reservefonds  von  neuerdings  20  Mill.  Yen  und  zahlte 
im  Jahre  1915:  12  %  Dividende.  Für  die  japanische  Regierung  besorgt 
sie  namentlich  auswärtige  Geldgeschäfte,  wobei  ihr  der  Umstand  zustatten 
kommt,  daß  sie  in  fast  allen  wichtigen  Handelsplätzen  der  Welt  Filialen  be- 

1)  Vgl.  dieses  Heft,  S.  158*. 

*)  Vgl.  The  Times  Japanese  Section  16.  Dezember  1916,  Banking  in  Japan. 
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4.    Gesellschaften    in    Yokohama    nach    dem    Kapitalbetrag 
am    31.  D  e  z  e  m  b  e  r  1914    (in  Yen). 


Art 


Aktiengesell- 
schaften 
(Joint  Stock  Co.) 


Zahl 


Ein- 
gezahltes 
Kapital 


Kommandit- 
Gresellschaften 

(Limited 
Partnership) 


Zahl 


Ein- 
gezahltes 
Kapital 


Gewöhnliche 

Teilhaberschaft 

(Ordinary 

Partnership) 


Zahl 


Ein- 
gezahltes 
Kapital 


Summe 


Zahl 


Ein- 
gezahltes 
Kapital 


{Handel 
Industrie 
— — 
Summe 

{Handel 
Industrie 

Summe 

50000—  f  Handel 
100  000  J  Industrie 
Yen      [   Summe 

100  000—  ^Handel 
500000  /Industrie 
Yen      y   Summe 

500  000—  (Handel 
I  000  000  I  Industrie 
Yen      y   Summe 

Über      (Handel 
1  000000  ^Industrie 
Yen      y   Summe 


(Handel 
Summe  J  Industrie 


Summe 


1913 


1912 


1911 


1910 


{Handel 
Industrie 
Summe 

(Handel 
J  Industrie 


Summe 


(Handel 
Industrie 
Summe 

{Handel 
Industrie 
Summe 


10 

2 


45600 
II  500 


99 

24 


292  849 
74  600 


32 


105  588 
18  570 


141 

34 


444  037 
104  670 


32 
9 


57  100 

839  500 
196  000 


123 

35 
12 


367  449 
645  750 


40 

17 
6 


124  158 

450  000 
100  500 


175 


27 


548  707 

I  935  250 
516  500 


41 


I  035  500 

494  500 
514957 


47 

12 

3 


865  750 

697  000 
180  000 


23 
10 


550  500 
570  000 


16 

21 
12 


I  009  457 

4  176  567 
I  890  000 


15 


877  000 

I  460  000 
100  000 


570  000 

2  458  122 
100  000 


33 

3 
4 


6  066  567 

1  500  000 

2  450  000 


I  560  000 


13 
2 


2  558  122 
I  000  000 


10 

5 


3  950  000 

49  888  000 
15  500  000 


I  000  000 
6  000  000 


15 

84 
40 


65  388  000 

56  944  167 

20  562  457 


154 

40 


3  095  599 
574  600 


77 
15 


6  000  000 

10583  710 
219  070 


124 

75 
43 


77  506  624 

56  041  500 
20  756  353 


194 

138 
42 


3  670  199 

3  128  500 
718  200 


118 

68 
33 


lOI 

63 

22 


85 

55 

20 

75 


76  797  853   180 


54  275  940 
16  842  637 


117 
31 


71  H8577 

52  359  750 
12  536  863 


64  896  613 

45  216  750 
10426975 

55  643  725 


148 

104 
25 


129 

100 

24 

124 


3  846  700 

4  040  765 
679  850 


4  720  615 

2  842  183 
591  400 


3  433  583 

2  913  670 
501  600 

3  415  270 


10  802  780 

10  889  130 
235  690 


II  124  820 

9  363  900 
92  570 


9  456  470 

8  586  000 
117  500 


8  703  500 

6  843  300 
146  000 

6  989  300 


30 
II 


2  451  750 

I  761  500 

694  957 


41 

41 
14 


2  456  457 

8  094  689 
2  090  000 


55 

5 
4 


10  184  689 

2  500  000 
2  450  000 


14 
5 


4  950  000 

55  888  000 
1 5  500  000 


19 

315 
95 


71  388  000 

70  623  476 

21  356  127 


410 

283 
100 


91  979  603 

70  059  130 
21  710243 


383 

245 

74 


91  769  373 

67  680  605 
17  615  057 


319 
226 

59 


85  295  662 

63  787  933 
13  245  763 


285 

221 

55 

276 


77  033  696 

54  973  720 
11  074  575 
66  048  295 
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Zahl,    Kapital    und    Reserven    der    Gesellschaften 
in    Yokohama    (31.  Dez.   1914). 


Gesellschaften 


Zahl 


Kapital 


Autori- 
siertes 

Yen 


Einge- 
zahltes 

Yen 


Reserven 


Yen 


9- 
10. 
II. 
12. 

13- 

14. 
15. 


16. 

17- 
18. 
19. 


22. 

23- 
24, 

25- 
26. 

27. 
28. 

29. 
30. 
31- 


Gesellschaften 
im    Handel: 

Banken     

Transportwesen 

Versicherungswesen    .... 

ölverkauf 

Trust-Agentur 

Export-  u.  Importgeschäft  . 
Export  und  Verkauf  von  Roh- 
seide, Seiden  waren,  Eiern  und 

Kokons 

Lagerhäuser 

Börsen 

Reisbier  und  Lebensmittel  . 
Makler-  u.  Agentengeschäft 
Kupfer,    Eisen  und   Metall- 
waren     

Kauf  und  Verkauf  von  Medi- 
zin und  Drogenartikeln    .    . 

Verschiedenes      

Vermieten  von  Plätzen  für 
Greschäfte,    Bauzwecke    und 

Schiffe 

Export    und    Verkauf    von 

Webwaren 

Hotels 

Uhren-  u.  Kunstgewerbe 
Verkauf    von    Seiden-    und 

BaumwoUspitzen 

Arbeitsvermittlungsstellen  f. 
technische  Angestellte  u.  Ar- 
beiter     

Arbeits  Vermittlungsstellen  f. 

andere 

Wasserversorgung 

Reis  und  anderes  Korn    .    . 

Geld-Leihgeschäft 

Waren-Leihgeschäft  .... 
Immobilien.  (Verpachten)  . 
Feuerungsmaterial  u.  Koks 
Straßenreinigung  u.  Verkauf 

von  Dünger 

Bauholzgeschäft 

Theaterwesen 

Milchverkauf 


Summe 


27 
18 

3 

3 

16 

40 


14 
3 

I 
24 
15 

15 

7 
36 


4 
4 

8 

13 

2 

12 

3 

4 
6 

4 

I 


59  825  000 
10  605  500 
7  000  000 
4  008  000 
3  639  350 
3  619  122 


2  585  000 
4  150  000 
I  800  000 
I  235  900 
890  000 

804  150 

459  500 
468  800 


632  000 

245  000 
188  000 
204  500 

126  830 

118  150 

248  500 
160  000 
III  100 
108  718 
100  000 
611  000 
67  500 

167  400 

44  200 

42  200 

4  000 


38  916  875 

7  959  750 
I  750  000 
4  008  000 
3  221  250 
3  003  900 


2  525  000 
I  960  192 
I  800  000 
I  231  900 
890  000 

782  750 

459  500 
427  908 


249  000 

245  000 
188  000 
150688 

124  230 


iiö  150 

95500 

84667 
64  165 

63951 
62  500 
59  600 
46  500 

48350 

39750 

42  200 

4  000 


315   I  104269420  I  70623  476I) 


20  675  624 

267  693 

4  623  456 

575 
272  127 
193  025 


I  791  383 
100  803 

7  353 
31  497 
14  308 

74717 

165  800 
16  381 


3350 


482 
5  000 


14032 

22  100 
4941 

I  934 

1  002 

2  990 

I  456 

10 

230 


28  292  270 


1)  Die  Addition  ergibt  70  623  276  Yen. 
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Tabelle  5  (Fortsetzung). 

Zahl 

Kapital 

Gesellschaften 

Autori- 
siertes 

Yen 

Einge- 
zahltes 

Yen 

Reserven 
Yen 

Gesellschaften 
in    der    Industrie: 

1.  Elektrische  Artikel  u.  Elek- 
trizitätsversorgung  

2.  Bergbau 

I 

9 

12 

4 

I 

3 

14 

4 

4 

5 
2 
8 
6 
5 
4 
2 
I 
2 
8 

7  500  000 

3  490  000 

4  536  300 
2  910  000 
2  500  000 
I  110  000 
I  412  000 
I  024  000 

608  000 

407  500 

280  000 

152  600 

508  620 

125  000 

134  500 

50  000 

40  000 

10  700 

996  750 

5  350  000 

3  412  200 

3  076  301 

2  375  000 

2  500  000 

I  HO  000 

896  750 

714  000 

326  000 

286  242 

230  000 

198  437 

133  620 

125  000 

123  000 

50  000 

40  000 

7  200 

402  377 

800  400 
26  269 
30  508 

567  839 
84  100 

35425 

58813 

196  195 

8600 

38163 

I  793 
23694 

2138 
16  141 

36487 
4248 

3.  Schüfsmaschinenreparatur    . 

4.  Metallwarenfabrikation     .    . 

5.  Konservenfabriken     .... 

6.  Musikalische  Instrumente    . 

7.  Webereien 

8.  Ölraffinerien 

9.  Düngerfabrikation      .... 

10.  Fabrikation   von   Nahrungs- 
mitteln und  Gebränken    .    . 

11.  Eis-  und  Kühlanlagen  .    .    . 

12.  Stoff ärberei 

13.  Holzfabrikate 

14.  Druckerei 

15.  Baumfällen  und  Zersägen    . 

16.  Steine 

17.  Glaswarenfabrikation     .    .    . 

18.  Herstellung    von    Holzkohle 

19.  Andere 

Summe                           95 

25  176  970      21  356  127        I  930  813 

General-Summe 

410 

129446390 

91  979  603I) 

30  223  083 

^)  Nach  Maßgabe  der  in  der  Redaktion  errechneten  Endsumme  für  „Gesell- 
schaften im  Handel"  (vgl.  die  Anmerkung  auf  S.  99*)  beträgt  die  Generalsumme 
des  eingezahlten  Kapitals  91  979  403  Yen. 

6.    Die    Banken    Yokohamas    im    Jahre    1915. 


Kapital 

Reserven 
Yen 

Pro  100  Yen 
des  ein- 

Bank 

Autori- 
siertes 

Yen 

Einge- 
zahltes 

Yen 

gezahlten 
Kapitals 

Ver- 
dienst 

Divi- 
dende 

Aktiengesellschaften: 

(Joint  Stock  Co.) 
Gewöhnliche  Banken 

Yokohama  Specie  Bank    .    . 

2nd  Bank     

Yokohama  74th  Bank  .    .    . 
Kanagawa  Noko  Bank  .    .    . 

48  000  000 

1  500  000 

2  000  000 
I  000  000 

30  000  000 
I  500  000 
I  400  000 
I  000  000 

20  000  000 

I  440  000 

780  000 

375  000 

14  600 

23073 
12  210 
14  820 

12  000 
8  000 
8  000 
7876 
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Kapital 

Pro  100  Yen 

Reserven 

des  ein- 

Bank 

gezahlten 

Autori- 

Einge- 

Kapitals 

siertea 

zahltes 

Ver- 

Divi- 

Yen 

Yen 

Yen 

dienst 

dende 

Yokohama  Jitsugyo  Bank    . 

I  000  000 

625  000 

IOC  000 

6824 

4320 

Watanabe  Bank 

I  000  000 

500  000 

25  000 

IG  162 

5  OGO 

Toyo  Bank  

I  000  000 

636  150 

27  500 

7  962 

4493 

Hiranuma  Bank 

I  000  000 

300  000 

25  000 

21  513 

II  GOO 

Yokohama  Shogyo  Bank  .    . 

250  000 

250  000 

49  140 

9  160 

6520 

Yokohama  Bogetsi  Bank  .    . 

500  000 

237  500 

42  400 

6930 

6  000 

Yokohama  Cliuo  Bank  .    .    . 

200  000 

200  000 

— 

2  215 

— 

Kanagawa  Bank 

2QO  000 

200  000 

43  000 

7  345 

4  GOO 

Okamaru  Bank 

50  000 

50  000 

3087 

I  052 



Kanri  Bank 

70  000 

32  500 

0435 



Sparkassenbanken 

Soda  Chochiku  Bank.    .    .    . 

500  OOQ 

125  000 

47  000 

23  250 

4  000 

Tobe  Chochiku  Bank     .    .    . 

200  000 

87  500 

41  100 

10  238 

6  022 

Yokohama  Chochiku  Bank  . 

50  000 

50  000 

143  500 

135  884 

12  GOO 

Motomachi  Chochiku  Bank  . 

100  000 

47500 

3700 

21  526 

7  000 

Kanagawa  Chochiku  Bank  . 

35  000 

35  000 

6  000 

6862 

4  OOG 

Yokohama    Chuo     Chocliiku 

Bank 

30  000 

30  000 

I  817 

2  353 

5  000 

Hirunama  Chochiku  Bank    . 

30  000 

30  000 

68  100 

33  730 

33  000 

Yoro  Chochiku  Bank     .    .    . 

30  000 

30  000 

I  000 

6  424 

5  000 

Yokohama  Jitsugo  Chochiku 

Bank 

50  000 

12  500 

5350 

42830 

5040 

Gewöhnliche 

Teilhaberschaft: 

(Ordinary  Partnership) 

Mogi  Bank 

I  000  000 

I  000  000 

960  000 

23  05S 

IG  GGG 

Yokohama  Wakao  Bank  .    . 

500  000 

500  000 

103  730 

12  162 

8  GOO 

Komm  an  dit- 

Gesellschaften: 

(Limited  Partnership) 

Soda  Bank   

I  000  000 

I  100  000 

100  000 

12  985 

4  GGG 

Seishi  Bank 

30  000 

30  000 

8550 

IG  323 

8  GGG 

Summe 

61  325  000 

39  907  650 

24  399  974 

14  705        IG  722 

1914 

59  555  000 

38  690  000 

22  917  480 

15047 

II  025 

1913 

59  855  000 

38  887  500 

23  408  850 

14  513 

10934 

1912 

59  655  000 

38  437  500 

22  292  830 

I4IG5 

10958 

1911 

58  655  000 

37  ^57  500 

21  217  645 

12784 

IG  082 

1910 

34  555  900 

31  665  000 

20  304  081 

14555 

IG  928 
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Zahl,     beschäftigte 
der    Fabriken    in 


Personen     und 
Yokohama    am 


Produktionswert 
31.  Dez.  1914. 


Fabriken  (factories) 


Zahl 


Beschäftigte  PerKonen 


Männ- 
liche 


Weib- 
liche 


Summe 


Produk- 
tionswert 
Yen 


Färbereien  und  Webereien 
Färben  und  Fertigstellen  .... 

Arbeit  an  Webwaren 

Hemden 

Strickwaren 

Strohgeflechte 

Baumwollentkörnen 

Andere 


Summe 


Maschinen- 
und  Werk  Zeugfabriken 

Maschinen '.    . 

Schiffs-  und  Bootmaschinen     .    . 

Fahrzeuge 

Werkzeug 

Metallwaren 

Draht  und  Blei,  Holzrohre  .    .    . 
Andere 


Summe 
Chemische    Fabriken 

Keramische  Waren 

Lack- Waren 

Leder 

Öle 

Kerzen 

Medizinen 

Seife 

Kunstdünger 

Andere 


Summe 


Nahrungsmittel- 
und  Getränkefabriken 

Reisbier 

Bier 

Soja  und  Miso 

Zuckerfabriken 

Reismühlen 

Mehlmülilen 

Mineralwasser 

Eisfabrikation 

Zuckerbäckereien     . 

Einmachen  und  Flaschenfüllen    . 
Andere 


Summe 


32 
53 

IG 

7 
6 
6 
6 


27 
21 
13 
23 
4 
5 
27 


15 
5 
4 

12 

5 
9 

IG 

IG 

9 


79 


2 

I 

7 
2 
2 
I 

15 
5 

47 
4 
9 


95 


278 
164 
112 
81 
18 
29 
43 


I2G 

310 

69 

8 

51 

31 

161 


398 

474 
181 

89 

69 

6g 

204 


725 


750 


1475 


619 
922 

8g 

258 

47 
627 

313 


9 

27 

IG 

I9G 

31 


619 

922 

89 

285 

57 
817 

344 


2866 


267 


3133 


342 
23 
34 

299 
63 

192 
69 
73 
73 


14 

3 

9 

35 

18 

36 

8 

II 

II 


356 
26 
43 

334 
81 

228 
77 


1168 


145 


1313 


5 
156 
100 

^1 
18 
28 
63 
36 
245 
16 
28 


I 

69 

5 

I 


Tb 

18 

50 

4 


6 

225 

105 

68 

18 

28 

138 

36 

263 

66 

32 


2  934  721 

6  G58  G63 

235  265 

47G  GGO 
4523G 
29  64G 

252  168 


IG  025  087 


991  196 

I  216  758 

ig8  822 

212  600 

20  25G 

4451  135 
368  89G 


7  369  624I) 


689  512 
259  700 

119  2GG 

3  255  375 
382  i8g 

2  515597 
296  480 

3  942  245 

254  885 


II  715  174 


II  095 

2  515  g8g 

414  990 

I  269  832 

9  540  G92 

I  741  56G 

547  90G 

186  27G 

489  480 

180  345 

44835 


762 


223 


985 


16  941 479*) 


^)  Die  Addition  ergibt  7  369  651  Yen. 
2)  Die  Addition  ergibt  16  941  479  Yen. 


Wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zustandsschilderungen. 
Tabelle  7  (Fortsetzung). 


103" 


Fabriken  (factories) 


Zahl 


Beschäftigte  Personen 


Männ- 
liclie 


Weib- 
liche 


Summe 


Produk- 
tionswert 
Yen 


Verschiedene  Fabriken 

Druckerei  und  Buchbinderei    .    . 

Papierwaren 

Baumfällen 

Holzkisten  und  -fäseer 

Möbel 

Hanfgewebe 

Seile  und  Netze 

Hüte  und  Mützen 

Kleider 

Schuhe  und  Schäfte 

Fächer  und  Rundfächer    .    .    .    . 

Bürsten 

Spielwaren 

Andere 


36 
17 

5 

39 

24 

159 

I 

5 

25 

7 

IG 

5 
II 

85 


718 

64 

113 

200 

194 

124 

223 

68 

108 

30 

63 

15 

46 

393 


69 

30 

3 

2 

56 
3824 
49 
45 
19 
I 

50 

I 

45 

85 


Summe 


429 


2359 


4279 


Spezial-Fabriken 

Gaswerke 

Elektrische  Werke 

Summe  .    .    . 


74 
17 


91  — 


General-Summe  |     845     |     7971     j  5664 


787 

94 

116 
202 
250 
3948 
272 

"3 

127 

31 

113 

16 

91 

478 


6638 


74 
17 


91 


13635 


596  20i 

88  130 
468  700 
240  724 
173  383 
312375 
492  878 
448  560 
683  555 

22  890 
119  076 

12  679 
134  742 
454315 


7  248  209 


472  295 
I  218  493 


I  690  788 


54  987  361 1) 


sitzt.  Sie  hat  ferner  das  Reclit,  in  der  Kwanttmg- Provinz  und  in  China  reali- 
sierbare Banknoten  auszugeben.  Daneben  befinden  sich  in  Japan  eine  Reihe 
mittlerer  und  kleinerer  Banken,  Bankfilialen  anderer  japanischer  Groß- 
banken sowie  eine  Anzahl  von  Sparkassenbanken,  die  mit  sehr  unterschied- 
lichem Erfolg  arbeiten. 

Tabelle  7  gibt  Aufschluß  über  Umfang  und  Bedeutung  der  Fabriken 
Yokohamas.  Es  werden  Angaben  gemacht  über  die  Zahl  der  Fabriken,  die 
Zahl  der  in  ihnen  beschäftigten  Personen  (männliche  und  weibliche)  tmd  über 
ihren  Produktionswert.  Diese  Hinweise  geben  natürlich  von  der  Bedeutung 
der  einzelnen  Fabriken  kein  exaktes  Bild.  Bei  dem  angegebenen  Produktions- 
wert handelt  es  sich  offenbar  um  den  Brutto  produktionswert,  in  dem 
der  Wert  der  bezogenen  Rohmaterialien  einbegriffen  ist ;  aber  nur  der  Netto- 
produktionswert  (d.  h.  die  Werterhöhung,  welche  ein  Gegenstand  durch  Be- 
arbeitung innerhalb  des  oder  der  Betriebe  eines  Unternehmens  erfährt)  ist, 
wie  Passow  nachgewiesen  hat^),  ein  einwandfreier  Maßstab.  Die  größte  Zahl 
beschäftigter  Personen  weisen   die    Werkzeug-    und    Maschinen- 

^)  Nach  Maßgabe  der  in  der  Redaktion  berechneten  Endsummen  (vgl.  die 
Anmerkimgen  auf  S.  102*)  würde   die  G«neralsumme   54  990  388  Yen   betragen. 

^)  P  a  s  ß  o  w ,  Der  Anteil  der  großen  industriellen  Unternehmungen  am 
gewerbhchen  Leben  der  Gegenwart  in  Deutschland,  England  und  den  Vereinigten 
Staaten.     Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft,  N.  F.  VI.  Jahrgang,  S.  491  ff. 
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fabriken  auf.  Weibliche  Arbeitskräfte  werden  besonders  in  den  Färbe- 
reien und  Webereien  sowie  bei  der  Herstellung  von  Hanfgeweben,  Spiel- 
waren usw.  verwandt.  Einen  bedeutenden  Produktionswert  weisen  die  2 
Reismühlen  Yokohamas  auf.  Da  sie  nach  der  Statistik  zusammen  nur  18 
Personen  beschäftigen,  so  läßt  das  auf  eine  weitgehende  Anwendung  mo- 
derner Maschinerie  schließen. 

Die  industrielle  Entwicklung  Yokohamas  hat  während  des  Krieges  einen 
recht  günstigen  Verlauf  genommen.  1916  wurden  in  Yokohama  26  industri- 
elle Gesellschaften  mit  einem  Gesamtkapital  von  18  537  000  Yen  errichtet 
oder  in  Betrieb  genommen.  Die  Japan  Weekly  Gazette  fordert  die  Banken 
Yokohamas  auf,  ihren  Geschäftsbetrieb  mehr  auf  die  neuen  industriellen 
und  kommerziellen  Unternehmungen  einzustellen;  Yokohama  müsse  in  ein 
großes  industrielles  Zentrum  verwandelt  werden,  da  darauf  seine  wirt- 
schaftliche Zukunft  beruhe.  Adler    (Kiel). 


IL 

Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 

Finnlands  Bevölkerung.  Finnland  ist  noch  sehr  dünn  besiedelt.  Während 
Deutschland  im  Jahre  1910:  120  Einwohner  pro  qkm  zählte,  kamen  in  Finnland 
erst  9,4  Einwohner  auf  einen  qkm.  Die  Vermehrimg  der  Bevölkerung  schreitet 
sehr  langsam  vorwärts;  während  sie  in  Deutschland  seit  1871  von  75,9  auf  120 
Einwohner  pro  qkm  anwuchs,  vermehrte  sie  sich  hier  nur  von  5,3  auf  9,4.  Die  Ent- 
wicklung seit  1800  zeigt  folgende  Tabelle  (Gebietsgröße  Finnlands:  333  140  qkm 
ohne  Seen,  Deutschlands:  540  858): 


I.  Finnl 

ands  Bevölkerung 

1800 — 1913. 

Zahl 

pro  qkm 

Zahl 

pro  qkm 

i8oo 

832  659 

2,9 

1895 

2  525  558 

7,6 

1850 

I  636  915 

4,9 

1900 

2  712  562^) 

8,2 

1860 

I  746  725 

5,3 

1905 

2  898  709 

8,7 

1870 

I  768  769 

5,3 

1910 

3  115  197 

9,4 

1880 

2  060  782 

6,2 

1912 

3  196  371 

9,6 

1890 

2  380  140 

7,2 

1913 

3  231  995 

9,7 

Die  Verteilung 'auf  Stadt  und  Land  hat  sich  wie  anderwärts  zugunsten  der 
Städte  verschoben,  vgl.  Tab.  2. 

In  Deutschland  lebten  im  Jahre  1910  nur  noch  40  %  der  Bevölkerung  auf  dem 
Lande,  d.  h.  in  Gremeinden  mit  weniger  als  2000  Einwohnern^). 

Unter  den  Städten  sind  Helsingfors  und  Ibo  die  bedeutendsten;  auf  sie  ent- 
fallen allein  über  40  %  der  städtischen  Bevölkerung.  Helsingfors  ist  die  einzige 
Stadt  mit  über  100  000  Einwohnern,  während  Deutschland  im  Jahre  1910  bereits 

^)  Die  Addition  der  in  Tabelle  2  aufgeführten  Zahlen  ergibt  2742562;  das 
Statistisk  Irsbok  för  Finland  bringt  jedoch  die  oben  angegebene  Zahl. 

^)  Wegen  der  Verschiedenheit  der  Scheidung  zwischen  Stadt  und  Land  lassen 
sich  die  Zahlen  natürlich  nur  mit  großem  Vorbehalt  miteinander  vergleichen. 
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2.   Verteilung  der  finnländischen  Bevölkerung  auf  St  ad  t 

und    Land. 


Bevölkerung  der 

Städte 

0/ 
/o 

Landgemeinden 

% 

1800 

46  604 

5,6 

786  055 

94.4 

1850 

105  496 

6,4 

I  531  419 

93,6 

1880 

173  401 

8.4 

I  887  381 

91,6 

1890 

235  227 

9,9 

2  144  913 

90,1 

1900 

369  613 

12,5 

2  372  949 

87,5 

I9I0 

456  873 

14.7 

2  658  324 

85,3 

I9I2 

484  410 

15,2 

2  711  961 

84,8 

I9I3 

497  914 

15,4 

2  734  081 

84,6 

48  solcher  Städte  zählte.   Die  Entwickluuag  der  Städte  mit  über  10  000  Einwohnern 
zeigt  Tab.  3. 

3.    Entwicklung    der    finnländischen    Städte    mit    über 
IG  000    Einwohnern    1800 — 1913. 


Hel- 

Tam- 

Ukä- 
borg 

Björne- 
borg 

sing- 
fors 

Abo 

mer- 
fors 

Viborg 

Vasa 

Kuopio 

Kotka 

1800 

8593 

9996 

463 



2330 

3483 

2478 

751 



1850 

20745 

17  178 

3207 

8618 

3665 

5761 

6243 

2849 

— 

1880 

43  334 

22  701 

13645 

14055 

6263 

9705 

8718 

6871 

■ — 

1890 

61  530 

30096 

20  132 

20  763 

10  297 

12  665 

10  010 

8882 

3571 

1900 

93576 

38235 

36344 

32312 

15252 

16  306 

14953 

II  723 

6417 

I9IO 

147  218 

49691 

45442 

27508 

21  819 

19  802 

16  921 

15845 

10  313 

I9I2 

i6i  091 

52057 

46  192 

28  257 

23275 

21  271 

17  072 

16766 

II  609 

1913 

167  083 

53  105 

46970 

28997 

24043 

21  566 

17239 

17  188 

12  036 

Der  Altersaufbau  der  Bevölkerung  hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  nicht  unwesent- 
lich geändert  (Tab  4). 

4.    Der   Altersaufbau    der  finnländischen   Bevölkerung  in 
den   Jahren    1850  bis    1910. 
a.  Männliclie. 


Jaiire 

0 — 10 

10 — 20 

20 — 30 

30—40 

40—50 

50 — 60 

über  60 

0/ 
/oo 

1850 

257,0 

186,5 

175,7 

137,9 

100,6 

81,2 

61,1 

1865 

257,2 

196,3 

163,7 

133,4 

111,5 

70,9 

67,0 

1870 

244,8 

203,6 

175,4 

133,8 

111,8 

74,3 

56,3 

1875 

249,9 

198,7 

171,0 

138,7 

105,4 

78,6 

57,7 

1880 

263,9 

187,1 

167,4 

138,2 

101,5 

79,7 

62,2 

1885 

258,8 

191,4 

163,1 

135,9 

107,3 

75,5 

68,0 

1890 

258,2 

205,3 

152,4 

131,4 

106,8 

73,9 

72,0 

1895 

246,2 

208,4 

157,9 

130,6 

105,9 

78.9 

72,1 

1900 

244,6 

206,2 

169,3 

122,9 

103,6 

79,5 

73,9 

1905 

243,5 

200,5 

170,0 

127,3 

102,9 

78,6 

77,2 

I9I0 

244,1 

196,6 

168,8 

137,1 

97,9 

76,9 

78,8 
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Jahre 

0— 10 

10 — 20 

20 — 30 

30—40 

0/ 

40—50 

50 — 60  1 

über  60 

1850 

243,4 

179,9 

170,6 

/oo 
135,8 

103,2 

87,7 

79,4 

1865 

243,2 

188,5 

161,2 

134,1 

113,6 

76,3 

83,1 

1870 

230,8 

193,9 

172,4 

134,8 

115,3 

81,5 

71,3 

1875 

236,1 

190,1 

167,0 

138,5 

109,0 

85,9 

73,4 

1880 

249,7 

178,8 

161,9 

139,0 

104,4 

87,1 

79,1 

1885 

246,0 

182,9 

158,1 

135,4 

110,3 

82,3 

85,0 

1890 

247,2 

196,8 

147,7 

129,7 

110,0 

79,9 

88,7 

1895 

237,0 

200,0 

152,5 

128,7 

108,2 

85,1 

88,5 

1900 

235,5 

198,8 

164,0 

121,1 

104,8 

85,7 

90,1 

1905 

235,0 

193,7 

164,8 

124,7 

103,4 

84,1 

94,3 

I9IO 

235,3 

190,0 

164,3 

134,1 

97,6 

81,6 

97,1 

Die  Promillezahl  der  0 — 10  Jährigen  zeigt  bei  beiden  Geschlechtern  von  1870 
bis  1880  einen  Aufstieg,  dann  bis  1905  einen  regelmäßigen  Abstieg,  1910  wieder 
einen  kleinen  Aufstieg.  Dies  läßt  auf  einen  Rückgang  der  Greburtenziffer  seit  1880 
schließen,  die  auch  tatsächlich  im  Jahre  1879  einen  Höhepunkt  mit  37,8  %o  er- 
reicht hatte  und  bis  gegen  1905  auf  30 — 31  herabging,  auf  welcher  Stufe  sie  sicli 
bis  1910  hielt,  um  dann  weiter  zu  sinken  (1913:  27,1).^)  Andererseits  ist  die  Sterbe- 
ziffer erst  seit  1900  regelmäßig  gesunken:  von  21,5  auf  16,1  %o  im  Jahre  1913. 
"Wenn  andererseits  die  Promillezahlen  der  10 — 30  Jährigen  seit  1900  nicht  gestiegen, 
die  der  10 — 20  Jährigen  sogar  stark  gefallen  sind,  so  ist  die  Ursache  in  der  starken 
Auswanderung  seit  1900  zu  suchen,  für  welche  die  15 — 25  Jährigen  das  Hauptkon- 
tingent stellen.  Auffallend  ist  der  regelmäßige  Rückgang  der  40 — 50  Jährigen 
beiderlei  Geschlechts  seit  1885;  vielleicht  ist  die  Ursache  ein  schnelleres  Absterben 
infolge  fortschreitender  Industrialisierung  des  Landes.  Die  Zahlen  für  die  40 — 50 
Jährigen  zeigen  keine  charakteristische  Tendenz,  die  der  über  60  Jährigen  eine 
regelmäßige  Aufwärtsbewegung  seit  1870.  Die  30 — 40  Jährigen  endlich  zeigen  von 
1875/1880  auf  1900  einen  bemerkenswerten  Rückgang,  den  sie  aber  bis  1910  größten- 
teils wieder  einholen.  Hierfür  eine  Ursache  anzugeben,  dürfte  ziemlich  schwierig 
sein.  Überhaupt  stecken  offenbar  in  der  Entwicklung  des  Altersaufbaus  der  finn- 
ländischen  Bevölkerung  interessante  Probleme. 

Das  Gleiche  gilt  vom  Problem  der  Greburthchkeit  und  Sterblichkeit.  Insbe- 
sondere hat  die  Greburtenziffer,  anders  wie  namentlich  in  Deutschland,  in  den  Städten 
bis  1910  nur  wenig  abgenommen,  auf  dem  Lande  dagegen  recht  erheblich;  sie 
betrug  (in  »/oo): 


Städte      Land 


Städte      Land 


1866— 1870 

28,8 

32,0 

1901 — 1910 

27,3 

31,7 

1871— 1880 

28,9 

37,7 

1911 

24,8 

29,8 

I88I — 1890 

29,2 

35,6 

1912 

24,1 

29,9 

I89I — 1900 

28,7 

32,7 

1913 

21,9 

28,1 

Von  1910  bis  1913  (26,2  auf  21,9)  hat  dann  allerdings  in  den  Städten  ein  er- 
heblich stärkerer  Rückgang  stattgefunden  wie  auf  dem  Lande  (30,7  auf  28,1).  Die 
SterbHchkeit  ist  in  den  Städten  etwas  schneller  zurückgegangen,  nämhch  von  23,3  "/op 
in  der  Periode  1871 — 80  auf  14,4,  als  auf  dem  Lande  (22,1  auf  16,5). 

1)  Deutschland  1879:  40,5,  1912:  29,1  »/oo- 
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Die  Auswanderung  ist  sehr  stark,  insbesondere  seit  1899.  Von  1893  bis  1914 
wanderten  253  016  Personen  in  außereuropäische  Länder  aus;  die  Bevölkerung 
vermehrte  sich  in  diesem  Zeitraum  um  774  660,  also  ist  etwa  der  4.  Teil  des  eigent- 
lichen Bevölkerimgszuwachses  ausgewandert.  Die  Auswanderer  waren  haupt- 
sächlich Käthner  (67  915),  Bauernsöhne  und  -töchter  (61  422),  Tagelöhner  und 
Personen  ohne  festen  Beruf  (30  027),  Pächterssöhne  und  -töchter  (24  634),  Dienst- 
boten (16  004,  darunter  12  306  weibliche),  Bauern  (11437).  Die  Ursachen  der 
starken  Auswanderung  liegen  demnach  offenbar  in  erster  Linie  in  Schwierigkeiten 
der  Landwirtschaft.  ,5 

Der  Sprache  nach  zerfällt  die  Bevölkerung  überwiegend  ia  finnisch  und  schwe- 
disch sprechende;  letztere,  die  namentlich  in  den  Städten  verbreitet  ist,  wird  stark 
zurückgedrängt,  vgl.  Tab.  5.  Auch  die  russische  Sprache  ist  stark  im  Bückgang 
begriffen. 


5.  Die  Bevölkerung  Finnlands  nach  der  Sprache  188a — 1910. 


Li  den  Städten  "/„o 

Auf  dem  Lande  °/oo 

1880 

1890 

190Q        1910 

1880    j    1890 

1900 

1910 

Finnisch  .    .    . 

583,0 

641,4 

697,8 

737,6 

877,5 

884,7 

891,9 

904,6 

Schwedisch     . 

382,0 

333,7 

284,7 

252,8 

121,4 

113,8 

106,5 

92,6 

Russisch  .    .    . 

19,6 

17,5 

11,0 

5,5 

0,4 

0,8 

0,9 

2,0 

Deutsch  .    .    . 

8,4 

6,3 

5,0 

3,7 

0,1 

0,1 

0,1 

0,1 

Sonstiges.    .    . 

7,0 

1,1 

1,5 

0,4 

0,6 

0,6 

0,6 

0,7 

Der  Religion  nach  sind  die  Finnländer  zu  98  %  Lutheraner. 

Von  bevölkerungsstatistischem  sowie  kulturellem  Literesse  ist  endlich  das 
starke  Anwachsen  der  Selbstmorde  im  neuere  Jahrhundert.  Es  kamen  auf  1  Mill. 
Männer  bzw.  Frauen  Selbstmorde: 


Männer       Frauen 


I85I— 1860 

73,2 

12,9 

I86I— 1870 

58,5 

15,6 

I87I— 1880 

50,6 

11,9 

I88I— 1890 

64,6 

14,8 

I89I — 1900 

78,3 

17,9 

1900 

80,9 

15,4 

I90I 

96,2 

23,2 

1902 

92,8 

16,5 

1903 

86,5 

16,3 

1904 

86,7 

19,5 

Männer 

Frauen 

1905 

96,6 

16,5 

1906 

99,5 

24,5 

1907 

112,3 

25,4 

1908 

118,1 

33,7 

1909 

144,8 

33,2 

1910 

125,0 

40,4 

1911 

143,8 

31,1 

1912 

147,0 

40,1 

1913 

183,9 

52,0 

Quellen:  Statistisk  Arsbok  för  Finland  1915.  —  Frederiksen,   La  Fia- 
iande  (Paris  1902).  —  Statistisches  Jahrbuch  für  das  Deutsche  Reich  1915.    — ^r. 
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Verkehrswesen. 


Ä.   Seeverkehr,  Kanal-   und  Flußverkehr. 

Großbritanniens  Schilfs  verkehr. 

Der   Verlauf   der    Seeschiffahrt    in   den    Jahren 
1915   und  1916.    Der    Eingang^). 

Zwei  Hauptzüge  charakterisieren  die  Entwicklung  der  britischen  Schiff- 
fahrt im  Jahre  1916:  Verschärfung  der  rückläufigen  Bewegung  des  Vor- 
jahres und  weiterhin  erhöhtes  Hervortreten  der  neutralen  Handelsmarinen. 
Das  eingehende  Verkehrsvolumen  hat  gegenüber  1915  um  rund  3%  Mill. 
Nettotonnen  abgenommen.  Dabei  ist  der  Ausfall  stärker  beim  Schiffseingang 
aus  fremden  Ländern  als  bei  demjenigen  aus  den  britischen  Besitzungen. 
Nach  der  Nationalität  unterschieden,  beträgt  bei  der  englischen  Flagge 
der  Rückgang  mehr  als  das  Doppelte  der  Verkehrsverminderung  der  fremd- 
nationalen Handelsflaggen. 

Wenn  Zahlen  beweisen,  so  erhärten  sie  hier  unwiderleglich  die  dauernd 
sich  verschärfende  Notlage  des  englischen  Überseeverkehres.  Die  kriegerischen 
und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  vergangenen  Jahres  haben  für  England 
und  seine  Verbündeten  den  Bedarf  an  Schiffsraum  um  nichts  vermindert, 
eher  gegenüber  1915  noch  gesteigert,  wenn  also  trotzdem  das  Jahr  1916 
einen  so  empfindlichen  Rückgang  des  eingehenden  Schiffsverkehrs  gebracht 
hat,  so  zeigt  das  aufs  das  deutlichste,  daß  der  für  Großbritannien  zur  Ver- 
fügung stehende  Seefrachtraum  stetig  und  fühlbar  abnimmt.  Dabei  ist 
noch  zu  bedenken,  daß  in  den  Zahlen  des  ein-  und  ausgehenden  Schiffs- 
verkehrs der  Durchgangsverkehr  nicht  zum  Ausdruck  kommt.  Zwar  wird 
jedes  ein-  bzw.  auslaufende  beladene  Schiff  registriert,  aber  es  wird  nicht 
vermerkt,  ob  seine  Ladung  auch  für  England  bestimmt  ist.  Nun  hat  sich 
dieser  Durchgangsverkehr  infolge  der  seepolizeilichen  Kontrolle  Großbri- 
tanniens gegenüber  Friedenszeiten  ganz  bedeutend  gesteigert,  die  Angaben 
des  Eingangs  und  Ausgangs  beladener  Schiffe  nach  und  aus  England  sind 
also,  was  den  eigentlich  für  das  Inselreich  bestimmten  und  allein  wertvollen 
Verkehr  anlangt,  viel  zu  günstig  und  verschleiern  durch  ihre  Einbeziehung 
des  Durchgangsverkehrs  die  wahre  Sachlage.  In  Wirklichkeit  muß  demnach 
die  Verminderung  des  Tonneneinganges  im  Jahre  1916  mehr  als  3%  Mill. 
Netto-Registertonnen  betragen.  Diese  Vermutung  wird  auch  durch  die 
Maßnahmen  der  englischen  Regierung  zur  Milderung  des  Schiffsraummangels 
durchaus  bestätigt.  Weitgehende  behördliche  Kontrolle,  rigorose  Einfuhr- 
beschränkungen, Milderung  der  Ladevorschriften,  Stimulierung  des  Schiffs- 
baues u.  a.  m.  bilden  die  Mittel,  mit  denen  England  der  Verminderung  des 
Überseeverki.hres  zu  begegnen  versucht. 

^)  Fortsetzung  aus  Band  8,  Heft  2,  S.  325  ff .  —  Quelle:  Accounts  relating 
to  Trade  and  Navigation  of  the  United  Eangdom.    1916.     London  1916. 
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Wie  schon  erwähnt,  hat  die  fremde  Schiffahrt  in  sehr  viel  geringerem 
Maße  an  dem  allgemeinen  Verkehrsrückgang  Anteil  als  die  national-britische. 
Es  sind  namentlich  die  Neutralen,  die  ihre  Beteiligung  an  der  Lbersee Ver- 
sorgung des  Inselreiches  in  sehr  hohem  Maße  aufrecht  erhalten  konnten. 
Das  bemerkenswerte  Faktum  ist  hier  der  enorme  Aufschwung  der  nord- 
amerikanischen Handelsflotte.  Die  Vereinigten  Staaten  haben  1916  gegen- 
über dem  Vorjahre  ihren  Anteil  am  eingehenden  britischen  Schiffsverkehr 
nahezu  verdoppelt.     Die  Abhängigkeit  Engl,  nds  von  der  neutralen  Schiff- 

I.    Der    Gesamteingang    von    beladenen    Schiffen 
aus   fremden    und    britischen    Ländern^)  (Nettotonnage  in  looo  t). 


Aus  fremden 
Ländern 

Aus  britischen 
Besitzungen 

Insgesamt 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

I  956,3 

I  987,4 

576,1 

531,7 

2  532,4 

2519,1 

Februar 

I  879,2 

I  712,1 

631,6 

386,8 

2  510,9 

2  098,9 

März  . 

2  265,0 

I  944>o 

701,5 

505,3 

2  966,6 

2  449,2 

April  . 

2  o8S,4 

I  850,1 

578,8 

459,1 

2  667,3 

2  309,2 

Mai     . 

2  219,3 

2  041,2 

639,7 

610,4 

2  859,0 

2  651,6 

Juni   . 

2  183,0 

2  139,8 

768,5 

569,1 

2  951,5 

2  708,9 

JuU    . 

2  197,1 

2  117,0 

815,5 

663,9 

3  012,6 

2  780,9 

August 

2  266,7 

2  139,9 

775,0 

643,0 

3  041,7 

2  782,9 

September 

2  046,6 

I  839,6 

744,4 

665,4 

2  791,0 

2  505,1 

Oktober     . 

2  121,8 

I  836,1 

702,5 

633,3 

2  824,4 

2  469,4 

November. 

2  275,4 

I  968,7 

665,7 

586,8 

2941,1 

2  555,5 

Dezember 

2  015,7 

I  720,0 

610,0 

494,6 

2  625,6 

2  215,2 

Gesa 

ml 

25514.6 

23  308,8 

8209,3 

6780,6 

33  723,9 

30  059,4 

2.  DerGesamteingang  an  britischen  undfremdenSchiffen 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Britische  Schiffe^) 

Fremde 

Schiffe«) 

Insgesamt«) 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar 

I  796,1 

I  744,0 

736,2 

775,1 

2  532,4 

2  519,1 

Februar 

I  873,8 

I  364,3 

637,0 

734,5 

2  510,9 

2  098,9 

März  . 

2  105,5 

I  628,1 

861,0 

821,1 

2  966,6 

2  449,2 

April  . 

I  812,4 

I  544,9 

854,8 

764,3 

2  667,3 

2  309,2 

Mai     . 

I  878,7 

I  750,3 

980,3 

901,3 

2  859,0 

2  651,6 

Juni   . 

I  932,8 

I  822,1 

I  018,7 

886,8 

2  951,5 

2  708,9 

JuU    . 

I  931,6 

I  785,6 

I  081,0 

995,2 

3  012,6 

2  780,9 

August 

I  990,7 

I  862,4 

I  051,0 

920,4 

3  041,7 

2  782,9 

September 

I  814,1 

I  671,4 

977,0 

833,6 

2  791,0 

2  505,1 

Oktober     . 

I  900,5 

I  690,7 

923,9 

778,8 

2  824,4 

2  469,4 

November . 

2  044,8 

I  849,1 

896,3 

706,4 

2  941,1 

2  555,5 

Dezember 

I  780,7 

I  501,4 

844,9 

713,8 

2  625,6 

2  215,2 

Gesa 

ml 

22  801,7 

20217,3 

10  862,2 

9842,1 

33  723,9 

30  059,4 

1)  Die  Endsummen  der  Tabellen  sind  nicht  immer  die  genaue  Addition  der 
Monatszahlen,  die  später  in  der  Regel  berichtigt  werden. 

2)  Siehe  die  graphische  Darstellung  S.  110*. 
Weltwlrtechaftlichea  Archiv  Bd.  X.  VIII 
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fahrt  ist  ständig  im  Wachsen  begriffen.  Ein  konkretes  Beispiel  mag  das 
zeigen.  Großbritanniens  hauptsächliches  heimisches  Exportprodukt,  die 
Kohle,  wurde  verschifft  nach  Angaben  von  Norges  Handels-  og  Sjßfarts- 
tidende,  Kristiania,  vom  9.  März  1916,  1913  zu  45  %  in  britischen,  55  %  in 
fremden  Schiffen,  1915  zu  28  %  bzw.  72  %  und  in  den  ersten  11  Monaten  des 
Jahres  1916  endlich  nach  Lloyds  List,  London,  vom  22.  Dezember  1916,  zu 
24  %  in  britischen  und  zu  76  %  in  fremden  Schiffen.  Bei  der  Zergliederung 
des  Einganges  nach  den  einzelnen  beteiligten  Nationalflaggen  werden  wir  noch 
näher  auf  die  Stellung  der  Neutralen  innerhalb  des  englischen  Schiffsverkehres 
einzugehen  haben. 


Der  Eisgang  von  Geladenen 
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Schiffen  in  Grossbritannien  in  den  Jahren 
1915  unil  1916. 
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Jan.  Febr.  März  April  Mai  Juni  Juli  Aug.  Sept.  Okt.  Nov.  Dezbr. 

Der  Eingang  britischer  Schiffe  hat  sofort  von  Beginn  des  Jahres  1916  ab 
den  Stand  des  Vorjahres  nicht  zu  erreichen  vermocht,  ist  dann  in  größerem 
Abstände  vom  Mai  1916  ab  ziemlich  parallel  der  Entwicklung  des  Vergleichs- 
jahres 1915  gefolgt,  wie  sich  aus  der  obenstehenden  graphischen  Darstellung 
ergibt.  Anders  lagen  die  Verhältnisse  zunächst  bei  der  fremden  Schiffahrt. 
Hier  finden  wir  im  ersten  Vierteljahr  den  Stand  des  Vorjahres  übertroffen, 
aber  von  da  ab  macht  sich  der  Rückgang  bemerkbar.  Auch  hier  haben  wir 
mit  einer  gewissen  Niveaudifferenz  eine  nahezu  völlige  Parallelität  der  beiden 
Jahresbewegungen  zu  konstatieren. 
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Die  Analyao  des  eingehenden  Schiffsverkehrs  nach  der  Beteiligung  der 
einzelnen  nationalen  Handelsflaggen  ergibt  zunächst  einmal  ganz  allgemein 
einen  mehr  oder  minder  großen  Rückgang  der  Beteiligung.  Er  ist  bei  den 
Flaggen  der  Verbündeten  weniger  erheblich  als  zum  Teil  bei  den  neutralen 
Schiffen,  ein  leicht  erklärlicher  Umstand,  da  bei  der  Bedeutung  Englands 
als  wirtschaftlichem  und  militärischem  Rückgrat  der  Entente  die  Bundes- 
genossen das  größte  Lebensinteresse  an  einer  möglichsten  Wahrung  des 
Status  quo  bezüglich  der  überseeischen  Verbindung  haben  müssen.  Der 
Ausfall  bei  der  russischen  und  der  französischen  Flagge  fällt  kaum  ins  Gewicht, 
schwerer  wiegt  schon  das  Minus  im  Eingang  japanischer  Schiffe,  und  Belgien 


Der    Eingang    von    beladenen    Schiffen    unter    est-    und 
nordeuropäisclier    Flagge    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Russische 

Schwedische 

Norwegische 

Dänische 

Schiffe 

Sciiiffe 

Schiffe 

Schiffe 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar     .    .    . 

15,7 

18,6 

84,2 

84,1 

159,7 

203,2 

47,5 

64,0 

Februar  . 

14,5 

12,1 

68,4 

93,8 

155,0 

224,3 

44,8 

62,4 

März     .    . 

23,5 

16,3 

97,2 

114,6 

231,6 

234,0 

49,7 

65,7 

April    .    . 

34,3 

13,4 

109,6 

104,8 

259,3 

248,1 

65,2 

60,1 

Mai  .    .    . 

34,9 

11,1 

149,0 

141,0 

267,3 

300,8 

82,0 

90,9 

Juni     .    . 

34,6 

66,8 

153,1 

150,8 

291,4 

241,2 

80,5 

78,0 

Juli  .    .    . 

51,7 

42,9 

178,7 

167,7 

331,8 

299,0 

87,5 

99,5 

August     . 

27,0 

34,0 

175,8 

138,9 

317,4 

253,1 

101,1 

100,1 

September 

40,5 

47,4 

156,7 

129,4 

285,3 

241,4 

100,6 

82,6 

Oktober  . 

57,3 

26,3 

134,3 

118,0 

275,4 

205,0 

81,4 

80,5 

November 

29,6 

27,5 

146,4 

106,9 

231,5 

186,5 

84,6 

65,7 

Dezsmber 

17,6 

53>o 

101,3 

109,5 

234,2 

192,7 

72,3 

68,6 

Gfesa 

ml 

381,4 

309,4 

1554,6 

1459,5 

3040,4 

2836,9 

897,2 

918,7 

Der   Eingang   von   beladenen   Schiffen   unter   westeuro 
päischer    Flagge    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Niederländ. 
Schiffe 


1915 


1916 


Belgische 
Schiffe 


1915 


1916 


Französische 
Scliiffe 


1915 


1916 


Januar     

Februar  

März 

April 

Mai 

Juni 

JuU 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Gresamt 


126,4 
107,0 
124,9 

85,9 

70,8 

103,9 

84,8 

88,3 

85,8 

107,6 

119,6 

80,2 


103,9 
88,7 

87,4 
76,2 
60,7 
79,2 

71,4 
68,4 
70,1 
75,2 
39,9 
73,3 


26,0 

24,4 
39,6 
27,8 
42,6 

41,7 
30,0 
51,2 
39,7 
30,3 
44,0 
44,1 


44,3 
25,2 
31,9 
21,1 

24,7 
20,5 
26,6 

16,3 
20,1 

21,3 
15,1 
13,5 


38.9 

36,9 

42,1 

49,6 

46,3 

48,4 

51,7 

48,9 

47,7 

47,2 

57,5 

45,6 

56,5 

66,4 

48,1 

50,6 

46,4 

27,0 

47,1 

37,6 

33,1 

31,4 

34,3 

31,4 

1185,2 


893,9 


441,3 


280,7 


549,8 
YUl* 


521,0 
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verzeiclinet  einen  Verlust  von  rund  160  000  Nettotonnen.  Einen  merk- 
lichen Zuwachs  hat  die  Giöße  des  eingehenden  italienischen  Schiff sverkehres. 
erfahren.  Wenden  wir  uns  den  Neutralen  zu,  so  ist  hier  bei  Dänemark  und 
den  Vereinigten  Staaten  eine  günstigere  Entwicklung  als  diejenige  des  Vor- 
jahres gewesen,  festzustellen.  Der  Danebrog  War  nur  wenig  mehr  als  im 
Jahre  1915  unter  den  einlaufenden  fremden  Schiffen  vertreten,  eine  stür- 
mische Aufwärtsentwicklung  hat  dagegen  das  Sternenbanner  erfahren. 
Hier  hat  sich  der  Eingang  gegenüber  dem  Vergleichsjahre  nahezu  verdoppelt.. 
Im  Gegensatz  dazu  verzeichnen  die  niederländische,  die  spanische  sowie  die 
griechische  Flagge  eine  ziemlich  erhebliche  Einbuße.  Ebenfalls  rückläufig, 
doch  in  weniger  starkem  Ausmaße  ist  die  Entwicklung  für  die  nordischen 

5.    Der    Eingang    von    beladenen    Schiffen    unter    südeuro- 
päischer    Flagge    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Januar  . 
Februar  . 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  ,  . 
Juni  .  . 
Juü  .  .  . 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 


Gresamt 


Spanische 

Scliiffe 


1915 


122,3 
99,0 
123,2 
105,6 
120,8 
124,3 
123,9 
119,6 
116,9 
102,7 
112,2 
113,2 


1591,3        1251,3 


1916 


90,2 
85,4 
93,4 
91,5 
93,3 
88,7 
86,1 
111,4 
80,9 
77,9 
91,4 
54,3 


Italienische 
Schiffe 


1915 


18,2 
19,8 
15,8 
7,3 
7,8 
8,7 
2,5 
4,5 
3,4 
6,4 

4,3 
6,8 


105,7 


1916 


4,3 
3,0 
8,2 

6,3 
9,2 

11,2 

13,5 

21,2 
29,5 
14,5 
16,2 

11,3 


150,0 


Griechische 
Schiffe 


1915 


1916 


53,4 
27,6 
36,1 
38,2 
66,5 
58,1 
65,8 
49,8 
40,8 
22,0 
27,0 
53,1 


36,8 
26,2 
35,5 
25,3 
23,2 
19,3 
18,6 

35,1 
29,2 

30,2 
26,4 

13,5 


538,4 


322,1 


Der    Eingang    von    beladenen    Schiffen    unter    über 
seeischer    Flagge    (Netto tonnage  in  1000  Tonnen). 


Schiffe  der  Ver.  Staaten 

Japanische  Schiffe 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar     

Februar  

März 

April 

Mai 

Juni 

24,5 
15,1 
41,7 
36,9 
47,1 
42,6 
40,6 
33,0 
37,8 
34,2 
37,1 
60,9 

75,4 
46,6 

47,4 
39,9 
75,5 
68,7 

76,4 
56,8 

51,5 
69,5 
73,4 
62,8 

11,8 
12,2 
22,9 
28,6 

35,1 
18,7 
19,0 

29,9 
18,7 
21,7 
26,1 
20,4 

6,9 

9,9 

31,5 

20,3 

19,3 
10,5 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

18,6 
22,5 
19,9 
10,4 
17,9 
17,2 

Gesamt 

451,6 

742,7 

265,0 

204,8 
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Staaten  Schweden  und  Norwegen  gewesen.  Die  deutsche  wie  die  österreichisch- 
ungarische  Handelsflagge  spielen  naturgemäß  1916  keine  Rolle  mehr. 
Wichtiger  als  die  absoluten  Beteiligungsziffern  ist  die  relative  Stellung  der 
einzelnen  Flagge  sowohl  im  Gesamtverkehr  wie  besonders  im  Verkehrs- 
volumen der  fremden  Schiffe.  Der  prozentuale  Anteil  bietet  den  besten 
Gradmesser  für  die  Bedeutung  der  betreffenden  Flagge  im  internationalen 
Seeverkehr.  Die  Ergebnisse  der  Entwicklung  des  Jahres  1916  spiegelt 
die   Tabelle  7   wider.     Die  nicht  kriegführenden  Länder   haben    mit  Aus- 


7.    Der    Anteil    der    fremden    Flaggen    am    Gesamteingang 
beladener    Schiffe. 


Prozentsatz  der  Flaggen  am 

Reihenfolge 

Gresamteingang 

Gesamteingang 

imter 
fremder  Flagge 

unter  den  fremden 

Großbritanniens 

Flaggen 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Russische  .... 

i.i 

1,2 

3,5 

3,7 

10 

8 

Schwedische     .    . 

4,2 

4,9 

14,3 

14,8 

2 

2 

Norwegische     .    . 

9,0 

9,4 

27,9 

28,8 

I 

I 

Dänische   .... 

2,6 

2,7 

8,3 

9,3 

5 

5 

Niederländische    . 

3,0 

2,9 

10,8 

9,3 

4 

4 

Belgische  .... 

1,3 

0,9 

4,0 

2,8 

9 

IG 

Französische     .    . 

1,6 

1,7 

5,0 

5,3 

6 

7 

Spanische  .... 

4,1 

4,1 

12,7 

12,7 

3 

3 

Italienische  .    .    . 

0,3 

0,4 

0,9 

1,5 

12 

12 

Griechische   .    .    . 

1,5 

1,7 

4,9 

3,2 

7 

9 

Der  Ver.   Staaten 

1,3 

2,4 

4,1 

7,5 

8 

6 

Japanische    .    .    . 

0,7 

0,6 

2,4 

2,0 

II 

11 

nähme  Hollands  eine  mehr  oder  minder  starke  Festigung  ihrer  Stellung  im  Ge- 
samtverkehr erfahren,  die  Vereinigten  Staaten  zeigen  eine  Verdoppelung  ihres 
Anteils.  Die  verbündeten  Flaggen  nehmen  im  großen  und  ganzen  1916  die 
gleiche  Position  ein  wie  im  Vorjahre,  nur  Belgien  gibt  eine  Verschlechterung 
zu  erkennen.  Mit  stärkerer  Betonung  der  Niveauunterschiede  gibt  die  Über- 
sicht über  den  Prozentanteil  der  Flaggen  am  Gesamteingang  fremder  Flaggen 
ein  ähnliches  Entwicklungsbild  wie  die  Übersicht  über  den  Anteil  am  Gesamt- 
eingang Großbritanniens.  In  der  Reihenfolge  der  fremden  Flaggen  hat  sich 
gegenüber  1915  eine  sehr  bemerkenswerte  Veränderung  vollzogen.  Die  Ver- 
einigten Staaten  haben  ^wei  Punkte  gewonnen,  sie  hatten  im  verflossenen 
Berichtsjahr  die  Stellung  inne,  die  1915  von  der  Trikolore  eingenommen 
wurde.  Den  gleichen  Platz  in  beiden  Jahren  haben  die  norwegische,  die 
schwedische,  die  spanische,  die  niederländische,  die  dänische,  die  japanische 
und  endlich  die  italienische  Flagge  behaupten  können.  Die  russische  ist  vor 
die  griechische  getreten,  die  ihrerseits  der  belgischen  den  Vorrang  abge- 
wonnen hat. 

Es  ist  von  Interesse,  einmal  die  geschilderte  Entwicklung  im  Eingang 
der  einzelnen  nationalen  Handelsflagge  im  britischen  Schiffsverkehr  mit  der 
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Entwicklung  des  Gfesamtbestandea  der  betreffenden  Handelsflotten  in  Paral- 
lele zu  stellen.  In  Tabelle  8  wird  die  hierzu  notwendige  Übersicht  über  die 
Entwicklung  der  Welthandelsflotte  in  den  Jahren  1913  und  1916  gegeben. 


8.    Die    Welthandelßflotte    in    den    Jahren    1913    und    1916 

nach   „Veritas". 
(Dampfschiffe  von  100  Netto -Registertonnen  und  darüber.) 


Flagge 

Zahl 

Bruttoregi 

stertonnen 

Nettoregistertonnen 

1913 

1916 

1913 

1916 

1913 

1916 

Englische  .... 

6594 

6673 

18  863  652 

19  350882 

10  785  503 

II  921  245 

Amerikanische 

I  103 

I  309 

2  261  663 

3  148  301 

I  481  849 

2  053  284 

Norwegische     . 

I  266 

1427 

I  824  762 

2  139  751 

I  108  504 

I  363  368 

Japanische    . 

803 

932 

I  507  145 

I  816  623 

958  117 

I  140  767 

rra,nzösische 

692 

681 

I  739  255 

I  775  635 

I  013  847 

I  028  655 

Itahenische  . 

537 

598 

I  270  521 

I  672  895 

786  234 

I  025  071 

Niederländische 

451 

475 

I  249  340 

I  441  730 

782  663 

898  783 

Russische  .    . 

622 

653 

889  302 

995  362 

543  475 

607  211 

Schwedische 

940 

826 

951  757 

920  071 

641  347 

617362 

Spanische  .    . 

438 

421 

824  364 

794  310 

510  090 

489  147 

Dänische   .    . 

470 

483 

700  456 

760  156 

429  337 

461  920 

Griechische   . 

342 

321 

686  054 

693  3^5 

448  857 

430  193 

Portugiesische 

61 

128 

83  170 

312  819 

51  531 

292  860 

Brasilianische 

257 

240 

284  023 

259  059 

174  295 

158  745 

Argentinische 

135 

135 

156  533 

147  259 

98571 

91  109 

Chinesische   . 

66 

70 

102  137 

95269 

65045 

60  824 

Chilenische    . 

66 

65 

93  906 

85361 

60  694 

54438 

Belgische  .    . 

132 

102 

311  379 

237  277 

203  311 

153  791 

Welthandelsflol 

te 

17  135 

17  135 

39  843  841 

41  271  159 

25  840  695 

25  550  159 

Was  die  kriegführenden  Staaten  anbetrifft  —  von  den  Zentralmächten 
ist  abgesehen  worden  —  so  bucht  England  einen  Zuwachs  von  1  135  742 
Nettotonnen,  hat  also  im  August  1916  den  Friedensstand  noch  übertroffen. 
Die  Gründe  dieser  Erscheinung  liegen  in  der  Vergrößerung  der  englischen 
Handelsflotte  durch  Neubau,  Ankauf,  Indienststellen  alter  Schiffe,  Be- 
schlagnahme feindlicher  Fahrzeuge.  Vergleicht  man  nun  mit  dieser  ange- 
gebenen Größe  der  britischen  Handelsflotte  ihre  tatsächliche  Verwendung, 
wie  sie  in  der  Größe  der  einklarierten  Tonnage  zum  Ausdruck  kommt,  so  er- 
gibt sich  ein  Widerspruch  zwischen  beiden  Angaben,  Bei  dem  steigenden 
Bedürfnis,  Fahrzeuge  für  die  Handeisschiffahrt  zu  erhalten,  wird  man  an- 
nehmen können,  das  England  möglichst  wenig  seines  Zuwachses  an  Handels- 
fahrzeugen für  Kriegsdienste  im  Jahre  1916  bereitstellte,  ist  es  doch  heute 
gerade  bemüht,  kriegsdiensttuende  Handelsschiffe  wieder  für  den  Waren- 
transport freizubekommen.  Mögen  sich  also  immerhin  die  Anforderungen  der 
Kriegsmarine  an  die  Handelsflotte  auch  im  Jahre  1916  noch  gesteigert  haben 
—  Saloniki,  Mesopotamien  —  so  hat  man  sie  sicherlich  auf  das  unbe- 
dingt notwendige  Mindestmaß  beschränkt.  Der  Rest  der  englischen  Handels- 
marine wird  aber  in  vollstem  Maße  für  den  Überseeverkehr  verwendet. 


Verkehrswesen. 
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9.  Der  Gesamteingang  aus  den  einzelnen  fremden  Ländern 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Veränderung 

I9I5 

1916 

1916 
gegen  191 5 

591,1 

713,6 

+  122,5 

91,3 

59,8 

—  31,5 

1501,0 

1170,9 

—  329,1 

1697,3 

1763,0 

+  65,7 

413,6 

384,0 

—  29,6 

1314,3 

805,5 

—  508,8 

2403,9 

1936,7 

—  467,2 

2855,0 

3056,5 

+  201,5 

316,0 

343,5 

+  27,5 

295,5 

287,0 

—  8,5 

131,2 

117,0 

—    14,2 

433,3 

458,8 

+  25,5 

108,1 

71,5 

—  36,6 

7843,5 

7768,7 

—  74,8 

535,9 

523,3 

—  12,6 

133,2 

32,0 

—  101,2 

167,3 

181,5 

+  14,2 

146,0 

88,6 

—  57,4 

246,0 

360,0 

+  114,0 

18.7 

41,4 

+  22,7 

2546,6 

1568,1 

—  978,5 

91,1 

90,9 

—   0,2 

306,3 

254,2 

—  52,1 

538,6 

462,9 

—  75,7 

Rußland,  Nord-  .... 
Rußland,  Süd-  und  Pazif. 

Schweden 

Norwegen    

Dänemark 

Niederlande 

Frankreich 

Spanien 

Portugal 

Italien 

Griechenland 

Algier 

Portugies.  Ostafrika  .  . 
Vereinigte  Staaten  .  .  . 
Fremd.  Zentralamerika    . 

Columbien 

Brasilien      

Peru 

Chile 

Uruguay      

Argentinien 

Cliina 

Java 

Japan  


Nun  zeigen  die  Angaben  über  den  Eingang  britischer  Schiffe  in  englischen 
Häfen  für  das  Jahr  1916  eine  Abnahme  von  rund  2  644  000  Nettotonnen, 
trotzdem  soll  die  Gesamtgröße  der  britischen  Handelsmarine  um  rund 
1  130  000  Nettotonnen  gewachsen  sein !  Diese  Verminderung  im  Eingang 
d.  h.  in  der  tatsächlichen  Verwendung  der  englischen  Schiffe  kann  aber  un- 
möglich völlig  auf  die  gesteigerten  Bedürfnisse  der  Kriegführung  zurückge- 
führt werden,  es  bleibt  demnach  nur  übrig,  die  Kichtigkeit  der  Angaben  über 
die  Größe  der  britischen  Handelsflotte  im  Jahre  1916  anzuzweifeln.  Frank- 
reich hat  den  gleichen  Stand  im  Jahre  1916  behauptet,  den  es  1913  inne 
hatte.  Große  Zugänge  finden  sich  bei  den  Vereinigten  Staaten,  dann 
bei  Norwegen  und  Japan.  Das  außerordentliche  Plus  bei  Portugal  erklärt 
sich  leicht  aus  der  Konfiskation  der  deutschen  Schiffe,  die  auch  bei  der 
Flottenverstärkung  Italiens  eine  beträchtliche  Rolle  spielt.  Eine  Abnahme 
ist  bei  der  schwedischen,  der  spanischen  Handelsflotte  sowie  bei  denjenigen 
der  südamerikanischen  ABC-Staateu  festzustellen.  Die  Tatsache,  daß  wir 
bei  einigen  Staaten,  für  die  das  Seefrachtgeschäft  im  KJriege  eine  wachsende 
Bedeutung  gewonnen  hat,  zwar  eine  Zunahme  der  Handelstonnage,  aber 
eine  Abnahme  derselben  im  britischen  Schiffsverkehr  zu  konstatieren  haben, 
wie  bei  Holland  und  Norwegen,  deutet  darauf  hin,  daß  diese  Reeder  ihre 
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Schiffe  in  steigendem  Maße  in  anderen  Linien,  etwa  zwischen  Süd-  und  Nord- 
amerika oder  zwischen  dem  letzteren  und  Australien  fahren  lassen,  als  auf 
dem  ständig  gefährlicher  werdenden  Seeweg  nach  England. 

Die  Analyse  des  britischen  Schiffseinganges  nach  den  einzelnen  Her- 
kunftsgebieten der  einlaufenden  Schiffe  ergibt  für  das  Jahr  1916  bedeu- 
tungsvolle Umgestaltungen  gegenüber  den  Verhältnissen  des  Vorjahres. 
Der  überseeische  Verkehr  mit  fremden  Ländern  hat  erheblich  abgenommen, 
rund  2  205  000  Netto-Registertonnen  sind  1916  weniger  eingelaufen  als  im 
Vergleichsjahre  1915.  Am  stärksten  an  diesem  Rückgang  beteiligt  sind  die 
Niederlande,  Frankreich,  Schweden,  Argentinien  und  Kolumbien.  Nament- 
lich beachtenswert  ist  der  Ausfall  bei  den  Kontinentalstaaten  Holland  und 


lo.     Der     Gesamteingang     aus     den     einzelnen     britischen 

Besitzungen' 
(Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Veränderung 

1916 
gegen  191 5 


Britisch -Nordamerika 

Britisch-Indien 

Sonst,  asiat.  Besitzungen  einschl.  Mau- 
ritius   

Australien 

Neu-Seeland 

Westindien 

Kanalinselu 

Gibraltar  und  Malta 

Ägypten 

Südafrika 


2303,2 
2056,1 

187,0 
1113,2 

407,7 
165,6 

369,5 

73,4 

504,6 

389,6 


1855,7 
1783,0 

119,0 
994,5 
334,2 
142,2 

275,7 

35,4 

365,9 

316,7 


447,5 
303,1 

68,0 
118,7 

75,5 
23,4 
93,8 
38,0 
138,7 
72,9 


Der    Eingang    britischer    beladener    Schiffe    nach 
Hauptherkunftsgebieten 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Aus  allen  fremden  Ländern 

Aus  brit.  Besitzungen 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar     

Februar  

März 

April 

Mai 

Juni 

I  304,4 
I  285,4 
I  451,0 
I  300,4 
I  298,1 
I  285,6 
122,2 
I  328,2 

I  159,1 

I  272,7 

I  417,7 
I  2ig,2 

I  240,4 
I  010,7 

I  133,7 
I  108,5 
I  185,6 
I  287,2 
I  197,6 
I  069,8 
I  289,5 
I  105,5 
I  289,2 
I  018,8 

523,1 
601,2 

656,9 
550,1 
596,4 
679,8 
709,1 
662,5 
655,0 
630,1 
627,2 
561,5 

503,6 
353,6 
494,4 
436,4 
564,8 
534,9 

Juü 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

588,0 

572,9 
601,7 
585,1 
559,9 

482,5 

Jahresgesamtheit 

15  434,4 

13  941,7 

7427,4 

6275,7 

Verkehrswesen. 
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Frankreich  sowie  bei  der  südamerikanischen  Republik  Argentinien.  Hier 
tritt  der  Schiffsraummangel  klar  zutage.  Mag  auch  z.  B.  Argentinien  infolge 
schlechter  Weizenernte  1916  beträchtlich  weniger  Getreide  auszuführen  ge- 
habt haben,  so  bietet  es  doch  sonstige  Ausfuhrpiodukte  in  genügendem 
Maße  für  die  Bedürfnisse  der  englischen  Bedarfsdeckung,  daß  ein  Verkehrs- 
ausfall von  nahezu  einer  Million  Nettotonnen  nur  durch  fehlenden  Frachtraum 
zu  erklären  ist.  Zugenommen  hat  der  transozeanische  Verkehr  mit  Spanien  sowie 
Nordrußland ;  hier  hat  der  Hafen  von  Archangel  die  führende  Stellung  im  rus- 
sischen Außenhandel  erlangt,  ferner  mit  Chile,  das  den  für  die  Landwirtschaft 
wie  die  Munitionsherstellung  gleichwichtigen  Salpeter  liefert,  und  mit  Nor- 
wegen, das  in  steigendem  Maße  die  britische  Volkswirtschaft  mit  seinen  Landes- 
erzeugnissen —  Holz,  Zellstoff,  Fischereiprodukten  —  versorgt.  Die  Be- 
deutung der  Vereinigten  Staaten  für  die  englische  Versoigung  mit  kriegs- 
und  volkswirtschaftlichem  Bedarf  ergibt  sich  deutlich  aus  der  Konstanz 
der  Verkehrsstärke  in  den  beiden  letzten  Jahren,  denn  der  Ausfall  von  74  000 
Nettotonnen  fällt  bei  der  Größe  des  Verkehres  nicht  ins  Gewicht.  Das  aus 
den  britischen  Kolonien  eingehende  Verkehrsvolumen  zeigt  Rückgang  auf 
der  ganzen  Linie.  Gerade  die  wichtigsten  ELronkolonien  sind  am  stärksten 
von  der  allgemeinen  Tonnage-Knappheit  betroffen  worden.  "Wenn  es  dem- 
nach bei  der  Wichtigkeit  dieser  Produktionsgebiete  für  das  Mutterland  diesem 
nicht  gelingt,  den  Rückgang  der  Verkehrsstärke  zu  hemmen,  so  liegt  darin 
der  eindringlichste  Beweis  für  die  wachsende  Schwierigkeit  des  Inselr.iches, 
sich  auf  die  Dauer  die  Zufuhrmöglichkeiten  im  notwendigen  Umfange  zu 
erhalten. 

Wie  in  Friedenszeiten,  so  bewältigt  Großbritannien  auch  heute  noch 
den  weitaus  größten  Teil  seines  Überseeverkehrs  auf  eigenen  Schiffen.  Welcher 
Axt  sind  die  Veränderungen  nun,  die  in  dieser  Hinsicht  im  letzten  Jahre 
stattgefunden  haben?     Im  Eingangsverkehr  mit  fremden  Ländern  haben 


12.   Der 

E 

in 

gang 

britischer 

beladener   Schiffe 

aus   Nord 

■   und 

Nordwesteuropa    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 

Nordrußland 

Skandinavien 

Deutschland 

Niederlande 

Belgien 

1915 

1916 

1915      1916 

1915 

1916 

1915  1   1916 

1915 

1916 

Januar  .... 

6,7 

13,6 

14,4 

_ 

56,7 

34,4 





Februar 

2,3 

— 

14,1 

16,8 

— 

— 

50,9 

35,1 

— ■ 

— 

März  . 

— 

— 

18,8 

10,5 

— 

— 

53,4 

37,7 

— 

— 

April  . 

0,5 

1,2 

22,4 

17,1 

— 

— 

44,2 

36,6 

— 

— 

Mai     . 

10,8 

2,2 

18,3 

18,8 

— 

— 

43,1 

39,8 

— 

— 

Juni   . 

7,3 

58,8 

14,7 

16,5 

— 

— 

42,3 

34,9 

— 

— 

Juli    . 

10,5 

55,0 

11,2 

16,8 

— 

— 

42,3 

27,7 

— 

— 

August 

16,5 

51,8 

13,9 

16,4 

— 

— 

40,2 

26,6 

— 

— 

September 

55,7 

37,3 

ii,i 

9,5 

— 

— 

44,4 

24,2 

— 

— 

Oktober     . 

55,1 

43,1 

10,9 

7,9 

— 

— 

38,0 

18,3 

— 

— 

November . 

66,5 

121,1 

14,7 

4,3 

— 

— 

39,8 

21,8 

— 

— 

Dezember 

18,2 

38,2 

17,2 

15.9 

— 

— 

34,5 

19,2 

— 

— 

Jahresgesai 

nt- 

heit 

250,7 

408,6 

181,0 

165,0 

— 

— 

529,7 

356,8 

— 

— 
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wir  eine  Abnahme  um  rund  1  492  000  Nettotonnen  und  im  Verkehr  mit 
den  Kolonien  eine  solche  um  rund  1 151  000  Tonnen  zu  konstatieren.  Es 
hat  also  das  Bestreben  obgewaltet,  die  Beziehungen  zu  den  Kolonien  mög- 
lichst wenig  zu  schwächen.  Im  einzelnen  ist  der  Rückgang  der  eingehenden 
britischen  Handelstonnage  am  größten  bei  Argentinien  gewesen.  Hier  be- 
trägt er  887  000  Netto-Registertonnen !  Weitere  erhebliche  Rückgänge 
zeigen  sich  im  Verkehr  mit  den  Niederlanden,  Frankreich,  Japan  und  den 
Vereinigten  Staaten.  Weniger  groß  sind  die  Ausfälle  bei  Skandinavien, 
Italien,  China  und  dem  nichtbritischen  Zentralamerika.  Den  Verenge- 
rungen des  Überseeverkehrs  stehen  Erweiterungen  gegenüber  in  sehr  be- 
trächtlichem Maße  bei  Spanien,  Nordrußland  und  Chile,  geringer  bei 
Algier,  Java  und  Brasilien.    Die  Zentralmächte  können  naturgemäß  ebenso 


13.    Der   Eingang   beladeuer   britischer   Schiffe   aus   West 
und    Südeuropa    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Frankreich 

Spanien 

Italien 

1915 

1916 

1915      1      1916 

1915 

I916 

Januar  

130,0 

123,6 

47,8 

102,6 

15,0 

22,3 

Februar 

128,9 

110,0 

67,8 

97,6 

16,8 

20,8 

März  . 

152,0 

103,4 

135,4 

115,7 

18,6 

12,9 

April  . 

151,1 

107,6 

94,9 

118,8 

16,3 

24,4 

Mai     . 

150,1 

117,0 

82,2 

115,9 

14,6 

22,9 

Jxmi  . 

168,8 

123,7 

73,6 

110,9 

I2,0 

13,6 

Juli    . 

155,5 

116,0 

80,6 

144,5 

24,7 

12,7 

August 

152,0 

121,3 

85,8 

115,4 

14,2 

22,2 

September 

150,4 

99,6 

68,8 

90,7 

10,1 

9,4 

Oktober     . 

170,7 

101,0 

93,4 

88,7 

18,7 

9,4 

November . 

137,7 

102,9 

93,6 

92,8 

16,9 

7,1 

Dezember 

ir8,2 

122,4 

112,3 

84,5 

15,0 

9,5 

Jahresgesamth 

eil 

1750,7 

1348,7 

1038,7 

1280,1 

193,1 

187,3 

(Fortsetzung.) 


Österreich-Ungarn 

Rumänien 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

Februar 

— 

— 

— 

— 

März  . 

— 

— 

— 

— 

April  . 

Mai     . 

— ■ 

z 

— 

— 

Juni   . 

— 

— 

— 

— 

Juli    . 

— 

— 

— 

— 

August 

Septemb 

Oktober 

er 

— 

— 

— 

— 

November . 

— 

— 

— 

— 

Dezembc 

Jahresg 

)r 

— 

— 

— 

— 

esaiE 

Lth 

eit 

— 

— 

— 

— 

Verkehrswesen. 
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wie  Belgien  und  Rumänien  völlig  vernachlässigt  werden.  Wenden  wir  uns 
dem  Schiffsverkehr  mit  den  Kolonien  zu,  so  sind  hier  ausnahmslos  Rück- 
gänge zu  verzeichnen,  die  zum  Teil,  so  bei  Britisch-Nordamerika,  Indien 
und  Australien,  Neuseeland  und  Südafrika  ziemlich  ins  Gewicht  fallen,  bei 
Ägypten  hing«  gen  ist  der  Ausfall  nur  unbedeutend.  Tabelle  17  (s.  S.  121*)  gibt 
endlich  noch  einen  Überblick  über  den  Anteil  der  Herkunftsländer  an  dem  Ein- 
gang beladener  britischer  Schiffe  in  den  Jahren  1915  und  1916.  Es  zeigt  sich, 
daß  der  Anteil  Nordrußlands  sowie  derjenige  Spaniens,  Javas  und  der  Ver- 
einigten Staaten  im  Verhältnis  zum  Gesamteingang  britischer  Schiffe  wesent- 
lich erhöht  worden  ist.    Nahezu  oder  völlig  gleichgeblieben  sind  die  Anteile 


14.   Der  Eingang   beladener   britischer  Schiffe  aus   Afrika 
und    Asien    ( Nettoto nnago  in  1000  Tonnen). 


Algier 


1915      1916 


China 


1915      1916 


Java 


1915      1916 


Japan 


1915      1916 


Januar     

Februar  

März 

April 

Mai 

Juni 

JuH 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Jahresgesamtheit 


15,8 
24.4 
27,3 
28,8 
24,6 
22,9 
23.6 
27,0 

15,4 

9,7 

23,5 

26,5 


30,0 
12,1 

27,4 
21,0 
29,2 
36,1 
33,5 
24,6 

25,3 
13,4 
15,9 
14,8 


11,9 

7,3 
3,5 
4,5 
4,3 
4,3 
12,0 

3,8 

9,6 

21,6 

8,5 


271,7 


285,2 


91,1 


4,3 

3,8 

7,5 

18,1 

10,9 

9,2 

4,2 

II, G 

2,8 
4,8 
7,9 


52,9 
20,1 

3,8 

13,1 

4,3 
8,1 

48,3 
24,9 
31,5 


9,7 

7,3 

4,3 

7,5 

2,5 

4,3 

9,3 

23,0 

24,5 

31,9 

64,6 

32,4 


22,1 
28,5 
31,3 
15,3 
41,3 
25,6 
12,8 

36,7 
24,2 
29,8 
23,0 
19,4 


85,1 


207,0  I  221,4 


307,2 


25,6 

13,0 
20,4 

25,4 
27,6 
12,9 
26,2 
32,0 
20,2 
21,0 
20,3 
21,8 


j66,2 


15.     Der    Eingang    beladener    britischer    Schiffe    aus    Amerika 

(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Vereinigte 

Nicht 

brit. 

Brasilien 

Chile 

Argentinien 

Staaten 

Mittelamer. 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

191 5 

1916 

Januar  .... 

612,7 

607,8 

36,6 

29,5 

5,4 

14,9 

4,5 

28,8 

179,5 

122,7 

Februar 

621,7 

472,4 

33,1 

50,9 

10,0 

6,4 

14,8 

12,2 

137,1 

81,1 

März  . 

570,3 

503,3 

31,4 

62,4 

15,4 

6,6 

5,1 

11,5 

257,0 

135,2 

April  . 

559,6 

494,2 

63,3 

45,2 

15,1 

12,7 

18,5 

15,1 

185,6 

84,7 

Mai     . 

518,5 

549,2 

45,8 

60,2 

20,2 

7,5 

15,7 

10,0 

216,5 

81,7 

Juni   . 

582,5 

556,9 

37,2 

79,0 

13,6 

15,5 

13,0 

29,0 

163,2 

106,9 

JuU    . 

495,9 

489,0 

61,8 

54,8 

10,4 

6,5 

22,3 

29,1 

179,4 

89,8 

August 

519,7 

565,7 

60,4 

29,0 

14,0 

16,4 

17,8 

46,8 

207,3 

95,8 

September 

409,6 

461,0 

38,4 

48,7 

3,8 

8,3 

21,2 

18,4 

164,3 

116,3 

Oktober     . 

500,3 

476,3 

40,7 

17,9 

II, I 

11,9 

7,4 

55,6 

159,5 

129,7 

November. 

643,1 

544,2 

35,7 

35,1 

8,9 

11,0 

2,3 

32,0 

168,3 

127,3 

Dezember 

536,0 

436,9 

43,3 

7,6 

10,1 

21,2 

18,8 

17,9 

142,8 

102,4 

Jaliresgesamt 

. 

heit 

6506,8 

6157.0 

515,3 

513,3 

138,0 

139,0 

161,5 

306,3 

2160,6 

1273,5 
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Skandinaviens,  Italiens,  Ägyptens,  Algiers,  Chinas,  Japans,  Indiens,  Au- 
straliens, Neuseelands,  sowie  Britisch-Nordamerikas,  Mittelamerikas,  Bra- 
siliens und  Südafrikas.  Verloren  haben  die  Niederlande,  Frankreich  und 
Argentinien.  Interessiert  bei  einer  Analyse  des  britischen  Schiffsverkehrs 
naturgemäß  in  erster  Linie  die  Gesamtstruktur  des  Verkehrsvolumens,  so 
bietet  doch  auch  die  Zergliederung  eines  einzelnen  Verkehrsbündela  wert- 
volle Aufschlüsse  über  den  Entwicklungsgang  des  internationalen  Seever- 
kehrs. Wir  wählen  zu  diesem  Zwecke  wiederum  den  eingehenden  Verkehr 
zwischen  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten.  Hier  fällt  nun  eine 
bedeutsame  Umwandlung  sofort  in  die  Augen:  ein  starker  Ausfall  englischer 
Schiffe  und  die  annähernde  Ausfüllung  dieser  Lücke  durch  das  Sternen- 


i6.     Der    Eingang    beladener    britischer    Schiffe    aus    den 
britischen    Kolonien    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Ägypten 

Brit.  Nordamerika 

Brit. 

[ndien 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

27,6 

38,6 

85,9 

106,4 

159,4 

152,4 

Februar 

49,2 

26,4 

78,2 

49,0 

119,0 

87,9 

März  . 

54»  2 

45,8 

98,2 

97,9 

187,6 

136,2 

April  . 

20,5 

24,2 

95,7 

58,3 

153,5 

175,1 

Mai    . 

. 

27,6 

39,9 

144,1 

120,9 

141,3 

160,7 

Juni  . 

28,5 

34.3 

197,8 

150,8 

142,8 

115,5 

Juli    . 

15,7 

-    17,7 

221,5 

202,1 

218,7 

126,8 

August 

^5,7 

11,3 

194,2 

204,8 

198,5 

157,2 

September 

12,9 

14,6 

212,8 

179,7 

220,8 

155,6 

Oktober     . 

23,6 

22,0 

227,5 

182,0 

161,6 

152,7 

November. 

43,7 

41,4 

209,6 

149,0 

170,5 

161,2 

Dezember 

39,5 

26,5 

157,8 

129,9 

134,0 

150,9 

Jahresgesamth 

ei 

b 

358,7 

342,5 

1920,7 

1630,8 

2007,7 

1732,0 

(Fortsetzung.) 


Mauritius,  Ceylon, 
Straits,  Hongkong 

Australien, 
Neu-Seeland 

Brit. -Südafrika 

1915 

1916 

1915      1      1916 

1915 

1916 

Januar  

22,3 

17,7 

99,1 

97,4 

39,7 

33.8 

Februar 

38,2 

17,5 

192,5 

103,6 

23,6 

13,4 

März  . 

30,1 

21,1 

141,2 

108,3 

39,1 

25,8 

April  . 

15,3 

5,0 

156,2 

88,4 

22,7 

21,0 

Mai     . 

7,3 

11,6 

117,8 

128,7 

34,6 

25,8 

Juni   . 

12,0 

7,2 

132,8 

104,6 

44,6 

27,8 

Juli    . 

9,3 

14,1 

109,3 

120,2 

28,2 

22,0 

August 

5,4 

5,7 

144,1 

89,6 

29,7 

30,5 

September 

8,9 

5,1 

97,7 

136,6 

28,8 

20,6 

Oktober     . 

3,4 

99,1 

120,6 

34,6 

31.4 

November . 

9,9 

— 

93,8 

133,8 

37,5 

17,7 

Dezember 

7,9 

6,1 

128,7 

86,6 

23,5 

20,1 

Jahresgesamtli 

ei 

b 

172,0 

111,2 

1512,3 

1318,5 

386,6 

290,0 
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17.    Der   Anteil   der    Herkunftsländer 

an   dem   Eingang   beladener    britisclxer  Schiffe 

in    den    Jahren    1915    und    1916. 


Europäisch -atlantiische  Grewiisser 


1915 
/o 


1916 

/o 


Mitteimeer 


1915 

/o 


1916 
/o 


Nordrußland 
Skandinavien 
Niederlande  . 
Belgien  .  .  . 
Frankreich  . 
Spanien     .   . 


1,1 
0.7 
2,3 

7,7 

4,5 


16,3 


2,0 
0,8 
1,7 

6,6 
f),3 


Italien  . 
Ägypten 
Algier     . 


17,4 


0,8 
1,6 
1,2 


3,6 


0,9 
1.6 

1,4 


3,9 


(Fortsetzung.) 


Indischer  Ozean 


1915 


1916 

0/ 


Atlantischer  Ozean 


1915 

/o 


I9I6 

/o 


China 

Java 

Japan    

Brit.  Indien 

Australien,  Neuseeland  . 


0,4 
0,1 

1,3 

8,8 

6.7 


0,4 
1,0 
1,2 
8,5 

6,5 


17,3       17,6 


Vereinigte  Staaten 
Brit.  Nordamerika 
Mittelamerika  .    . 
Brasilien    .... 
Argentinien  .    .    . 


Südafrika 


28,5 
8,4 
2,2 
0,6 
9,4 


49,1 


1,7 


30,4 
8,0 

2,5 
0,6 

6,3 


47,8 


1,4 


18.    Der    Eingang    von    beladenen    Schiffen    aus    den    Ver 
einigten    Staaten  (in  1000  Tonnen). 


Januar 

Februar 

März 

1915 

191b 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische   .    .    . 

6x2,7 

607,3 

621,7 

472,4 

570,3 

503,3 

Russische  .    .    . 

— 

6,3 

4,5 

6,0 

— 

4,8 

Schwedische 

1,8 

10,9 

4,4 

— 

5,0 

3,4 

Norwegische 

4,5 

17,3 

13,5 

23,3 

13,5 

27,6 

Dänische  .    .    . 

2,4 

7,7 

— 

5,7 

— 

2,6 

Deutsche  .    .    . 

— 

— 

— 

— 

Niederländische 

3,0 

48,8 

— 

24,2 

15,4 

35,0 

Belgische  .    .    . 

7,9 

6,1 

• — 

— 

9,8 

— 

Französische     . 

1,9 

2,3 

3,9 

7,1 

— 

4,9 

Spanische  .    .    . 

— 

— 

5,9 

7,7 

8,1 

3,9 

ItaUenische  .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

österr .  -ungarisclic 

:*                    

— 

— 

— 

— 

— 

Griechische   .    . 

2,5 

7,3 

— 

— 

2,8 

— 

Der  Ver.   Staater 

1         21,5 

70,8 

15,1 

44,2 

41,7 

45,1 
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i8.   (Fortsetzung.) 


April 


1915 


1916 


Mai 


1915 


1916 


Juni 


1915 


1916 


Britische  . 
Russische  . 
Schwedische 
Norwegische 
Dänische  . 
Deutsche  . 
Niederländische 
Belgische  . 
Französische 
Spanische  . 
Italienische 
Österr.  -ungarische 
Griechische  .  .  . 
Der  Ver.   Staaten 


559,6 

5,3 

8,4 

34,0 

4,5 

38,3 
1,8 

13,5 
8.6 


36,9 


494,2 
5,2 

3,0 
19,8 

4,5 

21,3 
6,1 

8,9 

1,7 


38,4 


518,5 

6,4 

24,6 

31,7 
ii,i 

12,4 

12,4 

9,9 

1,7 


11,2 
45,1 


549,2 

4,3 

15,7 

43,7 

9,5 

16,5 
2,0 

6,9 
5,1 


71,1 


582,5 
1,5 
6,8 

34,7 
1,6 

32,7 
6,1 

7,8 
4,0 
0,9 


41,6 


556,9 

5,2 

1,5 

29,8 

5,0 

24,2 

6,8 
4,5 


63,2 


Juli 

August 

September 

1915 

1916 

1915 

1916 

1^15 

1916 

Britische   .    .    . 

495,9 

489,0 

519,7 

565,7 

409,6 

461,0 

Russische  .    .    . 

15,6 

7,6 

2,9 

3,1 

8,8 

6,5 

Schwedische 

2,2 

14,2 

2,2 

6,1 

— 

— 

Norwegische 

35,0 

40,6 

7,4 

9,3 

21,2 

34,3 

Dänische   .    .    . 

1,4 

1,6 

1,2 

— 

2,9 

1,0 

Deutsche  .    .    . 

— 

— 

— 

— 

Niederländische 

11,5 

18,8 

10,6 

^5,ö 

25,9 

25,0 

Belgische  .    .    . 

3,7 

— 

12,2 

— 

12,0 

— 

Französische     . 

3,9 

12,4 

3,9 

11,8 

7,5 

— 

Spanische  .    .    . 

6,8 

3,1 

6,6 

7,1 

2,0 

— 

Italienische  .    . 

— 

— 

1,6 

— 

— 

— 

österr.  -ungarisclxe 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Griechische   .    . 

— 

— 

3,8 

— 

4,1 

4,4 

Der  Ver,   Staater 

i          37,1 

70,4 

30,3 

53,3 

36,2 

49,2 

Oktober 

November 

Dezember 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

500,3 

476,3 

643,1 

544,2 

536,0 

436,9 

Russische  .    .    . 

10,4 

— 

1,8 

2,5 

3,2 

1,3 

Schwedische 

1,0 

3,9 

1,6 

4,8 

3,1 

4,5 

Norwegische     . 

21,8 

24,3 

13,4 

^5,3 

9,1 

12,4 

Dänische   .    .    . 

10,0 

— 

11,0 

0,4 

1,7 

1,3 

Deutsche   .    .    . 

— 

— 

— 

— 

Niederländische 

41,8 

32,0 

38,3 

8,0 

21,4 

28,3 

Belgische  .    .    . 

6,1 

3,7 

— 

1,7 

— 

Französische     . 

8,6 

— 

2,2 

5,1 

— 

Spanische  .    .    . 

2,5 

— 

7,1 

2,5 

7,8 

2,0 

Italienische  .    . 

1,6 

— 

— 

1,9 

— 

österr.  -ungarische 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Griechische   .    . 

— 

1,9 

4,1 

— 

— 

Der  Ver.   Staater 

1          33,4 

67,9 

32,6 

73,4 

60,9 

62,1 
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18.    (Fortsetzung.) 

Jahr 

Jahr 

1915 

1916 

1915 

1916 

6506,8 

60,4 

60,2 

235,6 

47,5 

251,4 

öi57,o 

52,0 

67,9 

302,5 

39,3 

297,8 

Belgische  .... 

73,6 

66,0 

61,2 

6,1 

28,4 
432,5 

17.^ 

Französische  .  . 
Spanische  .... 

63,4 

37,6 

13,5 
709,1 

Norwegisclie      . 
Dänisclie   .    .    . 
Deutsche  .    .    . 
Niederländische 

Italienische  .  .  . 
österr.  -ungarisclie 
Griechische  .  .  . 
Der  Ver.  Staaten 

banner.  An  dritter  Stelle  steht  die  norwegische  Flagge,  die  gegenüber  dem 
Vorjahre  noch  erheblich  au  Bedeutung  gewonnen  hat.  Dann  folgen  eben- 
falls mit  wachsendem  Anteil  die  niederländischen  Farben.  An  Bedeutung 
verloren  haben  die  russische,  dänische,  belgische,  spanische  sowie  die  grie- 
chische Flagge.  Nahezu  gleichmäßig  ist  die  Beteiligung  der  schwedischen 
wie  der  französischen  Farben  geblieben,  gänzlich  vermißt  wird  im  Jahre 
1916  die  italienische  Flagge  unter  den  Handelsschiffen,  die  den  Seeweg 
zväschen  dem  Inselreich  und  der  nordamerikanischen  Union  beleben. 

Abschließend  sei  noch  eine  Übersicht  über  den  Stand  der  Seefrachten 
am  30.  Dezember  der  Jahre  1913,  1915  und  1916  gegeben,  welche  ebenfalls 
die   steigernde    Schiffsraumknappheit   zahlenmäßig   zum   Ausdruck   bringt. 

19.    H  e  i  m  f  r  a  c  h  t  e  n^)    (nach  dem  Stand  vom  30.  Dezember). 
(In  Schilling.) 


1913 

1915 

1916 

Alexandiia— London  oder  Hull     .    .    . 

7/0 

73/0 

180/0 

Australien — England 

33/0 

95/0 

120/0 

Bombay — versch.  Häfen 

18/0 

111/3 

230/0 

Burma —        „            , 

23/6 

127/6 

270/0 

Kalkutta —     „             „         

20/6 

135/0 

280/0 

La  Platafluß— England 

12/6 

124/0 

145/0 

Ver.  Staaten,  atlant.  Häfen — England . 

1/9 

16/6 

16/6 

Dr.  Oscar    W  i  n  g  e  n  (Kiel). 


Die  Bestimmungen  über  die  Sidierheit  der  deutschen  Schiffahrt  in 
ihrer  Bedeutung  für  die  Wiederanküpfung  der  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen nach  Beendigung  des  Krieges. 

Die  Sicherheit  der  deutschen  Schiffahrt  ist  geregelt  durch  die  Vorschriften, 
die  in  den  Bekanntmachungen  betreffend  die  Besetzung  der  Kauffahrtei- 
schiffe mit  Kapitänen  und  Schiffsoffizieren  imd  betreffend  die  Dreiteilung 


1)  The  Statist,  30.  Dezember  1916. 
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des  "Wachtdienstes  auf  Kauffahrteischiffen  unter  dem  16,  Juni  1903^)  ge- 
geben sind.  Wir  wollen  betrachten,  ob  diese  Bestinamungen  für  die  erste 
Zeit  nach  Beendigung  des  Krieges  zweckmäßig  sind,  oder  ob  es  nötig  ist, 
diese  Bestimmungen  vorübergehend  zu  erleichtern. 

Für  die  Wiederanknüpfung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  nach  dem 
Kriege  kommen  natürlich  vor  allem  die  Schiffe  in  mittlerer  und  großer 
Fahrt  in  Frage,  darum  beziehen  sich  die  nachfolgenden  Ausführungen  auch 
nur  auf  diese. 

Unter  mittlerer  Fahrt  ist  zu  verstehen,  die  Fahrt  zwischen  europäischen 
Häfen,  nichteuropäischen  Häfen  des  Mittelländischen  und  Schwarzen  Meeres, 
Häfen  der  westafrikanischen  Küste  nördlich  von  12"  nördlicher  Breite  und 
Häfen  auf  den  Kapverdischen  und  Kanarischen  Inseln,  sowie  auf  Madeira, 
soweit  diese  Fahrt  die  Grenzen  der  kleinen  Fahrt  überschreitet  (Fahrt  in 
der  Ostsee,  in  der  Nordsee  bis  zu  61°  nördlicher  Breite  und  im  Englischen 
Kanäle,  soweit  es  sich  nicht  um  Küstenfahrt  handelt). 

Als  große  Fahrt  ist  diejenige  anzusehen,  welche  über  die  Grenzen  der 
mittleren  Fahrt  hinausgeht^). 

Um  nun  eine  ordnungsgemäße  Führung  der  Schiffe  im  Interesse  der 
mitgeführten  Güter  und  im  Interesse  der  Sicherheit  von  Mannschaften 
und  Passagieren  zu  gewährleisten,  muß  in  mittlerer  Fahrt  der  Kapitän 
ein  Befähigungszeugnis  als  Schiffer  für  Große  Fahrt  besitzen.  Auf  mittlerer 
Fahrt  sind  ferner  Schiffe  mit  250  Kubikmeter  oder  mehr  Bruttoraumgehalt 
neben  dem  Kapitäne  mit  einem  Steuermanne,  Schiffe  mit  3000  Kubikmeter 
oder  mehr  Bruttoraumgehalt  mit  zwei  Steuerleuten  zu  besetzen.  Weiter 
sind  Dampfschiffe  außerdem  mit  einem  Maschinisten  2.  Klasse  als  leitenden 
Maschinisten  und  mindestens  einem  Maschinisten  3.  Klasse  zu  besetzen. 
Für  Segelschiffe,  die  mit  einer  zur  Fortbewegung  dienenden  Hilfsmaschine 
versehen  sind,  genügt  ein  Maschinist  3.  Klasse^). 

In  großer  Fahrt  muß  der  Kapitän  ein  Befähigungszeugnis  als  Schiffer 
für  Große  Fahrt  besitzen.  Schiffe  von  250  Kubikmeter  oder  mehr  Brutto- 
raumgehalt sind  neben  dem  Kapitäne  mit  einem  Steuermanne,  Schiffe 
von  2000  Kubikmeter  oder  mehr  Bruttograumgehalt  mit  zwei  Steuerleuten 
zu  besetzen.  Dampfschiffe  sind  außerdem  mit  einem  Maschinisten  1.  Klasse 
als  leitenden  Maschinisten  und  mindestens  zwei  Maschinisten  2.  Klasse  zu 
«besetzen.  Dampfschiffe  in  ostasiatischer  Fahrt  innerhalb  11"  südlicher 
und  55"  nördlicher  Breite  und  90"  und  150"  östlicher  Länge  von  Greenwich, 
sowie  Dampfschiffe  in  ostafrikanischer  und  westafrikanischer  Küstenfahrt 
sind  mit  mindestens  zwei  Maschinisten  2.  Klasse  zu  besetzen.  Für  Segel- 
schiffe, die  mit  einer  zur  Fortbewegung  dienenden  Hilfsmaschine  versehen 
sind,  genügt  ein  Maschinist  3.  Klasse*), 

Auf  Passagierdampfern  in  transatlantischer  Fahrt,  welche  mehr  als 
zwei  Hundert  Keisende  an  Bord  haben  und  eine  Durchschnittsgeschwindig- 


^)  ReichBgesetzblatt  1903,  No.  32.    (S.  247  ff.) 

2)  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1903,  No.  2975,  §  1.  (R.G.B.  S.  247.) 

3)  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1903,  No.  2975,  §  6.  (R.G.B,  S.  249.) 
*)  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1903,  No,  2975,  §  7.  (R.G.B.  S.  249.) 
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keit  von  mclir  als  zwölf  Knoten  besitzen,  ist  der  Dienst  der  Schiffsoffiziere 
auf  Deck  in  drei  Wachen  einzuteilen,  soweit  nicht  die  einzelnen  Wachen 
mit  mehr  als  einem  Offizier  besetzt  werden^). 

Für  die  erste  Zeit  nach  dem  Kriege  wird  es  nicht  möglich  sein,  diese 
Bestimmungen  unbeschadet  der  wirtschaftlichen  Beziehungen  Deutschlands 
innezuhalten. 

Nach  dem  Kriege  wird  nicht  nur  Deutschland,  sondern  werden  auch 
sämtliche  anderen  Staaten,  vor  allem  die  zur  Zeit  kriegführenden,  sich 
bemühen,  die  nötigen  Kohstoffe  so  schnell  wie  möglich  ins  Land  zu  schaffen 
und  außerdem  die  alten  Handelsbeziehungen  wieder  anzuknüpfen.  Es  wird 
darum  eine  gewaltige  Nachfrage  nach  Schiffsraum  entstehen,  der  nur  ein 
relativ  geringes  Angebot  gegenübersteht,  da  viele  Millionen  Schiffstonnen 
als  Opfer  des  Krieges  ausgeschieden  sind. 

Grenaue  Rechnungen  lassen  sich  hierüber  nicht  anstellen,  da  wir  nicht 
einmal  wissen,  wieviel  Schiffe  den  deutschen  Reedereien  gegenwärtig  noch 
zur  Verfügung  stehen.  Auch  wissen  wir  nicht,  ob  und  wieweit  die  von  feind- 
lichen Mächten  beschlagnahmten  Schiffe  zurückgegeben  werden.  Aber  wir 
wissen,  daß  eine  große  Zahl  deutscher  Schiffe  über  die  ganze  Erde  in  allen 
Erdteilen  zerstreut  liegen,  die  unter  Umständen  sofort  nach  Einstellung 
der  Feindseligkeiten  ihre  Fahrt  wieder  aufnehmen  können.  Die  Haupt- 
schwierigkeit, die  sich  einer  schleunigen  Wiederaufnahme  der  Fahrt  ent- 
gegenstellen wird,  besteht  darin,  die  nötige  Besatzung  zusammenzuheuern. 
Es  wird  also  nur  in  Ausnahmefällen  möglich  sein,  die  angeführten  Vor- 
schriften zu  erfüllen. 

Auf  nur  wenigen  Schiffen  ist  überhaupt  noch  eine  einigermaßen  hin- 
reichende Besatzung  vorhanden.  Viele  haben  abgemustert,  um  zu  versuchen, 
nach  Deutschland  zurückzukehren,  zum  Eintritt  in  die  Kaiserliche  Marine 
oder  in  das  Heer. 

Davon  sind  nur  wenige  angekommen;  die  Mehrzahl  ist  infolge  der  krie- 
gerischen Ereignisse  verhindert  weiter  zu  kommen  und  hat  sich  irgendwo 
festgesetzt,  wo  sie  den  Frieden  abwartet.  Viele  sind  auch  unterwegs  in  Ge- 
fangenschaft geraten,  und  andere  sind  von  den  deutschen  Auslandskreuzern 
zum  Kriegsdienst  eingezogen  worden  und  inzwischen  gefangen  oder  gefallen. 
Einige  sind  auch  mittlerweile  gestorben.  Der  größte  Teil  aber  der  im  Aus- 
lande befindlichen  deutschen  Seeleute  wird  interniert  sein. 

Man  kann  nicht  einwenden,  daß  die  Internierten  ja  sofort  nach  Friedens- 
schluß freigelassen  werden.  Vor  allem  England  wird  natürlich  sein  Mög- 
lichstes tun,  die  Freigabe  gerade  der  Seemänner  zu  verzögern,  um  auf  diese 
Weise  seiner  Schiffahrt  einen  Vorsprung  zu  ermöglichen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Feind  auch,  was  mit  Sicherheit  anzunehmen 
ist,  die  Besatzungen  der  deutschen  Schiffe  von  den  Schiffen  absichtlich  weit 
getrennt  haben.  Während  die  Schiffe  bei  den  Inseln  oder  Küsten  des  Stillen 
Ozeans  liegen,  sitzen  die  Besatzungen  wahrscheinlich  in  England  in  einem 
Gefangenenlager,  oder  in  Australien,  Neuseeland,  Japan  oder  sonstwo.  Auch 
sind  die  beschlagnahmten  Schiffe  sehr  häufig  vom  Feinde  in  Fahrt  gesetzt, 

1)  Bekanntmachung  vom  16.  Juni  1903,  No.  2976,  §  1. 
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so  daß  weder  die  einstmalige  Besatzung  nocli  der  Reeder  wissen,  wo  sie  sich 
aufhalten. 

Es  liegt  nun  im  höchsten  Interesse  der  deutschen  Schiffahrt  und  gleich- 
zeitig der  deutschen  Volkswirtschaft,  daß  die  deutschen  Schiffe,  die  noch 
zur  Verfügung  stehen  werden,  sofort  nach  dem  Kriege  fahrtbereit  sind. 
Aus  dem  Vorstehenden  ergibt  sich  aber,  daß  kaum  ein  jetzt  im  Auslande 
befindliches  deutsches  Schiff  gleich  nach  dem  Kriege  die  nach  den  Vorschriften 
der  genannten  Verordnung  erforderliche  Zahl  der  Besatzung  aufweisen  kann. 
Wird  man  sich  nicht  mit  einer  Notbesatzang  begnügen,  sondern  fordern,  daß 
Z.  B.  auf  großer  Fahrt,  wie  in  der  Verordnung  vorgeschrieben,  neben  dem 
leitenden  Maschinisten  1.  Klasse  noch  zwei  Maschinisten  2.  Klasse  vorhanden 
sein  müssen,  statt  daß  eventuell  ein  Maschinist  3.  Klasse  dafür  eingestellt  werden 
kann,  so  wird  häufig  eine  sehr  schädliche  Verzögerung  eintreten  müssen. 
Zwar  besagt  der  §  9  der  gen.  Bekanntmachung  No.  2975,  daß  die  Vorschriften 
nur  soweit  zu  beachten  sind,  als  die  Umstände  es  gestatten;  jedoch  würden 
die  Umstände  nach  den  geltenden  Bestimmungen  es  nicht  gestatten,  eine 
Ausnahme  zu  machen,  wenn  Ausländer  zur  Verfügung  stehen,  die  den  An- 
forderungen genügen. 

Im  Interesse  der  deutschen  Seeleute  wäre  es  aber  zu  beklagen,  wenn  in 
solchem  Falle,  der  Not  gehorchend,  ausländische  Hilfskräfte  angeheuert 
werden  müßten.  Aber  andererseits  kann  das  Schiff  unmöglich  so  lange  still 
liegen,  bis,  eventuell  aus  weiter  Ferne,  der  den  Bestimmungen  entsprechende 
Brsatzseemann  zur  Stelle  ist.  Die  Beschaffung  von  Seeleuten  aus  Deutschland 
könnte  unter  Umständen  Monate  dauern.  Es  wäre  wohl  zu  verstehen,  wenn 
die  deutschen  Reedereien  eventuell  zu  dem  Notbehelf  greifen  würden,  aus- 
ländische Hilfskräfte  heranzuziehen,  da  sie  bereits  so  gewaltig  durch  den 
Krieg  gelitten  haben.  Den  Reedereien  muß  daran  liegen,  die  Schiffe  mög- 
lichst schnell  nach  Deutschland  zurückzubringen,  allein  schon  um  sie  auf 
deutschen  Werften  wieder  herzurichten,  da  wohl  alle  Schiffe  reparaturbe- 
dürftig sein  werden. 

Man  könnte  entgegnen,  daß  eine  Änderung  der  gen.  Bestimmungen  nicht 
nötig  sei,  sondern  daß  im  Einzelfalle  dem  zuständigen  deutschen  Konsul  die 
Entscheidung  über  das  Zulassen  einer  Ausnahme  zu  übertragen  sei.  Nun 
sind  aber  die  Konsuln  während  des  Krieges  vielfach  infolge  der  kriegerischen 
Ereignisse  aus  ihren  Konsulärbezirken  entfernt,  so  in  den  Kolonien  des  feind- 
lichen Auslandes  und  in  den  von  Feinden  besetzten  deutschen  Kolonien. 
Und  wenn  der  Konsul  sich  auch  noch  an  seinem  Amtssitz  aufhält,  so  kann 
das  in  Frage  stehende  Schiff  in  wesentlicher  Entfernung  liegen,  so  daß  auch 
bei  günstigen  Verkehrsverhältnissen  längere  Verzögerungen  eintreten  müssen. 

Aus  all  diesem  geht  hervor,  daß  es  notwendig  ist,  die  Bestimmungen 
der  genannten  Verordnung  den  Verhältnissen  entsprechend  generell  für  eine 
Übergangszeit  nach  dem  Kriege  für  heimkehrende  und  zunächst  noch  im 
Auslande  fahrende  Schiffe  zu  erleichtern. 

Diese  Bestimmungen  auch  für  Fahrten  aus  deutschen  Häfen  ins  Ausland 
zu  erleichtern,  liegt  aber  kein  Anlaß  vor.  Eine  große  Zahl  von  Offizieren  und 
Mannschaften,  die  zur  Kaiserlichen  Marine  eingetreten  ist,  wird  nach  dem 
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Kriege  frei,  sodaß  es  in  den  Heimathäfen  keine  Schwierigkeit  haben  wird, 
die  erforderliche  Zahl  der  Besatzungsmannschaften,  Offiziere  und  auch 
Ärzte  aufzustellen.  *  Dr.  phil.  Egbert  Baumann  (Altona). 


B.  Landvcrkehr. 
C.  Post,   Tclegraphie,  Tclephonic. 

Der  niederländische  Nachrichtenverkehr  im  Jahre  1915.  Der  Krieg  ist  für 
viele  Handels-  und  Industriezweige  der  neutralen  Länder  eine  Zeit  ungeahnten 
Aufschwungs  geworden,  so  auch  in  Holland,  das  durch  seine  günstige  Lage  am 
Meere  und  zu  den  beiden  industriell  am  meisten  entwickelten  Elriegsländern,  zu 
Deutschland  und  England,  vorzüglich  geeignet  erscheint,  mit  den  kriegführenden 
Ländern  Güter  auszutauschen. 

Es  hat  infolgedessen  auch  für  den  Nachrichtenverkehr  eine  günstige  Kon- 
junktur geschaffen.  Bei  diesem  kommt  noch  hinzu,  daß,  sowenig  von  einem  Handel 
zwischen  den  kriegführenden  Ländern  übrig  geblieben  ist,  doch  die  Nachrichten- 
vermittlung für  den  Zeitungsdienst  und  für  andere  Zwecke  nicht  nur  aufrecht  er- 
halten werden  konnte,  sondern  sogar  noch  eine  Verstärkung  erfahren  hat.  Sie 
mußte,  da  der  unmittelbare  Verkehr  abgeschnitten  ist,  ihren  Weg  über  ein  neutrales 
Land  nehmen,  und  hat  hierbei  die  Niederlande  bevorzugt. 

Diese  Tatsachen  finden  in  den  Zahlenangaben  des  jüngst  erschienenen  Verslag 
aan  de  Koningin  betrekkelijk  den  dienst  der  posterijen,  der  telegrafie  en  der  telefonie 
in  Nederland  1915,  s'Gravenhage  1916,  iliren  Ausdruck. 


Der    niederländische    Postverkehr    in    den 

a)  Zahl  der  Postsendungen. 


Jahren    igii    big    1915. 


1911 


1912 


1913 


1914 


1915 


Gewöhnliche  Briefe 

Postkarten 

Eilbriefe  und  -karten     .... 

Eingesciiriebene  Briefe  u.  Karten 
„  „  mit  Wert- 
angabe      

Zeitungen  und  andere  Druck- 
saclieu 

Mustersendungen 

Dieustbriefe 

Postanweisungen 

Postaufträge  und  Wechsel    .    . 

Pakete 


170  838  716 

107  579  939 

350  352 

4  849  510 

618  874 

285  397  155 

5  loi  603 
14  270  470 

7  483  974 
7  363  120 
7  756  656 


166  020  760 

112  832  172 

368  947 

5  077  439 

632  733 

300  354  753 

5  247  591 

15  135  581 

7  848  732 

7  834  625 

8  338  III 


170  411  141 

117  045  429 

411  582 

5  656  933 

656  643 

317657238 
5  726  785 
16  261  200 
8  244  020 
8  295  033 
8  789  237 


459  752 
5  563  276 

757  333 


069  397 
692  777 
369  585 


193  449  429 
142  oq6  589 

I  093  315 
6  472  827 

960  441 

337394481 

4  761  682 

19  561  254 

8  881  055 

8  813  509 

9  134  728 


Insgesamt  einschl.  einiger 
wenig  gebräuchüch.  Post- 
sendungen      


602  094  397 


630  194  571 


659  658  Sil 


732  886  475 


^)  Die  Angaben  für  1914  sind  leider  unvollständig. 
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b)  Werte  der  aufgeUeferten  Wertsendungen  (in  Gulden). 


1911 


1912 


1913 


1914 


1915 


Briefe  mit  Wertangabe    . 
Postanweisungen^)     .    .    . 
Postaufträge  und  Wechsel 
Pakete  mit  Wertangabe  2) 


255  152  976 
122  299  514 
114  572  943 

12  221  177 


260  728  117 

127  066  196 

121  691  834 

12  467  605 


259  726  812 

135  315  794 

129  138  663 

12  340  845 


388  586  194 
147  775  58Ö 
139  887  789 

IG  087  370 


504  246  7io3) 


536522  114 


686  336  939 


521  490  420 

153  004  935 

144844  137 

14  501  547 


521  953  752 

Die  in  den  letzten  Friedens] ahren  zu  beobachtende  Zunahme  hat  sich  dem- 
nach auch  im  Elriege  gleichmäßig  weiter  vollzogen.  Auffallend  ist  indessen  die 
Steigerung  in  der  Beförderung  der  Eilbriefe  und  in  den  Werten  der  Wertbriefe. 

2.  Telegraphißcher  Verkehr  in  den  Niederlanden. 


833  861  039^ 


Iniands- 

Zu- oder 

telegramme 

Abnahme 

in»/. 

I9II 

2  965  166 

+    2,0 

I9I2 

2  959  796 

—    0,18 

I9I3 

2  966  409 

-r     0,2 

I9I4 

3  409  589 

+  14,9 

1915 

4  044  326 

+  18,6 

Die  Zunahme  im  telegraphischen  Verkehr  ist  also  ganz  beträchtlich  und  über- 
trifft bei  weitem  die  in  den  letzten  Friedens  jähren  übUche  Steigerung.  Interessanter 
ist  die  Entwicklung  des  Auslandsverkehrs. 


Der 


niederländische     Telegraphenverkehr 
Auslande. 


mit     dem 


Telegramme  von  und  nach 


5ien 

Deutschland 

Frankreich 

England 

Norwegen 

Österreich-Ungarn 

Rußland 

Sonstige  europäische  Länder  . 
Niederländisch -Ostindien  .  . 
Verein.  Staaten  von  Amerika 
Sonstige  Länder 

Transitverkehr 


1914 


1915 


361  236 

535  045 
203  177 

974  CGI 
46  996 
96758 

87591 
306  401 

76  3GO 
202  662 

48  596 


8  171 
231  945 

132573 

833  371 

71  535 

210533 

31  469 
336  771 

79234 
161  277 

53  734 


3  938  763 
182  854 


4 121  617 


4  150  613 
I  567 


Zu-  oder 

Abnahme 

inV, 


97.74 
45,33. 
34.75 
14.45 
52,21 

+  117.59 
64,07 

9,91 

3.85 

20,42 

10,57 


+ 


+ 


+ 
+ 


+ 


+       5,38 
—    99,14 


4  152  180     II     -h       0,74 


^)  Einschl.  einer  wenig  gebräuchlichen  Art  von  Postanweisungen  der  „post- 
bewijzen". 

2)  Einschl.  geringer  Wertbeträge  der  Pakete  mit  Verrechnung. 

')  Die  Additionen  ergeben  entgegen  den  Angaben  in  der  Quelle:  504  246  610 
bezw.  833  841  039  Gulden. 
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Der  Rückgang  des  telegraphischen  Verkehrs  mit  Belgien  und  Frankreich 
erklärt  sich  aus  der  Besetzung  Belgiens  und  Nordfrankreichs  durch  die  Deutschen, 
welche  das  Wirtschaftsleben  in  Belgien  geschwächt  und  den  Verkehr  beider  Länder 
mit  Holland  außerordentlich  erschwert  hat.  Der  Rückgang  im  Verkehr  mit  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten  mag  darin  seine  Ursache  haben,  daß  die  ver- 
mittelnde Tätigkeit,  die  Holland  vor  dem  Kriege  in  hohem  Maße  zwischen  diesen 
Ländern  und  Deutschland  ausübte,  seit  Kriegsausbruch  eine  starke  Einschränkung 
erfahren  hat.  Außerordentlich  ist  die  Steigerung  des  telegraphischen  Verkehrs 
mit  Deutschland,  Norwegen  und  Österreich-Ungarn.  Sie  läßt  sich  für  die  beiden 
Mittelmächte  nicht  allein  aus  der  gesteigerten  Übermittlung  politischer  und  mili- 
tärischer Nachrichten  und  der  noch  zu  erwähnenden  Unterbindung  des  interna- 
tionalen Fernsprechverkehrs  erklären,  sondern  deutet  in  Verbindung  mit  der  Ver- 
kehrssteigerung bei  Norwegen  auf  eine  Intensivierung  der  wirtschaftlichen  Be- 
ziehungen dieser  Länder  mit  Holland  hin. 

Einige  charakteristische  Einzelheiten  des  telegraphischen  Verkehrs  mögen 
noch  angeführt  sein: 

Die  durchschnittliche  Wortzahl  der  Telegramme  be- 
trug   im    Verkehr    mit 


5ien 

Deutschland 

England 

Außereuropäischen  Ländern 


1914 

13,98 
16,26 
15.96 
I4»57 


1915 
29,80 
18,20 
21,61 
21,43 


Von  den  Auslandstelegrammen  waren  „dringend"  1914:  26,38  vom  Tausend, 
1915:  38,46  vom  Tausend. 

Von  den  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
gewechselten    Telegrammen   gingen 


über  England    .    , 
„      Frankreich 
„     Deutschland 


1914 

185  382 
2  280 

14997 


1915 

158  509 
I  326 
1442 


Der   interlokale     Fernsprechverkehr    weist   folgende   Entwicklung 
auf  (die  Ortsgespräche  werden  in  der  niederländischen  Statistik  nicht  aufgeführt): 


4.    Interlokale    F 

erngespräche    in    den    Nieder 
von    1911    bis    1915. 

landen 

Mit 

ermäßigtem 

Tarif 

Sonstige 

Zusammen 

In  % 
um  1911 

Jährliche 
Zunahme 

1911 
1912 
1913 
1914 
1915 

574  572 

758  201 

899  491 

I  090  716 

I  565  683 

4  326  770 

5  106  871 

5  646  908 

6  518  291 
8  241  620 

4  901  342 

5  865  072 

6  546  399 

7  609  007 
9  807  303 

100 
120 
134 
155 
200 

22 
20 
12 
16 
29 

Diese  Aufstellung  zeigt  wiederum  die  starke  Entwicklung  des  Nachrichten- 
verkehrs. Ein  ganz  anderes  Bild  gibt  dagegen  eine  Übersicht  des  internationalen 
Telephonverkehrs.    Da  der  internationale  Telephondienst  mit  Frankreich  und  Bei- 
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gien  seit  Kriegsausbruch  unterbrochen  ist,  handelt  es  eich  hier  für  das  Jahr  1915 
nur  um  die  mit  Deutschland  geführten  Grespräche. 


5.    Internationale    Terngespräche    zwischen    den    Nieder- 
landen   und    Deutschland    in    den    Jaliren    1911    bis    1915. 

Gegen 
Grenztarif 

Sonstige 

Zusammen 

um  1911 

Jährliche 
Zu-  oder  Ab- 
nahme in  % 

1911 
1912 

1913 
1914 

1915 

77275 
87299 
94570 
57809 
136 

410  340 
488  637 
505  107 
358  502 
37562 

487615 
575  936 
599  677 
416  311 
37698 

100 
118 
123 

85 
8 

+  30 
+  18 
+     4 

—  31 

—  91 

Der  Rückgang  ist  vorwiegend  auf  die  aus  militärischen  und  politischen  Gründen 
erfolgte   Einschränkung   des   internationalen   Fernsprechverkehrs   zurückzuführen. 

Die  hier  mitgeteilten  Zahlen  über  die  Entwicklung  des  niederländischen 
Nachrichtenverkehrs  im  Kriege  lassen  zwei  Tatsachen  als  charakteristisch  hervor- 
treten. Einmal  hat  der  Krieg  nicht  nur  keine  Beeinträchtigung,  sondern  sogar 
eine  starke  Intensivierung  des  Nachrichtenverkehrs  bewirkt.  Sie  ist  am  meisten 
ausgeprägt  —  und  dies  ist  das  zweite  Charakteristikum  —  in  den  Arten  der  Nach- 
richtenübermittlung, bei  denen  die  SchnelHgkeit  das  Wesen  ausmacht.  Die  weit 
über  den  Durchschnitt  der  Verkehrszunahme  bei  den  übrigen  Übermittlungsarten 
hinausgehende  Steigerung  bei  den  Eilbriefen,  den  Telephongesprächen,  den  Tele- 
grammen, und  bei  letzteren  wiederum  die  Zunahme  der  dringenden  Telegramme 
und  der  durchschnittlichen  Wortzahl  —  alle  diese  Umstände  weisen  darauf  hin, 
daß  Absender  und  Empfänger  gesteigerten  Wert  auf  die  SchnelHgkeit  der  Über- 
mittlung gelegt  haben.  — rt — 


IV. 

Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen 

Güteraustausch. 


Die  Einfuhr  und  Ausfuhr  Spaniens  während  des  Krieges.  Die  folgenden  beiden 
Tabellen  zeigen  die  Einfuhr  und  Ausfuhr  Spaniens  nach  Hauptwarengruppen  für 
die  Jahre  1910  bis  1915^),  Im  ganzen  ist  die  Einfuhr  1914  stark  zurückgegangen, 
hat  sich  aber  im  Jahre  1915  wieder  erholt.  Die  Erholung  erklärt  sich  ledigHch  aus 
der  starken  Steigerung  der  Einfuhr  von  Baumwolle  und  Baumwollwaren  sowie  von 
Gold  und  Silber.  Insbesondere  betrug  die  Goldeinfuhr  im  Jahre  1915  über  220  Mil- 
lionen Pesetas  gegen  nur  206  000  im  Jahre  1913;  in  den  beiden  Jahren  zusammen 
betrug  die  Goldeinfuhr  fast  eine  Viertelmilharde.  Die  Ausfuhr  Spaniens  ist 
im  Jahre  1914  ziemlich  stark  gesunken,  im  Jahre  1915  dagegen  erheblich  über  die 
Ausfuhr  des  Jahres  1913  hinausgegangen.  Die  Steigerung  beschränkt  sich  aber 
auf  einige  wenige  Warengattungen:  Baumwolle  und  Baum  wollwaren.  Wolle  usw. 
und  Waren  daraus,  Vieh  usw.,  oder  mit  anderen  Worten:  sie  erklärt  sich  aus  starken 
BLriegsheferungen. 

^)  Comercio  exterior  de  Espaüa  1910  bis  1913;  Boletin  de  la  Camera  Oficial 
de  la  Provincia  de  Madrid,  Februar  1916. 
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V. 

Produktion,  Zirkulation  und  Konsumtion  widitiger 
Welthandelsgüter. 


Erzeugung  und  Verbraudi  von  Farbstoffen  in  Indien. 

Bis  zum  Ende  des  19.  Jahrhunderts  war  die  Erzeugung  vegetabilischer 
Farbstoffe  eine  der  wichtigsten  Industrien  Indiens.  Nicht  nur  das  Land  selbst 
bedurfte,  um  seine  etwa  300  Mill.  Einwohner  in  in  den  Tropen  üblichen,  leb- 
haften Farben  kleiden  zu  können,  einer  gewaltigen  Menge  Farbstoffe,  sondern 
auch  die  Ausfuhr  war  sehr  beträchtlich.  Seitdem  jedoch  die  Herstellung  von 
Anilin-  und  Alizarinfarben  und  synthetischem  Indigo  in  Deutschland  ge- 
lungen war,  und  überall  die  natürlichen  Farbstoffe  durch  das  Kunstprodukt 
verdrängt  wurden,  verlor  die  Pflanzcnfarbstoffindustrie  Indiens  ihre  bis- 
herige Bedeutung  und  ging  schnell  zurück.  Versuche,  sich  selbst  an  der  Her- 
stellung künstlicher  Farbstoffe  zu  beteiligen,  wurden  in  Indien  nicht  unter- 
nommen. 

I.  Die  künstlichen  Farbstoffe. 
Bald  nach  Beginn  des  Krieges,  welcher  der  Welt  die  Zufuhr  von  den 
größtenteils  in  Deutschland  hergestellten  Alizarin-  und  Anilinfarben  abschnitt, 
trat  in  den  meisten  Deutschland  feindlichen,  sowie  in  den  neutralen  Ländern 
ein  empfindlicher  Mangel  an  diesen  Farbstoffen  ein.  In  England,  Amerika 
und  Japan  versuchte  man,  oft  mit  Unterstützung  der  Regierung,  die  Fabri- 
kation der  künstlichen  Farbstoffe  aufzunehmen  bzw.  auszudehnen.  Doch 
zeigte  sich  bald,  daß  der  Vorsprung,  den  die  deutsche  Kohlenteerfarbenindu- 
strie  hatte,  nicht  so  bald  einzuholen  war,  und  die  erzeugten  Produkte  blieben 
weit  hinter  den  deutschen  zurück.  Es  fehlte  vor  allem  an  Chemikern,  die 
auf  dem  Gebiete  der  Farben  über  genügende  Kenntnisse  verfügten.  Eine 
wesentliche  Erleichterung  in  bezug  auf  den  Farbenmangels  konnte  auf  dem 
Weltmarkte  nicht  erreicht  werden.  Es  trat  infolgedessen  bald  ein  schnelles 
Steigen  der  Preise  ein,  und  auch  in  Indien  wurden  am  Verkauf  der  vorhan- 
denen Vorräte  märchenhafte  Grewinne  erzielt. 

Als  Beispiel  für  die  lebliafte  Nachfrage  nach  deutschen  Fabrikaten  sei  eine 
Auktion  von  deutschen  Farbstoffen  aus  Pampfer  Bärenfels  in  Madras  im  Juli  1910 
angeführt.  Bereits  bei  Bekanntgabe  des  Auktionsdatums  war  die  Frage  aufgeworfen 
worden,  ob  nur  in  Madras  Ansässige  oder  jeder  britische  Untertan  berechtigt  sei, 
bei  dem  Verkauf  zu  bieten,  und  es  hatten  Verhandlungen  zwischen  der  Regierang 
und  Madura-Leuten  stattgefunden,  die  zu  dem  Resultat  führten,  daß  Auswär- 
tigen nicht  gestattet  wurde,  an  der  Auktion  teilzunehmen.  Proteste  von  Personen 
aus  Bombay  und  Zentral-Indien  wurden  abgewiesen.  Außerdem  v/urde  auf  eine 
Bestimmung  des  Prisengerichts  hingewiesen,  wonach  die  Käufer  Sicherheit  bieten 
mußten,  daß  die  erworbenen  Farben  von  ihnen  nur  zum  Färben,  nicht  aber  zum 
Wiederverkauf  benutzt  würden.  Schon  eine  Stunde  vor  Beginn  war  die  Auktions- 
halle überfüllt.  Auch  der  Farbstoffsachverständige  der  Regierung,  Marsden,  war 
anwesend.     Es  herrschte  große  Erregung.     Bei  der  Auktion  wurde  z.  B.  ein  Faß 
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Alizarin,  welches  vor  dem  Kriege  35  Rupien  gekostet  hatte,  mit  1400  Rupien  bezahlt 
(1  cwt  netto  16  %).  Im  Durchschnitt  wurden  1000  Rupien  per  Faß  erzielt.  —  Auch 
in  Kalkutta  verlief  eine  Auktion  von  Farben  aus  dem  gleichen  Dampfer  ähnhch. 
Wie  in  Madras  waren  nur  Konsumenten  und  gewerbsmäßige  Färber,  jedoch  aus 
ganz  Indien,  zugelassen,  und  erste  englische  Firmen  waren  unter  den  Hauptkäufern. 
Erzielt  wurden  u.  a.  32,12  Rupien  per  Ib.  engl,  für  Deltapurpuriu,  16,8  Rupien  per 
ib.  engl,  für  Magentaweiß.  Der  Erlös  der  Auktion  belief  sich  auf  über  150  000  Rupien. 
—  (The  Statesman  vom  14.  Juli  1916).  In  Bombay  wurde  bei  einem  freihändigen 
Verkauf  von  Farben  aus  Dampfer  Gutenfels  das  37  fache  des  ehemaligen  Wertes 
erzielt  (The  Oil  and  Coior  Trades  Journal,  29.  April  1916). 

Der  Mangel  au  Farbstoffen  nahm  derart  zu,  daß  Färbereien  und  Webe- 
reien vielfach  ihre  Arbeit  einstellen  mußten  und  viele  kleine  indische  Färber 
beschäftigungslos  wurden.    Indien  hatte  im  Jahre  1913/14  etwa  17  Mill.  Ibs. 

I.Einfuhr    von   Farbstoffen   i 


Quantität  in  englischen  Ibs. 


1909/10  1910/11  1911/12  1912/13 


(i.  April  bis  31.  März) 


1913 


Alizarinfarben. 

Großbritannien 
Belgien  .... 
Deutschland 
Andere  Länder 

Anilinfarben. 

Großbritannien 
Belgien  .... 
Deutschland 
Italien  .... 
Schweiz  .  .  . 
Andere  Länder 


Synthetischer  Indigo. 

Belgien 

Deutschland     .    . 
Andere  Länder    . 


I  207  752 

771  782 

4  781  867 

14560 


159924 
467  146 
5  392  161 
136778 
798  129 
45858 


24  864 
180  208 

784 


Andere  Farbstoffe  von  Kohlen- 
teer 


I  094  285 

754  344 

4  013  695 

6  004 


102  336 
476  217 

7317262 
212  443 

I  019  245 
76509 


14  112 

471  632 

17  360 


I  013  376 

798  080 

4213  834 

32  585 


96831 

381  976 

6  496  327 

75  000 

760  721 

165  169 


4816 

414  288 

16  464 


I  397  545 
809  189 

5  948  770 
7540 


115  919 
730  222 
000  008 
463  380 
716  871 
55698 


21  056 

654  976 

3024 


63  588 


Zusammen  Eohlenteerf  arbstoff  e 
und  synthet.  Indigo    .    .    . 


Saffran. 

Frankreich    .    .    . 

Spanien     .    .    .    . 

Aixdere  Länder    . 

Cochenille 

Cutsch  und  Gambier 
Andere  Farbstoffe 


Total 


13  981  813 


26  508 

18  277 

301 

258  048 

4  201  456 

2  174  592 


20  660  995 


15  575  444 


28  796 

23341 
98 

239  456 
4  140  864 
2  078  496 


14  469  467 


44  602 

27  981 

56 

156  016 

4  135  600 

5  624  752 


18987  786 


27940 

28534 

626 

229  264 

4  932  92S 

2  685  424 


96; 
80i 

463: 
6/ 


9i 

91C 

7  553 

252 

822 

59 


68 
602 

7 


73 


16923  p 

28 
30; 

186 
4849 
3017 


22  086  495  I  24  458  474   I  26  892  502   I  25  036 
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KoIiloiite(  rfarbeii  emschließlicli  synthetischem  Indigo  importiert,  dagegen 
nur  600  000  Ibs.  in  den  letzten  neun  Monaten  des  Jahres  1915  (Statesman 
vom  14.  April  1916),  Der  \.  ert  der  aus  Deutschland  eingeführten  Farbstoffe 
hatte  1912/13  £  655  500,  1913/14  £  594  000  bei  einer  Gesamteinfuhr  von 
£825000  bzw.  £  769000  betragen  (siehe  Tabelle  1).  In  einem  Vortrage  in  der 
National  Association  of  Cotton  Manufacturers  (Amerika)  gab  dcT  Präsident 
die  jährliche  Produktion  von  synthetischem  Indigo  (auf  Basis  der  gewöhn- 
lichen 20%  Indigo  Pasta)  auf  80  Mill.  engl.  Pfimd.  an,  von  denen  Deutschland 
95  %  produziere,  und  von  denen  etwa  70  %  nach  dem  Orient  gingen.  Die 
Nachfrage  nach  Kunstfarben  in  Indien  wuchs  mit  fortdauerndem  Kriege 
immer  mehr;  Aufkäufer  durchzogen  das  Land  und  suchten  selbst  die  kleinsten 
Quantitäten,  die  sie  noch  in  den  Händen  von  kleinen  Händlern  oder  Färbern 


lien  von  1909/10  bis  1914/15. 

Wert 

in  £ 

914/15 

1909/10 

1910/n 

1911/12 

1912/13 

1913/14 

1914/15 

(i.  April  bi 

i   31.  März) 

859  144 

37482 

34234 

29938 

32  280 

23561 

20  930 

314  087 

37  191 

36297 

3545S 

31  357 

32946 

12  739 

513  229 

158  736 

140  738 

140279 

173  586 

129  764 

67  001 

70663 

659 

616 

920 

447 

I  822 

I  568 

142  977 
374  "4 

8772 

7  006 

6580 

S365 

7442 

II  921 

23  253 

21  665 

17  177 

35901 

45857 

19633 

812  582 

270  939 

387  043 

339  248 

424  603 

408  302 

142  365 

303  856 

6086 

9205 

3  445 

19  071 

II  491 

13457 

448852 

36  500 

44  628 

33  137 

31  170 

35763 

19  681 

77785 

I  679 

3286 

7679 

3066 

2967 

3942 

29  680 

2  227 

I  404 

521 

2  208 

6278 

2831 

306  992 

14833 

44994 

37412 

57376 

55209 

27741 

18032 

49 

I  786 

920 

308 

513 

2073 

44718 



. . 



5558 

6816 

4263 

316  711 

598  406 

732  902 

652  714 

825  296 

768  731 

350  145 

18463 

23  096 

28  159 

34966 

30  110 

31  161 

23294 

23378 

19  071 

231S8 

26  765 

28408 

31  971 

21  150 

3480 

422 

97 

89 

I  263 

143 

5  165 

151  872 

12456 

II  901 

8428 

18876 

16  086 

13  7" 

665  536 

47281 

47  810 

49983 

62  468 

55092 

44  399 

401  152 

38  709 

52  097 

68  228 

47  7O7 

39  449 

19  881 

580  592 

739  441 

896  154 

841  173 

I  014  188 

942  633 

477  745 
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entdeckten,  zu  fabelhaften  Preisen  an  sich  zu  bringen,  um  sie  dann  meistens 
nach  Amerika  weiter  zu  verkaufen.  Es  erschien  deshalb  am  12.  August  1916 
in  der  Gazette  of  India  eine  Verordnung  des  Governor  General  in  Council, 
welche  u.  a.  auch  die  Ausfuhr  aller  aus  Kohlenteerprodukten  hergestellten 
Farben  und  Farbstoffen  aus  Indien  verbot  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XLII, 
No.  542,  S.  193). 

Die  Beliebtheit,  der  sich  künstliche  und  besonders  deutsche  Farb- 
stoffe in  Indien  erfreuen,  ist  sehr  groß.  Die  stets  gleiche  Stärke,  die 
Freiheit  von  fremden  Beimischungen,  der  Eeichtum  an  Farbtönen,  die  Echt- 
heit, die  Möglichkeit,  sie  bis  zum  Äußersten  auszunutzen,  die  Leichtigkeit 
der  Anwendung,  und  in  normalen  Zeiten  auch  die  meistens  größere  Billigkeit 
sind  die  Haupt  vorteile,  welche  sie  bieten,  während  bei  Pflanzenfarbstoffen 
sehr  oft  das  Gegenteil  zutrifft.  Der  Dyeing  Expert  to  the  Government  of 
Eladras,  Dr.  F.  Marsden,  sagt  in  einem  Berichte  (Indian  Trade  Journal,  Vol. 
XL,  No.  520,  S.  451),  daß  die  Beliebtheit  der  Kohlenteerfarbstoffe  einzig  und 
allein  der  Tatsache  zuzuschreiben  ist,  daß  die  Fabrikanten  die  Erfordernisse 
der  Färber  studiert  und  es  ihnen  möglich  gemacht  haben,  jedem  Geschmack 
des  Publikums  in  bezug  auf  Farbe  Rechnung  zu  tragen  und  allen  berechtigten 
Ansprüchen  an  Echtheit  zu  genügen.  An  eine  Verdrängung  der  Kohle nteer- 
farben  ist  daher  überhaupt  nicht  zu  denken.  Daß  man  in  England  das  weiß, 
zeigen  die  ernsten  Bestrebungen,  sich  dort  ebenfalls  eine  solche  Industrie  zu 
schaffen,  und  die  den  Indiern  oft  zum  Tröste  durch  Zeitungen  übersandte 
Nachricht,  daß  nach  dem  Kriege  England  sie  mit  allen  Kunstfarben  verschen 
werde,  die  bisher  Deutschland  geliefert  habe.  Die  soweit  mit  den  wenigen 
nach  Indien  gesandten  englischen  Farben  erzielten  Resultate  haben  den 
Indiern  aber  keineswegs  Vertrauen  eingeflößt.  Selbst  der  englisch-indische 
Fachmann  Dr.  Marsden  macht  am  Schlüsse  eines  Berichtes  (Indian  Trade 
Journal,  Vol.  XL,  No.  518,  S.  372),  die  für  deutsche  Farbenfabrikanten  jedenfalls 
recht  schmeichelhafte  Bemerkung,  daß  bei  der  zu  erwartenden  gesteigerten 
Einfuhr  von  englischen  und  andern  nichtdeutschen  Kohlenteerfarben,  diese 
mit  Argwohn  von  den  Färbern  betrachtet  werden,  und  es  nicht  leicht  sein 
werde,  die  deutschen  Produkte  zu  ersetzen ;  man  kenne  nur  gewisse  Marken, 
die  auf  dem  Markte  eingeführt  waren,  und  hoffe,  solche  in  Zukunft  wieder 
zu  erhalten.  Die  nichtdeutschen  Fabrikanten  würden  die  Erfahrung  machen, 
daß  die  Einführung  größerer  Mengen  ihrer  Produkte  in  den  indischen  Markt 
schwierig  sein  werde.  Er  bezeichnet  die  Zukunft  der  indischen  Färber  als 
recht  unsicher  und  nimmt  an,  daß  Indien  der  Einfuhr  deutscher  Farbstoffe 
versperrt  bleiben  werde,  die  Anwendung  englischer  Fabrikate  aber  größere 
Kenntnisse  bei  den  Färbern  voraussetze,  um  einigermaßen  befriedigende 
Ergebnisse  zu  erzielen. 

Verschiedentlich  ist  seit  Kriegsausbruch  in  Indien  die  Schaffung  einer 
eigenen  Kohlenteerfarbenindustrie  angeregt  worden,  und  einer  der  wichtigsten 
Punkte  in  dem  Programm  der  z.  Zt.  in  allen  Hauptstädten  Indiens  tagenden 
Industrie-Kommission^)  ist  die  Erforschung  der  Möglichkeit  einer  solchen. 
Indessen  sind  die  Aussichten  für  die  Schaffung  einer  Kohlen  teerfarbenin- 

1)  Vgl.  Weltw.  Archiv  10.  Band,  Heft  1,  S.  1*. 
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dustrie  in  Indien  vorläufig  wohl  nur  gering.  Vor  allem  fehlt  im  Lande  noch 
eine  genügend  große  Eisenindustrie,  welche  die  Koksproduktion  und  damit 
die  Gewinnung  von  Kohlentecr  voraussetzt,  obgleich  Kohlen  sowie  Eisen- 
erze reichlich  vorhanden  sind.  Die  Begünstigung  einer  solchen  durch  England 
ist  aber  nicht  wahrscheinlich,  weil  es,  für  die  gegenwärtige  Generation  wenig- 
stens, in  Englands  Interesse  liegt,  Indien  als  agrarisches  Land  zu  erhalten, 
das  seine  Industrieprodukte  kauft  und  es  mit  Rohprodukten  versorgt. 
Dann  fehlen  in  Indien  Fachleute  für  die  Herstellung  von  Kunstfarbe o  gänz- 
lich, und  England  kann  solche,  da  es  selbst  Mangel  leidet,  nicht  abgeben. 
Auch  hofft  man  dort  auf  eine  gewaltige  Entwicklung  einer  eigenen  Kohlen- 
teerfarbenindustrie  und  wünscht  dann  in  Indien  keinen  Konkurrenten, 
sondern  ein  günstiges  Absatzgebiet  zu  haben. 

Einem  Einfuhrzoll  unterliegen  Kohlenteerfarben  nicht;  es  wird  aber  in 
indischen  Kreisen,  namentlich  durch  die  Biliar  Planters'  Association  dafür 
agitiert,  zur  Förderung  der  Produktion  natürlicher  Farbstoffe  die  Einfulir 
von  Mineralfarben  und  synthetischem  Indigo  mit  einem  Schutzzoll  zu  be- 
legen. 

II.  Der  natürliche  Indigo. 
Bei  weitem  der  wichtigste  und  wertvollste  Pflanzcnfarbstoff  und  auch 
wohl  der  einzige,  der  wenigstens  eine  Aussicht  hat,  auch  nach  dem  Kriege 
noch  eine  gewisse  Rolle  zu  spielen,  ist  Indigo.  Er  soll  ursprünglich  nicht 
aus  Indien  stammen,  sondern  erst  durch  einen  Franzosen,  Louis  Bonnaud, 
dort  eingeführt  sein.  Dieser  brachte  im  Jahre  1777  Samen  aus  West- 
indien und  legte  die  ersten  Indigofelder  in  Taldanga  und  Gondalpore  an. 
Mit  Hilfe  von  drei  vermögenden  Engländern  errichtete  er  dann  die  erste  Indigo- 
faktorei in  Malda.  Später  erfolgte  die  Anlage  von  solchen  in  Jessore,  Kulna 
und  Mirzapur.  Bis  Ende  1895  erfreuten  sich  die  indischen  Indigopflanze r 
eines  wachsenden  und  einträglichen  Geschäftes,  das  aber  seit  dieser  Zeit 
durch  Einführung  des  synthetischen  Indigos  schnell  in  Verfall  geriet.  — 
Welche  Stellung  indischer  Indigo  in  der  Weltproduktion  einnahm,  zeigt 
folgender  Produktionsvergleich,  den  Professor  Eoscoe  in  der  Royal  Insti- 
tution 1881  aufstellte.  Die  Zahlen  sind  auf  den  Durchschnitt  der  Jahre 
1872/1881  basiert. 

Durchschnittsproduktion    von  Indigo    in    den  Jahren 

1872 /i88i, 

Ibs.  engl.  £ 

Indien 10  200  000  2  400  000 

Manila,  Java  usw.    .    .    .  500  000 

Zentralamerika 2  250  000  600  000 

China  usw. 500  000 

4  000  000 
(W.  M.  G  a  r  d  n  e  r  ,    The  British  Coal  Tar  Industry,  S.  71.) 

Die  wenigen  Bauern  und  Faktoreibesitzer,  welche  in  den  letzten  20  Jahren 
noch  Indigo  anbauten  und  herstellten,  fristeten  seit  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts kläglich  ihre  Existenz;  sie  verarmten  mehr  und  mehr.    Die  Ent- 
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Wicklung  und  der  Verfall  der  Indigofabrikation  sind  aus  Tabelle  No.  2  leicht 
ersichtlich. 

Als  nach  Ausbruch  des  Krieges  durch  das  Ausbleiben  der  deutschen 
Anilinfarben  die  Nachfrage  nach  Indigo  sich  gewaltig  steigerte,  war  die  Indigo- 
industrie nicht  imstande,  den  plötzlich  an  sie  herangetretenen  Anforderungen 
zu  genügen.  Die  Regierung  nahm  sich  deshalb  auf  Veranlassung  verschiedener 
Handelskammern  der  Frage  der  Wiederaufrichtung  der  Industrie  an.  Im 
Februar  1915  fand  in  Delhi  eine  Indigo-Konferenz  statt,  auf  welcher  die  Mög- 
lichkeit der  Unterstützung  der  Indigoindustrie  von  drei  Seiten  aus  betrachtet 
wurde,  und  zwar  vom  Landwirtschafts-,  vom  Forschungs-  und  vom  Han- 
delsstandpunkte aus.  Man  stellte  fest,  daß  hinsichtlich  des  ersten  Punktes 
die  Regierung  bereits  alle  nötigen  Schritte  getan  habe.  (Review  of  the  Trade 
of  India  1914/15,  S.  51).  Zur  Verfolgung  der  zwei  anderen  Punkte  wurde  in 
Pusa  unter  Leitung  des  Departments  of  Agriculture  eine  besondere  Ab- 
teilung das  ,, Indigo  Investigation  Department"  geschaffen,  dem  verschiedene 
Fachleute  aus  Indien  und  England  angehören.  Unter  anderem  wurde  W. 
Davis  vom  Secretary  of  State  zum  Indigo  Research  Chemist  in  the  Imperial 
Department  of  Agriculture  in  Indien  ernannt.  (Statesman  vom  28.  April 
1916).  Hier  werden  Studien  gemacht,  um  Mittel  und  "Wege  zu  finden,  den 
natürlichen  Indigo  den  deutschen  Kohlenteerfarbstoffen  gegenüber  kon- 
kurrenzfähig zu  machen.  Vor  allem  soll  versucht  werden,  die  ganze  Indigo- 
produktion auf  einen  Standard  zu  bringen.  Es  soll  im  ganzen  Lande  nur  eine 
Qualität  von  gleichem  Indigotingehalt  fabriziert  werden,  wodurch,  wenn 
erfolgreich,  der  Handel  ganz  gewaltig  vereinfacht  würde.  Gegenwärtig  erzeugt 
nicht  nur  jede  Faktorei  ein  verschiedenes  Produkt,  sondern  zu  verschiedenen 
Zeiten  variieren  die  Erzeugnisse  sogar  an  Qualität  imd  Farbgehalt,  nach  dem 
sich  der  Wert  richtet. 

Das  Indigo  Investigation  Department  beschäftigt  sich  weiter  mit  der  Frage, 
ob  es  möglich  ist,  den  Indigo  in  Form  von  Teig,  anstatt  in  Stücken,  auf  den 
Markt  zu  bringen.  Die  Dyers'  Guild  in  Bradford  hat  sich  mit  diesem  Vor- 
schlage an  das  Department  sowie  die  Bihar  Planters'  Association  gewandt 
und  hervorgehoben,  daß  die  vorgeschlagene  Form  den  Färbern  den  Gebrauch 
von  Indigo  wesentlich  erleichtern  würde.  Außerdem  besteht  die  Guild 
ebenfalls  auf  einen  stets  gleichen  Farbgehalt  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL, 
No.  512,  S.  86).  Diese  Forderungen  verdienen  ganz  besondere  Beachtung 
der  Indigoproduzenten,  da  die  einfache  und  leichte  Anwendung  des  synthe- 
tischen Indigos  für  seine  Beliebtheit  bei  den  Färbern  zum  großen  Teil  mit 
verantwortlich  ist.  Besonders  unbeliebt  ist  bei  natürlichem  Indigo  das  um- 
ständliche Mahlen  der  Stücke  in  Pulverform.  Viel  Aussicht  auf  Erfolg  dürften 
diese  Bestrebungen  wohl  kaum  haben,  da  die  konservativen  Indicr  Neue- 
rungen nur  schwer  zugänglich  sind.  Auch  in  bezug  auf  die  Absatzorganisation 
der  Ware  soll  auf  ein  Zusammenarbeiten  unter  den  Faktoreien  hingewirkt 
werden.  Nach  der  Pioneer  Mail  vom  28.  Oktober  1916  soll  es  dem  Indigo 
Research  Chemist  in  Bihar  bereits  gelungen  sein,  eine  Pasta  (Teig)  von  20  % 
Indigotingehalt  herzustellen,  die  allen  Anforderungen  genüge.  Durch  Hin- 
zufügung von  0,5  %  kalzinierter  Soda  (soda  ash)  soll  das  Präparat  für  Monate 
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hinaus  haltbar  gemacht  werden  können,  und  die  einzige  notwendige  Neu- 
anschaffung für  die  Faktoreibesitzer  soll  eine  geeignete  Mischmaschine 
sein  (Oil  and  Color  Trades  Journal,  16.  Dezember  1916).  Eine  halbe  Tonne 
dieses  Indigoteigs  ist  zu  praktischen  Versuchen  nach  England  gesandt  worden. 
Außer  den  bereits  angeführten  Nachforschungen  über  das  Produkt 
selbst,  beschäftigt  sich  das  Investigation  Department  in  Pusa  eingehend 
mit  der  Wilt  Krankheit,  welche  den  Indigopflanzen  großen  Schaden  zufügt. 
Mit  Bezug  auf  Bodenbearbeitung  sind  Experimente  gemacht  und  die  Re- 
sultate den  Farmern  zur  Verfügung  gestellt  worden.  —  Durch  Anstellung 
eines  besonderen  Ingenieurs  soll  festgestellt  werden,  auf  welche  Weise  die 
Schäden  vermieden  werden  können,  welche  jährlich  durch  Wegwaschen 
des  Bodens  während  der  Regenzeit  entstehen.  Der  neue  Beamte  soll  Vor- 
schläge zur  Errichtung  von  Dämmen  und  lokalen  Kanalanlagen  machen 
(Statesman  vom  18.  Februar  1916).  Um  den  Bodenertrag  zu  erhöhen,  wird 
den  Bauern  empfohlen,  eine  besondere  Art  Weizen,  der  wenig  Wurzel- 
sprossen treibt,  einen  kräftigen  Halm  und  wenig  Blätter  hat  (Pusa  No.  4) 
mit  Indigo  zusammen  anzupflanzen,  da  dieser  das  Wachstum  der  Farb- 
pflanze nicht  beeinträchtigt.  Auch  mit  Düngemitteln  werden  Versuche 
ausgeführt  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No.  514,  S.  178). 

Große  Schwierigkeiten  hat  der  plötzlich  gesteigerte  Bedarf  an  Samen 
bereitet.  Solcher  war  nicht  in  genügenden  Quantitäten  vorhanden,  und 
es  sind  infolgedessen,  als  die  Indigopreise  gewaltig  stiegen,  vielfach  minder- 
wertige Sämereien  verwendet  worden,  die  den  Ertrag  der  Ernte  1915  erheb- 
lich verringerten.  Die  Forschungsstelle  in  Pusa  wird  der  Erzeugung  erst- 
klassiger Sämereien  besondere  Aufmerksamkeit  widmen  müssen.  Für  die 
1916  gewachsene  Ernte  hat  die  Regierung  bereits  größere  Quantitäten 
Samen  aus  Java  beschafft  (Oil  and  Color  Trades  Journal,  16.  Dezember 
1916). 

Der  Vizekönig  von  Indien,  Lord  Chelmsford,  wies  bei  Grelegenheit 
der  Eröffnung  des  Imperial  Legislative  Council  am  5.  September  1916  auf 
die  Wichtigkeit  der  Wiederbelebung  der  Indigoindustrie  hin  und  ermahnte 
die  Farmer  zu  einem  einheitlichen  Zusammengehen  imd  zur  Unterstützung 
der  Bestrebungen  der  Regierung  (Times  of  India,  9.  September  1916).  Anderer- 
seits warnte  in  einem  Bericht,  der  am  4.  Februar  1916  im  Indian  Trade  Jour- 
nal erschien,  der  Imperial  Economic  Botanist  A.  Howard  die  Indigo- 
produzenten davor,  größere  Summen  in  neuen  Anlagen  zu  investieren. 
Er  riet,  den  Anbau  nur  dort  zu  erweitern,  wo  die  nötigen  Anlagen  zur  Be- 
reitung des  Farbstoffes  bereits  vorhanden  seien. 

Schon  im  Jahre  1900  hatte  die  Indische  Regierung  eine  Kommission 
ernannt,  welche  die  Gründe  für  den  Rückgang  der  Indigoindustrie  erforschen 
sollte  (The  British  Goal  Tar  Industry,  W.  M.  Gardner  S.  220);  das  Re- 
sultat scheint  aber  ein  negatives  gewesen  zu  sein. 

Die  beste  Qualität  indischen  Indigos  ist  der  in  Bengalen  angebaute 
Bengalindigo;  es  folgen  Bihar,  Kurpah  und  Madras.  Der  Farbstoffgehalt, 
nach  dem  sich  der  Preis  richtet,  beträgt  bei  Bengalindigo  bis  etwa  75  % 
und  geht  bei  Kurpah  bis  etwa  40  %  herunter.    Sogenannter  Java-Indigo, 
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der  vou  aus  Java  eiageführtem  Samen  gezüchtet  wird,  erreicht  zuweilen  einen 
Farbgehalt  von  77  %.  Da  der  Wert  von  dem  Indigotingehalt  abhängt, 
so  spielt  die  Analyse  beim  Handel  eine  große  Rolle.  Bei  ihr  ergeben  sich  sehr 
häufig  Unzuträglichkeiten,  da  oft  zwei  Chemiker,  die  nach  verschiedenen 
Methoden  arbeiten,  aus  einem  Muster  verschiedene  Resultate  erhalten. 
Man  hat  sich  deshalb  in  Indien  auf  eine  gewisse  Art  der  Analyse,  den  soge- 
nannten ,,Perkins  Test"  geeinigt.  —  Der  Feuchtigkeitsgehalt  im  Indigo 
beträgt  5—15  %,  er  fällt  und  steigt  häufig  mit  der  Witterung.  Amüsant 
und  bezeichnend  für  den  Grad  der  Kenntnisse,  die  jetzt  selbst  in  Kreisen 
von  am  Indigogeschäft  Beteiligten  über  Indigo  herrschen,  ist  die  Auffor- 
derung, die  ein  Interessent  an  den  Government  Dyeing  Expert  richtete, 
ihm  eine  Maschine  zu  senden  mit  der  der  Gehalt  von  Indigotin  und  Fremd- 
stoffen im  Indigo  festgestellt  werden  könne  (Indian  Trade  Journal,  Vol. 
XLII,  No.  547,  S.  362). 

Sachgemäß  verwandt,  färbt  Indigo  absolut  echt,  wovon  man  sich  an 
vor  400  Jahren  gefärbten  Gegenständen,  die  noch  in  Agra  erhalten  sind, 
überzeugen  kann,  imd  deren  Farben  trotz  des  Alters  noch  so  frisch  und 
lebhaft  sind,  wie  sie  heute  nicht  besser  hergestellt  werden  könnten. 

Ein  Krebsschaden  bei  der  Indigogewinnung  ist  die  Verschuldung  der 
Indigobauern.  Während  in  manchen  Gegenden  die  Indigobauern  gleich- 
zeitig Produzenten  sind,  verpachten,  namentlich  in  Bihar,  die  Faktorei- 
besitzer, vielfach  Europäer,  häufig  Stücke  Land  an  Bauern,  mit  der  Ver- 
pflichtung, einen  gewissen  Teil  davon  mit  Indigo  zu  bebauen  und  den  Ertrag 
an  jungen  Schossen  an  sie  abzuliefern.  Schon  bei  Abschluß  des  Pachtver- 
trages erhält  der  Bauer  einen  Vorschuß,  der  von  Zeit  zu  Zeit  wieder- 
holt wird.  Fällt  nun  die  Ernte  ungünstig  aus,  so  stellt  sich  meistens  heraus, 
daß  die  Vorschüsse  größer  waren  als  der  Wert  der  abgelieferten  Pflanzen, 
und  die  Schuld  wird  dann  unter  hoher  Zinsenberechnung  auf  die  nächste 
Ernte  übertragen.  Da  die  Indier  das  Schuldenmachen  meistens  sehr  leicht 
nehmen,  so  haben  die  Indigobauern  häufig  ihr  Leben  lang  unter  stetig  an- 
wachsenden Schuldenlasten  zu  leiden.  Auch  diese  Frage  hat  schon  wieder- 
holt die  Regierung  beschäftigt  und  zur  Gründung  von  zahlreichen  Genossen- 
schaften geführt,  deren  Aufgabe  es  ist,  Landleuten  gegen  mäßige  Verzinsung 
Vorschüsse  zu  gewähren. 

Indigofaktoreibesitzern  und  Bauern  gegenüber  wird  von  England  aus 
darauf  hingewiesen,  daß  bei  den  jetzigen  hohen  Indigopreisen  die  Zeit  günstig 
ist,  um  ihre  Betriebe  auf  eine  gesunde  Basis  zu  stellen,  um  später  imstande 
zu  sein,  der  Konkurrenz  künstlicher  Farbstoffe  zu  begegnen.  Ob  diese  War- 
nung in  Indien  ernstlich  beherzigt  werden  wird,  muß  abgewartet  werden, 
erscheint  aber  nicht  sehr  wahrscheinlich. 

Zur  Wahrung  ihrer  Interessen  besteht  in  Indien  schon  seit  langem 
die  „Bihar  Planters'  Association",  eine  Vereinigung  von  Faktoreibesitzern, 
welche  bei  den  Untersuchungen  der  Regierung  auch  zur  Mitarbeit  heran- 
gezogen ist,  während  die  kleinen  selbsttätigen  Indigobauern,  die  gleich- 
zeitig den  Indigo  herstellen,  einen  Interessenverband  oder  Vertreter  nicht 
besitzen.     Zur  Zeit  befinden  sich  in  Vorderindien  78  Indigofaktoreien,  in 
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denen  16  000  Angestellte  beschäftigt  werden  (Statesman  vom  8.  September 
1916).  Eine  neue  große  Farmgesellschaft,  die  den  Anbau  von  Zucker  und 
Indigo  betreiben  soll,  ist  in  Kalkutta  gegründet  worden.  Es  ist  die  Purtab- 
pore Coy,  die  mit  einem  Kapital  von  12  Mill.  Rupien  eingetragen  worden  ist 
(Statesman  vom  13.  Oktober  1916). 

Die  Preise  für  Indigo  auf  dem  indischen  Markte  gingen,  nachdem  un- 
mittelbar nach  Ausbruch  des  Krieges  ein  Rückschlag  eingetreten  war,  ge- 
waltig in  die  Höhe.  Vor  dem  Kriege  war  der  Wert  im  Lande  für  einen  Durch- 
schnittsindigo etwa  150  Rupien  per  Maund  (82 ^/^  Ibs.  englisch),  im  Januar 
1916  betrug  er  750  Rupien^).  Diese  Preise  bewirkten,  nachdem  im  Jahre 
1914/15  die  niedrigste  Zahl  in  der  Anbaufläche  (148  400  acres)  erreicht 
worden  war,  eine  beträchtliche  Steigerung  im  Jahre  1915/16,  in  dem  die 
bebaute  Fläche  mit  353  100  acres  und  die  Produktion  mit  55  100  cwt  gegen 
25  200  cwt  im  Jahre  1914/15  angegeben  wird  (Tabelle  2).     Für  das  Jahr 

2.    Anbau    und    Produktion   von    Indigo    in    Indien 
von    1890/91     bis    1916/172). 


I.  April 
bis 

Bebautes 
Areal 

Produktion 

I.  April 
bis 

Bebautes 
Areal 

Produktion 

31.  März 

acres 

cwt 

31.  März 

acres 

cwt 

1890/91 

I  215  000 



1904/05 

510  289 

58  900 

1891/92 

I  155  808 

148  329 

1905/06 

401  138 

48  200 

1892/93 

I  323  612 

179  056 

1906/07 

448  594 

65  700 

1893/94 

I  535  643 

179437 

1907/08 

405  905 

52  300 

1894/95 

I  705  977 

237  494 

1908/09 

285  601 

38  800 

1895/96 

I  569  869 

190  924 

1909/10 

294  970 

39300 

1896/97 

I  583  808 

168  673 

1910/11 

282  119 

46  000 

1897/98 

I  366  513 

166  812 

1911/12 

274  476 

47700 

1898/99 

I  013  627 

139  320 

1912/13 

227  046 

39  100 

1899/1900 

I  046  434 

III  890 

1913/14 

169  221 

26  800 

1900/01 

977  349 

148  029 

1914/15 

148  400 

25  200 

1901/02 

792  179 

112  819 

1915/16 

353  100 

55  100 

1902/03 

653  801 

73908 

1916/17 

756  400 

95500 

1903/04 

712  049 

102  802 

1916/17  betragen  die  Schät2amgen  sogar  756  400  acres  und  95  500  cwt  (In- 
dian  Trade  Journal  vom  15.  Dezember  1916,  S.  324),  also  das  Doppelte 
des  zweiten  Kriegsjahres.  Den  größten  Anteil  an  der  Zunahme  hat  die  Prä- 
sidentschaft Madras.  Der  verhältnismäßig  niedrige  Ertrag  aus  der  1915 
gewachsenen  Ernte  ist  ungünstigen  Witte rungs Verhältnissen  zuzuschreiben, 
sowie  dem  schon  erwähnten  Mangel  an  gutem  Samen.    Das  Ergebnis  in  der 


^)  Eine  ähnliche  Wandlung  wie  in  Indien  machten  die  Preise  auf  dem  Welt- 
markte durch,  die  im  Juli  1916  in  London,  dem  Zentralmarkte  für  Indigo,  bis  zu 
17  8h./6  d  per  engl.  Ib.  quotiert  wm-den,  gegen  etwa  2  sh./9d  im  August  1914. 

2)  Die  Zahlenangaben  der  Jahre  1890/91 — 1913/14  entstammen  dem  Stati- 
stical Abstract  relating  to  British  India  published  by  tlie  India  Office,  die  der  Jahre 
1914/15  bis  1916/17  sind  dem  Board  of  Trade  Journal  Vol.  XCII,  S.  278  und  Vol. 
XCIII,  S.  324  entnommen,  die  des  Jahres  1916/17  sind  Schätzung. 
Weltwirtschaftliches  Archir  Bd.  X.  X 
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für  Indigo  besonders  wichtigen  Provinz  Bihar  war  nur  ein  Ertrag  von  65/66  % 
einer  Normalernte. 

Die  Ausfuhr  von  Indigo  (siehe  Tabelle  3)  aus  Indien  war  von  9400  Tonnen 
im  Jahre  1895/96  auf  550  Tonnen  im  Jahre  1913/14  gesunken.  Von  letzterer 
Menge  erhielt  England  die  Hälfte,  was  hauptsächlich  der  Tatsache  zuzuschreiben 
ist,  daß  dort  bei  Regierungsaufträgen  für  Heer  und  Marine  das  Färben  mit 

3.    Ausfuhr   von   Indigo   aus    Indien   von  1848/49    bis    1915/16^). 


I.  April  bis 

Quantität 
tons 

Wert 

31.  März 

£ 

Rupien 

1848/49 

_ 

2  093  474 

1858/59 

— 

2  118  016 

1868/69 

4960 

2  893  823 

1875/76 

5520 

2  589  954 

28  750  650  ä  1/9*^ 

1880/81 

5844 

2976317 

35  715  810  ä  1/8 

1885/86 

6625 

2  876  778 

37  831  600  ä  1/6 14 

1888/89 

7122 

2  694  916 

39485950  ä  1/438 

1891/92 

6266 

2  240  486 

32  140  860  ä  1/4'* 

1894/95 

8315 

2  590  579 

47459150  a  i/ii« 

1895/96 

9367 

3  043  147 

53  545  HO  ä  l/l«* 

1897/98 

6692 

I  955  462 

30  574  020  ä  1/3^^ 

1900/01 

5152 

I  423  987 

1903/04 

3021 

717  468 

1906/07 

1755 

466  985 

1909/10 

903 

234  544 

1910/11 

847 

223  529 

1911/12 

958 

250  535 

1912/13 

593 

146  755 

1913/14 

547 

141  938 

1914/15 

857 

599  691 

1915/16 

2097 

I  386  000 

natürlichem  Indigo  vorgeschrieben  ist.  Der  Krieg  hat  den  Export  wieder 
belebt,  so  daß  1914/15  mit  850  Tonnen  und  1915/16  mit  2100  Tonnen  er- 
scheinen. Von  dem  im  Jahre  1915/16  ausgeführten  2097  Tonnen  nahm 
England  1529  Tonnen,  die  Vereinigten  Staaten  waren  mit  297  Tonnen  die 
nächst  größten  Abnehmer  (Oil  and  Color  Trades  Journal,  30.  Dezember 
1916).  In  England  ist  vielfach  der  Vorschlag  gemacht  worden,  daß  Indien 
die  Ausfuhr  von  Indigo,  außer  nach  England,  verbieten  solle.  Zur  Zeit  ist 
eine  solche  unter  Vorweisung  einer  Ausfuhrerlaubnis  noch  gestattet.  Indessen 
hat  die  britische  Regierung  die  Produktion  der  besseren  Faktoreien  in  Ben- 
galen unter  Aufsicht  gestellt  und  die  Verteilung  derselben  selbst  in  die  Hand 
genommen.     Die  Folge  davon  ist,  daß  amerikanische  Käufer  sich  im  all- 

^)  Die  Zahlenangaben  entstammen  dem  Statistical  Abstract  relating  to  British 
India  published  by  the  India  Office,  nur  für  das  Jahr  1915/16  sind  sie  dem  Oil  and 
Color  Trades  Journal  vom  30.  Dezember  1916  entnommen.  Die  Statistiken  der  Jahre 
1875/98  enthalten  die  Wertangabe  in  Rupien;  da  die  Kursschwankungen  in  dieser 
Zeit  sehr  erheblich  waren,  so  ist  die  Umrechnung  in  £  zu  den  angegebenen  Durch- 
schrüttskursen  der  betreffenden  Jahre  erfolgt. 
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gemeinen  mit  den  geringeren  Qualitäten  aus  Kurpah  begnügen  müssen. 
Ein  allgemeines  Ausfuhrverbot  von  Indigo  aus  Indien  wurde  von  dem  Prä- 
sidenten der  National  Association  of  Cotton  Manufacturers  als  wahrschein- 
lich bezeichnet  (Indian  Trade  Journal,  Vol.XLI,  No.  533,  S.407).  Einem  Aus- 
fuhrzolle unterliegt  Indigo  nicht. 

Verschiedentlich  haben  englische  Zeitungen  die  Nachricht  gebracht, 
daß  englische  Blaufärbereien  entschlossen  seien,  auch  nach  dem  Kriege 
sich  nur  noch  des  natürlichen  Indigos  zum  Färben  zu  bedienen.  Ob  solche 
dann,  sofern  sie  nicht  für  Marine  und  Militärverwaltungen  arbeiten,  kon- 
kurrenzfähig bleiben  werden,  muß  die  Zeit  lehren.  Im  Indian  Trade  Journal 
vom  16.  Juni  1916  wurde  unter  anderem  gesagt,  daß  für  gewisse  Zwecke 
die  Überlegenheit  des  Naturindigos  gegenüber  dem  Kunstprodukte  „wieder 
entdeckt"  worden  sei. 

Interessant  ist,  daß  bei  einer  Anfrage  im  House  of  Commons  Sir  H.  Byler 
von  dem  Secretary  of  State  for  India  zu  wissen  wünschte,  ob  es  wahr  sei, 
daß  von  den  Indigokonsumenten  weniger  als  50  %  natürlichen  Indigo  zu 
verwenden  verständen  und  ihn  infolgedessen  nicht  in  der  gegenwärtigen 
Form  kauften,  und  ob  deshalb  die  Anwendung  der  deutschen  Methode,  nach 
der  dem  Farbstoff  die  gewünschte  Form  bereits  vom  Hersteller  gegeben 
wird,  nicht  notwendig  sei,  um  die  Indigo-Industrie  wieder  zu  beleben.  Eine 
klare  Antwort  auf  die  Frage  erteilte  der  Secretary  of  State  nicht,  er  drückte 
nur  die  Hoffnung  aus,  daß  die  z.  Zt.  stattfindenden  Forschungen  ein  Mittel 
ausfindig  machen  würden,  durch  welches  die  Kluft  zwischen  Herstellern  und 
Verbrauchern  überbrückt  werden  könnte.  (The  Oil  and  Color  Trades  Jour- 
nal vom  18.  November  1916).  Das  von  ibm  ernannte  Komitee  werde  gern 
bereit  sein,  Vorschläge  der  Dyers'  Guild  eatgegenzunehmen.  (Indian  Trade 
Journal,  Vol.  XLIII,  No.  553). 

Das  Resultat  der  bisherigen  Untersuchungen  und  Bestrebungen  kann 
man  zusammenfassen,  indem  man  sagt:  In  England  und  Indien  hofft  man, 
durch  Reformen  im  Anbau,  in  der  Bereitung  und  im  Vertrieb  des  Indigos 
diesen  dem  deutschen  synthetischen  Indigo  gegenüber  dauernd  konkurrenz- 
fähig zu  machen.  Die  Kriegszeit  begünstigt  diese  Bestrebungen,  doch  er- 
scheint ein  bleibender  Erfolg  derselben  nicht  sehr  wahrscheinlich. 

III.  Andere  Pflanzenfarbstoffe. 
Außer  Indigo  werden  in  Indien  noch  eine  Anzahl  anderer  Pflanzenfarb- 
stoffe erzeugt.  Als  nach  Kriegsausbruch  die  gewohnten  Kohlenteerfarben 
nicht  mehr  erhältlich  waren,  wandte  sich  diesen  naturgemäß  die  allgemeine 
Aufmerksamkeit  zu.  Besonders  in  England  erhoffte  man  von  Indien  eine 
Rettung  aus  der  bedrängten  Lage.  Anbau  und  Gewinnung  wareu  dort  aber 
derart  zurückgegangen,  und  die  verfügbaren  Quantitäten  deshalb  so  gering, 
daß  sie  eine  Erleichterung  nicht  schaffen  konnten.  Es  stellte  sich  bald  heraus, 
daß  keine  Aussicht  vorhanden  war,  in  absehbarer  Zeit  auch  nur  annähernd 
genügende  Mengen  zu  produzieren.  Wie  nicht  anders  zu  erwarten,  gingen  die 
Preise  für  Pflanzenfarbstoffe  bei  der  steigenden  Nachfrage  von  England  und 
indischen  Händlern  beträchtlich  in  die  Höhe. 

X* 
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Trotz  des  großen  Mangels  an  künstlichen  Färbemitteln  brachten  indische 
Färber  den  einheimischen  Produkten  meist  wenig  Interesse  entgegen,  sondern 
zahlten  lieber  Phantasiepreise  für  importierte  Artikel.  Der  Grund  hierfür 
ist  verschiedenen  Ursachen  zuzuschreiben.  Für  den  Färber  kommt  in  erster 
Linie  der  viel  umständlichere  Färbeprozeß  in  Betracht.  Während  das  Färben 
mit  Kohlenteerfarben  eine  einzige  einlache  Handlung  vorstellt,  so  muß 
z.  B.  bei  Chay  Wurzel  der  Vorgang  achtmal  wiederholt  werden,  und  jeder 
Pflanzenfarbstoff  erfordert  eine  andere  Anwendung.  Dazu  kommt  der  mei- 
stens matte  Ton,  der  Mangel  an  Glanz  und  der  Umstand,  daß  die  gefärbten 
Waren  sich  meistens  rauh  anfühlen.  Auch  die  großen  Quantitäten,  die  zum 
Färben  verhältnismäßig  geringer  Mengen  Stoffe  oder  Garne  notwendig  sind, 
und  die  trotz  der  enorm  gestiegenen  Kohlenteerfarbenwerte  oft  noch  höheren 
Preise  für  Naturfarbstoffe  sind  Nachteile.  Es  benötigt  z.  B.  ein  Färber  500 
Ibs.  Krapp,  die  ihn  155.  —  Eupien  kosten,  um  100  Ibs.  Baumwollgarn  rot  zu 
färben,  während  er  bei  Anwendung  von  Alizarin,  trotzdem  es  in  dem  ange- 
führten Falle  13  mal  so  viel  wie  im  Frieden  kostet,  doch  noch  allein  30 
Rupien  an  Farbstoff  spart,  ganz  abgesehen  von  Feuerung,  Zeit  und  Arbeit 
(Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No.  520,  S.  452). 

Der  Verfall,  in  den  die  Pflanzenfarbstoffindustrie  und  -Färberei  geraten 
war,  und  die  Schwierigkeiten,  die  sich  daraus  ergaben,  mußten  auch  die  Auf- 
merksamkeit der  Regierung  erwecken.  Sie  nahm  sich  der  Angelegenheit  an, 
und  die  Departments  of  Industries  in  Mysore  und  Madras  haben  sich  in  ihrem 
Auftrage  eingehend  mit  der  Frage  beschäftigt,  wie  eine  Rückkehr  zu  den  ehe- 
mals gebräuchlichen,  aus  Pflanzen  hergestellten  Farben  bewerkstelligt  werden 
könne,  um  dem  Mangel  an  künstlichen  Farbstoffen  abzuhelfen.  Die  drei 
zu  beantwortenden  Fragen  bezogen  sich  auf: 

1.  Die  Feststellung  des  Farbgehalts  in  den  Pflanzen. 

2.  Die  Erforschung  der  besten  Methoden  der  Gewinnung  der  Farbstoffe 
aus  den  Pflanzen. 

3.  Erprobung  der  vorteilhaftesten  Farbverfahren. 

Es  sind  eine  große  Anzahl  von  Pflanzen,  die  Farbstoffe  enthalten  sollen, 
gesammelt  und  im  Applied  Chemistry  Department  of  the  Indian  Institute  of 
Science  Versuche  damit  angestellt  worden.  Das  Allgemeinergebnis  aber  ist 
die  Feststellung  der  Tatsache  gewesen,  daß  der  Gehalt  an  Farbstoffen  außer- 
ordentlich gering  war,  und  daß  es  nicht  wahrscheinlich  erschien,  daß  die  er- 
zeugten Farbtöne  den  Beifall  des  indischen  Marktes  finden  würden,  besonders 
nicht  bei  Baumwollgeweben.  Praktische  Versuche,  die  im  obigen  Institute 
sowie  in  den  Lakshmi  Dye  Works  in  Bangalore  ausgeführt  wurden,  haben  ge- 
zeigt, daß  die  Töne  der  erzielten  Farben  zu  matt  und  stumpf  und  nur  wenige 
dauerhaft  genug  sind,  um  den  durch  täglichen  Gebrauch  an  sie  gestellten  An- 
forderungen zu  genügen.  Die  Versuche  haben  den  Beweis  geliefert,  daß  es 
kaum  möglich  sein  wird,  wieder  zu  den  Zuständen,  wie  sie  vor  etwa  40  Jahren, 
ehe  Kohlenteerfarbstoffe  am  Markte  waren,  zurückzukehren.  Sie  haben  dazu 
geführt,  daß  mit  Hilfe  von  Indigo  und  Zusatz  von  Mineralsalzen  usw.  eine 
Anzahl  primitiver  Farben  erzeugt  wurden,  die  aber  nur  während  des  Krieges, 
solange  künstliche  Farbstoffe  fehlen,  irgendwelche  Bedeutung  haben  werden- 
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Bei  den  angestellten  Nachforschungen  zeigte  es  sich,  daß  es  überhaupt 
keine  Färber  in  der  Provinz  gab,  die  Baumwollwaren  mit  Pflanzenfarb- 
stoffen, außer  Indigo,  zu  behandeln  verstanden.  Die  wenigen  noch  benutzten 
einheimischen  Farben  waren  nur  zum  Färben  von  Seide  und  gelegentlich 
Wolle  gebraucht  worden. 

Die  wichtigsten  der  untersuchten  Farbstoffe  sind  die  folgenden: 

C  u  t  8  c  h  ,  der  getrocknete  Saft  einer  Akazienart,  gelbbraun  und 
Khaki,  geeignet  für  Baumwolle. 

Myrobalanen,  hauptsächlich  zum  Gerben  benutzt. 

Gelbwurz,    (Turmeric)  gelb. 

S  a  f  f  1  0  r  oder  Färberdistel  (safflower),  gelbrot  rosa,  geeignet  für 
Baumwolle. 

Gelbholz    (Fustic). 

B 1  a  u  h  o  1  z    (Logwood). 

Indischer  Krapp  (majith,  madder),  türkischrot,  für  Baumwolle 
geeignet. 

Sapan    Holz    (Pattang),  rot,  für  Baumwolle  geeignet. 

Rotes    Sandelholz,    rot,  für  Baumwolle  geeignet. 

Lackfarben,    rot,  scharlach,  nur  für  Seide  und  Wolle. 

Chay    Wurzel,    rot,  geeignet  für  Baumwolle. 

Hiervon  werden  Myrobalanen  in  größeren  Quantitäten  exportiert,  der 
Hauptsache  nach  aber  als  Gerbmittel  verwendet.  Ähnlich  verhält  es  sich  mit 
Cutsch,  das  auch  in  Europa  viel  verwandt  wird.  Von  den  übrigen  angeführten 
Farbstoffen  sind  Lackfarben  die  wichtigsten,  für  diese  besteht  eine  regel- 
rechte Industrie  in  Indien,  während  aus  den  genannten  Hölzern  und 
Wurzeln  die  Färber  sich  meistens  selbst  die  Farbstoffe  ziehen.  (Exporte  von 
Farbstoffen  aus  Indien,  s.  Tabelle  4  S.  146*/147*).  In  letzter  Zeit  sind  noch 
eine  ganze  Anzahl  farbstoffhaltiger  Pflanzen  entdeckt,  resp.  wieder  entdeckt 
worden;  meistens  erwies  sich  aber  der  Farbstoffgehalt  als  derartig  gering, 
daß  sie  für  Färber  nicht  in  Betracht  kommen. 

Der  Anbau  von  farbstoffhaltigen  Pflanzen,  außer  Indigo,  hat  in  Indien 
fast  ganz  aufgehört,  und  es  stehen  soweit  meist  nur  wildwachsende  Pflanzen 
zur  Verfügung.  Die  Qualität  derselben  ist  aber  sehr  gering,  und  die  Kosten 
des  Sammeins,  sind,  da  sie  meist  zerstreut  wachsen,  so  hoch,  daß  diese  Pflanzen 
praktisch  nicht  in  Frage  kommen.  Für  Farbstoffgewinnung  sind  eben  nur  sach- 
gemäß in  größeren  Mengen  angebaute  Pflanzen  geeignet,  und  der  dazu  erforder- 
liche Boden  kann  sicherlich  durch  Anbau  von  Korn  oder  anderen  Nahrungs- 
mitteln besser  ausgenutzt  werden.  Bei  den  Versuchen,  den  Anbau  von  farb- 
stoffhaltigen Pflanzen  wieder  aufzunehmen,  zeigte  sich  auch,  daß  die  ehemaligen 
An.bauer  ,, vergessen"  hatten,  wie  dieselben  zu  behandeln  und  die  Farben  zu 
gewinnen  sind.  Trotzdem  war  im  16.  und  17.  Jahrhundert  Indien  durch  die 
Schönheit  und  Echtheit  seiner  Farben  führend,  und  die  Kunst  des  Färbens 
soll  zum  Teil  von  hier  aus  durch  Jesuiten  nach  Europa  gebracht  worden  sein. 
Ebenso  sollen  die  alten  Griechen  und  Ägypter  ihre  Kenntnisse  aus  Indien 
geholt  haben.  Mit  indischen  Stoffen  (Pintadoes)  beladene  Schiffe,  die  von 
Drake  gekapert  wurden,  sollen  die  direkte  Veranlassung  zur  Gründung  der 
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4.    Auefuhr    von    Farbstoffen  (außer 


I.  April  bis 
31.  März 

Myrobalanen 

Cutsch  und  Gambier 

tons 

Wert 

tons 

Wert 

1894/95 
1897/98 
1900/01 
1903/04 
1907/08 
1909/10 
1910/11 
1911/12 
1912/13 
1913/14 
1914/15 

56156 
36303 
47282 
61  480 
74665 
73  355 
82945 
61  683 
69888 
61  820 
58213 

Rs  4  649  760 

Rs  2  589  490 

£   211  212 

£   280  686 

£  393017 

£   400  028 
£   465  097 
£   333  520 
£   414  280 
£   379  626 

£   350  450 

4585 
2040 
4552 
4050 
3438 
2943 
3102 

£  96  505 
£  45  114 
£  III  441 

£  86533 

£  71  099 
£  62  162 
£  69  844 

^)  1894/95 — 1903/04  entnommen  dem  Statistical  Abstract  relating  to  British 
den  Tables  relating  to  the  Trade  of  British  India  1910/1915.  2)  Umfaßt 

East  India  Company  gewesen  sein,  aus  der  die  Entwicklung  zu  einer  britischen 
Kolonie  hervorgegangen  ist.  Indische  gefärbte  Stoffe  erfreuten  sich  infolge 
ihrer  prächtigen  Farbe  in  England  derartiger  Beliebtheit,  daß  englische 
Eärbereierzeugnisse  kaum  noch  gekauft  wurden,  und  Färber  sich  ruiniert 
sahen.  Diese  erstürmten  deshalb  Ende  des  17.  Jahrhunderts  das  India  House 
in  London  und  zwangen  die  Regierung,  ein  Gesetz  zu  erlassen,  welches  indische 
Muster  verbot.     (Statesman,  23.  Juni  1916). 

Als  Resultat  seiner  Forschungen  bezeichnet  der  von  der  Regierung  in 
Madras  angestellte  Fachmann  Dr.  Marsden  die  dauernde  Wiederbelebung 
der  indischen  Pflanzenfarbstoffindustrie  als  unwahrscheinlich  und  faßt  die 
Gründe  für  die  Aussichtslosigkeit  der  Bestrebungen,  Kohlenteerfabrikate 
durch  erstere  zu  ersetzen,  in  folgende  drei  Punkte  zusammen  (Indian  Trade 
Journal,  Vol.  XI,  No.  518,  S.  368). 

1.  Die  viel  zu  hohen  Kosten  der  Pflanzenfarbstoffe. 

2.  Der  Mangel  an  Pflanzenfarbstoffen. 

3.  Die  Veränderung,  welche  im  Geschmacke  des  Volkes  vorgegangen  ist, 
das  sich  daran  gewöhnt  hat,  glänzende,  leuchtende  Farben  zu  kaufen  und  die 
mit  Pflanzenfarbstoffen  gefärbten  Baumwollwaren  als  zu  matt  und  triste 
zurückweist. 

Er  bemerkt,  daß  durch  das  gewaltige  Emporkommen  der  Kunstfarben 
und  die  enorme  Abnahme  im  Gebrauch  von  Pflanzenfarbstoffen  genügend 
bewiesen  sei,  daß  letztere  mit  Kohlenteerprodukten  nicht  konkurrieren  können, 
und  daß  die  in  Madras  ausgeführten  Untersuchungen  die  Unbeliebtheit, 
welche  pflanzliche  Farbstoffe  in  Indien  heute  genießen,  nur  gezeigt  haben. 
Ein  Blick  auf  die  Ausstellungsprodukte  und  die  Kleidungsstücke  der  die 
Ausstellung  in  Peoples  Park  in  Madras  Besuchenden  genüge,  um  die  Unmög- 
lichkeit einer  Konkurrenz  der  vegetabilischen  und  künstlichen  Farben  zu  be- 
weisen. Färber  zeigen  trotz  des  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  Farben- 
mangels große  Abneigung  gegen  die  einheimischen  Produkte  zum  Färben  von 
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Indigo)    aus    Indien    von    1894/95    bis    1914/15^). 


Safflor  (safflower) 

Gelbwurz  (Turmeric) 

Andere  Farbstoffe 
(einschließlich  Lackfarben 

tons 

Wert 

tons 

Wert 

tons 

Wert 

174 
93 
207 
214 
213 
199 
143 

£  4215 

£  3020 
£  6174 
£  6044 

£  4273 
£  3966 
£  2792 

4142 

3997 
3592 

4615 
4942 

5751 
3207 

£  66  072 
£  53  368 
£  57  352 
£  84  959 
£  86  370 
£  87  450 
£  43  894 

14763 
7303 
8887 

10387 
I  293 
I  816 
I  623 
I  662 

1  635 

2  106 
I  250 

Rs  3  995  150«) 
Rs  2  230  970*) 
£       212  8342) 
£       1726312) 
£         10  589 
£         14  443 
£         12  031 
£         12  199 
£         14  070 
£         18384 
£         II  366 

India  from  1894—1904  published  by  the  India  Office.  1907/08 — 1914/15  entnommen 
Cutsch,  Safflor,  Gelbwurz  und  andere  Farbstoffe. 

Baumwollwaren,  bestürmen  aber  die  zu  ihrer  Beratung  eingesetzte  Behörde 
mit  Nachfragen  nach  importierten  Farbstoffen.  Es  wurde  ihnen  empfohlen, 
mit  Indigo,  Rothölzern  oder  verschiedenen  Wurzeln  zu  färben,  auch  mit 
Cutsch,  aber  die  damit  erreichten  Schattierungen  seien  so  beschränkt,  und  der 
Bedarf,  der  nicht  befriedigt  werden  kann,  namentlich  für  rot,  sei  so  groß,  daß 
sich  die  Lage  durchaus  nicht  ändere.     (Statesman,  10.  März  1916). 

Am  Schlüsse  seines  Berichtes  faßt  Marsden  seine  Ansichten  zusammen, 
indem  er  sagt:  „Nach  meiner  Meinung  sind  die  Resultate  der  Untersuchungen 
endgültig.  Sie  haben  mich  überzeugt,  daß  die  einheimischen  Produkte  den 
Anforderungen  nicht  entsprechen  können,  welche  durch  die  Entwicklung 
in    der   Fabrikation   von   synthetischen   Farben   geschaffen   worden   sind". 

Der  Director  of  Industry  and  Commerce  in  Mysore,  A.  Chatterton, 
schließt  sich  in  einem  Berichte  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No,  518,  S. 
368)  der  Ansicht  Dr.  Marsdens  an.  Er  sagt,  daß  der  Versuch,  das  Färben  von 
Baumwolle  mit  Pflanzenfarbstoffen  wieder  zu  beleben,  keinen  praktischen 
Nutzen  habe  (Nothing  useful  can  result  in  attempting  to  resuscitate  vegetable 
dyeing  on  cotton). 

Ähnlich  spricht  sich  der  Direktor  des  United  Provinces  Board  of  Indu- 
stries aus.  Er  bezweifelt,  daß  Pflanzenfarbstoffe  nach  dem  Kriege  ihren 
Platz  werden  behaupten  können,  es  komme  z,  Zt.  nur  darauf  an,  während 
der  Kriegszeit  einen  Ersatz  für  Mineralfarben  zu  erhalten.  (Indian  Trade 
Journal,  Vol.  XLIII,  No.  553,  S.  134). 

Um  dem  Färbergewerbe  dauernd  Rat  und  Beistand  zukommen  zu  lassen, 
schlägt  Dr.  Marsden  die  Errichtung  eines  permanenten  Farbenlaboratoriums 
vor.  Dieses  soll  seine  Untersuchungen  nur  auf  solche  Materialien  beschränken, 
die  z.  Zt.  in  Indien  erhältlich  sind. 

Das  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchungen  und  Bestrebungen  kann 
man  darin  zusammenfassen,  daß  in  England  und  auch  bei  der  indischen 
Regierung  der  Wunsch  besteht,  die  Pflanzenfarbengewinnung  in  Indien  wieder 
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zu  lieben.  Der  verhältnismäßig  geringe  Ertrag  an  Farbstoffen  aus  Pflanzen 
(außer  Indigo),  die  hohen  Herstellungskosten,  die  geringe  Zahl,  Mattheit 
und  der  mangelnde  Glanz  der  Farbtöne  und  die  Umständlichkeit  des  Färbe- 
prozesses machen  aber  eine  Konkurrenz  von  Pflanzenfarbstoffen,  ausge- 
nommen wenn  sie  gleichzeitig  auch  Gerbmittel  sind  (wie  z.  B.  Cutsch  und 
Myrobalanen),  mit  Kohlenteerfarben  unmöglich.  In  wohl  unterrichteten 
und  fachmännischen  Kreisen  Indiens  glaubt  man  daher  nicht  ernstlich  an 
eine  Wiederbelebung  der  einheimischen  Farbengewinnung,  sondern  hofft 
nur  auf  eine  Verdrängung  deutscher  künstlicher  Farbstoffe  durch  Produkte 
der  mit  allen  Kräften  von  der  englischen  Kegierung  geförderten  englischen 
Kohlenteerfarbenindustrie,  eventuell  auch  durch  amerikanische. 

Vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  betrachtet,  wäre  die  Wiederein- 
führung des  Anbaues  von  Farbstoffen  in  Indien  sehr  imklug,  da  bei  der  schnell 
wachsenden  Bevölkerungszahl,  deren  Ernährung  mit  fortschreitender  Zeit 
immer  größere  Mengen  von  Nahrungsmitteln  erfordert,  die  bestmöglichste 
Ausnutzung  des  Bodens  für  solche  das  Gebotene  ist,  nicht  aber  eine  aussichts- 
lose Konkurrenz  mit  Produkten,  die  sich  aus  Mineralstoffen  besser  und  billiger 
herstellen  lassen. 

*  Leoülrich, 

Deutscher  Konsul  für  Arakan,  Britisch  Birma  (z.  Zt.  Kiel). 


Der  Einfluß  des  Frachtraummangels  auf  den  Reishandel  Birmas. 

In  den  jetzigen  Zeiten  allgemeiner  Lebensmittelknappheit  in  Europa 
ist  es  nicht  unangebracht,  auf  ein  Land  hinzuweisen,  dem  sein  Überfluß  an 
Getreide  verhängnisvoll  zu  werden  droht.  Es  ist  dies  Britisch  Birma  in  Hinter- 
indien, das  den  bei  weitem  bedeutendsten  Reisexport  von  allen  Ländern  der 
Erde  hat.     Nachstehende  Tabelle  gibt  seine  Ausfuhr  an  Reis  während  der 


Export    von    Reis    aus    B  i  rm  a  (in  Tons)^), 


1914 

1915 

1916 

Aus    Rangoon 

nach  Europa 

„      Indien 

669  001 
864  322 

\     391  636 

14  641 

415  821 

I  054  322 

323  Ö39 
58821 

432  108 

846  648 

„      Straits  Settlements,  Java,  Ja- 
pan, Australien 

„      Amerika 

501  782 
72328 

Gresamtausfuhr  aus  Rangoon   .    .    . 
Aus    Akyab     

I  939  600 

253  400 
305  800 
199  600 

I  852  603 
168  284 
266  455 
123  338 

I  852  866 
200  481 

„     Bassein 

231  947 

„     Moulmein 

141  400 

Insgesamt 

2  698  400 

2  410  680 

2  426  694 

^)  Die  Zahlenangaben  entstammen  den  Marktberichten  der  Reismaklerfirma 
Morrison  &  Co.  in  Rangoon. 
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letzten  drei  Jahre  an.  Der  besseren  Übersicht  halber  sind  die  verschiedenen 
Qualitäten,  dem  zur  Herstellung  benötigten  Paddy  (rohen  Reis)  entsprechend, 
auf  der  Basis  von  Cargoreis  umgerechnet. 

In  normalen  Jahren  ist  die  gesamte  für  den  Export  verfügbare  alte 
Reisernte  gegen  Ende  des  Jahres  verschifft,  und  Anfang  Januar  beginnt 
die  Verladung  der  neuen  Ernte.  Wohl  zum  ersten  Male  in  der  Geschichte 
des  Reishandels  befand  sich  am  Anfang  des  Jahres  1917  in  den  Ausfuhrhäfen 
und  dem  Innern  Birmas  ein  unverkauftes  Lager  von  altem  Reis  von  370  000 
tons,  obgleich  die  Gesamtausfuhr  des  Jahres  1916  nur  wenig  hinter  einem 
Durchschnittsjahre,  das  etwa  2,5  Mill.  tons  Überschuß  ergibt,  zurück- 
blieb. Dieser  Umstand  ist  zum  Teil  der  Rekordernte  des  Jahres  1915  zu- 
zuschreiben, deren  zur  Ausfuhr  verfügbare  Menge  von  der  Regierung 
auf  2,8  Mill.  tons  berechnet  wurde.  Für  den  im  Lande  verbliebenen 
Reis  konnten  keine  Käufer  gefunden  werden,  da  es  an  Tonnage  fehlte, 
um  ihn  fortzuschaffen.  Die  Ernte  des  Jahres  1916,  die  von  Anfang 
1917  ab  zum  Verkaufe  nach  den  Ausfuhrhäfen  Rangoon,  Akyab,  Bassein 
und  Moulmein  gebracht  und  dort  gemahlen  wird,  ist  abermals  eine 
Rekordernte  sowohl  in  bezug  auf  Qualität  als  auch  Quantität.  Nach 
Schätzung  der  Regierung  sind  von  ihr  2,75  Mill.  tons  für  die  Ausfuhr  ver- 
fügbar, zu  denen  die  im  Jahre  1916  un verschifft  gebliebenen  370  000  tons 
hinzuzurechnen  sind,  so  daß  Birma  vor  Ende  1917  mehr  als  drei  Mill.  tons 
Reis  ausführen  muß,  um  normale  Verhältnisse  zu  haben.  Das  erscheint  bei 
der  herrschenden  Frachtraumnot  während  des  Krieges  unwahrscheinlich. 
Die  Folgen  aber  sind  für  Birma,  dessen  Existenz  von  seiner  Reisernte  und 
deren  Verkauf  abhängt,  sehr  ernste.  Es  bestehen  im  Lande  nicht  genügend 
Lagerräume,  um  zurückbleibende  bedeutendere  Mengen  für  spätere  Zeiten 
trocken  aufbewahren  zu  können.  Nur  der  kleinere  Teil  der  Ernte  kann  unter 
Dach  gelagert  werden,  der  größere  muß  bis  zum  Eintritt  der  Regenzeit  auf 
den  Feldern  ausgedroschen  und  dort  aufgestapelt  werden,  bis  er  in  Booten 
oder  auch  mit  der  Eisenbahn  in  die  Hafenstädte  befördert  werden  kann. 
Dies  muß  aber  bis  zu  Anfang,  allerspätestens  Mitte  April  geschehen  sein, 
da  um  diese  Zeit  die  ersten  Mangoschauer  (Regengüsse)  einsetzen  und  dann 
der  im  Freien  lagernde  Reis  natürlich  verdirbt.  Die  Hauptverschiffungs- 
periode in  den  Reishäfen  ist  deshalb  von  Ende  Januar  bis  Ende  März,  in 
welcher  Zeit  die  Reismühlen  in  den  Hafenstädten  normalerweise  Tag  und 
Nacht  und  selbst  Sonntags  fieberhaft  tätig  sind.  Im  Jahre  1917  werden  sie 
trotz  der  großen  Ernte  wohl  weniger  geschäftig  sein,  denn  sie  können  die  ge- 
waltigen Quantitäten  —  verschiedene  der  europäischen  Mühlen  vermählen  in 
24  Stunden  bis  zu  1200  tons  —  weder  lagern  noch  verschiffen.  Dies  hat  bereits 
einen  bedeutenden  Preisrückgang  sowohl  für  Paddy  als  auch  für  geschälten 
und  weißen  Reis  zur  Folge  gehabt,  und  die  Reisbauern  können  selbst  zu  Prei- 
sen, wie  sie  seit  Jahren  nicht  mehr  geherrscht  haben,  ihre  Ernte  nicht  ver- 
kaufen, ein  bei  der  in  Birma  herrschenden  starken  Konkurrenz  unter  den 
Reismüllern  und  Verschiffern  äußerst  seltener  Fall.  Dies  macht  die  Birmesen, 
die  ein  fast  ausschließlich  Ackerbau  treibendes  Volk  sind,  zum  größten  Teil 
mittellos,  da  es  bei  ihrer  sorglosen  Veranlagung  ungewöhnlich  ist,  daß  sie 


150*  Chronik  und  Archivalien. 

zur  Zeit  des  Eiübringeüs  der  neuen  Ernte  etwas  anderes  als  Schulden  haben. 
Die  Kegierung  hat  deshalb  wohlweislich  die  Zeit  der  Steuerzahlung  auf 
Ende  Februar  gelegt;  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  sie  im  Jahre  1917 
in  diesem  Monate  einen  nennenswerten  Teil  der  Steuern  wird  einsammeln 
können.  Auch  wird  der  Birmese  die  üblichen,  auf  die  Ernte  genommenen 
Vorschüsse  nur  teilweise  zurückzahlen  können,  wodurch  sich  seine  Schuld 
durch  wticherhaften  Zins  und  Zinseszina  in  kurzer  Zeit  vervielfacht.  Dies 
wird  wieder  einen  vermehrten  Übergang  von  Landbesitz  aus  birmesischen 
Händen  in  die  von  nichtbirmesischen  Geldverleihern  zur  Folge  haben,  was 
die  Regierung  aus  wirtschaftlichen  Gründen  im  Interesse  des  Landes  seit 
Jahren  ernstlich  bestrebt  ist  zu  verhindern.  Für  die  Birmesen  bedeutet 
die  Unmöglichkeit,  einen  Teil  ihrer  Ernte  verkaufen  zu  können,  so  daß 
sie  ihn  verderben  lassen  müssen,  eine  Katastrophe,  deren  Folgen  noch  nicht 
abzusehen  sind,  und  die  sie  wahrscheinlich  veranlassen  wird,  bei  der  nächsten 
Aussaat  im  Juni  1917  weniger  Reis  anzubauen.  Hierdurch  würden  die  ohnehin 
ungünstigen  Aussichten  für  die  Versorgung  der  Welt  mit  Getreide  in  der 
nächsten  Zukunft  noch  verschlechtert.  Die  birmesische  Regierung  sieht 
sich  jedenfalls  einem  schwierigen  Problem  gegenüber. 

Die  Reisverschiffer  Birmas  haben  sich  bereits  bei  Beginn  der  neuen 
Reissaison  (im  Januar)  bemüht,  die  Aufmerksamkeit  der  Regierung  in  Lon- 
don auf  die  in  Birma  auf  Verfrachtung  wartenden  Quantitäten  Reis  und 
die  Unmöglichkeit  der  Verschiffung  infolge  Frachtraummangels  zu  lenken, 
und  die  Birma  Handelskammer  ist  von  ihnen  aufgefordert  worden,  die  unter- 
nommenen Schritte  durch  telegraphische  und  schriftliche  Erklärungen 
zu  bekräftigen,  eine  Pflicht,  der  sie  sich  inzwischen  ohne  Zweifel  erledigt 
haben  wird.  Den  Controller  of  Shipping  in  London  dürfte  allerdings  wohl 
mehr  die  Schwierigkeit  der  Beschaffung  der  erforderlichen  Tonnage,  wie 
die  Unkenntnis  der  Tatsache,  daß  Birma  jährlich  die  bedeutendste  Reis- 
ernte der  Welt  zu  verschiffen  hat,  davon  abhalten,  jede  Tonne  seines  Über- 
schusses nach  England  zu  befördern. 

Marktberichte  über  Reis  in  der  Londoner  Zeitung  ,,The  Times"  beziehen 
sich  seit  Anfang  Februar  1917  nur  noch  auf  den  englischen  Markt  und  be- 
richten über  Preise  für  Verschiffungen  von  Birma  stets  nur  „inactive,  pend- 
ing Government  regulations." 

Unter  den  herrschenden  Umständen  und  bei  den  billigen  Reispreisen 
in  Birma  bilden  die  hohen  Frachtraten  (Birma  nach  England  260  sh/-  per 
Ton  gegen  einen  Durchschnitt  von  25  sh/-  im  Frieden)  und  Versicherungs- 
raten (10  %  für  englische  und  12  %  für  neutrale  Schiffe  gegen  etwa  %  % 
in  normalen  Zeiten)  jedenfalls  kein  Hindernis.  Sie  verteuern  den  Reis  um 
etwa  15  Pf.  das  Ib  gegen  weniger  als  lYz  Pf.  vor  dem  Kriege.  Auch  dürfte 
der  englische  Geschmack,  der  Weizen  vorzieht,  wohl  kaum  noch  eine  Rolle 
bei  der  Lebensmittelversorgung  spielen,  wie  Rangoon  Zeitungen  annehmen. 
Wohl  aber  sollte  dies  für  die  Entfernung  zutreffen,  und  es  mag  deshalb 
erwähnt  werden,  daß  die  Zeitdauer  der  Reise  eines  Frachtdampfers  von  Eng- 
land nach  Rangoon  durch  den   Suezkanal  und  zurück  etwa  drei  Monate 
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beträgt,  gegen  etwa  vier  Monate  bei  der  Fahrt  nach  Australien,  wo  sich 
noch  beträchtliche  "Weizenvorräte  befinden  O-  Lu.  * 


Die  Erzproduktion  und  -ausfuhr  Algeriens  von  1914,  1915  und  1916.     Die 

französische  Regierung  arbeitet  mit  allen  Mitteln  darauf  hin,  die  Produktion  von 
Erzen  in  Frankreich  selbst  und  in  seinen  Kolonien  zu  fördern.  Bestehende  Ge- 
sellschaften für  die  Ausbeutung  von  Minen  werden  unterstützt,  die  Bildung  neuer 
wird  angeregt,  Transporteinrichtungen  werden,  soweit  es  die  Kriegs  Verhältnisse 
zulassen,  geschaffen  oder  verbessert,  und  die  Nachfrage  ist  naturgemäß  bei  dem 
großen  Bedarf  der  Kriegsindustrien  Frankreichs  so  stark,  daß  jedes  Angebot  bei 
weitem  übertroffen  wird. 

Die  Statistik  der  Erzproduktion  von  Algerien  in  den  Jahren  1914,  1915  und 
1916,  die  das  „Echo  des  Mines  et  de  la  Metallurgie"^)  veröffentlicht,  weist  das 
Ergebnis  dieser  Bemühungen  hinsichtlich  der  Steigerung  der  Ausbeute  aus.  Die 
Produktion  des  Jahres  191ö  zeigt  für  jedes  Metall,  ausgenommen  Antimon  und 
Blei,  einen  starken  Rückgang.  Im  Jahre  1916  ist  es  gelungen,  diesen  Rückgang 
mit  Ausnahme  des  Zink-  und  Eisenerzes  auszugleichen,  die  Produktion  einiger 
anderer  Erze  sogar  wesentlich  zu  steigern  (vgl.  Tabelle  1). 


I.  Erz 


Produktion  Algeriens  in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916. 


1914 


1915 


1916 


in  Tonnen 


Phosphat     

Eisenerze 

Kupfererze      

Bleierze 

Zinkerze 

Antimonerze 

Quecksilber  (in  Meterzentnern) 


355  140 

225  871 

115  021 

818  705 

I  090 

— 

15676 

15  046 

45320 

16  796 

I  100 

9  022 

6 

— 

380  211 

938  684 

I  098 

23731 
28973 
28473 
316 


Die  in  Algerien  gewonnenen  Erze  werden  nicht  im  Lande  selbst  verhüttet, 
weil  hierfür  die  Einrichtungen  fehlen.  Sie  werden  in  unverändertem  Zustande 
ausgeführt.  Die  Ausfuhrzahlen  sind  demnach  annähernd  die  gleichen  wie  die  Pro- 
duktionszahlen. Über  die  Ausfuhr  von  Erzen  aus  Algerien  im  Jahre  1916  gibt  die 
genannte  Quelle  folgende  (Tabelle  2)  provisorische  Zahlen,  die  erkennen  lassen, 
daß  nur  ein  geringer  Teil  der  geförderten  Menge,  mit  Ausnahme  von  Blei  und  Queck- 
silber, nach  Frankreich  selbst,  der  Hauptteil  aber  ins  Ausland  geht.  Die  Ursache 
hierfür  ist  außerdem  darin  zu  suchen,  daß  der  größte  Teil  der  Verhüttungseinrich- 
tungen Frankreichs  im  besetzten  Gebiet  liegt  und  damit  die  Aufbereitung  der  Erze 
und  die  Gewinnung  von  Metallen  wesenthch  beeinträchtigt  ist.  Die  Ausfuhrsta- 
tistik  gibt  für  1916  folgende  Zahlen: 

^)  Für  Einzelheiten  über  die  Bedeutung  des  Reis  für  Birma  wird  auf  die  Ar- 
beit „Der  Reishandel  Birmas  1915/16",  der  im  Weltwirtschaftlichen  Archiv,  9.  Bd. 
Heft  4,  S.  374*  erschienen  ist,  verwiesen. 

2)  Vgl.  „L'Information"  Paris  vom  3.  März  1917. 
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2.    Algeriens    Erzausfuhr    im    Jahre    1916 
(provisorische  Zahlen). 


Phosphat     

Eisenerze 

Bleierze 

Zinkerze 

Antimonerze 

Quecksilber  (in  Meterzentnern) 


Ausgeführt  nach 


Frankreich 


anderen 
Ländern 


in  Tonnen 


28573 

40  606 

22  015 

6  094 

8036 

316 


351  638 

898  078 

I  716 

22  879 

20434 


Die  Qaecksilberpreise  and  -Produktion  in  den  Vereinigten  Staaten.  Das  Queck- 
silber ist  im  ersten  Vierteljahr  1916  vorübergehend  ungewöhnlich  im  Preise  gestiegen. 
Im  Februar  wurde  der  Höhepunkt  erreicht  mit  durchschnittlich  288,50  Doli,  pro  Flasche 
(zu  75  pounds).    Die  Entwicklung  der  Preise  war  in  New  York  seit  1913  folgende: 

Die    Q  u  e  c  k  s  il  b  er  p  r  ei  s  e   in   New   York 
von   Mitte    1913    bis    Mitte  1916. 


Juü  .    .    . 

August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 
Januar  . 
Februar  . 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  .  . 
Juni     .    . 


Monatsdurchschnitt 


1913/14 


1914/15 


39,00 
39,00 
39,00 

38,59 
38,00 
38,50 
38,05 
38,00 
38,00 
38,00 
38,00 
37,73 


38,32 


35,87 

74,19^2 

73,57 

50,59^/^ 

51,72 

51,61 

50,90 

58,051/2 

62,93  y2 

65,71  Vz 

72,65 

87,91 


61,31 


1915/16 


93,33 
91,79% 
89,0914 
92,40 

102,25 

126,52 

214,76 

288,50 

223,91 

140,10!^ 
96,95 
73,04% 


136,051/2 


Der  Krieg  hatte  eine  stark  vermehrte  Nachfrage  für  Kriegszwecke  zur  Folge. 
Die  Produktion  konnte  trotz  erheblicher  Steigerung  den  Bedarf  nicht  befriedigen, 
so  daß  die  Preise  schließlich  bis  auf  nahezu  300  Doli,  im  Februar  1916  anzogen.  Erst 
als  hierdurch  die  Quecksilbervorräte  Mexikos,  die  vorher  zur  Amalgamierimg  von 
Gold-  und  Silbererzen  bestimmt  waren,  angelockt  wurden,  und  als  England  die 
Quecksilberausfuhr  in  bestimmten  Grenzen  wieder  freigab,  erfolgte  eine  Reaktion. 

Die  Produktion  von  Quecksilber  in  den  Vereinigten  Staaten  betrug  nach 
Angaben  des  Geological  Survey  im  Jahre  1915:  21  031  Flaschen  im  Werte  von 
1  826  912  Doli,  gegen  16  548  Flaschen  im  Werte  von  811  680  Doli,  im  Jahre  1914, 
hat  sich  also  um  27  %  der  Menge  und  125  %  dem  Werte  nach  gesteigert.  Davon 
kamen  14  283  Flaschen  im  Werte  von  1  774  881  Doli,  aus  Kalifornien,  der  Rest 
fast  sämtlich  aus  Texas  und  Nevada.  Infolge  der  hohen  Preise  sind  alte  Quecksilber- 
öfen wieder  eröffnet  oder  erweitert  und  neue  angelegt.  Auch  Quecksilberbergwerke 
sind  neu  angelegt  und  die  bestehenden  stärker  ausgebeutet  wordeni).  — ^r. 

^)  Steel  Metal  and  Digest  vom  Jtili  1916. 
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Baumwollernte  in  Alabama.  Zu  dem  im  Februarheft  des  „Weltwirtschaft- 
lichen Archivs",  9,  Bd.,  Heft  2,  S.  196*,  veröffentlichten  Rundschreiben  der  Baum- 
wollfirma Basliinsky  Cotton  Co.  Inc.  in  Birmingham -Alabama  seien  die  folgenden, 
einem  neueren  Rundschreiben  der  Firma  vom  15.  Januar  1917,  welches  im  wesent- 
lichen  die   gleichen   Angaben   enthält,    entnommenen   Ergänzungen   lünzugefügt: 

„Als  man  anstelle  der  Baumwolle  die  leichter  gedeihende  Erdnuß  anzubauen 
versuchte,  wurde  das  Auftreten  eines  neuen  Insektes,  der  sogenannten  „grünen 
Soldaten wanze"  (green  soldier  bug)  beobachtet.  Diese  Seuche  erstreckte  sich  jedoch 
nur  auf  den  Südosten  Alabamas.  Das  Insekt  zeigte  sich  zuerst  im  Herbst  und  wirkte 
vernichtend  auf  die  gesamte  Pflanzenwelt  mit  Ausnahme  der  Baumwolle,  die  es  in- 
folge seines  späten  Auftretens  nicht  mehr  schädigen  konnte.  Die  Ausbreitung  der 
Seuche  wird  mit  mehr  oder  weniger  Besorgnis  verfolgt. 

Während  der  ganzen  Saison  wurde  Baumwolle  infolge  der  unvergleichlich 
hohen  Preise  in  reichlichen  Mengen  auf  den  Markt  gebracht.  Die  Pflanzungen  haben 
die  seit  1911  aufgespeicherten  Baum  wollbestände  abgegeben.  Die  Pressen  und  Baum- 
wollgeschäfte sind  mit  Vorräten  versehen.  Verschiedene  wohlhabende  Farmer 
halten  mit  dem  Verkauf  der  Baumwolle  zurück,  um  einen  Preis  von  20  Cents  oder 
mehr  zu  erzielen.  Beträchtliche  Warenmengen,  von  denen  jedoch  ein  großer  Teil 
für  Lieferung  auf  Abruf  gelagert  ißt,  befinden  sich  im  Besitz  von  Verfrachtern. 

Trotz  der  sehr  schlechten  Baumwollernte  hat  sich  die  wirtschaftüche  Lage 
aller  Industriezweige  günstig  entwickelt.  Die  Landesbanken  verfügen  über  mehr 
Bargeld,  als  sie  jemals  aufzuweisen  hatten.  Auf  Grund  neuerer  Feststellungen  be- 
laufen sich  ihre  überschüssigen  Reservebestände  auf  annähernd  150  %".        B.  H. 


VI. 

Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik 
des  Geschäftslebens. 

Die  Entwicklung  der  Unternehmungsformen  in  der  Schweiz.  Das  Schwei- 
zerische Handeisamtsblatt  in  Bern  vom  5.  Februar  1917  veröffentlicht  die  in  den 
letzten  12  Jahren  erfolgten  Eintragungen,  Löschungen  und  Veränderungen  im 
Handelsregister  und  gibt  gleichzeitig  eine  Aufstellung  über  den  heutigen  Bestand 
des  Registers.  In  Tabelle  1 — 3  sind  zunächst  die  Eintragungen  und  Löschimgen 
zusammengestellt. 

I.   Die  Löschungen  wegen  Konkurses  im  schweizerischen 
Handelsregister    in    den    Jahren    1905    bis    1916. 


KoUektiv- 

Aktiengesellschaften 

Einzel- 

und 

Kommanditaktien- 

Filialen 

Zu- 

In %  aller 

firmen 

Kommandit- 

gesellschaften und 

sammen 

Löschungen 

gesellschaften 

Grenossenschaften 

X905 

304 

39 

23 



366 

10,2 

1906 

276 

40 

28 

I 

345 

9,3 

1907 

263 

43 

33 

— 

339 

8,8 

1908 

344 

53 

37 

2 

436 

10,8 

1909 

335 

54 

36 

4 

429 

10,9 

I9I0 

296 

51 

48 

— 

395 

10,4 

I9II 

340 

63 

41 

I 

445 

11,3 

I9I2 

366 

66 

48 

— 

480 

11,6 

I9I3 

399 

87 

65 

4 

555 

13,2 

I9I4 

322 

79 

76 

6 

483 

14,5 

I9I5 

410 

88 

67 

2 

567 

18,2 

I9I6 

227 

47 

50 

3 

327 

9,0 
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2.    Eintragungen    und    Löschungen    im    schweizerischen    Handels 
register    in    den    Jahren    1905    bis    1916. 


1 

Aktiengesell- 

■  -■  ■ 

KoUektiv- 

schafter 

L,  Kom- 

Einzelfirmen 

u.  Kommandit- 

manditaktien- 

Fiüalen 

Zusammen 

gesellschaften 

gesellschaften  u. 

Genossenschaften 

ä 

+          1 

ä 

+ 

fl 

+ 

CJ 

+ 

c; 

+ 

0 

p 

S     d 

bO 

a 

bD 

ö 

1 

1» 

Ö 

bO 

ä 

Ö 

W) 

.     1)     .    fl 

ö 

bO 

•  P„ 

a 

bC 

0 

jH 

bD 

.     «> 

ö 

bC 

.   ® 

u 

Mehr' 
agung 
Mehr' 
hunge 

a 

Ö 

0 

CO 

ü  50 

®  3 

«s!  bC 

1^    cS 

3 
^ 
-Ö 

0 

i  SP 

:3 
bo 

1^^ 

'S 

CO 

if 

a 

:0 

tH                0 

:0 

fH 

ö 

:0 

kl 

:0 

(^ 

d 

:0 

u 

•  r-t 

h^ 

W 

h:j 

■+3 

H 

H^ 

+3 

>3 

3 

0 

1 

h5 

1 

1905 

3067 

2558 

+  509 

1033 

774 

+  259 

659 

127 

+  532 

167 

102 

+  65 

4926 

3561 

1365 

1906 

2762 

2633 

+  129 

1021 

800 

+   221 

740 

148 

+  592 

138 

96 

+  42 

4661 

3677 

984 

1907 

3I6I 

2712 

+  449 

1045 

855 

+    190 

853 

168 

+  685 

164 

99 

+  65 

5223 

3834 

1389 

1908 

2932 

2858 

+     74 

1031 

881 

+   150 

929 

193 

+  736 

172 

95 

+  77 

5064 

4027 

1037 

1909 

2817 

2722 

+     95 

1079 

884 

+   195 

898 

205 

+  693 

156 

100 

+  56 

4950 

39II 

1034 

I9I0 

3076 

2576 

+  500 

IIIO 

868 

+   242 

1029 

206 

+  823 

173 

136 

+  37 

5388 

3786 

1602 

I9II 

2959 

2691 

+  268 

1076 

914 

+   162 

1143 

206 

+  937 

148 

96 

+  52 

5326 

3907 

1421 

I9I2 

3083 

2820 

+  263 

II50 

932 

+   218 

1204 

241 

+  963 

184 

115 

+  69 

5621 

4108 

1513 

I9I3 

3133 

2871 

+  262 

1073 

942 

+   131 

998 

252 

+  746 

212 

116 

+  96 

5416 

4181 

1235 

I9I4 

2107 

2148 

—    41 

780 

741 

+    39 

960 

239 

+  721 

130 

100 

+  30 

3977 

3228 

649 

I9I5 

2227 

2062 

+  165 

738 

721 

+     17 

768 

230 

+  538 

95 

95 

=     0 

3828 

3108 

720 

I9I6 

3480 

2481 

+  999 

977 

737 

+  240 

949 

259 

+  690 

198 

126 

+  72 

5604 

3603 

2001 

3.  Eintragungen  und  Löschungen  von  Aktiengesellschaften,  Kom- 
manditaktiengesellsc  haften  und  Genossenschaften  im  schweize- 
rischen   Handelsregister,    nach    der    Kapitalhöhe    unterschieden, 

1905    bis    1916. 


Eintragungen 

Löschungen 

Löschimgen  wegen 
Konkurses 

Kapital 

bis 

100  000 

Frcs. 

Kapital 
100  000 

bis 

I  000  000 

Frcs. 

Kapital 

über 
I  000  000 

Frcs. 

Kapital 

bis 

100  000 

Frcs. 

Kapital 
100  000 

bis 

I  000  000 

Frcs. 

Kapital 

über 
I  000  000 

Frcs. 

Kapital 

bis 

I  00000 

Frcs. 

Kapital 
100  000 

bis 

I  000  000 

Frcs. 

Kapital 

über 
I  000  000 

Frcs. 

1905 

1906 
1907 
1908 
1909 
I9IO 
I9II 
I9I2 

I9I3 
I9I4 

I9I5 

I9I6 

509 
591 
712 
789 
746 
865 
962 
999 
834 
806 

695 

818 

129 
132 
III 
128 
127 
133 
135 
160 
129 
119 
62 
120 

21 
17 
30 
12 

25 
31 
46 
45 

35 

II 
II 

95 
HO 
116 
146 
164 

155 
146 
172 
190 
183 
177 

215 

24 
30 
41 
37 
35 
47 
47 
55 
48 
44 
41 
37 

8 

8 

II 

10 

6 

4 

13 

14 

14 

12 

12 

7 

19 
16 

24 
24 
30 
29 
25 
37 
45 
62 
50 
43 

4 

9 

9 

II 

5 
18 
12 
10 
20 
12 

17 
6 

3 

2 

I 
I 

4 

I 

2 
I 

Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Geschäftslebens.    155* 

Diese  Zahlen  spiegeln  die  Entwicklung  des  schweizerischen  Wirtschaftslebens 
im  letzten  Jahrzehnt  wider.  Die  Schwankungen  der  Konjunktur,  die  in  den  Jaliren 
1907  und  1912  einen  Höhepunkt  erreichte,  sind  deutlich  zu  beobachten.  Charak- 
teristisch ist  die  Entwicklung  wälirend  des  Krieges.  Das  Jahr  1914  zeigt  einen 
beträchtlichen  Rückgang  der  Eintragungen,  die  bei  den  Einzelfirmen  sogar  von 
den  Löschungen  überschritten  werden.  Die  Löschungen  wegen  Konkurses  steigen 
im  Verhältnis  zur  Gesamtzahl  der  Löschungen  und  erreichen  1915  die  absolut  und 
relativ  höchste  Ziffer  in  der  beobacliteten  Zeit.  Die  Umstellung  des  Wirtschafts- 
lebens auf  die  neuen  Bedürfnisse  war  für  die  Schweiz  außergewöhnlich  schwerig, 
weil  ihre  Industrie  mehr  als  die  aller  anderen  Länder  auf  den  internationalen  Absatz 
angewiesen  ist.  Im  Jahre  1916  war  aber  die  Umbildung  vollzogen,  und  nunmehr 
tritt  der  Aufschwimg,  den  der  Krieg  den  meisten  neutralen  Ländern  gebracht  hat, 
deutlich  in  die  Erscheinung.  Alle  Eintragungen  schnellen  empor,  und  ihr  Über- 
schuß über  die  Löschungen  erreicht  1916  mit  2001  die  höchste  Ziffer.  Die  Kon- 
junktur hat  nicht  die  Eintragungen  der  verschiedenen  Unternehmungsformen 
in  gleicher  Weise  vermehrt. 

4.  Verhältnis  der  Eintragungen  1915  und  1916  zur  Gesamtzahl 
der  in  den   einzelnen   Abteilungen   eingetragenen   Einzel- 


firmen   oder    Handelsgesellschaften   in% 

Einzel- 
firmen 

KoUektiv- 
und 
Kommandit- 
gesellschaften 

Aktiengesellschaften, 
Aktienkommandit- 
gesellschaften und 
G«nossensch  af  ten 

1915 
1916 

6,0 

9,2 

8,7 
11,3 

5,0 
5,9 

Bei  der  Abteilung  der  Aktiengesellschaften  usw.,  die  leider  die  in  der  Schweiz 
sehr  zahlreichen  landwirtschaftlichen  Grenossenschaften  mit  umfaßt,  ist  die  Elriegs- 
konjunktur  nur  in  geringem  Umfang  durch  Neugründungen  zum  Ausdruck  gekommen. 
Die  oben  (Tab.  3)  mitgeteilten  Eintragungen  in  dieser  Abteilung,  nach  Kapital- 
höhe unterschieden,  zeigen,  daß  in  den  beiden  Kriegsjahren  1915  und  1916  nur  je 
11  Gresellschaften  mit  einem  Kapital  von  mehr  als  1  000  000  Eres.  —  hierbei  wird 
es  sich  nur  um  Aktiengesellschaften  handeln  —  eingetragen  wurden,  gegen  35 — 46 
in  den  3  letzten  Friedens  jähren.  Dagegen  hat  der  Krieg  die  Gründung  von  Kol- 
lektiv- imd  Kommanditgesellschaften  offenbar  sehr  begünstigt,  weil  diese  Gresell- 
schaftsform,  in  der  sich  meist  mittelgroße  Kapitalbeträge  zusammenschließen, 
der  Leitung  größere  Freiheit  und  Beweglichkeit  läßt  als  die  Aktiengesellschaft 
und  sich  daher  den  veränderhchen  Kjriegsbedürfnissen  schneller  als  jene  anpassen 
kann. 

Der  Bestand  an  eingetragenen  Einzelfirmen,  Handelsgesellschaften  und  Zweig- 
niederlassungen war  am  31.  Dezember  1916  folgender  (Tab.  5,  s.  S.  156*). 

Diese  Aufstellung  zeigt  die  Verteilung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  über  die 
einzelnen  Kantone.  Es  erscheint  zunächst  auffallend,  daß  die  Kantone  Bern  und 
Waadt  die  höchste  Ziffer  der  Eintragungen  aufweisen,  obwohl  beide  nicht  zu  den 
ausgesprochen  industriellen  Kantonen  zählen.  Sie  haben  indessen  eine  hochent- 
wickelte Landwirtschaft,  die  namentüch  Viehzucht  und  Milchverwertimg  betreibt 
und  sich  in  zahlreichen  Genossenschaften  zusammengeschlossen  hat.  Die  IVIilch- 
gewinnung  dieser  Kantone  bildet  weiter  die  Gnmdlage  der  großen  Milchverwer- 


156^ 
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5.    Bestand    der    im    ecliweizerischen    Handelsregister    am 
31.   Dezember     1916    eingetragenen    Einzelfirmen,     Gesell- 
schaften   und    Genossenschaften. 


Kollektiv- 

Aktiengesellschaften, 

Zu- 

sam- 

Kantone 

Einzel- 
firmen 

und 
Kommandit- 

Aktienkommandit- 
gesellschaften und 

Filialen 

gesellschaften 

Genossenschaften 

men^; 

Zürich      .... 

4786 

1341 

1894 

208 

8454 

Bern     .    .    . 

5726 

1297 

2647 

194 

10809 

Luzern     .    . 

1410 

304 

632 

67 

2627 

Uri   .    .    .    . 

208 

48 

32 

6 

304 

Schwyz    .    . 

568 

89 

130 

2 

806 

Obwalden    . 

144 

33 

35 

5 

226 

Nidwaiden  . 

158 

46 

48 

2 

260 

Glarus     .    . 

400 

93 

133 

10 

645 

Zug  ...    . 

189 

44 

93 

3 

370 

Freiburg  .    . 

1592 

160 

635 

43 

2659 

Solothurn    . 

833 

180 

524 

38 

1836 

Basel-Stadt 

1505 

482 

304 

124 

2561 

Basel-Land 

219 

78 

240 

16 

633 

Schaffhausen 

460 

87 

123 

14 

727 

Appenzell  A. -Rh 

823 

89 

106 

13 

1049 

L-Rh 

117 

9 

25 

2 
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St.  Gallen   .    . 

2674 

664 

846 

150 

4535 

Graubünden 

1379 

367 

406 

87 

2331 

Aarau  .    .    . 

1499 

362 

760 

62 

2830 

Thurgau  .    . 

1491 

209 

449 

83 

2266 

Tessin  .    .    . 

2322 

518 

326 

66 

3316 

Waadt     .    . 

5181 

851 

2160 

202 

8973 

WaUis  .    .    . 

328 

105 

270 

19 

798 

Neuenburg  . 

1444 

504 

592 

116 

2888 

Genf     .    .    . 

2443 

709 

2522 

102 

6340 

Zusammen    |  37899 


8669 


15932 


1634     I  68402 


tungsindustrien,  die  Schokolade,  kondensierte  Milch  und  Trockenmilch  herstellen. 
Erst  an  dritter  Stelle  folgt  der  industriereichste  Kanton  der  Schweiz,  Zürich,  dem 
weiterhin  die  Industriekantone  Gtenf,  St.  Gallen  und  Neuenburg  sich  anschließen. 
Von  diesen  verlegen  sich  die  beiden  westschweizerischen  vornehmlich  auf  die  Her-i 
Stellung  von  Uhren  und  Schmucksachen,  die  ostschweizerischen  auf  Stickerei 
und  Maschinenbau. 

Über  die  Entwicklung  der  verschiedenen  Unternehmungsformen  geben  end- 
lich folgende  Zahlen  Aufschluß  (Tab.  6,  s.  S.  157*): 

Diese  Zahlen  drücken  deutlich  die  gestiegene  Bedeutung  der  gesellschaftlichen 
Unternehmungsform  aus.  Die  Zahl  der  Handelsgesellschaften  machte  1883  wohl 
22,4  %,  1916  aber  67,5  %  der  Einzelfirmen  aus.  Indessen  würde  erst  ein  Vergleich 
der  verfügbaren  Kapitalien  die  gesellschaftliche  Unternehmungsform  ia  ihrer  vollen 
Bedeutung  zeigen,  ein  Vergleich,  der  aber  der  statistischen  Grundlagen  bisher 
entbelirt. 


^)  Einschließhch  Vereine,  Stiftungen  und  Unternehmungen  mit  zumeist  nicht- 
wirtschaftlichen  Zwecken,  die  besonderen  Registern  entnommen  sind. 
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6.    Bestand   der   im   schweizerischen   Handelsregister   am   31.  Dezbr. 
der    Jahre    1883    und    1916   eingetragenen    Einzelfirmen,    Gesell- 
schaften   und    Genossenschaften. 


Einzelfirmen 

Kollektiv- 
und 
Kommandit- 
gesellschaften 

Aktiengesell- 
schaften, Kom- 
manditgesell- 
schaften imd 
Genossensch  af  ten 

Filialen 

Zusammen 

Zahl 

Zu- 
nahme 
in  % 

Zalil 

Zu- 
nahme 
in  % 

Zahl 

Zu- 
nahme 
in  % 

Zahl 

Zu- 
nahme 
in  % 

Zahl 

Zu- 
nahme 
in% 

1883 

1916 

24  023 
37899 

57,8 

3666 
8669 

136,5 

I  714 
15932 

829,5 

368 
1634 

341,3 

29771 
64134 

"5,4 

— rt— 


Die  Nederlandsche  Handel-Maatschappij  zn  Amsterdam  im  Jahre  1915.  Diese 
Gesellschaft,  die  größte  ihrer  Art  in  Holland  (gegründet  1824)  befaßt  sich  mit  dem 
Vertrieb  von  Zucker,  Tabak,  Kaffee,  Tee,  Gummi  und  anderen  Erzeugnissen  Süd- 
und  Ostasiens.  Ihr  wichtigstes  Arbeitsgebiet  ist  Niederländisch -Indien,  für  dessen 
Ausfuhr  sie  eine  hohe  Bedeutung  hat.  Um  hier  die  Interessen  der  Gesamtheit  wahr- 
zunehmen, hat  die  niederländische  Regiervmg  Vertreter  in  die  Verwaltung  der  Ge- 
sellschaft entsandt. 

Von  den  wichtigeren  Greschäften  der  Gesellschaft  seien  nach  ihrem  Jahres- 
bericht für  1915^)  folgende  Einzelheiten  mitgeteilt: 

Zucker.  Die  Gresellschaft  besaß  im  Rechnungsjahr  Anteile  von  16  Zucker- 
unternehmungen, die  sie  in  der  Vermögensaufstellimg  mit  9  924  693,44  Gld.  be- 
wertet, imd  stand  außerdem  mit  22  anderen  Zuckerunternehmen  in  Verbindimg. 
Diese  Unternehmen  erbrachten,  trotz  der  schlechten  Ernte  des  Jahres  1914,  wegen 
der  Steigerung  der  Zuckerpreise  reiche  Grewinne.  Die  Zuckerausfuhr 
Niederländisch-Indiens    ergibt  folgendes  Bild : 


Die 

Zuckerausfuhr    Niederländisch-Indiens 
Jahren    1914    und    1915. 

in    den 

Gresamt- 
ausfuhr 

Davon  nach 

England 

und 
Frankreich 

Britisch - 
Indien 

China 

Japan 

AustraUen 

1000  Pikols 

1914 
1915 

21  443 
18839 

9316 
4820 

4984 
7282 

2816 
3182 

1919 
880 

152 

757 

Es  zeigt  sich  demnach,  abgesehen  von  Japan,  eine  starke  Zunahme  der  Aus- 
fuhr nach  nahegelegenen  Gebieten  und  ein  entsprechender  Rückgang  bei  Europa. 
Die  Gesellschaft  setzte  in  Zucker  4  505  922  Pikols  um. 

Tabak.  Die  Gesellschaft  stand  mit  7  Tabakunternehmungen  auf  Sumatra 
und  5  aiif  Java  in  Verbindung  und  verkaufte  außerdem  noch  für  Rechnung  zweier 

^)  Verslag  omtrent  den  toestand  der  Nederlandsche  Handel-Maatschappy 
en  hare  handelingen  in  het  boekjaar  1915. 
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Syndikate.     Ihr  Umsatz   betrug  61  218  Packen  Tabak,  davon  fast   %  Sumatra- 
tabak, etwa  14  Javatabak. 

Kaffee.  Die  Handel-Maatschappij  verkaufte  für  Rechnung  eines  Syndi- 
kats, an  dem  sie  beteiligt  ist,  42  969  Ballen  Santoskaffee,  ferner  für  die  Niederländische 
Regierung,  die  in  Niederländisch-Indien  beträchtliche  Kaffeeplantagen  besitzt, 
44  629  Ballen. 

Tee,  Gummi.  Auf  Grund  langfristiger  Verkaufsverträge  mit  17  Tee- 
unternehmen und  gleichfalls  17  Gummiunternehmen,  setzte  die  Gresellschaft  7  071  113 
Pfund  Tee  und  1  024  181  kg  Gummi  um. 

Für  Rechnung  der  niederländischen  Regierung  ver- 
kaufte die  Gesellschaft  insgesamt: 

Zinn für  10  541  563,00  Gulden 

Kaffee „      2  662  060,95 

Chinarinde  ....     „         498  987,97 

Gummi „  590  581,21 

Guttapercha   .    .    .     „  17  950,50 

K^kao „  5  625,52 


14  316  769,15  Gulden. 


— rt— 


VII. 
Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslände. 

Das  Bankwesen  Japans. 

Entstehungsgeschichte     des    japanischen    Bank- 
wesens. 

Nach  der  Restauration  Japans  im  Jahre  1868,  die  einen  Wendepunkt 
in  der  politischen,  sozialen  und  wirtschaftlichen  Geschichte  Japans  darstellt, 
wurde  die  Entwicklung  eines  auf  modernen  Grundsätzen  aufgebauten  Bank- 
wesens zur  unumgänglichen  Notwendigkeit.  Zunächst  versuchte  die  japa- 
nische Regierung,  reiche  Kaufleute  zur  Gründung  von  Bankunternehmungen 
(Exchange  Companies)zu  bewegen,  indem  sie  ihnen  Subsidien  und 
das  Privileg  gewährte,  Gold-  und  Silberzertifikate  auszugeben.  Zur  Einlösung 
dieser  Zertifikate  überließ  die  Regierung  den  Banken  Staatsnoten  (Govern- 
ment paper  notes)  —  also  auch  Papiergeld!  — ,  so  daß  die  Zertifikate  tat- 
sächlich uneinlösbar  waren. 

Die  derart  künstlich  geschaffenen  und  überdies  noch  schlecht  gelei- 
teten Exchange  Companies  zeigten  sich  zumeist  als  sehr  kurzlebig.  Ihre 
Bedeutung  beruht  einzig  darin,  daß  durch  sie  die  Form  der  Aktiengesell- 
schaft zuerst  in  das  japanische  Wirtschaftaleben  eingeführt  wurde. 

Das  moderne  Banksystem  Japans  fußt  auf  der  Nationalbank- 
Verordnung  vom  Jahre  1872,  die  sich  im  wesentlichen  das  amerika- 
nische Banksystem,  teils  aber  auch  das  Goldbank-System  von  England 
zum  Vorbild  nahm.  Nach  dieser  Verordnung  sollten  die  von  den  National- 
banken ausgegebenen  Noten  in  Gold  einlösbar  sein.  Aber  schon  1876  wurde 
durch    die     revidierte     Nationalbank- Verordnung     be- 
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stimmt,  daß  die  Banknoten  unter  der  Garantie  von  Staatsachuldscheinen 
nur  gegen  Staats-Papiergeld  eingewechselt  werden  könnten.  Solange  sich 
die  Notenausgabe  in  bescheidenen  Grenzen  hielt,  traten  die  Mängel  dieser 
Gesetzgebung  nicht  allzu  kraß  in  Erscheinung.  Aber  bald  nach  der  National- 
bank-Verordnung von  1872  wurden  neben  der  Ersten  Nationalbank  in  Tokyo 
innerhalb  kurzer  Zeit  eine  große  Zahl  von  Banken  gegründet,  die  alle  mit 
dem  Privileg  der  Notenausgabe  ausgestattet  waren  und  immer  größere 
Notenbeträge  in  Umlauf  brachten: 

Notenausgabe    der    Nationalbanken    von    1873 — 1882. 


Jahr 

Zahl  der 

Kapitalbetrag 

Betrag  der  in  Umlauf 

31.  Dez. 

Banken 

befindlichen  Noten 

Yen 

Yen 

1873 

2 

3  000  000 

852  520 

1874 

4 

3  450  000 

802  730 

1877 

26 

22  986  000 

13  021  976 

1879 

151 

40  616  000 

33  965  282 

1882 

143 

44  206  100 

34  385  424 

Die  Zeit  von  Mitte  der  70er  bis  Anfang  der  80er  Jahre  kann  man  die 
Gründerjahre  des  japanischen  Bankwesens  nennen.  Da  bei  den  meisten 
der  neu  gegründeten  Nationalbanken  dem  Betrage  der  von  ihnen  in  Umlauf 
gesetzten  Banknoten  in  keiner  Weise  entsprechende  reale  Werte  gegenüber- 
standen, so  ergaben  sich  bald  unhaltbare  Zustände.  Seit  Ende  1879  wurden 
zwar  keine  neuen  Notenbanken  mehr  konzessioniert;  der  Notenumlauf  nahm, 
wie  aus  der  vorstehenden  Statistik  ersichtlich  ist,  aber  doch  uoch  zu.  Wirk- 
lich einschneidende  Reformen  brachten  erst  die  durch  die  Bankgesetze 
von  1883,  1886  und  1893  in  Wirkung  tretenden  Bestimmungen.  Hier- 
nach verloren  die  Nationalbanken  das  Privileg,  Banknoten  auszugeben. 
Die  meisten  verwandelten  sich  nach  Ablauf  ihres  Privilegs  in  Privatbanken, 
andere  lösten  eich  auf,  so  daß  1899  keine  einzige  Nationalbank  mehr  in 
Japan  bestand. 

Die  Bank  von  Japan. 
Das  Privileg  der  Notenausgabe  wurde  ein  ausschließliches  Vorrecht 
der  1882  nach  dem  Vorbilde  der  europäischen  Zentralbanken  gegründeten 
Bank  von  Japan.  Das  Hauptziel,  das  man  mit  der  Errichtung  dieser 
Bank  zu  erreichen  suchte,  war  eine  geeignete  Regulierung  und  Vereinheit- 
lichung des  Notenumlaufes.  Durch  das  Gesetz  über  konvertier- 
bare Noten  im  Jahre  1888  wurde  deshalb  bestimmt,  daß  sowohl  die  Noten 
der  Nationalbanken  wie  diejenigen  der  Regierung  gegen  die  Noten  der  Bank 
von  Japan  eingelöst  werden  sollten.  Als  Zentralbank  des  Landes  hat  seit- 
dem die  Bank  von  Japan  allein  das  Recht,  einlösbare  Noten  auszugeben, 
und  zwar  auf  Grund  einer  Deckung  von  Gold-  und  Silber-Münzen  und  -Barren, 
sowie  bis  zum  Höchstbetrage  von  120  Mill.  Yen  von  Staatsschuldverschrei- 
bungen, Schatzwechseln  und  sonstigen  Wechseln  und  absolut  sicheren  Wert- 
papieren (bonds  of  a'gilt-edged'nature).   Über  dieses  Notenkontingent  hinaus 
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kann  sie  —  ähnlich  wie  die  Deutsche  Eeichsbank  —  nötigenfalls  weiterhin, 
Noten  ausgeben  gegen  Entrichtung  einer  Notensteuer  von  mindestens  5  %. 

Anfangs  war  die  Bank  von  Japan  nicht  mehr  als  ein  Hilfsorgan 
der  staatlichen  Finanzverwaltung  und  stellte  im  übrigen 
—  wie  die  Bank  von  England  —  nur  eine  Bank  der  Banken  dar^ 
da  sie  nur  an  Banken  Darlehen  gewährte  und  nur  für  Banken  diskontierte. 
Seit  1897  hat  sie  aber  mit  dem  direkten  Verkehr  mit  dem 
Publikum  begonnen,  um  die  Vergünstigung  des  niederen  Zinsfußes, 
nicht  nur  den  Banken,  sondern  der  ganzen  Geschäftswelt  zugute  kommen 
zu  lassen  und  den  übermäßigen  Vorteil  einzuschränken,  den  die  anderen 
Banken  als  Zwischenhändler  des  Publikums  und  der  Bank  von  Japan  genossen. 
Mit  fremden  Märkten  hat  sie  jedoch  keine  Verbindung,  sondern 
bedient  sich  da  der  Yokohama  Specie  Bank.  Dafür  gewährt  sie  dieser  Ver- 
günstigungen, indem  sie  vor  allem  deren  Devisen  zu  ausnahmsweise  billigem 
Zinsfuße  rediskontiert. 

Die  Bank  von  Japan,  die  mit  einem  Kapital  von  10  Mill.  Yen  gegründet 
wurde,  hat  heute  ein  Kapital  von  60  Mill.  Yen,  wovon  37,5  Mill.  Yen  einbe- 
zahlt sind,  und  ist  so  auch  hinsichtlich  der  Kapitalgröße  als  das  bedeutendste 
Kreditinstitut  Japans  anzusehen. 

Die  Privatbanken  Japans;  ihre  Hauptarten  und 
deren  Hauptvertreter. 
Neben  der  mit  privatem  Kapital  gegründeten,  aber  unter  staat- 
licher Leitung^ stehenden  Bank  von  Japan  kann  man  an  Privat  ban- 
ken  in  Japan  verschiedene  Hauptarten  unterscheiden  und  zwar  nach  der 
gesetzlichen  Regelung  und  Kontrolle  zunächst  gewöhnliche  und 
S  p  e  z  i  a  1  banken. 

Gewöhnliche    Banken   und    Sparbanken. 
Die  gewöhnlichen  Banken,  denen  die  Sparbanken  zugerechnet  werden,^. 
unterliegen  den  allgemeinen    Bank-    und     Sparbank-Verord- 
nungen von  1890,  die  1893  in  Kraft  traten.   Danach  können  gewöhnliche 

Gewöhnliche  Banken,  klassifiziert  nach  der  juristischen 
Form    der    Unternehmungen    (Ende  1913)' 


Zahl 

Eingezahltes 

Kapital 
(1000  Yen) 

Reserven 
(1000  Yen) 

Aktiengesellschaften 

Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
Offene  Handelsgesellschaften      .    . 
Kommanditgesellschaften    .... 
Einzelfirmen 

1395 

I 

94 
69 

57 

361  210 

87 

II  139 

15322 

3991 

100  482 

24 

7  399 

9998 

4410 

Zusammen 

i6i6 

391  761^) 

122  314 

1)  Die  Addition  ergibt  in  Wirklichkeit  391  749;  es  handelt  sich  anscheinend- 
um  einen  Druckfehler  in  der  Quelle. 
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Banken  nur  mit  Erlaubnis  des  Finanznünisters  gegründet  werden,  der  jeder- 
ajeit  Einsicht  in  den  Geschäftsgang  nehmen  kann.  Ein  großer  Teil  der  Privat- 
banken Japans  ist  aus  den  ehemaligen  Nationalbanken  entstanden.  Der 
Zahl  und  Bedeutung  nach  überwiegt  bei  ihnen  durchaus  die  Form  der  Aktien- 
gesellschaft. 

Ende  1914  betrug  die  Zahl  der  gewöhnlichen  Banken  1595  mit  einem 
Gesamtkapital  von  576  874  965  Yen,  wovon  401  200  613  Yen  einbezahlt 
waren.  Der  Betrag  der  Depositen  wurde  auf  annähernd  1,6  Milliarden  Yen 
geschätzt.  Das  Bankenzentrum  Japans  ist  Tokyo;  daneben  haben  zahlreiche 
gewöhnliche  Banken  ihren  Sitz  in  Osaka,  Yokohama,  Nagoya,  Kobe  und 
Kyoto. 

Sparbanken  müssen  Aktiengesellschaften  sein ;  ihre  Direktoren 
haften  solidarisch  und  unbeschränkt  für  die  von  der  Bank  eingegangenen 
Verpflichtungen  während  der  Zeit  ihrer  Geschäftsführung  und  noch  zwei 
Jahre  danach.  Um  eine  Garantie  für  die  Rückzahlung  der  empfangenen 
Depositen  zu  haben,  hat  man  die  Sparbanken  gesetzlich  verpflichtet,  min- 
destens ein  Viertel  des  Wertes  der  empfangenen  Depositen  in  Staats-  oder 
Kommunalschuldverschreibungen  als  Deckungsreserve  dem  Finanzdeparte- 
ment in  Verwahr  zu  geben.  Wenn  dieser  Fonds  zum  mindesten  die  Hälfte 
des  Kapitals  erreicht,  können  statt  der  Staats-  und  Kommunalschuldver- 
schreibungen auch  sichere  Privat  papiere  verwandt  werden.  Im  übrigen 
unterliegen  die  Sparbanken  den  gleichen  Bestimmungen  wie  die  gewöhnlichen 
Banken.  Ende  1914  betrug  die  Zahl  der  Sparbanken  658  mit  einem  Gesamt- 
kapital von  128  830  100  Yen,  wovon  77  413  459  Yen  einbezahlt  waren.  Der 
Betrag  der  Depositen  belief  sich  auf  165  641  808  und  die  Zahl  der  Depo- 
nenten auf  9  688  958. 

Neben  den  gewöhnlichen  privaten  Sparbanken  gibt  es  in  Japan  P  o  s  t  - 
Sparbanken  und  an  anderen  Kj^ditorganen  für  die  ärmeren  Klassen  noch 
Pfandleihgeschäfte  und  vor  allem  die  eigenartige  Einrichtung  der  „m  u  y  i  n  - 
k  a  i".  Diese  waren  ursprünglich  eine  Organisation  für  fromme  Zwecke, 
z.  B.  zur  Sammlung  von  Summen  für  Pilgerfahrten.  Heute  wird  der  Name 
„muyin"  für  Gesellschaften  gebraucht,  bei  denen  jedes  Mitglied  der  „muyin- 
kai"  einen  bestimmten  Betrag  zeichnet  und  zu  periodischen  Versamm- 
lungen mitbringt.  Die  so  zusammengebrachte  Summe  wird  verlost  und  einem 
oder  mehreren  Mitgliedern  zugewiesen.  Die  Versammlungen  werden  so  lange 
fortgesetzt,  bis  jedes  Mitglied  an  die  Reihe  gekommen  ist.  Für  den  gezeich- 
neten Betrag  haften  die  Gründer.  Ende  1914  gab  es  831  dieser  „muyin"- 
Gesellschaften  mit  einem  Gesamtkapital  von  20  336  750  Yen,  von  denen 
6  946  884  Yen  einbezahlt  waren ;  der  gezeichnete  und  zu  zahlende  Gesamt- 
betrag belief  sich  auf  über  137  Mill.  Yen. 

Spezialbanke  n. 
Wichtiger  als  die  gewöhnlichen  und  die  Sparbanken  sind  die  Kredit- 
organe, die,  durch  besonderes  Gesetz  und  zu  besonderen  Zwecken  gegründet, 
mit  besonderen  Privilegien  ausgestattet  wurden  und  unter  besonderer  Auf- 
sicht stehen :  die  sogenannten  Spezialbanke  n.   Je  nach  den  Geschäfts- 
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zweigen,  welche  diese  Banken  besonders  pflegen,  unterscheidet  naan:  1. 
Banken  für  das  Inland,  2,  Außenhandelsbanken,  3.  Induatriebanken,  4, 
Agrarbanken,  5.  Kolonialbanken.  Zu  der  ersten  Kategorie  gehören  die  be- 
reits besprochene  Bank  von  Japan,  die  gewöhnlichen  Banken  und  die  Spar- 
banken. Der  Hauptvertreter  der  Sparbanken  und  überhaupt  die  bedeutendste 
japanische  Bank  neben  der  Bank  von  Japan  ist  die  Yokohama  Specie  Bank. 

Die  Yokohama  Specie    Bank, 
Die  Yokohama  Specie  Bank  hat  in  Japan  eine  ähnliche  Stellung  wie  die 
Deutsche  Bank  in  Deutschland.    Auch  in  der  Entwicklungsgeschichte  zeigen 
sich  mancherlei  Analogien. 

Die  Yokohama  Specie  Bank  wurde  1880  mit  Staatahilfe  gegründet,  um 
dem  Außenhandel  finanzielle  Erleichterungen  zu  verschaffen.  Die  Bank, 
die  mit  3  Mill.  Yen  Kapital  gegründet  wurde  und  unter  Staatsaufsicht  stand, 
hatte  anfangs  mit  der  ausländischen  Bankenkonkurrenz  und  andern  Schwierig- 
keiten derart  schwer  zu  kämpfen,  daß  sie  oft  nahe  daran  war  zu  liquidieren. 
Aber  nach  der  im  Jahre  1883  mit  Hilfe  der  Regierung  vollzogenen  Reorgani- 
sation entwickelte  sie  sich  allmählich  zu  einer  blühenden  Institution  mit 
weitreichendem  Einfluß.  Dem  günstigen  Gang  der  Entwicklung  entsprechend 
konnte  sie  mehrfach  ihr  Aktienkapital  erhöhen  bis  auf  augenblicklich  48 
Mill.  Yen,  wovon  30  Mill,  einbezahlt  sind,  bei  einem  Reservefonds  von  20,8 
Mill.  Yen.  In  fast  allen  wichtigen  Handelsplätzen  der  "Welt  besitzt  die  Bank 
Filialen.  1889  zog  die  Regierung  ihre  direkte  Unterstützung  zurück;  aber  einen 
großen  Vorteil  behielt  die  Yokohama  Specie  Bank  dadurch,  daß  die  Bank 
von  Japan  deren  Devisen  im  Betrage  bis  zu  20  Mill. Yen  jährlich  zu  dem  außer- 
ordentlich günstigen  Zinsfuß  von  2  %  rediskontiert.  Neben  dem  gewöhnlichen 
Bankgeschäft  hat  sie  noch  besondere  Aufgaben  und  Privilegien.  Sie  ist  be- 
sonders mit  der  Verwaltung  ausländischer  Anleihen  und  öffentlicher  Gelder 
für  internationale  Rechnung  betraut  und  hat  das  Privileg,  in  der  Provinz 
Kwantung  (Mandschurei)  und  China,  ihrer  besonderen  Interessensphäre, 
gegen  Silber  einlösbare  Noten  auszugeben.  Sie  darf  ferner  Aktien  und  Schuld- 
verschreibungen kaufen  und  verkaufen,  desgleichen  Gold-  und  Silberbarren 
und  ausländische  Münzen,  wenn  der  Geschäftsbetrieb  es  erforderlich  macht. 

Die  Hypotheken-Bank  von  Japan. 
Während  der  Schwerpunkt  der  Yokohama  Specie  Bank  imAuslands- 
geschäft  liegt,  ist  der  vornehmste  Zweck  der  Hjrpotheken-Bank  von  Japan 
(Nippon  Kwangyo  Ginko),  Tokyo,  die  Förderung  landwirtschaftlicher  und 
damit  verbundener  industrieller  Unternehmungen  großen  Stiles  im  I  n  - 
lande.  Das  geschieht  insbesondere  durch  Gewährung  von  langfristigem 
Kredit  zu  niedrigem  Zinssatz  gegen  Verpfändung  von  Immobilien  oder 
Fischereirechten,  auch  an  gesetzliche  Körperschaften  und  Landeskultur- 
Verbände.  Die  Bank  wurde  1896  mit  Unterstützung  der  Regierung  mit  einem 
Kapital  von  10  Mill.  Yen  gegründet ;  heute  beträgt  ihr  Aktienkapital  40  Mill. 
Yen,  wovon  25  Mill.  Yen  einbezahlt  sind,  bei  5,5  Mill.  Yen  Reserven.  Nach  der 
Bilanz  vom  31.  Dezember  1915  hat  die  Bank  außerdem  Schuldverschrei- 
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bungen  in  Umlauf  im  Betrage  von  220,2  Mill.  Yen.  Die  Hypotheken-Bank 
hat  das  Sonderrecht,  besondere  Obligationen  (Kwangyo-Saiken)  mit  oder 
ohne  Prämien  auszrugeben  bis  zu  einem  Betrage,  der  das  Zehnfache  des  ein- 
gezahlten Kapitals  nicht  überschreitet.  Die  Prämienobligationen  werden 
durch  halbjährliche  Ziehungen  innerhalb  50  Jahren  zurückgekauft.  Da- 
durch, daß  die  Bank  die  Gewährung  von  Prämien  im  Betrage  von  5—100 
Yen  in  Aussicht  stellt,  erhält  sie  das  Kapital  zu  einem  bedeutend  niedrigeren 
Zinsfuß  und  zieht  auch  kleinere  Kapitalien  zur  Beteiligung  an  den  Obliga- 
tionen heran.  Ein  an  und  für  sich  leicht  möglicher  Mißbrauch  dieses  Sonder- 
rechts ist  bisher  nicht  vorgekommen  und  wird  durch  die  staatliche  Über- 
wachung des  Geschäftsbetriebes  der  Bank  unterbunden. 

Dadurch,  daß  die  Hypotheken-Bank  von  Japan  von  den  lokalen  Agrar- 
und  Industrie banken  ausgegebene  Obligationen  annimmt  und  ihnen  darauf 
Darlehen  gewährt,  macht  sie  sich  zur  Zentralbank  der  Lokal- 
banken. 

Jede  der  46  Präfekturen  Japans  hat  eine  von  diesen  lokalen 
Agrarbanken,  deren  Zwecke  im  wesentlichen  sich  mit  denjenigen  der 
Zentralbank  decken.  Das  Gesamtkapital  der  46  Banken  beträgt  193  324  350 
Yen,  wovon  120  927  193  Yen  einbezahlt  sind.  Das  Kapital  jeder  dieser 
Banken  muß  über  200  000  Yen  betragen ;  die  nötigen  Mittel  verschaffen 
auch  sie  sich  natürlich  hauptsächlich  durch  Ausgabe  von  Obligationen. 
Die  Beziehungen  zwischen  den  Lokalbanken  und  der  Hypotheken-Bank 
von  Japan  sind  fast  so  eng  wie  die  einer  Hauptstelle  zu  ihren  Filialen. 

Die    Industrie-Bank   von    Japan. 

"Während  die  Hypotheken-Bank  von  Japan  Darlehen  auf  Immobi- 
lien vornehmlich  an  landwirtschaftliche  Unternehmungen 
gewährt,  gibt  die  Industrie-Bank  Kredit  auf  bewegliche  Güter 
und  finanziert  vor  allem  industrielle  Unternehmungen.  Sie  ge- 
währt Lombarddarlehen,  beteiligt  sich  an  der  Ausgabe  von  Staats-  und 
Kommunalobligationen  und  von  Schuldverschreibungen  von  Gresellschaften, 
nimmt  Depositengelder  an  imd  befaßt  sich  mit  der  Verwahrung  von  Wert- 
sachen. Ausgeschlossen  von  ihrem  Geschäftsbetrieb  sind  Darlehen  ohne 
Sicherheit  oder  gegen  andere  als  begebbare  Papiere,  ebenso  die  Diskontie- 
rung von  Wechseln  usw. 

Das  volleinbezahlte  Aktienkapital  der  1900  gegründeten  Bank  beträgt 
heute  17,5  Mill.  Yen.  Im  Gregensatz  zu  anderen  Spezialbanken  Japans 
sind  an  der  Industrie-Bank  von  Japan  bekannte  europäische  und  ameri- 
kanische Kapitalisten  beteiligt,  wodurch  ausländisches  Kapital  zur  Be- 
teiligung an  der  Entwicklung  der  japanischen  Industrie  herangezogen  wurde. 
Weiterhin  verschafft  sich  die  Industrie-Bank  von  Japan  das  für  ihre  Finan- 
zierungs-  und  Gründungstätigkeit  erforderliche  Kapital  durch  Ausgabe 
von  Schuldverschreibungen,  die  den  zehnfachen  Betrag  ihres  eingezahlten 
Aktienkapitals  nicht  überschreiten  dürfen.  Anfangs  hatte  die  Bank  mit 
erheblichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen,  aber  im  letzten  Jahrzehnt  hat 
sie  gute  Fortschritte  gemacht,  besonders  seit  1905  im  Treuhand- Greschäft. 
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Zur  Förderung  der  Wirtschaftsbeziehungen  zu  Frankreich  gründete 
der  Direktor  der  Industrie-Bank  von  Japan,  Dr.  Juichi  Soyeda, 
1912  die  Französisch- japanische  Bank  mit  einem  Kapital 
von  25  Mill.  Frcs.,  wovon  ein  Viertel  einbezahlt  wurde.  Die  Entwicklung 
dieser  Bank  wurde  durch  den  Ausbruch  des  Krieges  gestört,  doch  hofft 
man  nach  dem  Kriege  auf  eine  günstige  "Weiterentwicklung. 

Die  Kolonial-Bank  von  Hokkaido. 
Die  Zwecke,  welche  die  Kolonial-Bank  von  Hokkaido  verfolgt,  sind 
im  wesentlichen  die  gleichen  wie  diejenigen  der  Agrar-  und  Industriebanken. 
Eine  Spezialbank  für  Hokkaido  zu  gründen,  wurde  deshalb  für  notwendig 
erachtet,  weil  die  Verhältnisse  auf  der  nördlichen  Insel  und  diejenigen  des 
Festlandes  ganz  verschieden  geartet  sind.  Bei  der  hervorragenden  militä- 
rischen und  wirtschaftlichen  Wichtigkeit  der  Insel  Hokkaido  gründete 
man  1900  durch  besonderes  Ge&etz  mit  Unterstützung  der  Regierung  die 
Kolonial-Bank  von  Hokkaido,  welche  durch  Beschaffung  des  nötigen  Ka- 
pitals die  Kolonisierung  und  wirtschaftliche  Erschließung  der  Insel  in  die 
Wege  leiten  sollte.  Wie  die  Agrar-  und  Industrie banken  gewährt  die  Ko- 
lonial-Bank von  Hokkaido  langfristigen  Kredit  auf  Immobilien  oder  gegen 
Verpfändung  von  Aktien-  und  Schuldverschreibungen  namentlich  solcher 
Gesellschaften,  die  an  der  Kolonisation  Hokkaidos  interessiert  sind.  Auch 
sie  hat  das  Recht,  Obligationen  auszugeben  bis  zu  einem  Betrage,  der  das 
Fünffache  des  eingezahlten  Kapitals  nicht  überschreiten  darf.  Das  Kapital 
der  Bank  beträgt  5  Mill.  Yen,  wovon  4  988  188  Yen  einbezahlt  sind.  Die 
Regierung  ist  mit  einem  Aktienbesitz  im  Betrage  von  1  Million  Yen  an  der 
Bank  beteiligt  und  verzichtete  für  10  Jahre  auf  ihr  Dividendenrecht.  Neuer- 
dings hat  die  Bank  ihren  Wirkungskreis  auf  Karafuto  (Sachalin)  ausge- 
dehnt. 

Die    Bank    von    Formosa. 

Einem  ähnlichen  Zweck  wie  die  Kolonial-Bank  von  Hokkaido  dient 
die  Bank  von  Formosa,  die  1897  zur  Förderung  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung der  Insel  Formosa  gegründet  wurde;  doch  besitzt  sie  viel  weitgehen- 
dere Befugnisse  als  die  Kolonial-Bank  von  Hokkaido.  Vor  allem  hat  sie 
das  Privileg,  in  Formosa  in  Gold- Yen  einlösbare  Banknoten  auszugeben. 
Der  nicht  durch  Metallreaerve  gedeckte  Notenbetrag  ist  auf  10  Mill.  Yen 
festgesetzt.  Wenn  erforderlich,  kann  sie  über  dieses  Kontingent  hmaus- 
gehen  gegen  Entrichtung  einer  Steuer  von  mindestens  5  %. 

Sie  ist  also  für  Formosa  das,  was  die  Bank  von  Japan  für  Japan  ist. 
Auch  ihre  übrige  Tätigkeit  ist  ähnlich  derjenigen  der  Bank  von  Japan. 
Außerdem  befaßt  sie  sich  mit  dem  Treuhandgeschäft. 

Ihr  Kapital  hat  sich  allmählich  von  5  auf  20  Mill.  Yen  erhöht,  wovon 
12,5  Mill.  Yen  einbezahlt  sind.  Auch  an  der  Bank  von  Formosa  ist  die  Re- 
gierung mit  einem  Aktienbesitz  im  Betrage  von  1  Mill.  Yen  beteiligt  und 
erlaubte,  daß  die  ihr  zustehende  Dividende  für  die  ersten  5  Jahre  in  den 
Reservefonds  fließt.   Außerdem  schoß  sie  der  Bank  2  Mill.  Yen  in  Silber  vor. 
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In  letzter  Zeit  hat  aich  die  Einflußsphäre  der  Bank  von  Formosa  erheb- 
lich über  die  Grenzen  Formosas  ausgedehnt.  Besonders  intensiv  sind  die 
Geschäftsbeziehungen  zu  China  und  Java.  Filialen  besitzt  sie  in  London, 
New  York,  Petrograd,  San  Francisco  usw. 

Die    Bank   von    Korea. 

Die  jüngste  der  Kolonialbanken  ist  die  Bank  von  Korea.  Sie  wurde 
1909  als  Nachfolgerin  der  Ersten  Bank  gegründet,  die  mehrere  Jahre  das 
Zentralbankorgan  Koreas  gewesen  war.  Ihr  Kapital  wurde  auf  10  Mill. 
Yen  festgesetzt,  wovon  bisher  7,5  Mill.  Yen  einbezahlt  sind.  Sie  betreibt 
jede  Art  von  allgemeinem  Bank-  und  Wechselgeschäft  und  hat  nicht  nur 
Filialen  auf  der  Halbinsel  Korea,  sondern  auch  in  Tokyo,  Antung,  Mukden, 
Dairen,  Changchun  und  anderen  wichtigen  Handelsplätzen  Ostasiens.  Auch 
sie  darf  in  Gold  einlöabare  Noten  ausgeben;  das  steuerfreie  Notenkontingent 
ist  auf  30  Mill.  Yen  festgesetzt.  Ihrer  Hauptaufgabe,  Ackerbau  und  Industrie 
Koreas  zu  fördern,  ist  sie  in  der  kurzen  Zeit  ihres  Bestehens  mit  gutem  Er- 
folg nachgekommen. 

Wie  in  Japan,  so  befinden  sich  auch  in  Korea  neben  der  Zentralinsti- 
tution eine  Eeihe  von  Lokalbanken,  deren  Haupttätigkeit  darin  besteht, 
den  Ackerbau  und  die  Industrie  Koreas  durch  Gewährung  von  langfristigem 
Kredit  zu  fördern.  Im  Jahre  1913  hatten  die  6  Hauptstellen  dieser  Banken 
ein  Gesamtkapital  von  4  069  980  Yen,  worin  die  von  der  Begierung  gewährten 
Darlehen  eingeschlossen  sind. 

Außerdem  gibt  es  in  Korea  noch  Filialen  von  japanischen  Großbanken 
und  verschiedenen  Banken,  die  von  Koreanern  und  Japanern  gemeinsam 
betrieben  werden. 

Japanische    Banken   im   Auslande    und 
ausländische    Banken   in    Japan. 

Das  Auslandsgeschäft  Japans  wird,  wie  erwähnt,  in  erster  Linie  von 
der  Yokohama  Specie  Bank  betrieben,  deren  Filialen  in  London  und  New 
York  in  hohem  Ansehen  stehen.  Im  Orient  betätigt  sich  neben  der  Yoko- 
hama Specie  Bank  die  Bank  von  Formosa.  In  der  Mandschurei  und  China 
wirken  durch  ihre  Filialen  die  Yokohama  Specie  Bank  und  die  Bank  von 
Korea,  daneben  vor  allem  noch  die  Shioru  Ginko  mit  einem  Kapital  von 
3  Mijl.  Yen  und  ein  Dutzend  anderer  Banken  in  Antung,  Changchun,  Lia- 
oyang,  Mukden  und  Dairen. 

An  ausländischen  Banken  sind  in  Japan  durch  Filialen  vertreten:  die 
Hongkong— Shanghai  Banking  Corporation,  die  Chartered  Bank  ot  India, 
Australia  and  China  und  die  International  Banking  Corporation  of  the 
United  States  of  America.  Die  intensivste  Tätigkeit  aber  übte  in  Japan 
die  Deutsch-asiatische  Bank  aus,  die  indes  im  Oktober  1916  geschlossen 
wurde.  Auch  die  Kussisch-asiatische  Bank  spielt  nicht  mehr  die  gleiche 
Rolle  wie  früher.  Ende  1914  gab  es  in  Japan  10  Filialen  ausländischer  Banken 
mit  einem  Gesamtkapital  von  6  775  000  Yen.  Sie  betrieben  hauptsächlich 
das  Wechsel-  und  Diskontgeschäft. 
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Das     Treuhand-     und     das     Wechselmaklergeschäft. 

Außer  der  Industrie-Bank  von  Japan  und  der  Bank  von  Formosa  be- 
fassen sich  mit  dem  Treuhandgeschäft  als  Neben geachäfts- 
zweig  noch  die  Yasuda  Bank,  die  Kitahama  Bank  und  einige  andere.  Diese 
Gesellschaften  vermitteln  —  einzeln  oder  mehrere  zusammen  —  die  Aus- 
gabe von  Schuldverschreibungen  von  Fabriken,  Eeedereien  usw.  und  über- 
nehmen als  Treuhänder  die  Wahrnehmung  der  den  Obligationären  be- 
stellten Kechte  an  dem  Eigentum  der  Schuldner. 

Als  Haupt  gesckäftszweig  betreiben  das  Treuhandgeschäft  in  Japan 
seit  dem  1905  in  Kraft  getretenen  Treuhand- Gesetz  etwa  15  Gesellschaften. 
Die  bedeutenderen  hiervon  sind: 


Tokyo  Treuhand-Gesellschaft 
Kangyo         „  „ 

Kobe  „  „ 

Meiji  „ 


750  000  Yen  einbezahltes  Kapital 
325  000     „ 

250  000     „  „  „ 

200  000     „  „  „ 

125000     „  „  „ 


Daneben  zeichnet  sich  noch  die  kleinere  Nippon  Treuhand- Gesellschaft 
(50  000  Yen  einbezahltea  Kapital)  durch  eine  hohe  Dividende  (1914:  18  %) 
aus. 

Das  Wechselmaklergeschäft  hat  als  selbständiger  Ge- 
schäftszweig in  Japan  nur  wenig  Bedeutung.  Die  ersten  Wechselmakler- 
Häuser  wurden  1899  in  Tokyo  und  1902  in  Osaka  gegründet.  Auch  heute 
noch  haben  von  den  über  30  Wechselmakler-Häusern  die  bedeutendsten 
ihren  Sitz  in  Osaka  und  Tokyo,  daneben  auch  in  Kobe  und  Nagoya. 

Bankvereine  und  Abrechnungshäuser. 
Nach  der  Revision  der  Nationalbanken  -  Verordnung  vermehrte  sich 
die  Zahl  der  Banken  derart,  daß  1877  in  Tokyo  allein  11  Hauptstellen  von 
National-  und  Privat  -  Banken  bestanden.  Um  gemeinsame  wichtige  An- 
gelegenheiten zu  beraten,  hielten  die  Bankiers  Tokyos  Versammlungen 
ab.  Sie  wurden  zur  Grundlage  des  Bankvereins  Takuzen-Kai,  der  auf  Be- 
treiben des  bekannten  japanischen  Finanzmannes  Baron  Shibusawa  gegründet 
wurde.  Als  sich  die  Mitgliederzahl  1880  auf  30  erhöhte,  wurde  der  Verein 
aufgelöst  und  an  seiner  Stelle  ein  neuer,  größerer  gebildet :  der  Verein 
der  Bankiers  Tokyos.  Die  Wirksamkeit  dieses  Vereins  erstreckte 
sich  vornehmlich  auf  folgende  Angelegenheiten: 

1.  Die  Veröffentlichung  der  1885  gegründeten  Bankier- Zeitschrift 
Ginko  Tsushinroku. 

2.  Die  Errichtung  eines  Abrechnungshauses  im  Jahre  1887. 

3.  Die  Organisation  des  Tokyo  Nachrichtenbüros  im  Jahre  1896. 

4.  Die  Gründung  einer  Bücherei  für  Bankfragen  betreffende  Bücher 
im  Jahre  1897. 

5.  Die  Bildung  des  Bankier-Klubs  im  Jahre  1899. 

Das  Abrechnungshaus  in  Tokyo  wurde  1891  nach  euro- 
päischen und  amerikanischen  Mustern  reorganisiert.   Ähnliche  Abrechnungs- 
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häuser  wurden  2;unächst  in  dem  Industrie-  und  Handelszentrum  Osaka  er- 
richtet, dann  auch  an  den  anderen  wichtigeren  Handelsplätzen  Japans, 
in  Yokohama,  Kobe,  Kyoto  usw.  Die  Tätigkeit  und  Organisation  der  ja- 
panischen Abrechnungshäuser  ist  im  wesentlichen  die  gleiche  wie  die  ihrer 
europäischen  und  amerikanischen  Vorbilder.  Das  Tokyo-Abrechnungshaua 
verteilt  die  Unkosten  nach  dem  Betrage  der  ausgeglichenen  Schecks  oder 
Wechsel  jedes  einzelnen  Mitgliedes.  Hinsichtlich  des  Umfanges  des  Abrech- 
nungsgeschäftes führen  auch  hier  wieder  Tokyo  und  Osaka  mit  erheblichem 
Vorsprung : 

Ges ch äf t s um f ang  der  A b r e c h n u ng s h ä u s e r  Japans  in  den 

Jahren    1912 — 1914« 


1912 
(1000  Yen) 


1913 
(1000  Yen) 


1914 
(1000  Yen) 


Tokyo    

Osaka    

Kyoto 

Yokohama 

Kobe      

Nagoya      

Hiroshima 

Shimonoseki-Moji 

Kanazawa 

Hakodate 

Otaru •    •    •    . 

Insgesamt 


4  120  219 

2  747  775 

316  484 

I  046  041 

I  050  673 

283  621 

25399 

105  029 

17  421 


4  366  004 

2  912  736 

299  714 

I  144  891 

I  150  991 
282  848 
24746 
loi  134 
31  220 
51  108 
35  838 


4  490  126 

3  001  333 
269  717 
986  049 

I  005  600 

255  339 

29259 

105  676 

32477 
47  142 


9  712  664 


IG  401  234 


IG  222  723 


Eeform-     und     Ausd  eh  n  ung  s  be  st  r  e  bunge  n     während 

des    Krieges, 

Dr.  Juichi  Soyeda,  der  Präsident  der  Bank  von  Japan,  schrieb  Ende 
1916^):  ,,  Japan  is  now  well  equipped  with  banking  institutions,  and  what 
lies  on  hereafter  is  further  reform  and  improvement."  Eine  Reform  erschien 
ihm  namentlich  hinsichtlich  der  Bankorganisationen  für  die  ärmeren  Klassen 
als  unumgänglich  notwendig.  Bei  den  „muyin"  waren  mancherlei  Mißbräuche 
und  Übelstände  zutage  getreten.  Die  Folge  war  das  Gesetz  der  Ge- 
sellschaften für  gegenseitige  Darlehen  im  Jahre  1915. 
Danach  wurde  u.  a.  bestimmt,  daß  die  Gründer  der  „muyin"  Personen  sein 
müssen,  die  ein  Eigentum  im  Werte  von  mindestens  30  000  Yen  besitzen 
und  die  nicht  an  irgendeinem  anderen  Geschäft  beteiligt  sein  dürfen.  Seit 
dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  ist  natürlich  die  Zahl  der  „muyin"  er- 
heblich zurückgegangen. 

Auch  bei  dem  Pfandleihgeschäft  sind  große  Übelstände 
zu  beseitigen.  Die  Pfandleiher,  deren  Zahl  in  Japan  über  30  000  beträgt, 
berechnen  Zinssätze  bis  zu  48  %;  der  Durchschnittssatz  ist  nach  Soyeda 


1)  „Banking  in  Japan"  in  The  Times,  Japanese  Section,  16.  Dezember  1916. 
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20  %  jährlich.  Soyeda  glaubt,  daß  diese  Mißbräuche  durch  die  geplante 
Reform- Gesetzgebung  nicht  völlig  abgeschafft  werden  können.  Positiv 
zur  Besserung  der  Kreditverhältnisse  der  ärmeren  Klassen  könne  nur  eine 
Erweiterung  des  Wirkungskreises  der  bestehenden 
Kreditgenossenschaften  beitragen.  Man  sollte  die  Raiffeisen- 
und  die  Sc hulze-Delitzsch- Genossenschaften  zum  Vorbilde  nehmen.  Die 
japanische  Regierung  plant  bereits  Maßnahmen,  durch  welche  die  Kjedit- 
genossenschaften  zur  Führung  von  Bankgeschäften  ermächtigt  werden  sollen. 
Nach  Durchführung  dieser  Maßnahmen  meint  Soyeda,  sei  die  japanische 
Bankgesetzgebung  in  sich  geschlossen  und  vollständig,  und  man  könne  sein 
Augenmerk  ausschließlich  auf  den  Ausbau  und  die  Ausdehnung  des  japani- 
schen Bankwesens  besonders  im  Auslande  richten,  wo  seit  dem  Ausbruch 
des  Krieges  sich  bereits  so  viel  neue  Aussichten  eröffnet  hätten. 

Tatsächlich  hat  sich  in  Japan  während  des  Krieges,  wie  in  allen  Gewerbe- 
zweigen so  auch  im  Bankwesen,  ein  mächtiger  Ausdehnungsdrang  geltend 
gemacht.  Nach  der  rückläufigen  Konjunkturbewegung,  welche  der  Aus- 
bruch des  Krieges  unmittelbar  im  Gefolge  hatte,  wurde  Mitte  1915  der  Auf- 
schwung offenbar,  der  heute  noch  andauert.  Die  zahlreichen  Erweiterungen 
und  Neugründungen  in  Handel  und  Industrie  stellten  Japans  Bankenapparat 
vor  neue  große  Aufgaben.  Den  gesteigerten  Ansprüchen  suchten  die  japa- 
nischen Banken  ihrerseits  durch  Neugründungen,  Fusionen, 
Ka  p  i  t  a  1  e  r  hö  h  u  n  g  e  n,  Filialenvermehrungen  usw.  zu  be- 
gegnen. Der  Schiffseigentümer- Verband  in  Kobe  regte  die  Gründung  einer 
halboffiziellen  Bank  in  der  Art  der  Industrie-Bank  und  der  Hypotheken- 
Bank  an^).  Die  neue  Bank  sollte  in  Kobe  mit  Filialen  in  Yokohama  mit 
einem  Kapital  von  100  Mill.  Yen  gegründet  werden,  um  den  Schiffseigen- 
tümern besondere  finanzielle  Erleichterungen  zu  gewähren.  Der  Plan  ist 
bis  jetzt  nicht  zur  Ausführung  gelangt.  Zwischen  der  Kawasaki-Bank, 
Kobe,  und  der  15,  Bank,  Tokyo,  fand  eine  Fusion  statt^).  Die  von  der  Kawa- 
saki-Familie  mit  einem  Kapital  von  1  Million  Yen  als  G.  m.  b.  H.  betriebene 
Bank  wurde  in  eine  Aktiengesellschaft  mit  einem  Kapital  von  5  Mill.  Yen 
verwandelt.  Die  Aktien  wurden  zur  einen  Hälfte  von  der  15.  Bank  über- 
nommen, zur  anderen  Hälfte  von  der  Kawasaki-Familie.  Die  Industrie- 
Bank  und  die  Hypotheken-Bank  vermehrten  ihre  Kapitalmittel  durch 
die  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen  in  hohen  Beträgen.  Infolge  der 
günstigen  Entwicklung  des  Rohseidenmarktes  im  Kriege  gewährten  die 
Banken  in  den  Seidenzentren  Tokyo,  Yokohama,  Osaka  und  Nagoya  den 
Seidenfabrikanten  große  Vorschüsse.  Zur  Erleichterung  der  Transaktionen 
errichteten  die  34.  Bank  und  die  Yamaguchi  Bank  Filialen  in  Tokyo  und 
Osaka ^).  Auch  die  Bank  von  Japan  dehnte  ihr  Filialennetz  erheblich  aus; 
ea  besteht  die  Absicht,  in  jeder  Präfektur  eine  Filiale  der  Bank  von  Japan 
zu  errichten*). 

^)  Japan  Chronicle  vom  5.  und  13.  Februar  1916. 
^)  Japan  Chronicle  vom  4.  November  1916. 
*)  Japan  Chronicle  vom  30.  Mai  1916. 
*)  Japan  Chronicle  vom  4.  Juli  1916. 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Borsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslande.  169* 

Die  ziffernmäßige  Steigerung  der  Intensität  des  Bankbetriebes  in  Japan 
im  Verlaufe  des  Krieges  geht  aus  folgenden  Zahlen  hervor^): 

Bestand  (in  Mill.  Yen)  der  vereinigten  Banken  von  Tokyo, 
Osaka,  Kobe,  Kyoto,  Yokolxama  und  Nagoya  an  Depo- 
siten, Einlagen,  Reserven,  Gold  und  Silber  in  den  Jahren 

1915    und    1916. 


1916 

1915 

Zunahme 

Depositen 

Einlagen 

1765 
265 
118 
154 

1226 

233 
105 

130 

538 
33 
13 

24 

Reserven 

Gk)ld  und  Silber 

Zusammen 

2302 

1694 

608 

Die  Zahl  der  Inhaber  von  Postsparkassen  konten  nahm  in 
Japan  im  Jahre  1915  um  966  555  zu,  der  Betrag  der  Depositen  stieg  um 
33  293  288  auf  insgesamt  229  486  737  Yen. 

Am  bedeutsamsten  an  der  Entwicklung  des  japanischen  Bankwesens 
im  Kriege  ist  die  Tendenz,  im  Auslande  festen  Boden  zu  gewinnen, 
um  so  den  japanischen  Außenhandel  zu  fördern  und  auf  eine  sichere  Grund- 
lage zu  stellen.  Besondere  Anziehungskraft  übte  da  China  aus,  sowohl 
wegen  seiner  Japan  günstigen  Lage  als  wegen  der  großen  Entwicklungs- 
möglichkeiten seiner  Produktivkräfte,  zumal  während  des  Krieges  der  Wett- 
bewerb der  europäischen  Mächte  fast  völlig  wegfiel.  Schon  Mitte  1915  schlössen 
sich  japanische  Bankiers  in  einem  kapitalkräftigen  Syndikat  zur  Finande- 
rung  von  Unternehmungen  in  China  zusammen.  2)  Die  Tätigkeit  der  Yoko- 
hama Specie  Bank  und  der  Bank  von  Formosa  in  China  und  der  Mandschurei 
hatte  sich  im  wesentlichen  auf  das  Wechselgeschäft  beschränkt.  Zur  Fi- 
nanzierung von  industriellen  und  anderen  Unternehmungen  sowie  zur  Ge- 
währung von  Darlehen  wollte  man  Spezialbanken  gründen.  Anfang  1916 
brachte  die  japanische  Regierung  im  Parlament  eine  Gesetzesvorlage  ein 
über  die  Grüadung  einer  japanisch-chinesischen  Bank'). 
Danach  sollte  diese  Bank  ein  gemeinsames  Unternehmen  von  Chinesen 
und  Japanern  mit  dem  Hauptsitz  in  Shanghai  und  Zweigniederlassungen 
in  verschiedenen  wichtigen  Handelsplätzen  Chinas  sein  und  der  Geschäfts- 
betrieb der  Bank  30  Jahre  lang  unter  der  Aufsicht  der  japanischen  Regierung 
stehen,  die  für  10  Jahre  eine  6  proz.  Dividendengarantie  übernehmen  sollte. 
Das  Kapital  der  Bank  war  auf  20  Mill.  Yen  festgesetzt;  außerdem  schlug 
man  vor,  der  Bank  das  Recht  zuzugestehen,  Schuldverschreibungen  im  zehn- 
fachen Betrage  des  Aktienkapitals  auszugeben.  Für  ähnliche  Zwecke  und 
mit  ähnlicher  Organisation  war  die  gleichzeitig  von  der  Regierung  dem  Par- 

^)  Korrespondenzblatt  der  Nachrichtenstelle  für  den  Orient  vom  22.  Januar 
1917:  „Japanische  Werte"  von  Prof.  Dr.  Rud.  Fitzner. 

2)  Wirtschaftücher  Nachrichtendienst  der  Gesellschaft  für  wirtschaftliche 
Ausbildung  vom  22.  Juli  1915. 

')  The  London  and  China  Telegraph  vom  6.  März  1916. 
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laraeüt  vorgeschlagene  Mandschurei-Bank  gedacht,  die  in  Mukden  mit 
einem  Kapital  von  10  Mill.  Yen  gegründet  werden  sollte.  Die  Vorlage  über 
die  Gründung  dieser  beiden  Banken  wurde  schließlich  im  japanischen  Herren- 
haus doch  zurückgewiesen^).  Grundsätzliche  Einwendungen  wurden  zwar 
nicht  gemacht;  aber  der  Ausschuß,  an  den  die  Vorlagen  zur  Prüfung  gingen, 
erklärte,  die  Vorlagen  seien  von  der  Regierung  zu  hastig  und  oberflächlich 
ausgearbeitet  worden.  Vor  allem  sei  eine  Verständigung  mit  China  unbe- 
dingte Voraussetzung  für  die  an  und  für  sich  wünschenswerte  Errichtung 
derartiger  Unternehmungen.  Man  hoffe,  daß  die  geplanten  Banken  nach 
gründlicherer  Vorbereitung  bald  auf  einer  sichereren  Basis  errichtet  werden 
würden.  Inzwischen  errichtete  die  Yokohama  Specie  Bank  neue  Filialen 
in  Tsingtau,  Hongkong,  Shanghai,  Hankow  und  andern  wichtigen  Plätzen 
Chinas.  Auf  den  Philippinen  wurde  mit  Unterstützung  der  Regierung  eine 
japanische  Bank  errichtet,  die  ,, Insular  of  the  Philippine  Islands"^),  welche 
die  bestehende  ,,Agricultural  Bank"  in  sich  aufnehmen  und  Niederlassungen 
an  allen  wichtigen  Plätzen  einrichten  will.  Das  Unternehmen  soll  in  erster 
Linie  eine  Stütze  des  Handelsverkehrs  zwischen  den  Inseln  und  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  bilden.  Auch  in  Australien,  Java,  Indien 
und  anderen  Kriegsabsatzgebieten  Japans  haben  japanische  Banken  durch 
Gründung  von  Filialen  Boden  gefallt.  Die  Mitsu  Bishi  Kaisha  beschloß, 
eine  Zweigniederlassung  in  New  York  zu  gründen^)  zur  Unterstützung 
des  amerikanisch-asiatischen  Handels,  von  dem  man  hofft,  daß  er  nach 
dem  Kriege  gewaltig  zunehmen  wird.  Die  Sumitomo  Bank,  Osaka,  plant 
Filialen  in  Honolulu,  Hawaii  und  San  Francisco  und  wird  sich  in  Zukunft 
mehr  auf  die  Erledigung  von  Überseegeschäften  einrichten.  Neuerdings 
vermittelt  sie  Wechselgeschäfte  für  die  International  Banking  Corporation, 
ebenso  die  34.  Bank,  Osaka,  für  die  Hongkong  and  Shanghai  Banking  Cor- 
poration^). Im  Zusammenhang  mit  der  Intensivierung  der  Wirtschafts- 
beziehungen zwischen  Rußland  und  Japan,  die  seit  1916  besonders  stark 
in  Erscheinung  trat,  wurde  im  September  1916  die  Russisch-japanische 
Bank  mit  einem  Kapital  von  20  Mill.  Yen  gegründet.  Bei  der  Begebung 
der  6  %  Schatzanweisungen  Englands  in  Japan  im  Dezember  1916  geschah 
die  Vermittlung  durch  ein  Sjmdikat  von  18  japanischen  Banken  unter  Führung 
der  Yokohama  Specie  Bank. 

Überall  zeigt  sich  so  das  gut  organisierte  japanische  Bankwesen  als 
Schrittmacher  und  Stütze  der  Ausdehnungsbestrebungen  Japans. 

Adler  (Kiel). 

Der  Rückfluß  der  amerikanisdien  Wertpapiere  im  Kriege. 

Vor  dem  Kjciege  lagen  den  Berechnungen  des  Umfangs  des  ausländischen 
Besitzes  an  amerikanischen  Wertpapieren  die  Schätzungen  von  Sir  George 
Paish,  des  Herausgebers  des  Londoner  „Statist"  zugrunde,  die  dieser  im  Jahre 

^)  Japan  Chronicle  vom  4.  März  1916. 

'^)  Korrespondenzblatt  der  Nachrichtenstelle  für  den  Orient  vom  19.  Mai  1916. 

^)  The  London  and  China  Telegraph  vom  3.  Juü  1916. 

*)  The  London  and  China  Telegraph  vom  11.  Dez.  1916. 
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1910  für  die  Monetary  Commission  vorgenommen  hatte.  Darnach  sollte 
der  Besitz  Europas  ungefähr  6  000  000  000  Doli,  betragen,  wovon  England 
allein  etwa  3  500  000  000  Doli,  zugeschrieben  werden  könnten.  Es  erregte 
deshalb  in  amerikanischen  Finanzkreisen  allgemeines  Erstaunen,  als  im  Juni 
1915  L.  F.  Loree,  der  Präsident  der  Delaware  and  Hudson  Kailroad,  auf 
Grund  von  zuverlässigeren  Unterlagen,  die  durch  die  Erfordernisse  der 
Einkommensteuerveranlagung  zur  Verfügung  standen,  auf  Veranlassung 
der  New  York  Federal  Reserve  Bank  die  Feststellung  veröffentlichte,  daß  der 
Nominalwert  der  Eisenbahnpapiere,  die  sich  bei  Kriegsausbruch  in  aus- 
ländischem Besitz  befanden,  nur  etwa  2  576  000  000  Doli,  betragen  hätte. 
Da  nun  nach  zuverlässigen  Schätzungen  aus  Bankkreisen  der  ausländische 
Besitz  an  Industriepapieren  ungefähr  zu  20  %  des  Besitzes  an  Eisenbahn- 
papieren anzusetzen  ist,  so  wäre  der  Gesamtbesitz  vor  dem  Kriege  ungefähr 
auf  3  000  000  000  Doli,  anzunehmen,  worin  allerdings  die  auf  fremde  Rech- 
nung im  Besitze  amerikanischer  Banken,  Trustgesellschaften  usw.  befind- 
lichen Papiere  nicht  inbegriffen  sind. 

Anschließend  an  seine  erste  Feststellung  hat  nun  Loree  verschiedene 
Male  Zusammenstellungen  über  den  jeweiligen  Stand  des  ausländischen 
Besitzes  an  Eisenbahnwerten  während  des  Krieges  bekanntgegeben,  die 
zweite  im  Dezember  1915,  die  dritte  im  September  1916.  Darnach  ergeben 
sich  folgende  Zahlen  (in  Dollar): 

I.     Der    ausländische    Besitz    an    amerikanischen    Eisen- 
bahnwerten   bei    Kriegsausbruch,    am    31.   Januar    1915. 
31.  Juli   1915,    31.  Juli   1916. 


Zeit 

Aktien 

Übrige  Papiere 

Total 

Kriegsausbruch 

31.  Januar  1915 

31.  Juli  1915 

31.  Juli  1916 

783  832  943 
680  176  056 
462  218  104 

I  920  569  421 

I  543  334  173 
953410459 

2  576  000  000 
2  704  402  364 
2  223  510  229 
I  415  628  563 

Die  Zahlen  sind  zusammengestellt  aus  den  Berichten  von  105  Eisenbahn- 
gesellschaften, deren  Bahnnetz  mehr  als  100  Meilen  umfaßt  und  die  einen 
ausländischen  Besitz  ihrer  Papiere  aufzuweisen  haben.  Es  wird  ausdrück- 
lich darauf  hingewiesen,  daß  der  amerikanische  Besitz  auf  fremde  Rechnung 
nicht  erfaßt  werden  konnte.  Der  Rückfluß  der  Papiere  hätte  demnach  vom 
31.  Januar  bis  31.  Juli  1915:  480  892  135  Doli.,  vom  31.  Juli  1915  bis  31.  Juli 
1916:  807881 666  Doli,  betragen.  Über  die  Vorgänge  zwischen  Kriegsausbruch 
und  31.  Januar  1915  werden  keine  Erklärungen  gegeben.  Addiert  man  je- 
doch zu  der  angegebenen  Bestandszahl  vom  31.  Juli  1916  ungefähr  20  %  und 
stellt  sie  der  anfangs  erwähnten  Schätzungszahl  für  die  Zeit  vor  dem  Kriege 
gegenüber,  so  würde  sich  ein  Rückfluß  von  fast  der  Hälfte  des  früheren  Be- 
sitzes ergeben,  und  der  amerikanische  Effektenmarkt  hätte  in  den  beiden  ersten 
Kriegsjahren  einen  Betrag  von  ungefähr  1500  000  000  Doli,  aufzunehmen 
gehabt. 
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Dieses  Tempo  der  Liquidation  wird  nun  allerdings  bestätigt  durch  die 
Bewegung  der  Aktien  der  United  States  Steel  Corporation,  über  die  wieder- 
um genauere  Zahlen  vorhanden  sind,  die  zum  Teil  anläßlich  der  Jahresver- 
sammlungen, zum  Teil  von  der  Firma  Dow  lones  &  Co.  bekannt  gemacht 
wurden. 

2.     Der    ausländische    Besitz    an    Aktien    der    U.     St.   Steel 
Corporation  in  der  Zeit  zwischen  31.  März  1914  und  30,  S  e  p - 

t  e  m  b  e  r    1916. 


Zeit 

Zahl  der 

gewöhnlichen 

Aktien 

Zahl  der 
Vorzugsaktien 

Total 

31.  März  1914 

31.  Dezember  1914 

30.  September  191 5    .    .    .    . 

31.  Dezember  1915 

31.  März  1916 

30.  Juni  1916 

30.  September  191 6    .    .    .    . 

I  285  636 
I  193  064 
826  833 
696  631 
634  469 
625  254 
537  809 

312  311 
309  457 

274  588 
262  091 
236361 
171  093 

I  597  947 
I  502  521 

971  219 
896  560 
861  615 
708  902 

Daraus  ist  zu  ersehen,  daß  der  amerikanische  Besitz  vom  31.  März  191^ 
bis  30.  Juni  1916  für  sämtliche  Aktien  um  46  %,  für  gewöhnliche  Aktien 
um  51  %  und  für  Vorzugsaktien  um  24  %  zurückgegangen  ist.  Der  Unter- 
schied zwischen  gewöhnlichen  Aktien  und  Vorzugsaktien  erklärt  sich  daraus, 
daß  die  ersteren  zunächst  keine,  die  Vorzugsaktien  eine  beträchtliche  Divi- 

3.    Ausländischer    Besitz    an    Aktien    der    U.  St.  Steel    Cor- 
poration  nach    Ländern   am    Ende   der   Jahre    1913,  1914   und 

1915. 


Gewöhnliche  Aktien 

Vorzugsaktien 

1913 

1914 

1915 

1913 

1914 

1915 

England    .... 

779  378 

710  621 

355  088 

178  669 

174  906 

147  453 

Holland.    .    . 

351  623 

342  645 

238617 

28  710 

29  000 

26  494 

Kanada     .    . 

41  776 

54259 

38011 

54206 

51  610 

44195 

Frankreich    . 

67861 

64537 

50193 

35358 

36  749 

32524 

Schottland    . 

3738 

4  208 

3  435 

12  736 

13747 

3929 

Irland    .    .    . 

3691 

2991 

I  730 

4420 

4  119 

12  256 

Deutschland 

2  176 

2  623 

I  147 

3541 

3252 

1330 

Belgien  .    .    . 

1354 

3504 

2634 

697 

697 

341 

Schweiz     .    . 

450 

I  470 

I  267 

2  466 

2  617 

2695 

Westindien   . 

I  750 

I  872 

I  568 

532 

874 

863 

österr. -Ungarn 

720 

690 

532 

690 

690 

580 

Andere  Länder 

3538 

3644 

2  409 

6234 

6  630 

6  767 

To 

ta 

1 

1259055^) 

I  193  064 

696  631 

308  176I) 

309  457^) 

247  588I) 

1)  Die  Additionen   ergeben   folgende  Summen:   1  268  055,  328  259,  324  891, 
279  427  Doli.     In  der  Quelle  werden  die  oben  angegebenen  Zahlen  gebracht. 
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dende  abwarfen,  die  Besitzer  dieser  Papiere  daher  im  Verkaufe  zurückhalten- 
der waren.  Vom  30.  Juni  bis  30.  September  1916  geht  die  Liquidation,  wie 
aus  der  Aufstellung  hervorgeht,  noch  rapider  vor  sich.  Während  nun  für  die 
Eisenbahnpapiere -Ausgaben  über  die  Besitzverteilung  nach  Ländern  fehlen, 
können  die  entsprechenden  Zahlen  für  die  Aktien  der  U.  St.  Steel  Corporation 
je  für  das  Jahresende  gegeben  werden. 

Auffallend  ist  dabei,  daß  der  Besitz  Kanadas,  Deutschlands,  Belgiens, 
West-Indiens  und  der  Schweiz  Ende  1914  größer  ist  als  Ende  1913;  bei 
Deutschland  und  Kanada  sogar  beträchtlich  größer  als  am  3L  März  1914, 
wo  Deutschland  2152,  Kanada  42  390  Stück  gewöhnliche  Aktien  besaß, 
sodaß  also  nur  ein  Teil  der  Zunahme  durch  besonders  starke  Käufe  in  den 
ersten  Monaten  des  Jahres  zu  erklären  ist. 

Den  stärksten  Rückgang  hat  zweifellos  England  aufzuweisen,  das  von 
jeher  den  größten  Besitz  verzeichnete.  Er  beträgt  vom  31.  März  1914  bis 
31.  Dezember  1915  für  gewöhnliche  Aktien  56  %,  während  Holland  mit  dem 
zweitgrößten  Besitz  nur  eine  Abnahme  von  39%,  Frankreich  26  %,  Deutsch- 
land 45  %  und  Kanada  10  %  aufwies.  Der  Abfluß  Englands  ist  auch  in  den 
übrigen  Papieren  so  stark  gewesen.  Sir  Robert  Fleming  schätzte  auf  der  Ver- 
sammlung der  London  Investment  Trust  Corporation  im  Juni  1916  den  Betrag 
für  England  auf  1 000000000  Doli.,  also  ungefähr  auf  %  des  früher  genannten 
Gesamtbetrages  ausländischen  Besitzes.  Der  übrigbleibende  Besitz  in  (Ug- 
lischen  Händen  wird  für  die  Mitte  des  Jahres  1916  auf  ungefähr  1  000  000  000 
bis  1  500  000  000  Doli,  angesetzt.  Da  für  Deutschland  der  Verkauf  ungleich 
schwieriger  gewesen  ist,  so  geben  Schätzungen  aus  Bankkreisen  den  Betrag 
für  dieselbe  Zeit  als  ungefähr  400  000  000  Doli.  an.  Inwiefern  Verkäufe  statt- 
gefunden haben,  die  erst  nach  dem  Kriege  realisiert  werden,  ist  jedoch  nicht 
festzustellen. 

Über  den  Besitz  Frankreichs  vor  dem  Kriege  gehen  die  Ansichten  aus- 
einander. Die  Schätzungen  differieren  zwischen  80  000  000  und  160  000  000 
Doli.  Ohne  jede  Gewähr  wird  der  Rückfluß  bis  Anfang  1916  auf  etwa 
30  000  000  Doli,  angegeben,  was  darauf  schließen  ließe,  daß  der  Besitz  vor 
dem  Kriege  nicht  weit  über  100  000  000  Doli,  betragen  haben  dürfte. 

Quellen:  Evening  Post,  New  York:  3.  Juli,  31.  Juli,  4  November  1915;  11. 
Januar,  21.  Januar,  18.  Februar,  19.  Februar,  26.  Februar,  17.  April,  17.  Mai,  4. 
November,  16.  November,  30.  November,  16.  Oktober  1916. 

Journal  of  Commerce,  New  York:  19.  Februar,  23.  Februar,  25.  November, 
16.  Oktober  1916.  Public  Ledger,  Philadelphia:  25.  November,  2.  Oktober,  17. 
Oktober,  1916.  Times  Picajome,  New  Orleans:  26.  November  1916.  San  Francisco 
Chronicle:  29.  November,  23.  Oktober  1916.  St.  Louis  Globe  Democrat:  28.  August 
1916.  Financial  News  London:  29.  Juni  1916. 

E.  Bohl  er    (Kiel). 


Die  Goldbewegung  in  der  Bank  von  England  im  Jahre  1916.     Die  Einstel- 
lung der  Veröffentlichung  der  einzelnen  Groldeingänge  und  -ausgänge  der  Bank 
von  England  seit  dem  29.  Juli  1916  gibt  Anlaß,  die  im  8.  Bande,  Left  1  des  W. 
WeltwirtschaftUohes  Archiy  Bd.  X.  XII 


174^ 


Chronik  und  Archivalien. 


A.,  S.  183 — 185,  begonnene  Berechnung  der  Goldbewegung ^)  während  der  einzelnen 
Monate  des  Jahres  1916  zu  Ende  zu  führen. 
Es  ergibt  sich  folgendes  Bild: 

I.  DieGoldeingänge  und  -ausgänge  der  Bank  von  England 
von    Januar    bis    28.  Juli    1916    (in  1000  £). 


Jan. 

Febr. 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli2) 

Eingänge 

Barrengold      

Vom  Auslande  (Sovereigns)    . 

Fremde  Münzen 

Vom  Konto  Ägyptens     .    .    . 
„          „       Indiens     .... 
„          „       Straits   Settle- 
ments  .... 
Von  verschiedenen  Konten     . 

3559 
1000 

900 

3705 
150 

1725 

3724 
1196 

645 

5958 
125 

700 

4232 
205 

475 

2556 
150 

550 

3542 

-               ] 

295 

: 

Ausgänge 

Barrengold 

Fremde  Münzen 

Auf  das  Konto  Notenreserve 

der  Treasury  Currency    .    . 

Auf  das  Konto  Indiens  .    .    . 

„       „         „       Ägjrptens    .    . 

„       „         „       Straits  Settle- 
ments    .    . 

„       „         „       Argentiniens 

„       „         „        der  Schweiz  . 

„       „         „       Spaniens    .    . 

„     verschiedene  Konten   .    . 
Für  Ägypten  (*),   Indien  (**) 

„     Spanien 

„     Portugal 

„     die  Schweiz 

„    den  Kontinent 

„     die  Vereinigten  Staaten  . 

„     Kanada 

„     Südamerika 

,,     Japan 

5459 
243 

1000 
1300 

600 
890 

891 
676 
167 
180 

5580 
262 

500 

ICD 
200 

**5 
400 

346 

113 

3 

175 

5565 
5 

1000 
100 

1460 

850 
*50 
875 

269 
174 

765 

6783 
621 

350 

*50 

1226 

300 
155 

100 

25 
100 

4912 
214 

600 

**io 

856 

30 

47 

100 

4 

3256 
909 

391 

24 

3837 

— 

14 

„     Uruguay 

,,     Argentinien 

— 

5947 

1  2104 

5548 

2927 

1861 

1   1324 

14 

Die  Mehreingänge  an  Gold  (-f)  stellen  sich  hiernach  und  nach  den  seit  dem 
29.  Juli  1916  weiterhin  erfolgenden  Veröffentlichungen  der  Überschüsse  der  Gold- 
bewegung in  den  einzelnen  Wochen  folgendermaßen  (der  Verlust  ist  mit  —  be- 
zeichnet) : 

^)  Nach  den  Wochenberichten  von  Samuel  Montagu  &  Co.  in  London  (ab- 
gedruckt im  Commercial  and  Financial  Chronicle)  oder  des  Londoner  Economist. 

^)  Ohne  die  Eingänge  und  Ausgänge  des  29.  und  31.  Juli,  da  die  detailüert« 
Veröffentlichung  seitdem  eingestellt  ist. 
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2.   Die  Mehreingänge  oder  -ausgänge  an  Gold  in  der  Bank 
von    England    im    Jahre    1916    (in  1000  £). 


Eingänge 


Ausgänge 


Mehreingänge  (-f-) 
oder  -ausgänge  ( — ) 


Januar     

Februar   

März 

April 

Mai 

Juni 

I.— 28.  Juli 

29.  Juli — 30.  August 

31.  August — 27.  September     .    . 
28.  September — i.  November 

2.  November — 29.  November    . 

30.  November — 3.  Januar   1917- 


5459 
5580 

5565 
6783 
4912 
3256 
3837 


5947 
2104 

5548 
2927 
1861 
1324 
14 


+ 
+ 
+ 
+ 
+ 


+ 


488 

3476 

17 

3856 

3051 

1  932 
3823 

139 

2  611 
2  811 

320 
1085 


Jahr  1916 


+  14  323 


Während  das  Jahr  1915  einen  Verlust  von  21  691  000  £  an  Gold  zu  verzeichnen 
hatte,  würde  sich  demnach  für  das  Jahr  1916  ein  Gewinn  von  14  323  000  £  er- 
geben haben.  — u — 

Der  Verkehr  in  Silbermünzen  zwischen  Schweden  und  Norwegen  und 
Dänemark  1911  bis  1915.  Über  den  Austausch  von  Silbermünzen  zwischen 
Schweden  einerseits  und  Norwegen  und  Dänemark  andererseits  gibt  das  Jahrbuch 
„Sveriges  Riksbank  1915"  (Stockholm  1916)  S.  21  für  die  letzten  Jahre  folgende 
Übersicht: 


Der    Verkehr    in    Silbermünzen   zwischen   Schweden   und 
Norwegen    und    Dänemark. 


Jahr 


Schwedische  Münzen  wiedereinge- 
führt in  Schweden  aus 

Norwegen       Dänemark     Zusammen 


Norwegische  u.  dänische  Münzen 
wiederausgeführt  aus  Schweden  nach 

Norwegen      Dänemark    Zusammen 


Kronen 


Kronen 


1911 
1912 

1913 
1914 

1915 


488  500 
156  500 

489  500 
203  000 
450  500 


660  307 
815  799 
865  316 
425  006 


I  148  807 

972  299 

I  354  816 

628  006 

450  500 


330  500 
346  500 
334  500 

326  900 


540  000 
527  000 
595  000 


870  500 
873  500 
929  500 

326  900 


1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

Kronen 

Überschuß  der  schwedischen 
Münzen 

278  307 

98799 

425  316 

628  006 

123  600 

— 1>_ 
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Das  marokkanische  Geldwesen.  Der  Bericht  der  Administration  des  Monnaies 
et  M6dailles  an  den  Finanzminister  gibt  in  seinem  19.  Jahrgang  (Paris  1915)  zum 
ersten  Male  eine  nähere  Darlegung  des  marokkanischen  Geldwesens.  Im  Münz- 
eystem  sind  danach  drei  Perioden  zu  unterscheiden:  1,  Die  Zeit  vor  1881,  2.  die 
Münzsysteme  Mulay  Hassans  und  3.  das  durch  Sultan  Abd-el-Azis  geschaffene  Münz- 
system. Vor  1881  waren  Grold-,  Silber-  und  Kupfermünzen  im  Umlauf.  Goldmünzen 
waren  der  Bonduki  oder  Bataka,  der  etwa  3,40  g  wog,  denselben  Feingehalt  wie 
der  spanische  Dublon  und  den  Wert  von  zwei  spanischen  Piastern  hatte,  und 
der  Dinar  oder  Mithqual,  die  Hälfte  eines  Bonduki ;  beide  sind  aus  dem  Umlauf  ver- 
schwunden. Münzeinheit  war  der  Silbermithqual,  der  in  10  Dirhems  oder  Uquias 
(Unzen)  in  Silber  und  in  40  Muzunas  zerfiel.  Der  Silbermithqual  entwertete  sich 
unaufhaltsam  gegenüber  den  fremden  Münzen  und  verschwand  schließüch  aus 
dem  Verkehr;  an  seiner  Stelle  kam  der  spanische  Piaster  in  Umlauf.  Gerechnet 
wurde  indessen  in  Mithquals.  An  Kupfermünzen  gab  es  zwei  Sorten,  die  noch  K\ir8 
haben,  aber  abgebraucht  sind  und  aus  dem  Verkehr  gezogen  werden. 

Mulay  Hassan  schuf  im  Jahre  1881  ein  neues  Nationalgeld  von  Silber,  welches 
Legalkurs  im  ganzen  Reich  und  den  FeLogehalt  der  französischen  Münzen  hatte. 
Dieses  Geld,  Hassani  genannt,  umfaßte  den  Rial  oder  Duro,  der  einem  spanischen 
Piaster  entsprach,  und  4  Unterteilungen:  Nucduro  oder  Halbrial,  Robaaduro 
oder  Robaarial  (Viertelrial),  Zudjbilliun  oder  Gtesch  (Zehntelrial),  Billiun  oder 
Grich  (Zwanzigstelrial).  Die  Prägung  wurde  ausschließlich  der  Münze  von  Paris 
übertragen. 

Abd-el-Azis  setzte  das  Gewicht  des  Rial  von  29,116  g  auf  25  g  herab,  so  daß 
er  jetzt  dem  Werte  eines  5  Frankstückes  entsprach,  beließ  es  im  übrigen  bei  der 
Stückelung,  führte  aber  Kupfermünzen  ein,  die  den  französischen  Kupfermünzen 
entsprechen:  10,  5,  2,  1  Muzunas.  Das  durch  Mulay  Hassan  geschaffene  Geld  blieb 
im  Kurs,  wird  aber  allmähhch  aus  dem  Umlauf  gezogen.  Im  Handel  gilt  als  Münz- 
einheit weder  der  alte  noch  der  neue  Rial,  sondern  der  Peseta-Hassani  (gleich 
dem  spanischen  Peseta);  er  ist  Rechnungsgeld,  während  die  Rials  nur  Umtausch- 
geld sind;  ein  Rial  ist  in  der  Praxis  gleich  5  Peseta-Hassani,  obwohl  der  alte  Rial 
mehr  wiegt  als  der  neue.  Die  Prägung  der  Münzen  erfolgte  außer  in  Frankreich 
auch  in  Deutschland  und  England.  — r. 
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VIII. 
VcrsidicrungswGSGn. 

Seeversicherong,  einschl.  Seekriegsversicherong  in  den  Vereinigten  Staaten  1915. 
Dem  New  Yorker  Fachblatt  „Spectator"  vom  26.  7.  16,  S.  194—196  sind  die  Ergeb- 
nisse der  amerikanischen  Seeversicherung  im  Jahre  1915  zu  entnehmen.  Daraus  geht 
hervor,  daß  sich  dieser  Wirtschaftszweig  in  dem  Berichtsjahr  in  hervorragend  günsti- 
gen Verhältnissen  bewegt  hat  und  seine  Prämieneinnahmo,  die  1914  sich  auf  42,4  Mill. 
Doli,  belief,  auf  nahezu  60  Mill.  Doli,  erhöht  hat,  was  einer  Steigerung  von  42,1% 
gleichkommt.  Auch  in  dieser  Beziehung  hat  Amerika  am  europäischen  Krieg  ge- 
waltig verdient.  Die  Ausfuhrzunahme  hat  die  Versicherung  amerikanischer  Waren 
bei  amerikanischen  Anstalten  in  dem  angegebenen  Maß  in  die  Höhe  getrieben.  Teil- 
weise ist  aber  auch  die  Zunahme  im  Automobilverkehr  für  die  erhöhte  Einnahme 
der  Versichenmgsgesellschaften  verantwortüch  zu  machen,  da  die  Versicherung  der 
Automobile  als  einer  ihrer  Hauptgeschäftszweige  gilt.  Gegenüber  1914  ist  die  Prä- 
mieneinnahme für  diesen  Transportversicherungszweig  um  über  4  Mill.  Doli,  auf 
12  Mill.  Doli,  gestiegen.  Viele  Gesellschaften,  welche  früher  ihren  Geschäftsbetrieb 
auf  die  Feuerversicherung  beschränkt  hatten,  sind,  durch  die  günstigen  Ergebnisse 
der  Seeversicherungsgesellßchaften  verlockt,  auch  zur  Seeversicherung  übergegangen 
und  haben  dies  nicht  zu  bereuen  gehabt. 

Die  nachfolgende  dem  „Spectator"  entnommene  Tabelle  enthält  sämtliche  in 
den  Vereinigten  Staaten  tätigen  Gesellschaften,  sowohl  amerikanische  wie  auslän- 
dische, darunter  auch  deutsche  Gesellschaften,  welche  Seeversicherung  betreiben. 
Die  meisten  davon  beschränken  sich  aber  nicht  auf  die  Seeversicherung,  sondern 
betreiben  auch  andere  Versicherimgszweige.  Die  Ergebnisse  aus  diesen  sind  in  der 
Tabelle  nebenbei  mit  berücksichtigt. 

Im  Zusammenhange  hiermit  seien  die  Ergebnisse  mitgeteilt,  welche  nach 
„The  Economic  World"  (New  York)  v.  5.  August  1916,  S.  178,  laut  amtUcher  Bekannt- 
machimg von  Ende  Juli  1916  das  von  der  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  er- 
richtete Kriegsversicherungsbureau  in  23  Monaten  erzielt  hat. 
Daraus  ergibt  sich,  daß  die  Regierimg  durch  ihr  Bureau  die  Höhe  der  Seeversiche- 
rungsprämien im  Interesse  der  Versicherten  günstig  beeinflußt  und  auf  einer  ver- 
nünftigen Höhe  gehalten  hat.  Trotzdem  hat  die  Regierung  dabei  den  Gewinn  von 
über  2  Mill.  Doli,  erzielt.  Das  Regierungsbureau  hat  vom  2.  September  1914 
bis  31.  JuU  1915  insgesamt  1539  Policen  auf  eine  Versicherungssumme  von  138  Mill. 
Doli,  lautend  für  amerikanische  Schiffsladungen  und  Schiffskörper,  so  weit  es  sich 
dabei  nicht  um  Bannware  handelt,  verausgabt.  Die  Gesamtprämieneinnahme  be- 
trug 2,9  Mill.  Doli. ;  die  Gesamt  Verluste  beliefen  sich  nur  auf  0,7  Mül.  Doli.  Die  ge- 
samten Verwaltungskosten  werden  mit  33  000  Doli,  ausgewiesen.  Ende  Juli  liefen 
bei  der  staatlichen  Seeversicherung  PoHcen  mit  einer  Gesamt  Versicherungssumme 
von  12  Mül.  Doli.  Nach  dem  ursprünglichen  Gresetz  sollte  die  staatliche  amerikanische 
Seeversicherung  am  2.  September  1916  wieder  außer  Kraft  treten.  Die  Verlängerung 
des  Gesetzes  um  ein  Jahr  ist  jedoch  beantragt  worden  und  vermutlich  auch  zur  An- 
nahme gelangt. 
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Das  amerikanische  Government  War  Bisk  Insurance  Bureau.  Vor  dem  Kriege 
waren  England  und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  diejenigen  Länder,  in 
denen  die  private  Versicherung  fast  unbestritten  den  Markt  beherrschte.  Hierin 
ist  jedoch  infolge  des  Krieges  ein  Wandel  zugunsten  des  staatlichen  Versicherungs- 
betriebes eingetreten.  Insbesondere  auf  dem  Grebiet  der  Seeversicherung  mußte 
im  volkswirtschaftlichen  Interesse  die  Hilfe  des  Staates  bei  Ausbruch  des  Krieges 
in  Anspruch  genommen  werden.  Die  privaten  Seeversicherungsgesellschaften 
waren  außerstande,  die  Risiken  gegen  eine  erschwingliche  Prämie  zu  decken  und 
lehnten  sogar  in  den  meisten  Fällen  den  Einschluß  der  Versicherung  gegen  Kriegs- 
gefahr ab.  Allgemein  läßt  sich  ja  im  Laufe  der  Entwicklung  der  Seeversicherung 
eine  ziemlich  weitgehende  Einschränkung  des  versicherten  Risikos,  das  ursprüng- 
lich sämtliche  Gefahren  des  Seetransportes  umfaßte,  beobachten;  allerdings  ist 
dieselbe  von  einem  ständigen  Sinken  der  Versicherungssätze  begleitet. 

England  ging  mit  der  Gründung  einer  staatHchen  Seeversicherung  allen 
Ländern  der  Welt  voran;  schon  lange  Zeit  vor  dem  Kriege  hatte  die  englische  Re- 
gierung einen  Ausschuß  eingesetzt,  welcher  die  Probleme  der  Kriegsseeversicherung 
untersuchen  sollte,  und  so  brauchten  die  Ergebnisse  der  Beratungen  dieser  Kom- 
mission bei  Kriegsausbruch  bloß  in  die  Tat  umgesetzt  zu  werden.  In  den  ersten 
Tagen  des  August  1914  wurde  die  englische  Kriegs  Versicherungsanstalt  eröffnet. 
Dem  Beispiele  Englands  folgten  alle  kriegführenden  und  neutralen  Länder,  soweit 
sie  an  der  Seeschiffahrt  stark  interessiert  waren.  Ganz  besonders  war  dies  bei  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  der  Fall,  da  das  in  den  Krieg  verwickelte  Europa 
bald  eine  erhöhte  Nachfrage  nach  den  Produkten  der  Landwirtschaft  und  der  In- 
dustrie Amerikas  zeigte.  Die  amerikanische  Volkswirtschaft  hatte  an  der  möglichst 
schnellen  und  gesicherten  Verschiffung  der  für  die  Ausfuhr  nach  Europa  beson- 
ders in  Betracht  kommenden  Waren  ein  großes  Interesse.  Die  Versicherungsprä- 
mien, welche  vor  dem  Kriege  durchschnittlich  für  Kasko  und  Kargo  34  %  ^^' 
tragen  hatten,  stiegen  Anfang  August  1914  auf  4  %,  und  in  kurzer  Zeit  erreichten 
sie  die  Höhe  von  30  %  für  Risiken  nach  der  Nordsee.  Diese  prohibitiven  Raten 
schädigten  den  amerikanischen  Überseehandel  außerordentlich.  Die  Lage  wurde  noch 
verschlimmert  durch  die  Verwirrung  und  Unsicherheit  des  Londoner  Rückver- 
sicherungsmarktes.  Zur  Beseitigung  dieser  Notlage  wurden  schnellstens  Maßnah- 
men von  Seiten  der  amerikanischen  Regierung  ergriffen.  Auf  Einladung  des  Trea- 
sury  Department  fanden  am  14.  August  1914  in  Washington  Beratungen  von 
hervorragenden  Vertretern  des  Versicherxings-  und  Reedereigewerbes  statt;  es  er- 
gab sich  die  Notwendigkeit,  um  die  Verschiffung  von  Getreide,  Baumwolle  und 
sonstigen  wichtigen  Exportgütern  zu  ermögHchen,  eine  staatliche  Seeversicherung 
ins  Leben  zu  rufen.  Am  21.  August  ging  ein  Gesetzentwurf  über  die  Errichtung 
eines  staatlichen,  für  die  Dauer  des  Krieges  berechneten  Seeversicherungsinstitute, 
das  dem  Treasury  Department  angegliedert  und  unterstellt  und  mit  einem  Kapital 
von  5  000  000  Doli,  ausgestattet  werden  sollte,  dem  Kongreß  zu.  Diese  Versicherungs- 
anstalt sollte  zu  festen,  von  ihr  zu  ermittelnden  und  jeweils  zu  korrigieren- 
den Sätzen  amerikanische  Schiffe,  Frachten  und  Ladungen  versichern  „whenever 
it  is  impossible  to  secure  adequate  war  risk  insurance  elsewhere  on  reasonable 
terms".  Schon  am  29.  August  wurde  der  Gresetzentwurf  in  dem  Repräsentantenhaus 
beraten,  welches  ihn  annahm  mit  der  einzigen  Änderung,  daß  die  Tätigkeit  des 
Instituts  nur  zwei  Jahre  dauern  dürfe.  Am  2.  September  unterzeichnete  Wilson  das 
Gesetz,  und  bereits  am  folgenden  Tage  nahm  das  Institut  seine  Geschäfte  auf.  Zum 
Vorsitzenden  desselben  wurde  ein  Versicherungsfachmann,  Mr.  Wilham  C.  DeLanoy 
gewählt,  dem  ein  Beirat  von  drei  Experten  in  Assekuranzangelegenheiten  zur  Seite  trat  ^). 

1)  Tlie  American  Year  Book  1914,  S.  40  u.  368  ;  vgl.  auch  The  American 
Year  Book  1915,  S.  381. 
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Das  Institut,  das  eigentlich  nur  als  eine  Ergänzung  des  privaten  Vereiche- 
rungsgewerbes  dienen  sollte,  zeigte  beim  Abschluß  von  Verträgen  eine  große  Vor- 
sicht. In  keinem  Falle  wurde  das  ganze  Bisiko  eines  Schiffes  oder  einer  Ladung 
versichert.  Das  Versicherungsbureau  deckte  nur  die  Risiken  von  Schiffen,  die 
unter  amerikanischer  Flagge  fuhren;  auch  wurden  Bannwaren  nicht  von  ihm  ver- 
sichert, und  seine  Bestimmung  des  Kriegsrisikos  war  daher  von  der  Bannwaren- 
ordnung der  kriegführenden  Staaten,  insbesondere  derjenigen  Englands  abhängig. 
Für  den  Transport  nach  besonders  gefährdeten  Häfen  wurden  zu  der  festen  Prämie 
Zuschlagsprämien  erhoben. 

Die  Greschäitsergebnisse  des  War  Risk  Insurance  Bureau  in  den  beiden  ersten 
Kriegsjahren  waren  glänzend.  In  dem  ersten  Greschäftsjahr,  das  am  2.  September 
1915  schloß,  wurden  1245  Policen  mit  einer  Versicherungssumme  von  82  709  689 
Doli,  ausgestellt,  somit  entfallen  auf  1  Police  durchschnittlich  66  437  Doli.  Versiche- 
rungssumme und  ungefälir  104  Policen  auf  einen  Monat.  Die  Prämieneinnahmen 
beliefen  sich  auf  2  019  628,98  Doli.  Der  durchschnittliche  Prämiensatz  betrug 
also  ungefähr  2,44  %,  in  Anbetracht  des  großen  Risikos  eine  außerordentlich  niedrige 
Rate.  Unter  Einrechnung  der  durch  die  Bergung  von  Teilen  einzelner  Risiken  ent- 
stehenden Beträge  und  der  verhältnismäßig  geringen  Greschäftsunkosten  von  17  711 
Doli,  blieb  ein  Überschuß  von  1  306  496,29  Doli.  ^).  Nach  einem  späteren  Bericht  des 
Instituts,  dessen  Tätigkeit  nach  Ablauf  der  Frist  um  ein  Jahr  verlängert  wurde,  wurden 
vom  Beginn  der  Tätigkeit  des  Instituts  an  bis  zum  17.  November  1916  im  ganzen 
1684  Policen  ausgefertigt;  das  bedeutet  für  den  Zeitraum  von  14^4  Monaten  eine 
Zunahme  der  Policenzahl  um  nur  439.  Die  Versicherungssumme  stieg  in  dem- 
selben Zeitraum  um  80  885  998  Doli.,  also  auf  163  595  687,00  Doli. ;  die  Ver- 
sicherungssumme ist  somit  nicht  dem  starken  Rückgang  der  Anzahl  der  Policen 
in  gleichem  Maße  gefolgt.  Für  Schäden  wurden  insgesamt  seit  Geschäftsbeginn 
14  610  345  Doli,  ausgezahlt.  Der  Reingewinn  wuchs  an  auf  2  367  657  Doli.  2).  Das 
Ergebnis  ist  dank  der  Vorsicht  und  der  praktischen  Organisation  so  glänzend  aus- 
gefallen. 

Das  größte  Kargorisiko,  welches  das  Institut  deckte,  war  Baumwolle,  solange 
wenigstens,  als  die  Verbandsmächte  diese  nicht  als  Bannware  erklärten;  auch  Che- 
mikalien und  Farbstoffe,  die  von  Deutschland  nach  Amerika  verschifft  wurden, 
wurden  von  der  Kriegsversicherung  versichert^). 

Das  Hauptverdienst  des  Instituts  war  es,  daß  es  in  den  ersten  Kriegsmonaten 
den  aufgeregten  Versicherimgsmarkt  beruhigte  und  die  Seeversicherungsraten  auf 
eine  vernünftige  Höhe  brachte.  So  betrug  Mitte  August  1915  beispielsweise  die 
Prämie  für  den  Seetransport  nach  Liverpool  nur  noch  1  %,  nach  London  P/8%,  nach 
Le  H&vre  1  Vs  %  ^^^  Archangelsk  2  %*).  (Über  die  Entwicklung  der  Überseeprä- 
mien der  amerikanischen  Seeversicherung  siehe  W.  A.  Bd.  6,  Heft  I,  Chronik  u. 
Archivalien,  S.  89  ff.  und  Bd.  7,  Heft  II,  Chronik  u.  Archivalien,  S.  259  ff.)  Durch 
die  Erfolge  der  staatlichen  Seeversicherung  wurde  das  private  Versicherungswesen 
schon  sehr  früh  dazu  ermutigt,  das  Kriegsrisiko  zu  bearbeiten  unter  Zugrunde- 
legung mäßiger  Prämien.  Mit  Recht  konnte  in  dem  ersten  Jahresbericht  des  In- 
stituts gesagt  werden,  daß  der  Bericht  „demonstrates,  despite  persistent  claims 
to  the  contrary,  that  the  government  can  conduct  a  private  business  enterprise 
economically,  efficiently,  and  profitably".     In  amerikanischen  Schiffahrtskreisen 

^)  The  Journal  of  Commerce,  New  York,  vom  31.  Januar  1916. 
2)  The  Journal  of  Commerce,  New  York,  vom  9.  Dezember  1916. 
')  The  Times  Picayune,  New  Orleans,  vom  28.  Mai  1916. 
*)  The  American  Year  Book  1914,  S.  40  u.   368;  vgl.  auch  The  American 
Year  Book  1915,  S.  381. 
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wird  die  Verlängerung  der  Einrichtung  bis  2.  September  1918  dringend  gewünscht, 
während  die  Seeversicherer  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  nicht  damit  einver- 
standen sind.  — ^nn — 

IX. 

Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 

Die  wichtigsten  Zahlen  der  englischen  Kriegsfinanzen  ^). 

IV. 
Die  Ausgaben. 

Die  englisclien  Ausgaben  weisen  derzeit  3  große  Posten  auf: 

A)Der    Dienst    für    die    alte    Schuld, 
der  jetzt  weniger  erfordert  als  früher. 

1913/14  ....  24,50  aiill.  £ 

1914/15  ....  20,50     „  „ 

1915/16  ....  20,34     „  „ 

1916/17  ....  12,82     „  „  2) 

Der  Rückgang  erklärt  sich 

a)  aus  der  Konversion  eines  großen  Teiles  von  Consols  und  Annuitäten 
in  2.  Kriegsanleihe; 

b)  aus  der  Einstellung  des  Tilgungsdienstes.  Einen  Old  Sinking  Fund, 
gespeist  aus  Überschüssen,  gibt  es  jetzt  nicht  mehr. 

B)  Die  Verzinsung  der  Kriegsschuld. 

Dafür  benötigte  man: 

1913/14  ...  —     Mill.  £ 

1914/15  .   .   .  2,17     „     „ 

1915/16  .    .   .  39,91     „     „3) 

1916/17  .   .   .  114,43     „     „*) 

Aus  der  letzten  Ziffer  erhellt,  daß  man  die  Abzüge,  die  bei  der  Begebung 
der    Schatzwechsel   gemacht   werden,    als    Kriegsschuld- Zinsen   verrechnet. 

Einstweilen  (in  den  3  ersten  Vierteln  des  Finanzjahres)  hat  die  Ver- 
zinsung der  Kriegsschuld  98,06  Mill.  (gegen  29,73  Mill.  während  der  ersten 
9  Monate  1915/16)  erfordert. 

Gesetzt  den  Fall,  der  Krieg  wäre  am  1.  April  1917  zu  Ende  und  der  Vor- 
anschlag des  Zinserfordernisses  für  die  Kriegsschuld  träfe  mit  114  Mill. 
das  Richtige,  so  würde  das  heißen:  58  %  der  Einnahme  des  letzten  Friedens- 
jahres (1913/14)  werden  von  der  Verzinsung  der  Kriegsschuld  ver- 
schlungen. 

Wenn  die  Kriegsschuld  bei  einem  Stand  am  1.  April  1917  von  3200  Mill. 
(wahrscheinlich  werden  es  mehr  sein),  mit  1  %  getilgt  wird,  so  erfordert  das 
32  Mill.    Dazu  kommen  13  Mill.  Zinsen  für  die  Consols.    Insgesamt  würden 

1)  Schluß  des  Beitrages  in  Band  10,  Heft  1,  S.  67*  ff. 

2)  Schätzung.     Die  wirkliciie  Ausgabe  wird  50  %  höher  sein, 
^)  5,12  Mill.  weniger  als  veranschlagt. 

*)  Geschätzt.     Es  wird  etwas  mehr  werden. 
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also  für  den  Schuldendienst  weitere  45  Mill.  erforderlich  sein.  Alles  in  allem 
hätte  somit  der  Schatzkanzler  künftig  für  den  gesamten  Schuldcndienst 
über  160  Mill.  Pfd.  St.  bereitzustellen  =  80  %  der  Einnahmen  des  letzten 
Friedensjahres,  die  damals  nur  mit  nmd  12  %  für  Debt  Charges  in  Anspruch 
genommen  wurden. 

C)    Supply  Services^) 
Diese  erforderten  im  Rechnungsjahr: 

1912/13  .   .   .  151,60  Mill.  £ 

1913/14  •   .   .  160,17     „     „ 

1914/15  .   .   .  525,05     „     „ 

1915/16  .   .   .  1485,67     „     „ 

1916/17  ,   .   .  1687,53     „     „2) 

Hier,  beim  Supply,  ruht  also  der  Nachdruck  im  Wachstum  der  Ausgaben! 
Das  Plus  über  die  Friedensausgaben  hinüber  stellt  zusammen  mit  dem  Plus 
an  Zinsen  die  Kriegskosten  i.  w.  S.  dar,  worunter  zu  verstehen  sind  nicht  nur 
die  Ausgaben  Englands  für  „seinen"  Krieg,  sondern  auch  die  Unterstützungen 
der  Verbündeten  und  Kolonien,  Wechselgarantien,  Versicherungen,  Be- 
schaffung von  Lebensmitteln  für  die  Zivilbevölkerung  usw. 

D)  Einzelnes   vom    Supply    Service. 
Man  kann  sagen,  daß  vor  dem  Kjieg  die  Supply  Services  von  Jahr  zu 
Jahr  eine  Steigerung  um  rund  10  Mill.  Pfd.  St.  aufwiesen,  die  zu  je  einem 
Drittel  auf  die  Flotte  und  auf  die  soziale  Gesetzgebung  und  etwa  zu  einem 
Sechstel  auf  die  Post  entfielen. 


Au  f  wen 

iungen   für   Supply 

(in  Mill.  £) 

Insgesamt 

Navy 

Old  Age 

Post 

1908/09   

1909/10   

1910/11    

1911/12   

1912/13   

1913/14   

112,80 
125,09 

134,53 
141,01 
151,60 
160,17 

32,19 
35,81 
40.39 
42,86 
44,36 
48,83 

2,07 

8,50 

9,80 

11,76 

16,68 

19,67 

18,11 
18,69 
19,68 
20,55 
23,02 
24,61 

Der  Einfluß  des  Krieges  offenbart  sich  hier  dadurch,  daß  zur  letzten 
Friedensziffer  aller  Voraussicht  nach  für  1916/17  mindestens  1700  Mill.  Pfd. 
St.  hinzukomm  n  werden ;man    wird    für    Supply    jetzt    das 

^)  Das  englische  Budget-Reclit  unterscheidet 

a)  Zahlungen  des  Consolidated  Fund  (Zivilliste;  Nationalschuld ;  Dotationen; 
Gehälter  des  Speakers,  der  Ricliter,  der  obersten  Rechnungsbeamten  usw.,  d.  h. 
aller  amtlichen  Stellen,  deren  Unabhängigkeit  tunlichst  sichergestellt  und  deshalb 
nicht  zum  Gegenstand  der  politischen  Erörterungen  im  Zusammenhang  mit  Geld- 
bewilhgungen  gemacht  werden  soll). 

b)  Supply  Charges,  die  den  Gegenstand  eines  parlamentarischen  Vote  in 
Supply  bilden  (Navy,  Army,  Civü  Services,  Revenue  Departments). 

*)  Geschätzt.     Es  dürften  1900  Mül.  werden. 
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Zwölffache   aufzuwenden    haben    von    dem,    was    man 
drei   Jahre  zuvor  aufwandte. 

Halten  wir  fest:  Im  Jahre  1913/14  wurden  160  Mill.  Pfd.  St.  verausgabt; 
im  Vierteljahr  also  40  Mill.  Pfd.  St.  gegen  vierteljährlich  38  Mill.  Pfd.  während 
1912/13  und  gegen  vierteljährlich  35  Mill.  Pfd.  St.  während  1911/12.  Da- 
nach durfte  man  annehmen,  daß  sich  für  die  nächsten  Jahre  die  Aufwen- 
dungen ohne  Krieg  gestellt  haben  würden,  während 

191 4/1 5  auf  42,5  Mill.   £  im  Durchschnitt  eines  Vierteljahres 

1915/16  „  45,0  „  „  „      „ 

1916/17  „  47,5  „  „  „      „       „      „ 

Und  wie  verlief  die  Entwicklung  tatsächlich?  Es  erforderten  die 
Supply  Services  (in  Mill.  £): 


1912/13 

1913/14 

1914/15 

1915/16 

1916/17 

Im   I.  Viertel 

„   II.   „   

„  III.   „   

„  IV.   „   

33,83 
33,41 
39,63 
44,73 

37,33 
36,15 
42,10 

44,58 

40,08 

78,54 
176,10 

229,73 

248,62 
403,36 
392,09 
441,60 

400,93 
430,78 
612,60 

Also  eine  Veracht-  und  Ve  r n e u n f a c h u n g  der 
Ausgaben,  die  vermutlich  angefallen  wären,  wenn 
England    keinen    Krieg   führen    würde. 

Von  den  obigen  Ziffern  sind  die  Posten,  die  man  als  Ausgaben  für  den 
Fall,  daß  der  Krieg  nicht  ausgebrochen  wäre,  ansehen  kann,  in  Abzug  zu 
bringen,  um  die  ,,  Kriegsauf  Wendungen"  zu  erhalten.  Solches  verdient  her- 
vorgehoben zu  werden,  da  im  allgemeinen  in  der  deutschen  Presse  die  eng- 
lischen ,,Kriegs"-Kosten  zu  hoch  angegeben,  gewöhnlich  die  Gesamt- 
ausgaben Englands  als  ,, tägliche  Kriegskosten"  hingestellt  werden, 
als  wenn  England  jetzt  nicht  auch  ohne  Krieg  weit  über  200  Mill.  Pfd.  St. 
aufzuwenden  haben  würde. 


E)  Die  Ausgaben  für  1915/16  und  der  Vortrag 
auf  1916/17. 
Der  Voranschlag  für  die  ,, eigenen"  Ausgaben  Englands  während  1915/16 
stimmte  ziemlich  genau  mit  den  Erfordernissen  überein.  Let  me  say  that 
the  estimate  of  exp^nditure  on  our  own  Services  has  proved  substanti- 
ally  accurate,  meinte  McKenna  in  seinem  Rückblick  auf  1916/17  (Rede  im 
Unterhaus  am  4.  April  1916). 

Der  Schatzkanzler  hatte  veranschlagt 

das  Soll  der  Gesamtausgaben  für  191 5/16  mit  1590  Mill.  £ 
das  Ist  betrug 1559     „     „ 


weniger      31  Mill.  £ 

Über  diesen  „Irrtum"  wird  er  nicht  sehr  erzürnt  gewesen  sein;  und 
noch  weniger  darüber,  daß  er  sich  bei  den  den  Verbündeten  und  Kolonien 
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zu  gewährenden  finanziellen  Unterstützungen  zu  seinen  Gunsten  verreclinet 
hatte.     Diese  waren  veranschlagt  worden 

auf  354,5  Mill.  für  Verbündete 
»>      68,5     „     für  Kolonien  423  Mill.   £ 


hatten  aber  nur  erfordert 


264,0  Mill.  für  Verbündete 
52,0     „     für  Kolonien  316  Mill. 


Es  wurden  mithin  eingespart    ....   107  Mill.  £ 

Der  Abschlag  bei  den  Unterstützungen  für  Koloni»  n  kam  zustande 
durch  die  Selbsthilfe  Kanadas  (innere  Anleihen  und  solche  in  New  York). 

Bezüglich  der  Minderung  der  Beihilfen  für  die  Alliierten  erging  der 
Schatzkanzler  sich  in  Andeutungen^),  denen  hier  nachzugehen  zu  weit  führen 
würde. 

Nun  klafft  eine  Lücke  in  der  Rechnung  des  Schatzkanzlers.  Auf  der 
einen  Seite  erklärte  er,  daß  er  für  Unterstützung  der  Kolonien  und  Ver- 
bündeten 107  Mill.  £  weniger  als  angenommen  aufzuwund-  n  hatte,  und  auf 
der  anderen  Seite  betrug  die  Minderausgabe  (1590—1559)  insgesamt  nur 
31  Mill.  £.  Wo  steckt  der  Rest  von  76  Mill.  £,  dur  auf  erhöhte  eigene  Aus- 
gaben Englands  nicht  zurückzuführen  ist,  nachdem  „the  expenditure  on  our 
own  Services  has  been    approximately   realised" ? 

Der  Betrag  von  76  Mill.  £  stellte  annähernd  das  Guthaben  dar, 
das  man  am  1.  April  1916  in  New  York  unterhielt: 
Große  Pakete  Dollar  Securities  waren  herüben  schon  b*^  zahlt  (und  auf 
Ausgaben  verrechnet),  drüben  aber  noch  nicht  verwertet  worden*). 


^)  As  regards  advances  to  the  AUies  from  the  Vote  of  Credit,  the  figure  which 
I  bave  named  (d.  h.  264  Mill.  £)  does  not  give  a  true  measure  of  the  assietance  we 
have  afforded  them,  nor  is  it  strictly  comparable  with  my  Budget  forcast  of 
£  354000000.  In  order  to  attain  the  true  figure  allowance  must  be  made  for  sums 
advanced  on  account  of  interest  and  discount,  and  for  certain  sums  actually  received 
by  the  Allies,  but  not  yet  brought  into  account.  Further,  in  my  estimate  of  last 
September  I  made  no  allowance  for  the  public  issue  by  the  French  Government 
in  London,  which  rendered  unnecessary  certain  advances  to  them  which  would 
otherwise  have  been  required 

The  difference  between  the  estimate  and  the  actual  expenditure  is  almost 
entirely  due  to  the  delays  in  the  dates  at  which  various  payments  have  fallen  due, 
delays  upon  which  it  would  not  have  been  prudent  to  rely  in  estimating  last  Sep- 
tember. 

2)  In  pursuance  of  the  Treasury  scheme  for  the  purchase  of  American  secu- 
rities we  have  bought  and  paid  for  a  very  considerable  amount.  Out  of  the  funds 
rendered  available  by  the  resale  of  those  securities  in  America  we  met  the  Govern- 
ment liabilities  on  American  contracts  from  time  to  time  as  they  feil  due,  but  we 
have  also  built  upa  large  reserve  with  which  to  meet  our  fu- 
ture  needs.  The  purchase-price  of  all  these  securities  is  calculated  in  the  ac- 
count of  last  year's  expenditure,  but  the  securities  tLemselves  or  the  proceeds  of 
their  sale,  so  far  as  they  have  not  yet  been  expended,  constitute  a  sub- 
stantial  asset  in  America  with  which  we  begin  the  cur- 
rent    year. 


X88*  Chronik  und  Archivalien. 

F)  Ausgaben    für    1916/17. 

„Unsere  eigenen  direkten  Ausgaben  für  den  Kjieg"  veranschlagte 

der  Schatzkanzler  für  1916/17  mit 1150,0  Mill.  £ 

während  für  Vorschüsse  an  Verbündete  und  Kolonien  vorgesehen 

wurden 45o,o  „  „^) 

Dazu  Consolidated  Fund  Service  einschließlich  Schuldzinsen.    •    .  138,5  „  „ 

Civil  Services 60,0  „  „ 

Postverwaltung 27,0  „  „ 

Zusammen  1825,5  Mill.  £ 
Pro  Tag  fast  genau 5,0  Mül.  £ 

Für  eigene  englische  Kechuung  gehen  davon  1375  Mill.  £  oder  3%  Mill.  £ 
im  Tag. 

Der  Schatzkanzler  gab  (im  April!  heute  würde  er  es  nicht  mehr  tun!) 
der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  sich  bei  manchen  Posten  Ersparnisse  erzielen 
lassen  würden.  Auf  der  anderen  Seite  wäre  allerdings  auch  mit  Preissteige- 
rungen bei  verschiedenen  Waren  zu  rechnen.  Alles  in  allem  aber:  der 
Höhepunkt  der  Ausgaben  schien  —  welch  eine  Täuschung !  —  dem  Schatz- 
kanzler erreicht  zu  sein;  der  Beharrungszustand  sei  einge- 
trete  n"). 

G)   Tagesausgaben   für    Supply  seit    Kriegsbeginn. 

„Zeit  ists !"  werden  die  Landsleute  McKennaa  ausgerufen  haben, 
soweit  sie  optimistisch  veranlagt  sind;  „zu  schön,  um  wahr  zu  sein",  die 
pessimistischen  Naturen.  Man  kann  beide  verstehen,  wenn  man  einen  Blick 
in  die  Tabelle  auf  S.  189*  wirft,  aus  der  zu  ersehen  ist,  was  England  für 
Supply  im  Monats-  und  Tages-Durchschnitt  während  der  letzten  5  Jahre 
aufzuwenden  gehabt  hat;  wenn  man  sieht,  wie  der  Durchschnitt  sich  seit 
Kriegsbeginn  im  allgemeinen  von  Monat  zu  Monat  hob  und  jetzt  etwa  das 
Z<'hnfache  des  letzten  Friedensjahres  erreicht  hat. 

^)  A  sum  which  in  any  war  but  this  would  have  been  regarded  as  a  fabulous 
expenditure  upon  the  whole  war  service,  sagte  McKenna  bei  der  Vorlage  des  Bud- 
gets im  Unterhause  (4.  April  1916).  Zur  Bekräftigung  seiner  Auffastung  sei  auf 
die  Tatsache  verwiesen,  daß  der  südafrikanische  Krieg  211  Mill.  £  gekostet  hat. 
Die  finanzielle  Beihilfe  an  die  Bundesgenossen  und 
Kolonien  verschlingt  also  in  einem  Jahr  das  Doppelte 
und  mehr  der  Auslagen  für  den  drei  Jahre  dauernden 
südafrikanischen    Krieg! 

^)  I  confess  frankly  that  I  shall  be  disappointed  if  serious  economies  cannot 
be  effected  in  the  course  of  the  year  and  this  large  total  reduced.  Tlie  o  v  e  r  - 
whelming  pressure  consequent  upon  the  creation,  under  circumstances 
of  extraordinary  difficulty,  of  the  vast  new  military  Organisation  is  now  over. 
We  are  reaching  the  measure  of  our  whole  expansion,  and 
we  may  reasonably  look  for  economies  which  were  difficult  if  not  impossible,  under 
the  conditions  of  early  stress.  I  believe  such  economies  are  now  iu  course  of  being 
made,  and  that  their  effect  will  be  feit  as  the  year  goes  on. 

On  the  other  hand,  we  must  not  forget  that  there  has  been  a  material  rise  in 
prices,  with  the  result,  that  the  economies  may  do  no  more  than  make  up  for  the 
increased  Charge  from  this  cause.  I  have,  therefore,  taken  the  expenditure  for  the 
whole  year  at  the  rate  I  have  named.     (Rede  im  Unterhaus  am  4.  April  1916.) 
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Der  Übersicht  liegen  zugrunde  die  W  o  c  li  e  n  -Ausweise  des  Schatz- 
amtes, deren  Termine  sich  mit  dem  Monatsanfang  und  Monatsende  nicht 
immer  ganz  genau  decken.  Mancher  Monat  ist  also  etwas  zu  lang,  mancher 
etwas  zu  kurz  geraten;  insoferne  bedürften  die  Ziffern  eigentlich  im  Interesse 
„der  Wahrheit"  einer  kleinen  Korrektur.  Für  unsere  Zwecke  ist  eine  solche 
nicht  nötig. 

Die  wichtigste  Lehre,  die  man  für  eine  unparteiische  Beurtei- 
lung der  Entwicklung  der  englischen  Ausgaben  für  Supply  aus  der  Tabelle 
zu  ziehen  hat,  ist :  man  darf  nicht  die  besonders  hohen  Ausgaben 
eines  Monats  als  Ausgaben  im  allgemeinen  gelten  lassen  und  sie 
als    Regel    hinstellen. 

Es  ist  in  Deutschland  vor  eii?  igen  Monaten  viel  darüber  geschrieben  worden, 
daß  die  englischen  „Kriegs"kosten  pro  Tag  sich  auf  6  Mill.  £  bcliefen, 
wobei  nicht  bedacht  wurde,  daß  im  März  1916  sich  schon  ein  Tagesdurch- 
schnitt von  fast  8  Mill.  erstellt  hatte.  Auf  die  besonderen  Gründe,  die  zu 
der  hohen  Ziffer  für  Juni  1916  führten,  soll  nicht  näher  eingegangen, 
wohl  aber  betont  werden,  daß  am    Quartalsende    (Juni,  September, 

Englische    Aufwendungen   für    Supply. 
(in  Mill.   £) 


Monatlicu 


1912/13         1913/14        1914/15        1915/16    I    1916/17 


April  .  .  . 
Mai  .  .  . 
Juni  .  .  . 
JuU    .    .    . 

August  .  . 
September 
Oktober  . 
November. 
Dezember 
Januar  .  . 
Februar .  . 
Milrz  .    .    . 


9,01 
9,87 

14,95 
7,37 

11,61 

14,42 
7,98 

14,49 
9,30 
9,47 

10,96 

24.30 


9,77 
11,37 
16,17 

8,15 
9,62 

15,17 
11,87 
12,21 
18,02 
11,10 
11,16 
22,32 


14.13 
9,24 
16,71 
10,24 
32,25 
36,05 
44,94 
52,44 
80,32 

60,59 

67,54 
100,60 


66,92 

77,80 

103,90 

109,34 
122,87 

171. 15 
118,09 
104,87 

170,13 

90,20 

112,25 

239,15 


98,60 
113,72 
188,61 

135,84 
117,48 

177,46 
215,82 
226,53 
170,25 
179,82 


Täglicli 


1912/13 


1913/14 


1914/15 


1915/16 


1916/17 


April 0,30 

Mai 0,33 

Juni 0,50 

Juli 0,25 

August 0,39 

September 0,48 

Oktober 0,27 

Dovember 0,48 

Nezember 0,31 

Januar 0,32 

Februar 0,37 

März 0,81 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X. 


0,33 
0,38 

0,54 
0,27 

0,32 
0,51 
0,40 
0,41 
0,60 
0,37 
0,37 
0,74 


0,47 
0,31 
0,56 
0,34 
1,04 
1,20 
1,50 
1,78 
2,68 
2,02 
2,25 
3,35 


2,23 
2,59 
3,46 
3,64 
4.09 
5.70 
3,94 
3,50 
5,67 
3.01 
3,74 
7,97 
XIII 


3,29 

3,79 
6,29 

4.53 
3,92 
5,92 
6,96 
7.51 
5,50 
5,80 
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Dezember,  März)  immer,  auch  im  Frieden,  größere  Zahlungen 
geleistet  werden  als  sonst;  und  daß  von  den  derzeitigen  Ausgaben  für  Supplj, 
um  die  durch  den  Krieg  verursachte  Steigerung  festzustellen,  12—14:  Mill,  £ 
für  den  Monat  abzusetzen  sind  als  Betrag,  den  England  auch  ohne  Kriegs- 
ausbruch für  Supply  aufzuwenden  gehabt  haben  würde. 


Die  englische  Staatsschuld. 

A.  Entwicklung  derselben    in    den  letzten  50   Jah 
Die  englische  Staatsschuld  bezifferte  sich  am  31.  März 

1864  auf     821,29  Mill.  £  (jährliche  Tilgung^)        4,20  Mill.   £) 


r  e  n. 


1874  , 

779,28 

1884  , 

746,42 

1894  , 

666,15 

1904  , 

762,63 

I9I4  , 

651,27 

I9I5  , 

1108,82 

I9I6  , 

2140,00 

I9I7  . 

3463,00 

Zunahme 
Tilgung 


3,29 

8,04 

9,65 

11,14 


(Schätzung)  2) 

Am  31.  März  1899  hatte  die  Schuld 628,02  Mill.  £  betragen 

Durch  den  südafrikanischen  Krieg  (und  die  China- 
Expedition)  erhöhte  sie  sich  bis  31.  März  1903 
wieder  auf 770,78      „      „ 

Wachstum  binnen  4  Jahren      142,76  Mill.  £ 

Zu  Ende  des  Finanzjahres  1902/03  war  die  englische  Staatsschuld 
wieder  auf  den  Stand  des  Jahres  1867  zurückgebracht  worden.  4  Kriegs- 
jahro  hatten  damals  die  Tilgungsarbeit  von  32 
Jahren    zunichte    gemacht. 

Und  der  nunmehrige  Krieg?  Der  südafrikanische  Krieg 
hatte  eine  durchschnittliche  Steigern  ngderStaats- 
schuld  um  36  Mill.  im  Jahr  gebracht.  Jetzt  tritt  diese 
Steigerung    in    weniger    als    14    Tagen    ein. 

B.  Stand  der  Schuld  ohne  den  südafrikanischen 
und    ohne    den    gegenwärtigen    Krieg. 

Wäre  der  südafrikanische  Krieg  nicht  dazwischen  gekommen,  und  hätte 
England  von  1899  bis  1904  auch  so  getilgt  wie  von  1884  auf  1894  und  von 
1894  auf  1899,  d.  h.  jährlich  etwa  8  Mill.  £,  so  würde  der  Schuldenstand  im 
Jahre  1904:  588  Mill.  £  (gegen  tatsächlich  763  Mill.)  betragen  haben. 

Wäre  es  auch  jetzt  nicht  zum  Krieg  gekommen,  und  wäre  das  Zeitmaß 
der  Tilgung  von  1904  bis  1914  beibehalten  worden,  so  hätte  England  zu 
Ende  des  Jahres  1917  einen  Schuldenstand  von  etwa  450  Mill.  £,  —  um  3500 
Mill.  weniger,  als  es  vermutlich  am  31.  März  1917  haben 
wird. 


^)  Im  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre. 
**)  Diese    wird    sich    als    zu    niedrig  erweisen, 
werden. 


Es  werden  3800—4000  Mill 
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C.  Vorschüsse.      Das    Problem    der    Verzinsung. 
Am  1.  April  1916  betrug  die  Gesamt- V(;rschuldung  ....  2140  Mill.  £ 

davon  Vorschüsse  an  Kolonien  und  Ver- 
bündete   568  Mill.  £ 

also  „rein  englische"  Schuld 1570     „      £ 

Voraussichtlicher  Fehlbetrag  für  1916/17  laut  Darlegungen 

des  Schatzkanzlers  im  Unterhaus  am  4.  April  1916  .    .   1323     ,,      ,, 


Zusammen  3463  Mill.  £i) 
davon  ab  Vorschüsse     800     ,, 


Voraussichtlicher  Stand  der  „rein  englischen"  Schuld  am 

31.  März  1917 2663  Mill.  £ 

Die  Frage,  ob  die  Vorschüsse  auch  restlos  zurückgezahlt  werden,  muß 
offen  bleiben;  desgleichen  die  Frage,  ob  die  gesamte  Schuld  am  1.  April 
1917  wirklich  nur  3463  Mill.  betragen  wird.  Nach  den  Darlegungen  des 
Schatzkanzlers  bei  der  Bewilligung  des  letzten  Kredits  gehen  die  Unter- 
stützungen für  die  Verbündeten  über  den  erwarteten  Betrag  wesentlich  hinaus^). 

Vorerst  lastet  für  alle  Fälle  die  Schuld,  ungemindert  um  den  Betrag 
der  Vorschüsse,  voll  auf  England.  ,,For  the  time  being  we  are  responsible, 
and  we  have  to  find  the  whole  of  the  debt  Charge,  which 
in  the  year  just  expired  amounted  to  £  95  000  000. 

This  is  a  large  sum,  it  is  true,  but  we  must  look  at  the  other  side  of  the 
account  (nämlich  auf  die  enorme  Steigerung  der  Einnahmen).  We  ne  ver 
borrow  a  pound  without  making  provision  in  ad- 
vance  by  new  taxation  sufficient  to  over  both  interest  and  a 
liberal  sinking  fund"  (Budget-Rede  vom  4.  April  1916). 

Wie  steht  es  mit  dieser  Rechnung?  Stimmt  sie?  Ja!  England  hat 
so  gewaltige  Steuern  ausgeschrieben,  daß  der  alle  Völker  drückende  Gedanke 
an  die  Bereitstellung  der  Mittel  für  den  Zinsdienst  nach  dem  Krieg  dort 
mit  einigen   Vorbehalten   als    vorerst    gelöst    zu    gelten    hat. 

Bei  1323  Mill.  £  voraussichtlichem  Fehlbetrag  im  Jahre  1916/17  würden 
für  Zinsen  (mindestens  5  %,  nach  der  neuesten  Entwicklung  könnte  man 
allerdings  durchschnittlich  vielleicht  schon  mit  5  54  %  rechnen)  und  Til- 
gung (1  %)  79  Mill.  £  erforderlich  sein. 

Die  Einnahmen  betrugen  1915/16 .     330  Mill.  £ 

Geschätzt  wurden  sie  für  1916/17  auf     ....     509  Mill.  £ 
Davon  geht  ab  die  Steuer  auf  Kriegsgewinne,  die  ja 

nur  vorübergehend  erhoben  werden  soll     .    .     86     „      „ 
Es  verbkdben  somit 423  Mill.  £ 

^)  An  einer  anderen  Stelle  seiner  Budget-Eede  vom  4.  April  1916  sprach  der 
Schatzkanzler  von  einer  vermutlichen  (Jesamt Verschuldung  für  31.  März  1917  in 
der  Höhe  von  3440  Mill.   £. 

^)  McKenna  sagte  in  seiner  Budget-Rede  vom  4.  April  1916:  I  give  these 
figurea  under  great  reserve.  Many  of  the  factors  cannot  be  defioitely  estimated. 
Eines  aber  glaubt  er  sicher  zu  wissen:  I  think  the  figures  are  enough  to  show  that 
by  the  present  State  of  taxation  we  are  making  an  ample  provision  for 
the   Service    of    the    war. 

im« 
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so  daß  eine  Steigerung  der  „permanent  reveuue"  zu  verzeichnen 

wäre  von  einem  Jahr  zum  andern  um 93  Mill.  £ 

bei  einem  Erfordernis  für  Zins  und  Tilgung 79     ,,      ,, 

verbleiben  hoch  14  Mill.  £ 
„The  Committee  will  see  that  this  amount  (an  neu  gewonnenen  Steuer- 
einhahmen)  is  far  more  than  sufficient  to  cover  the  Charge  for  interest  and 
sinking  fund  on  the  sum  which  will  have  to  be  borrowed  in  the  course  of  the 
year.  We  shall  therefore  have  made  ample  provision,  by 
the  new  taxation  imposed  now  and  last  September,  for  all  fresh  lia- 
bilities  which  may  be  incurred  upto  March  31,  1917, 
together  with  an  ample  margi  n."  Da  voraussichtlich  während 
1916/17  bis  zu  200  Mill.  £  mehr  geliehen  werden  müssen,  als  der  Schatz- 
kanzler im  April  1916  annahm,  so  werden  die  oben  errechneten  14  Mill.  „ample 
margin"  stark  zusammenschmelzen. 

An  einer  anderen  Stelle  seiner  Budget-Rede  vom  4.  April  1916  stellte 
McKenna  die  Lage  für  31.  März  1917  wie  folgt  dar: 

Permanent  revenue      423  Mill.  £ 

Gesamtverschuldung  am  1.  April  1917     ....  3440  Mill,  £ 
ab  Vorschüsse 800     „      „ 

Eigentliche  britische  Schuld 2640  Mill.  £ 

Deren  Zins-  und  Tilgungsdienst  erfordert    .    .    .  145     „     ,, 
Jährliche  Ausgabe  im  letzten  Ericdensjahr  ein- 
schl. Schuldendienst  ^) 173     „     „ 

Dazu  Kriegs-Pensionen 20     ,,     ,,     338     ,,     ,, 

Verbleiben    85  iVlill.  £ 
Zu  dieser  Rechnung,   aus  der  man  die  ungeheueren  Leistungen,  die 
England   mit  seinen  drei  Kriegssteuergesetzen  bisher  vollbracht  hat,   am 
besten  ermessen  kann,  sei  bemerkt: 

a)  Der  Posten  Pensionen  mit  jährlich  20  Mill.  £  ist  sehr  wahrschein- 
lich viel  zu  niedrig  bemessen.  Der  Schatzkanzler  mochte  im  Auge  gehabt 
haben  die  Veiluste  von  Januar  bis  März  1916.  Die  Somme-Offensive  aber 
brachte  Ziffern,  welche  ihn  heute  schon  zu  einer  wesentlichen  Erhöhung 
seines  Anschlages  führen  dürften;  von  dem,  was  noch  kommt,  ganz  abgesehen. 

^)  Der  Schatzkanzler  sagte  nach  dem  Daily  Telegraph:  Our  expenditure  iu 
the  last  füll  year  of  peace,  i  n  clusive  of  the  debt  charge  was  £  173  IVIill.  —  Hier 
liegt  offenbar  ein  Irrtum  oder  Druckfehler  vor ;  es  muß  e  x  clusive  heißen. 

Wenn  in  den  173  Mill.  Friedensausgaben  der  Zinsdienst  für  die  alte  Schuld 
enthalten  gewesen  wäre,  so  hätte  der  Schatzkanzler  den  Zinsdienst  für  die  Vor- 
kriegsschuld zweimal  in  seine  Rechnung  eingesetzt:  einmal  in  die  173  Mill.  Vor- 
kriegsausgabe; und  dann  in  die  145  Mill.,  auf  welche  er  den  Dienst  für  die  Ge- 
samt Verschuldung  des  Landes  nach  dem  Kriege,  in  der  die  Verschuldung  vor 
dem  Kriege  doch  eingeschlossen  ist,  nach  dem  Stand  vom  31.  März  1917  beziffert. 
Die  englischen  Gresamtausgaben  vor  dem  Kriege  haben  betragen 

1913/14 197,49   Mill.  £ 

Davon  ab  Debt  Charge  .    .         24,50       „     „ 

172,99   Mill.  £ 
Auch  diese  Rechnimg  ergibt,  daß  es   e  x  clusive  of  Debt  Charge  heißen  muß. 
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Nach  den  Veröffentlichungen  des  englischen  Kriegsamtes  —  die  Zahlen 
der  Admiralität  sind  nicht  miteinbegriffen  —  bezifferte  sich  der  Verlust 
an  Toten,  Verwundeten,  Gefangenen  und  Vermißten  im 

Januar  1916  auf   ...   18  686  Mann 

Februar 15  707      „ 

März 17  899      „ 

darunter  befanden  sich  Offiziere  im 

Januar i  oii 

Februar 884 

März 993 

Im  ersten  Viertel  des  Jahres  konnte  man  also  mit  einem  (endgültigen 
und  zeitweiligen)  Abgang  von  monatlich  17  400  Mann,  dai-unter  960  Offi- 
zieren rechnen.    Das  waren  täglich  580  Mann,  darunter  32  Offiziere. 

Mit  der  Schlacht  an  der  Somme  wurden  die  Monats  Verluste  dos 
ersten  Jahresviertels  zu  Halb-Wochen-  Verlusten.  Schon  im  Juni 
hatte  man  einen  Abgang  von  31  501  Mann  zu  verzeichnen  (darunter  1740 
Offiziere);  also  täglicher  Durchschnitt  1050  Mann  (darunter  58  Offiziere). 
Daraus  wurden  im 


Juli  .  .  . 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 


59  072  Maim  (darunter  7071  Offiziere) 
127  790  „  (  „  4693  „  ) 
119  183  „  (  „  5403  „  ) 
102  340      „      (       „         4366        „       ) 

74  791      „      (       „         2312         „       ) 


Der  tägliche  Abgang  war  also  letzthin  auf  3200  Mann  (darunter  160 
Offiziere)  zu  veranschlagen.    Weiterhin  betrugen  die  Verluste  im 
Dezember  1916  .     40  664  Mann  (darunter    953  Offiziere) 
Januar        1917-     33  451       >.      (        »  963         „        ) 

Februar        „     .     17  493      »       (       ..         1236        „       ) 

b)  Nur  die  Ausgaben  des  letzten  Friedensjahres  (abzüglich  Schulddienst) 
für  die  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  der  Zeit  nach  dem  Krieg  zu  berück- 
sichtigen, ist  etwas  zu  optimistisch.  Es  wird  wohl  von  der  während  des 
Krieges  eingeführten  ,, allgemeinen  Wehrpflicht"  auch  für  die  Friedens- 
zeit etwas  hängen  bleiben. 

c)  Was  mag  die  Wiederinstandsetzung  der  englischen  Flotte  nach  dem 
Krieg  kosten? 

Selbst  Wenn  man  aber  diese  Posten  miteinsetzt,  bzw.  höher  anschlägt, 
als  der  Schatzkanzler  solches  im  April  getan  hat,  so  bleibt  immer  noch  die 
Tatsache  bestehen,  daß  das  Problem  der  Verzinsung  der  durch  den  Krieg 
turmhoch  anwachsenden  Kriegsschuld  und  der  Tilgung  (auf  der  Grundlage 
von  1  %  im  Jahr)  für  England  als  ,, ziemlich"  gelöst  zu  gelten  hat;  unter 
vier  Voraussetzungen;  daß  der  Krieg  am  1.  April  1917  zu  Ende  ist;  daß 
nicht  aus  irgendeinem  Grund  eine  sehr  wesentliche  Steigerung  des  mit  1323 
Mill.  £  eingesetzten  Fehlbetrages  für  das  laufende  Jahr  eintritt;  daß  die 
Vorschüsse  auch  wirklich  zurückbezahlt  werden,  die  Schuld  also  nicht  3440, 
sondern  nur  2640  Mill.  £  beträgt;  andernfalls  erhöht  sich  die  Ausgabe  für 
Verzinsung  (ohne  Tilgung)  um  40—50  Mill.  £;  und  daß  die  gegenwär- 
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tige    Steuergesetzgebung    (von  der  Excess  Profits  Tax  abge- 
sehen)   auch    nach    dem    Kriege    beibehalten    wird. 

D.  Vergleich    mit   Deutschland. 

M  c  K  e  n  n  a  hat,  um  die  englische  Opferwilligkeit  darzutun,  am 
4.  April  1916  auch  Anlaß  genommen  zu  einem  Hinweis  darauf,  wie  wenig 
Deutschland  auf  dem  Gebiete  der  finanziellen  Vorsorge  für  die  Zeit  nach 
dem  Kriege  bisher  geleistet  habe.  Er  meinte:  in  the  prcsent  year  we  are 
raising  over  £  300  000  000  by  new  taxation  imposed  since  the  war,  while 
Dr.  Helfferich    announces  a  doubtful  increase  of  £  24  000  000. 

Dieser  Vergleich  geht  irre. 

Wenn  M  c  K  e  n  n  a  eine  Steigerung  der  englischen  Einnahmen 
mit  300  Mill.  £  für  1916/17  gegen  1913/14  annahm,  so  rechnete  er  den  Ertrag 
der  Kriegsgewinnsteuer  mit  86  Mill.  mit  ein.  Dann  mußte  er  ein  gleiches  Ver- 
fahren auch  bei  Deutschland  anwenden ;  er  durfte  dann  hier  nicht  nur  die 
wiederkehrenden  Einnahmen  ansetzen  und  die  Einnahmen  aus  der  Kriegs- 
gewinnsteuer weglassen. 

Es  beziffert  sich  die  Steigerung  der  wiederkehrenden  Steuern 
in  England  auf  300  —  86  =  214  Mill.  £;  in  Deutschland  vielleicht  auf  700 
Mill.  Mk.  =  35  Mill.  £. 

Unter  Einschluß  der  Kriegsgewinnsteuer  beträgt  der  Mehrertrag  in 
England  300  Mill.  £;  in  Deutschland  (700  +  1500  als  vermutlicher  Betrag 
der  Kriegsgewinnsteuer  =  2200  Mill.  Mk.  =)  110  Mill.  £. 

Das  Verhältnis  ist  also  nicht  300  :  24,  sondern  (unter  Einrechnung  der 
Kriegsgewinnsteuer)  300  :  110;  (und  unter  Weglassung  der  Kriegsgewinn- 
steuer  214  :  35).  Das  Bild  wird  damit  für  Deutschland  günstiger  und  noch 
günstiger,  wenn  die  deutschen  Steuern  mehr  bringen  als  oben  angenommen. 

Die  überragende  bisherige  Mehrleistung  Englands  auf  dem  Steuer- 
gebiet bleibt  allerdings  Tatsache. 

VI. 
Verschiedenes. 

A.  Ansprüche    an    den    englischen    Kapitalmarkt. 
Den  Zusammenstellungen  des  Londoner  ,,Economist"  zufolge  wurden 
in  England  neue  Werte  begeben  im  Durchschnitt  der  Jahre 

1903/05  ....  132,9  Mill.  £  1913  ....  196,5  Mill.  £ 

1906/08  ....  145,3  „     „  1914  ....  512,5     „     „ 

1909/11  ....  217,1  „     „  1915  ....  685,2     „     „ 

1912  ....  210,8  „     „  1916  ....  585,44  »,     ,. 

Auf  Jahresviertel  verteilt  ergeben  die  Emissionen  folgend'  s  Bild : 


I 

II 

III 

IV 

I9I3 
1914 

I9I5 
I9I6 

50,34 

97,61 

46,31 

156,19 

70,01 

54,74 

25,69 

131,02 

29,96 

20,26 

586,77 

111,58 

46,22 

339,91 

26,46 

186,58 
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Im  wesentlichen  steht  der  Kapitalmarkt  jetzt  nur  der  englischen  Re- 
gierung zur  Verfügung ;  die  obigen  Ziffern  decken  sich  bis  auf  verhältnismäßig 
kleine  Beträge  mit  dem,  was  ihm  der  englische  Schatzkanzler  entnahm 
an  langfristigen  Anleihen,  Schatzscheinen,  Kriegssparscheinen  und  Kriegs- 
ausgabescheinen (nicht  Schatzwechseln!);  bzw.  was  er  Verbündete  und  Kolo- 
nien entnehmen  Heß. 

Besonders  hohen  Ziffern  begegnen  wir 

a)  im  IV.  Viertel  1914,  wo  die  erste  englische  Kriegsanleihe  herauskam; 

b)  im  III.  Viertel  1915,  wo  die  zweite  englische  Kriegsanleihe  begeben 
wurde. 

Höchst  auffällig  aber  ist,  daß 

c)  im  Jahre  1916  bei  steigenden  Kriegskosten  dem  Kapital- 
markt von  Quartal  zu  Quartal  sinkende  Beträge  entnommen 
wurden.  Mit  einer  dritten  Kriegsanleihe  getraute  man  sich  noch  nicht  vor 
die  Öffentlichkeit  zu  treten.  Man  begab  dafür  —  neben  Schatzwechseln, 
deren  Umlauf  inzwischen  eine  Höhe  erreicht  hat,  daß  sogar  M  c  K  e  n  n  a 
es  für  geraten  hielt,  einen  anderen  Weg  zur  Aufbringung  der 
Mittel  zu  beschreiten  —  vor  allem  5  proz.  Exchcquer  Bonds,  deren  Absatz 
im  Januar  1916,  als  man  mit  der  Mobilisierung  der  American  Securitics 
begaim  (Eintausch  derselben  gegen  Schatzscheine)  und  ebenso  im  Juni 
1916,  als  man  angesichts  des  Nachlassens  des  Angebots  darin  eine  Straf  Steuer 
für  die  Besitzer  von  Dollarswerten  ausschrieb,  leidlich  flott  war,  sonst  aber 
von  Monat  zu  Monat  abfiel  und  im  September  nur  noch  3  Mill.  £  in  der 
Woche  betrug.  Bei  einem  im  Kreditwcgo  zu  deckenden  Erfordernis  von 
30  Mill.  £  in  der  Woche  wurden  10%  „langfristig"  (3—5  Jahre)  gedeckt;  der 
Rest    kurzfristig    (Schatzwechsel    mit    3—12  monatlicher    Umlaufszeit ^)). 

An  Exchequer  Bonds  gingen  weg  im 

1915  Dezember    .    .    .    18,20  Mill.   £ 

1916  Januar     ....   58,34     ,, 
Februar  ....   42,07      „ 

März 35,08      „ 

April 30,91      „ 

Mai 34,99      „ 

Juni 57,03      „ 

Juli 27,02      ,, 

August  ....  17,50  „ 
September  .  .  .  12,39  „ 
Oktober  ....  64,14  ,, 
Kovember  .  .  .  47,91  „ 
Dezember    .    .    .  47,11     „ 

Auf  diese  Weise  erklärt  sich  die  auffallende  Tatsache,  daß  der  englische 
„Kapital"-Markt,  trotz  den  immer  höheren  Kriegsausgaben,  im  Jahre  1916 
nicht  so  stark  in  Anspruch  genommen  worden  ist  wie  im  Jahre  1915. 

Die  bessere  „Dosierung"  der  Exchequer  Bonds  vom  2.  Oktober  ab 
(6  %  Zinsen  statt  bisher  5  %)  bewirkte  fürs  erste  eine  Belebung  des  Ab- 

^)  Schatzwechsel  waren  begeben  am 

28.  Dezember  1915         380,38  Mill.  £ 

7.  Oktober      1916  1040,42      „  „ 

16.  Dezember  1916  1148,54     „  „ 
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Satzes;  in  der  ersten  Oktober- Woche  gingen  20,62  Mill.  £  weg  (gegenüber 
einem  Hoch  st  verkauf  von  19,64  Mill.  an  5  proz.  Exchequer  Bonds  in  der 
zweiten  Januarwoche  1916). 

Seitdem  ist  im  großen  und  ganzen  der  Vertrieb  von  Woche  zu  Woche 
zurückgegangen.     Er  bezifferte  sich 

Absatz  von  Exchequer  Bonds. 


in  der 

Oktober 

November 

Dezember 

auf  Mill.   £ 

1.  Woche  .    . 

2.  „ 

3- 
4- 
5- 

20,62 
16,01 
13,28 
14,23 

12,48 

12,73 
i?,5i 
10,19 

12,21 

9,48 

10,03 

6,25 

9,19 

Daß  die  Ziffer  der  Emissionen  für  das  vierte  Quartal  1916  wieder  stieg, 
ist  nur  auf  den  anfänglichen  „Reiz  der  Neuheit"  der  6  proz.  Exchequer 
Bonds  zurückzuführen  gewesen.  Im  zweiten  Monat  nach  ihrer  Geburt  und 
gar  im  dritten,  waren  sie  weniger  begehrt.  Der  Schatzkanzler  mußte  jetzt 
wieder  in  verstärktem  Umfang  auf  die  verpönten  Schatzwechsel  (mit  3—12 
Monaten  Umlaufszeit)  zurückgreifen  —  oder  endlich  mit  der  dritten  Kriegfj- 
anleihö  herauskommen. 


B.  Die    Londoner    Kurse. 
,, Bankers  Magazine"  berechnet  den  Wert  von  387  führenden  Werten 
der  Londoner  Börse  für  den  20.  (21.)  eines  jeden  Monats,    Die  Summe  der 
Kurse  ergab  (in  Mill.  £): 

Summe    der    Londoner    Kurse   in   den    Jahren    1913,    1914, 

1915    und    1916. 


1913 

1914 

1915 

1916 

1917 

Januar     .... 

3539 

3389 

3114 

_ 

2747 

Februar 

3491 

3445 

3092 

2888 

2652 

März     . 

3463 

3408 

3018 

2862 

— 

April    . 

3497 

3406 

3053 

2855 

— 

Mai  .    . 

3485 

3386 

3026 

2889 

— 

Juni     . 

3396 

3383 

3009 

2913 

— 

JuU  .    . 

3386 

3371 

2910 

2893 

— 

August 

3417 

3183 

2907 

2898 

— 

September 

3436 

— 

2906 

2896 

— 

Oktober  . 

3379 

— 

2926 

2831 

— 

November 

3364 

— 

2968 

2798 

— 

Dezember 

3341 

— 

2907 

2758 

— 

Für  August  1914  wurden  die  Kurse  vom  30.  Juli  eingesetzt,  d.  h. 
dem  Tag,  an  welchem  die  Börse  geschlossen  wurde. 


von 
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Durclisclinitt 

I.  Jaliret-1  lallte 

IL  Jalireshäiite 

1913 
1914 

1915 
1916 

4043 
3403 
3152 

2886 

3387 

2921 

2846 

Die  Bereclmungen  für  1915  und  1916  stehen  unter  dem  Einfluß  der 
Tatsache,  daß  man  bei  der  Wiedereröffnung  der  Börse  im  Januar  1915  Min- 
dcst-Kurso  vorschrieb,  die  dann  langsam  abgebaut  ^vurden.  Gleichwohl 
sind  die  Kurse  auch  heute  noch  stark  ,, gekünstelt".  Es  werden  3000—4000 
Abschlüsse  an  einem  Börsentagc  erzielt.  Wenn  ein  starker  Verkaufsandrang 
einsetzen  wollte  (man  trennt  sich  jetzt  von  seinen  festverzinslichen  Papieren 
wogen  der  damit  verbundenen  außerordentlich  hohen  Verluste  im  allge- 
moinon  nicht  gern),  so  würde  der  Kursspiegel  sich  ganz  bedeutend  senken. 

Die  kleine  Belebung  im  Mai  und  Juni  1916  kam  zustande  durch  die 
Mobilisation  der  American  Securities.  Wer  sich  von  seinen  Dollarswerten, 
soweit  sie  die  Regierung  begehrte,  nicht  trennen  wollte,  wurde  mit  10  % 
Extrasteuer  auf  das  daraus  fließende  Zins-Einkommen  bedroht.  Unter  diesem 
Zwang  wurden  die  meisten  Amerikaner- Werte  „locker";  die  freigesetzten 
Beträge  wandten  sich  (außer  den  5  proz.  Exchequer  Bonds)  vor  allem  den 
Konsols,  Kolonial-Anleihen,  Eisenbahn-Bonds  usw.  zu.  Es  herrschte  eine 
Zeitlang  Hausse -Stimmung,  die  noch  getrieben  wurde  durch  die  Auffassung, 
daß  die  Schlacht  am  Skagerrak  ein  englischer  Sieg  sei  und  dtirch  die 
Meinung  von  der  strategischen  Lage  an  der  Somme.  Von  Dauer  aber  war 
sie,  wie  die  Oktoberziffer  zeigte,  nicht  gev/esen. 

C.  Das    englische    National-Vermögen. 

Im  Zusammenhang  mit  der  Feststellung,  daß  die  Verschuldung  Eng- 
lands zu  Ende  des  Finanzjahres  1915/16  sich  auf  2200  Mill.  £  belaufen  würde, 
erklärte    McKenna    (am  21.  September  1915)  im  Unterhaus: 

Our  accumulated  wealth  is  great,  and  a  national  debt  even  of  this  magni- 
tudo  will  by  no  means  cripple  our  resources. 

Bei  einer  anderen  Gelegenheit  (10.  August  1916)  gab  der  Schatzkanzler 
Ziffern.  „Unser  Volks  ein  kommen  kann  man  auf  vielleicht  2500  Mill.  £, 
möglicherweise  sogar  auf  2600  Mill.  £  im  Jahr  veranschlagen.  Ein  Fachmann 
bezifferte  es  auf  2400  Mill.  im  Jahre  1913/14  tmd  auf  2700  Mill.  derzeit. 
Eine  andere  Autorität  nahm  es  sogar  mit  3000  Mill.  £  an;  glaubte  aber,  das 
wäre  doch  wohl  etwas  zu  hoch.  Im  Vergleich  zu  unserem  National-  Ver- 
mögen hat  unsere  vermutliche  Verschuldung  am  31.  März  1917  nicht  viel 
zu  besagen.  Man  schätzt  erstcres  auf  15  000  Mill.  £.  Dabei  ist  das  noch  eine 
sehr  vorsichtige  Berechnung.  Unsere  gesamte  Verschuldung  würde  also 
nur  etwa  ^/g  unseres  National- Vermögens  betragen."^) 

Wegen  seiner  Berechnung  des  Volkseinkommens  hat  sich  McKenna 
jenseits  und  diesseits  des  Kanals  alles  Mögliche  sagen  lassen  müssen;  daran, 

^)  McKenna    nahm   dabei   an,    daß  alle  Vorschüsse   zurückgezahlt   würden. 
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daß  ein  englischer  Minister  bei  besonderer  Gelegenheit  sich  durch  Rücksichten 
auf  die  Öffentlichkeit  leiten  lassen  muß,  scheint  man  nicht  gedacht  zu  haben. 

Interessant  aber  ist  es,  daß  die  Engländer  nicht  nur  die  Angaben  des 
Schatzkanzlers  über  das  Volkseinkommen  kritisierten,  sondern  auch  denen 
über  das  Volksvermögen  recht  ablehnend  gegenübertraten.  England  will  gar 
nicht  so  reich  sein!  It  seems  almost  a  pity,  that  the  country's  resources 
should  be  dealt  with  in  a  manner  at  all  likely  to  create  an  exaggeraterod 
idea  of  the  nation's  wealth  (Daily  Telegraph  12. August  1916). 
Bei  anderen  Gelegenheiten  wäre  man  wahrscheinlich  stolz  gewesen  auf  die 
Ziffern,  die  der  Schatzkanzler  gab ;  jetzt  aber  hält  man  von  ihnen  gar  nichts. 
Mutmaßungen  —  Phantasien  —  grundlose  Behauptungen"^). 

Woher  dieser  energische  Kampf  gegen  ,, übertriebene"  Schätzungen  des 
englischen  Nationalvermögens?  Gegen  Schätzungen  überhaupt?  Um  den 
daraus  zu  ziehenden  Schlüssen  für  die  Zeit  nach  dem  Kriege  etwas 
vorzubeugen !  They  should  not  encourage  the  idea,  fostered  before  the  war 
by  politicians  with  ulterior  objects  in  view,  that  we  can  afford  u  n  1  i  m  i  t  e  d 
extravagances.    (Daily  Telegraph). 

Über  diese  „ulterior  objects"  hatte  sich  das  Blatt  früher  wie  folgt  ausge- 
sprochen: Thefact  isthat  the  financial  Situation  isreallyserious,  and  itisonly 
now  that  it  seems  to  be  dawning  on  the  Government.  We  have  been  fed  up 
in  the  past  with  misleading  guesses,  in  the  guise  of  statistics, 
as  to  the  accumulated  wealth  and  the  alleged  annual  savings  of  the  country. 
These  guesses  were  unfortunately  adopted  by  the  late  Government  a  s  i  n  - 
controversible  facts,  justifying  most  costly  Sche- 
mas of  so-called  social  reform,  but  entailing  con- 
stantly   increased   taxation. 

Also  Vorsicht  bei  den  Versuchen,  das  National-Einkommen  und  -Ver- 
mögen zu  ermitteln !  Je  höher  ihr  Ergebnis,  desto  mehr  nimmt  der  Schatz- 
kanzler! Und  je  niedriger  ihr  Ergebnis,  —  desto  geringere  Steuern? 

Im  übrigen  ist  dem  Daily  Telegraph  eine  feine  Witterung  füi  das,  was 
da  kommen  könnte,  nicht  abzusprechen.  Unter  diesen  Umständen  kann  man 
sich  auch  vorstellen,  wie  die  in  den  „Times"  letzthin  zur  Erörterung  gestellte 
Idee  einer  6  prozentigen  Vermögensabgabe  auf  das  erwähnte  Blatt  und  die 
hinter  ihm  stehenden  Kreise  gewirkt  hat.  ,, Konfiskation!"  Als  wenn  in 
diesem  Kriege  nicht  sehr  Viele  schon  6  Prozent  und  mehr  ihres  Vermögens 
hätten  opfern  müssen.  Dr.   G 1  i  e  r    (Berlin). 


^)  Financial  Times  12.  August  1916:  In  effect  they  (die  Schätzungen  über 
die  Höhe  des  National- Vermögens  und  -Einkommens)  are  practically  g  u  e  s  s  - 
werk,  and  have  very  little  bearing  upon  the  problems  which 
have  to  be  decided. 

Daily  Telegraph  vom  12.  August  1916:  It  is  well  to  remember  that  these 
estimates  of  annual  income  and  national  wealth  are,  after  all  merely  guesses 
and  not  facts.  We  can  only  hope,  that  they  are  approximately  reliable. 
Und  an  einer  anderen  Stelle:  Estimates  of  national  income  and  wealth,  though 
doubtless  made  with  all  possible  care,  must  be    largely   guesswork. 
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Kartellierung  der  südamerikanischen  Quebracho-Extraktfabriken.  Unter  Füh- 
rung der  englischen  La  Forestal  Land  Timber  and  Raihvay  Comp.,  der  größten 
Unternehmung  auf  diesem  Gebiet,  ist  ein  Kartell  der  größeren  Quebracho-Ex- 
traktfabriken von  Argentinien  imd  Paraguay  zustande  gekommen  mit  dem  Zweck, 
die  Erzeugung  zu  kontingentieren  und  den  Verkaufepreis  zu  heben.  „Die  Leder- 
industrie" No.  98  vom  24.  April  1917  bringt  darüber  folgende  genauere  Angaben: 

„Vor  dem  Kriege  notierte  Quebracho-Extrakt  80  Goldpesos  pro  Metertonne, 
aber  die  erhöhte  Nachfrage  für  Gerbstoffe,  die  infolge  des  Krieges  einsetzte,  ver- 
ursachte ein  regelmäßiges  Anziehen  der  Preise,  so  daß  Anfang  1916  der  Preis  pro 
Metertonne  230  Goldpesos  erreichte.  Die  Extraktfabriken  arbeiteten  mit  Hoch- 
druck an  der  Vergrößerung  ihrer  Produktion,  während  andererseits  Ersatzgerbstoffe, 
wie  Eiche,  Kastanien  usw.  in  größerem  Umfange  als  bisher  benutzt  wiirden;  die 
Kaufe inschränkungen  seitens  skandinavischer  Länder  verursachten  dagegen  eine 
Abschwächung  der  Nachfrage,  so  daß  in  verhältnismäßig  kiurzer  Zeit  der  Preis  auf 
100  Goldpesos  pro  Metertonne  zurückging. 

Der  Zweck  der  zwischen  argentinisclien  und  paraguayischen  Quebracho- 
Extraktfabriken  getroffenen  Vereinbarungen  ist,  die  Produktion  mit  dem  Welt- 
bedarf, der  auf  130  000  Tonnen  geschätzt  wird,  in  Einklang  zu  bringen.  Der  Ex- 
trakt wird  zu  einem  festgesetzten  Preise  an  eine  Verkaufsstelle  geliefert,  die  den 
erzielten  Gewinn  prozentualiter  an  die  in  Betracht  kommenden  Erzeuger  verteilt. 
Die  folgenden  Unternehmungen,  die  die  Gesamtproduktion  von  165  000  Meter- 
tonnen haben,  sind  dem  Konzern  beigetreten:  La  Forestal,  Quebrachales  Fvisio- 
nados,  Chaco  y  Paraguay,  Las  Palmas,  La  Formosa  und  Fontana  y  Cia.  in  Argen- 
tinien und  Carlos  Casado,  Puerto  Sastre,  Puerto  Sarani  und  Puerto  Galileo,  deren 
Betriebe  sich  in  Paraguay  befinden. 

Von  diesen  Unternehmungen  ist  La  Forestal  das  wichtigste;  es  arbeitet  mit 
englischem  Kapital,  während  die  anderen  mit  argentinischem  Gelde  ausgestattet  sind. 

Es  wird  geschätzt,  daß  sich  der  in  der  argentinischen  Quebracho-Industrie 
angelegte  Kapitalbetrag  auf  100  000  000  Papierpesos  beläuft.  Die  Ausfuhr  von 
Quebracho-Extrakt  aus  Argentinien  stieg  von  80  153  Metertonnen  in  1914  auf 
100  213  Metertonnen  im  Jahre  1915. 

Die  Notierung  für  Quebracho-Extrakt  stieg  nach  Abschluß  dieses  Vertrages 
unter  den  Erzeugern  auf  150  Groldpesos  pro  Tonne.  Um  die  heimische  Gerbindustrie 
nach  Möglichkeit  zu  fördern,  erhalten  argentinische  Extrakt -Konsumenten  einen 
erheblich  ermäßigten  Preis."  — s — 

XL 

Handelspolitik. 

Freihandelsvertrag  zwischen  Paraguay  und  Argentinien^).  Die  Republiken 
Paraguay  und  Argentinien  haben  am  8.  Jiili  1916  einen  Freihandelsvertrag  (El 
tratado  de  libre  cambio)  abgeschlossen,  um  auf  der  Grundlage  von  gegensei- 
tigen Zollfreiheiten  den  Handelsverkehr  zwischen  beiden  Ländern  zu  fördern. 
Artikel  1  dieses  Vertrages  bestimmt,  daß  alle  in  einer  der  beiden  Repubüken  an- 
gebauten oder  in  Fabriken  oder  Werkstätten  hergestellten  Waren,  die  in  das  Hoheits- 

^)  Vgl.  Revista  del  Comercio,  Asunciön  del  Paraguay.     15.  Juli  1916. 
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gebiet  des  anderen  Landes  eingeführt  werden,  von  jedem  Einfuhrzoll  befreit  sind. 
Sie  werden  sowohl  im  Durchgangs-  als  auch  im  Ausfuhrverkehr  nach  einem  an- 
deren Land  als  eigenes  Erzeugnis  des  Gebietes,  auf  dem  sie  sich  befinden,  angeselien 
und  der  ihnen  als  solchem  zukommenden  fiskalischen  Behandlung  unterworfen. 
Laut  Artikel  2  sind  während  der  ersten  fünf  Jahre  des  Bestehens  dieses  Vertrages 
von  dieser  Zollbefreiung  ausgeschlossen  und  bezahlen  demzufolge  die  festgesetzten 
Einfuhrzölle:  Zucker,  Zündhölzer,  Kerzen,  Schuhwerk,  Gürtlerwaren  (articulos  de 
talabarterfa),  Möbel  und  fertige  Kleidungsstücke.  Nach  Ablauf  dieses  Zeitraums 
werden  sie  genau  wie  die  übrigen  Waren  behandelt;  sie  genießen  also  dieselbe  Zoll- 
freiheit, ohne  daß  ein  neues  Abkommen  getroffen  werden  müßte.  Im  Artikel  3 
verpflichten  sich  beide  Republiken,  sämthchen  Waren  ausländischer  Produktion 
oder  Fabrikation,  die  aus  einem  dritten  Land  für  die  eine  oder  andere  Republik 
bestimmt  sind,  freien  Durchgang  durch  ihre  Häfen  und  durch  ihr  Hoheitsgebiet  zu 
gestatten.  Dieser  Verkehr  ist  nur  für  solche  Häfen  zulässig,  in  denen  sich  amt- 
liche Zollabfertigungsstellen  für  ausländische  Transitwaren  befinden.  Die  Weiter- 
leitung nach  dem  Bestimmungsland  erfolgt  durch  die  Zollämter,  die  von  der  be- 
treffenden Regierung  dazu  bevollmäclitigt  worden  sind.  Artikel  4  verfügt,  daß  beim 
Auswechseln  der  Bestätigungsurkunden  beide  Regierungen  nach  gemeinsamer  Über- 
einkunft Bestimmungen  über  das  Verfahren  gegen  unerlaubte  und  betrügerische 
Einfuhr  von  Waren,  die  durch  Ursprung  und  Herkunft  in  diesem  Vertrag  nicht 
mit  inbegriffen  sind,  erlassen.  Diese  Verordnung  tritt  innerhalb  70  Tagen  vom 
Tage  der  Auswechslung  der  Ratifikationen  an  in  Kraft.  Beide  vertragschließenden 
Mächte  erklären  sich  im  Artikel  5  einverstanden,  daß  jede  auf  den  Handel  bezug- 
nehmende Vergünstigung,  Privilegierung  oder  Abgabenfreiheit,  die  in  diesem  Ver- 
trag nicht  festgelegt  ist,  und  die  eine  der  beiden  Mächte  gegenwärtig  einer  anderen 
Macht  bereits  zugestanden  hat  oder  später  zugestehen  wird,  auch  auf  die  andere 
vertragschließende  Macht  ausgedehnt  wird,  ohne  Gegenleistung  oder  bedingt,  je 
nach  den  abgeschlossenen  Verträgen. 

Der  vorliegende  Vertrag  hat  mit  der  Auswechslung  der  Vertrags  Urkunden 
Wirkung  und  bleibt  für  zehn  Jahre  in  Kraft.  Er  gilt  als  für  den  gleichen  Zeitraum 
verlängert,  wenn  nicht  eine  der  Vertragsmächte  ein  Jahr  vor  Ablauf  des  Termins 
die  andere  von  ihrem  Wunsche  der  Kündigung  verständigt. 

Wie  die  Revista  del  Comercio  vom  1.  Dezember  1916  berichtet,  ist  die  argen- 
tinische Deputiertenkammer  in  Beratungen  über  diesen  Vertrag  eingetreten,  und 
er  wird  binnen  kurzem  dem  argentinischen  Kongreß  vorgelegt  werden.       — w. 


XII. 
WirtschaftlidiG,  politische  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 

Kolonialpolitik. 

Ämtliche  Prüfung  der  Ausfuhrwaren  in  Japan. 

Für  das  moderne,  vorwiegend  industrielle  Japan  ist  Export  in  großem 
Maßstabe  zur  Existenznotwendigkeit  geworden.  Die  Ausfuhr  Japans  wird 
aber  stark  gefährdet  durch  die  immer  wieder  auftauchenden  Klagen  über 
die  minderwertige,  ungeeignete  Qualität,  die  mangelhafte 
Verpackung  und  Aufmachung  der  japanischen  Ausfuhrartikel.  Hierfür  ein 
Beispiel,  das  die  in  Yokohama  erscheinende  Zeitschrift  „Commercial  Japan" 
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(Januar  1917)  einer  indischen  Zeitung,  dem  Kalkuttaer  „Englishnian", 
outnimmt.  Es  wird  in  dem  Artikel  das  Vorurteil  erwähnt,  das  man  weit  üb(:r 
Indien  hinaus  gegen  japanische  Waren  hat,  und  dann  folgendermaßen  fort- 
g>;  fahren : 

„...In  Verbindung  mit  diesem  Vorurteil  fällt  besonders  der  Umstand 
ernstlich  ins  Gewicht,  daß  Konkurrenzunternehmungen,  die  ähnliche  Waren 
aus  andern  Ländern  verkaufen,  alles  tun,  was  in  ihrer  Macht  steht,  um  diese 
Vorurteile  zu  befestigen  und  zu  nähren,  natürlich  zu  ihrem  eigenen  Nutzen. 
Sie  führen  unleugbare  Beispiele  an,  wie  z.  B.  das  Versenden  von  japanischen 
Streichhölzern  ohne  Köpfe  oder  von  solchen,  deren  Köpfe  beim  Anzünden 
abtropfen,  die  Hände  und  Kleider  verbrennen,  und  bei  denen  manchmal 
die  ganzen  Schachteln  in  der  Hand  oder  Tasche  explodieren  und  allerlei 
Schaden  und  Schmerzen  verursachen;  bei  manchen  Dutzendsendungen  sind 
vier  Schachteln  völlig  leer.  In  andern  Artikeln  werden  Muster  besonders 
guter  Qualitäten  zu  Spottpreisen  offeriert,  aber  bei  der  Abnahme  findet 
man,  daß  die  Waren  60  %  unter  dem  Musterwert  stehen  und  nicht  die  Hälfte 
des  gezahlten  Betrages  wert  sind.  Bleistifte  werden  mit  einem  kleinen  Stück 
Blei  an  jedem  Ende,  in  der  Mitte  Holz  versandt.  Strumpfwaren,  Handschuhe, 
Unterzeug  usw.  werden  in  guten  Mustern  und  korrekten  Größen  offeriert, 
aber  bei  der  Ankunft  der  Waren  stellt  sich  heraus,  daß  die  für  Indier  viel  zu 
kleinen  und  mithin  wertlosen  japanischen  Größen  geliefert  worden  sind. 
Knöpfe  werden  versandt,  die  beim  ersten  Gebrauch  brechen,  noch  bevor 
die  Kleider  gewaschen  werden  müssen.  Bei  angeblicher  Schreibtinte  stellt 
sich  heraus,  daß  sie  nichts  als  blauschwarzes  Wasser  mit  schwachem  Tinten- 
goruch enthält.  Fleisch-  und  Fruchtkonservenbüchsen  enthalten  Steine. 
Emaillewaren  kommen  an,  die  beim  ersten  Kochen  in  Stücke  gehen.  Von  dem 
versandten  japanischen  Bier  enthalten  etliche  Flaschen  Wasser,  der  Inhalt 
anderer  ist  durch  Petroleum,  Seifen  usw.  verunreinigt.  Der  sogenannte  Port- 
land Zement  ist  nichts  als  wertloser  pulverisierter  Dreck.  Der  Zucker  ist 
zur  Hälfte  Sand.  Seide  usv/.  ist  mit  Substanzen  vermischt,  welche  die  Seide 
nach  dem  ersten  Waschen  wertlos  machen.  Übernommene  Lieferungsfristen 
worden  nicht  eingehalten  und  manche  Aufträge  überhaupt  nicht  aus- 
geführt" usw. 

Derartige  drastische  Beispiele  und  Klagen,  auch  aus  andern  Ländern, 
ließen  sich  in  großer  Zahl  anführen. 

Während  des  Krieges  ist  nun  die  Ausfuhr  Japans  bedeutend  gestiegen; 
neue  Absatzmärkte  sind  gewonnen  worden.  Diese  Absatzmärkte  können  für 
die  Dauer  aber  nur  gehalten  werden,  wenn  die  Klagen  über  die  schlechte 
Qualität  der  japanischen  Waren  aufliören. 

In  richtiger  Erkenntnis  dieser  Sachlage  ist  die  japanische  Regierung 
dazu  übergegangen,  amtliche  Prüfungsstellen  für  Ausfuhr- 
waren zu  errichten,  um  dadurch  die  japanischen  Fabrikanten  und  Exportem-e 
zu  zwingen,  nur  Ware  von  einwandfreier  Qualität  auszuführen. 

Zu  den  wichtigsten  Ausfuhrartikeln  Japans  gehört  seit  jeher  die 
Seide.  Da  gerade  bei  diesem  Artikel  Fälschung  und  mangelhafte 
Qualität    eine    besondere    Rolle    spielen,    so    setzte  hier    —    ähnlich    wie 
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in  anderen  Ländern  —  die  Überwachungstätigkeit  der  Regierung  am 
frühesten  ein. 

Am  5.  August  1896  wurde  auf  Grund  des  Seide-Konditionierungshaus- 
Gesetzes  vom  17,  Juni  1895  in  Yokohama  das  Seide-Konditio- 
nierungshaus  eröffnet^).  Der  Plan  war  auf  erheblichen  Widerstand 
gestoßen,  und  auch  nach  der  Errichtung  ließen  sich  die  Seidenfabrikanten 
und  -Händler  txuv  sehr  langsam  von  dem  Werte  der  amtlichen  Prüfungsstelle 
überzeugen.  Inzwischen  aber  haben  sich  Fabrikation  und  Export  japanischer 
Seide  zu  mächtigem  Umfange  entwickelt,  und  das  Konditionie- 
rungsbaus  mußte  bedeutend  erweitert  werden.  Bei  der  Errichtung 
betrug  Japans  Rohseide-Export,  der  etwa  ^/g  des  gesamten  Wertes  der  japa- 
nischen Ausfuhr  ausmachte,  nur  100  000  Ballen  im  Werte  von  40  Mill.  Yen, 
während  er  1916  ungefähr  300  000—330  000  Ballen  im  Werte  von  rund  200 
Mill.  Yen  zählte. 

Amerika,  der  größte  Abnehmer  Japans  an  Seide,  importierte  1896  Roh- 
seide mit  einem  Gewicht  von  9  Mill.  Ibs.,  zwanzig  Jahre  später  mit  einem  Ge- 
wichte von  30  Mill.  Ibs.  Im  November  1916  wurde  in  Yokohama  auch  für 
Habutai,  Seidengewebe,  ein  großes  Konditionierungshaus  eröffnet 2). 
Alle  in  der  Präfektur  Kanagawa  erzeugten  Habutai-Artikel  oder  aus  Roh- 
seide gewebter  Satin  müssen  dem  Büro  zur  Prüfung  vorgelegt  werden.  Die 
Prüfung  erstreckt  sich  auf:  1.  allgemeine  Prüfung,  2.  Feststellung  der  Länge, 
3.  Untersuchung  der  Qualität,  4.  Ermittlung  des  Gewichtes,  5.  Abstempe- 
lung und  Aufzeichnung  der  Einzelheiten. 

Auch  bei  Tee,  der,  ähnlich  wie  Seide,  frühzeitig  ein  wichtiger  Aus- 
fuhrartikel Japans  war  und  häufigen  Verfälschungen  unterlag,  wurde  schon 
in  den  80er  Jahren  mit  einer  Qualitäts-Kontrolle  der  Ausfuhr  begonnen.  Die 
Verfälschungen  setzten  regelmäßig  dann  ein,  wenn  die  große  Nachfrage  an 
Tee  von  Seiten  Amerikas  nicht  ganz  durch  die  japanische  Ernte  befriedigt 
werden  konnte^).  Um  diesen  Verfälschungen,  die  den  Ruf  und  die  Ausfuhr 
des  japanischen  Tees  gefährdeten,  ein  Ende  zu  machen,  schlössen  sich  die  Tec- 
pflanzer  mit  Unterstützung  der  Regierung  in  einem  Syndikat  zusammen. 
1886  wurden  Verordnungen  zur  Bestrafung  der  Fälscher  erlassen,  und  auch 
die  Teehändler  vereinigten  sich  zu  einer  Gesellschaft  zur  Kontrolle 
der  Pflanzer,  um  jeden  Betrug  unmöglich  zu  machen.  Die  Teehändler-  und 
Teepflanzergesellschaftcn  befanden  sich  in  jeder  Präfektur  und  hatten  eine 
Zentralbehörde  in  Tokyo,  die  ihrerseits  wieder  die  Gesellschaften  der  einzelnen 
Präfekturen  zu  überwachen  hatte.  Alle  Mitglieder  der  Gesellschaften  über- 
nahmen die  Verpflichtung,  dem  Syndikat  zur  Sicherung  der  Herstellung 
bester  Teequalitäten  für  den  Export  für  eine  Dauer  von  20  Jahren  anzuge- 
hören.    1896  gewährte  die  japanische  Regierung  dem  Syndikat  eine  Sub- 

^)  Vgl.  The  Chamber  of  Commerce  Journal,  August  1916.  The  Twentieth 
Anniversary  of  the  Yokohama  Silk  Conditioning  House. 

2)  Commercial  Japan,  Dez.  1916  und:  Korrespondenzblatt  der  Nachrichten- 
ßtelle  für  den  Orient  No.  10  vom  22.  Februar  1917. 

•)  Vgl.  Unser  Vaterland  Japan,  ein  Quellenbuch,  geschrieben  von  Japanern. 
1904.  Artikel:  Tee,  von  Kabi  Otani,  Präsident  der  Gesellschaft  japanischer  Tee- 
pilanzer. 
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vention  von  70  000  Yen  zur  Eriichtung  von  unter  der  Kontrolle  der  Kcgic- 
rung  stehenden  Geschäftsstellen  in  New  York,  Chicago  und  Wladiwostok. 
Als  1897  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  ein  Gesetz  gegen  die  Einfulir 
minderwertigen  Tees  herausbrachten,  errichtete  die  Teehandlungsgcsellschaft 
sogleich  Teeuntersuchungsstellen  in  Yokohama,  Kobe  und  Nagasaki.  Dort  wird 
aller  zur  Ausfuhr  gelangende  Tee  von  Sachverständigen  bemustert  und  dann 
unter  besonderem  Verschluß  nach  Amerika  geschickt,  wodurch  die  Möglich- 
keit ausgeschlossen  wird,  daß  die  Ware  von  der  gesandten  Probe  abweichen 
könnte.  Schlechter  Tee  wird  zurückgewiesen,  und  der  durch  die  Untersu- 
chungsstellen gegangene  Tee  trägt  die  Garantie  einer  gewissen  Güte,  die  ihm 
einen  erhöhten  Verkaufswert  verleiht. 

Während  des  Krieges  liefen  Klagen  über  die  Qualität  auch  anderer 
japanischer  Ausfuhrartikel  ein,  in  deren  Herstellung  Japan  noch 
keine  Erfahrung  besaß,  oder  die  unter  dem  Zeichen  der  Kriegskonjunktur 
übereilt  schnell  und  unsorgfältig  hergestellt  wurden.  Namentlich  in  Ruß- 
laij^d,  Indien  und  Australien,  wo  man  gute  deutsche  und  englische  Waren 
vor  dem  Kriege  gewöhnt  war,  gerieten  japanische  Waren  in  Verruf.  Deshalb 
traf  die  Regierung  Maßnahmen,  um  auch  für  andere  Exportwaren  als  Seide 
die  amtliche  Überwachung  der  Ausfuhr  durchzuführen. 

Zunächst  handelt  es  sich  dabei  vornehmlich  um  diejenigen  Waren  und 
Länder,  bei  denen  Japan  unter  der  Gunst  des  Krieges  den  Wettbewerb  neu 
aufgenommen  liat  und  nach  dem  Kriege  mit  wieder  wesentlich  verschärftem 
Wettbewerb  rechnen  muß,  so  z.  B.  beim  Export  von  Emaillewaren  nach  den 
Südseeinseln,  Indien  und  Australien,  ferner  in  der  Spielwarenindustrie  sowie 
in  billigen  Eisen-  und  Porzellanwaren  in  China.  Die  von  der  Regierung  ge- 
bildete Untersuchungskommission  für  wirtschaftliche  Angelegenheiten  ver- 
öffentlichte Mitte  1916  einen  Beschluß,  nach  dem  alle  Ausfuhrwaren  aus 
Japan  einer  Prüfung  unterzogen  werden  sollten*).  Die  amtliche  Prüfung  hat 
durch  gut  vorgebildete  Inspektoren  entweder  am  Herstellungsort  oder  im 
Verschiffungshafen  zu  geschehen.  Private  Inspektorenämtor  gab  es 
schon  früher,  doch  hatten  sich  hierbei  derartige  Mißstände  eingebürgert, 
daß  eine  Prüfung  der  Ausfuhrwaren  eigentlich  nur  dem  Namen  nach  bestand 
und  doch  minderwertige  Artikel  ins  Ausland  gelangten.  Deshalb  werden  die 
neuen  staatlichen  Inspektoren  besonders  sorgfältig  ausgewählt  und 
ihnen  höhere  Gehälter  als  den  privaten  Inspektoren  gezahlt  werden. 
Die  industriellen  Verbände  haben  alle  Ausfuhrwaren  den  staatlichen  Inspek- 
toren zur  Prüfung  vorzulegen,  die  eine  Bescheinigung  darüber  ausstellen, 
daß  die  Ware  der  Norm  entspricht.  Die  Präfektur  Tokyo  hat  unter  Leitung 
des  Gouverneurs  Dr.  Inouye  bisher  die  Prüfung  folgender  Erzeugnisse  vor- 
gesehen'-) :  Wirkwaren,  Posamenterien,  Seifen,  Glaswaren,  Schirme  und  deren 
Zubehörteile,  Bürsten,  medizinische  Artikel,  medizinische  Spezialitäten, 
Töpferwaren,  Eisenwaren,  Hüte  und  Mützen,  Spielwaren,  Perlmutterknöpfe 
und  Baumwollgewebe.  Auch  für  alle  anderen  Präfekturen  Japans  sind  gleiche 
Einrichtungen  geplant.   Die  vorgeschlagenen  Maßnahmen  werden  von  Hand- 

^)  The  Japan  Weekly  Gazette,  vom  25.  August  1916. 
2)  Commercial  Japan,  Okt.  1916. 
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werker-  und  Unteriaelimerverbänden,  mit  Ausnahme  des  Glasgewerbes, 
allgemein  gebilligt.  Der  Verband  der  Sicherheitszündhölzer-Fabrikanton 
will  sogar  die  Prüfung  auf  Waren  ausdehnen,  die  für  den  Inlandgebrauch 
bestimmt  sind,  weil  manche  der  sogenannten  Inlandmarktwaren  über  Korea 
und  Formosa  nach  Übersee  verschifft  werden.  Ganz  im  Sinne  der  Kegierung 
handelnd,  haben  die  japanischen  Spielwaren-Fabrikanten  eine  Vereinbarung 
getroffen,  alle  Artikel  mit  Etiketten  zu  versehen,  die  den  Namen  der 
Fabrikanten  tragen,  um  hierdurch  die  Herstellung  von  Waren  minderwer- 
tiger Qualität  einzuschränken^).  Ersprießliches  in  dieser  Eichtung  ver- 
spricht man  sich  von  der  Entwicklung  von  Fabrikanten- 
kartellen, durch  die  es  den  Exporteuren  unmöglich  gemacht  werden 
soll,  die  Fabrikanten  zu  Unterbietungen,  die  Qualitätsvcrschlechterung 
zur  Folge  haben,  zu  zwingen.  Schließlich  hat  die  japanische  Regierung  noch 
einen  Gesetzentwurf  ausgearbeitet,  der  sich  mit  unlauterem  Wettbewerb 
befaßt  und  eine  Verbesserung  der  Geschäftsmethoden  japanischer  Kauf- 
leute und  Fabrikanten  zum  Zweck  hat. 

Für  Deutschland  und  die  anderen  Hauptkonkurrenten  Japans,  England 
und  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  kommt  es  natürlich  darauf  an, 
ob  und  inwieweit  diese  —  immerhin  künstlichen  —  Maßnahmen 
der  Regierung  tatsächlich  eine  Besserung  der  Qualität  japanischer  Ausfuhr 
waren  und  damit  eine  erhöhte  Konkurrenzfähigkeit  Japans  in  konkurrierenden 
Gewerbezweigen  und  strittigen  Absatzgebieten  zur  Folge  haben  wird. 

Adler    (Kiel). 
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Zahl  und  Sprache  der  in  Finnland  erscheinenden  Zeitungen  and  Zeitschriften. 

Unter  den  395  Zeitungen  und  Zeitschriften  des  Jahres  1914  befanden  sich  121 
politische  Zeitungen  (davon  93  in  finnischer,  26  in  schwedischer  und  2  in  rus- 
sischer Sprache),  117  Zeitschriften  (69  in  finnischer,  35  in  schwedischer,  8  in  beiden, 

3  in  deutscher,  je  1  in  englischer  und  russischer  Sprache),  121  populäre  Schriften 
(83  in  finnischer  und  38  in  schwedischer  Sprache),  14  illustrierte  Zeitschriften  (11  in 
finnischer,    3  in  schwedischer  Sprache),    14  Klinderzeitschriften   (10  in  finnischer, 

4  in  schwedischer  Sprache),  8  sonstige.  Von  den  117  Zeitschriften  waren  9  reUgiöse 

1)  The  Japan  Chronicle,  2.  Sept.  1916. 
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und  pädagogische,  14  wissenschaftliche,  18  künstlerische,  literarische  und  soziale, 
17  wirtschaftliche,  47  technische  und  berufliche,  12  sportliche.  Von  den  121  poli- 
tischen Zeitungen  erschienen  5  siebenmal,  21  sechsmal,  3  viermal,  54  dreimal,  24 
zweimal  und  13  einmal  in  der  Woche,  1  zweimal  monatlich.  Vgl.  Statibtisk  Irsbok 
för    Finland     1915. 
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XVI. 

Wirtschaftliche  InterGSsenvcrtretungGri,  Vereine, 
Kongresse,  Messen,  Ausstellungen. 

Die  NationalindustrieausstGlIung   in  Santiago  de  Chile  vom 
17.  September  bis  26.  November  1916). 

In  Santiago  de  Chile  fand  vom  17.  September  bis  26.  November  1916 
eine  Industrieausstellung  statt,  die  von  der  Sociedad  de  fomento  fabril  unter 
Protektion  der  Regierung  veranstaltet  wurde.  Der  europäische  Krieg  ver- 
ursachte große  Störungen  im  chilenischen  Wirtschaftsleben,  gerade  deshalb 
entstand  der  Gedanke,  eine  Ausstellung  von  chilenischen  Erzeugnissen 
zu  veranstalten,  um  die  Fähigkeit  der  Landes-Industrie,  die  früher  von 
auswärts  bezogenen  Produkte  durch  einheimische  zu  ersetzen,  darzutun. 
Nach  den  vorliegenden  Berichten  hat  die  Ausstellung  einen  vollen  Erfolg 
gehabt  und  tatsächlich  den  Beweis  geliefert,  daß  die  chilenische  Industrie 
in  der  Lage  ist,  einen  großen  Teil  der  Bedürfnisse  des  Landes  selbst  zu  be- 
friedigen. Ferner  sitellte  sich  heraus,  daß  viele  Produkte,  die  als  vom  Aus- 
land eingeführt  angesehen  wurden,  schon  längst  im  Lande  verfertigt  und  nur 
mit  der  ausländischen  Etikette  versehen  worden  sind,  um  einen  größeren 
Verkauf  zu  erzielen.  Der  Minister  für  Industrie  und  öffentliche  Arbeiten 
hat  infolgedessen  in  einem  Dekret  verfügt,  daß  künftighin  bei  der  Anschaffimg 

^)  Vgl.  Boletin  de  la  Sociedad  de  fomento  fabril,  September  1916.  —  the  South 
American  Journal,  10.  Februar  1917.  —  the  South  Pacific  Mail,  28.  September  1916. 
WeltwirtschaftUches  Archiv  Bd.  X.  XIV 
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von  Maschinen,  Material  und  Verbrauchsartikeln  für  den  Staat  bei  gleichen 
Bedingungen  die  im  Lande  verfertigten  Erzeugnisse  den  ausländischen 
vorzuziehen  sind,  und  daß  ferner  bei  öffentlichen  Arbeiten  nur  einheimisches 
Material  berücksichtigt  wird.  Falls  ausländisches  Material  unumgänglich 
notwendig  ist,  so  ist  dies  besonders  zu  begründen  und  zu  dessen  Verwendung 
die  Grenehmigung  der  Leitung  der  öffentlichen  Arbeiten  einzuholen. 

Den  größten  Erfolg  hat  die  Ausstellung  der  in  Chile  hergestellten 
chemischen  und  pharmazeutischen  Produkte  auf- 
zuweisen. Chile  zählt  augenblicklich  mehr  als  100  Fabriken  dieser  Zweige, 
die  einige  Bedeutung  haben.    Im  Jahre  1913  betrug  die  Einfuhr  von 

Parfümerien  ....  in  Gold  $  922  575 
Pharmazeutischen  Artikeki  .  „  4  625  873 
Chemischen  Produkten  .    .    .   „  2  783  183 


8  331  631I) 


Heute  beträgt  sie  kaum  noch  eine  Million.  Diese  Industrie  ist  jetzt 
schon  so  weit  fortgeschritten,  daß  sie  an  der  Ausfuhr  beteiligt  ist. 

Das  „Laboratorio  Chile"  stellt  öle  und  künstliche  Heilwasser  her, 
ferner  Injektionsspritzen.  Seit  Kxiegsausbruch  hat  dieses  Institut  einen  großen 
Aufschwung  genommen,  und  kürzlich  aufgestellte  Maschinerie  soll  eine  große  Aus- 
fuhr nach  anderen  Ländern  Südamerikas  ermöglichen.  Tomas  M.  Giuras  hat  ela- 
stische und  feste  Gelatinekapseln  für  Öle,  Fette  und  trockene  Nahrungsmittel  aus- 
gestellt, Juan  Castro  Salz-  und  Salpetersäure,  kristallisierte  Soda  und  Chlorkal- 
cium,  Marco  Davison  Eisen,  Sulfate,  schwefelige  Säuren  (äcido  sulfuroso  bisulfatado) 
und  Verbindungen  (metabisulfito  de  potasio  liquide),  flüssigen  Ammoniak,  Phos- 
phate und  synthetische  Öle,  Hermann  &  Cia.  kristallisierte  Soda  und  Natriumsul- 
fat, Hernändez  i  Sanchez  Salz-  und  Salpetersäure,  luan  Castro  H.  ebenfalls  Salz- 
und  Salpetersäure,  kristallisierte  Soda  und  Chlorkalcium,  E.  Mugler  &  Cia.  Ver- 
bandwatte, Ulrich  Bath  verschiedene  Leime  und  Gelatinen,  Botica  francia  che- 
mische und  pharmazeutische  Produkte,  Compania  Chilena  de  Balleneros  Öle  und 
Fette,  Compania  Industrial  Leinöle,  Kerzen  und  Parfümerien,  Beloux  Prajoux 
Stärken  und  Kleberstoffe  (Gluten),  La  Sanidad  Militär  medizinische  Tabletten, 
Ernesto  R.  Egert  Öle  und  Schmierfette,  Benedicto  Carmona  Firnisse  und  Lein- 
und  Terpentinöle,  die  Fabrica  Nacional  de  Polvora  Pulver  und  andere  Eraeugnisse, 
Luis  Rudioff  6  hijo  Tannin  und  Treves  &  Cia.  chemische  Verarbeitungen  von 
Mineralien  und  Metallen.  Andere  Aussteller  zeigen  ihre  Parfümerien,  Seifen  und 
Tinten;  Haramboure  &  Hamel  haben  die  aus  der  Gasfabrikation  gewonnenen 
Nebenprodukte  ausgestellt.  Torres  &  Cia.  fabrizieren  Jodkalium  und  die  Fabrik  von 
stärkehaltigen  Kapseln  des  Doktor  Gallard  alle  in  den  Apotheken  zur  Verwendung 
kommenden  Oblaten,  die  früher  aus  Deutschland  eingeführt  wurden^). 

Die  Compania  Industrial  de  Productos  Sint6ticos  ist  eine  Neugründung  mit 
einem  Kapital  von  $  250  000  zur  Ausbeutung  einer  Erfindung,  Leinöl  durch  Wal- 
fischöl  zu  ersetzen.  Die  Einfuhr  von  Leinöl  betrug  im  Jahre  1912:  1  439  010  kg, 
1913:  1830255  kg,  1914  sank  sie  auf  633  780  kg  infolge  des  Krieges.  Chile  führt 
beträcnthche  Mengen  Walfischöl  aus,  so  im  Jahre  1914:  3  346360  kg.  In  dem  Wal- 
fischöl  will  man  ein  vortreffliches  Ersatzmittel  für  das  Leinöl  durch  ein  Verfahren, 
das   dem  Walfischöl  seinen  eigentümlichen   Geruch   entzieht,   gefunden  haben*). 

Von  den  Bierbrauereien  und  Liqueurfabriken  ist  die 
Ausstellung  reich  beschickt  worden.  Das  Land  zählt  mehr  als  150  Firmen,  die 
sich  außer  mit  dem  Brauen  von  Bier  mit  der  Herstellung  von  Cognac,  Whisky, 

^)  Vgl.  Boletin  de  la  Sociedad  de  fomento  fabril,  Januar  1916. 
2)  Vgl.  Boletin  de  le  Sociedad  de  fomento  fabril,  März  1916. 
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Rum  und  anderen  Spirituosen  befassen.    Auch  der  chilenische   Weinbau 
ist  mit  seinen  Erzeugnissen  stark  vertreten. 

Von  den  sechs  bestehenden  Firmen  der  Ton-  und  Glaswaren- 
industrie hat  die  Manufactura  de  Vidrioa  verschiedene  Apparate  für 
Kliniken  und  Laboratorien  ausgestellt,  sowie  weiße  und  farbige  Gläser, 
Röhren  und  Birnen  für  Beleuchtungszwecke,  Luxusgegenstände  und  Opal- 
gläser, ferner  Nachahmungen  von  japanischen  Erzeugnissen.  Diese  Fabrik 
hat  eine  tägliche  Produktion  von  über  10  000  kg  Glas  erreicht  und  ist  jetzt 
mit  der  Herstellung  von  Tafelglas  beschäftigt,  das  herzustellen  bisher  im. 
Lande  nicht  möglich  war.  Die  Sociedad  Fäbrica  Nacional  de  Vidrioa  fabri- 
ziert hauptsächlich  Bier-  und  Weinflaschen  und  Demijohns.  Sie  verfügt 
über  drei  große  Öfen  für  die  Flaschenfabrikation  mit  einer  Kapazität  von 
120  000  Flaschen  täglich;  augenblicklich  sind  jedoch  nur  zwei  im  Betrieb. 
Es  werden  monatlich  2  500  000  Flaschen  hergestellt,  die  zum  größten  Teil 
den  einheimischen  Bedarf  decken^).  Schlack  &  Cie.  stellen  Kirchenfenster 
und  schrägkantige  Gläser  her,  Müller  &  Cie.  hauptsächlich  Kirchenfenater; 
Porzellan  und  Halbporzellan  ist  von  Garces  Gana  ausgestellt. 

In  der  Nahrungsmittelindustrie  sind  mehr  als  600  Fa- 
briken beschäftigt,  zu  deren  günstiger  Entwickelung  der  europäische  Krieg 
stark  beigetragen  hat. 

Ausgestellt  sind  Teigwaren,  Fleisch-,  Fisch-,  Gemüse-  und  Fruchtkonserven, 
Zucker,  Kaffee,  Gtewürze,  Bienenlionig,  Fruchtpasten,  Brot  imd  feine  Kuchen, 
Kindernalirungsmittel  und  Mehle.  Die  einheimischen  Fleischkonserven  haben  die 
früher  aus  Deutschland  eingeführten  Waren  ersetzt. 

Li  der  Beleuchtun  gs-  und  Heizungsindustrie  sind 
auch  beträchtliche  Fortschritte  erzielt  worden. 

Die  Gasfabrik  hat  eine  Anzahl  Apparate  ausgestellt,  die  sämtHch  im  Lande 
hergestellt  worden  sind.  Ferner  sind  Kohlen  aus  den  Bergwerken  von  Curanilahue 
ausgestellt,  sowie  Steinkohlen-,  Koks-,  Weißdorn-  und  Brennholzbriketts.  Zur 
Fabrikation  von  Gas-  und  Wassermessern  nach  dem  spanischen  System  „Boix" 
ist  mit  einem  Kapital  von  einer  halben  Million  Pesos  die  Sociedad  Anönima  de 
Medidores  gegründet  worden.  Im  Jahre  1913  führte  Chile  an  Wassermessern  für 
Gold  f  67560  und  an  Gas-  und  elektrischen  Lichtmessern  für  233091  ein,  im  Jahre 
1914  i  77724  resp.  $  107  565.  Die  Wassermesser  kamen  aus  England,  während  die 
letztgenannten  größtenteils  aus  Deutschland  bezogen  wurden.  Die  neue  Gesellschaft 
beabsichtigt,  monatlich  500  Stück  dieser  Apparate  herzustellen,  ferner  hat  sie  der 
Stadtverwaltung  von  Santiago  den  Vorschlag  gemacht,  sämtliche  Taximeter  zu 
fabrizieren.^) 

In  der  Bekleidungsindustrie  gibt  es  mehr  als  100  Fabriken 
und  Werkstätten.  Es  ist  jede  Art  Wäsche  ausgestellt,  ferner  Hüte,  Schirme 
und  Krawatten. 

Die  mit  der  Verarbeitung  von  Hölzern  —  90%  dieser 
sind  aus  chilenischen  Wäldern  —  beschäftigten  Fabriken  haben  Türen,  Fen- 
ster, große  Kisten,  Holzdächer,  Wandschirme  und  Kaminverkleidungen, 
Balkone,  Fässer,  Bilderrahmen  und  eingelegte  Tischlerarbeiten  ausgestellt. 
Die  Fabriken  von  Gips,  Zement,  Ton,  Steinen,  Ziegeln 
und    Marmor    haben  durch  ihre  Ausstellung  bewiesen,  daß  sie  vorteil- 


^)  Vgl.  Boletin  de  la  Sociedad  de  fomento  fabril,  März  1916. 
^)  Vgl.  Boletin  de  la  Sociedad  de  fomento  fabril,  Januar  1916. 
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haft  mit  den  vom  Ausland  gebrachten  Erzeugnissen  in  den  Mitbewerb  treten 
können.  Angel  Martinez  stellt  ein  leicht  abbrechbarea  und  transportables 
Haus  aus.  Auch  die  Textilindustrie  zeigt  durch  ihre  ausgestellten 
Erzeugnisse,  daß  sie  beträchtliche  Fortschritte  gemacht  hat.  Die  Me- 
tallwarenindustrie hat  durch  den  Krieg  große  Förderung  erfahren, 
da  vom  Ausland  nur  wenig  Waren  hereingekommen  sind.  Meistens  erst  in 
jüngster  Zeit  sind  Fabriken  von  Nägeln,  Drahtgeweben, 
künstlerischen  Bronzen,  Emaillewaren,  von  gal- 
vanisierten, verzinnten  und  vernickelten  Waren 
entstanden,  ferner  Gießereien,  die  sämtlich  der  Beachtung  wert  sind. 
Eaab,  Bellet  &  Cie.  haben  Maschinen  für  die  Landwirtschaft,  den  Wein- 
bau und  für  Gerbereien  ausgestellt.  Die  Maestranza  Jungai  baut  augen- 
blicklich dreißig  Güterwagen  aus  Stahl  und  einheimischem  Holz  für  die  Eisen- 
bahnen des  Staates,  nachdem  sie  im  vergangenen  Jahre  bereits  160  Wagen 
von  je  zehn  Tonnen  abgeliefert  hat.  Sie  ist  ferner  für  die  Reparatur  von 
Lokomotiven  eingerichtet.  Die  Sociedad  Fäbrica  Nacional  de  Clavos  &  Pin- 
tas  de  Alambre  verfertigt  Nägel  jeder  Größe,  la  Esmaltadora  Chilena  und 
la  Sociedad  Nacional  de  envases  y  enlozados  emaillierte  Platten  und  mit 
Fayencen  verarbeitete  Eisenwaren.  Diese  Fabrik  produziert  heute  Waren, 
die  bis  1914  nur  aus  dem  Auslande  kamen.  Ihre  Erzeugnisse  werden  jetzt 
zum  Teil  schon  nach  Peru  und  Bolivien  ausgeführt. 

Die  Firmen  Otto  Hermanos,  Antonio  Campins  &  Cia.,  Manuel  Ausensi  und 
Carlos  Mina  haben  Bronzegegenstände  ausgestellt,  deren  künstlerische  Ausfülirung 
große  Überraschung  bei  den  Besuchern  hervorgerufen  hat.  Eine  große  Ausstellung 
ihres  in  den  eigenen  Werkstätten  hergestellten  Materials,  Lokomotiven,  Wagen, 
kurz  jede  Art  von  rollendem  Material  hat  die  Maestranza  de  los  Ferrocarriles  dei 
Estado  veranstaltet.  Die  Sociedad  Metalürgica  ,,La  Santiago",  die  einzig  bestehende 
Fabrik  dieser  Art  in  Chile,  verfertigt  Stab-  und  Walzeisen  und  ist  im  Begriff,  zur 
Fabrikation  von  Telegraphendraht  zu  schreiten.  Ferner  sind  auf  der  Ausstellung 
vertreten:  Alfredo  Froilan  Espinosa  mit  landwirtschaftlichen  Maschinen,  Fuchs- 
locher, Hasche  &  Cia.  mit  galvanisiertem  Eisen  für  Dächer  und  Wände  und  solchem 
für  Klempnereien,  Geronimo  Fach  mit  Brennkolben,  Wasserbecken  und  anderen 
Apparaten  aus  Kupfer  und  Eisen,  Ramon  Espinosa  mit  Wagenlaternen  und  Bronze- 
artikeln, Nicasio  Retamales  mit  Maschinen  für  Tischlereien,  Blas  Tamburrini  mit 
FlaschenfüUmaschinen,  Reinaldo  Andier  mit  Pflügen  und  anderen  Maschinen 
und  Werkzeugen  für  landwirtschaftliche  Arbeiten,  Pedro  P6rsico  mit  Türen  und 
Fensterläden  aus  Stahl,  Peralta  &  Cia.  mit  Küchen  und  Öfen,  Arturo  Soto  mit 
Drahtgeweben,  Mateo  Bucetich  mit  Stabeisen,  Eisenbolzen,  Schraubenmuttern 
und  Werkzeugen  und  Abelardo  Labra  Cerda  mit  Metallgravierungen. 

Die  Möbel  ausstellung  ist  besonders  reichhaltig  ausgefallen.  98  % 
aller  Möbel  in  Chile  sind  im  Lande  gearbeitet  und  von  derselben  Qualität, 
wie  die  aus  dem  Ausland  eingeführten.  Der  nordamerikanische  Stil  ist  vor- 
herrschend, ferner  ist  der  florentinische,  Renaissance  und  der  gotische  Stil 
vertreten. 

Gregorio  Baseur  hat  Schulmöbel  ausgestellt,  Luque  linos.  eine  Schlafzimmer- 
einrichtung aus  Nußbaum  im  Stil  Ludwig  XVI.,  eine  Eßzimmereinrichtung  in  dem- 
selben Stil  aus  Eiche  und  Ahorn  mit  Bronzeverzierungen  und  verschiedene  andere 
Möbel  für  den  häuslichen  Gtsbrauch,  Jose  Pinochet  Le-Brun  Theatersessel,  Schul- 
möbel und  einen  elektrischen  Feuermelder  eigener  Erfindung,  Eduardo  Bresciani 
Haus-  und  Kontormöbel,  Oreste  A.  Carlini  eine  Orgel,  Leonidas  Rössel  Holzschnitze- 
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reien,  Miguel  L.  Jhonson  Bambusmöbel,  Angel  Castro  Möbel  im  amerikanischen 
Stil,  Cesar  Gleisner  Wiener  Möbel  und  Aldo  Fortini  Möbel  im  florentinischen  Stil. 

Obwohl  reichlich  Rohmaterial  vorhanden  ist,  hat  die  Papier- 
und  Karton  fabrikation  nicht  allzu  große  Fortschritte  gemacht.  In  den 
dreizehn  letzten  Jahren  vor  1914  zählt  die  Statistik  nur  etwa  fünf  Karton- 
fabriken auf.  Seit  dem  Kriege  sind  jedoch  verschiedene  neue  Fabriken 
entstanden,  und  in  der  Hauptstadt  sind  heute  ungefähr  sechs  mit  Her- 
stellung von  Kartons  für  Schuhwaren,  Korsetts,  Textii-  und  Konditorei- 
waren beschäftigt. 

Papiere  haben  ausgestellt  Fabrica  de  Papel  i  Carton  de  Puente  Alto  imd  Schorr 
&  Concha,  Reliefdrucke  Seddon  &  Carlic,  Kartons  und  andere  Einpackungen 
Adriane  Fernandez,  H.  Basaure  Säcke  aus  Papier,  die  einen  großen  Verbrauch  im 
Lande  liaben  und  noch  vor  kurzem  aus  dem  Ausland  bezogen  wurden. 

Die  Schuh-  und  Lederwaren  ausstellung  gibt  Zeugnis  von 
dem  hohen  Stand,  den  diese  Industrie  heute  in  Chile  erreicht  hat. 

Fabrica  Militär  de  Calzado  hat  derbe  Stiefel  für  Militär  und  Bergleute  ausge- 
stellt, Miguel  Ruiz  &  hnos.  Stiefel  und  Luxusschuhwerk  für  Damen,  Scribe  & 
Peraldi  Lack-,  Saffian-  und  sämisches  Leder  und  the  American  Shoe  Factory  Stiefel 
und  Schuhe.  Ferner  sind  ausgestellt:  gegerbte  Häute,  Sättel,  Reiseutensilien,  Koffer 
und  Handtaschen. 

Die  Tabakindustrie  hat  infolge  der  sehr  hohen  Schutzzölle 
eine  große  Entwickelung  genommen.  Das  Land  baut  selbst  Tabak,  und 
wenn  auch  von  Habana  noch  Tabak  in  geringer  Menge  eingefülirt  wird,  so 
ist  das  zu  Zigarren  und  Zigarretten  verarbeitete  Material  doch  fast  ausschließ- 
lich einheimischen  Ursprungs.  Unter  den  Ausstellern  ist  'die  Compaüia 
Continental  de  tabacos,  Cia.  Chilena  de  Tabacos  und  die  Ciä/,'  Nacional  -de 
Tabacos  vertreten. 

Fuhrwerke,  Karren  und  ^nigehörige  Bestandteile  haben  ausgestellt 
Emilio  Taulis,  Manuel  Gamboa  und  Evaristo  Venegas,  Gummibe- 
standteile   für  Automobile  Horacio  Leiva,  und  Ledermann   &  Clave. 

Der  Generalstab  des  Heeres,  die  Fliegerschule  und  die  Telegraphen- 
und  Eisenbahntruppen  haben  eine  besondere  Ausstellung  veranstaltet, 
so  von  topographischen  Landesaufnahmen  und  von 
einem  Bleriot  Eindecker.  Dieser  ist  mit  Ausnahme  des  Motors 
vollständig  im  Land  gebaut  worden.  Die  Propeller  sind  aus  einheimischem 
Holz  gearbeitet  und  haben  sich  vorzüglich  bewährt.  Die  technischen  Truppen 
bringen  eine  Modellsammlung  von  militärischen  Bauten,  Ma- 
schinen   und    Eisenbahnwagen. 

Ferner  haben  ausgestellt  Fabriken  von  Saiten  für  musikalische  Instru- 
mente, von  Hängematten,  Zelten,  allerlei  Besen,  Sonnenschirmen,  Glieder- 
puppen (maniquins),  Etuis  für  Schmucksachen,  Spielzeugen  und  Brut- 
maschinen. Tiraferri  hnos.  sind  Inhaber  einer  Fabrik  zur  Herstellung  von 
Schuhabsät^en  aus  Holz,  Bernal  hnos.  und  Enrique  Durret  stellen  Knöpfe 
aus.  Es  ist  ihnen  mit  Erfolg  gelungen,  die  aus  dem  Ausland  eingeführten 
Knöpfe  durch  einheimische  Fabrikate  zu  ersetzen.  Die  Knöpfe  werden 
AUS  Knochen  und  der  perlmutterfarbigen  Substanz  der  Seemuschel  herge- 
stellt.    Die  besseren  Sorten  von  Staubwedeln,  Besen,  feinen  und  groben 
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Bürsten  sind  bis  jetzt  importiert  worden;  die  ausgestellten  Muster  beweisen, 
daß  die  im  Lande  angefertigten  Waren  den  ausländischen  nicht  nachstehen. 
In  der  letzten  Zeit  sind  in  Chile  Bemühungen  im  Gange,  die  Geflügelzucht 
zu  heben.  Damit  ist  die  Nachfrage  nach  Brutapparaten  gestiegen,  die  aus 
Europa  und  den  Vereinigten  Staaten  bezogen  wurden.  Arturo  Ruiz  und 
Agustin  Rojas  haben  Apparate  eigener  Anfertigung  ausgestellt,  die  ein  gutes 
Ergebnis  erzielt  haben. 

Die  Ausstellung  ist  von  über  40  000  Personen  besucht  worden^). 

Zietlow    (Kiel). 

Italienische  Äuslandshandelskammcrn ). 

Im  9.  Bande  des  W.  A.  Heft  1,  S.  106*  wurde  Italien  mit  den  Ländern 
zusammen  genannt,  die  bisher  nur  wenig  Interesse  an  der  Errichtung  von 
Auslandshandelskammern  zeigten.  Dieses  trifft  für  Italien  nicht  zu.  Italien 
besitzt  mehr  als  20  Handelskammern  im  Auslande,  von  denen  die  ältesten, 
die  italienischen  Handelskammern  in  Mexiko,  Tunis  und  B  u  e  n  o  a 
Aires  bereits  im  Jahre  1884  gegründet  wurde.  Im  folgenden  Jahre  wurden 
italienische  Handelskammern  in  Alexandria,  Konstantinopel  und 
Montevideo,  im  Jahre  1886  solche  in  Paris,  London,  San  Fran- 
cisco und  Rosario  de  Santa  Fe  und  im  Jahre  1887  eine  solche 
in  N  e  w  York  ins  Leben  gerufen.  Nach  einer  Zusammenstellung  in  der 
Monatsschrift  der  seit  1911  bestehenden  italienischen  Handelskammer  in 
Berlin  ,,La  Rassegna  Commerciale"  (Anno  II,  Fase.  20)  waren  bis  zum 
Jahre  1912  insgesamt  19  italienische  Kammern  im  Auslande  errichtet,  von 
denen  17  Kammern  insgesamt  mehr  als  5000  Mitglieder  zählten.  Für  die 
Kammern  in  Mexiko  und  Montevideo  sind  keine  Zahlen  angegeben.  Den 
höchsten  Mitgliederstand  wiesen  die  Kammern  in  Genf  (1909  gegründet; 
724  Mitglieder),  Paris  (513  Mitglieder),  Berlin  (474  Mitglieder),  London 
(439  Mitglieder)^)  und  Buenos  Aires  (426  Mitglieder)  auf.  Dazu  kommen 
Konstantinopel  mit  385,  Alexandria  mit  346,  Tunis  mit  326,  New  York 
mit  276,  San  Francisco  mit  121  und  Rosario  de  Santa  Fe  mit  87  Mit- 
gliedern. Weitere  italienische  Kammern  bestehen  seit  1899  in  S  m  y  r  n  a 
(151  Mitglieder),  seit  1901  in  Marseille  (213  Mitglieder),  seit  1904  in 
Shanghai  (42  Mitglieder),  seit  1908  in  Chicago  (138  Mitglieder), 
seit  1909  in  Brüssel  (200  Mitglieder).  Ebenso  besteht  die  im  9.  Bande 
des  W.  A.  als  Neugründung  angegebene  italienische  Handelskammer  in  S  a  o 
Paulo   (212  Mitglieder)  bereits  seit  dem  Jahre  1901. 

In  der  genannten  Zusammenstellung  werden  nicht  aufgeführt  die  ita- 
lienischen Kammern  in  Bukarest  (1904  gegründet),  Lima  und 
T  r  i  e  s  t ,  die  sich  bei  Mayer  ^)  verzeichnet  finden,  der  auch  noch  die  Kam- 
mern von  Galatz,  New  Orkans  und  Rio  de  la  Plata  nennt,  deren  Bestehen 

^)  Vgl.  Boletin  de  la  Sociedad  de  fomento  fabril,  November  1916. 
2)  Vgl.  W.  A.  1.  Bd.,  Chronik  u.  Arch.  S.  207. 

^)  Nach  Clemens   Mayer,  Die  Auslandshandelskammeru,  BerHn  1905, 
S,  50,  war  die  Höchstzahl  der  Mitglieder  der  Kammer  auf  400  begi-enzt. 

*)  Clemens    Mayer,    Auslandshandelskammern,  Berlin  1905,  S.  63. 
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aber  nicht  mit  Bestimmtheit  nachzuweisen  war.     Mayer  gibt  für   folgende 
sechs  Kammern  die  Mitgliederzahlen  an: 

Alexandria 176  London    ....   120 

Buenos  Aires      .    .    .   365                       Marseille      .    .    .   235 
Konstantinopel  .    .    .   327  Tunis 125 

Soweit  bekannt  wurde,  sind  im  Jahre  1916  zwei  weitere  italienische 
Handelskammern  in  Nordafrika  ins  Leben  getreten,  die  Kammern  in  Al- 
gier und  Casablanca.  Die  Gründung  der  Kammer  in  Algier^)  erfolgte 
auf  Veranlassung  des  italienischen  Generalkonsuls  für  Algerien  und  die  der  in 
Casablanca  unter  Leitung  des  italienischen  diplomatischen  Vertreters  und  des 
Konsuls  in  Casablanca^).  Ferner  wurde  auf  Veranlassung  von  Carlos  Gomes, 
des  Ehrenpräsidenten  der  Associacao  Comercial,  in  Lissabon  eine  ita- 
lienische Handelskammer  gegründet^). 

Auch  in  Chile  trat  Anfang  September  1916  eine  italienische  Kammer 
mit  dem  Sitz  in  Valparaiso  ins  Leben.  Die  Hauptaufgaben  der  neuen 
Kammer  sollen  nach  einem  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsulats  in 
Valparaiso*)  sein:  Die  Ausfuhr  italienischer  Erzeugnisse  nach  Chile  zu  fördern, 
auf  die  zukünftige  Einrichtung  einer  regelmäßigen  Dampferverbindung 
zwischen  Italien  und  Chile  hinzuwirken  und  für  die  Ausführung  der  am  8. 
August  1916  erlassenen  italienischen  Verordnung  zu  sorgen,  durch  die  allen 
italienischen  Untertanen  im  In-  und  Ausland  der  Handel  mit  feindlichen 
Firmen  untersagt  wird. 

Die  italienische  Regierung  hat  sich  von  vornherein  der  Frage  der  Aus- 
landshandelskammem  wohlwollend  gegenübergestellt.  ,,Die  ungünstige 
finanzielle  Lage  des  italienischen  Königreiches  hat  allen  Bestrebungen, 
welche  auf  Hebung  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Landes  ausgingen,  Vor- 
schub geleistet^).  Für  die  bis  zum  Jahre  1889  im  Auslande  errichteten  ita- 
lienischen Handelskammern  war  im  Haushaltsplan  dieses  Jahres  eine  staat- 
liche Unterstützung  von  65  000  Lire  angesetzt.  Von  dieser  Summe  waren 
je  10  000  Lire  für  die  Kammern  in  London  und  Paris  vorgesehen.  Die  staat- 
lichen Beihilfen  wurden  später  erhöht  und  stellten  sich  im  Jahre  1894  auf 
165  000  Lire,  von  denen  die  italienische  Kammer  zu  Paris  allein  16  000  Lire 
bezog.  Als  die  Kammern  selbständiger  geworden  waren,  wurde  die  staat- 
liche Unterstützung  erheblich  geringer.  Im  Jahre  1904  betrug  sie  für  die 
italienische  Kammer  in  Paris  nur  noch  9000  Lire,  für  die  Kammer  in  Buenos 
Aires  6500  Lire,  für  diejenige  in  Alexandria  3500  Lire,  für  die  in  Konstanti- 
nopel und  Tunis  je  3000  Lire,  während  für  die  Kammer  in  Marseille  1000  Lire 
vorgesehen  waren. 

Nach  den  vorliegenden  Angaben  läßt  sich  folgende  Übersicht  über  die 
Errichtung  italienischer  Handelskammern  im  Auslande  geben,  die  im  großen 

^)  II  Giorno,  Neapel  vom  24.  September  1916. 

2)  Vgl.  II  Sole,  Mailand  vom  31.  Juli/1.  August  1916. 

3)  Vgl.  Diario  de  Not.  31.  Mai  1916. 

*)  Vgl.  Naclirichten  für  Handel,  Industrie  und  Landwirtschaft,  1917,  No.  7. 
^)  Vosberg-Rekow,  Die  Reform  des  deutschen  Konsulatswesens  und  die  Er- 
richtung deutscher  Handelskammern  im  Auslande.     Berlin  1897.     S.  89. 
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und  ganzen  der  Wirklichkeit  entsprechen  dürfte.     Das  Gründuiigsjahr  ist, 
soweit  bekannt,  in  Klammern  beigefügt. 

1.  Alexandria  (1885)  10.  Konstantinopel  (1885)  19.  Rosario    de    Santa   Fe 

2.  Algier  (1916)  11.  Lima  (1886) 

3.  Berlin  (1911)  12.  Lissabon  (1916)  20.  San  Francißco  (1886) 

4.  Brüssel  (1909)  13-  London  (1886)  21.  Sao  Paulo  (1901) 

5.  Buenos  Aires  (1884)  14.  Marseille  (1901)  22.  Shanghai  (1904) 

6.  Bukarest  (1904)  15.  Mexiko  (1884)  23.  Smyrna  (1899) 

7.  Casablanca  (1916)  16.  Montevideo  (1885)  24.  Triest 

8.  Chicago  (1908)  17.  New  York  (1887)  25.  Tunis  (1884) 

9.  Genf  (1909)  18.  Paris  (1886)  26.  Valparaiso  {1916). 

Von  den  26  Kammern  haben  H  ihren  Sitz  in  den  Ländern  Nord-,  Mittel- 
und  Südamerikas,  während  8  Kammern  in  Städten  errichtet  sind,  die 
sich  um  das  Mittelmeer  gruppieren.  Die  übrigen  italienischen  Auslands- 
kammern entfallen  in  der  Hauptsache  auf  die  Hauptstädte  der  westeuro- 
päischen Staaten.  Dr.  A.  H  i  1 1  r  i  n  g  h  a  u  s  (Charlottenburg). 


Die  zweite  Mustermesse  in  Lyon.  Vom  18.  bis  3L  März  1917  fand  zum  zweiten 
Malo  in  Lyon  eine  französische  Mustermesse  statt,  die  von  französischen  Handels-  und 
Industriekreieen  unter  tatkräftiger  Unterstützung  der  Lyoner  und  Pariser  Behörden 
eingerichtet  wurde.  Auf  der  ersten  Messe,  die  im  Vorigen  Jahre  stattfand,  waren 
1400  Aussteller  mit  790  Meßständen  vertreten  gewesen;  diesmal  waren  es  2563,  die 
ihre  Muster  in  2350  Ständen  zur  Schau  boten. 

Die  Lyoner  Messe  hat  zur  Aufgabe,  hauptsächlich  den  französischen  Produ- 
zenten, daneben  aber  auch  denen  der  verbündeten  und  neutralen  Staaten,  Gelegen- 
heit zu  geben,  ihre  Erzeugnisse  einem  weiteren  Kxeis  von  Wiederverkäufern  vor 
Augen  zu  führen.  Es  sollen  von  den  ausgestellten  Erzeugnissen  keine  verkauft  werden, 
sondern  es  sollen  auf  Grund  der  ausgestellten  Proben  und  Muster  Verkaufs-  und 
Lieferungsverträge  abgeschlossen  werden.  FeindHche  Ausländer  sind  sowohl  als 
Aussteller  wie  als  Käufer  von  der  Beteiligung  vollständig  ausgeschlossen,  und  nach 
verschiedenen  Äußerungen  sollen  sie  auch  späterhin  ausgeschlossen  bleiben  oder 
nur  unter  Beschränkungen  zugelassen  werden.  Darüber  sollen  seiner  Zeit  noch  be- 
sondere Beschlüsse  gefaßt  werden. 

Unter  den  2563  Ausstellern  der  diesjährigen  Frühjahrsmesse  waren  2169  fran- 
zösische, 163  schweizerische,  43  englische,  25  amerikanische,  105  italienische,  29 
spanische,  8  holländische,  4  russische,  3  belgische,  5  portugiesische,  3  japanische, 
2  chinesische,  3  mexikanische  und  1  schwedischer  Aussteller  vertreten.  Die  Aus- 
stellung war  eingeteilt  in  zwölf  gesonderte  Gruppen:  1.  Stickereigewerbe,  2.  Be- 
kleidungsgewerbe, 3.  Baugewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  4.  Bergwerks-,  Hütten-, 
Maschinen-  und  elektrotechnische  Industrie,  Bau  landwirtschaftlicher  Maschiuen, 
Werkzeugindustrie,  5.  Chemische  Industrie  und  Herstellung  von  Laboratoriumsge- 
räten, 6.  Fahrrad-  und  Automobilindustrie,  7.  Lederindustrie,  8.  Spielwaren-,  Par- 
fümerie-,  Bürsten-  und  keramische  Industrie,  9.  Papier-  und  Papierwarenindustrie, 
Druckerei-  und  Buchhandelsgewerbe,  10.  Schmuckwaren-,  Edelsteinindustrie, 
Groldschmiede-  und  Uhrmachergewerbe,  Präzisionsmechanik,  11.  Industrie  opti- 
Bcher,  akustischer,  medizinischer  und  chirurgischer  Instrumente,  12.  Lebens- 
mittelindustrie. 

Über  den  erzielten  Umsatz  wurden  bezüglich  der  diesjährigen  Messe  noch 
keine  Zahlen  mitgeteUt.    Er  soll  bei  der  letztjährigen  Messe  52  Mill.  Frcs.  betragen 
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haben.  Neutrale  Besucher  erklären,  daß  das  Zustandekommen  von  Lieferungs- 
abschlüssen unter  verschiedenen  Umständen  gelitten  habe.  Die  Produzenten  wei- 
gern sich  angesichts  der  unsicheren  Lage  in  bezug  auf  vorhandene  Arbeitskräfte, 
Kohlen,  Rohstoffe  und  Transportgelegenheiten,  bestimmte  Verpflichtungen  auf 
Lieferfristen  und  Lieferungsmengen  zu  übernehmen. 

Die  Messe  wurde  vom  Präsidenten  der  Republik  Poincar6  und  vom  Handels- 
minister  CMmentel  offiziell  besucht.  Der  Meßkatalog  ist  in  sechs  Sprachen  erschienen ; 
eine  fortlaufend  monatlich  erscheinende  Zeitschrift  "Bulletin  officiel  de  la  Foire 
de  Lyon"  ist  zu  dem  Zwecke  herausgegeben  worden,  über  Ziele  und  Aufgaben 
der  Messe  und  über  die  wirtschaftlichen  Gegenwarts-  und  Zukxmftsaufgaben  Frank- 
reichs Aufklärung  zu  verbreiten. 

Während  der  Messe  fanden  eine  Reihe  von  Kongressen  statt.  Unter  andern 
am  25.  März  ein  Kongreß  der  Bergwerks-  und  Hüttenindustrie,  am  26.  März  ein 
„Lyoner  Ausstellungskongreß",  auf  dem  handelspoliticche  Fragen  besprochen 
wurden. 

Ein  ständiger  Ausschuß  unter  Leitung  des  früheren  Ministers,  des  Bürger- 
meisters Herriot  von  Lyon,  hat  die  bisher  abgehaltenen  Messen  organisiert  und 
trifft  die  Vorbereitungen  für  die  Fortführung  des  Unternehmens,  das  eine  stetige 
Erweiterung  erfahren  soll^).  k. 

XVII. 
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Bundesratsbeschlaß  betreffend  Hebang  der  landwirtschaftlichen  Produktion  in 
der  Schweiz.  IMit  der  weiteren  Dauer  des  Krieges  werden  nicht  nur  die  kriegfüh- 
renden, sondern  auch  die  neutralen  Staaten  zu  einschneidenden  Maßnahmen  zwecks 
Hebung  der  Produktion  von  Lebensmitteln  gezwungen.  Einen  bemerkenswerten 
Schritt  in  dieser  Richtimg  stellt  der  Beschluß  des  schweizerischen  Bundesrats  be- 
treffend Hebung  der  landwirtschaftlichen  Produktion  vom  16.  Februar  1917^), 
der  als  Produktionszwang  zu  bezeichnen  ist  und  zudem  die  Zivildienstpflicht  auf 
diesem  Gebiet  einschließt,  dar.  Der  Beschluß  stützt  sich  auf  den  Bundesratsbeschluß 
vom  3.  August  1914  betreffend  Maßnahmen  zum  Schutze  des  Landes  und  zur  Auf- 
rechthaltung der  Neutralität^)  und  wendet  sich  an  die  Kantonsregierungen  mit  der 
Einladung,  alle  Maßregeln  zu  treffen,  die  geeignet  sind,  die  Produktion  besonders 
von  Feld-  und  Gartenfrüchten  und  Getreide  zu  heben. 

Um  dieses  Ziel  zu  erreichen,  werden  die  Kantonsregierungen  ermächtigt, 
kulturfähiges  Land,  das  vom  Eigentümer  oder  Pächter  nicht  bebaut  oder  schlecht 
bewirtschaftet  wird,  zwangsweise  für  Rechnung  des  Kantons  für  die  Produktions- 
periode 1917  und,  wenn  nötig,  für  die  des  folgenden  Jahres  in  Pacht  zu  nehmen, 
es  selbst  zu  bebauen  oder  Gemeinden,  Genossenschaften,  gemeiimützigen  Unter- 
nehmungen oder  auch  Privaten  unter  Bedingungen  zur  Benützung  zu  überweisen, 
die  dessen  zweckmäßigste  Verwendung  im  Dienste  der  Nahrungsmittelproduktion 
sichern.  Ferner  sind  Kantonsregierungen,  bzw.  Gremeinderäte,  denen  die  Durch- 
führung der  Beschlüsse  in  ihrem  Gemeindebann  übertragen  werden  soll,  ermächtigt, 
Pachtverträge   über   Land,   das   Kantons-   oder   Gemeindeeigentum   ist,   vorüber- 

^)  Vgl.  „Exportateur  franjais"  vom  22.  und  29.  März,  „Bulletin  des  Halles" 
vom  17.  März,  „Temps"  vom  29.  März,  „Lyon  Republicain"  vom  28.  März,  „Journal 
des  D6bats"  vom  1.  April  und  „Berner  Bund"  vom  29.  März  1917. 

2)  Vgl.  „Schweizerische  Gesetzessammlung"  Bd.  XXXIII,  No.  8  v.  17.  Fe- 
bruar 1917. 

')  Vgl.  „Schweizerische  Gesetzessammlung"  Bd.  XXX,  S.  347. 
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gehend  in  ihrer  Wirkung  zu  sistieren  oder  ganz  zu  lösen,  um  dieses  in  rationeller 
Weise  im  Interesse  der  Lebensmittelversorgung  zu  verwenden.  Geschädigten 
Eigentümern  oder  Pächtern  ist  der  unmittelbare  Schaden  zu  ersetzen.  Die  Kan- 
tonsregierungen sind  befugt,  zur  Bestellung  der  von  öffentHchen  Gemeinwesen 
bebauten  Grundstücke,  sowie  zur  Einbringung  der  Ernte  alle  geeigneten  Personen 
in  Anspruch  zu  nehmen  und  die  Einwohner  zu  gegenseitiger  Hilfeleistung  zu  ver- 
pflichten. Für  den  gleichen  Zweck  können  Geräte,  Maschinen  und  Arbeitstiere 
requiriert  und  verwendet  werden. 

Das  schweizerische  Volkswirtschaftsdepartement  ist,  als  Zentralbehörde,  er- 
mächtigt, die  Belehrung  und  Aufklärung  der  Bevölkerung  über  Hebung  der  Pro- 
duktion und  Einschränkung  des  Verbrauches  von  Lebensmitteln  zu  organisieren; 
Vorschriften  über  die  Feldbestellung  zu  erlassen  und  dabei  den  Kantonen  und  Gre- 
meinden  vorzuschreiben,  welche  Minimalflächen  mit  Getreide,  Kartoffeln  und  Gre- 
müsen  anzubauen  siad;  in  Verbindung  mit  kantonalen  Organen,  Genossenschaften 
und  Privaten  Maßnahmen  zu  treffen,  um  die  Beschaffung  und  Verteilung  von 
Saatgut,  Pflanzungen,  Dünger  und  anderen  Hilf smitteln  sicherzustellen;  Vorschriften 
über  Pflege  und  Ernte  der  Kulturen,  Bekämpfung  von  Schädlingen,  über  Auf- 
bewahrung und  Haltbarmachung  von  Feldfrüchten  und  Nahrungsmitteln  zu  er- 
lassen, ferner  Bundesbeiträge  festzusetzen,  die  für  den  Anbau  von  Lebensmitteln 
für  Bedürftige  verwendet  werden. 

Für  Zuwiderhandlung  gegen  Ausführungsvorschriften  oder  Einzelverfügungen 
des  schweizerischen  Volkswirtschaftsdepartements,  der  Kantone  oder  der  (ge- 
meinden sind  Strafen  bis  zu  5000  Frcs.  oder  bis  zu  3  Monaten  Gefängnis,  gegebenen- 
falls Verbindung  beider  Strafen,  festgesetzt.  Der  Beschluß  trat  mit  Veröffentlichung, 
d.  i.  am  16.  Februar  1917,  in  Kraft.  k. 
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Die  Donaustraße. 

Literatur.  Allgemein :  W.  H  a  1  b  f  a  ß  ,  Die  Ströme  des  Deutschen 
Reiches  und  unsere  Nachbarn;  Greogr.  Zeitschrift  1916,  S.  556—575.  Dann: 
Übersicht  der  Literatur  zur  Donaufrage :  Die  Donau  (Literatur  von 
Zeitfragen,  No.  34);  Budapester  Stadtbibliothek  1916.  Im  einzelnen:  K. 
F.  Peters,  Die  Donau  und  ihr  Gebiet,  eine  geologische  Skizze ;  Leipzig 
1876.  Ed.  S  u  e  ß  ,  Über  die  Donauregulierung  von  Passau  bis  zum  Eisernen 
Tor;  Sammlung  der  bedeutendsten  Reden  des  österreichischen  Parlaments, 
Wien  1879.  Derselbe,  Über  den  Verlauf  der  Donau;  österreichische 
Revue  1863.  Derselbe,  Die  Aufgabe  der  Donau ;  Vortrag,  gehalten  im 
„Reformverein"  der  Wiener  Kaufleute  am  30.  März  1880,  zitiert  bei  S. 
Günther  (s.  unten)  S.  243,  im  Buchhandel  nicht  erhältlich.  Derselbe, 
Über  die  Donau;  Vortrag  gehalten  m  der  k.  Akademie  der  Wissenschaften, 
Wien  1911.  Jos.  M.  Wolfbauer,  Die  Donau  und  ihre  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung ;  Wien  1880.  B.  v.  G  o  n  d  a  ,  Die  ungarische  Schiffahrt ; 
Budapest  1899.  A.  F.  H  e  k  s  c  h  ,  Die  Donau  von  ihrem  Ursprung  bis  an  die 
Mündung;  Wien  und  Leipzig  1881.  W.  Goetz,  Das  Donaugebiet  mit 
Rücksicht  auf  seine  Wasserstraßen,  nach  den  Hauptgesichtspunkten  der 
wirtschaftlichen  Geographie  dargestellt;  Stuttgart  1882.  J.  v.  Lorenz- 
Liburnau,  Die  Donau,  ihre  Strömungen  und  Ablagerungen ;  Wien 
1890.  A.  Penck,  Die  Donau;  Schriften  des  Vereins  zur  Verbreitung 
naturwissenschaftlicher  Kenntnisse  in  Wien,  Bd.  31  (1891).  M.  L  a  g  a  1 1  y  , 
Die  bayerische  Donau;  Schulprogramm  Regensburg  1916.  Jgn.  B  r  o  m  m  e  r. 
Die  österreichische  Donau  und  die  österreichische  Elbe  als  Wasserstraßen; 
Jahresberichte  1905  und  1906,  Gymnasium  Wien  XXI.  George  Radu, 
Die  Donauschiffahrt  in  ihrer  völkerrechtlichen  Entwicklung;  Dissertation 
Berlin  1 909.  0.  Nemeöek,  Die  Binnenschiffahrt  Österreich-Ungarns 
mit  besonderer  Berücksichtigung  des  Donau-Oder-Kanal-Projektes;  ,, Bei- 
träge zur  Wirtschaftskunde  Österreichs",  Vorträge  des  4.  internationalen 
Wirtschaftskurses  in  Wien  (Wien  und  Leipzig  1911),  S.  318—341.  C.  v.  Stri- 
sower,    Artikel  Donau  im  „österreichischen  Staatswörterbuch";  heraus- 


^)  Zur  Beachtung:  Mit  Rücksicht  auf  die  umfangreiche  Abhandlung  von 
K  e  n  d  e  über  die  Donaustraße  können  diesmal  keine  weiteren  Beiträge  im  Teil 
Chronik  und  Archivalien  des  Archivs  erscheinen.  Die  Redaktion. 
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geg.  von  U 1  b  r  i  c  h  und  Mischler,  2.  Aufl.  (1905).  Alfr.  Zimmer- 
mann, Die  Donau  als  Binnenwasserstraße  öaterreich  -  Ungarns ;  Disser- 
tation Bonn  (Berlin  J.  Springer)  1914.  Die  Donauschiffahrt  und  die 
Erste  k.  k.  priv.  Donau-Dampf schiffahrts- Gesellschaft;  Wien  (Donau- 
D.-G.)  1909.  W.  Offergeid,  Die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung 
der  Donau;  Kölnische  Volkszeitung  vom  24.  Oktober  1915.  P.  Lensch, 
Die  freie  Donau;  Das  Größere  Deutschland  1915  (No.  50),  S.  1665—1674. 
Jos.  Szterenyi,  Die  Donaufrage;  ,,Nord  und  Süd",  1916  (Februar), 
S.  141—145.  J.  Bleyer,  Großschiffahrtsweg  Donau— Main— Rhein; 
Regensburg  1916.  S.  Günther,  Die  Donau  in  verkehrsgeographischer 
und  weltwirtschaftlicher  Bedeutung;  Geographische  Zeitschrift  1916,  S.  233 
—249.  Fr.  Heiderich,  Die  Donau  als  Verkehrsstraße;  Zeitschrift 
der  Gesellschaft  für  Erdkunde  zu  Berlin  1916,  S.  265—303;  auch  gesondert 
bei  Fr.  Deuticke,  Wien  1916.  Fr.  Frech,  Deutsche  Verkehrsaufgaben 
in  der  Türkei  und  die  Donau  als  Haupthandelsstraße  der  Zukunft;  Euro- 
päische Staats-  und  Wirtschaftszeitung  1916  (No.  5),  S.  267—273.  Frhr. 
V.  Dungern,  Die  Donau  als  Verkehrsweg;  ebenda  (No.  8),  S.  431—433.  E. 
V.  Kvassay,  Die  Donau  als  Verkehrsstraße  der  verbündeten  Staaten; 
Budapest  1916.  Derselbe,  Die  Ungarische  Donau  als  ein  Teil  der  Ver- 
kehrsstraße für  die  Großschiffahrt  nach  dem  Orient;  Stuttgart  1916^).  Donau- 
konferenz in  Budapest  am  4.  September  1916  (Budapest  1916):  1.  Spezial- 
berichte :  a)  R.  R  e  i  c  h  ,  Die  Schiffahrtsverhältnisse  der  Donau  von  Passau 
bis  Deveny,  b)  A.  Wiedenmann,  Die  Bayerische  Donau.  2.  Allgemeiner 
Bericht  über  die  Schiffahrtsverhältnisse  der  Donau  von  Ulm  bis  Sulina. 
V.  Z.,  Die  Donau  als  Wasserstraße ;  „Deutsche  Arbeit",  15.  Jahrg.  (1915/16), 
S.  225—226.  K.  Kaßner,  Bulgariens  Donau- Verkehrswege ;  „Welt- 
wirtschaft", 5.  Jahrg.  (1915/16),  S.  240-241.  G.  Antipa,  Wissenschaft- 
liche und  wirtschaftliche  Probleme  des  Donaudeltas;  Anuaral  Institutului 
Geological  Romäniei,  VII  (Bukarest)  1915.  D.  Sturdza,  Les  travaux 
de  la  Commission  Europeenne  des  bouches  du  Danube  1859  ä  1911;  Wien 
1913.  V.  Thiel,  Geschichte  der  älteren  Donauregulierungen;  Jahrb. 
des  Vereins  f.  Landeskunde  von  Niederösterreich,  Neue  Folge  2  (1903)  und 
4/5  (1916).  Sondernummer  „Rhein— Main— Donau"  der  vom  Bund  deutscher 
Verkehrsvereine  herausgeg.  Zeitschrift  ,, Deutschland"  (VII.  Jahrg.,  10. 
August  1916);  Leipzig.  Die  „Donau"-Nummer  der  „Wirtschaftszeitung  der 
Zentralmächte"  (1916,  No.  11)  enthält  Beiträge  von  F.  Ditthorn  über 
die  Bedeutung  der  Donau  für  die  Zentralmächte,  von  C 1  a  r  u  s  über  die 
Donaufrachten,  von  A.  0  e  1  w  e  i  n  über  den  Ausbau  des  österreichischen 
Wasserstraßennetzes,  von  A.  Forgacs  über  Ungarns  Donauschiffahrt 
und  von  D.  Trietsch  über  die  bulgarische  Donau.  Nummer  15  dieser 
„Wirtschaftszeitung"  enthält  einen  Aufsatz  über  Ungarn  und  die  Donau- 
schiffahrt von  J.  S  e  r  e  s.  Nummer  30  (1.  September  1916)  enthält  zur  Buda- 
pester Donaukonferenz  u.  a.  die  Arbeiten :  J.  F.  Müller,  Die  Ausge- 
staltimg des  Donauverkehrs;  F.  Ditthorn,  Der  Donau  verkehr  in  Theorie 
und  Praxis;  C.  A.  Rasche,   Die  Zukunft  der  Donauhandelsstraße.    Zur 

1)  Vgl.  W.  A.  8.  Bd.,  Heft  2,  S.  439. 
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Budapester  Donaukonferenz  hat  auch  „Der  Ungarische  Volkswirt"  (1.  Jahrg., 
No.  5  vom  4.  September  1916)  eine  Donau-Sondernummer  mit  u.  a.  folgenden 
Aufsätzen  gebracht:  E.  v.  Kvassay,  Der  Verkehr  auf  der  Donau; 
K.  V.  V  e  g  h  ,  Die  Donaufrage;  K.  v.  S  z  ä  j  b  e  1  y  ,  Die  unentdeckte  Donau; 
Die  Donauschiffahrt  und  die  internationale  Donaukommission.  Fr.  K.  v. 
M  a  r  6  n  z  i ,  Die  volkswirtschaftliche  Verwertung  der  Gewässer  Ungarns; 
„Pester  Lloyd"  vom  2.,  3.  und  5.  September  1916.  E.  S  a  x  ,  Nicht  galizische, 
nicht  innerösterreichische:  europäische  Kanäle!;  Wien  1911.  G.  Zoepfl, 
Mitteleuropa  als  Verkehrsproblem;  Berliner  Tageblatt  vom  7.  März  1916. 
G.  V.  Schanz,  Die  Verbindung  des  norddeutschen  "Wasserstraßennetzes 
mit  der  Donau;  „Weltwirtschaft",  5.  Jahrg.,  S.  205—207.  E.  Ragoczy, 
Das  Projekt  eines  nordsüdlichen  Großschiffahrtsweges  zur  Verbindung  der 
Nordsee  mit  dem  Main,  der  Donau  und  dem  Schwarzen  Meere;  Petermanns 
Mitteilungen,  September/Novemberheft  1916.  R.  H  e  n  n  i  g  ,  Der  Ausbau 
des  mitteleuropäischen  Binnenschiffahrtsnetzes  und  seine  Bedeutung  in  volks- 
und  weltwirtschaftlicher  Hinsicht;  Das  Größere  Deutschland  1915  (No.  43), 
S.  1413—1425.  Derselbe,  Das  mitteleuropäische  Binnenschiffahrtsnetz  und 
die  Möglichkeit  seiner  Ausgestaltung  nach  dem  Kriege ;  Geographische  Zeit- 
schrift 1917,  S.  62—78.  A.  v,  der  L  e  y  e  n  ,  Die  Verkehrsbeziehungen 
zwischen  dem  Deutschen  Reich,  Österreich  und  Ungarn;  in  Herkners  „Die 
wirtschaftliche  Annäherung  zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  seinen 
Verbündeten"  (München  und  Leipzig  1916)^)  II.  Bd.,  bes.  S.  356  ff.  C.  Wa- 
genführer, Über  den  Donau-Mainkanal ;  Zeitschrift  für  Grewässer- 
kunde  5.  Bd.  (1903),  S.  160—177.  J.  Neumann,  Bulgariens  Donau- 
Verkehrswege;  „Weltwirtschaft",  5.  Jahrg.  (1915/16),  S.  240-241.  Jos. 
Bleyer,  Die  zwischenstaatlichen  Fragen  des  öffentlichen  Donaurechtes; 
Regensburg  1916.  G.  Demorgny,  La  question  du  Danube.  Histoire 
politique  du  bassin  du  Danube.  Etüde  des  divers  regimes  applicables  a  la 
navigation  du  Danube  (Paris  1911).  Patzauer,  Binnenschiffahrtswesen  in 
Österreich  (Wien  1902).  Urkunden  zur  völkerrechtlichen  Stellung  der  Donau 
beiD.  Sturdza,  Recueil  de  documents  relatifs  ä  la  liberte  de  navigation 
du  Danube;  Berlin  1904,  und  bei  K.  S  t  r  u  p  p  ,  Ausgewählte  diplomatische 
Aktenstücke  zur  orientalischen  Frage  (Perthes'  Schriften  zum  Weltkrieg 
10) ;  Gotha  1916.  Seit  Januar  1916  erscheint  in  Regensburg  eine  Halbmonats- 
schrift „Die  Donau"  (seit  1.  Juli  ,,Die  freie  Donau").  Über  die  Verkehrs- 
bedeutung von  Flüssen  und  Kanälen  im  allgemeinen  vgl.  K.  Hassert, 
Allgemeine  Verkehrsgeographie^)  (Berlin  1913)  S.  210  ff.  Auch  über  die  Donau 
enthalten  reichliches  Material  C.  V.  S  u  p  p  a  n  ,  Wasserstraßen  und  Binnen- 
schiffahrt ;  Berlin  1902,  und  K.  E  b  n  e  r ,  Flößerei  und  Schiffahrt  auf  Binnen- 
gewässern; Wien  und  Leipzig  1912.  —  Ein  vor  mehreren  Jahren  von  der 
Rustschuker  Handels-  und  Gewerbekammer  in  bulgarischer  Sprache  heraus- 
gegebenes Donauwerk  war  mir  nicht  zugänglich;  ebensowenig  das  Mitte 
1916  in  rumänischer  Sprache  erschienene,  die  historische,  volkswirtschaft- 
liche   und    politische    Bedeutung   des   Donauproblems   behandelnde    Buch 

1)  Vgl.  Weltw.  Archiv  8.  Bd.,  Heft  2,  S.  408  f. 

2)  Vgl.  Weltw.  Archiv  3.  Bd.,  Heft  1,  S.  212. 
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von,  C.  J.  Baicoianu,    des  Bukarester  Direktors  der  Banca  Nationale. 
—  Weitere  Literatur  im  Verlaufe  der  Arbeit. 

1.  Einleitung. 
Seitdem  W.  G  o  e  t  z  in  seinem  Donaubuche  das  einschlägige  wirtschafts- 
geographische  Material  auf  breitester  Grundlage  verarbeitet  vorlegte,  ist 
fast  ein  Viertel] ahrhundert  verstrichen;  eine  neue  umfassende  Monographie 
des  Stromes  hat  es  uns  nicht  gebracht.  Spärlich  bleibt  die  Literatur  über 
den  „stillen"  Strom^)  die  Zeit  hindurch,  und  die  Erörterungen  werden  erst 
lebhafter,  als  unter  dem  Ministerium  Koerber  (1901)  dem  österreichischen. 
Parlament  die  großen  Kanalfragen  zur  Behandlung  zugehen;  freilich  kommt 
es  trotz  Annahme  der  Vorlage,  nach  welcher  der  Bau  von  1340  km  Kanälea 
und  die  Regulierung  von  385  km  Flüssen  bei  einer  Kostenberechnung  von  einer 
%  Milliarde  innerhalb  zwanzig  Jahren  hätte  erfolgen  müssen,  aus  nach- 
träglichen finanziellen  und  technischen  Erwägungen  auch  nicht  zur  Aus- 
führung nur  eines  Teilstückes 2).     Mit  einem  Schlage  aber  ändert  sich  das 

^)  Als  Ed.  S  u  e  ß  (Donauregulierxmg  S.  6  und  19)  1879  im  österreichischen 
Abgeordnetenhause  für  die  Regulierung  der  Donau  eintrat,  leitete  er  seiae  erste 
Bede  mit  folgenden  Worten  ein:  ,, Unser  Reich  ist  mitten  durchströmt  von  der 
größten  Wasserstraße  Europas.  Betrachten  Sie  den  Verkehr  auf  derselben,  ver- 
gleichen Sie  ihn  mit  dem  Verkehr  auf  der  Elbe,  mit  dem  Verkehr  auf  dem  Rhein, 
so  werden  Sie  zugeben  müssen,  daß  unser  Strom  in  seinen  wichtigsten  Strecken 
geradezu  öde  ist.  Man  wendet  mir  ein,  daß  die  anderen  Ströme  durch  reichere 
Länder  fließen.  Unser  Strom  hat  aber  ein  ganz  besonderes  Vorrecht,  das  nämUch, 
daß  er,  aus  dem  Herzen  unseres  Weltteiles  kommend,  die  industriellen  mit  den  acker- 
bautreibenden Teilen  Europas  verbindet.  Er  verdient  einen  größeren  Verkehr 
und  er  könnte  ihn  haben."  Und  er  schließt  seine  zweite  Rede  mit  dem  Hinweis, 
darauf,  daß  die  Ernten  vom  Mississippi  und  Ohio  die  Märkte  im  Quellgebiet  der 
Donau  okkupierten,  Rußland  die  Ausflüsse  der  Donau  in  Fesseln  zu  schlagen  suche. 
Auch  die  kürzHch  erschienenen  „Erinnerungen"  von  Ed.  S  u  e  ß  (Leipzig  1916)  ent- 
halten aus  dem  Jahre  1880  manche  auf  die  Donau  bezügliche  bemerkenswerte 
Stellen.  Indem  man  die  Eisenbahnen  durch  die  transitierenden  Frachten  zu  speisen 
suchte,  tat  man  alles,  um  die  Benützung  der  Donau  zu  unterbinden.  „Fast  die  ganze 
Ernte  Rumäniens  ging  damals  schon  von  Gibraltar  nach  England,  und  die  leeren 
Schiffe  brachten  als  Rückfracht  oder  als  Ballast  alle  Bedürfnisse  des  Landes,  Manu- 
fakte,  Glas,  Zucker,  Kaffee,  bis  zu  Kohle,  Eisen  und  hydraulischem  Kalk;  viele 
Tausende  von  Zentnern  Rohrzucker  gingen  jährhch  aus  Böhmen  nach  England 
und  kamen  über  Gibraltar  als  Rückfracht  in  die  Donaufürstentümer.  Die  Fracht 
für  einen  Zentner  Stabeisen  von  Pest  nach  Rustschuk  war  dreimal  so  hoch  wie  von 
Liverpool"  (S.  319). 

^)  Die  Kanalprojekte  betrafen  die  Schaffung  eines  Donau — ^Moldau 
■ — Elbekanals,  eines  Donau — March — Elbe-  und  Donau — March — Oderkanales 
(Wien,  Prerau,  Olmütz,  Triebitz,  Pardubitz,  Melnik  mit  der  gemeinsamen  Stamm- 
strecke Wien — Prerau  und  der  Abzweigimg  von  Prerau  nach  Oderberg),  ferner  eine 
Verbindung  zwischen  Oder,  Weichsel  und  Dnjestr  (vgl.  über  das  Donau — Oderkanal- 
projekt auch  H.  Hassinger,  Die  mährische  Pforte ;  Abhandlungen  der  geogr. 
Gesellschaft,  Wien  XI,  2, 1914,  S.301  /13).  Die  Wasserstraßen  waren  auf  eine  Mindest- 
tiefe von  2,1  m  und  für  600  Tonnen  Schiffe  berechnet.  Man  hatte  aber  nicht  bloß 
die  Kosten  zu  gering  veranschlagt,  sondern  auch  die  durch  Klima,  Höhenlage  und 
Gefällsverhältnisse  bedingte  erschwerte  Wasserbeschaffung  und  die  längere  Unter- 
brechung durch  die  winterliche  Eisbedeckung  nicht  genügend  beachtet,  auch 
zu  wenig  gewürdigt,  daß  die  Wasserstraßen  die  Bahnen  nicht  kreuzen,  sondern 
ihnen   parallel   laufen   (Konkurrenzierung   unter   ungünstigen   Verhältnissen):   so 
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Bild  durch  den  Weltkrieg.  Er  schafft  durch  die  engere  Gremeinschaft  des 
Vierbundes  und  die  Absperrung  gegen  die  Vierverbandsstaaten  Verhält- 
nisse, die  dem  Gredanken  einer  Wirtschaftsintensivierung  nach  innen  den 
stärksten  Nachdruck  verleihen.  Der  Weckruf  Mitteleuropas  forderte  wie 
für  vieles  andere  auch  in  der  Donaufrage  zu  erneuter  Prüfung  dessen,  was 
man,  dem  unmittelbaren  Interesse  weiterer  Kreise  entrückt,  in  unbestimmte 
Zukunft  vertagt  oder  längst  erledigt  wähnte;  in  der  Donaufrage  um  so  mehr, 
als  dieser  Strom,  dessen  gegen  Osten  gerichteten  Lauf  man  zunächst  und  haupt- 
sächlich durch  die  Kostenverteuerung  bei  der  Bergfahrt  für  die  Herbeischaf- 
fung der  agrarischen  Massengüter  in  den  industriellen  Westen  als  Erschwerung 
empfand,  heute,  wo  vor  allem  die  Erschließung  des  Orients  in  den  Vorder- 
grund gerückt  erscheint,  den  natürlichen  Weg  dahin  darstellt.  Ein  wirt- 
schaftliche Autarkie  erstrebendes  Mitteleuropa  wird,  den  Hindernissen  jeder 
Art  nach  Möglichkeit  begegnend,  den  Strom  zum  wirtschaftlichen  Ausgleich 
zwischen  Nordwest  und  Südost  verwerten  können^).  Wie  unerträglich 
heute  bereits  eine  Absperrung  des  Donaustromes  empfunden  wird,  mag  der 
Kampf  gegen  Rumänien  erweisen;  war  das  Bestreben  der  Entente  darauf 
gerichtet,  durch  Grewinnung  dieses  Staates  mit  der  Ausschaltung  der  unteren 
Donau  die  Mittelmächte  im  Bezug  von  Gretreide,  Futtermitteln  und  Petroleum 
von  dorther  zu  behindern,  so  zeigte  die  kräftige  Offensive  der  Vierverband- 
armeen, daß  sie,  den  Wert  dieser  Verkehrsstraße  richtig  einschätzend,  diesen 

R.  Sieger,  Das  Ende  der  österreichischen  Kanalprojekte;  Geogr.  Zeitschrift 
1910,  S.  701/3.  (Vgl.  auch  desselben  „Kanäle  und  Kanalprojekte  in  Öster- 
reich-Ungarn"; ebenda  1901,  S.  545/73  und  Fr.  Heiderich,  Die  österreichische 
Kanalfrage;  Weltverkehr  und  Weltwirtschaft  1914,  S.  8  ff.)  E.  Bagöczy  nennt 
(a.  a.  O.,  S.  408)  unter  den  Gründen  für  das  Zögern  des  Staates,  an  die  Ausführung 
der  Kanalprojekte  zu  gehen,  in  erster  Linie  den  Kostenpunkt,  zumal  Österreich 
kurz  darauf  mit  der  Übernahme  der  teuer  erkauften  Privateisenbahnen  begonnen 
habe  und  die  Rentabilität  der  Staatsbahnen  eine  geringe  wäre.  „Dazu  kamen 
Einsprüche  der  Forstbesitzer,  die  für  ihren  Holzabsatz  fürchteten,  der  Agrarier, 
die  schon  auf  den  künftigen  Kanälen  das  rumänische  und  russische  Getreide  weiter 
vordringen  sahen,  die  Befürchtungen  der  einzelnen  Landesteüe,  daß  derjenige, 
in  dem  die  erste  Kanalverbindung  fertiggestellt  sein  würde,  den  größten  wirtschaft- 
lichen Vorteil  erlangen  würde,  und  andere  innerpolitische  Hindernisse." 

^)  Zur  Festigung  der  Annäherung  der  Donaumonarchie,  Bulgariens 
imd  der  Türkei  an  Deutschland  „in  wirtschaftlicher  und  politischer  Hinsicht  wird 
ganz  besonders  ein  gutes  Verbindungsnetz  von  Transportwegen  beitragen.  Daraus 
erklärt  sich,  daß  in  jüngster  Zeit  auch  der  Ausbau  der  nach  Südosten  führenden 
Wasserstraßen  wieder  stärker  als  je  erörtert  wird"  (G.  v.  S  c  h  a  n  z,  a.  a.  0.,  S.  205). 
„Man  kann  wohl  sagen,  daß  der  Donauweg  heute  (durch  den  Weltkrieg)  neu  ent- 
peckt  wurde.  Bis  zum  Kriegsausbruch  erfreute  sich  der  Donauweg  zum  wenigsten 
in  Deutschland  keiner  besonderen  Wertschätzimg  ....  Man  dachte  vielfach 
nicht  daran,  daß  die  Donau  vermöge  ihrer  geographischen  Lage  doch  eigentlich 
das  wichtigste  verkehrspolitische  Bindeglied  zwischen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn,  darüber  hinaus  den  kürzesten  oder  doch  sichersten  Weg  zum  Balkan  dar- 
stellt, und  auf  die  außerordentliche  Bedeutung  der  Donau  im  Klriegsfalle  ist  niu:  ganz 
vereinzelt  hingewiesen  worden  .  .  .  Heute  hat  man  eingesehen,  daß  wir  in  Deutsch- 
land nicht  alles  auf  die  eine  Karte  des  Überseeverkehres  setzen  dürfen,  daß  wir  zum 
wenigsten  den  größten  Strom  Mitteleuropas  als  Sicherheitsventil  in  Zeiten  der  Ab- 
sperrung des  Seeweges  nicht  entbehren  können"  (Anschauimgen  der  Handelskammer 
Regensburg  über  (Se  künftige  Gestaltung  des  Donauverkehrs;  Die  Donau,  No.  4, 
S.  7/8). 
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vorausssichtlich  letzten  Kampf  um  die  Donau  schnell  und  sicher  zu  Zentvaü- 
europas  Gunsten  zu  beenden  gewillt  war. 

Vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  war  die  herrschende  Ansicht  über  die 
Verkehrsbedeutung  der  Donau  etwa  so  auszusprechen.  Die  Donau,  obgleich 
länger  und  wasserreicher  als  Rhein  und  Elbe*)  und  schon  von  Regensburg 
ab  auf  über  2350  km  Länge  von  Dampfern  (zwischen  Ulm  und  Regensburg  auf 
209  km  bis  in  die  jüngste  Zeit  nur  von  kleinen  Holzfahrzeugen  und  Flößen) 
befahren^),  ist  doch  von  weit  geringerer  Verkehrsbedeutung  als  diese  beiden 
Ströme^):  erscheint  ja  die  Donau  von  der  zwischen  1875  und  1910  auf  das 


*)  Donau  2900  km  Länge  und  817  000  qkm  Stromgebiet,  Rhein  1250  km 
und  216  000  qkm,  Elbe  1200  km  und  140  000  qkm. 

^)  Die  Flußlänge  der  Donau  ohne  Nebenarme  beträgt: 

Von  Ulm  bis  Begensburg 209  km 

„     Regensburg  bis  Passau 153    „ 

„     Passau  bis  Wien  (Reichsbrücke)    .   .  297    „ 

„     Wien  bis  D6v6ny 49    ,, 

„     D6v6ny  bis  Budapest 231    „ 

„     Budapest  bis  Belgrad 477    „ 

„     Belgrad  bis  Verciorova 233    „ 

„     Verciorova  bis  BraUa 747    „ 

„     Braüa  bis  Sulina .   173    „ 

2569  km 
Demgegenüber  haben  die  5  Ströme  Deutschlands,  die  den  größten  Verkehr 
aufweisen,  folgende  Länge: 

Rheia  von  Kehl  bis  zur  holländischen  Grenze  570  km 
Elbe  bis  zur  österreichischen  Grenze.    .    .   621    „ 

Oder  von  Kosel  bis  Stettin 650    „ 

Weser  von  Münden  bis  Bremen     ....  366    „ 
Weichsel  bis  zur  russischen  Grenze    .    .    .  239    „ 

2440  km. 
•)  Der  Stand  der  deutschen  Rheinflotte  betrug  1911  (nach  H  a  s  - 
s  e  r  t ,  S.  235):  10  782  Schleppkähne  mit  einer  Tragfähigkeit  von  4  926  000  Tonnen 
und  1671  Dampfer  mit  eiaer  Maschinenleistung  von  355  000  HP.  Die  gesamte 
Donauflotte  stellte  sich  vor  Kriegsausbruch  (nach  „Prometheus"  vom  1. 
April  1916,  S.  105  in  „Weltwütschaft"  VI  [1916/17],  No.  1/2,  S.  30)  auf  2691  Fracht- 
kähne mit  1  619  362  Tonnen  Ladefähigkeit  und  381  (davon  83  Personen- )Dampf er. 
Doch  ist  zu  bemerken,  daß  ein  Vergleich  mit  anderen  Statistiken  (der  Angabe  für 
die  Kgl.  serb.  Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft  im  österr.  Statist.  Handbuch, 
S.  183,  den  Zahlen  bei  v.  S  c  h  r  o  m  m  ,  Die  Schiffahrtsgesellschaften  des  Donau- 
stromes ia  der  „österr.  Wochenschrift  für  den  öffentlichen  Baudienst"  1916,  Heft  1 
[auch  in  „Die  Wasserwirtschaft"  1916,  S.  48/49])  nicht  die  gleichen  Ergebnisse 
zeitigt.   Auf  die  einzelnen  Donaustaaten  verteilt,  ergibt  sich  (nach  „Prometheus"): 


Personen- 

Fracht- 

Frachtkähne 

Zahl 

Dampfer 

Ladefähig- 
keit 

Deutschland     . 

20 

136 

92  981 

Österreich     .    . 

49 

94 

961 

491  542 

Ungarn  .... 

17 

60 

648 

298  426 

Serbien  .... 

6 

5 

45 

21  296 

Rumänien.    .    . 

II 

21 

191 

118  442 

Rußland    .    .    . 

12 

120 

48  000 

Sonst     .... 

86 

590 

548  675 

NB.  Deutlich  treten  die  Monarchie  und  Rumänien  hervor. 
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6  Vz  fache  (von  2,9  auf  19  Milliarden  Tonnenkilometer)  erhöhten  Steigerung 
des  deutschen  Binnenwasserstraßenverkehrs  nicht  bloß  nicht  mitbetroffen, 
sie  verminderte  ihre  Leistungen  sogar  in  der  gleichen  Zeit  von  44  auf  41  Mill. 
Tkm  (Fr.  Heiderich,  Die  Donau  S.  5)').  Selbst  die  in  einen  Binnensee 
mündende  Wolga,  (die  bei  etwas  längerer  Vereisung  Kanalanschlüssen 
günstiger  ist  und  weniger  Hemmnisse,  die  erst  durch  schwierige  technische 
Bauten  zu  beheben  sind,  aufweist)  hat  einen  lebhafteren   Schiffsverkehr 


K.  Ebner  (Die  Handelsflotte  der  Donau;  „Die  Wasserwirtschaft"  1916, 
No.  3,  S.  47)  bietet  folgende  nach  Unternehmungen  geordnete  Zusammenstellung 
über  die  Donau-Handelsflotte  vor  Kriegsausbruch  (mit  Ausschluß  der  Hilfsfahr- 
zeuge), —  zu  der  wir  besonders  wegen  der  bis  auf  die  Einer  genauen  Ziffern  aus 
den  gleichen  Griiuden  Vorbehalte  machen  müssen: 


Schiffahrtsunternehmimg 


Personen- 
dampfer 


Zahl       HP 


Frachtdampfer 


Zahl 


HP 


Warenboote 


Zahl 


Lade- 
fähigkeit 


Erste   k.   k.   priv.   D. -Dampf - 
Bchiffahrts-Ges 

Diverse  österr.  Schiffseigner  . 
Kgl.  ung.  FL-  u.  Seesch.-A.-G. 

J.  u.  M.  Weiß 

Wolfinger  u.  Reich 

Diverse  ungar.  Schiffseigner  . 

Bayerischer  Lloyd 

Südd.  Donau-D.-G 

Serbische  Schiffahrt  .... 
Rumänische     Flußschiffahrts- 

Qes.   (Navigatiunea  fluvialä 

Romänä) 

Rumänische  Donauschiffahrts- 

Gresellschaft 

Russische  Schiffahrt  .... 
Diverse  Schiffseigner  auf  der 

unteren  Donau 


49 


17 


23030 


7  180 


2635 


1344 


90 

i^) 

3 
37 
14 

9 

3 
II 

62) 
5 


I 
12 


86 


64430 
320 

I  025 
15  160 

4910 

3843 
I  060 
6  260 
I  440 
I  945 


2547 

400') 
8  410 

40  000^) 


858 

103 

306 
98 
23 

131 
23 

"3 

45 


129 

62 
120 

590 


476  692 

14  850 
166  256 
56583 
15630 
59963 
16860 
76  121 

21  296 


40  442 

78  000 
48  000 

548  675 


83 


34  189    I     298 


151  750    [2601 


I  619  368 


^)  Motorwarenboot.  ^)  Motorwarenboote.  ^)  Schätzungsweise  nach  der  mitt- 
leren Leistimg  der  übrigen  in  dieser  Tabelle  ausgewiesenen  Dampfer  eingesetzt. 

Nach  dem  „Allgemeinen  Bericht"  der  Budapester  Donaukonferenz  S.  52  setzt 
sich  der  in  beständiger  Vermehrung  begriffene  Schiffspark  der  auf  der  Donau  und 
ihren  Nebenflüssen  verkehrenden  Schiffahrtsunternehmungen  folgendermaßen 
zusammen:  332  Schleppdampfer  und  96  Personendampfer  mit  zusammen  137  000 
HP,  9  Motorschleppkähne,  1831  eiserne^xmd  639  hölzerne  Schleppkähne  mit  zusam- 
men 1  125  775  Tonnengehalt. 

')  „In  Österreich  und  Ungarn  fand  zwar  eine  Verkehrssteigemng  statt,  aber 
leider  haben  es  einzelne  Parteien  und  Interessentengruppen  verstanden,  die  Köpfe 
zu  verwirren  und  die  Bedeutung  der  Wasserstraßen  im  allgemeinen  und  der  Donau 
im  besonderen  zu  leugnen  und  dringende  Maßnahmen  zur  Förderung  des  Verkehrs 
hintanzuhalten. ' ' 
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als  unser  Strom.  Unter  den  Gründen  dieser  betrüblichen  Minderwertigkeit 
Wurde  angegeben,  daß  die  österreichischen  Nebenflüsse  der  Donau  nur  Ruder- 
und  Floßverkehr  besäßen,  wodurch  gerade  in  den  wirtschaftlich  höher  stehen- 
den Teilen  eine  Abzweigung  des  Warenverkehrs  vom  Hauptstrom  nicht 
möglich  sei  8),  während  die  zum  Teil  von  Dampfern  befahrenen  Nebenflüsse 
in  Ungarn  (Tabelle  2)  bloß  landwirtschaftliche  Gegenden  ohne  lebhaf- 
teren Verkehr  durchzögen.  Vor  allem  aber  wies  man  hin  auf  den  Mangel 
schiffbarer  Anschlüsse  der  Donau  an  das  übrige  mitteleuropäische  Wasser- 
straßennetz, und  hob  die  ungenügende  Zahl  und  Ausstattung  ihrer  Häfen, 
den  Nachteil  ihrer  Sackgassen-Mündung  in  den  fern  vom  Hauptgebiete 
des  Weltverkehres  gelegenen  und  von  kulturärmeren  Landschaften  umgebenen 
innersten  Winkel  des  Mittelmeerbeckens  hervor  (K.  Hassert,  S.  223 
und  238).  So  habe  „im  großen  und  ganzen  der  Verkehr  zwischen  einzelnen 
Stationen  der  Donau  weit  größere  Bedeutung  als  der  von  und  zum  Mündungs- 
gebiet". Die  Donau  sei  „ein  sogenannter  rückläufiger  Strom,  d.  h.  sie  fließe 
von  Orten  höherer  Kultur  zu  solchen  niederer  Kultur;  die  Talfracht  bildeten 
somit  Waren,  welche  hochwertigen  Charakters  sind,  und  bei  denen  die  Fracht- 
kosten einen  relativ  geringen  Prozentsatz  des  Wertes  auszumachen  pflegen, 
umgekehrt  kämen  für  die  Bergfracht  Waren  in  Betracht,  die  stark  durch  die 
in  diesem  Falle  kostspieligere  Verfrachtung  belastet  würden.  Selten  finde 
sich  trotz  der  großen  Ausdehnung  des  Stromes  eine  günstige  Lage  zu  absatz- 
bereitem Wirtschaftsgebiet  auch  innerhalb  des  Flußsystems"  (W.  0  f  f  e  r  - 
g  e  1  d).  Nicht  zuletzt  hemme  die  Vielheit  der  staatlichen  Donau- Anrainer, 
als  deren  wichtigere  Bayern,  Österreich,  Ungarn,  Serbien,  Bulgarien  und 
Rumänien  zu  nennen  sind®),  eine  einheitliche  Stromverkehrspolitik.  Beson- 
ders die  österreichisch-ungarische  Monarchie  leide  darunter,  daß  sie,  obgleich 
mit  60  %  am  Stromgebiet  der  Donau  (817  000  km)  beteiligt  und  zu  71  % 
ein  Donaustaat,  weder  den  ganzen  Oberlauf  noch  den  Unterlauf  in  Händen 
habe.  Und  seien  schließlich  auch  manche  Verkehrshindernisse  bereits  behoben 
oder  gemildert  (Regulierung  der  Stromverwilderung  bei  Wien  [1868—1881 
und  auch  später  fortgesetzt],  Sprengung  des  Greiner  Struden  noch  unter 

^)  Fr.  Heiderich,  Die  natürlichen  Bedingungen  des  Wirtschaftslebens 
von  Österreich-Ungarn  in  den  „Beiträgen  zur  Wirtschaftskunde  Österreichs",  S.  11. 

®)  Durch  Bayern  fließt  die  Donau  auf  363  km  Länge,  durch  Österreich 
auf  351  km  und  Ungarn  auf  1056  km;  Baden,  Hohenzollern  imd  Württemberg 
haben  an  263  km  des  Donaulaufes  Anteil  (doch  mit  Bayern  zusammen  bloß  an 
7  %  des  Donau-Stromgebietes).  Die  serbisch-bulgarisch-rumänisch-russische 
Donaustrecke  beträgt  867  km  (wovon  auf  Rußlands  Donaugrenze  etwa  160  km 
kommen);  vom  Stromgebiet  entfallen  16 %  auf  Rumänien,  14^ %  auf  Bul- 
garien, Serbien  und  Montenegro,  2 14  %  auf  Rußland.  Greringf ügig  ist  der  Schweizer 
Anteü  am  Donaustromgebiet  mit  kaum  %,  %.  43  %  von  Österreich,  beinahe  ganz 
Ungarn,  fast  zwei  Drittel  von  Bayern,  fast  ganz  Bulgarien  und  ganz  Rumänien 
(mit  Ausnahme  einiger  Teile  der  Dobrudscha)  fallen  in  das  Bereich  der  Donau. 
—  Mit  Recht  hat  K.  Hassert  (S.  235)  darauf  hingewiesen,  es  bedeute  einen 
ähnlichen  Übelstand  wie  die  nichtdeutschen  Rhein-,  Maas-  und  Scheidemündungen, 
daß  „auch  der  Unterlauf  der  Donau  lücht  einer  Großmacht  zufiel,  sondern  unter 
eine  Reihe  schwächerer  Mittelstaaten  verteilt  wurde.  Als  Rußland  1878  seinen 
Besitz  wieder  bis  zum  Donaudelta  vorschob,  erhielt  es  nicht  die  wichtige  Sulina- 
mündung,  sondern  nur  die  für  die  Schiffahrt  wertlose  Kiliamündimg".         J^jij 
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Maria  Theresia  1778—1780,  dann  1846—1867,  zuletzt  1889— 18961°),  1898 
Eröffnung  des  seit  1890  gebauten  2  ^^  km  langen  Schiffahrtskanales  zur 
Umgehung  der  zahllosen  Felsklippen  im  eigentlichen  „Eisernen  Tore"  unter- 
halb Orsova-Verciorova),  so  gäbe  es  doch  noch  genug  (auch  die  Betriebs- 
kosten erhöhende)  Ubelstände:  Im  Ober-  tmd  Mittellaufe  beeinträchtige 
durch  mindestens  2  Monate,  im  Unterlaufe  durch  etwa  48  Tage  Eisbedeckung 
die  Schiffahrt,  das  bedeutende  und  ungleich  verteilte  Grefälle,  die  sich  mehr- 
fach ändernde  starke  Strömung  (Tabelle  1,  3 — 5)  erschwerten  noch  immer 
auf  weite  Strecken  zumal  die  für  den  Verkehr  wichtigere  Bergfahrt^^),  durch 
die  wiederholten  Änderungen  der  Stromrichtung,  die  durch  die  starke 
Schlamm-  und  Geschiebeführung  bedingte  häufige  Verlegung  der  Untiefen 
bildeten  Hemmnisse  für  die  Schiffahrt ^^^^  (jie  wechselnden  Fahrtiefen  ver- 
hinderten die   volle   Ausnützung  der   Schiffsgefäße,    „die   Wasserstände  i') 

^°)  Vgl.  A.  Herbst,  Fortschritte  in  der  Ausbildung  der  Fahrrinne  in  "der 
österreichischen  Donau  (=  Verbandsschriften  des  deutsch-österreichisch-ungarischen 
Verbandes  für  Binnenschiffahrt;  Neue  Folge  8).     Berün  1901. 

^1)  „Eiu  Schiff,  das  vom  unteren  Ende  des  Wiener  Donaukanales  nach  Nußdorf 
(bei  Wien)  fährt,  muß  seine  Ladung  zugleich  auf  dieser  kurzen  Strecke  um  6,67  m, 
dann  bei  weiterer  Fahrt  bis  Krems  um  weitere  32,86,  bis  Passau  um  noch  96,31  m, 
zusammen  um  135,84  m  heben"  (Ed.  S  u  e  ß  ,  Über  die  Donau,  S.  22).  Auf  der 
589  km  langen  Strecke  Begensburg — Gönyö  beträgt  das  durchschnittliche  Ge- 
fälle 0,37°/oo  (37  cm  auf  1  km),  die  Stromgeschwiadigkeit  2,3  m  in  der  Sekunde, 
zwischen  Gönyö  und  dem  Eisernen  Tor  (777  km)  macht  ersteres  0,05%o,  letztere 
0,9  m  aus,  die  Zahlen  für  das  Eiserne  Tor  sind  Tabelle  3  und  4,  für  die  unterste  Donau 
Tabelle  2  und  4  zu  entnehmen.  —  Über  das  Gtefälle  der  Donau  auch  P  e  n  c  k , 
a.  a.  O.,  S.  13  u.  ö. 

12)  Angaben  über  die  Geschiebeführung  beiPenck,  a.  a.  O., 
S.  18  ff.,  34,  41  usw.  Für  die  Donau  bei  Wien  berechnet  P  e  n  c  k  für  die  Jahre 
1879 — 1884  die  Summe  der  schwebenden  Bestandteile  auf  5,4  Rlill.  Tonnen,  die 
Summe  der  gelösten  auf  8,9  Mill.  Tonnen  im  Jahr:  ein  Grewicht,  das  einem  Volumen 
von  5,7  Mill.  qm  entspricht.  Überdies  aber  werden  am  Grunde  des  Flusses  unge- 
heiure  Kies-  und  Sandmengen  fortgeschoben  (Wandern  der  Kiesbänke);  aus  dem 
regulierten  Donaubett  bei  Wien  wurden  1876 — 1878:  638  800  qm  Schotter  fortge- 
schwemmt, 1879:  462  937  qm  und  1880:  338  322  qm  Schotter  abgelagert.  P  e  n  c  k 
schätzt  hier  die  Geschiebe bewegung  am  Grunde  auf  0,6 — 1,2  Mül.  qm  im  Jahre 
(für  Niedrig-  bzw.  Hochwasser). 

1')  Über  die  Wasserstände  der  Donau  vgl.  P  e  n  c  k  ,  a.  a.  O.,  S.  7  ff., 
18  u.  ö.  Im  Oberlauf  zeigt  die  Donau  die  Wasserstands  Verhältnisse  eines  Alpen- 
flusses: Hochwasser  im  Jmü  (Gletscherschmelze),  Niedrigwasser  im  Winter  (wozu 
noch  ein  Hochwasser  im  September  infolge  erhöhten  Niederschlages  im  Donau- 
gebiet kommt) ;  im  Mittellaufe  zeigt  sie  Hochwasser  schon  im  April  und  Mai,  Niedrig- 
wasser im  Herbst.  —  Die  Bedeutung  der  Wasserstände  für  die  Schiffahrt  ist  offen- 
sichtlich. Man  vergleiche  z.  B.  den  Bericht  der  Direktion  und  des  Aufsichtsrates 
der  kgl.  Ungar.  Fluß-  und  Seeschiffahrts-A.-G.  für  1911,  das  einen  ungewöhnlich 
trockenen  Sommer  hatte.  Es  heißt  hier:  „Auf  der  Donau  waren  die  Wasser  Verhält- 
nisse   im  zweiten  Halbjahre  infolge  der  anhaltenden  Dürre  so  ungünstig, 

daß  der  Verkehr  in  einzelnen  Relationen  niu-  mit  Schwierigkeiten  und  außerordent- 
lichen Mehrkosten  abgewickelt  werden  konnte;  auf  dem  Stromabschnitt  oberhalb 
Wiens,  besonders  zwischen  Passau  und  Regensburg,  mußte  sogar  der  Verkehr  in- 
folge des  abnorm  niedrigen  Wasserstandes  zeitweilig  eingestellt  werden,  und  erst 
das  in  den  letzten  Tagen  des  Jahres  eingetretene  Hochwasser  ermögliclite  die  Weiter- 
beförderung der  in  Wien  zurückgebliebenen,  nach  Passau  und  Regensbiu-g  bestimm- 
ten Ladungen.  Die  ungünstigen  Wasserstandsverhältnisse  machten  die  gehörige 
Ausnützung  der  Schiffe  im  zweiten  Halbjahre  xmmöglich,  imd  die  im  Interesse  der 
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und  Strömlingsverhältnisse  des  Oberlaufs  erlaubten,  besonders  im  Herbste, 
nach  der  Ernte,  keinen  durchgehenden  Gretreideverkehr  von  Ungarn  nach 
Deutschland"  (Tabelle  1,  5—12),  für  den  doch  der  Strom  infolge  des  Mangels 
an  talabwärts  zu  verfrachtenden  Massengütern  fast  ausschließlich  geeignet 
wäre")  (0.  Nemeöek,  S.  333).  Eine  selbst  bei  niedrigstem  Wasser- 
stande 2,0  m  betragende  Tauchtiefe,  die  angestrebt  werden  muß,  soll  sich  die 
Donau  als  Großschiffahrtsweg  bewähren,  sei  bisher  bloß  bis  über  Wien  hinaus 

Weiterbeförderung  der  Fahrzeuge  notwendig  gewordenen  Schiftungskosten  stei- 
gerten die  Betriebsauslagen.  Der  Regensburger  Wasserstand  blieb  von  Mitte  Juli 
bis  24.  Dezember  unter  0,  und  aus  dieser  Ursache  konnten  zwischen  Passau  und 
Regensburg  die  Fahrzeuge  während  dieser  Zeit  nur  mit  geringer  Ladung  verkehren." 
Vgl.  auch  O.  N  e  m  e  c  e  k  (a.  a.  O.,  S.  319):  „Der  namenthch  im  Herbste,  zur  Zeit 
des  ausschlaggebenden  Gretreideimports  niedrige  Wasserstand  erlaubt  nur  eine 
teilweise  Ausnützung  der  für  die  mittlere  und  untere  Donau  gebauten  Schiffsge- 
fäße. Oberhalb  Gönyö  müssen  die  Schleppschiffe  bei  Niederwasser  um  ein  Viertel, 
bei  Preßburg  um  die  Hälfte  ihrer  ursprünglichen  Ladung  geleichtert  werden.  Auf 
der  Strecke  Gönyö — Wien  betrug  in  den  Jahren  1892  bis  1896  die  durchschnitt- 
liche Ausnützung  der  Tragfähigkeit  der  Schlepper  nur  65  %.  Welche  Verlang- 
samung  und  welche  bedeutenden  Mehrkosten  derartige  Umladungen  selbst  und  die 
Erhaltung  eines  großen,  nicht  voll  ausgenützten  Schiffsparkes  verursachen,  liegt 
auf  der  Hand."  —  Daß  die  Wasserstands  vorhersagen  für  die  Donau  noch 
nicht  auf  eine  ähnliche  Zeitdauer  voraus  möglich  sind,  wie  z.  B.  für  die  Elbe  (für 
Dresden  auf  36  Stunden,  für  Torgau  auf  60  Stunden,  für  linz  lange  Zeit  bloß  auf  14 
Stunden,  jetzt  erst  wie  für  Wien  auf  24  Stunden)  beruht  einerseits  auf  den  kurzen 
Ablaufszeiten  der  Flutwelle,  anderseits  auf  der  großen  Verschiedenheit  der  meteo- 
rologischen Verhältnisse  im  Einzugsgebiet  unseres  Stromes.  An  der  Donau  müssen 
für  jeden  Ort,  für  den  die  Vorhersage  gemacht  werden  soll,  andere  Zubringer-Regel- 
stellen berücksichtigt  werden,  an  der  Elbe  genügen  die  drei  Pegelbeobachtungen 
an  Eger,  Moldau  und  Oberelbe  für  die  ganze  Strecke  Melnik — ^Torgau  (310  km); 
dennoch  ist  die  Fehlerquote  durch  die  vermehrte  Zahl  der  Pegelstellen  bei  der  Donau 
größer  als  bei  der  Elbe. 

^*)  Die  aus  der  Verschiedenartigkeit  der  gesamten  Stromverhältnisse  auf 
den  einzelnen  Strecken  sich  ergebenden  Verschiebungen  ihres  Be- 
triebswertes betont  „Die  D  o  n  a  u  s  c  h  if  f  ah  r  t"  S.  10/11.  Ein  Zug- 
dampfer von  600  bis  700  HP,  der  zwischen  Gönyö — Drenkova  und  Turn-Severin 
— SuHna  zu  Berg  in  8  vollbeladenen  650-Tonnenschleppen  eine  Nutzlast  von  5200 
Tonnen  (Gesamtlast  von  6880  Tonnen)  mit  5  km  Fahrgeschwindigkeit  in  der  Stunde 
fortbewegen  kann,  vermag  auf  den  Strecken  Wien — Gönyö,  Passau — Wien  nur 
3  voUbeladene  650-Tonnenschleppen  mit  einer  Nutzlast  von  1950  Tonnen  (Gesamt- 
last 2598  Tonnen)  mit  5  km  Fahrgeschwindigkeit  und  bloß  bei  günstigem  Wasser- 
stande bergaufwärts  zu  ziehen.  Auf  den  erstgenannten  Strecken  begegnen  der  Schiff - 
fahrt  bei  gleichmäßigem  Gefälle,  geringer  Stromgeschwindigkeit,  großen  Strom- 
breiten und  genügender  Tiefe  (2  m)  kaum  Schwierigkeiten,  auf  den  letztgenannten 
Strecken  aber  bilden  die  großen  Stromgeschwindigkeiten,  die  oft  beengte,  in  jähen 
Krümmungen  gehende  Fahrbahn,  die  Untiefen  und  Wechselströmungen  ernst- 
liche Hindernisse.  Noch  ungünstiger  stellt  sich  der  Schiffahrtsbetrieb  auf  der  Ka- 
taraktenstrecke und  im  Eisernen  Tor.  Die  Tatbestände  spiegeln  sich  mm  begreif- 
licherweise in  den  Zugskosten  wider;  sie  berechnen  sich  für  einen  Tonnenkilometer 
zwischen  Passau  und  Gönyö  auf  das  2  i^fache,  für  die  Kataraktenstrecke  (einschließ- 
lich des  Eisernen  Tores)  auf  das  3%  fache  der  Zugskosten  für  1  Tkm  des  Mittel- 
laufes zwischen  Grönyö  und  Drenkova  oder  des  Unterlaufes  zwischen  Turn-Severin 
und  Sulina.  Genauer  betragen  die  Zugskosten  für  den  Tkm  (nach  den  Arbeiten 
von  C.  V.  Suppän,  zitiert  bei  Fr.  Heiderich,  Donau,  S.  24):  für  die 
Strecke  Passau— Wien  1,38  Kx.,  Wien— Gönyö  0,81  bis  0,92  Kr.,  Gönyö— Drenkova 
0,28  bis  0,33  Kr.,  für  den  Eisementor-Kanal  6,80  bis  6,14  Kr. 
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vorhanden;  von  hier  bis  Ulm  stünden  ihr  noch  ganz  bedeutende  Schwierig- 
keiten entgegen.  Und  als  Hauptargument  zuletzt:  die  außerordentliche 
Differenz  der  Transportspesen  auf  dem  Fluß-  gegenüber  dem  Seewege :  während 
die  Kosten  eines  mit  650  Tonnen  beladenen  Schleppkahnes  von  Galatz  nach 
Regensburg  18  000  Mk.  (also  2,78  Mk.  pro  dz)  betrügen,  stelle  sich  der  (fast 
dreimal  so  lange)  Seeweg  von  Galatz  uach  Hamburg  für  die  gleiche  Last 
bloß  auf  7800  Mk.  (also  1,20  Mk.  pro  dz),  somit  auf  weniger  als  die  Hälfte: 
was  daher  komme,  weil  die  Seeschiffe,  um  nicht  für  den  notwendigen  Ballast 
zur  Heimreise  Sand  oder  Steine  auch  noch  bezahlen  zu  müssen,  lieber  Ge- 
treide zu  den  wohlfeilsten  Tarifsätzen  als  Rückfracht  nehmen  (v.  K  v  a  s  s  a  y , 
Die  Donau,  S.  6/7). 

Die  gegen\v  artige  Lage  kanji  sich  aber  mit  diesen  und  ähnlichen  An- 
deutungen nicht  zufrieden  geben,  sie  bedarf  breiter  Ausführimgen  sowohl 
über  die  verkehrsgeographischen  Koordinaten  des  Stromes,  als  über  die 
bisherige  Ausnützung  der  Donaustraße,  die  Hemmungen  des  Donauver- 
kehrs und  die  Vorschläge  zu  ihrer  Beseitigung,  sie  läßt  schließlich  eine  ein- 
gehende Würdigung  der  Pläne  für  die  zukünftige  Gestaltung  des  Donau- 
verkehrs (im  Zusammenhang  mit  der  Bildung  eines  mitteleuropäischen 
Wirtschaftsreiches)  geboten  erscheinen.  Konnte  N  e  m  e  ö  e  k  (a.  a.  0., 
S.  333)  noch  1910  behaupten,  es  wäre  „aussichtslos,  die  Ungunst  der  natür- 
lichen Voraussetzungen  für  die  Schiffahrt  auf  der  oberen  Donau  dm-ch  künst- 
liche Mittel  überwinden  zu  wollen",  so  bemüht  sich  seit  1915  eine  nur  noch 
schwer  zu  übersehende  Literatur,  das  Gegenteil  zu  erweisen,  die  politisch 
und  wirtschaftlich  ganz  außerordentliche  Bedeutung  aller  Teile  des  Donau- 
laufes schon  für  die  nächste  Zeit  überzeugend  zu  erhärten. 

2.  Entwicklungsgeschichte  des  Donautales,  ver- 
kehrsgeographische Koordinaten  der  Donaustraße. 
Die  Stellung  der  Donau  im  Wirtschaftsleben  Mitteleuropas  ist  mit- 
bedingt durch  die  Art  ihrer  Eingliederung  in  den  Aufbau  Gesamteuropas. 
Die  Donau  hält  sich  einerseits  im  Westen  an  eine  deutlich  kennbare  wichtige 
tektonische  Senke,  „eine  Zone  aussetzender  G«birgsbildung"  zwischen  dem 
uralten  Bruchgebiet  des  variskisch-armorikanischen  Gebirges  und  dem 
jungen  alpinen  Faltungsgürtel,  andererseits  im  Osten  an  die  bei  der  Zer- 
trümmerung des  alpin-karpathischen  G^birgsbogens  entstandenen  Senkungs- 
felder (H.  H  a  s  s  i  n  g  e  r  ,  S.  2) ;  sie  entzieht  sich  in  ihrem  Oberlaufe  der 
nördlichen  Abdachung  Mitteleuropas,  der  sich  die  großen  mitteleuropäischen 
Ströme  angepaßt  haben,  sie  folgt  von  ihrem  Ursprung  bis  zur  Naab  der  nieder- 
rheinischen, hierauf  der  herzynischen  Streichungsrichtung.  Das  europäische 
Miozänmeer,  dessen  Ausdehnung  (und  Zusammenhang  mit  dem  heutigen 
Mittelmeer  durch  das  Rhonebecken)  0.  Abel  kartographisch  festzulegen 
versuchte^),  überflutete  die  Senkungsfelder,  zog  sich  als  süddeutsche  Bucht 
über  das  Alpenvorland  und  entsandte  jenseits  der  St.  Pöltner  Enge  einen 
Arm  ins  Karpathische  Vorland  (außerkarpathisches  Becken),  einen  anderen 
ins  ober-  und  niederungarische  Tiefland  (Pannonisches  Becken).     Zur  Zeit 

1)  0.  Abel,    Allgemeine  Geologie;  Wien  1910  (S.  186). 
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der  zweiten  Mediterranstufe  (im  oberen  Miozän)  dürften  beide  durch  das 
bereits  fertige  Durchbruchstal  des  Eisernen  Tores  über  das  rumänische 
Becken  verbunden  gewesen  sein^).  Dieses  Miozänmeer  verliert  aber  noch 
im  jüngeren  Miozän  den  Zusammenhang  mit  dem  offenen  Ozean,  und  es 
bilden  sich  immer  mehr  zusammenschrumpfende  Binnenseen;  der  dabei  ent- 
stehende mächtige  sarmatische  Binnensee  löst  sich  im  Unterpliozän  dann 
weiter  in  viele  größere  und  kleinere  Einzelseen  von  süßem  oder  schwach 
salzigem  Wasser  auf  (Congerienseen),  in  verschiedenen  Teilen  finden  sich 
Paludinenseen.  Als  auch  diese  Seenbedeckung  langsam  gegen  Südosten 
schwindet,  tritt  an  ihre  Stelle  das,  die  bisher  kleineren  Flüsse  zu  einem  ge- 
meinsamen Stamm  vereinigende  Gewässernetz  der  Donau  ^).  Die  Hauptader 
verknüpft  Schollen-  und  Faltenland:  das  schwäbisch-fränkische  Becken 
und  die  Böhmische  Masse  mit  den  Alpen  und  ihrem  Vorland,  Dinarisches 
Gebirge,  thrakisch-serbische  Masse,  Balkan  und  bulgarische  Tafel  mit  den 
Karpathen,  den  innerkarpathischen  Ländern  und  den  äußeren  östlichen  Vor- 
ländern (Pruth,  Moldau)  wie  der  Walachei. 

Aber  noch  andere  Züge  des  genetischen  Donaubildes  zeigen  verkehrs- 
geographische Wirksamkeit.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  den  Ursachen  nach- 
zugehen, warum  gleich  anderen  Flüssen  auch  die  Donau  ,, keineswegs  überall 
den  Weg  einschlägt,  den  man  nach  den  allgemeinen  Zügen  der  Bodengestal- 
tung als  den  natürlichsten  bezeichnen  möchte"  (P  e  n  c  k  ,  S.  9),  warum  sie 
den  schwäbischen  Jura,  an  mehreren  Stellen  das  Böhmische  Massiv,  bei 
Preßburg  den  Südrand  der  Kleinen  Karpathen,  zwischen  Gran  und  Buda- 
pest die  westkarpathische  vulkanische  Innenzone  und  schließlich  das  Banater 
Gebirge  durchbricht*):  uns  genügt  die  Tatsache,  daß  diese,  die  Lebendig- 
keit der  Landschaft  hebende  Folge  von  Engen  und  Weiten  nicht  unerheb- 
lich als  Hindernis  (einerseits  reißende  Strömung,  anderseits  Auflösung 
in  mehrere  seichte  Arme)  die  Schiffbarkeit  des  Stromes  beeinflussen.  Ein 
anderes  betrifft  die  Lage  und  Beschaffenheit  der  das  Donaustromgebiet 
umziehenden  Wasserscheide.  Daß  die  nördliche,  weitaus  niedriger  als  die 
gegen  die  Adria  und  das  Ägäische  Meer,  einen  Teil  der  (ziemlich  genau  südwest- 
nordöstlich verlaufenden  und  im  allgemeinen  nur  geringe  mittlere  Höhe 
besitzenden)  europäischen  Hauptwasserscheide  ^)  darstellt,  hat  den  Verkehr 

2)  J.  C  V  i  j  i  c  ,  I  Entwicklungsgeschichte  des  Eisernen  Tores'  (=  Ergänzungs- 
heft No.  160  zu  Petermanns  Mitteilungen,  Gk)tha  1908,  S.  62), 

ä)  „Im  großen  und  ganzen  folgt  der  Lauf  der  Donau  einer  Reihe  von  Meeres- 
straßen und  Binnenmeeren,  die  sich  in  der  jüngeren  Tertiärperiode  quer  durch  Süd- 
osteuropa  erstreckten.  Seine  Anlage  führt  sich  daher  auf  jene  Zeiten  zurück;  als 
die  Meere  sich  zurückzogen,  folgte  ihnen  die  Donau"  (A.  P  e  n  c  k  ,   Donau,  S.  10). 

*)  Hierüber  einiges  bei  P  e  n  c  k  ,  Donau,  S.  9  ff.  imd  in  einzelnen  (in  den  von 
ihm  herausgegebenen  Geogr.  Abhandlungen  [Leipzig,  Teubner]  erschienenen) 
Arbeiten  seiner  Schüler,  ferner  bei  J.  C  v  i  j  i  c  ,  Entwicklungsgeschichte,  E  d.  S  u  e  ß 
Donau  (1911),  S.  5ff.,  A.  Ch.  Dimitrescu,  Die  untere  Donau  zwischen Tiirn- 
Severin  und  Braüa;  Dissertation,  Berlin  1911,  W.  Meckenstock,  Der 
Donaudurchbruch  von  Neustadt  bis  Regensburg;  Berlin  1915,  J.  Schad,  Zur 
Entstehungsgeschichte  des  oberen  Donautales  von  Tuttlingen  bis  Scheer;  Jahres- 
bericht und  Mitteilungen  Oberrhein,  geol.  Ver.,  N.  F.  II  (1912). 

<*)  Am  Ludwigskanal  418  m,  in  der  Pforte  von  Weißkirchen  310  m  hoch. 
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zu  allen  Zeiten  ohne  größere  Schwierigkeiten  über  sie  hinweg  gefiilirt  und 
den  verkehrsgeographischen  Zusammenschluß  zwischen  den  Stromgebieten 
von  Nord-  und  Ostsee  einerseits,  dem  Schwarzen  Meere  anderseits  erleich- 
tert. Diese  weit  gegen  Norden  ausgreifenden  Verkehrsadern  können  dann, 
an  die  Donau  geleitet,  längs  des  Stromes  westöstlich  abfluten;  vor  allem 
als  verkehrsgeographische  Eigenart  darf  in  Anspruch  genommen  werden, 
wenn  H.  Wagner  (Länderkunde  von  Europa  1915,  S.  61)  darin  eine  Aus- 
nahmestellung der  Donau  unter  den  europäischen  Flüssen  erblickt,  daß  sie 
,,eine  ganze  Reihe  großer  Stromkammern  miteinander  verkettet".  Doch 
auch  die  südliche  Wasserscheide  läßt  dem  Verkehre  genügend  Lücken  frei; 
er  hat  besonders  die  Balkanhalbinsel  mit  dem  Donaugebiet  verknüpft,  wo 
die  Wasserscheide  niedriger  liegt*)  als  in  den  Alpen  und  kein  selbständiges 
größeres  Strom-  (und  mit  ihm  Verkehrs-)  gebiet  zur  Entwicklung  kommt, 
aber  die  Moravafurche  gegen  Süden  durch  das  Vardartal  nach  Saloniki, 
durch  das  Maritzatal  nach  Konstantinopel  und  Kleinasien  weist.  Das  Donau- 
Stromsystem  „gewinnt  seine  Bedeutung  vor  allem  durch  seine  mediatorische 
Lage  und  desgleichen  Beziehungen  inmitten  des  Ostens  und  des  Westens 
der  alten  Kulturländer";  so  hat  1882  W.  Goetz  (a.  a.  0.,  S,  5)  die  verkehrs- 
geographischen Koordinaten  des  Donaugebietes  ausgedrückt  und  dann 
(S.  6—32)  gezeigt,  daß  schon  der  geologischen  Geschichte  der  Landschaft 
nach  große  Teile  des  Donaulaufes  als  „Vermittlungs-  und  Übergangsgebiet" 
entstanden  sind,  daß  als  solches  auch  Lage,  Richtung  und  Art  der  Strom- 
verzweigung die  Donauländer  charakterisieren,  denen  schließlich  auch  in 
klimatischer  und  ethnographischer  Hinsicht  dieser  vermittelnde  Zug  zwischen 
Nord  und  Süd,  mehr  noch  zwischen  West  und  Ost  (in  der  Richtung  des 
Stromes)  eigen  ist.  Und  Fr.  Heiderich  (Donau,  S.  11),  der  mit  J. 
P  a  r  t  s  c  h  Mitteleuropa  auf  die  Balkanhalbinsel  bis  zur  Donauwasser- 
scheide und  Grenze  gegen  das  mediterrane  Floren-  und  Klimagebiet  aus- 
dehnt, nennt  dieses  erweiterte  Mitteleuropa  ,,mit  seinen  Verkehrs-  und  poli- 
tisch-geographisch eng  verknüpften  beiden  Abdachungen  nach  Nordwesten 
und  Südosten  gleichsam  einen  Januskopf  mit  einem  okzidentalischen  und 
einem  orientalischen  Antlitz",  um  so  auch  die  Doppelseitigkeit  seiner  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  Interessen  anzudeuten. 

3.  Mittel  und  Leistungen  des  bisherigen  Donau- 
verkehrs. 

Wir  wissen  bereits,  daß  die  Donau  in  diese  ihre  Rolle  auch  noch  nicht 
entfernt  hineingewachsen  ist,  daß  die  Donau  nur  nach  Lösung  mehrfacher 
Fragen  die  heute  erst  geforderte  Großschiffahrtsstraße  werden  wird.  Werfen 
wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  Mittel  und  Leistungen  des  bisherigen  Donau- 
verkehres. 

Ihm  stehen  von    Schiffahrtsgesellschaften  ^)  zuvorderst 

«)  Sattel  von  Prescliovo  zwisclien  Morava-  und  Vardartal  455  m,  Dragoman- 
Paß  zwischen  den  Orten  Pirot  und  Sofia  766  m  liocli. 

^)  Vgl.  V.  Schromm,  Die  Schif fahrtsgescllschaften  des  Donaustromes ; 
österr.  Wochenschrift  für  den  öffentlichen  Baudienst,  1916,  Heft  1  (auch  „Die 
Wasserwü-tschaft"  1916,  Heft  3,  S.  48/49). 
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die  drei  größten,  österreicliisc]i-un.garisc]ien,  zur  Verfügung,  unter  ihnen 
an  erster  Stelle  die  1830  gegründete  „Erste  k.  k.  priv.  Donau-Dampf schiff- 
fahrtsgesellschaft",  die  sicli  1862  auch  die  1837  ins  Leben  gerufene  „Bayerisch- 
Württembergische  Donau-Dampfschiffahrtsgesellscliaft"  einverleibte;  von 
der  österreichisclien  Regierung  erheblich  unterstützt  (zuletzt  laut  Überein- 
kommen vom  23.  November  1910  auf  25  Jahre  mit  gegenwärtig  je  1,3  Mill. 
Kr.^)),  ist  sie  überhaupt  die  größte  Flußdampfschiffahrtsgesellschaft 
der  Erde^).  Den  zweiten  Rang  nimmt  nach  ihr  die  durch  die  Vereinigung 
mehrerer  kleiner  Gesellschaften  1896  geschaffene,  von  der  ungarischen  Re- 
gierung nachdrücklichst  begünstigte*)  ,,Kgl.  ungarische  Fluß-  und  Seedampf- 
ßchiffahrts-Aktiengesellschaft"  ein.  Eine  dritte  wichtige  Unternehmung 
ist  die  1888  entstandene  zwar  die  bayerische  Flagge  führende,  doch  1910  durch 
Aktienankauf  den  Interessen  der  österreichischen  Regierung  dienstbar  gemachte 
„Süddeutsche  Dampf schiffahrtsgesellschaft"^);  sie  betreibt  nur  Güterverkehr. 
Die  Entwicklung  des  Schiffsparkes  dieser  drei  Gesellschaften,  unsere  früheren 
Angaben  über  die  Donauflotte  ergänzend,  zeigen  die  Tabellen  13—15.  Ihre 
Leistungen  (freilich  nicht  bloß  für  den  —  allerdings  schwerwiegenden  — 
Donau-,  sondern  für  den  Gesamtverkehr)  sind  den  Tabellen  16 — 18  zu  ent- 
nehmen. Dabei  ist  zu  beachten,  daß  die  Tabellen  nur  die  Dampfschiffahrt 
umfassen,  dagegen  nichts  über  die  bedeutende  Flößerei  und  Ruderschiff- 
fahrt besagen;  Tabelle  25  läßt  für  die  österreichische  Donaustrecke  ihren 
Umfang  erkennen®).  Die  Entwicklung  des  Schiffsparks  der  Donau-Dampf- 
schiffahrtsgesellschaft (Tabelle  13)  zeigt  seit  1890  einerseits  eine  Abnahme 
der  Zahl  der  Dampfschiffe  bei  gesteigertem  Tragvermögen,  andererseits 
eine  Zunahme  der  Schleppschiffe  (Warenboote)  und  ihrer  Leistungsfähigkeit'). 


2)  Als  Gegenleistung  ist  die  Gesellschaft  u.  a.  zur  Erhaltung  und  Vervollkomm- 
nung des  unrentablen  Personen  Verkehres  auf  der  oberen  Donau  verpflichtet; 
dagegen  mußte  ihr  die  Regierung  völlige  Freiheit  in  der  Tarifbildung  zugestehen, 
auf  die  sie,  um  zugunsten  der  heimischen  auf  die  ungarischen  Landwüte  einen 
Druck  ausüben  zu  können,  gerne  Einfluß  genommen  hätte. 

*)  „Ein  Unternehmen,  wie  es  in  gleichem  Umfang  auf  keinem  der  europäischen 
Ströme  wiederkehrt"  (P  e  n  c  k  ,  a.  a.  0.,  S.  73).  Die  Bilanz  für  1915  verrechnete 
über  113  Mill.  Kr.;  der  Gesellschaft  gehören  auch  die  Kohlenbergwerke  in  Fünf- 
kirchen  und  die  Mohäcs-Fünfkirchner  Eisenbahn. 

*)  Nebst  anderen  fiskalischen  Begünstigungen  erhält  die  Kgl.  Ungar.  Fluß- 
und  S.-A.-G.  eme  jährliche  Subvention  von  800  000  Kr.,  die  um  100  000  Kr.  erhöht 
wird,  wenn  der  Reingewinn  keine  5  %  Dividende  ergibt;  andererseits  nimmt  der 
ungarische  Fiskus  an  eiaem  5  %  übersteigenden  Reingewinn  teil. 

^)  Beabsichtigt  war,  gegebenenfalls  bei  eiaer  Änderung  der  handelspolitischen 
Beziehungen  zu  Ungarn  über  eia  Unternehmen  zu  verfügen,  das  man  im  Sinne 
bloß  des  österreichischen  Standpunktes  verwenden  könne. 

*)  Die  Greschwindigkeit,  mit  der  Flöße  und  noch  mehr  Ruderschiffe  tal- 
wärts gelangen  (bergwärts  werden  sie  meist  leer  von  Dampfern  gezogen),  bestimmt 
K.  Ebner   für  erstere  bei  höheren  Wasserständen  bis  zu  12  km  ia  der  Stunde. 

')  Im  Jahre  1887  entfielen  auf  einen  Dampfer  im  Mittel  378,5  ind.  HP.  und 
6,2  Schleppe  mit  1  688,6  Tonnen  Tragvermögen,  im  Jahre  1907  auf  einen  Dampfer 
im  Mittel  421,3  ind.  HP  und  8,4  Schleppe  mit  4  273,1  Tonnen  Tragvermögen.  Die 
mittlere  Jahresleistung  eines  Dampfers  betrug  1887:  6  800  000  Tkm,  1907: 
11600  000  Tkm;  1887  kamen  auf  eme  Dampferfahrstunde  2966,  1907:  5556  Tkm 
{Die   Donauschiffahrt,    S.  19). 
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1887  stellte  die  Gesellschaft  den  650-Tonnensclilepp  ein,  dessen  Ladung 
jener  von  65  Eisenbahnwagen  entspricht,  —  für  den  durchlaufen- 
den Betrieb  verhindern  die  wechselnden  Fahrtiefen  die  Aufnahme  eines 
600—700  Tonnentyps.  Der  650-Tonnenschlepp,  dem  etwas  weniger  als  % 
aller  Schleppen  der  Donaudampfschiffahrtsgesellschaft  angehören,  bietet 
bei  möglichst  großer  Ladefähigkeit  in  Niederwasser  auch  mit  voller  Tauchung 
(von  2,10  bis  2,20  m)  den  starken  Strömungen  keinen  zu  großen  Widerstand*). 

*)  Bei  1,7  m  Tiefgang  kann  dieser  Schlepp  mit  500  Tonnen,  bei  1,5  m  mit 
430  Tonnen  belastet  werden,  in  mittlerem  Niederwasser  trägt  er  bei  einer  Tauchung 
von  1,40  m  373  Tonnen,  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  bei  einer  Tauchung 
von  1,00  m  noch  immer  219  Tonnen.  Vgl.  auch  Tabelle  9  b.  K.  v.  V  6  g  h  (Donau- 
konferenz in  Budapest,  Allgemeiner  Bericht,  S.  45  ff.)  hält  die  Verwendung  der 
650-Tonnen-Schiffe  für  am  wirtschaftlichsten.  „Überflüssig  wäre  es  zu  betonen,  daß 
der  wirtschaftliche  Betrieb  die  möglichst  vollständige  Ausnutzimg  des  Schiffes 
bedingt,  die  Zuverlässigkeit  des  Verkehrs  aber  die  Forderung  stellt,  daß  die  be- 
ladenen  Scliiffe  ohne  überflüssiges  Liegen  und  Umladen  der  Güter  nach  ihrem  Be- 
stimmungsort gebracht  werden  sollen.  Das  möglichst  rasche  Abwickeln  des  Schiffs- 
verkehrs macht  es  notwendig,  daß  die  Schiffe,  infolge  Niedrigwassers,  unterwegs 
nicht  zum  Liegen  gezwungen  seien.  Behufs  Wahrxmg  des  unversehrten  Zustandes 
der  Güter  soll  ferner  vermieden  werden,  daß,  um  die  Fortsetzung  der  Fahrt  zu 
ermöglichen,  ein  Teil  der  Fracht  von  einem  Schiff  auf  das  andere  umgeladen  werden 
muß.  Sowohl  hinsiclithch  der  Verläßhchkeit  des  Verkehrs  als  auch  der  Kosten 
gereicht  der  Schiffahrt  beides  zum  Nachteil."  Das  650-Tonnenschiff  vermag  nun 
auf  der  Donau  (vgl.  Tabelle  8)  auf  der  743  km  langen  Strecke  Grönyö — Omoldova, 
auf  der  23  km  langen  Strecke  Orsova — Kladovo  und  auf  der  934  km  langen  Strecke 
Kladovo — Sulina  selbst  bei  niederem  Wasser  (auf  der  Strecke  Grönyö 
— Omoldova  stand  der  Wasserspiegel  1913  durch  24,  1914  durch  36,  1915  durch 
6  Tage,  auf  der  Strecke  Omoldova — Kladovo  1913  durch  8,  1914  durch  9  Tage 
unter  dem  Mittelwasser)  noch  voll  ausgenützt  zu  verkehren,  auf  der  95  km  langen 
Kataraktenstrecke  Omoldova — Orsova  kann  es  mit  einer  Belastung  von  550  Tonnen, 
also  mit  einer  Ausnützung  von  85  %  geschleppt  werden.  „Auf  der  137  km  langen 
Strecke  Wien — Gönyö  hingegen,  auf  der  1913  der  Wasserspiegel  durch  37  Tage 
unter  Mittelwasser,  davon  5  Tage  auf  Niedrigwasser  stand  (1914  durch  68,  bzw. 
5  Tage,  1915  durch  50,  bzw.  5  Tage),  lassen  sich  die  Fahrzeuge  nur  mit  einer  Be- 
lastung von  500  Tonnen  (77  %),  auf  der  206  km  langen  Strecke  Linz — Wien  mit 
einer  Belastung  von  390  Tonnen  (60  %),  auf  der  91  km  langen  Strecke  Passau — Linz 
mit  einer  Belastung  von  430  Tonnen  (66  %)  im  Verkehre  halten  —  auf  der  Strecke 
Passau — Linz — Wien  stand  der  Wasserspiegel  1913  durch  40  Tage,  1914  durch  71, 
1915  durch  73  Tage  unter  Mittelwasser,  davon  1913  durch  6  (1914  durch  3,  1915  durch 
13  Tage)  auf  Niedrigwasser.  Auf  der  153  km  langen  Strecke  Regensburg — Passau  (1913 
mit  86  Tagen  unter  Mittelwasser,  25  auf  Niedrigwasser,  1914  mit  94  bzw.  25,  1915 
mit  111  bzw.  48  Tagen)  ist  bei  einer  Belastung  von  350  Tonnen  nur  eine  Ausnützung 
von  etwa  55  %  möglich.  Bei  kleinem  Wasser  sinkt  die  Möglichkeit  der  Aus- 
i^ützung  zwischen  Wien  und  G<inyö  auf  450  Tonnen  (69  %),  auf  der  Strecke  Gönyö — 
Omoldova  auf  490  Tonnen  (76  %),  auf  der  Strecke  Omoldova — Orsova,  sowie  auf  den 
österreichischen  und  bayerischen  Donauabschnitten  sogar  auf  230  Tonnen,  d.  h.  auf 
33 — 40  %  der  Tragfähigkeit  des  Fahrzeuges  herab".  Die  Zuverlässigkeit  der  Schiff- 
fahrt wie  auch  die  Selbstkosten  erscheinen  hiernach  auf  einzelnen  Donaustrecken 
ungünstig  beeinflußt.  „Wenn  das  Schiff  nicht  annähernd  bis  an  die  Grenze  seiner 
Tragfähigkeit  belastet  werden  kann,  oder  wenn  das  dennoch  derartig  belastete 
Schiff  einen  Teil  seiner  Ladung  zufolge  ungenügender  Tiefe  des  Fahrwassers  zu 
lichten  gezwungen  ist,  so  werden  diese  Mißstände  die  Selbstkosten  der  Schiffahrt 
naturgemäß  erhöhen.  Die  Gestaltung  der  Selbstkosten  übt  ferner  auf  die  Fracht- 
sätze sowie  auf  die  mit  ihnen  engverknüpfte  Konkurrenzfähigkeit  des  Donauweges 
unbedingten  Einfluß  aus." 
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1900  wurde  em  675-Tonneuschlepp  mit  1,90  m  Tauchung  in  Betrieb  gebracht, 
dem  seit  wenigen  Jahren  (hauptsächlich  für  den  Verkehr  auf  der  mittleren 
und  unteren  Donau)  mehrere  1000-Tonnenschleppe  (mit  2,50  m  Tauchung) 
—  wie  sie  auf  dem  Rhein  bis  Mannheim  verkehren  können  —  zur  Seite  stehen®). 
Sehr  gut  kann  die  Ausnutzbarkeit  der  verschiedenen,  den  Tonnenverkehr 
bewerkstelligenden  Betriebsmittel  auf  den  einzelnen  Donaustrecken  auf 
den  Tabellen  8,  11  und  12  verfolgt  werden.  Die  Entwicklung  des  Personen- 
und  Güterverkehrs  (Tabelle  16)  weist  für  ersteren  einen  absoluten  Rück- 
gang, für  letzteren  ein  freilich  geringfügiges  Wachstum  auf.  Die  Konkurrenz 
der  nationalen  ungarischen.  Schiffahrt  spricht  im  Güterverkehr  wohl  das 
wichtigste  Wort  mit,  so  sehr  auch  die  ungarische  Wegstrecke  (vorwiegend  im 
Getreide  verkehr  Wien  und  Budapest)  noch  immer  für  den  Donauhandel 
unserer  Gesellschaft  maßgebend  ist.  Jedenfalls  muß  hervorgehoben  werden, 
daß  ein  derartiges  Entwicklungsbild  wenig  zufriedenstellend  ist.  Einen  weit 
schöneren  Aufschwung  kann  man  für  die  Kgl.  ungar.  Fluß-  und  Seeschiffahrts- 
Aktiengesellschaft  aus  den  Tabellen  14  und  17  feststellen.  Der  Güterverkehr 
stieg  zwischen  1900  und  1912  bedeutend  an^");  der  wachsende  Verkehr  mit 
Österreich  und  Bayern  (in  Ein-,  Aus-  und  Durchfuhr,  vgl.  Tabelle  23)  spielt 
die  Hauptrolle,  und  bemerkenswert  sind  hierbei  besonders  die  steigenden 
Werte  in  der  Talfahrt.  Der  Schiffspark  der  „Süddeutschen  Dampf schiffahrts- 
gesellschaft"  (Tabelle  15)  beträgt  —  verglichen  mit  dem  der  ,,Kgl,  ungar. 
Fluß-  und  Seeschiffahrts- Aktiengesellschaft"  rund  ein  Fünftel  für  die  Dampfer, 
mehr  als  ein  Drittel  für  die  Schleppboote.  Tabelle  22  läßt  erkennen,  daß  auch 
für  die  „Süddeutsche"  immer  größere  Warenmengen  für  die  Talfahrt  bereit- 
liegen. 

Auch  die  übrigen  am  Donauverkehr  beteiligten  Schiffahrtsgesellschaften 
erfordern  einige  Angaben,  wobei  wir  von  kleinen  privaten  Unternehmungen 
absehen^^).  Eine  Schöpfung  aus  jüngster  Zeit  (1913)  ist  der  „Bayerische 
Lloyd",  bei  dessen  Gründung  sich  außer  größeren  deutschen  Banken  und 
Städten  besonders  die  Petroleum-  und  Eisenindustrie  betätigten;  ihm  fällt 
besonders  die  Wahrung  der  reichsdeutschen  Interessen  am  Donauverkehr  zu^^). 
Des  bedeutsamen  Standes  der  rumänischen  Donauschiffahrt  gedachten  wir 
schon:   drei  Privatgesellschaften  und  die  staatliche  rumänische  Dampfschiff- 


»)  Der  675-Tonnenschlepp  trägt  bei  1,40  m  Tauchung  453,  bei  1,00  m  277 
Tonnen;  der  1000-Tonnenschlepp  bei  1,90  m  Tauchung  694  Tonnen,  bei  1,40  m 
454.  Vgl.  auch  Tabelle  9  b ;  die  Ausmaße  der  hier  angenommenen  Schleppe  sind 
andere  als  die  der  Donau-Dampfschiffahrts-Gresellschaft. 

^°)  Die  Einnahmen  aas  dem  Güterverkehr  (Gtepäck,  Eilgut,  Frachtgut, 
Remorque)  betrugen  1900:  3568672  Kr.  86  h,  1912:  8090686  Kr.  07  h.  Sie  haben 
sich  also  in  diesen  12  Jahren  mehr  als  verdoppelt. 

")  Vgl.  S.  220*,  Anmerkung  6. 

12)  Ende  1915  besaß  der  „Bayerische  Lloyd"  1  Schleppdampfer,  2  Motor- 
warenboote, 27  eiserne  Warenboote  und  7  Tankkähne.  Geplant  war  bei  der  Grün- 
dung, dem  Verkehre  bis  Mitte  August  1915  zu  übergeben:  4  Schleppdampfer,  42 
Warenboote  (zu  je  700  Tonnen  Tragfähigkeit),  2  Motortankschiffe  (zu  je  600  Tonnen 
Tragfähigkeit)  imd  10  Motortankkähne  (zu  je  700  Tonnen  Fassungsraum).  —  Ge- 
schichtliche Remimszenzen  zur  Bayerischen  Donaudampfschiffahrt  um  die  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  bei  v.  Pichler   (Die  freie  Donau,  No.  15,  S.  2/3). 


Die  Dooaustraße.  231* 

fahrt  teilen,  sich  darin^*).  Eine  wichtige  Rolle  auf  der  unteren  Donau  spielt 
femer  die  nationale  russische  Schiffahrt  (Russische  Schwarze  Meer- 
uud  Donaudampfschiffahrtsgesellschaft) ^*).  Die  Kgl.  serbische  Donau- 
dampfschiffahrtsgesellschaft nimmt  am  Frachtverkehr  zwischen  Wien  und 
Belgrad,  bzw.  Radujeva,c  (etwa  75  km  unterhalb  von  Turn-Severin)  Anteil; 
das  genauere  Ausmaß,  in  dem  sie  vor  dem  Kriege  den  Verkehr  mit  Österreich 
mitbesorgte,  ergibt  sich  aus  Tabelle  24.  Bulgariens  eigene  Donau- 
schiffahrt ist  erst  im  Entstehen  ^°). 

Überblickt  man,  um  zu  einer  Übersicht  über  die  bisherigen  Lei- 
stungen des  Donauverkehrs  auf  der  Donau  zu  gelangen,  das  in  den  Ta- 
bellen 19—31  mitgeteilte  Material,  so  ergibt  sich,  von  den  durch  den  Balkan- 
kampf bewirkten  Störungen  abgesehen^'),  zweifellos  eine  Verkehrssteigerung 
bis  zum  Weltkrieg,  —  trotz  aller  Mängel,  welche  die  Donaustatistik  noch 
aufweist.  Der  Ge samtverkehr  auf  der  deutschen,  österreichischen  und  unga- 
rischen Donaustrecke  (hier  nur  auf  die  regelmäßige  Dampfschiffahrt  bezogen) 
dürfte  1913 :  72,7  Mill.  dz  betragen  haben^'),  ^/jq  des  Rheinverkehrs  im  gleichen 
Jahre  (736,5  Mill.  dz).  Erst  in  Regensburg,  dem  Knotenpunkt  des 
früh  begangenen  Orientweges  und  der  Mitteldeutschland  mit  Italien  verbin- 
denden Straßen,  dem  alten  Umschlagplatz  für  die  aus  Byzanz  und  den  unteren 

^^)  Die  staatliche  Donauflotte  besteht  aus  11  Pereonendampfern  und  127 
Warenbooten,  die  Flußschiffahrtsgesellschaft  (im  Vertragsverhältnis  zur  Süddeut- 
schen D.-D.-G.)  besitzt  8  Tankschiffe  mit  3800  Tonnen  Fassungsraum.  Über  die 
Donauscliiffahrts-Gresellschaft  (Dunarea)  siehe  die  Berechnung  E  b  n  e  r  s  S.  221*, 
Anmerkung  6.  Andere  Zahlen  für  die  staatHchen  Flußfahrzeuge  (54  Schlepper  und 
133  eiserne  Schleppkähne  mit  36  630  Tonnengehalt)  und  die  Privatunternehmungen 
(48  Schlepper  und  134  eiserne,  120  hölzerne  Schleppkähne  mit  116  300  Tonnengehalt) 
im  „Allgemeinen  Bericht  der  Donaukonferenz  in  Budapest",  S.  52. 

^*)  Diese  angebhche  Privatgesellschaft  (die  bis  zur  Niederwerfung  Serbiens 
dieses  mit  allen  möglichen  Hilfsmitteln  aus  Rußland  über  den  serbischen  Donau- 
hafen Kladovo  versorgte)  war  im  Frieden  gegen  eine  Regierungssubvention  ver- 
pflichtet, einen  regelmäßigen  Warenverkehr  (hauptsächlich  mit  Salz-  und  Petro- 
leum) zwischen  Rußland  und  Serbien  zu  unterhalten.  Über  ihre  Donauflotte  S.  221*, 
Anmerkung  6. 

^^)  Genauere  Angaben  über  diese  gemeinsam  vom  Staate  und  einer  Privat- 
gesellschaft zu  erhaltende  Donauflotte  liegen  nicht  vor. 

^*)  1913  ist  aus  diesen  und  anderen  Gründen  kein  gutes  Vergleichsjahr  mehr. 
Der  Geschäftsbericht  der  kgl.  Ungar.  Fluß-  und  Seeschiffahrts-A.-G.  erwähnt,  daß 
infolge  der  Balkan\virren  der  Export  nach  dem  Orient  zu  Beginn  des  Jahres 
schwach  war,  späterhin  ganz  stockte  und  erst  in  den  Herbstmonaten  größere  Di- 
mensionen annahm;  auch  der  Export  aus  Serbien  nach  Bayern  war  beinahe  ganz 
eingestellt,  aus  Rumänien  kamen  wohl  im  Frühjahr  einige  Getreidesendungen, 
aber  auch  diese  blieben  späterhin  aus;  um  die  Mitte  1913  (bis  in  den  September 
hinein)  mußte  die  Gesellschaft  sowohl  den  Personen-  als  den  Warenverkehr  auf 
der  Linie  Orsova — Galatz  gänzUch  einstellen.  Ferner  wird  hervorgehoben,  daß 
die  ungarische  Getreideernte  der  imgünstigen  Witterung  wegen  nicht  zufrieden- 
stellend gewesen  sei  und  hauptsächhch  zufolge  der  schlechten,  für  den  Transport 
ungeeigneten  Quahtäten  des  Getreides  der  Schiffahrt  geschadet  habe. 

^^)  Davon  entfallen  3,4  Mill.  dz  auf  die  deutsche  Donau,  21,9  auf  die  öster- 
reichische und  47,4  auf  die  ungarische  Donau.  Die  Berechnung  Fr.  Heiderichs 
(a.  a.  0.,  S.  37),  der  den  Verkehr  auf  der  deutschen  Donau  1913  mit  5,6  Mill.  dz 
in  Anschlag  bringt,  dürfte  sich  auf  den  Verkehr  im  deutschen  Donaugebiet  be- 
ziehen und  daher  irrig  sein  (vgl.  Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich,  1915,  S.  151). 
Weltwirtschaftliches  Arohiv  Bd.  X.  XVI 
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Donauländern  stammenden  und  Deutschland  zugeführten  Waren,  setzt  die 
regelmäßige  Dampfschiffahrt  ein").  Von  ihm  aus,  dem  „westlichsten  Hafen 
des  Schwarzen  Meeres",  sind  die  großen  Zentren  mit  Mittel-  und  Nord- 
deutschland einerseits,  die  bayerische  Hauptstadt,  wie  das  erwerbsreiche 
Augsburg,  und  für  gewisse  Artikel  sogar  die  Schweiz  anderseits,  am  leich- 
testen und  bequemsten  zu  erreichen;  Kegensburg  ist  für  die  bayerische 
Schiffahrt  wie  auch  für  die  der  unteren  Donauländer  der  gegebene  Stütz- 
punkt, in  dem  sich  die  wirtschaftlichen  Fäden  am  leichtesten  verknüpfen 
(C.  A.  Rasche,  a.  a.  0.).  Zwischen  ihm  und  dem  als  Festung  und  Handels- 
stadt emporgekommenen  Ulm,  einst  dem  Ausgangspunkt  der  Ulmer ,, Schach- 
teln"^*), soll  auf  Übereinkommen  beider  Städte^")  der  Bayerische  Lloyd  gegen- 
wärtig den  Verkehr  neu  zu  beleben  versuchen  ^^).  Der  Hafenverkehr  von 
Regensburg  (Tabelle  19  b)  ist  bei  normalen  Verhältnissen  charakterisiert 
durch  einen  (aus  Roheisen,  Eisen-  und  Stahlwaren  gebildeten)  Talverkehr,  der 
den  (namentlich  aus  Getreide,  Erdöl  und  Benzin  bestehenden)  Bergverkehr 
merklich  übertrifft:  also  eine  für  die  Donau  ungewöhnliche  Erscheinung. 
Im  Kriege  hat  sich  dies  außer  durch  den  Ausfall  von  talwärts  gehendem  Eisen, 
von  Eisen-  und  Stahlwaren,  wie  von  Verbrauchszucker  (1915  um  340  000  dz 
weniger  als  1914),  auch  dadurch  geändert,  daß  1915:  284  000  dz  mehr 
Erdöl  und  Benzin  (im  ganzen  435  000  dz)  zugeführt  wurden^^).    Der  zweite 

^^)  Von  dem  Gesamt  verkehre  im  Regensburger  Hafen  entfallen  in  den  letzten 
Jahren  auf  die  Wasserstrecke  oberhalb  der  Stadt  durchschnittlich  nur  3,4  %  aller 
Waren;  talabwärts  handelt  es  sich  überwiegend  um  lokale  Brennholztransporte, 
bergwärts  um  Kolonialwaren  und  andere  Güter.  (Vgl.  die  kurzen,  der  Zs.  des  bayr. 
stat.  Landesamtes  entnommenen  Ausführungen  über  den  Verkehr  im  Regensburger 
Hafen  1914  in  der  „Donau",  1916,  Heft  3,  S.  6/7.)  Der  Hafen  von  Regensburg 
besteht  aus  zwei  Teilen,  erstens  aus  dem  Umschlaghafen  mit  4,8  ha  Wasserfläche 
und  einem  Umschlagplatz  von  3  ha,  zweitens  aus  dem  Petroleumhafen  mit  2,4  ha 
Wasserfläche  und  einem  Umschlagplatz  von  3  ha.  Die  Länge  der  Kaimauern  be- 
trägt 847  m,  die  Wassertiefe  2,3  m  unter  dem  kleinsten  Wasser.  Ferner  sind  4  Lager- 
häuser imd  9  Krähne  und  Rollportale  vorhanden. 

^8)  Vgl.  E.  N  ü  b  1  i  n  g  ,  Ulms  Handel  und  Gewerbe  im  Mittelalter;  5  Hefte, 
Ulm  1891 — 1900.  Über  den  Versuch  von  1912  einer  touristisch  und  wissenschaft- 
lich orientierten  „Schachter'-Fahrt  vgl.  die  Beschreibung  durch  Luise  Ger- 
bin g  in  „Die  Donau",  1916,  Heft  11/13. 

20)  Vgl.  „Weltwirtschaft"  1915/16,  S.  57;  „Die  Wasserwirtschaft"  1915,  No.  10, 
S.  135. 

21)  Das  wichtigste  Hindernis  für  die  Schiffahrt  bis  Ulm  waren  bisher  die 
Stromschnellen,  deren  Ursache  die  5  km  unterhalb  Ulms  beim  sogenaim- 
ten  „Steinhäule"  quer  durchs  Flußbett  gehende,  800  m  lange  Felsbank  bildet.  Schon 
bei  Mittelwasser  können  Schiffe  nur  schwer  über  dieses  Hindernis  hinwegkommen, 
bei  Niederwasser  überhaupt  nicht.  Durch  Sprengungen  soll  hier  schon  jetzt  eine 
für  die  Schiffahrt  genügende  breite  und  tiefe  Fahrrinne  geschaffen  und  durch  Ein- 
bau einiger  Buhnen  (Betonsenkwellen)  gleichmäßiges  Gefälle  erzielt  werden  („Welt- 
wirtschaft" 1915/16,  Heft  4/5,  S.  87;  Schwäbischer  Merkur  vom  16.  Januar  1916). 

22)  In  diesem  Zusammenhang  ist  auf  die  1915  bedeutenden  Petroleum- 
und  Benzintransporte  donauauf  wärts  hinzuweisen  (vgl.  v.  Schromm, 
a.  a.  O.,  F.  D  i  1 1  h  o  r  n  ,  Wird  der  Donauweg  ausgenützt?  „Die  freie  Donau"  I, 
No.  15,  S.  1  ff.).  In  Regensburg,  dem  Zentrallagerplatz  für  Süddeutschland,  vermag 
ein  besonderer  Teil  des  neuen  Luitpoldhafens  dem  Petroleumverkehre  zu  dienen. 
Während  vor  dem  Kriege  überwiegend  bloß  die  rumänische  Schiffahrt  Tankschiffe 
besaß,  selbst  die  k.  k.  priv.  D.-D.-G.  und  die  „Kgl.  ungar.  Fluß-  und  Seeschif fahrte- 
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größere  Hafen  für  die  deutsche  Donau  ist  das  an  der  Einmündung  des  vom 
tirolischen  Hall  an  schiffbaren  Inn  und  der  kleinen  Ilz  gelegene  Passau, 
dessen  Hafen  ganz  überwiegend  vom  Gretreideverkehr  lebt  (Tabelle  19  a), 
da  die  Getreide-  und  Futtermitteltransporte  aus  den  Balkanstaaten  und 
Österreich-Ungarn  meist  hier  zur  Eisenbahn  übergeleitet  werden.  Da  durch  die 
Balkanwirren  seit  1913  die  Getreidezufuhren  stark  abnahmen,  verringerte 
sich  der  Bergverkehr  außerordentlich,  1915  weist  gegenüber  1914  einen 
Kückgang  der  Einfuhr  von  Mais,  Gerste,  Weizen,  Ölkuchen  und  Reis  im  Aus- 
maße von  514 400  dz  auf^').  Um  den  Warenverkehr  auf  der  österrei- 
•chischen  Donaustrecke  erfassen  zu  können,  sollen  die  Tabellen  21 — 27 
helfen.  Zumal  Tabelle  27  gibt  die  nötigen  Aufschlüsse.  Sie  zeigt  zunächst, 
^laß  —  absolut  genommen  —  der  Warenverkehr  auf  der  österreichischen 
Donau  seit  1902  im  Wachsen  begriffen  ist  und  sich  zwischen  1902  und  1912 
sogar  um  71,6  %  erhöhte,  während  in  der  gleichen  Zeit  der  Seeverkehr  über 
alle  österreichischen  Häfen  (der  übrigens  noch  immer  ein  gut  Stück  hinter 
dem  gesamten  Binnenschiffahrtsverkehr  in  Österreich  zurückbleibt)  um 
71,4  %,  der  Seeverkehr  über  Triest  nur  um  51,2  %,  der  Warenverkehr  auf 
der  österreichischen  Elbe  gar  bloß  um  18,8  %  und  selbst  der  gesamte  öster- 
reichische Eisenbahngüterverkehr  (der  freilich  um  ein  bedeutendes  größer 
ist  als  der  österreichische  Binnenschiffahrts-  und  Seeverkehr  zusammen) 
nur  um  33,4  %  sich  hob.  Tabelle  27  zeigt  ferner,  daß  der  Warenverkehr 
auf  der  österreichischen  Donaustrecke  rund  30  %  des  für  die  deutsche, 
österreichische  und  ungarische  Donau  ermittelten  Warenverkehrs  ausmacht, 
daß  der  (statistisch  nicht  leicht  genau  zu  erfassende)  Ruderschiffs-  und 
Floßfahrtsverkehr  etwa  ^  des  gesamten  Warenverkehrs  beträgt,  wozu 
hinsichtlich  der  Art  der  Waren  Tabelle  25  die  erwünschten  Ergänzimgen 
bietet.  Tabelle  27  Weist  schließlich  auch  den  Anteil  der  wichtigsten  Schiff- 
fahrtsunternehmungen am  Warenverkehr  auf  der  österreichischen  Donau 
nach;  die  Erste  k.  k.  priv.  Donau-D.-G.,  die  noch  1902:  75  %  des  durch 
Dampfschiffe  vermittelten  Warenverkehrs  auf  der  österreichischen  Donau 
besorgte,  hatte  1913  nur  noch  51,8  %  Anteil  an  ihm,  ihr  Warentransport 
erfuhr  zwischen  1902  und  1912  nur  einen  Zuwachs  von  57,6  %,  jener  der 
Süddeutschen  DDG.  aber  von  102,4%,  der  kgl.  ung.  Fluß-  und  S3eschiff.- 

A.-G."  ihrer  entbehrten,  stellen  diese  heute  dem  Petroleum  verkehre  sogar  Tank- 
schiffe von  1000  Tonnen  Tragvermögen,  der  Bayer.  Lloyd  10  Tankschiffe  zur  Ver- 
fügung, und  eine  Anzahl  von  Petroleumgesellschaften  haben  sich  eigene  Tankschiffe 
bauen  lassen ;  neue  Tankschiffe  sind  bei  Begensburger  Schiffswerften  in  Auftrag  ge- 
geben. (Vgl.  auch  Ditthorn,  Die  Petroleumeinfuhr  auf  dem  Donauwege;  Die 
Donau  1916,  No.  4,  S.  ö/6).  1916  ist  allerdings  das  Petroleum  auf  dem  Wasserwege 
bloß  bis  Orsova  gegangen  und  wurde  schon  hier,  um  rascher  ins  Land  zu  kommen, 
auf  die  Bahn  umgeschlagen  —  was  F.  Ditthorn  (Wird  der  Donauweg  ausge- 
nützt?) bekämpft. 

2^)  Die  Passau  durch  Tal  verkehr  zugeführten  Waren  sind  gering.  Unter 
■  der  den  Bergverkehr  (1911  zu  89,9  %,  1914  zu  80  %)  beherrschenden  Getreidezufuhr 
stehen  Mais  und  Weizen  obenan  (1911  Mais  mit  53,0  %,  Weizen  mit  10,3  %).  Ru- 
mänien, Bulgarien  und  Ungarn  waren  1914  die  Hauptlieferanten.  Zur  Bahn  wurden 
1914  rund  75  %  der  bergwärts  auf  der  Donau  angekommenen  Waren  gebracht,  sie 
bUeben  aber  zum  größten  Teil  in  (Süd-)Bayern.  (Vgl.  die  Angaben  in  der  „Donau" 
1916,  Heft  4,  S.  6/7). 
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A.-G,  sogar  von  289  %.  Die  Tabellen  21—24  geben  Einzelheiten;  als  er- 
freulichste heben  wir  hervor,  daß  für  die  Donau-D. -G.  und  die  Süddeutsche 
DDG.  die  Mengen  der  von  ihnen  talwärts  verfrachteten  Waren  jene  der 
Bergfahrt  nicht  mehr  wie  ehedem  beträchtlich  übertreffen  (man  vergleiche 
auch  das  über  den  Regensburger  Hafen  Gesagte);  auch  für  die  kgl.  ungar.. 
Fl.-  und  Seeschiff. -A.-G.  läßt  sich  insofern  bereits  eine  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse erkennen,  als  der  Berg  verkehr,  der  1907  den  Tal  verkehr  noch  um  mehr 
als  das  Fünffache  überstieg,  1913  nicht  einmal  mehr  das  Doppelte  betrug  2*). 
Das  Ausmaß  des  ermittelbaren  Warenverkehrs  auf  der  ungarischen 
Donaustrecke  ist  uns  bereits  bekannt  (47,4  Mill.  dz);  es  beträgt  fast  das  Dop- 
pelte des  auf  die  deutsche  und  österreichische  Donaustrecke  entfallenden 
Verkehrs.  Von  der  ungarischen  Regierung  seit  den  letzten  Jahrzehnten 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  gefördert,  hat  allein  der  von  der  regelmäßigen 
Dampfschiffahrt  bewerkstelligte  Güterverkehr^^),  dem  außer  der  Donau 
laut  Tabelle  2  noch  über  2500  km  Wasserstraße  zur  Verfügung  stehen,^ 
bedeutend  zugenommen;  im  Durchschnitt  der  Jahre  1901—1905  betrug 
die  auf  allen  (von  den  größeren  Dampfschiffahrtsunternehmungen  befahrenen) 
ungarischen  Wasserwegen   beförderte    Gütermasse  ungefähr  27,8  Mill.   dz, 

1912  aber  bereits  51,0  Mill.  dz^«).  Der  Warenverkehr  auf  der  Eisernen 
Tor-Strecke  zeigt  ebenfalls  ein  starkes  Wachstum  (Tabellen  28  und  29) ;. 
er  betrug  im  Durchschnitt  der  Jahre  1901—1905  (3,1  Mill.  dz)  gegenüber 

1913  (6,7  Mill.  dz),  noch  mehr  gegenüber  1912  (7,5  Mill.  dz)  weit  weniger 
als  die  Hälfte.  Augenfällig  ist  auf  dieser  Donaustrecke  das  entschiedene 
Übergewicht  der  Bergfracht  und  die  besonders  große  (in  der  Talfracht  die 
der  beladenen  übertreffende)  Zahl  unbeladener  Schleppschiffe.  Mais,  (klein- 
asiatische und  englische)  Kohle  und  Holz  stehen  1912  und  1913  in  der  Berg- 
fahrt, Steinkohle  in  der  Talfahrt  an  erster  Stelle,  Getreide,  Steinkohle  und 
Holz  sind  es  1911  in  der  Bergfahrt,  Stückgut,  Mais  \md  Hafer  in  der  Tal- 
fahrt''^).     Unter  den  Schiffahrtsgesellschaften,  die  am  Verkehre  durch  das 

2*)  Den  Personenverkehr  besorgt  auf  der  deutschen  und  österrei- 
chischen Donaustrecke  allein  die  Erste  k.  k.  priv.  Donau-D. -G.  Er  verteilte  sich 
(vgl.  auch  die  Tabelle  16)  auf  die  deutsche  und  österreichische  Donaustrecke  folgen- 
dermaßen: 

Deutsche  österr. 

Donau 
190g  107000  706000 

1910  178  000  562  000 

1911  154000  604000 

1912  160  000  572  000 

25)  Für  den  gewiß  sehr  umfangreichen  Verkehr  auf  Euderschiffen  und 
Flößen    gibt  es  keine  statistischen  Anhaltspunkte. 

26)  Ungar,  statist.  Jahrbuch,  N.  Folge,  Bd.  21,  1913,  Nr.  42,  S.  184.  Die  Zahlen 
enthalten  aber  einerseits  den  gesamten  (nicht  nur  den  Donau-)Güterverkehr  der 
Dampfschiffahrts-Unternehmungen  mit  regelmäßigem  Betrieb  in  Ungarn,  ander- 
seits für  die  kgl.  ung.  Fl.-  und  Seeschiff. -A.-G.,  die  vor  1913  den  Auslands  verkehr 
nicht  gesondert  auswies,  diesen  mit  eingerechnet. 

^'')  Ob  das  rumänische  Getreide  zum  Meere  ging  oder  donauaufwärts 
verfrachtet  wurde,  hing  häufig  nur  davon  ab,  ob  die  österr.  bzw.  ungarischen  Ge- 
treidepreise die  Flußverschiffung  lohnender  erscheinen  ließen.  Um  die  Abgaben  im 
Eisernen  Tor  (unterhalb  Orsovas)  zu  ersparen,  wurde  übrigens  das  meiste  rumänische 
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Eiserne  Tor  beteiligt  sind,  stehen  die  Erste  k.  k.  priv.  Donau-D.-G.  und  die 
kgl.  ung.  Fluß-  und  Seescliiff.-A.-G.  voran;  doch  rückt  die  rumänische 
Schiffahrt  scharf  nach.  Der  Warenverkehr  auf  der  unteren  (rumänisch- 
bulgarischen) Donau^s)  und  im  Mündungsgebiete  des  Flusses  betrug  1913 
(mit  24,7  Mill.  dz)  fast  das  Vierfache  des  Eisernen  Tor -Verkehrs  (Tabellen 
30  und  31).  Britische,  griechische  und  italienische  Schiffe  stehen  in  der 
Anzahl  voran,  österreichische  und  ungarische  kommen  nachher,  bezüglich 
der  Tonnage  verschiebt  sich  die  Reihenfolge  ein  wenig  zwischen  italienischen 
und  österreichischen  Schiffen.  Unter  den  Bestimmungsländern  treten  Bel- 
gien, Italien  und  Frankreich  mit  Weizen,  die  Niederlande  mit  Mais  in  die 
erste  Linie:  damit  sind  mehr  als  %  (17,3  Mill.  dz)  der  verschifften  Gesamt- 
menge als  Tal-  und  Seefracht  festgelegt^®) ;  aber  auch  die  nächstgroßen 
Mengen  schlagen  überwiegend  den  Seeweg  ein  (1,6  Mill.  dz  nach  Deutschland, 
1,1  Mill.  nach  Großbritannien  [in  beide  Länder  hauptsächlich  Gerste  und  Mais]). 
Deutlich  erhellt  vor  allem  aus  beiden  den  großen  Abgang  für  den  Seever- 
kehr nachweisenden  Tabellen,  daß  die  Donaustraße  nicht  als  durchlaufender 
Weg  befahren  wird :  könnte  da  eine  Richtungsablenkung  gelingen,  um  wie- 
viel reicher  gestaltete  sich  der  Verkehr  auf  den  übrigen  Teilen  des  Stromes^**). 

Cletreide  mit  der  Bahn  nach  dem  oberhalb  des  Eisernen  Tores  gelegenen  Verciorova 
gebracht;  es  bheben  dann  nur  die  (die  Hälfte  der  Gresamtgebühren  betragenden) 
Abgaben  für  den  übrigen  Teil  des  Engtales.  Falls  der  Wasserstand  bei  Orsova  -f-350  cm 
erreicht,  kann  auch  der  alte  Schiffs  weg  im  Eisernen  Tore  (Tabelle  12)  benutzt  werden, 
wodurch  wenigstens  der  Betrag  für  das  Drahtseüschiff  „Vaskapu"  (vgl.  S.242*)  er- 
spart wird. 

-^)  Über  die  Häfen  der  unteren  Donau  unterrichtet  M.  B  o  g  g  e  in  „Die 
freie  Donau"  1916,  No.  23,  S.  5/8.  Es  sind  dies  die  rumänischen  Hafenorte  T  u  r  n  - 
S  e  V  e  r  i  n  mit  24  000  Einwolmern  (in  der  Nähe  fülirte  die  Steinbrücke  Kaiser 
Trajans  über  die  Donau)  und  Turn-Magurele  an  der  Altmündung,  ferner 
die  beiden  bulgarischen  Häfen:  der  aufblühende  Getreideplatz  Sistowa  mit 
13  000  Einwohnern  und  das  bis  1878  befestigte  R  u  s  t  s  c  h  u  k  mit  36  000  Ein- 
wohnern; Rustschuk  ist  heute  ein  überaus  wichtiger  Handels-  vmd  Industriemittel- 
punkt von  freundhchem  Aussehen.  Rustschuk  gegenüber  der  rumänische  Agrar- 
hafen  Giurgevo  mit  21 000  Einwohnern  (der  eigenthche  Landungsplatz  hegt  3  km 
abwärts  bei  Smarda),  etwa  60  km  weiter  das  rumänische  Oltenitza.  Silistria 
mit  11  000  Einwohnern  (seit  1913  rumänisch)  dürfte  nimmehr  wohl  wieder  bul- 
garisch werden ;  ebenso  Öernavoda  mit  seiner  sehr  berühmten  Donaubrücke 
(Hauptstrombrücke  150  m,  Gresamteisenbrücke  4,23  km  lang).  SchheßHch  B  r  a  i  1  a 
(65  000  Einwohner)  und  G  a  1  a  t  z  (72  000  Einwohner),  jenes  das  Seetor  der  Wa- 
lacliei,  dieses  der  Moldau;  beide  mit  modernen,  reich  ausgestatteten  Hafenanlagen 
und  Verladestellen. 

29)  Zumal  England,  das  ja  mit  38,4  %  an  der  Gesamttonnage  Teil  hat  (Tabelle 
30),  richtet  durch  seine  beherrschende  Stellung  an  den  Donaumündungen  den  Verkehr 
seewärts ;  seine  Schiffe  sind  es  vor  allem,  die  für  die  zugeführten  Maschinen,  Kohlen 
usw.  als  Rückfracht  büHg  Getreide  und  andere  landwirtschafthche  Produkte  mit- 
nehmen. 

^°)  Anmerkungsweise  sei  hier  noch  einiges  über  die  Organisation  der  Donau- 
straße für  die  Getreideeinfulir  aus  Rumänien  1915/16  auf  Grund  eines  Vortrages 
von  L  ü  b  b  e  r  t  -  Hamburg  (Die  freie  Donau,  1916,  No.  24,  S.  12/13)  gesagt. 
Bis  Ende  August  1916  wurden  zusammen  2  332  000  Tonnen  Getreide  und  Futter- 
mittel aus  Rumänien  gebracht,  und  zwar  (zu  64  %)  auf  der  Donau  mit  1  488  000 
Tonnen  (739  000  Tonnen  nach  Deutschland,  680  000  Tonnen  nach  Österreich, 
69  000  Tonnen  nach  Ungarn)  und  (zu  36  %)  durch  die  Eisenbahn  mit  844  000  Tonnen 
(461  000  Tonnen  nach  Deutschland,  317  000  Tonnen  nach  Österreich,  66  000  Tonnen 
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4.  Der    tecliniscli-nautische    Zustand    der    einzelnen 

Donaustrecken,     die     physischen     Hemmungen     des 

Donauverkehrs  und  die  bisher  auf  ihre  Beseitigung 

gerichteten    Bemühungen. 

Schon  in  der  Einleitung  wurde  auf  die  vielfachen  Hemmungen  hinge- 
-wiesen,  die  früher  und  teilweise  noch  heute  einer  vollen  Ausnützung  des 
Stromes  durch  die  Schiffahrt  entgegenstehen.  Wir  wenden  uns  ihnen  zu, 
indem  wir  auch  die  Mittel  besprechen,  die  man  zu  ihrer  Beseitigung  bereits 
unternommen  bzw.  künftig  in  Angriff  zu  nehmen  vorgeschlagen  hat. 

Eines  sei  zunächst  hervorgehoben,  daß  unter  diesen  physischen  und 
technischen,  der  geographischen  Lage  wie  der  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  der  Donaulandschaften  entspringenden  Hemmungen 
die  physischen  Faktoren  weit  weniger  als  die  mangelnde  Wirtschaftsent- 
wicklung es  bisher  bewirkt  haben,  wenn  die  Donau  „noch  lange  nicht  die 
Stellung  im  Verkehre  der  Völker  sich  errungen  hat,  wie  es  von  einer  Wasser- 
straße zu  erwarten  wäre,  die  als  einzige  das  Herz  Mitteleuropas  mit  den  öst- 
lichen Meeren  verbindet"  (S.  Günther,  S.  233;  dazu  auch  die  Ansicht 
von  Ed.  Sueß,  zitiert  in  unserer  ersten  Anmerkung).  Fr.  Heiderich 
(a.  a.  0.,  S.  23)  hält  es  mit  guten  Gründen  für  nicht  unnütz,  „die  falsche 
Meinung  richtig  zu  stellen,  als  ob  die  Donau  einen  geringeren  Grad  natür- 
licher Brauchbarkeit  für  den  Schiffahrtsverkehr  habe  als  die  meisten  anderen 
Ströme  und  als  ob  sie  ein  höheres  Ausmaß  von  Regulierungen  erfordert". 
Und  er  weist  als  Beispiel  auf  den  Rhein  hin,  dessen  natürliche  Schiffahrts- 
eignung (setzt  man  gleiche  Längen  und  genetisch  ähnliche  Stromstrecken 
in  Beziehung)  trotz  kürzerer  Eisbedeckung  und  des  natürlichen  Bodensee- 
Regulators  hinsichtlich  Wasser-  und  G^schiebeführung  nicht  viel  größer 
sei  als  die  der  Donau,  dessen  Hindernisse  nur  durch  die  auf  ihn  angewiesenen, 
wirtschaftshohen  Nachbarländer  früher  und  durchgreifender  behoben  wur- 
den^).  Diese  höhere  Wirtschaftsstufe  der  Rheinlande,  ihre  in  reichen  Boden- 

nach  Ungarn).  312  sogenannte  Griechenschleppa  mit  einem  Gesamtfassungsver- 
mögen von  360  000  Tonnen  gingen  vom  Hauptumschlagplatz  Braila  bis  Turn- 
Severin,  hier  wurde  die  Ladung  mittels  schwimmender  Getreidebecher-Elevatoren 
m  die  sogenannten  Torschlepps  von  700  Tonnen  Tragfähigkeit  umgeschlagen  (durch - 
schrüttliche  Tagesleistung  7000,  Höchsttagesleistung  10  000  Tonnen).  Von  dem 
Turn-Severin  gegenüberUegenden  bulgarischen  Kladovo  aus  passierten  bis  März 
1916  täglich  15,  bis  Mai  durchschnitthch  18  Torschlepps  das  Eiserne  Tor;  die 
neue  Treidelbahn  erhöhte  die  Zugleistung  im  Eisernen  Tor-Kanal  von  500  auf 
1000  Tonnen  bei  einer  Zeitverkürzung  von  40  auf  25  Minuten  für  jeden  Durchzug. 
Von  Orsova  aus  wurden  die  Schleppladungen  auf  Deutschland,  Österreich  oder 
Ungarn  verteüt  und  darnach  den  verschiedenen  Umschlagplätzen  von  Schiff 
zur  Bahn  zugewiesen  (Umschlagplätze  unter  deutscher  Verwaltung  waren  in  Orsova, 
Bäziäs,  Pancsova,  Semlin,  Neusatz  und  VukovÄr);  seit  November  1915  wurden 
pneumatische  Getreideelevatoren  verwendet,  die  1000  Tonnen  täghch  entweder 
direkt  in  die  Eisenbahnwagen  oder  (provisorisch)  in  Getreideschuppen  ablagerten. 
—  Über  den  Weitertransport  auf  der  Donau  machte  Foerster  interessante 
Mitteilungen,  über  die  an  der  gleichen  Stelle  (Die  freie  Donau,  1916,  No.  24,  S.  13/14) 
ein  Auszug  vorliegt. 

^)  Im  emzelnen  führt  H  e  i  d  e  r  i  c  h  (S.  24/25)  diesen  lehrreichen  Vergleich 
zwischen  Rhein  und  Donau  folgendermaßen  durch:  „Der  Oberlauf  des  Ehernes  bis 
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schätzen  wurzelnde  gewaltige  Industriebetätigung,  die  Bedürfnisse  eines 
in  Siedlungsdichte  und  Städtezahl  sich  ausprägenden  alten  Kulturgebietes, 
hat  in  erster  Linie  dem  Rhein  seine  überragende  Verkehrs bedeutung  gegeben ; 
demgegenüber  fehlen  z.  B.  den  in  Österreich  von  der  Donau  durchströmten 
Landschaften  landwirtschaftliche  und  mineralische  Massengüter,  haben 
nur  Wien,  Linz  und  Krems  mehr  als  10  000  Einwohner.  Aber  gerade  Wirt- 
schaftshöhe und  Kulturentwicklung  sind  in  gewissem  Grade  beeinflußbar.  Der 
Wirtschaftsbund  Berlin -Bagdad  wird  mit  der  Kräftigung  Südosteuropas 
und  Vorderasiens  diesen  Ländern  in  Erfüllung  seiner  Aufgabe  für  die  empfan- 
gene Baumwolle,  Gretreide,  Erze  und  Petroleum  donauabwärts  industrielle 
Gegenwerte  schicken  und  auch  das  Schwarze  Meer  verkehrsgeographisch 
aus  seiner  Randlage  erlösen,  indem  es  dem  G^samtwasserwege  als  ein  wichtiges 
Mittelstück  angegliedert  wird^).  ■.  .; 

Basel  ist  (vom  Bodensee  abgesehen)  überhaupt  nicht  schiffbar  und  die  in  neuester 
Zeit  ansetzenden  Bestrebangen,  ihn  brauchbar  zu  machen,  lassen  sich  nur  mit  rie- 
sigem Kostenaufwand  realisieren.  Am  Mittel-Rhein  ist  die  Großschiffahrt  Jahrzehnte 
bei  Mannheim  (600  km  vom  Meere  entfernt)  stecken  geblieben  und  erst  in  den  letzten 
zwei  Jahrzehnten  durch  kostspielige  Strombauten  bis  Straßburg-Kehl  (730  km) 
und  neuestens  auch  bis  Basel  (860  km)  erweitert  worden.  Regens  bürg,  der  End- 
punkt der  großen  Dampfschiffahrt  auf  der  Donau,  liegt  2427  km  und  Ulm,  bis  wohin 
mit  nicht  besonders  umständlichen  ReguUerungsarbeiten  die  Ausdehnung  der 
Dampfschiffahrt  geplant  ist,  und  das  fräier  rege  Schiffahrt  betrieben  hatte,  ist 
2640  km  vom  Meere  entfernt,  also  dreimal  so  weit  wie  Basel.  Während  also  der  Ober- 
lauf des  Rheins  unschiffbar  ist,  wird  die  Donau  auf  ihrem  Oberlauf  befahren,  und  es 
kann  die  Dampfschiffahrt  bis  nahe  an  ihr  Quellgebiet  ausgedehnt  werden.  Dazu 
kommt,  daß  der  Rhein  im  Mittel-  und  Unterlauf  stellenweise  Gefälls-  und  Strömungs- 
verhältnisse  aufweist,  wie  sie  die  Donau  nur  im  Oberlaufe  und  in  der  Eisernen  Tor- 
Enge  besitzt.  Das  Gefälle  Basel — Straßburg  ist  ungefähr  doppelt  so  groß  wie  das  von 
Regensburg  nach  Wien,  von  Straßburg  nach  Mannheim  kommt  sie  diesem  gleich, 
auf  der  Strecke  von  Mannheim  bis  Ruhrort  beträgt  sie  im  Durchschnitt  0,19  "/qq  mit 
einer  Steigerung  im  Bingerloch  und  darüber  hinaus  bis  1,0  und  l,5''/oo!  Auch  die 
Rheinmündung  hat  sich  für  den  Großschiffahrtsverkehr  nicht  dauernd  geeignet 
erwiesen,  und  Rotterdam  mußte,  um  nicht  infolge  der  wachsenden  Schiffsdimen- 
sionen vom  Meere  abgedrängt  zu  werden,  einen  Kanal  nach  Hoek  van  Holland 
bauen." 

2)  D|ifür,  daß  dies  nicht  nur  ein  frommer  Wunsch  ist,  mag  als  Zeuge  eine  Autori- 
tät wie  G.  Z  o  e  p  f  1  angeführt  werden,  der  (a.  a.  O.,  S.  13)  schreibt:  „Ich  halte  es 
üogar  für  möglich,  aus  dem  Schwarzen  Meer  und  damit  auch  aus  Kleinasien  Verkehr 
ai:5  die  Donauwasserstraße  und  das  anliegende  Kanalsystem  heranzuziehen";  es 
wäre  dies  die  interne  Verkehrsverbindung  Mitteleuropas  mit  der  Türkei,  „insbe- 
sondere Kleinasien,  in  normalen  Zeiten  und  für  den  großen  Güterverkehr".  Zumal  der 
nähere  Teil  des  Hinterlandes  der  anatolischen  Bahn  würde  einer  in  Haidar  Pascha 
(bei  Skutari)  anschheßenden  Schwarzen  Meer-Donauschiffahrt  einen  erhebUchen 
Massengüterverkehr  nach  Mitteleuropa  liefern  können.  Aber  auch  aus  dem  Hinter- 
lande des  nördlichen  Kleinasiens  (Mittelpunkte:  Trapezunt  und  Samsum,  östlich 
der  Mündung  des  Kisil  Irmak)  könnte  nach  Durchfülirung  der  projektierten  Eisen- 
bahnbauten der  (nur  durch  kurze  Bahnfracht  verteuerte)  Güterverkehr  auf  die  billige 
Schwarzes  Meer-Donauschiffahrt  geleitet  werden.  „Nur  dieser  Wasserweg  Haidar, 
Trapezunt,  Samsum  usw.,  Galatz,  Wien,  Regensburg,  nicht  aber  die  jetzt  im  Plakat- 
stil überall  zu  sehende  Eisenbahnroute  Berlin — Bagdad  kann  wohl  auch  in  normalen 
Friedenszeiten  das  verkehrspolitische  Rückgrat  eines  über  Mittel- 
europa nach  Kleüiasien  hinübergreifenden  Weltwirtschaftsgebietes  werden."  —  Und 
S  z  t  e  r  6  n  y  i  (a.  a.  O.,  S.  144)  sagt:  Nach  wirtschaftlichem  Anschluß  der  Balkan- 
länder ist  es  als  eine  neue  WeltpoUtik  mögHch,  „die  Wirtschaftspolitik  von  Berlin  bis 
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Dieser  Verwendung  der  Donau  als  eines  Großschiffahrtsweges,  der  die 
Möglichkeit  einer  Mindesttauchtiefe  von  2,0  m  —  unbeschadet  einem  Ab- 
stand von  0,2—0,3  m  Flottwasser  unter  dem  Schiffsboden  —  selbst  bei  niedri- 
gem Wasserstand  fordert,  sind  nun  bisher  mancherlei  Umstände  hinderlich 
gewesen^).  So  können  auf  der  bayerischen  Donau  bei  kleinstem 
Schiffahrtswasser  die  Schiffe  schon  bis  Regensburg  nur  mit  1,4  m  Tauchung 
verkehren*).  Die  Regulierung  der  Strecke  Passau — Kelheim  auf  eine  Tauch- 
tiefe von  2,0  m  würde  etwa  150  Mill.  Mk.  erfordern,  der  Abschnitt  Kelheim 
—Ulm  ist  nur  durch  einen  (auf  83  Mill.  Mk.  veranschlagten)  Scitenkanal 
schiffbar  zu  machen.  Besondere  Hindernisse  finden  sich  auf  der  bayerischen 
Strecke  zwei:  des  einen  unterhalb  von  Ulm,  beim  sogenannten  ,,Steinhäule", 
haben  wir  bereits  gedacht.  Ein  zweites  liegt  zwischen  Hofkirchen  und  Passau, 
das  Vilshofener  Kachlet  (G'hachlet  =  Hackmesser);  meist  diluviale  Gesteins- 
trümmer sind  hier  in  wenig  tiefem  Wasser  dem  natürlichen  Felsboden  auf- 
gelagert. Bei  niedrigstem  Wasserstand  beträgt  hier  die  Tiefe  nur  1,40  m, 
so  daß  diese  Stelle  von  einem  675-Tonnenschlepp  nur  mit  360  Tonnen  Ladung 
passiert  werden  kann^).  Im  oberösterreichischen  Teilstück 
der  Donau  wurden  in  den  letzten  Jahrzehnten  Regulierimgen  auf  Nieder- 
wasser (zumal  bei  Wallsee-Eichereck)  durchgeführt,  die  nach  ihrem  in  nächster 
Zeit  zu  erwartenden  Abschluß  die  gewünschte  Fahrwassertiefe  von  2,1  m 
bei  niedrigstem  Schiffahrtswasserstand  in  den  im  beweglichen  Untergrund 

Bagdad  zu  begründen  und  dabei  den  wirtschaftlichen  Interessen  Deutschlands, 
Österreichs  und  Ungarns  in  vollem  Maße  gerecht  zu  werden,  ja  diese  mächtig  zu 
fördern.  Der  Donauweg  wird  für  diese  Politik  von  ausschlaggebender  Bedeutung  sein, 
nur  muß  dazu  die  Verbindung  von  der  Ostsee  mit  der  Donau  hergestellt  werden." 
—  Auch  bei  E.  v.  Kvassay,  Die  Donau,  S.  5/6,  etwas  hierher  Gehöriges:  der 
Enthusiasmus  über  die  Neuentdeckung  der  Donaustraße  geht  stellenweise  bei  den 
Deutschen  ,,so  weit,  daß  man  dort  die  Donau  als  wichtiger  bezeichnet  als  Antwerpen 
oder  Warschau,  weil  die  Donau  für  die  Deutschen  nicht  bloß  eine  Welthandels- 
sondern  eine  Weltwirtscliaftsstraße  ist,  die  berufen  sein  wird,  die  verbündeten  Völker 
unter  den  heutigen  ähnlichen  Verhältnissen  einerseits  vor  der  Aushungerung  zu  be- 
wahren, anderseits  aber  insolange  mit  den  notwendigen  Artikeln  zu  versehen,  als 
nicht  wieder  normale  Verhältnisse  eintreten". 

^)  Über  die  besonderen  physischen  Hemmnisse  ist  zu  vergl.  C.  V.  S  u  p  p  ä  n  , 
a.  a.  0.,  S.  67 — 75,  für  das  Historische  V.  Thiel,  a.  a.  O. 

*)  Überhaupt  verkehren  konnten  Dampfer  mit  Schleppen  zwischen  1900  und 
1915  durchschnittlich  an  294  Tagen  im  Jahre,  davon  bloß  durchschnittlich  an  142 
Tagen  im  Jahre  mit  2,0  m  Tauchtiefe,  an  152  Tagen  aber  mit  geringerer  Tauchung 
(und  entsprechend  geringerer  Ladung).  In  der  gleichen  Zeit  war  die  bayerische 
Donau  infolge  der  Eisverhältnisse  durchschnittlich  an  25  Tagen  im  Jahre  für  die 
Schiffahrt  gesperrt.  Vgl.  auch  E.  E  a  b  e  r  ,  Denkschrift  über  die  Verbesserung 
der  Schiffbarkeit  der  bayerischen  Donau  und  über  die  Durchfühning  der  Groß- 
Schiffahrt  bis  nach  Ulm  (München  1905). 

5)  F 1  i  n  t  s  c  h  ,  Das  „Kachlet"  der  Donau  (Die  „Donau"  I,  No.  7,  S.  5/6) 
schlägt  zur  Behebung  dieses  Übelstandes  die  Herstellung  eines  Seitenkanales  und 
den  Einbau  eines  Stauwerkes  mit  Schleusen  vor.  Die  zulässige  Tiefe  für  die  ver- 
schiedenen Pegelstände  in  Vilshofen  zwischen  1909  und  1913  bei  C  1  a  r  u  s  ,  Fahr- 
wasserverhältnisse im  bayrischen  und  Aschacher  Kachlet  („Die  Donau"  I,  No.  8, 
S.  5/6).  Obgleich  er  auch  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  nicht  ungünstig  beurteilt, 
fordert  er  mit  so  vielen  anderen  weitere  Verbesserungen,  vor  allem  die  auch  oben 
hervorgehobene  Erzielung  einer  Fahrwassertiefe  von  2,0  m  bis  Regensburg,  auch 
bei  niedrigstem  Schiffahrtswasserstande. 
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eingebetteten  Abschnitten  des  Stromlaufes  erzielt  haben  werden.  Nur  im 
Aschacher  und  Brandstätter  Kachlet  (oberhalb  von  Linz)  und  im  einst  ge- 
fürchteten Greiner  Struden  (unfern  der  niedcrosterreichischon  Grenze) 
.sind  trotz  mannigfacher  Arbeiten  und  Verbesserungen,  die  z.  B.  im  Greiner 
Struden  eine  80  m  breite  Fahrrinne  schufen,  die  Fahrwassertiefen  geringer: 
in  jenem  beträgt  sie  bei  kleinstem  Schiffahrtswasserstand  nur  1,25  m,  in 
diesem  1,36  m,  so  daß  bloß  leichte  Fahrzeuge  verkehren  können*).  In 
Niederösterreich  haben  bisher  63  km,  d.  h.  Vs  der  gesamten  Strecke, 
Niedrigwasserbauten  erhalten.  Größere  Untiefen  befinden  sich  bei  Weitenegg 
imfern  Gr.  Pöchlarn.  Früher  lauerten  in  den  Sandbänken  und  Untiefen 
des  Wiener  Beckens  der  Schiffahrt  besondere  Schwierigkeiten.  Das  im  ersten 
Regulierungsabschnitte  auf  über  13  km  neugeschaffene,  284  m  breite  und 
daramgeschützte,  dem  Mittelwasser  entsprechende  Bett  steuerte  aber  nur 
der  Stromverwilderung  und  bannte  durch  Sicherung  eines  raschen  Abflusses 
des  Hochwassers  die  Überschwemmungsgefahr  für  Wien  und  seine  Um- 
gebung; dagegen  bildeten  sich  jetzt  bei  Niederwasser  in  dem  zu  großen  Bette 
Untiefen,  traten  Inseln  und  Sandbänke  auf,  der  Fluß  schlängelte  von  einem 
Ufer  zum  anderen,  Gefällsunregelmäßigkeiten  zeigten  sich  u.  a.  m.  Deshalb 
Avurde  die  1890  begonnene  neue  Regulierung  auf  Niederwasserstand  gestellt; 
in  die  Mittelwasserbahn  wurde  eine  290  m  breite  Niederwasserrinno  gelegt, 
die  für  Schiffe  mit  2  m  Tiefgang  stets  passierbar  bleiben  solP).  Die  nächsten 
Hindernisse  fallen  bereits  auf  ungarischen  Boden  ^).  Ungarn  hat  nacli 
V.  Kvassay  (Die  Donau,  S.  7)  zwischen  1867  und  1915  insgesamt  200 
Mill.  Kronen  auf  die  Donau  verwendet  und  neue  50  Mill.  sind  für  die  in 
Aiissicht  genommenen  Arbeiten  zur  Verfügung  gestellt;  den  Erfolg  belegt 
das  von  v,  Kvassay  beigebrachte  Beispiel,  wonach  noch  1894  in  der  mitt- 
leren Donau  (zwischen  Dunaradvany  und  Omoldova)  42  die  Schiffahrt  wesent- 
lich hindernde  Furten  bestanden,  in  welchen  die  Schiffe  zu  Hunderten  stecken 
blieben,  während  es  1915  überhaupt  keine  Furt  gab,  welche  die  auf  2,0  m 
tauchende  Schiffahrt  gehemmt  hätte  (Tabelle  der  Furten  für  1915  im  „All- 
gem.  Bericht  der  Budapester  Donaukonferenz"  S.  16  und  unsere  Tabelle  9). 
Mit  dem  Weiterfortschreiten  der  —  mit  kleinen  Unterbrechungen  —  von 


*)  „Maßnahmen  zur  Schaffung  der  normalen  Fahrwassertiefe  in  den  genannten 
Kataraktstrecken  sind  derzeit  noch  nicht  geplant,  und  ist  auch  die  Frage  noch  nicht 
untersucht,  ob  die  weitere  Vermehrung  der  Fahrwassertiefe  durch  die  bisherigen 
Mittel  (Sprengungen  und  Einengungsbauten)  in  ökonomischer  Weise  zu  erreichen 
ist  oder  der  Bau  von  Staustufen  in  Aussicht  genommen  werden  müßte"  (Budapester 
Donaukonferenz;  Allgemeiner  Bericht  S.  10). 

')  Außer  auf  der  Strecke,  wo  der  Donau — Elbe — Oder-Kanal  münden  soll, 
sind  auch  ,,im  Wiener  Durchstich,  d.  h.  in  jener  15  km  langen  Stromstrecke  bei 
Wien,  wo  der  Ilauptgüter Umschlag  stattfindet,  Falirwassertiefen  erzielt  worden, 
die  bei  Niederwasser  an  den  seichtesten  Stellen  2,5  m  und  im  Durchschnitt  2,8  m 
betragen"  (ebenda  S.  10/11). 

*)  Was  Ungarn  an  Reguherungen  im  einzelnen  geleistet  hat,  darüber  erstattet 
V.  Kvassay,  Die  Ungarische  Donau  (S.  6  ff.)  genauen  Bericht;  auch  über  das 
Verhältnis  der  Ergebnisse  zu  den  angestrebten  Zielen.  Vgl.  auch  B.  v.  G  o  n  d  a  , 
Die  Regulierung  des  Eisernen  Tores  und  der  übrigen  Katarakte  an  der  unteren 
Donau  (Budapest  1896). 
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Budapest  bis  zur  Theißmündung  vorgerückten®)  Regulierungsarbeiten 
werden  sich  auch  diese  Zustände  noch  günstiger  gestalten^").  Zwischen  Preß- 
burg und  Gönyö  hemmten  (ja  unterbrachen  im  Herbst  häufig)  in  dem  ver- 
wilderten und  mehrfach  in  Arme  aufgelösten  Strom  Sandbänke  die  Schiff- 
fahrt ^^),  ehe  1885—1896  dem  Verkehr  eine  auf  Mittelwasser  berechnete 
neue  Fahrrinne  geschaffen  wurde.  Trotzdem  ergaben  sich  in  noch  etwa  8—10 
Flirten  wesentliche  Hindernisse  für  die  Schiffahrt,  weshalb  man  die  Regu- 
lierung dieser,  starkes  Grefälle  aufweisenden,  etwa  90  km  langen  Strecke  auf 
Niedrigwasser  beschloß;  ist  sie,  wie  zu  hoffen,  in  absehbarer  Zeit  beendet, 
so  dürfte  der  2,0  m  tauchenden  Schiffahrt  auch  bei  kleinstem  Wasserstande 
die  ungehinderte  Fahrt  mit  voller  Belastung  gesichert  sein^^).  Die  für  die 
obere  und  mittlere  ungarische  Donau  durchgeführten  Regulierungsarbeiten 
erscheinen  aber  weit  übertroffen  durch  das  im  Durchbruchstal  der  Donau 
von  dem  Banater  Gebirge  Geleistete:  wenngleich  auch  hier  noch  wichtige 
Ergänzungsarbeiten  notwendig  sind,  um  die  2,0  m  tauchende  Schiffahrt 
zu  sichern^^).  Denn  während  in  den  lößbedeckten  Weitungen  dieses  Durch- 
bruchstales die  Donau  ruhig  dahinfließt,  engen  die  bis  zu  500  m  ansteigenden 
Felswände  in  der  „Klissura"  (wie  die  nach  Süden  gerichtete  Schlinge  heißt) 
den  Strom  von  1,3  km  auf  3—600  m  ein,  im  Kazanpaß  der  unteren  Klissura 
(bei  einer  durch  die  sich  bildenden  Wirbel  zu  53  m  gesteigerten  Tiefe)  sogar 
auf  113  m,  Felsbänke,  die  bei  Niederwasserstand  fast  die  Oberfläche  er- 
reichen, durchsetzen  ihn  hier  und  an  anderen  Stellen,  besonders  in  der  (49 
bzw.  51  m  tiefen)  eigentlichen  Eisernen  Tor-Enge  unterhalb  Orsovas,  wo 
(nach  E.  v.  Kvassay,  Donau,  S.  9)  in  den  acht  Jahren  vor  der  Regulie- 
nmg  nur  47  %  der  auf  282  berechneten  Schiffahrtstage  mit  Schiffen  von 
einem  Tiefgange  von  1,5  m  und  mehr  ausgenützt  zu  werden  vermochten, 
während  an  38  %  der  Tage  nur  kleinere  Dampfer  verkehren  konnten  und 
an  15  %  der  Tage  die  Schiffahrt  hier  überhaupt  ruhte.  Österreich  hat  1834 
und  1856/57  durch  Felssprengungen,  weit  umfassender  Ungarn  zwischen 
1890  und  1898,  doch  auch  nicht  restlo8_^befriedigende  Regulierungen  vorge- 

^)  Das  Mündungsgebiet  der  Theiß  litt  hauptsächlich  durch  die  vom  Ostwinde 
Koschawa  bewirkten  Sandverwehungen. 

^°)  Unterhalb  der  Theißmündung  müssen  sich  infolge  des  seinerzeitigen  Wider- 
standes der  Serben  die  Maßnahmen  auf  geringere  Unternehmungen  und  auf  das 
ungarische  Ufer  beschränken.  Während  aber  hier  der  natürliche  Zustand  der  Donau 
der  2,0  m  tauchenden  Schiffahrt  keine  Schwierigkeiten  bietet,  verhinderte  das  Ver- 
halten Serbiens  auf  der  unteren  S  a  v  e  im  Grenzstücke  selbst  das  Räumen  des 
Flußbettes,  so  daß  die  dortige  Schiffahrt  mit  großen  Hemmungen  zu  ringen  hat. 

^^)  Vgl.  die  Schilderung  der  früheren  Zustände  bei  v.  Lorenz-Libur- 
nau,    a.  a.  0.,  S.  100 ff. 

12)  „Damit  aber  der  Schiffahrt  schon  vor  der  Vollendung  der  Arbeiten  geholfen 
sei,  beschaffte  der  Staat  einen  eigens  zu  diesem  Zwecke  gebauten  selbstfahrenden 
Bagger,  welcher  bereits  seit  April  1916  in  Betrieb  gestellt  ist  und  der  die  entspre- 
chende Fahrrinne  in  Form  einer  Künette  möglichst  binnen  ein  bis  zwei  Tagen  durch - 
baggern  soll.  Das  Baggergut  wird  nicht  in  Prähme  verladen  und  verführt,  sondern 
durch  Rinnen  vom  Bagger  aus  unmittelbar  rechts  und  links  der  Künette  in  ent- 
sprechender Entfernung  vom  Rande  desselben  abgelagert"  (Budapester  Donau- 
konferenz; Allgemeiner  Bericht  S.  14). 

1')  Vgl.  die   nebenstehende   Kartenbeilage    über  das   Donaudurchbruchstal. 
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Katarakt(;n»trccke  Herr  zu  werden,  unterbreitete  Ingenieur  Botemejer 
der  Btuiapefter  Donsukoniereoz**),  indem  er  den  Baia  wus»  20  km  Ungen 
KAnaltuaneUt  zwischen  Jucz  (bei  der  Pore£kAmttndnng  uniern  DL  IfiUnoTM) 
und  Brza  Palanka  durch  da«  &ber  800  m  ansteigende  Gebirge  Tonehhig,  der 
ii'if,  114  icm  lange  DonAU-Eataraktetreeke  (Schnellen  Ten  Jnez,  Engen  ron 
Kazan,  Eisernes  Tor)  vermeiden  wfirde.  Vorgeeehen  sind  eine  Wassefspiegel' 
br<:it(;  von  25  m  und  eine  Tiefe  von  4  m,  die  Uehte  Oifnnng  über  dem  Waeser- 
Kpi(;g<:l  Koll  7  m  betragen;  käme  eine  Waeserkraftnutzung  in  Frage,  dann 
müÜUi  die  Kanalwassertie^:  12  m  betragen.  2u  beiden  Seiten  nnd  ftühieneu' 
wege  für  elektrische  Schlcppzuglokomotiven,  mneriialb  dee  Kanaltunnela 
mehrere  Auüweicbstellen  angeordnet.  Der  Betrieb  erfdgt  naeh  einem  be* 
stimmten  Verkchrsplan  und  kann  dann  eine  solche  Anzahl  von  Schiffen  mit 
je  1250  Tonnen  Fassungsvermögen  durchschleusen,  da6  insgesamt  rund  60 
Mill.  Tonn/n  alljährlich  zu  passieren  vermdgen.  Die  Gesamtkoeten,  einschließ- 
lich der  BchleufM^n,  der  Vorhäfen  nnd  der  Kraftwerke  werden  auf  152  ICH. 
Mk.  geschätzt. 

zwei  KbUt  iM  grimiden  Wsssetstiafie  Beynsburg  Qslate  krine  tedhnisdien 
HindenuMe  mehr  gßbea.**  Ans  v.  Kvassays  grofleccr  Arbdt  fibor  die  „Vti' 
gariscbe Donau**,  ^wiraadi  dieffirdieBedeirtangdM  berdteOdeisteteo  «ad der 
nocb  in  Aniiskdit  genomiii«Dra  BegnhernngibaiiteD  hrfiriwkiieFy^ 
die  Daaet  der  ScbiffiUirtshmdenusse  hn  Eisernen  Tote  entndhmwi,  gfheu  wir  die 
HchinMtxif^gangm  besfig^  der  ^artiode  und  ZnkimftsmggKdikrttoa  der  Eiscniea 
Tor-Sdiiffahrt  wwttic^  wieder:  ,J)eg  gegenwärtige  Vokdhr  am  Vkemm  Ton  kann 
kurz  in  folgmdem  diarakter&riot  werdm:  Die  leistong  der  Stsedte  OnttMoiri^  — 
IBiMeraea  Tot  ist  voUsttedig  von  der  im  Buuiale  des  Eismiai  Tone  sdUwt  enkümnn 
Lnstnng  abhängig.  PMsoneiidampfer  von  1200  HP  Itiknea  mit  ^uerKnlidenSjUMl 
nadiaii^&rtsb«Mu«n.  DasSchleppenderKihnewnidebiszaranenieiMeteaZeitdntdi 
denTaiier(Seibcbif{)  von  000  HP ,,  Vadoipa**  bewfgt,  der  inwtende  war,  til^  16 
Kihne  stconuuilwSrts  zu  schlrapen,  was dner  Tsgesldstong von  10—12 OOOTonnm 
ondsonadi  j2hrlidietwa31filLTomiaieotspridii.  Hiiwaiwiredmea  ist  nodi  dar  bei 
einem  Waasentaade  von  ober  3,6  m  hn  alten  Schifiahrtawege  abwidtdba«»  YeAtbt» 
In  neaeng  ZeÜ  gdang  es,  so  stadw  Baddampfer  za  erbatwo,  die  sogar  bei 
Niedrigitwasser  nicht  nur  sdbst  dm  Kanal  des  Oeenea  Torrn  bcKwirto  bdsluea 
kdnnen,  eondnn  andi  imstande  rind,  Kihne  von  660  Toonm  BMÜstm^  in  dem* 
MÜbea  stroauuifwirta  za  schlepp».  Es  habm  dieie  Baddampfer  1600  HP.  Bei 
TaShenn  WamertOuAtn  ist  die  Fahrgesdiwin^Brit  im  Kanäle  kldner  und  kftnsa 
za  sddier  Zeit  aoidi  sdiwäcfaece  Dampfer  Kflbe  aufwärts  sdifeppen.  DeaumA 
kam»  der  Verkdir  im  TSmmwa  Tor-Kanal  alhnihHeh  von  der  Seüsciiiffehrt  onab- 
hingMfgmiuM^itwqdCT;  es  wird  blog  davon  abhangM,wiendl  derartige  Baddampi» 
zar  Verftignng  stdien,  nachdnn  Yuenmt  der  Yedubr  sozma^m  stetig  gr»MM 
werden  kami.^  —  W.  Of  f  ergeld  (a.  a.  O.)  ist  genagt»  der  „sdiwadwa  Staue 
d«  Dona«  bdm  Eisanai  Tor^^einschneideade  Bedeotang  ffir  das  graamfeStowa- 
sjstem  zozoschrinbeD,  „denn  dfe  Hauptwyl  der  Statik,  da0  ein  System  niiyads 
stixker  als  an  seinon  tSxwMmien  Punkte  sd,  wiie  aadi  anf  dfe  verfcelitswirtsdiaft- 
Uche  Bedeotmig  eines  Pfatfflaiifes  in  gewissem  Umfenge  aazaweaden'*.  Sehr  vcr- 
hiognisvdl  sind  nadi  ihm  die  Fo^m  dieses  Übdstaades  insbesondeee  ffr  Vmßm 
und  dfe  Staaten  an  der  ontecenDonaaflBworden.  Badnest  kdnoe  seine  ^fiekSdie 
Lage  an  dm  Viem  tiaem  bedentmdm  Stromes,  in  der  Mitte  des  Leodes,  feei  von 
TernuDtMcfawierig^ceitm,  so  daS  es  der  Biditang^ankt  ffir  aDe  Gfiterbewcgangm 
des  Landes  win,  nnr  in  gnringmi  Umfange  atMontam.  Ihid  aawb  Brnwinim  wad 
Bolgarim  köanten  haaea  Vorteil  zidim  ana  diewr  Waastislislks  &  in  daa  Herz. 
SoKoptts  riutrtu 

1«)  Die  fme  Donan,  I,  Bo.  19,  a  10^1- 
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Auf  der  rumänisch-bulgarischen  Donaustrecke  begegnen 
der  Schiffahrt  auf  dem  größten  Teile  keine  ernstlichen  Hindernisse  mehr; 
ist  auch  das  Nordufer  von  Buchten,  Altwässern,  in  den  Fluß  hineinragenden 
Halbinseln  und  (stellenweise  zu  Binnenseen  veränderten)  Strandlagunen  be- 
gleitet, so  setzt  anderseits  dem  Südufer  der  hier  abbrechende  Steilrand  der 
bulgarischen  Tafel  einen  festen  Damm  entgegen.  Allerdings  würde  auch, 
falls  der  natürliche  Zustand  des  Flusses  nicht  ohnedies  einer  bis  2,0  m  tau- 
chenden Schiffahrt  keine  sonderlichen  Schwierigkeiten  entgegenstellen 
würde,  die  von  Orsova  bis  Sulina  stark  anschwellende  Breite  des  Stromes  der 
außerordentlichen  Kosten  wegen  systematische  Regulierungsbauten  kaum 
zulassen;  die  wenigen  Furten  dieser  Donaustrecke  können  leicht  durch 
Baggerung  vertieft  werden^').  Erst  das  etwa  4300  km  umfassende  Delta- 
gebiet^**)  —  von  Braila  ab  wird  die  Donau  für  Seeschiffe  fahrbar  —  erheischte 
wieder  menschliche  Eingriffe.  Die  seit  dem  Bukarester  Frieden  von  1812^^) 
angeblich  neutralen,  in  Wirklichkeit  schon  damals  wie  durch  den  türkisch- 
russischen Vertrag  von  Akkerman  (1826)  und  den  Adrianopeler  Frieden  (1829) 
russisch  gewordenen  Donaumündungen  verfielen,  da  Rußland  sich  um 
sie,  schon  um  Odessa  zu  heben,  nicht  kümmerte ;  die  südliche,  der  St.  Georgs- 
Arm,  wurde  in  jener  Zeit,  auch  durch  eine  ihm  vorgelagerte  Barre,  dauernd 
unbrauchbar,  die  nördliche,  der  Kilia-Arm,  war  mit  seinen  vielfachen  Ver- 
ästelungen bald  nur  mehr  für  kleine  Schiffe  fahrbar  und  die  mittlere,  den 
von  den  Türken  früher  stets  in  Stand  gehaltenen  Sulina-Arm,  der  von  16 
Fuß  Tiefe  unter  den  Türken  trotz  eines  zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit  von 
Österreich  mit  Rußland  getroffenen  Donau- Abkommens  (Urkunde  bei  S  t  r  upp , 
S.  71  f.)  auf  7  Fuß  im  Jahre  1854  gesunken  war,  rettete  nur  der  Pariser 
Friede  von  1856^*'),  der  in  den  Artikeln  15—19  die  Freiheit  der  Donauschiff- 


^')  1911  zeigte  sich  unter  den  59  auf  der  Donau  zwischen  Orsova  bis  Galatz 
aufgetretenen  Furten  (vgl.  die  Tabelle  S.  27/28  des  „Allgem.  Berichtes  der  Buda- 
pester Donaukonferenz")  bloß  eine  mit  der  Tiefe  von  1,9  m  (auf  der  Strecke  Calafat), 
ferner  eine  mit  einer  Tiefe  von  2,0  m  (auf  der  Strecke  Giurgevo) ;  „neun  Furten  wiesen 
2,3 — 2,5  m  und  sechzehn  2,6 — 3,0  m  Tiefe  auf.  Bei  den  meisten  (32)  überstieg 
die  Tiefe  3,0  m.  Der  nichtregulierte  Zustand  des  unterhalb  Orsova  gelegenen  Strom- 
abschnittes verursacht  demnach  den  mit  einem  Tiefgange  von  2,0  m  verkehrenden 
Schiffen  weder  in  der  Tal-  noch  in  der  Bergfahrt  Schwierigkeiten"  (Allgemeiner 
Bericht  S.  29). 

^8)  Früher  besaß  die  Donau  (G.  Antipa,  a.  a.  0.,  S.  22  ff.)  eine  trichter- 
förmige Ästuarmündung,  die  ein  breiter  Golf  des  Schwarzen  Meeres  war,  später 
wird  dieses  Ästuar  von  einem  langen  Strandwall,  durch  dessen  mehrfache  Unter- 
brechungen (Mündungen)  das  Donauwasser  sich  ins  Meer  ergoß,  abgeschlossen 
und  in  ein  großes  Haff  verwandelt.  Der  Strom,  der  dieses  Haff  allmählich  aus- 
süßte, schuf  durch  seine  Sinkstoffe  mächtige  Bänke,  die  sich  zu  Inseln  auswuchsen; 
die  von  seinem  Wasser  gebildeten  Talwege  wandelten  sich  in  die  „Arme"  um. 
Der  weiteren  Entwicklung  dieses  von  Deichen  durchzogenen  und  von  einer  mächtigen 
Decke  schwimmenden  Schilfes  überlagerten  Strandsees  nach  G.  Antipa  nach- 
zugehen, würde  hier  zu  weit  führen.  Wir  erwähnen  nur  noch,  daß  das  jährliche 
Wachstum  des  Deltas  gegen  das  Meer  mit  ungefähr  3 — 4  m  angegeben  wird  (W. 
G  0  e  t  z  ,  a.  a.  O.,  S.  425),  doch  ist  der  Ende  der  60er  Jahre  an  der  Küste  aufgestellte 
Xieuchtturm  von  Sulina  heute  bereits  1  km  vom  Meere  entfernt. 

")  Die  Urkunde  bei  K.  S  t  r  u  p  p  ,    a.  a.  O.,  S.  34  ff. 

***)  Den  1856  vor  Eingreifen  der  Europäischen  Donaukommission  bestehenden 
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fahrt  bestimmte  und  zwei  Donaukommissioneu  schuft),  vor  einem  gleichen 
Schicksal,  indem  die  eine  dieser  Kommissionen,  die  mit  dieser  Aufgabe  be- 
traute „Europäische  Donaukommission",  sich  nach  genauer  Prüfung  für 
die  Regulierung  dieses  zwar  wasserärmsten  (7  %  der  Gesaratwasserführung 
gegenüber  30  %  im  Georgs-  und  63  %  im  Kilia-Arm)  aber  kürzesten  und 
immerhin  am  besten  erhaltenen  Armes  aussprach^^).  Zwischen  1858  und 
1861  wurde  eine  Fahrtiefe  von  5  m  hergestellt,  eine  nördliche  Mole  von  1412  m 
und  eine  südliche  von  915  m  Länge  errichtet,  letztere  später  auf  1054  m 
und  noch  später  bis  zur  nördlichen  verlängert,  beide  (1866—1871)  durch 
Betonbauten  verstärkt,  die  Einfahrt  verbessert.  Die  Fahrtiefe  wurde  1879  auf 
6,25  m  und  durch  die  Baggerungen  von  1880— 1888  auf  7,31  m  gebracht,  eine 
Tiefe,  die  durch  neue  Baggerungen  und  Einschränkungen,  durch  den  Ausbau 
von  Parallelwcrken  —  mit  Ausnahme  kurzer  Strecken  —  bis  in  die  jüngste 
Zeit  bewahrt  werden  konnte.  Darüber  hinaus  hat  die  in  ihren  Vollmachten 
immer  mehr  erhöhte  Europäische  Donaukommission  im  Mündungsgebiete 
eine  Reihe  weiterer  Verbessenmgen  vorgenommen  (Verkürzung  des  Fluß- 
laufes durch  Abschneiden  von  Krümmungen,  Errichtung  von  Leuchttürmen 
und  Flußsignalen)  und  dafür  wie  zur  Bestreitung  anderer  Ausgaben  (Bau 
von  Kaianlagen,  Krankenhäusern  usw.)  und  zur  Erhaltung  des  freien  Fahr- 
wassers, seit  1887,  wo  sie  ihre  Schulden  gänzlich  getilgt  hatte,  ausschließlich 
die  (immer  mehi;  ermäßigten)  Gebühren  für  Schiffe  und  Frachten  verwenden 
können 2^).    Heute  befahren  Seeschiffe  von  3500  RT  und  darüber  (mit  bis 


Zustand  schildert  deren  unter  dem  Titel  „Note  sur  les  travaux  techniques  1856 
— 1911"  veröffentlichter  Bericht,  der  im  Auszuge  mitgeteilt  und  besprochen  ist 
im  „Allgemeinen  Bericht  der  Budapester  Donaukonferenz"  S.  32  ff.  Es  heißt  hier 
darüber:  „Die  Schiffahrt  hatte  mit  vielen  und  großen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen. 
Fast  sämtliche  Schiffe  waren  gezwungen,  ihre  Ladxmg  auf  offener  Reede  (in  der 
offenen  Bucht  nächst  der  Mündung)  zu  ergänzen  oder  die  ganze  Ladung  aus  kleinen 
Lichter-Fahrzeugen  dort  aufzunehmen.  Zur  Zeit  der  Stürme  ■ —  was  an  dieser  Küste 
sehr  häufig  der  Fall  ist  —  konnten  die  Lichter-Fahrzeuge  nicht  neben  den  See- 
schiffen verbleiben  und  mußten  sich  in  den  Hafen  retten,  wobei  viele  zugrunde 
gingen.  Nicht  selten  wurden  auch  die  Seescliiffe  ans  Ufer  geschleudert."  Die  Tiefe 
des  Sulinaarmes  betrug  2,44  m  (des  Georgsarmes  2,13  m,  des  Kiliaarmes  1,32  m); 
doch  sank  sie  häufig  bis  auf  2,13  m.  „Im  Herbst,  wenn  das  Gtetreide  zur  Verführung 
gelangen  sollte,  war  der  Wasserstand  gewöhnlich  am  kleinsten.  Gerieten  die  Schiffe 
auf  Sandbänke,  so  mußte  nicht  selten  oberhalb  der  Sandbank  die  ganze  Ladung  ans 
Ufer  gebracht  und  unterhalb  der  Bank  neuerdings  eingeladen  werden.  Manchmal 
mußte  dieser  Vorgang  unterwegs  wiederholt  werden,  wodurch  die  Güter  verschie- 
denen Schädigungen  ausgesetzt  waren.  Die  Krümmungen  waren  im  Scheitel  sehr 
scharf,  demzufolge  hielten  die  Gregenwinde  die  Schiffe  stark  zurück,  woraus  Zeit- 
verlust, Anstauen  der  Schiffe  und  allgemeine  Wirre  entstand.  Schleppdampfer 
gab  es  dazumal  nur  in  geringer  Anzahl  und  das  Schleppen  war  kostspielig,  weshalb 
man  das  Abwarten  eines  günstigen  Windes  vorteilhafter  fand  oder  aber  das  Treideln 
vom  Ufer  mit  Pferden  in  Anspruch  nahm." 

21)  Die  Urkunde  bei  K.  S  t  r  u  p  p  ,    a.  a.  O.,  S.  76  ff. 

22)  Vgl.  über  die  Erwägungen  und  Verhandlungen  betreffend  die  W^ahl  der 
Mündung  den  „Allgem.  Bericht"  S.  34  ff.  Zu  beachten  ist  auch  die  ebenda  S.  63  ff. 
als  Anhang  beigegebene  kurze  Mitteüung  über  die  Arbeiten  der  „Europ.  Donau- 
kommission". 

23)  Die  völkerrechtlichen  Beziehungen  der  Donauschiff- 
fahrt bei  J.  B 1  e  y  e r ,  Zwischenstaatliche  Fragen,  beiG.    Demorgny   und 
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50  000  dz  Frachtlast)  den  Sulinaarm,  1856  mußte  das  Schiff  unter  150  RT 
besitzen.  Seit  1911  wird  über  eine  zunehmende  Verschüttung  des  Sulinaar- 
mes  und  des  Hafens  von  Sulina  geklagt  und  als  Ursachen  die  von  der  Bälia- 
mündung  gegen  Süden  vorschreitende  Versandung  und  die  durch  die  Ab- 

G.  R  a  d  u.  Die  freilich  in  ihrem  Umfange  bald  beschränkte  Durchführimg  der 
Internationalisierung  der  Donauschiffahrt  durch  den  Pariser  Frieden  von  I8ö6  geht 
auf  jene,  der  französischen  Bevolution  entlehnten  und  durch  den  Wiener  Kongreß 
angenommenen  Anschauungen  zurück,  nach  denen  vom  Meere  aus  befahrene  und 
mehreren  Staaten  angehörende  Flüsse  gleichsam  als  Fortsetzung  des  allen  offen 
stehenden  Meeres  vom  Beginn  ilirer  Schiffbarkeit  bis  zur  Mündung  jedem  Staate 
zugänghch  sein  sollten.  Nicht  durchaus  ist  aber  in  den  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
für  einzelne  Flüsse  entworfenen  Schiffahrtsakten  an  einer  absoluten  Freiheit  fest- 
gehalten worden,  meist  wurde  sie  mehr  oder  weniger  beschränkt  {wie  auch  der  Wiener 
Kongreß  bloß  von  einer  Freilieit  hinsichtlich  des  Handels  gesprochen  hatte).  Häufig 
blieb  trotz  der  Internationaütäts -Theorie  praktisch  die  Schiffahrt  doch  den  Ufer- 
staaten vorbehalten:  wie  auch  "vvir  es  zweifellos  als  störend  empfinden,  daß  Staaten, 
ohne  Flußanlieger  zu  sein,  ihre  ganz  anders  gerichteten  Gesichtspunkte  bei  Ab- 
machungen sollten  geltend  machen  dürfen,  für  die  bloß  die  Interessen  der  Ufer- 
staaten maßgebend  zu  sein  hätten;  jede  Bevormundung  durch  Außenstehende  er- 
weckt nur  den  Anschein,  als  ob  jene  für  sich  allein  ihre  Angelegenlieiten  nicht  gut 
genug  besorgen  könnten  (ansonsten  müßten  bilHgerweise  auch  nationale  Ströme 
wie  Themse,  Seine  usw.  der  internationalen  Schiffahrt  freigegeben  werden).  Der 
Pariser  Friede  rief  nun  einerseits  die  bereits  oben  genannte  (überwiegend  in  Sulina 
tagende)  Europäische  Donaukommission  ins  Leben,  in  der  Frankreich,  Österreich, 
Großbritannien,  Preußen  (dessen  Rechtsnachfolger  das  Deutsche  Reich  wurde), 
Rußland,  Sardinien  (als  dessen  Rechtsnachfolger  Italien  eintrat)  und  die  Türkei 
vertreten  sein  sollten  und  die  von  dem  östlich  Galatz  gelegenen  Isakscha  abwärts 
alle  notwendigen  Arbeiten  durchzuführen  hatte,  „um  die  Mündungen  sowie  die 
angrenzenden  Meeresteile  von  Sandbänken  und  anderen  Hindernissen  zu  befreien 
und  sie  in  dem  für  die  Schiffahrt  bestmögUchen  Zustande  zu  erhalten".  Neben  diese 
Kommission  trat  als  Zugeständnis  besonders  an  Österreich,  das,  den  Standpunkt 
der  Uferstaaten  vertretend,  nur  die  untere  Donau  in  die  Verhandlungen  einbe- 
zogen haben  wollte,  die  „Permanente  Kommission  der  Donauuferstaaten",  deren 
Leitung  Österreich,  Bayern,  der  Türkei  und  Württemberg  zufiel  (mit  nur  beratenden 
Stimmen  der  Vertreter  der  drei  türkischen  Suzeränstaaten  Moldau,  Walachei  und 
Serbien);  zu  ihren  Obliegenlieiten  gehörten  die  Herausgabe  einer  Schiffahrts-  und 
StrompoHzeiordnung,  die  Beseitigung  aller  der  Ausübung  der  Schiffahrt  im  Sinne 
der  Bestimmungen  des  Wiener  Kongresses  noch  entgegenstehenden  Hemmnisse, 
die  Feststellung  und  Ausführung  der  Erfordernisse  für  den  ganzen  Flußlauf  („or- 
donnera  et  fera  ex6cuter  les  travaux  nöcessaires  sur  tout  le  parcours  du  fleuve") 
und  schließlich  nach  Auflösung  der  Europäischen  Donaukommission  vorzüglich 
die  Übernahme  ihrer  Aufgaben  hinsichtlich  der  Donaumündungen  und  des  an- 
grenzenden Meeres.  Während  aber  diese  Uferstaatenkommission  nach  mancherlei 
Versuchen  sich  durchzusetzen  (1857,  1866  und  1871)  immer  mehr  an  Greltung  ein- 
büßte und  in  den  mit  der  Donauschiffahrt  sich  beschäftigenden  Artikeln  (52 ff.) 
des  Berliner  Kongresses  (Urkunde  bei  K.  S  t  r  u  p  p  ,  S.  139  ff.)  gar  nicht  mehr 
erwähnt  wurde,  erfuhr  die  Europäische  Donaukommission,  gegen  deren  Bestand, 
als  den  Interessen  der  Uferstaaten  zuwiderlaufend,  Österreich  bereits  doppelten 
Einspruch  erhoben  hatte,  durch  denselben  Wiener  Kongreß,  der  auch  Rumänien 
in  die  Kommission  aufnahm,  und  durch  den  —  von  Rumänien,  das  nur  eine  Ge- 
bietshoheit jedes  Staates  für  seinen  Donauanteil,  nicht  für  den  ganzen  Donaulauf 
gelten  lassen  wollte,  allerdings  nicht  anerkannten  —  Londoner  Donauschiffahrts- 
vertrag von  1883  (Urkunde  bei  K.  S  t  r  u  p  p,  S.  190 ff.)  eine  neue  Kräftigimg  durch 
die  räumliche  und  zeitliche  Erweiterung  ihres  Geltungsbereichs;  ihre  Jurisdiktion 
sollte  sich  bis  Braila  erstrecken,  ihre  Vollmachten  (PoHzeigewalt,  Abgabenerhebung, 
Anleiheaufnahme)  wurden  zunächst  bis  1904,  sodann  stillschweigend  um  je  drei 
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liolzung  im  Einzugsgebiete  bewirkte  Vermehrung  der  Sereth- Sinkstoffe 
angegeben;  v.  Kvassay  hat  überdies  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  hinsichtlich  der  Gefährdung  der  Erhaltung  des  Sulinaarmes  auch  noch 
ein  bei  allen  Flußdurchstichen  und  den  Spaltungen  von  Strömen  (Deltas) 
auftretender  Umstand  zu  berücksichtigen  ist,  der  nämlich,  daß  infolge 
der  wechselnden  Wasserstandsverhältnisse  sich  häufig  „ein  Arm  auf  Kosten 
des  anderen  zu  entwickeln  oder  zu  verschütten  bestrebt  ist".  Daher  wird 
es,  zumal  seit  Kriegsausbruch  1914  die  Baggerungen  und  übrigen  Arbeiten 
ohnehin  nicht  in  erforderlichem  Maße  erfolgen  konnten^*),  außer  ausgiebigen 


weitere  Jahre  verlängert ;  ein  Anhang  zum  Londoner  Vertrag  übergab  ferner  die  Auf- 
sicht über  die  Durchführung  eines  eben  geschaffenen  Scbiffahrtsregleraents  für 
die  Strecke  Eisernes  Tor — Braila  einer  „Gemischten  Kommission",  in  der  unter 
dem  Vorsitz  Österreich -Ungarns  auch  Bulgarien,  Rumänien  und  Serbien  durch 
einen  Delegierten  vertreten  sein  sollten.  Seit  1901  hat  Ungarn  überdies  noch 
eine  mit  der  Überwachung  und  Instandhaltung  des  Donaudurchbruchstales  bis 
Turn-Severin  betraute  ,,Kgl.  Ungar.  Schiffahrtsbehörde  der  unteren  Donau"  ge- 
schaffen; freilich  wird  gegen  Ungarn  bestritten,  daß  völkerrechtUch  die  Über- 
wachung für  den  nicht  ungarischen  Teil  dieser  Strecke  erlaubt  sei.  Fr.  H  e i  - 
d  e  r  i  c  h  (Donau,  S.  19/20)  fordert  für  dieZukunft  die  Beseitigung  der  Europ.  Donau- 
kommission und  die  Wiedererweckung  der  Uferstaatenkommisson  mit  den  Agenden 
jener.  Ähnlich  wünscht  W.  G  r  o  o  s  (Die  freie  Donau  1916,  No.  16,  S.  16)  die  Auf- 
hebung der  „Europ.  Kommission"  und  Übergang  ihrer  Befugnisse  an  einen  „Schiff- 
fahrtsausschuß der  Uferstaaten",  welche  für  sich  und  ohne  Einmischung  anderer 
Mächte  die  bisherigen  Grundsätze  und  Vorschriften,  soweit  sie  sich  erprobt  haben 
und  den  Uferstaaten  vorteilhaft  sind,  in  einer  neuen  Vereinbarung  festlegen  werden. 
Darauf,  daß  seit  dem  Eintritt  Rumäniens  in  den  Krieg  sich  auch  die  Rechts- 
lage hinsichtUch  aller  bestehenden  Abmachungen  für  die  untere  Donau  mit 
einem  Schlage  änderte,  weist  M.  R  o  g  g  e  hin.  Nur  der  Sieg  der  Mittelmächte 
verbürgt  die  Freiheit  der  Donau  auch  auf  ihrem  Unterlaufe:  die  Russen  in  Kon- 
ßtantinopel  und  im  Besitze  der  Dardanellen  bedeute  unbedingt  die  Unterdrückimg 
jeder  wirtschaftlichen  Bewegung  Rumäniens  auf  und  an  der  Donau  (M.  R  o  g  g  e , 
Die  Freiheit  der  unteren  Donau;  Die  freie  Donau,  I,  No,  20,  S.  6/7).  —  J.  B  1  e  y  e  r  , 
der  von  dem  gegenwärtigen  „chaotischen  Rechtszustand  der  Donauschiffahrt" 
spricht,  wünscht  ein  aus  Vertretern  der  beteiligten  Staaten  bestehendes  Organ; 
die  Donauakte  von  1857  haben  ein  solches  vorgesehen,  doch  ist  es  niemals  ins  Leben 
getreten.  Die  rechthche  Regelung  der  Rheinschiffahrt  kann  als  RichtUnie  des 
künftigen  Donaurechtes  maßgebend  sein,  was  auch  den  Vorteil  hätte,  daß  die  an- 
gestrebte Großschiffahrtsverbindung  Rhein — ^Main — Donau  imter  mögüchst  gleichem 
Rechte  stünde.  „Auch  gegen  die  Übernahme  des  Grundsatzes  von  der  internationalen 
Freiheit  der  Flußschiffahrt  auf  die  Donau  ist  im  allgemeinen  nichts  einzuwenden. 
Die  Zentralmächte  müssen  sich  aber  vorbehalten,  von  der  Donau,  soweit  sie  darüber 
verfügen,  im  Wege  der  Vergeltung  alle  Staaten  auszuschUeßen,  von  denen  sie  in 
wirtschafthcher  Hinsicht  feindseUg  behandelt  werden."  Besonders  wichtig  wäre 
die  Büdung  besonderer  Donauschiffahrtsgerichte  und  die  Schaffung  einer  perma- 
nenten Donau-Zentralkommission,  die  „durch  besondere  Aufsichtsorgane  und 
Sachverständige  die  Stromverhältnisse  sowie  die  Schiffahrt  in  rechthcher,  technischer 
und  ^vi^tschaftlicher  Beziehung  fortlaufend  zu  studieren  und  zu  überwachen,  vor 
allem  aber  die  gutaclxthche  Ausarbeitung  einer  gemeinschafthchen  Schiffahrts- 
und Strompohzeiordnung  zu  entwerfen  hätte". 

^*)  Von  der  Europ.  Donaukommission  während  des  Weltkrieges  berichtet 
„Die  Donau"  (1916,  No.  12,  S.  19  nach  dem  Bukarester  „Steagul").  Der  durch  die 
Einstellung  der  kaufmännischen  Schiffahrt  bewirkte  Ausfall  in  den  zur  Erfüllung 
ihrer  Aufgaben  notwendigen  Einkünften  und  der  empfindliche  Kohlenmangel 
habe  eine  Stockung  in  der  stetig  erforderUchen  Ausbaggerung  des  SuUnaarmes  zur 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  XVII 
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Baggerungeu  au  den  Mündungen  überdies  notwendig  sein,  an  der  Delta- 
wxirzel  das  Strombett  auf-  und  abwärts  mittels  ständiger  Werke  zu  sichern 
und  „hiermit  zu  verhindern,  daß  zufolge  der  dauernden  Angriffe  und  des 
Abbrechens  derselben,  sowie  auch  des  schlängelnden  Vorwärtswanderus 
des  Flusses  die  Abfluß  Verhältnisse  der  einzelnen  Arme,  mag  dies  nun  dem 
einen  oder  anderen  Arme  zum  Nachteil  gereichen,  einer  Veränderung  unter- 
worfen werden"  (Allgem.  Bericht  der  Budapester  Donaukonferenz,  S.  41). 

5.    Das     Hindernis      der     hohen      Donaufrachtkosten 
und   der    Wettbewerb   des    Seeweges. 

Als  eine  wesentliche,  wenn  nicht  ausschlaggebende  Erschwerung  des 
Aufschwunges  der  Donauschiffahrt  hat  man  stets  die  Höhe  ihrer  Fracht- 
tarife, die  Kosten  der  Donauschiffahrt  angesehen  (Tabelle  32)^).  ,,Die  Frage 
einer  entsprechenden  Ausnützung  der  Donauroute  hängt  aufs  innigste  mit 
der  Frage  der  Selbstkosten  zusammen;  dieses  Problem  bildet  dem  Seeweg 
gegenüber  den  Angelpunkt  des  erfolgreichen  Wettbewerbes  der  Donau- 
linie" (K.  V.  V  e  g  h  ,  a.  a.  0.,  S.  7).  Hat  man  doch  sogar  berechnen  wollen, 
daß  vor  dem  Kriege  der  Eisenbahntransport  aus  dem  Osten  nach  Deutsch- 
land billiger  als  der  die  Donau  zu  Hilfe  nehmende  Güterverkehr  gewesen 
ist  (S.  G  ü  n  t  h  e  r  ,  S.  249);  auf  die  außerordentliche  Differenz  wenigstens 
der  Transportspesen  des  Donauweges  gegenüber  dem  Seewege  haben  auch  wir 
bereits  an  einer  früheren  Stelle  (S.  225*)  hingewiesen.  Es  kann  nun  keine  Frage 
sein,  daß  mancherlei  Umstände  die  Donaufi-achten  verteuern^):  Wenn  die 
Schiffsgefäße,  wie  wir  wissen,  häufig  wegen  ungünstiger  Wasserstände  und 


Folge  gehabt,  dessen  Versandung  somit  bedauerliche  Fortschritte  mache.  Rumä- 
nien, das  am  meisten  darunter  litte,  falls  größere  Seeschiffe  die  Donaumündung 
nicht  mehr  befahren  könnten,  habe  schon  an  die  alleinige  Übernahme  der  Instand- 
haltung des  Sulinaarmes  gedacht. 

^)  „Die  Donauzukunft,  von  der  jetzt  so  viel  die  Rede  ist,  hängt  in  allererster 
Linie  von  der  künftigen  Gestaltung  der  Donaufrachten  ab.  Die  Donau  soll  in  fracht- 
licher Beziehung  wettbewerbsfähig  gemacht  werden  mit  dem  Seeweg,  der  vom 
Schwarzen  Meer  um  Europa  herum  bis  Antwerpen,  Rotterdam  und  Hamburg 
führt,  und  heute  im  Verein  mit  den  anschließenden  Binnenwasserstraßen  dem 
Donauweg,  auch  bei  voller  Ausnützung  bis  zum  derzeitigen  Endpunkt  der  Donau- 
großschiffahrt, Regensburg,  weitaus  überlegen  ist.  Ist  dieses  Ziel  nicht  erreichbar, 
können  diese  Donaufrachtsätze  nicht  so  sehr  herabgesetzt  werden,  daß  man  zum 
allerwenigsten  beispielsweise  rumänisches  Getreide  donaubergwärts  ebenso  billig 
nach  Deutschland  verfrachten  kann  wie  heute  über  Rotterdam  nach  Mannheim, 
so  ist  alles  vergebliche  Liebesmühe.  Handel  und  Industrie  werden  den  Bezug  ihrer 
Rohstoffe,  den  Versand  ihrer  Erzeugnisse  immer  auf  dem  Wege  bewerkstelligen 
müssen,  der  der  billigste  ist"  (C  1  a  r  u  s  ,  Donaufrachten  in  der  „Donaunummer" 
der  Wirtschaftszeitung  der  Zentralmächte). 

2)  A.  Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n  (a.  a.  O.,  S.  66 — 92)  hat  ausführlich  die  tarifarischeu 
Fragen  behandelt,  namentlich  die  Ursachen  untersucht,  welche  die  hohen  Fracht- 
tarife von  früher  bestimmten,  und  die  Gründe  nachgewiesen,  weshalb  sie  niedriger 
werden  mußten.  Als  eine  Eigentümlichkeit  des  früheren  Donauverkehrs  bezeichnet 
er  das  in  den  90er  Jahren  von  der  Ersten  k.  k.  priv.  D.-D.-G.  auf  den  Weg  (für  Bag- 
gerungen, Lotsengehälter  usw.)  verausgabte  Anlagekapital,  das  oft  nur  wenige  Tage 
produktiv  wirkte.  —  Für  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  vgl.  K.  v.  V  6  g  h  ,  „Die 
Donaufrage"  im  „Ungar.  Volkswirt"  (No.  5  vom  4.  September  1916). 
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infolge  anderer  Schiffahrtshindernisse  nicht  voll  ausgenützt  werden  können, 
wenn  uns  die  Statistik  die  Belege  für  vielfach  leere  Talfahrten  geliefert 
hat,  ungünstige  klimatische  Verhältnisse  die  Schiffahrt  durch  längere  Zeit 
völlig   lahmlegen,   wenn   Abgaben   für  Regulierungsbauten')   oder  sonstige 

')  Viel  umstritten  sind  vor  allem  die  Abgaben,  die  Ungarn  oberhalb 
und  unterhalb  Orsovas  einliebt,  ungeachtet,  daß  Österreich  und 
andere  Mächte  seine  Berechtigung  zur  Aufstellung  eines  autonomen  Tarifes  ab- 
lehnten. Fast  allseitfcaber  wendet  man  sich  gegen  die  Höhe  dieser  Abgaben.  Es 
werden  eingehoben:  für  die  beiden  Abschnitte  obe'rhalb  und  unterhalb  Orsovas 
erstens  2  h  pro  dz  Ladefähigkeit  für  beladene  und  unbeladene  Damp- 
fer, Sclileppkähne  usw.  und  zweitens  18  h  pro  dz  Ware  (beide  Taxen  ermäßigen 
sich  um  die  Hälfte,  wenn  das  Schiff  nur  durch  einen  der  beiden  Abschnitte  fährt) ; 
im  eigentUchen  Eisernen  Tore  sind  drittens  5  h  pro  Tonne  Tragfähigkeit 
und  4  h  pro  dz  der  mitgeführten  Ware  als  Remorkierungsgebühren  zu  ent- 
richten. Vom  Standpunkt  einer  deutsch -rumänischen  Wirtschaftsgemeinschaft 
hat  zuletzt  diese  „den  Verkehr  mit  Naturnotwendigkeit  hemmenden,  unerschwing- 
lichen Durchgangsgebüliren"  D.  Rottmann,  Zur  Frage  einer  Wirtschafts- 
gemeinschaft zwischen  Mitteleuropa  und  Rumänien  im  Herknerschen  Sammel- 
werke (a.  a.  O.  II,  S.  480 — 496)  in  einem  „Die  Donaufrage"  überschriebenen  kurzen 
Kapitel  bekämpft  und  auf  Grund  der  Aufstellungen  im  Donaubuche  des  ehemaligen 
rumänischen  Handelsministers  Nenitescu  (Bukarest  1903)  hervorgehoben,  daß 
eine  metrische  Tonne  beim  Eisernen  Tore  etwa  2,1  Kx.,  bei  der  Donaumündung 
aber  nur  zwischen  0,37  und  0,63  Kr.  kostet.  Den  anderen  gegen  Ungarn  erhobenen 
Vorwurf,  daß  der  für  bestimmte  Waren  (besonders  für  Kohle,  Holz,  Rohöl, 
Steine)  geltencje  Begünstigungstarif  auf  seine  Interessen  zugeschnitten  sei,  sucht 
A.  Z  i  m  m  e  r  m  a  n  n  (a.  a.  0.,  S.  53  ff.)  mit  der  Angabe  zu  entkräften,  daß  die 
begünstigten  Waren  nicht  bloß  solche  ungarischer  Provenienz  wären,  sondern 
es  sich  im  allgemeinen  um  wohlfeile  Massengüter  handle,  welche  die  normale  Gebühr 
nicht  tragen  könnten ;  seine  von  Rottmann  stark  abweichende  Ansicht  in  der 
Frage  der  Eisernen  Tor-Gtebühren,  die  nach  üim  bloß  eine  1  %-Verzinsung  des  An- 
lagekapitals einbrächten,  ist  die,  daß  wir  es  hier  „mit  einem  mehr  oder  weniger 
notwendigen  Übel  zu  tun  hätten,  dessen  volle  Beseitigung  entschieden  auf  den 
ohnehin  schwachen  Verkehr  auf  der  Donau  von  großem  Vorteil  sein  würde,  das 
aber  keineswegs  in  so  großem  Maße  hemmend  auf  den  Verkehr  wirke,  wie  es  vieler- 
seits  dargestellt  würde".  Auch  v.  Kvassay  (Die  Ungarische  Donau,  S.  21  ff.) 
beschäftigt  sich  ausfülirlich  mit  den  am  Eisernen  Tore  eingehobenen  Schiffahrts- 
abgaben und  sucht  alle  gegen  sie  erhobenen  Anklagen  zu  widerlegen;  ihre  Höhe 
wäre  keinesfalls  übertrieben,  es  käme  ihnen  auch  durchaus  nicht  der  Charakter 
von  Zöllen  zu,  die  Entscheidung  Ungarns  allein  sei  durch  Abschnitt  VI  des  Lon- 
doner Vertrages  vom  Jahre  1871  geregelt.  Die  Schiffahrtsabgaben  auf  der  deut- 
schen Donau  behandelt  in  instruktiver  Weise  J.  B  l  e  y  e  r  (Die  freie  Donau 
1916,  No.  24,  S.  3/8);  er  faßt  seine  Ansicht  in  folgenden  Leitsätzen  zusammen: 
„1.  G«gen  die  Erhebung  von  Befahrungsabgaben  auf  der  freien  Donau  zum  Ersätze 
von  Kosten  für  neue  Werke  oder  Einrichtungen,  die  die  Schiffahrt  fördern, 
bestehen  weder  vom  Standpunkte  des  inneren  deutschen  Staatsrechtes  noch  vom 
Standpunkte  des  derzeitigen  zwischenstaatlichen  Donaurechtes  begründete  recht- 
liche Bedenken.  2.  Der  in  Aussicht  stehende  Schiffahrtsvertrag  mit  Österreich- 
Ungarn  hat  wegen  der  Schiffahrtsabgaben  im  wesentlichen  das  geltende  Recht 
zu  übernehmen.  3.  Die  Rücksicht  auf  die  schwere  finanzielle  Belastung  der  Staaten 
einerseits,  auf  die  Notwendigkeit  einer  baldigen  durchgreifenden  und  großzügigen 
Verbesserung  der  Schiffahrts Verhältnisse  andererseits  fordert  rasche  Einigung 
von  Staat  zu  Staat  darüber,  daß  für  die  Verbesserungsarbeiten  auf  der  Donau 
Abgaben  eingeführt  werden  oder  —  wenn  der  eine  oder  andere  Staat  die  ihn  treffen- 
den Arbeiten  abgabenfrei  durchführen  sollte  —  wenigstens  zulässig  sind.  4.  Der 
Bemessung  der  Abgaben  sind  ausschUeßlich  die  Gesamtkosten  für  die  Donau,  ab- 
schnittsweise gerechnet  nach  den  Staatsgebieten,  zu  Grunde  zu  legen.    Die  duroh- 
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Gebühren  (bis  1908  eine  Transportstener  in  Ungarn)  hinzutreten,  Hafen- 
zahl und  Hafenanlagen  (Landungsplätze,  Ein-  und  Ausladevorrichtungen, 
Zufahrtsstraßen)  nicht  befriedigen*),  die  Kohlenbeschaffung  nicht  billig  ist 
— ,  so  begreifen  wir,  daß  die  großen  Selbstkosten  des  Betriebes  der  Schiff- 
fahrtsgesellschaften eine  gewisse  Höhe  der  Donaufrachtsätze  bedingen, 
wenngleich  sie  durch  den  Wettbewerb  der  Eisenbahnen  und  neuer,  zur  früher 
fast  allein  maßgebenden  Ersten  k.  k.  priv.  Donau-Dampfschiffahrtsgesell- 
schaft hinzukommender  Schiffahrtsgesellschaften  längst  nicht  mehr  wie 
in  den  80  er  Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  noch  vier-  bis  fünfmal  höher 
sind  als  auf  Rhein  und  Elbe. 

Es  ist  einleuchtend,  daß  durch  die  Abstellung  der  eben  genannten 
Übelstände  eine  Verringerung  der  Selbstkosten  und  damit  eine  Belebung 
des  Donauverkehrs  zu  erzielen  wäre  (K.  v.  V  e  g  h  denkt  überdies  an  die 
Schaffung  großer  Industrieanlagen  längs  der  Donau;  die  Verfrachtung  von 
Industrieerzeugnissen  hätte  vor  allem  gegenüber  der  Unregelmäßigkeit 
landwirtschaftlicher  Transporte  auf  die  Gleichmäßigkeit  des  Verkehrs  hin- 
zuwirken.) In  letzter  Linie  aber  handelt  es  sich  einfach  darum:  ist  es  mög- 
lich, die  Donaustrecke  in  frachtlicher  Hinsicht  mit  dem  Seeweg  für  normale 
Zeiten^)  konkurrenzfähig  zu  machen  oder  nicht.  Vergessen  wir  aber  bei  der 
Beantwortung  der  Frage  nicht,  daß  den  im  Widerstreit  ganz  abweichender 
Meinungen  geführten  Berechnungen  nur  ein  mehr  oder  minder  hoher  Grad 
von  Wahrscheinlichkeit  zukommt.  Nach  C 1  a  r  u  s  stellt  sich  ein  bei  Turn- 
Magurelle  (westlich  von  Giurgevo)  auf  die  Donau  gebrachter  rumänischer 
Getreidetransport 

a)  bei  Benutzung  des  Seeweges  Rotterdam — Mannheim: 

Donauschiffsfracht  Turn-Magurelle — Braila 4,00  Mk. 

Seefracht  Braila — Rotterdai» 10,00     „ 

Rheinfracht  Rotterdam — Mannheim  (franko  Waggon)     .     5,00     „ 

zusammen  19,00  Mk. 

schnittliche  Berechnung  der  Abgaben  nach  den  Gesamtkosten  der  Großschiffahrts- 
straße Mainkanal — Donau  oder  eines  noch  weiter  greifenden  Wasserstraßennetzes 
ist  abzulehnen,  weil  sie  zu  einer  unbilHgen  Belastung  des  Donau-Binnenverkehrs 
führen  und  die  zwischenstaatlichen  Verhandlungen  gefährden  würde.  5.  Da  der 
privatwirtschafthche  Nutzen  der  Verkehrserleichterungen  nicht  sofort  voll  in  Er- 
scheinung treten,  sondern  sich  erst  nach  und  nach  erhöhen  ward,  ist  bei  der  Fest- 
setzung der  Höhe  der  Abgaben  mit  besonderer  Vorsicht  vorzugehen.  6.  Die  Fest- 
setzung der  Abgabenhöchstsätze  hat  in  Bayern  (wie  die  Festsetzung  der  staatUchen 
Eisenbahn-  und  Schiffahrtshöchsttarife)  durch  Gesetz  zu  erfolgen.  7.  Die  Erhebung 
der  Befahrungsabgaben  darf  imter  keinen  Umständen  dazu  führen,  daß  der  Haupt- 
vorzug des  Wassertransportes  —  seine  BiUigkeit  gegenüber  dem  Bahntransport  — 
irgendwie  beeinträchtigt  wird.  Die  Ausnützung  der  Befahrungsabgaben  zu  einer 
fiskalischen  steuerähnlichen  Einnahmequelle  wäre  nicht  nur  aus  volkswirtschaft- 
lichen Gründen  zu  verwerfen,  sondern  stünde  schon  im  Widerspruche  mit  Sinn  und 
Zweck  der  maßgebenden  rechthchen  Vorschriften." 

*)  Wegen  Waggonmangel  müssen  Schiffe  oft  lange  in  den  Hafenplätzen  auf 
ihre  Entladung  warten,  was  natürlich  gleichfalls  kostenerhöhend  wirkt. 

^)  Außer  acht  bleiben  können  daher  die  Verhältnisse  der  ersten  Friedensjahre 
mit  ihrem  vermutlich  zumal  im  Seeverkehr  spürbaren  Mangel  an  Schiffsraum  (der 
Verteuerung  der  Seefrachten)  wie  jene  Ausnahmefälle,  in  denen  der  Donauweg 
durch  Absperrung  des  Meeres  eine  Art  Monopolstellung  erhält. 
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b)  bei  Benutzung  des  Donauweges: 
Tarifmäßige  Schiffefracht  Turn-Magurelle — ^franko  Waggon 

Eegensburg  (einschließlich  Gebüliren  Eisernes  Tor)   .   33,80  Mk. 
abzüglich  7  Mk.  (für  bedeutendere  Schleppladungen  auf  der 

Donau  gewöhnlich  gewährter)  Frachtermäßigung   .    .  26,80  Mk. 

Mit  anderen  Worten:  Sogar  Nürnberg  kann  noch  rumänisches  Getreide 
um  einige  Mark  billiger  über  Mannheim  als  über  Regensburg  beziehen. 

Wichtig  ist  aber  nun,  daß  C  1  a  r  u  s  auch  der  Überzeugung  Ausdruck 
gibt,  daß  hier  Änderungen  durchführbar  sind.  Es  wären  die  Schiffahrts- 
gebühren im  Eisernen  Tor-Kanal  im  Wege  der  Einvernahme  der  beteiligten 
Donauuferstaaten  abzulösen,  die  Strecke  Regensburg— Passau  statt  um 
2,50  Mk.  um  1,50  Mk.  zu  befahren,  die  für  die  Gresamtstrecke  gewährte 
Fraohtermäßigung  (Refaktie)  —  wie  dies  früher  bereits  mehrfach  geschah 
—  von  7  Mk.  auf  10  Mk.  oder  noch  etwas  mehr  zu  erhöhen.  Damit  sei  ,,der 
Frachtvorsprung  Mannheims  im  wesentlichen  bereits  eingeholt  und  die  Donau 
für  Zerealien  aus  dem  Balkan  zum  mindesten  im  süddeutschen  Verkehr 
gegenüber  dem  See-  und  Rheinwasserweg  wettbewerbsfähig  geworden. 
Wird  aber  mit  der  Verbesserung  der  Fahrwasserverhältnisse  auf  der  Donau 
Ernst  gemacht,  läßt  sich,  wie  sehr  zu  hoffen  ist,  mit  verhältnismäßig  be- 
scheidenen Mitteln  ermöglichen,  daß  bis  Budapest  3000-Tonnen-Schiffe,  bis 
Regensburg  aber  wenigstens  1000-Tonnen- Schiffe  bei  niedrigstem  Wasser- 
stand verkehren,  so  kommen  wir,  ohne  dabei  den  Rechenstift  außer  acht 
zu  lassen,  doch  dem  den  Optimisten  vorschwebenden  Ideal  einer  durchgehen- 
den Donau— Rhein-Welthandelsstraße  erheblich  näher." 

Auch  J.  Rosemeyer*)  hält  die  „Erzielung  selbst  ganz  erheblicher 
Fr  acht  vorteile"  des  Donauweges  gegenüber  dem  Seewege  durchaus  im  Be- 
reiche der  Möglichkeit.  Voraussetzungen  sind  ihm  die  völlige  Regulierung 
der  Donau,  die  Kanalisierung  des  Mains  und  der  Bau  des  Donau-Mainkanals, 
so  daß  jederzeit  ein  für  mindestens  600-Tonjien- Schiffe  genügendes,  durch- 
aus einwandfreies  Fahrwasser  auf  der  ganzen  Donau-Rheinstrecke  vorhanden 
wäre.  Als  Ausgangspunkte  des  Seeverkehrs  nimmt  er  Galatz  und  Constanza 
an  (wobei  eine  mittlere  Anfuhrstrecke  von  Rumänien  oder  Bulgarien  bis 
Constanza  mit  300  km  zu  berücksichtigen  wäre),  als  zentral  gelegene  Ver- 
ladestellen der  bulgarisch-rumänischen  Donaustraße  die  Donauhäfen  Giur- 
gevo  und  Rustschuk'),  als  Zielpunkt  Köln  a.  Rh.,  da  „der  ganze  durch- 
gehende Balkanverkehr  vornehmlich  nach  Westdeutschland,  nach  den 
rheinisch-westfälischen  Produktions-  und  Fundstätten  sowie  nach  dem 
Oberrhein  ausstrahlen  wird".  Nach  Rosemeyer  ergibt  sich  nun  für 
Reisedauer  und  Frachtkosten  folgende  Aufstellung: 

')  Jos.  Rosemeyer,  Seeschiffahrt  und  Donau — Rheinweg;  „Die  Donau" 
1916,  Heft  6,  S.  1 — 4.  Derselbe,  See-  und  Donaufrachten;  Frankfurter  Zeitung, 
Abendblatt  (No.  238)  vom  28.  August  1916. 

')  Wenn  der  Ausgangspimkt  der  Verfrachtimg  nicht  „Mitte  Balkan",  sondern 
etwa  Sulina  ist,  dann  ermäßigen  sich  für  den  Seeweg  die  Reisedauer  um  3 — i  Tage 
und  die  Frachtkosten  um  etwa  2  Mk.  pro  Tonne,  für  den  Donau — Rheinweg  aber 
erhöhen  sich  die  Reisedauer  um  1  %  bis  3  Tage  und  die  Frachtkosten  in  der  Berg- 
fahrt um  1,20  Mk.,  in  der  Talfahrt  um  0,90  Mk.  pro  Tonne.  Immer  aber  ist  noch 
der  Donau — Rheinweg  der  billigere. 
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I.    Seeweg   (7000   km;   zweimaliges   Umladen;   Schutzerfordemis   gegen   die 
schädliche  Einwirkung  des  Seewassers;  hohe  Versicherungsprämien): 

Dauer 


300  km  Anfuhr  nach  Constanza  und  Umladen 

6400  km  Seereise  Constanza — Rotterdam 

300  km  Umladung  u.  Rheinreise  Rotterdam — Köln 


Tage 

3 

25 

5 


Kosten 

Mk.  pro  t 

2,00 

10,00 

2,00 


Dauer  und  Kosten  der  Seereise  von  Mitte  Balkan  bis 
Köhi 


33 


14,00 


2.  Donau — Rheinweg  (2500  km;  Vermeidung  der  Umladimg  mit  ihrer  QuaH- 
täts-  und  Quantitäts Verminderung  des  Gutes;  keine  Bedrohung  durch  die  schäd- 
lichen Wirkungen  des  Seewassers;  geringere  Versicherungsprämien): 

Dauer  Kosten 


Tage 

1910  km  Donau-Bergfahrt 20 

190  km  Donau — Main-Kanalfahrt 2 

400  km  Main — Rheinfahrt 2 

Dauer  und  Kosten  der  Donau — Rheinreise  von  Mitte 

Balkan  bis  Köln 24 


Mk.  pro  t 
7,64 
0,66 
1,20 


9,50 


Und  in  umgekehrter  Richtung: 

1.  Seeweg: 

Dauer  Kosten 

Tage  Mk.  pro  t 

Anfuhr  nach  Rotterdam  und  Umladung 3  1,50 

Seereise  Rotterdam — Constanza 25  10,00 

Umladung  und  Abfuhr  von  Mitte  Balkan     ....           4  2,50 

Dauer  und  Kosten  der  Seereise  von  Köln  bis  Mitte 

Balkan 32  14,00 

2.  Rhein — ^Donauweg: 

Dauer  Kosten 

Tage  Mk.  pro  t 

400  km  Rhein — Mainfahrt 4  1,60 

190  km  Main — Donau-KanaLfahrt 2  0,66 

1910  km  Donau-TaKahrt .    .    .         10 5»74 

Dauer  und  Kosten  Rhein — Donauweg  von  Köln  bis 

Mitte  Balkan 16  8,00 

Um  die  auf  etwa  300—400  Mill.  Mk.  geschätzten  Kosten  für  die  Aus- 
gestaltung der  ganzen  Schiffahrtsstraße  zu  decken,  denkt  Rosemeyer 
an  gestaffelte  Schiffahrtsabgaben  ^)  und  erhielt  bei  der  Annahme  eines  Ver- 
kehres von  rund  25  Milliarden  Tkm  im  Jahre  zum  Durch sohnittssatze  von 
0,07  Pf.  pro  Tkm  die  Summe  von  17,5  Mill.  Mk.  Doch  auch  die  Schiffahrts- 
abgaben von  1,25  Mk.  pro  Tonne  für  den  2500  km  langen  Weg  Mitte  Balkan 
bis  Köln  mit  eingerechnet,  blieben  der  Donau— Rheinweg  mit  10,75  Mk. 
pro  Tonne  wie  der  Rhein— Donauweg  mit  9,25  Mk.  pro  Tonne  noch  immer 

8)  Unter    500  km    0,15  Pf.  pro  Tkm,      unter  1000  km    0,10  Pf.  pro  Tkm 
„      2000  km    0,07    „     „       „  „      3500  km   0,05    „     „      „ 
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billiger  als  der  See  weg  8);  wobei  noch  die  anderen  obenerwähnten  Vorteile 
des  Binnenwasserweges  (größere  Sicherheit  der  Fahrt,  geringere  Versiche- 
rungskosten, größere  Schonung  der  "Waren,  der  unmittelbare,  viel  schnellere 
Verkehr  zwischen  Versand-  und  Empfangshafen  ohne  Umladung),  zu  denen 
noch  die  für  den  fast  dreimal  längeren  Seeweg  erhöhten  Auslagen  für  Kohle 
treten,  gegen  den  Seeweg  in  die  Wagschale  fielen^"). 

Ähnlich,  und  J.  Rosemeyer  zustimmend,  äußert  sich  Fr.  Hei- 
derich (a.  a.  0.,  S.  49  ff.)  dahin,  daß  der  Handel  zwischen  Mitteleuropa 
und  den  Balkanländern  sich  immer  stärker  der  Donaustrecke  zukehren 
werde.  Der  Eurieg  habe  bereits  ein  riesiges  Steigen  der  Seefrachttarife  ge- 
bracht, und  bei  den  großen  Schiffsverlusten  und  dem  nach  Friedensschlüsse 
zu  erwartenden  Bestreben,  das  gewaltige  Bedürfnis  nach  überseeischen  Roh- 
stoffen zu  befriedigen,  würden  die  Seefrachttarife  sich  auf  lange  Zeit  hinaus 
in  großer  Höhe  erhalten  (könnten  die  billigen  deutschen  Levantetarife  von 
Bremen  und  Hamburg  sowie  die  österreichischen  und  ungarischen  von 
Triest  und  Fiume  unmöglich  aufrecht  erhalten  werden),  so  daß  sich  die 
Differenz  zwischen  Donau-  und  Seetarifen  immer  entschiedener  zugunsten 
jener  wenden  würde. 

•)  Die  Vergleichsfrachtkosten  unter  Berücksichtigung  der  Schiffahrtsabgaben 
stellen  sich  danach  wie  folgt: 

1.  Mitte  Balkan — Giurgevo — Duisburg-Ruhrort  imd  zurück: 

•  km  Tage  Mk.  pro  t 

a)  Seeweg,  Hin-  oder  Rückreise 6900  32  13,60 

b)  Donau — Rhein,  Giurgevo — Dmsburg-Ruhr- 

ort 2600  25  11,10 

c)  Rhein — Donau,    Duisburg-Ruhrort — Giur- 
gevo             2600  17  9,70 

2.  Mitte  Balkan — Giurgevo — Köln  und  zurück: 

km  Tage  Mk.  pro  t 

a)  Seeweg,  Hin-  oder  Rückreise 7000  33                 14,00 

b)  Donau — Rhein,  Giurgevo — Köln    ....       2500  24                 10,75 

c)  Rhein — Donau,  Köln — Giurgevo    ....       2500  16                   9,25 

3.  Mitte  Balkan — Giurgevo — ^Mainz  und  zurück: 

km  Tage  Mk.  pro  t 

a)  Seeweg,  Hin-  oder  Rückreise 7200  34  14,80 

b)  Donau — Rhein,  Giurgevo — ^Mainz  ....       2300  23  10,10 

c)  Rhein — Donau,  Mainz — Giurgevo  ....       2300  15  8,30 

4.  Mitte  Balkan — Giurgevo — Nürnberg  und  zurück: 

km  Tage  Mk.  pro  t 

a)  Seeweg,  Hin-  oder  Rückreise 7500  37  16,20 

b)  Donau — Rhein,  Giurgevo — Nürnberg    .    .       2000  20  9,20 

c)  Rhein — Donau,  Nürnberg — Giurgevo    .    .       2000  13  7,10 
10)  Die  von   Rosemeyer   auf  die  Erfüllung  seiner  Pläne  gesetzten  Hoff- 

nxmgen  sind  groß.  „Damit  schlägt  der  Balkan  auf  dem  nordeuropäischen  Lebens- 
mittelmarkt alle  anderen  Bewerber  aus  dem  Felde  und  die  vielfältigen  Frachtgelegen- 
heiten verschaffen  im  gegenseitigen  Austausch  den  Industrieprodukten  des  Nordens 
einen  ebenso  konkurrenzlosen  Absatz  auf  dem  Balkan.  Die  deutsche  Kohle  ver- 
drängt die  englische  Kohle.  Hier  können  die  Getreidepreise  um  die  ersparten  Fracht- 
kosten sinken  und  an  der  unteren  Donau  geht  der  Kohlenpreis  und  der  Preis  für  andere 
Waren  entsprechend  herunter.  So  würde  ein  wirkUch  leistungsfähiger  Donau — Rhein- 
weg das  mitteleuropäische  Wirtschaftsgebiet  imlösbar  zusammenkitten  und  überall 
an  seinen  Ufern  neues  Leben  entfachen." 
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Gegen  die  Aufstellungen  Rosemeyers  erhebt  freilich  v.  Dun- 
gern ^^)  mancherlei  Bedenken,  dahingehend,  daß  einer  Benützung  des 
Flußweges  noch  schwere  Hindernisse  entgegenständen;  auch  glaubt  er, 
daß  die  von  Rosemeyer  veranschlagte  Summe  von  400  Mill.  Mk.  nicht 
im  entferntesten  an  das  Kapital  heranreicht,  das  durch  Abgaben  verzinst 
werden  müßte,  wenn  ein  Donau — Rhein  weg  geschaffen  und  unterhalten  werden 
soll,  der  imstande  wäre,  den  rumänischen  Export  von  der  See  abzudrängen 
und  auf  den  Donauweg  überzuleiten.  Seine  Bedenken  sind  folgende:  Nicht 
Constanza  ist  der  Ausfuhrhafen  Rumäniens  (oder  gar  Bulgariens),  der  weitaus 
größte  Teil  des  rumänischen  Getreides  kommt  aus  Galatz  und  Braila.  In  den 
von  Rosemeyer  als  Verladestellen  angenommeueu  Ortschaften  Giurgevo 
und  Rustschuk  sind  auch  die  Lademöglichkeiten,  recht  primitiv  und  auf 
den  gewaltigen  rumänischen  Getreide  verkehr  keineswegs  eingerichtet.  Eine 
Verfrachtung  auf  großen  Segelschiffen  verbilligt  ferner  nicht  nur  den  Preis 
der  Fracht  pro  Tonne,  sondern  gewährt  gegenüber  der  Verfrachtung  auf 
kleineren  Flußdampfern  auch  noch  andere  technische  Vorteile  (billigere 
Ein-  und  Ausladekosten).  Daß  die  Donau  im  Durchschnitt  drei  Monate 
durch  Eisgang  für  die  Schiffahrt  unbrauchbar  ist,  bedeutet  außer  ihrer 
Ausschaltung  noch  die  Notwendigkeit,  ausgedehnte  Schutzhäfen  für  die 
Fahrzeuge  und  Stapelanlagen  für  das  nicht  abtransportierbare  Getreide 
zu  schaffen.  Vor  allem  aber  machen  sich  rechtliche  Schwierigkeiten,  das 
Fehlen  einer  einheitlichen  Stromgesetzgebung,  störend  geltend;  die  Inter- 
nationalisierung des  Donaulaufes  von  Galatz  aufwärts  (bis  wohin  die  Schiff- 
fahrt seit  1856  frei  ist)  ist  zwar  seit  1814  erstrebt  und  wiederholt  beschlossen 
worden,  aber  bisher  nicht  zustande  gekommen:  hingegen  ist  die  Seeschiff- 
fahrt von  den  Schwarzen  Meer-Häfen  bis  Rotterdam  und  Antwerpen  (dem 
Haupteinfuhrplatz  für  rumänisches  Getreide  nach  Deutschland)  in  Friedens- 
zeiten absolut  frei,  jeder  Konkurrenz  zugänglich  und  nicht  (wie  z.  B.  die 
ungarische  Donau)  mit  Abgaben  belastet. 

In  unserem,  die  Verbilligung  der  Donaufrachten  erwägenden  Zusammen- 
hang möchten  wir  auch  einige  vom  schiffbautechnischen  Standpunkte 
aus  gemachten  Vorschläge  anführen :  Fr.  Heiderich  (Donau,  S.  47 /8) 
schlägt  (in  Anlehnung  an  Vorbilder  auf  Mittelmeer-Rhone,  Nordsee-Rhein) 
die  Frage  zur  Prüfung  vor,  „ob  nicht  mit  eigens  konstruierten  Schlepp- 
schiffen, sogenannten  ,  Schleppkähnen',  der  Transport  unmittelbar  und 
ohne  Umladung  über  die  Donaumündung  hinaus  nach  Konstantinopel, 
nach  bulgarischen  und  kleinasiatischen  Hafenplätzen  geleitet  werden  könnte"; 
auch  möchte  er  für  einzelne  Verkehrsrelationen  und  bestimmte  Gütersen- 
dungen den  Verkehr  mit  Motorwarenbooten  auf  dem  Stromlaufe  und  auf 
einzelnen  Teilstrecken  desselben  und  seiner  Nebenflüsse  weiter  ausgestaltet 
wissen.  Ganz  konkrete  Vorschläge  zur  Verringerung  der  Donaufrachten 
als  Folge  einer  bedeutenden  Verminderung  der  Betriebskosten  unterbreitet 
ferner    Schiffbauingenieur    Franz     Peters^ ^).      Seine    Anregungen     be- 

^^)  v.  D u n g e  rn ,  Frachtkosten  und  Donauweg;  Erstes  Morgenblatt 
(Nr.  249)  der  Frankfurter  Zeitung  vom  8.  Sept.  1916. 

'^^)  Fr.  Peters,  Beitrag  zur  Frage  der  Verbilligung  der  Donaufrachten; 
Die  Donau  1916,  No.  12,  S.  12/16,  No.  13,  S.  9/10. 
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treffen  zunächst  die  Herstellung  möglichst  großer  Schleppkähne,  mindestens 
die  Verwendung  des  12(X)-Tonnen-Kahne8  mit  einem  VöUigkeitsgrade  von 
0,85;  die  Schiffsform  wäre  unter  Berücksichtigung  eines  Mindestmaßes 
an  Widerstand  so  zu  gestalten,  daß  auch  für  die  geringeren  Tiefgänge  eine 
möglichst  große  Tragfähigkeit  erreicht  wird.  Bezüglich  der  Schleppdampfer 
ist  für  die  Schleppfahrten  oberhalb  des  Eisernen  Tores  eine  Maschinen- 
leistung von  1000  HP  zu  empfehlen,  der  Dampfbetrieb  tunlichst  mit  Tunnel- 
schraubenschiffen, deren  normale  Leistung  1200  HP  beträgt;  der  Tiefgang 
der  Dampfer  wird  am  besten  den  einzelnen  Strecken  angepaßt  und  müßte 
für  die  oberste  Strecke  (bei  Passau)  auf  1,20  m  vermindert  werden  können. 
Bezüglich  der  Schlepper  mit  ölbetrieb  befürwortet  Peters  eine  Leistung 
von  850  HP  und  rät  eine  genaue  Nachprüfung  der  Wirtschaftlichkeit  an 
Hand  der  Preise  für  die  Schlepper  und  für  den  Brennstoff  an.  Auch  der  Tief- 
gang dieser  Schiffe  muß  für  Durchgangsfahrten  auf  der  oberen  Donau  bis 
auf  1,20  m  vermindert  werden  können.  Auch  0.  F 1  a  m  m  ^^)  unterstreicht 
den  schiffbautechnischen  Gesichtspunlct  bei  allen  Zukunftsplänen  für  die 
Donau.  Aus  mehrfachen  Gründen  gilt  ihm  wissenschaftlich  erwiesen,  daß 
ein  Schiff  um  so  rentabler  wird,  je  größer  es  ist.  Deshalb  wäre  mindestens 
bis  Budapest,  eventuell  bis  Wien  der  Verkehr  mit  2000,  wenn  möglich  3000- 
Tonnen-Scljeppen  anzustreben,  die  bei  110  m  Länge  und  12,0  m  Breite  einen 
Tiefgang  von  2,3  m  (beladen)  und  einen  Völligkeitsgrad  von  0,8  haben  könn- 
ten; auch  bis  Ulm,  dann  auf  den  Anschlußkanälen  und  den  weiter  zu  regu- 
lierenden Strömen  sollte  mindestens  der  1000  Tonnen  Schiffsverkehr  möglich 
gemacht  werden.  Im  übrigen  fordert  Flamm,  man  solle  bei  der  Regidierung 
der  Donau  sein  Augenmerk  auch  auf  die  Beseitigung  der  großen  Stromgeschwin- 
digkeiten richten  und  schließlich,  die  Ausgestaltung  der  Schiffe  (gegen  die 
hergebrachten  Überflüssigkeiten)  nur  in  Gedanken  an  das  Zweckmäßige 
vornehmen;  es  sei  die  Konstruktion  einer  Schiffsform  möglich,  die  bei 
gleicher  Ladung,  gleichem  Tiefgang  und  gleichen  Schiffsabmessungen  den 
Schleppwiderstand  des  Fahrzeugs  bedeutend  verringere  und  deren  Herstel- 
lung noch  wesentlich  einfacher  und  billiger  wäre. 

Gleichfalls  eine  Herabsetzung  der  Frachtgebühren  hat  eine  Anregung 
im  Auge,  die  D  i  1 1  h  o  r  n  ^*)  durch  die  Gründung  einer  Betriebsmittel- 
gemeinschaft der  größeren  Donauschiffahrtsgesellschaften  erreichen  will; 
durch  solcherart  erfolgte  bessere  Ausnützung  der  vorhandenen  Dampfkraft 
ließen  sich  seiner  Meinung  nach  große  Kosten  ersparen.  Auch  wir  halten 
mindestens  eine  engere,  zielbewußte  Verbindung  der  Donauschiffahrtsge- 
sellschaften für  nützlich  und  wünschenswert.  Darüber  hinaus  werden  aber 
auch  alle  beteiligten  Eisenbahnverwaltimgen  weit  mehr  als  dies  bisher  ge- 
schehen ist  in  ihren  Tarifen  auf  den  Donauverkehr  Rücksicht  zu  nehmen 
haben.  Die  kurze  Denkschrift  der  Regensburger  Handelskammer  vom  13. 
Januar  1916^5)  vergißt  nicht,  auf  diesen  wichtigen  Umstand  hinzuweisen, 
indem  sie  fordert,  daß  die   Bevorzugung,  deren  sich  auf  deutscher   Seite 

")  O.  Flamm,    Donauschiffahrt;  Die  Donau  1916,  No.  7,  S.  3/4. 
^*)Ditthorn,     Mehr    Wirtschaf tUchkeit    im    Donauschiffahrtsbetriebe; 
Die  Donau  1916,  No.  10,  S.  5. 

")  Abgedruckt  m  „Die  Donau"  1916,  No.  4,  S.  7/8,  No.  5,  S.  9/10. 
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der  Levanteverkehr  über  Bremen  und  Hamburg  sehr  zum  Nachteil  des 
Donau  Verkehres  und  der  beteiligten  Schiffahrtsgesellschaften  erfreut,  einer 
gleichmäßigen  Fürsorge  für  beide  Verkehrswege  weichen  müsse;  dem  Donau- 
umschlagverkehre sollen,  mit  anderen  Worten,  die  gleichen  Tarifermäßigungen 
eingeräumt  werden,  wie  sie  bisher  im  Levanteverkehr  über  Hamburg  imd 
Bremen  bestehen. 

Nicht  an  eine  Billigerstellung  des  Donauweges  gegenüber  dem  Seewege 
glaubt  V.  Kvassay^^);  doch  darf  dies  nach  ihm  einen  Aufschwung  der 
Flußschiffahrt  nicht  unmöglich  machen.  Denn:  „Wenn  sich  das  mitteleuro- 
päische Bündnis,  wie  dies  bereits  in  die  allgemeine  Auffassung  übergegangen 
ist,  nicht  bloß  auf  eine  politische  und  militärische  gemeinsame  Verteidigung 
beschränkt,  sondern  sich  vielmehr  auch  auf  einen  engeren  wirtschaftlichen 
Anschluß  erstrecken  wird,  dürfte  es  kaum  schwer  halten,  den  Weg  zu  finden, 
um  die  Mehrkosten  der  Donauschiffahrt  durch  entsprechende  Rekompensation 
auszugleichen." 

Aus  all  dem  Gesagten  dürfte  aber  zweifellos  die  größte  Bedeutung 
der  Schiffsfrachtsätze  für  den  Donauverkehr  erhellen;  in  ihrer  Herabsetzung 
im  Verein  mit  der  Verbesserung  der  Fahrwasserverhältnisse  erblickt  auch 
C 1  a  r  u  s  1')  das  wesentliche  Moment,  soll  dem  mit  1.  Oktober  1916  in  Kraft 
getretenen  neuen  Regensburger  Ausnahmetarif  für  die  Beförderung  von 
Getreide,  Hülsenfrüchten,  Mahlprodukten,  Malz  und  Ölsaaten  (der  von 
Stationen  der  in  Frage  kommenden  Donauschiffahrtsgesellschaften  nach 
solchen  der  bayrischen,  württembergischen,  badischen,  elsaß-lothringischen, 
preußischen,  hessischen  und  sächsischen  Bisenbahnen  mit  Umschlag  in  Regens- 
burg gilt)  ein  fördernder  Einfluß  auf  die  Wettbewerbsfähigkeit  des  Donauge- 
treideverkehrs mit  anderen   Verkehrswegen  zugesprochen  werden  können. 

Wie  aber  dies  alles  im  einzelnen  auch  gestaltet  werden  mag:  jedenfalls 
wird  man  die  Frage  der  Frachtkosten  einer  günstigen  Lösung  zuführen 
können;  von  dieser  Seite  ist  einer  Hebung  des  Donauverkehrs  gewiß  keine 
unübersteigbare  Schranke  gesetzt. 

6.  Andere  Erschwerungen  des  Donauverkehrs  und 
die  Besserungsvorschläge  (Hafenanlagen,  Winter- 
häfen, Winterverkehr). 
Schon  dem  Laien,  der  etwa  die  an  landwirtschaftlichen  Schönheiten 
so  reiche  Donaureise  von  Linz  bis  Budapest  unternimmt,  fällt  der  gänzliche 
Mangel  oder  wenigstens  der  primitive  Zustand  der  Landungsplätze  und 
Hafenanlagen  peinlich  auf;  selbst  in  Wien  und  Budapest  ist  noch  lange 
nicht  das  Wünschenswerte  erreicht,  vermag  der  gegenwärtige  Verkehr  nicht 
glatt  abgewickelt  zu  werden;  wie  man  dies  erst  mit  einem  gesteigerten 
Verkehr  wird  halten  können,  ist  nicht  leicht  abzusehen.  A.  Zimmer- 
mann verfolgt  (S.  57  ff.)  das  Entstehen  der  heutigen  Wiener  Hafenanlagen 
(städtisches    Lagerhaus,    Donauuferbahn,    Errichtung    großer    Lagerhäuser 

^•)  E.  V.    K  v  a  s  s  a  y  ,    Die  Ungarische  Donau,    S.  31  f. 
")   Clarus,    Donaugetreide  verkehr  über  Regenßburg;   Die  freie   Donau, 
I,  No.  19,  S.  6/8. 
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durch  Privatfirmen  und  Schiffahrtsgesellschaften,  1910  Genehmigung  eines 
Speichers,  dreier  Elevatoren  und  der  dazu  gehörigen  Gleise  und  Straßen 
durch  den  Wiener  Gemeinderat).  Auch  die  in  Budapest  bestehenden  Ver- 
hältnisse erörtert  er.  Hier  erschweren  zwei  Umstände  die  Ausführung  der 
schon  1890  geplanten  Hafenbauten:  die  Frage  des  „Wo",  da  die  eigent- 
lichen Donaukais  die  Errichtung  großer  Elevatoren  und  vieler  Gleise  nicht 
zulassen,  und  die  Frage  nach  dem  Ausmaß  der  vorzunehmenden  Bauten, 
da  die  Ausnutzung  der  Anlagen  von  stark  variablen  Größen,  wie  den  Ernten 
in  Ungarn  und  den  unteren  Donauländern,  in  hohem  Grade  abhängig  ist^).  — 
Als  Hemmnis  in  der  Sache  der  Donau-Hafenanlagen  wird  ferner  empfunden^), 
daß  einerseits  infolge  planloser  Zuweisung  von  festen  Landungsplätzen 
an  die  einzelnen  Gesellschaften  sich  mehrfach  eine  Zersplitterung  des  Be- 
triebes ergeben  habe,  andererseits  bei  dem  Fehlen  von  öffentlichen,  allge- 
mein zugänglichen  und  ausreichenden  Hafenanlagen  jede  neue  Gesellschaft 
mit  kostspieligen  eigenen  und,  gegenüber  den  erstangekommenen  Gesell- 
schaften ungünstiger  gelegenen  Einrichtungen  sich  habe  behelfen  müssen^). 
Auch  die  geringe  Zahl  der  Winterstationen,  in  denen  Schiffe 
gegen  Frost  Und  Unwetter  sicher  aufbewahrt  werden  können,  ist  beklagens- 
wert; während  S  u  p  p  a  n  die  Anlage  von  Winterhäfen  in  einem  Abstände 
von  je  ungefähr  60  km  fordert,  beträgt  der  Abstand  der  vier  zwischen  Buda- 
pest und  Orsova  vorhandenen  fast  200  km;  Bayern  besitzt  Winterhäfen 
für  245,  Österreich  für  700,  Ungarn  für  3800  und  Rumänien  für  340  Schiffe«). 
D  i  1 1  h  o  r  n*),  der  sich  warm  für  die  Errichtung  neuer  Winterhäfen  ein- 
setzt, hält  die  Herstellungskosten  nicht  für  übermäßig  groß,  „da  an  vielen 
Stellen  alte  Flußläufe  und  Arme  benützt,  durch  Ausbaggerung  vertieft 
und  durch  Dämme  gesichert  werden  können".  Er  ist  sogar  überzeugt,  daß 
die  Schaffung  einer  genügenden  Zahl  von  Sicherungshäfen,  in  denen  wie  auf 
Rhein  und  Elbe  die  Schiffe  bei  plötzlich  eintretendem  Eistreiben  Zuflucht 
fänden,  auch  den  bisher  üblichen,  klimatisch  aber  nicht  immer  gerecht- 
fertigten zweimonatlichen  Winterschlaf  von  Januar  bis  Anfang  März  über- 
flüssig machen  würde;  wie  auf  Rhein  und  Elbe  brauchte  der  Schiffahrts- 
betrieb nur  eingestellt  zu  werden,  wenn  und  solange  Eistreiben  und  Eisstau- 
ungen den  Verkehr  unmöglich  machten.    Welche  Vorteile  dies  für  die  Lei- 


^)  Hinsichtlich  des  in  Budapest  zu  errichtenden  Handelshafens  und  der  an- 
schließenden Industrieanlagen  stellt  B.  v.  Gonda  („Die  freie  Donau"  1916,  No.  15, 
S.  6/7)  fünf  beachtenswerte  „Lehrprinzipien"  auf.  Die  techrüsch-nautischen  Ge- 
sichtspunkte vortrefflich  dargelegt  auch  im  Allgem.  Bericht  der  Budapester  Donau- 
konferenz, S.  23  ff. 

^)  Siebe,  Mehr  Wirtschaftlichkeit  im  Donauschiffahrtsbetriebe;  Die 
Donau  1916,  No.  13,  S.  7/8. 

*)  Über  die  vorhandenen  Hafenanlagen,  größeren  Umschlagplätze  und  Lande- 
stellen von  geringerer  Bedeutung  unterrichtet  gut  die  „Allgem.  Übersicht"  der  Buda- 
pester Donaukonferenz  S.  6  für  die  bayrische  Donau,  S.  11/12  für  die  österreichische, 
S.  20  ff.  für  die  ungarische,  S.  29  f.  für  die  rumänische  Donau. 

*)  Budapester  Donaukonferenz,  Allgem.  Bericht  S.  71,  bzw.  die  genaue 
Angabe  der  vorhandenen  Winterhäfen  für  Bayern  S.  6,  für  Österreich  S.  11/12, 
für  Ungarn  S.  20/21,  für  Rumänien  S.  30. 

ö)  Ditthorn,    Winterhäfen;  Die  Donau  1916,  No.  3,  S.  6/6. 
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stungsfähigkeit  und  Rentabilität  der  Donauschiffahrt  besäße  (Ausfall  der 
zweimonatlichen  Verzinsung  des  Schiffsparkes  ohne  Einnahmen),  braucht 
kaum  näher  ausgeführt  zu  werden. 

Ein  letztes  hierher  gehöriges  Moment  betrifft  den  wenig  hohen  Stand 
des  Donau- Schiffbaus;  ihm  müßte  durch  Ausgestaltung  der  bestehenden 
und  durch  Errichtung  neuer  Werftenanlagen  abgeholfen  werden  (auch  wären 
dem  Schiffahrtsbetriebe  selbst  durch  Vermehrung  der  Schifferschulen  eine 
größere  Zahl  tüchtig  ausgebildeter  Schiffer  zur  Verfügung  zu  stellen).  Heute 
gibt  es  im  ganzen  11  Donau-Schiffswerften  bzw.  Schiffs-Reparaturwerk- 
stätten^):  in  Regensburg  (mit  800—1200  Arbeitern),  Deggendorf,  Linz 
(mit  700  Arbeitern),  Korneuburg,  Komorn,  Altofen  (mit  1300  Arbeitern), 
zwei  in  Neupest  (mit  1100,  bzw.  300  Arbeitern),  in  Orsova,  Turn-Severin 
und  in  Galatz. 

So  bietet  sich  uns  auch  hier  ein  ähnliches  Urteil  wie  für  die  übrigen 
Hemmnisse  des  Donau  Verkehres  dar;  sie  sind  keineswegs  zu  unterschätzen, 
lassen  sich  aber  bei  einem  von  wirklich  gutem  Willen  getragenen  Zusammen- 
wirken aller  maßgebenden  Faktoren  in  einem  Maße  bessern,  das  —  wenn- 
gleich naturgemäß  heute  noch  nicht  in  allen  Einzelheiten  genau  festzustellen 
—  eine  ganz  außerordentliche  Weiterentwicklung  gewährleistet. 

7.    Die     Pläne     für    die      zukünftige      Gestaltung    des 

D  o  n  a  u  ve  r  k  e  h  r  8  im   Zusammenhang   mit   der  Bildung 

eines   mitteleuropäischen   Wirtschaftsreiches.     Die 

Frage  der  Kanalanschlüsse. 

Wir  haben  bereits  gelegentlich  an  früheren  Stellen  der  Funktion  der 
Donaustraße  innerhalb  eines  größeren  Mitteleuropas  gedacht,  einer  Funktion, 
die  theoretisch  in  vielen  Arbeiten  längst  erkannt  und  deren  Verwirklichung 
gefordert  war,  die  praktisch  aber  in  ihrer  außerordentlichen  Bedeutung  erst 
durch  die  über  Mitteleuropa  verhängte  Seesperre  ins  Bewußtsein  trat.  Doch 
über  die  Wirksamkeit  eines  ,, Sicherheitsventils"  für  die  außergewöhnlichen 
und  ähnlich  hoffentlich  nie  wiederkehrenden  Zeiten  hinaus  muß  die  Donau 
in  den  regelmäßigen  Beziehungen,  die  sich  als  eine  der  wichtigsten  Früchte 
dieses  Weltkrieges  zwischen  dem  Deutschen  Reich,  Österreich-Ungarn,  den 
Balkanländern  und  Vorderasien  herstellen  werden,  die  ihr  gebührende  Rolle 
erhalten.  Daß  dieser  Zustand  möglich  und  auch  von  namhafter  Seite  ge- 
wünscht wird,  haben  wir  in  einigen  Äußerungen  bereits  kennen  gelernt;  hier 
wäre  dies  nur  etwas  ausführlicher  zu  belegen. 

In  zahlreichen  Sonderabhandlungen  ist  man  bereits  den  zukünftigen, 
großenteils  auf  Grundlage  der  bisherigen  dargestellten  Wirtschaftsbeziehungen 
vorzüglich  der  heute  im  Vierbund  vereinigten  Mächte  nachgegangen^).    Und 


*)  Budapester  Donaukonferenz,  AUgem.  Bericht,  S.  51. 

^)  Aus  der  Fülle  der  Literatur  heben  wir  heraus:  K.  Wiedenfeld,  Die 
deutsch -türkischen  Wirtschaftsbeziehungen  und  ihre  EntwicklungsmögUchkeiten; 
Die  Denkschrift  der  bulgarischen  Regierung  über  den  Anschluß  Bulgariens  an  die 
Mittelmächte  und  die  Türkei ;  Rottmann,  Zur  Frage  einer  Wirtschaftsge- 
meinschaft zwischen  Mitteleuropa  und  Rumänien;  alle  drei  Arbeiten  im  Herkner- 
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man  Hat  mit  Recht  betont,  einerseits  daß  bereits  vor  dem  Kriege  der  Handel 
der  Balkanstaaten  mit  dem  Mitteleuropas  zu  einem  nicht  geringen  Grade 
verknüpft  war^),  anderseits  daß  die  (noch  wesentlich  steigerungsfähige)  land- 


schen  Sammelwerke,  Bd.  II.  Ferner:  H.  G  r  o  t  h  e  ,  Deutsch -türkische  wirtschaft- 
Uche  Interessengemeinschaft;  „Das  neue  Deutschland"  1915,  S.  361  /364.  Seidel, 
Die  Wirtschaftsbeziehungen  zwischen  Deutschland  und  der  Türkei;  „Weltwirt- 
schaft" 1916,  S.  260/262.  E.  Schairer,  Deutschlands  künftige  Wirtschafts- 
betätigung in  einer  siegreichen  Türkei;  Ebenda  1915,  S.  39/42.  G.  Herlt,  Die 
zukünftige  Stellung  der  Türkei  in  der  Weltwirtschaft;  WeltwirtschaftÜches  Archiv, 
7.  Bd.  (1916),  S.  328—342.  O.  K  e  n  d  e  ,  Der  Außenhandel  der  österreichisch - 
ungarischen  Monarchie  mit  Vorderasien;  Europäische  Staats-  und  Wirtschafts- 
zeitung 1916  (No.  6),  S.  330/333.  O,  v.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k  ,  Die  handelspohtischen 
Beziehungen  Serbiens  zu  Österreich -Ungarn;  Weltwirtschaf  thches  Archiv  6.  Bd. 
(1915),  S.  89/123  und  383/409.  G.  Kunzer,  Bulgarien,  die  Mittelmächte  und 
die  Donau;  Die  Donau  1916,  No.  8,  S.  1/4  und  No.  9,  S.  1/7.  W.  K.  Weiss - 
Bartenstein,  Bulgariens  Wirtschaftspolitik  und  wirtschaftliche  Entwick- 
lungsmöghchkÄiten;  WeltwirtschaftÜches  Archiv  8.  Bd.  (1916),  S.  94/126.  D. 
Trietsch,  Die  bulgarische  Donau  (a.  a.  O.).  Vgl.  auch  die  gute  wirtschafts- 
statistische Materialsammlung  „Die  neuen  Wege  der  Weltwirtschaft.  Der  Südosten" 
(Compaßverlag  Wien). 

['  'i    i  2)  A.    Anteil  der  Zentralmächte  und  des  Balkans : 


a)  Am  Werte  des   bulgarischen 
Außenhandels  (191 2): 
Emfuhr 


Österreich -Ungarn . 
Deutschland  .  .  . 
Türkei 


m 


24,12 

20,43 

6,38 


Ausfuhr 

/o 
9,92 
15,72 
10,89 


b)  Am  Werte  des  türkischen 
Außenhandels  (Schätzung): 

Einfuhr     Ausfuhr 


Österreich  -Ungarn 

15,2 

11,0 

Deutschland   .    . 

11,4 

4,8 

Bulgarien    .    .    . 

3.2 

2,2 

Rumänien  .    .    . 

2,7 

1,9 

Serbien    .... 

0,9 

0,4 

Griechenland  .    . 

0,6 

1,4 

c)  Am  Werte  des  rumänischen 
Außenhandels  (191 2): 

Einfuhr    Ausfuhr 


Österreich  -Ungarn 
Deutschland 
Türkei  .  . 
Bulgarien  . 
Serbien  .  . 
Griechenland 


24,0  9,1 

32,3  4,8 

2,1  3,0 

0,3  0,3 

0,1  0,1 

0,3  0,1 


d)  Am  Werte  des  griechischen 

Außenhandels  (1912): 

i  Einfuhr     Ausfuhr 

in  % 
Österreich -Ungarn.         13,5  9,6 

Bulgarien    ....  8,2  0,2 

Deutschland   .    .    .  7,8  ii,5 

Türkei 5,2  3,4 


e)  Am  Werte  des   serbischen  Außen- 
handels (191 1): 

Einfuhr     Ausfuhr 


Österreich  -Ungarn 
Deutschland 
Türkei  .  . 
Rumänien  . 
Bulgarien  . 
Griechenland 


41,3 

27,3 

3,3 

1,4 

0,6 

0,3 


41,4 

24,8 

10,3 

5,3 

2,4 

0,1 
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wirtschaftliche  und  montanistische  Produktion  der  Südosthalbinsel  und 
Vorderasiens  —  sind  erst  die  Momente  ausgeschaltet,  die  ihnen  früher  eine 
andere  Richtung  wiesen^)  —  nicht  zu  geringst  über  den  Donauweg  in  Mittel- 
europa ihr  Absatzgebiet  suchen  und  finden,  werden.  Zumal  das  für  das  Deut- 
sche Reich  von  Fr.  Eulen  burg  mit  etwa  2  Milliarden  Mk.  veranschlagte 
Defizit  an  Brotgetreide,  Futtermitteln,  Handelsgewächsen  und  tierischen 
Nahrungsmitteln  wird  zu  einem  guten  Teile  aus  den  Balkanländeru  und 
Vorderasien  zu  decken  sein,  die  günstigere  Stellung  der  österreichisch-unga- 
rischen Monarchie  in  dieser  Frage  der  Nahrungsmittelabhängigkeit  vom 
Auslande  versucht  ein  kürzlich  erschienener  Aufsatz  des  Verfassers  klarzu- 
legen*). Auch  ein  seine  Landwirtschaft  möglichst  rationell  betreibendes 
Zentraleuropa  wird  infolge  des  schnellen  Bevölkerungswachstums  (und  einer 
nach  geraumer  Zeit  wieder  steigenden  Lebenshaltung)  ein  sicherer  Abnehmer 
des  Getreides  sein,  das  schon  heute  in  den  Tagen  einer  verhältnismäßig  ganz 
geringen  Wirtschaftsintensivierung  den  Hauptausfuhrgegenstand  gerade 
Rumäniens  und  Bulgariens  bildet  (die  Getreideausfuhr  Rumäniens  wertete 
1911 :  468  Mill.  Mk.,  1912 :  394  Mill.  Mk.,  jene  Bulgariens  1911 :  105,  1912 :  87,5 
Mill.  Mk.)5).  Sein  allein  nicht  zu  befriedigender  Bedarf  an  Erzeugnissen  der 
B.  Anteil  österr. -Ungarns  u.  des  Balkans    C.   Anteil   des   Deutschen   Reiches   und 

am  Werte  des    deutschen    Außen- 


des    deutschen 
handeis  (1913): 
Einfuhr 


Österreich  -Ungarn 
Rumänien  . 
Türkei     .    . 
Griechenland 
Serbien    .    . 
Bulgarien 


7.7 
0.7 
0,7 
0,2 
0,1 


des  Deutschen 
des  Balkans 
Werte    des     österr.  -ungari- 
schen Außenhandels  (1913): 
Ausfuhr  Einfuhr     Ausfuhr 

%  in  % 

10,9  Deutschland   ...  40,1  40,1 

1,4  Rumänien  ....  2,8  4,1 

1,0  Türkei 2,0  5,4 

0,2  Serbien 0,7  1,9 

0,2  Bulgarien    ....  0,3  1,1 

0,3  Griechenland  ...  0,6  1,1 


^)In  Bulgarien  trat  seit  1901  die  noch  1886 — 1895  den  Außenhandel  be- 
herrschende Donaustraße  zeitweilig  in  ihrer  Bedeutung  gegenüber  dem  Schwarzen 
Meere  zurück,  zumal  durch  die  bessere  Ausgestaltung  der  Schwarze  Meer-Häfen, 
die  bessere  ErschHeßung  des  Hinterlandes  gegen  das  Meer  usw. ;  nach  A.  D  i  x 
entfielen  28  %  des  Außenhandels  auf  die  Eisenbahn,  auf  die  Donauhäfen  26  % 
und  auf  die  Häfen  am  Schwarzen  Meere  46  %.  Seitdem  aber  die  bulgarische  Re- 
gierung hier  weitblickend  Wandel  zu  schaffen  begann,  machte  sich  auch  eine  Neu- 
belebung des  Donauverkehres  geltend;  1911  liefen  in  den  bulgarischen  Donauhäfen 
gegen  3000  Dampfer  und  gegen  4000  Segler  ein,  die  an  Gütern  320  000  Tonnen 
und  67  000  Passagiere  landeten  und  650  000  Tonnen  Ladung  in  der  Ausfahrt  mit- 
nahmen. Und  je  regelmäßiger  in  Zukunft  mit  dem  Ausbau  der  Donauhäfen,  haupt- 
sächlich Rustschuks,  und  der  Anlage  einer  festen,  auch  bei  Niederwasser  eine  sich 
stets  gleichbleibende,  gefahrlose  Durchfahrt  ermöglichenden  Wasserrinne  die  Gre- 
treideexporte  donauaufwärts  erfolgen  werden,  desto  größer  wird  der  Rückgang 
des  Anteiles  von  Westeuropa  am  bulgarischen  Außenhandel  sein.  — Vgl.  auch  den 
lehrreichen  Aufsatz  von  G.  K  u  n  z  e  r  ,  Bulgariens  Verkehrswege  für  seinen  aus- 
wärtigen Handel  (Die  freie  Donau  I,  1916  No.  15,  S.  3/5). 

*)  Fr.  Eulenburg,  Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  Kriege ;  Schmollers 
Jahrbuch  Bd.  39,  Heft  2  (S.  31—100).  0.  K  e  n  d  e  ,  Der  Nahrungsmittelhaushalt 
der  österreichisch -ungarischen  Monarchie;  Europ.  Staats-  und  Wirtschaftszeitung 
1916  (No.  26/7),  S.  1298—1312. 

5)  Die  besonderen  Verhältnisse  Rumäniens  näher  darzustellen,  ist  hier 
um  so  weniger  der  Ort,  als  sein  Schicksal  vorderhand  völlig  unsicher  ist.    Wir  er- 


I 
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Vieh-  und  Greflügelzuclit  wird  zu  einer  größeren  Pflege  dieses  Wirtschafts- 
zweiges in  den  Balkanländern  führen  und  dieses  Lebendvieh,  Fleisch,  Eier, 
Felle  und  Häute  usw.  donauaufwärts  senden  lassen.  Mesopotamien  und  die 
türkischen  Mittelineerlandschaften  werden  Baumwolle,  Südfrüchte,  Obst  und 
Trauben  liefern  können,  Frühgemüse  auch  das  balkanische  Mediterrangebiet, 
darin  Frankreich  und  Italien  in  der  Einfuhr  ablösend.  Der  Erzproduktion 
in  Serbien  und  Kleinasien  —  hier  bisher  durch  die  Verkehrsabgeschiedenheit 
der  Fundstätten  und  die  Knappheit  an  Brennstoffen  wenig  genützt,  — 
wird  eine  große  Zukunft  vorausgesagt;  ihre  Verteilung  nach  Mitteleuropa 
durch  die  in  früheren  Abschnitten  angedeuteten  Mittel  über  den  Donauweg 
zu  lenken,  wird  die  Aufgabe  der  hierzu  in  Betracht  kommenden  Faktoren 
sein. 

An  dieser  Stelle  wird  aber  deutlich  ersichtlich,  daß  das  Donaustraße- 
Problem  in  ein  zweites  mündet  und  von  ihm  unter  größerem  Gesichtswinkel 
kaum  zu  lösen  ist :  die  Frage  des  Anschlusses  der  Donaustraße  an  das  mittel- 
europäische Wasserstraßennetz,  die  Kanal  frage*).  Zu  ihr  hatte  voraus- 
blickend schon  E.  S  a  X  in  seinem  eingangs  erwähnten  Buche  den  prinzipiellen 
Akkord  angeschlagen.  Erst  durch  diesen  Anschluß  ist  es  möglich,  das  mittel- 
europäisch-balkanisch-vorderasiatische Wirtschaftsgebiet  auch  zu  einer 
durch  leistungsfähige  Wasserstraßen  gebildeten  Verkehrseinheit  zusammen- 
zuschließen und  damit  den  Donau- Großschiffahrtsweg  erst  wirklich  auszu- 
nützen''). Man  vergleiche  unsere  beigegebene,  die  vorhandenen  und  ge- 
planten Wasserstraßen  Mitteleuropas  verzeichnende .  Skizze ! 

Die  Haupt  Verbindung  gilt  dem  Rheine.  Über  den  Main,  der  freilich 
zwischen  Aschaffenburg  und  Bamberg  in  einer  Ausdehnung  von  350  km  derzeit 


wähnen  nur,  daß  die  Donau  der  Hauptverkehrsweg  für  Rumänien  ist,  und  der  größte 
Teil  der  Bahnen,  um  die  Güter  möglichst  schnell  auf  den  Fluß  zu  bringen,  senkrecht 
zu  ihr  läuft.  Die  Bedeutung  der  Donauscliiffahrt  für  das  Land  richtig  würdigend,  hat 
Rumänien  es  an  den  notwendigen  Anlagen  und  Einrichtungen  (Beseitigung  von 
Schiffahrtshindernissen,  wie  ins  Fahrwasser  gestürzter  Baumstämme,  Klötze  usw., 
Beleuchtung  des  Fahrwassers,  Ausbaggerung  von  Furten)  nicht  fehlen  lassen; 
Landungsplätze  und  Verladestellen  sowie  die  Häfen  sind  moderne  Bauten.  —  Über 
die  Wirtschaftszustände  Rumäniens  vor  dem  Weltkriege  vgl.  die  sehr  instruktive 
Studie  K.  Grünbergs  in  „Balkan  und  Naher  Orient",  Wien  und  Leipzig  1916. 

*)  Einige  historische  Angaben  über  alte  Kanalprojekte  bei  S.  Günther, 
S.  243/44.  Im  übrigen  gibt  es  heute  bereits  eine  überaus  weitläufige  Literatur  zur 
Kanalfrage.  Einiges  nannten  wir  bereits  in  der  Haupt-Literaturübersicht  und  in 
Anmerkung  2,  auf  S.218*.  Die  Pläne  von  Behörden,  Handelskammern, Vereinen  usw. 
sind  am  bequemsten  in  den  verschiedenen  Nummern  der  oft  erwähnten  Zeitschrift 
„Die  Donau"  einzusehen.  Ferner:  E.  Rägöczy,  Das  Projekt  eines  nordsüd- 
lichen Großschiffahrtsweges  zur  Verbindung  der  Nordsee  (bei  Bremen)  mit  dem 
Main,  der  Donau  und  dem  Schwarzen  Meere ;  Petermanns  MitteUungen  aus  J.  Perthes' 
geogr.  Anstalt,  1916,  Sept.-,  Oktober-,  Novemberheft.  R.  Mehrmann,  Das 
deutsche  Wasserstraßennetz;  Die  Donau  1916,  Nr.  9,  S.  9/12;  J.  B  1  e  y  e  r  ,  Groß- 
schiffahrtsweg Donau — ^Main — Rhein,  Regensburg  1916;  G.  Petters  in  „Die 
freie  Donau"  I,  Nr.  17,  S.  13/14. 

'')  Was  G.  Z  o  e  p  f  1  a.  a.  0.,  S.  12  an  Verkehrskuriosen  der  bestehenden  Ver- 
hältnisse anführt,  ist  ebenso  geeignet,  den  Wert  des  im  nachfolgenden  genauer 
umschriebenen  Kanalprogramms  zu  erhellen,  als  die  bezüglichen  kiu-zen  Bemerkungen 
bei  R.  Hennig,  Ausbau,  S.  1422/25. 
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nur  für  kleinere  Fahrzeuge  (von  200—300 1)  befahrbar  ist  und  für  den  Verkehr 
mit  600  t  (bzw.  mehrtonnigen)  Schiffen  erst  auszubauen  wäre^),  ist  von  ihm 
ein  Wasserweg  zur  Donau  zu  schlagen.  Der  1836  bis  1845  erbaute  L  u  d- 
w  i  g  s  k  a  n  a  1  zwischen  Bamberg,  Nürnberg  und  Kelheim  vermag  natür- 
lich modernen  Ansprüchen  nicht  zu  genügen,  da  die  größten  (bei  gutem 
Wasserstande)  auf  ihm  verkehrenden  Fahrzeuge  nur  127  Tonnen  fassen 
dürfen^).  Ob  dieser  Kanal  nun  zu  einem  größeren  umgestaltet  oder  ein  völlig 
neuer  gebaut  werden  soll,  ist  (nach  J.  B  1  e  y  e  r)  in  vieler  Hinsicht  eine  Finanz- 
frage. Immerhin  hat  man  zuerst,  da  bis  zur  Verwirklichung  der  großen  Pläne 
noch  einige  Zeit  vergehen  dürfte,  dem  drängenden  Verkehrsbedürfnis  durch 
Verbesserung  des  Bestehenden  entgegenkommen  wollen  (Reinigungsarbeiten, 
umfangreiche  Baggerungen,  Regulierung  der  Schleusen  und  Tieferlegung 
der  Sohle,  Anlage  von  Wende-  und  Ausweichstellen,  Landungs-  und  Lade- 
plätzen, Errichtung  von  Lagerschuppen  usw.).  Gegenwärtig  aber,  glaubt 
R  d  g  6  c  z  y  (a.  a.  0.,  S.  366),  kommt  der  alte  Donau-Main- Kanal,  dessen 
Umbau  zu  einer  leistungsfähigen  Schiffahrtsstraße  er  sehr  hoch  anschlägt, 
für  die  große  Wasserstraßen  Verbindung  als  Teilstück  nicht  mehr  in  Betracht, 
sondern  entweder  das  neue  (Henselsche)  Main-Donau  Kanal  projekt, 
das  den  Main  an  der  Taubermündung  bei  Wertheim  verläßt,  sich  Nürnberg 
bis  auf  8  km  (wohin  es  einen  Stichkanal  entsendet)  nähert  und  die  Donau  bei 
Stepperg  1°)  gewinnt  oder  eine  (auf  80  Mill.  Mk.  Kosten  veranschlagte)  Verbin- 
dung, welche  die  gleich  zu  beschreibende  Kanallinie  Bremen — Hann. -Münden — 
Bamberg— Nürnberg  ^°*)  erst  hier  bei  Nürnberg  (— Gibitzenhof)  verläßt  und  in 
100  km  nach  Stepperg  zieht;  für  diesen  Kanal  wird  als  rentabelstes  Durch- 
gangsschiff das  600-,  bzw.  lOOO-Tonnen-Schiff  empfohlen.  Von  Stepperg 
könnte  die  Weiterführung  nach  dem  infolge  seiner  ungünstigen  geographischen 


8)  Näheres  über  die  Bestrebungen  zur  Verbesserung  der  Main-Schiffbarkeit 
bei  E.  R  ä.  g  6  c  z  y ,  a.  a.  O.,  S.  369/70.  Nach  dem  Entwürfe  von  F  a  b  e  r  sollen 
einzelne  Flußstrecken  (78,1  km)  kanalisiert,  ein  anderer  Teil  (mit  zusammen  204,4 
km  Länge)  durch  Seitenkanäle  umgangen  werden.  Die  kleinste  Wassertiefe  würde 
bei  normalem  Wasserstande  in  den  kanalisierten  Flußstrecken  3  m,  in  den  Seiten- 
kanälen 3,5  m,  die  Breite  der  Sohle  in  den  Seitenkanälen  20  m,  die  des  Wasserspiegels 
34  m  betragen.  Als  Normalschiff  nimmt  F  a  b  e  r  einen  Schleppkahn  von  600  Tonnen 
als  den  wirtschaftlichsten  an,  obgleich  auch  er  als  „Durchgangsschiff"  ein  solches 
von  1000  Tonnen  ansieht.  Die  Baukosten  sind  auf  zusammen  120  Mill.  Mk.  berechnet. 

^)  Der  Gesamtverkehr  auf  dem  Ludwigskanal  betrug  1910  nur  27  000  Tonnen. 
Er  diente  vor  dem  Elriege  im  wesentlichen  bloß  den  örtlichen  Verkehrsbedürfnissen 
(Herbeischaffung  von  Baumaterialien  und  Holz  nach  Nürnberg  und  Bamberg,  von 
Brennholz  nach  Regensburg),  ohne  Bedeutung  war  die  Beförderung  von  Gütern  vom 
Main  zur  Donau  und  umgekehrt.  Im  Elriege  ist  aber  der  Ortsverkehr  zurückge- 
gangen, der  Durchgangsverkehr  gestiegen.  Die  Donau — Main  Schiffahrtsgesellschaft 
verfrachtete  trotz  frülizeitig  einbrechenden  Frost wetters  in  der  zweiten  HäH'te  1915 
nahezu  8000  Tonnen  ausländisches  Getreide  von  Regensburg,  Donauumschlag  nach 
Mannheim  und  Duisburg.  (Vgl.  „Die  Donau"  1916,  Nr.  6,  S.  2;  J.  Bleyer, 
Großschiffahrtsweg,  S.  22  ff. ;  ferner  eingehend  A.  Sieghardt,  Altes  und  Neues 
vom  Ludwig — Donau — Main-Kanal,  „Die  freie  Donau",  Nr.  18,  S.  6/9. 

^°)  Stepperg  Hegt  am  linken  Donauufer,  10  km  östHch  von  der  Lechmündung, 
80  km  östhch  von  Ulm. 

loaj  yg}_  ^Jq  beiden  Schaupläne  zu  den  Kanalprojekten  bei  Räg6czy, 
Peterm.  geogr.  Mitteilungen  1916.    Tafel  48. 
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Lage  wirtschaftlich  weniger  entwickelten  Südbayem  erfolgen,  sei  es  in  einer 
(wesentlich  billigeren  und  daher  z.  B.  von  R  4  g  6  c  z  y ,  a.  a.  0.,  S.  368  bevor- 
zugten) direkten  Linie  Stepperg— Pöttmes— Augsburg— Dachau— München 
oder  in  einer  Linie  Stepperg— Pöttmes— Aiach— Dachau— München  (mit 
einem  Stichkanal  Aiach— Lechhausen— Augsburg).  Der  Anschluß  Süd- 
bayerns an  diese  schiffbare  Wasserstraße,  ferner  die  Verwertung  der  sonstigen 
Wasserkräfte  wären  das  nächstliegende  Mittel,  ,,um  eine  bodenständige 
Industrie  zu  entwickeln,  die  Verbrauchsgegenstände  zu  verbilligen,  eine 
größere  Bevölkerung  anzusiedeln,  die  Steuerkraft  zu  heben".  Durch  die 
Herstellung  eines  solchen  Rhein— Donau- Großschiffahrtsweges  würde  ,,eino 
vollwertige  Verbindung  zwischen  dem  nordwestlichen  und  dem  südlichen 
Wasserstraßennetz  Mitteleuropas  und  damit  eine  für  das  innere  Wirtschafts- 
leben Mitteleuropas  hochwichtige  Schiffahrtsstrecke  von  der  Nordsee  bis  zum 
Schwarzen  Meer  geschaffen  werden^^).  Und  ähnlich  H.Held:  „Die  Donau— 
Rhein-Verbindung  stellt  die  große  Basis  für  den  Verkehr  von  Nordwest  nach 
Südost  dar;  sie  ist  das  Rückgrat  eines  Wasserstraßcnnotzes  von  Mitteleuropa". 
Er  tritt  für  den  baldigst  auszuführenden  Bau  eines  Kanales  ein,  der  es  ermög- 
licht, mit  wenigstens  einem  1000-Tonnen- Schiff  direkte  Fahrten  vom  Rhein 
zur  Donau  bis  zum  Schwarzen  Meer  zu  machen  ^^).  Das  lebhafte  Interesse 
des  Großherzogtums  Hessen  an  einem  leistungsfähigen  Donau — Main-Kanal 
betont  ein  auf  statistisches  Material  gestützter  Aufsatz  A.  F  r  i  e  d  m  a  n  n  s^'). 
Durch  weitere  Verbindungen  zwischen  Rhein  und  Donau,  die  auch  das 
südliche  Westdeutschland  (und  die  Schweiz)  einbezögen,  wäre  der  Wert 
dieser  Wasserstraßen  noch  gewaltig  zu  steigern.  Da  wird  zunächst  an  eine 
Neckar  —  Donau  —  Bodensee  Wasserstraße  gedacht,  die  durch 
den  Bodensee  westlich  wieder  an  den  Rhein  Anschluß  erhalten  könnte.  Bei 
Neckarrems  (südlich  von  Marbach)  soll  der  neue  Kanal  vom  Neckar,  der  bis 
Stuttgart— Eßlingen  zu  kanalisieren  wäre,  abzweigen,  das  Rems-,  Aal-  und 
Neckartal  verwertend,  nach  Lauingen  an  der  Donau  (etwa  halbwegs  zwischen 
Ulm  und  Donauwörth)  ziehen,  dann  in  einem  Seitenkanal  die  Donau  entlang 
über  Ulm  hinausführen  und  mit  Benutzung  des  Riß-  und  Schussentales  bei 
Langenargen  (südöstlich  von  Friedrichshafen)  den  Bodensee  gewinnen.  Gleich- 
zeitig soll  die  Rheinschiffahrt,  heute  bis  etwa  Rheinfelden  ober- 
halb Basels  möglich,  mit  Kanalumgehung  der  Laufenburger  Stromschnellen 
und  des  Rheinfalls  bei  Neuhausen  für  größere  Rheindampfer  bis  zimi  Boden- 
see ausgedehnt  werden.  Rhein  und  Donau  würden  dann  auch  über  den 
Bodensee  in  Beziehung  treten,  ,,so  daß  die  in  fast  diametral  entgegenge- 
setzter Richtung  das  Zentrum  Europas  entwässernden  Ströme  gewisser- 
maßen einander  bis  zum  Gregenufer  des  Weltmeeres  verlängern  würden"^*). 

")  R.  H  e  n  n  i  g  ,   Ausbau,  S.  1417. 

^^)  H.  Held,  Der  Donau — Main — Rheinkanal  (Die  freie  Donau  I.,  Nr.  16, 
S.  4/5). 

^^)  A.  F  r  i  e  d  m  a  n  n  ,  Hessens  Interesse  am  Donau — ^Mainkanal;  Die  freie 
Donau  I,  Nr.  18,  S.  3/4. 

^*)  R.  H  e  n  n  i  g  ,  Ausbau,  S.  1418.  Über  die  Rheinwasserstrecke  Basel — 
Bodensee.  Vgl.  auch  den  Vortrag  des  Ing.  Sommers,  im  Auszuge  mitgeteüt  in 
„Die  freie  Donau"  I,  Nr.  17,  S.  7/8. 
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Schweizer  Pläne  treten  hinzu:  von  Chancy  an  der  Rhone  (unterhalb  Genfs) 
soll  ein  Mittellandskanal  für  600-  bis  800- Tonnen- Schiffe  bis  zur  Mündung  der 
Aare  in  den  Rhein  gebaut  werden.  R.  Gelpke,  der  den  Bau  vorschlägt^*), 
sieht  im  Bodensee  bereits  die  Kreuzungsstelle  der  "Wege  auf  Loire,  Rhein, 
Donau,  Rhone ;  ,, durch  ihren  Ausbau  werden  die  Einflußzonen  des  Seehandels 
gegen  diesen  Punkt  in  Mitteleuropa  vorgeschoben". 

Gegen  Norden  wird  der  Anschluß  der  Donau— Main- Strecke  an  die 
Weser  zur  Nordsee  vorgeschlagen.  Der  neue  Kanal,  dessen  tech- 
nische Anlage,  auf  300  Mill.  Mk.  geschätzte  Kosten  und  Aussichten  Senator 
Meyer-Hameln  in  einer  ausführlichen  Denkschrift  erörtert  hat^'),  soll  von 
Wernshausen,  bis  woh  in  die  Werra  kanalisiert  ist,  und  über  sachsen-meiningisches 
Gebiet  südwärts  verlaufen  (mit  einem  Anschlußkanal  nach  Coburg)  und  den 
Main  bei  Bamberg  erreichen;  die  Wasserscheide  zwischen  Weser-  und  Main- 
gebiet wird  in  einem  9  km  langen  Tunnel  (südlich  von  Ritschenhausen  und 
nördlich  von  Römhild)  überwunden^').  Der  dadurch  entstehende  fast  gerad- 
linige Großschiffahrtsweg  Bremen — Bamberg — Donau^^),  der  die  ober- 
fränkischen Eisenerzlager  erschließen  und  dem  rheinisch-westfälischen  Indu- 
striegebiet zuführen,  Kohle  und  Eisen  nach  Thüringen  und  Bayern  bringen 
und  die  mitteldeutschen  Industriegebiete  über  Bremen  mit  Übersee  in  Be- 
ziehungen setzen  könnte ^^),    würde  einen  anderen  Großschiffahrtsweg  von 

^^)  R.  G  e  1  p  k  e   im  „Berner  Intelligenzblatt"  vom  1.  und  2.  Januar  1916. 

18)  Vgl.  „Die  Donau"  1916,  Nr.  1,  S.  5/6.  Genaueres  über  die  Entstehung  des 
Projektes  eines  Großschiffahrtsweges  Bremen — Hann. -Münden — Bamberg — Nürn- 
berg und  dieses  Projekt  selbst  bei  E.  R  a  g  ö  c  z  y  ,  a.  a.  0.,  S.  321  ff. ;  ebenda  auch 
Icritische  „Betrachtungen  über  das  Meyersche  Kanalprojekt". 

17)  Vgl.  „Die  freie  Donau"  1916,  Nr.  14,  S.  8/9. 

1^)  Die  für  1000-Tonnen-Schiffe  geplante  Wasserstraße  Bremen — Nürnberg 
würde  mit  702  km  dem  deutschen  Rhein  (723  km)  fast  gleichkommen,  ihre  Ver- 
längerung bis  München  schüfe  eine  zusammenhängende  nordsüdliche  Binnenwasser- 
straße von  887  km  Länge,  also  von  einer  Ausdehnung  wie  die  Länge  der  gesamten 
Rheinschiffahrtsstraße  Basel — Rotterdam  (  =861  km),  so  daß  wir  in  ihr  die  längste 
Schiffahrtsverbindung  im  Deutschen  Reiche  besäßen.  Technische  Angaben  über 
die  Anlage  der  notwendigen  Staustufen,  Talsperren  und  Schleusen,  soAvie  Bemer- 
kungen über  ihre  wirtschafthche  Bedeutung  bei  E.  R  ä  g  ö  c  z  y  ,  a.  a.  O.,  S.  322  ff. 
Den  wirtschaftlichen  Nutzen  der  Talsperrenanlagen  sieht  Ragöczy  in  der  Ver- 
besserung der  Schiffbarkeit  der  Weser  (es  werden  Schleppkähne  von  1000  Tonnen 
Tragfähigkeit  [73  m  Länge  und  9  m  Breite]  auch  in  den  trockenen  Sommermonaten 
mit  mindestens  800  Tonnen  Ladung  verkehren  können)  und  in  der  Bewalirung  der 
Landwirtschaft  vor  schädhchen  Hoch  wässern,  wie  in  ihrer  günstigen  Beeinflussung  in 
trockenen  Monaten  durch  die  Erhöhung  des  Grundwasserstandes;  die  gesteigerte 
Wasserfälligkeit  von  Werra  und  Weser  wird  ferner  die  bisher  so  lästig  empfundenen, 
durch  die  Abwässer  des  Kalibergbaues  bewirkten  Versalzungen  nahezu  unschädlich 
machen;  schließlich  wird  die  Anlage  von  Kraftwerken  an  den  Talsperren  (und  an 
den  Schleusen)  das  ganze  Gebiet  mit  billigerem  Licht  und  billigerer  industriell-tech- 
nischer Kraft  versorgen. 

1')  „WirtschaftspoUtisch  erwartet  man  von  der  neuen  Wasserstraße  eine 
wesentliche  Belebung  der  Seeschiffahrt  Bremens  und  der  Binnenschiffahrt  auf  der 
Weser,  eine  weitgehende  Entwicklung  der  Thüringer  Kaliindustrie  im  besonderen, 
und  im  allgemeinen:  eine  Verbilligung  der  Frachten  für  den  Versand  der  Ausfuhr- 
güter aus  dem  Thüringer  und  Nürnberger  Industriebezirke,  sowie  für  den  Bezug  von 
Petroleum,  Baumwolle,  Reis,  Tabak,  Gretreide  usw.  über  Bremen,  von  Eisen,  Stahl 
und  Steinkohlen  aus  dem  rheinisch-westfäHschen  Industriebezirke.    Aber  auch  neue 


Die  Donanstraße.  265* 

außerordentlicher  Bedeutung  kreuzen,  den  zwischen  Rhein-Herne-Ems- 
Weser  (Minden)  und  Leine  (Hannover)  bereits  ausgebauten,  zwischen  Leine 
^(Hannover)  und  Elbe  (Magdeburg)  aber  erst  herzustellenden  Mittel- 
landskanal.  Dadurch,  daß  seit  der  1915  erfolgten  Eröffnung  des  die 
Weichsel  über  Netze  und  Warthe  mit  der  Oder  verbindenden  Bromberger 
Kanals  östlich  der  Elbe  ein  geschlossenes  deutsches  Wasserstraßennetz 
bereits  besteht,  würde  nach  Fertigstellung  des  Mittellandskanales  ein  zu- 
sammenhängender Binnenwasserweg  von  Basel  bis  Hamburg,  Stettin  und 
Breslau,  sowie  von  Rotterdam  bis  Prag  und  Memel  vorhanden  sein. 

Mit  der  Nennung  Prags  berühren  wir  ein  Grebiet,  in  dem  eine  zweite  große 
■Gruppe  von  Kanalbauten  einzusetzen  hätte;  ihre  Durchführung  fiele  Öster- 
reich, von  ihm  bereits  einmal  als  Notwendigkeit  erachtet,  zu  (vgl,  S.  218*, 
Anm.  2  dieser  Arbeit  zu  dem,  um  was  es  sich  hier  handelt).  Die  Tatsache, 
daß  zwischen  dem  Elb-  und  dem  Donaugebiet  nirgends  ein  schiffbarer  Über- 
gang besteht,  bezeichnet  R.  Hennig  (Ausbau,  S.  1418/19)  verkehrsgeo- 
graphisch als  eine  ebenso  große  Merkwürdigkeit  wie  die  undurchbrochene 
Schiffahrtswasserscheide  zwischen  Elbe  und  Weser  in  Deutschland.  Um 
das  erste  der  hieher  gehörenden  Projekte,  den  Donau-Moldau- 
Kanal,  zu  realisieren,  wäre  von  Prag  bis  Budweis  ein  Umbau  der  Moldau- 
kanalisierung  erforderlich,  ferner  müßte,  um  die  Donau  zu  erreichen,  die 
Wasserscheide  in  einer  Meereshöhe  von  529  m  überquert  werden,  was  tech- 
nisch überaus  schwierig  wäre  und  sehr  teuer  käme.  Fr.  Heiderich  spricht 
sich  gegen  den  Bau  dieses  ,, wenig  leistimgsfähigen  Grebirgskanales"  aus, 
R.  H  e  n  n  i  g  dagegen  meint,  daß  die  durch  den  Krieg  angebahnte  wirt- 
schaftliche und  politische  Annäherung  zwischen  Deutschland  und  Öster- 
reich-Ungarn  gerade   diesem  Kanal   die    erste   Rolle   einräumen   würde^"). 

Erwerbsquellen  sollen  erschlossen  werden,  Stein-  und  Tongruben,  Erzfelder  in  Ober- 
franken, die  jetzt  den  teuren  Eisenbahnweg  nach  Westfalen  nicht  lohnen,  und  im 
ganzen  wird  ein  lebhafterer  Güteraustausch  zwischen  Nord-  und  Süddeutschland 
erwartet,  als  er  bis  jetzt  vor  sich  geht"  (E.  Rägöczy,  a.  a.  O.,  S.  325).  Und  auf 
die  gesamte  Wasserstraße  Bremen — ^München  bezogen,  verfolgt  —  wirtschafts- 
pohtisch  betrachtet  —  das  Projekt  drei  Ziele:  „1.  die  volle  Berücksichtigung  der 
Interessen  der  Schiffahrt  auf  dem  oberen  Maine  (Marktbreit — Bamberg) ;  2.  die  Ver- 
bindung des  rechtsrheinischen  Bayerns  mit  Donau,  Main  und  Weser ;  3.  den  Anschluß 
des  Landes  an  die  Seehäfen  Bremen,  Emden,  Rotterdam,  Amsterdam  und  Antwerpen 
(Nordsee)  und  Sulina  (Schwarzes  Meer)".  Nationalpohtisch  gesehen,  „wird  der  Haupt- 
wert gelegt  auf  die  Herstellung  einer  inner  deutschen  Wasserstraße,  die  einen 
Parallelweg  zu  Rhein  und  Elbe  darstellt,  und  die  auf  die  von  ihm  durchzogenen 
Gebiete  den  gleichen  kulturfördernden  Einfluß  ausüben  soll  wie  diese  Ströme  auf 
die  ganzen  Rheinlande  und  das  ganze  Elbegebiet"  (E.  R4göczy,  a.  a.  O.,  S.  369). 
2")  Das  Nebeneinander  des  Rhein — Main — Donau-  und  des  Rhein — Elbe- 
Kanals  wird  zu  Wettbewerbszwecken,  um  em  ungebührliches  Steigen  der  Frachten, 
Schiffahrtsabgaben,  Lade-  und  Löschgebühren  zu  verhindern,  als  nützlich  angesehen. 
,,Daß  der  eine  Kanal  den  anderen  tot  machen  würde,  ist  nicht  zu  befürchten,  da  beide, 
wenn  sie  auch  aus  derselben  Ecke  des  deutschen  G«werbelebens,  aus  dem  nordwest- 
deutsciien  Industrie-  und  Handelsgebiet,  ihren  Ursprung  nehmen,  doch  ganz  von 
«inander  getrennte  Gegenden  Deutschlands  durchlaufen.  Auch  ist  die  Länge  ihres 
Wasserweges  von  Duisburg  bis  Wien  fast  genau  dieselbe.  Die  Strecke  Duisburg — 
Bamberg — Regens  bürg — Linz — Wien  ist  1371  km  lang  und  würde  nur  53  Schleusen 
liaben,  dagegen  sind  es  von  Duisburg  über  Magdeburg — Prag  nach  Wien  nur  1316  km, 
aber  72  Schleusen"  (K.  M  e  h  r  m  a  n  n  ,   a.  a.  0.,  S.  16). 
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Für  das  Kanalprojekt  Bud weis— Linz  und  gegen  das  Budweis-Korneuburg 
tritt  ein  Aufsatz  in  den  „Münchener  Neuesten  Nachrichten"  (No.  401  vom 
8.  August  1916)  ein.  Das  zweite  Projekt  betrifft  einen  Donau  —  March 
—  Elbe-Kanal,  dessen  Trasse  wir  bereits  anführten.  Bubendey^i) 
meint,  daß  das  Fahrwasser  der  Elbe  nach  Durchführung  der  Niedrigwasser- 
Regulierung  der  Elbe  und  der  Erbauung  der  Staubecken  im  Berauntale 
Schiffen  mit  1,75  m  Tiefgang  gestatten  wird,  abgesehen  von  ganz  wasser- 
armen Zeiten,  ungeleichtert,  stets  aber  mindestens  mit  halber  Ladung  ver- 
kehren zu  können,  so  daß  die  Elbe  eine  leistungsfähige  Fortsetzung  der  in 
Österreich  herzustellenden,  für  den  Verkehr  von  600-  bis  1000-Tonnen- Schiffen 
bestimmten  Kanäle  bilden  wird;  er  ist  der  Überzeugung,  daß  der  durch- 
gehende Elbe-Donauweg  dem  Eisenbahnwege  weit  überlegen  sein  wird. 
Denn  er  würde  für  den  Verkehr  zwischen  vielen  Orten  an  der  mehr  als  3000  km 
langen  Wasserstraße  sehr  segensreich  wirken  und  zwar  um  so  mehr,  als  die 
Donaufrachtsätze,  die  bislang  noch  ur verhältnismäßig  hoch  gewesen  sind,, 
infolge  des  wachsenden  Verkehrs,  namentlich  auch  der  Zunahme  der  Tal- 
frachten zweifellos  noch  herabgehen  werden.  Das  dritte  Projekt  gilt  dem 
ebenfalls  bereits  genannten  Donau  —  March  —  Oder-Kanal,  des- 
sen Geschichte  und  Bedeutung  (vor  allem  für  die  Kohlenversorgung  der 
Hauptstadt)  der  eingangs  erwähnte  Aufsatz  von  A.  Oelwein  genauer 
würdigt ;  die  Herstellung  einer  Oderwasserstraße  für  600-Tonnen- 
Schiffe  zum  Anschluß  an  diesen  Kanal  wird  im  Deutschen  Reiche,  nach  den 
bereits  jetzt  laut  gewordenen  Stimmen  zu  schließen,  gev/iß  nicht  lange  auf 
sich  warten  lassen  ^^).    Gefordert  wird  aber,  hauptsächlich  von  der  Oderschiff- 

*^)  Vgl.  den  im  Auszug  mitgeteilten  Vortrag  Bubendeys  über  die  Elb- 
ßchiffahrt  und  ihre  Fortsetzung  zur  Donau;  „Dresdner  Anzeiger"  vom  6.  September 
1916  oder  „Die  freie  Donau"  I,  No.  19,  S.  3. 

22)  Vgl.  den  am  2.  Dezember  1915  gehaltenen  und  als  Manuskript  uns  vor- 
liegenden Vortrag  des  Direktors  des  Breslauer  Schiffahrtsvereins  Rischowski. 
Er  fordert  nachdrücklichst  diesen  Kanal  und  die  Regulierung  der  Oder  (Talsperren, 
im  Quellgebiet!);  Plan  und  Begründung  dieses  als  Weltwirtschaftsstraße  angespro- 
chenen Wasserweges  Ostsee — Schwarzes  Meer  wurden  in  einem  kurzen  program- 
matischen Entwürfe  auch  dem  Reichskanzler  vorgelegt.  AusführUch  werden  die 
einschlägigen  Verhältnisse  des  Großschiffahrtsweges  von  der  Elbe  zur  Donau  in 
einem  Bericht  behandelt,  den  R.  L  ö  b  1  kürzlich  der  Reichenberger  Handels-  und  Ge- 
werbekammer vorlegte  (abgedruckt  in  „Die  Wasserwirtschaft"  No.  21,  S.  333 — 339- 
und  No.  22,  S.  349 — 352);  hier  findet  sich  auch  die  bis  in  das  Jahr  1879  zurückgehende 
Geschichte  dieses  Kanalgedankens,  Kosten  und  Rentabihtätsberechnung.  L  ö  b  1 
tritt  für  die  sofortige  Ausführung  des  Großschiffahrtskanales  von  der  Donau  zur 
Elbe  (bei  Pardubitz)  und  zur  Oder  ein  und  möchte,  bis  dieser  vollendet  ist,  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Beschluß  des  Außiger  „Elbevereins"  vom  27.  Januar  1916 
den  Donau — Moldau — Elbe-Kanal  zurückgestellt  wissen.  E.  Rägöczy  hebt 
(a.  a.  O.,  S.408)  mit  Recht  hervor,  daß  in  diesen  Plänen  eines  Donau — March — Oder — 
Elbe-Kanales  die  Verbindung  zwischen  Donau  und  Oder  jedenfalls  Grundlinie 
und  Rückgrat  bildete.  Der  Donau-Oderkanal  „soll  nicht  nur  den  bedeutenden 
Kohlenbergbau  im  Ostrau-Karwiner  Becken  der  Reichshauptstadt  Wien  näher- 
bringen, die  mährische  und  mederösterreichische,  sowie  nordöstlich  die  galizische 
Industrie  mit  billigerem  Brennstoff  versorgen,  die  Industrialisierung  von  Galizien 
einerseits  und  von  Niederösterreich  andererseits  begünstigen,  sondern  und  in  erster 
läiüe  auch  die  politisch -geographisch  weit  auseinander  hegenden  Landesteile  wirt- 
Bchaftsgeographisch  einander  nähern  und  somit  die  politische  Einheit  des  ganzen. 


Die  Donaustraße.  267*" 

iahrt  und  Breslau  (E.  R  a  g  6  c  z  y ,  a.  a.  0.,  S.  409,  R.  L  ö  b  1 ,  S.  338), 
daß  der  Donau— Elbe— Oder-Kanal  unbedingt  gleichzeitig  mit  dem  Donau 
—Main- Kanal  hergestellt  werden  müßte,  damit  sich  nicht  der  „Schwerpunkt 
des  internationalen  Donauverkehrs  nach  Bayern  als  End-  oder  Durchgangs- 
station"^^) verschiebe.  Vondengalizischen  Kanalprojekten  ist  eines,  eine  Wasser- 
straße von  der  schlesischen  Landesgrenze  bis  nach  Krakau  (da  die  Polen  auf 
die  Vertagung  des  österreichischen  Wasserstraßengesetzes  nicht  eingehen 
wollten)  seit  1911  bereits  in  Angriff  genommen  worden:  so  wäre  dann  auch 
die  Oder— Weichsel- Verbindung  in  Bälde  gesichert.  Dafür,  daß  der  schmale 
1797—1804  gebaute  Wiener-Neustädter  ,,Approvisionierung8"- Kanal  um- 
gebaut werde,  ist  die  Wiener  Handels-  und  Gewerbekammer  eingetreten. 
,,In  wirtschaftsgeographischer  Beziehung  würde  die  Herstellung  der  behan- 
delten österreichischen  Kanäle  eine  Verbindung  schaffen  für  das  Gebiet 
der  mittleren  Donau  mit  dem  norddeutschen  Fluß-  und  Kanalsystem  von 
der  Elbe  bis  zur  Memel  und  mit  dem  russisch-polnischen  Fluß-  und  Kanal- 
system im  Gebiet  von  Weichsel  und  Dnjestr.  Dagegen  würde  der  Ausbau 
der  österreichischen  Donauwasserstraße  und  die  Herstellung  der  mittel- 
und  süddeutschen,  insbesondere  der  bayerischen  Wasserstraßenpläne  die 
Donau  wiederum  mit  dem  westdeutschen  Fluß-  und  Kanalsystem  des  Rhein-, 
Ems-  und  Wesergobietes  in  Verbindung  setzen"  ^^).  An  die  Donau  schließen 
sich  die  einzelnen  Anschlußkanäle  wie  Rippen  an.  „Und  hydrographisch  kann 
man  Ziel  und  Ergebnis  der  Kanalprojekte  betrachten  als  deltamäßige  Aus- 
strahlungen der  mittleren  und  oberen  Donau,  die  durch  die  Kunst  der  Technik 
hergestellt  werden  ...  Es  ergäbe  sich  somit  eine  in  hohem  Maße  beachtens- 
werte Zusammenfassung  von  Flußläufen,  die  durch  die  Natur  zu  selbständigen, 
oft  weit  auseinandergehenden  Läufen  geleitet,  durch  die  Kunst  des  Menschen 
zu  einem  gemeinsamen  oder  doch  einheitlichen  Zweck  zusammengeführt 
würden,  und  auf  diese  Weise  weiterhin  die  Verbindung  von  wichtigen  See- 
häfen verschiedener  Meeresteile,  die  aus  ihrer  mehr  oder  weniger  ausge- 
prägten Sonderbestimmung  nunmehr  zu  Organen  eines  gewaltigen  Systems 
von  Wasserwegen  mit  einheitlichem  Wirkungskreis  umgestaltet  würden"  2*). 
Auch  Ungarn  hat  hinsichtlich  des  Ausbaus  seiner  Wasserstraßen 
Zukunftsaufgaben.  Zu  den  bestehenden  Franzens-  und  Franz  Josefß- 
kanälen,  der  kanalisierten  unteren  Koros  und  Bega  sollen  vor  allem  ein 
Donau-Save-  Kanal  (zwischen  Vukovär  und  Samaö)  und  ein  neuer 
Donau-Theiß- Kanal  kommen^*) ;  dieser  wird  entweder  nördlich 
von  Budapest  die  Donau  verlassen  und  nach  Szolnok  ziehen  oder  südlich 
von  Budapest  abzweigen  und  die  Theiß  bei  Csongräd  oder  Szegedin  erreichen. 

Staatswesen  stärken.  Es  sollte  aber  insbesondere  Galizien,  Mähren  und  Böhmeu 
einerseits  mit  den  eigentUchen  österreichischen  Donauländem  und  dann  mit  den 
benachbarten  Industriebezirken  (Oberschlesien,  Sachsen,  Polen)  in  bessere  Beziehung 
gebracht  werden." 

23)  E.  R  ä  g  6  c  z  y  ,    a.  a.  O.,  S.  409. 

''*)  Vgl.  die  Zusammenstellung  der  wichtigsten  ungarischen  Kanalprojekte 
bei  V.  M  a  r  e  n  z  i ,  a.  a.  O.,  den  Aufsatz  von  Ditthorn  „Ungarische  Kanal- 
und  Hafenprojekte"  (Die  freie  Donau  1916,  No.  24,  S.  10/11)  und  die  „Übersichtskarte 
der  ungarischen  Schiffahrtsstraßen"  bei  E.  v.  K  v  a  s  s  a  y  ,  Die  Ungarische  Donau. 
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Ferner  soll  aber  auch  die  Schiffbarkeit  der  Koros  und  Bega  verlängert,  der 
den  Plattensee  zur  Donau  entwässernde  Sarvizkanal,  die  untere  Temes  und 
die  Kulpa  bis  Karlstadt  (zum  Anschluß  an  die  Save)  ihr  gewonnen  werden. 
Wichtiger  vom  mitteleuropäischen  Standpunkte  als  diese  bisher  erwähnten 
ungarischen  Kanalprojekte  sind  zwei  andere,  von  denen  freilich  besonders 
das  eine  vorläufig  nur  rein  theoretische  Bedeutung  beanspruchen  kann: 
der  Donau— Adria-Kanal,  bei  dem  die  Kulpa  noch  weit  über  Karlstadt 
hinaus  bis  Brod  kanalisiert,  und  dann  das  so  schwierige  Grelände  bis  Fiume 
durch  eine  Schiffseisenbahn  oder  einen  Tunnelkanal  überwunden  werden 
müßte.  "Wenigstens  etwas  besser  steht  es  um  den  Morava  —  Vardar  — 
Saloniki  (Donau — Ägäisches  Meer) -  Kanal.  Der  gewesene  ungarische 
Ackerbauminister  Serenyi  eröffnet  zwar  diesem,  nach  ihm  nicht  allzuschwer 
realisierbaren  Kanal  eine  großartige  Perspektive  (für  1000-Tonnen-Schlepp- 
schiffe  eingerichtet,  würde  er  die  Versorgung  Deutschlands  mit  Baumwolle, 
Reis,  öl  usw.  übernehmen  können^^));  v.  Kvassay  aber^ß)  steht  ihm 
sehr  skeptisch  gegenüber,  schätzt  die  notwendigen  Kammerschleusen  auf 
ungefähr  140,  die  Kosten  auf  5  bis  600  Mill.  Kr.  und  meint,  die  Abkürzung 
im  Verhältnis  zur  Donaustraße  in  der  Relation  Suez — Insel  Lesbos  würde 
sich  bloß  wie  1  :  2  verhalten,  „was  viel  zu  wenig  ist,  als  daß  der  Kanal  gegen- 
über dem  freien  Wasserwege  der  Donau  und  der  See  erfolgreich  konkurrieren 
könnte,  abgesehen  von  den  großen  Schiffahrtsabgaben,  die  am  Kanal  zu 
erheben  wären". 

Rumänien  geht  der  letzte  der  mit  der  Donau  zusammenhängenden 
Kanalpläne  an,  worauf  wir  noch  kurz  hinzuweisen  haben.  Der  Kanal  soll 
von  Cernavoda  an  der  Donau  durch  die  Dobrudscha  nach  Constanza  am 
Schwarzen  Meer  geführt  werden  und  die  Krümmung  der  Donau  ersparen. 
Aus  technischen  Gründen  hält  v.  Kvassay  ihn  kaum  für  durchführbar^'). 


Man  kann  nun  nicht  sagen,  daß  die  Wichtigkeit  der  Donau  straßen- 
Frage  gerade  im  Zusammenhang  mit  dem  Problem  Mitteleuropa  nicht  in 
ihrem  ganzen  Umfange  von  den  maßgebenden  Männern  erkannt  worden 
wäre.  Der  Bayerische  Kanalverein  faßte  das  Ergebnis  ein- 
gehender Erwägimgen  seiner  Vorstandssitzung  vom  26.  September  1915 
dahin  zusammen^^),  daß  er  „den  Ausbau  der  Main— Donau  Wasserstraße 
im  Interesse  des  deutschen  Wirtschaftslebens  nach  den  in  dem  gegenwärtigen 
Kriege  gemachten  Erfahrungen  für  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Deut- 
schen Reiches  halte,  das  in  Zukunft  seinen  außereuropäischen  Verkehr  nicht 
auf  den  westlichen  Wasserweg  beschränken  dürfe".     Genauest  begründet. 


«)  „Weltwirtschaft",  5.  Jahrg.  1915/16,  S.  278. 

*')  v.  Kvassay,  Der  Morava-Vardar-Kanal;  Die  Donau  1916,  No.  12, 
S.  8/9.     Derselbe,    Die  Donau  als  Verkehrsstraße,  S.  10/11. 

2')  Der  Plan  zu  diesem  Kanal  ist  übrigens  recht  alt;  darüber  wie  über  die  Be- 
ziehungen H.  v.  M  o  1 1  k  e  s   zu  ihm  vgl.  S.  G  ü  n  t  h  e  r  ,   a.  a.  O.,  S.  245/246. 

2^)  Bayerischer  Kanalverein  unter  dem  Protektorate  seiner  Majestät  des  Königs 
Ludwig  III.  von  Bayern.  Vereinsmitteilungen  November  1915,  No.  6,  S.  81/83 
(Nürnberg,  Egidienplatz  25). 
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wurde  diese  Erklärung  am  25.  Oktober  1915  dem  Reichskanzler  mit  dem  An- 
trage unterbreitet,  der  in  ilir  enthaltenen  Anregung  und  den  staatsrechtlichen 
und  wirtschaftlichen  Voraussetzungen  für  ihre  ^Erfüllung  alle  Aufmerksam- 
keit rechtzeitig  zuzuwenden  und  geeignete  Maßnahmen  vorzubereiten.  Die 
Antwort  des  Reichskanzlers  vom  19.  Dezember  1915  verrät  vielleicht 
doch  mehr  als  das  bloß  platonische  Interesse  der  Behörden  (J.  Bleyer, 
Großschiffahrtsweg,  S.  23  f.) ;  allen  sichtbar  zu  handeln,  dürfte  heute  der 
verantwortlichen  Reichsstelle  kaum  schon  möglich  sein.  Die  Antwort  lau- 
tete^*):  „Die  zahlreichen  und  weit  ausschauenden  Anregungen  und  Vor- 
schläge, die  auf  dem  Grebiete  des  Ausbaues  der  Binnenwasserstraßen 
nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Krieges  von  den  verschiedensten  Seiten 
den  Reichs-  und  Staatsbehörden  unterbreitet  werden,  finden  bei  diesen 
aufmerksame  Würdigung  und,  soweit  möglich,  eingehende  Prüfung.  Ich 
trage  kein  Bedenken  anzuerkennen,  daß  unter  diesen  Vorschlägen  der  einer 
leistungsfähigen  Rhein— Main— Donau-Wasserstraße,  für  dessen  Prüfung 
schon  wertvolles  Material  in  erheblichem  Umfange  gesammelt  worden  ist, 
Wegen  seiner  hervorragenden  wirtschaftlichen  Bedeutung  für  große  Teile 
des  Deutschen  Reiches  Anspruch  auf  besonders  ernsthafte  Beachtung  er- 
heben kann.  Ein  endgültiges  Urteil  darüber,  ob  und  in  welcher  Weise  der 
Vorschlag  weiter  zu  verfolgen  ist,  wird  sich  aber  erst  nach  Abschluß  des 
Krieges  gewinnen  lassen".  —  Auch  Regierung  und  Landtag 
in  Bayern  haben  sich  seit  Ende  1915  wiederholt  mit  dem  bayerischen 
Teil  der  mitteleuropäischen  Wasserstraßenfrage  beschäftigt,  seine  Bedeu- 
tung anerkannt  und  tatkräftige  Unterstützung  zugesagt^");  wobei  freilich 
zu  erwähnen  ist,  daß  König  Ludwig  selbst  jederzeit  ein  warmer  und  ener- 
gischer Förderer  des  Ausbaues  der  bayerischen  Wasserstraßen  gewesen  ist. 
So  ist  man  denn  auch  in  Bayern  bereits  mitten  in  ernsthafter  Arbeit^^). 
Spätestens  im  Herbst  1917  soll  die  von  der  Regierung  als  eine  hervorragend 
bayerische  Angelegenheit  betrachtete  Kanalisierung  des  Mains  bis  Aschaffen- 
burg vollendet  sein;  wenn  irgend  angängig,  wird  sie  (laut  ministerieller 
Erklärung  Ende  1915  und  Anfang  1916)  sogleich  bis  Bamberg,  wo  ein  großer 
moderner  Hafen  angelegt  wurde,  fortgesetzt,  und  der  zurzeit  nötige  Umbau 
des  Bischberger  Oehrs  bei  Bamberg  wird  bereits  nach  den  Dimensionen 
des  Großschiffahrtsweges  vorgenommen  werden.  Im  Februar  1916  be- 
kannte sich  ferner  nach  Anhörung  des  bereits  genannten  Referates  des  ersten 
Regensburger  Bürgermeisters  J.  Bleyer  (Großschiffahrtsweg  Donau 
—Main— Rhein)  die  Versammlung  der  Donau-,  Main- 
und  Rhein-Interessenten  einstimmig  zu  einer  Entscheidung, 
die  aus  strategischen  und  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  Deutschlands  die 
Herstellung  einer  zeitgemäßen,  leistungsfähigen  Großschiffahrtsstraße  vom 
Rhein  über  den  Main  zur  Donau  und  auf  der  Donau  bis  zum  Schwarzen  Meer 
mit   entsprechenden    Anschlüssen    aller    süd-    und    westdeutschen    Staaten 


2»)  Vereinsmitteilungen  Januar  1916,  No.  7,  S.  101/102. 
'^)  Vgl.  die  Vereinsmitteilungen  des  Bayer.  Kanalvereins  und  „Die  Donau", 
No.  3,  S.  8/9. 

")  G.  V.  S  c  h  a  n  z  ,   a.  a.  O.,  S.  206;  K.  M  e  h  r  m  a  n  n  ,   a.  a.  0.,  S.  10. 
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fordert,  zur  Sicherstellung  dieses  Zieles  von  der  Reichsleitung  aber  schon 
vor  der  Neuordnung  der  europäischen  Verhältnisse  durch  den  Friedens- 
vertrag Verhandlungen  mit  Österreich-Ungarn  über  den  Abschluß  eines 
Schiffahrtsvertrages  wünscht,  ,,dcr  durch  wirksame,  die  Vertragsstaaten 
bis  ins  einzelne  verpflichtende  Abmachungen,  insbesondere  durch  Verein- 
barungen über  die  Beseitigung  aller  Schiffahrtshindernisse,  über  die  Er- 
richtung von  Unterstands-,  Landungs-  und  Ladeplätzen,  über  die  Erwei- 
terung bestehender  unzureichender  Anlagen,  über  die  Regelung  und  Ermäßi- 
gung von  Gebühren,  über  die  völlige  rechtliche  und  tatsächliche  Gleichstellung 
der  gegenseitigen  Staatsangehörigen,  dann  auch  über  die  Errichtung  einer 
gemeinschaftlichen  Stelle  für  die  Behandlung  von  Tariffragen,  den  Groß- 
schiffahrtsweg auf  der  Donau  dauernd  gewährleistet",  und  der  durch  ent- 
sprechende Abmachungen  mit  den  übrigen  Donauanliegern  zu  ergänzen 
wäre^'^).  Ganz  ähnlich,  nur  nicht  allein  für  das  deutsche  Grebiet  auf  Bayern 
beschränkt,  lautet  das  Programm,  das  in  Berlin  im  Februar  der  Große  Aus- 
schuß, im  März  1916  die  Hauptversammlung  des  ,, Zentralvereins 
für  deutsche  Binnenschiffahrt"  entworfen  hatte'^).  Jener 
präzisierte  seinen  Standpunkt  dahin,  daß  er  schon  jetzt  für  den  weiteren 
Ausbau  des  deutschen  Wasserstraßennetzes  eintreten  zu  müssen  überzeugt 
sei  und  insbesondere  glaube,  „daß  erstens  der  Ausbau  der  fehlenden  Strecke 
Hannover— Magdeburg  des  Mittellandskanals  und  gleichzeitiger  Ausbau 
der  ganzen  Oderwasserstraße  einschließlich  des  Klodnitzkanales  für  600- 
Tonnen- Schiffe  durch  Preußen  zum  Anschluß  an  den  österreichischen  Donau 
—Oder-Kanal;  zweitens  der  Ausbau  des  Donau— Main-Kanals  und  der 
Main  -  Kanalisierung  durch  Bayern  mit  Reichsunterstützung,  sowie  des 
Werra — Main- Kanals  zum  Anschluß  an  die  norddeutschen  Wasserstraßen; 
■drittens  die  Regidierung  und  Kanalisierung  der  Donau  bis  Ulm  nicht  allein 
aus  wirtschaftlichen  Gründen,  sondern  auch  wegen  hervorragender  poli- 
tischer und  militärischer  Bedeutung  von  den  beteiligten  Bundesstaaten 
und  der  Reichsregierung  ins  Auge  gefaßt  und  alsbald  nach  glücklichem  Frie- 
densschluß zur  Durchführung  gebracht  werden  müsse".  Die  Hauptversamm- 
lung aber  hatte  folgendem  Antrage  zugestimmt:  ,, daß  der  Ausbau 

einer  leistungsfähigen  Rhein — Donau- Wasserstraße  nach  den  in  dem  gegen- 
wärtigen Kriege  gemachten  Erfahrungen  aus  wirtschaftlichen  sowie  aus 
militärisch-politischen  Gründen  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  des  Deut- 
schen Reiches  zu  erachten  sei,  um  dem  außereuropäischen  Verkehr  Deutsch- 
lands neben  dem  östlichen  Seewege  eine  Nordwest- Südost  Straße  zu  eröffnen", 
und  zu  diesem  Zwecke  u.  a.  vorgeschlagen,  daß,  wie  nach  dem  bayerischen 
Plan  die  Mainstrecke  Aschaffenburg — Bamberg  für  den  Verkehr  mit  Schiffen 
von  1000  Tonnen  Tragfähigkeit  ausgebaut  werden  solle,  auch  dem  neuen 
Verbindungskanale  zwischen  dem  Main  und  der  Donau,  ferner  der  Donau 
von  der  Kanalmündung  an  abwärts  die  gleiche  Leistungsfähigkeit  gegeben 

^^)  J.  B  1  e  y  e  r  ,  Großschiffahrtsweg,  S.  27/28;  über  die  Tagung  selbst  „Die 
Donau"  1916,  No.  5,  S.  7  f. 

33)  „Die  Donau"  1916,  No.  4,  S.  10  f.;  ebenda  No.  6,  S.  16/17;  K.  Mehr- 
mann,   a.  a.  O.,  S.  9/10. 
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würde,  ferner  daß  nach  den  württembergischen  Plänen  die  wichtigsten  Teil- 
imd  Anschlußlinien  für  Württemberg,  nämlich  die  Kanalisierung  des  Neckars 
bis  Stuttgart— Eßlingeu  als  Teilstrecke  des  kürzesten  Weges  Rhein  —(Neckar-) 
Donau,  sowie  die  auch  von  bayerischer  Seite  bereits  gewünschte  Kanalisierung 
der  Donau  bis  Ulm  als  Teilstrecke  der  Verbindung  Rhein—  (Bodensee—) 
Donau  ausgeführt  würden,  und  schließlich,  daß  über  die  ,, Freiheit"  der  Donau 
ueue  Verträge  mit  diesen.  Staaten  geschlossen  werden  sollten  unter  Hinweg- 
räumung jeglichen  Mitbestimmimgsrechtes  von  Staaten,  die  nicht  Donau- 
Uferstaaten  sind.  ,, Diese  Maßnahmen,  deren  Durchführung  schon  jetzt 
nach  Möglichkeit  vorzubereiten  ist,  finden  ihre  Begründung  darin,  daß 
inne  Rhein — Donau- Wasserstraße  nach  ihrer  technischen  Ausbaufähigkeit 
und  nach  ihrem  geographischen  Verlaufe  einen  Weg  bildet,  der  Deutsch- 
lands außereuropäischen  Verkehr  gegen  eine  Absperrung  im  Kriege  sichert, 
im  Frieden  aber  eines  der  wirksamsten  Mittel  zur  Kräftigung  des  mittel- 
europäischen Verkehrs-  und  Wirtschaftslebens  darstellt."  Und  mit  dem 
bayerischen  Wasserstraßen-Entwürfe  übereinstimmend,  ist  die  Frage  der 
Großschiffahrtsstraße  auch  von  der  Handelskammer  Nürnberg 
behandelt  worden^*).  Ein  „Süd westdeutscher  Kanalverein  für  Rhein,  Donau 
und  Neckar",  der  sich  Mitte  1916  in  Stuttgart  bildete,  verfolgt  dieselben 
Interessen,  in  den  gleichen  Bahnen  bewegen  sich  mit  Rücksicht  auf  den  Bau 
des  Donau— Oder-Kanals  die  in  der  Denkschrift  des  Breslauer  Schiffahrts- 
vereins niedergelegten  Anschauungen,  nicht  anders  hinsichtlich  des  Baues 
des  Elbe — Oder — Donau-Kanals  (Elbe-Donau  in  der  erwähnten  Relation 
Melnik,  Pardubitz,  Triebitz,  Prerau,  Wien)  die  Beschlüsse  der  Reichenberger 
Handelskammer  und  des  Elbe  Vereins  (in  Außig). 

Auch  Österreich  ist  heute  von  der  Notwendigkeit  der  Herstellung 
des  Großschiffahrtsweges  Rhein— Donau— Schwarzes  Meer  durchdrungen. 
Am  10.  März  1916  erklärte  der  Wiener  Stadtrat  die  Vorarbeiten 
für  die  Durchführung  dieses  Großschiffahrtsweges  schon  jetzt  für  zweck- 
mäßig imd  ersuchte  die  österreichische  Regierung,  in  Vereinbarungen  mit 
den  übrigen  beteiligten  Staaten  die  Verwirklichung  dieser  Großschiffahrts- 
straße sicherzustellen.  Am  14.  April  schloß  sich  der  Wiener  Gemeinde- 
rat diesen  Beschlüssen  an,  und  in  ihrer  Verfolgung  übermittelte  der 
Wiener  Bürgermeister  Weißkirchner  dem  österreichischen  Handelsminister 
eine  ausführliche  Denkschrift^"),  die  in  nachstehenden  Punkten  gipfelte: 
Eheste  Durchführung  des  Donau— Oder- Kanals  und  Donau— Moldau- Kanals.— 
Herstellung  eines  entsprechend  leistungsfähigen  Schiffahrtskanals  vom 
Rhein  über  den  Main  zur  Fortsetzung  der  Donauregulierung  von  Regens- 
burg aufwärts  bis  Ulm.  —  Weitere  Ausgestaltung  der  Donauregulierung  in 
Österreich  und  Ungarn,  namentlich  Verbesserung  der  Schiffahrtsverhält- 
nisse beim  Eisernen  Tor.  —  Entsprechende  Regulierungsbauten  im  Unter- 
laufe der  Donau.  —  Herstellung  ausreichender  und  technisch  vollkommener 
Lande-  und  Hafenplätze  samt  Gleiseanschlüssen,  Magazinen,  Zollfreilagern 
usw.,  an  solchen  Punkten,  die  für  die  Stapelung  oder  den  Umschlag  der  Güter 

»*)  „Die  Donau"  1916,  No.  8,  S.  9/10. 

^6)  Abgedruckt  z.  B.  im  „Neuen  Wiener  Tageblatt"  vom  2.  Mai  1916. 
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in  Betracht  kommen;  hierbei  ist,  was  die  österreichische  Reichshälfte  be- 
trifft, auf  die  Reichshauptstadt  Wien  als  den  Mittelpunkt  des  Verkehres 
und  der  Güterverteilung  gebührend  Rücksicht  zu  nehmen.  —  Möglichste 
Förderung  der  Schiffahrt  durch  tunlichste  Vermeidung  oder  wenigstens 
Verminderung  der  Gebühren  für  die  verschiedenen  dem  Schiffahrtsbetriebe 
dienenden  Anlagen.  —  Erlassung  einer  einheitlichen  Strompolizeiordnung 
für  das  ganze  Stromgebiet.  —  Förderung  der  Errichtung  heimischer  Werft- 
anlagen sowie  Errichtung  von  Schifferschulen  zur  Heranziehung  heimischer 
Kräfte  für  die  Dampf-,  Ruder-  und  Floßschiffahrt.  —  Revision  der  Donau- 
Schiffahrtsakte  vom  7.  November  1857.  —  Erlassung  eines  Binnenschiff- 
fahrtsgesetzes zur  Regelung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse  der  Binnen- 
schiffahrt. —  Aufstellung  entsprechender  Tarife.  —  Schaffung  eines  einheit- 
lichen Betriebsreglements. 

Zuletzt  hat  die  am  4.  September  1916  in  Budapest  tagende  Donau- 
konferenz alle  einschlägigen  Donaufragen  einer  Besprechung  unterzogen'*). 
Wir  geben  im  folgenden  die  beiden  Beschlußanträge,  den  technisch-nau- 
tischen und  den  internationalen  Teil,  im  Wortlaut  w^ieder. 

1.  1.  Die  Konferenz  ist  in  der  Lage,  mit  Genugtuung  feststellen  zu 
können,  daß  zur  Sicherung  der  Schiffbarkeit  des  Stromes  von  Regensburg 
bis  zum  Eisernen  Tor  —  besonders  in  den  letzten  Jahrzehnten  —  zahlreiche 
und  bedeutsame  Arbeiten  vollzogen  wurden,  die  aber  immerhin  in  Anbe- 
tracht dessen,  daß  hiedurch  der  notwendige  schiffbare  Tiefgang  von  minde- 
stens zwei  Metern  noch  nicht  überall  vollends  erreicht  wurde,  vonseiten 
der  beteiligten  Regierungen  binnen  kurzem  zu  ergänzen  wären.  Hiebei  wird 
dem  Wunsche  Ausdruck  verliehen,  es  mögen  auch  auf  der  Strecke  Regensburg 
—Ulm  die  notwendigen  Maßnahmen  zur  genügenden  Sicherung  der  Schiff- 
barkeit getroffen  werden. 

2.  Die  Konferenz  hält  es  für  notwendig,  daß  bei  der  zukünftigen  Aus- 
gestaltung der  Donauwasserstraße  im  Einvernehmen  der  Uferstaaten  ein- 
heitliche Wassertiefen  für  möglichst  lange  Stromstrecken  unter  Bedacht- 
nahme  auf  die  gegenwärtig  vorhandenen  Strom-  und  Verkehrsverhältnisse 
festgesetzt  werden. 

3.  Wasserbauten  und  Wasserkraftanlagen  dürfen  die  Schiffbarkeit 
des  Stromes  nicht  gefährden. 

4.  Die  Konferenz  stellt  fest,  es  sei  notwendig,  das  Donaudelta,  bzw. 
die  drei  Arme  desselben,  aus  hydrotechnischen  Gründen  als  einheitliches 
Ganzes  zu  regulieren,  um  auf  diese  Weise  eine  gleichmäßige  Schiffbarkeit 
der  Mündung  zu  erzielen. 

5.  Die  Herstellungs-  und  Erhaltungsarbeiten,  durch  welche  die  Schiff- 
barkeit des  Stromes  bis  zu  der  im  Punkte  1,  bzw.  2  vorgesehenen  Tiefe  von 


'*)  Vgl.  u.a.  F.  Ditthorn,  Über  die  Budapester  Donaukouferenz ;  Die 
freie  Donau  I,  No.  20,  S.  1  ff.  Vorher  hatte  die  Anfang  Juni  1916  in  München  tagende 
deutsch-österreichische  Wirtschaftskonferenz  zur  Wasserstraßenfrage  in  vorzüg- 
lichen Referaten  von  Oelwein,  Flamm,  Held,  Freymark,  Löbl, 
G  r  a  t  z  u.  a.  Stellung  genommen  und  ist  zu  —  mit  unseren  Ausführungen  ganz 
analogen  —  Forderungen  gekommen. 


Die  Donaustraße.  273* 

zwei  Metern  gesichert  wird,  sind  Aufgabe  des  betreffenden  Staates,  die 
Kosten  dieser  Arbeiten  berechtigen,  schon  im  Sinne  der  bereits  geltenden 
internationalen  Grundsätze,  keinen  der  angrenzenden  Uferstaaten  zur  Er- 
hebung etwaiger  Abgaben,  die  die  Schiffe  oder  deren  Warenladungen  be- 
lasten. 

II.  1.  Der  Grundsatz  der  freien  Schiffahrt  auf  der  Donau  ist  auch  für 
die  Zukunft  aufrecht  zu  erhalten  und  möglichst  auszugestalten. 

2.  Jeder  Uferstaat  hat  für  entsprechende  Landungsplätze,  Häfen  und 
Hafeneinrichtungen  zu  sorgen. 

Zur  Bestreitung  der  notwendigen  Kosten,  die  für  die  Unterhaltung 
und  Beaufsichtigung  derselben  entstehen,  können  Gebühren  erhoben  werden, 
die  die  Selbstkosten  nicht  übersteigen. 

3.  Auf  Grund  der  freien  Schiffbarkeit  der  Donau  wäre  durch  die  Ver- 
treter der  Regierungen  der  Uferstaaten  so  bald  wie  möglich  ein  Staatsver- 
trag über  die  Donauschiffahrt  auszuarbeiten. 

4.  Zur  fortlaufenden  Uberwachimg  und  Sicherung  der  Donauschiffahrt 
und  zur  Sicherung  der  Durchführung  des  Donauschiffahrtsvertrages  ist  aus 
den  Vertretern  der  Uferstaaten  eine  Donaukommission  einzusetzen. 

Die  Donaukommission  hätte  für  den  ganzen  ihr  unterstellten  Strom 
eine  einheitliche  Schiffahrtspolizeiordnung  zu  entwerfen  und  den  betreffen- 
den Regierungen  zur  Grenehmigung  vorzulegen.  Im  übrigen  wäre  ihr  Wir- 
kungskreis, soweit  dies  möglich  erscheint,  dem  Wirkungskreise  der  Zentral- 
kommission für  Rheinschiffahrt  in  Mannheim  nachzubilden. 

5.  Die  Donaukommission  hat  über  ihre  Erfahrungen  jährlich  und  in 
dringenden  Fällen  sofort  den  betreffenden  Regierungen  Bericht  zu  erstatten 
und  wegen  der  Förderung  der  Schiffahrt  auf  der  Donau  Vorschläge  zu  machen. 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  hier  die  Stellungnahme  aller  Kreise,  die 
an  dem  Ausbau  der  Donau  zur  Großschiffahrtsstraße  und  deren  Anschluß 
an  das  bestehende  bzw.  zu  erweiternde  Binnenwasserstraßennetz  zumindest 
Mitteleuropas  interessiert  sind,  im  einzelnen  zu  verfolgen;  sie  paraphra- 
sieren  letztlich  auch  bloß  das,  im  besonderen  jeweils  den  lokalen  Verhält- 
nissen angepaßte  Grundmotiv  von  der  Notwendigkeit,  das  Wasserstraßen- 
Programm  in  großem  Stile  durchzuführen.  Und  fast  überall  tritt  auch  der 
Wunsch  deutlich  auf:  den  technischen  Ausbau  gleich  von  vornherein  so  groß- 
zügig wie  möglich  zu  gestalten.  Allgemein  ist  die  Forderung  nach  einer 
Mindest-Niedrigwassertiefe  von  2  m  für  die  Donau  wenigstens  bis  Regens- 
burg, vielleicht  auch  bis  zur  Einmündung  des  Donau— Main-Kanals,  wodurcli 
auch  bei  ungünstigem  Wasserstand  Donauschleppe  von  mindestens  1000 
Tonnen  Tragfähigkeit  mit  voller  Ladung  bis  zum  Endpunkt  der  Großschiff- 
fahrt gelangen  könnten^').  Ja,  v.  K  v  a  s  s  a  y  (Die  Donau,  S.  12  ff..  Die 
Ungarische  Donau  S.  32  ff.)  hält  die  Erzielung  einer  Tiefe  von  3  m  bei  Niedrig- 


3')  Vgl.  die  Denkschrift  der  Regensburger  Handelskammer  und  Jos.  Bleyer 
(Großschiffahrtsweg,  S.  19),  der  ebenfalls  dafür  eintritt,  daß  „das  bisher  übUche 
600-  oder  6öO-Tonnen-Schi£f  durch  das  wirtschaftUch  bedeutend  billiger  arbeitende 
1000-Tonnen-Schiff"  ersetzt  wird. 
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Wasser  bis  Budapest  für  erreichbar,  —  skeptischer  steht  v.  Marenzi, 
a.  a.  0.,  der  Möglichkeit  gegenüber,  diese  ,, ideale  Wassertiefe"  zu  erzielen  — 
so  daß  3000-Tonnen  Schleppkähne  bis  hieher  verkehren,  die  ungarische 
Hauptstadt  zu  einem  ,,Wasseremporium  ersten  Ranges  mit  einem  Umschlags- 
verkehr von  großen  Dimensionen"  sich  entwickeln  könnte^'').  Und,  zunächst 
vom  ungarischen  Standpunkte  aus,  wünscht  v.  Szajbely,  nach  Durch- 
führimg  aller  neuen  technischen  Verbesserungen  und  der  Schaffung  einer 
mächtigen  nationalen  Donaudampfschiffahrt,  einem  den  Handel  zweck- 
mäßig organisierenden,  weitblickendem  Kaufmannsstand,  die  Veränderungen 
zu  nützen.  Dieses  psychologische  Moment,  sonst  kaum  irgendwo  erwähnt, 
darf  nicht  fehlen,  wo  man  die  Lage  des  österreichisch-ungarischen  Donau- 
verkehrs völlig  erfassen  will;  der  großzügige  Wagemut  und  die  seltene  Or- 
ganisationskraft des  reichsdeutschen  Kaufmanns  mag  seinen  Brüdern  in 
der  Nachbarmonarchie  zum  Vorbilde  werden. 

Unsere  ganze  bisherige  Darstellung  war  bemüht,  das  angezogene  Problem 
nicht  von  engen  lokalen  Gresichtspunkten  aus,  sondern  in  einem  weltpolitischen 
und  weltwirtschaftlichen  Rahmen  zu  schauen^^).  Nicht  um  die  Erschließung 
eines  Weges,  der  bloß  örtliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen  imstande  wäre, 
handelt  es  sich  hier:  es  sollen  vielmehr  einem  bisher  um  Europa  herum- 
führenden, einseitig  atlantisch  gerichteten  Verkehr  unter  gleichzeitiger 
weittragender  weltpolitischer  Neuorientierung  noch  wenig  begangene  Bahnen 
durch  Europa  hindurch  gewiesen  werden.  Es  gilt,  einen  großen  Teil  des  bis- 
herigen ozeanischen  Verkehrs  in  kontinentale  Wasserwege  zu  leiten,  den  zentri- 
fugalen ozeanischen  Verkehrskräften  Mitteleuropas  natürliche  und  zukunfts- 
starke zentripetale  entgegenzustellen:  solche  aber,  die  nie  zu  einem  geschlos- 
senen, sich  selbst  genügsamen  Verkehrsgebiet  erstarren  können,  sondern 
—  Mitteleuropa  nur  als  den  schöpferischen  Quell  verwertend  —  lebens- 
voll stets  aus  sich  herauszuwirken  vermögen :  über  Vorderasien  zu  den  Rand- 
ländem  des  Indischen  Ozeans. 


^8)  Budapest  als  Knotenpunkt  des  internationalen  Donauhandels  würdigt 
B.  v.  G  o  n  d  a    in  „Die  freie  Donau"  No.  15,  S.  5/7. 

^•)  Es  ist  vielleicht  nicht  ohne  Interesse,  die  Formulierung,  die  S.  Günther 
(a.  a.  O.,  S.  248/249)  gab,  hieher  zu  setzen.  „.  .  .  .  so  sehen  wir,  daß  eine  Weltwirt- 
schaftsstraße der  Zukunft  entstanden  ist,  wie  wir  sie  ims  gewichtiger  und  einfluß- 
reicher kaum  vorzustellen  imstande  sind.  Sie  tritt  vor  uns  hin  als  der  große  und 
in  seiner  Weise  berechtigte  Parallelweg  zu  der  Eisenbahnlinie  Antwerpen — Bagdad 

Und  wenn  erst  die  Lokomotive  .   .   .  den  Orient  erschließt,  wird  auch 

die  Flußschiffahrt  zu  dem  Grade  der  Vollendung  aufsteigen,  der  ihr  prädestiniert 
scheint,  und  der  nur  durch  menschUche  und  staatliche  Schwächen  bislang  uner- 
reichbar gebheben  ist  .  .  .  Güter,  deren  Beförderung  von  der  Zeit  abhängig  ist, 
werden  auf  dem  Landwege,  Güter  dagegen,  die  von  der  Länge  der  Transportdauer 
nichts  zu  besorgen  haben,  werden  auf  dem  Stromwege  iliren  Bestimmungsort  er- 
reichen, zu  dem  allerdings  noch  ein  kurzes  Ergänzungsstück  als  Seeweg  hinzuzu- 
treten hätte." 
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Tabelle  2. 

Länge    der    schiffbaren    Wasserstraßen    Ungarns 

im    Jahre    1913. 


Benennung  der  schiffbaren  Flüsse  und  Linien 


Die  ganze 
(mit  Ruder- 
schiffen und 
Flößen) 


Mit 
Dampf- 
kraft 


befahrbare  Strecke 
in  km 


Donau:    von  D6v6ny  bis  Orsova 

{von  Nagybocsköi   ,  .  _, 

m-       '  -1  1      i  bis  zur  Donau   .    . 
von  Tiszaujlak    / 

{auf  dem  in  Ungarn  befindlichen  Lauf 
von  Vizvar^)  bis  zur  Donau  .... 
{auf  dem  in  Ungarn  befindlichen  Lauf 
von  Caprag  bis  zur  Donau 

rvon  Szaszr6gen  (Sächsisch  Regen)  .    . 
Xvon  Arad  


Theiß 
Drau 

Save 
Maros 


rvon  Bethlen. 


»^von  Szatmar-N6meti 

Bodrog:  von  Zempl6n 

Koros  (Schnelle-Körös) rVon  Csucsa 

Kettös-  u.  Harmas-Körös     .    .    .    ivon  B6k6s 

T^  ,         fvon  Kärolyvaros^  ,  .  ~ 

^^^P^    (von  Sziszek  .    .    }  ^''  ^^^  ^^^^ 

i^von  Liptoüjv&r  bis  zur  Donau 

Waag     Yvon  Güta  bis  Komorn 

Neutra:  von  Naszvad \,  .  _ 

r^                  -VT        1,1  ?bis  zur  Donau, 

Gran:  von  Neusohl / 

Aranyos:  von  Torda  bis  zur  Maros 

Ärva:  von  Turdossin      

Kiszucza:  von  Trencs6nmak6  ....    Ibis  zur  Waag 

Turöcz:  von  der  Pr6kopaer  Brücke 

Siö:  in  der  ganzen  Länge 

Bosut*):  von  Ab§evci  bis  zur  Save    .    . 

Temes   /         t,  '    }•  bis  zm:  Donau 

ivon  rancsova  f 

Franzenskanal:  die  ganze  Länge^)      .    . 

B6ga:  von  Temesvär  bis  zur  Theiß  .    . 

Balaton  (Plattensee):  die  ganze  Länge 


Ibis 


Zusammen 


6011,4 


1001,2^) 
760,9 
187,0 
598,0 
118,0 

69,5 
65,9 

115,2 

4,5 

29,5 


79,0 

3,0 

235,0 
115,0 
121,0 


3502,7 


^)  Mit  Einrechnung  des  Dunacsun -Raaber  (109,0  km),  des  Neuhäusler  (von 
Preßburg  bis  Güta,  127,0  km)  und  des  Mohäcser  (56,0  km)  Armes. 

2)  Mit  Einrechnung  des  Raab-Gönyöer  (15,9  km),  des  Sankt  Andräer  (30,3  km) 
des  Monostorszeger  (20,0  km)  und  des  Dunabök6nyer  (9,0  km)  Armes. 

^)  Etwa  30  km  oberhalb  von  Bares. 

*)  Mit  der  Spacva  (21,0  km)  und  der  Studva  (18,0  km).  Der  Bosut  ist  ein 
iinksseitiger  Nebenfluß  der  Save. 

^)  Mit  dem  Kissztapär-Neusatzer  Kanal  und  dem  Ba  ja-Bezdaner  Nahrungskanah 


Die  Donanstraße. 
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Tabelle  3. 
Die    Gefällsverhältnisse    der    Donau    nach  „Die  Donauschiffahrt' 

S.  6^).  


Strecke 

Gefälle  in  m 
auf  je  1000  m 

Relatives 
Gefälle 

Ulm — Donauwörth      

0,9052 

0,5431 
0,2501 
0,3860 

0,3194 
0,0698 
0,0655 
0,0528 

0,0552 
0,0390 

0,0009052 

Donauwörth — Regensburg 

Begensburg— Passau  (153  km) 

Passau — Wien  (297  km) 

0,0005431 
0,0002501 
0,0003860 

Wien — Gönyö  (139  km) 

€rönyö") — Budapest  (144  km) 

Budapest — Draumündung  (282  km) 

Draumündung — Theißmündung  (167  km)     .    . 
Tfaeißmündung — Drenkova^)     (Katarakten- 
beginn) (184  km) 

0,0003194 
0,0000698 
0,0000655 
0,0000528 

0,0000552 

Eisernes  Tor — Galatz  (865  km) 

0,0000390 

Das  Gfcfälle  des  Mündungsgebietes  von  Galatz  bis  Sulina  beträgt: 

Galatz — Tulcea 77,9  km  Entfernung  1,615     m  Gefälle, 

daher  auf  i  km 0,0207  m 

Tulcea — ^Tschatal — St.  Georg   11,2  km  Entfernung  0,305     m 

daher  auf  i  km 0,0272  m 

St.  Greorg — Gorgova   ....  26,9  km  Entfernung  0,914    m 

daher  auf  i  km 0,0339  m 

Gorgova — Sulina 54,7  km  Entfernung  1,143     m 

daher  auf  i  km 0,0209  m 

Tabelle  4. 
Die     Gefällsverhältnisse    auf    der    ungarischen    Donaustrecke    bei 
Hoch-  und  Niedrigwasser  zwischen  je  zwei  bedeutenderen  Pegeln.     (Nach  E.  v.  Kvassay, 

Die  Ungarische  Donau,  S.  2.) 


Entfernung         | 

Niedrigwasser 

Hochwasser 

Pegel- 
beobachtun- 
gen in 

von  der 
Landes - 
grenze 

zwischen 

den 

Pegeln 

Seehöhe 

über   der 

Adria 

Gesamt- 
gefälle 
zwischen 
denPegeln 
m 

Mittleres 

Gefälle 

auf  den 

km 

Seehöhe 

über   der 

Adria 

Gesamt- 
gefälle 
zwischen 
denPegehl 

Mittleres 

Gefälle 

auf  den 

km 

km 

m 

mm 

m 

m 

mm 

Preßburg     . 

",5 

131,03 

138,78 

Szap     .    .    . 

79,7 

68,2 

109,98 

21,05 

309 

116,61 

22,17 

325 

Komorn  .    . 

125,0 

45,3 

105,11 

4,87 

108 

111,25 

5,36 

118 

Groß  Maros 

198,8 

73,8 

100,78 

4,33 

59 

106,28 

4,97 

67 

Budapest     . 

245,2 

46,4 

96,77 

4,01 

86 

103,48 

2,80 

60 

Dunapentele 

311,0 

65,8 

92,16 

4,61 

70 

97,66 

5,82 

88 

Paks     .    .    . 

359,5 

48,5 

87,25 

4,91 

lOI 

94,67 

2,99 

62 

Moh4cs    .    . 

454.2 

94,7 

81,84 

5,41 

57 

88,95 

5,72 

60 

Neusatz   .    . 

661,4 

207,2 

71,51 

10,33 

50 

77,66 

11,29 

54 

Semlin     .    . 

747,0 

85,6 

67,45 

4,06 

47 

74,70 

2,96 

35 

Drenkova    . 

908,0 

161,0 

59,22 

8,23 

51 

66,09 

8,61 

53 

Orsova     .    . 

973,0 

65,0 

44,02 

15,20 

234 

50,22 

15,87 

244 

^)  Genauere  Angaben  über  das  Normalgefälle  der  Donau  in  dem  (seit  1893 
jährlich  erscheinenden)  „Jahrbuch  des  k.   k.   hydrographischen  Zentralbureaus" 
^)  24  km  oberhalb  von  Komorn. 
^)  Halbwegs  zwisclien  Bäzias  und  Orsova. 
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TabeUe  5. 
Stromgeschwindigkeiten  der  Donau  nach 
S.  7I).     (Vgl.  auch  TabeUe  i.) 


•Die  Donauschiffahrt" 


Zwischen  Regensburg  und  Hofkirchen  (Kachlet) 

In  der  Stromenge  Kachlet  bis  Passau nahezu 

Von  Passau  bis  zum  Struden bis 

In  der  Strudenausfahrt bis 

Vom  Struden  bis  Tulln bis 

Tulln  bis  Wien bis 

Hochwasser  1899  (+  5,66  m  Reichsbrückenpegel)    .    . 
Mittelwasser  (-j-  2,20  m  „  )    •    • 

Nullwasser 

Niedrigwasser  ( —  1,35  m  „  )    •    • 

Niedrigwasser  1894  ( — '2,88  m  „  )    •    • 

Wien  bis  Äsv4ny  (bei  Raab) bis 

Äsväny  bis  Budapest 

Budapest  bis  Draumündong 

Drau-  bis  Savemündung 

Kataraktenstrecke  und  im  Eisernen  Tor 2,50 — 5,00  m 

Eisernes  Tor  bis  Sulina 0,70 — 0,20  m 


Wien 
(Franz- 
Josefs - 
Brücke) 


In  der  Sekunde 

1,00 

m 

2,00 

m 

2,20 

m 

3,50 

m 

2,20 

m 

2,50 

m 

3.00 

m 

2,22 

m 

1,70 

m 

1,30 

m 

1,00 

m 

2,20 

m 

1,20 

m 

1,00 

m 

0,90 

m 

^)  Genauere  auf  die  verschiedenen  Wasserstände  bezogene  Angaben  über 
Stromgeschwindigkeiten  bei  Josef  v.  Lorenz-Liburnau,  Die  Strom - 
geschwindigkeit  der  Donau  von  Passau  bis  Galatz  (Mitteilungen  der  k.  k.  Geogra- 
phischen Gesellschaft  in  Wien)  1895. 


Tabelle  6. 

Querschnitte     (mittlere     Tiefen)    für    die    ungarische 

Donaustrecke      bei     Nullwasser.         (Nach     v.    Kvassay,     Die 

Ungarische  Donau,  S.  3.) 


Durchschnittswerte  der 

Strecke 

Fläche 
qm 

Breite 
m 

mittleren 

Tiefe 

m 

Theben — Dunaradväny 

Dunaradvdny — Groß  Maros 

Groß  Maros — Budapest  (Waitzener  Arm) 
„                    „    (Skt.  Andräer  Arm) 

Budapest — Dunapentele 

Dunapentele — Baja 

Baja — ^Draumündung 

Draumündung — Neusatz 

Neusatz — Theißmündung 

Theißmündimg — Semlin 

Semlin — Bdziäs 

597 

925 

r        990 

l        362 

"55 

1300 

1115 
1540 
1780 
2250 
3283 

277 
450 
449 
200 

427 
419 
280 
410 
432 
515 
792 

2,15 
2,05 
2,20 
1,81 
2,70 

3,10 
3,98 

3,71 
4,12 

4.37 
4.14 

Die  Donaiistraße. 
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Tabelle  7.      a)    Wasserstände   und  Wassermengen   der   Donau 
bis    zum    Jahre    1908.     (Vgl.  auch  Tab.  i.) 


Beobachtete  Wasserstände 

Differenz 

Pegelort 

kleinste 

größte 

zwi.schen 
der  kleinsten 
und  größten 
Höhe  in  cm 

im 
Jalire 

Höhe 
cm 

im 

Jahre 

Höhe 
cm 

Vilsliofen  .... 

Passau 

Tiinz 

Wien 

Preßburg  .... 

Budapest  .... 

Moh&cs 

Neusatz 

Semlin 

Orsova 

1858 

1845 
1908 

1894 
1887 

1894 
1908 

1902 
1908 
1902 
1908 
1902 
1908 
1902 
1908 

1893 
1908 

—  27 

—  58 

—  170 

—  229I) 

—  230 

—  288I) 

—  5 

—  55^) 
+       9 

—  55^) 

—  11 

—  861) 

—  16 

—  22I) 

—  29 

—  52^) 
+     15 

1845 
1862 
1899 
1899 

1830 
1899 
1850 
1899 
1838 
1876 
1897 

1876 
1907 
1876 

1895 
1888 

1895 

+  608 

+  965O 
+  918 
+  607 

+  601 1) 
+  566 
+  892 1) 
+  770 
+  936I) 
+  727 
+  700 

+  637^) 
+  626 
+  642 1) 
+  711 
+  640 
+  648 

^35 

976 
777 

796 

775 
718 
711 
642 
740 

633 

1)  Stauung  durch  Eis. 


b)    Wassermen 

^e    der    Donau    bei    Wien. 

Pegelstand  bei  der 
Reichsbrücke  in  m 

Wassermenge  in  der 
Sekunde  in  cbm 

Hochwasser  im  Jahre  1899    .    . 

Mittelwasser 

Mittelwasser 

Niedrig  Wasser  1898 

Niedrigwasser  1894 

+  5,66 

+  2,20 

0 

—  1,35 

—  2,88 

10,486 

3,793 

1,550 

815 

245 

c)    Wassermengen    der    ungarischen    Donau    bei    Niedrig-, 
Mittel-  u  nd  Hochwasser.    (Nach  v.  Kvassay,  Die  Ung.  Donau,  S.  3.) 


Ort  der  Messung 


Wassermengen  in  der  Sekunde  bei 


eisfreiem  Niedrigw. 


Pegel- 

hölie 

cm 


Wasser- 
menge 
cbm 


Mittelwasser 


Pegel- 
höhe 
m 


Wasser- 
menge 
cbm 


Hochwasser 


Pegel- 
höhe 


Wasser- 
menge 
cbm 


Preßburg  .  .  . 

Komorn     .  .  . 

Budapest  .  .  . 

Moll  des  .    .  .  . 

Grombos.    .  .  . 
Tlieißmündung 

Pancsova  .  .  . 

Orsova  .    .  .  . 


—  5 

+  66 

+     9 

—  II 

+  59 

—  14 

—  61 

+  15 


800 

660 

840 

680 

840 

1040 

1600 

1700 


2,14 
2,68 

2,35 
2,98 

3,39 
2,73 
2,33 
2,68 


2000 
1900 
2100 
2300 
2700 
3600 
5400 
5000 
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7,70 
6,80 

7,27 
7,00 
6,78 
6,30 
7,33 
6,48 

XIX 


11  000 
8  200 
8  500 
7300 
7400 

10  300 

12  500 
16  400 
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Tabelle   8.      Fahrwassertiefeu     auf     der   Donau     a)    bei   hohem,     b)    normalei 
c)  niederem  und    d)  kleinem  Wasserstand    und    die    ihnen    entsprechende  zulässige  Tauchi 
(Donaukonferenz  in  Budapest  4.  September  1916,  Allgem.  Bericht,  S.  47). 


Pegel 

'S 

2 

Wasser- 
tiefe 

Zulässige 
Tauchung 

In  den  letzten  drei  Jahren. 

Strecke 

tal- 
wärts 

berg- 
wärts 

stand    der    Wasserspieg« 
unter  dem  IVIittelwasseJ 

Stand 
cm 

in 

dem 

Regensburg 
Passau 

+   i40\ 
+   180/ 
+     80^ 
+   120/ 
+     30X 
+     80/ 
+       0^ 
-f     40/ 

JRegensburg  -k 
Viishofen      / 
Regensburg  \ 
Viishofen      / 
Regensburg  1 
Viishofen      1 
Regensburg  » 
Viishofen      f 

a 
b 
c 
d 

22 — 24 
19 — 20 
15 — 16 
12 — 13 

20 — 22 
17—18 

13—14 
10 — II 

21 — 23 
18—19 

14—15 
II — 12 

191 3  durch  86  Tage,  hiei 
von  25  Tage  auf  Niedrig 
Wasser 

1914  durch  94  Tage,  hiei 
von  25  Tage  auf  Niedrig 
Wasser                            ' 

1915  durch  III  Tage,  hier- 
von 48  Tage  auf  Niedrig 
Wasser                            j 

Passau 
liinz 

+  220 
-f-   170 
+   120 
+     70 

Aschach '^) 

a 
b 
c 
d 

24 — 26 
20 — 22 
17—18 
12 — 13 

21 — 23 
18 — 20 
15—16 
10 — II 

22 — 24 
19 — 21 
16 — 17 
II — 12 

1 

1913  durch  40  Tage,  hier- 
von 6  Tage  auf  Niedrig- 

IdlUE 

+   130 
+     60 

—  20 

—  100 

Stein^) 

a 
b 
c 
d 

24 — 26 
20 — 22 
16—18 
12 — 14 

22—23 
18 — 20 
14 — 16 
10 — 12 

23—24 
19 — 21 

15—17 
II — 13 

wasser 

1914  durch  71  Tage,  hier- 
von 3  Tage  auf  Niedrig- 
wasser 

191 5  durch  73  Tage,  hier- 
von 13  Tage  auf  Niedrig- 
wasser 

Wien 

+  250 
+   180 
+   130 
+     70 

Struden 

a 
b 
c 
d 

25 — 26 
20 — 22 
16—18 
13—14 

22 — 23 
18—19 
14 — 16 
II — 12 

23—24 
19 — 20 

15—17 
II— 13 

Wien 
Gönyö 

+     80 
+     10 

—  70 

—  120 

Wien 

a 
b 
c 
d 

26—28 

23—25 
19 — 21 
16—18 

23—25 
21—23 
17—19 
14 — 16 

24 — 26 
22 — 24 
18 — 20 
15—17 

191 3  durch  37  Tage,  hier- 
von 5  Tage  auf  Niedrig- 
wasser 

191 4  durch  68  Tage,  hier- 
von — Tage  auf  Niedrig- 
wasser 

191 5  durch  50  Tage,  hier- 
von —  Tage  auf  Niedrig- 
wasser 

Gönyö 
omoldova 

+  280 
-j-  220 
+   160 
+     80 

Budapest 

a 
b 
c 
d 

35—38 
31—34 
25—27 
17—19 

30—34 
27—30 
22 — 24 
15—17 

32—35 
28—31 

23—25 
16—18 

1913  durch  24  Tage 

1914  durch  36  Tage 

191 5  durch     6  Tage 

Omoldova 
Orsova 

4-  260 

4-  200 
+  140 
+    70 

Orsova 

a 
b 
c 
d 

32 
26 
20 
13 

30 

24 
18 
II 

31 
25 
19 

12 

191 3  durch  8  Tage 

Orsova 
Kladovo 

+  260 
+  200 
+  140 
+    70 

OrsoVa 

a 
b 
c 
d 

36 
30 
24 
17 

34 
28 
22 
15 

35 
29 

23 
16 

1914  durch  9  Tage 

Kladovo 
Galatz 

+  260 
+  200 
+  X40 
+    40 

Tum-Severin 

a 
b 
c 
d 

34—50 

34—40 
26—30 
20 — 24 

36—40 

30—36 

23—27 
19 — 22 

37—45 
32—38 
25 — 28 
19—23 

(^  Aschach — Brandstadt.      ^)  Weitenegg — Grennerhaufen. 
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Tabelle  9.      a)  Zahl  der  Schiffahrtstage  im  Durchschnitt  der  Jahre  191 1 — 1915  für 
verschiedene  Furttiefen  (in  dem)  zwischen  Regensburg  und  Budapest.    (Nach  „Donaukonferenz" 
in  Budapest,   Allgemeiner  Bericht,  S.  9  u.  a.) 
NB.    191 1  war  ein  ausgesprochenes  Niederwasserjahr.     Bei  einer  Tiefe  von  18  dem  kann 
ein  Fahrzeug  auf  mindestens  16  dem  beladen  werden. 


Die 
Schiff- 
fahrts- 
dauer 

Tage 

Die  Furttiefen  in  Dezimetern 

18  u. 
mehr 

17— 
17% 

16— 

1634 

15— 
15% 

14— 
14% 

13— 

i3y4 

12 — 
123/4 

II — 

II 3/4 

103/4 

9— 

9% 

8— 

83/4 

7— 

1% 

Kegensburg— 

Passau  .... 
Passau — Isper  .    . 
Isper — Wien.    .    . 
Wien — D6v6ny     . 
D6v6ny — Gönyö  . 
Gönyö — Budapest 

294 
}  298 

i  298 

220,4 
226,0 
229,0 
270,4 

223,4 
284,2 

8,1 
12,0 
11,0 

4,8 
25,2 

3,6 

10,2 
10,2 
10,8 

6,0 
25.4 

3,4 

14,2 
12,4 
17,4 
7,0 
18,0 

4,4 

10,4 

15,2 

18,2 

6,8 

4,6 

2,8 

6,8 
12,4 
7.6 
3,2 
1,2 

6,0 
7,6 

4,4 
0,4 
0,6 

— 

9.4 
0,8 

6,8 
1,8 

4,8 

x,o 

— 

b)  Beladungsfähigkeit  von  700^)-  und  1000*)- Tonnenschiffen 
bei    verschiedenen   Tauchungen. 
Die  Beladungsfähigkeit  beträgt 


bei  einer 

beim 

beim 

bei  einer 

beim 

beim 

Tauchung 

700 -Tonnen- 

1000-Tonnen- 

Tauchung 

700 -Tonnen- 

1000 -Tonnen- 

von 

schiff 

schiff 

von 

schiff 

schiff 

m 

t 

t 

m 

t 

t 

1,00 

243 

356 

1,70 

529 

730 

1,30 

365 

511 

1,80 

570 

785 

1,40 

405 

564 

1,90 

612 

841 

1.50 

446 

619 

2,20 

737 

1008 

1,60 

488 

675 

1)  Maße: 


57,76  m  Länge,  8,1  m  Breite,  2,4  m  Seitenhöhe. 
67,20  „       „       9,0  „        „       2,4  „ 


Tabelle  10.    (Siehe  nächste  Seite).    Dauer    der  möglichen  Schiffahrt 

(der    Schiffahrtshindernisse)    im    Eisernen    Tor. 

(Nach  E.  V.  Kvassay,    Die  Ungarische  Donau.) 

Erklärung.  Die  schwarz  ausgefüllten  Stellen  der  Spalte  I  bezeichnen  die 
Anzahl  der  Tage,  an  denen  sich  der  Wasserstand  am  Pegel  in  Orsova  unter  -(-  3  m 
befand,  wo  daher  vor  der  Reguherung  die  Schiffahrt  im  Eisernen  Tore  nur  mit 
einer  weniger  als  1,5m  betragenden  Schiffstauchung  möglich  gewesen  wäre.  (NB:  Im 
Jahre  1900  an  136  Tagen,  1901  an  250, 1902  an  173, 1903  an  237,  1904  an  240, 1905  an 
178, 1906  an  202, 1907  an  236, 1908  an  275, 1909  an  256, 1910  an  83, 1911  an  220, 1912 
an  109,  1913  an  181,  1914  an  145  und  1915  an  53,  zusammen  an  2974  Tagen.) 

Die  Spalte  11  stellt  die  infolge  der  Reguherung  entstandene  Lage  dar  und 
zeigt,  daß,  während  die  Schiffahrt  ohne  die  Reguherung  zwischen  1900  und  1915  mit 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt  hätte,  dieselbe  infolge  der  Reguherung  nur 
408  Tage  mehr- weniger  gehindert  war  (NB:  1900  an  31  Tagen,  1901  an  24,  1902 
an  39,  1903  an  8,  1904  an  31,  1905  an  39,  1907  an  29,  1908  an  105,  1909  an  38  und 
1911  an  24  Tagen),  jedoch  keineswegs  in  dem  Grade,  wie  dies  ohne  Reguherung 
der  Fall  gewesen  wäre.  Früher  heß  sich  eben  der  Verkehr  lange  Zeit  über  bloß 
mit  Landtransport  und  Ruderplatten  aufrecht  erhalten. 

Spalte  III  zeigt  die  Verhältnisse  nach  Durchführung  der  Ergänzungsarbeiten; 
die  Wasserstands  Verhältnisse  der  Jahre  1900—1915  vorausgesetzt,  würde  die  2  m  tau- 
chende Schiffahrt  bloß  an  den  wenigen  schwarz  ausgefüllten  Stellen  nicht  erfolgen 
können  (NB:  1901  an  4  Tagen,  1902  an  2  und  1909  an  4,  zusammen  an  10  Tagen). 
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Tabelle  12. 
Durchschnittliche    Leistungsfähigkeit    von    Schlepp 
auf    den   einzelnen    D  0  n  a  u  s  t  r  e  c  ke  n. 
(Nach  V.  Kvassay,    Die  Ungarische  Donau,  S.  19.) 

285* 
dampfern 

Strecke 

Leistung  bei  mittlerem  Wasserstande 

Dampfer 
von  HP 

Eiserne  Schlepp- 
kähne mit  Lade- 
fähigkeit von 
600 — 750  Tonnen 

Durchschnittlich  in  der  Stunde 

Fahrgeschwin- 
digkeit 

Leistung 

Gesamte 

Stück        Ladung 

Tonnen 

berg- 
wärts 

tal- 
wärts 

berg- 
wärts 

tal- 
wärts 

km 

tkm 

Regensburg — ^Wien 

600 
700 
800I) 

2—3 

3 
3—4 

1000 
1200 
1500I) 

4.5 
4,0 
4,0 

13 
12 
12 

4500 
4  800 
6  000 

13  000 
15  600 
18  000 

^Vien — Gönyö 

400 
600 
700 
8oo2) 

2 

2—3 

3 

4 

700 

IIOO 

1350 
15002) 

4,0 

4.5 
5,0 
4.5 

14 
13 
12 
12 

2  800 
4950 
6750 
6750 

9  800 
14  300 
16  200 
18  000 

Gonyö — ^Moldova 

300 

400 

600 

700 — 800 

1000 

4 
5—6 
7-8 
8—9 
9 — 12 

2000 
2500 
4000 
4500 
5000^) 

4.0 
4.0 
4.5 
4.5 
4,5 

14 
13 

12 
II 
10 

8  000 
II  200 
18  000 
20  250 
22  500 

28  000 
36  400 
48  000 
49500 
50  000 

Moldova — Greben — 
Szvinicza — Jucz — Or- 
sova*) 

1200 
800 — 1000 
600 — 700 

6 
5 

3 

3200 
2400 
1500 

3.0 
3,0 
3.0 

14 
14 
14 

9  600 
7  200 
4500 

44  800 
33600 
21  000 

Im     Eisernentor-Kanal 
oder  beim  Wasserstande 
von  +  4  m  im  alten 
Blanal 

600 — 1200 
400 — 500 

250—350 

4 
3 
3 

1500 

1000 

700 

— 

16 
16 
16 

— 

24  000 
16  000 
II  200 

Im  alten  Schiffsweg  des 
Eisernen  Tores^) 

900 — 1200 
600 

2 

2 

1000 
700 

3.0 
3.0 



3  000 
2  100 

— 

Im  Eißementor-Kanal 

1200 
900 — 1000 
6008) 

I 
I 
2 

540 

450 

1040 

2,0 

1,5 
2,0 

— 

I  080 
675 

— 

iPam-Severin  (Guravoja) 
— Braila — Galatz 

900 — 1000^) 
600 — 800 
400 — 500 
25«>— 350 

10 

8 — 10 
6-7 

1     3—4 

6000') 
5000 
3600 
2000 

5,0 

4.5 

1     4.0 

12 
12 
14 

25  000 

16  200 

8  000 

60  000 
43  200 
28  000 

1)  Nach  Angabe  der  Donau-Dampfschiff. -G.  mit  900—1000  HP  2400  Tonnen. 

2)  Nach  Angabe  der  Donau-D. -G.  mit  900—1000  HP  2400  Tonnen. 

3)  Nach  Angabe  der  Donau-D. -G.  6000  Tonnen. 

*)  In  der  Bergfahrt  wird  der  Anhang  je  nach  dem  Wasserstand  zwischen  Jucz  und  Szvinicza 
in  zweimaliger,  in  Greben  in  dreimaliger  Fahrt,  allenfalls  einzeln  geschleppt.  Talwärts  sind  be- 
zügUch  der  Größe  des  Anhangs  die  bestehenden  Vorschriften  maßgebend. 

*)  Wenn  der  Wasserstand  bei  Orsova  +  350  cm  erreicht. 

•)  Nur  mit  Hilfe  des  Tauers. 

')  Nach  Angaben  der  Donau-Dampfschiff-. G.  In  der  Bergfahrt  wird  der  Anhang  zwischen 
Torn-Severin  und  Guravoja  in  zwei-  bis  dreimaliger  Fahrt  geschleppt.  Die  Tragfähigkeit  der 
Kähne  kann  vollständig  ausgenutzt  werden. 
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Entwicklung 
Donaudampff 


Tabelle  13. 

des    Schiffsparkes    der    „Ersten    k.    k.    priv. 

ohiffahrtsgesellschaft"  in    den  Jahren   1830 

bis    1915. 

NB.     Länge  der  Betriebslinien 

im  Jahre  1913  für  Gütertransport  4240  km,  für  Personentransport  2553  km 

„       „      1915    „  „  1990    „       „  „  1729    „ 

»       „      1910    „  „  4267    „       „  „  2747    „ 

Die  DDSG  befährt  nicht  nur  die  Donau  zwischen  Regensburg  und  Sulina,  sondern 

auch  die  Theiß  bis  Szegedin,  die  Drau  bis  Bares,  die  Save  bis  Sissek,  den  Begakanal 

(Titel — Temesvar),  den  Franzens-  und  Franz  Josefkanal. 


Dampfschiffe 

Eiserne  Schleppschiffe 

Anzahl  der 

Anzahl  der 

s 

a 
a 

<ä 

's 

1 

1 
t 

H 

fl 

a 
a 

43 

Jahr 

1 

a 

'S 

0 

i 

0 

0 

1 

3 

.a 

% 

Pferdekräfte 

1 

1830 





I 

60 





, 





1840 

— 

— 

— 

17 

1438 

— 

— 

— 

4 

— 

1850 

— 

— 

— 

48 

5387 

— 

— 

— 

177 

— 

1860 

— 

— 



122 

12  092 

— 



— 

501 

— 

1870 

— 

— 

— 

158 

13995 

— 

— 

— 

635 

— 

1880 

161 

19 

6 

186 

16844 

— 

— 

— 

730 

— 

1890 

155 

25 

10 

190 

16882 

72587 

709 

60 

769 

277  006 

1900 

143 

21 

2 

166 

15455 

63680 

775 

41 

816 

376  462 

1905 

131 

9 

— 

140 

14  280 

59145 

752 

27 

779 

385  254 

1906 

131 

9 

— 

140 

14  280 

59145 

769 

27 

796 

396  878 

1907 

131 

10 

— 

141 

14360 

59  595 

789 

27 

816 

413  508 

1908 

125 

10 

— 

135 

13885 

57655 

810 

27 

837 

429  654 

1909 

126 

10 

— 

136 

14065 

58365 

827 

24 

851 

442  249 

1910 

124 

II 

— 

135 

14227 

58940 

832 

24 

856 

449  143 

1911 

124 

II 

— 

135 

14227 

58  890 

838 

22 

860 

457  963 

1912 

126 

123) 

— 

138 

14667 

60  630 

840 

20 

860 

461  718 

1913 

130 

12^) 

— 

142 

15252 

63  400 

849 

19 

868 

472  764 

1914 

124 

I63) 

— 

140 

— 

64750 

842 

16 

858 

476  692 

1915 

124 

15') 

— 

139 

— 

64  600 

845 

14 

859 

481  374 

^)  Diese  Angaben  können  bis  zum  Jahre  1880  bzw.   betreffs  der  eisernen 
Schleppschiffe  bis  zum  Jahre  1890  nach  Schiffsgattungen  nicht  spezifiziert  werden. 
'^)  Für  die  Jahre  vor  1890  liegen  keine  Aiigaben  vor. 
*)  Hiervon  i  Motor-Güterfrachtschiff. 
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Tabelle  14. 

Entwicklung  des   Schiffsparkes   der  „Kgl.  ungar.  Fluß-  und 

S«  e  s  ch  i  f  f  a  h  r  t  s- Ak  t  i  e  n  g  e  8  e  1 1  seh  af  t"   in  den  Jahren  1900 — 1914. 

Die  UFSA  befälirt  außer  der  Donau  auch  die  Tlieiß  zwischen  Szolnok 

und  Szcgedin  und  die  untere  Save. 


Dampfschiffe 

Schleppscliifi'e 
(eiserne  Warenboote) 

Anzalil 

Indizierte 
Pferdekrätte 

Anzahl 

Tragfähig- 
keit in  t 

1900 
I9I0 

1913 
I9I4 

42 
48 
48 

54^) 

16628 
18  900 
18  900 
22  340 

246 
263 

275 
306 

"8313 
140  467 
149  178 
166  256 

^)  17  Personen-  und  37  Schleppdampfer. 

Tabelle  15. 

Entwicklung    des    Schiffsparkes    der    „Süddeutschen 

Dampfschiffahrts-Gesellschaft"   in    den    Jahren  1907 — 1915. 


Zahl  der 

Jahr 

Dampfer 

Pferde- 

Schlepp- 

Trag- 
fähigkeit 

Dampfer- 

Schlepp- 

der  be- 

in  t 

JReisen 

Schiffe 

1907 

6 

3740 

71 

51233 

311 

743 

340 

1908 

6 

3740 

95 

62684 

398 

855 

461 

1909 

6 

3740 

99 

63648 

402 

891 

583 

1910 

6 

3740 

107 

69  000 

406 

lOIO 

501 

1911 

6 

3740 

110 

71  510 

505 

1023 

644 

1912 

12 

6800 

117I) 

76  920^) 

381 

772 

726 

1913 

12 

6800 

Il82) 

78  701  2) 

460 

976 

843 

1915 

II 

6260 

115«) 

77  8198) 

• 

. 

. 

^)  Darunter  3  Motorboote  mit  720  HP  und  1860  Tonnen  Tragvermögen. 
^)  Darunter  3  Motorfrachtschiffe  mit  720  HP  und  1950  Tonnen  Tragvermögen. 
^)  Darunter  5  Motorfrachtschiffe  mit  1200  HP  und  3250  Tonnen  Tragvermögen. 

Tabelle  16. 
Personen-  und  Güterverkehr  der  „Ersten  k.  k.  priv.  Donau- 
Dampfschiffahrtsgesellschaft"    in    den  Jahren  1886 — 1913. 


Personenverkehr 

Jahr 

Anzahl  d.  Reisenden  in  1000 

Personenkilometei 

'  in  Mill. 

über- 

in 

über- 

m 

in  % 

haupt 

Ungarn 

la  % 

haupt 

Ungarn 

Durclischnitt  1886 — 1890 

3444 

2582 

75,0 

116,6 

72,8 

62,4 

„            1891 — 1895 

3154 

2319 

73,5 

114,1 

63,9 

56,0 

„            1896 — 1900 

2559 

2017 

78,8 

86,6 

47,4 

54,7 

1901— 1905 

1900 

1312 

69,1 

77,9 

38,1 

48,9 

1909 

2238 

1425 

63»7 

96,8 

47,2 

48,8 

1910 

2150 

1410 

65,6 

104,7 

50,1 

47,9 

Durchschnitt  1906 — 1910 

2139 

1372 

64,2 

97.8 

46,9 

48,2 

1911 

2390 

1632 

68,3 

108,2 

51,3 

47,4 

1912 

23S0 

1648 

68,4 

112,8 

54,2 

48,1 

1913 

2206 

1533 

69,5 

95,5 

54,5 

57,1 

288" 
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Tabelk 

)  16  (Fortsetzung). 

Güterverkehr 

4 

Jahr 

in  1000  t 

Tonnenkilometer 

in  Mül. 

über- 

in 

m% 

über- 

in 

m% 

haupt 

Ungarn 

haupt 

Ungarn 

Durchschnitt  1886 — 1890 

1858 

1649 

88,8 

928,1 

682,7 

73,6 

1891— 1895 

1997 

1690 

84,6 

965,1 

704,2 

73,0 

„            1896 — 1900 

1992 

1780 

89,9 

962,9 

730,0 

75,8 

1901— 1905 

2084 

1712 

82,2 

978,0 

655,5 

67,0 

1909 

2225 

1904 

85,6 

1147,3 

813,7 

70,9 

1910 

2265 

1853 

81,8 

iiii,4 

740,5 

66,6 

Durchschnitt  1906 — 1910 

2217 

1858 

83.8 

1076,1 

727,8 

67,6 

1911 

2436 

2087 

85,7 

1199,4 

873,4 

72,8 

1912 

2548 

2203 

86,5 

1296,9 

944,4 

72,3 

1913 

2311 

1996 

86,4 

1088,1 

828,4 

76,1 

Tabelle   17.     Personen-    und    Güterverkehr    der  Kgl.   ungar.   Fluß-    und 
Seeschiffahrts-Aktiengesellschaft    in    den    Jahren    1901 — 1914. 


Personenverkehr 

Güterverkehr 

Gesamt- 
zahl 
der 

Fahrten 

Von  den 
Damp- 
fern 

Von  den 
Schlep- 
pern 

Jahr 

Anzahl 

der 

Reisenden 

in  1000 

Anzahlder 
Personen- 
kilometer 
in  Mill. 

in 
Tonnen 

Tonnen- 
kilometer 
in  1000 

zurückgelegter 
Weg  in  1000  km 

Durchschn.   1901 — 1905 
„            1906 — igio 
1911 
1912 
1913 
1914 

490 
639 
745 
729 

587 
590 

36271 

41  511 
43  116 
26  553 
29093 

505  998 
692  III 
822  779 

847  233 
767  686 

361  795 
415  373 
450  137 
373  053 
298  397 

4127 
5417 
5724 
6102 
5898 
5468 

847 

954 

1041I) 

1033') 
749^) 
780*) 

1469 

1590 

18056) 

1748«) 

1615') 

1226^) 

I 


^)  Davon  43  ohne  Anhang,  resp.  Ladung. 
')  Davon  47  ohne  Anhang,  resp.  Ladung. 
•)  Und  zwar  beladen  1386  km,  leer  419  km. 
')  Und  zwar  beladen  1243  km,  leer  372  km. 


2)  Davon  45  ohne  Anhang,  resp.  Ladung. 
*)  Davon  44  ohne  Anhang,  resp.  Ladung. 
*)  Und  zwar  beladen  1384  km,  leer  364  km. 
*)  Und  zwar  beladen  967  km,  leer  259  km. 


Tabelle  i8.^G  üterverkehr   der   „Süddeutsche  n'^DX^i'p  f  s  c  h|i  £  f  - 

fahrts-Gesellschaft"    in    den    Jahren    1907 — i9i5' 
(Nach  den  dem  Verfasser  von  der  Gesellschaft  freundhchst  zur  Verfügung  gestellten 
Daten.    Der  Güterverkehr  wird  nie  in  Tonnen  ausgewiesen,  sondern  auf  Grund  der 
eingelangten  Kapitänsberichte  jeweils  sofort  in  tkm  umgerechnet.) 


Von 

Von  Motor- 

Von 

Von  Motor- 

Dampfern 

frachtschiffen 

Dampfern 

frachtschiffen 

geleistete  Mill.  tkm 

geleistete  Mill.  tkm 

1907 

149,7 

_ 

1912^) 

203,1 

3,4 

1908 

144,7 

— 

1913 

197,8 

ii,i 

1909 

164,25 

— 

1914 

197,3 

13,9 

I9I0 

173,17 

— 

1915^) 

111,8 

9,6 

igii 

189,1 

• — 

^)  Erst  im  Herbst  191 2  erfolgte  die  Indienststellung  der  ersten  Motorfracht- 
schiffe. 

*)  Solange  die  Fahrzeuge  nicht  im  Dienste  der  Heeresverwaltung  standen. 
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b)    Warenverkehr   im    Regensburger    Hafen. 
(Zusammengestellt  nach  den  Jahresberichten  der  Begensburger  Handelskammer.) 


Jahr 

Ange- 
kommen 

Berg- 
umschlag 

Abge- 
gangen 

Tal- 
umschlag 

in  1000  dz 

1907 
igo8 
1909 

1274,2 
747,2 
573,3 

1711,0 

1067,6 

712,9 

440,1 
482,6 
435,7 

689,5 
788,2 

733,0 

Bergverkehr 

Talverkehr 

Waren 

in  1000  dz 

Waren 

in  1000  dz 

1910 

Weizen 

Anderes  Getreide 

Holz 

Kleie 

55,3 

39,2 

450,7 

66,3 

Drogen  u.  Chemikalien 

Rolieisen 

Holz 

Steine 

62,1 

122,7 

44.8 

75, 

Im  ganzen^) 

846,0 

Im  ganzen^) 

844,4 

1911 

Weizen 

65,6 

Drogen  

Roheisen 

Stabeisen 

Verarbeit.  Eisen  aller  Art 
Färb-  u.  andere  Erden    . 

70,9 
128,8 

70,2 
108,5 

56,7 

Im  ganzen^) 

84,7 

Im  ganzen^) 

485,4 

1912 

Weizen 

Anderes    Getreide 

Holz 

Erdöl 

152,6 

44.4 
482,7 
185,6 

ClaemikaUen 

Roheisen 

Stabeisen 

Verarbeit.  Eisen  aller  Art 
Färb-  u.  sonstige  Erden 
öle 

98,1 

353,2 
70,1 

215.1 
50,2 
53,1 

Teer,  Asphalt 

51,1 

Im  ganzen^) 

964.5 

Im  ganzen^) 

1473.2 

1913 

Weizen 

Anderes    Getreide 

Holz 

Erdöl  u.  Benzin  . 

46,4 

31.8 

385,9 

207,2 

Chemikahen 

Roheisen 

Stabeisen 

Verarbeit.  Eisen  aller  Art 
öle,  Knochenfette  .    .    . 

Reis 

Steine 

Zucker 

Mineralwasser,  Kolonial- 
waren      

Pech,  Harz 

110,3 
387,6 
89,6 
179,8 
66,1 
55,2 
99,7 
56,2 

66,6 
50,7 

Im  ganzen^) 

787,6 

Im  ganzen^) 

1585,2 

^)  Einschließlich  anderer  Waren. 
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Tabelle  20. 
Warenverkehr   auf   der   Donau    bei   dem   österreichischen 
Grenzzollamte    Eng  e  Ih  a  r  t  s  z  e  1 1    und    am    Land  u  n  gs  p  la  t  z  e 

in    Passau. 


Jahr 


1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 


Fahr- 
zeuge 


4447 
2932 
2780 
2750 
2999 
3248 
2249 


Darunter 

Ruder- 

fahrzeuge 


2,0 
5,0 
2,4 
4,1 
3,7 
4,8 

6,3 


Waren- 
verkehr 

in 
Meter- 
zentnern 


4  426  544 
2  781  102 
2  821  099 

2  991  564 

3  057  918 
3  932  745 
2  908  287 


Davon 


■ 
22,0 

78,0 

98,8 

38,6 

61,4 

97,1 

38,4 

61,6 

97,8 

33,3 

66,7 

98,2 

34,9 

65,1 

98,0 

42,7 

57,3 

95,9 

55,8 

44,2 

97,8 

1,2 

2,9 
2,2 
1,8 
2,0 

4,1 
2,2 


Warenverkehr  in  der  Talfahrt  in  Meterzentnern 

Jahr 

Im 
ganzen 

darunter 

Werk- 
holz 

Brenn- 
holz 

Zement 
und 
Kalk 

Eisen 
u.  Eisen- 
waren 

Steine 

Reis 

Leinöl 

Kupfer 

u.  andere 

Metalle 

1907 
1908 
1909 
1910 
1911 
1912 
1913 

974  080 
I  058  527 
I  083  343 

995  5" 
I  059  271 
I  680  986 
I  621  830 

26  823 
44582 

30177 
22  442 
32  410 
45918 
41  208 

1451 

12  350 

6  200 

5170 

8065 

469 

14  608 

IG  242 
9808 

6  202 

8533 

4782 

7991 

12  702 

207  761 
380  186 
304  453 
236  597 
312  834 
584  158 
601  024 

103  798 
72  960 

175  783 
125  667 

13830 
165  652 

64  164 

6313 
8472 
II  362 
18263 
26794 
35170 
47  477 

15  1X2 

19427 
19899 

14  III 

15  006 
31  860 
34154 

IG  704 
17299 
5408 
10  684 
15884 

39  743 
38950 

Warenverkehr  in  der  Bergfahrt  in  Meterzentnern 

Jahr 

darunter 

Im 

Getreide 

Werk- 
holz 

Mehl  u. 

Schaf- 
wolle 

Ölsaat 

Kleie 

ganzen 

u.  Hülsen- 

Obst 

Mahl- 

Wein 

u.  andere 

und 

früchte 

produkte 

Sämereien 

Spreu 

1907 

3  452  464 

I  941  381 

850  077 

28563 

41  004 

740 

849 

1366 

228  692 

1908 

I  722  575 

685  348 

537  639 

27950 

9830 

641 

517 

661 

61  822 

1909 

I  737  756 

961  208 

410263 

31  173 

516 

779 

552 

1030 

52792 

1910 

I  996  053 

I  032  273 

143  369 

8405 

846 

422 

720 

825 

129  617 

1911 

I  978  647 

I  217  190 

379  986 

6  804 

I  197 

1284 

496 

142 

81  905 

1912 

2  251  759 

I  337  203 

499  742 

2396 

941 

894 

215 

626 

24996 

1913 

I  286  457 

465  412 

379  020 

9  012 

719 

553 

257 

366 

64407 
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Tabelle  21  a. 
Warenverkehr    auf    der    österreichischen    Donaustrecke 
durch     die     Erste     k.    k.    privil.    Donaudampfschiffahrts- 

Gesellschaft    in    den    Jahren    1909 — 1913- 
(Nach  den  Ausweisen  der  Gesellschaft  im  „österr.  Statist.  Handbuch",  32.  Jahrg.) 


Anzahl 

der 
Fahrten 

Gesamt- 
waren- 
verkehr 

Hiervon  entfallen  auf  die 

Jahr 

Berg- 
fahrt 

Tal- 
fahrt 

Einfuhr 
aus  dem 
Auslande 

Ausfuhr 
nach  dem 
Auslande 

Durch- 
fuhr 

Verkehr 

im 
Inlande 

in  1000  dz 

1909 
1910 
191 1 
1912 
1913 

2153 
2478 

2735 
2712 
2168 

8  268,2 

9  778,4 

11  239,7 

12  293,6 
10  268,1 

4943,2 
6083,6 
7303,8 

7475,7 
5702,8 

3325.0 
3694.7 
3935.9 
4817.9 
4565,3 

3434.7 
4340,1 
5727.5 
5966,1 
4828,7 

2457.9 
3161,9 

3136,7 
3760,0 

3552,4 

1219,0 
1345,5 
1474.1 
1667,3 
1068,3 

1156,6 

940,9 
901,4 
900,2 
818,7 

Tabelle  21  b. 


Warengattungen 


Ein- 
geladen 
und  ab- 
gegangen 


Nach  Warengattungen 


Ange- 
kommen 
und  aus- 
geladen 


Durch- 
ge- 
fahren 


1912 


Ein- 
geladen 
und  ab- 
gegangen 


Ange- 
kommen 
und  aus- 
geladen 


1913 


in  1000  dz 


Durch- 
ge- 
fahren 


Im  ganzen 


Darunter: 

Roheisen,  Eisen  u.  Eisen- 
waren   

Holz  (Werk-  u.  Brenn- 
holz)      

Körnerfrüchte 

Mehl  u.  Mahlprodukte  . 

Maschinen  u.  Maschinen- 
bestandteile   .    .    .    . 

Papier 

Steinkohlen  u.  Koks  .    . 

Steine,  Ziegel,  Schotter. 


4660,2 


560,8 

262,7 

207,4 

83,9 

105,4 

305.5 

1535,7 

49,3 


6775.6 

1667,3 

4333,3 

5647.5 

192,8 

114.5 

323,1 

169,6 

266,0 

289,1 

198,4 

112,0 

2651,6 

855,9 

87,6 

2086,2 

2007,4 

94.3 

90,6 

1710,0 

11,9 

16,8 

49,3 

11,8 

85,0 

10,9 

334.9 

105,9 

213,6 

4.1 

1737.9 

210,2 

173,9 

0,9 

32,2 

76,4 

NB.  Die  Summen  des  Gesamtwarenverkehrs  in  a)  und  b)  stimmen  in 
weisen  der  Gesellschaft  nicht  überein. 


1068,3 


114.9 

181,4 

277,6 

73,9 

14.9 
21,7 

4.2 
den  Aus- 
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Tabelle  24. 

Warenverkehr    auf    der    österreichischen    Donaustrecke 

durch    die    kgl.  Serbische    Donau-Dampfschiffalirts- 

G  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t^)    1907 — 1913  (Veikelir  von  und  nacli  Österreich). 


Ver^cldtlte  Waren  in  Metei  zentnei  n 

Jahr 

in 
der  Tal- 

in 
der    erg- 

zu- 
sammen 

Einfuhr 

Ausfulir 

aus 

aus 

nach 

nach 

fahrt 

falirb 

Serbien 

Ungarn 

Serbien 

Ungarn 

1907 

86852 

204  532 

291  384 

195  "9 

9413 

75  262 

II  590 

1908 

54488 

89681 

144  169 

86  131 

3550 

53844 

644 

1909 

34227 

63  890 

98  117 

63  890 

— 

— 

34227 

1910 

51  630 

195  369 

246  999 

195  369 

— 

51630 

191 1 

58  000 

212  868 

270  868 

212  868 

— 

58  000 

— 

1912 

69  121 

81  872 

150  993 

— 

81872 

69  121 

— 

1913 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

1)  Der  Gesamtschiffspark  der  Gesellschaft  beträgt  nach  dem  österr.  Statist. 
Handbuch  10  Rad-  und  Schraubendampfer  und  49  eiserne  Schleppschiffe  mit  24  000 
Tormen  Tragfäliigkeit;  nacl»  v.  S  c  h  r  o  m  m  ,  Die  Schiffalirtsge!>ellscliaften  12  Rad- 
und  Schraubendampfer  und  54  eiserne  Warenboote  mit  25  000  Tonnen  Tragfähigkeit; 
nach  Ebner  (vgl.  S.  221*,  Anm.  6)  11  Dampfer  und  45  Waienboote  mit  nur  21296 
Tonnen  Tragfähigkeit. 

Tabelle  25. 
Ruderschiffs-     und     Floßfahrtsverkehr     auf     der     öster- 
reichischen   Donaustrecke    1910 — 1913. 

1910  ...  7,9  Mill.  dz         1912  .  .  .  6,9  MiU.  dz 

1911  ...  8,2  „   „  •        1913  ...  4,9  „   „ 

Genauer  für   1910  und   1911    (in  dz). 


Warengruppen 

Eingeladen 
dz 

Ausgeladen 
•dz 

Summe 
dz 

Holz  aller  Art •! 

Baumaterialien 1 

Brennstoffe  (ausschließl.  Brenn- ^ 
holz)                                       \ 

LandwirtschaftUche  Produkte  i 
(Getreide,  Obst)                    \ 

Industrielle  Erzeugnisse  •    •    • ! 

1910 
1911 
1910 
1911 
1910 
1911 
igio 
1911 
1910 
T91 1 

I  877  594 

I  824  895 

775  532 

735  931 

98927 

80519 

59588 

74748 

7  139 

IG  285 

I  459  174 

I  516655 

3  256  7«5 

3  491  050 

42245 

46346 

279  360 

360  III 

7  820 

ro  657 

3  336  768 

3  341  550 

4  032  237 
4  226  981 

141  172 
126  865 
338  948 
434  859 
14959 
20  Q42 

Summe  < 

1910 
1911 

2  818  780 
2  726  378 

5  045  304 
5424819 

7  804  0Ö4 

8  151  197 

Warenverkehr    auf    der 
im    J  a  li  r  e 


Tabelle  26. 

österreichischen    Donaustrecke 

191 3    (Zusammenfassung). 
Einfuhrgüterverkehr  (Bergverkehr     aussclil.  des  Durchgangsverkehrs)  8,6  Mill.  dz 
Ausfuhrgüterverkehr  (Talverkehr  „  „  „  )  6,2      „      „ 

Durchgangsverkehr  {TaKehr'.    !    !    !    !    !    !    !    1    !    !    !    !    !    !    !    !    lio      ]',      ][ 

Ruderschiffs-  und  Floßfahrtsverkehr 4,9      „      » 
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Tabelle  27. 

Warenverkehr    auf    der    österreichischen    Donaustrecke 

im  Vergleiche  mit  dem  Elbeverkehr,  dem  gesamten  österreichischen  Bümenschiff- 

fahrtsverkehr,  dem  Triester  Hafenverkehr  und  dem  Gresamtwarenverkehr  auf  den 

österreichischen  Eisenbahnen  (1902 — 1913,  in  Mill.  dz). 


Jahr 

Erste  k.  k. 
priv.  Donau- 
dampfschiff- 

fahrts- 
gesellschaft 

Süddeutsche 

Donau - 
dampfschiff- 

fahrts- 
gesellschaft 

Kgl.  ung. 

Fluß-  u. 

See- 

schiffahrts- 

A.-G. 

Alle  übrigen 
durch 
Dampf- 
schiffe 

beförderten 
Waren 

Ruder- 
schiffs- u. 
Floßfahrts- 
verkehr 

Gesamter 
Donau- 
verkehr 

1902 

7,8 

1.4 

1,0 

0,1 

5,1 

15,4 

1903 

8,4 

1,9 

1,1 

0,2 

4,8 

16,4 

1904 

7,9 

1,9 

0,8 

0,2 

7,2 

18,0 

1905 

8,8 

2,2 

1,7 

0,4 

5,6 

18,7 

1906 

9,4 

2,0 

2,2 

0,3 

5,8 

19,7 

1907 

8,7 

2,0 

3,0 

0,4 

5,2 

19,3 

1908 

8,0 

1,7 

2,5 

0,4 

5,6 

18,2 

1909 

8,3 

1,9 

2,5 

0,4 

5,3 

18,4 

1910 

9,8 

2,3 

3,2 

0,7 

6,1 

22,1 

1911 

11,2 

2,4 

3,9 

0,8 

5,8 

24,1 

1912 

12,3 

2,9 

4,0 

0,5 

6,8 

26,5 

1913 

10,3 

2,8 

3,3 

0,6 

4,9 

21,9 

Gesamter 

Eibverkehr 

Gresamter 

Seeverkehr 

Gesamt - 

einschließl. 

Österreich. 

Gesamter 

über  alle 

Warenverkehr 

Jahr 

der  von  der 

Binnen- 

Seeverkehr 

Österreich. 

der 

Moldau 

schiffahrts- 

über  Triest 

Häfen 

österreichisch. 

kommenden 

verkehr 

Eisenbahnen 

Waren 

1902 

33,6 

66,7 

20,0 

30,8 

119,6 

1903 

42,2 

79,8 

21,1 

33,8 

121,7 

1904 

31,5 

69,5 

22,5 

37,1 

125,3 

1905 

40,5 

79,1 

23,1 

37,8 

134,0 

1906 

41,6 

80,6 

25,9 

41,7 

144,5 

1907 

40,6 

76,6 

28,0 

43,9 

152,2 

1908 

36,6 

70,6 

27,7 

46,1 

155,4 

1909 

38,4 

72,8 

29,1 

48,0 

152,3 

1910 

37,4 

74,5 

28,6 

48,0 

137,9 

1911 

26,3 

65,1 

30,7 

51,9 

146,5 

1912 

37,2 

80,2 

30,2 

52,7 

160,0 

1913 

35,8 

73,1 

• 

• 

• 
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Tabelle  32. 

Donau-Frachtsätze. 

a)  Frachtsätze  für  Ladungen  von  10  000  kg  in  den  Jahren  1914  u.   1916. 


Auf  der  Strecke 


Roheisen, 
Kreide, 

Schiefertafeln 
Griffel 


Eisenwaren, 
gewöhnliche 


Papier 


Farbwaren 
(Mennige) 


im  Jahre 


1914      1916      1914      1916      1914      1916      1914      1916 


Pfennige  für  100  kg 


Regensburg — Passau  . 
Regensburg — Linz  .  . 
Regensburg — ^Wien  .  . 
Regensburg — Budapest 
Regensburg — Orsova  . 
Regensburg — T.  -Magu- 

►  i^ele 

Regensburg — Galatz     . 


46 

51 

82 
187 

192 
164 


72 
125 
195 
323 

389 
393 


50 

60 

90 

187 

192 
164 


72 
125 
195 
323 

389 
393 


53 

70 

110 

187 

192 

164 


72 
125 
195 
323 

389 
393 


53 

70 

110 

272 

305 
280 


92 
145 
230 

450 

525 
537 


b)  Getreide  in  vollen  Schiffsladungen. 
Im  Jahre 
1914  1916 

Galatz — Regensburg     .    .        250  Pf.  398  Pf. 

c)  Einheitssätze  für  den  Tonnenkilometer. 

Im  Jahre 
1914  1916 

Regensburg — Galatz     .   .       0,73  Pf.  1,76  Pf. 

Galatz — Regensburg     .    .        1,12  Pf.  1,76  Pf. 

Tabelle  33. 
Reisedauer  im  Sommer  zwischen  Regensburg  und  Galatz. 

(Ohne  Manipulationszeit.) 


In  der  Talfahrt 


Regensburg — Passau 
Passau — Linz  .  .  . 
Linz — Wien  .... 
Wien — Budapest  .  . 
Budapest — Orsova  . 
Orsova — T.  -Magurele 
T.  -Magurele — Galatz 


I  Tag 

1  „ 

2  Tage 
2      „ 

5      „ 

2  „ 

3  » 


Zusammen  16  Tage 


In  der  Bergfahrt 

Galatz — T.  -Magurele 
T.  -Magurele — Orsova 
Orsova — Budapest  . 
Budapest — Wien  .  . 
Wien — Linz  .... 
Linz — Passau  .  .  . 
Passau — Regensburg     

Zusammen  29  Tage 
Prof.  Dr.  Oskar  Kende  (Wien). 


5  Tage 

4 

9 

4 

3 

2 

2 
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Ein  chilenisches  Schiffahrtsgesetz^).  Nach  langen  Jahren  der  Vorbereitung 
und  Diskussion  hat  der  chilenische  Nationalkongreß  im  Januar  1917  ein  neues  Ge- 
setz angenommen,  das  1  ^4  Jahre  nach  seiner  Veröffentlichung  im  „Diario  Oficial" 
in  Klraft  tritt.  Nach  diesem  Gesetz  werden  alle  Schiffe,  welche  in  Ausübung  der 
Küstenschiffahrt  die  chilenischen  Häfen  anlaufen,  eine  Steuer  zu  bezahlen  haben. 
Die  Einnahmen  aus  dieser  Steuer  werden  zur  Bildung  eines  Fonds  benutzt,  der  zur 
Schaffung  einer  nationalen  Handelsflotte  dienen  soll.  Diese  Steuer  (derecho  de 
tonelaje)  wird  jedem  Schiff  auferlegt,  sei  es  ein  chilenisches  oder  ausländisches, 
welches  Küstenfahrt  (cabotaje)  betreibt  oder  Fracht  oder  Passagiere  zwischen 
chilenischen  Häfen  befördert.  Während  der  ersten  5  Jahre  sind  die  Schiffe,  die 
nur  Passagiere  zwischen  chilenischen  Häfen  befördern,  von  dieser  Hafenabgabe  be- 
freit. Nach  Ablauf  dieser  Zeit  bezahlen  die  in  diesem  Dienst  befindlichen  Schiffe 
je  nach  Tonnenzahl  nur  den  vierten  Teil  der  Steuer,  welche  je  nach  Klasse  die 
Fracht-  oder  die  Fracht-  und  Passagierschiffe  zu  entrichten  haben.  Als  Küstenfahrt 
wird  die  Fracht-  imd  Personenbeförderung  zwischen  Punta  Arenas  und  den  übrigen 
Häfen  nicht  angesehen.  Die  Steuer  beträgt  auf  jede  Register-Tonne:  für  Segelschiffe 
vierzig  Centavos  der  chilenischen  Goldmünze  und  für  Dampf-  oder  Motorschiffe 
zwei  Pesos^).  Mit  Hilfsmaschinen  ausgestattete  Segler  haben  80  Centavos  zu  zahlen. 
Sobald  das  Gesetz  rechtskräftig  geworden  ist,  ist  im  ersten  Jahre  nur  %  der  fest- 
gesetzten Steuer  zu  zahlen,  in  jedem  folgenden  Jahre  wird  der  abgabepflichtige 
Betrag  um  öO  %  erhöht,  bis  die  Gresamtsumme  der  zu  entrichtenden  Steuer  erreicht 
ist.  Segelschiffe  von  weniger  als  öOO  Tonnen  —  es  ist  dabei  gleichgültig,  ob  sie  mit 
Hilfsmaschinen  ausgerüstet  sind  oder  nicht  —  und  Dampf-  oder  Motorschiffe  von 
weniger  als  100  Tonnen  sind  diesen  Abgaben  nicht  unterworfen.  Die  Bezahlung  der 
Steuer  erfolgt  einmal  für  jedes  Jahr  ia  dem  Hafen,  von  welchem  die  Küstenfahrt 
ihren  Ausgangspunkt  hat.  Der  Schiffsbevollmächtigte  hat  den  Zollbehörden  eine 
Erklärung  abzugeben,  ob  er  eine  für  andere  Häfen  der  Republik  bestimmte  Ladung 
an  Bord  zu  nehmen  beabsichtigt  oder  nicht.  In  ersterem  Falle  erhält  er  die  Er- 
mächtigung zur  Übernahme  der  Ladung,  und  er  hat  sofort  die  festgesetzte  Steuer 
an  die  Zollbehörde  abzuführen.  Von  dem  Zeitpunkt  der  Übernahme  des  Küsten- 
handels durch  die  chilenische  Handelsflotte  dürfen  die  in  diesem  Verkehr  üblichen 
Frachtsätze  ohne  (Genehmigung  des  Präsidenten  der  Republik  weder  festgesetzt 
noch  erhöht  werden.  Den  Reedern  und  Schiffseigentümern,  die  Küstenfahrt 
betreiben,  ist  verboten,  höhere  Frachtsätze,  als  vom  Präsidenten  der  Republik  ge- 
stattet worden  sind,  in  Anwendung  zu  bringen.  10  Jahre  nach  Bekanntmachung 
dieses  Gesetzes  sind  zum  Gütertransport  zwischen  den  Häfen  der  Republik  aus- 
schließlich chilenische  Schiffe  zugelassen.  In  einem  Gegenseitigkeitsvertrag  kann 
jedoch  der  Präsident  den  übrigen  südamerikanischen  Republiken,  welche  den  chi- 
lenischen Schiffen  gleiche  Freiheiten  gewähren,  das  Recht  auf  Küstenfahrt  in  den 
Gewässern  der  Republik  zuerkennen.  Chilenische  Schiffe  sind  solche,  welche  die 
Bestimmungen  des  Schiffahrtsgesetzes  vom  24.  Juni  1878  hinsichtlich  Register  und 
Bemarmung  befolgen.  Die  Mannschaft  jedes  den  Küstenhandel  betreibenden  Schiffes 
muß  nach  5  Jahren  vom  Erlaß  dieses  Gesetzes  an  mindestens  zur  Hälfte  aus  chi- 
lenischen Bürgern  bestehen,  und  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  dieser  Handel  ausschließ- 
lich nationalen  Schiffen  vorbehalten  ist,  müssen  auch  der  Kapitän  oder  der  erste 
Steuermann  Chilenen  sein.  Das  Gesetz  ist  am  31.  Januar  1917  im  „Diario  Oficial" 
veröffentlicht   worden^).  — w. 

^)  Vgl.  El  Mercurio,  Santiago,  24.  Januar  1917. 

^)  Der  chilenische  Gk)ldpeso  =  36,5  cents  amerikanischer  Währung. 

^)  Commerce  Reports,  Washington,  12.  März  1917. 
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Chronik  und  Archivalien. 
i. 

Wirtschaftliche,  soziale  und  kulturelle  Zustands- 
sdiilderungen. 

Lage,  Bestrebungen  und   Entwicklungsmöglidikcitcn  vcrsdiiedener 

Industrien  in  Indien. 

In  meinem  Aufsatze  „Die  Industriekommission  und  die  industriellen 
Bestrebungen  in  Indien  während  des  Krieges"  sind  u.  a.  die  Aussichten 
der  indischen  Industrie  im  allgemeinen  behandelt  worden.  Das  Nachfolgende 
sind  kurze  Betrachtungen  über  Lage  und  Entwicklungsmöglichkeit  der 
wichtigeren  Industrien  Indiens  im  einzelnen.  Die  Zusammenstellung  ist 
im  Anschluß  und  als  Erläuterung  zu  der  genannten  Arbeit  gedacht.  (Welt- 
wirtschaftliches Archiv,  10.  Bd.,  Heft  1,  S.  1.) 

Baumwollspinnereien  und  Webereien  nehmen  in 
der  indischen  Industrie  die  erste  Stelle  ein.  Im  Jahre  1915  zählte  man 
272  Fabriken,  in  denen  108  009  Webstühle  und  6  848  744  Spindeln 
im  Betriebe  waren  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XLI,  No.  535).  Ende  1916 
wird  die  Zahl  der  Spindeln  auf  ca.  7  Millionen  geschätzt.  Im  Jahre  1914/15 
verarbeiteten  sie  2,06  Mill.  Ballen  Baumwolle  zu  400  Ibs.  von  einer  Ernte 
von  5,2  Mill.  Ballen,  also  etwa  40  %;  für  1915/16  ward  die  verarbeitete  An- 
zahl Ballen  auf  2,1  Mill.  zu  400  Ibs.  geschätzt,  bei  einer  Ernte  von  3,8  Mill., 
etwa  55  %  der  gesamten  indischen  Baumwollernte  des  Jahres  (Indian 
Trade  Journal,  Vol.  XLI,  No.  535).  Für  1916/17  wird  der  Konsum 
noch  ganz  erheblich  zugenommen  haben.  Produziert  werden  meistens  mittlere 
und  gröbere  Gewebe,  was  der  geringen  Qualität  der  indischen  Baumwolle 
entspricht.  Durch  den  Krieg  ist  die  Lage  der  Baumwollindustrie  in  Indien 
eine  glänzende  geworden.  Dadurch  wurde  das  Interesse  weiterer  Kreise 
für  dieselbe  geweckt,  so  daß  Aktien  bestehender  Fabriken  enorm  im  Werte 
gestiegen  sind  und  in  letzter  Zeit  erfolgte  Neugründungen  bald  erheblich 
überzeichnet  waren.  Es  erscheint  nicht  unwahrscheinlich,  daß  die  Indier 
ihr  Ziel,  die  gesamte  im  Lande  angebaute  Baumwolle  selbst  zu  verarbeiten,  in 
absehbarer  Zeit  erreichen  werden.  Selbst  die  Ausfuhr  von  in  Indien  her- 
gestellten Geweben  ist  in  fortschreitender  EntAvicklung  begriffen.  England 
wird  hierdurch  sehr  schwer  betroffen,  doch  dürfte  es  voraussichtlich  für  feinere 
Weltwirtschaftliches  Arohiv  Bd.  X.  XXI 
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Gewebe  seine  erste  Stellung  niclit  verlieren,  da  diese  Gewebe  aus  ägyptischer 
Baumwolle  hergestellt  werden,  die  es  für  seinen  Bedarf  reservieren  kann. 
Ana  empfindlichsten  würde  die  Einstellung  der  Baumwollausfuhr  aus  Indien 
für  Deutschland  sein,  wo  namentlich  mittlere  und  geringere  Sorten  ver- 
arbeitet werden,  und  das  1913/14  für  4  Mill.  £  indische  Baumwolle  einführte 
und  für  945  000  £  Baumwollfabrikate  nach  Indien  sandte.  Bisher  ist  durch 
eine  Lokalabgabe  von  3  %  %  vom  Werte  auf  indische  Baumwollerzeugnisse, 
außer  Garnen,  der  Einfuhrzoll  in  gleicher  Höhe  auf  fremde  Waren  wieder 
wett  gemacht.  Diese  Abgabe  (Excise  Duty)  ist  sehr  unpopulär,  aber  trotzdem 
die  Abschaffung  derselben  vielfach  von  der  Regierung  in  Aussicht  gestellt 
worden  ist,  dürfte  England  seine  Politik,  englische  Erzeugnisse  den  indischen 
gegenüber  nicht  ungünstiger  zu  stellen,  auch  bei  den  gegenwärtigen  indischen 
Schutzzollbestrebungen  wohl  kaum  aufgeben.  Die  verschiedentlich  ange- 
strebte Wiederbelebung  des  Webens  mit  Handwebstühlen  dürfte  wenig 
Aussicht  auf  Erfolg  haben,  selbst  wenn  wirklich  leistungsfähige  Handweb- 
stühle hergestellt  werden  könnten.  A.  C.  Chatterjee  schätzt  die  Kosten 
der  Herstellung  von  einem  Ib.  Gewebe  in  englischen  Webereien  auf  14  pies 
(28  Pf.)  gegen  21  pies  (42  Pf.)  auf  Hand  Webstühlen  in  Indien.  (A  Study  of 
Indian  Economics,  P.  Bannerjee  S.  88.) 

Eine  eingehendere  Betrachtung  ist  enthalten  in  meinem  Aufsatz  „Lage 
und  Bestrebungen  der  Baumwollindustrie  in  Indien",  der  im  ,, Weltwirt- 
schaftlichen Archiv",  9.  Bd.,  S.  183*  erschienen  ist. 

Juteindustrie:  Auch  diese  ist  bereits  recht  bedeutend.  Es 
bestanden  in  Indien  im  Jahre  1915  schon  70  Jutefabriken,  die  238  274  Per- 
sonen beschäftigten  und  37  830  Webstühle  sowie  795  528  Spindeln  besaßen 
(Review  of  the  Trade  of  India  1914/15  published  by  the  Department  of  Sta- 
tistics).  Seitdem  ist  ihre  Zahl  noch  um  einige  Unternehmen  vermehrt  worden. 
Indische  Jutefabriken  verarbeiteten  im  Jahre  1914/15:4  668  000  Ballen 
Jute  von  einer  Ernte  Indiens,  die  auf  10  444  000  Ballen  geschätzt  wird.  Es 
wurden  398  Mill.  Säcke,  1075  Mill.yards  Cloth  und  64  Mill.  cwt.Taue  fabriziert, 
die  einen  Wert  von  17,21  Mill.  £  hatten.  Für  den  Export  von  Jute  kommt 
England  in  erster  Linie  in  Frage.  In  Dundee,  dem  Hauptsitz  der  englischen 
Juteindustrie,  werden  über  1  Yz  Mill.  Ballen  im  Jahre  verarbeitet.  Der 
nächstbeste  Abnehmer  für  Rohjute  war  Deutschland,  welches  im  letzten 
Friedensjahre  886  928  Ballen  kaufte.  Seit  Kriegsausbruch  hat  die  Jute- 
industrie in  Indien  eine  ganz  besonders  günstige  Konjunktur  gehabt  und 
einen  gewaltigen  Aufschwung  genommen.  Dies  hat  zur  Anspannung  der 
Arbeitskräfte  und  zur  Gründung  einer  Anzahl  neuer  Unternehmungen 
geführt,  so  daß  anzunehmen  ist,  daß  bereits  im  Finanzjahre  1915/16  die 
größere  Hälfte  der  Ernte  im  Lande  verarbeitet  wurde.  Die  Juteindustrie 
ist  hauptsächlich  in  Bengalen  zu  Hause,  und  Kalkutta  ist  der  Mittelpunkt 
für  den  Jutehandel.  Hier  ist  naturgemäß  indisches  Kapital  am  flüssigsten. 
Es  ist  nun  das  Bestreben  der  interessierten  Kreise,  die  ganze 
Juteernte  im  Lande  zu  verarbeiten.  Nach  dem  augenblicklichen  Stande 
der  Dinge  zu  urteilen,  ist  Aussicht  vorhanden,  daß  man  hierin  einen  guten 
Erfolg  haben  wird.    Der  Schlag  für  die  Dundee-Industrie  würde  dann  ein 
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vernichtender  sein  und  dürfte  auch  von  der  englischen  Regierung  nicht 
aufgehalten  werden  können.  Die  Dezember-Nummer  von  Kclly's  Monthly 
Review  Trade  schätzt  den  Rückgang  in  der  Verarbeitung  von  Jute  in  Dundee 
iür  1916/17  auf  600  000  Ballen.  Es  ist  bekannt,  daß  die  englische  Regierung 
im  Jahre  1916  die  Versorgung  der  Dundee  Fabriken  selbst  in  die  Hand 
genommen  hat,  indem  sie  sich  1  Million  Ballen  Jute  im  Kallcuttamarkte 
anfangs  durch  die  griechische  Firma  Ralli  Brothers  in  Kalkutta  sicherte. 
Als  sich  hiergegen  ein  allgemeiner  Protest  erhob,  wurde  der  Auftrag  auf 
die  verschiedenen  Juteverschiffer  in  Kalkutta  verteilt. 

Reisindustrie:  Eine  solche  in  großem  Maßstabe  besteht  eigent- 
lich nur  in  Birma^),  welches  die  größte  Ausfuhr  der  Welt  in  geschältem  und 
ungeschältem  Reis  (etwa  2  Yz  Mill.  tons  im  Jahre)  hat.  Vorderindiens  Aus- 
fuhr ist  mit  kaum  25  %  der  Grcsamtausfuhr  verhältnismäßig  unbedeutcuid 
und  beschränkt  sich  auf  einige  besonders  beliebte  Sorten;  es  muß  selbst 
in  normalen  Jahren  große  Quantitäten  Reis  aus  Birma  einführen.  Bereits 
im  Jahre  1912  bestanden  in  Indien  326  Reismühlen;  ihre  Zahl  ist  seitdem 
aber  noch  erheblich  gestiegen.  Eine  verhältnismäßig  geringe  Zahl  davon 
sind  Großbetriebe  in  meist  europäischen  Händen,  die  etwa  zur  Hälfte  für 
den  Export  nach  dem  Auslande  arbeiten.  Die  bestehenden  Unternehmungen 
genügen,  um  die  für  die  Ausfuhr  zur  Verfügung  stehenden  Quantitäten  zu 
verarbeiten,  und  da  für  diese  große  Steigerungen  nicht  wahrscheinlich  sind, 
so  dürfte  sich  auch  die  Zahl  der  Großbetriebe  nur  langsam  vermehren.  Das 
Gegenteil  trifft  für  Reismühlen  kleineren  Umfanges  zu,  die  nur  Qualitäten 
für  den  indischen  Markt  herstellen.  Für  diese  bietet  sich  ein  großes  Feld 
der  Entwcklimg,  wenn  es  gelingt,  die  kleinen  Bauern  zu  veranlassen,  ihre 
Ernte  in  benachbarten  kleinen  Reismühlen  mahlen  zu  lassen.  Dies  findet  in 
Birma  bereits  Eingang,  und  es  sind  dort  schon  eine  große  Anzahl  kleiner 
Mühlen  entstanden.  Landesüblich  ist  es,  daß  jeder  Konsument  sich  seinen 
Bedarf  in  sogenannten  ,,Pounders"  oder  in  selbst  angefertigten  pri- 
mitiven Handmühlen  selbst  enthülst.  Gegenüber  den  vorher  angeführten 
Industrien  haben  die  kleinen  Reismühlen,  deren  Leistimg  sich  auf  täglich 
2  bis  50  tons  Reis  gegen  200  bis  1000  tons  der  sogenannten  europäischen 
Mühlen  beläuft,  den  Vorteil,  daß  das  erforderliche  Kapital  verhältnismäßig 
gering  und  in  dem  kapitalarmen  Indien  leichter  zu  beschaffen  ist. 

Indigo  und  Pflanzenfarbstoffbereitung.  Die  In- 
digofabrikation ist  in  Indien  bereits  sehr  entwickelt  gewesen,  und  die  Aus- 
fuhr von  Indigo  im  Jahre  1895/96  hatte  9400  tons  betragen.  Durch  die 
Erfindung  des  synthetischen  Indigos  war  sie  zur  Bedeutungslosigkeit  herab- 
gesunken. Die  durch  den  Krieg  verhinderte  Einfuhr  künstlicher  Farbstoffe 
aus  Deutschland  hat  der  Indigo be reitung  einen  neuen  Impuls  gegeben,  und 
es  sind  z.  Zt.  er  östliche  Bestrebungen  im  Gange,  die  zum  Teil  von  Indien, 
zum  Teil  von  England  ausgehen  und  von  der  Regierung  bereitwilligst  unter- 
stützt werden,  um  sie  wieder  zu  beleben.  Man  hofft,  durch  gewisse  Verbes- 
serungen den  Indigo  wieder  konlcurrenzfähig  zu  machen,  und  ein  besonders 
eingerichtetes  Institut  in  Pusa  ist  mit  Studien  beschäftigt,  um  festzustellen, 

1)  Vergl.  Weltw.  Archiv  9.  Bd.,  S.  374*. 
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wie  dies  am  besten  zu  bewerkstelligen  ist.  Seit  Kriegsbeginn  ist  der  Anbau 
der  Indigopflanze  von  148  400  bebauten  acres  im  Jahre  1914/15  auf  756  40O 
acres  im  Jahre  1916/17  gestiegen.  Auch  einige  neue  Faktoreien  sind  ent- 
standen. Um  Mitte  1916  zählte  man  78  Indigofaktoreien,  in  denen 
16  000  Menschen  beschäftigt  wurden  (Statesman,  8.  September  1916).  Ob 
es  gelingen  wird,  die  Industrie  dauernd  wieder  lebensfähig  zu  machen,  er- 
scheint zweifelhaft.  Ausgeschlossen  aber  dürfte  es  sein,  daß  die  übrige  Pflan- 
zenfarbstoffbereitung  Indiens  wieder  irgendwelche  Bedeutung  erlangen  wird,, 
trotz  der  von  der  Regierung  errichteten  Forschungsinstitute  in  Madras, 
und  Mysore  und  Ernennung  eines  besonderen  Pflanzenstoffachmannes. 
Vegetabilische  Farbstoffe  außer  Indigo  sind  den  modernen  Kohlenteer- 
farben  gegenüber  nicht  mehr  konkurrenzfähig. 

Künstliche  Farbstoffe:  Bei  den  in  den  Kommissionssitzungen 
häufig  vorgebrachten  Forderungen  zur  Schaffung  einer  chemischen  Industrie 
in  Indien  wird  in  erster  Linie  an  eine  Kohlenteerfabrikation  gedacht.  Der 
durch  das  Ausbleiben  deutscher  Farben  infolge  des  Krieges  verursachte 
Farbenmangel  in  Indien  hat  sich  sehr  schwer  fühlbar  gemacht,  und  das  Fehlen 
einer  leistungsfähigen  englischen  Farbenindustrie  hat  natürlich  die  For- 
derungen, eine  solche  im  Lande  zu  schaffen,  noch  bestärkt.  M.  E.  sind 
die  Aussichten  für  eine  Kohlenteerfarbenindustrie  in  Indien  vorläufig  aber 
nur  gering.  Es  fehlen  dem  Lande  eine  genügend  große  Eisenindustrie,  welche 
Koksproduktion  in  großem  Maßstab  und  damit  die  Gewinnung  von  Kohlen- 
teer  mit  sich  bringt.  Die  Begünstigung  einer  Eisenindustrie  durch  Eng- 
land ist  aber  nicht  wahrscheinlich.  Dann  fehlen  in  Indien  Fachleute  für 
die  Herstellung  von  Kunstfarben  gänzlich,  und  England  kann  solche,  da  ea. 
selbst  Mangel  leidet,  nicht  abgeben.  Auch  hofft  man  dort  auf  eine  ge- 
waltige Entwicklung  einer  eigenen  Kohlenteerfarbenindustrie,  nachdem  mit 
Unterstützung  von  einer  Million  £  durch  die  Regierung  die  British  Dyes- 
Company,  Limited  ins  Leben  gerufen  worden  ist,  und  wünscht  dann  in  In- 
dien keinen  Konkurrenten,    sondern  ein  günstiges  Absatzgebiet  zu  haben. 

Mein  Aufsatz  „Erzeugung  und  Verbrauch  von  Farbstoffen  in  Indien" 
im  Weltwirtschaftlichen  Archiv,  10.  Bd.,  Heft  2,  S.  133*  gibt  über  künst- 
liche und  Pflanzenfarbstoffe  nähere  Auskunft. 

Ölpressen  :  Eine  Industrie,  die  eine  gewisse  Aussicht  hat,  sich 
günstig  zu  entwickeln,  ist  die  Produktion  von  vegetabilischen  ölen  und  Öl- 
kuchen, also  das  Pressen  von  ölhaltigen  Sämereien.  Vor  dem  Kriege  expor- 
tierte Indien  für  17  Mill.  £  ölsämereien  jährlich  und  in  dem  Jahre  1913/14 
für  £  386  000  vegetabilische  öle  und  £  920  000  Ölkuchen;  die  Produktion 
für  dieselbe  Zeit  wird  mit  386  000  tons  Leinsamen,  1  087  000  tons  Raps  und 
Senf,  403  000  tons  Sesamum  und  749  000  tons  Erdnüsse  usw.  angegeben. 
(Review  of  the  Trade  of  India  by  the  Department  of  Statistics  1914/15.) 
Daß  die  Ausfuhr  von  öl  verhältnismäßig  gering,  die  von  Samen  aber  recht 
hoch  ist,  hat  seinen  Grxmd  darin,  daß  die  meisten  Staaten  die  Samen  zollfrei 
einführen,  nicht  aber  die  fertigen  öle. 

Der  ölkonsum  im  Lande  selbst  ist  sehr  groß,  und  primitive  Hand- 
oder  mit    Ochsen   betriebene    Pressen   bestehen   überall.    Auch   eine   An- 
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zahl  moderner  Anlagen  sind  bereits  vorhanden,  deren  Zahl  aber,  selbst  wenn 
sie  nur  für  den  Landeskonsum  arbeitete,  noch  gewaltig  vermehrt  werden  kann. 
Allerdings  müßte  der  Inder  im  Gebrauch  von  Ölkuchen  noch  unterwiesen 
werden.  Da  von  den  ausgeführten  Ölsaaten  95  %  nach  Ländern  gingen, 
mit  denen  England  sich  z.  Zt.  im  Kriege  befindet,  so  ist  es  nicht  zu  verunindern, 
daß  in  der  bereits  erwähnten  Review  of  the  Trade  of  Lidia,  S.  62  von  dem 
Director  of  Statistics  hervorgehoben  wird,  daß  es  vom  ökonomischen,  wie 
auch  industriellen  Standpunkte  aus  für  Indien  höchst  nachteilig  sei,  daß 
solche  Quantitäten  Sämereien  nicht  im  Lande  selbst  verarbeitet  würden. 
Diese  Industrie  dürfte  also  die  ernstgemeinte  Unterstützung  der  Regierung 
finden,  und  es  ist  nur  zu  verwundern,  daß  sie  bei  den  bis  jetzt  statt- 
gefundenen Verhandlungen  der  indischen  Industriekommission  noch  nicht 
näher   besprochen  wurde. 

Hand  in  Hand  mit  einer  gesteigeiten  Produktion  von  Pflanzenölen 
würde  die  Seifenfabrikation  gehen.  Bisher  bestehen  nur  im  Norden  Indiens 
einige  moderne  Fabriken.  Eine  Anzahl  kleinerer  Eingeborenenimterneh- 
mungen  haben  wenig  Bedeutung.  Da  der  Bedarf  an  Seife  in  Indien  sehr  groß 
ist,  so  dürfte  eine  Seifenindustrie  jetzt  gute  Aussichten  haben,  trotzdem  ver- 
schiedene Chemikalien  vorläufig  noch  aus  Europa  eingeführt  werden 
müßten.  Das  Industries  and  Commerce  Committoe  hat  mit  Unterstützung 
des  Vorstandes  des  Indian  Institute  of  Science  Versuche  zur  Herstellung 
von  Seife  vorgenommen,  die  gute  Resultate  gehabt  haben  sollen.  (Indian 
Trade  Journal,  2.  Juni  1916.)  Trotzdem  ist  mit  einer  ernstlichen  Förderung 
einer  solchen  Industrie  durch  die  Behörden  nicht  zu  rechnen,  da  Seife  einen 
wichtigen  Exportartikel  Englands  bildet. 

Gerbereien  :  Bis  zum  Kriegsausbruch  arbeiteten  Gerbereibetriebe 
hauptsächlich  für  den  Lokalbedarf.  Der  größere  Teil  der  bedeutenden  für 
den  Export  zur  Verfügung  stehenden  Produktion  an  Häuten  und  Fellen  in 
Indien  wurde  in  rohem  Zustande  ausgeführt  (1913/14  etwa  80  000  tons,  von 
denen  56  %  nach  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  gingen),  an  gegerbten 
Waren  wurden  nur  ca.  15  000  tons  versandt.  (Review  of  the  Trade  of  India 
1914/15.)  Der  größte  Teil  der  Ausfuhr  ging  nach  jetzt  England  feindlichen 
Ländern.  Obgleich  der  gewaltig  gesteigerte  Bedarf  Englands  infolge  des 
Krieges  einen  großen  Teil  des  Exportausfalles  an  die  Mittelmächte  aufge- 
wogen hat  (1914/15  bclief  sich  die  Gesamtausfuhr  auf  55  118  tons),  konnte 
Indien  seine  ganzen  Vorräte  doch  nicht  wie  gewohnt  exportieren  (teilweise 
wegen  Frachtraummangels),  während  die  üblichen  Importe  von  besseren 
Lederartikeln  ausblieben.  Das  Land  wurde  dadurch  vor  die  Notwendigkeit 
gestellt,  einen  größeren  Teil  seiner  Felle  und  Häute  als  bisher  zu  gerben. 
Da  Gerbmittel  im  Lande  reichlich  vorhanden  sind,  so  besteht  Aussicht, 
daß  die  Lederverarbeitung  sich  ohne  künstliche  Förderung  weiterent- 
wickeln und  die  Ausfuhr  von  rohen  Häuten  und  Fellen  ab-,  von  gegerbtem 
Leder  aber  zunehmen  wird  (1914/15  zeigt  schon  eine  Zunahme  von  10  % 
für  Leder  gegen  das  Vorjahr).  Ein  Nachteil  der  indischen  Gerberei  ist  die 
minderwertige  Qualität  des  Leders,  das  bisher  durch  sie  erzeugt  wurde. 
Es  ist  jedoch  Grund  vorhanden  zu  der  Annahme,  daß  die  namentlich  von 
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einer  Anzahl  teils  erst  in  den  letzten  Jahren  entstandener  Großbetriebe 
angestellten  Versuche  und  Bemühungen,  die  Qualität  des  erzeugten  Leders 
zu  verbessern,  Früchte  tragen  werden.  In  Cawnpore  ist  zur  Förderung 
der  Lederindustrie  eine  besondere  Lehranstalt  errichtet  worden  (The  Times, 
8.  März  1916),  Auch  die  Kegierung  steht  den  Bestrebungen  der  Förderung 
der  Gerberei  im  Lande  sympathisch  gegenüber,  da  durch  ihre  Entwicklung 
hauptsächlich  fremde  Länder  geschädigt  werden.  Sie  hat  eine  besondere 
Kommission  ernannt,  Welche  Vorschläge  zur  Förderung  der  Lederfabrikation 
in  Indien  machen  soll.     (Indian  Trade  Journal,  29.  Dezember  1916.) 

Gummi  wurden  im  Jahre  1915  ca.  1  V4  Mill.  engl.  Pfund  aus  Birma 
ausgeführt,  und  die  Produktion  wird  mit  dem  Heranwachsen  der  noch  jungen 
Plantagen  bedeutend  zunehmen.  Mit  der  Wahrscheinlichkeit  der  Er- 
richtung von  Fabriken  zur  Verarbeitung  des  Eohgummis  im  Lande  selbst 
ist  vorläufig  wohl  nicht  zu  rechnen. 

Papierindustrie:  Eine  solche  besteht  bereits  in  Indien,  doch 
ist  sie  noch  nicht  imstande,  gewisse  feinere  Qualitäten,  namentlich  dünne 
Papiere  zum  Drucken  und  Kopieren  herzustellen.  Der  Verbrauch  Indiens 
an  Papier  pro  Jahr  wird  auf  75  000  tons  geschätzt,  von  denen  etwa  29  000 
tons  in  elf  Papierfabriken  im  Lande  erzeugt  werden  (Review  of  the  Trade 
of  India,  1914/15,  S.  35). 

Ein  Emporkommen  der  Papierindustrie  in  Indien  wird  erschwert  durch 
den  hohen  Preis  der  Zellulose.  Zur  Herstellung  derselben  im  Lande  mangelt  es 
hauptsächlich  an  den  dazu  erforderlichen  Hölzern,  dagegen  sind  reichlich 
Lumpen,  Hanf,  verschiedene  Gräser  und  namentlich  Bambus  vorhanden. 
Von  letzterem  gibt  es  gewaltige  noch  nicht  ausgenutzte  Waldungen,  doch 
ist  es  bis  jetzt  nicht  gelungen,  ein  ganz  befriedigendes  Verfahren  zu  entdecken, 
welches  die  Massenherstellung  von  Zellulose  aus  diesem  ohne  Schwierig- 
keiten und  hohe  Kosten  gestattet.  Schon  seit  langem  hat  sich  die  Regierung 
für  die  Frage  der  Bereitung  von  Zellulose  aus  Bambus  interessiert,  und  jahre- 
lang hat  eine  Kommission  Indien  zu  diesbezüglicher  Forschung  durchreist 
und  auf  praktischen  Grundlagen  experimentiert.  Sobald  es  gelingt,  ein  wirk- 
lich brauchbares  und  billiges  Verfahren  zu  entdecken,  dürfte  eine  Revolution 
auf  dem  Gebiete  der  Zellulose-Erzeugung  bevorstehen,  da  dann  wohl  nirgends 
in  der  Welt  die  Rohmaterialien  in  solchen  Mengen  und  zu  solch  billigen 
Preisen  zur  Verfügung  stehen  würden  wie  in  Indien.  In  Indochiüa  in  Vietri 
soll  bereits  eine  Fabrik  Zellulose  aus  Bambus  mit  befriedigendem  Resultate 
herstellen  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No.  513,  S.  144).  Bislang  sind  in 
Indien  drei  Konzessionen  erteilt  worden,  je  eine  in  Bengalen  und  Birma  für 
die  Verwertung  von  Bambus  und  eine  im  Punjab  für  die  Verwertung  von 
Fichten  und  Silbertannen  zur  Zellulosefabrikation.  Bisher  wurde  Holzzellulose 
der  Hauptsache  nach  aus  Schweden,  Deutschland  usw.  eingeführt  (1913/14 
12  382  tons,  Indian  Trade  Journal  Vol.  XL,  No.  515,  S.  238).  Von  den  er- 
forderlichen Chemikalien  wurden  kaustisches  Soda  (Caustic  Soda)  und  Schwe- 
fel oder  Schwefelsäure  hauptsächlich  aus  England  importiert.  Harz  wird 
in  den  United  Provinces  im  Lande  erzeugt.  Da  England  selbst  durch  den 
Elrieg  große  Schwierigkeiten  hat,  sich  genügend  Holzzellulose  aus  dem  Aus- 
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lande  zu  beschaffen,  so  wendet  die  Regierung  der  Frage  der  Erzeugung 
derselben  in  Indien  aus  Bambus  neuerdings  wieder  ganz  besondere  Auf- 
merksamkeit zu. 

Zuckerfabrikation:  Die  Produktion  Indiens  an  Rohrzucker 
wird  auf  etwa  2,5  bis  2,6  Mill,  tons  geschätzt,  aus  Dattel-  und  Palmyra- 
palmen  werden  weitere  4  bis  500  000  tons  gewonnen.  Die  mit  Zuckerrohr 
bebaute  Fläche  beträgt  etwa  2  ^4  Mill.  acres.  Der  Gesamtverbrauch  wird  auf 
3%  Mill.  tons  geschätzt,  sodaß  etwa  %  Mill.  tons  per  Jahr  eingeführt  werden 
müssen.  Im  Jahre  1913/14  betrug  die  Einfuhr  803  000  tons  Zucker  verschie- 
dener Arten  im  Werte  von  9 1^  Mill.  £,  die  hauptsächlich  aus  Java  und  Mau- 
ritius kamen,  nur  75  000  Tons  waren  Rübenzucker  meist  aus  Deutschland 
und  Österreich  (Review  of  the  Trade  of  India  1914/15  S.  39). 

Durch  Ausfall  der  gewohnten  Zuckereinfuhr  von  den  Mittelmächten 
seit  Kriegsausbruch  trat  bei  den  Alliierten  ein  großer  Mangel  an  Zucker 
ein,  so  daß  sie  gezwungen  waren,  auf  die  Rohrzuckerproduktion  der  Tropen- 
länder zurückzugreifen.  Dadurch  wurden  in  normalen  Zeiten  im  Osten  verblei- 
bende große  Mengen  Rohrzucker  zu  hohen  Preisen  nach  Europa  verkauft, 
wodurch  Indiens  gewohnte  Einfuhr  geschmälert  wurde,  so  daß  sich  auch 
hier  ein  fühlbarer  Mangel  an  Zucker  zeigte.  Die  schon  oft  aufgeworfene  Frage 
der  Steigerung  der  eigenen  Zuckerproduktion  in  Indien  trat  daher  wieder  in 
den  Vordergrund.  Die  Bestrebungen  fanden  natürlich  die  direkte  Beihilfe 
der  Regierung,  die  z.  B.  in  Birma  einer  Firma,  die  mit  dem  Anbau  von  Zucker- 
rohr in  größerem  Maßstabe  experimentiert,  die  Hälfte  der  Unkosten  ersetzt 
und  in  Assam,  dem  östlichen  Bengalen,  auf  Staatskosten  Versuche  ausführt. 
Besondere  „Rohrzuckerstationen"  wurden  von  ihr  in  den  United  Provinces,. 
dem  Punjab,  den  Central-Provinces,  Madras,  Bombay,  Bihar  und  Assam  er- 
richtet (Review  of  the  Trade  of  India  1914/15).  Es  soll  in  erster  Linie  ver- 
sucht werden,  den  Bodenertrag  zu  erhöhen,  denn  in  Indien  ist  dieser  nur 
20/24  cwt.  raffinierter  Zucker  per  acre  gegen  ca.  80  cwt.  in  Java,  wo  man 
auf  einer  Versuchsstation  in  Zukunft  sogar  140  cwt.  zu  erzeugen  hofft.  Dann 
sollen  die  primitiven  Gewinnungsmethoden  der  Eingeborenen  für  Rohrzucker 
verbessert  werden.  Der  Assistent  to  the  Agricultural  Adviser  to  the  Govern- 
ment of  India,  W.  Sayer  D  A.  sagt  in  einem  Artikel  im  Agricultural  Journal 
of  India  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No.  521,  S.  498),  daß  die  Menge 
Zucker,  welche  durch  die  unsachgemäße  Bereitung  in  Indien  verloren  gehe, 
fast  die  Menge  des  eingeführten  Zuckers  ausmache  (800  000  tons).  Er  schlägt 
die  Errichtung  von  modernen  großen  Anlagen  vor,  welche  die  Bearbeitung 
vom  Rohr  bis  zum  fertigen  Produkte  übernehmen  sollen.  Bis  jetzt  stellen 
die  Anbauer  den  Rohrzucker  in  sehr  minderwertiger  Qualität  selbst  her. 
Meist  mieten  sie  sich  hierfür  primitive  durch  Ochsen  betriebene  Pressen 
imd  Kessel  auf  kurze  Zeit ;  teils  wird  der  Rohzucker  dann  als  solcher  kon- 
sumiert, teils  in  Raffinerien  zu  weißem  Zucker  verarbeitet.  Da  der  letztere 
sich  auch  bei  den  Eingeborenen  steigender  Beliebtheit  erfreut  und  sein  Ver- 
brauch beständig  zunimmt,  so  sind  für  das  Anwachsen  der  Zuckerindustrie 
in  Indien  gute  Aussichten  vorhanden,  namentlich  ist  die  gegenwärtige  Zeit 
mit  sehr  geringer  Einfuhr  einer  Entwicklung  besonders  günstig.    Das  Be- 


312*  Chronik  und  Archivalien. 

streben  Englands,  seinen  Bedarf  an  Zucker  in  Zukunft  nicht  mehr  in 
Deutschland,  sondern  in  seinen  eigenen  Kolonien  zu  decken  und  die  nach 
dem  Kriege  zu  erwartende  Durchführung  der  Chamberlainschen  Zollpolitik 
Werden  zur  Förderung  der  Zuckerfabrikation  in  Indien  weiter  beitragen. 

Glasindustrie:  Verschiedentlich  sind  in  Indien  bereits  Versuche 
zur  Gründung  einer  Glasindustrie  gemacht  worden,  doch  haben  solche  so- 
weit wenig  Erfolg  gehabt,  obgleich  einige  Werke,  die  geringe  Qualitäten 
herstellen,  im  Betriebe  sind.  Als  Grund  hierfür  gibt  der  Director  of  the 
Mining  and  Geological  Institute  of  India  den  Mangel  an  Kapital,  geeigneten 
Eohmaterialien  und  technischen  Erfahrungen  sowie  die  gänzliche  Nichtbe- 
achtung der  elementarsten  ökonomischen  Grundsätze  an  (Indian  Trade 
Journal,  Vol.  XL,  No.514,  S.  189),  während  P.  Banner  jee  in  seinem  Buche 
,,A  Study  of  Indian  Economics"  (S.  94)  den  Mangel  an  Fachleuten  und  das 
heiße  Klima  anführt.  Der  Ausfall  der  gewohnten  Einfuhr  aus  fremden  Län- 
dern, namentlich  Österreich,  Deutschland  und  Belgien,  deren  Wert  ca.  1  ^ 
Mill.  £  pro  Jahr  betrug,  hat  die  Frage  der  Errichtung  eigener  Glasindustrien 
wieder  belebt.  So  beschloß  das  Board  of  Industries  der  United  Provinces 
-am  14.  September  1916  die  finanzielle  Unterstützung  einer  Glasfabrik  in 
den  United  Provinces  und  forderte  die  Regierung  auf,  die  Glasindustrie 
Indiens  zu  begünstigen  (Times  of  India,  4.  November  1916),  Entgegen  der 
Meinung  des  Directors  of  the  Mining  and  Geological  Institute  hebt  der  Di- 
xector  of  Statistics  in  seinem  Berichte  für  das  Jahr  1914/15  die  guten  Aus- 
sichten, die  eine  Glasindustrio  bieten  würde,  besonders  hervor.  Alle  er- 
forderlichen Rohmaterialien  seien  in  Indien  in  großen  Quantitäten  vorhanden, 
nur  kohlensaures  Natron  (Carbonate  of  Soda)  müsse,  wenigstens  vorläufig, 
aus  Europa  oder  Amerika  eingeführt  werden,  da  es  in  Indien  noch  nicht 
erzeugt  wird.  Die  größte  Schwierigkeit  dürfte  der  Mangel  an  Fachleuten 
und  Werkführern  sein.  —  Vorläufig  hat  aber  Japan  die  Gelegenheit  benutzt 
und  den  Ausfall  europäischer  Waren,  namentlich  von  Glasarmbändern, 
durch  japanische  Fabrikate  ersetzt. 

Petroleumindustrie:  Indien  gehört  mit  zu  den  an  Petroleum 
reichsten  Ländern,  und  zwar  wird  das  öl  fast  ausschließlich  in  Hinterindien 
gebohrt.  Die  Gesamtproduktion  von  Erdöl  (rohem  Petroleum)  dort  im 
Jahre  1915  war  287  Mill.  Gall.  (1  Gallone  =  4,54  Liter)  von  denen  277  Mill. 
in  Birma  in  den  Distrikten  Magwe  (namentlich  in  Yenangyaung,  wo  die  Boh- 
rungen bis  zu  3000  Fuß  Tiefe  gehen),  undMyingyan  (Singu)  erzeugt  wurden. 
Geringe  Mengen  werden  auch  in  Arakan,  Assam  und  neuerdings  im  Punjab 
gewonnen.  Diese  Industrie,  die  erst  in  den  letzten  20/25  Jahren  entstanden 
ist,  ist  einer  weiteren  Entwicklung  fähig,  da  ohne  Zweifel,  namentlich  in 
Hinterindien,  aber  auch  in  einigen  Gegenden  in  Vorderindien  noch  weitere 
Petroleumlager  vorhanden  sind.  Das  Raffinieren  des  Erdöls  geschieht  bis 
jetzt  ausschließlich  in  Rangoon,  das  auch  die  Britische  Marine  der  Haupt- 
sache nach  mit  Brennstoff  versorgt.  Auch  die  Fabrikation  von  Benzin,  Kerzen 
usw.  aus  Rohpetroleum  wird  dort  im  Großen  betrieben.  Da  zur  Errichtung 
von  vorteilhaften  Drill  werken,  Raffinerien  usw.  große  Kapitalien  notwendig 
sind,  so  liegt  die  Industrie  heute  der  Hauptsache  nach  in  den  Händen  von 
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etwa  acht  großen,  meist  rein  englischen  Gesellschaften,  von  denen  die  Burma 
Oil  Company  und  die  British  Burma  Petroleum  Company  die  bedeutendsten 
sind.  Um  die  Standard  Oil  Company  zu  verhindern,  in  Birma  Fuß  zu  fassen, 
ist  schon  vor  Jahren  ein  Gesetz  herausgekommen,  welches  ausländischen 
Unternehmungen  den  Erwerb  von  Bohrkonzessionen  verbietet;  sogar  die 
Aktien  der  bestehenden  Unternehmungen  dürfen  von  Ausländern  nicht 
erworben  werden.  Die  Petrolcumindustrie  in  Hinterindien  ist  eine  sehr  ge- 
sunde   und    bedarf    zu  ihrer   Weiterentwicklung   keiner   künstlichen   Hilfe. 

Aluminium:  In  den  Zentralprovinzen  Indiens  sind  ausgedehnte 
Lager  von  Bauxit  festgestellt  worden,  deren  Aluminiumoxydgehalt  (AljOs) 
zwischen  38  und  75  %  schwankt  (Indian  and  Eastern  Engineer,  Juni  1916). 
Die  Ausnützung  dieser  Lager  ist  verschiedentlich  angeregt  worden,  um 
die  im  Jahre  1913/14  etwa  1300  tons  betragende  und  seit  Kriegsausbruch 
ausgefallene  Einfuhr  von  Aluminium  zu  ersetzen.  H.  H.  H  a  y  d  e  n  ,  der 
Präsident  des  Mining  and  Geological  Institute  of  India  sprach  sich  in  der 
Jahresversammlung  1915  über  eine  Alumiiiiumindustrie  in  Indien  aus. 
Er  befürchtete,  daß  es  an  Absatz  für  eine  größere  Produktion  im  Lande 
mangeln  würde  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XL,  No.  514,  S.  188).  Da  eine 
gewisse  Kleinindustrie,  die  aus  eingeführten  Aluminiumblechen  usw.  Ge- 
brauchsartikel herstellt,  in  einer  Anzahl  von  Städten  Indiens  schon  besteht, 
und  Aluminiumgeräte  sich  in  vielen  Gegenden  bereits  großer  Beliebtheit 
erfreuen,  so  ist  zu  erwarten,  daß  mit  verfügbaren  größeren  Mengen  zu  billigen 
Preisen  auch  der  Konsum  zunehmen  wird.  Vorbedingung  für  eine  gesunde 
Aluminium-Industrie  sind  Wasserkräfte,  deren  es  in  Indien  noch  viele  gibt, 
die  der  Verwendung  harren,  um  den  Strom  für  den  elektrolytischen  Prozeß 
zu  erzeugen.  Über  ernstliche  Bestrebungen  zur  Aufnahme  einer  Aluminium- 
erzeugung ist  noch  nichts  bekannt  geworden. 

Monazit,  aus  dem  Thorium  zur  Anfertigung  der  Gasglühstrümpfe 
hergestellt  wird,  wird  in  großen  Mengen  in  der  Gegend  von  Travancore 
gefunden.  Bisher  stand  die  Ausbeute  unter  deutscher  Kontrolle,  doch  hat 
das  India  Office  kürzlich  bestimmt,  daß  alle  Direktoren  der  Gesellschaft, 
welche  die  Konzessionen  in  Travancore  erworben  hat,  in  Großbritannien 
geboren  sein  müssen.  Kürzlich  ist  eine  neue  englische  Gesellschaft,  die  Tho- 
rium Ltd.,  gegründet  worden,  die  eine  Konzession  für  150  acres  erhalten  hat. 
Es  wurde  davon  gesprochen,  eine  Anlage  zur  Gewinnung  von  Thorium  an 
Ort  und  Stelle  zu  errichten,  doch  sind  praktische  Schritte  hierzu  scheinbar 
noch  nicht  unternommen.  Bekanntlich  wird  Monazit- Sand  außer  bei  Tra- 
vancore nur  noch  in  Brasilien  in  nennenswerten  Quantitäten  gefunden  (The 
Indian  and  Eastern  Engineer,  September  1916). 

Was  den  Bergbau  anbetrifft,  so  ist  die  Kohlenförderung  bei 
weitem  die  wichtigste  und  gleichzeitig  die  einzige  Gattung  auf  industriellem 
Gebiete,  die  in  Indien  voll  und  ganz  ausgenutzt  wird.  Im  Jahre  1915 
wurden  16  352  480  tons  Kohlen  gefördert,  davon  95,93  %  in  Bengalen 
und  Behar-Orissa ;  145  537  Personen  fanden  dabei  Beschäftigung  (Report 
of  the  Chief  Inspector  of  Mines  in  India  1915).  Diese  Quantität  entspricht 
dem  Verbrauch  des   Landes    einschließlich  Ausfuhr  (7  bis  800  000  tons), 
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und  es  erscheint  sicher,  daß  auch  in  Zukunft  die  Kohlenförderung  allen 
Ansprüchen  genügen  wird.  Da  die  Kohlengesellschaften  fast  ausschließlich 
europäische  Unternehmungen  sind,  die  sich  unter  gänzlich  europäischer 
Leitung  befinden,  so  stehen  die  zur  Förderung  angewandten  Methoden 
fast  auf  gleicher  Höhe  mit  Europa. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Eisenerzförderung.  Es  be- 
stehen in  Indien  nur  zwei  große  Eisenwerke,  die  Bengal  Iron  and  Steel  Coy, 
Barakar,  die  ca.  50  000  tons  Erze  im  Jahre  verhüttet,  und  die  Tata  Iron 
and  Steel  Coy  Ltd.  in  Sakchi,  die  im  Jahre  1914:  ca.  300  000  tons  Eisen 
und  Stahl  produzierte.  Beide  haben  seit  Kriegsausbruch  ihre  Produktion 
gewaltig  gesteigert,  um  den  Ausfall  an  vorher  aus  Europa  eingeführtem 
Eisen  und  Stahl  zu  ersetzen.  Die  Tata  Werke  vermehrten  ihr  Kapital  im 
Jahre  1916  allein  um  35  Mill.  Rs.  (47  Mill.  Mk.),  von  denen  3  Millionen  für  den 
Ankauf  von  Kohlenbergwerken  verwendet  wurden,  und  betrachten  sich  jetzt 
befähigt,  mit  allen  europäischen  und  amerikanischen  Anlagen  in  Wettbewerb 
zu  treten.  Hierzu  sollten  sie  auch  imstande  sein,  denn  Eisenerze  sind  in 
Indien  in  großen  Quantitäten  vorhanden ;  eine  Schätzung  des  Vorrates  hat 
allerdings  noch  nicht  stattgefunden  (The  Iron  Ore  Resources  of  the  World, 
S.  903).  Die  Erze  sind  meistens  leicht  zugänglich,  häufig  liegen  sie  in  Hügeln 
und  in  geringen  Tiefen.  Billige  Kohlen  sind  ebenfalls  vorhanden,  aller- 
dings sind  nach  englischen  Quellen  Erz-  und  Kohlenlager  räumlich  meistens 
getrennt. 

Die  Einfuhr  von  Eisen-  und  Stahlwaren  nach  Indien  im 
letzten  Friedensjahre  betrug  1,02  Mill.  tons,  von  denen  Deutschland  200  000 
tons  lieferte  (Review  of  the  Trade  of  India  1914/15,  S.  31).  Gewisse  Waren 
werden  auch  in  Indien  hergestellt,  doch  läßt  infolge  der  Verwendung  meist 
noch  primitiver  Werkzeuge  die  Qualität  viel  zu  wünschen  übrig.  Der  Ver- 
brauch ist  noch  ganz  gewaltiger  Steigerungen  fähig,  da  in  vielen  Gegenden 
im  Innern  die  Verwendung  von  Eisen  noch  sehr  beschränkt,  vielfach  sogar 
außer  zu  Schneidewerkzeugen  unbekannt  ist.  In  England  sieht  man  eine 
Entwicklung  der  Eisenförderung,  Verhüttung  und  Industrie  in  Indien  natür- 
lich sehr  ungern,  da  durch  sie  die  englische  Ausfuhr  schwer  leiden  würde. 
Doch  ist  zu  erwarten,  daß  sich  die  Weiterentwicklung  dieser,  unter  der 
Leitung  eines  der  fähigsten  Industriellen  Indiens,  Sir  Tata  (ein  Mit- 
glied der  Industrie -Kommission,  aber  kein  Schutzzöllner)  stehenden  In- 
dustrie nicht  wird  verhindern  lassen;  allerdings  ist  anzunehmen,  daß 
die  Förderung  und  Verhüttung  das  Monopol  einiger  weniger  Unternehmungen 
bleiben  wird. 

Mangan-Erze  gehören  zu  den  für  Europa  wichtigsten  in  Indien  gefun- 
denen Erzen;  die  Förderung  ist  nächst  derjenigen  in  Rußland  die  bedeutendste 
der  Welt.  Die  Produktion  Indiens  von  Manganerzen  im  Jahre  1914  betrug 
683  000  tons  im  Werte  von  877  000  £  (Statistical  Abstract  relating  to  British 
India).  Die  ganze  Menge  wurde  exportiert,  da  eine  Verhüttung  von  Mangan- 
erzen in  Indien  noch  nicht  stattfindet.  Vorschläge,  Manganerze  in  Indien 
zu  verhütten  und  Manganeisen  (Ferro-Mangan,  ferro  manganese)  zu  expor- 
tieren,   sind    verschiedentlich    gemacht   und    als   aussichtsreich    hingestellt 
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worden.  Unter  anderen  hat  sich  Dr.  F  e  r  m  o  r  in  Memoirs,  Geological 
Survey  of  India  (Indian  Trade  Journal,  Vol.  XXXVII,  S.  483)  eingehend 
damit  befaßt  und  sich  im  günstigen  Sinne  darüber  ausgesprochen. 

Wolfram  wird  in  Hinterindien  im  südlichsten  Teile  Birmas  in  Mengen 
gefunden,  wie  in  keinem  andern  Teile  der  Welt.  Seit  Beginn  des  Abbaues 
war  die  jährliche  Produktion  an  Erzen  von  393  tons  im  Jahre  1910  auf 
2645  tona  im  Jahre  1915  angewachsen.  Bald  nach  Beginn  des  Krieges  stellte 
man  in  England  fest,  daß  der  größte  Teil  der  Wolframerze  in  Deutschland 
verhüttet  worden  war,  und  daß  in  Großbritannien  keine  Anlage  bestand, 
um  das  für  die  Kriegsindustrie  zum  Härten  so  außerordentlich  wichtige 
Wolframmetall  zu  gewinnen.  31  englische  Stahl-  und  Eisenwerke  errichteten 
deshalb  gemeinschaftlich  eine  Anlage  in  Widnes  in  Lancashire,  die  British 
Steel  Alloys  Coy,  zur  Verhüttung  von  Wolframerzen  mit  einer  Niederlassung 
in  Tavoy  (Birma)  zum  Abbau  und  zum  Ankauf  von  Erzen.  Gleichzeitig 
setzte  die  Indische  Regierung  in  Birma  mit  außerordentlicher  Energie  eine 
Förderung  des  Abbaues  durch,  so  daß  für  1916  auf  3800  tons  Erze  und  in 
Zukunft  auf  eine  jährliche  Produktion  von  4500—5000  tons  im  Jahre  ge- 
rechnet wird.  Da  vor  dem  KJriege  die  Weltproduktion  ca.  8000  tons  im  Jahre 
betrug,  so  dürfte  Birma  in  Zukunft  etwa  die  Hälfte  aller  Wolframerze  fördern. 
Die  Qualität  birmesischen  Wolframs  ist  eine  sehr  gute,  da  die  Erze  65—68  % 
Wolframoxyd  enthalten.  Anfang  1916  schlug  der  Präsident  des  Mining  and 
Geological  Institute  of  India  vor,  die  Verhüttung  der  Erze  in  Birma  selbst 
vorzunehmen,  doch  dürfte,  nachdem  die  British  Steel  Alloys  Coy  ihre  Werke 
in  Widnes,  welche  genügen,  die  ganze  Erzproduktion  Birmas  zu  verhütten, 
errichtet  haben,  diese  Frage  nicht  wieder  aufgeworfen  werden,  namentlich 
da  Kohlen  in  Südbirma  nicht  vorhanden  sind. 

Eine  eingehendere  Behandlung  des  Wolframs  ist  in  dem  Aufsatze  „Wolf- 
ramerzgewinnung in  Indien  während  des  Krieges"  enthalten,  der  im  Welt- 
wirtschaftlichen Archiv,  9.  Bd.,  S.  311*  erschienen  ist. 

*  LeoUlrich, 

Deutscher  Konsul  für  Arakan,  Britisch  Birma  (z.  Zt.  Kiel). 


Der  Einfluß  des  Krieges  auf  den  amerikanisdien  Ärbeitsmarkt 

Der  Krieg  hat  den  Arbeitsmarlct  der  Vereinigten  Staaten  nach  zwei 
Richtungen  hin  beeinflußt.  Einmal  ist  der  Überschuß  von  769  276  an  Ein- 
wanderern gegenüber  Auswanderern  für  das  statistische  Jahr  1913/14  auf 
50  070  im  Jahre  1914/15  zurückgegangen^),  d.  h.  fast  die  ganze  Rekrutie- 
rung der  ungelernten  Arbeit  ist  ausgeblieben.  Zudem  hat  aber  die  Kriegs- 
industrie durch  unerhörte  Lohnangebote  die  gelernte  Arbeit  aus  allen  ver- 
wandten Berufszweigen  aufgesogen  und  eine  allgemeine  Bewegung  nach 
besser  bezahlten  Berufen  zur  Folge  gehabt,  die  notwendigerweise  die  unter- 
sten Zweige  —  Erdarbeiter,  Hausdienst  u.  dgl.  —  entblößen  und  somit 
eine  erhöhte  Nachfrage  nach  ungelernter  Arbeit  nach  sich  ziehen  mußte ^). 

1)  Vgl.  Statistical  Abstract  of  the  U.  St.     1915.     S.  94/95. 

2)  Vgl.  New  York  Outlook  vom  29.  März  1916. 
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So  sah  sich  der  industrielle  Teil  der  Staaten,  also  vor  allem  der  Norden, 
gezwungen,  den  Mehrbedarf  aus  Quellen  zu  decken,  die  er  bis  dahin  ver- 
schmäht hatte,  aus  der  Negerbevölkerung,  und  gab  so  den  Anlaß  zu  einer 
ausgedehnten  Wanderung  der  schwarzen  Arbeiter  aus  den  südlichen  Neger- 
zentren nach  den  nördlichen  Industriestaaten.  Über  den  Umfang  dieser 
Bewegung  gehen  allerdings  die  Ansichten  auseinander.  Während  einesteils 
geschätzt  wird,  daß  der  Süden  beim  Beginn  des  Baumwollbaues  in  diesem 
Jahre  ungefähr  150  bis  250  000  Neger  verloren  haben  dürfte^),  wenn  die 
Wanderung  im  selben  Maße  weiterginge,  wird  auf  einer  Negerkonferenz  in 
Washington  im  Oktober  1916  schon  eine  Zahl  von  500  000  angegeben^).  Diese 
Angabo  ist  allerdings  angezweifelt  Worden,  weil  die  genannte  Zahl  etwa  das 
Fünffache  der  Negerbevölkerung  ausmachen  würde,  die  in  der  Dekade  1900— 
1910  nach  dem  Norden  gewandert  ist^).  Auf  der  anderen  Seite  sucht  G.  E. 
Haynes,  Professor  an  der  ,,Fisk  University"  und  Sekretär  der  ,, Nationalen 
Liga  für  die  städtischen  Verhältnisse  der  Neger"  nachzuweisen,  daß  der 
Krieg  nur  eine  Tendenz  verstärkt  und  an  die  Öffentlichkeit  gebracht  habe, 
die  schon  vor  dem  Kriege  vorhanden  gewesen  sei.  Er  führt  zur  Begründung 
folgende  Zahlen  an^):  In  den  neun  folgenden  Städten  des  Nordens,  näm- 
lich: Boston,  Greater,  New  York,  Philadelphia,  Chicago,  Cincinnati,  Evans- 
ville  und  Indianapolis,  Ind. ;  und  St.  Louis  ist  der  Prozentsatz  der  Zunahme 
der  Negerbevölkerung  von  1880—1890:  36,2  %,  d.  h.  mehr  als  das  Dreifache 
des  Wachstums  der  gesamten  Negerbevölkerung,  von  1890—1900:  74,4%, 
d.  h.  mehr  als  das  Vierfache,  von  1900—1910:  37,4  %,  d.  h.  fast  das  Drei- 
fache gewesen.  Demgegenüber  hat  die  Negerbevölkerung  in  den  folgenden 
15  Städten  des  Südens,  nämlich:  Wilmington,  Del.,  Baltimore,  Md.,  Wa- 
shington, D.  C,  Norfolk  and  Richmond,  Va.,  Charleston,  S.  C,  Atlanta, 
Augusta  und  Savannah,  Ga.,  Louisville,  Ky.,  Chattanooga,  Memphis  und 
Nashville,  Tenn.,  Mobile,  Ala.,  und  New  Orleans,  La.,  von  1880—1890  um 
38,7  %,  von  1890-1900  um  20,6  %  und  von  1900-1916  am  20,6  %  zuge- 
nommen (wobei  in  dieser  letzten  Zahl  Birmingham,  Ala.,  als  16.  Stadt  mit- 
eingeschlossen ist),  ohne  daß  in  diesen  Städten  das  Wachstum  der  weißen 
Bevölkerung  das  der  Negerbevölkerung  übertroffen  hätte. 

Die  Motive,  die  seit  dem  Kriege  den  Neger  in  verstärktem  Maße  nach 
dem  Norden  trieben,  sind  recht  zahlreich.  In  einzelnen  Fällen  mögen  Furcht 
vor  Strafe  und  politische  Gründe  mitspielen.  Vor  allem  aber  ist  durch  den 
Krieg  das  Rassenbewußtsein  der  Neger  bedeutend  gewachsen.  Der  Neger 
beginnt  sich  klar  zu  machen,  daß  er  die  physische  Kraft  der  Hälfte  der  Ver- 
einigten Staaten  ausmacht  und  ist  besonders  im  Süden  nicht  mehr  zufrieden 
mit  seinen  Arbeitsbedingungen,  seinen  Lohnverhältnissen,  seiner  sozialen 
Stellung  und  den  damit  verbundenen  Wohnverhältnissen.  Er  weiß  auch, 
daß  sein  Lohn  so  gering  ist,  nicht  weil  sein  Arbeitgeber  zu  arm  wäre,  um 

1)  Vgl.  Times  Picaynne,  New  Orleans,  vom  19.  November  1916  und  Public 
Ledger  Philadelphia  vom  21.  November  1916. 

2)  Vgl.  Chicago  Daily  Tribüne  vom  21.  Oktober  1916. 

3)  Vgl.  Times  Picaynne,  29.  Oktober  1916. 

*)  New  Yorker  Times  vom  12.  November  1916. 
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mehr  bezahlen  zu  können,  sondern  weil  das  Angebot  an  Arbeitern  zu  groß 
gewesen  ist.  Demgegenüber  sind  die  Löhne  der  Borufszweige,  die  dem  Neger 
im  Norden  offen  stehen,  bedeutend  höher.  So  hatte  z,  B.  nach  H  a  y  n  e  s 
die  Mehrzahl  einer  Gruppe  von  37  Arbeitern,  die  1910  nach  New  York 
kamen,  schon  damals  einen  "Wochenlohn  von  7  bis  12  Doli,  erhalten  können, 
während  sie  im  Süden  nur  zu  3  bis  5  Doli,  pro  Woche  gekommen  waren. 
Von  den  besser  bezahlten  Stellungen  war  der  Neger  im  Norden  bisher  aller- 
dings ausgeschlossen  worden  und  hatte  nur  die  Arbeit  getan,  die  der  größte 
Teil  der  weißen  Arbeiter  ausschlug,  nämlich  Hausdienste.  Aber  wenn  freie 
Kost  und  Logis  in  Betracht  gezogen  werden,  so  stand  er  sich  besser  als  der 
gelernte  Arbeiter  im  Süden  und  bedeutend  besser  als  der  ungelernte^).  So 
waren  es  also  letzten  Endes  ökonomische  Motive,  die  stark  genug  waren, 
um  die  klimatischen  Nachteile  des  Nordens  überwiegen  und  den  Neger  zum 
Verlassen  seines  bisherigen  Wohnsitzes  veranlassen  zu  können.  Den  äußeren 
Anlaß  gab  allerdings  das  Ai-beitsvermittlungsbm-eau  des  Arbeitsdeparte- 
ments, indem  es  den  Erie-  und  Pennsylvania-Eisenbahnen  Neger  aus  dem 
Süden  als  Streckenarbeiter  verschaffte,  die  in  besonderen  Lagern  unterge- 
bracht wurden.  Dadurch  war  man  allgemein  auf  die  Quelle  ungelernter  Arbeit 
aufmerksam  geworden,  und  gewisse  Agenten  suchten  sie  auszunutzen,  in- 
dem sie  ganze  Transporte  für  verschiedene  Auftraggeber,  vor  allem  Eisen- 
bahngeseiischaften,  wie  die  Baltimore-,  Ohio-  und  New  York  Central  or- 
ganisierten^). Dadurch  wurde  die  Öffentlichkeit  auf  die  Bewegung  auf- 
merksam und  sah  sich  vor  eine  Reihe  neuer  Fragen  gestellt.  Zunächst 
wurden  die  ländlichen  Kreise  des  Südens  durch  die  Furcht  vor  einem  Mangel 
an  Arbeitskräften  zur  nächsten  Feldbestellung  alarmiert,  weil  die  im  Som- 
mer 1916  abgewanderten  Neger  nicht,  wie  man  erwartet  hatte,  mit  dem 
Beginn  der  Kälte  zurückgekehrt  waren.  Denn  der  Norden  hatte  in  der  Form 
von  wohlgeheizten  Fabriken  und  besonderen  Quartieren  jedes  mögliche 
Entgegenkommen  gezeigt,  um  die  Rückwanderung  zu  verhindern.  Zudem 
hatten  noch  manche  der  abgewanderten  Neger  ihre  Familien  absichtlich 
verlassen^)  und  stellten  so  die  Gemeinden  in  bezug  auf  deren  Versorgung  vor 
neue  Fragen.  Der  Süden  suchte  sie  zum  Teil  dadurch  zu  lösen,  indem  er, 
wie  der  Magistrat  von  Montgomery,  Ala.,  die  Verleitung  zum  Verlassen  des 
Wohnsitzes  unter  Strafe  stellte*),  zum  Teil  sah  er  sich  jedoch  gezwungen, 
für  die  Arbeit,  die  früher  Neger  verrichtet  hatten,  Mexikaner  einzuführen, 
von  denen  die  Pennsylvania- Eisenbahn  z.  B.  schon  mehrere  Tausend  ein- 
gestellt hat^).  In  den  ersten  Monaten  der  Abwanderungen  waren  allerdings 
im  Süden  auch  Stimmen  laut  geworden,  die  diese  Bewegung  begrüßten, 
weil  sie  darin  die  Möglichkeit  sahen,  daß  daduich  die  Negermajorität  in  man- 
chen Distrikten  und  in  den  beiden  Staaten  South  Carolina  und  Mississippi 
schwinden  könnte,  und  auf  dem  Southern  Commercial  Congress  zu  Nor- 


1)  Vgl.  Times  Picaynne  vom  29.  Oktober  1916  und  19.  November  1916. 

2)  Vgl.  St.  Louis  Globe  Democrat  vom  21.  Juni  1916. 
^)  Times  Picaynne  vom  15.  Dezember  1916. 

*)  Chicago  Daily  Tribüne  vom  21.  Oktober  1916. 
^)  Public  Ledger  vom  21.  November  1916. 
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folk  wurde  eine  Resolution  iu  diesem  Sinne  gefaßt^).     Als  dann  aber  der 
Abfluß  größere  Dimensionen  annahm,  wich  die  Freude  doch  einer  gewissen 
Besorgnis,  und  die  Negerführer  wie  die  Presse  wurden  angehalten,  der  Aus- 
wanderung entgegenzuwirken.     In  Savannah  kam  es  neben  mehreren  Ver- 
haftungen New  Yorker  Agenten  zu  einer  Konferenz  über  diese  Frage  2). 
Auf  der  anderen  Seite  suchten  natürlich  Blätter  mit  gewissen  Negerinter- 
essen, wie  das  New  York  Age,   die   Situation  auszunutzen,    indem  sie  für 
eine  bessere  Behandlung  der  Neger  agitierten.     Im  Norden  waren  die  Be- 
fürchtungen noch  zahlreicher.     Fürs  erste  hegte  man  die  Besorgnis,  daß 
derartige  Negertransporte   zu  Wahlmanipulationen  verwandt  würden,   nm 
zweifelhafte  Staaten,  wie  Missouri,  Ohio  und  Indiana  zugunsten  der  republi- 
kanischen Partei  zu  beeinflussen,  was  man  aus  der  Tatsache  schloß,  daß 
viele  Neger  mit  Retourfahrkarten  reisten^).    Daneben  sahen  aber  die  organi- 
sierten Arbeiterkreise  des  Nordens  im  Zufluß  derartiger  Arbeitskräfte  eine 
Gefährdung  ihrer  Löhne  und  die  Möglichkeit  des  Streikbruches.    Die  Ameri- 
can Federation  of  Labour  faßte  daher  auf  einer  Konvention  in  Baltimore 
am  16.  November  1916  den  Entschluß,  die  ganze  Frage  untersuchen  zu 
lassen  und  Organisatoren  nach  dem  Süden  zu  schicken,  um  möglicherweise 
einen  gewerkschaftlichen  Zusammenschluß  der  schwarzen  Arbeiter  herbei- 
zuführen*).   Schließlich  hegte  man  in  manchen  Kreisen  Befürchtungen  über 
den  Einfluß  des  Gemeinschaftslebens  der  Neger  auf  das  Leben  der  großen 
Städte,  besonders  in  moralischer  und  hygienischer  Beziehung.    So  entstand 
allenthalben  der  Ruf  nach  staatlicher  Regelung,  einerseits,  um  der  Demorali- 
sierung des  Negers  in  der  ungewohnten  Freiheit  vorzubeugen,  andererseits, 
um  sie  durch  Organisation  in  Kanäle  zu  leiten,  wo  sie  als  Konkurrenz  für  weiße 
Arbeiter  nicht  in  Frage  kommen  können.   Vor  allem  hat  man  vorgeschlagen, 
sie  unter  den  weitgehendsten  Einfluß  ihrer  religiösen   Gemeinschaften  zu 
stellen,  diesen  also  die  Funktion  zu  überweisen,  die  die  katholische  Kirche 
für  die  europäische  Einwanderung  bisher  erfüllt  hat^).     An  tatsächlichen 
Maßnahmen  der  Behörden  sind  bis  dahin  nur  die  Aktion  des  Justiz-  und 
Arbeitsdepartements    zu    nennen^),    das    eine    wies    die    Distriktsanwalt- 
schaften  an,    die    Negerbewegung   im   Hinblick   auf  Wahlmachenschaften 
zu  beobachten,   das   andere  erließ  Verfügungen,   die  den  Mißbrauch  der 
staatlichen    Arbeitsvermittlungsstellen    zu   Massentransporten   von    Negern 
verhindern  sollten.    Es  wies  jedoch  auch  darauf  hin,  daß  zweifellos  eine  be- 
rechtigte Nachfrage  nach  Negerarbeit  vorhanden  sei,  da  vielfach  die  ge- 
lernten Arbeiter  durch  den  Mangel  an  ungelernten  Arbeitskräften  behindert 
würden. 

Inwieweit  das  Negerproblem  die  nördlichen  Staaten  über  den  Krieg 
hinaus  beschäftigen  wird,  ist  nicht  abzusehen.  Einmal  muß  erst  die  Er- 
fahrung zeigen,  ob  sich  der  Neger  dauernd  dem  nördlichen  Klima  anpassen 

^)  Times  Picajmue  vom  15.  Dezember  1916. 
*)  New  York  Times  vom  5.  September  1916. 
^)  Times  Picaynne  vom  29.  Oktober  1916. 
*)  Evening  Post  vom  16.  November  1916. 
^)  New  York  Times  vom  9.  September  1916. 
«)  Times  Picaynne  vom  28.  Oktober  1916. 
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wird,  das  schon  einmal  eine  ähnliche  Bewegung  zwischen  1870  und  1880 
fast  plötzlich  unterbunden  hat.  Zudem  ist  nicht  festzustellen,  wie  sich  dio 
Wanderung  zwischen  Europa  und  Amerika  gestalten  wird.  Während  manche 
Kreise  eine  Verstärkung  der  früheren  Einwanderung  erwarten,  teils  aus 
politischen  Gründen,  machen  die  Einwandererkommissionäre  von  New  York 
auf  die  Gefahr  aufmerksam^),  daß  Amerika  infolge  der  künstlichen  Schranken 
xmd  der  natürlichen  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  zum  Wiederaufbau  der 
gesamten  Länder  in  Europa  einerseits,  der  erschwerenden  Eintrittsbestim- 
mungen in  den  Vereinigten  Staaten  andererseits  vor  die  Möglichkeit  gestellt 
worden  könnte,  den  ganzen  Zufluß  zu  verlieren  und  dadurch  aus  einem 
Einwanderer-  ein  Auswandererland  zu  werden.  Diese  Bewegung  dürfte  viel- 
leicht noch  verstärkt  werden  durch  das  Zurückfluten  von  Angehörigen  der 
kriegführenden  Länder.  In  der  Tat  haben  sich  schon  Fabrikanten  von  Pitts- 
burg zusammengeschlossen,  um  durch  eine  umfangreiche  Propaganda,  durch 
die  die  Vorzüge  der  Beschäftigung  in  den  Vereinigten  Staaten  dargetan 
werden  soll,  einem  solchen  Abfluß  von  Arbeitskräften  vorzubeugen^). 

Bohle  r   (Kiel). 


II. 

Bevölkerungswesen,  Rassenfragen,  Wanderungen. 


Zahl  der  nach  der  Volkszählung  vom  Jahre  1911  in  Frankreich  anwesenden 
deutschen  Staatsangehörigen.  Nach  der  Volkszählung  vom  Jahre  1911  wurden 
in  Frankreich  252  790  naturalisierte  Ausländer  und  1  159  835  fremde  Staatsan- 
gehörige festgestellt^).  Einen  wesentlichen  Anteil  an  diesen  Zahlen  hatten  die 
Deutschen.  Zieht  man  die  Zahl  der  in  Frankreich  1911  gezählten  deutschen  Staats- 
angehörigen in  Betracht,  so  ergibt  sich  für  verschiedene  Departements,  in  denen 
ihre  Zahl  bemerkenswert  ist,  folgende  Aufstellung: 

Zahl    der    in    den    verschiedenen    französischen    Departe- 
ments   im    Jahre     191 1    gezählten    deutschen    Staatsange- 
hörigen. 


Seine 38  054 

Meurthe-et-Moselle 22  671 

Alpes  Maritimes 6  526 

Vosges 6  342 

Beifort 5  939 

Seine-et-Oise 2  495 

Nord 2  277 

Meuse i  946 

Rhone i  708 


Doubs 1613 

Marne 1483 

Haute-Saöne 1352 

Boüches-du-Rhöne 1249 

Pas-de-Calais 1069 

Seine -Inf  6rieure 866 

Aube 786 

Ardennes 560 

Haute-Mame 558 


Hinsichtlich  der  Zahl  stehen  demnach  obenan  die  Departements  Seine  (mit 
Paris),  Meurthe-et-Moselle,  Alpes  Maritimes  (mit  der  von  Deutschen  häufig  auf- 
gesuchten französischen  Mittelmeerküste)  Vosges  und  Beifort. 

^)  PubUc  Ledger  vom  21.  November  1916. 

^)  Journal  of  Commerce,  New  York,  vom  18.  Oktober  1916. 

')  Vgl.  „Joiurnal  de  la  Soci6t6  de  Statistique  de  Paris",   57.  Jahrg.,  Heft  12. 
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Wesentlich  anders  ist  das  Bild  des  Anteils  deutscher  Staatsangehöriger  an 
der  gesamten  Bevölkerung  der  einzelnen  Departements.  Hiervon  steht  an  erster 
Stelle  Beifort  mit  6  %  der  gesamten  Bevölkerung,  4  %  im  Departement  Meurthe- 
et-Moselle,  1,6  %  in  dem  der  Alpes -Maritimes,  1,5  %  in  dem  Departement  Vosges 
und  ungefähr  1  %  in  Paris. 

Die  Zahlen  dieser  Statistik  enthalten  sowohl  die  dauernd,  zum  Teil  zur  Aus- 
übung eines  Gewerbes,  zum  Teil  als  Rentiers  ansässigen  Deutschen,  wie  die  bei 
vorübergehendem  Aufenthalt  Gezählten,  wie  Vergnügungs-  und  Geschäftsreisende. 
Diese  letztere  Kategorie  stellt  erfahrungsgemäß  in  Paris  und  im  Departement 
des  Alpes-Maritimes  einen  wesentlichen  Anteil,  wogegen  die  in  Beifort  und  Meurthe- 
et-Moselle  gezählten  deutschen  Staatsangehörigen  hauptsächlich  in  der  Ausübung 
eines  Gewerbes  ansässig  sind.  k. 


in. 
Verkehrswesen. 


Ä.  Seeverkehr,  Kanal-  und  Flußverkehr. 

Großbritanniens  Schiffsverkehr. 

Der  Verlauf  der  Seeschiffahrt  in  den  Jahren  1915 
und    1916.     Der   Ausgang^). 

Der  ausgehende  überseeische  Schiffsverkehr  Großbritanniens  hat  im  Jahre 
1916  eine  um  rund  270  000  Nettoregistertonnen  größere  Verminderung  erfahren 
als  der  gesamte  eingehende  Schiffsraum.  Es  gingen  1916:  3  932  600  Netto- 
registertonnen weniger  aus  britischen  Häfen  ab  als  im  Vorjahre  (Tab.  3), 
die  Abnahme  beim  Eingang  belief  sich  auf  3  664  500  Nettoregistertonnen. 
Infolgedessen  hat  sich  auch  der  in  Friedenszeiten  sehr  erhebliche  Überschuß 
des  ausgehenden  über  das  eingehende  Verkehrsvolumen  bedeutend  verringert, 
wenn  er  auch  heute  noch  in  beträchtlichem  Ausmaße  vorhanden  ist.  An  be- 
ladenen  Schiffen  liefen  1916:  5  587  300  Nettoregistertonnen  mehr  aus  als  ein 
(Tab.  1).  Eine  Analyse  dieses  Überschusses  ergibt  (Tab.  2),  daß  bei  den 
Schiffen  britischer,  russischer  und  nordamerikanischer  Herkunft  der  Eingang 
den  Ausgang  überwiegt,  während  bei  allen  übrigen  am  großbritannischen 
Überseeverkehr  beteiligten  Nationen  das  Umgek'jhrte  der  Fall  ist.  Den 
weitaus  größten  Überschuß  weist  wie  im  Jahre  1915  so  auch  im  Jahre  1916 
Norwegen  auf,  an  zweiter  Stelle  folgt  Dänemark,  an  dritter  Frankreich. 

Der  Gesamtausgang  nach  fremden  und  britischen  Ländern  (Tab.  3)  ver- 
ringerte sich  von  39  529  400  Nettore.gistertonnen  1915  auf  35  596  800  Netto- 
registertonnen im  Jabre  1916,  d.  h.  um  3  932  600  Nottoregistertonnen.  Der 
Hauptanteil  an  diesem  starken  Rückgang  des  britischen  Schiffsverkehres 
entfällt  auf  den  Verkehr  mit  fremden  Ländern,  er  beträgt  3  194  500  Netto- 
registertonnen;  weit  geringer,  wenn  auch  noch  bedeutend,  sind  die  britischen 

1)  Fortsetzung  aus  Bd.  10,    Heft  2,   S.  108*  ff.  —  Quelle:    Accounts  relat- 
ing  to  Trade  and  Navigation  of  the  United  Kingdom,  Jahrgang  1916. 
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I.     Die    Bilanz    der    Nettotonnage    beladener    Schiffe    im 

Verkehr    mit    Großbritannien   in   den    Jahren    1913    bis    1916 

(in  1000  Nettoregistertonnen). 


1913 
1914 


Überschuß 
8  Ausgangs  über 
den  Eingang 


18  755,2 
12  907,8 


X915 
1916 


ÜberBchuß 

des  Ausgangs  über 

den  Eingang 


5805,5 
5587,3 


2.    Die    Bilanz   der   Nettotonnage    beladener   Schiffe   nach 
der    Nationalität    in    den    Jahren    1915    und    1916. 


Überschuß  d.  Ausgangs 

Überschuß  d.  Aufgangs 

in  1000  NRT 

in  1000  NRT 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

—  2481,2 

—  1465,4 

Französische     . 

+  1642,4 

+  959,6 

Russische  .    .    . 

—      44.9 

—    203,9 

Spanische  .    .    . 

+    207,6 

+  206,7 

Schwedische 

+    329,8 

+    325,0 

Italienische  .    . 

+    484,8 

+  845,3 

Norwegische     . 

+  2666,5 

+  3798,4 

Griechische    .    . 

+    782,1 

+  460,5 

Dänische    .    .    . 

+  1577,3 

+  1109,6 

der  Ver.  Staaten 

—    125,2 

—  185,2 

Niederländische 

+    658,0 

+    483,4 

Japanische    .    . 

—      33,9 

—   i6,i 

Belgische  .    .    . 

+     128,4 

+    147,7 

3.    Der    Gesamtausgang    nach    fremden    und    britischen 

Ländern 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Nach  fremden 

Nach  britischen 

nn.^4- 

Ländern 

Besitzungen 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

I9I6 

Januar  

2  849,6 

2  469,9 

558,2 

431,9 

3  407,8 

2  901,8 

Februar 

2  637,9 

2  366,3 

479,5 

391,7 

3  117,4 

2  757,9 

März  . 

3  110,7 

2  526,9 

516,2 

442,0 

3  626,9 

2  968,9 

Aprü  . 

2  849,8 

2  429,0 

511,0 

381,0 

3  360,8 

2  810,0 

Mai     . 

2  817,9 

2  832,9 

514,4 

482,8 

3  332,3 

3315,7 

Juni  . 

2  744,1 

2  638,2 

589,3 

534,1 

3  333,5 

3  172,2 

Juli    . 

2  789,6 

2  631,5 

629,1 

506,1 

3  418,8 

3  137,6 

August 

2  690,1 

2  692,6 

532,2 

521,2 

3  222,2 

3  213,9 

September 

2  767,9 

2  549,9 

542,7 

562,7 

3  310,6 

3  112,6 

Oktober     . 

2  748,8 

2  489,6 

547,8 

537,1 

3  296,6 

3  026,7 

November. 

2  471,6 

2217,7 

458,3 

454,9 

2  929,9 

2  672,6 

Dezember 

2  647,0 

2  095,2 

525,6 

420,8 

3  172,6 

2  516,0 

Gi 

«a 

m 

b 

33  125,0 

29  930,5 

6404,4 

5666,2 

39  529,4 

35  596,8 

Besitzungen  von  der  Laderaumverminderung  betroffen  worden,  es  liefen 
1916  Fahrzeuge  mit  einem  Nettotonnengehalt  von  738  200  Nettoregister- 
tonnen weniger  dorthin  aus  als  im  Vergleichsjahre  1915.  Was  die  Nationali- 
tät der  ausgehenden  Schiffe  anlangt  (Tab.  4),  so  wurde  der  gesamte  von 
England  nach  Übersee  ausgehende  Verkehr  im  Jahre  1916  von  17  844  800 
Weltwirtschaitlichea  ArchlT  Bd.  X.  XXII 
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4.  Der  Gesamtausgang  an  britischen  und  fremden  Schiffen 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Britische   Schiffe  i) 


1915 


1916 


Fremde   Schiffe  i) 


1915 


1916 


Insgesamt^) 


1915 


1916 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 


837,0 
644,4 
809,9 
757,1 
637,1 
730,5 
853,2 

638,3 

702,6 

I  685,4 

I  491,9 

I  593,2 


I  409,2 
I  291,6 
I  382,1 
I  350,1 
I  575,6 
I  631,7 

I  597,3 
I  644,6 

I  586,9 
I  537,2 
I  391,2 
I  363,7 


570,7 
473,0 
817,1 
603,7 
695,2 
602,9 
565,6 
584,0 
607,9 
611,2 
438,0 
579,5 


492,6 
466,3 
586,7 
459,9 
740,1 

540,5 
540,3 
569,3 
525,6 
489,5 
281,5 
152,3 


3  407,8 
3  117,4 
3  626,9 
3  360,8 
3  332,3 
3  333,5 
3418,8 
3  222,2 
3  310,6 
3  296,6 

2  929,9 

3  172,6 


Gesamt 


20  380,5 


17  752,0 


19 148,8     17 
^)  Siehe  graphische  Darstellung  Fig.  i,  S.  323*. 


844,8 


39  529,4 


2  901,8 
2  757,9 
2  968,9 

2  810,0 

3  315,7 
3  172,2 
3  137,6 
3213,9 
3  112,6 
3  026,7 
2  672,6 
2  516,0 


35  596,8 


Nettotonnen  fremdnationaler  und  von  17  752  000  Nettotonnen  britischer 
Tonnage  bewältigt.  Das  bedeutet  für  die  Gesamtgröße  des  fremden  Schiffs- 
raumes gegenüber  1915  einen  Eückgang  um  1  304  000  Nettoregistertonnen, 
für  die  heimische  Flagge  eine  Abnahme  um  2  628  500  Nettoregistertonnen. 
Das  Bedeutungsvolle  liegt  in  der  Abstandsänderung,  die  die  ausgehende 
britische  Tonnage  gegenüber  der  fremden  Tonnage  1916  erfahren  hat; 
während  nämlich  noch  1915  die  ausgehende  englische  Schiffsräumte  die 
fremde  übertraf,  ist  sie  1916  um  92  800  Nettoregistertonnen  kleiner  als 
diese.  Ist  der  Vorsprung  der  ausländischen  Schiffe  auch  nur  gering  zu 
nennen,  so  ist  er  doch  als  Symptom  der  gesteigerten  Abhängigkeit  des  eng- 
lischen Überseeverkehres  von  fremdem  Laderaum  bezeichnend. 

Eine  Übersicht  über  die  Grestaltung  der  Verhältnisse  in  den  Jahren  1915 
und  1916  gibt  die  graphische  Darstellung  des  Ausganges  beladener  Schiffe 
aus  Großbritannien  auf  S.  323*.  Die  Januargröße  des  ausgehenden  Schiffs- 
verkehres bleibt  1916  erheblich  hinter  derjenigen  des  Vorjahres  zurück, 
geht  dann  im  Februar  noch  mehr  zurück,  wächst  im  darauffolgenden  Monat, 
um  im  April  wiederum  eine  Abnahme  zu  erfahren.  Erst  im  Mai  macht  sich 
ein  starkes  Ansteigen  auf  das  vorjährige  Niveau  bemerkbar.  Dieses  zögernde, 
abwartende  Verhalten  des  Schiffsvcrkehrcs  wird  verursacht  durch  die  im 
Februar  1916  mit  Wirkung  vom  1.  März  von  der  deutschen  Eeichsregierung 
beschlossene  erhebliche  Verschärfung  des  Tauchbootkrieges.  In  einer  den 
neutralen  Mächten  übermittelten  „Denkschrift  der  Kaiserlich  deutschen 
Regierung  über  die  Behandlung  bewaffneter  Kauffahrteischiffe"^)  wurde 
bekanntgegeben,  daß  nach  Ablauf  einer  gewissen  Schonfrist  für  die  neutralen 
Schiffe  vom  1.  März  ab  die  bewaffneten  Handelsschiffe  von  der  deutschen 


2)    Sonderbeilage    der    Norddeutschen   Allgemeinen   Zeitung   No.   41    vom 
11.  Februar  1916. 
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Marine  als  Kriegafahrzeuge  angesehen  und  als  solche  behandelt  werden 
würden.  Vom  Mai  ab  verringert  sich  der  ausgehende  Schiffsverkehr  wieder 
langsam  bis  zum  Juli,  erreicht  im  August  mit  einer  geringen  Steigerung  noch 
einmal  fast  das  vorjährige  Niveau,  um  von  da  ab  stetig  und  erheblich  abzu- 
sinken. Im  starken  Gegensatz  zum  Jahre  1915  übertrifft  während  der  ersten 
Jahreshälfte  1916  die  fremdnationale  die  britische  Tonnage  in  recht  be- 
merkenswertem Ausmaße,  erst  vom  Juni  ab  tritt  auch  im  abgelaufenen 
Jahr  die  fremde  hinter  die  einheimische  Tonnage  zurück. 

Der  Aasgang  von  beladenen  Schiffen  aas  Grossbritaniiien  in  den  Jaliren 
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Fig.  1. 


Eine  Auflösung  des  Ausganges  nach  den  daran  beteiligten  Flaggen  gibt 
zunächst  für  die  fremden  Schiffe  folgendes  Bild  (Tab.  5 — 8).  Von  den  euro- 
päischen Handelsmarinen  weist  Norwegen  eine  sehr  beträchtliche  Zunahme 
des  Ausganges  1916  gegenüber  dem  Jahre  1915  auf,  ebenso  Italien.  Bei 
allen  anderen  Ländern  zeigt  sich  dagegen  ein  mehr  oder  minder  ins  Ge- 
wicht fallender  Tonnagerückgang.  Er  ist  am  größten  bei  Frankreich  — 
711500  Nettoregistertonnen    — ,    in  zweiter  Linie   folgt   Griechenland   — 
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537  900  Nettoregistertonüen  — ,  und  die  Niederlande  nehmen  mit  einem 
Minus  von  465  700  Nettoregistertonnen  die  dritte  Stelle  ein.  Die  geringste 
Einbuße  hat  die  schwedische  Flagge  erlitten,  immerhin  steht  auch  sie  mit 
rund  100  000  Nettotonnen  hinter  dem  Vorjahre  zurück.  Bei  der  Beteiligung 
der  überseeischen  Flagge  zeigt  sich  hingegen  ein  bedeutsamer  Vorteil  in  der 
Auteilsgröße,  der  ausgehende  Schiffsraum  der  Vereinigten  Staaten  hat  um 
231 100  Nettoregistertonnen  gegenüber  1915  zugenommen,  derjenige  Japans 
ist  nahezu  konstant  geblieben. 


Der   Ausgang   an   Schiffen   unter   est 
europäischer    Flagge 
(Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


und   nord 


RusöiBclie 

Schwedische 

Norwegiöcbe 

Dänibche 

Schiffe 

Schiffe 

Schiffe 

Schiffe 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar     .    .    . 

41,1 

17.7 

181,2 

124,7 

387,2 

535,9 

175,3 

177.3 

Februar 

38,9 

18,4 

170,4 

157,5 

369,1 

525,8 

156,6 

196,2 

März    . 

56,5 

14,8 

191,6 

158,8 

500,5 

626,7 

207,1 

204,8 

April    . 

56,0 

11,0 

185,7 

148,4 

450,2 

541,8 

210,9 

184,1 

Mai  .    . 

23,2 

17,4 

176,8 

177,7 

489,6 

648,7 

235,6 

204,9 

Juni     . 

20,8 

14,8 

149,0 

152,0 

470,2 

565,4 

242,3 

159,0 

Juli  .    . 

15,9 

13,9 

125,6 

141,0 

499,1 

572,2 

234,7 

153,0 

August 

11,5 

9,8 

130,6 

158,3 

441,6 

626,9 

221,5 

173,9 

September 

20,0 

11,3 

135.8 

148,0 

483,5 

574,4 

202,6 

159,0 

Oktober  . 

13,4 

10,3 

147,2 

141,3 

558,3 

556,5 

203,8 

143,2 

November 

16,7 

13,7 

130,2 

126,9 

515,1 

460,3 

188,1 

143,1 

Dezember 
Ge 

22,4 

ir,5 

160,5 

150,9 

542,4 

400,6 

195,9 

129,8 

sa 

ml 

336,5 

164,6 

1884,4 

1785,4 

5706,9 

6635,3 

2474,5 

2028,3 

6.    Der    Ausgang    von    Schiffen    unter    westeuropäiecher 

Flagge 
(Nettotoimage  in  1000  Tonnen). 


Niederländische 

BelgiBche 

Französische 

Schiffe 

Scliiffe 

Schiffe 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

173,6 

146,2 

58,1 

42,9 

195,3 

116,7 

Februar 

143,1 

124,6 

36,2 

44,6 

183,5 

118,9 

März  . 

170,9 

109,5 

36,0 

25,1 

232,6 

125,8 

April  . 

123,6 

79,7 

46,9 

36,1 

188,7 

104,1 

Mai     . 

179,0 

130,6 

55,5 

38,0 

192,5 

127,4 

Juni  . 

135,9 

116,7 

50,1 

44.5 

182,0 

143,9 

Juli    . 

151,1 

104,6 

41,9 

37,0 

174,5 

151,3 

August 

148,6 

121,7 

51.0 

36,2 

207,4 

118,4 

September 

149,1 

106,5 

57,8 

28,6 

187,4 

118,3 

Oktober     . 

158,8 

133,7 

41,1 

40,2 

182,5 

131,0 

November . 

151,5 

98,0 

35,4 

26,2 

126,8 

111,2 

Dezember 

158,0 

105,5 

59,7 

29,0 

139,1 

113,5 

Gc 

sa 

ml 

b 

1843,1 

1377,4 

569,8 

428,4 

2192,1 

1480,6 
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7.    D 

er 

A 

UE 

ß 

ang   von   Schiffen   unt 

er   s  üd< 

3uropäiBoher 

Flagge    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 

Spanische 

Italienische 

Griechische 

Schiffe 

Schiffe 

Schiffe 

1915 

igi6 

1915 

1916 

1915     1      1916 

Januar 

130,0 

122,6 

62,1 

57,3 

125,3 

77,6 

Februar 

129,9 

97,8 

71,2 

69,5 

130,9 

64,5 

März  . 

129,7 

90,0 

106,3 

69,9 

145,5 

73,7 

April  . 

139,2 

ni,7 

43,1 

79,7 

102,0 

86,5 

Mai    . 

124,4 

116,6 

38,5 

99,6 

110,7 

88,3 

Juni  . 

135,7 

121,4 

26,8 

97,5 

131,2 

62,8 

JuÜ    . 

139,7 

111,3 

34.6 

94,6 

101,4 

75,8 

August 

137,8 

100,7 

55.6 

103,4 

129,8 

48,8 

September 

151,4 

115,2 

35,2 

105,8 

126,5 

62,1 

Oktober     .    . 

143,7 

96,2 

39,6 

112,5 

80,3 

61,8 

November.   . 

109,9 

88,8 

40,8 

64,8 

68,8 

66,2 

Dezember 

120,0 

79,1 

36,6 

45,8 

68,3 

14.5 

Ge 

sa 

ml 

1591,3 

1251,3 

590,5 

1000,3 

1320,5 

782,6 

Der  Ausgang  von  Schiffen  unter  überseeischer  Flagge 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Schiffe  der  Ver.  Staaten 


1915 


1916 


Japanische  Schiffe 


1915 


1916 


Januar  . 
Februar  . 
März  .  . 
April  .  . 
Mai  .  .  . 
Jimi  .  . 
JuU  .  .  . 
August  . 
September 
Oktober  . 
November 
Dezember 


23,0 
18,1 
23.0 
31,3 
31.0 
23.7 
29,5 
25,5 
28,6 
21,4 

34,4 
36,8 


47,6 
35,5 
43,3 
40.0 

57,3 
35.2 
52,1 
40.4 
62,7 

42,4 
50,3 
50,8 


11,9 

17,1 
12,2 

15,2 
33,1 
27.4 
11,6 
16,9 
24,5 
i8,3 
15,6 
27,4 


20,4 
6,4 
36,0 
24,8 
21,0 
17,8 
23,4 
17,9 
20,6 

12,1 
17,4 
13,2 


Gesamt  |       326,3 


557.4 


231,2 


230,9 


Die  verhältnismäßigen  Anteile  der  fremden  Flaggen  am  Gesamtausgang 
beladener  Schiffe  faßt  die  Tabelle  9  zusammen.  Sie  enthält  einmal  den 
Prozentsatz  der  Flaggen  am  Gresamtausgang  Großbritanniens  und  gibt  femsr 
zur  Ergänzung  und  genaueren  Einsicht  die  Prozentbeteiligung  der  einzelnen 
fremdnationalen  Flagge  am  Gtsamtausgang  imter  nicht  britischer  Flagge. 
In  einer  dritten  Rubrik  sind  endlich  noch  die  fremden  Flaggen  nach  der 
Größe  ihres  Anteils  gruppiert.  Von  den  verbündeten  Farben  weisen  die 
russischen,  belgischen  und  französischen  eine  Verringerung  der  Anteilsquote 
auf,  die  am  stärksten  die  französische  Flagge  betroffen  hat.  Japans  Anteü 
am  Gesamtverkohr  der  England  verlassenden  Schiffe  ist  in  beiden  Jahren 
der  gleiche  —  0,6  %  —  geblieben,   derjenige  des  südeuropäischen  Bundes- 
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9.    Der    Anteil    der    fremden    Flaggen    am    Gesamtausga n'g 

beladener    Schiffe. 


Prozentsatz  der  Flaggen  am 

Reihenfolge 
unter  den  fremden 

Gresamtausgang 

Gesamtausgang 

unter 
fremder  Flagge 

Großbritanniens 

Flaggen 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Russische  .... 

0,9 

0,4 

1,8 

0,9 

IG 

12 

Schwedische     .    . 

4,8 

5,0 

9,8 

10,0 

4 

3 

Norwegische     .   . 

14.4 

18,9 

29,8 

37,1 

I 

X 

Dänische  .... 

6,3 

5,6 

12,9 

11,3 

2 

2 

Niederländische    . 

4,7 

3,8 

9,6 

7,7 

5 

5 

Belgische  .... 

1,4 

1,2 

3,0 

2,4 

9 

10 

Französische     .    . 

5,5 

4,1 

11,4 

8,2 

3 

4 

Spanische  .... 

4,0 

3,5 

8,3 

7,0 

6 

6 

Italienische  .   .   . 

1,5 

2,8 

3,1 

5,6 

8 

7 

Griechische   .    .    . 

3,3 

2,1 

6,9 

4,3 

7 

8 

Der  Ver.  Staaten 

0,8 

1,5 

1,7 

3,1 

II 

9 

Japanische    .   .   . 

0,6 

0,6 

1,2 

1,2 

12 

II 

genossen  hat  sich  dagegen  nahezu  verdoppelt,  was  aus  dem  Bedürfnis  der  er- 
höhten Kohlenzufuhr  von  England  zum  überwiegenden  Teile  zu  erklären  ist. 
Die  Beteiligungsziffern  der  neutralen  Schiffe  sind  nach  wie  vor  bedeutend.  An 
weitaus  erster  Stelle  steht  die  norwegische  Handelsflotte.  Sie  hat  ihren  Anteil 
erheblich  zu  vermehren  gewußt,  so  daß  von  100  ausgehenden  Schiffen  im 
Jahre  1916  fast  19  Schiffe  die  norwegischen  Farben  trugen,  das  ist  nahezu 
ein  Fünftel  des  fremden  Verkehrsvolumens.  Die  Beteiligung  der  schwedischen 
Fahrzeuge  hat  nur  geringfügig  zugenommen,  immerhin  belief  sie  sich  1916 
auf  5  %.  Die  übrigen  Neutralen  haben  mit  Ausnahme  von  Nordamerika  Rück- 
gänge zu  buchen.  Die  Vereinigten  Staaten  konnten  ihren  Prozentanteil  an 
der  gesamten  fremden  ausgehenden  Tonnage  fast  verdoppeln.  Ein  ent- 
sprechendes, nur  erheblich  schärfer  herausgearbeitetes  Bild  bietet  die  Auf- 
stellung über  den  Prozentanteil  der  fremden  Flaggen  am  Gesamtausgang 
unter  fremder  Flagge  dar.  Hier  ist  als  das  hervorstechendste  Charakteristikum 
die  Tatsache  anzusprechen,  daß  unter  100  auslaufenden  fremdnationalen 
Schiffen  37  Schiffe  norwegischer  Abkunft  sind!  Das  ist  gegenüber  dem 
Friedensjahr  1913  eine  Zunahme  um  20  % ! !  Diesen  Veränderungen  adäquat 
ist  nun  auch  eine  Verschiebung  in  der  Reihenfolge  unter  den  fremden  Flaggen 
eingetreten.  Norwegen,  Dänemark,  die  Niederlande  sowie  Spanien  haben  ihre 
alte  Stelle  beibehalten,  vorgerückt  sind  Schweden,  Italien,  Japan  um  je  einen 
Punkt,  die  Vereinigten  Staaten  um  zwei  Punkte.  Verloren  haben  die  bel- 
gische, französische  und  griechische  Flagge  je  einen  Punkt,  die  russische 
zwei  Punkte. 

Der  Gesamtausgang  nach  den  einzelnen  fremden  Ländern  (Tab.  10)  ergibt 
nur  für  einige  Bestimmungsländer  eine  Zunahme  gegenüber  dem  Jahre  1915. 
An  erster  Stelle  sind  hier  die  Vereinigten  Staaten  zu  nennen,  der  Mehraus- 
gang  beladener   Schiffe   hat  rund   450  000   Nettoregistertonnen   betragen. 
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lo.    Der    Gesamtausgang    nach    den    einzelnen    fremden 
Ländern    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Veränderung 

1916 
gegen  191 5 


Rußland,  Nord- 

Bußland,  Süd-  und  Pazific 

Schweden 

Norwegen 

Dänemark 

Niederlande 

Belgien 

Frankreich 

Spanien 

Portugal 

Italien 

Griechenland 

Türkei 

Algier 

Portugiesisch  Ostafrika  .  . 
Vereinigte  Staaten  .  .  .  . 
Fremdes  Zentralamerika 

Kolumbien 

Brasilien 

Peru 

Chile 

Uruguay      

Argentinien 

China 

Java 

Japan  


240,8 

232,2 

59,3 

24,1 

I  590,3 

999,7 

I  954.2 

I  785,0 

I  985,3 

I  456,3 

I  971.5 

I  304,4 

0,1 

— 

10  676,4 

10  540,9 

I  476.3 

I  616,3 

571.2 

459,3 

3  095,7 

3  322,7 

221,1 

102,4 

47.5 

3,2 

519,6 

411,2 

169,6 

126,0 

3  894,9 

4  343.7 

300,7 

201,7 

18,7 

7,5 

464,5 

270,6 

108,6 

117,0 

87,7 

84,4 

173,0 

106,3 

I  927,3 

I  249,4 

40,8 

40,9 

292,3 

144,4 

531,0 

451,7 

—  8,6 

—  35,2 

—  590,6 

—  169,2 

—  529,0 

—  667,1 

—  0,1 

—  135,5 
+  140,0 

—  111,9 
+  227,0 

—  118,7 

—  44,3 

—  108,4 

—  43,6 
+  448,8 

—  99.0 

—  11,2 

—  193,9 
+       8,4 

—  3.3 

—  66,7 

—  677,9 
+      0,1 

—  147,9 

—  79,3 


Nächst  den  Unionstaaten  hat  Italien  einen  Tonnagezuwachs  von  227  000 
Nettotonnen  zu  verzeichnen,  an  dritter  Stelle  endlich  ist  noch  Spanien  zu 
nennen,  das  ein  Plus  von  140  000  Tonnen  aufweisen  kann.  Dieser  Vergröße- 
rung des  ausgehenden  Verkehrsvolumens  stehen  nun  in  überwiegendem  Maße 
sehr  bedeutende  Verluste  gegenüber.  Die  erheblichste  Abnahme  findet  sich  bei 
Argentinien.  Hier  sind  678  000  Nettotonnen  weniger  ausgelaufen  als  im  Vor- 
jahr, in  geringem  Abstände  folgen  die  Niederlande  mit  einer  Einbuße  von 
667  000  Tonnen.  Auch  das  dritte  neutrale  Land,  mit  dem  in  normalen  Zeiten 
ein  sehr  reger  Schiffsverkehr  bestand,  Schweden,  hat  ein  Weniger  von  590  000 
Tonnen  aufzuweisen.  Dänemark  nimmt  mit  einem  Verlust  von  nmd  530  000 
Tonnen  die  vierte  Stelle  ein.  Ein  Vergleich  mit  den  Zahlen  für  den  Gesamt- 
eingang in  derselben  Periode  ergibt,  daß  bei  Argentinien  und  den  Nieder- 
landen die  Verluste  beim  Eingang  noch  größer  sind  als  beim  Ausgang, 
979  000  bzw.  509  000  Nettoregistertonnen,  bei  Schweden  übertrifft  der 
Ausgangsverlust  denjenigen  des  Eingangs  um  260  000  Tonnen,  bei  Däne- 
mark zeigt  sich  ein  außerordentlicher  Unterschied  in  der  Entwicklung 
des  Einganges  und  Ausganges:  hier  ein  Verlust  gegenüber  1915  von  rund 
30  000  Nettotonnen,  dort  ein  Ausfall  um  530  000  Nettotonnen!    Der  Ver- 
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kehr  mit  Rußland  hat  verhältnismäßig  wenig  gelitten,  beim  Ausgange  nach 
Nordrußland  zeigt  sich  eine  Abnahme  um  rund  9000  Tonnen  und  beim 
Ausgang  nach  Wladiwostok  eine  solche  von  35  000  Tonnen.  Nach  Frank- 
reich sind  im  Jahre  1916:  136  000  Nettotonnen  weniger  aus  Großbritannien 
ausgelaufen  als  im  Vergleichsjahr  1915.  Von  den  südamerikanischen  Staaten 
hat  nächst  Argentinien  Brasilien  eine  erhebliche  Verminderung  von  rund 
194  000  Tonnen  erlitten.  Der  Verkehr  mit  China  ist  konstant  geblieben, 
wohingegen  sich  derjenige  mit  Japan  um  80  000  Tonnen  vermindert  hat. 
In  Java  sind  148  000  Nettotonnen  weniger  angekommen  als  im  Jahre  1915. 
Die  Türkei  verzeichnet  auch  1916  noch  einen  Eingang  an  Schiffen  von  eng- 
lischen Häfen,  er  ist  zwar  geringfügig  aber  doch  vorhanden.  Wie  es  zu  er- 
klären ist,  kann  aus  der  englischen  Statistik  nicht  entnommen  werden. 
Dagegen,  daß  es  sich  um  Verpflegungsschiffe  für  das  mesopotamische  Ex- 
peditionskorps handeln  könnte,  spricht  die  Greringfügigkeit  der  Tonnengröße. 
Der  Nationalität  nach  sind  es  britische  Schiffe. 

Der  Ausfall  beim  Ausgang  beladener  Schiffe  nach  den  britischen  Be- 
sitzungen (Tab.  11)  beziffert  sich  auf  insgesamt  717000  Nettotonnen,  die  sich 
folgendermaßen  auf  die  einzelnen  Besitzungen  verteilen:  den  bedeutendsten 
Verlust  verzeichnet  Ägypten,  nämlich  303  000  Nettoregistertonnen,  in  erheb- 
lichem Abstände  folgt  Australien  mit  192  000  Nettotonnen,  Südafrika  und 
Britisch  Indien  haben  ein  Minus  von  90  000  bzw.  81 000  Tonnen  aufzuweisen. 

II.    Der    Gesamtausgang    nach    den    einzelnen    britischen 
Besitzungen   (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Britisch  Nordamerika 

Britisch  Indien 

Sonst,  asiat.  Besitzungen  einschl.  Mau- 
ritius   

Australien 

Neu-Seeland 

Westindien 

Kanalinseln 

Gibraltar  und  Malta 

Ägypten 

Südafrika 


Veränderung 

I9I5 

I9I6 

1916 
gegen  1915 

1358,1 

1347,0 

—  ii,i 

1205,6 

1124,1 

—  81,5 

133,4 

137,7 

+   4,3 

884,6 

692,6 

— 192,0 

329,9 

261,1 

—  68,8 

60,1 

99,3 

+  39,2 

348,5 

292,5 

—  56,0 

251,3 

293,9 

+  42,6 

843,1 

539,8 

—  303,3 

441,0 

350,5 

—  90,5 

Bei  Neuseeland  hat  sich  der  Gesamtausgang  um  69  000  Tonnen  ver- 
ringert. Britisch  Nordamerika  hat  einen  nur  geringfügigen  Tonnagerückgang 
zu  verbuchen,  er  beläuft  sich  auf  11  000  Tonnen.  Gibraltar,  Malta,  West- 
indien und  die  sonstigen  asiatischen  Besitzungen  erfuhren  eine  Zunahme 
des  Ausganges,  der  bei  den  beiden  erstgenannten  43  000  Nettotonnen,  bei 
Westindien  39  000  Tonnen  und  bei  den  asiatischen  Besitzungen  nur  4000 
Nettotonnen  beträgt.  Ein  Vergleich  mit  den  beim  Ausgang  nach  fremden 
Ländern  herrschenden  Verhältnissen  zeigt,  das  Großbritannien  bemüht  ge- 
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Wesen  ist,  den  ausgehenden  Schiffsverkehr  nach  seinen  Kolonien  möglichst 
konstant  zu  erhalten,  das  Minus  von  über  700  000  Nettotonneu  erweist  jedoch 
auch  hier  deutlich  den  Einfluß  des  Schilfsraummangels. 

Der  Gesamtverkehr  ausgehender  beladener  Schiffe  unter  britischer  Flagge 
hat  sich,  wie  eingangs  erwähnt,  im  Jahre  1916  um  2  628  500  Nettoregister- 
tonnen vermindert.  Im  einzelnen  ergibt  die  Zcrgliederimg  des  Gesamtaus- 
ganges im  genannten  Berichtsjahr  folgendes  Bild  (Tab.  12).  Der  Ausgang 
nach  fremden  Ländern  verringerte  sich  von  14  421  700  Nettoregistertonnen 
im  Jahre  1915  auf  12  451300  Nettoregistertonnen  1916,  d.  h.  um  1970400 
Nettotonnen,  derjenige  nach  britischen  Besitzungen  um  598 100  Nettotonnen. 

12.    Der    Ausgang    britischer    beladener    Schiffe    nach 
Hauptbeßtimmungßgebieten    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Nach  allen  fremden 
Ländern 


1915 


1916 


Nach  britischen 
Besitzungen 


1915 


1916 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Juli 

August 

September 

Oktober 

November 

Dezember 

Gesamt 


I  328,8 
I  197,4 
I  340,4 
I  278,6 

I  175,2 
I  187,7 
I  250,8 
I  165,2 
I  202,2 
I  183,6 
I  061,5 
I  111,5 


I  020,5 

930,1 

971,6 

988,4 

I  125,8 

I  124,9 

I  114,6 

I  165,4 
I  059,6 
I  030,3 

965,3 
964,0 


519,6 
456,9 
482,0 
496,4 
487,3 
574,2 
602,4 
473,0 
500,5 
520,2 

430,4 

481,6 


388,7 
361,5 
410,5 
361,6 
449,8 
506,8 
482,8 
479,2 
527,2 
506,9 
425,8 
399,7 


14421,7 


12451,3 


5958,8 


5360,7 


Die  nationalbritische  Schiffahrt  hat  demnach  in  recht  erheblichem  Umfange 
abgenommen.  "Was  nun  die  einzelnen  beteiligten  Bestimmungsländer  angeht 
(Tab.  13—16),  so  ergibt  die  Analyse  des  Ausganges  nach  fremden  Ländern 
eine  Zunahme  des  Verkehrs  nur  in  zwei  Fällen:  nach  Nordrußland  sind 
37  500  Nettoregistertonnen  mehr  abgegangen  als  1915  und  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  sogar  243  100  Nettotonnen !  Der  Verkehr  mit  China  darf 
als  gleichgeblieben  bezeichnet  werden,  beträgt  doch  die  Vermehrung  nur 
100  Nettotonnen.  Alle  übrigen  Länder  weisen  einen  mehr  oder  minder  be- 
deutenderen Schiffsraum  Verlust  auf.  Am  größten  ist  derselbe  bei  dem  ver- 
bündeten Frankreich  —  380  900  Nettoregistertonnen  — ,  dann  folgen  die 
Niederlande  mit  einem  Minus  von  258  400  Nettotonnen,  an  dritter  Steile  ist 
Italien  zu  nennen  mit  einem  Rückgang  um  rund  220  000  Nettoregister- 
tonnen. Algier  hat  183  500  Nettotonnen  weniger  britischen  Schiffsraum  an- 
laufen sehen  als  im  Jahre  1915.  Bei  Spanien  und  den  nordischen  Ländern  ist 
der  Ausfall  erheblich  geringer  als  bei  den  schon  angeführten.  Japan  ver- 
zeichnet einen  Ausfall  von  50  000  Nettotonnen  und  Java  einen  solchen  von 
6500.    Nach  Süd-  und  Mittelamerika  sind  insgesamt  rund  800  000  Netto- 
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tonnen  britischer  Tonnage  1916  weniger  ausgelaufen  als  im  Jahre  1915. 
Über  die  Hälfte  dieser  Verminderung  entfällt  auf  Argentinen,  rund  483  000 
Tonnen,  als  näclistgrößter  Verlust  folgt  Brasilien  mit  156  000  Nettotonnen, 
während  Uruguay  einen  verhältnismäßig  geringeren  Eingangsausfall  erlitten 
hat;  er  beziffert  sich  auf  65  000  Tonnen.  Nach  Mittelamerika  sind  97  000 
Nettoregistertonnen  weniger  ausgelaufen  als  im  Jahre   1915. 

13.  Der  Ausgang  britischer  beladener  Schiffe  nach  Nord- 
und    Nordwesteuropa    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Nordrußland 

Skandinavien 

Niederlande 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

1,0 

0,5 

23,1 

11,6 

83,4 

33,6 

Februar 

— 

2,2 

16,2 

12,7 

67,9 

37,9 

März  . 

— 

1,4 

20,1 

18,3 

70,3 

35,5 

April  . 

1,0 

— 

19,8 

16,9 

53,9 

35,6 

Mai     . 

7,3 

16,7 

16,4 

17,3 

61,5 

37,8 

Juni   . 

17,6 

21,6 

13,4 

15,1 

48,9 

36,0 

Juli    . 

21,8 

35,5 

14,1 

20,9 

41,4 

27,3 

August 

12,7 

28,7 

9,9 

13,6 

42,1 

28,9 

September 

14,2 

42,6 

7,7 

9,9 

37,9 

24,0 

Oktober     . 

31,8 

19,0 

13,2 

7,7 

41,1 

21,9 

November . 

17,1 

0,7 

13,0 

4,4 

36,7 

20,2 

Dezember 

9,3 

2,4 

14,1 

4,6 

37,3 

22,6 

Ge 

5sa 

m 

t 

133,9 

171,4 

181,1 

157,4 

619,7 

361,3 

14.   Der 

Aus 

gar 

g  b  e  1 

idener  britisch 

e  r  S  ch 

iffe  nachWest- 

und    Südeuropa    (Nettotonnage 

m  1000 

Tonnen 

. 

Frankreich 

Spanien 

Italien 

Türkei 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar     

388,3 

335,8 

35,5 

28,0 

64,1 

95,7 

2,0 

_ 

Februar 

346,9 

305,6 

32,3 

20,5 

117,1 

84,8 

5,9 

— 

März     . 

424,2 

292,3 

26,4 

27,4 

110,4 

86,7 

2,4 

— 

April    . 

420,4 

319,2 

26,9 

32,3 

93,0 

58,4 

4,7 

— 

Mai  .    . 

405,0 

414,9 

24,0 

29,2 

93,1 

72,3 

2,0 

3,2 

Juni     . 

421,9 

417,6 

29,5 

28,1 

87,2 

87,8 

2,4 

— 

JuH  .    . 

425,2 

444,0 

26,9 

20,2 

87,4 

100,5 

4,7 

— 

August 

421,8 

442,1 

36,2 

29,6 

114,5 

108,9 

4,5 

— 

September 

415,6 

351,3 

34,8 

24,0 

144,0 

83,5 

2,4 

— 

Oktober  . 

393,2 

381,9 

38,0 

23,1 

124,9 

99,0 

2,4 

— 

November 

367,1 

312,4 

27,7 

26,6 

95,7 

113,5 

0,7 

— 

Dezember 

340,0 

331,2 

25,8 

11,2 

126,2 

46,6 

2,8 

— 

G( 

jsa 

m 

t 

4719,2 

4338,3 

363,7 

300,3 

1257,7 

1037,8 

36,8 

3,2 

Der  Verkehr  zwischen  Mutterland  und  Kolonien  ist  ebenfalls  nicht  un- 
beträchtlich dünner  geworden  (Tab.  17).  Australien  und  Ägypten  sind  am 
meisten  von  der  Verminderung  des  britischen  Frachtraumes  betroffen  worden, 
liefen  doch  im  Jahre  1916  nach  Australien  britische  Schiffe  in  einer  Gesamtgröße 
von  244000  Nettotonnen  weniger  aus  als  im  Vorjahre.  Nicht  so  groß,  aber  doch 
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15.  Der  Ausgang  britischer  beladener  Schiffe  nach  Afrika 
und    Asien    (Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Algier 

China 

Java 

Japan 

1915 

1916 

1915 

1916 

.1915 

igi6 

191 5 

1916 

Januar  

20,0 

7,2 

4,5 

_ 

13,6 

4,3 

41,9 

30,6 

Februar 

14,3 

4,0 

3,8 

— 

3,4 

— 

36,9 

35,0 

März  . 

30,2 

2,5 

4,3 

— 

4,3 

3,0 

18,9 

24,6 

April  . 

20,7 

— 

4,8 

2,7 

— 

4,1 

37,0 

27,0 

Mai     . 

22,8 

4,4 

4,8 

9,7 

7,8 

— 

18,1 

30,8 

Juni   . 

6,4 

6,8 

2,8 

3,1 

10,2 

10,6 

34,2 

28,3 

Juli     . 

22,3 

4,6 

8,5 

— 

7,3 

7,3 

39,9 

26,2 

August 

13,2 

3,1 

— 

8,7 

4,3 

7,6 

28,6 

20,5 

September 

33,7 

— 

— 

5,0 

— 

7,9 

34,8 

35,8 

Oktober     . 

15,8 

5,5 

— 

— 

7,5 

3,4 

34,5 

12,3 

November . 

14,5 

3,7 

— 

2,8 

8,5 

12,4 

17,1 

22,6 

Dezember 

11,7 

7,3 

8,9 

7,5 

7,2 

21,7 

21,4 

Gk 

sa 

m 

b 

225,5 

42,0 

40,8 

40,9 

74,4 

67,9 

363,6 

315,1 

16.  Der  Ausgang  beladener  britischer  Schiffe  nach  Amerika 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Vereinigte 

Nichtbrit. 

Staaten 

Mittel- 
amerika 

Brasilien 

Uruguay 

Argentinien 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915    I1916 

Januar     .... 

345,6 

289,0 

22,6 

2,8 

40,9 

25,4 

13,1 

3,7 

169,7 

92,5 

Februar 

248,9 

256,7 

30,1 

10,6 

43,2 

34,5 

16,2 

10,2 

136,3 

80,9 

März    . 

315,6 

297,4 

13,5 

13,0 

63,8 

i8,9 

19,9 

5,7 

127,5 

97,5 

April    . 

313,2 

277,2 

15,8 

13,7 

36,2 

19,0 

10,5 

17,3 

149,6 

114,1 

Mai  .    . 

232,6 

316,7 

23,0 

12,4 

31,7 

30,8 

5,6 

3,8 

111,9 

76,1 

Juni     . 

266,9 

320,4 

34,1 

12,2 

18,1 

13,0 

2,0 

1,0 

104,6 

59,9 

JuU  .    . 

301,2 

257,6 

19,2 

16,7 

31,6 

17,6 

7,7 

— 

115,5 

76,4 

August 

231,8 

325,0 

25,9 

5,6 

33,4 

17,6 

9,6 

1,5 

107,3 

80,2 

September 

266,2 

310,6 

15,0 

19,1 

32,1 

16,1 

4,6 

— 

97,7 

84,9 

Oktober  . 

276,7 

304,6 

14,0 

24,7 

24,7 

12,4 

9,3 

2,6 

100,2 

62,2 

November 

265,2 

266,8 

16,8 

21,7 

17,4 

14,2 

7,4 

2,3 

96,9 

74,2 

Dezember 

277,4 

365,3 

18,7 

9,4 

23,4 

20,5 

9,4 

1,5 

136,2 

71,9 

Gi 

jsa 

m 

t 

3344,3 

3587,4 

258,6 

162,0 

396,4 

240,2 

115,3 

50,0 

1453,5 

970,9 

bemerkenswert  genug,  ist  der  Ausfall  bei  Äg3rpten,  der  sich  auf  rund  167  000 
Nettotonnen  beläuft.  Südafrika  und  Indien  haben  nahezu  in  gleichem  Maße 
an  der  allgemeinen  Verminderung  des  Verkehrsvolumens  teil,  bei  ersterem 
beträgt  das  Minus  86000  Tonnen  und  bei  letzterem  85000  Nettotonnen.  Am 
geringfügigsten  ist  der  Rückgang  bei  Kanada,  er  beziffert  sich  auf  nur 
13  000  Nettotonnen.  Nur  die  kleineren  asiatischen  Besitzungen  machen  eine 
Ausnahme  von  dem  sonst  allgemeinen  Rückgang  des  britischen  Schiffsver- 
kehrs nach  den  Kolonien,  weisen  sie  doch  eine  Vermehrung  dieses  Verkehres 
um  9000  Nettotonnen  auf. 
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17.     Der   Ausgang   beladener   britischer   Schiffe   nach   den 
britischen   Kolonien    (Nettotonnage  in  looo  Tonnen). 


Brit.    Nordamerika 

Brit. 

Indien 

Ägypten 

1915 

'     1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

87,3 

82,8 

"3,3 

89,2 

68,3 

36,2 

Februar 

72,9 

64,0 

104,0 

86,7 

53,9 

37,7 

März  . 

77,3 

54,4 

112,9 

98,7 

52,7 

30,1 

April  . 

98,3 

72,2 

101,7 

85,7 

66,4 

19,5 

Mai     . 

136,6 

104,8 

93,2 

109,2 

46,5 

33,4 

Juni   . 

145,5 

136,4 

113,1 

98,9 

6i,5 

57,1 

Juli    . 

160,9 

140,0 

107,8 

79,5 

64,8 

53,8 

August 

128,6 

138,8 

111,7 

87,7 

44,1 

44,9 

September 

128,2 

173,7 

102,6 

111,2 

54,9 

36,5 

Oktober     . 

141,2 

152,6 

95,2 

87,8 

59,3 

37,5 

November. 

90,3 

112,7 

68,6 

93,2 

63,2 

41,9 

Dezember 

76,0 

97,5 

86,5 

88,2 

53,6 

56,6 

Ge 

sa 

ml 

1343,1 

1329,9 

1201,0 

1116,2 

651,8 

485,1 

Mauritius,  Ceylon, 
Straits,  Hongkong 

Australien, 
Neuseeland 

Brit.  Südafrika 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

6,2 

6,1 

115,2 

80,2 

33,3 

27,6 

Februar 

13,0 

20,6 

95,4 

71,4 

39,1 

26,9 

März  . 

19,8 

21,6 

87,9 

93,6 

31,4 

26,9 

April  . 

14,2 

— 

91,3 

71,2 

40,4 

30,9 

Mai    . 

6,6 

17,4 

103,2 

73,1 

29,6 

27,2 

Juni  . 

8,5 

6,0 

93,7 

80,6 

48,8 

35,8 

Juli    . 

14,1 

8,3 

115,9 

104,2 

42,9 

18,6 

August 

10,1 

11,6 

65,3 

80,9 

33,9 

28,3 

September 

5,2 

2,5 

89,6 

95,0 

38,5 

38,7 

Oktober     . 

6,3 

22,0 

98,3 

91,0 

29,7 

20,6 

November. 

6,3 

11,5 

95,6 

63,0 

30,2 

34,9 

Dezember 

14,6 

6,4 

146,2 

54,5 

27,1 

22,8 

Ge 

sa 

ml 

t 

124,9 

133,9 

1197,6 

953,7 

424,9 

339,2 

Die  Übersicht  über  den  Anteil  der  Bestimmungsländer  an  dem  Aus- 
gang beladener  britischer  Schiffe  (Tab.  18)  vermittelt  eine  klare  und  schnelle 
Einsicht  in  die  stattgehabten  Veränderungen.  Berücksichtigt  man  zunächst 
die  europäisch-atlantischen  Gewässer,  so  zeigt  sich  eine  Erhöhung  der  Be- 
teiligungsziffer bei  Nordrußland  und  Frankreich.  Das  letztgenannte  Land 
ist  demnach  trotz  des  absoluten  Rückganges  der  Verkehrsziffer  relativ  im 
Werte  gestiegen.  Geringe  Veränderungen  weisen  Skandinavien  und  Spanien 
auf,  der  Anteil  der  Niederlande  ist  von  3  %  auf  2,3  %  gefallen.  Die  Mittelmeer- 
länder haben  sämtlich  an  relativem  Anteile  verloren,  so  daß  die  Gesamtein- 
buße sich  auf  2  %  beziffert.  Die  Länder  des  Stillen  und  Indischen  Ozeans 
haben  an  ihrer  verhältnismäßigen  Bedeutung  für  den  ausgehenden  national- 
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britischen  Schiffsverkehr  nur  unerheblich,  am  stärksten  Australien-Neusee- 
land, eingebüßt,  der  Anteil  Britisch  Indiens  ist  sogar  um  ein  Geringes  ge- 
wachsen. Ganz  anders  liegen  nun  die  Verhältnisse  bei  den  vom  Atlantischen 
Ozean  umspülten  amerikanischen  Kontinenten.  Hier  ist  eine  bedeutsame 
Wertverschiebung  eingetreten.  Der  Anteil  der  Vereinigten  Staaten  ist  von 
16,4  %  im  Jahre  1915  auf  20,2  %  im  Jahre  1916  gestiegen.  Ein  Fünftel  des 
ausgehenden  britischen  Schiffsverkohres  ist  demnach  1916  für  die  Fahrt 
nach  Nordamerika  beansprucht  worden!  Britisch  Nordamerika  hat  um 
einen  geringen  Bruchteil  an  Bedeutung  gewonnen,  wohingegen  Mittel- 
und  Südamerika  mehr  oder  minder  große  Rückgänge  aufzuweisen  haben. 
Der  Anteil  Südafrikas  endlich  ist  von  2,1  %  im  Jahre  1915  auf  1,9  %  im 
Jahre  1916  gesunken. 

i8.  Der  Anteil  der  Beetimmungsländer  an  dem  Ausgang 
beladener  britischer  Schiffe  in  den  Jahren   1915   und   1916. 


EuropäiBch  -  atlantische 

Gewässer 

Mittelmeer 

1915 

0/ 

/o 

1916 

0/ 
/o 

1915 

/o 

I9I6 

% 

Nordrußland 

Skandinavien 

Niederlande 

Frankreich 

0,6 
0,9 

23,1 
1,8 

0,9 
0,8 

2,3 

24,3 

1,6 

Italien 

Türkei 

Ägypten 

Algier 

6,2 
0,2 

3.2 

5.8 

2,7 

0,2 

Spanien 

10,7 

8,7 

29,4 

29,9 

Indischer  und  Stiller  Ozean 


Atlantischer  Ozean 


1915 

/o 


1916 


1915 

/o 


I9I6 

/o 


China 

Java 

Japan    

Brit.  Indien 

Australien,  Neuseeland 


0,2 
0,4 
1,8 
5,9 
5,9 


14,2 


0,2 
0.3 
1,7 
6,2 

5,3 


13,7 


Verein.  Staaten  . 
Brit.  Nordamerika 
Mittelamerika  .  . 
Brasilien  .... 
Uruguay  .... 
Argentinien  .    .    . 

Südafrika  .... 


16,4 
6,6 

1,3 
1,9 
0,6 

7,1 


33,9 


20,2 

7,4 
0,8 

1.3 
0,2 

5,4 


35,3 


1,9 


Tabelle  19  bietet  eine  Übcräioht  über  die  innere  Struktur  und  monat- 
lichen Veränderungen  eines  bestimmten  Verkehrsbündels,  als  welches  auch 
hier,  entsprechend  der  Analyse  des  Einganges,  der  Verkehr  zwischen  Groß- 
britannien und  den  Vereinigten  Staaten  genommen  ist.  Im  Jahre  1915 
machte  der  Anteil  der  britischen  Schiffe  am  Ausgang  von  beladenen  Schiffen 
87  %  aus,  im  Jahre  1916  ist  er  etwas  zurückgegangen,  von  87  %  auf  86,1  %. 
Im  Gegensatz  dazu  ist  die  Beteiligung  des  Sternenbanners  ganz  erheblich 
gewachsen,   sie   stieg  von  8,2  %  im  Jahre  1915  auf  12,5  %  im  Jahre  1916. 
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19.  Der  Ausgang  von  beladenen  Schiffen  nach  den  Ver 

einigten    Staaten 
(Netto tonnage  in  1000  Tonnen). 


Januar 

Februar 

März 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

345,6 

289,0 

248,9 

256,7 

315,6 

297,4 

Russische  .    .    . 

2,5 

— 

— 

1,8 

3,8 

Schwedische 

0,5 

— 

— 

Norwegische      . 

1,4 

— 

1,6 

— 

— 

3,0 

Dänische   .    .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Niederländische 

— 

33,9 

— 

25,9 

— 

18,8 

Belgische  .    .    . 

— 

— 

— 

6,1 

— 

— 

Französische     . 

2,0 

— 

3,4 

— 

6,6 

— 

Spanische  .    .    . 



— 

— 

2,7 

— 

Der  Ver.   Staatei 

i          21,4 

47,6 

36,0 

35,5 

20,2 

43,3 

April 

Mai 

Juni 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

316,2 

277,2 

232,6 

316,7 

266,9 

320,4 

Russische  .    .    . 

1,0 

— 

1,3 

3,3 

2,3 

1,3 

Schwedische 

— 

— 

Norwegische     . 

— 

2,6 

— 

0,7 

— 

1,9 

Dänische   .    .    . 

— 

— 

— 

9,5 

— 

— 

Niederländische 

— 

— 

— 

10,8 

— 

16,0 

Belgische  .    .    . 

6,1 

— 

6,1 

— 

2,6 

3,8 

Französische     . 

2,0 

— 

1,9 

— 

1,9 

— 

Spanische .    .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

Der  Ver.   Städter 

1          28,6 

36,4 

31,0 

57,2 

23,7 

34,2 

Juli 

August 

September 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

301,2 

257,6 

231,8 

325,0 

266,2 

310,6 

Russische  .    .    . 

2,5 

— 

3,2 

1,6 

— 

Schwedische 

— 

— 

1,1 

— 

— 

Norwegische 

— 

2,6 

— 

— 

2,5 

2,6 

Dänische   .    .    . 

— . 

— 

1,9 

— 

1,4 

— 

Niederländische 

— 

8,0 

10,8 

10,8 

10,8 

— 

Belgische  .    .    . 

6,1 

— 

6,1 

— 

— 

— 

Französische     . 

— 

— 

1,9 

— 

— 

— 

Spanische  .    .    . 

— 

— 

— 

— 

— 

Der  Ver.   Staatei 

1          29,5 

49,2 

25,5 

40,4 

27,0 

57,9 

Die  absoluten  Beteiligungsziffern  für  die  beiden  Handelsflotten  sind,  1916,  für 
die  britische  3  587  400  Nettotonnen  und  für  diejenige  der  Vereinigten 
Staaten  538  300  Tonnen.  Beide  haben  gegenüber  dem  Vergleichsjahre  an 
Tonnenzahl  zugenommen:  Der  Ausgang  britischer  Schiffe  ist  um  243  100, 
derjenige  der  Union  um  221  100  Nettotonnen  gewachsen.     Eine  verstärkte 
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Oktober 

November 

Dezember 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische    .    .    . 

276,7 

304,6 

265,2 

266,8 

277,4 

365,3 

Russische  .    .    . 

— 

— 

— 

1,3 

— 

— 

Schwedische 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

Norwegische 

2,8 

2,6 

— 

— 

1,1 

— 

Dänische    .    .    . 

— 

— 

— 

0,2 

1,0 

— 

Niederländische 

25,9 

9,0 

18,8 

— 

31,0 

— 

Belgische  .    .    . 

6,1 

2,5 

— 

— 

6,1 

— 

Französische     . 

— 

— 

— 

— 

2,0 

— 

Spanische  .    .    . 

— 

— 

— 

— 

2,7 

— 

Der  Ver.   Staatei 

X         21,0 

41,6 

34,4 

45,4 

36,8 

49,6 

Jahr 

Jahr 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische     .... 
Russische    .... 
Schwedische    .    .    . 
Norwegische    .    .    . 
Dänische     .... 

3344,3 
12,6 

9,4 
5,6 

3587,4 
13,4 

1,6 
16,1 

0,2 

Niederländische      .    . 

Belgische 

Französische  .... 

Spanische 

Der  Ver.  Staaten   .    . 

97,4 
39,3 
21,7 

5,3 
317,2 

133,2 
12,4 

538,3 

Vertretung  weisen  außerdem  noch  auf:  die  niederländisclien  Farben,  plus 
36  000  Tonnen,  die  norwegischen,  plus  7000,  die  schwedischen,  plus  1600 
und  die  russischen  Farben,  plus  800  Nottotonnen.  Zurückgegangen  ist 
die  Beteiligung  bei  Belgien  um  27  000,  bei  Frankreich  um  22  000,  bei  Däne- 
mark um  5400  und  bei  Spanien  um  5300  Nettoregistertonnen.  Der  Gesamt- 
ausgang hat  von  3  852  800  Nettoregistertonnen  auf  4  302  600  im  Jahre 
1916  zugenommen.  Auf  den  Ausgang  beladener  Schiffe  nach  den  Ver- 
einigten Staaten  entfielen  1915:  11,6  %  des  Gesamtausganges  nach  fremden 
Ländern,  1916  hingegen  14,3  %. 

Bei  der  weltwirtschaftlichen  und  weltpolitischen  Bedeutimg  des  groß- 
britannischen Schiffsverkehres  erscheint  es  angebracht,  die  Entwicklung  des 
Ein-  und  Ausganges  noch  einmal  kurz  zusammenfassend  in  einer  Übersicht 
über  den  gesamten  ein-  und  ausgehenden  Schiffsverkehr,  wie  sie  die  Tabellen 
20,  21  u.  Fig.  2  wiedergeben,  darzustellen.  Dabei  ist  es  von  wesentlichem 
Interesse,  sich  ein  genaues  Bild  von  der  Beteiligung  der  neutralen  Schiffahrt 
im  allgemeinen  wie  im  einzelnen  zu  machen.  Die  Entwicklung  der  britischen 
Schiffahrt  ist  im  Laufe  der  Kriegsjahre  das  Problem  geworden,  dessen 
Lösung  für  den  schließlichen  Ausgang  des  Völkerringens  ausschlaggebend 
sein  wird.  Niemals  hat  die  Schiffstonne  in  der  wirtschaftlichen  und  poli- 
tischen Weltgeschichte  eine  solche  bedeutsame  Eolle  gespielt  wie  in  unseren 
Tagen !  Welcher  Art  sind  nun  die  Antworten,  die  uns  eine  Betrachtung  des 
gesamten,  nach  Ein-  und  Ausgang  zusammengefaßten,  britischen  Schiffs- 
verkehres geben?    Auf  den  ersten  Blick  wird  der  große  Küokgang  der  Ge- 


336* 


Chronik  und  Archivalien. 


Der  gesamte 

1000 

ein 

-DI 

i 

da 
nie 

Dsgi 
nJ 

iten 

deSchffsYorkelirGmskrtanni&ns 
n  1915  und  1916. 

NRT. 
6A0O 

.1915 

6200 

/' 

\ 

\ 

1916 

6000 

/ 

\ 

■— 

k 

5800 

\ 

/ 

/ 

"--^ 

— - 

^** 

\ 

\ 

5600 

\ 

/ 

/ 

\ 

5400 

Ges 

amttc 

nnaj 

/ 

e/ 
/ 

\ 

\ 

5200 

\ 
V 

/ 
/ 

\ 

\ 

/ 

/ 

\ 

5000 

\ 

\ 

/ 
/ 

\ 
1 

\ 

Gesamttonnage 

4800 

\ 

/ 
/ 

\ 
\ 

4600 

\ 

4400 

4200 

4000 

3800 

3600 

3400 

3200 

3000 

2800 

2600 

2400 

2200 

2000 

, 

\, 

A 

\ 

--^ 

"^ 

-^ 

N, 

1800 

f^eut 

ale/ 

■ 

'■^ 

/ 
/ 

^-^, 

> 

1600 

~\ 

yVc 

nnag 

e 

' 

' 

's, 

\ 

Neutrale  Tonnage 

1400 

s 

---■ 

1200 

1000 

j 

>n.     F 

■br.  M 

in     A 

irll     M 

ai      Ju 

nl      J 

Uli       A 

ug.    Sc 

pt     0 

kt.       N 

ov.  De 

t. 

Fig.  2. 


Verkehrswesen. 


337^ 


20.    Der   gesamte   ein-   und   ausgehende   Schiffsverkehr 

Großbritanniens    in    den   Jahren    1915    und    1916 

(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Prozentanteil  der 

♦. 

Gesamttonnage  ^) 

Neutrale^) 

neutralen  Tonnage 
an  der 

Gt>?amttonnage 

1915 

1916 

1915 

1916 

1915 

1916 

Januar  

5  940,1 

5  420,9 

I  813,6 

I  871,0 

30,5 

34.5 

Februar 

5  628,3 

4  856,9 

I  535,1 

I  729,3 

27,2 

35,6 

März  . 

5  593,5 

5418,1 

2  073,7 

I  984,7 

37,0 

36,6 

Ä-P"^  • 

6  028,1 

5  119,2 

I  923,6 

I  838,1 

31,8 

35,9 

Mai     . 

6  191,3 

5  967,3 

2  150,5 

2  209,4 

34.7 

37,0 

Juni   . 

6  285,0 

5  881,1 

2  142,4 

I  938,4 

34,0 

32,9 

JuU    . 

6  431,4 

5  918,4 

2  095,1 

2  023,6 

32,5 

34,1 

August 

6  263,9 

5  995,8 

2  121,0 

I  740,7 

33,8 

29,0 

September 

6  101,6 

5617,7 

2  101,4 

I  913,2 

34,4 

34.0 

Oktober     . 

6  121,0 

5  496,2 

2  071,0 

I  831,4 

32,2 

33.3 

November . 

5  871,0 

5  228,1 

I  956,1 

I  557,6 

33,3 

29,7 

Dezembe 
Jahresg 

ir 

5  398,2 

4  731,2 

1  997,1 

I  506,0 

36,9 

31.8 

esamtheit 

73  253,3 

65  656,2 

23  980,6 

22  143,4 

32,7 

33.7 

') 

Vgl. 

d] 

e 

gr 

aphische  I 

)arstellung 

Fig.  2  auf 

S.  336*. 

Der    reutrale     ein-     und     ausgehende     Schiffsverkehr 
Großbritanniens   in   den   Jahren    1915    und    1916 
(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Prozentanteil 

Prozentanteil 

an  der 

an  der 

1915 

1916 

Gfesamttonnage 

neutralen  Tonnage 

1915 

1916 

1915 

igi6 

Schwedische     .    . 

3439.0 

3244.9 

4,6 

4.9 

14.3 

14,6 

Norwegische     .    . 

8747,3 

9472,2 

11,9 

14.4 

36,4 

42.7 

Dänische   .... 

3371.7 

2947.0 

4,6 

4.4 

14.0 

13,3 

Niederländische    . 

3028,3 

2271,3 

4.1 

3.4 

12,6 

10,2 

Spanische  .... 

2975,1 

2295.9 

4.0 

3.4 

12,4 

10,3 

Griechische   .    .    . 

1859,0 

1104,7 

2,5 

1,6 

7,7 

4.9 

Der  Ver.  Staaten 

778,0 

1300,1 

1,0 

1.9 

3,2 

5,8 

ßamttonnage  in  den  beiden  Vergleichsjahren  deutlich.  Zur  Bewältigung  des 
überseeischen  britischen  Verkehres  standen  1916  lund  7  597  100  Nettore- 
gistertonnen weniger  zur  Verfügung  als  im  Vorjahre.  Was  diese  Abnahme 
bedeutet,  wird  klar  durch  den  Hinweis  darauf,  daß  der  Kjieg  mit  seinen 
Erfordernissen  an  Materialien  der  verschiedensten  Art  an  den  Schiffsraum 
höhere  Anforderungen  stellt  als  normale  Zeiten  des  internationalen  Waren- 
austausches. Dabei  hat  Großbritannien  nicht  nur  sich  selbst  zu  versorgen, 
es  muß  auch  in  hohem  Maße  außerdem  den  Frachtführer  für  seine  Verbünde- 
ten abgeben.  Die  neutrale  Tonnage  wird  weniger  von  dem  Rückgang  betroffen 
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als  die  nationalbritische,  für  die  erstere  ergibt  sich  ein  Ausfall  von  1  837  200 
Nettotonnen,  während  die  letztere  einen  solchen  von  5  272  900  Nettotonnen 
aufweist.  Die  relative  Bedeutung  des  neutralen  Schiffsraumes  im  britischen 
Gesamtverkehr  ergibt  sich  aus  der  dritten  Rubrik  der  Tabelle  20.  Der  Pro- 
zentanteil hat,  auf  das  Jahr  bezogen,  einen  Zuwachs  von  1  %  erfahren. 
Die  Zahlen  zei^gen  auf  das  klarste,  welches  Grewioht  Großbritannien  dem  unge- 
hinderten Verkehr  neutraler  Handelsschiffe  in  seinen  Diensten  beimessen 
muß.  Weit  über  ein  Drittel  seines  gesamten  Überseeverkehres  wird  von  neu- 
tralem Schiffsraum  versehen! 

Noch  stärker  würde  die  Bedeutung  des  ausländischen  Frachtraumes 
für  die  Existenz  Großbritanniens  bei  einer  Analyse  der  von  den  einzelnen 
Schiffen  beförderten  Waren  in  die  Erscheinung  treten.  Hat  sich  doch  allmäh- 
lich die  neutrale  Tonnage  zur  vorwiegenden  Lebensmittelversorgung  Eng- 
lands entwickelt,  so  daß  Lord  Beresford  am  26.  April  1917  bei  einer  Inter- 
pellation über  die  U-Bootgefahr  nach  der  Times  vom  27.  April  erklären 
konnte:  es  ist  gegenwärtig  die  neutrale  Tonnage,  die  uns  am  Leben  erhält. 

Welche  Neutralen  da  im  einzelnen  in  Betracht  kommen,  ergibt  sich  nach 
absoluter  und  verhältnismäßiger  Beteiligung  aus  Tabelle  21.  An  führender 
Stelle  steht  die  norwegische  Handelsflagge.  Sie  hat  gegenüber  dem  Jahre 
1915  ihre  Stellung  im  britischen  Schiffsverkehr  sehr  erheblich  befestigen 
können,  stieg  doch  ihr  Anteil  an  der  Gesamttonnage  von  rund  12  %  im 
Jahre  1915  auf  über  14  %  im  Jahre  1916,  und  an  der  neutralen  Tonnage 
war  sie  mit  36  %  bzw.  43  %  beteiligt.  Bei  weitem  nicht  so  erheblich,  aber 
immerhin  noch  bedeutsam  genug,  ist  die  Beteiligung  Schwedens.  Der  dritte 
der  nordischen  Staaten,  Dänemark,  zeigt  eine  geringe  Anteilsabnahme.  Alle 
übrigen  beteiligten  Nationen  weisen  mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten 
einen,  z.  B.  bei  Griechenland,  sehr  erheblichen  Beteiligungsrückgang  auf. 
Der  Prozentanteil  der  Union  an  der  Gesamt-  wie  an  der  neutralen  Ton- 
nage hat  sich  nahezu  verdoppelt. 

Diese  beiden  letzten  Übersichten  haben  die  Entwicklungstendenzen  der 
britischen  Seeschiffahrt  in  den  beiden  Jahren  1915  und  1916  noch  einmal 
kurz  zusammengefaßt.  Was  die  Zahlen  lehren,  ist  der  objektive  Beweis 
für  die  in  den  Ententeländern  mit  Recht  so  gefürchtete  ,, internationale 
Schiffsraumnot".  Wie  in  vielen  anderen  Beziehungen,  so  ist  die  eng- 
lische Volkswirtschaft  während  des  Krieges  auch  hinsichtlich  des  Verfrachte 
geschäft€S  in  steigendem  Maße  von  fremden  Ländern  abhängig  geworden. 
Zwar  besteht  auch  heute  das  englische  Monopol  des  Weltfrachtführers  noch, 
aber  es  ist  nicht  mehr  unbestritten  und  so  überragend  wie  vor  dem  Kriege. 

Die  Küstenschiffahrt. 
Die  Veränderungen  der  Küstenschiffahrt  im  Berichtsjahre  1916  sind, 
abgesehen  von  dem  auch  hier  eingetretenen  starken  allgemeinen  Rückgang, 
nicht  weiter  bemerkenswert,  so  daß  von  einer  Darstellung  der  monatlichen 
Entwicklung  abgesehen  werden  kann.  Der  Gresamte ingang  von  beladenen 
Schiffen  in  der  Küstenfahrt  hat  sich  1916  gegenüber  dem  Vorjahre  um 
5  109  700  Nettoregistertonnen  vermindert,  davon  entfallen  auf  die  britischen 
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Schiffe  5  103  600  und  auf  die  fremden  Fahrzeuge,  die  schon  an  sich  keine  be- 
deutende KoUe  in  der  englischen  Küstenfahrt  spielen,  6000  Nettoregister- 
tonnen (Tab.  22).  Lösen  wir  die  allgemeine  Küstenschiffahrt  auf  in  ihre 
beiden  Komponenten,  die  allgemeine  Küstenfahrt  und  den  Verkehr  zwischen 
Großbritannien  imd  Irland  (Tab.  23),  so  ergibt  sich  für  die  allgemeine 
Küstenfahrt  ein  Tonnageausfall  von  3  915  600  Nettoregistertonnen,  der 
zu  Lasten  der  britischen  Schiffe  fällt,  da  bei  den  fremdnationalen  Schif- 
fen gegenüber  dem  Jahre  1915  eine  Zunahme  um  100  Nettotonnen  zu  ver- 
zeichnen ist.  Der  Verkehr  zwischen  Großbritannien  und  Irland  hat  um 
1 194 100  Nettoregistertonnen  —  1  187  800  britische  und  6200  fremde 
Tonnage  —  abgenommen. 

22.    Der   Geßa,mteing8ng   von   beladenen   Schiffen 

nach    der    Nationalität    1915    und    1916 

(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


1915 

1916 

Britische  ScMffe    .... 
Fremde  Schiffe 

27  334.1 
134.3 

22  230,5 
128,2 

Insgesamt 

27  468,4 

22  358,7 

23.    Der    Gesamteingang    von    beladenen    Schiffen 

nach    Küßtenfahrtstrecken  und  Nationalität  1915  und  1916 

(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


Allgemeine  Küstenfahrt 

Verkelir  zwischen 
Großbritannien  u.  Irland 

1915 

1916 

1915 

I916 

Britische  Schiffe    .... 
Fremde  Schiffe 

14  860,2 
123,7 

10  944,5 

123,8 

12  473,9 
10,6 

II  286,1 

4.4 

Insgesamt 

14  983.9 

n  068,3 

12  484,6 

II  290,5 

24.    Der    Gesamtausgang    von    beladenen   Schiffen 

nach    der   Nationalität    1915    und    1916 

(Nettotonnage  in  1000  Tonnen). 


1915 

1916 

Britische  Schiffe    .... 
Fremde  Schiffe 

27  130,1 

147,8 

22  170,3 
124,8 

Insgesamt 

27  277,9 

22  295,1 

Der  Gesamtausgang  in  der  britischen  Küstenschiffahrt  (Tab.  24)  hat  um 
4  982  800  Nettoregistertonnen  abgenommen,  daran  sind  die  britischen  Schiffe 
mit  4  959  800  und  die  fremden  mit  23  000  Nettotonnen  beteiligt.    In  der 
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allgemeinen  Küstenfahrt  (Tab.  25)  ist  der  Rückgang  am  größten,  er  beziffert 
sich  auf  3  802  700  Nettoregistertonnen  —  3  786  300  britische  und  16  400 
fremde  Fahrzeuge.  —  Der  Schiffsverkehr  zwischen  Großbritannien  und  Ir- 
land zeigt  eine  Verminderung  von  insgesamt  1  180  100  Nettoregistertonnen, 
davon   1  173  500  heimische  und  6600  ausländische  Tonnage. 

25.    Der   Gesamtausgang   von   beladenen   Schiffen 

nach  Küstenfahrtstrecken  undNationalität  1915  und  1916 

( Netto tonnage  in  1000  Tonnen). 


Allgemeine  Küstenfahrt 

Verkehr  zwischen 
Großbritannien  u.  Irland 

1915 

1916 

1915 

1916 

Britische  Schiffe    .... 
Fremde  Schiffe  ..... 

14  696,8 
137,8 

10910,5 
121,4 

12  433,3 
10,0 

II  259,8 
3,4 

Insgesamt 

14  834,6 

II  031,9 

12  443,3 

II  263,2 

Die  sehr  starke  rückläufige  Bewegung  der  Küstenschiffahrt  wirft  eben- 
falls auf  die  Schiffsraumknappheit  ein  helles  Licht. 

In  der  Küstenschiffahrt  sind  in  der  Hauptsache  Küstendampfer  und 
Fischdampfer  beschäftigt.  Anderweitige  Verwendung  dieser  Fahrzeuge 
im  Dienste  der  britischen  Admiralität  —  Kohlenschiffe  und  Wachtschiffe !  — 
Verminderung  der  Kohlenausfuhr  in  der  Küstenfahrt,  Rückgang  der  eng- 
lischen Hochseefischerei  haben  diese  bedeutende  Einschränkung  der  Küsten- 
schiffahrt im  Jahre  1916  verursacht.        Dr.  Oscar  Wingen    (Kiel). 


Sdiwedens  Handelsbilanz  und  Sdiiffahrtscinnahmen  1915^). 

Das  schwedische  Kommerzkollegium  hat  während  dos  Krieges  die  Ver- 
öffentlichung der  monatlichen  Nachweise  über  Schwedens  Außenhandel 
eingestellt.  Es  sind  nur  verhältnismäßig  spät  summarische  Zusammen- 
stellungen über  den  Außenhandel  der  Jahre  1914  und  1915  veröffentlicht 
worden.  Die  Entwicklung  des  Außenhandels  war  danach  während  des  Krieges 
ganz  außerordentlich  günstig,  wie  die  folgende  Zusammenstellung  erken- 
nen läßt: 

Schwedens   Außenhandel    1910 — 1915« 
Jahr  Einfuhr  Ausfuhr 

Wert  in  Mill.  Mk. 

1910  755,6  667,0 

191 1  783,7  746,5 

1912  892,9  855,7 

1913  952,3  919,5 

1914  817,8  868,6 

1915  1285,3  1476.8 

Die  große  Zunahme  des  Jahres  1915  ist  zum  Teil  der  erheblichen  Wert- 
ßteigerung  bei  fast  allen  Gütern  zuzuschreiben.    Doch  wäre  auch  ohne  diese 

^)  Nach  „Kommersiella  Meddelanden",  Jahrgang  1917,  No.  5. 
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Wertsteigerung  ein  bedeutender  Fortschritt  festzustellen,  da  bei  Zugrunde- 
legung der  Preise  von  1914  die  Einfuhr  einen  Wert  von  etwa  1040  Mill., 
die  Ausfuhr  einen  solchen  von  1261  Mill.  Mk.  gehabt  hätte.  Bei  der  Ein- 
fuhr ist  eine  Preissteigerung  um  23,8  %,  bei  der  Ausfuhr  um  17,4  %  ein- 
getreten. Die  Handelsbilanz  war  1914  zum  erstenmal  aktiv;  daß  der  Aus- 
fuhrüberschuß im  Jahre  1915  noch  erheblich  gestiegen  ist,  ist  zum  guten  Teil 
auch  der  Erschwerung  der  überseeischen  Einfuhr  durch  die  Überwachung  von 
britischer  Seite  zuzuschreiben.  Im  übrigen  ist  der  Absatz  schwedischer  Er- 
zeugnisse nach  Übersee  dank  der  bedeutenden  Verbesserung  der  Schiff- 
fahrtsverbindungen —  zu  nennen  ist  u.  a.  eine  neue  Linie  nach  Persien  und 
ein  Ausbau  der  Linien  nach  Nord-  und  Südamerika  —  erheblich  gestiegen. 
Hat  schon  die  Veränderung  der  Handelsbilanz  einen  erheblichen  Kapital- 
zustrom nach  Schweden  zur  Folge  gehabt,  so  ist  die  Kapitalkraft  des  Landes 
noch  weiter  gewachsen  durch  die  großen  Einnahmen  der  Seeschiffahrt.  Wie 
diese  gegenüber  dem  Jahre  1914,  das  man  als  mittelmäßiges  Jahr  vom  Stand- 
punkt der  Reedereien  aus  bezeichnen  kann,  angewachsen  sind,  lassen  die 
folgenden  Zahlen,  die  vom  Kommerzkollegium  berechnet  sind,  erkennen: 


Bruttoeinnahmen    der   schwediBcheu    Reedereien. 


Dampfer  und 
Motorfahrzeuge 

Segler 

Zusammen 

1915 

1914 

1915 

1914 

1915 

1914 

Frachteneinnahme  in  Mill.  Kr. 

Für  die  Güterbeförderung: 

Auslandsfahrt 

Inlandsfahrt 

231,6 

17,5 

111,2 
14,4 

8,9 
2,4 

5,4 
2,2 

240,6 
19,8 

116,5 
16,5 

Zusammen 

Für  die  Personenbeförderung: 

Auslandsfahrt 

Inlandsfahrt 

249,1 

0,7 
4,9 

125,6 

3,0 
5,4 

11,3 

7,6 

260,4 

0,7 
4,9 

133,1 

3,0 

5,4 

Zusammen 

Für  die  Postbeförderung: 

Auslandsfahrt 

Inlandsfahrt 

5,^ 

0,7 
0,1 

8,4 

0,4 
0,1 

— 

— 

5,6 

0,7 
0,1 

8,4 

0,4 
0,1 

Zusammen 

Zeitbefrachtung : 

Auslandsfahrt 

Inlandsfahrt 

0,8 

15,1 
0,3 

0,5 

5,1 
0,2 

0,04 
0,02 

0,07 
0,02 

0,8 

15,2 
0,3 

0,5 

5,2 
0,2 

Zusammen 

Gresamteinnahmen : 

Auslandsfahrt 

Inlandsfahrt 

15,4 

248,1 
22,8 

5,3 

119,6 
20,2 

0,06 

8,94 
2,42 

0,09 

5,47 
2,22 

15,5 

257,2 
25,1 

5,4 

125,2 
22,2 

Zusammen 

270,9 

139,8 

11,36    1 

7,69    1 

282,3 

147,4 
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Die  Einnahmen  der  schwedischen  Schiffahrt  ans  der  Auslandsfahrt  haben 
sich  hiernach  im  Jahre  1915  gegenüber  dem  Vorjahre  mehr  als  verdoppelt, 
wogegen  die  Einnahmen  in  der  Inlandsfahrt  nur  eine  geringe  Steigerung 
aufweisen,  weil  hier  die  Frachtraten  sich  nur  wenig  erhöht  haben.  Bemer- 
kenswert ist,  daß  an  den  guten  Gewinnen  in  der  Auslandsfahrt  auch  die 
Segelschiffe  beteiligt  sind.  Die  Mehreinnahmen  sind  erzielt  worden,  obgleich 
die  schwedische  Handelsflotte  sich  im  Jahre  1915  um  rund  80  000  Brutto- 
tons vermindert  hat,  d.  i.  um  etwa  7  %  ihres  Bestandes.  Die  größte  Ein- 
nahme haben  die  schwedischen  Reedereien  erzielt  bei  der  Eahrt  von  und 
nach  britischen  Häfen  mit  94,3  Mill.  Kr.,  dann  von  und  nach  Häfen  der 
Vereinigten  Staaten  mit  25,2  Mill.,  von  und  nach  Dänemark  mit  24,4  Mill., 
von  und  nach  Deutschland  mit  21,4  Mill.,  von  und  nach  Norwegen  mit 
11,56  Mill.,  von  und  nach  Spanien  und  den  Kanaren  mit  10,85  Mill.,  von 
und  nach  den  Niederlanden  mit  9,7  Mill.  und  von  und  nach  Argentinien 
mit  9,7  Mill.  Hermann    Steinert    (Königsberg). 


B.  Landverkehr. 


Die  schweizerischen  Bundesbahnen  in  den  Jahren  1903  bis  1916. 

Die  staatlichen  Bundesbahnen  nehmen  im  schweizerischen  Eisenbahn- 
verkehr sowohl  hinsichtlich  der  Betriebslänge,  als  auch  der  Transportleistung, 
den  ersten  Platz  ein.  Die  privaten  Bahnen  bleiben  hinter  ihnen  ganz  be- 
sonders in  den  Transportleistungen  im  Personen-  und  Güter- 
verkehr erheblich  zurück.  Das  ganze  Netz  der  schweizerischen  Haupt- 
und  Nebenbahnen  umfaßte  im  Jahre  1914:  5122  km  Betriebslänge  ^),  wovon 
860  km  Hauptstrecken  zweispurig  ausgebaut  waren  (1913  waren  es  5077  km, 
darunter  803  km  zweispurig;  1912:  4863  km  und  746  km;  1911:  4749  km 
und  707  km;  1910:  4668  km  und  697  km).  Dazu  konamen  an  Straßen-  und 
Bergbahnen  1914:  47,44  km;  1913:  47,44km;  1912:  46,47km;  1911:  42,34  km 
und  1910  38,23  km.  Die  Bedeutung  und  Entwicklung  der  staatlichen 
Bundesbahnen  veranschaulicht  folgende  Tabelle''): 

I.    Betriebslänge   der  schweizerischen   Bundesbahnen 
von    1903    bis    1916. 


Jahr 

Betriebslänge 
in  km 

Jahr 

Betriebslänge 
in  km 

1903 
1904 
1905 
1906 
1907 
1908 
1909 

2709 

2715 
2717 
2730 
2738 
2738 
2738 

1910 
1911 
1912 

1913 
1914 

1915 
1916 

2742 
2752 
2746 
2781 
2802 
2802 
28368) 

^)  Vgl.  Bericht  über  Handel  und  Industrie  der  Schweiz  im 
2)  Vgl.  Monatsbericht  No.  5  des  schweizerischen  Bankvereins. 
2)  Mitteüungen  (No.  1,  1917)  der  kantonalen  Handelskammer,  Bern. 


Jahre    1915. 
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Die  Zahl  der  auf  dem  ganzen  Netz  der  Haupt-  und  Nebenbahnen 
beförderten  Personen  betrug  1914:  114  819  370;  1913:  128778  634; 
1912:  123  523  422;  1911:  117  325  594  und  1910:  110  068  465.  Den  Anteil 
der  Bundesbahnen  veranschaulicht  folgende  Tabelle: 

2.    Zahl    der    von    den    schweizerischen    Bundesbahnen 
von    1903    bis    1916    beförderten    Personen^). 


Zahl  der 

Zalil  der 

Jahr 

beförderten 

Jahr 

beförderten 

Personen 

Personen 

1903 

50  010  978 

1910 

80  625  397 

1904 

54  338  339 

1911 

84  173  158 

1905 

59  165  479 

1912 

87  916  086 

1906 

64  933  529 

1913 

91  649  336 

1907 

69  920  007 

1914 

83  008  030 

1908 

72  608  953 

1915 

78  028  682 

1909 

76  284  518 

1916I) 

86  629  631 

Das  Gewicht  der  auf  dem  gesamten  Netz  mit  Ausnahme  der  Straßen- 
und  Bergbahnen  beförderten  Güter  betrug  1914:  17  097  975  Tonnen;  1913: 
19  348  509  Tonnen;  1912:  19  613  653  Tonnen;  1911:  18  202  898  und  1910: 
17  023  916  Tonnen.  Der  Anteil  der  schweizerischen  Bundesbahnen  an  dem 
Gütertransport  von  1903  bis  1916  wird  durch  folgende  Tabelle  veran- 
schaulicht : 

3.    Zahl    der    von    den    schweizerischen    Bundesbahnen 
von    1903    bis    1916    beförderten    Gütertonnen. 


Zalil  der 

Zahl  der 

Jahr 

beförderten 

Jahr 

beförderten 

Tonnen 

Tonnen 

1903 

9  698  821 

i9io2) 

13  142  120 

1904 

9  947  439 

1911 

13  843  192 

1905 

IG  843  870 

1912 

14  811  917 

1906 

12  076  163 

1913 

14  614  781 

1907 

13  637  265 

1914 

12  887  360 

1908 

13  023  210 

1915 

14  562  601 

1909 

12  206  343 

I9I63) 

15  498  146 

Einen  genaueren  Einblick  in  die  Gütertransportleistungen  der  schwei- 
zerischen Bundesbahnen  ergibt  die  Statistik  nach  den  einzelnen  Monaten 
von  1909  bis  1916: 


^)  Vgl.  „Neue  Zürcher  Ztg."  vom  20.  Januar  1917. 
*)  Von  1910  ist  Gepäck-  und  Tiertransport  mitgezählt. 
»)  Vgl.  „Neue  Zürcher  Zeitung"  vom  20.  Januar  1917. 
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4.    Monatlicher    Gütertransport    der    schweizerischen 
Bundesbahnen    von    1909    bis    1916    (in  Mill.  Tonnen)^). 


1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

Januar  .  .  . 

0,76 

0,79 

0,94 

1,01 

1,09 

1,02 

1,02 

1,09 

Februar 

0,76 

0,86 

0,97 

1,09 

1,10 

1,06 

1,16 

1,20 

März  . 

0,95 

1,08 

1,19 

1,31 

1,20 

1,21 

1,42 

1,37 

April  . 

0,99 

1,12 

1,10 

1,23 

1,27 

1,22 

1,38 

1,27 

Mai  .  . 

1,08 

1,13 

1,25 

1,27 

1,28 

1,26 

1,23 

1,43 

Juni.  . 

1,03 

1,08 

l,li 

1,18 

1,16 

1,18 

i,ii 

1,24 

JuU.  . 

1,05 

1,09 

1,16 

1,26 

1,26 

1,23 

1,28 

1,23 

August 

1,00 

1,16 

1,20 

1,24 

1,17 

0,46 

1,21 

1,19 

September 

1,09 

1,21 

1,26 

1,25 

1,23 

0,78 

1,15 

1,40 

Oktober  . 

1,24 

1.34 

1,34 

1,47 

1,46 

1,23 

1,22 

1,40 

November 

1,12 

1,16 

1,20 

1,28 

1,22 

1,12 

1,15 

1,37 

Dezember 

0,98 

1,06 

1,06 

1,15 

1,12 

1,07 

1,19 

1,39^) 

Zusamme 
laMon 

a 
a-tt 

(m 
m] 

12,0 

13,1 

13,8 

14,8 

14,6 

12,8 

14,5 

15,6^) 

Entsprechend  den  aufgeführten  Transportleistungen  von  Personen 
und  Gütern  sind  die  Einnahmen  der  schweizerischen  Bundesbahnen.  Die 
Transporteinnahmen  auf  1  km  Betriebslänge  zeigen  die  Entwicklung  im 
ganzen.    Sie  sind  die  folgenden  in  den  Jahren  1909  bis  19162)  (Tab.  5): 

5.     Transporteinnahmen     der     schweizerischen     Bundes- 
bahnen auf    I  km   Betriebslänge   von   1909   bis    1916^)   (in  Frcs.), 


1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

Januar  .  .  . 

3659 

4171 

4555 

4943 

5298 

4928 

4496 

4586 

Februar 

3397 

3971 

4341 

4907 

5013 

4761 

4361 

4431 

März  . 

4077 

5157 

5417 

5828 

6059 

5779 

5602 

5260 

April  . 

4642 

5406 

5640 

6302 

6236 

6218 

5755 

5488 

Mai  .  . 

5353 

5654 

5860 

6146 

6351 

6249 

5135 

5548 

Juni.  . 

5047 

5506 

5704 

5905 

6089 

6004 

4568 

5268 

Juli  .  . 

6085 

6460 

6698 

7090 

7083 

7134 

5173 

5772 

August 

6187 

6735 

6868 

7019 

7211 

3725 

5106 

5572 

September 

5849 

6450 

6677 

6598 

6693 

3401 

5016 

5501 

Oktober  . 

5921 

6280 

6453 

6561 

6549 

4825 

4980 

5632 

November 

4860 

5095 

5254 

5487 

5512 

4861 

4650 

5179 

Dezember 

4484 

4725 

5017 

5204 

5177 

4637 

4774 

5562 

Zusamme 

a  (in 

12  Mon 

at< 

en) 

59561 

65610 

68484 

71990 

73271 

62522 

59616 

63799 

Die  Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr  von  1909  bis  1916  betragen 
in  Mill.  Frcs.  (Tab.  6): 

*)  Vgl.    „Zeitschrift    für    Schweizerische    Statistik    und    Volkswirtschaft", 
25.  Jahrg.,  Heft  4. 

2)  Vgl.  „Neue  Zürcher  Zeitimg"  vom  20.  Januar  1917. 

^)  Vgl.  Monatsbericht  No.  5  des  Schweizerischen  Bankvereins. 
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6.     Einnahmen    der    Schweizerischen    Bundesbahnen    aus 
dem    Personenverkehr    von    1909     bis    1916^)    (in  Mill.   Frcs.). 


1909 

1910 

1911 

1912 

1913 

1914 

1915 

1916 

Januar     .    .    . 

3,79 

4,67 

4,86 

5,i8 

5,52 

5,39 

3,73 

4,59 

Februar 

3,14 

4,00 

4,21 

4,74 

5,01 

4,86 

3,27 

3,88 

März    . 

3,61 

5,75 

5,83 

5,96 

6,70 

6,29 

4,01 

4,29 

April    . 

4,94 

6,29 

6,90 

7,50 

7,23 

7,94 

4,92 

5,63 

Mai  .    . 

6,37 

6,76 

6,44 

6,82 

7,50 

7,34 

5,22 

5,06 

Juni     . 

5,73 

6,61 

6,89 

6,82 

7,22 

7,37 

4,79 

5,06 

Juli  .    . 

8,29 

8,98 

9,25 

9,37 

9,69 

10,14 

5,58 

6,42 

August 

8,52 

9,06 

9,21 

9,08 

10,24 

6,44 

5,56 

6,14 

September 

7,19 

7,85 

7,77 

7,85 

8,12 

3,86 

5,31 

5,91 

Oktober  . 

6,02 

6,31 

6,57 

6,30 

6,58 

4,73 

5,08 

5,82 

November 

4,47 

4,72 

4,80 

4,86 

5,26 

3,99 

4,14 

4,67 

Dezember 

4,33 

4,55 

5,07 

5,21 

5,45 

3,72 

4,43 

— 

Monatlicher 

Durchsc 

hr 

litt 

5,64 

6,45 

6,60 

7,04 

7.19 

6,24 

4,70 

5,22 

Entsprechend  der  Bedeutung  der  Transportleistungen  der  schwei- 
zerischen Bundesbahnen,  im  Vergleich  zu  denen  der  schweizerischen  Privat- 
bahnen, geben  die  Einnahmen  am  deutlichsten  ein  Spiegelbild  der  Kon- 
junktur. Es  sind  besonders  die  mit  dem  Kriege  aufgetretenen  Störungen, 
die  sich  unmittelbar  und  mittelbar  auf  die  Betriebsergebnisse  der  schwei- 
zerischen Bahnen  fortpflanzten,  klar  erkennbar.  Sie  sind  am  stärksten 
ausgeprägt  in  den  Feststellungen  der  Einnahmen  aus  dem  Personenverkehr, 
die  im  August  1914  plötzlich  einen  scharfen  Rückgang  aufweisen,  der  bis 
Ende  1916  im  wesentlichen  bestehen  bleibt.  Auch  der  Güterverkehr  erfuhr 
durch  den  Krieg  eine  starke  Beeinträchtigung,  die  aber  im  Verlauf  der  Jahre 
1915  und  1916  teilweise  wieder  ausgeglichen  wurde.  Der  Rückgang  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Personenverkehr  ist  darauf  zurückzuführen,  daß  der  inter- 
nationale Reiseverkehr  seit  Ausbruch  des  Kxieges  fast  völlig  aufgehört  hat. 
Beim  Güterverkehr  erklärt  sich  der  Rückgang  durch  den  Ausfall  des  Transit- 
verkehrs zwischen  Deutschland  und  Italien.  Die  Tabelle  über  die  Trans- 
porteinnahmen der  schweizerischen  Bundesbahnen  aus  Personen-  uad  Güter- 
verkehr auf  1  km  Betriebslänge  weist  z.  B.  für  den  Monat  Juli  1914  eine 
Einnahme  von  7134  Frcs.  auf  (Juli  1913:  7083  Frcs.).  Im  August  1914  sinken 
die  Transporteinnahmen  auf  3725  Frcs.  auf  1  km  Betriebslänge  (August  1913: 
7211  Frcs.).  Der  Güterverkehr  war  im  August  1914  auf  0,46  Mill.  Tonnen 
(gegen  1,17  Mill.  Tonnen  im  August  1913)  gesunken;  der  Personenverkehr 
hat  im  August  1914  nur  eine  Transporteinnahme  von  6,44  Mill.  Frcs.  gegen 
10,24  Mill.  Frcs.  im  August  1913  zu  verzeichnen.  Doch  hat  der  September 
1914  einen  noch  deutlicheren  Rückgang  gebracht,  indem  die  Einnahmen 
aus  dem  Personenverkehr  auf  3,86  Mill.  Frcs.  sanken.  Die  Verminderung 
dieser  Einnahmen  blieb  besonders  bemerkbar  in  den  hauptsächlichen  Reise- 
monaten 1915  und  1916.  Durch  Anpassimg  des  Wirtschaftslebens  an  den 
Kriegszustand  erfuhren  allerdings  die  Einnahmen  aus  den  Transporten 
^)  Vgl.  Monatsbericht  No.  5  des  Schweizerischen  Bankvereins. 
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der  sehweizeriachen  Bundesbahnen  eine  stetige  Erhöhung,  die  die  Statistik 
ausweist.  Die  wirtschaftliche  Lage  der  Bahnen  aber  wurde  dadurch  deshalb 
wenig  gebessert,  weil  die  vermehrten  Transporteinnahmen  die  Höhe  der  letzten 
Friedensjahre  nicht  erreichten,  nnd  die  bedeutend  vermehrten  Betriebs- 
kosten die  Bilanz  zunehmend  ungünstig  beeinflußten.      F.  Kahl  (Kiel. 


Länge  and  Betriebseinnahmen  der  franzönschen  Eolonialbahnen  in  den  Jahren 
1913,  1914,  1915  und  1918.  Die  von  der  GeneralinKpektion  für  öffentliche  Arbeiten 
im  französischen  KolonialminiBterium  veröffentlichten  Angaben  über  Länge  und 
Betrieb«eiimahnien  der  franzÖHiHchen  Kolonialbahnen  in  den  Jahren  1913,   1914, 

Länge,      gesamte     und     auf    i    km    berechnete     Betriebseinnahmen 


Kolonie  und  Eieenbahnlinie 


Betriebsverwaltung 


1913 


Länge 
km 


Gefcarat- 
betriebe- 
einnahme 

FrcH. 


Betriebs- 
einnahme 
auf  I  km 

Frcß. 


i.    X  n  d  o  c  h  i  n  a: 
H  aiphong — Laokay — Yunnan«cn 


Hanoi — Vinh 

Hanoi — chinesische  Grenze  .   .    .    . 
Tourane — Hue — Dong — Ha    .    .    . 
Saigon — Khan — Hoa  und  Saigon- 
Mytho 

2.  Französ.  Ostafrika: 
Dakar — Saint  Louis 


Cie.  fran9aiHe  dcH  cherainH 

de  fer  de  l'Indochine  et 

du  Yunnan 

[  Verwaltung  der  Kolonien 


Kayes — ^Niger 

Cotonou — Farakou — Pahon — lac 

Obemin  de  fer  de  la  Guinöc  .    .    . 

Est  dahom^en 

CSiemin  de  fer  de  la  CAte  d'Ivoire 

Ihidft— Kaye»— Kaolak 

Thtts— Kayes—Ambid^di    .... 


Cie.  du  chemin  de  fer  de 

Dakar  St.  Louis 
Verwaltung  der  Kolonie 
Cie.  franfaise  du  chemin 

de  fer  du  Dahomey 
Verwaltung  der  Kolonie 


3.    Madagascar: 
BrickavilJe — Tanarive  .... 


4.  E  6u  ni  o  n: 
Chemin  de  fer  de  la  R6union 

5.   Somaliküste: 
Djibouti — ^Addis-Abeba    .   .    . 


6.  Neu-Kaledonien: 
Noumeo — Bonrail 


7.  Französ.  Indien: 
Pondich^ — Villapuram  .  .  . 
Vnlam — Karikal 


de.   du   chemin   de   fer 
franco-6thiopien 

Verwaltung  der  Kolonie 

South-Indian  Railway  Co. 


859 

493 

481 

264 

555 
294 

587 

315 

315 
44 

3^^9 

126 

422 

16 


13 
17 


7  791  017 


2317255 

317  552 
I  678  635 


4  167  692 

1  825  529 
I  154  245 

3  379  345 

I  334  445 

I  487  682 

9O  331 


2  655  008 

1  470  994 

2  975  000 

120  289 


9  070 


4700 

I  572 
4230 


15786 

3290 
3926 

5  757 

4236 

5095 
2  190 


7586 


II  675 


7050 


7518 


*)  Vgl.  „Journal  officiel  de  la  B.^publique  franjaise"  vom  6.  März  1914,   9.  März  1916, 
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1915  und  1916  geben  einen  bemerkenswerten  Einblick  in  deren  EntwieUang  im  Ver- 
lauf des  Krieges.  Die  Gegenüber^teUung  der  SStem.  aeigt,  daB  aiflh  die  Betöebaein- 
n&hmen  im  Jahre  1915  faft  allgemein  stAikTecmindert  haben,  und  dafidaimof im Jakxe 

1916  eiae  deutliche  Verbesserung  eintrat.  BgläBtdieBdanMfiwhKnBen,  dafidieTni»- 
portleistungen  infolge  vermehrt^i  GäiervetiDBlun  TeigraBert  worden.  Dieser  ler- 
mehrte  Güterverkehr  ist  auf  eriiöhte  KadUErage  nadi  Indomalen  BiifHigniiwwin  aa- 
rückzuführen.  Am  ausgeprägtesten  ist  dieee  EisoiifliBaBng  ba  den  Behnen  der  fcan- 
TOsischen  Besitzungen  in  Ostafien,  die  unter  der  Sinvirkung  des  KiiegBB  einen 
kräftigen  AnfBchwung  genommen  haben.  Die  Züden  der  amUiobian  Btetäitilr,  die 
Eisenbahnen  mit  Staatsbetrieb  und  soldte  mit  faanafwMrhflr  oder  anriändiBGlier 
privater  Verwaltung  umfassen,  sind  die  Mgenden: 

französischer  Kolonialbahnen  in  den  Jahren   1913.  1914«  19x5 nad  1916 


I9I4 

1915 

1916 

Länge 

Gesamt- 
betriebs- 
einnalime 

Betnehß- 
ftinnahme 
auf  I  km 

länge 

Geeamt- 
botiiebB- 
einnähme 

Betnehs- 
anf  I  km 

lÄQge 

Gesamt- 
bnfaiefae- 
einnahme 

Betriefae- 
auf  I  km 

km 

Frcs. 

Frcs. 

km 

Pros. 

Frt^ 

km 

Frcs. 

Fits. 

859 

7  770  1S2 

9046 

S59 

6  740  61 1 

7847 

859 

8619616 

X0038 

493 

2  130  474 

43»2 

493 

X  830  c 

-12 

493 

3*853x8 

6664 

175 
536 

339  479 
2  057  757 

1940 
3980 

175 
536 

300042 
I  933  159 

I7I5 
3606 

175 
536 

4*1796 
2  38X  727 

«753 
4  443 

264 

4  061  587 

15385 

««4 

3x85092 

X2065 

264 

34322x3 

X300X 

555 
294 

1955666 
884637 

3524 
3009 

555 
294 

X  674  905 
78783a 

30x8 
2679 

555 
294 

1  878  32X 
946506 

3  3«4 
3««o 

660 

80 

315 

370 

44 

2264195 
187994 
950  117 

I  833060 
60720 

3682 
2350 
3  016 

5521 
1380 

660 

80 

315 

417 

44 

2048358 
150878 

698565 
X  715  177 

35  394 

3104 

x886 

X2lS 

4193 
805 

660 

80 

315 

417 

44 

«837353 
209883 
944607 

1507544 
51683 

4«99 
2624 

«999 

36x5 
1x77 

369 

2  821  014 

7645 

369 

2888066 

7827 

386 

3676734 

9  5«5 

^  126 

X  210  950 

961X 

X26 

153*350 

12  161 

126 

X  60X  087 

X2706 

543 

3309000 

6220 

6x5 

3013000 

4900 

762 

364X  000 

4778 

29 

— 

— 

29 

93607 

3»97 

»9 

X20X65 

4143 

13 
17 

— 

— 

13 
17 

z 

— 

13 

17 

__ 

— 

la  März  1916  und  7.  Man  1917. 
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C.  Post,  Telcgraphie,  Tclephonic. 


IV. 

Allgemeine  Übersichten  über  den  internationalen 
Güteraustausch. 


Der  Außenhandel  Birmas  1915/16. 

Obgleich— Birma  (Hinterindien)  dem  Indischen  Reiche  angeschlossen 
und  dem  Vizekönig  von  Indien  iinterstellt  ist,  nimmt  es  doch  eine  mehr 
oder  weniger  ausgesprochene  Sonderstellung  ein.  Man  unterscheidet  zwischen 
einem  Handel  mit  fremden  Ländern,  worunter  auch  England  und  die  eng- 
lischen Kolonien  fallen,  einem  solchen  mit  Indien,  einem  Grenzhandel  über 
Land  und  einem  Provinzhandel.  —  Der  Zeitabschnitt,  über  den  sich  die 
nachstehende  Übersicht  erstreckt^),  ist  das  Finanzjahr  1915/16,  das  vom 
1.  April  1915  bis  30.  März  1916  läuft. 

Der  Gesamthandel  Birmas  im  Jahre  1915/16  zeigt  mit  574  Mill,  einen 
Rückgang  von  15  Mill.  gegen  1914/15  oder  2,6  %;  zieht  man  nur  den  Handel 
mit  fremden  Ländern  in  Betracht,  so  erhöht  sich  der  Prozentsatz  auf  4,8  %. 
Lassen  wir  die  Friedensmonate  April  bis  Juli  1914  bei  einem  Vergleiche 
fort,  so  läßt  das  Finanzjahr  1915/16  eine  bedeutende  Besserung  des  Handels 
erkennen.  Die  Umsatzziffern  für  die  dann  verbleibende  Zeit  betragen  302,5 
Mill.  Rupies  für  1915/16  und  285  Mill.  Rupies  für  das  Vorjahr.  Sie  lassen 
erkennen,  daß  das  Vertrauen  in  den  Handelskreisen  Birmas  wiedergekehrt 
ist,  denn  die  Kaufkraft  der  Bevölkerung  des  Landes,  die  fast  ausschließlich 
vom  Reisanbau  lebt,  muß  infolge  einer  weniger  guten  Ernte  und  ziemlich 
niedriger  Reispreise  im  Jahre  1914/15  als  schwächer  wie  in  den  Vorjahren 
angesehen  werden. 

Tabelle  No.  1  gewährt  eine  Übersicht  des  gesamten  Seehandels  Birmas. 

Tabelle  No.  2  gibt  den  prozentualen  Ajiteil  der  verschiedenen  Häfen 
Birmas  an  dem  Gesamtseehandel  wieder.  Rangoon  hat  hierbei  den  Haupt- 
anteil mit  88,43  %  gegen  86,80  %  im  Vorjahre.  —  Der  Rückgang  in  den  An- 
teilen Akyabs  und  Moulmeins  ist  der  Einschränkung  der  regelmäßigen  Küsten- 
dampferverbindungen  in  Birma  infolge  Mangels  an  Tonnage  zuzuschreiben. 
Für  den  direkten  Handel  mit  fremden  Ländern  kommen  an  Provinzhäfen 
hauptsächlich  Akyab,  Bassein,  Moulmein  (für  Reisausfuhr)  und  Tavoy 
in  Betracht.  Außer  Reis  werden  die  meisten  Landesprodukte  durch  Küsten- 
schiffahrt nach  Rangoon  zur  Weiterverladung  geschafft.  Dasselbe  bezieht 
sich  auf  Importe,  die  mit  wenig  Ausnahmen  in  Rangoon  umgeladen  werden. 


1)  Quelle:  The  Indian  Trade  Journal,  Vol.  XLI,  No.  530. 
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Tabelle  i.      Seehandel    Birmas    1915/16I).     Statistik    über   den  Wert   des   Seehandels 
der  Provinz  Birma  (Hinter-Indien)  mit  fremden,  indischea  und  Provinz-Häfen  (in  Rupies). 


Diirchechnltt 

für  5  Jahre  bis 

1911/13 

1912/13 

1913/14 

1914/15 

1915/16 

I.  Handel  mit  fremd.  Häfen 
Einfuhr,  Private,  Waren  .    . 
Ausfuhr,  Private,  fremde  Er- 
zeugnisse   

Ausfuhr,     Private,     Indische 
Erzeugnisse 

115  190034 

605  652 

185  425  427 

138  710322 

826  875 

286  468  079 

160  013  192 

977  881 

238  100  071 

105  472  110 

545  222 
162  086  539 

107  660  942 

477  392 
149  073  088 

Gesamt-Ausfnhr 

186  031  079 

287  294  954 

239  077  952 

162  631  761 

149  550  480 

Gesamt-Privat-Handel    .    . 

301  221  113 

420  005  276 

399  091  144 

268  103  871 

257  211  422 

Regierungsvorräte,  Einfuhr  . 

,/•                Ausfuhr  . 

Edelmetalle,  Einfuhr     .    .    . 

„            Ausfuhr     .   .    . 

736  376 

7823 

2  267  158 

249  678 

I  123  156 

15235 
6  598  362 

33  475 

I  552  844 

10  751 

7  803  204 

3  714  785 

I  363  873 
18  150 

I  511  972 
981  110 

I  361  625 

29423 
213  481 

81  793 

Gesamthandel  mit  fremden 
Häfen 

304  482  148 

433  775  504 

412  172  728 

271  978  976 

258  897  744 

H.  Handel   mit   Indischen 
Häfen 

Einfuhr,  Private,  Indische  Er- 
zeugnisse   

Einfuhr,  Private,  fremde  Er- 
zeugnisse   

71  041  745 

5  333  5" 

90518027 
6  380  256 

87  714  851 
6330415 

70402  815 
5  078  999 

76  458  429 
7  770  171 

Gesamt-Eiafuhr 

76  375  256 

96  598  283 

94  045  266 

75481  814 

84  228  600 

Ausfuhr,  Private,  Indische  Er- 
zeugnisse   

Ausfuhr,  Private,  fremde  Er- 
zeugnisse   

130  501  297 
I  924  697 

96  131  230 

I  777  414 

148  149  453 
I  891  097 

179  086  300 
I  726  661 

175  250  109 
3  708  223 

Gresamt-Ausfuhr 

132  425  994 

97  908  644 

150040  550 

180  812  961 

178  95»  332 

Gesamt-Privat-Handel   .    . 

208  801  250 

194  506  927 

244  085  816 

256  294  775 

2Ö3  186  932 

Eegierungsvorräte,  Einfulir  . 

,,                 Ausfuhr  . 

Edelmetalle,  Einfuhr      .    .    . 

„            Ausfuhr     .    .    . 

3  140  241 
588  895 

28  961  834 

4  153  457 

4019297 

721  712 

49  605  500 

19  040  277 

2  706  622 

666  061 

43  648  262 

19  980  091 

3  131  968 

I  598  763 

10  174  477 

601  118 

3  079  298 
2  144  727 

4  115  360 
688  116 

Gesamthandel  mit  Indischen 
Häfen 

245  585  677 

267  893  713 

311  086  852 

271  801   TOI 

273214433 

III.  Handel  zwischen  Pro- 
vinzhäfen*) 
Privat,  Indische   Erzeugnisse 
„        fremde  Erzeugnisse  . 

17  734  812 
16  799  600 

23  929  757 
20  108  379 

27  546  458 
24  451  109 

24  866  634 
17  102  506 

19  629  964 
12  196  456 

Gesamthandel,  Privat,  Waren 

34  534  412 

44  038  136 

51  997  567 

41  969  140 

31  826  420 

Regierungsvorräte 

Edelmetalle 

837  043 
II  343  013 

898  093 
12  662  464 

986  400 
4675518 

976  673 
2  643  550 

I  127  860 
8  871  780 

Gesamthandel  zwischen  Pro- 
vinzhäfen   

46  714  468 

57  598  693 

57  659  485 

45  589  363 

41  826  060 

Total  Privat  Waren  .    .    . 

544  556  775 

664  550  339 

695  174527 

566  367  786 

552  224  774 

Total,  Privat  Waren,  Edel- 
metalle   u.    Regierungs- 
vorräte  

596  782  293 

759  267  910 

780  919  065 

589  369  440 

573  938  237 

^)  Die  Endsummen  der  Tabellen  sind  stellenweise  nicht  die  genaue  Addition  der  Einzelzahlen; 
es  handelt  sich  jedoch  nur  um  geringe  Abweichungen.  *)  Der  tatsächliche  Wert  der  zwischen 
Provinzhäfen  verschifften  Güter  ist  etwa  die  Hälfte  der  hier  angeführten  Werte,  da  diese  häufig 
von  denselben  Gütern  die  Ausfuhr  aus  einem  und  Wiedereinfuhr  in  einen  anderen  Hafen  angeben. 
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Tabelle  2. 
Anteil    der    Häfen    am    See  Handel    Birmas    (in  %). 


Häfen 


Auslands- 
handel 


1915/16 


Küstenhandel 


1915/16 


mit 

Indischen 

Häfen 


mit  Bir- 

mesischen 

Häfen 


Auslands-  und 
Küstenhandel 


1914/15 


1915/16 


Moulmein  .  . 
Akyab  .  .  . 
Bassein  .  .  . 
Tavoy  .... 
Mergui.  .  .  . 
Kyaukpyu  .  . 
Victoria  Point 
Sandoway  .    . 

Provinzhäfen  . 
Bangoon     .    . 


1,45 
0,40 

7»04 
1,65 
0,94 

0,09 


11,57 
88,43 


Total  der  Häfen  Birmas. 


100,00 


5,76 
6,82 
3,62 
0,02 
0,01 


0,03 


14,24 

10,55 

0,83 

16,12 

12,35 
1,09 
0,19 
0,99 


16,26 
83,74 


56,36 
43,64 


5,86 
5,46 
4,00 
1,32 
1,12 
0,10 
0,06 
0,06 


17,98 
82,02 


100,00 


4,24 
4,05 
5,05 
1,71 
1,16 
0,06 
0,05 
0,07 


16,39 
83,61 


100,00 


Daher  ist  ein  großer  Teil  des  Küstenhandels  der  Außenhäfen  ebenfalls  in  dem 
Außenhandel  Kangoons  enthalten,  der  bereits  der  zweitwichtig&te  Hafen 
Indiens  sein  dürfte.  — 

Die  Ausfuhr  Birmas  nach  fremden  Ländern  wurde  nachteilig 
beeinflußt,  einmal  durch  den  Ausfall  der  Zentralmächte  als  Abnehmer  und 
dann  durch  den  Mangel  an  Frachtenraum  und  die  enorm  hohen  Frachtraten. 
Auch  die  Einfuhrbeschränkungen  Englands  und  seiner  verbündeten  Länder 
wirkten  hemmend.  Die  Reisausfuhr  sank  auf  89,78  Mill.  gegen  etwa  190  Mill. 
eines  Normaljahres.  Holz,  Baumwolle,  Erdnüsse  zeigten  einen  starken  Rück- 
gang. Den  Versand  von  letzteren,  die  hauptsächlich  nach  Frankreich  gingen, 
machten  bei  ihrem  leichten  Gewichte  die  hohen  Frachtraten  unmöglich. 
Blei,  vegetabilische  Farbstoffe  und  Wolframerz^)  weisen  eine  beträchtliche 
Zunahme  der  Ausfuhr  auf.  Letzteres  ist  in  den  Statistiken  bisher  unter 
Erzen  angeführt  worden  und  erscheint  im  letzten  Jahre  zum  ersten  Male 
getrennt.  Es  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  sich  für  letztgenannte  drei 
Artikel  die  Preise  erheblich  höher  stellten  als  vor  dem  Eüriege,  und  daß  von 
dem  Werte  nicht  ohne  weiteres  auf  die  Menge  geschlossen  werden  darf. 

Das  auffallendste  Ergebnis  ist  die  gewaltige  Abnahme  des  Exports  nach 
Japan.  Dieser  hatte  bereits  für  1914/15  einen  gewaltigen  Sturz  auf  Rs  3 
Mill.  erfahren,  und  fiel  weiter  auf  Rs  2  %  Mill.  gegen  einen  Durchschnitt  von 
Rs  22  Mill.  in  den  drei  vorhergehenden  Jahren.  Erwähnt  werden  muß  dabei, 
daß  diese  drei  Jahre  durch  wenig  günstige  Reisernten  in  Japan  eine  beson- 
ders große  Ausfuhr  nach  dort  in  Reis  bewirkt  hatten. 

Tabelle  No.  3  zeigt  Exporte  nach  fremden  Ländern  von  Rangoon  ohne 
Provinzhäfen;  diese  liefern  zusammen  aber  nur  11^/2%  der  Ausfuhr,  die 
fast  ganz  aus  Reis  besteht. 

1)  Vgl.  W.  A.  9.  Bd.,  S.  311  ff. 
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TabeUe  3. 

AusfuhrRaugoons  vonlndischenProdukten  nach  freiudenLändern 

(in  Rupies). 


Gegenstand 


Durch- 
schnittswert 
für  5  Jalire 
bis  1911/12 


1912/13 


1913/14 


1914/15 


1915/16 


Reis,  geschält  u.  un- 
geschält  

Paraffin 

Häute  u.  Felle,  roh 

Reismehl 

Holz 

Korn,  Hülsenfrüchte 
und  Mehl  (außer 
Reis) 

Blei 

Baumwolle,  roh  .    . 

Mineralöl 

Ölkuchen 

Cutch  u.  Gambir    . 

Wolframerz  .    . 

Kerzen 

Tabak    

Gummi,  roh     .    .    . 

Jadestone      .... 

Nicht    spezifizierte 
Artikel  per  Post. 

Grewürze 

Fische 

Lebensmittel    .    .    . 

Erze,  nicht  spezifiz.  ^) 

Homer  usw.  u.  Horn- 
mehl 

Erdnüsse 

Lack 

Baumwollsaat  .    .    . 

Edelsteine  u.  Perlen, 
ungefaßt    .... 

Metalle,  nicht  sepa- 
rat angeführt  .    . 

Andere  Artikel    .    . 


Indische  Produkte  . 
Wiederausgeführt    . 
Gesamt-Waren- 
Ausfuhr.    .    .    . 

Edelmetalle:  Gold  . 

Silber. 

Gesamt  Edelraet. 

Gesamt-Exporte  . 


107  793  000 

3  389  000 

4  351  000 
6  947  000 

5  244  000 


2  514  000 
I  420  000 

3  326  000 
687  000 

I  122  000 
I  166  000 

I  364  000 
567  000 
362  000 
856  000 

791  000 

207  000 

137  000 

87  000 


117  000 
842  000 
155  000 
248  000 


195  000 
784  000 


144  623  000 
597  000 


145  220  000 


104  000 
145  000 


249  000 


145  469  000 


160  428  000 

5  691  000 

6  466  000 
8  455  000 

7  836  000 


2  764  000 

1  848  000 
4  244  000 

2  065  000 
I  761  000 
I  019  000 

I  673  000 

I  339  000 

I  536  000 

231  000 

614  000 
298  000 
146  000 
53  000 
701  000 

172  000 

I  961  000 

310  000 

22  000 


999  000 


212  622  000 
822  000 


213  444  000 


3  000 
30  000 


33  000 


213  477  000 


117  262  000 

6  850  000 

7  949  000 

5  950  000 

6  519  000 


2  853  000 
877  000 
6  127  000 
2  137  000 
2  161  000 
880  000 

2  315  000 
I  461  000 
I  469  000 

400  000 

492  000 
238  000 
140  000 
III  000 
I  004  000 

163  000 

3  702  000 
203  000 

28  000 


I  595  000 


172  388  000 
963  000 


173  351  000 


3  660  000 
55000 


3  715  000 


177  066  000 


77  627  000 
7  827  000 
5  279  000 
4  977  000 
7  io8  000 


4  061  000 
i  722  000 
4  783  000 
2  546  000 
2  640  000 

1  014  000 

2  204  000 
959  000 

I  209  000 
823  000 

267  000 

491  000 

138  000 

69  000 

I  492  000 

52  000 

267  000 

16  000 


I  180  000 


128  751  000 
538  000 


129  289  000 


904  000 
77  000 


981  000 


130  270  000 


69  185  000 

7  705  000 
5  722  000 
5  247  000 
4  855  000 


4  830  000 
3  584  000 
3  067  000 
2  728  000 
2  428  000 
2  390  000 
I  729  000 
I  728  000 
I  479  000 
I  427  000 
547  000 

362  000 

189  000 

145  000 

65  000 

6  000 

6  000 

4  000 


I  120  000 


120  556  000 
476  000 


121  032  000 


5  000 
77  000 


82  000 


121  114  000 


^)  In  diesen  Zahlen  sind  Wolframerze  bis  1914/15  enthalten,  während  sie  im  Jahre  1915/16 
besonders  angeführt  werden. 
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Tabelle  4. 
Ausfuhr    Rangoons    von    Produkten    BirmaB    nach    Indien    (in    Bupies). 


Gegenstand 


1911/12 


1912/13 


1913/14 


1914/15 


1915/16 


Reis,  geschält  und  un- 
geschält   

Mineralöle,  außer  Pa- 
raffin      

Holz  u.  Holzfabrikate. 

Korn  u.   Hülsenfrüchte 

Kerzen 

Baumwolle,  roh     .    .    . 

Metalle 

Cutch 

Häute  u.  Felle  .... 

Früchte  u.  Gremüse  .    . 

Paraffin 

Lack 

Tabak  

Baumwollprodukte  ein- 
schließl.  Twist  und 
Garne 

Gewürze 

Kurz-  u.  Messerschmied- 
waren   

Eisenbahnmaterial    .    . 

KJeider  usw 

Sämereien  (außer  Erd- 
nüssen)     

Juteprodukte     .... 

Lebende  Tiere    .... 

Wagen 

Alkohol.  Gretränke     .    . 

Lebensmittel 

Zucker 

öle,  vegetabilische    .    . 

Seide  u.  Produkte    .    . 

Steingut  u.  Porzellan  . 

Schirme 

Maschinen  u.  Mühlen  . 

Erdnüsse 

Glas  u.  Glaswaren    .    . 

Andere  Artikel  .... 

Zusammen,     Landes- 
produkte    .... 

Total,    fremde    Pro- 
dukte   

Total,    Landes-    und 
fremde  Produkte  . 


10  306  000 

35  589  000 
9  073  000 

2  144  000 
I  281  000 

3  014  000 
729  000 
496  000 
821  000 
157  000 
285  000 

33  000 
106  000 


48  000 
162  000 

66  000 
105  000 
105  000 

258  000 
75  000 
82  000 

3  000 

1  000 
28  000 

9  000 
12  000 

4  000 

2  000 

15  000 

6  000 

460  000 


14  930  000 

33  858  000 

9  655  000 

I  599  000 

I  310  000 

4  500  000 

868  000 

450  000 

540  000 

214  000 

221  000 

221  000 

I  406  000 


57000 
183  000 

53000 

98  000 

103  000 

543  000 

399  000 

76  000 

7  000 

32  000 

6  000 

12  000 

4  000 
3  000 
3  000 

138  000 
I  000 

422  000 


57  714  000 

41  934  000 
9  171  000 
2  183  000 

1  330  000 

2  846  000 
751  000 
522  000 
446  000 
333  000 
262  000 
173  000 
297  000 


54000 
164  000 

71  000 

24  000 

105  000 

272  000 
96  000 
35000 

4  000 

70  000 

58  000 

42  000 

I  000 

3  000 

I  000 

171  000 

5  000 
385  000 


80  595  000 

42  905  000 

9  510  000 

3  425  000 

I  450  000 

I  997  000 

I  110  000 

652  000 

521  000 

316  000 

178  000 

70  000 

284  000 


30  000 
547000 

64  000 
24  000 
21  000 

119  000 

57000 

44  000 

7  000 

I  000 

15  000 

16  000 

7  000 

8  000 
3  000 
3  000 
I  000 


76  814  000 

43  390  000 

9  606  000 

2  764  000 

I  478  000 

I  033  000 

I  027  000 

671  000 

674  000 

407  000 

305  000 

295  000 

197  000 


88000 
77  000 

54000 
42  000 
25  000 

15  000 
19  000 
22  000 
8  000 
15  000 
10  000 

1  000 

2  000 
2  000 
2  000 
I  000 
I  000 


631  000     569  000 


55  475  000 
I  866  000 


67  341  000 


77  912  000 
I  725  000 


79  637  000 


119  523  000 
I  845  000 


144  611  000 
I  681  000 


121  368  000 


146  292  000 


139  614  000 
3  652  000 


143  266  000 
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Tabelle  6.     Einfuhr    nach    Rangoon    aus    Indien    (in  Rupies). 


Gegenstand 


1911/12 


1912/13 


1913/14 


1914/15 


1915/16 


Juteprodukte    .    ,    . 

Baumwollprodukte 

Korn  u.  Hülsen- 
früchte   

Grewürze 

Kohlen 

Lebensmittel    .    .    . 

Baumwolltwist    und 
Garn 

Tabak    

Öle 

Sämereien     .... 

Früchte  u.    Gremüse 

Fische 

Metalle 

Kurz-    und    Messer- 
schmiedewaren    . 

Tee 

Lebende  Tiere     .    . 

Tauwerk,  Taue  usw. 

Kokosfasem     .    .    . 

Regenschirme  .    .    . 

Wagen  usw.      .    .    . 

Leder  u.  Lederwaren 

Drogen,  Medizin  usw. 

Kleidungsstücke  . 

Instrumente  usw. 

Holz  u.  Holzwaren 

WoUwaren    .    .    . 

Schnitt-  und  Mode 
waren'^)      .    . 

Maschinen  u.  Mühl 
maschinerie  .    , 

Stiefel  u,  Schuhe 

BaumateriaUen    , 

Matten  usw.     .    , 

Stein  u.  Marmor, 

Zucker 

Seide  u.  Seidenwaren 

Alkoholhaltige  Ge- 
tränke   

Schreibmaterialien 
(außer  Papier) 

Häute  u.  Felle 

Seife 

Mobiliar  und  Kunst 
tischlerarbeit 

Andere  Artikel 


9  725  000 

6  810  000 

7  451  000 
5  402  000 

4  155  000 

5  314  000 

4  130  000 
3  706  000 

5  645  000 
3  268  000 
3  139  000 
I  522  000 
I  088  000 

934  000 
635  000 
738  000 

301  000 
649  000 
576  000 
146  000 
229  000 
315  000 
632  000 

302  000 
243  000 
183  000 


125  000 
144  000 
137  000 
188  000 
33  000 
243  000 

51  000 

68  000 

52  000 
246  000 

43  000 

77  000 
2  355  000 


1 1  402  000 
7  574  000 

17  815  000 
5  925  000 
5  348  000 
5  468  000 

7317000 

2  683  000 

3  680  000 

1  367  000 
3  252  000 

2  156  000 
I  288  000 

I  188  000 
774  000 
981  000 
303  000 
752  000 
740  000 
249  000 
296  000 
321  000 
628  000 
286  000 
280  000 
135  000 


125  000 
117  000 
159  000 
247  000 
75  000 
263  000 
121  000 

61  000 

46  000 

303  000 

24  000 

66  000 
2  430  000 


15  098  000 

6  313  000 

7  206  000 

6  106  000 
5  678  000 

7  761  000 

4  906  000 
4  957  000 

2  669  000 
974  000 

3  910  000 
2  750  000 
I  492  000 

I  141  000 

804  000 
I  198  000 
334  000 
764  000 
I  106  000 
428  000 
369  000 
303  000 
592  000 

340  000 

341  000 
166  000 


154  000 
114  000 
226  000 
271  000 
139  000 
422  000 
64  000 

89  000 

45  000 

243  000 

23  000 

71  000 
2  648  000 


12  809  000 
4  630  000 

4  907  000 

5  629  000 
5  367  000 
4  910  000 

4  974  000 
3  071  000 
3  067  000 

1  548  000 

2  949  000 
I  851  000 
I  088  000 

1  299  000 

763  000 
772  000 
690  000 
654  000 
345  000 
342  000 
420  000 
249  000 
190  000 
316  000 
211  000 
157  000 

166  000 

183  000 
157  000 
230  000 
135  000 

85  000 
258  000 

38  000 

89  000 

40  000 

loi  000 

18  000 

36  000 

2  194  000 


12  153  000 
7  930  000 

6212  000 
5  804  000 
5  766  000 
5  380  000 

4  832  000 
3  751  000 
3  155  000 
3  070  000 
3  042  000 

2  250  000 
I  948  000 

I  485  000 
752  000 
712  000 
687  000 
631  000 
413  000 
390  000 
364  000 
328  000 
323  000 
261  000 
227  000 
225  000 

218  000 

217  000 
181  000 
167  000 
159  000 
135  000 
119  000 
91  000 

79  000 

63  000 
59000 
51  000 

26  000 

3  477  000 


71  000  000  I   86  245  000 


82  215  000  I   66  938  000  I   77  133  000 


^)  Bis  1913/14  einschließUch  unter  „Kleidungsstücke"  angeführt. 
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Die  Ausfuhr  nach  Indien  (Tabelle  No.  4)  zeigt  gegen  das  Vorjahr  wenig 
Veränderung. 

Die  Einfuhr  aus  fremden  Ländern  (Tabelle  No.  5)  erfuhr  gegen 
die  letzten  Friedensjahre  einen  gewaltigen  Rückschlag.  Sie  betrug  106  Mill. 
Rupies  gegen  103  Mill.  Rupies  für  1914/15  und  157  Mill.  Rupies  für  1913/14. 
Im  allgemeinen  ist  der  Rückgang  im  Vergleich  zum  letzten  Friedensjahr 
auf  alle  Gattungen  ziemlich  gleichmäßig  verteilt.  Hervorzuheben  wären 
Messerschmiedewaren,  Eisenkurzwaren,  Eisenbahnmaterial,  Steingut,  In- 
strumente, Glaswaren,  Stiefel,  Spielzeug,  Färbesubstanzen,  Baumwollpro- 
dukte und  Kleidungsstücke.  Die  beiden  letzten  Artikel  kamen  hauptsäch- 
lich aus  England,  während  von  den  übrigen  ein  beträchtlicher  Teil  aus  anderen 
fremden  Ländern  stammte.  Eine  Zunahme  ist  zu  verzeichnen  für  Zucker 
und  Salz,  hervorgerufen  hauptsächlich  durch  die  Preissteigerung  dieser 
Artikel. 

Die  Einfuhr  aus  Indien  ist  in  Tabelle  No.  6  spezifiziert. 

Mit  Bezug  auf  Einfuhrverschiebungen  sind  in  erster  Linie  die  Bestre- 
bungen Japans  zu  nennen,  den  ehemals  deutschen  Einfuhrhandel  an  sich 
zu  reißen  und  die  Schwierigkeiten  Englands  und  der  anderen  kriegführenden 
Länder  auszunutzen.  So  haben  sich  die  Importe  aus  Japan  im  letzten  Jahre 
auf  über  11  Mill.  erhöht,  d.  i.  fast  das  Doppelte  von  1914/15  und  mehr  als 
jemals  vorher.  Da  die  Importe  aus  anderen  Ländern  bereits  vor  dem  Elriege 
erheblich  abgenommen  hatten,  repräsentiert  obige  Zahl  einen  größeren  Pro- 
zentsatz des  Gesamthandels  als  in  irgendeinem  früheren  Jahre.  Er  beträgt 
10,4  %  gegen  den  höchsten  vorher  erreichten  Anteil  von  7,9  %  für  1912/13. 
Die  Einfuhr  aus  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nahm  ebenfalls  ge- 
waltig zu,  namentlich  von  Automobilen,  Eisen-  und  Stahlwaren. 

Der  Grenzhandel  über  Land  nach  China  nahm  beträchtlich  zu, 
trotz  der  politischen  Unsicherheit  in  Yunnan,  der  chinesischen  Grenzprovinz. 
Die  Einfuhr  stieg  um  20%;  importiert  wurden  hauptsächlich  Silber,  dessen 
Wert  Ende  1915  gewaltig  stieg,  und  Seide,  die  das  Vorjahr  um  Rs.  88  000  über- 
stieg. Der  Durchfuhrhandel,  der  hauptsächlich  aus  englischen  Garnen  und 
Twist  sowie  deutschen  und  österreichischen  Stoffen,  von  denen  noch  gewisse 
Vorräte  vorhanden  waren,  bestand,  nahm  ab.  Es  treten  jetzt  japanische 
Artikel  an  Stelle  der  genannten  Produkte  (Pioneer  Mail  vom  12.  August 

^^^^)-  Leo   Ulrich, 

Deutscher  Konsul  für  Arakan,  Britisch  Birma  (z.  Zt.  Kiel). 


Finnlands  Außenhandel^).  Entsprechend  der  geringen  Volkszahl  und  zurück- 
gebliebenen wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Landes  ist  der  Außenhandel  Finnlands 
nur  von  geringer  Bedeutung,  macht  aber  an  sich  schnelle  Fortschritte;  der  Krieg 
hat  naturgemäß  einen  starken  Rückschlag  gebracht.  Die  Aus-  und  Einfulir  betrug 
seit  1860  (Tab.  1): 

^)  Statistisk  Arsbok  för  Finland  1915  und  frühere  Jahrgänge.  —  Frede- 
riksen,    La  Finlande  (Paris  1902). 
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I.   Die  fiunländißche  Ausfuhr  und  Einfuhr  von  1860  b  i  s  1914. 

(Wert  in  Mill.  finnl.  Mk.) 


Ausfuhr 

Einfuhr 

nach 
Rußland 

nach  dem 
Auslande 

Gesamt 

aus 
Rußland 

aus  dem 
Auslande 

Gesamt 

1860 

12,7 

10,0 

22,7 

15,3 

28,1 

43,4 

1870 

20,7 

23,5 

44,2 

22,0 

44,6 

66,6 

1875 

41,0 

44,4 

85,4 

68,3 

89,4 

157,7 

1880 

51,0 

72,1 

123,1 

57,5 

81,3 

138,8 

1885 

61,0 

28,9 

89,9 

75,3 

33,7 

109,0 

1890 

36,4 

56,0 

92,4 

46,5 

94,1 

140,6 

1895 

48,6 

94,3 

142,9 

50,4 

99,9 

150,3 

1900 

57.2 

140,5 

197,7 

99,2 

171,5 

270,7 

1905 

67,9 

179,9 

247,8 

94,5 

^12>,1 

268,2 

I9I0 

79,5 

210,6 

290,1 

109,7 

274,4 

384,1 

I9I3 

113,3 

291,5 

404,8 

139,5 

355,9 

495,4 

I9I4 

125,5 

159,7 

285,2 

144,5 

235,7 

380,2 

In  normalen  Zeiten  geht,  wie  die  Tabelle  zeigt,  über  ein  Viertel  der  Einfuhr 
nach  Bußland  und  kommt  über  ein  Viertel  daher.  Die  Bedeutung  des  nichtrussischen 
Auslandes  ist  aber  stark  angewachsen.  Insbesondere  ist  die  Ausfuhr  nach  Groß- 
britannien fast  an  die  Ausfuhr  nach  Rußland  herangelangt  und  hat  die  Einfuhr  aus 
Deutschland  diejenige  aus  Rußland  erheblich  überflügelt.  (Vgl.  Tab.  2.)  In  der  Aus- 
fulir  stand  Deutschland,  in  der  Einfuhr  Großbritannien  an  dritter  Stelle.  Im  Jahre 
1913  kamen  über  40  %  der  Einfuhr  aus  Deutschland. 

2.     Der    Außenhandel    Finnlands    1890 — 1914    nach    und    von 
den    wichtigsten   Ländern    (in  1000  finnl.  Mk.). 


1890 

1895 

1900 

1905 

1910 

1913 

1914 

Ausfuhr  nach 

Rußland  .... 

36363 

48650 

57167 

67935 

79496 

113  301 

125  457 

Schweden    .    .    . 

7174 

5  979 

7358 

7640 

II  642 

16768 

24  120 

Dänemark  .    .    . 

10959 

16489 

14894 

13  028 

9952 

II  916 

7323 

Deutschland   .    . 

5987 

10  017 

16784 

26  590 

34720 

52  151 

20937 

Niederlande    .    . 

2784 

5  222 

8246 

16  148 

12753 

20  997 

7532 

Belgien    .... 

I  280 

3406 

7  160 

12  024 

13903 

19  081 

8470 

Großbritannien  . 

17650 

36023 

57  773 

75  062 

85482 

108  565 

67499 

Frankreich  .    .    . 

4710 

II  076 

17525 

20  272 

24594 

38528 

14  013 

Einfuhr  aus 

Rußland  .... 

47256 

51  122 

100  834 

94  886 

110  263 

140  198 

145  097 

Schweden    .    .    . 

II  825 

9332 

13  103 

13  137 

19423 

27521 

40133 

Dänemark  .    .    . 

3384 

4436 

14762 

12  415 

20858 

29353 

17  616 

Deutschland   .    . 

44782 

52567 

89  900 

loi  288 

159  680 

202  535 

118  378 

Niederlande    .    . 

310 

171 

623 

301 

6  710 

10  412 

7964 

Belgien    .... 

1  347 

3700 

5  622 

6541 

6657 

8  040 

6  109 

Großbritannien  . 

23007 

19  269 

34144 

28  980 

45708 

60  660 

33619 

Frankreich  .    .    . 

I  494 

3293 

5  537 

4625 

5  754 

7  "3 

3486 
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Die  Ausfuhr  besteht  zu  mehr  als  der  Hälfte  in  Holz  und  Holzfabrikaten 
(Tab.  3).  An  zweiter  Stelle  kommt  die  Ausfuhr  von  Holzbrei,  Papier  und  Papier- 
fabrikaten; rechnet  man  beides  zusammen,  so  erhält  man  bereits  drei  Viertel  der  Ge- 
samtausfuhr.  Eine  erhebliche  Rolle  spielt  im  übrigen  nur  noch  die  Ausfuhr  von 
Meiereiprodukten,  Wild,  Fleisch-  und  Speckwaren. 


3.    Die   Ausfuhr   der  wichtigsten  Waren  aus   Finnland    1913 
und    1914    (in  finnl.  Mk.). 


%  der 

%  der 

I9I3 

Gesamt- 

1914 

Gesamt- 

ausfuhr 

ausfuhr 

227  339 

56,58 

118  515 

42,00 

71  273 

17,74 

65783 

23,31 

43637 

10,86 

40965 

14,52 

12  560 

3,13 

10  223 

3,62 

6  920 

1,72 

7  955 

2,82 

6  211 

1,55 

4441 

1,57 

6  191 

1,54 

6  180 

2,19 

5481 

1,37 

5  937 

2,10 

Holz  und  Holzfabrikate 

Holzbrei,  Papier,  Papierfabrikate     .    . 
Meiereiprodukte,  Wild,  Fleisch-  u.  Speck- 
waren      

Häute,  Felle  und  Fabrikate  daraus 

Gfowebe 

Mineralien,  Erden  und  Fabrikate  daraus 

Fische 

Lebende  Tiere 


An  Bauholz  wurden  1913:  7  381 744  cbm  im  Werte  von  214  569  000  finnl.  Mk.,  an 
Brennholz  1  066  449  cbm  im  Werte  von  4  266  000  finnl.  Mk.  ausgeführt ;  an  Meierei- 
produkten usw.:  16  575  500  1  (3  564  000  Mk.)  Müch  und  Rahm,  12  640  300  kg 
(35  270  000  Mk.)  Butter,  1  224  100  kg  (2  448  000  Mk.)  Käse,  1  511  800  kg  (1  445  000 
Mk.)  Fleisch  und  Speck,  59  500  kg  (6  803  000  Mk.)  Geflügel  und  Wüd. 

Die  Gewebe  gingen  1913  ausschließhch,  die  Mineralien  usw.  fast  ausschheß- 
lich  nach  Rußland.  Die  Ausfuhr  von  lebenden  Tieren  richtete  sich  größtenteils 
nach  Rußland  (4  189  000  Mk.),  im  übrigen  nach  Schweden  (1287  000),  ebenso 
diejenige  von  Fischen  (5  617  000  bzw.  565  000).  Holz  und  Holzfabrikate  gingen  nach 

Großbritannien  im  Werte  von  66  765  000  Mk. 


Frankreich 

Deutschland 

Niederlande 

Rußland 

Belgien 

Schweden 

Dänemark 


35  982  000 
32  132  000 
18  957  000 
18  386  000 
17  229  000 
8  147  000 
7  151  000 


Holzbrei,  Papier  usw.  ging  in  erster  Linie  nach  Rußland  (47  040  000 
Mk.),  femer  hauptsächlich  nach  England  (14  232  000  Mk.);  die  Meiereiprodukte 
usw.  hauptsächlich  nach  England  (26  445  000),  Rußland  (9  058  000),  Deutschland 
(6  671000);  die  Häute,  FeUe  usw.  nach  Rußland  (5  702  000),  Deutschland 
(3  812  000),  Dänemark  (2  213  000). 

Bei  der  Einfuhr  spielen  Getreide,  Getreideprodukte  und  Hülsenfrüchte 
(etwa  ^/s  der  Gesamteinfuhr)  sowie  Kolonialwaren  (^/lo  der  Gesamteinfuhr)  die 
bedeutendste  Rolle.    (Vgl.  Tab.  4.) 
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4.     Die    Einfuhr    der    wichtigsten    Waren    nach    Finnland 
1913    und    1914    (in  1000  finnl.  Mk.). 


%  der 

%  der 

I9I3 

Gesamt- 

1914 

Gesamt- 

einfuhr 

einfuhr 

99038 

19,99 

79050 

20,79 

55322 

11,17 

51  367 

13,51 

37210 

7,51 

25  889 

6,81 

33069 

6,68 

25568 

6,73 

29  462 

5,95 

13  529 

3,56 

27519 

5,55 

24  911 

6,55 

25826 

5,21 

17498 

4,60 

22  927 

4,63 

18085 

4,76 

22  140 

4,47 

12  137 

3,19 

17575 

3,55 

13  211 

3,48 

13657 

2,76 

13075 

3,44 

13548 

2,73 

9471 

2,49 

Getreide,    Gtetreidefabrikate,    Hülsen- 
früchte   

Kolonialwaren,  Gewürze 

Metalle  und  Fabrikate  daraus  .... 

Maschinen,  Motoren,  Apparate,  Werk- 
zeuge      

Mineralien,  Erden,  Fabrikate  daraus  . 

Textilstoffe 

Gewebe 

Lebende  Pflanzen,  Samen,  Pflanzenstoffe 

Häute,  Felle  imd  Waren  daraus  .    .    . 

öle,  Fette  imd  Waren  daraus    .... 

Gummi,  Guttapercha,  Harze  u.  Waren 
daraus 

Meiereiprodukte,    Wild,    Fleisch-    und 
Speckwaren 

Die  Einfuhr  von  Getreide  usw.  erfolgte  1913  größtenteils  aus  Deutschland 
(49  881000  Mk.)  und  Rußland  (37  834  000);  ebenso  von  Kolonialwaren  usw. 
(27  249  000  bzw.  23  483  000);  von  Metallen  usw.  (10  942  000  bzw.  5  705  000);  von 
Maschinen  vorzugsweise  aus  Deutschland  (15  661  000),  außerdem  aus  Schweden 
(7  048  000),  Großbritannien  (5  072  000) ;  von  Mineraüen  usw.  vorzugsweise  aus 
Großbritannien  (14  960  000),  femer  aus  Deutschland  (5  430  000),  Dänemark 
(3  199  000)  usw. ;  von  Spinnstoffen  aus  Deutschland  (12  981  000),  Großbritannien 
(9  407  000),  Rußland  (3  810  000);  von  Geweben  ebenso  (9  619  000  bzw.  4  507  000 
bzw.  7  879  000) ;  von  lebenden  Pflanzen  usw.  aus  Rußland  (13  834  000)  und  Deutsch- 
land (6  087  000);  von  Häuten  usw.  aus  Deutschland  (14  148  000);  von  ölen  usw. 
aus  Rußland  (11  254000);  von  Gummi  usw.  aus  Rußland  (5  233  000)  und  Deutsch- 
land (4  996  000);  von  Meiereiprodukten  usw.  aus  Rußland  (8  997  000).  — r. 
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Die  Kohlenschätze  der  Erde  und  ihre  Erschöpfung. 

Die  Steinkohle,  der  älteste  von  den  fossilen  Brennstoffen,  gehört  be- 
kanntlich dem  fünftältesten  Zeitalter  der  Erde  an,  dem  Karbon.  Sie  ent- 
stand in  der  sogenannten  Steinkohlenperiode,  der  die  Devon-,  die  Silur-, 
die  cambrische  Formation  und  das  Paläozoikum  vorausgegangen  w^aren. 
Das  Karbon  wird  hauptsächlich  gebildet  von  Kalksteinen,  Sandstein,  Schiefer- 
tou  und  Steinkohle.    Marine  Sedimente  wiegen  vor.    "Wie  sind  diese  Kohlen- 
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ablageruugen  entstanden?  Alle  aus  Pflanzenstoffen,  aus  Wäldern  von  Kala- 
miten,  Siegel-  und  Schuppenbäumen,  Schachtelhalmen  usw.  Von  der  Groß- 
artigkeit dieser  vorweltlichen  Vegetation  kann  man  sich  nur  schwer  eine 
Vorstellung  machen,  die  Steinkohlenlager  aber  bezeugen,  daß  sie  sich  riesig 
entwickelt  haben  muß.  Sie  war  auf  feuchten  Boden  angewiesen  und  benötigte 
eine  feuchtwarme  Temperatur  zum  Gredeihen.  Aus  dem  Vorhandensein 
großer  Steinkohlenlager  auf  Spitzbergen,  Nova  ja  Semlja,  sogar  auf  der  Mel- 
villeinsel  im  eisigsten  Nordamerika  ist  zu  schließen,  daß  damals  eine  bedeutend 
höhere  Jahrestemperatur  vorherrschend  gewesen  ist.  Die  Verteilung  der 
Wärme  auf  der  Erdoberfläche  dürfte  damals  noch  von  anderen  Ursachen 
als  gegenwärtig  abhängig  gewesen  sein,  wo  sie  fast  einzig  und  allein  von 
der  Sonne  geregelt  wird.  Spitzbergen  und  die  Melvilleinsel  hatten  damals 
mit  Mitteleuropa,  Zentralafrika,  Australien  und  Nordbrasilien  vermutlich 
das  gleiche  Klima,  das  aber  nicht  tropisch  gewesen  zu  sein  braucht.  Jeden- 
falls müssen  Nord-  und  Südpol  eine  andere  Lage  gehabt  haben. 

'■^Die  Flora  der  karbonischen  Periode  war  im  allgemeinen  eine  Morast- 
und  Strandvegetation,  welche  sich  auf  großen  Flächen  von  Marschland 
verbreitete.  Diese  üppige  Vegetation  brach  schließlich  einmal  zusammen, 
wurde  verschüttet  und  ,, verbrannte"  unter  Luftabschluß.  Heute  finden 
wir  sie  vor  in  Grestalt  unserer  Stein-  und  Braunkohlenflöze.  Der  Prozeß 
der  Kohlenbildung  ist  auch  heute  noch  nicht  abgeschlossen;  die  zahlreichen 
Torfmoore  beweisen  es. 

Da  die  fossilen  Vorräte  erklärlicherweise  nicht  unerschöpflich  sind, 
so  hat  man  schon  oft  Berechnungen  angestellt  über  ihre  mutmaßliche  Größe 
und  die  Dauer  ihres  Aushaltens.  Im  Laufe  der  Jahre  sind  natürlich  die 
Schätzungen  immer  höhere  geworden,  was  sich  aus  der  zunehmenden  Kennt- 
nis von  der  Ausdehnung  der  Lagerstätten  und  der  Flözablagerung  erklärt. 
Für  Deutschland  ergibt  sich  folgende  interessante  Steigerung  in  der  Schätzung. 
Im  Jahre  1846  gab  Berghauptmann  Jacob  den  Vorrat  der  deutschen 
Kohlenfelder  mit  11,1  Milliarden  t  an,  1858  Oberberghauptmann  v  o  n  D  e  - 
c  h  e  n  den  Vorrat  mit  35,0  Milliarden  t,  1900  Geh.  Bergrat  Dr.  Schultz 
mit  54,3  Milliarden  t,  1910  Landesgeologe  Dr.  K  r  u  s  c  h  mit  83,2  Milliar- 
den t,  1911  Prof.  Schwemann  mit  schon  201,7  Milliarden  t,  endlich 
hat  1913  der  Internationale  Geologenkongreß  in  Toronto  (Kanada)^)  die  ge- 
samte Kohlenfrage  sehr  eingehend  auf  Grund  der  von  den  einzelnen  Re- 
gierungen gegebenen  Unterlagen  erörtert,  wobei  für  Deutschland  bis  2000  m 
Tiefe  423,3  Milliarden  t  errechnet  wurden.  Das  dürfte  eher  noch  zu  niedrig  als 
zu  hoch  gegriffen  sein;  denn  die  nördliche  Grenze  des  Kohlengebirges  in 
Westfalen  ist  noch  gar  nicht  bekannt,  und  links  des  Rheins  nach  der  hollän- 
dischen Grenze  zu  werden  durch  Bohrungen  immer  umfangreichere  Schätze 
festgestellt,  an  denen  auch  Holland  teil  hat.  Außerdem  stellt  das  Ober- 
schlesische  Revier  mit  seinen  mächtigen  Flözen  das  reichste  Koh- 
lengebiet  der    Welt   dar.     (Fort8et2ning  des  Textes  S.  369*.) 


^)  Vgl.  „The  Goal  Resources  of  the  World",  publ.  by  Morang  &  Co.  Toronto, 
Kanada,  1913. 
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Die   Kohlenvorräte   der    Welt   (in  Mill.  Tonnen). 
Große  Übersicht. 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkohle 

Braunkohle 

Zusammen 

Ozeanien 

Asien 

Afrika 

Amerika 

Europa 

659 

407  637 

II  662 

22  542 

54346 

133  481 
760  098 

45123 

2  271  080 

693  162 

36270 
III  851 

1054 

2  811  906 

36682 

170  410 

I  279  586 

57839 

5  105  528 

784  190 

Zusammen 

496  846 

3  902  944 

2  997  763 

7  397  553 

Die   gesamten   Kohlenvorräte   der  Welt. 
Sichere  Vorräte  (in  Mill.  Tonnen). 


Klasse 

A 

B  u.  C 

D 

Ozeanien 

Asien 

99 

8895 

2 

675 

675 
13046 

2405 

II  310 

343 

29  161 

2  087 

31248 

236  716 

I  569 
297 
154 

384  968 

384  968 

24427 

4073 
20  502 

499 

416  891 

274  189 

Afrika 

Amerika: 

Nord 

Zentral 

Süd 

Europa 

Zusammen 

22717 

282  022 

411  415 

716  154 

Die   gesamten   Kohlenvorräte   der  Welt. 
Wahrscheinliche    und    mögliche    Vorräte  (in  Mill.  Tonnen). 


Klasse 

Zusammen 

A 

B  u.  C 

D 

Ozeanien 

Asien 

Afrika 

560 

398  742 

II  660 

21  167 

700 

131  076 

748  788 

44780 

2  210  521 

I 
29310 

34701 

III  554 

900 

2  426  934 
4 

166  337 

I  259  084 

57  340 

Amerika: 

Nord 

Zentral 

Süd 

Europa 

21  867 
41  300 

2  239  832 
456  446 

2  426  938 
12255 

4  688  637 
510  001 

Zusammen 

474  129 

3  620  922 

2  586  348 

6  681  399 
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Übersicht   derKohlenvorräte    von    Ozeanien  (in  Mill.  Tonnen). 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkohle 

Braunkohle 

Zusammen 

Austrahen 

Neuseeland 

Britisch  Nord-Borneo  .    . 
Niederländisch  Indien  .    . 
Philippinen 

659 

132  250 
911 

75 
240 

5 

32663 
2475 

I  071 
61 

165  572 
3386 

75 
13" 

66 

Total 

659 

133  481 

36270 

170  410 

Sichere  Vorräte     .    .    .    . 
Wahrscheinliche  Vorräte 

Gesamte  Vorräte     .    . 


4  073  Mill.  Tonnen 
166  337     „ 

170  410  Mill.  Tonnen 


Übersicht    der    Kohlenvorräte    von   Asien    (in  Mill.  Tonnen). 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkohle 

Braunkohle 

Zusammen 

Korea 

China 

Japan  

40 

387  464 

62 

68 

I 
20  002 

14 
607  523 

7130 

I  140 

66  034 

76399 
1858 

27 
600 

778 

107  844 
2  602 

81 

995  587 

7970 

I  208 

173  879 

20  002 

79  001 

I  858 

Mandschurei 

Sibirien 

Indo -China 

Indien 

Persien 

Total 

407  637 

760  098 

III  851 

I  279  586 

Sichere  Vorräte     ....        20  502  Mill.  Tonnen 
Wahrscheinliche  Vorräte.   1259084     ,,  ,, 


Gesamte  Vorräte 


1  279  586  MiU.  Tonnen. 


Übersicht    der    Kohlenvorräte    von    Afrika   (in  Mill.  Tonnen). 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkolile 

Braunkohle 

Zusammen 

Belgisch-Kongo      .... 

Süd-Nigerien 

Rhodesien 

Süd-Afrika 

2 
II  660 

90 

493 
44540 

900 
80 
74 

990 
80 

569 
56  200 

Total 

II  662 

45  123 

1054 

57839 

Sichere  Vorräte   .... 
Wahrscheinliche  Vorräte 

Gesamte  Vorräte  .    . 


499  Mill.  Tonnen 
57  340      »  .. 

57  839  Mül.  Tonnen. 
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Übersicht    der    Ko  h  1  e  n  v  o  r  r  ä  t  e    von    Nord 
Zentral-Amerika.     (In  Mill.  Tonnen.) 


und 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkohle 

Braunkohle 

Zusammen 

Neufundland 

Kanada   

Vereinigte  Staaten    .    .    . 
Zentral-Amerika    .... 

2158 
19  684 

500 
283  661 

I  955  521 

I 

948  450 
I  863  452 

4 

500 

I  234  269 

3  838  657 

5 

Total 

21  842 

2  239  683 

2  811  906 

5  073  431 

Übersicht    der    Kohlenvorräte    von    Süd-Amerika 

Columbien 

Venezuela 

Peru 


Argentinien 
Chile    .    .    . 


Total 


700 


700 


27  000 
5 

I  339 
5 

3048 


31  397 


27  000 

5 
2039 

5 

3048 


32097 


Süd-Amerika 


Sichere  Vorräte 2  087  MiU.  Tonnen 

Wahrscheinüche  Vorräte.    .    30010      „  ,, 


Gtesamte  Vorräte 


32  097  Mül.  Tonnen. 


Übersicht    der    Kohlenvorräte    von    Europa. 
(In  Mill.  Tonnen.) 


Klasse  A 

Klasse  B  u.  C 

Klasse  D 

Anthrazit 

Bituminöse 
und  magere 
Steinkohle 

Braunkohle 

Zusammen 

Großbritannien  u.  Irland 

Portugal 

Spanien 

Frankreich 

Italien 

Griechenland 

Bulgarien 

Dänemark 

Niederlande 

Belgien 

Deutschland 

Ungarn 

Österreich 

Bosnien  u.  Herzegowina 

Serbien 

Rumänien 

Schweden 

Europäisches  Rußland.    . 
Spitzbergen 

II  357 
20 

I  635 

3271 

144 

320 
37  599 

178  176 

6366 
12680 

30 

4  082 

II  000 

409  975 

113 

40  982 

45 

114 

20  849 

8750 

767 
I  632 

99 

40 

358 

50 

13  381 

I  604 

12  894 

3676 

484 

39 

1658 

189  533 

20 

8768 

17583 

243 

40 

388 

50 

4402 

II  000 

423  356 

1717 

53876 

3676 

529 

39 

114 

60  106 

8750 

Total 

54346 

693  162 

36682 

784  190 
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2.  Übersicht  der  Kohlenvorräte  von  Ozeanien  (in  Mill.  Tonnen) 
geordnet  nach  der  Zuverlässigkeit  der  Vorräte. 


Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Zu- 

Klasse 

Klasse 

sam- 

A 

B  u.  C 

D 

A 

B  u.  C 

D 

men 

Australien: 
Neu-Süd-Wales    .    .    . 

Viktoria 

Klrönland 

Tasmanien 

West-Australien  .    .    . 

99 

B      40 
B1766 
C     165 

66 
153 

560 

B  118  439 
B           12 
B     II  oii 

c       751 

B           65 
C             i 

31  "4 
800 

500 

Neuseeland 

Britisch  Nord-Borneo. 
Niederländ.  Indien 
Philippinen 

99 

1971 
B      26 
C    363 
C        5 
C      40 

219 

612 

734 
4 

560 

130279 
B          99 
C         423 
C           70 
C          200 
B             5 

32414 
I  863 

337 

57 

165  542 

3386 

75 

1311 

66 

Zusammen 

99 

2405 

1569 

560 

131  076 

34671 

170  380 

2.  Übersicht 

der 

Koh  le  n  VO  r  r  ä  t  e    von    Asien 

(in  Mill 

.  Tonnen). 

Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Zu- 

Klasse 

Klasse 

sammen 

A 

B  u.  C 

D 

A 

B  u.  C 

D 

Korea    .... 

7 

I 

5 

33 

B            4 

C             9 

22 

81 

China: 

ChUi 

6785 

B6201 
C    292 

3242 

B      5490 
C         658 

Shantung  .    .    . 

1360 

B2842 

640 

B      2  241 

Shansi   . 

240 

B    123 

299  760 

B  414  217 

Shensi    . 

B      1 050 

Kansu    . 

B      5 129 

Honan  . 

6575 

B      2  700 

Kiangsu 

10 

Anhui    . 

B         187 

Hupei    . 

B         117 

Chekiang 

18 

B            6 

Chekiang 

C         120 

Eaangsi 

B   325 

B      3  070 

Fukien  . 

80 

Kuantung 

498 

256 

B         255 

Kuangsi 

B         500 

Hunan  . 

48  000 

B    42  000 

Szechuan 

20  000 

B    60  000 

500 

Kueichou 

B    30  000 

Yunnan. 

B    30  000 

100 

8883 

9783 

378  581 

597  740 

600 

995  587 
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(Fortsetzung.) 


Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Zu- 

Klasse 

Klasse 

sammen 

A 

B  u.  C 

D 

A 

B  u.  C 

D 

Übertrag: 

8883 

9783 

378  581 

597  740 

600 

995  587 

Japan: 

Mesozoisch    .    . 

4 

37 

B            5 

Tertiär  .    . 

C             5 

Karafuto   . 

C      17 

C        I  345 

Hokkaido  . 

c    336 

C       2  106 

233 

Honsu    .    . 

I 

C        I 

67 

20 

C             14 

478 

Rjoishu 

c    542 

C       2374 

Paiwau  .    . 

C           385 

5 

C    896 

67 

57 

6234 

711 

7970 

Mandschurei.    . 

B     31 
C    378 

68 

B         223 

C          508 

I  208 

Sibirien      .    .    . 

I 

B     66  034 

107  844 

173  879 

Indo-Cliina   .    . 

20  002 

20  002 

Indien: 

Bengal,  Bihar  u. 

Orissa    .    .    . 

B     48 

B    53  037 
C         210 

Zentral-Indien 

B    22657 

Zentr. -Provinz» 

B     24 
C      30 

222 

B         246 

2327 

Mesozoisch    .    . 

C    119 

3 

C           28 

50 

Tertiär  .... 

C    221 

225 

76  178 

2377 

79  001 

Persien  .... 

B      I  858 

I  858 

Zusamn 

len 

8883 

II  309 

292 

398  709 

748  775 

III  532 

I  279  586 

2.  Übersicht   der   Kohlenvorräte   von   Afrika   (in  Mill.  Tonnen). 


Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Zu- 

Klasse 

Klasse 

sam- 

A 

B  u.  C 

D 

A 

B  u.  C 

D 

men 

Belgisch  Kongo  .    .    . 
Süd-Nigerien    .... 
Rhodesien 

Südafrika: 
Transvaal      

Natal 

Zululand 

Orange-Freistaat,  Kap, 
Basutoland,  Swaziland 

2 

B    306 
C      37 

80 
74 

4700 
6  000 

960 

B         90 

B        119 
C         31 

B  28  800 
C     7  200 
B    4  600 

B    2880 

C       960 

44540 

900 

900 
80 

569 
56  200 

Gesamt 

2 

343 

154 

II  660 

44780 

900 

57839 

366* 
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Kohlenvorräte    von    Nord-    und    Zentral -Amerika. 
(In  MilL  Tonnen.) 


Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Klasse 

Klasse 

Grcsamt 

A         B  u.  C           D 

A           B  u.  C 

D 

^Neufundland 

Canada: 
Neu  Scotia     ..... 

Neu  Brunswick     .    .    . 

Ontario 

Manitoba 

Saskatschewan  .... 

Alberta    

Britisch  Columbien  .    . 

Yukon 

Nord -West  Territories . 
Arctic 

668 

7 

B    2138 
C         50 

B    3  209 

B  23764 

384  908 
60 

100 
I  343 

40 

500 

B      7  511 
C           20 
B         151 

B  194883 
B    43  925 
C       1 800 
B         210 

6  000 

25 

160 

57400 

491  271 

5  136 

4  690 
4  800 

500 

Vereinigte  Staaten: 

Osten 

Innen 

Golf 

Nördliche  Gebiete.    .    . 
R.  Mountains  u.  Küste 
Tiefer  liegende  Kohle  . 
Alaska 

675 

29  161 

384968 

1483 

16  906 
363 

484 
I  931 

254  500 

494  454 
478  232 

41  106 

335  460 

604  900 

I  369 

563  482 

20952 

I  134  000 

692  207 

16  293 

I  234  269 

f^  Zentral- Amerika: 
Honduras 

19  684 

I  955  521 

I 

I 

I  863  452 

4 

4 

3  838  657 
5 

Gesamt 

675 

29  161 

384  968 

21  167 

2  210  023 

2  426  938 

5  073  431 

2.  Übersicht    der    Kohlenvorräte    von   Süd-Amerika. 

(In  Mill.  Tonnen.) 


Sichere  Vorräte 

Wahrscheinliche  Vorräte 

Zu- 

Klasse 

Klasse 

sam- 

A 

B  u.  C 

D 

A 

B  u.  C 

D 

men 

Columbien 

Venezuela 

Peru 

Argentinien     .... 
Chüe 

B        5 

C  2082 

700 

B  27  000 

5 

B    I  339 

C        966 

27  000 

5 
2039 

5 
3048 

Gesamt 

2087 

700 

29  310 

32097 
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2,  Übersicht    der    Kohlenvorräte    von    Europa    (in  Mill.  Tonnen). 


Sichere  Vorräte 


Klasse 


B  u.  C 


D 


Wahrscheinliche  Vorräte 


Klasse 


B  u.  C 


D 


Zusam- 
men 


Großbritannien  u.  Irland: 

England 

Wales 

Scliottland 

Irland 

Portugal 

Spanien: 

Asturien 

Andere  Gebiete      .    .    . 

Frankreich: 

Ardennen    

Osten 

Zentralmassif     .    .    .    . 

Alpen 

Braunkohlenfelder  .  . 

Italien: 
Anthrazite 

Griechenland 

Bulgarien 

Dänemark: 

Faroer   

Niederlande: 

Süd-Limburg 


Belgien: 


8672 
2  500 

172 


II  344 
20 

I  008 

42 


I  050 


520 


59 

2 


581 

I 


50 


50 


B  79  869 

B  31  402 

B  18876 

B  8 


13 


130  155 


B  2  016 

C  2  016 

B  358 

C  386 


394 


13 

148 
437 


4776 

B  2  600 
C  670 
B     3 


394 


2 

233 
114 


585 
I  690 


7 
890 

103 


301 


3  622 


301 


I 

50 


2  690 
143 


51 
10 


143 


159 


145 
125 


159 


270 


46030 

195 

1685 


296 
296 

5Ö7 
431 


I  590 

6  260 
420 

13 

630 

24 

I  079 

632 


30 


I  698 
320 

I  640 
265 


3923 


B  700 
B  1 000 
B   3  000 


373 


373 


1331 


9058   1331 


28 
20 


30 
358 

50 
50 
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(Fortsetzung. 


Sichere  Vorräte 


Klasse 


B  u.  C 


D 


Wahrscheinliche  Vorräte 


Klasse 


B  u.  C 


D 


Zu- 
sammen 


Deutschland : 
Saargebiet  .    .    . 
Westfalen    .    .    . 
Mittel-Schlesien 
Oberschlesien 
Sachsen   .... 
Links  des  Rheins 
Andere  Gebiete 
Norddeutschland 
Bayern    .... 
Hessen    .... 


Ungarn: 


Österreich: 

Alpen 

Tertiäres  Niederland    . 
Böhmen,  Schlesien,  Ga- 

lizien 

Dalmatien 

Tiefbohrungen    .... 

Bosnien  u.   Herzegowina: 

Serbien 

Rumänien 

Schweden 

Rußland: 

Moskau 

Doujetz 

Südwesten 

Ural 

Kaukasus 

Spitzbergen 

Gesamt 


B,  C  i6  548 
B.  C  56  344 
B  718 
B  10325 
B  225 
B  10  458 
B    247 


94865 


B 


4 
B      3 

B   2  967 


2  970 


B 


2 
106 


57 


3  000 


6  069 

75 
169 


9313 

3 

343 


354 

353 
170 

II  707 

I 


12  231 


850 
850 


I  700 

58 
3 


B,  C  157  222 
B  2  226 
B  155  662 


315  110 

3 
106 


109 

7 

25410 
12595 


38  012 


37  599 


57 


13  046  [   236  716  24  427 


37  599 


43 
8 

2525 
18  014 

253 


B 


20  792 
8750 


3676 

293 

99 


4068 


22 

3 

IIOI 

124 


1250 
107 

80 

463 
13 


41  300  I   456  446  12255  I  784  190 


363 

I 

475 
1500 


1976 

426 

36 


1578 
43 
25 


1646 


423  356 


I  717 


53876 


3676 

529 

39 

114 


60  106 

8750 
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Mit  Bestimmtheit  muß  angenommen  werden,  daß  Deutschlands  Kohlen- 
schätze noch  mindestens  1500  Jahre  ausreichen.  In  300,  spätestens  400  Jahren 
dagegen  wird  England  vor  dem  Nichts  in  bezug  auf  seine  Kohlenvorräte 
stehen.  Nach  den  von  der  englischen  Regierung  dem  letzten  Geologen- 
kongreß in  Toronto  zur  Verfügung  gestellten  Schätzungsziffern,  die  aus 
den  Tabellen  dieser  Abhandlung  zu  ersehen  sind,  werden  zwar  für  Groß- 
britannien und  Irland  noch  rund  190  Milliarden  t  Vorräte  an  Stein- 
kohle errechnet,  in  Fachkreisen  wird  diese  Zahl  jedoch  fast  allgemein  als 
Schönfärberei  angesehen.  England  ,glaubt',  daß  sich  an  einigen  Stellen 
in  schon  recht  erheblichen  Tiefen  noch  Kohlenflöze  befinden,  hat  aber  dafür 
durchaus  keinen  irgendwie  zuverlässigen  Anhalt.  Es  bleibt  dabei:  Englands 
Kohlenschätze  sind,  hält  der  Umfang  seiner  heutigen  Kohlenförderung  an, 
imd  diese  Notwendigkeit  besteht  zur  Aufrechterhaltung  der  wirtschaftlichen 
Machtstellung  Englands,  in  spätestens  400  Jahren  aufgebraucht. 

Frankreich  hat  sie,  bleibt  es  selbst  im  Vollbesitz  seiner  Felder  vor  Be- 
ginn des  Weltkrieges,  schon  wesentlich  früher  erschöpft.  Sein  Kohlenvorrat 
ist  laut  Ziffern  aus  Toronto  recht  zuverlässig  mit  17 14  Milliarden  t  einge- 
schätzt, das  ist  der  11.  Teil  des  englischen  und  hoch  gerechnet  der 
25.  Teil  des  deutschen. 

Ins  Gewicht  fallende  Kohlenvorräte  besitzen  außer  Deutschland  imd 
England  auf  europäischem  Gebiete  eigentlich  nur  noch  Rußland  und  Öster- 
reich-Ungarn, beide  ungefähr  in  gleicher  Höhe,  ersteres  etwa  60  Milliarden, 
letzteres  etwa  59  Milliarden  t.  Davon  wird  aber  Rußland  den  oberschlesi- 
schen  Anteil  künftig  ganz  verlieren.  Italien  dagegen  zählt  als  Kohlenland 
im  gesamten  Weltvorrate  gar  nicht  mit.  Seine  hoch  geschätzten  Vorräte 
betragen  kaum  2 14  Hundert  Mill.  t,  womit  es  noch  hinter  denen  Bulgariens 
vor  seinem  letzten  Kriege  gegen  die  Türkei  zurücksteht.  Als  Kohlenprodu- 
zenten für  das  europäische  Wirtschaftsleben  kommen  nur  noch  in  Betracht 
Belgien  mit  rund  11  Milliarden,  Spanien  mit  rund  8  Milliarden,  die  Nieder- 
lande mit  4  V2  Milliarden  tmd  endlich  noch  Spitzbergen  mit  fast  8  Milliarden  t 
Vorräten.  Im  Weltkriege  hat  sich  erneut  die  Aufmerksamkeit  mehrerer 
Staaten  (Rußland,  Dänemark,  Norwegen)  auf  dieses  Kohlengebiet  gerichtet. 
Neue  Zechen  sind  im  Entstehen  begriffen.  Serbien  besaß  vor  dem  Welt- 
kriege über   Yi  Milliarde  geschätzte  Tonnen. 

Obenan  steht  Deutschland  mit  vorsichtig  geschätzten  423  Milliarden  t, 
die  sicher  zu  niedrig  gegriffen  sind. 

Weit  zurück  steht  aber  der  gesamte  europäische  Kohlenvorrat  noch 
hinter  dem  Asiens  und  Nordamerikas.  Dort  werden  noch  1279  Milliarden, 
auf  dem  nordamerikanischen  Kontinent  sogar  noch  5100  Milliarden  t  Kohle 
angenommen.  China  allein  besitzt  sicherlich  noch  annähernd  1000  Milli- 
arden t,  die  nordamerikanische  Union  fast  4000  Milliarden  t.  Viel  ärmer  an 
Kohlenschätzen  ist  dagegen  Ozeanien  (das  australische  Festland  und  Insel- 
gebiet) mit  etwa  170  Milliarden,  noch  ärmer  Afrika  mit  57  Milliarden  und 
am  ärmsten  Südamerika  mit  32  Milliarden  t  Vorräten. 

Der  Weltvorrat  an  Kohle  wurde  auf  dem  Geologenkongreß  in 
Toronto  auf  rund  7400  Milliarden  geschätzt.    Nimmt  man  diese  Summe  als 

WeltwlrtBohaftUchea  Arohiv  Bd.  X.  XXV 


370*  Chronik  und  Archivalien. 

endgültig  feststehend  an,  so  könnte  man  mit  dem  gesamten  Kohlenvorrate 
der  Erde  nocli  etwa  6000  Jahre  auskommen,  würde  der  Gresamtverbrauch 
auf  der  Erde  mit  rund  1,3  Milliarden  t  wie  im  Jahre  1913  beibehalten. 
Nun  ist  zwar  als  sicher  anzunehmen,  daß  der  Verbrauch  noch  zunimmt; 
andererseits  aber  werden  in  dem  ungeheueren  asiatischen  und  nordameri- 
kanischen Ländergebiet  auch  noch  weitere  Kohlenlagerstätten  aufge- 
funden werden. 

Auf  jeden  Fall  aber  wird  im  Jahre  2500  auf  europäischem  Boden  nur 
noch  Deutschland  eigene  Kohlenvorräte  besitzen,  im  Jahre  3000  jedoch 
ebenfalls  fast  völlig  davon  entblößt  sein;  denn  es  hat  inzwischen  auch  an 
seine  Nachbarn  in  verstärktem  Maße  abgegeben.  Wird  dann  Ersatz  ge- 
funden sein? 

Diesen  der  Menschheit  zu  bieten,  dazu  dürfte  zunächst  die  Elektrizität 
berufen  sein,  sofern  es  gelingt,  ihre  Erzeugung  von  der  Kohle  als  Antriebs- 
kraft  unabhängig  zu  machen. 

Während  des  Weltkrieges  soll  der  ungarische  Chemiker  Dr.  Alexan- 
der Just,  der  Erfinder  der  Justlampe,  eine  Erfindung  gemacht  haben, 
bei  der  es  sich  um  nichts  Geringeres  als  um  eine  dauernde  elektrische  Kraft- 
quelle handelt.  Es  wurde  gemeldet,  daß  Dr.  Just  ein  Starkstromelement 
aus  Kohle  und  Eisen  erfunden  habe,  das  sich  im  Ruhezustand  durch  den 
Luftsauerstoff  —  also  ein  sehr  billiges  Mittel  —  in  kurzer  Zeit  von  selbst 
erneuere.  Die  Nachricht  von  dieser  Erfindung  entstammt  aber  nur  Zeitungs- 
korrespondenzen und  ist  auch  wohl  nicht  ernst  zu  nehmen.  Immerhin  zeigt 
die  Nachricht  doch  den  Weg,  der  beschritten  werden  muß,  um  uns  von 
der  Kohle  mit  der  Zeit  unabhängig  zu  machen.  — 

Ein  übersichtliches  Bild  von  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Schätzung 
der  Kohlenvorräte  der  Welt  hat  der  letzte  internationale  Geologenkongreß 
in  Toronto  geschaffen  und  in  dem  umfangreichen  Werke  „The  Goal  Resources 
of  the  World"  1913  niedergelegt.  Die  darin  aufgestellten  Tabellen  wurden 
bei  der  Anfertigung  der  obenstehenden  Übersichten  benutzt.  Rechnerische 
Unstimmigkeiten  der  Quelle  sind  berichtigt. 

Gotthard    Würfel   (Brüssel). 


Die  Preisbewegung  des  Olivenöls  in  Tunis  von  1911  bis  1916.    Die  „C  h  a  m  - 

bre  mixte  du  Centre"  veröffentlicht  eine  Statistik  über  die  Preisbewegung 
des  tunesischen  Olivenöls  von  1911  bis  1916^),  die  nach  den  Marktpreisen  des  tune- 
sischen Hafenplatzes  S  o  u  s  s  e  angefertigt  wurde.  Aus  ihr  ist  ersichtlich,  daß 
der  Preis  des  tunesischen  Olivenöls  während  des  Krieges  in  erster,  vor  allem  aber 
in  zweiter  Auspressung  gestiegen  ist.  Bezüglich  der  Preiserhöhung  des  Öles  zweiter 
Auspresßung  und  des  sogenannten  Masseri-Produktes,  das  die  geringwertigste 
Marktware  darstellte,  ist  zu  berücksichtigen,  daß  einerseits  die  angebotene  Waren- 
menge eine  Verringerung  erfahren  hat  und  daß  andererseits  durch  verbesserte 
Auspressungsverfahren  die  Qualität  gehoben  ist. 


^)  Mitgeteilt  im  „Bulletin  des  Halles"  vom  i6.  Februar  1917. 
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Preis  des  tunesischen  Olivenöls  in  Sousse   (Tunis)  von   1911   bis   1916 

(Frcs,  für  100  kg). 


I.  Aus- 

2. Aus- 

Massen 

I.  Aue- 

2. Aus- 

Massen 

pressung 

pressxmg 

pressung 

pressung 

1911 

1914 

I.  Viertel 

135—155 

130—150 

128 — 140 

I. 

Viertel 

124 — 140 

114— 135 

100 112 

2. 

130—145 

126 — 140 

125—136 

2. 

>» 

125—133 

117—124 

108 — 115 

3- 

130—145 

125—138 

130—132 

3. 

„ 

115—132 

108 — 127 

100 — 122 

4- 

100 — 140 

95—135 

— 

4- 

" 

90 — 125 

80 — 112 

75—107 

1912 

1915 

I.  Viertel 

110 — 120 

105 112 

92—113 

1. 

Viertel 

loo — 118 

95—140 

90 HO 

2. 

115— 128 

110 118 

loo — 108 

2. 

„ 

108—133 

108—128 

98 — 126 

3. 

125—140 

116 130 

112 — 124 

3- 

„ 

127—147 

125 — 142 

120 — 136 

4- 

130 — 160 

125—145 

110 — 118 

4- 

" 

126 — 156 

118 — 146 

117 — 136 

1913 

1916 

I.  Viertel 

125 — 150 

115—140 

95—103 

I. 

Viertel 

137—152 

130 — 140 

122 — 136 

2. 

110 — 132 

100 125 

85—95 

2. 

>> 

138—145 

134—139 

128—138 

3- 

100 — 125 

88—115 

84 — 90 

3- 

>> 

138 — 160 

135—153 

130—148 

4- 

108—135 

95—132 

82 — 110 

4- 

>> 

130 — 165 

125 — 162 

116 160 

k. 

VI. 

Wirtsdiaftlidie  Unternehmungen  und  Technik 

des  Geschäftslebens. 


Neugründungen  von  Aktiengesellsdiaften  in  Spanien 
im  Jahre  1916^). 

Gegenüber  dem  Jahre  1915  herrschte  in  Spanien  im  Jahre  1916  auf 
dem  Gebiete  der  Neugriindungen  eine  große  Tätigkeit.  Das  Kapital  wandte 
sich  hauptsächlich  jenen  Industrien  zu,  die  aus  Anlaß  des  Krieges  für  das 
Ausland  arbeiten  und  die  aus  demselben  Grunde  ausländische  Waren  nicht 
importieren  können,  wie  z.  B.  die  elektrische,  chemische  und  metallurgische 
Industrie;  ferner  wurden  bei  der  Kapitalanlage  solche  Unternehmungen 
bevorzugt,  die  einen  erheblichen  Gewinn  erwarten  lassen,  wie  Schiffahrts- 
gesellschaften  und  Kohlenbergwerke.  Insgesamt  sind  1916  ca.  145  Mill. 
Pesetas  in  neuen  Aktiengesellschaften  gegen  ca.  45  Mill.  im  vorhergehenden 
Jahre  angelegt  worden.  Barcelona  steht  an  erster  Stelle  mit  27,2  Mill.  und 
174  Gesellschaften,  dann  folgen  Madrid  mit  18,8  Mill.  und  36  Gesellschaften, 
Vizcaya  mit  17,8  Mill.  und  12  Gesellschaften,  und  der  Rest  verteilt  sich 
auf  die  übrigen  Provinzen,  in  denen  17  neue  Unternehmungen  begründet 
wurden. 


^)  VgL  Revista  de  Economia  y  Hacienda,  Madrid,  6.  Januar  1917  und  Boletia 
del  Ceutro  de  Information  Comercial,  Madrid,  25,  Januar  1917. 
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Nachfolgende  Tabelle  gibt  ein  Bild  von  dem  in  den  Jahren  1909  bis  1916 
angelegten  Kapital: 

Anlagekapital   der   in   Spanien   vom   Jahre    1909 
biß    1916   gegründeten    Aktiengesellschaften. 


Jahr 

Spanisches 
Kapital 
Pesetas 

Ausländisches 
Kapital 
Pesetas 

Gresamtsumme 
Pesetas 

1909 
1910 
1911 
1912 
1913 
1914 
1915 
1916 

113  667  000 
86  049  000 

175  000  000 
48  000  000 

Ii8  585  500 

52  395  300 
44  908  000 

144  977  300 

53  316  000 
74  850  000 
73  305  000 
93  120  000 
62  485  000 
23  350  000 

166  983  000 
160  899  000 
248  305  000 
141  120  000 
181  070  500 
75  745  300 
44  908  000 

144  977  300 

Naturgemäß  ist  ausländisches  Kapital  in  den  beiden  letzten  Jahren 
nicht  investiert  worden.  Von  einem  Eindringen  amerikanischen  Kapitals, 
in  Spanien  ist  viel  die  Eede  gewesen,  jedoch  ist  nirgends  ein  Unter- 
nehmen mit  amerikanischem  Greld  finanziert  worden.  In  der  nachstehenden 
Tabelle  sind  die  im  Jahre  1916  gegründeten  größeren  Aktiengesellschaften 
mit  Sitz  und  Kapital  aufgeführt: 

Die   im   Jahre    1916   gegründeten   Aktiengesellschaften. 


Aktiengesellschaften 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


Banco  Colonial  Espanol  del  Golfo  de  Guinea     .    .    . 

Sociedad  Espanola  de  Oxides  y  Pintxiras 

Sociedad  anönima  Julia 

S.  A.  Termas  Pallar6s 

El  Imparcial 

Sindicato  Nacional  de  Cr6ditos  y  Depösitos    .... 

Sondeos,  Aguas  y  Riegos 

S.  A.  Forj6 

Caja  de  Cr6dito  Agricola  de  la  Asociaciön  de  Agri- 

cultores    

Sindicato  de  Promociön  de  Negocios  industriales  y 

financieros 

Vidriera  Castellana 

Productos  Refractarios  y  de  gres 

Talleres  de  Madrid 

Cia.  del  Gramöfono,  S.  A 

F&brica  Madrilena  de  Productos  Quimicos 

Radio -Electron,  S.  A 

La  Cuchilleria  Mecdnica 

Electrotöcnica  Hispano-Americana 

Electro-mecdnica  Aster 

Compania  de  Industria  de  Minas 

Maritima  Vizcaina,  CA. 

Compa&ia  de  Navegaciön  Begofia 

La  Constructora  Bilbaina 


Madrid 


Bilbao 


5  000  000 
3  500  000 
3  000  000 
I  500  000 
I  500  000 
I  500  000 
500  000 
500  000 

250  000 

250  000 
250  00a 
250  000 
250  000 
150  000 
120  000 
100  000 
IOC  000 
100  000 
100  000 

ICD  000 

9  000  000 
3  350  000 
3  000  000 
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Aktiengesellschaften 


Kapital 
Pesetas 


Compaflia  del  vapor  Lucienne 

Sociedad  anönima  El  Desestafio 

Compafiia  Carbonifera  de  la  Magdalena 

Compania  anönima  Lauri 

Sociedad  anönima  Metalaria  General  y  Artfstica   . 

Sociedad  anönima  Talleres  de  Guernica 

Sociedad  anönima  Aceros  de  Elorrieta 

Compafiia  General  de  Carbones,  S.  A. 

Minas  del  Priorato,  S.  A 

Compania  Comercial  Trasatl4ntica 

Sociedad  anönima  Clausolles 

Hilatura  Ricart,  S.  A 

Sociedad  anönima  Naviera  Espafiola 

Altos  Homos  de  Cataluüa,  S.  A. 

Industrias  Marull,  S.  A 

Electra  Isaac  Matas 

Industrias  Siderürgicas 

Depösito  de  carbones  de  Bilbao 

Material  y  obras,  S.  A. 

Anönima  Prieto 

Cia.  Espafiola  Expendedora  de  periödicos    .... 

Sociedad  anönima  Ballarin 

Astilleros  Cardona,  S.  A. 

Antonio  Caubet,  S.  A 

La  Industria  Lechera 

Industrias  Reunidas  Nicoion,  S.  A 

S.  A.  de  Construcciones  Agricolas  ö  Industriales    . 

La  Estambrera 

Azufrina  y  Productos  quimicos,  S.  A. 

La  Nutritiva 

La  Anönima  Industrial  Ib6rica 

La  Mutualidad  Industrial,  S.  A 

Lämparas  Pinös,  S.  A 

E16ctrica  de  Mora  la  Nueva 

La  Industria  Mecanica,  S.  A 

Produccion  Earmac6utica  Espafiola 

Productos  quimicos  Moncada 

Sociedad  minera  del  Caudal  y  del  Aller 

Cia.  del  Tranvia  elöctrico  de  Avilös 

Carbones  de  la  Sierra  de  Burgos 

Talleres  de  Palencia 

Sociedad  anönima  Agricola  Industrial  Navarra  .    .    . 

Sociedad  anönima  Cupriol 

Sindicato  de  Viticultores  de  Tarragona ■ 

Electrica  Rotefia 

La  Iniciadora  de  Granada 

Banco  de  Jaön    

Sociedad  minera  Teulön 

Hotel  Real  de  Santander 

Compafiias  Vidrieras  Cant&bricas  (fusiön) 

La  torestal  Espinariega 

Compafiia   Trasmediterr&nea   (fusiön  de   varias   Em 

presas)     

Docks  comerciales  de  Valencia 


Bilbao 


Guernica 
Elorrieta 
Barcelona 


Barcelona- 
Palamös 

>» 
Barcelona 


Gijön 

Avilös 

Burgos 

Palencia 

Pamplona 

» 
Tarragona 

Rota 
Granada 

Jaön 
Cartagena 
Santander 

Remora 
El  Espinar 

Valencia 


700  000 
300  000 
290  000 
1 50  000 
100  000 
5  000  000 

4  000  000 

5  000  000 
3  000  000 
2  500  000 
I  500  000 
I  500  000 
I  000  000 
I  000  000 
I  000  000 
I  000  000 

750  000 

500  000 

500  000 

500  000 

500  000 

470  000 

250  000 

250  000 

250  000 

250  000 

250  000 

225  000 

175  000 

IOC  000 

IOC  000 

100  000 

IOC  000 

100  000 

IOC  000 

IOC  000 

78  000 

5  000  000 

I  250  000 

600  000 

I  500  000 

5  000  000 

500  000 

500  000 

250  000 

I  500  000 

5  000  000 

50  000 

I  750  000 

3  000  000 

140  000 

100  000  000 
5  000  000 
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In  metallurgischen  Gesellschaften  sind  folgende  Kapitalien  angelegt  worden^) : 

Die    im    Jahre    1916    gegründeten    metallurgischen 
Gesellschaften. 


Metallurgische  Gesellschaften 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


Talleres  de  Madrid 

La  Cuchilleria  Mecanica 

Talleres  de  Guernica      

Aceros  de  Elorrieta 

El  Desestano 

Metalaria  General  y  Artistica 

Altes  Homos  de  Cataluüa 

Industrias  MaruU,  S.  A 

Industrias  Siderürgicas 

S.  A.  Ballarin 

S.  A.  Construcciones  Agricolas  6  Industriales 

La  Industria  Mecanica 

Industrias  y  Manufacturas 

Fundiciones  Coli  Blanch 

Anönima  de  Velocipedia 

La  Industrial  Metalürgica 

Vasaco,  S.  A 

DIaz  y  Parera,  S.  A 

Anönima  Industria  Ibörica 

Ciclos  Montpeo,  S.  A 

Sindicato  Metalürgico 

La  Industria  Espafiola 

Talleres  de  Palencia 


Madrid 

»> 
Guernica 
Elorietta 

Bilbao 

» 
Barcelona 


Palencia 


250  000 

100  000 

500  000 

400  000 

300  000 

100  000 

I  000  000 

I  000  000 

750  000 

470  000 

250  000 

100  000 

75000 

10  000 

100  000 

20  000 

25  000 

5000 

100  000 

10  000 

50  000 

20  000 

1  500  000 


Gesamtsumme 


7  135  000 


In  der  chemischen  Industrie  sind  im  Jahre  1916  folgende  Neugründungen 

2ni  verzeichnen: 

Neugründungen   in   der   chemischen   Industrie 
im   Jahre    1916. 


Chemische  Industrie 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


Espaüola  de  Oxidos  y  Pinturas      .    .    .    . 
Madrileüa  de  Productos  quimicos  .    .    .    . 

Azufrina  y  Productos  quimicos 

Producciön  farmac6utica  espafiola  .    .    .    . 

Productos  quimicos  Moncada 

Anönima  Otzet,  Martorell,  Vidal-Cuadras 

Sociedad  anönima  Viadin 

Sociedad  anönima  Michel 

Salus,  S.  A 

Productos  higi6nicos 

Productos  Emporium,  S.  A. 

Antonio  Caubet,  S.  A 

Sociedad  anönima  Cupriol 


Madrid 

>> 

Barcelona 


Pamplona 


3  500  000 
120  000 

175  000 

100  000 

78  000 

45000 

15  000 

IG  000 

25  000 

30  000 

20  000 

250  000 

500  000 


Gesamtsumme 


4  868  000 


^)  In  bezug  auf  Sitz  und  Kapital  differieren  diese  Angaben  in  Einzelfällen 
mit  denjenigen  der  ersten  Quelle. 


Wirtschaftliche  Unternehmungen  und  Technik  des  Gfcschäftslebens.    375* 

In  die  Elektrizitätsinduatrie  ist  nur  geringes  Kapital  geflossen,  nämlioh 
333  500  Pesetas: 

Ne  u  gr  ü  nd  u  nge  n    in    der    E  I  e  k  t  ri  z  i  t  ä  t  s  i  n  d  u  s  trie 
im   Jahre    1916. 


Elektrizitätsindustrie 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


The  Electric 

Radio  Electron 

Electro-t6cnica  Hispano-Americana    . 

LÄmparas  Pinös,  S.  A 

Electricidad  Ferro  Cave,  S.  A.  ... 
Espanola  de  Construcciones  el6ctricas 
Brillant,  S.  A 


Madrid 


Barcelona 


Gesamtsumme 


IG  000 

IOC  000 

100  000 

100  000 

I  000 

12  500 

IG  GOO 


333  500 


Folgende  Schiffahrtsgesellscliaften  und  Kohlenbergwerke  sind  gegründet 
worden : 

Die    im    Jahre    1916    gegründeten  Schiffahrts- 
gesellschaften. 


Schiffahrtegesellschaften 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


Maritima  Vizcaina 

Navegaciön  Begona    .    .    .    . 

Vapor  Lucienne 

S.  A.  Naviera  Espanola    .    . 

Astilleros  Cardona 

Compafiia  Trasmediterr&nea 


Bilbao 


Barcelona 
Valencia 


9  000  GOG 
3  35G  GGO 

yOG  OGG 
I  GGO  000 

25G  GGO 
IGO  GGG  GGG^) 


Gesamtsumme 


114  300  GGG 


Ne  u  gr  ün  du  nge  n  von  Kohlenbergwerken   im  Jahre   1916. 


Kohlenbergwerke 


Sitz 


Kapital 
Pesetas 


Carbonifera  La  Magdalena  .  .  . 
Compaüia  General  de  Carbones  . 
Mina  Previsiön  de  Mequinenza   . 

Minera  del  Ebro,  S.  A 

Lignitos  de  Almatret 

Minera  del  Caudal  y  del  Aller  . 
Carbones  de  la  Sierra  de  Burgos 
Deposit©  de  carbones  de  Bilbao. 


Bilbao 
Barcelona 


Gijön 

Burgos 

Barcelona 


2  90  GGG 

5  GOG  GOG 

2GG  GOO 

IGO  GOO 

50  GGG 

5  GGG  GGO 

6gG  GOG 

5GO  OGG 


Gesamtsumme 


1 1  740  GGO 


^)  Hiervon  sind  50  Mill.  Einlage  abzuziehen,  so  daß  sich  die  Gesamtsumme 
des  im  Jahre  1916  in  Schitfahrtsgesellschaften  investierten  Kapitals  auf  64  Milli- 
onen stellt. 


376*  Chronik  tind  Archivalien. 

Vergleichen  wir  diese  Tabellen,  so  ergibt  sich,  daß  im  Jahre  1916  in 
Kohlenbergwerken  und  Schiffahrtsgesellschaften  75,7  Mill.  Pesetas  und  in 
Industrien,  nach  deren  Produkten  infolge  des  Krieges  starke  Nachfrage 
war,  12,4  Mill.  angelegt  worden  sind.  Es  sind  also  61  %  der  Kapitalanlagen 
im  Jahre  1916  solchen  Gesellschaften  zugeflossen,  die  durch  die  Zeitver- 
hältnisse begünstigt  wurden^).  Z  i  e  1 1  o  w    (Kiel). 

Aaslandstätigkeit  von  Eathreiners  Malzkaffee-Fabriken.  Diese  Firma  hat  aus 
Anlaß  ihres  25jährigen  Bestehens  eine  Jubiläumsbroschüre  (Kathreiners  Malz- 
kaffee-Fabriken 1892 — 1917)  herausgegeben,  die  einen  interessanten  EinbÜck  in  die 
Entwicklung  des  Unternehmens  und  der  Malzkaffee-Industrie  überhaupt  gewährt. 
Wir  entnehmen  der  Schrift  die  folgenden  Angaben  über  die  Absatzverhält- 
nis ß  e   für  Kaffee-Ersatz  im   Auslande: 

„Für  die  Ausfuhr  aus  Deutschland  ist  Malzkaffee  wenig  geeignet,  denn  die 
Grerste,  die  in  Deutschland  für  die  Herstellung  von  Malzkaffee  zur  Verfügung  steht, 
hat  hier  einen  höheren  Preisstand  als  im  Ausland.  Die  Hauptursache,  daß  eine  nen- 
nenswerte Ausfuhr  nicht  stattfindet,  liegt  indessen  in  den  hohen  Eingangszöllen, 
die  fast  in  allen  Ländern  für  Kaffee-Surrogate  bestehen. 

In  einigen  Ländern  sind  die  Zölle  zwar  niedrig,  dort  wird  aber  auch  der  gleiche 
niedrige  Zoll  für  Bohnenkaffee  erhoben.  Die  Folge  ist,  daß  Bohnenkaffee  kaum 
teurer  in  den  Verkehr  gelangt  als  Malzkaffee  und,  da  der  Anreiz  eines  wesentlich 
niedrigeren  Preises  für  Malzkaffee  fehlt,  bleiben  für  diesen  nur  jene  Verbraucher, 
die  ihn  aus  gesundheitlichen  Gründen  trinken. 

Andere  Länder  haben  sehr  hohe  Erngangszölle  für  Bohnenkaffee  und  dem- 
gemäß auch  für  Kaffee-Ersatzstoffe.  Dort  hat  der  Kaffeeverbrauch  an  und  für  sich 
keinen  großen  Umfang  angenommen,  oder  die  Volksgewohnheit  hat  den  Kaffee 
ohnehin  nicht  zum  Volksgetränk  gewählt,  sondern  andere  Getränke  bevorzugt. 
Auch  hier  liegen  die  Verhältnisse  für  die  allgemeine  Einführung  des  Malzkaffees 
nicht  günstig.     All  dieses  konnte  erst  durch  die  Erfahrung  festgestellt  werden. 

Zimächst  wurden  Verkaufsniederlagen  in  mehreren  Ländern  errichtet.  Es  zeigte 
sich  bald,  sei  es  durch  die  hohen  Eingangszölle,  sei  es  durch  nationale  Strömungen, 
daß  die  Einfulir  aus  Deutschland  auf  die  Dauer  nicht  zweckmäßig  war  und  daß 
man  zur  Fabrikation  im  Lande  selbst  schreiten  müßte. 

Die  Weiterentwicklung  führte  in  vielen  Fällen  zur  Interessierung  des  ein- 
heimischen Kapitals  und  zur  Selbständigkeit  der  ausländischen  Unternehmungen. 

Mit  Österreich-Ungarn  hatten  bereits  im  Jahre  1891  Franz  Kath- 
reiners Nachfolger  Verhandlungen  angeknüpft,  die  zur  Errichtung  einer  Zweiggesell- 
Bchaft  in  Österreich  führten.  Die  Fabrikation  wurde  von  der  Malzfabrik  Haueer 
&  Sobotka  in  Wien-Stadlau,  der  Vertrieb  von  der  alteingesessenen  Kolonialwaren- 
Großhandlimg  Gtebr.  Mayer  in  Wien  übernommen. 

Nahezu  20  Jahre  blieb  dieses  Geschäftsverhältnis  bestehen,  bis  es  1911  durch 
die  Errichtung  der  Kathreiners  Malzkalfee-Fabriken  A.-G.  in  Wien  mit  einem  Kapi- 
tal von  4  Mill.  Kr.  abgelöst  wurde.  Seitens  dieser  Gesellschaft  ist  eine  ganz  neue, 
mit  allen  Errungenschaften  der  Technik  ausgestattete  Fabrik  in  Stadlau  bei  Wien, 
dem  geplanten  Ausgangspunkt  des  Donau-Oder-Kanals,  errichtet  worden.  Eine 
weitere  Fabrik  ist  für  die  ungarische  Reichshälfte  geplant,  ihre  Erstellung  wxirde 
durch  den  Ausbruch  des  Krieges  verzögert. 

1)  Vgl.  Weltwirtschaftliches  Archiv,  9.  Band,  S.  388*  f. 
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Das  österreichische  Verkaufsgeschäft  hat  sich  sehr  gut  entwickelt.  Dies  ist 
um  so  beachtenswerter,  als  die  Verhältnisse  in  Österreich -Ungarn  für  einen  Marken- 
artikel sehr  schlecht  liegen.  Die  sprachlichen  Verschiedenheiten  machten  die  Führung 
von  etwa  zehn  verschiedensprachlichen  Packungen  notwendig.  Zoll-  und  wirt- 
schaftspolitische Schwierigkeiten  zwischen  den  beiden  Reichshälften,  sowie  gehässige 
nationale  Aufstachelung  und  Konkurrenzgründungen,  die  wiederholt  zu  langwierigen 
Prozessen  führten,  sind  der  Entwicklung  des  Unternehmens  oft  hindernd  im  Wege 
gestanden. 

Auch  in  der  Schweiz  wurde  schon  1892  die  Herstellung  von  Kathreiners 
Malzkaffee  aufgenommen.  Sie  wird  jetzt  von  der  Malzfabrik  und  Hafermülxle  A.-G. 
in  Solothurn  betrieben.  Die  direkt  am  Hauptbahnhof  in  Solothum  gelegene  Fabrik 
wurde  1912  durch  Neubauten  wesentlich  vergrößert.  Sie  stellt  neben  Malzkaffee 
auch  Rollgerste  und  Haferprodukte  her.  Trotz  des  billigen  Preises  für  Bohnenkaffee 
hat  sich  der  Absatz  von  Kathreiners  Malzkaffee  besonders  in  der  deutschen  Schweiz 
sehr  gut  entwickelt. 

In  Frankreich  ist  schon  1894  am  Boulevard  Sebastopol  in  Paris  ein 
Verkaufsgeschäft  errichtet  worden.  Bei  Lage  der  politischen  Verhältnisse  ergab  sich 
bald  die  Notwendigkeit,  die  Ware  im  Lande  selbst  herzustellen.  Die  erste  Fabrik 
wurde  in  Blois  errichtet  und  1899  durch  einen  Neubau  in  Juvisy  sur  Orge,  südlich 
von  Paris,  direkt  an  der  Seine  gelegen,  ersetzt. 

DieCompagnie  fran^aise  du  Malt  Kneipp  ist  heute  ganz  in  französischen  Händen 
und  nur  durch  einen  Lizenzvertrag  mit  der  Firma  Kathreiners  Malzkaffee-Fabriken 
verbunden. 

Der  Kaffee  kann  in  Frankreich  nicht  wie  in  Deutschland  als  Familiengetränk 
bezeichnet  werden ;  außerdem  bevorzugt  der  französische  Geschmack  starkgebrannten 
scharfen  Bohnenkaffee,  dementsprechend  auch  Zichorie,  so  daß  die  Ausdehnung 
des  Malzkaffee-Geschäftes  eine  begrenzte  ist. 

In  Schweden  hat,  unterstützt  durch  die  Anhänger  der  Naturheillehre  und 
der  Mäßigkeitsbewegung,  der  Malzkaffee  eine  gute  Aufnahme  gefunden,  so  daß  die 
Einrichtung  einer  eigenen  Fabrik  sich  schon  in  den  neunziger  Jahren  als  notwendig 
erwies.  Die  Übernahme  des  Grundstückes  durch  die  Stadt  Stockholm  nötigte  zur 
Errichtung  eines  Neubaues  in  Lilyholmen  am  schiffbaren  Mälarsee  und  zur  Er- 
richtung einer  eigenen  Aktiengesellschaft  „Aktiebolaget  Kathreiner"  mit  einem 
Kapital  von  1  Mill.  Kronen. 

Der  Eingangszoll  auf  Bohnenkaffee  ist  in  Schweden  verhältnismäßig  niedrig, 
so  daß  die  Entwicklung  des  Malzkaffee-Geschäftes  nicht  die  große  Bedeutung  er- 
langen kann,  die  es  bei  der  Lage  der  natürlichen  Verhältnisse  in  Schweden  nehmen 
müßte. 

Rußland  mit  seinen  riesigen  Entfernungen  und  mit  seiner  teils  teetrinkenden, 
teils  in  ihren  täglichen  Grenüssen  sehr  genügsamen  Bevölkerung  bot  für  die  Ein- 
führung eines  Ersatzes  an  Stelle  des  wenig  gekannten  Bohnenkaffees  besondere 
Schwierigkeiten.  Trotzdem  war  es  gelungen,  weitere  Kreise  für  Malzkaffee  zu  inter- 
essieren. In  Anbetracht  der  niedrigen  Gerstenpreise  erschien  die  Errichtung  einer 
eigenen  Betriebsstätte  vorteilhaft,  die  1899  in  Riga  ins  Leben  gerufen  wurde. 

Weitere  Ausdehnungspläne,  welche  die  Errichtung  einer  Fabrik  im  Süden 
Rußlands  vorsahen,  sind  durch  den  Krieg  vereitelt  worden. 

In  Spanien  und  auch  in  Portugal  wurde  Malzkaffee  schon  seit  1904 
aus  den  deutschen  und  der  Schweizer  Fabrik  eingefülirt.  Eine  Verkaufsfiliale  be- 
fand sich  in  Barcelona. 
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Im  Jahre  1912  ist  die  Eigenfabrikation  in  Barcelona  in  einer  dort  bestehenden 
Malzfabrik  aufgenommen  und  seitdem  die  Einführung  von  Malzkaffee  in  Spanien 
mit  größerem  Nachdruck  betrieben  worden. 

In  den  Vereinigten  Staaten  bilden  die  Deutschen  ein  wichtiges 
Element,  das  insbesondere  die  Malz-  und  Brauindustrie  zu  hoher  Blüte  gebracht 
hat.  In  schärfstem  Kampf  stehen  dagegen  englisch-puritanische  Mäßigkeitsbe- 
strebungen, aber  ungeachtet  dieser  Gegensätze  oder  vielleicht  wegen  dieser  Gegen- 
sätze hat  der  Malzkaffee  in  den  Vereinigten  Staaten  einen  beachtenswerten  Erfolg 
errungen,  der  wesentlich  größer  sein  würde,  wenn  man  sich  hinsichtlich  der  Ein- 
führungskosten nicht  eine  gewisse  Zurückhaltung  auferlegt  hätte.  Für  eine  den  Ver- 
hältnissen des  Landes  entsprechende  Einführungsreklame  würde  allerdings  ein  sehr 
hoher  Betrag  angesetzt  werden  müssen,  der  indessen  auch  zum  Erfolg  geführt  haben 
würde;  Konkurrenz-Unternehmungen  haben  hierfür  den  Beweis  geliefert. 

Der  Vertrieb  geschieht  durch  die  Kneipp  Malt  Food  Company  in  New  York, 
während  die  Herstellung  des  Malzkaffees  einer  der  größten  amerikanischen  Malz- 
fabriken William  Rahr  &  Sons  in  Manitowoc,  Wisconsin,  übertragen  worden  ist- 

Nach  Holland  und  Belgien  wurde  der  Malzkaffee  schon  Ende  1891 
von  Franz  Kathreiners  Nachfolger  versandt.  Niederlagen  waren  in  Brüssel  und 
Amsterdam,  die  später  durch  eine  eigene  Aktiengesellschaft,  die  N.  V.  Kathreiners 
Moutkoffie-Fabrieken  Rotterdam,  übernommen  wurden.  Ungeachtet  in  Holland 
der  Bohnenkaffee  zollfrei  eingeht  und  Belgien  nur  einen  ganz  geringen  Eingangszoll 
erhebt,  hat  sich  das  Malzkaffee-Gteschäft  in  beiden  Ländern  gut  entwickelt.  Die 
große  Beliebtheit  des"  Kaffeegetränkes  in  diesen  Staaten  dürfte  hierfür  die  Ur- 
sache sein. 

Auch  in  Italien,  und  zwar  in  Mailand,  wurde  schon  im  Jahre  1893  eine 
Verkaufsniederlaesung  eingerichtet;  später  eine  italienische  Firma,  die  Compagnia 
Italiana  del  Cafe  malto  begründet,  welche  in  Gogoletto  bei  Genua  die  Herstellung 
von  Malzkaffee  aufnahm.  Die  Hoffnung,  den  Artikel  allgemein  einzuführen,  mußte 
aufgegeben  werden,  denn  durch  die  Fabrikationssteuer  von  50  Lire  für  100  Kilo, 
sowie  durch  eine  kostspielige  Steueraufsicht  wurde  der  Herstellungspreis  so  erhöht, 
daß  er  gegenüber  dem  in  Haushaltungen  und  kaufmännischen  Kleinbetrieben  her- 
gestellten gerösteten  Getreide  keine  entsprechende  Verdienstmöglichkeit  bot.  An 
und  für  sich  ist  auch  der  Kaffeeverbrauch  in  Italien  kein  sehr  großer.  Die  Selbst- 
fabrikation wurde  daher  aufgegeben,  der  Malzkaffee  aus  Deutschland  bezogen  imd 
wieder  von  einer  eigenen  Niederlage  in  Mailand  vertrieben. 

In  Großbritannien  hat  sich  der  Malzkaffee  nicht  eingeführt.  IQima 
und  Gewohnheiten  lassen  die  Engländer  Tee,  die  Schotten  Suppen  und  Breie  bevor- 
zugen. Der  Bohnenkaffee-Verbrauch  ist  demgemäß  auch  ein  verschwindend  kleiner. 
Immerhin  sind  Engländer,  die  in  Deutschland  gelebt  haben  oder  Kneippanhänger 
geworden  sind,  dem  Malzkaffee  treu  geblieben,  so  daß  in  London  eine  Verkaufs- 
stelle errichtet  werden  konnte. 

In  Norwegen  und  in  Dänemark  ist  der  Absatz  in  Malzkaffee  ver- 
hältnismäßig gering,  allerdings  sind  auch  bisher  nicht  besondere  Mittel  aufgewendet 
worden,  um  ihn  zu  heben. 

In  Argentinien  und  Südwestafrika  hat  sich  im  Laufe  der 
letzten  10  Jahre  eine  beachtenswerte  Nachfrage  für  Malzkaffee  gezeigt,  die  wohl 
durch  die  große  Zahl  der  in  diesen  Ländern  lebenden  Deutschen  hervorgerufen  war 
und  zu  den  schönsten  Hoffnungen  berechtigte.  Leider  hat  der  Krieg  diese  zunächst 
vernichtet."  — ß — 
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Grändang  der  „Mitteleuropäischen  Schlafwagen-  und  Speisewagen-Gesell- 
schaft" (Mitropa  A.-G.).  Bis  zum  Kriege  ist  der  Schlafwagen-  und  Speisewagen- 
betrieb  auf  weiten  Strecken  in  Deutschland  und  in  der  habsburgischen  Monarchie 
von  einer  mit  französischem  Elapital  arbeitenden  belgischen  Erwerbsuntemehmung 
teils  direkt,  teils  mittelbar  betrieben  worden,  von  der  Compagnie  Internationale  des 
Wagons  Lits  et  de  Grands  Exprös,  die,  wie  in  den  meisten  Ländern  des  kontinen- 
talen Europa,  so  auch  in  Österreich  imd  Ungarn  den  Schlafwagen-  und  Speise- 
wagenbetrieb beherrschte.  Daneben  liefen  die  Wagen  der  halbdeutschen  Eisen- 
bahn-Speisewagen A.-G.  und  solche  kleinerer  Unternehmer:  Riffelmann- Berlin, 
Kjomrey-Breslau  und  Nordwestdeutsche  A.-G.  Bei  der  Gründung  der  neuen  Ge- 
sellschaft ist  kein  Kriegsrecht  zur  Anwendung  gekommen.  Die  Staaten  haben  darauf 
verzichtet,  das  Brüsseler  Unternehmen  durch  Anwendung  von  Liquidations-  und 
Schädigungsmaßregeln  in  deutsche  bzw.  österreichische  und  ungarische  Hände  über- 
zufüliren;  sie  haben  sich  damit  begnügt,  die  alten  Verträge  zu  kündigen  und  bei 
ihrem  Ablauf  oder  bei  beginnender  Unwirksamkeit  die  von  der  Brüsseler  Gesell- 
schaft, ihrer  deutschen  Tochter-  und  den  preußischen  Nebengesellschaften  inne- 
gehabten Kurse  dem  neuen  Konzessionär  zu  übertragen,  der  die  Ausschließlichkeit 
genießt  und  nur  im  innerpreußischen  Verkehr,  wie  seither,  den  preußischen  Staate- 
Schlafwagen  neben  sich  hat.  Besonders  einfach  lagen  die  Verträge  bei  der  „Deutschen 
Eisenbahn-Speisewagen  A.-G.",  aber  auch  bei  der  Internationalen  Gesellschaft,  in 
Preußen,  wo  sie  bereits  im  Vorjahre  aufgesagt  und  erloschen  waren,  ziemlich  einfach 
ferner  in  Süddeutschland,  wo  der  Ablauf  meist  um  das  Ende  dieses  Jahres  ein- 
tritt. Auch  Österreich  kündigte  mit  einjähriger  Frist  auf  Ende  1917;  nur  die  unga- 
rischen Abmachungen  der  Internationalen  laufen  noch  lange,  was  jedoch  für  die 
Brüsseler  Gesellschaft  gar  keinen  praktischen  Wert  hat,  da  sie  Ungarn  bei  Kün- 
digung des  Vertrages  durch  Österreich  überhaupt  nicht  erreichen  kann.  Übrigens 
haben  auch  die  Ungarischen  Staatsbahnen  die  Kündigung  ordnungsgemäß  vorge- 
nommen, imd  sie  werden  die  Kurse  der  neuen  Gesellschaft  zunächst  nur  dort  über- 
tragen, wo  die  Internationale  Gesellschaft  und  die  dazu  gehörigen  Teile  keinen 
Rechtsanspruch  mehr  haben  ^). 

Den  Kern  des  neuen  Unternehmens  bilden  zunächst  die  Betriebsmittel  der 
„Deutschen  Eisenbahn-Speisewagengesellschaft",  die  zu  einem  angemessenen  Preise 
erworben  wurden,  so  daß  für  die  Aktien  der  in  Liquidation  getretenen  „Deutschen 
Speisewagengesellschaft"  (an  der  die  Internationale  Schlafwagengesellschaft  mit 
53  %  des  Aktienkapitals  beteiligt  war)  sich  der  Liquidationswert  auf  etwa  145 
bis  150  %  errechnete.  Hiren  Seegefelder  Werkstättenbesitz  hat  sie  zum  Verkaufe 
ausgeschrieben.  Mit  den  übrigen  Konzessionären  von  Speisewagen  sind  gleiche 
Vereinbarungen  getroffen  worden.  Das  erforderliche  Schlafwagenmaterial  wird, 
bis  die  Gesellschaft  eigene  Wagen  besitzt,  die  preußische  Eisenbahnverwaltung 
leihweise  zur  Verfügung  stellen.  Nach  Maßgabe  des  freihändig  zu  erwerbenden 
sowie  des  von  den  Staatsbahnen  herzuleihenden  fiskalischen  Rollmaterials  und 
zugleich  im  Rahmen  des  augenblicklich  verringerten  Bedürfnisses  nahm  der  Ver- 
kehr der  „Mitropa"  mit  Begirm  des  Jahres  seinen  Anfang,  um  sich  allmählich  stärker 
auszugestalten.  Als  Aktienkapital  waren  zunächst  5  Mill.,  für  später  40  Mill.  Mk. 
in  Aussicht  genommen.  Dieses  Geld  aber  ist  rein  deutschen  und  Österreich-unga- 
rischen Ursprungs.  Die  Aktien  lauten  auf  Namen  und  sind  übernommen  von  einem 
Konsortium,  an  dessen  Spitze  die  Deutsche  Bank  und  die  Dresdner  Bank  stehen, 
und  zu  dessen  Hauptbeteiligten  gehören:    In  Berlin:  Darmstädter  Bank,  Mittel- 

1)  Berliner  Tageblatt,  No.  604  vom  25.  November  1916;  Hamburger  Nach- 
richten, No.  601  vom  25.  November  1916;  Berliner  Börsen-Courier,  No.  553  vom 
25.  November  1916. 
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deutsche  Kreditbank;  in  Bremen:  Norddeutscher  Lloyd;  in  Budapest:  Pester 
Erster  Vaterländischer  Sparkassen- Verein,  Pester  Ungarische  Kommerzialbank, 
Ungarische  Allgemeine  Kreditbank,  Ungarische  Escompte-  und  Wechslerbank;  in 
Grotha:  Privatbank  zu  Grotha;  in  Hambiirg:  Hamburg -Amerika-Linie ;  in  Köln: 
Sah  Oppenheim  jr.  &  Co.,  sowie  A.  Levy;  in  Mannheim:  Rheinische  Kreditbank; 
in  München:  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechselbank,  Bayerische  Vereinsbank; 
in  Schwerin:  Mecklenburgische  Bank,  Mecklenburgische  Hypotheken-  und  Wechsel- 
bank; in  Stuttgart:  Württembergische  Vereinsbank;  in  Wien:  Anglo-Österreichische 
Bank,  Österreichische  Boden-Elreditanstalt,  österreichische  Elreditanstalt,  Wiener 
Bankverein'^). 

Zur  Ersparnis  von  Gründungskosten  und  Stempel  ist  das  neue  Unternehmen 
auf  der  Grundlage  einer  bestehenden,  gegenstandslos  gewordenen  Aktiengesell- 
schaft errichtet  worden.  Es  hat  nämlich  von  der  A.-G.  Deutsche  Kaliwerke  die 
A.-G.  Kaliwerk  Neu-Bleicherode  in  Neustadt,  Kreis  Worbis,  erworben,  die  mit 
5  Mill.  Mk.  Grundkapital  ausgestattet  ist  und  ihre  Anlagen  seit  1909  auf  die  A.-G. 
Deutsche  Kaliwerke  übertragen  hat.  Die  A.-G.  Kaliwerk  Neu-Bleicherode  änderte 
die  Firma  in  „Mitropa,  A.-G.  für  Erwerb  und  Verwertung  von  Eisenbahnmaterial ". 
Gegenstand  des  Unternehmens  ist  jetzt:  Erwerb  und  Verwertung  von  Eisenbahn- 
material jeder  Art  und  alle  damit  zusammenhängenden  Geschäfte^). 

An  der  Leitung  des  neuen  Unternehmens  beteiligen  eich  als  Mitglieder  des 
Aufsichtsrates  fünf  Regierungsvertreter,  und  zwar  drei  deutsche,  ein  österreichischer 
und  ein  ungarischer.  Die  Organisation  wird  so  gehandhabt  werden,  daß  die  Inter- 
essen des  Staates  und  der  Gesellschaft  parallel  laufen.  Die  durch  die  preußisch- 
hessische Eisenbahnverwaltxmg  betriebenen  Schlafwagenkurse  bleiben  im  Staats- 
betriebe, nur  die  Linien,  welche  die  Grenze  der  preußisch-hessischen  Verwaltung 
überschreiten,  sollen  ebenfalls  von  der  „Mitropa"  übernommen  werden.  Arbeits- 
ausschüsse des  Aufsichtsrates  werden  gebildet  in  Berlin,  Wien  und  Budapest.  In 
den  Statuten  ist  hinreichend  dafür  gesorgt,  daß  der  Einfluß  des  deutschen  und 
Österreich-ungarischen  Kapitals  nicht  wieder  verlorengehen  kann.  Weiter  sind 
Einrichtungen  dahin  getroffen,  daß  der  Anteil  der  Staatsbahnverwaltimgen  mit  den 
erhöhten  Einnahmen  der  Gesellschaft  wächst.  Es  ist  eine  Art  gemischtes  System 
herausgebildet. 

In  der  am  15.  Februar  d.  Js.  abgehaltenen  Greneral Versammlung,  in  der 
sämtliche  Aktionäre  vertreten  waren,  wurde  beschlossen,  nachdem  die  Gesellschaft 
bereits  einen  wesentlichen  Teil  der  ihr  in  Deutschland  zufallenden  Betriebe  über- 
nommen hat,  das  Aktienkapital  von  fünf  Mill.  auf  20  Mill.  Mk.  durch  Ausgabe 
von  15  000  auf  den  Namen  lautender  Aktien,  die  mit  25  %  eingezahlt  werden 
sollen,  zu  erhöhen.  Die  Aktien  sollen  unter  Ausschluß  des  Bezugsrechtes  der  Aktio- 
näre zu  Pari  an  die  Deutsche  Bank  imd  die  Dresdner  Bank  begeben  werden,  die 
sämtliche  mit  der  Erhöhung  des  Grundkapitals  verbundenen  Unkosten  tragen*). 

Während  des  Krieges  wird  das  geschlossene  Verkehrsgebiet  der  Verbündeten 
sich  immer  weiter  festigen  und  zu  einer  mitteleuropäischen  Zone  werden,  die  keil- 
artig zwischen  den  westeuropäischen  und  osteuropäischen  Fahrbereich  der  Com- 
pagnie  Internationale  eingeschoben  ist.  Das  gibt  ihr  eine  starke  Position.  Was 
die  Brüsseler  Gesellschaft  mit  ihrem  Besitz  in  Deutschland,  zu  dem  auch  Reparatur- 
werkstätten in  Zossen  und  Neu-Aubing  gehören,  künftig  unternimmt,  ist  einst- 
weilen unbekannt.  — ck — 

1)  Frankfurter  Zeitung,  No.  327  vom  25.  November  1916  und  No.  328  vom 
26.  November  1916. 

2)  Kölnische  Volkszeitung,  No.  1003  vom  15.  Dezember  1916. 
8)  Berliner  Tageblatt,  No.  85  vom  16.  Februar  1917. 
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Die  Einführong  des  Handelsregisters  in  Frankreich.  Durch  ein  Gesetz,  dessen 
Entwurf  am  17.  Oktober  1916  von  der  französischen  Regierung  der  Deputierten- 
kammer vorgelegt  wurde,  soll  in  Frankreich  nach  dem  Muster  Deutschlands,  Öster- 
reichs, Dänemarks,  Spaniens,  Ungarns,  Schwedens,  der  Schweiz  und  anderer 
Staaten  ein   Handelsregister   (Registre  de  Commerce)  eingeführt  werden^). 

Der  Zweck  des  Registers  ist,  nach  dem  eben  genannten  Gesetzentwiirf,  be- 
stimmte Eigenschaften  und  Tatsachen  von  Kaufleuten  und  Handelsgesellschaften 
den  Interessenten  bekanntzugeben  und  damit  die  bisher  vorgeschriebenen  öffent- 
lichen Bekanntmachungen  zu  ergänzen.  Das  Handelsregister  soll  im  Bereiche 
jedes  Handelsgerichtes  aufgestellt  werden  und,  wo  ein  solches  nicht  vorhanden 
ist,  im  Bereiche  des  zuständigen  Zivilgerichtes.  Es  sind  verpfhchtet  sich  eintragen 
zu  lassen:  a)  Kaufleute,  Franzosen  oder  Ausländer,  deren  Geschäftszen- 
trale sich  in  Frankreich  befindet;  b)  Kaufleute  jeder  Staatsangehörigkeit, 
die  in  Frankreich  eine  Niederlassung  oder  eine  Filiale  ihres  Geschäftsbetriebes 
haben;  c)  Französische  Handelsgesellschaften;  d)  auslän- 
dische Handelsgesellschaften,  die  in  Frankreich  eine  Nieder- 
lassung oder  eine  Filiale  haben. 

In  das  Register  soll  eingetragen  werden  1.  bei  Kaufleuten  Name, 
Firma,  Staatsangehörigkeit,  sowohl  ursprüngliche  wie  erworbene  —  bei  der  letz- 
teren Grund  und  Art  der  Erwerbung  — ,  Eheverhältnis,  Art  des  Handelsbetriebes, 
Name  und  Staatsangehörigkeit  des  R-okuristen ;  2.  alle  französischenHan- 
delsgesellschaften,  und  zwar  offene  Gesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften, Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  Aktiengesellschaften.  Die 
Eintragung  muß  im  ersten  Monat  nach  der  Gründung  stattfinden,  und  aus  ihr  soll 
ersichtlich  sein:  Namen  der  Gesellschafter,  der  Kommanditisten,  der  Kommandi- 
täre  und  Aktionäre,  Datum  und  Ort  ihrer  Geburt,  ursprüngliche  und  gegenwärtige 
Staatsangehörigkeit,  ferner  Firmenbezeichnung  der  Gesellschaft,  Zweck  und  Ob- 
jekt des  Unternehmens,  ob  Zweigbetriebe  unterhalten  werden  und  wo  sich  diese 
befinden,  Namen  der  Greranten,  Verwalter  und  Direktoren  mit  Angabe  ihrer  Staats- 
angehörigkeit ;  3.  alle  Kauf  leute,  Franzosen  und  Ausländer,  die  das  Haupt- 
geschäft im  Ausland  und  nur  eine  Filiale  in  Frankreich  unterhalten ;  4.  fremde 
Gesellschaften,  die  Filialen  in  Frankreich  unterhalten.  Vor  der  Eröffnung 
einer  Filiale  muß  ihr  Leiter  die  Erklärung  abgeben,  daß  alle  Einzelheiten,  wie  sie 
für  den  Eintrag  französischer  Gesellschaften  in  das  Handelsregister  gefordert 
werden,  auch  von  seinem  Hauptgeschäft  bekanntgegeben  werden,  und  weiter  muß 
der  Name,  die  Herkunft  und  die  Staatsangehörigkeit  des  leitenden  Direktors  re- 
gistriert werden. 

Sämtliche  Änderungen  in  den  zu  registrierenden  Tatsachen  müssen 
im  Register  nachgetragen  werden,  unter  anderem  auch  die  Neubesetzung  eines 
Direktoren-  und  Prokuristenpostens,  die  Änderung  der  Staatsangehörigkeit  eines 
Kaufmannes  oder  Direktors,  Kapitalerhöhungen  und  Kapitalverminderungen. 

Neben  den  lokalen  Registern  soll  in  Paris,  zur  Erleichterung  von  Nachfor- 
schungen, ein  Zentralregister  geführt  werden,  in  das  sämtliche  Firmen,  die  in  die 
lokalen  Handelsregister  eingetragen  wurden,  aufgenommen  werden.  Indessen  soll 
in  dieses  Zentralregister  nur  eingetragen  werden:  Name  und  Vorname  jedes  Kauf- 
mannes, Firmenbezeichnung  einer  Handelsgesellschaft,  mit  Bezeichnvmg  des  lokalen 
Registers,  in  das  die  Einzelheiten  eingetragen  sind. 

Das  Handelsregister  soll  öffentlich  sein,  dagegen  ist  eine  Veröffentlichung 
im  „Journal  officiel"  wegen  Umständlichkeit  nicht  beabsichtigt. 

^)  Vgl.  „L'Economiste  frangais"  vom  3.  März  1917. 
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Für  Übertretungen  sind  strenge  Strafen  vorgesehen.  U.  a.  soll  die  Nieder- 
lassung einer  fremden  Gesellschaft  geschlossen  werden,  wenn  sie  ihrer  Verpflichtung 
der  Anmeldxmg  nicht  nachkommt.  k. 


VII. 
Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen 

im  Auslände. 


Der  Kursstand  der  wichtigsten  Werte  an  der  Pariser  Börse 
während  des  Krieges. 

Die  Kursuotieruüge)!  an  der  Pariser  Börse  in  der  Zeit  vom  31.  Dezember 
1913  bis  zum  30.  Dezember  1916  geben  einen  interessanten  Einblick  in  die 
Wirkungen  des  Krieges  auf  den  Kursstand  der  verschiedenen  Arten  von 
Börsenwerten.  Es  sind  zum  Vergleich  die  Notierungen  vom  31.  Dezember 
1913,  1914,  1915  und  30.  Dezember  1916  nach  dem  Börsenzettel  des  „Eco- 
nomiste  frangais"  herausgegriffen^). 

Bei  der  Beurteilung  der  Kurse  vom  31,  Dezember  1913  ist  zu  beachten, 
daß  die  hauptsächlichsten  an  der  Pariser  Börse  gehandelten  Werte  infolge 
politischer  Unsicherheit  und  Überlastung  des  Marktes  einen  ungewöhnlichen 
Tiefstand  erreicht  hatten,  der  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1914 
nicht  besserte.  Unter  dem  Eindruck  verschiedener  politischer  Ereignisse, 
wie  Home  Rule-Kampf  in  England,  Ermordung  des  österreichischen  Thron- 
folgers, drohende  Gefahr  kriegerischer  Verwicklungen,  sanken  die  Kurse 
ständig.  Auch  die  erlassenen  einschränkenden  Bestimmungen,  nach  denen 
in  der  Kulisse  der  Abschluß  von  Geschäften  in  französischen  Renten  völlig 
unterbunden,  im  Parkett  Blankoverkäufe  verboten  und  für  die  3  %  fran- 
zösische Rente  ein  Zwangskurs  festgesetzt  wurde,  konnten  den  scharfen 
Rückgang  nicht  aufhalten.  Zur  Illustrierung  seien  hier  die  Kurse  einiger 
Werte  während  der  Kxiegskrisis^)  aufgezeichnet  (Tabelle  1): 

Tabelle  i. 
Pariser    Börsenkurse    am    i8.    und    25.  Juli    1914   (Terminkurse). 


Wertpapier 


Am 
18.  Juli 


Am 
25.  Juli 


Wertpapier 


Am 
18.  Juli 


Am 
25.  Juli 


3  %  ewge  Rente 
3  ¥2  %  Rente    . 
Russ.  Konsuls . 
5  %  Russen 
Banque  de  Paris 
Credit  Lyonnais 

^)  Vgl.  ,,L'Economi8te  franyiis"  vom  13.  und  20.  Januar  1917. 
2)  Vgl.  Respondek:    „Frankreichs-  Bank  und  Finanzwirtschaft  im  Kriege." 
Jena  1917. 


82,07 

91,67 

87,00 

102,50 

1357,00 
1535,00 


78,00 
86,00 
82,50 
98,87 
1225,00 
1432,00 


Soci6t6  G6n6rale 
Azow-Don  Bank  . 
Russ. -Asiat.  Bank 
Rio  Tinto     .    .   . 
Naphta  Nobel     . 


739,00 
1416,00 

650,00 
1717,00 

458,00 


690,00 
1290,00 

612,00 
1604,00 

420,00 
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Aus  diesen  Tagen  datiert  ein  Satz  aus  einem  Brief  des  französischen 
Sozialistenführers  J  a  u  r  ö  s  an  den  belgischen  Sozialisten  V  a  n  d  e  r  - 
V  e  1  d  e :  „Hier  (in  Paris)  treiben  alle  schädlichen  Kräfte  zum  Kriege,  den 
man  führen  will  zur  Erfüllung  eines  krankhaften  Ehrgeizes,  und  weil  die 
Börsen  London  und  Paris  auf  Petersburg  speku- 
liert   haben." 

Die  weitere  Entwicklung  in  den  kritischen  letzten  Tagen  des  Monats 

Juli  1914  zeigt  eine  Gegenüberstellung  der  Kurse  vom  25.  Juli  und  vom 

30.  Juli.    Es  seien  hier  einige  wenige  der  wichtigdten  Werte  herausgegriffen 

(Tabelle  2): 

^  TabeUe  2. 

Pariser    Börsenkurse    am    25.    und    30.  Juli    1914   {Terminkurse). 


Wertpapier 


Am 
25.  Juli 

1914 


Am 

30.  Juli 

1914 


Wertpapier 


Am 

25.  Juli 

1914 


Am 

30.  Juli 

1914 


3  %  ewige  Reute 
Buss.  Konsuls .    . 

4  %  Serben  .  .  . 
4%  unif.  Ägypter 
Credit  Lyonnais  . 


78,00 
82,50 
71,00 
78,00 
1432,00 


77»25 

72,00 

76,20 

1330,00 


Soci6t6  G6n6rale  . 
Compt.   Nationale 

Suez 

Mötropolitain   .    . 
Rio  Tinte     .    .   . 


690,00 
942,00 

4500,00 
458,00 

1604,00 


665,00 
892,00 

4300,00 
440,00 

1430,00 


Vom  31.  Juli  bis  zum  3.  August  1914  blieb  die  Pariser  Börse  geschlossen, 
und  von  diesem  Datum  ab  führte  sie  ein  Scheindasein,  denn  die  Zahl  der 
kotierten  Werte  kam  nie  über  130  hinaus,  sank  aber  zeitweilig  auf  30  bis 
40.  Am  2.  September  wurde  sie  durch  den  Pariser  Polizeipräsidenten  ge- 
schlossen, Mitte  September  in  Bordeaux  eröffnet  und  schließlich  am  7. 
Dezember  1914  wieder  nach  Paris  verlegt.  Von  diesem  Zeitpunkt  an  nahmen 
die  Greschäfte  wieder  einen  normalen  Verlauft). 

In  den  folgenden  Tabellen  3—12  sind  die  Kursnotierungen  der  wich- 
tigsten Staatspapiere,  kommunalen  Anleihen,  der  französischen,  algerischen 
und  fremden  Eisenbahnpapiere,  der  Bank-,  Transport-,  Elektrizitäts-  und 
Bergwerkspapiere  an  den  Daten  31.  Dezember  1913,  1914,  1915  und  30. 
Dezember  1916  aufgezeichnet. 

Es  ist  bei  den  in  Tabelle  3  zusammengestellten  Kursveränderungen 
bemerkenswert,  daß  neutrale  Werte  fast  durchweg  zunächst  ebenso  stark 
fielen  wie  die  Werte  kriegführender  Staaten.  Von  Ende  1915  auf  Ende 
1916  erholten  sich  namentlich  neutrale  Werte  in  bemerkenswertem  Umfang, 
334  %  Schweizer  von  1899  erreichten  am  30.  Dezember  1916  den  Stand 
vom  31.  Dezember  1913,  3  %  Holländer  und  4  %  spanische  äußere  Anleihe 
kamen  über  den  Stand  von  Ende  1913  hinaus.  Nicht  unerwähnt  darf  schließ- 
lich die  Tatsache  bleiben,  daß  die  2 14  %  englischen  Konaols  von  1915  auf 
1916  einen  stetigen  Kückgang  erfuhren,  4  %  russische  Konsols  sich  dagegen 
leicht  erholten,  4  %  Russen  von  1880  imd  3  %  von  1891  sich  behaupteten. 
Einen  besonders  ausgeprägten  Rückgang  erfuhren  4  %  Italiener  von  Ende 
1915  auf  Ende  1916. 

^)  Vgl.  W.  A.  Band  8,  Chr.  u.  Arch.  S.  179. 
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Tabelle  3. 
Kursstand  der  wichtigsten  S  t  aa  t  s  papier  e  au  der  Pariser 
Börse  am  31.  Dezember  1913,1914,1915  und  am  30.  Dezember  1916. 


Staatspapiere 


Kursstand  am 

31.  Dezember 

31.  Dezember 

31.  Dezember 

30.  Dezember 

1913 

1914 

1915 

1916 

85,37 

72,10 

63,75 

61,00 

89,50 

78,50 

72,35 

68,45 

72,25 

68,50 

58% 

547« 

77,05 

62,00 

62,25 

60,00 

89,20 

75,80 

71,25 

71,00 

75,90 

63,00 

59,95 

59,95 

103,10 

93,15 

86,00 

84,45 

92,20 

77,00 

70,10 

72,40 

98,75 

84,10 

78,60 

71,75 

90,80 

88,00 

87,70 

103,00 

77,00 

68,75 

84,15 

86,75 

91,75 

82,00 

86,55 

91,75 

83,52 

67,25 

60,70 

59,50 

101,40 

^7,75 

83,00 

87,75 

85,80 

62,25 

60,00 

59,90 

504,00 

448,00 

440,00 

486,00 

502,00 

455,00 

479,50 

443,00 

90,95 

75,50 

79,50 

89,00 

3  %  frz.  ewige  Rente  .  . 
3  %  frz.  tilgbare  Rente  . 
2 14  %  engl.  Konsols    .    . 

3  %  Belgier 

4  %  Russen  von  1880.  . 
3%       „    von  1 891  (Gold) 

5  %  „  1906  .... 
4  %  Russ.  Konsols  .    .    . 

4  %  Italiener 

4  %  span.  äußere  Anleihe 

3  %  Holländer 

3%%  Schweizer  von  1899 

4  %  Serben 

Unifizierte  Ägypter  .  .  . 
Türken 

5  %  Argentinier  von  1907 
5  %  Chinesen  von  1902  . 
4  %  Japaner  von  1905    ,   | 

In  den  Prämienanleihen  der  kommunalen  Obligationen  und  den  Boden- 
kreditwerten des  Credit  Foucier  (Tab.  4)  ist  besonders  bemerkenswert, 
daß  nach  den  Rückgängen  vom  31.  Dezember  1913  auf  31.  Dezember  1914 
bei  den  meisten  Werten  das  Nachlassen  im  Jahre  1915  anhält,  um,  mit  Aus- 
nahme der  Kommunal-Obligationen  von  1879,  die  weiter  nachließen,  einer 
allgemeinen  leichten  Erholung  bis  zum  30.  Dezember  1916  Raum  zu  geben. 

Tabelle  4. 
K u rsstand    der    wichtigsten    Prämienanleihen    der    Stadt 
Paris    und    des    Cr6dit    foncier    an    der    Pariser    Börse    am 
Dezember    1913,  1914,  1915    und    am    30.  Dezember    1916. 


31. 


Kursstand  am 

Prämienanleihen 

31.  Dezember 

31.  Dezember 

31.  Dezember 

30.  Dezember 

1913 

1914 

1915 

1916 

4  %  Stadt  Paris  von  1865 

539,75 

515,00 

510,00 

532,00 

4%      „         „       „     1876 

511,00 

483,00 

448,00 

488,50 

3%      „         „        „     1910 

332,00 

325,00 

271,00 

282,00 

3%      „         „        „     1912 

254,00 

220,00 

207,00 

230,25 

Kommun.  -Obligation.  1 879 

438,25 

430,00 

420,00 

419,75 

„                 „         1891 

350,00 

328,00 

290,00 

300,00 

»                  „         1912 

230,00 

208,00 

180,00 

195,00 

Bodenkreditbriefe   1879  . 

487,00 

455,00 

444,00 

465,00 

1903   . 

450,00 

408,00 

362,00 

370,00 

1913  • 

479,00 

448,00 

387,00 

388,00 
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Auch  bei  den  französischen  und  algerischen  Eisonbahnwerten  (Tab.  5) 
zeigt  sich  das  gleiche  Bild:  Ein  starkes  Fallen  des  Kurswertes  vom  31.  De- 
zember 1913  auf  31.  Dezember  1914  und  ein  vermindertes  Tempo  des  Rück- 
ganges vom  31.  Dezember  1914  auf  31.  Dezember  1915.  Von  hier  ab  zeigt 
sich,  im  Gegensatz  zu  der  Kursbewegung  der  meisten  oben  aufgeführten 
Staats-  und  kommunalen  Papiere,  mit  Ausnahme  der  3  %  neuen  Obliga- 
tionen der  Estbahn,  die  3  Frcs.,  der  3  %  alten  und  neuen  Obligationen  der 
Nordbahn,  die  10  bzw.  8,50  Frcs.,  der  Est-Algerien-Obligationen,  die  5  Eres, 
und  der  Ouest- Algerien-Obligationen,  die  8  Frcs.  gewinnen,  ein  weiteres,  teil- 
weise erhebliches  Fallen.  Es  ist  dies  darauf  zurückzuführen,  daß  die  fran- 
zösischen Bahnen  auch  im  Jahre  1916  sehr  ungünstig  abschlössen,  infolge 
der  stark  vermehrten  Betriebsausgaben.  Die  durchgeführten  Tariferhöhungen 
konnten  das  Ergebnis  nicht  verändern. 

Tabelle  5. 
Kursstand  der  wichtigsten  französischen  und  algerischen 
Eisenbahnobligationen   an   der    Pariser   Börse   am    31.  De- 
zember   1913,  1914,  1915    und    am    30.  Dezember    1916. 


Obligationen 


Kursstand  am 


31.  Dezember 
1913 


31.  Dezember 
1914 


31.  Dezember 
1915 


30.  Dezember 
1916 


Est  3  %  . 
Neue  Est 


3% 


Lyon-Mittelmeer  3  % 

„  „       neue  3 

Midi  3  %    .... 

„  neue  3  %  •  • 
Nord  3  %  ...    . 

„  neue  3  %.  . 
Orleans  3  %  von  18 

neue  3  % 
Ouest  3  %  .    .    .    . 

„  neue  3  %  . 
Böne-Guelma  3  % 
Est-Alg6rien  3  %  . 
Ouest-Alg6rien  3  % 


0/ 
/o 


413,50 
409,00 
407,00 
403,00 
413.50 
409,75 
416,00 

412,75 
410,00 
418,00 
415,00 
411,00 
403,00 

401,75 
399,00 


371,00 
367,00 
377,00 
371,00 
378,00 
371,00 
372,00 
369,50 
370,00 
387,00 
392,00 
375,00 
365,00 
360,00 
357,00 


359,00 

329,75 
333,00 
332,00 
346,00 

341,75 
332,00 
328,00 
362,00 
374,00 
355,50 
353,50 
327,00 
319,00 
321,00 


335,75 
332,75 
322,00 
319,00 
337,50 
332,00 
342,00 
336,50 
339,00 
353,00 
350,00 

341,25 
326,00 
324,00 
329,00 


Aus  den  in  Tab.  6  zasammengestellten  Kursnotierungen  ist  ersicht- 
lich, daß  die  fremden,  an  der  Pariser  Börse  kotierten  Eisenbahnwerte  den 
Rückgang  vom  31.  Dezember  1913  auf  31.  Dezember  1914  zwar  mitgemacht 
haben,  bei  weitem  aber  nicht  die  Einbußen  erlitten,  denen  die  französischen 
Eisenbahnpapiere  ausgesetzt  waren.  Vom  31.  Dezember  1914  ab  datiert 
ein  Anziehen  der  meisten  Werte,  das  in  der  Zeit  vom  31.  Dezember  1915 
bis  30.  Dezember  1916  einen  noch  beträchtlicheren  Umfang  annimmt.  Auf- 
fallende Ausnahmen  zeigen  nur  alte  3  %  Lombardes,  die  in  diesem  Zeit- 
raum weitere  8,50  Frcs.  und  4  %  Damas-Hamah,  die  weitere  61,50  Frcs. 
verloren.  Vom  31.  D<  zember  1913  bis  zum  30.  Dezember  1916  haben  4  % 
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Damas-Hamah  167  Frcs.,  3%  alte  Lombardes  100  Frcs.  verloren,  4%  New- 
York— New-Haven  70,50,  33/4%  Pennsylvania  53,50,  3%  Asturies  (1.  hypo- 
theque)  52  Frcs.  gewonnen.  Die  fremden  Eisenbahnwerte  haben  somit 
mit  wenigen  Ausnahmen  durch  den  Krieg  eine  günstige  Beeinflussung  er- 
fahren. 

Tabelle  6. 

Kursstand    der    wichtigsten    fremden    Eis  en  b  ab  no  bliga - 

tionenan    der  Pariser  Börse  am   31.  Dezember   1913,1914,1915 

und    am    30.  Dezember    1916. 


Kursstand  am 

Ausländische  Eisenbahnobligationen 

31.  Dez. 
1913 

31.  Dez. 
1914 

31.  Dez. 
1915 

30.  Dez. 
1916 

Andalous.  i.  Serie  3  %  (ä  rev.  fixe)  . 

„         (revenu  variable) 

Nord-Espagne  3  %  (i.  hypoth.)    .    .    . 

(2.        „      )    .    .    . 

,,            „                   \3'        ,,       )     •    •    • 

Asturies  3  %   (i.  hypoth.) 

„                  (2.        „      ) 

(3-        „      ) 

Saragosse  3%  (i.  hypoth.) 

(2.        „      ) 

Portugals  3%  (ä  rev.  fixe) 

Lombardes  3  %  (alte) 

Damas — Hamah  4  %  priv. 

Chicago — Milwaukee  4  % 

New- York — New-Haven  4  %     .... 

Pennsylvania  3%  % 

Central  Pacific  4  % 

316,50 
256,75 
353,00 
350,00 
354,00 
346,00 
338,50 
338,50 
352,00 
35i»50 
304,00 
263,00 
407,00 
425,00 
397,00 
446,50 
386,00 

301,00 
242,50 
330,50 
330,00 
315,00 

303,00 
347,00 
350,00 
255,00 
178,00 
380,00 
409,00 
380,00 
426,00 
342,00 

276,00 
248,00 
341,00 
320,00 

330,00 
342,00 
320,00 
327,00 
320,00 
290,00 
171,50 
301,50 
480,00 
472,50 
485,00 
430,00 

345,00 
282,00 
408,00 
383,50 
370,00 
398,00 

364,00 
365,00 
345,50 
295,00 
163,00 
240,00 
490,00 
467,50 
500,00 
429,50 

Die  Kursbewegungen  der  französischen  und  algerischen  Eisenbahn- 
aktien (Tab.  7)  weisen  gleichfalls  den  beträchtlichen  Rückgang  vom  31. 
Dezember  1913  auf  31.  Dezember  1914  und  einen  weiteren  Rückgang  in  ver- 
mindertem Tempo  bis  zum  31.  Dezember  1915  auf,  dem  mit  Ausnahme  der 
Midi- Aktien  bis  zum  30.  Dezember  1916  eine  ansehnliche  Besserung  des 
Kursstandes  folgt.  Ganz  besonders  günstig  stellten  sich  im  Jahre  1916 
die  Aktien  der  Nordbahn,  die  75  Frcs,  gewannen.  Diese  Kursbesserung 
ist  um  so  bemerkenswerter,  als  ein  ansehnlicher  Teil  der  Anlagen  der  Nord- 
bahn in  dem  von  Deutschland  besetzten  Gebiet  liegt  und  der  eigenen  Be- 
wirtschaftung entzogen  ist.  Das  Anziehen  der  Kurse  dieser  Bahnaktien 
ist  hauptsächlich  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Aussichten  auf  Verwirk- 
lichung des  Kanaltunnelprojoktes  günstiger  geworden  sind.  Immerhin 
haben  die  Aktien  der  Nordbahn  vom  31.  Dezember  1913  auf  30.  Dezember 
1916:  430  Frcs.  verloren  (die  alten  Obligationen  zu  3  %  haben  im  gleichen 
Zeitraum  74  Frcs.  verloren).  Günstig  haben  auch  die  Aktien  der  algerischen 
Bahnen  Böne-Guelma,  die  45  Frcs.,  Est- Algerien,  die  28  Frcs.  und  Ouest- 
Algerien,  die  40  Frcs.  gewannen,  im  Jahre  1916  abgeschnitten.     Sehr  stark 
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wirkten  auch  hier  die  infolge  der  Materialteuerung  und  der  großen  Betriebs- 
ausgaben ungünstigen  Rechnungsabschlüsse  auf  die  Gestaltung  der  Kurs- 
werte ein. 

Tabelle  7. 

Kursstand  der  wichtigsten  französischen  und  algerischen 

Eisenbahnaktien   an   der   Pariser   Börse   am   31.  Dezember 

1913,  1914,  1915    und    am    30.  Dezember    1916. 


Aktien  französischer  und 
algerischer  Eisenbahnen 


Kursstand  am 


31.  Dezember 
1913 


31.  Dezember 
1914 


31.  Dezember 
1915 


30.  Dezember 
1916 


Est 911,00  800,00 

Lyon-Mittelmeer    ....  1282,00  1130,00 

Midi 1111,00  990,00 

Nord 1705,00  1400,00 

Orleans 1315,00  1125,00 

Bone-Guelma 618,00  589,00 

Est- Algerien 641,00  550,5° 

Ouest -Algerien 628,00 

Kurse  vom  31.  Dezember  sind  Liquidationskurse. 


740,00 
995,00 
940,00 
1200,00 
1075,00 
490,00 
501,00 
490,00 


745,00 

1015,00 

900,00 

1275,00 

1110,00 

535,00 

529,00 

530,00 


Die  Kursbewegungen  der  aufgeführten  fremden  Eisenbahnaktien  (Tab.  8) 
zeigen  ohne  Ausnahme  einen  beträchtlichen  Rückgang  im  Jahre  1914, 
dem  aber  bereits  vom  31.  Dezember  1914  bis  31.  Dezember  1915  ein  starkes 
Anziehen  folgt,  das,  mit  Ausnahme  der  Atchison  Topeka,  die  im  Jahre  1915 
von  450  Frcs.  auf  620  Frcs.  und  auf  130  Frca.  über  den  Stand  vom  31.  De- 
zember 1913  emporgeschnellt  waren,  auch  im  Jahre  1916  anhält.  Ein 
wesentlicher  Anteil  an  der  Aufwärtsbewegung  der  ausländischen  Werte 
an  der  Pariser  Börse  ist  den  Valutaverhältnissen  zuzuschreiben.  Während 
Andalousier  vom  31.  Dezember  1913  auf  30.  Dezember  1916:  111  Frcs.,  die 
amerikanischen  Atchison  Topeka-Aktien  110  Frcs.  gewannen,  verloren 
die  Nord  de  l'Espagne-Aktien  im  gleichen  Zeitraum  17,50  Frcs.  und  Saragossa- 
Aktien  6  Frcs. 

Tabelle  8. 

Kursstand    der    wichtigsten    fremden    Eis  e  n  b  ah  n  ak  t  ie  n 
an   der   Börse   von   Paris   am   31.  Dezember   1913,1914,1915   und 
am    30.  Dezember  1916. 


Kursstand  am 

Eisenbahnaktien 

31.  Dezember 
1913 

31.  Dezember 
1914 

31.  Dezember 
1915 

30.  Dezember 
1916 

Andalous 

Nord  de  l'Espagne   .    .    . 

Saragosse    

Atchison  Topeka  .... 

305,00 
448,00 
436,00 
490,00 

242,00 
338,00 
346,00 
450,00 

316,00 
403,00 
398,00 
620,00 

416,00 
430,50 
430,00 
600,00 
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In  den  Bank-  und  KJreditaktien,  die  an  der  Pariser  Börse  kotiert  sind, 
zeigt  sich  (Tabelle  9)  vom  31.  Dezember  1913  auf  31.  Dezember  1914  durch- 
weg ein  Rückgang,  der  freilich  bei  den  verschiedenen  Papieren  erhebliche 
Unterschiede  aufweist.  Während  die  Aktien  der  Banque  de  Paris  in  diesem 
Zeitraum  540  Pres.,  die  des  Credit  Lyonnais  496  Pres.,  die  der  Banque 
de  l'Algerie  470  Pres,  und  der  Societe  G6n6rale  305  Pres,  verloren,  gingen  die 
Aktien  der  Banque  dePrance  von  4655  auf  4625  Pres,  zurück;  verloren  wurden 
nur  30  Pres.  Der  Rückgang  hielt  bei  sämtlichen  französischen  Werten  auch 
vom  31.  Dezember  1914  auf  31,  Dezember  1915  an  und  machte  sich  auch  bei 
den  bisher  auf  gutem  Stand  gehaltenen  Aktien  der  Banque  de  Prance  geltend. 
Diese  Werte  verloren  nämlich  335  Pres.,  während  Banque  de  Paris  260  Pres., 
Credit  Lyonnais  237  Pres.,  Banque  de  l'Algerie  145  Pres,  und  Societe  Generale 
20  Pres,  verloren.  Auf  gleichem  Stand  hielten  sich  in  diesem  Zeitraum  die 
Kurse  der  Banque  Ottomane-Aktien;  die  der  Banque  nationale  du  Mexique 
stiegen  von  398  auf  423  Pres.,  gewannen  somit  25  Pres.  Vom  31.  Dezember 
1915  bis  30.  Dezember  1916  trat  bei  fast  allen  Werten  eine  Aufwärtsbewegung 
der  Kurse  ein.  Banque  de  Prance-Aktien  zogen  um  745  Pres,  an  und  kamen 
mit  380  Pres,  über  den  Stand  vom  31.  Dezember  1913.  Beinahe  ebenso  stark 
ging  der  Aktienkurs  der  Banque  de  l'Algerie  in  die  Höhe,  der  um  670  Pres, 
stieg  und  sieh  um  55  Pres,  höher  stellte  als  der  des  Priedenskurs  vom  31.. 
Dezember  1913.  Die  Aktien  der  Societe  Generale  hielten  sieh  auf  gleichem 
Stand,  die  des  Credit  Poneier  Egyptien  stiegen  um  93  Pres.,  die  der  Banque 
Ottomane  gingen  um  21,50  Pres,  und  die  der  Banque  nationale  du  Mexique 
um  97  Pres,  zurück. 

Tabelle  9. 

Kursstand    der    Aktien    der    wichtigsten    Banken    und 

Kreditinstitute    an    der    Pariser    Börse    am    31.  Dezember 

1913»  1914,  1915    und     am    30.  Dezember    1916. 


Aktien  französischer 

Banken 
und  Kreditinstitute 


Kursstand  am 


31.  Dezember 
1913 


31.  Dezember 
1914 


31.  Dezember 
1915 


30.  Dezember 
1916 


Banque  de  France  .  . 
Banque  de  l'Algörie  .  . 
Credit  Foncier  .... 
Credit  Lyonnais  .  .  . 
Compt.  Nat.  d'Escompte 
Soci6t6  G6n6rale  .  .  . 
Credit  Industriel  .  .  . 
Banque  de  Paris  .  .  . 
Union  Parisienne  .  .  . 
Credit  Mobil.  Fran§ais  . 
Credit  Fonc.  Egyptien  . 
Banque  Ottomane  .  . 
Banque  nat.  du  Mexique 


4655,00 

2990,00 

880,00 

1671,00 

1050,00 

815,00 

710,00 

1660,00 

1015,00 

623,00 

755,00 

643,00 

473,00 


4625,00 

2520,00 
695,00 

1175,00 
800,00 
510,00 
675,00 

1120,00 
658,00 
400,00 
639,00 
450,00 
398,00 


4290,00 
2375,00 
620,00 
938,00 
647,00 
490,00 
610,00 
860,00 
565,00 
335,00 
565,00 
450,00 
423,00 


5035,00 

3045,00 
700,00 

1180,00 
790,00 
490,00 
625,00 

1042,00 
638,50 
350,00 
658,00 
428,50 
326,00 


Der  allgemeine  Vorgang  des  kräftigen  Nachlassens  der  Kurswerte  vom 
31.  Dezember  1913  bis  zum  31.  Dezember  1914  ist  auch  bei  den  an  der  Pariser 
Börse  kotierten  Transportaktien  deutlich  ausgeprägt.    Die  Aktien  der  Suez- 
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Kanal- Gresellscliaft  verlieren  im  Jahre  1914:  755  Frcs.,  Transatiantique  56 
Frcs.,  Voitures  ä  Paria  nur  4  Frcs.  Die  Hauptursache  der  günstigen  Hal- 
tungen dieses  letztgenannten  Papiers  ist  die  durch  den  Krieg  bedingte 
starke  Nachfrage  nach  Wagen,  die  nicht  von  der  Heeresverwaltung  über- 
nommen sind.  Vom  31.  Dezember  1914  bis  31.  Dezember  1915  hat  sich  das 
Tempo  des  Nachlassens  der  Kurse  bemerkenswert  verringert,  bei  den  ge- 
wöhnlichen Aktien  der  Compagnie  Transatiantique  blieb  der  Kurs  der  gleiche 
mit  100  Frcs.,  Omnibus  de  Paris-Aktien  zogen  mit  15  Frcs.  an.  Die  weitere 
Kurse ntwicklung,  die  Zeit  vom  31.  Dezember  1915  bis  30.  Dezember  1916 
umfassend,  unterscheidet  sich  insofern  von  der  der  bisher  mitgeteilten  Papiere, 
als  bei  einigen  Werten  zwar  die  sonst  fast  allgemeine  Aufwärtsbewegung  aus- 
geprägt in  Erscheinung  tritt,  bei  einigen  anderen  sich  dagegen  weitere  Kurs- 
verluste verzeichnen  lassen.  Omnibus  de  Paris  verlieren  25  Frcs.,  Metropo- 
litain  14  Frcs.,  Compagnie  Parisienne  de  Tramways  10  Frcs.  Gegenüber  dem 
Kursstand  vom  31.  Dezember  1913  hatten  die  Aktien  der  Compagnie  Trans- 
atlantique  am  30.  Dezember  1916:  49,50  Frcs.,  Voitures  k  Paria  44  Frcs.  ge- 
wonnen, Canal  de  Suez  555  Frcs.,  Omnibus  de  Paris  210  Frcs.  und  Metro- 
politain  205  Frcs.  verloren.  Die  starke  Einbuße  der  Suez-Kanal- Aktien  ist  auf 
die  kriegerischen  Ereignisse  in  Ägypten,  der  günstige  Stand  der  Aktien  der 
Compagnie    Transatiantique    auf    die    Frachtenteuerung    zurückzuführen. 

Tabelle  lo. 

Kursstand    der    wichtigsten    Tr  ansp  o  r  t  ak  ti  en    an    der 

Pariser  Börse  am  31.  Dezember   1913,1914,1915  und  am  30.  D  e - 

z  e  m  b  e  r    1916. 


Kursstand  am 

Transportaktien 

31,  Dezember 
1913 

31.  Dezember 
1914 

31.  Dezember 
1915 

30.  Dezember 
1916 

Canal  de  Suez   .    . 
Transatiantique     . 
Omnibus  de  Paris 
Voitures  a  Paris   . 
M6tropolitain     .    . 
Nord-Sud    .... 

4955,00 
156,00 
600,00 
184,00 
591,00 
160,00 
159,00 

4200,00 
100,00 
400,00 
180,00 
438,00 
115,00 
135,00 

4000,00 
100,00 
415,00 
145,00 
400,00 
102,00 
110,00 

4400,00 
205,50 
390,00 
228,00 
386,00 
118,25 

Cie.  Paris,  de  Tram 

WJ 

»y 

3 

100,00 

Die  Kurse  der  Elektrizitätswerte  (Tabelle  11)  gingen,  gleich  den  bisher 
erwähnten  Papieren,  vom  31.  Dezember  1913  auf  31.  Dezember  1914  stark 
zurück.  Die  Aktien  der  Compagnie  Parisienne  de  Distribution  d'Electri- 
cite  verloren  223  Frcs.,  Thomson-Houston  235  Frcs.  und  Compagnie  G6n^- 
rale  d'  Electricite  295  Frcs.  Im  Jahre  1915  hält  der  Kückgang  bei  einigen 
Werten  an,  während  bei  anderen  bereits  eine  Erhöhung  eintritt.  1916  ver- 
lieren allein  die  Aktien  der  Compagnie  Parisienne  de  Distribution  d'  Elec- 
tricite weitere  40  Frcs.,  während  alle  anderen  erheblich  anziehen.  Der  Grund 
dieser  ungünstigen  Weiterentwicklung  der  Kurse  ist  in  den  wegen  hoher 
Kohlenpreise  erhöhten  Produktionskosten  einerseits,    den  auf  längere  Zeit 


390" 


Chronik  und  Archivalien. 


mit  festen  Preisen  abgeschlossenen  Lieferungsverträgen  andererseits  zu 
suchen.  Wo,  wie  bei  Forces  Motrices  du  Rhone,  Wasserkräfte  für  die  Erzeu- 
gung von  Elektrizität  zur  Verwendung  kommen,  tritt  bis  zum  30.  Dezember 
1916  eine  beträchtliche  Kursbesserung  ein,  die  bei  den  genannten  Aktien 
Forces  Motrices  du  Rhdne  im  Jahre  1916:  100  Frcs.  beträgt  und  mit  diesem 
Stand  (650  Frcs.)  den  vom  31.  Dezember  1913  (631  Frcs.)  um  19  Frcs.  über- 
steigt. Thomson-Houston  erreichen  beinahe  den  Stand  vom  31.  Dezember 
1913,  die  anderen  genannten  Werte  bleiben  darunter. 

Tabelle  ii. 
Kursstand  der  wiclitigsten  französischen  Elektrizitäts- 
werte  an   der   Pariser   Börse   am   31.  Dezember    1913,  1914,  1915 
und    am    30,  Dezember    1916. 


Kursstand  am 

Elektrizitätsgesellschaften 

31.  Dezember 
1913 

31.  Dezember 
1914 

31.  Dezember 
1915 

30.  Dezember 
1916 

Cie.  Paris,  de  Distribution 

d'Electricit6 

621,00 

398,00 

385,00 

345,00 

Thomson-Houston     .    .    . 

725,00 

490,00 

525,00 

706,00 

Forces  Motrices  du  Rhone 

631,00 

— 

550,00 

650,00 

Cie.  Gr6n6rale  d'Electricitö 

1245,00 

950,00 

835,00 

1068,00 

Nach  den  Kursverlusten  vom  31.  Dezember  1913  auf  31.  Dezember 

1914  tritt  bei  den  Bergwerks-  und  Hüttenaktien  (Tabelle  12)  bereits  im  Jahre 

1915  eine  teilweise  starke  Erhöhung  ein,  der  1916  bei  fast  allen  Werten  ein 
rapides  Ansteigen  folgt.  Bei  den  meisten  Werten  ist  am  31.  Dezember  1916 
der  Friedensstand  vom  31.  Dezember  1913  erheblich  überschritten.  Die 
Ursache  dieser  Kursbewegung  liegt  in  den  durch  den  Bedarf  der  Kriegs- 
industrien hervorgerufenen  hohen  Metallpreisen  und  den  großen  Aufträgen 
der  Heeresverwaltung. 

Tabelle  12. 
Kursstand  der  wichtigsten  Bergwerks-  und   Hüttenaktien 
an    der    Pariser    Börse    am    31.  Dezember    1913,  1914,  1915    und 
am    30.  Dezember    1916. 


Bergwerks-  und 
Hüttenaktien 

Kiu'sstand  am 

31.  Dezember 
1913 

31.  Dezember 
1914 

31.  Dezember 
1915 

30.  Dezember 
1916 

Rio  Tinto 

Tharsis 

Sosnowice 

Briansk 

Penarroya 

Aci6ries  de  la  Marine  .    . 

Creusot    

Norv6gienne  de  l'Azote  . 

Utah  Copper 

China  Copper 

1768,00 

178,00 

1489,00 

467,00 

1368,00 

1740,00 

2034,00 

285,00 

270,00 

206,00 

1477,00 

161,00 

990,00 

288,00 

1240,00 

1505,00 

1 900,00 

245,00 

258,00 

180,00 

1516,00 

138,50 

900,00 

278,00 

1380,00 

1721,00 

1820,00 

348,00 

484,00 

327,00 

1747,00 

148,00 

880,00 

434,00 

2300,00 

2247,00 

2380,00 

505,00 

617,00 

353,00 
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Im  Anschluß  au  die  in  Tabelle  3  bis  12  verzeichneten  Kursnotierungen 
seien  in  Tabelle  13  bis  22  die  Kursdifferenzen  vom  31.  Dezember  1913  bis  31. 
Dezember  1914,  von  diesem  Datum  bis  31.  Dezember  1915  und  von  diesem  bis 
30.  Dezember  1916,  und  endlich  Gewinn  oder  Verlust  vom  31.  Dezember 
1913  bis  30.  Dezember  1916  mitgeteilt. 

Tabelle  13. 

Kursdifferenzen    (+  Gewinn;   —  Verlust)    der   wichtigst  e^n 

Staatspapiere    an    der    Pariser    Börse    in    den    Jahren    1914, 

1915    und    1916    und    von    Ende    1913    bis    Ende    1916. 


Staatspapiere 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  — Verlust)  von 


31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 


31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 


31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  191 6 


31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  191 6 


3  %  frz.  ewige  Rente  .    . 
3  %  frz.  tilgbare  Rente  . 

2  ^  %  engl.  Konsuls    .    . 

3  %  Belgier 

4  %  Russen  von  1880  ,    . 
3  %       „        „  i89i(Gold) 


5% 


1906 


4  %  russische  Konsols     . 

4  %  Italiener 

4  %  span.  äußere  Anleihe 

3  %  Holländer 

3^  %  Schweizer  von  1899 

4  %  Serben^ 

Unifizierte  Ägypter  .  .  . 
Türken 

5  %  Argentinier  von  1907 
5  %  Chinesen  von  1902  . 
4  %  Japaner  von  1905   . 


—  13.27 

—  ii,oo 

—  3.75 

—  15,05 

—  13.40 

—  12,90 

—  9,95 

—  15,20 

—  14,65 

—  2,80 

—  8,25 

—  9.75 

—  16,27 

—  13,65 

—  23.55 

—  56,00 

—  47,00 

—  15.45 


+ 


8,35 
6,15 
9.75 
0,25 

—  4.55 

—  3.05 

—  7,15 

—  7,io 

—  5,50 

—  0,30 
+  15.40 
+    4.55 

—  6,55 

—  4,75 

—  2,25 

—  8,00 
+  24,50 
+    4,00 


—  2,75 

—  3.90 

—  4,22 

—  2,25 

—  0,25 
0,00 

—  1,55 
+    2,30 

—  6,85 
+  15.30 
+    2,60 

5.20 
1,20 

4,75 

—  0,10 
+  46,00 

—  36,50 
+    9,50 


+ 
+ 


—  24,37 

—  21,05 

—  18,12 

—  17.05 

—  18,20 

—  15,95 

—  18,65 

—  19,80 

—  27,00 
+  12,20 

+    9.75 
0,00 

—  24,02 

—  13.65 

—  25,90 

—  18,00 

—  59.00 

—  1,95 


Tabelle  14. 

Kursdifferenzen    (+Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 

Prämienanleihen  der  Stadt  Paris  und  des  Credit  foncier 

an  der   Pariser   Börse  in  den  Jahren   1914,  1915   und   1916  und 

von    Ende    1913    bis    Ende    1916. 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  — Verlust) 

von 

Prämienanleihen 

31.  Dez.  1913 
bis 

31,  Dez.  1914 
bis 

31.  Dez.  1915 
bis 

31- 

Dez.  1913 

bis 

31.  Dez.  1914 

31.  Dez.  1915 

30.  Dez.  1916 

30. 

Dez.  1916 

4  %  Stadt  Paris  von  1865 

—  24,75 

—    5,00 

-f-  22,00 

—   7,75 

4%      ..         ..        .,     1876 

—  28,00 

—  35.00 

+  40,50 

—  22,50 

3%      .,         ,.        ..     1910 

—    7,00 

—  54,00 

-\-  11,00 

—  50,00 

3%      .,         ,.        ..     1912 

—  34.00 

— 13,00 

+  23,25 

—  24,75 

Kommunal- Obligat.    1879 

—    8,25 

—  io,oo 

—    0,25 

—  18,50 

1891 

—  22,00 

—  38,00 

-f-  10,00 

—  50,00 

1912 

—  22,00 

—  28,00 

+  15,00 

—  35,00 

Bodenkreditbriefe    1879  . 

—  32,00 

—  11,00 

-f-  21,00 

—  22,00 

1903  . 

—  42,00 

—  46,00 

+    8,00 

—  80,00 

1913  . 

—  31,00 

—  61,00 

+    1,00 

—  91,00 
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Tabelle  15. 

Kursdifferenzen    (+i.,Ge  winn;   • — Verlust)    der    wichtigsten 

französischen    und    algerischen    Ei  s  e  n  b  a  h  no  b  li  g  a  t  i  o  n  e  n 

an  der  Pariser   Börse   in  den  Jahren   1914,  1915   und   1916  und 

von    Ende    1913    bis    Ende    1916. 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  — Verlust)  von 

Obligationen 

31.  Dez.  1913 

bis 
31,  Dez.  1914 

31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 

31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  1916 

31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  1916 

Est  3  % 

Neue  Est  3  % 

Lyon-Mittelmeer  3  %  .    . 

neue  3  % 

Midi  3  % 

„     neue  3  % 

Nord  3  % 

„      neue  3  % 

Orleans  3  %  von  1884    . 

neue  3  %     .    .    . 

Ouest  3  % 

„  neue  3  %  •  •  •  • 
Böne-Guelma  3  %  .  •  • 
Est- Algerien  3  %  ...  . 
Ouest-Alg6rien  3  %  .    .    . 

—  42,50 

—  42,00 

—  30,00 

—  32,00 

—  35,50 

—  38,75 

—  44,00 

—  43,25 

—  40,00 

—  31,00 

—  23,00 

—  36,00 

—  38,00 

—  41,75 

—  42,00 

— 12,00 

—  37,25 

—  44,00 

—  39,00 

—  32,00 

—  29,25 

—  40,00 

—  41,50 

—  8,00 

—  13,00 

—  36,50 

—  21,50 

—  38,00 

—  41,00 

—  36,00 

—  23,25 
+    3,00 
— 11,00 

—  13,00 

—  8,50 

—  9,75 
+  10,00 
+    8,50 

—  23,00 

—  21,00 

—  5,50 
— 12,25 
• —    1,00 
+    5,00 
+    8,00 

—  77,75 

—  76,25 

—  85,00 

—  84,00 

—  76,00 

—  77,75 

—  74,00 

—  76,25 

—  71,00 

—  65,00 

—  65,00 

—  69,75 

—  77,00 

—  77,75 

—  70,00 

Tabelle  16. 
Kursdifferenzen    (-j- Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 
fremden  E  i  s  e  n  b  ah  no  b  li  ga  t  i  o  ne  n  an  der   Pariser   Börse  in 
den  Jahren   1914,  1915  und  1916  und  von  Ende  1913  bis  Ende  1916. 


Ausländische  Eisenbahnobligationen 


Kursdifferenz  (-f  Gewinn;  ■ — Verlust) 
von 


31.  Dez. 

1913  bis 

I.  Dez. 

1914 


31.  Dez. 

1914  bis 

31.  Dez. 

1915 


31.  Dez. 

1915  bis 

30.  Dez. 

1916 


31.  Dez. 

1913  bis 

30.  Dez. 

1916 


Andalous.  i.  Serie  3  %  (ä  rev.  fixe) 

„  (revenu  variable)  .... 

Nord-Espagne  3  %    (i.  hypoth.)  .    . 

(2.        „      )  .    . 

,,  ,,  \3'         ,,       )  •    • 

Asturies  3  %   (i.  hypoth.) 

(2.        „      ) 

(3-        „      ) 

Saragosse  3  %  (i.  h3T)oth.)    .... 

(2.        „      )    .    .    .    . 

Portugals  3  %  (ä  rev.  fixe)    .... 

Lombardes  3  %  (alte) 

Damas — Hamah  4  %  priv.     .... 

Chicago — ^Milwaukee  4  % 

New- York — New-Haven  4  %     ... 

Pennsylvania  3%  % 

Central  Pacific  4  % 


15,50 

14,25 
22,50 
20,00 
39,00 


35,50 
5,00 
1,50 
49,00 
85,00 
27,00 
16,00 
17,00 
20,50 
44,00 


—  25,00 
+  5,50 
+  10,50 
— 10,00 


+  17,00 

—  20,00 

—  30,00 
+  35,00 

—  6,50 

—  78,50 
+  71,00 

—  7,50 
+  59,00 
+  88,00 


+  69,00 
+  34,00 
+  67,00 
+  63,50 

4-  68,00 

+  44,00 
+  38,00 
+  25,50 
+    5,00 

—  8,50 

—  61,50 
-f-  10,00 

—  5,00 
+  15,00 

—  1,50 


+  28,50 
+  25,25 
+  55,00 
+  33,50 
+  16,00 
+  52,00 

+  25,50 
+  13,00 

—  6,00 

—  9,00 
— 100,00 
— 167,00 
+  65,00 
+  70,50 
+  53,50 
+  43,50 
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Tabelle  17. 

Kursdifferenzen    (+ Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 

französischen   und   algerischen   Eisenbahnaktien   an    der 

Pariser    Börse    in    den    Jahren    1914,   1915    und    1916    und    von 

Ende    1913    bis    Ende    1916. 


Kursdiiferenz  (+  Gewinn;  — Verlust)  von 

Aktien  französischer  und 
algerischer  Eisenbahnen 

31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 

31.  Dez.  191 4 

bis 
31.  Dez.  1915 

31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  1916 

31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  1916 

Est 

—  111,00 

—  152,00 

—  121,00 

—  305,00 

—  190,00 

—  29,00 

—  90,50 

—  60,00 

—  135,00 

—  50,00 

—  200,00 

—  50,00 

—  99,00 

—  49,50 

4-      5,00 
+  120,00 
—   40,00 
+    75,00 
+    35,00 
+    45,00 
-f-    28,00 
-j-    40,00 

—  166,00 

Lyon-Mittelmeer    .... 
Midi 

—  267,00 

—  211,00 

Nord 

Orleans 

Böne-Guelma 

Est-Alg6rien 

Ouest-Algörieu 

—  430,00 

—  205,00 

—  83,00 

—  112,00 

—  98,00 

Tabelle  18. 
Kursdifferenzen    (+ Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 
fremden    E  i  s  e  n  b  a  h  n  a  k  t  i  e  n    an    der    Pariser    Börse    in    den 
Jahren    1914,  1915   und    1916   und   von   Ende    1913   bis   Ende    1916. 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  —  Verlust)  von 

Ausländische 
Eisenbahnaktien 

31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 

31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 

31.  Dez.  1915 

bis 
31.  Dez.  1916 

31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  191 6 

Andalous 

Nord  de  l'Espagne   .    .    . 

Saragosse 

Atchison  Topeka  .... 

—  63,00 

—  110,00 

—  90,00 

—  40,00 

+    74,00 
+    65,00 
+    52,00 
+  170,00 

+  100,00 
+    27,50 
+    32,00 
—    20,00 

+  111,00 

—  17,50 

—  6,00 
+  iro,oo 

Tabelle  19. 
Kursdifferenzen(+ Gewinn;  —  Verlust)  der  Aktien  der  wich- 
tigsten Banken  und  Kreditinstitute  an  der  PariserBörse 
in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  und  von  Ende  1913  bis  Ende  1916. 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  — Verlust)  von 

Banken 

31.  Dez.  1913 

31.  Dez.  1914 

31.  Dez.  1915 

31.  Dez.  1913 

und  Kreditinstitute 

bis 

bis 

bis 

bis 

31.  Dez.  1914  31.  Dez.  1915 

30.  Dez.  1916 

30.  Dez.  191 6 

Banque  de  France    .    .    . 

—    30,00 

—  335,00 

+  745,00 

+  380,00 

Banque  de  l'Algörie  .    .    . 

—  470,00 

— 145,00 

-f  670,00 

+    55,00 

Credit  Foncier   .    .    .    .  -. 

—  185,00 

—    75,00 

-f    80,00 

—  180,00 

Credit  Lyonnais    .... 

—  496,00 

—  237.00 

+  242,00 

—  491,00 

CJompt.  Nat.  d'Escompte 

—  250,00 

—  153,00 

+  143,00 

—  260,00 

Soci6t6  G6n6rale    .... 

—  305,00 

—    20,00 

0,00 

—  325,00 

Crödit  Industriel   .... 

—    35,00 

—    65,00 

+    15,00 

—    85,00 

Banque  de  Paris  .... 

—  540,00 

—  260,00 

-f-  182,00 

—  518,00 

Union  Parisienne  .... 

—  357,00 

—    93,00 

+    73,50 

—  376,50 

Credit  Mobil.  Fran9ais  .    . 

—  223,00 

—    65,00 

+    15,00 

—  273,00 

Credit  Fonc.  Egyptien  .    . 

—  116,00 

—    74,00 

+    93,00 

—    97,00 

Banque  Ottomane    .    .    . 

—  193,00 

0,00 

—    21,50 

—  214,50 

Banque  Nat.  du  Mexique 

—    75,00 

-f    25,00 

—    97,00 

—  147,00 
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Tabelle  20. 

Kursdifferenzen    (+ Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 

Transportaktien  an  der  Pariser  Börse  in  den  Jahren  1914, 

1915    und    1916    und    von    Ende    1913    bis    Ende    1916. 


Kursdifferenz  (+  Gtewinn;  — Verlust)  von 

Transportaktien 

31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 

31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 

31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  1916 

31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  191 6 

Canal  de  Suez 

Transatlantique     .... 
Omnibus  de  Paris     .    .    . 
Voitures  ä  Paris   .... 

M6tropolitaia 

Nord-Sud 

Cie.   Paris,   de  Tramways 

—  755,00 

—  56,00 

—  200,00 

—  4,00 
— 153,00 

—  45,00 

—  24,00 

—  200,00 

0,00 
+    15,00 

—  35,00 

—  38,00 

—  13,00 

—  25,00 

+  400,00 
+  105,50 

—  25,00 
+    83,00 

—  14,00 
+    16,25 

—  10,00 

—  555,00 
+    49,50 

—  210,00 
+    44,00 

—  205,00 

—  41.75 

—  59,00 

Tabelle  21. 
Kursdifferenzen    (+ Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 
französischen   Ele k tr i zi tä t s we r te   an   der   Pariser   Börse 
in  den  Jahren  1914,  1915  und  1916  und  von  Ende  1913  bis  Ende  1916. 


Aktien  französischer 
Elektrizitätsgesellschaften 


Kursdifferenz  (+  Grewinn;  — Verlust)  von 


31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 


31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 


31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  191 6 


31.  Dez.  1913 

bis 
30.  Dez.  1916 


Cie.  Paris,  de  Distribution 

d'Electricitö 

Thomson-Houston  .  .  . 
Forces  Motrices  du  B.h6ne 
Cie.  G6n6rale  d'Electricit6 


223,00 
235,00 

295,00 


—    13,00 
+    35,00 

— 115,00 


—  40,00 
+  181,00 
+  100,00 
+  233,00 


—  276,00 

—  19,00 
+  19,00 

—  177,00 


Tabelle  22. 
Kursdifferenzen    (-f  Gewinn;    — Verlust)    der    wichtigsten 
Bergwerks-    und    Hüttenaktien    an    der    Pariser    Börse    in 
den  Jahren  1914,  1915  und  1916  und  von  Ende  1913  bis  Ende  1916. 


Bergwerks-  und 
Hüttenaktien 


Kursdifferenz  (+  Gewinn;  — Verlust)  von 


31.  Dez.  1913 

bis 
31.  Dez.  1914 


31.  Dez.  1914 

bis 
31.  Dez.  1915 


31.  Dez.  1915 

bis 
30.  Dez.  191 6 


31.  Dez.  1913 

biß 
30,  Dez.  1916 


Rio  Tüxto 

Tharsis 

Sosnowice 

Briansk 

Penarroya 

Aci6ries  de  la  Marine  . 

Creusot    

Norv6gienne  de  l'Azote 

Utah  Copper 

China  Copper  .... 


291,00 

17,00 

499,00 

179,00 

128,00 

235,00 

134,00 

40,00 

12,00 

26,00 


+  39.00 

—  22,50 

—  90,00 

—  10,00 
+  140,00 

4-  216,00 

—  So,oo 
+  103,00 
+  226,00 
+  147,00 


+  231,00 
4-  9,50 
—  20,00 
+  156,00 
-j-  920,00 

4-  526,00 
4-  560,00 
+ 157,00 
+ 133,00 
-f  26,00 

Fr.  Kah 


—  21,00 

—  30,00 

—  609,00 

—  33,00 
+  932,00 
+  507,00 
+  346,00 
-(-  220,00 
+  347,00 
+  147.00 

1  (Kiel). 


Geld-,  Kredit-,  Bank-  und  Börsenwesen,  Kapitalanlagen  im  Auslände.  395* 

Die  von  der  Münze  in  Paris  von  1910  bis  1916  geprägten  französischen,  kolonialen 
und  ausländischen  Münzen.  Der  dem  PräBidenten  der  franzÖBiechen  Republik  er- 
stattete Bericht  des  ÜberwachungsausschuBses  des  Geldumlaufs  enthält  einen  be- 
merkenswerten Überblick  über  die  Prägungen  der  Pariser  Münze  von  1880  bis  1916^) 
Ein  besonderes  Interesse  beansprucht  die  Einwirkung  des  Krieges  auf  die  Münz- 
prägungen, die  eine  ganz  erhebliche  ist.  Es  seien  zunächst  dem  erwähnten  Bericht 
die  Angaben  über  die  Prägungen  französischer,  kolonialer  und  ausländischer  Münzen 
hinsichtlich  Gewicht,  Zahl  und  Wert  der  Münzen  in  den  Jahren  1910,  1911,  1912, 
1913,  1914,  1915  und  1916  entnommen  (Tabelle  1): 

Tabelle  i. 

Gewicht,  Zahl  und  Wert  der  in  der  Münze  von  Paris  in 
den  Jahren  igio,  1911,  1912,  1913,  1914,  1915  und  1916  geprägten 
französischen,    kolonialen    und    ausländischen    Münzen. 


Jahr 

Grewichtder  Münzen 

Zahl  der  Münzen 

Wert  der  Münzen 

in  1000  kg 

in  Mill. 

in  Mill.  Frcs. 

1910 

308,1 

62,7 

173,2 

1911 

513.6 

89,7 

177,2 

1912 

688,5 

110,0 

296,1 

1913 

683,7 

"4,7 

314,3 

1914 

611,7 

"5,8 

216,5 

1915 

621,7 

114,8 

109,9 

1916 

1325,5 

253,8 

177,2 

Es  ist  zunächst  auffallend,  daß  sich  die  Zahl  und  das  Gewicht  der  im  Jahre 
1916  in  Paris  ausgeprägten  Münzen  stark  vermehrt  haben;  nämlich  von  114,7  Mill. 
Stück  im  letzten  Friedensjahr  1913  auf  263,8  Mill.  Stück  im  Jahre  1916.  Die  ent- 
sprechenden Gewichts  zahlen  sind  683  700  kg  und  1  325  500  kg.  Die  spezialisierte 
Aufstellung  über  die  Art  der  Ausprägungen  gibt  nähern  Aufschluß  über  diese  Er- 
scheinung (Tabelle  2,  S.  396*): 

Hiernach  ist  die  Prägimg  von  Groldmünzen  im  Jahre  1916  fast  völlig  fortge- 
fallen, wogegen  die  von  Silber,  Nickel  und  Bronze  entsprechend  dem  Bedarf  an  klei- 
neren Umlaufsmitteln  sehr  stark  war.  Zum  Teil  ist  der  große  Bedarf  an  diesen  Münzen 
auch  auf  die  in  französischen  Zeitungen  häufig  erwähnte  Zurückhaltung  von  Silber 
und  Nickelgeld  zurückzuführen.  Die  Einwirkung  des  KLriegea  machte  sich  auch 
durch  starken  Rückgang  der  Prägungen  auf  ausländische  Rechnung  geltend.  Im 
Jahre  1913  waren  in  der  Pariser  Münze  noch  für  6205007  Frcs.  Gold-,  Silber-  und 
Kupfermünzen  für  Griechenland,  Aethiopien,  Marokko  und  Venezuela  geprägt 
worden,  die,  mit  Ausnahme  der  Prägungen  für  Marokko,  das  neuerdings  zu  den 
Kolonien  und  Protektoraten  gezählt  wird,  im  Jahre  1916  wegfielen'). 


»)  Vgl.  Weltw.  Archiv  Bd.  10.,  S.  65*. 

*)  Vgl.  Rapport  de  l'Administration  des  monnaies  et  m^dailles  au  ministre  des 
Finances.     19.  Jahrgang. 
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VIII. 
Versidierungswesen. 


Die  Alters-  and  Invalidenversorgong  des  Australischen  Bandes.  Das  System 
der  Alters-  und  Invalidenversorgung  der  Commonwealtli  of  Australia  unterecheidet 
ßich  in  seinen  Grundzügen  völlig  von  dem  im  Deutschen  Reich  geltenden.  In 
seiner  heutigen  Gestalt  beruht  es  auf  dem  Commonwealth  Invalid  and  Oldage 
Pensions  Act  vom  10.  Juni  1908^).  Dieses  sah  die  Zahlung  von  Altersrenten  ab 
1.  Juli  1909  vor;  die  Zahlxmg  von  Invalidenrenten  sollte  erst  von  einem  durch  Ver- 
ordnung (Proclamation)  festzusetzenden  Zeitpunkte  ab  erfolgen.  Die  am  19.  No- 
vember 1910  erlassene  Verordnung  setzte  den  Beginn  der  Zahlungen  für  die  In- 
validenrenten auf  den  15.  Dezember  1910  fest.  Die  Schwesterkolonie  Neuseeland 
zahlte  Renten  bereits  seit  1.  April  1898  und  auch  einzelne  Staaten  Australiens, 
Victoria  —  seit  18.  Januar  1901  — ,  Neusüdwales  —  seit  1.  August  1901  —  imd 
Queensland  —  seit  1.  Juli  1908  —  zahlten  bereits  Altersrenten. 

Der  Bezug  einer  Alters-  oder  Invalidenrente  ist  in  Australien  an  keinerlei 
Beitragszahlungen  des  Rentenbeziehers  oder  seines  Arbeitgebers  geknüpft;  die 
Lasten  trägt  ausschließlich  die  Staatskasse,  ohne  daß  dabei  die  Versorgung  den 
Charakter  einer  Armenunterstützung  oder  öffentlicher  Wohltätigkeit  trägt. 

In  logischer  Folge  der  Übernahme  dieser  Versorgung  auf  Kosten  des  Bundes 
xmd  der  mangelnden  Beitragspflicht  ist  die  Alters-  und  Invalidenversorgung  in 
Australien  auch  nicht  auf  eine  Bevölkertmgsklasse  wie  den  Arbeiter-  oder  Ange- 
stelltenstand beschränkt.  Sie  erstreckt  sich  vielmehr  auf  alle  Klassen  der  Bevölke- 
rung und  wird  nur  durch  die  Forderung  eines  bestimmten  Maßes  von  Bedürftig- 
keit begrenzt,  wie  weiterhin  darzulegen  ist. 

Anspruch  auf  Altersrente  haben,  nach  dem  Vorbilde  Neusüdwales,  männliche 
Personen  vom  vollendeten  fünfundsechzigsten,  im  Falle  dauernder  Arbeitsunfähig- 
keit vom  sechzigsten  Lebensjahre,  Frauen  seit  der  im  Gesetz  vorgesehenen,  am 
19.  November  1910  erlassenen  Verordnung  vom  sechzigsten  Lebensjahre  ab. 

Für  den  Bezug  einer  Invalidenrente  ist  die  Vollendung  des  sechzehnten 
Lebensjahres  und  dauernde  Arbeitsimfähigkeit  Bedingxmg.  Ursprünglich  wurde 
als  Voraussetzimg  des  Anspruchs  auf  Altersrente  nach  dem  Vorbilde  der  Gesetz- 
gebung von  Neusüdwales  verlangt,  daß  der  Bezielier  mindestens  25  Jahre  imimter- 
brochen  seinen  Wohnsitz  in  Australien  hatte.  Ein  Nachtrag  zum  Gesetz,  vom 
August  1909,  setzte  die  Frist  entsprechend  den  Bestimmungen  der  beiden  anderen 
Einzelstaaten  auf  20  Jahre  fest.  Für  die  Gewährung  von  Invalidenrenten  genügt 
fünfjähriger  ununterbrochener  Wohnsitz  im  Bundesgebiet.  Als  Unterbrechung  des 
Wohnsitzes  in  Australien  wird  gelegentliche  Abwesenlieit  nicht  angesehen,  wenn 
dieselbe  insgesamt  nicht  mehr  als  ein  Zehntel  der  Gesamtdauer  des  Wohnsitzes 
ausmacht.  Zur  Zeit,  wo  er  den  Anspruch  auf  Gewährung  der  Rente  geltend  macht, 
muß  der  Antragsteller  in  Australien  wohnen;  bei  Anträgen  auf  Invalidenrente 
muß  der  Antragsteller  in  Australien  arbeitsunfähig  geworden  sein. 

Die  Durchführung  des  Gesetzes  liegt  —  unter  Aufsicht  des  Ministers  —  dem 
Commissioner  of  Pensions  ob.  Dieser  wird  durch  die  für  jeden  Staat  ernaimten 
Deputy  Commissioners  imterstützt.  Für  die  Erledigung  der  mit  der  Dmrchfülxrung 
verbundenen  Arbeiten,  wie  Entgegermahme  von  Rentenansprüchen  und  Erhebimgen 
darüber,  ist  jeder ^taat  in  Bezirke  untergeteilt;  für  jeden  Bezirk  ist  ein  „Registrar" 
ernaimt. 

^)  Official  Year  Book    of    the  Commonwealth  of  Australia,    No.  8,    1916, 

S.  1088/73. 
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Die  Höhe  der  Rente  bestimmt  der  Commiesioner  oder  einer  der  Deputy  Com- 
missioners  nach  Lage  des  Falles  xmter  Berücksichtigung  aller  Umstände;  die  Rente 
darf  jedoch  keinesfalls  26  £  jährlich,  also  10  s.  wöchentlich,  übersteigen. 

Wie  bereits  erwähnt,  ist  der  Rentenanspruch  von  der  Bedürftigkeit  abhängig. 
Das  Gesetz  bestimmt,  daß  die  Rente  eo  zu  bemessen  ist,  daß  das  gesamte  Einkom- 
men des  Rentenbeziehers  einschließlich  der  Rente  52  £  jährlich  nicht  übersteigt. 
Wer  bereits  ein  Einkommen  von  52  £  aus  anderen  Quellen  bezieht,  ist  also  vom 
Rentenbezuge  so  lange  ausgeschlossen,  alß  sein  übriges  Einkommen  in  gleichem 
Umfange  fortbesteht. 

Bei  der  Berechnung  des  Einkommens  werden  von  eeiten  eines  eingetragenen 
Unterstützungsvereins  (friendly  society)  oder  wegen  Krankheit,  Gebrechlichkeit 
oder  Alters  von  selten  einer  Gewerkschaft  (trade  union),  Versorgimgsanstalt  (provi- 
dent  Society)  oder  einer  sonstigen  Gesellschaft  oder  Vereiiügung  empfangene  Zu- 
wendungen nicht  berücksichtigt.  Vermögensbesitz  wird  bei  der  Berechnung  der 
Rente  in  Anrechnung  gebracht,  soweit  der  Wert  des  Vermögens  50  £  übersteigt, 
wobei  der  Wert  eines  Eigenheims  (home),  in  welchem  der  Rentenberechtigte  dauernd 
wohnt,  nicht  gerechnet  wird,  dagegen  Schulden  und  Lasten,  die  auf  dem  Vermögen 
mit  Ausnahme  der  Heimstätte  ruhen,  abgerechnet  werden. 

Für  je  volle  10  £  Reinkapitalbetrag  des  über  50  £  hinausgehenden  Teils  des 
Vermögens  wird  dem  Berechtigten  1  £  von  der  jährlichen  Rente  gekürzt.  Ver- 
mögensbesitz von  310  £  oder  mehr  schließt  den  Bezug  einer  Rente  aus,  ebenso 
Veräußerung  von  Vermögen,  um  eine  Rente  zu  erlangen. 

Beziehen  Mann  und  Frau  Rente  und  leben  sie  nicht  rechtlicherweiße  vonein- 
ander getrennt,  eo  wird  als  Vermögen  jedes  Ehegatten  die  Hälfte  des  Gesamtgutes 
beider  Ehegatten  angesehen  und  nach  Abzug  von  50  £,  falls  eine  Heimstätte  dazu- 
gehört, oder  von  25  £,  falls  dies  nicht  der  Fall  ist,  bei  der  Rentenfestsetzung  in 
Anrechnung  gebracht. 

Bezüglich  der  Altersrente  ist  ferner  die  Würdigkeit  des  Antragstellers  Vor- 
aussetzung des  Rentenbezuges.  Altersrente  soll  nach  dem  Gesetz  keuie  Person 
erhalten,  die  nicht  von  guter  Gesiimung  (of  good  character)  ist. 

Nachstehende  Übersicht  zeigt  die  Entwicklung  des  Bestandes  des  austra- 
lischen Bundes  an  Alters-  und  Invalidenrenten,  des  jährlichen  Aufwandes  für 
Renten  und  Verwaltungskosten  und  des  Durchschnittsbetrages  der  Renten  seit 
Inkrafttreten  des  Gesetzes. 


Alters-    und    Invalidenrenten   des    Australischen    Bundes. 


Im 
Finanz- 
jahre 
endend 
am 

Zahl  de] 

von 

Alters- 
renten 

'  Rentene 

von  In- 
validen- 
renten 

mpfänger 

insge- 
samt 

Betrag  der  ge- 
zahlten Renten 
einBchließlich 
Zahlungen 
an  Heime 
t.  d.  Unterhalt 
von  Renten- 
empfängern 

Verw 

'^altungskosten 

auf  100  £ 
Rentenbeträge 

Durchschnitts- 
betrag 
der  vierzehn- 
tägigen Rente 

Ende  des 
Finanzjahres 

30.  Juni 

1000   £ 

1000  £ 

£ 

ß. 

d. 

B. 

d. 

1910 

65492 

65492 

1497.5 

37,1 

2 

9 

7% 

19 

I 

1911 

75502 

7451 

82953 

1871,2 

39,2 

2 

I 

11% 

19 

I 

1912 

79071 

IG  763 

89834 

2155,5 

41,8 

I 

18 

9% 

19 

0 

1913 

82943 

13739 

96682 

2302,3 

44,5 

I 

18 

8% 

19 

6 

1914 

87  780 

16865 

104  645 

2593,5 

46,9 

I 

16 

3% 

19 

5 

Versicherungswesen. 
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Nach  dem  Stande  vom  30.  Juni  1914  würde  die  Durchschnitts jahresrente 
in  Australien  etwa  504^/,  s.  (26  £4  6.  10  d.)  betragen  haben.  Zum  Vergleiche  sei 
angeführt,  daß  im  Deutschen  Reiche  der  Durchschnittejahresbetrag  der  Alters- 
rente bei  Beginn  der  Versorgung  im  Jahre  1891:  124  Mk,,  im  Jahre  1914:  167,99  Mk., 
der  der  Invalidenrente  1891:  113,50  Mk.,  1914:  200,81  Mk.  betrugt). 

Infolge  der  Bestimmung,  daß  Frauen  die  Altersrente  allgemein  bereit« 
vom  sechzigsten,  Männer  dagegen  erst  vom  fünfundsechsdgsten  Lebensjalire  ab 
erhalten,  ist  die  Zahl  der  Frauen  unter  den  Altersrentenempfängern  erheblich  größer 
als  die  der  Männer,  während  unter  den  Invalidenrentenbeziehern  die  Männer  an 
Zahl  um  ein  Geringes  überwiegen. 

Die  Rentenempfänger  in  Australien  verteilten  Bich  am  30.  Juni  1914  nach 
dem  Greschlecht  wie  folgt: 


Rentenemp 

f änger   i 

n    Australien. 

Zahl  der  Rentenempfänger 

Männer 

Frauen 

Zu- 
sammen 

Männer  auf 
100  Frauen 

in  der  Altersversorgung  .... 
in  der  Invalidenversorgimg    .    . 

37346 
8454 

50434 
8  411 

87780 
16865 

74,05 
100,51 

Die  Neuzugänge  an  Altersrente  stellten  sich  nach  Alter  und  Geschlecht  ver- 
teilt für  das  Jahr  1913/14  wie  folgt: 

Neuzugänge    an    Altersrente    im   Jahre    1913/14. 


Im  Alter  von 

Männer 

Frauen 

Zusammen 

60 — 64  Jahren 

65—69        »      

70—74        »      

75—79        „      

80 — 84        „      

85—89        „      

über  90       „      

413 
3266 

1153 

504 

193 

41 

12 

4098 

1679 

882 

465 

193 

54 

14 

4511 

4945 

2035 

969 

386 

95 
26 

Zusammen 

5582 

7385 

12967 

Unter  den  Neuzugängen  an  Rentenbeziehern  im  Jahre  1913/14  machten 
demnach  die  Frauen  im  Alter  von  60  bis  zu  65  Jahren  fast  ein  Drittel  aller 
Zugänge  aus. 

Am  3.  April  1911  zählte  man  in  Australien  190  429  Männer  im  Alter  von 
über  65  Jahren^)  und  43  947  Frauen  im  Alter  von  60  bis  64  Jahren^),  zusammen 
234  376  Personen,  die  nach  dem  Gesetz  dem  Alter  nach  für  die  Altersversorgxmg 
in  Betracht  kamen.  Hiervon  erhielten  76  502  Personen  =  32,6  %  Altersrenten. 
Vergleichsweise  sei  angeführt,  daß  in  Deutschland,  wo  der  Anspruch  auf  Alters- 
rente —  allerdings  unter  völlig  anderen  Bedingungen  und  Verhältnissen  —  an 


1)  Statist.  Jahrb.  f.  d.  Deutsche  Reich,  1914,  S.  386,  4  b. 

2)  Official  Year  Book  of  the  Commonwealth  of  Australia,  No.  8,  1915,  S.  92. 

3)  Wie  vor  No.  6,  1913,  S.  144. 
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Vollendung  des  siebzigsten  Lebensjahres  geknüpft  ist,  Ejide  1910:  1  832  369  Per- 
sonen, 791  900  Männer  und  1  040  469  Frauen,  im  Alter  von  mehr  als  69^^/i2  Jahren 
lebten^),  wogegen  nur  113  974  Personen  im  Jahre  1910  Altersrenten  bezogen^). 
Jedenfalls  zeigen  diese  Zahlen  deutlich,  daß  in  Australien  der  Staat  in  viel  weiterem 
Umfange  als  in  Deutschland  dem  Einzelnen  wie  der  Familie  die  Sorge  für  das  Alter 
abgenommen  hat.  ■ — dt. 


IX. 

Finanzwesen  und  Finanzpolitik. 


Japans  Währungsreserve  und  Finanzen  während  des  Krieges. 

Japan  zieht  großen  Nutzen  aus  dem  europäischen  Kriege;  sein  Reichtum 
ist  während  und  infolge  des  Krieges  in  unaufhörlichem  Steigen  begriffen; 
sein  Geldvorrat  wächst  beständig;  seine  Finanzen  befinden  sich  in  günstiger 
Lage  infolge  der  Kriegslieferungen  an  seine  Verbündeten.  Japan  kann  nicht 
nur  seine  alten  Schulden  tilgen,  sondern  überdies  selbst  den  Verbündeten 
und  China  Anleihen  gewähren.  So  etwa  lauten  jetzt  ziemlich  einstimmig 
die  Ergebnisse  aller  Betrachtungen  über  japanische  Verhältnisse. 

Leider  fehlt  in  allen  diesen  Betrachtungen  eine  klare  Scheidung  zwischen 
der  wirtschaftlichen  Kapitalmacht  des  Landes  einerseits  und  den  Staats- 
finanzen andererseits.  Auch  der  Bestand  an  Währungsreserve  des  Landes, 
meist  irreführend  mit  „Specie"^)  bezeichnet,  und  Vermögen  des  Staates  werden 
dabei  völlig  durcheinandergeworfen.  —  Unter  „Währungsreserve"  (der  Aus- 
druck wird  auch  von  den  deutschen  Zeitungen  schon  teilweise  gebraucht), 
versteht  man  Japans  gesamte  für  Auslandszahlungen  verfügbare  Werte: 
also  Edelmetallgeld  und  Barren,  Devisen  und  Guthaben  im  Auslande,  sowie 
ausländische  Wertpapiere.  Diese  Reserven  dienen  zur  Festigung  dea 
Kurses  der  japanischen  Währung  im  Auslande,  eine  äußerst  wichtige  Ange- 
legenheit für  ein  Land  wie  Japan,  das  allein  für  Schuldenzinsen  jährlich  etwa 
100  Mill.  Yen  an  das  Ausland  zahlen  muß. 

Untersuchen  wir  zimächst  diese  Währungsreserven  Japans,  so  finden  wir,, 
daß  dieselben  in  ihrer  Gesamtheit  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Verteilung  im  In- 
und  Auslande  und  ohne  Scheidung  danach,  ob  sie  der  Bank  von  Japan  oder 
der  Regierung  gehören,  etwa  seit  dem  Ende  des  Jahres  1914  ständig  zuge- 
nommen haben,  wobei  sich  aber  zunächst  der  Bestand  im  Inlande  nicht  nur 
nicht  vermehrte,  sondern  —  bis  Ende  August  d.  J.  1915  etwa  —  nicht  unbe- 
trächtlich abnahm. 


1)  Statistik  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  240,  S.  79. 

')  Statistisches  Jahrbuch  f.  d.  Deutsche  Reich,  1914,  S.  386,  4  b. 

^)  Specie  (engl.)  =  Metallgeld,  klingende  Münze,  bares  Gold. 
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Tab.  I.     Japans  Währungsreserven    (Specie)   in  Mill.  Yen. 


Im 

Im  Ausland 

Davon 

^=M 

In  den 

Verein. 

Zu- 

gehörend 

Am 

der 

der 
Regie- 

Insge- 

Inland 

In  Europa 

Staaten 
von 

Bam- 
men 

Bank 
von 

samt 

Amerika 

Japan  1  ^"^ 

ji.  Dez.  1906  . 

468 

ji.  Dez.  1907  . 

^ 

443 

ji.  Dez.  1908  . 

, 

386 

JI.  Dez.  1909  . 

, 

, 

447 

ji.  Dez.  1910  . 

, 

, 

471 

JI.  Dez.  1911  . 

, 

, 

362 

31.  Dez.  1912  . 

136 

214 

, 

350 

Engl. 

Frankr. 

Deutschi. 

ji.  Dez.  1913  . 

130 

204 

26 

4 

7 

241 

, 

, 

371 

31.  Juli  1914  . 

. 

. 

, 

352 

31.  Dez.  1914  . 

128 

176 

26 

4 

7 

213 

292 

49 

341 

März  1915  .  . 

Europa 

. 

374 

31.  Aug.  1915  . 

110 

. 

310 

. 

. 

420 

15.  Okt.  1915  • 

113 

. 

380 

. 

. 

493 

15.  Nov.  1915  . 

120 

. 

386 

. 

. 

506 

31.  Dez.  1915  . 

137 

. 

379 

. 

. 

516 

-ii.  Jan.  1916  . 

144 

321 

46 

367 

. 

. 

511 

11.  März  1916  . 

170 

290 

40 

330 

. 

500 

April   191 6  . 

. 

. 

. 

. 

119,6 

388,8 

508,4 

I.  Juni  1916  . 

160 

. 

. 

387 

. 

547 

13.  Juni  1916  . 

170 

280 

120 

400 

570 

27.  Juni  1916  . 

170 

300 

130 

430 

. 

. 

600 

17.  Juli  1916  . 

. 

. 

190 

398 

588 

31.  Juli  1916  . 

199 

248 

146 

394 

191 

402 

593 

31.  Aug.  1916  . 

. 

. 

. 

. 

618 

4.  Sept.  191 6  . 

, 

. 

. 

. 

621 

iS.  Sept.  1916  . 

206 

421 

196 

431 

627 

15.  Nov.  1916  . 

220 

460 

. 

. 

680 

29.  Nov.  1916  . 

, 

. 

. 

. 

695 

6.  Dez.  1916  . 

235 

475 

249 

461 

710 

22.  Dez.  1916  , 

233 

484 

• 

• 

717 

Japan  Year  Book  1915,  S.  640,  Commercial  Japan  Oktober  1916,  S.  III,  Jap. 
Weekly  Chron.  14.  November  1916,  Frkf.  Ztg.  1.  April  1916,  Berl.  Börsenkurier  21. 
Dezember  1916,  Tagebl.  f.  Nordchina  22.  Dezember  1915,  l'Economiste  franjais 
10.  Juli  1915,  Korrespondenzblatt  d.  Nachrichtenstelle  f.  d.  Orient  18.  August  1916, 
Journal  of  Commerce  24.  Mai  1916  Jap.  Chronicle  28.  Januar  1916,  desgl.  29.  Juni 
1916,  21.  Juli  1916,  22.  September  1916,  29.  November  1916,  10.  Dezember  1916, 
28.  und  29.  Dezember  1916. 

Die  Währungsreserve  Japans,  wie  wir  sie  heute  finden,  entstand  aus  Anlaß 
der  Aufnahme  von  Ausländsanleihen.  Als  Japan  nachdem  russisch-japanischen 
Kriege  genötigt  war,  sich  zur  Deckung  der  Kriegskosten  in  verstärktem  Maße 
an  den  ausländischen  Kapitalmarkt,  besonders  nach  London  zu  wenden,  machte 
das  englische  Kapital  zu  einer  Bedingimg  für  die  Hergabe  der  benötigten 
Kredite,  daß  Japan  einen  Teil  der  geliehenen  Mittel  als  Reserve  für  den  künf- 
Weltwirtschaftllchee  Archiv  Bd.  X.  XXVII 
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tigen  Schüldendienst  in  England  belasse^).  Seitdem,  hält  Japan,  und  zwar  die 
Japan.  Kegierung  sowohl  als  auch  die  Bank  der  japanischen  Regierung 
und  die  Bank  von  Japan  beträchtliche  Währungsreserven  im  Auslande  ^ur 
Aufrechterhaltung  des  Schuldendienßtes  und  zur  Festigung  des  Kurses  der 
japanischen  Währung. 

Vor  Ausbruch  des  jetzigen  Krieges  war  die  Durchführung  dieser  Auf- 
gaben für  Japan  mit  beträchtlichen  Opfern  verknüpft.  Nach  den  Angaben 
des  Finanzministers  Wakatsuki  auf  einer  Konferenz  von  Geschäftsleuten 
in  Tokio  im  Mai  1914  gestaltete  sich  die  Zahlungsbilanz  Japans  für  1912 
etwa  wie  folgt  2): 

Tab.  2.     Japans    Zahlungsbilanz    für   das    Jahr    1912. 


Aktiva: 


Passiva: 


Mill.  Yen 


Frachten  für  Fahrten,  Japan. 
Schifte  für  das  Ausland  .    . 

Sendungen  japanischer  Aus- 
wanderer in  die  Heimat 

Aus  anderen  Quellen    .... 


Zinsen  für  ausländ,  in  Japan 
angelegte  Kapitalien    .    .    . 

Zinsen  für  aiisländische  Staats- 
anleihen   

Für  fremde  Mehreinfuhr  nacli 
Korea  und  Formosa  .    .    . 


54 

90 

20 — 30 


Zusammen 


Zusammen 


164—174 


Unter  Berücksichtigung  der  jährlichen  Goldgewinnung  Japans  im 
Werte  von  etwa  18  Mill.  Yen,  die  für  die  Auslandszahlungen  verfügbar  sind, 
berechnete  Wakatsuki  das  jährliche  Defizit  in  der  Zahlungsbilanz  —  ohne 
Berücksichtigung  des  Ergebnisses;  der  Handelsbilanz  sowie  etwa  im  Ausland 
aufgenommener  Anleihen  auf  etwa  40  Mill.  Yen. 

Dabei  war  Japans  Handelsbilanz  vor  dem  Kriege  beinahe  dauernd  passiv, 
die  Einfahr  überstieg  —  mit  Ausnahme  der  Jahre  1906  und  1909  —  seit  1898 
die  Ausfuhr  alljährlich   um  Beträge  von  3,5  bis  167  Mill.  Yen.     (Tab.  3.) 

Infolgedessen  war  Japan  genötigt,  sich  immer  wieder  an  den  ausländischen 
Kapitalmarkt  zu  wenden,  um  den  Erfordernissen  seines  Schuldcndienstes  ge- 
recht werden  zu  können. 

Hierin  trat  nun  aber  schon  bald  nach  Ausbruch  des  europäischen  Krieges 
eine  völlige  Wandlung  ein. 

Die  Einfuhr  Japans  —  besonders  aus  Europa  —  verminderte  sich  mehr 
und  mehr,  während  bedeutende  Kriegslieferungen  für  die  Verbündeten  die 
Ausfuhr,  besonders  seit  Beginn  1915,  erheblich  steigerten. 

Für  die  Kriegslieferungen  wurde  Zahlung  an  Japan  zumeist  in  London 
geleistet  und  hierdurch  eine  stetige  Zunahme  der  japanischen  Währungsre- 
serven in  London  bewirkt. 


1)  Frkf.   Ztg.   V.   30.  November   1915,   Tagebl.  für  Nordchina  vom  22.  De- 
zember 1915. 

2)  Japan  Jear  Book  1915,  S.  641. 
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Tab.  3.     Die    Handelsbilanz   Japans    (in  Mill.  Yen). 


Im  Jahre 

Ausfulir 

Einfuhr 

Mehr- 
ausfuhr (  +  )     einfulir  ( — ) 

1898 

162,8 

277,5 

—  "4,7 

1899 

211,5 

220,4 

—      8,9 

1900 

198,1 

287,3 

—    89,2 

1901 

252,3 

255,8 

—      3,5 

1902 

258,3 

271,7 

—    13,4 

1903 

289,5 

317,1 

—    27,6 

1904 

319,3 

371,4 

—    52,1 

1905 

321,5 

488,5 

—  167,0 

1906 

423,8 

418,8 

+      5,0 

1907 

432,4 

494,5 

—    62,1 

1908 

378,2 

436,3 

—    58,0 

1909 

413,1 

394,2 

+     18,9 

1910 

458,4 

464,2 

—      5,8 

1911 

447,4 

513,8 

—    66,4 

1912 

527,0 

619,0 

—    92,0 

1913 

632,5 

729,4 

—    97,0 

1914 

591,1 

595,7 

—      4,6 

1915 

708,3 

532,4 

+  175,9 

1916 

1127,0 

756,0 

+  371,0 

F.  1898/1914  Resume  Statistique  de  ITEmpire  du  Japon  1916,  für  1915  The 
■Japan  Financial  and  Economic  Monthly,  Okt.  1916,  für  1916  Financial  Times, 
Xondon,  26.  1.  17. 


Die  Londoner  Reserven  Japans  bestehen  teils  in  Guthaben  als  tägliches 
Geld  bei  englischen  Banken,  u.  a.  der  Bank  von  England,  zum  Teil  aber  auch 
in  englischen  Schatzwechseln,  ja  selbst  in  japanischen  Sterlinganleihen  — 
wie  der  Tokioter  Korrespondent  des  Economist  annimmt  — ,  da  Japan,  um 
den  Kurs  seiner  Anleihen  zu  festigen,  seine  Londoner  Reserven  zu  An-  und 
Verkäufen  japanischer  Staatspapiere  verwendet.  Die  Lieferungen  an  die  Ver- 
bündeten erhält  Japan  wohl  ebenfalls  nicht  in  bar,  sondern  in  englischen 
und  russischen  Schatzwechseln  bezahlt.  Aus  diesem  Grunde  konnte  Japan 
zur  Bezahlung  seiner  Schuldenzinsen  und  Leistung  sonstiger  Auslandszah- 
lungen im  Jahre  1914  bis  zum  August  1915  nicht  auf  seine  Londoner  Reserven 
zurückgreifen  und  mußte  deshalb  von  seinem  inländischen  Geldbestande 
noch  über  30  Mill.  Yen  ausführen  bei  unbedeutender  Goldeinfuhr.  Diese  Be- 
wegung erregte  die  Besorgnis  der  japanischen  Finanzkreise,  und  man  beschloß, 
20  Mill.  Yen  auü  den  Londoner  Guthaben  flüssig  zu  machen  und  in  Gold  nach 
Japan  zu  überführen,  sowie  künftig  von  Rußland  zru  verlangen,  daß  es  für 
die  Kriegslieferungen  Bezahlung  in  New  York  oder  Japan  leiste.^)  Infolge 
dieser  Maßnahmen  hat  die  inländische  Währungsreserve  Japans  um  120  Mill. 
Yen  zugenommen,  sich  also  mehr  als  verdoppelt  gegenüber  dem  Tiefstand  des 
Jahres  1915.   Auch  die  in  New  York  befindlichen  Reserven  sind  erheblich  ge- 


1)    Tageblatt    für    Nordchina,    22.    Deiember    1915,    Economist    (London), 
16.  Oktober  1915,  S.  587/88. 
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wachsen  seit  dem  zweiten  Viertel  des  Jahres  1916.  Mit  146  Mill.  Yen  Ende 
Juli  1916  gegenüber  40  Mill.  Ende  März  des  Jahres  haben  sie  sich  in  4  Monaten 
mehr  als  veTdreifacht.  Über  die  weitere  Entwicklung  waren  Zahlen  nicht  er- 
hältlich, doch  wollen  die  Hamburger  Nachrichten  (vom  14,  Januar  1917) 
zuverlässige  Berichte  darüber  haben,  daß  ein  großer  Teil  der  früher  in  London 
gehaltenen  Gelder  allmählich  und  unauffällig  nach  New  York  gebracht 
worden  sei. 

Ein  erheblicher  Teil  der  New  Yorker  Reserven  besteht  nicht  aus  Edel- 
metall oder  Bankguthaben,  sondern  aus  englischen  Schatzwechseln,  da 
Japan  im  Juli  1916  der  englischen  Regierung  aus  seinen  amerikanifcchen 
Reserven,  die  bei  der  National  City  Bank  in  New  York  und  einigen  anderen 
Nationalbanken  mit  täglicher  Kündigung  angelegt  waren,  50  Mill.  $  =  100 
Mill.  Yen  zu  5  oder  6  %  Zinsen  lieh.  Die  als  Unterpfand  erhaltenen  Schatz- 
wechsel, die  nach  1  Jahr  rückzahlbar  sind,  rechnet  Japan  in  eeine  Währungs- 
reserven ein^).  Zeigt  die  Entwicklung  der  japanischen  Währungsreserven 
somit  während  des  Krieges  zweifellos  ein  stetiges  beträchtliches  Wachstum, 
so  entsteht  nun  die  Frage,  welchen  Gebrauch  machte  Japan  zam  Nutzen 
seiner  Volkswirtschaft  von  seinen  ausländischen  Reserven,  welche  ihm  die 
Verfügung  über  eine  erhebliche  Kapitalmacht  an  die  Hand  gaben. 

In  erster  Linie  benutzte  die  japanische  Regierung  die  wachsenden 
Währungsreserven  des  Landes  dazu,  fällig  werdende  Staatsschulden  im  Aus- 
lande zu  tilgen.  Im  Februar  und  März  1915  waren  für  4  Mill.  £  in  London 
aufgelegte  japanische  Eisenbahnschatzwechsel  zur  Rückzahlung  fällig.  Die 
japanische  Regierung  zahlte  1  Mill.  £  zurück  und  begab  für  3  Mill.  £  (29  Mill. 
Yen)  neue  Schatzwechsel  zu  5%  %  Zinsen  bei  einem  Ausgabekurs  von 
97  Yz  %  mit  1  jähriger  Laufzeit").  Im  Jahre  1916  tilgte  die  Regierung  die 
restlichen  3  Mill.  £. 

Im  November  1915  begann  die  japanische  Regierung  mit  einem  ständig 
fortgesetzten  Rückkauf  ihrer  4  ^  %  Sterling-Anleihen  von  1905  —  der  so- 
genannten Tabakanleihen^),  die  nach  den  Prospekten  allerdings  eigentlich 
durch  Auslosung  zu  pari  zu  tilgen  sind*).  Vom  November  1915  bis  zum  Fe- 
bruar 1917  sind  insgesamt  9,616  Mill.  £  dieser  Anleihen  durch  Rückkauf  ge- 
tilgt worden^).  Die  Regierung  hat  ferner  von  den  1913  in  Paris  aufgelegten 
200  Mill.  Frcs.  oder  77,4  Mill.  Yen  5  %  Schatzanweisungen  mit  10  jähriger 
Laufzeit  im  Juni  1916  etwa  die  Hälfte  zurückgekauft  und  vernichtet,  wodurch 
der  ausstehende  Betrag  an  solchen  sich  auf  39,857  Mill.  Yen  verringerte  ß). 

Japan  beschränkte  sich  nicht  darauf,  seine  Verbündeten  mittelbar  da- 
durch zu  unterstützen,  daß  es  die  eigenen  Anleihen  in  den  Börsen  von  London 
und  Paris  zurückkaufte  und  so  die  Aufnahmefähigkeit  der  dortigen  Gald- 

1)  Jap.  Chronicle,  21.  Juli  1916,  25.  Juh  1916,  29.  Juli  1916. 

2)  Fikf.  Ztg.,  4.  Mai  1915. 

')  So  benannt  wegen  ihrer  Garantie  durch  den  Ertrag  des  Tabakmonopols,. 
Neue  Zürcher  Zeitung,     19.  Januar  1916. 

*)  Nieuwe  Rotterd.  Courant,  18.  Januar  1917. 

»)  Times,  17.  Februar  1917. 

«)  Morning  Post,  6.  Juli  1916,  Berliner  Tagebl.,  27.  Januar  1917. 
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markte  für  die  heimischen  Kriegsanleihen  der  Verbündeten  verstärkte ;  seine 
Regierung  hat  darüber  hinaus  den  verbündeten  Staaten  England  und  Ruß- 
land selbst  Vorschüsse  gewährt  und  die  Aufnahme  von  deren  Anleihen  auf 
dem  japanischen  Geldmarkt  vermittelt  oder  begünstigt.  So  kaufte  die  Re- 
gierung die  vorerwähnten  100  Mill.  Yen  englische  Schatzwechscl  und  bezahlte 
aie  aus  ihrer  New  Yorker  Währungsreserve.  Ferner  nahm  England  durch 
Begebung  6  %  Schatzanweisungen  (Brit.  Govt.  Yen  Exchequer  Bonds)  mit 
3  jähriger  Laufzeit  durch  Vermittlung  eines  Syndikats  18  japanischer  Banken 
unter  Führung  der  Yokohama  Specie  Bank  im  Dezember  1916  weitere  100 
Mill.  Yen  in  Japan  auf^). 

Auch  Rußland  nahm  wiederholt  zur  Deckung  seines  Kreditbedarfs, 
insbesondere  zur  Bezahlung  japanischer  Kriegslieferungen,  den  japanischen 
Geldmarkt  in  Anspruch  und  nahm  dort  —  mittels  Begebung  von  Schatz- 
wechseln —  im  Jahre  1916  zwei  Anleihen  von  ÖO'^)  und  70  Mill.  Yen'),  zu- 
sammen 120  Mill.  Yen  auf.  Die  erste  Ausgabe  erfolgte  zu  6  %  Zinsen  mit 
einjähriger  Laufzeit.  Weitere  200  Mill.  Yen  hat  Rußland  angeblich  im 
Jahre  1917  in  Japan  aufgenommen*). 

Gegen  die  Verwendung  der  durch  den  Krieg  so  überraschend  ange- 
wachsenen Reserven  Japans  zur  Tilgung  der  eigenen  festen  Anleihen  und  2ru 
Anleihen  an  die  Verbündeten  haben  sich  in  Japan  zunehmende  Bedenken 
geltend  gemacht.  Vor  allem  haben  japanische  Finanzmänner,  Industrielle 
und  Kaufleute  darauf  hingewiesen,  daß  Japan  seine  durch  die  Währungs- 
reserven dargestellte  verfügbare  Kapitalmacht  dazu  verwenden  sollte,  Chinas 
reiche  wirtschaftliche  Quellen  zu  Japans  Gunsten  zu  erschließen  und  China 
gegen  Erteilung  von  Bergbau-  und  Eisenbahnkonzessionen  Anleihen  zu 
gewähren  oder  fremde  Anteile  an  Unternehmen  in   China  zu  erwerben^). 

Ferner  sollte  man  die  Guthaben  dazu  verwenden,  die  für  eine  Erweite- 
rung der  japanischen  Industrie  nötigen  Maschinen  und  Rohstoffe  zu  be- 
schaffen. 

Der  frühere  Finanzminister  Japans,  Taketomi,  gab  letzterem  Standpunkt 
in  der  in  einer  Versammlung  der  Tokyo  Economic  Association  gehaltenen 
Rede  Recht  und  erklärte,  man  wolle  damit  nur  wegen  der  während  des  Krieges 
ungewöhnlich  hohen  Preise  und  sonstigen  Schwierigkeiten  bis  zum  Ende  des 
Krieges  warten.  Im  Augenblick  könne  man  daher  die  Währungsreserve 
vorteilhaft  nur  zur  Abtragung  eines  Teils  der  Auslandsschulden  benutzen"). 

In  China  ist  eine  Reihe  von  japanischen  Neugründungen  von  Bank- 
und  Industrieunternehmungen  geplant.  Endgültiges  liegt  nur  in  geringem 
Umfange  vor.   Auch  über  Gewähnmg  einer  großen  Anleihe  seitens  Japans  an 

*)  Financial  Times,  2.  Dezember  1916,  Jap.  Chron.,  29.  November  1916. 

«)  Times,  8.  u.  9.  Februar  1916. 

»)  Jap.  Chron.,  22.  Oktober  1916. 

*)  Frkf.  Ztg.,  21.  Februar  1917. 

6)  Jap.  Chron.,  29.  November  1916,  3.  Dezember  1916,  New  York  Tribüne, 
26.  November  1916,  Economist,  London,  23.  Dezember  1916. 

«)  Financial  Times,  London,  27.  Juli  1916,  N.  Rotterd.  Courant,  23.  Sep- 
tember 1916. 
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China  schweben  Verhandlungen;  über  ihren  Abschluß  ist  noch  nichts  bekannt- 
geworden. 

Im  ganzen  gewinnt  man  den  Eindruck,  daß  Japan  dem  überraschenden. 
Wachstum  seiner  Währungsreserven  eigentlich  ziemlich  ratlos  gegenüber- 
stand und  zunächst  nicht  recht  wußte,  wie  es  diese  Reserven,  die  ihren  Ur- 
sprung zum  großen  Teil  in  den  unter  stärkster  Anspannung  und  Ausnutzung 
der  heimischen  Kapitalvorräte  ausgeführten  Kriegslieferungen  haben,  zur 
Wiederauffrischung  und    Stärkung  seiner   Kapitalmacht  verwenden  sollte. 

Die  Grewährung  von  Anleihen  an  Rußland  und  England  wie  die  Rück- 
käufe der  eigenen  Ausländsanleihen  lagen  weniger  im  japanischen  Interesse 
als  in  dem  seiner  Verbündeten,  besonders  Englands,  dem  ja  auch  die  Finan- 
zierung des  russischen  Kriegsbedarfs  zum  großen  Teil  obliegt.  Die  japanische 
Regierung  konnte  die  Rückkäufe  der  Auslandsanleihen  nicht  aus  eigenen 
Mitteln  bestreiten,  sie  mußte  sich  die  nötigen  Beträge  durch  Anleihen  auf 
dem  inländischen  Markte  beschaffen,  und  zwar  teilweise  zu  höheren  Zinsen, 
als  die  zurückgekauften  Anleihen  erfordern^). 

Die  folgende  Übersicht  veranschaulicht  die  Gesamtentwicklung  des 
Standes  der  japanischen  Staatsschuld  im  In-  und  Auslande. 


Tab.  4.     Japans    Staatssch 

uld   in 

Mill.  Yen  (i  Yen  =  2  Mk. 

etwa). 

Am  Ende 

des  Finanzjahres 

(31.  März) 

1910/11 

1911/12 

1912/13 

1913/14 

1914/15 

Ende  Mai 
1916 

31.  Okt. 
1916 

Anleihen: 

Innere      .... 
Äußere     .... 

1203 

1447 

1116,3 
1437,4 

1066 
1428 

1055 
1490 

991,5 
1485,6 

1034 
1438 

1077,4 
1396,3 

Zusammen 

Schatzwechsel 

d.  Eisenbahnver- 
waltung .    .    . 
d.   Finanzminist. 
Sonstige  Vorschüsse 
z.  versch.  Zinsen 

2650 

10 
120 

2553,7 

30 
50 

108 

2494 

79 
35 

135 

2545 

39'') 
102 

2477,1 
292) 
41 

2471 

123) 
20^) 

2473,7 

12') 
20») 

Insgesamt 

2780 

2742 

2743,6 

2687 

2547 

2503 

2510 

In  den  Jahren  1870  und  1873  hatte  Japan  sich  bereits  zwecks  Kapital- 
beschaffung an  das  Ausland  gewandt  und  in  England  Anleihen  von  4,9  und 
11,7  Mill.  Yen  zu  9  bzw.  7  %  Zinsen  bewilligt  erhalten.  Japan  benötigte 
diese  Summen  zum  Bau  von  Eisenbahnen  und  zur  Ablösung  von  Pensionen 


^)  Tagebl.  für  Nordchina,  22.  Dezember  1915. 

^)  In  England  begeben. 

3)  Am  16.  Februar  1916.    (Jap.  Cronicle,  16.  Februar  1916). 

Für  1910/15  nach  d.  R6sum6  Statistique  de  l'Empire  du  Japon  1916,  für 
1916  nach  d.  Japan.  Financial  and  Economic  Monthly,  JuH  1916  bzw.  Economiet 
(London),  2,  Dezember  1916. 
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der  Feudalfüraten.  Im  Jahre  1877  belief  sich  die  gesamte  Schuld  Japans  auf 
283  Mill.  Yen,  worunter  174  Mill.  Yen  den  Gregenwert  für  abgelöste  feudale 
Pensionen  darstellten. 

Infolge  des  chinesischen  Krieges  von  1895/96  erhöhte  sich  die  Staats- 
schuld von  300  Mill.  auf  500  Mill.  Yen  im  Jahre  1896 1).  Der  Krieg  gegen 
Rußland  ließ  die  Schulden  Japans  dann  von  562  Mill.  im  Jahre  1904  auf 
1872  Mill.  Yen  im  Jahre  1906  in  die  Höhe  schnellen^).  Durch  weitere  An- 
leihen erreichte  die  japanische  Staatsschuld  im  Jahre  1911  ihren  Höchststand 
mit  2780  Mill.  Yen.  Hiervon  waren  2650  Mill.  feste  Anleihen,  eine  gewaltige 
Schuldenlast  für  ein  Land  wie  Japan,  dessen  Kapitalmacht  erst  in  den  An- 
fängen ihrer  Entwicklung  steht. 

Ein  Gresetz  vom  März  1906  hatte  deshalb  die  Tilgung  des  durch  den  Krieg 
gegen  Rußland  entstandenen  Teils  der  Schuld  in  Angriff  genommen  und  einen 
besonderen  Fonds  von  110  Mill.  Yen  jährlich  für  den  Schuldendienst,  und  zwar 
für  Verzinsung  und  Tilgung  geschaffen;  den  weitaus  größten  Teil  dieses  Be- 
trages nahm  jedoch  der  Zinsendienst  in  Anspruch,  für  die  Tilgung  blieb  so- 
gut  wie  nichts  übrig.  Das  2.  Kataura  Ministerium  beschloß,  weitere  50  Mill. 
Yen  jährlich  für  die  Tilgung  der  Kriegsschuld  aufzuwenden,  und  zwar  40  Mill. 
für  Tilgung  innerer  und  10  Mill.  für  diejenige  ausländischer  Schulden. 

Die  Zinsen  der  getilgten  Anleihen  sollten  ebenfalls  dem  Tilgungsfonds 
zufließen').  Das  Okuma  Ministerium  beschloß  vor  Ausbruch  des  Krieges, 
vom  Jahre  1915/16  ab  nur  30  Mill.  Yen  zur  Tilgung  zu  verwenden,  die  hier- 
durch frei  werdenden  20  Mill.  Yen  aber  zur  Deckung  des  Kapitalbedarfes 
der  Reichseisenbahnen,  für  Koreanische  Unternehmungen,  Flußregulierungen 
u.  dgl.  zu  benutzen,  weil  Anleihen  im  Inlande  schwer  unterzubringen  waren. 
Die  Neuaufnahme  von  Staatsanleihen  sollte  dafür  unterbleiben.  Auch  dieser 
Tilgungsplan  war  nicht  von  Dauer,  da  man  beschloß,  die  seit  der  2.  Hälfte 
1915  rasch  anwachsende  Währungsreserve  zur  Tilgung  von  Auslandsschulden 
zu  benutzen.  Man  war  nun  nicht  damit  zufrieden,  die  für  die  Tilgung  vorge- 
sehenen 30  Mill.  Yen  jährlich  hierfür  zu  verwenden,  sondern  nahm  mit  Be- 
willigung des  Parlaments  überdies  innere  Anleihen  auf,  um  die  Auslands- 
anleihen tilgen  zu  können,  so  im  September  1915:  30  Mill.  Yen  zum  Kurse 
von  96  ^  %,  zu  5  %  jährlichen  Zinsen,  in  5  Jahren  rückzahlbar,  zur  Ein- 
lösung der  im  Februar /März  1916  fälligen  3  Mill.  £  Eisenbahnschatzwechsel  in 
London^). 

Im  Januar /Februar  1916  wurden  40  Mill.  Yen  5  %  Anleihe  zum  Kurse 
von  9414  %  iui  Inlande  aufgelegt,  zwecks  Rückkaufs  5  %  Francsschatz- 
anweisungen in  Paris^).  Im  November  1916  wurden  20  Mill.  Yen  5  %ige,  in 
15  Jahren  tilgbare  Verschreibungen  zum  Kurse  von  96  %  begeben,  zur  Be- 
schaffung der  Mittel  für  den  weiteren  Rückkauf  4 14  %  £  Anleihen  in  London^). 

^)  Unser  Vaterland  Japan,    ein    Quellenbuch,    geschrieben    von    Japanern, 
11.  Kapitel,  VII.  Abschnitt,  die  Nationalschuld,  bearbeitet  im  Finanzministerium. 

2)  Rathgen,  Die  Japaner  in  der  Weltwirtschaft,  Leipzig  1911,  S.  32. 

3)  Japan  Year  Book  1915,  S.  637/39. 

*)  Times,  27.  September  1915,  Tagebl.  für  Nordchma,  1.  Oktober  1915. 
»)  Jap.  Chron.,  8.  April  1916. 
•)  Jap.  Chron.,  20.  Oktober  1916. 
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Für  das  Finanzjahr  1917/18  hat  man  den  für  die  Tilgung  von  Anleihen, 
und  zwar  nur  von  Auslandsschulden,  bestimmten  Betrag  der  ordentlichen 
Einnahmen  auf  50  Mill.  Yen  festgesetzt.  Weitere  30  Mill.  Yen  sollen  durch 
innere  Anleihen  beschafft  und  zur  Tilgung  von  Anleihen  in  England  und 
Frankreich  verwendet  werden^). 

Im  ganzen  betrachtet,  hat  die  feste  Staatsschuld  Japans,  und  zwar 
beinahe  ausschließlich  die  innere  Schuld,  sich  in  den  Jahren  1910/13  um  etwa 
160  Mill.  Yen  verringert;  die  schwebenden  Schulden  dagegen  haben  eine 
Zunahme  um  fast  120  Mill.  Yen  erfahren,  so  daß  die  Gesamtschuld  nur  um 
nicht  ganz  40  Mill.  abnahm.  Im  Jahre  1913/14  nahm  die  japanische  Regierung 
naittelst  Schatzanweisungen  mit  zehnjähriger  Laufzeit  in  Paris  eine  Anleihe 
von  77,4  Mill.  Yen  (200  Mill.  Eres.)  auf,  während  die  innere  Schuld  um  11 
Mill.,  die  sonstigen  ausländischen  Schulden  um  15  Mill.  und  die  schwebenden 
Schulden  um  108  Mill.  Yen  abnahmen.  Insgesamt  erfolgte  eine  Verringerung 
der  Staatsschuld  um  57  Mill.  Yen.  Ein  Teil  der  achwebenden  Schuld  war 
jetzt  durch  Begebung  von  39,1  Mill.  (4  Mill.  £)  Eisenbahnschatzwechsel  in 
London  Auslandsschuld. 

Von  diesen  Schatzwechseln  wurden,  wie  bereits  erwähnt,  1914/15:  10  Mill. 
Yen  abgetragen.  Im  Jahre  1914/15  wurden  außerdem  64  Mill.  der  inlän- 
dischen Schuld,  4^  Mill.  Yen  ausländische,  zusammen  68  V2  Mill.  feste 
Schulden  und  61  Mill.  inländische  schwebende  Schulden  getilgt,  so  daß 
sich  die  Gesamtstaatsschuld  um  fast  140  Mill.  Yen  verminderte. 

Bis  zum  Ende  Oktober  1916  nahm  dann  die  Auslandsschuld  um  etwa 
89  Mill.  Yen  ab,  während  die  Inlandaschuld  um  86  Mill.  Yen  zunahm;  die 
schwebenden  Schulden  verringerten  sich  außerdem  um  33  Mill.,  so  daß  ins- 
gesamt etwa  36  Mill.  Yen  der  Staatsschuld  getilgt  wurden,  wobei  aber  die 
Oktober  1916  iminlande  aufgenommenen  20  Mill. Yen  nicht  mitgerechnet  sind. 

Für  die  nächste  Zeit  dürfte  die  geplante  Tilgung  der  Staatsschulden 
völlig  zum  Stillstand  konunen,  da  der  Voranschlag  für  den  Staatshaushalt 
für  1917/18  eine  Neuausgabe  von  139  Mill.  Yen  an  inneren  Anleihen  vor- 
sieht). Von  dem  Ertrag  dieser  Anleihen  sind  nur  30  Mill.  Yen  zur  Tilgung 
ausländischer  Schulden  bestimmt,  dagegen  22  Mill.  für  den  Kapitalbedarf 
der  Eisenbahnen,  40  Mill.  zur  Rückzahlung  von  Vorschüssen,  welche  die 
Sparkassenabteilung  (Saving  Banks  Department)  —  vermutlich  der  Post  — 
den  Reichseisenbahnen  gewährt  hat,  16  Mill.  für  öffentliche  Arbeiten  in 
Korea  und  Formosa  und  30  Mill.  zur  Einlösung  Koreanischer  Schatzan- 
weisungen für  öffentliche  Arbeiten. 

Im  dritten  Posten  finden  wir  eine  schwebende  Schuld,  die  die  Regierung 
bei  der  Sparkasse  einging,  statt  Schatzwechsel  zu  begeben.  Die  schwebende 
Schuld  Ende  Oktober  1916  dürfte  somit  um  diesen  Betrag  von  40  Mill.  Yen 
höher  anzusetzen  sein,  so  daß  die  Schuldentilgung  Japans  in  den  letzten 
Finanzjahren  tatsächlich  nicht  unerheblich  niedriger  war,  als  dies  nach  stati- 
stischen Übersichten  über  den  Stand  seiner  Staatsschulden  zu  sein  schien. 

1)  Financial    Times,    London,    27.   Dezember  1916;    Economist,    London, 
30.  Dezember  1916. 

8)  Financial  Times,  26.  Januar  1917.    Economist,  London,  27.  Januar  1917. 
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Das  Bild  wird  wieder  ein  anderes,  wenn  wir  Japans  Finanzen  im  Zu- 
sammenhang betrachten. 

Nachstehende  Zahlen  veranschaulichen  die  Entwicklung  der  Staats- 
einnahmen und  -Ausgaben  Japans  in  ihrer  Gesamtheit. 

Tab.  5.    Japans   Staatseinnahmen   und   Ausgaben 
(in  Mill.  Yen). 


Im 
Finanz- 

Einnahmen 

Ausgaben 

Überschuß 

(+) 
bzw.  Fehl- 
betrag ( — ) 

Überschuß 

aus  den 

Vorjahren 

Bleibt 
Überschuß 

jahres 

ordent- 

insge- 

am Ende 
des  Jalires 

liche 

samt 

des  Jahres 

1886/87 

71,1 

84,3 

83,2 

+      1,1 

1,0 

2,1 

1891/92 

78,9 

83,6 

—      4,7 

24,3 

19,6 

1895/96 

95,4 

98,4 

85,3 

+    13,1 

20,0 

33,1 

I 899/1 900 

177,3 

253,96 

254,17 

—      0,21 

0,3 

0,09 

1903/04 

224,2 

252,1 

249,6 

+      2,5 

8,1 

10,6 

1904/05 

299,1 

316,8 

277,1 

+    39,7 

10,6 

50,4 

1905/06 

398,3 

484,8 

420,7 

-f    64,1 

50,4 

114,5 

1906/07 

444,9 

415,9 

464,3 

—    48,4 

"4,5 

66,1 

1907/08 

492,3 

790,9 

602,4 

+  188,5 

66,1 

254,6 

1908/09 

509,9 

540,3 

636,4 

—    96,1 

254,6 

158,5 

1909/10 

483,2 

519,0 

532,9 

—    13,9 

158,5 

144,6 

1910/n 

491,3 

528,2 

569,2 

—    41,0 

144,6 

103,7 

1911/12 

508,6 

553,5 

585,4 

—    31,9 

103,7 

71,8 

1912/13 

552,1 

615,6 

593,6 

+    22,0 

71,8 

93,8 

1913/14 

575,4 

628,1 

573,6 

+    54,5 

93,8 

148,3 

1914/15 

530,3 

586,3 

648,4 

—    62,1 

148,3 

86,2 

1915/16 

539,0 

622,4 

583,3 

+    39,1 

86,2 

125,3 

Nach  d.  R6sum6  Statistique  de  TEmpire  du  Japon  1916,  f.  1914/16  Japan 
Financial  and  Economic  Monthly  Okt.  1916  S.  22. 

Sie  zeigen  zunächst  deutlich  das  zweimalige  plötzlicBe  Ansteigen  dea 
Staatsbedarfa  nach  den  Kriegen  gegen  China  und  Rußland. 

Die  amtliche  Finanzstatistik  Japans,  ebenso  wie  dessen  Staatshaus- 
haltsplan führen  unter  den  außerordentlichen  Einnahmen  die  Überschüsse 
früherer  Jahre  (Surplus  of  the  Previous  Years  Transferred)  auf.  Hierdurch 
wird,  solange  der  Überschuß  des  Vorjahres  größer  ist  als  der  Fehlbetrag  dea 
laufenden  Jahres,  ein  etwaiges  Defizit  des  laufenden  Finanzjahres  (v. 
1.  April— 31.  März)  verschleiert,  so  daß  die  Rechnung  über  den  Staatshaus- 
halt für  das  Jahr  an  Stelle  eines  Fehlbetrages  nur  einen  um  so  viel  geringeren 
Vortrag  auf  das  nächste  Jahr  ausweist.  In  unserer  Übersicht  sind  die  Ein- 
nahmen ausschließlich  Überschüsse  früherer  Jahre  aufgeführt,  so  daß  sich 
eine  bessere  Übersicht  über  die  wirkliche  Finanzlage  ergibt.  Wir  sehen, 
daß  die  ordentlichen  Einnahmen  seit  Kriegsbeginn  nicht  nur  nicht  gestiegen, 
sondern  zurückgegangen  sind,  was  in  der  Hauptsache  auf  einem  Ausfall  in 
den  Zöllen  beruht,  der  seinerseits  in  der  durch  den  Krieg  stark  verringerten 
Einfuhr  begründet  ist.  Nachstehende  Übersichten  zeigen  die  Verteilung 
der  ordentlichen  Einnahmen  nach  ihren  Quellen. 
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Tab.  6.     Die    wichtigeren    ordentlichen    Einnahmen    Japans 

(in  MUl.  Yen). 


Im 
Finanz- 
jahre 
I.  Apr. — 

Steuern 

Zölle 

Stempel- 
abgaben 

Reinertrag 

der  Monopole 

auf 

Reichs- 
eisen- 
bahnen 

Post, 
Telegra- 

phie, 
Telephon 

Forsten 

Zu- 
sammen 

31.  März 

Tabak 

Salz 

1911/12 
1912/13 
1913/14 
1914/15 

280,6 
292,5 
295,8 
299,5 
280,5 

48,5 
68,5 
73,7 
44,2 

32,2 

29,1 
28,9 
30,8 
28,8 

32,1 

51,3 
55,6 
58,6 
50,0 

11,8 

10,3 

10,6 

4,8 

21,0 

26,5 

34,1 
28,0!) 

52,0 
55,1 

57,9 
58,1 

64,2 

ii,i 
11,2 
10,6 
10,3 

11,3 

505,4 
548,6 
572,1 
523,7 

1915/16 

92,6 

512,9 

Tab.  7.     Die   wichtigeren    ordentlichen    Einnahmen   in 
der    ordentlichen    Einnahmen. 


9/ 
/o 


Im 

;-i 

jj 

Finanz- 

s 

0 
S  ^ 

ä> 

, 

, 

^  j4 

Einnahmen  aus  Staatsbesitz  und 

jahre 

I.  April 

bis 

S  ä 

'ö  g  ® 

S  «> 

|ö 

^ 

(0    (O 

-unternehmen:    Post    und    Tele- 

S   3 

(H  c8  a> 

0    <o 

^§ 

:0 

s  S, 

graphie,  Eisenbahnen,  Monopolen 

s"S 

öM 

0 

N]  'ß 

r%  •" 

N] 

auf    Tabak    und    Salz,    Staats- 

31. März 

0 

w 

forsten  u.  a. 

1886/87 

60,0 

_ 

_ 

16,5 

4,2 

7,8 

1898/99 

28,9 

1,8 

4,1 

24,8 

— 

— 

6,8 

7,1 

19,1 

1903/04 

20,9 

3,7 

3,1 

23,7 

3,1 

— 

7,8 

6,3 

24,9 

1908/09 

16,8 

6,3 

4,6 

16,4 

3,9 

3,4 

7,9 

4,5 

29,8 

1913/14 

13,0 

6,2 

4,8 

16,2 

3,7 

3,5 

12,8 

5,4 

25,9 

Forsten 

Monopole 

Eisenbahn, 

• 

etwa 
2% 

etwa 
12% 

Post,  zus. 
etwa  12  %. 

R6sum6  Statistique  de  l'Empire  du  Japon  f.  1916,  f.  1914/16  Japan  Finan- 
cial and  l'Economic  Monthly,  Okt.  1916;  Wirtsch.  Nachrichtendienst  d.  Ges.  f . 
Tvirtsch.  Ausbildung  3.  August  1916  (f.  Eisenbahnen). 

Während  im  Jahre  1886/87  Grundsteuer,  Getränkesteuer  und  Zölle 
zusammen  */q  aller  ordentlichen  Einnahmen  erbrachten,  —  die  Grundsteuer 
allein  ^/g  — ,  ist  der  Anteil  der  Grundsteuer  an  den  Staatseinnahmen  jetzt 
auf  etwa  ^/g  zurückgegangen,  während  der  Anteil  der  Getränkesteuer  (Sake- 
steuer) unverändert  blieb  und  der  Anteil  der  Zölle  sich  bis  1914  verdrei- 
falchte.  Heute  umfassen  Grundsteuer,  Einkommensteuer  und  Grewerbe- 
steuer  zusammen   ^  der  ordentlichen  Einnahmen  Japans. 

Die  Verbrauchssteuern  und  Monopole  auf  Gretränke  (Sake)  Zucker,  Ge- 
webe, Tabak  und  Salz  zusammen  erbringen  mehr  als  Ys  (etwa  35,5  %)  und 
samt  den  Zöllen  etwa  die  Hälfte  aller  ordentlichen  Einnahmen. 


^)  Voranschlag. 
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Während  des  Krieges  iat  bei  den  Steuereinnahmen  im  Jahre  1915/16 
ein  Rückgang  um  etwa  19  Mill.  Yen,  bei  den  Zöllen  in  den  Jahren  1914/16 
um  42  Mill.  eingetreten.  An  Steuern  weist  die  Sakesteuer  im  Finanzjahre 
1915/16  nur  ein  Ergebnis  von  84,6  Mill.  gegenüber  95,8  Mill.  und  die  Ge- 
werbesteuer von  21,5  Mill.  gegen  28,6  Mill.  Yen  im  Jahre  1914/15  auf^). 

Im  Gregensatz  zu  dem  Rückgang  der  Einnahmen  wiesen  die  Ausgaben 
für  1914/15,  für  das  der  Haushaltsplan  in  Friedenszeiten  festgelegt  war,  eine 
Steigerung  um  75  Mill.  Yen  auf.  Infolgedessen  schloß  der  Staatshaushalt  d. 
J.  1914/15  in  der  Rechnung  mit  einem  Fehlbeträge  von  62  Mill.  ab,  der  aus 
den  Überschüssen  früherer  Jahre  gedeckt  wurde.  Diese  veningerten  sich 
entsprechend.  Der  Haushaltsplan  für  1915/16  schränkte  mit  verringerten 
Einnahmen  die  Ausgaben  beträchtlich  ein,  so  daß  das  Finanzjahr  nach  den 
vorläufigen  Ergebnissen  mit  einem  Überschuß  von  39  Mill.  Yen  abschloß. 
Um  diesen  Betrag  erhöhte  sich  der  Vortrag  für  das  Finanzjahr  1916/17. 
I  Der  Voranschlag  für  1916/17^)  sieht  Einnahmen  von  576,5  Mill.  —  außer 

(I  einem  Überschuß  früherer  Jahre  von  24,4  Mill.  — ,  davon  532  Mill.  ordentliche 

vor  gegenüber  602  Mill.  Ausgaben,  darunter  398  Mill.  ordentliche.  Hier- 
nach würde  sich  ein  Fehlbetrag  von  25  Yi  Mill.  Yen  ergeben,  der  bis  auf 
1  Mill.  Yen  durch  den  vorgesehenen  Überschuß  des  Vorjahres  gedeckt  würde. 
Da  nach  den  bisherigen  Feststellungen  des  Ergebnisses  des  Staatshaushaltes 
für  1915/16  der  auf  die  Rechnimg  des  Jahres  1916/17  zu  übertragende  Über- 
schuß 125  Mill.  beträgt,  so  würde  nach  Abzug  des  Fehlbetrages  für  1916/17 
noch  ein  Vortrag  an  Überschüssen  von  etwa  100  Mill.  für  1917/18  verbleiben. 
Der  Haushaltsplan  für  dieses  Jahr  enthält  in  Einnahme  und  Ausgabe  je 
604  Mill.  Yen.  Wie  schon  erwähnt,  sieht  er  die  Aufnahme  von  Inlandsan- 
leihen im  Gesamtbetrage  von  138,3  Mill.  Yen  vor.  Für  die  Marine  ist  ein 
Aufwand  für  Neubauten  von  insgesamt  260  Mill.  Yen  vorgesehen.  Diese 
Ausgabe  soll  auf  12  Jahre  verteilt  werden;  für  1917/18  sind  als  erste  Rate 
14,3  Mill.  in  den  Staatshaushaltplan  eingestellt'). 

Der  Haushaltsplan  Japans  gibt  nur  einen  schwachen  Anhalt  für  die 
wirkliche  Entwicklung  der  japanischen  Finanzen,  so  daß  sich  ein  abschließen- 
des Urteil  über  die  Entwicklung  der  japanischen  Staatsfinanzen  im  Kriege 
noch  nicht  fällen  läßt. 

Soviel  kann  man  jedoch  mit  Bestimmtheit  sagen,  daß  die  Beschrän- 
kung der  Ausgaben  entsprechend  dem  infolge  des  Krieges  in  Erscheinung 
getretenen  Einnahmeausfall  sich  auf  die  Dauer  nicht  aufrechterhalten  lassen 
wird;  zweifellos  wird  auch  in  Japan  die  Weiterentwicklung  den  Staat  im 
Innern  wie  nach  Außen  vor  neue  Aufgaben  stellen,  deren  Erfüllung  stei- 
gende Kosten  verursacht. 

Das  Finanzjahr  1913/14  erbrachte  eine  Verringerung  der  Gesamt- 
schuld  um  57  Mill.  Yen  und  eine  Zunahme  des  Überschusses  der  Haushalts- 
rechnung um  54,5  Mill.  Yen,  während  bis  dahin  Schuldentilgung  und  Über- 
schüsse nur  scheinbar  waren,  und  entweder  die  Überschüsse  der  Rechnung 

^)  The  Japan  Financial  and  Economic  Monthly,  Oktober  1916,  S.  22. 

2)  The  Evening  Poet,  Japanese  suppl.,  30.  Dezember  1916,  S.  30. 

»)  Financial  Times,  26.  Januar  1917,  Economißt  (London),  27.  Januar  1917. 
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aus  neu  aufgenommenen  Anleihen  herrührten,  oder  wie  im  Jahre  1911/12 
die  Anleihetilgung  aus  den  Überschüssen  früherer  Jahre  bestritten  wurde. 
Das  Jahr  1914/15  brachte  eiae  weitere  Verringerung  der  gesamten  Schuld 
um  140  MilL,  dem  aber  eine  Abnahme  der  Überschüsse  um  62  Mill.  gegen- 
übersteht. Da  ein  Teil  des  obenerwähnten  für  die  Staatseisenbahnen  bei 
der  Sparkasse  erhobenen  Vorschusses  wohl  dem  Jahre  1914/15  zuzuschreiben 
ist,  so  ist  die  wirkliche  Abnahme  der  Schuld  in  diesem  Jahre  mit  nicht  gan2 
60  Mill.  2ni  veranschlagen,  was  gegenüber  1913/14  einen  Rückgang  auf  bei- 
nahe die  Hälfte  bedeutet.  Im  Jahre  1915/16  bis  zum  31.  Oktober  1916 
nahm  die  Schuld  weiter  um  17  Mill,  Yen  ab,  die  Überschüsse  nahmen  um 
39  Mill.  Yen  zu.  Rechnen  wir  dazu  weiter  ebenfalls  die  Hälfte  des  oben- 
erwähnten Sparkassenvorschusses  auf  das  Jahr  1915/16,  so  ergibt  sich  für 
dieses  eine  weitere  Verschlechterung  dse  Staatshaushaltsergebnisses.  Wir 
kommen  zu  dem  Schluß,  daß  der  gegenwärtige  Krieg  auf  die  japanischen 
Finanzen  durchaus  nicht  günstig  einwirkte. 

Japans  Regierung  sah  sich  deshalb  veranlaßt,  um  das  Gleichgewicht 
im  Staatshaushalt  wiederherzustellen  und  auch  fernerhin  eine  Tilgung  der 
Schulden  vornehmen  zu  können,  die  Ausgaben  entsprechend  einzuschränken. 
Trotzdem  war  das  Ergebnis  der  beiden  letzten  Finanzjahre  ungünstiger 
als  das  des  Jahres  1913/14.  Für  die  Zukunft  wird  die  Regierung  mit  einer 
Steigenmg  der  Ausgaben  rechnen  müssen  und  schließlich,  falls  sie  wirk- 
lich ihre  Schuldentilgungspolitik  fortsetzen  will,  genötigt  sein,  neue  Ein- 
nahmequellen zu  erschließen  und  eütweder  neue  Steuern  einzuführen  oder  die 
bestehenden  weiter  auszubauen.         Dr.  Georg   Schmidt  (Hamburg). 


X. 

Konventionen,  Kartelle,  Trusts,  Genossenschaftswesen. 


Die  Trustpolitik  der  Vßreinigtßn  Staaten  unter  der  Präsident- 
sdiaft  Wilsons^). 

Die  letzte  Periode  der  amerikanischen  Trustpolitik,  die  mit  der  Bot- 
schaft Wilsons  an  den  Kongreß  vom  20.  Januar  1914  beginnt,  ist  in  ihrer 
Richtung  durch  den  Krieg  wesentlich  beeinflußt  worden.  Zwar  hat  das  Pro- 
gramm selbst,  das  Wilson  in  dieser  Trustbotschaft  entwarf,  durch  den  Krieg 
kaum  irgendwelche  wesentlichen  Änderungen  erfahren  und  kam  in  den  ersten 
Kriegsmonaten  fast  vollkommen  zur  Durchführung;  aber  schon  im  letzten 
Stadium  seiner  Verwirklichung  zeigten  sich  Bestrebungen,  um  seine  Wirk- 
samkeit abzuschwächen  und  seine  Geltung  auf  den  inländischen  Markt  zu 
beschränken.  Sie  konnten  sich  allerdings  nur  langsam  Geltung  verschaffen, 
und  noch  zu  Beginn  des  Jahres  1917  mußte  die  Frage  ungelöst  für  die  nächste 
Session  vertagt  werden.  Bedeutsamer  als  diese  noch  unverwirklichte  Schwen- 

1)  Vgl.  W.  A.,  ö.  Bd.,  Abh.  S.  331  ff.    Die  Red. 
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kung  der  Gesetzgebung  wurde  jedoch  zunächst  die  Verschiebung  in  der  Tätig- 
keit des  Koutrollorgans,  der  Federal  Trade  Commission,  die  im  September 
1914  geschaffen  worden  war,  indem  sie  sich  aus  einer  regulierenden  mehr 
und  mehr  zu  einer  wirtschaftsfördernden  Behörde  entwickelte.  Diese  Fmik- 
tion  war  zweifellos  durch  ihren  Aufgabenkreis  potentiell  gegeben;  aber  ihr 
Schwergewicht  ist  erst  durch  den  Krieg  dahin  verlegt  worden. 

Die  Ursachen  des  Wiederauflebens  der  Trustfrage  gegen  Ende  des 
Jahres  1913  sind  dreifacher  Natur:  Erstens  hatte  sich  die  Notwendigkeit 
der  Schaffimg  einer  wirksamen  Behördenorganisation  zur  Durchfühnmg 
der  bestehenden  Gesetze  herausgestellt,  zweitens  verlangte  die  Unsicher- 
heit, die  durch  einige  Entscheidungen  des  Supreme  Court  of  the  United 
States  in  die  Auslegung  des  Sherman  Antitrustgesetzes  von  1890  hinein- 
gekommen war,  nach  einer  schärferen  Definition  der  Begriffe,  drittens  be- 
stand infolge  gewisser  Übelstände,  besonders  in  der  Finanzierung  der  Eisen- 
bahnen, das  Bedürfnis  nach  einer  Erweiterung  des  bestehenden  Rechtes. 
Der  erste  Schritt  zur  Schaffung  einer  effektiven  Kontrollbehörde  war  im 
Jahre  1903  durch  die  Errichtung  des  Bureau  of  Corporations  auf  Veranlas- 
sung des  Präsidenten  Roosevelt  getan  worden.  Die  Notwendigkeit  einer 
Verbesserung  war  von  Präsident  Taft  mehrere  Male,  besonders  in  seiner 
Trustbotschaft  vom  5.  Dezember  1911  betont  und  von  fast  allen  Kreisen 
anerkannt  worden^).  Weniger  Einigkeit  herrschte  allerdings  über  die  Zweck- 
mäßigk<;it  einer  schärferen  Formulierimg  der  Begriffe  des  Antiti-ustgesetzes 
von  1890.  In  zwei  Punkten  waren  darüber  Zweifel  entstanden*).  Die  eine 
Unsicherheit  ergab  sich  aus  dem  Urteil  im  sogenannten  Knight  caso  vom 
Jahre  1895,  in  dem  die  Staatsanwaltschaft  gegen  die  American  Sugar  Rofining 
Co.  vorgegangen  war,  weil  sie  die  Aktien  von  vier  anderen  Zuckerraffinerien 
erworben  und  eigene  dafür  ausgegeben  hatte.  Damals  entschied  der  Su- 
preme Court  dahin,  daß  der  Erwerb  von  Aktien  rein  industrieller  Unterneh- 
mungen untereinander  erlaubt  sei,  weil  sich  das  Gesetz  nur  auf  den  zwischen- 
staatlichen und  auswärtigen  Handel  beziehe.  Diese  Entscheidung  blieb  un- 
angefochten bis  zum  Jahre  1904,  wo  infolge  des  Verfahrens  g'^gen  die  Nor- 
thern Securities  Co.  Zweifel  entstehen  mußten,  weil  dort  die  Zusammen- 
fassung der  Mehrheit  der  Aktien  der  Northern  Pacific  Railway  und  der 
Great  Northern  Railway  durch  die  genannte  Gesellschaft  für  unerlaubt  er- 
klärt wurde.  Inzwischen  hatten  sich  aber  auf  Grund  der  Entscheidung 
von  1895  manche  der  großen  Korporationen  gebildet,  ohne  daß  sich  das 
Department  of  Justice  veranlaßt  sah,  dagegen  einzuschreiten.  Die  Zweifel 
verschwanden  allerdings  materiell  durch  die  Prozesse  gegen  die  Standard 
Oil  Co.  und  die  American  Tobacco  Co.  vom  Jahre  1911,  indem  der  Ge- 
richtshof jede  Form  der  Beschränkung  des  wirtsohaftlichen  Verkehrs,  also 
auch  des  industriellen,  als  ungesetzlich  erklärte;  sie  blieben  jedoch  formell 
bestehen,  da  das  Urteil  des  Kjiight  Case  nicht  ausdrücklich  umgestürzt 
wurde.     Größere  Unsicherheit  brachte  jedoch  eine  andere  Streitfrage,  be- 

1)  Prof.  H.  R.  S  6  a  g  e  r   in  „The  Nations's  Business"  v.  16.  Februar  1914. 
*)  Für  das  Folgende  vgl.  V.   Moravetz,    Evolution  of  Interpretion  in. 
„The  Nation's  Business"  v.  16.  Februar  1914. 
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sonders  nachdem  sie  auch  teilweise  von  der  Politik  aufgegriffen  worden 
war.  Im  Verfahren  gegen  die  Trans-Missouri  Freight  Association  hatte  die 
Majorität  der  Richter  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  jeder  Kontrakt  zur 
Einschränkung  des  Handels  (hier  im  Sinne  des  englischen  „commerce"  oder 
„trade")  als  ungesetzlich  anzusehen,  und  es  deshalb  nicht  statthaft  sei,  das 
Wort  ,, billig"  oder  „unbillig"  in  das  Gesetz  hineinzuinterpretieren,  während 
die  Minorität  von  vier  Richtern  die  Behauptung  vertrat,  daß  die  Worte 
,,restraint  of  trade"  nur  auf  diejenigen  Kontrakte  angewandt  werden  dürften, 
die  zur  Zeit  des  Erlasses  der  Shcrman  Anti-Trust  Act  nach  gemeinem  Recht 
als  ,,restraint  of  trade"  galten.  Auch  diesen  Zweifel  beseitigten  an  und  für 
sich  die  Entscheidungen  vom  Jahre  1911  dadurch,  daß  der  Gerichtshof  alle 
billigen  Kontrakte  der  normalen  Geschäftsführung,  auch  wenn  sie  eine  teil- 
weise Beschränkung  der  Konkurrenz  bedeuteten,  als  statthaft  erklärte.  Aber 
nach  der  sachlichen  Seite  hin  wurde  diese  Frage  Gegenstand  lebhafter  Agi- 
tation, seitdem  der  Kongreß  in  zwei  Fällen  seiner  Genehmigung  des  Budget- 
postens von  300  000  Doli,  für  das  Bureau  of  Corporations  die  Bedingung 
beigefügt  hatte,  daß  diese  Summe  nicht  zur  Erreichung  von  Kombi- 
nationen und  Zusammenschlüssen  der  Arbeiter  noch  zur  Begünstigung  der 
Kooperation  und  Organisation  der  landwirtschaftlichen  Produzenten  zur 
Erzielung  eines  angemessenen  Preises  verwandt  werden  dürfte.  Der  Vor- 
wurf der  Klassengesetzgebung  erhob  sich  schließlich  noch  lauter,  als  einige 
Einzelstaaten  der  Union,  wie  Texas,  Louisiana,  Illinois  und  South  Dakota, 
dazu  übergingen,  ihre  Trustgesetze  solange  für  unwirksam  zu  erklären,  als 
sich  die  landwirtschaftlichen  Produkte  in  den  Händen  der  Landwirte  be- 
fänden, Gesetze,  die  allerdings  in  den  meisten  Fällen  vom  obersten  Gerichts- 
hof als  verfassungswidrig  erklärt  wurden.  Die  Verwerflichkeit  derartiger 
Klassengesetzgebung  war  von  Taft  wie  von  Wilson  bei  mehreren  Gelegen- 
heiten ausdrücklich  betont  worden. 

Den  obersten  Grundsatz  seiner  Trustpolitik  formulierte  Wilson  in  der 
genannten  Botschaft^)  in  den  folgenden  Worten:  „Wir  alle  sind  darin  einig, 
daß  das  private  Monopol  nicht  gerechtfertigt  und  nicht  geduldet  werden 
kann,  und  unser  Programm  gründet  sich  auf  diese  Überzeugung.  Es  wird 
ein  umfassendes,  aber  kein  radikales  und  kein  unannehmbares  Programm 
sein.  Seine  Bestimmungen  beschränken  sich  auf  die  Änderungen,  die  die 
öffentliche  Meinung  ausdrücklich  sanktioniert  hat,  und  auf  die  die  Geschäfts- 
welt wartet."  Im  einzelnen  erwähnte  er  in  dieser  Rede  folgende  Punkte, 
an  denen  seine  Reformtätigkeit  einsetzen  sollte: 

1.  Verbot  der  Verkettung  im  Personenkreis  der  Verwaltungsräte  der 
großen  Korporationen. 

2.  Übertragung  der  Aufsicht  über  die  Finanzienmg  der  Eisenbahngesell- 
schaften an  die  Interstate  Commerce  Commission  zur  Verhütung  der  Dienst- 
barmachung  der  großen  Systeme  für  Sonderinteressen. 

3.  Definition  der  einzelnen  unerlaubten  Geschäftsmethoden  zur  Be- 
seitigung der  Unsicherheit  über  die  Zulässigkeit  bestimmter  Kombinations- 
formen. 

^)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  24.  Januar  1914. 
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4.  Schaffung  einer  einflußreichen  Vcrwaltungabchörde  —  der  Federal 
Trade  Comraission  —  zur  Erlangung  eines  zuverlässigen  Verfahrens  und 
Auskunf  tsy  stc  nas . 

5.  Verhütung  der  Schädigung;  der  Grcschäftstätigkeit  selbst  durch  Über- 
tragung der  Strafen  auf  die  verantwortlichen  Personen. 

6.  Verbot  der  Beteiligungsgesellschaften  mit  mög'lichster  Aufdehnung 
auf  private  Unternehmungen. 

7.  Verbot  der  Stimmberechtigung  derselben  Person  in  mehreren  kon- 
kurrierenden Korporationen. 

8.  Dienstbarmachung  der  Resultate  des  öffentlichen  Verfahrens  für  die 
privaten  Schadenersatzansprüche  der  betroffenen  Personen. 

Zur  Durchführung  dieses  Programms  wurden  gleichzeitig  mit  der  Bot- 
schaft fünf  Gesetzesvorlagen  bekanntgegeben^): 

1.  Eine  Bill  zur  Schaffung  einer  zwischenstaatlichen  Kontrollbehörde 
von  fünf  Mitgliedern  für  alle  Korporationen  außer  den  „common  carriers" 
mit  den  Aufgaben  eines  beratenden  Amtes  für  den  General- Staatsanwalt 
■und  die  Gerichtshöfe  und  einer  Hilfsbehörde  zur  Verhütung  der  Übertre- 
tungen der  Antitrustge setze  und  zur  Beseitigung  ungesetzlicher  Verhältnisse. 

2.  Eine  Bill  zur  Aufhebung  der  Verkettung  der  Verwaltungsräte  in 
zwischenstaatlichen  Korporationen,  Bank-  und  Trustgesellschaften  und  Mit- 
gliedbanken des  Federal  Reserve  Systems. 

3.  Eine  ,,Sherman  Law  Definitions  Bill"  zur  Auslegung  der  Begriffe 
und  Ausdrücke  des  Sherman  Antitrustgesetzes. 

4.  Eine  „Trade  Relation»  Bill"  zum  Verbot  der  unrechtmäßigen  Preis- 
diskriminationen, Rabatte  und  territorialen  Beschränkungen  und  zur  Er- 
mächtigung der  geschädigten  Personen,  Schadenersatz  von  denjenigen 
Korporationen  zu  fordern,  für  die  die  Staatsanwaltschaft  Auflösungsdekrete 
erhalten  hatte. 

5.  Eine  Bill  zur  Übertragung  der  Kontrolle  über  die  Ausgabe  von  Eisen- 
bahnpapieren an  die  Interstate  Commerce  Commission. 

Der  Verlauf  dieser  Gresetzgebung  gestaltete  sich  äußerst  kompliziert. 
"Während  das  Programm  der  Regierung,  wie  der  demokratischen  Partei, 
von  vorneherein  eine  Unterdrückung  der  Kombinationen  beabsichtigte, 
suchte  die  fortschrittliche  Partei  die  Maßnahmen  zu  einer  bloßen  Regulie- 
rung abzuschwächen,  ohne  aber  damit  durchzudringen*).  Außerdem  berei- 
tete die  Formulierung  allein  außerordentliche  Schwierigkeiten.  Vier  der 
genannten  Bills  blieben  reine  ,,tentative  measures".  Nur  die  erste  kam 
tatsächlich  zur  Behandlung,  wurde  aber  schon  im  März  durch  eine  Vorlage 
des  Abgeordneten  Covington  ersetzt,  die  selbst  wieder  eine  weitgehende 
Umarbeitung  erfuhr.  Außurdem  brachte  im  April  1914  der  Abgeordnete 
Claylon  eine  Vorlage  ein,  die  unter  dem  Namen  ,,Clayton  Omnibus  Bill" 
bekannt  wurde  und  die  meisten  Programmpunkte  Wilsons  einschloß.   Schließ- 

^)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  24.  Januar  1914. 
•)  E.  D.  D  u  r  a  n  d  ,   The  Trust  Legislation  in  1914  in  „The  Quarterly  Jour- 
nal of  Economics"  1915,  S.  73. 
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lieh  lag  schon  seit  Januar  dem  Senat  eine  Bill  des  Senators  Newlands  vor, 
die  sich  ebenfalls  zu  einer  „Omnibus  Bill"  entwickelte^).  Das  Resultat 
des  ganzen  komplizierten  Kristallisationsprozesses  waren  schließlich  drei  ge- 
sonderte Maßnahmen :  Der  Gesetzentwurf  zur  Schaffung  der  Kontrollbehörde, 
die  Clayton  Bill  zur  Erledigung  fast  sämtlicher  anderer  Punkte  außer  der 
Emission  der  Eisenbahneffekten,  für  die  eine  besondere  „Railway  Socurities 
Bill"  vorlag,  die  man  aber  bald  nach  Kriegsbeginn  fallen  ließ,  weil  man 
eine  noch  größere  Verwirrung  der  durch  den  Krieg  gestörten  Geschäfts- 
verhältnisse fürchtete  ^).  So  gelangten  nur  die  beiden  anderen  Vorlagen 
zur  Durchführung.  Dem  Inhalte  nach  wurde  jedoch  zwischen  ihnen 
keine  scharfe  Trennung  eingehalten.  Das  erste  Gesetz,  „An  Act  to  create 
a  Federal  Trade  Commisaion,  to  define  its  power  and  duties,  and  for  other 
purposes",  das  am  8.  September  1914  durch  den  Senat,  am  10.  September 
im  Repräsentantenhaus  angenommen  und  am  26  September  von  "Wilson 
unterzeichnet  wurde'),  enthielt  außer  den  Bestimmungen  zur  Schaffung  der 
neuen  Behörde  auch  Erweiterungen  des  Antitiut-trechtes  selbst,  während 
das  zweite  Gesetz*),  „An  Act  to  Supplement  existing  laws  against  unlawful 
restraints  and  monopolies,  and  for  other  purposes",  das  am  5.  Oktober 
1914  vom  Senat,  am  8.  Oktober  vom  Repräsentantenhaus  angenommen 
und  am  15.  Oktober  vom  Präsidenten  unterzeichnet  wurde,  auch  Bestim- 
mungen über  das  Verfahren  vor  der  Kommission  einschloß.  Es  ist  deshalb 
nur  möglich,  beide  Maßnahmen  gemeinsam  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
zu  behandeln. 

Die  wichtigste  Neuerung  gegenüber  dem  Gesetz  von  1890  bedeutet 
das  Verbot  unbilliger  Konkurrenzmethoden ^).  Während  die  Sherman  Anti- 
Trust-Act  das  Monopol  schlechthin  verbot,  ist  nun  die  Möglichkeit  gegeben, 
die  Methoden  zur  Erreichung  eines  Monopols  zu  verfolgen.  Die  Bestim- 
mung ist  in  Sect.  5  der  Federal  Trade  Commission  Act.  enthalten,  wo  ge- 
sagt wird,  „daß  unbillige  Konkurrenzmethoden  im  Handel  hiermit  als  un- 
gesetzlich erklärt  werden".  Da  es  aber  infolge  der  allgemeinen  Fassung 
der  Bestimmung  der  Federal  Trade  Commission  überlassen  bleibt,  festzu- 
setzen, welche  Konkurrenzmethoden  im  einzelnen  als  ungesetzlich  anzu- 
sehen sind,  so  ist  für  die  erstmalige  Übertretung  des  Gesetzes  keine  Strafe 
vorgesehen,  sondern  nur  ein  Verfahren  zu  ihrer  Verhinderung,  das  nur  die 
Federal  Trade  Commisfion,  nicht  aber  ein  Gerichtshof  oder  ein  Staatsanwalt 
einleiten  darf.  Auch  die  Kommission  braucht  nur  einzuschreiten,  wenn  sie 
es  im  öffentlichen  Interesse  für  geboten  hält.  Sie  hat  der  Person  oder  Kor- 
poration, gegen  die  sie  vorgehen  will,  zunächst  eine  Klageschrift  zuzustellen 
und  ihr  Gelegenheit  zur  Verteidigung  zu  geben,  worauf  sie  erst  eine  Ver- 
fügung zur  Unterlassung  des  ungesetzlichen  Gebarens  erlassen  darf.  Aber 
auch  di';se   kann  sie  nicht  direkt,   sondern  nur  durch  Vermittlung  eines 

^)  The  Nation's  Business  v.  15.  Mai  1914. 
2)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  6.  September  1914. 
2)  Text  nach  Abdruck  im  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  3.  Okt.  1914 
*)  Text  nach  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  10.  Oktober  1914. 
5)  Zum  folgenden  vgl.  auch  E.  D.  Durand,    Quarterly  Journal  of  Econo- 
mics,  1915,  S.  72  ff. 
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Circuit  Court  of  Appeals  erzwingen.  Der  Gerichtahof  kann  die  Vt;rfügung 
der  Kommission  bestätigen,  abändern  oder  umstürzen;  er  ist  jedoch  an  den 
Tatsachenbefund  der  Kommission  gebunden,  soweit  nicht  von  einer  Partei 
die  Notwendigkeit  eines  erweiterten  Zeugenverhörs  nachgewiesen  wird.  Die 
Entscheidung  des  Circuit  Court  of  Appeals  ist  endgültig  außer  bei  einer 
Revision  auf  ,,certiorari"  durch  den  Supreme  Court.  Mißachtung  seiner 
Befehle  unterliegt  einer  Strafe  bis  zu  1000  Doli,  oder  Gefängnis  bis  zu  einem 
halben  Jahre. 

Neben  diesem  allgemeinen  Verbote  unbilliger  Konkurrenzmethoden 
werden  durch  die  Clayton  Act  zwei  besondere  Formen  für  ungesetzlich 
erklärt.  Sect.  2  dieses  Gesetzes  verbietet  Preisdiskriminationen  zwischen 
Käufern  von  Waren,  sofern  diese  Diskriminationen  eine  wesentliche  Ver- 
minderung der  Konkurrenz  oder  die  Schaffung  eines  Monopols  zur  Folge 
haben.  Die  Schärfe  der  Bestimmung  wurde  jedoch  dadurch  stark  gemil- 
dert, daß  die  Anwendung  dieses  Mittels  in  dem  Bestreben,  im  guten  Glauben 
einer  Konkurrenz  zu  begegnen,  erlaubt  wurde.  Auf  der  anderen  Seite  wird 
durch  Sect.  3  der  Clayton  Act  jeder  Verkauf  und  jedes  Verleihen  von  paten- 
tierten oder  unpatentierten  Waren,  sowie  jede  Preisfestsetzung  und  Rabatt- 
erteilung, unter  der  Bedingung  verboten,  daß  der  Käufer  oder  Leiher  keine 
Waren  von  Konkurrenten  gebrauchen  oder  leihen  soll,  sofern  diese  Verab- 
redung zu  einer  wesentlichen  Verminderung  der  Konkurrenz  oder  zur  Schaf- 
fung eines  Monopols  führt.  Für  das  Verfahren  wegen  Verletzungen  dieser 
Vorschriften  gelten  dieselben  Bestimmungen  wie  für  das  allgemeine  Ver- 
bot unbilliger  Konkurrenzmethoden  (Sect.  2  der  Clayton  Act),  doch  wird 
das  öffentliche  Interesse  nicht  als  Bedingung  für  die  Einleitimg  eines  Ver- 
fahrens stipuliert. 

Die  Bestimmungen  der  beiden  Gesetze,  die  eine  schärfere  Definition 
des  bestehenden  Rechtes  bringen  sollen,  beziehen  sich  zur  Hauptsache  auf 
die  Verkettung  der  Verwaltungsräte  und  auf  die  gegenseitige  Beteiligung 
von  Korporationen  durch  Aktienbesitz.  Sect.  7  der  Clajrton  Act  verbietet 
den  Erwerb  der  Aktien  oder  des  Aktienkapitals  einer  Korporation  durch 
eine  andere,  oder  mehrerer  Korporationen  durch  eine  dritte,  sofern  wiederum 
der  Erwerb  zu  eiaer  Verminderung  der  Konkurrenz,  Einschränkung  des 
Handels  oder  zur  Schaffung  eines  Monopols  führt.  Die  Bestimmung  hat 
jedoch  keine  Anwendung  auf  bestehende  Verhältnisse,  sondern  nur  auf  Neu- 
erwerbungen. Das  Veibot  der  Verkettung  der  Verwaltungsräte  ist  in  Sect.  8 
der  Clayton  Act  enthalten.  Die  allgemeine  Bestimmung  beschränkt  sich  auf 
große  Gesellschaften  und  auf  die  Fälle,  wo  die  Beseitigimg  der  Konkurrenz 
an  und  für  sich  imgesetzlich  wäre.  Unter  diesen  Bedingungen  darf  keine 
Person  zu  gleicher  Zeit  Verwaltungsrat  in  zwei  oder  mehr  Korporationen 
sein,  deren  Kapital,  Überschuß  und  un verteilte  Gewinne  mehr  als  1  000  000 
Doli,  betragen.  Die  Wirksamkeit  des  Gesetzes  beginnt  zwei  Jahre  nach  seiner 
Annahme.  Banken  und  ,, common  carriers"  sind  ausgenommen.  Für  die 
ersteren  sind  Sonderbestimmungen  vorgesehen,  die  sich  nicht  nur  auf  Ver- 
waltungsräte, sondern  auch  auf  alle  anderen  Beamten  und  auf  Banken  be- 
ziehen, deren  Depositen,  Kapital,  Überschuß  und  unverteilte  Gewinne  mehr  als 
Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  XXVIII 
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5  000  000  Doli,  betragen.  Gänzlich  verboten,  ohne  Rücksicht  auf  die  Größe 
der  Bank,  ist  die  gemeinsame  Besetzung  von  Verwaltungsrats-  und  Beamten- 
stellen der  Banken  in  Städten  von  mehr  als  200000  Einwohnern;  ausgenommen 
sind  Sparkassen  auf  Gegenseitigkeit  ohne  Aktienkapital,  für  die  Verwaltungs- 
räte der  Klasse  A  der  Federal  Reserve  Banken  und  Banken,  deren  Aktien- 
besitz ganz  in  den  Händen  einer  anderen  Bank  liegt.  Das  Verbot  für  Banken 
gilt  ohne  Rücksicht  auf  die  Wirkung  der  Verkettung.  In  diesen  Fällen, 
wie  in  dem  des  gemeinsamen  Effektenbesitzes,  ist  wiederum  keine  direkte 
Strafe  vorgesehen,  sondern  dasselbe  Verfahren  wie  bei  unbilligen  Konkur- 
renzmethoden. 

Die  Bestimmungen  über  die  Eisenbahnen  sind  in  Sect.  9  und  10  der 
Clayton  Act  enthalten.  Die  erste  untersagt  ausdrücklich  die  an  und  für  sich 
schon  verbotene  Unterschlagung,  den  Diebstahl  und  den  Mißbrauch  von 
Eigentum  einer  Unternehmung,  die  das  Geschäft  eines  ,, common  carriers" 
betreibt;  die  zweite  den  Handel  in  Effekten,  Material  oder  anderen  Handels- 
artikeln, sowie  den  Abschluß  von  Verträgen  für  Konstruktions-  oder  Repa- 
raturzwecke im  Betrage  von  mehr  als  50  000  Doli,  mit  einer  Korporation 
oder  Firma,  in  der  ein  Verwaltungsrat  oder  Beamter  des  „common  carrier"- 
Unternehmens  ein  Amt  bekleidet  oder  sonstwie  wesentlich  interessiert  ist. 
Ausgenommen  ist  der  Fall,  wo  ein  solcher  Kauf  auf  Grund  des  billigsten 
Submissionsangebots  nach  den  Bestimmungen  der  Interstate  Commerce 
Commission  geschehen  ist.  Die  Übertretung  dieser  Bestimmung  sowie  die 
Verhinderung  ehrlicher  Submission  unterliegen  einer  Strafe  bis  zu  25  000 
Dollar. 

Erweiterungen  gegenüber  dem  früheren  Recht  bedeuten  auch  einige 
Straf-  und  Schadenersatzbestimmungen.  Sect.  14  der  Clayton  Act  erklärt 
die  Übertretungen  einer  Korporation  auch  als  Übertretungen  der  verant- 
wortlichen Verwaltungsräte  und  Beamten  der  Korporation,  die  daher  ebenso 
einer  Geldstrafe  bis  zu  5000  Doli,  oder  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahr  unter- 
liegen. Ähnliches  bestimmt  Sect.  10  für  die  Beamten  der  ,, common  carriers". 
Sect.  4  der  Clayton  Act  dehnt  die  Befugnis  geschädigter  Personen  auf  Schaden- 
ersatzklage auf  die  neuen  Gesetze  aus,  und  Sect.  5  desselben  Gesetzes  erklärt 
jedes  endgültige  Urteil  auf  Grund  einer  Verfolgung  durch  die  Staatsanwalt- 
schaft als  prima  facie  Zeugnis  für  jede  andere  Schadenersatzklage. 

Schließlich  müssen  noch  die  Ausnahmen  in  bezug  auf  Arbeitervereini- 
gungen und  landwirtschaftliche  Genossenschaften  erwähnt  werden.  Sect.  6 
der  Clayton  Act  bestimmt,  daß  menschliche  Arbeit  keine  Ware  und  kein 
Gegenstand  des  Handels  sei,  und  daß  keine  Bestimmung  der  Antitrust- 
gesetze  als  ein  Verbot  von  Organisationen  der  Landwirtschaft  und  des 
Gartenbaus  ausgelegt  werden  dürfe,  die  zu  gegenseitiger  Hilfe  errichtet 
worden  sind,  kein  Aktienkapital  besitzen  und  nicht  zu  Gewinnzwecken 
betrieben  werden. 

Die  Hauptbestimmungen  über  die  Organisation  der  neuen  Kontroll- 
behörde sind  in  Sect.  1—3  der  Federal  Trade  Commission  Act  enthalten. 
Darnach  wird  eine  Kommission  von  fünf  Mitgliedern  geschaffen,  die  vom 
Präsidenten  auf  den  Rat  und  mit  der  Zustimmung  des  Senats  auf  die  Dauer 
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von  sieben  Jahren  ernannt  worden.  Sie  bezichen  ein  Gehalt  von  10  000  Doli, 
und  dürfen  bünen  anderen  Beruf  bekleiden  und  kein  Gtischäft  betreiben. 
Sie  sind  aba<itzbar  wegen  Uufähigk<it,  Pflichtvergesaenheit  oder  verbreche- 
rischer Handlungen.  Nicht  mehr  als  drei  von  ihnen  dürfen  Mitglied  der- 
selben Partei  sein.  Sobald  die  Kommission  organisiert  ist  und  ihren  Vor- 
sitzenden gewählt  hat,  tritt  sie  an  Stelle  des  Bureau  of  Corporations,  dessen 
laufenden  Geschäfte  und  gesamte  Einrichtungen  sie  übernimmt.  Außer- 
dem ist  sie  berechtigt,  alle  zur  Durchfühiung  ihrer  Aufgaben  nötigen  An- 
gestellten zu  ernennen.  Die  Befugnisse  der  Kommission  in  Verbindung 
mit  den  neuen  Antitrustbestimmungen  in  bczug  auf  Konkurrenzmethoden, 
Beteiligungsgcsellschaften  und  Verk'ttung  der  Verwaltungsräte  sind  schon 
genannt  worden  (S' ct.  5  des  Gt)setzes).  Außerdem  kann  die  Kommisaion 
nach  Sect.  6  zur  Durchführung  der  Antitrustgesetze  im  allgemeinen  heran- 
gezogen werden.  Auf  Vi;rlangen  des  Generalstaatsanwalts  muß  sie  eine  Unter- 
suchung über  die  Möglichkeit  der  Reorganisation  einer  Korporation  gemäß 
4en  Bestimmungen  dir  Gesetze  einleiten,  um  di«;ser  Korporation,  die  einer 
Verletzung  der  Antitrustgesetze  beschuldigt  worden  ist,  Gelegenheit  zur 
Vermeidung  einer  Rechts  Verfolgung  zu  geben  (Sect.  6,  Absatz  e).  Auf  Ver- 
langen des  Präsidenten  oder  eines  Hauscs  des  Kongresscjs  ist  sie  ferner  zu 
«iner  Untersuchung  und  Berichterstattung  über  die  angebliche  Übertretung 
•der  Trustg€S(;tze  durch  eine  Korporation  verpflichtet  (Sect.  6,  Abs.  d). 
Auf  eigene  Initiative  kann  sie  und  auf  Ersuchen  des  Generalstaatsanwalts 
muß  sie  die  Ausführung  einer  von  der  R<;gi<  rung  erlassenen  gerichtlichen 
Verfügung  zur  Aufgabe  ungesf;tzlicher  Handlungen  untersuchen  und  das 
Hesuitat  an  die  Staatsanwaltschaft  berichten  (Sect  6,  Abs,  c).  Schließ- 
lich kann  sie  von  den  Gerichtshöfen  als  Ratgeber  für  die  Form  ihrer  Ver- 
fügungen gegen  die  Verletzung  der  Antitrustgesetze  herangezogen  werden 
(Sect.  7). 

Die  allgemeinen  Untorsuchungsbefugnisse  der  Kommission  sind  gegen- 
über denen  des  Bureau  of  Corporations  nach  mehreren  S<jiten  hin  erwei- 
tert worden.  Vor  allem  ist  sie  ermächtigt,  jährliche  oder  spezielle  Bt^richte 
oder  Antworten  auf  spezielle  Fragen  einzufordern  (&  ct.  6,  Abs.  b).  Außer- 
dem werden  neue  Strafen  auf  Verweig<;rung  und  Fälschung  von  Zeugnis- 
urkunden gesetzt.  Eine  Verzögerung  von  mehr  als  30  Tagen  unterliegt  einer 
Strafe  von  100  Doli,  für  jeden  Tag.  Daneben  wird  aber  Verweigerung  von 
Zeugnisaussagen  oder  Zeugnisdokumenten  mit  einer  Geldstrafe  von  1000 
bis  5000  Doli,  oder  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  bestraft;  ebenso  Fäl- 
schungen und  unvollständige  Eintragungen  in  die  Bücher  einer  Korporation 
oder  deien  Beseitigung  mit  einer  Geldstrafe  zwischen  1000  und  5000  Doli, 
und  Gtiängnis  bis  zu  drei  Jahren  (Sect.  10).  Im  übrigen  hat  die  Kommis- 
sion volle  Untersuchungsbefugnis  in  die  Organisation,  Geschäftsführung  und 
Praxis,  das  Gebaren  und  die  Leitung  einer  jeden  Handelskorporation  außer 
Banken  und  ,, common  carriers",  sowie  in  deren  Beziehungen  zu  anderen 
Personen  und  Korporationen  (Sect.  6,  Abs.  a).  Sie  hat  zu  diesem  Zwecke 
vollen  Zutritt  zu  den  Papieren  und  kann  eidliche  Aussagen  verlangen.  Über 
die  Veröffentlichung  des  so  gesammelten  Tatsachenmaterials  entscheidet  die 
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Kommission  selbständig,  während  bisher  die  Bestimmung  darüber  dem 
Präsidenten  zustand.    Nur  Geschäftsgeheimnisse  sind  davon  ausgenommen. 

Eine  weitere  wichtige  Befugnis  der  Kommission  besteht  nach  Sect.  6, 
Abs.  h,  darin,  „von  Zeit  zu  Zeit  die  Handelsbedingungen  in  und  mit  fremden 
Ländern  zu  untersuchen,  wo  Vereinigungen,  Kombinationen  und  Geschäfts- 
gebaren von  Fabrikanten,  Kaufleuten  und  Händlern  oder  andere  Bedingungen 
den  Außenhandel  der  Vereinigten  Staaten  berühren  können  und  darüber 
an  den  Kongreß  mit  solchen  Empfehlungen  zu  berichten  als  wünschbar 
erscheinen".  Diese  Funktion  der  Kommission,  zusammen  mit  der  Befugnis 
unter  Sect.  6,  Abs.  f,  Anregung  zu  weiterer  Gi3setzgebung  zu  geben,  sind 
zweifellos  die  Hauptgrundlagen  für  die  neue  Richtung  geworden,  die  die 
Kommission  seit  ihrem  Bestehen  eingeschlagen  hat. 

Soweit  die  neue  Gesetzgebung.  Am  13.  Juli  1915  kündigte  die  Kom- 
mission die  Beendigung  ihrer  Organisation  an^).  Sie  hatte  sich  in  drei  Departe- 
ments gegliedert,  ein  administratives,  ein  wirtschaftliches  und  ein  juristi- 
sches. Das  Verwaltungsdepartement  steht  unter  der  Leitung  des  Sekretärs, 
das  wirtschaftliche  führt  alle  wirtschaftlichen  Untersuchungen  durch  und 
gibt  durch  besondere  Abteilungen  die  Berichte  heraus.  Das  wirtschaftliche 
„Board  of  Review"  entscheidet  endgültig  über  alle  Fragen,  ehe  sie  der  Ge- 
samtkommission vorgelegt  werden.  Das  juristische  Departement  „Board  of 
Law  Review"  wohnt  den  gerichtlichen  Untersuchungen  und  Verhören  bei  und 
entscheidet  endgültig  über  alle  juristischen  Angelegenheiten,  ehe  sie  an  die 
Gesamtkommission  gelangen.  In  einem  besonderen  „Board  of  Review"  werden 
das  wirtschaftliche  und  das  juristische  Departement  einander  gleichgeordnet 
und  die  gemeinsamen  Fragen  behandelt.  Durch  die  Abteilung  für  ,, Corpo- 
ration reports"  soll  ein  Auskunftsbureau  geschaffen  werden,  das  allgemeine 
Tatsachen  über  einzelne  Industrien  sammelt  und  zur  Verfügung  der  Inter- 
essenten hält.  Diese  Einrichtung  soll  dazu  dienen,  Überproduktion  und 
Investierung  von  Kapital  in  solchen  Industrien  zu  verhindern,  in  denen  das 
Angebot  schon  die  Nachfrage  übersteigt.  Sie  soll  femer  dazu  beitragen,  die 
Produktionskosten  zu  vermindern  durch  Standardisierung  der  Produkte 
und  der  Buchführung.  Schon  vor  dieser  Ankündigung  der  endgültigen 
Organisation  hatte  die  Kommission  jedoch  ihre  Tätigkeit  aufgenommen. 
Am  17.  März  1915  hielt  sie  mit  dem  Präsidenten  eine  Konferenz  ab^),  in 
der  ihre  Anfangstätigkeit  besprochen  und  als  erste  Aufgabe  das  Studium 
über  kooperative  Verkaufsagenturen  im  Auslande  in  Aussicht  genommen 
wurde,  in  der  Absicht  festzustellen,  was  für  neue  Gesetzgebung  dem 
Kongreß  empfohlen  werden  könnte.  Am  21.  April  teilte  darauf  die  Kom- 
mission die  Absicht  mit,  formlose  Konferenzen  in  den  verschiedenen  Teilen 
des  Landes  zu  veranstalten  zur  Entgegennahme  von  Vorschlägen  über  wirk- 
same Methoden  zur  Entwicklung  des  amerikanischen  Exporthandels^).  Die 
Vernehmungen  begannen  im  Juni  und  erstreckten  sich  auf  das  ganze  Land*)^ 

^)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  17.  Juli  1915. 

^)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  27.  März  1915. 

')  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  24.  April  1915. 

*)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  29.  Mai,  10.  Juli,  18.  Juli  1915» 
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Am  22.  Juli  wurde  eine  Erweiterung  der  Untersuchung  durch  Entsendung 
von  Agenten  ins  Ausland  angekündigt;  davon  zwei  nach  Nordeuropa,  zwei 
nach  dem  Orient,  einer  oder  zwei  nach  Afrika  und  zwei  nach  Südamerika^). 
Auf  der  anderen  Seite  kündigte  die  Kommission  am  4.  November  ihre  Ab- 
sicht an,  30  000  Fragebogen  zu  versenden,  um  denjenigen  Personen  Gelegen- 
heit zur  Äußerung  ihrer  Ansichten  und  Vorschläge  zu  geben,  die  nicht  per- 
sönlich vor  der  Kommission  erscheinen  konnten*).  Im  September  machte 
sie  außerdem  ihre  Absicht  bekannt,  mit  der  International  High  Commitsion 
zusammenzuarbeiten  zur  Beseitigung  der  künstlichen  Hindernisse  des  wirt- 
schaftlichen Verkehrs  mit  den  mittel-  und  südamerikanischen  Staaten  und 
zur  Herstelhmg  eines  einheitlichen  Rechtes  in  bezug  auf  Zölle,  Zollbestim- 
mungen, Konsularfakturen,  Hafengebühren  usw. 3).  Noch  ehe  die  Federal  Trade 
Commission  ihren  Bericht  über  diese  umfangreiche  Untersuchung  erstattete, 
legte  sie  am  27.  April  1916  dem  Präsidenten  eine  Bill  zur  Ermächtigung 
der  Errichtung  gemeinsamer  Verkaufsagenturen  im  Auslande  vor.  Eine  Ver- 
lautbarung der  Kommission  sagte  darüber*):  ,,Die  Bill  bestimmt,  daß  die 
Kommission  die  Befugnis  haben  soll,  Amerikaner,  die  im  Exportgeschäfte 
tätig  sind,  an  der  Anwendung  unbilliger  Geschäftsmethoden  gegen  ameri- 
kanische Konkurrenten  zu  verhindern,  auch  wenn  die  Handlungen,  in  denen 
sich  diese  unbillige  Konkurrenz  ausdrückt,  im  Auslande  begangen  worden 
sind.  Ein  anderer  Paragraph  bestimmt,  daß  jede  Vereinigung  oder  Verkaufs- 
agentur, die  im  Außenhandel  tätig  ist,  bei  der  Federal  Trade  Commission 
den  Ort  ihrer  Geschäftsstelle  oder  ihres  Geschäftsbetriebes  und  volle  Aus- 
kunft über  ihre  Mitgliedschaft  einreicht  .  '.  .".  Präsident  Wilson  ersuchte 
die  Kommission,  die  Frage  mit  den  Parteiführern  im  Kongreß  zu  beraten 
und  die  Angelegenheit  ihm  nachher  wieder  vorzulegen.  Er  erklärte  zu  gleicher 
Zeit,  daß  ihm  viel  daran  liege,  daß  die  Bill,  die  vom  Department  of  Justice 
genehmigt  worden  ist,  möglichst  bald  angenommen  würde  ^).  Am  3.  Mai 
legte  darauf  die  Kommission  auch  ihren  umfangreichen  Bericht  dem  Kon- 
greß vor,  in  dem  sie  wiederum  auf  die  Notwendigkeit  der  Kooperation  im 
Außenhandel  unter  den  nötigen  Vorsichtsmaßnahmen  hinwies^).  Der  Bericht 
ist  in  Bd.  10,  H.  3,  S.  397ff.  des  Weltwirtschaftlichen  Archivs  ausfülirlich  be- 
sprochen worden.  Kurz  darauf,  am  28.  Juni  1916,  brachte  der  Abgeordnete 
Webb,  als  Vorsitzender  des  Judiciary  Committee  des  Repräsentantenhauses, 
eine  Bill  von  fünf  Paragraphen  ein,  die  im  wesentlichen  die  früher  genannten 
Bestimmungen  enthielt').  Sect.  2  erklärt,  daß  keine  Bestimmung  der  Sher- 
man  Anti-Trust- Act  vom  2.  Juli  1890  als  ein  Verbot  einer  Vereinigung  aus- 
gelegt werden  darf,  die  nur  für  den  Außenhandel  gegründet  wird  oder  darin 
tätig  ist,   oder  von  Übereinkommen   oder  Handlungen  in  Ausübung  dieses 

1)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  24.  Juli  1915. 

2)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  6.  November  1915. 
ä)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  4.  September  1915. 
*)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  29.  April  1916. 

^)  Ebenda. 

*)  Vgl.  auch  Commercial  and  Financial  Clironicle  v.  13.  Mai  1916. 
')  Wiedergabe  nach  Abdruck  im  Commercial  and   Financial  Chronicle   v. 
8.  Juli  1916. 
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Exportgeschäftes,  solange  dadurch  nicht  eine  Einschränkung  des  Handels 
innerhalb  der  Vereinigten  Staaten  erfolgt.  Sect.  3  bestimmt,  daß  keine 
Stelle  der  Clayton  Act  vom  15.  Oktober  1914  als  ein  Verbot  des  teilweisen 
oder  vollständigen  Erwerbes  oder  Besitzes  der  Aktien  oder  des  Aktienkapitals 
einer  Korporation  ausgelegt  werden  darf,  die  nur  für  den  Außenhandel  ge- 
gründet oder  nur  darin  tätig  ist.  Sect.  4  dehnt  die  Bestimmungen  der  Federal 
Trade  Commission  Act  vom  26.  September  1914  über  unbillige  Konkurrenz- 
methoden auch  auf  Handlungen  aus,  die  außerhalb  des  Jurisdiktionsgebietes 
der  Vereinigten  Staaten  begangen  werden.  Sect.  5  verfügt,  daß  jede  Ver- 
einigung, die  gegenwärtig  nur  im  Exportgeschäft  tätig  ist,  innerhalb  einer 
Frist  von  60  Tagen  nach  der  Annahme  dieses  Gesetzes  und  jede  neugegrün- 
dete Vereinigung  innerhalb  von  30  Tagen  nach  ihrer  Gründung  der  Federal 
Trade  Commission  einen  schriftlichen  Bericht  einzureichen  hat,  unter  An- 
gabe des  Ortes  ihrer  Geschäftsstelle  oder  Geschäftstätigkeit,  der  Namen 
und  Adressen  aller  ihrer  Beamten,  Aktionäre  oder  Mitglieder,  wenn  inkor- 
poriert, eine  Abschrift  der  Inkorporationsurkunde,  wenn  nicht  inkorporiert, 
eine  Abschrift  der  Statuten  der  Vereinigung.  Die  Unterlassung  zieht  einen 
Verlust  der  in  Sect.  2  und  3  genannten  Vorteile  und  eine  Strafe  von  100  Doli, 
für  jeden  Tag  der  Unterlassung  nach  sich.  Schließlich  wird  in  Sect.  1  fest- 
gelegt, daß  das  Wort  ,, Ausfuhrhandel"  in  diesem  Gresetze  nur  den  Handel 
mit  Gütern  und  Waren  bedeutet,  die  von  den  Vereinigten  Staaten  nach  dem 
Auslande  ausgeführt  worden  sind  oder  ausgeführt  werden,  nicht  aber  die 
Produktion  und  Herstellung  dieser  Güter  und  Waren  oder  irgendein  Handel 
während  dieser  Produktion  oder  Herstellung. 

Am  15.  August  1916  berichtete^)  das  Judiciary  Committee  des  Hauses 
nach  einigen  kleinen  Änderungen,  deren  Hauptsächlichste  in  der  Forderung 
jährlicher  Berichte  an  die  Federal  Trade  Commission,  desselben  Inhalts  wie 
die  einmaligen,  bestand,  in  günstigem  Sinne  an  das  Haus,  und  am  2.  Septem- 
ber wurde  die  Bill  dort  mit  199  gegen  25  Stimmen  angenommen.  Schon  am 
5.  September  wurde  jedoch  bekanntgegeben,  daß  im  Senat  in  dieser  Session 
nicht  darüber  abgestimmt  werden  sollte.  Senator  Lewis  versuchte  sie  darauf 
als  Amendement  zur  Revenue  Bill  einzubringen,  zog  es  jedoch  bald  wieder 
zurück,  da  die  Bill  nicht  behandelt  werden  könnte,  ohne  die  Session  zu  ver- 
längern^).  So  war  diese  Bill  unter  den  zahlreichen  Administration  Bills, 
die  am  4.  März  1917  für  die  nächste  Session  vertagt  werden  mußten*). 

E.  B  ö  h  1  e  r    (Kiel). 

Die  Gründung  einer  Genossenschaft  der  Obstproduzenten  in  Algier.  Im  Jahre 
1915  ist  in  Algier  eine  Grenossenschaft  der  Obstproduzenten  gegründet  worden^ 
über  die  in  No.  12,  IX.  Jahrgang  des  Internationalen  Genossenschafts-Bulletin  be- 
richtet wird.  Danach  ist  das  Ziel  der  Genossenschaft,  die  Produkte  ihrer  Mitglieder 
in  ihren  Lagerhäusern  zu  sammeln,  zu  sortieren  und  zu  verpacken  und  sie  im  großen 
zu  verkaufen,  entweder  durch  Agenten  oder  direkt.    Die  Preise  richten  sich  nach 

^)  Commercial  and  Financial  Chroiücle  v.  19.  August  1916. 
2)  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  9.  September  1916. 
')  Commercial  and  Financial  Chronicle  v.  10.  März  1917. 
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den  in  Algier  erzielten  Marktpreisen.  Der  gewonnene  Überechuß  wird  am  Ende 
des  Jahres  an  die  Mitglieder  verteilt  im  Verhältnis  zu  der  von  ihnen  ausgeführten 
Obstmenge. 

Sind  die  Waren  für  den  Pariser  Markt  bestimmt,  so  werden  sie  hauptBächlich 
über  Marseille  geleitet.  Die  Fahrtdauer  beträgt  mindestens  5  Tage,  die  Waren  gehen 
an  die  Adresse  eines  KommissionHgeschäfts  und  werden  durch  dieses  bei  ihrer  An- 
kunft in  Paris  auf  die  verschiedenen  Käufer  verteilt. 

Der  Nachteil  bei  diesem  System  lag  darin,  daß  es  unmöglich  war,  die  Spatmung 
zwischen  Angebot  und  Nachfrage  imd  die  Anforderungen  des  einzelnen  Käufers 
auf  fünf  Tage  vorherzusehen,  so  daß  der  eine  Verbraucher  häufig  mit  Waren  über- 
häuft war,  während  ein  anderer  vollständig  ausverkauft  hatte.  So  verloren  auch  die 
Ideferanten  der  Ware  alle  Kontrolle  über  sie  imd  mußten  nach  ihrer  Abeendung  ganz 
dem  Zwischenhändler  vertrauen.  Diese  Schwierigkeit  gab  im  gescliäftsführenden 
Ausschusse  der  Genossenschaft  Anlaß  zu  häufigen  Erwägungen,  die  zu  dem  Be- 
schlüsse fülirten,  einen  Vertreter  nach  Paris  zu  schicken,  um  dort  die  Ankunft  der 
Güter  zu  erwarten,  ihre  gleichmäßige  Verteilung  an  die  Abnehmer  zu  überwachen, 
über  etwa  auf  dem  Transport  beschädigte  Waren  zu  entscheiden  und  überhaupt 
in  jeder  Hinsicht  die  Interessen  der  Produzentengenossenschaft  zu  wahren. 

Während  der  Traubenernte  vom  16.  Juli  bis  13.  August  fand  das  System  An- 
wendung. In  dieser  Zeit  wurden  auf  dem  Pariser  Markte  1800  Zentner  Trauben  ver- 
kauft —  infolge  des  Mangels  an  Verpackimgsmaterial  war  es  nicht  möglich,  ein  Drittel 
der  für  Europa  bestimmten  Trauben  auszufüliren  —  und  dabei  durch  die  Einführung 
des  neuen  Kontrollsystems  nicht  weniger  als  16  Lire  auf  den  Zentner  erspart.  ■ — 

Die  gleiche  Methode  soll  künftig  für  alle  anderen  Produkte  wie  Artischocken, 
Datteln,  Feigen,  Orangen,  Tomaten,  Kartoffeln  usw.  in  Anwendung  kommen.  Bei 
weiterer  Verbreitung  des  produktiven  Genossenschaftswesens  in  Frankreich  könnte 
das  von  der  Grenossenschaft  in  Algier  eingerichtete  Kontrollsystem  allgemein  ein- 
geführt werden  und  in  Paris  das  Zentrum  einer  Verteilungsorganisation  entstehen, 
und  dadurch  der  Versand  nicht  nur  für  Frankreich,  sondern  aucli  für  andere  Länder 
geregelt  werden.  — b — 
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Zur  deatsch-österreichisch-iingarischen  Wirtschaltsannäherang.    Der  Direktor 

der  Ungarischen  Bank,  Bruno  von  Balogh,  veröffentlichte  in  der  Zeit- 
schrift „Magyar  Külkereskedelem"  (Ungarischer  Außenhandel)  einen  Aufsatz  über 
die  „Wirkimg  des  Kjieges  auf  die  Entwicklung  der  Industrie",  in  welchem  u.  a. 
das  Folgende  ausgeführt  wird:  „Die  Anliänger  des  mitteleuropäischen  Problems  in 
Deutschland  und  in  Österreich  haben  größtenteils  die  Sache  so  aufgefaßt,  als  ob 
Ungarn  und  die  östlichen  Staaten  dem  mitteleuropäischen  Block  als  , Lebensmittel- 
kammer' dienen  sollten,  Getreide-  und  Fleischproduzenten  sein  sollen,  während 
Deutschland  und  Österreich  den  imgarischen  Staat  mit  Industrieartikeln  versorgen 
würden.  Diese  Auffassung  wurde  von  den  meisten  maßgebenden  Kreisen  Ungarns 
zurückgewiesen,  der  Verfasser  selbst  hat  sich  dagegen  gelegentlich  der  letzten  Ber- 
liner Tagung  des  deutsch-österreichisch-ungarischen  Wirtschaftsverbandes  verwalirt 
und  zu  beweisen  getrachtet,  daß  Ungarn  eine  Industricentwicklung  notwendig 
brauche,  und  zwar  nicht  niu:  die  Entwicklung  der  landwirtschaftlichen  Industrie- 


424*  Chronik  und  Archivalien. 

zweige,  ßoudern  auch  der  Erzeugung  der  übrigen  Industrieartikel.  Dieses  Allge- 
meininteresse  war  Ungarn  durch  40  Jahre  gegenüber  Österreich  zu  verwirklichen 
bestrebt  und  wird  es  auch  gegenüber  Deutschland  tun  müssen. 

„Von  selten  Deutschlands  und  Österreichs  werden  diesbezüglich  ganz  neue 
weltwirtschaftliche  Anforderungen  gestellt,  um  die  erwähnte  Organisation  zu  be- 
gründen. Die  Lage,  wie  sie  nach  dem  Weltkriege  entstehen  wird,  kann  man  aber 
heute  nicht  einmal  ahnen,  da  noch  zu  viele  unbekannte  ,X'  bestehen.  Heute 
kann  man  nur  die  bereits  sichtbaren  Wirkungen  des  Krieges  auf  das  ungarische 
Volk  beurteilen.  Der  ungarische  Landwirt,  der  immer  auffassungsfähig  war,  sah 
und  erlernte  vieles  während  des  Kjieges,  sein  Gresichtskreis  wurde  erweitert,  seine 
Geschickhchkeit  und  Anpassungsfähigkeit  zur  Industriearbeit  wurde  bedeutend 
gehoben,  wozu  auch  der  Kontakt  mit  fremden  Soldaten  und  die  Aneignung  fremder 
Sprachen  hervorragend  beigetragen  haben.  Aber  auch  die  neuen  Lebensverhält- 
nisse des  Krieges  müssen  auf  den  einfachen  Landwirt  einen  andauernden  Ein- 
druck hervorgerufen  haben.  Er  hat  sich  selbst  die  Uniform  ausgebessert,  die  Schuhe 
gedoppelt,  im  Schützengraben  aber  geradezu  künstlerische  Bauten  aufgeführt,  auf 
dem  Kriegsschauplatze  die  kompliziertesten  Maschinen,  Kanonen,  Luftsclüffe  usw. 
gesehen  und  auch  bei  der  Produktion  dieser  bis  dahin  unbekannten  Sachen  mit- 
gearbeitet. Der  einfachste  Grebirgshirte  wurde  an  eine  Ordnung  angehalten,  er 
erhielt  täglich  sein  Fleisch,  schwarzen  Kaffee,  guten  Tabak,  Zigarren.  Nach  dem 
Kriege  wird  er  kaum  mehr  mit  seinem  Mais  zufrieden  sein  und  keine  Tabaksabfälle 
mehr  kauen  wollen.  Die  Fähigkeiten,  die  er  im  Kriege  erlernte  und  sich  aneignete, 
wird  er  kaum  in  der  einfachen  Gartenwirtschaft  oder  auf  dem  Felde  bei  kargem 
Taglohn  vergessen  wollen  und  sich  mit  dem  früheren  einfachen  Leben  begnügen. 
Die  Taglöhner,  Hirten  und  im  Lohn  stehende  Landwirte  werden  die  Städte  über- 
schwemmen, Industrie-  oder  Fabriktätigkeit  suchen. 

„Außerdem  werden  auch  voraussichtlich  die  vielen  Auswanderer  aus  Amerika 
zurückziehen,  wo  sie  nur  des  Erwerbes  wegen  auf  etliche  Jahre  Beschäftigung 
suchten.  Auch  sie  waren  in  einer  guten  Schule,  in  der  sie  zur  Industrie  erzogen  wur- 
den. Für  alle  diese  Arbeitskräfte  muß  im  Vaterlande  eine  Arbeit  gefunden  werden; 
sie  werden  aber  selbst  gute  Abnehmer  von  Industrieartikeln  sein." 

In  der  Landeskonferenz  der  ungarischen  Handelskammern,  die  am  6.  Juni 
1917  in  Budapest  eröffnet  wurde,  hielt  der  Vorsitzende  Leo  Länczi  eine 
Ansprache,  in  welcher  er  im  Hinblick  auf  die  Annäherungsfrage  an  Deutschland 
folgendes  ausführte:  „Unsere  Verbündeten  erwarten,  daß  sie  aus  Ungarn  in  Zu- 
kunft bedeutend  mehr  Lebensmittel  erhalten  werden  als  bisher,  außerdem  hoffen 
sie  auch,  daß  Ungarn  bezüglich  der  wirtschaftlichen  Annäherung  an  Deutschland 
größere  Bereitwilligkeit  zu  einem  engerem  Anschlüsse  an  das  Deutsche  Reich 
zeigen  wird.  Es  ist  natürlich  Pflicht  Ungarns,  den  Verbündeten  nach  Möglichkeit 
mehr  zu  helfen,  aber  in  erster  Reihe  muß  Ungarn  für  seine  eigene  Bevölkerung 
sorgen  und  nur  der  Überschuß,  der  nach  dieser  Versorgung  bleibt,  kann  den  Ver- 
bündeten zugute  kommen.  —  Was  die  Zukunft  der  zollpolitischen  Verhältnisse 
zu  Deutschland  betrifft,  so  kann  die  deutsche  Großindustrie  und  der  Übersee- 
handel selbst  nicht  wünschen,  mit  Österreich-Ungarn  einen  solchen  Bund  zu 
schließen,  der  die  Gegner  imd  die  neutralen  Staaten  zu  Repressalien  führen  müßte. 
Nach  dem  Kriege  muß  zum  Zwecke  der  Valutaverbesserung  sowohl  in  Ungarn  als 
auch  in  den  anderen  Staaten  an  einer  Exportsteigerung  gearbeitet  werden,  deshalb 
schon  kann  man  die  ausländischen  Absatzgebiete  nicht  durch  provozierende  Or- 
ganisationen aufs  Spiel  setzen."  B.  H. 
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XII. 

WirtschaftlidiG,  politische  und  kulturelle  Expansions- 
bestrebungen der  Staaten  und  Völker,  einschließlich 
Kolonialpolitik. 

Die  französisdicn  Handwerkersdiulen  und  Lehrwerkstätten 

in  Ostasien. 

Frankreich  unterhält  in  Ostasien  seit  Jahren  teilweise  mit  gutem  Erfolg  eine 
Anzahl  von  Handwerkerschulen  und  Lehrwerkstätten,  deren  Aufgabe  es  zu- 
nächst ist,  bei  den  Einwohnern  des  Landes  Sinn  und  Verständnis  für  die 
Verwendung  industrieller  Erzeugnisse  zu  wecken  und  sie  in  ihrem  fachkun- 
digen Gebrauch  zu  schulen.  Ihr  weiterer,  eingestandener  Zweck  ist  aber, 
die  Einheimischen  besonders  mit  französischen  Industrieerzeug- 
nissen bekannt  zu  machen,  sie  an  ihren  Gebrauch  zu  gewöhnen  und  da- 
mit für  ihren  Absatz  zu  werben,  Dui'ch  sie  wird  auch  ein  Stamm  geschulter 
industrieller  und  gewerblicher  Arbeiter  herangezogen,  der  in  den  industriellen 
Unternehmungen,  in  Docks  und  Eisenbahnwerkstätten  der  fi-anzösischen 
Kolonien  Ostasiens  und  in  französischen  Unternehmungen  ähnlicher  Art 
im  ganzen  fernen  Osten  vorteilhaft  Verwendung  finden  kann.  Besondere 
Aufgaben  haben  diese  gewerblichen  Schulen  und  speziell  die  angegliederten 
Lehrwerkstätten  seit  Ausbruch  des  Krieges  gefunden.  Sie  haben  einen 
Stamm  gelernter  eingeborener  Facharbeiter  erzogen,  der,  nach  Frankreich 
verschickt,  die  mangelnden  eigenen  Arbeitskräfte  in  der  dortigen  Industrie, 
dazu  mit  billigem  Arbeitslohn,  teilweise  zu  ersetzen  imstande  ist.  Die  Ver- 
handlungen der  französischen  Deputiertenkammer  über  die  Frage  der  Ar- 
beitskräfte zeigten,  daß  man,  dank  der  Vorarbeit  und  Mitwirkung  der  Schulen 
und  Werkstätten,  mit  ganz  bestimmten,  ansehnlichen  Zahlen  von  Arbeitern 
zu  rechnen  imstande  ist,  die  zwar  keinen  Ausgleich  für  die  infolge  des  Krieges 
fortgefallene  Arbeitskraft  in  qualitativer  oder  quantitativer  Hinsicht  bilden, 
aber  immerhin  manche  augenblickliche  Schwierigkeit  beheben.  Weiterhin 
leisten  diese  kolonialen  Schulen  dem  Mutterlande  gegenwärtig  einen  großen 
Dienst  durch  die  Herstellung  von  Kriegsmaterial  zu  besonders  günstigen 
Bedingungen. 

Die  französischen  Gewerbeschulen  und  Lehrwerkstätten  in  Ostasien 
sind,  zu  verschiedenen  Zeiten  entstanden,  unterschiedlich  organisiert.  Sie 
sind  unter  tätiger  Anteilnahme  der  Behörden,  der  Handelskammern,  wirt- 
schaftlicher und  industrieller  Verbände  und  fi'anzösischer  Kolonialwirt- 
ßchaftler  zustande  gekommen.  Ihre  Bedeutimg  an  sich,  ihre  Organisation 
und  ihre  Erfolge,  im  besonderen  für  die  Industrie  Frankreichs,  sollen  künftig 
alljährlich  in  einer  besonderen  Ausstellung  auf  der  Messe  von  Lyon  einem 
weiteren  Kxeis  vor  Augen  geführt  werden;  der  Anfang  wurde  damit  schon 
auf  der  diesjährigen  Messe  in  der  zweiten  Hälfte  des  März  gemacht,  auf  der 
die  Mechanikerschule  für  Eingeborene  zu  Saigon  ein  Bild  ihrer  Tätigkeit 
im  Jahre  1916,  besonders  von  der  Herstellung  von  Kriegsmaterial  darbot. 
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Im  folgenden  sind  einige  Angaben  über  die  einzelnen  französischen  Hand- 
werkerschülen  und  Lehrwerkstätten  in  Ostasien  mitgeteilt^): 

1.  Die    Gewerbeschule    in    Hanoi. 

Die  Gewerbeschule  in  Hanoi  wurde  im  Jahre  1898  von  der  Handelskammer 
Hanoi  gegründet  mit  dem  Zweck:  1.  Eingeborene  zu  geschulten  Arbeitern  für  die 
Verwendung  in  industriellen,  kommerziellen  und  landwirtschaftlichen  Betrieben 
von  Europäern  heranzubilden;  2.  das  Kunstgewerbe  der  Eingeborenen  zu  fördern; 
3.  die  Einfülirung  europäischer  Erzeugnisse  zu  begünstigen. 

Zunächst  konnten  mangels  ausreichender  Unteretützxmg  nur  Abendkurse  für 
geometrisches  und  Freihandzeichnen  eingeführt  werden.  Dank  einem  Zuschuß  der 
Kolonialverwaltung  konnten  im  Jahre  1899  Tageskurse  für  Bildhauer,  Sticker  und 
Plattenleger  eingerichtet  werden.  Im  Jahre  1900  wurden  Werkstätten  für  Schmiede 
und  Zimmer leute,  1902  solche  für  Mechaniker  eröffnet;  1903  zerstörte  ein  Taifun  die 
Baulichkeiten,  die  aber  in  kurzer  Zeit  wieder  aufgerichtet  wurden.  1907  war  die  Schule 
60  weit  gediehen,  daß  sie  in  ihren  einzelnen  Abteilungen  brauchbare  eingeborene  Arbeiter 
und  selbst  Werkmeister  ausbilden  konnte.  Es  werden  unter  den  Eingeborenen  Leute  im 
Alter  von  18  bis  25  Jahren  ausgesucht  und  aufgenommen.  Die  Lehrzeit  dauert  durch- 
ßchnitthch  3  Jahre  bei  einer  täglichen  Arbeitszeit  von  8  Stunden  (7 — 11;  2 — 6). 
Der  Lehrplan  umfaßt  heute:  Französische  Sprache,  Arithmetik,  Geometrie,  Techno- 
logie, Zeichnen  und  für  die  Handelsabteilung  außerdem:  Kenntnis  der  Buchführung, 
Stenographie  und  des  Schreibens  auf  der  Schreibmaschine.  Ausgebildet  werden 
theoretisch  und  praktisch  (in  eigenen  Werkstätten  bzw.  Kontoren):  Zimmerleute, 
Schreiner,  Mechaniker,  Schmiede,  Schlosser,  Monteure,  Buchhalter  und  Steno- 
typisten.  Die  praktische  Ausbildung  nimmt  ungefähr  zwei  Drittel  der  Lehrzeit  in 
Anspruch.  Ein  Verwaltungsrat  unter  dem  Vorsitz  des  Präsidenten  der  Handels- 
kammer von  Hanoi  überwacht  die  Schule,  die  von  einem  Direktor  geleitet  wird. 
Das  Personal  besteht  aus  Lehrern,  die  der  Unterrichtsverwaltung  von  Indochina 
unterstellt  sind  und  für  die  Grewerbeschule  zur  Verfügung  gestellt  werden,  einem 
Werkstättenleiter  und  eingeborenen  Werkmeistern  und  Vorarbeitern. 

Den  entlassenen  Schülern  werden  durch  den  Direktor  Stellen  vermittelt, 
bei  der  Kolonialverwaltung,  in  industriellen  Betrieben,  bei  den  staatlichen  und 
privaten  Eisenbahnen  Indochinas  oder  als  Aufseher  bei  den  öffentlichen  Arbeiten 
der  Kolonie. 

Während  des  Krieges  hat  die  Gewerbeschule  eine  ansehnliche  Anzahl  ausge- 
bildeter Zöglinge  als  Facharbeiter  nach  Frankreich  geschickt,  woselbst  sie  nament- 
lich im  Arsenal  von  Tarbes  Verwendung  gefunden  haben. 

2.  Die  Mechanikerschule  für  Eingeborene  inSaigo  n^). 
Die  Mechanikerschule  für  Eingeborene  (Anamiten)  in  Saigon  wurde  auf  Ver- 
anlassung des  damaligen  Gouverneurs  Kodier  im  Jahre  1906  gegründet.  Sie  hat 
auch  späterhin  die  tatkräftige  Unterstützung  der  französischen  Kolonialbehörden 
und,  ihrem  besondern  Zwecke  entsprechend,  der  französischen  Admiralität  erfahren. 
Ihre  allgemeine  Aufgabe  ist  zwar,  eingeborene  Mechaniker  für  die  Industrie,  das 
Verkehrs-  und  Bauwesen  der  Kolonie  heranzubilden.  Aber  in  Wirklichkeit  bildet 
sie  in  der  Hauptsache  Schiffsmechaniker  für  die  französische  Kriegs-  und  Handels- 
marine, in  der  bekanntlich  Ostasiaten  zahlreich  vertreten  sind,  aus.  Der  Lehr- 
plan der  Mechanikerschule  in  Saigon  ist  der  folgende:  Zunächst  Ausbildung  der 

1)  Vgl.  „Bulletin  officiel  de  la  Foire  de  Lyon"  (Märzheft  1917). 
^)  „Ecole  pratique  des  m^caniciens  asiatiques  de  Saiyon". 
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Handarbeit,  dann  theoretiBclie  Studien  und  schließlich  eine  abermalige  praktieclie 
Lehre,  die  das  auf  den  beiden  frühern  Stufen  Gelernte  zusammenfaßt  und  weiter- 
bildet. Nach  dieser  Vorbildung,  zu  der  teilweiße  die  Kriegsmarine  dah  Material  Btellt, 
folgt  eine  zweijährige  Tätigkeit  der  Zöglinge  als  mechanische  Arbeiter  auf  einem 
Schiff  der  französischen  Ostasienflotte.  Nach  dieser  militärischen  Verwendung 
treten  die  Zöglinge,  nunmehr  unabhängig,  in  den  Dienst  der  Kolonialverwaltung, 
der  Eisenbahnen,  der  Handelsmarine  oder  in  den  einer  Industrie  des  Landes.  Die 
kräftige  wirtschaftliche  Entwicklung  der  Kolonie  Indochina,  das  starke  Bedürfnis 
der  aufblühenden  Industrien,  der  Transportanstalten,  der  Licht-  und  Kraftwerke 
nach  gelernten  Arbeitern  machte  eine  weitere  Spezialisierung  und  Weiterbildung 
der  Km-se  notwendig.  Im  Jahre  1910  wurde  für  die  Absolventen  der  zweijährigen 
praktischen  und  theoretischen  Lehrzeit  ein  dritter  Kursus,  mit  einjähriger  Dauer, 
angefügt,  in  dem  sie  Gelegenlieit  haben,  Explosionsmotore  und  elektrische  Maschinen 
kennen  zu  lernen. 

Während  des  Krieges  wurde  die  Schule  ganz  auf  die  Bedürfnisse  der  Landes- 
verteidigung eingestellt.  Im  Oktober  1916  verließen  86  Zöglinge  die  Schule,  um  in 
Frankreich  in  den  Arsenalen  von  Pont-Long,  Cazaux,  Tarbes,  Saiat-Cjr  und  Toulon 
Verwendung  zu  ünden.  Im  Januar  1917  folgten  weitere  500  Zöglinge,  und  die  Bereit- 
stellung weiterer  wurde  von  der  Verwaltung  systematisch  betrieben.  Die  Lieferimg 
von  Kriegsmaterial  umfaßte  im  Dezember  1916  täglich  550  Granaten  von  75  mm. 

3.    Die    Handwerkerschule    in    Hue. 
Sie  wurde  gegründet  im  Jahre  1900,  und  es  obliegt  ihr  seitdem,  durch  Lehr- 
werkstätten, in  denen  neben  den  Zöglingen  eingeborene  Arbeiter    tätig  sind,   die 
Aufgabe,  Schreiner,  Wagner,  Schmiede,  Steinschneider   u.  a.  heranzubilden.    Das 
Lehrpersonal  besteht  aus  einem  europäischen  Direktor  und  eingeborenen  Meistern. 

4.    Die    Lehrlingswerkstätten   in    Thudaumont    und    Bien- 

H  o  a. 
Diese  Werkstätten  wurden  gegründet  im  Jahre  1901  und  verfolgen  den  Zweck, 
geeignete  Eingeborene  zu  Schreinern,  Schmieden,  Steinhauern,  Gießern,  Korbflechtern 
und  Stickern  heranzubilden.  Die  Lehre  ist  rein  praktischer  Art  und  wird  von  ein- 
geborenem Personal  geleitet.  Auch  die  französische  Sprache  ist  als  Lehrgegenstand 
ausgeschlossen.  Durch  den  Verkauf,  namentlich  kunstgewerblicher  Erzeugnisse 
der  Werkstätten,  werden  die  Ausgaben  bestritten. 

5.  Die    Handwerkerschule    in    Saigon. 

Diese  Schule  woirde  in  der  gegenwärtig  bestehenden  Form  im  Jahre  1904  ge- 
gründet. Ihre  Aufgabe  ist  es,  eingeborene  Arbeiter  heranzubilden.  Die  Lehrzeit 
umfaßt  4  Jalxre;  es  werden  in  ihr  praktische  und  theoretische  Anleitungen  gegeben. 
Das  Personal  untersteht  der  Unterrichtsverwaltung  und  besteht  aus  einem  Direktor 
und  einigen  Werkstättenvorstehern,  unter  denen  eingeborene  Werkführer  und 
Vorarbeiter  tätig  sind. 

6.  Die    Handwerkerschule    in    Haiphong. 

Die  Schule  wurde  im  Jahre  1912  hauptsächlich  für  den  Zweck  gegründet, 
Mechaniker  für  die  Eisenbahnen,  den  Automobildienst,  den  Dienst  auf  den  Hafen- 
ßchaluppen  usw.  auszubilden.  An  der  Spitze  steht  ein  französischer  Direktor,  unter 
dem  eingeborene  Lehrer  und  Aufseher  tätig  sind.  Der  Lehrgang  dauert  drei  Jahre; 
der  Unterricht  findet  in  den  ehemaligen  Werkstätten  des  Marinearsenals  in  Hai- 
phong statt.    Die  Anstalt  arbeitet  mit  zufriedenstellendem  Erfolg  und  liefert  all- 
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jährlich  eine  namhafte  Anzahl  brauchbarer  Arbeiter  für  die  öffentlichen  Unter- 
nehmungen, die  sich  stetig  entwickelnde  lokale  Industrie  und  die  bergbaulichen  Be- 
triebe der  Kolonie  Tonkin.  Während  des  Krieges  werden  in  der  Anstalt  gleichfalls 
eingeborene  Arbeiter  für  die  Verwendung  in  Frankreich  ausgebildet.  Zahlreiche 
Zöglinge  sind  bereits  nach  dem  Mutterland  geschafft  worden. 

7.  Die    Handwerkerschule    in    Pnom-Penh. 

Die  gut  ausgestatteten  Werkstätten  dieser  Eingeborenenschule  werden  von 
der  Regierung  unterhalten,  die  den  Zöglingen  auch  einen  Lohn  bezahlt.  Sie  dient 
gleichfalls  der  Ausbildung  von  Vorarbeitern  für  den  Dienst  in  öffentlichen  Unter- 
nehmungen und  in  der  lokalen  Industrie.  Es  werden  hauptsächlich  Eisen-  und  Holz- 
arbeiter, Schmiede  und  Arbeiter  für  das  einheimische  Kunstgewerbe  ausgebildet. 
Die  Lehrzeit  dauert  vier  Jahre  mit  einer  täglichen  Arbeitszeit  von  6  Stunden.  Trotz 
der  gebotenen  Vorteile  konnte  die  Schule  die  angestrebten  Erfolge  nicht  erreichen. 
Die  Eingeborenen  haben  eine  zu  große  Verachtung  für  die  Arbeit  und  sind  nur  schwer 
zum  Eintritt  zu  bewegen. 

Es  sind  Bestrebungen  im  Gange,  das  ganze  technische  Schulwesen  in  Indochina 
unter  staatlicher  Leitung  zu  vereinheitlichen  und  auszubauen.  Man  will  sich  da- 
bei lokaler  Ausschüsse  von  Vertretern  der  Industrie  und  des  Handels  bedienen. 

Fr.  Kahl    (Kiel). 


xin. 
Weltpolitik. 


XIV. 

Privates  und  öffentliches  Redit  von  wirtschaftlicher 
Bedeutung,  Staatsverträge. 


Neuregelung  der  staatlichen  Konzessionen  auf  Ausnutzung 
der  Wasserkräfte  in  Italien. 

Am  9.  Dezember  1916  veröffentlichte  die  Gazetta  Ufficiale  einen  Erlaß, 
der  für  die  industrielle  Entwicklung  Italiens  ebenso  wie  für  die  Ausgestal- 
tung des  italienischen  Finanzwesens  von  grundlegender  Bedeutung  ist.  Er 
regelt  die  Berechtigung  zur  Ableitung  und  Ausnutzung  öffentlicher  Ge- 
wässer. Den  Anstoß  zur  Regelung  der  Materie  gaben  Beschwerden  über 
mangelnde  Ausnutzung  der  elektrischen  Kraftquellen,  die  bei  der  seit  Kriegs- 
ausbruch herrschenden  Kohlennot  besonders  dringlich  waren.  Daß  die 
bisherigen  Bestimmungen  über  Erlangung  von  Konzessionen  veraltet  waren, 
ergibt  sich  schon  aus  der  Tatsache,  daß  sie  auf  Gesetze  aus  den  Jahren  1865 
und  1884  zurückgingen. 

Im  Januar  1916  berichtete  der  Ingenieur  Ettore  Conti  von  der  Elektrizi- 
tätsgesellschaft  Conti  einer   Gruppe   von  Parlamentariern  über  die  Not- 
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wendigkeit,  die  bureaukratischen  Schwierigkeiten  bei  der  Erlangung  von 
Konzessionen  zur  Ausnutzung  der  "Wasserkräfte  aus  dem  Wege  zu  räumen. 
Ein  vorläufiger  Erlaß  vom  25.  Januar  1916  beseitigte  die  schlimmsten  Miß- 
stände auf  diesem  Gebiet.  Im  Februar  1916  wurde  dann  unter  dem  Vor- 
sitz des  Senators  Villa  eine  aus  Staatsbeamten,  Industriellen  und  Tech- 
nikern bestehende  Kommission  eingesetzt,  der  die  Ausarbeitung  eines  Ge- 
setzentwurfs oblag.  Ein  im  März  1916  von  der  „Societä  per  Progressi  delle 
Scienzo  techniche"  einberufener  Kongreß  nahm  Stellung  zu  den  schwe- 
benden Fragen,  und  insbesondere  das  Referat  des  Professors  Ghino  Valenti 
enthält  im  wesentlichen  die  Forderungen,  die  dann  zur  Grundlage  der  ge- 
setzlichen Regelung  wurden.  Valenti  verlangt  1.  die  Verstaatlichung  des 
Wassers,  2.  eine  organische  Verbindung  zwischen  den  Verbrauchern,  3.  plan- 
mäßige Ausnutzung  der  Wasserkräfte  unter  Abfindung  aller  Rechte,  die 
keine  volle  Ausnutzung  gewährleisten. 

Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Erlasses  vom  9.  Dezember  1916 
sind  nun  die  folgenden:  Das  Recht  auf  Ableitung  und  Benutzung  öffent- 
licher Gewässer  steht  denjenigen  zu,  die 

a)  einen  gültigen  Rechtstitel  haben  oder 

b)  30  Jahre  lang  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  vom  10.  August 
1884  öffentliche  Gewässer  abgeleitet  und  nutzbar  gemacht  haben,  und  zwar 
nach  Maßgabe  derjenigen  Menge  Wasser  oder  Wasserkraft,  die  tatsächlich 
während  des  ganzen  Zeitraums  von  30  Jahren  von  ihnen  benutzt  wurden  oder 

c)  die  regelrechte  Erlaubnis  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Erlasses  er- 
werben. 

Die  Aufstellung  eines  Wasserkatasters  nach  Provinzen  wird  angeordnet. 

Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  kann  nach  Anhörung  der  ober- 
sten Wasserbehörde  —  Consiglio  supcriore  delle  acque  —  (siehe  unten)  unter 
mehreren  konkurrierenden  Gesuchen  eines  als  im  öffentlichen  Interesse  lie- 
gend erklären  und  die  Gesuchsteller  veranlassen,  ihre  Gesuche  miteinander 
in  Einklang  zu  bringen.  Unter  mehreren  konkurrierenden  Gesuchen  erhält 
dasjenige  den  Vorzug,  das  die  beste  und  umfassendste  Nutzbarmachung 
der  Wasserkräfte  darstellt  oder  anderen  öffentlichen  Interessen  Genüge  tut; 
mangels  solcher  Merkmale  entscheidet  der  Gesichtspunkt  der  größten  und 
sichersten  finanziellen  und  technischen  Garantie  sofortiger  Ausführung  und 
Nutzbarmachung  und  erst  in  letzter  Linie  die  Priorität  der  Anmeldung. 
Es  kann  auch  die  Regelung  eintreten,  daß  derjenige  die  Konzession  erhält, 
der  die  bedeutendste  Ableitung  verlangt,  jedoch  mit  der  Auflage,  eine  be- 
stimmte Menge  Wasser  oder  elektrischer  Kraft  den  anderen  Petenten  zum 
Selbstkostenpreis  zu  liefern. 

Konzessionen  für  Ableitungen  zwecks  Gewinnung  elektrischer  Kraft 
werden  für  höchstens  50  Jahre  erteilt,  solche  für  Ableitung  von  Trinkwasser, 
Bewässerung  oder  Entwässerung  für  höchstens  70  Jahre. 

Beim  Ablauf  der  Konzession  und  bei  Verfall  oder  Verzicht  gehen  bei 
den  Ableitungen  für  Gewinnung  elektrischer  Kxaft  alle  Haupt-  und  Neben- 
anlagen für  Sammlung,  Regulierung  und  Ableitung  des  Wassers,  sowie  alle 
Zu-  und  Abfiußkanäle  und  Röhrenwerke  ohne  Entschädigung  in  Staats- 
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eigentum  über.  Der  Staat  kann  außerdem  jedes  andere  G«bäude,  das  Ma- 
schinenmaterial und  die  zur  Konzession  gehörigen  Ausnutzung«-,  Umwand- 
lungs-  und  Verteilungsanlagen  zum  Verkaufswert  erwerben. 

Bei  Ableitungen  für  Trinkwasser,  Bewässerung  und  Entwässerung  kann 
die  Konzession  beim  Ablauf  erneuert  werden.  Findet  keine  Erneuerung 
statt,  so  gehen  auch  hier  alle  Sammlungs-,  Regulierungs-  und  Verteilungs- 
anlagen ohne  Entschädigung  in  Staatseigentum  über.  Der  Konzessionär 
kann  sich  unter  Zustimmung  des  Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten,  der 
auch  die  für  die  Enteignung  vorläufig  zu  deponierende  Summe  bestimmt, 
in  den  Besitz  der  nötigen  Grundstücke  und  Zufahrtsstraßen  setzen. 

Die  Konzessionsurkunde  bestimmt  außer  der  Menge,  der  Art  und  den 
Bedingungen  der  Sammlung,  Regulierung  und  Ableitung  die  im  Interesse 
des  Ackerbaus,  der  Industrie  imd  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  er- 
forderlichen Garantien  sowie  die  dem  Staat  zu  entrichtenden  jährlichen  Ab- 
gaben, ferner  den  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Enteignung  ausgeführt  sein  muß, 
und  den  für  Beginn  und  Beendigung  der  Arbeiten  und  Nutzbarmachung 
des  Wassers. 

Es  kann  ein  zwangsmäßiger  Zusammenschluß  mehrerer  Konzessionäre 
zur  Ausführung  einer  gemeinsamen  Anlage  angeordnet  werden. 

Der  Minister  kann  im  Interesse  der  Eisenbahnen,  der  Binnenschiff- 
fahrt, der  Entwässerung  und  der  Beschaffung  von  Trinkwasser  oder  anderer 
wichtiger  öffentlicher  Angelegenheiten  die  Nutzbarmachung  des  Ertrags 
eines  bestimmten  Wasserlaufs  für  eine  begrenzte  Zeit  ganz  oder  teilweise 
reservieren. 

Bei  Übertragung  elektrischer  Kraft  über  eine  Entfernung  von  mehr 
als  15  km  setzt  der  Finanzminister  nach  Anhörung  der  obersten  Wasser- 
behörde zugunsten  der  angrenzenden  Gremeinden  eine  weitere  jährliche 
Pachtsumme  fest,  die  der  Konzessionär  zu  tragen  hat. 

Wenn  der  Konzessionär  nicht  innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  die  Ab- 
leitung und  Nutzbarmachung  vornimmt,  verfällt  sein  Nutzrecht. 

Die  oberste  Wasserbehörde  besteht  aus  einem  Präsidenten  und  einem 
Vizepräsidenten,  die  auf  Vorschlag  des  Ministeriums  ernannt  werden,  aus 
«inem  Staastrat,  je  einem  höheren  Beamten  der  verschiedenen  interessierten 
Ministerien,  einem  Beamten  des  obersten  Rechnungshofes,  aus  vier  tech- 
nischen Mitgliedern  der  obersten  Behörde  für  die  ö.  fontlichen  Arbeiten, 
einem  Hauptinspektor  der  Staatsbahnen  und  aus  drei  Spezialisten  der 
Wasserbaukunst  und  Elektrotechnik. 

Bei  Streitigkeiten  über  die  Frage,  ob  bestimmte  Gewässer  Krongut 
sind,  über  Grenzfragen,  bei  allen  Streitigkeiten  zwischen  Privaten,  die  sich 
aus  der  Ableitung  und  Nutzbarmachung  der  öffentlichen  Gewässer  ergeben, 
entscheidet  der  in  Rom  eingesetzte  Wassergerichtshof.  In  bestimmten  Fällen 
ist  Berufung  an  den  Kassationshof  zulässig. 

Während  der  Kriegsdauer  gehört  ein  Vertreter  des  Kriegsministeriumß, 
Abteilung  Waffen  und  Munition,  der  obersten  Wasserbehörde  an. 

Der  Erlaß  ist  am  1.  Januar  1917  in  Kraft  getreten. 
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Es  ist  begreiflich,  daß  ein  Erlaß  von  so  weittragender  Bedeutung  auch 
vielseitig  kritisiert  worden  ist.  Während  auf  der  einen  Seite  anerkannt 
wird,  daß  er  einen  bedeutsamen  Schritt  auf  dem  Wege  der  Verstaatlichung 
der  Wasserkräfte  und  ihrer  besseren  Ausnutzung  darstellt  sowie  eine  westmt- 
liche  Vereinfachung  der  Verwaltungspraxis  bringt,  werden  von  anderer  Seite 
erhebliche  Einwendungen  gemacht.  Der  Kernpunkt  dieser  Einwände  liegt 
darin,  daß  die  Fiskalisierung  eine  Lähmung  der  privaten  Initiative  bedeute, 
die  der  Ausnutzung  der  Wasserkräfte  hinderlich  sein  werde.  Die  Dauer 
der  Konzessionen  von  50  Jahren  sei  zu  kurz,  um  eine  Amortisierung  der 
Anlagekapitalien  zu  gestatten,  wenn  nicht  eine  bedenkliche  Verteuerung 
der  elektrischen  Kraft  herbeigeführt  werden  soll.  Es  wird  im  Gegenteil 
staatliche  Förderung  durch  Steuererleichterungen,  ja  sogar  durch  Gründung 
eines  Staatlichen  Kreditinstituts  gefordert.  Dem  Gedanken  eines  Staats- 
monopols wird  Mißtrauen  entgegengebracht,  weil  der  Staat  in  anderen 
Fällen,  wie  bei  der  Elektrisierung  der  Bahnen,  aus  Mangel  an  Kapital,  aus 
Unentschlossenheit  und  fehlender  Initiative  versagt  habe.  Von  mehrte ren 
Seiten  wird  der  Erlaß  als  übereilt  bezeichnet  und  der  Wunsch  ausgesprochen, 
daß  bei  der  bevorstehenden  parlamentarischen  Behandlung  die  ganze  Materie 
nochmals  einer  gründlichen  Durcharbeitung  unterzogen  werde ^). 

Recha    Rothschild    (Dresden). 


XV. 

Nachrichten-  und  Zcitungswesen,  wissenschaftliche 
Institute  und  Publikationen. 


Das  Pressewesen  Japans  unter  besonderer  Berüdislditigung 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Presse. 

I.    Geschichtliche    und    rechtliche    Grundlagen. 

In  der  Geschichte  des  japanischen  Zeitungswesens  spiegelt  sich 
ein  gut  Teil  der  allgemeinen  Entwicklung  Japans  in  den  letzten  50  Jahren, 
insbesondere  der  in  Japan  stets  eng  verknüpften  politischen  und  wirtschaft- 
lichen Strömungen  seit  der  Restauration  (1868). 

Zwar  liegen  die  Anfänge  des  japanischen  Zeitungswesens  bereits  vor 
der  Restauration  und  gehen  sogar  bis  ins  17.  Jahrhundert  zurück.  Aber 
die  damaligen  ,,Yomiuri"2)  besaßen  nur  geringe  Wesensähnlichkeit  mit  einer 
modernen    Zeitung.      Sie   erschienen   unregelmäßig,   enthielten   nur   lokale 

1)  Gazetta  Ufficiale,  9.  Dezember  1916,  Economista  dell'  Italia  modema, 
20.  Januar  1917,  Idea  Nazionale,  10.  Dezember  1916,  30.  Januar  1917,  6.  Februar 
1917,  Messagero,  1.  Februar  1917,  Nuova  Antologia,  16.  Juli  1916,  Rassegna  dei 
Lavori  Pubblici,  21.  November  1916,  Pereeveranza,  26.  November  1916. 

^)  „Yomiuri"  bedeutet  „durch  Hausieren  verkauft".  Vgl.  Unser  Vaterland 
Japan.  Em  Quellenbuch,  geschrieben  von  Japanern.  Artikel:  Japanische  Zeitimgen, 
von  Zumoto,  Redakteur  der  „Japan  Times". 
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Nachrichten  und  wurden  mittels  Holzschnitten  gedruckt,  die  für  jede  Aus- 
gabe besonders  hergestellt  werden  mußten.  Diese  unentwickelte  Technik 
hemmte  auch  später  noch  stark  die  Entwicklung  der  ersten  Tageszeitungen, 
welche  in  den  70cr  Jahren  namentlich  in  Tokyo,  Yokohama  und  Osaka 
entstanden.  Bewegliche  Metalltjrpen  führte  zuerst  der  Engländer  Black, 
der  Begründer  der  Tokyoer  Zeitungen  „N  i  c  h  i  n  i  c  h  i"  und  „H  och  i", 
ein  und  schuf  dadurch  erst  die  Grundlage  für  ein  modernes  ausgedehntes 
Zeitungswesen  in  Japan.  Die  Aufmerksamkeit  weiterer  Kreise  wurde  zum 
ersten  Male  auf  das  Zeitungswesen  gelenkt,  als  der  spätere  Herausgeber 
von  „N  i  c  h  i  n  i  c  h  i",  Fukuchi,  1867  das  bestehende  absolute  Regierungs- 
system  im  ,,Koko  Shinabunshi"  angriff.  Fukuchi  erhielt  eine  Gefängnis- 
strafe und  die  Regierung  ordnete  die  Unterdrückung  aller  bestehenden 
Zeitungen  an.  Im  folgenden  Jahre  wurde  das  Preßgesetz  erlassen, 
das  die  Zeitungen  unter  sehr  strenge  Kontrolle  stellte,  und  unter  dem  nur 
offizielle  Organe  sich  zu  entwickeln  vermochten.  Alle  politischen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  müssen  bei  den  Behörden  eine  Summe  von  2000  Yen 
abwärts  bis  175  Yen  hinterlegen,  je  nach  der  Größe  und  der  Häufigkeit 
ihres  Erscheinens.  Die  Summe  dient  den  Behörden  als  Sicherheit  für 
den  Fall,  daß  die  Herausgeber  sich  Geldstrafen  zuziehen.  Die  strenge  Zensur 
und  die  schweren  Gefängnisstrafen  in  der  ersten  Zeit  der  Entwicklung  des 
japanischen  Zeitungswesens  hatten  den  heute  noch  bestehenden  Brauch 
zur  Folge,  die  einheimischen  Zeitungen  unter  dem  Namen  von  Strohmännern 
und  „Sitz-Redakteuren"  erscheinen  zu  lassen.  In  den  70er  Jahren 
gerieten  eine  Reihe  hervorragender  Zeitungsredakteure,  die  später  Minister- 
posten u.  dgl.  bekleideten,  wegen  ihrer  regierungsfeindlichen  demokratischen 
Politik  mit  dem  Preßgesetz  in  Konflikt  und  wurden  ins  Gefängnis  gesetzt. 
Trotz  allem  erhielten  bei  den  Kämpfen  um  die  Einführung  der  parlamenta- 
rischen Regierungsform  die  Zeitungen  als  Parteiorgane  gesteigerte  Bedeu- 
tung. Nachdem  dann  1890  das  parlamentarische  System  eingeführt  war, 
machten  sich  liberalere  Zensurgrundsätze  geltend,  und  das  Preßgesetz  er- 
fuhr wesentliche  Ergänzungen.  Vor  allem  darf  ein  Redakteur  nur  mehr  auf 
Grund  einer  Entscheidung  eines  Gerichtshofes  bestraft  werden.  Nach  dem 
ergänzten  Preßgesetz  von  1909  sind  dem  Gesetz  unterworfen^) : 

1.  Derjenige,  welcher  tatsächlich  die  Zeitung  herausgibt,  sowie 
der   angebliche    Herausgeber ; 

2.  derjenige,  welcher  Veröffentlichungen  zeichnet; 

3.  bei  Korrekturen  oder  Widerrufungen  der  Veröffentlichung  derjenige. 
Welcher  die  Einrückung  der  Korrektur  oder  des  Widerrufes  fordert. 

Der  13.  Artikel  des  Preßgesetzes  beschäftigt  sich  mit  dem  Schutz  der 
privaten  Interessen,  besonders  in  bezug  auf  Beleidigungen.  Danach  steht 
der  betroffenen  Person  das  Recht  zu,  einen  Widerruf  in  einer  der  drei  fol- 
genden Ausgaben  zu  veröffentlichen,  wobei  die  gleichen  Typen  zu  verwenden 
sind  wie  bei  dem  Originalabschnitt,  und  auch  in  ebenso  in  die  Augen  fal- 

1)  The  Japan  Year  Book  1915:  Press  and  PubUcation.   Introductory  Remarks 
by  Motosada  Zumoto. 
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lenden  Kolumnen  wie  der  angreifende  Artikel.  Der  Widernif  muß  von 
Name  und  Adresse  des  Einsenders  begleitet  sein  und  darf  nicht  die  Länge 
der  ersten  Feststellung  überschreiten.  Verstöße  g(^gen  die  vorstehenden 
Bestimmungen  ziehen  eine  Strafe  von  50  bis  1000  Yen  nach  sich. 

Den  Zeitungen  ist  nicht  gestattet,  Einzelheiten  über  einleitende  Unter- 
suchungen von  Kriminalprozessen  zu  veröffcintlichen,  bevor  das  öffentliche 
Gerichtsverfahren  eingesetzt  hat;  desgleichen  darf  aus  unter  Ausschluß  der 
Öffentlichkeit  verhandelten  Prozessen  nichts  erscheinen. 

Verletzt  eine  Zeitung  die  Bestimmungen  des  Pießgesetzes  in  Dingen, 
welche  der  militärischen  oder  diplomatischen  Zensur  unterliegen,  so  kann 
sie  durch  Gerichtsentscheidung  unterdrückt  werden. 

Unterdrückungen  kommen  immer  noch  verhältnismäßig  häufig 
vor;  1914  gab  es  453  Fälle,  von  denen  135  auf  Grund  von  Veröffentlichung 
militärischer  und  diplomatischer  Angelegenheiten  geschahen. 

Bei  Kriegsbeginn  untersagte  die  japanische  Regierung  das  Erscheinen 
der  „D  eutschen  Japan-Post"  sowie  des  seit  Jahren  in  deutschen 
Händen  befindlichen  „Japan  Herald"  in  Yokohama  und  wies  den 
Redakteur  Martin  Ostwald  aus. 


II.    Die    einheimischen    politischen    und    wirtschaft- 
lichen   Zeitungen    und    Zeitschriften    Japans. 

Die  Zahl  der  Tageszeitungen  und  Zeitschriften  Japans  bclief  sich 
nach  den  Feststellungen  des  Polizei-Bureaus  im  Jahre  1914  auf  insgesamt 
2719. 


Zeitungen    und 

Zeitschri 

ften    Japans    1913    und    1914. 

Mit 
Sicherheitsliinterlegung 

Olme 
Sicherheitsliinterlegung 

Insgesamt 

Zeitungen 

Zeitschriften 

Zeitimgen 

Zeitschriften 

1913 
1914 

567 
607 

1044 
1029 

261 
254 

775 
829 

2647 
2719 

Die  Statistik  zeigt,  daß  die  Zahl  der  Zeitungen  und  Zeitschriften,  die 
sich  mit  Politik  befassen  und  deshalb  eine  Summe  als  Sicherheit  beiden 
Behörden  hinterlegen  müssen,  die  weitaus  größere  ist.  Im  allgemeinen  ren- 
tieren die  Tageszeitungen  besser  als  die  Zeitschriften. 

Die  Preise  unterliegen  nach  orientalischer  Sitte  dem  Feilschen  und 
sind  an  Orten  scharfen  Wettbewerbs  tatsächlich  bedeutend  niedriger,  als 
auf  den  Zeitungen  angegeben  ist.  Die  Tageszeitungen  kosten  zwischen  2,5 
und  1  Sen  das  Exemplar  (1  Sen=  etwas  über  2  Pfg.)  und  sind  zumeist  Mor- 
genzeitungen. Inserate  werden  mit  1  Yen  (=  etwas  über  2  Mk.)  bis  35  Sen 
pro  Zeile  von  22  bis  16  Buchstaben  bezahlt. 

Die  Anordnung  des  Inhaltes  der  führenden  einheimischen 
Tageszeitungen  ist  zumeist  folgende: 

Weltwirtschaftliches  Archiv  Bd.  X.  XXIX 
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Seite  1 :  Anzeigen ;  Seite  2 :  Auswärtige  Telegramme ;  Seite  3 :  Leitartikel, 
Artikel  über  Nachrichten  des  Tages  und  Gerichts-  und  politische  Nach- 
richten; Seite  4:  Allgemeine  „ernste"  Tagesnachrichten,  politische  Reden 
u.  dgl. ;  Seite  5:  Gerichtsverhandlungen,  Sensationsnachrichten;  Seite  6 
und  7:  Literatur  u.  a.;  Seite  8:  Handelsteil,  klein  gedruckt.  Anzeigen  be- 
finden sich  hauptsächlich  noch  auf  den  Rückseiten.  Sportnachrichten 
bringen  die  japanischen  Zeitungen  im  allgemeinen  nicht. 

Die  meisten  der  führenden  Tageszeitungen  haben  ihren  Sitz  in  der 
Hauptstadt  Tokyo  und  dem  Industriezentrum  Osaka.  Die  Tokyoer 
Zeitungen  sind  im  allgemeinen  die  vielseitigsten  und  bestgeleiteten,  während 
die  Stärke  der  Osaka- Zeitungen  naturgemäß  in  der  Betonung  des  Wirt- 
schaftlichen liegt.  Als  einflußreichstes  Organ  darf  „A  s  a  h  i"  in  Tokyo 
und  Osaka  gelten^).  Diese  Zeitung  wurde  1879  von  Murayama  in  moderner 
Form  gegründet  mit  eigenem  telegraphischen  Nachrichtendienst,  in-  und 
ausländischen  Korrespondenten  und  moderner  Druckerei.  Zu  verhältnis- 
mäßig niedrigem  Preise  verkauft  und  tüchtig  geleitet,  wurde  sie  bald  zur 
weitest  verbreiteten  einheimischen  Zeitung.  Sie  ist  von  politischen  Parteien 
unabhängig  und  zeichnet  sich  durch  überlegte,  weitsichtige  Leitartikel  aus. 
Während  des  Krieges  hat  sie  den  besten  Kabeldienst.  Da  ilire  Mitarbeiter 
großenteils  aus  der  Privatuniversität  Okumas  hervorgingen,  so  war  sie  trotz 
ihrer  nominellen  Unabhängigkeit  eine  Stütze  des  Okumaministeriums  im 
Gegensatz  zu  „Jiji".  Diese  Zeitung  wurde  1882  in  Tokyo  ebenfalls  als 
unabhängiges  Organ  von  dem  in  Japan  berühmten  „Lehrer  des  Volkes" 
Yukichi  Fukuzawa  gegründet,  der  wesentlich  dazu  beigetragen  haben  soll, 
das  Niveau  des  japanischen  Zeitungswesens  zu  heben.  Seine  Mitarbeiter 
entstammen  der  Privatuniversität  Keio  Gijuko,  die  wie  die  Zeitung  Eigen- 
tum der  Familie  Fukuzawa  ist.  „Jiji"  hat  den  Ruf,  ein  gemäßigtes  und  ge- 
haltvolles Organ  zu  sein  mit  gutem  Handelsteil  und  großem  Leserkreis  in 
den  angeschensten  Kreisen  der  Geschäfts-  und  politischen  Welt. 

Während  sowohl  ,,Asahi"  wie  „Jiji"  von  England  stark  beeinflußt 
werden,  hatte  ,,0  s  a  k  a  M  a  i  n  i  c  h  i"  von  jeher  eher  eine  antienglische, 
prorussische  Tendenz.  Diese  Zeitung  zeichnet  sich  durch  einen  guten  Tele- 
grammdienst aus  Petersburg  aus  und  ist  auch  über  Amerika  gut  informiert. 
Sie  gehört  Motoyama,  der  1910  auch  eine  andere  altangesehene  Tokyoer 
Zeitung  kaufte :  „Nichi  nich  i".  Beide  Blätter  stehen  den  konservativ- 
bürokratischen  Kreisen  nahe,  sind  aber  beide  ziemlich  unabhängig. 

Die  älteste  Tageszeitung  ist  ,,Tokyo  Mainichi  Shimbu  n", 
die  1871  als  „Yokohama  Mainichi  Shimbun"  gegründet  wurde  und  von 
Anfang  an  ,,eine  musterhafte  Zeitung"  gewesen  sein  soll.  Sie  unterstützt 
ebenso  wie  ,,Chuo  Shimbun"  und  „Maiyu  Shimbun"  die 
liberale  Partei  Seiyu-kai,  mit  deren  Hilfe  es  Ende  vorigen  Jahres 
Terautschi  gelang,  den  alten  Okuma  zu  verdrängen.  Die  Seiyu-kai  wird  wahr- 
scheinlich jetzt  die  Regierungspartei  Terautschis  werden  und  die  frühere 
Regierungspartei  Okumas  und  Katos,  die  Doshi-kai  (Kensei- 
kai) in  die  Opposition  drängen.    Für  das  Kabinett  Terautschi- Goto  ist  na- 

^)  Vgi.  Ostasiatischer  Lloyd  vom  14.  März  1916. 
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mentlich  das  Sensationsblatt  „S  e  k  a  i"  eingetreten,  das  während  des  Bjriegcs 
als  erstes  Blatt  für  Deutschland  Partei  nahm. 

Der  Doshi-kai  gehören  mehrere  bedeutende  Zeitungen  an,  vor  allem 
die  zur  Zeit  der  Ministerpräsidentschaft  Okumas  als  Regierungsorgan  gel- 
tende Zeitung  „H  och  i",  die  im  Gegensatz  zu  den  meisten  übrigen  Zei- 
tungen Japans  auch  eine  Abendausgabe  herausbringt. 

Die  bitterste  Feindin  Okumas  und  der  Doshi-kai  war  die  mit  einem 
Teil  der  Seiyu-kai  verbündete  Nationalisten-Partei  K  o  k  u  m  i  n  - 1  o.  Sie 
ist  neuerdings  auch  dem  Terautschi-Goto-Kabinett  gegenüber  in  der  Oppo- 
sition und  soll  nach  der  Frankfurter  Zeitung  (Nr.  103  vom  15.  April  1917) 
bei  den  Neuwahlen,  die  Ende  April  1917  stattgefxmden  haben,  und  über 
deren  Ergebnis  noch  keine  Nachrichten  vorliegen,  wieder  Aussicht  auf 
Stimmenzuwachs  haben^).  Ihr  Hauptorgan  ist  „K  o  k  u  m  i  n",  eine  Zeitung 
mit  großem  Leserkreis  nicht  nur  in  Tokyo,  sondern  auch  in  der  Provinz. 
Ihr  Wert  beruht  in  den  glänzenden  Leitartikeln  ihres  Herausgebers  To- 
kutomi. 

Der  Chuaei-kai,  einer  1913  aus  einer  Fusion  unabhängiger  Ele- 
mente hervorgegangenen  mit  der  Doshi-kai  in  Fühlung  stehenden,  führer- 
losen Partei,  steht  „N  i  p  p  o  n"  nahe. 

Das  bürokratische  Organ  „  Y  a  m  a  t  o",  früher  ein  minderwertiges 
Sensationsblatt,  lenkte  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  durch  seine  Angriffe 
auf  die  englisch-japanische  Allianz  und  durch  die  Veröffentlichung  einer 
Reihe  von  Aufsätzen  bedeutender  Japaner  über  den  Krieg  und  die  Stellung- 
nahme Japans. 

Eine  der  ältesten  Zeitungen,  „Yomiuri",  bringt  gediegene  Aufsätze 
wissenschaftlichen  und  literarischen  Inhalts  und  vertritt  in  der  Politik  den 
maßvollen  Standpunkt  des  akademisch  gebildeten  Japans  auch  Deutsch- 
land gegenüber. 

Erwähnenswert  ist  schließlich  noch  „Chugai  Shogyo"  wegen  des 
überwiegend  wirtschaftlichen  Inhalts.  —  Alle  übrigen  japanischen  Tages- 
zeitungen besitzen  nur  lokale  Bedeutung. 

An  japanischen  Zeitschriften  politischen  und  wirtschaftlichen 
Inhalts  seien  genannt  die  Monatsschriften  Industrial  Japan, 
Jitsugyo-kai  und  T  a  y  o  ,  der  dreimal  im  Monat  erscheinende 
Oriental  Economist,  die  Halbmonatsschriften  Jitsugyo-no- 
Nippon,  Jitsugyo-no-sekai,  Nippon  Keizai-Shin- 
ahi,  Nippon-oyobi-Nipponjin  und  Seiko,  sowie  der 
wöchentlich  erscheinende    Tokyo    Economist. 

III.    Die    englisch-japanischen    Zeitungen   und 

Zeitschriften. 
Neben  den  einheimischen  japanischen  Zeitungen  und  Zeitschriften  exi- 
stieren in  Japan  noch  eine  Reihe  in  Japan  erscheinender    englischer 

^)  Nach  dem  inzwischen  bekannt  gewordenen  Wahlergebnis  erhielten  die 
Seiyu-kai  163,  die  Kensei-kai  (Doshi-kai)  122,  die  Kokumin-to  36,  die  Unabhängigen 
63  Sitze. 
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Organe,  die  insbesondere  das  Ausland  über  Japan  orientieren.  Sie  sind  meist 
neueren  Datums,  teurer  als  die  einheimischen  Blätter  und  vertreten  natur- 
gemäß zumeist  englische  Interessen. 

Als  die  bestredigierte  englisch-japanische  Tageszeitung  kann  man  wohl 
das  in  Kobe  erscheinende,  unter  Leitung  des  englischen  Journalisten  R. 
Young  stehende  Japan  Chronicle  ansehen,  das  Agenturen  in  Tokyo, 
Kyoto  und  Toshi  besitzt  und  die  weitest  verbreitete  aller  fremden  Zeitungen 
in  Japan  ist.  Die  Zeitung  betrachtet  die  japanischen  Verhältnisse  natür- 
lich unter  englischem  Gesichtspunkt,  aber  in  verhältnismäßig  objektiver 
Weise.  Sie  arbeitet  für  ein  Zusammenarbeiten  Japans  und  Englands  in  allen 
weltpolitischen  Fragen.  Nachrichten  über  Europa,  besonders  über  England, 
schöpft  sie  aus  der  Nachrichtenagentur  Kokusai-Tsushin,  die  mit  Reuter  in 
Verbindung  steht;  oder  sie  benutzt  den  Mainichi  Chronicle-Dienst.  Der  Han- 
delsteil unterrichtet  neben  den  laufenden  Schiffahrts-,  Markt-  und  Börsen- 
berichten unter  dem  Abschnitt  „Trade  and  Commerce"  über  alle  aktuellen 
japanischen  Wirtschaftsfragen,  insbesondere  über  die  japanischen  Ausdeh- 
nungsbestrebungen. In  einer  wöchentlichen  Ausgabe  bringt  sie  eine  Zusam- 
menstellung aller  wichtigeren  politischen,  wirtschaftlichen,  finanziellen  und 
allgemeinen  Nachrichten  und  Aufsätze.  Diese  Ausgabe  ist  namentlich  für 
den  Versand  berechnet. 

Ähnliche  englisch-japanische  Zeitungen  sind  die  Japan  Times 
in  Tokyo,  die  ebenfalls  eine  Wochenausgabe  herausgibt  mit  einem  „Commercial 
and  Industrial  Supplement",  und  die  Japan  Gazette  in  Yoko- 
hama, die  in  ihrer  Wochenausgabe  die  Meinungen  der  führenden  einhei- 
mischen japanischen  Zeitungen  über  politische  und  wirtschaftliche  Fragen 
zusammenstellt.  Daneben  sind  noch  der  Japan  Adver  tiser,  Tokyo, 
die  Japan  Mail,  Tokyo,  der  Kobe  Herald,  die  Nagasaki 
Press   und  die    Seoul    Press   zu  nennen. 

Die  Japan  Gazette  Co.  Ltd.  brachte  Ende  1915  eine  neue  englisch- 
japanische Monatsschrift  heraus :  Commercial  Japan,  a  monthly 
Review  of  Trade,  Industries  and  Economics,  in  Yokohama.  Der  Haupt- 
zweck dieser  Zeitschrift,  die  sich  des  Wohlwollens  der  einflußreichen  Kreise 
Japans  erfreut,  ist  die  Förderung  des  japanischen  Außenhandels,  wozu  der 
Krieg  so  mannigfache  Gelegenheiten  bot.  „Commercial  Japan  is  a  Bridge 
between  Japan  and  all  the  actively  Commercial  Countries  of  the  World",  heißt 
es  im  Vorwort  des  ersten  Heftes.  Ihrer  Zielsetzung  entsprechend  brachte 
die  Zeitschrift  bisher  eine  Reihe  interessanter  Aufsätze  über  die  wichtigsten 
japanischen  Industrien,  Anknüpfungen  und  Ausbau  von  internationalen 
Handelsbeziehungen  und  sonstige  japanische  Wirtschaftsfragen  unter  be- 
sonderer Betonung  ihres  weltwirtschaftlichen  Zusammenhanges;  ferner 
Listen  japanischer  Exporteure  und  die  monatlichen  Ausweise  des  japanischen 
Finanzdepartements  über  den  Außenhandel  Japans. 

In  ähnlicher  Aufmachung  und  ähnlichen  Zwecken  dienend,  erscheint 
bereits  seit  Jahren  in  Tokyo  eine  andere  englisch-japanische  Monats- 
schrift :  The  Japan  Financial  and  Economic  Monthly. 
Sie  befaßt  sich  auch  mit  Fragen  der  inneren  und  äußeren  Politik  Japans 
und  insonderheit  mit  finanzpolitischen  Problemen. 
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Das  offizielle  Organ  der  Handelskammer  Yokohama:  Tho  Cham- 
ber of  Commerce  Journal  hat  japanischen  und  englischen  Text 
und  bringt  Aufsätze  und  Nachrichten  über  Japans  Industrieentwicklung 
und  Außenhandel  unter  besonderer  Berücksichtigung  des  bedeutendsten 
Ausfuhrhafens  Japans,  Yokohama,  Es  zeichnet  eich  durch  detaillierte  Sta- 
tistiken und  Diagramme  aus. 

Während  die  genannten  Zeitschriften  sich  fast  ausschließlich  mit  wirt- 
schaftlichen Dingen  beschäftigen,  nennt  sich  das  in  Tokyo  erschei- 
nende illustrierte  Japan  Magazine  „a  Reprcsentative  Monthly  of 
Things  Japanese"  und  befaßt  sich  also  mit  allen  japanischen  Angelegen- 
heiten, wobei  allerdings  politische  und  wirtschaftliche  Fragen  eine  Haupt- 
rolle spielen. 

Schließlich  widmen  noch  die  Londoner  Times  Japan  eine  ihrer 
Sonderabteilimgen,  The  Times  Japanese  Section,  worin  sie  Auf- 
satzserien von  englischen  und  japanischen  Mitarbeitern  über  japanische 
Verhältnisse  bringen. 

Hinter  dem  Einfluß  der  englischen  Zeitungen  und  Zeitschriften 
tritt  derjenige  der  anderen  Länder  ganz  zurück.  Ende  1916  wurde  eine 
französisch-  japanische  Wochenschrift  ins  Leben  gerufen  unter 
dem  Namen  L'I  nformation  d'E  xtreme  Orient.  Sie  erscheint 
in  Tokyo  in  französischer  und  japanischer  Sprache  und  dient  der  Förderung 
der  Beziehungen  der  beiden  Länder;  besonderer  Wert  wird  auf  den  Handels- 
teil  gelegt  1).  Ganz  ähnlichem  Zweck  dient  das  in  englischer  und  japanischer 
Sprache  in  New  York  erscheinende  Japanese-American  Com- 
mercial  Weekly,  ,,devoted  exclusively  for  the  promotion  of  Japanese 
and  American  Trade". 

IV.    Nachrichtenagenturen. 

Die  englisch-japanischen  Organe  erhalten  ihre  Nachrichten  fast  aus- 
nahmslos durch  die  Vermittlung  der  erst  1914  gegründeten  japanischen 
Nachrichtenagentur  Kokusai-Tsushin,  die  in  enger  Verbindung 
mit  Reuter  steht.  Ende  1915  planten  japanische  Geschäftsleute  einen 
japanisch-amerikanischen  Nachrichtendienst 2);  über  die  Ausführung  des 
Planes  ist  bisher  nichts  bekannt  geworden.  Die  japanischen  Nachrichten- 
agenturen, die  ebenfalls  den  Bestimmungen  dos  Preßgesetzes  unterliegen, 
sind  meist  jüngeren  Datums,  und  der  einheimische  Nachrichtenvermittlimgs- 
dicnst  ist  infolgedessen  bisher  noch  wenig  entwickelt.  Ihr  Hauptamt  haben 
alle  Nachrichtenagenturen  natürlich  in  der  Hauptstadt  Tokyo.  Außer  der 
Kokusai-Tsushin  gibt  es  in  Japan  noch  folgende  Nachrichtenagenturen: 

Dokuritsu-Tsushin, 

Jiyu-Tsushin, 

Nippon   Dempo-Tsushin, 

Tokyo-Tsushin, 

Taiheiyo-Tsushin. 

^)  L'Exportateur  Fran9ais  vom  4.  Januar  1917. 

")  Deutscher  Überseedienst  Transocean,  No.  20  vom  24.  Dezember  1915. 
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V.    Soziale    Interessenverbände    der   japanischen 

Presse. 

Wie  in  anderen  Ländern,  so  gibt  es  auch  in  Japan  soziale  Interessen- 
verbände der  Presse.  Die  bedeutendsten  sind  der  Internationale  Presse- 
verband und  die  Shunju-Gresellschaft.  Der  Internationale  Presse- 
verband zählt  etwa  60  Mitglieder  sowohl  der  auswärtigen  als  der  ein- 
heimischen Presse.  An  seiner  Spitze  stehen  bekannte  japanische  Journa- 
listen, wie  Tokutomi  und  Zumoto.  Er  stellt  in  erster  Linie  eine  soziale 
Interessenvertretung  dar.  Die  S  h  u  n  j  u  -  Gesellschaft  soll  die  Tokyoer 
Presse  bei  allen  bedeutenden  Fragen  von  öffentlichem  Interesse  vertreten. 
Sie  zählt  ebenfalls  etwa  60  Mitglieder  uad  steht  unter  dem  Vorsitz  des  Par- 
lamentsmitgliedes Minoura. 

Literatur.  Außer  der  in  den  Fußnoten  angegebenen  Literatur  wurden 
noch  benutzt:  Porter,  The  füll  Recognition  of  Japan,  1911,  Kapitel:  Journalißm 
and  Journalists.  Ferner:  The  Times  Japanese  Section  vom  2. Sept.  1916:  Journal- 
ism  in  Japan,  History  and  General  Tendencies,  byK.  T.  Takakashi,  sowie  die 
Nummer  vom  16.  Dez.  1916:  Japanese  Press  von  dem  englischen  Journalisten 
Hugh    B  y  a  s  ,    Herausgeber  des  „Japan  Advertiser".        ,,,-     *    -i  i  /-p-  iv 


Kriegsarchiv  der  Universitätsbibliothek  Jena.  Wie  an  einer  Reihe  anderer 
Stellen  ist  auch  in  Jena  schon  im  ersten  Kriegs  jähre  eine  Sammlung  von  gedruckten 
Materialien  über  den  Krieg  angelegt  worden.  Diese  Sammlung  soll  jetzt  zu  einem 
Forschungs-Institut  für  alle  Fragen  der  Klriegsgeschichte  und  die  damit  im  Zu- 
sammenhang stehenden  wirtschaftlichen  und  politischen  Probleme  auegebaut 
werden.  In  einer  kleinen  Broschüre  (Das  Ej-iegsarchiv  der  UniversitätsbibUothek  zu 
Jena  1914 — 1916)  bemerkt  W.  v.  Seidlitz  darüber:  Das  Jenaer  Kriegsarchiv  ging 
hervor  aus  den  Arbeiten,  die  der  „Thüringische  Verband  zur  Verbreitung  wahrer 
Kriegsnachrichten  im  Ausland,  Abteilung  Jena",  im  Herbst  1914  im  Auftrage  der 
Zentralstelle  für  Auslandsdienst  übernommen  hatte.  Die  Sammlungen  des  Archivs 
gliedern  sich  in  folgende  10  Abteilungen:  I.  Bibliothek.  IL  Zeitschriften.  III. 
Kriegszeitungen.  IV.  Druckschriften  von  Vereinen,  Körperschaften  usw.  V.  Pla- 
kate und  Maueranschläge.  VI.  Bilder,  Postkarten  usw.  VII.  Auslandszeitungen. 
VIII.  Deutsche  Zeitungen.  IX.  Zeitungsausschnitte.  X.  Feldpostbriefe.  Aus 
diesem  Archiv  soll  nun  ein  Arbeitsinstitut  gebildet  werden,  damit  es  später 
einmal  möglich  wird,  daß  auch  der  Zivilhistoriker  (dem  die  Sammlungen  des 
Kriegs-Presseamts  einstweilen  nicht  offen  stehen  werden)  hier  alle  historischen, 
militärischen,  politischen  und  wirtschaftUchen  Fragen  bearbeiten,  aber  auch  die 
mannigfachen  Wechselwirkxmgen  der  geistigen  und  politischen  Strömungen  in 
den  kriegführenden  Ländern  vergleichen  kann  usw.  Um  den  gleichmäßigen 
Ausbau  der  Sammlung  zu  überwachen  und  auch  ständig  mit  den  Vertretern  der 
verschiedenen  Fächer,  andererseits  mit  den  Stiftern  die  Fülilung  zu  erhalten,  ist 
ein  mehrgliedriger  Vorstand  und  ein  Verwaltungsrat  eingesetzt,  an  dem  die  Re- 
gierungen, die  Universität,  die  Universitätsbibliothek  imd  sonstige  Freunde  und 
Stifter  des  Archivs  beteiligt  sind.  Den  Vorsitz  im  Vorstand  hat  Staatsminister 
Dr.  Delbrück  übernommen.  Die  Leitung  des  Instituts  erfolgt  ehrenamtlich  durch 
einen  vom  Vorstand  gewählten  Jenaer  Dozenten.  — s — 
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Wirtsdiaftliche  InterGssenvertretungen,  Vereine, 

Kongresse,  Messen,  Ausstellungen. 

Neugründung  von  internationalen  Vereinen  und  Gesellschaften'). 

Die  Gründung  neuer  Vereinigungen  zur  Förderung  beßtimniter  wirt- 
schaftlicher und  politischer  Zwecke  nimmt  nach  wie  vor  in  den  europäischen 
Ländern  regen  Fortgang.  In  den  kriegführenden  Staaten  stehen  diejenigen 
Organisationen  im  Vordergrund  des  Interesses,  die,  unmittelbar  aus  den  Er- 
fahrungen der  Kriegszeit  hervorgegangen,  der  Entwicklung  des  eigenen 
Wirtschaftslebens  und  der  Ausgestaltung  der  Beziehungen  zu  den  verbündeten 
Völkern  dienen  sollen.  In  den  neutralen  Staaten  und  vor  allem  in  der  Schweiz 
tritt  auch  in  der  Entwicklung  des  Vereinswesens  deutlich  das  Bestreben  in  die 
Erscheinung,  ausgleichend  und  vermittelnd  die  Interessen  der  am  Bjriege  be- 
teiligten Völker  zu  vertreten. 

Von  diesem  Bemühen  legt  beispielsweise  die  Gründung  des  Inter- 
nationalen Vereins  zum  Schutze  des  Privateigentums 
Zeugnis  ab.  Die  in  Zürich  wirkende  Organisation  sieht  ihre  Aufgabe 
darin,  der  gegenseitigen  Beschützung  des  feindlichen  Privateigentums  in 
den  kriegiührenden  Staaten  zu  dienen.  Sie  will  durch  Gesuch  Stellung  bei  den 
Regierungen  der  kriegführenden  Mächte  eine  gegenseitige  Verminderung 
der  Repressalien  in  bezug  auf  das  feindliche  Privateigentum  herbeifüliren 
und  die  ökonomischen  Interessen  von  Soldaten,  Kriegsgefangenen  und  Zivil- 
internierten, deren  Witwen,  Waisen  oder  gesetzlichen  Erben,  die  Privatver- 
mögen in  einem  feindlichen  Lande  besitzen,  zu  wahren  suchen. 

Ihre  Tätigkeit  soll  deshalb  zunächst  darauf  gerichtet  sein,  die  Namen 
solcher  Verstorbenen,  die  Vermögen  im  Feindesland  besaßen,  den  Sequeater- 
behörden  des  feindlichen  Staates  zu  übermitteln  und  die  gesetzlichen  Erben 
in  das  Register  der  zuständigen  Behörden  eintragen  zu  lassen.  Bei  den  kom- 
plizierten Formen  des  internationalen  Erbschaftsverfahrens,  zumal  in  Kriegs- 
zeiten, dürfte  die  auf  diesem  Wege  herbeigeführte  Abkürzung  der  Wartezeit 
doppelt  bedeutungsvoll  sein.  Der  Verein  will  es  sich  ferner  angelegen  sein 
lassen,  denjenigen  Personen  zu  helfen,  die  durch  die  Beschlagnahme  ihres 
Vermögens  in  Not  geraten  sind. 

Bei  der  Verfolgung  dieser  Zwecke  wird  der  Verein  bestrebt  sein,  abso- 
lute Neutralität  zu  bewahien  und  sich  jeder  politischen  Tätigkeit  zu  ent- 
halten. Das  Bestreben,  die  Interessen  aller  kriegführenden  Parteien  in  gleicher 
Weise  wahrzunehmen,  kommt  deutlich  in  der  Form  sniner  Organisation  zum 
Ausdruck.  Dem  aus  drei  Personen  schweizerischer  Nationalität  bestehenden 
Vorstand  sind  zwei  Komitees  zur  Seite  gegeben,  die  sich  ebenfalls  aus  je  drei 
Personen  zusammensetzen.  Die  Mitglieder  des  einen  Komitees  (E)  sind  Ange- 
hörige der  Ententemächte,  die  des  anderen  (C)  Angehörige  der  Zentralmächte. 

1)  Vgl.  W.  A.,  8.  Bd.,  Chronik  u.  Arch.  S.  447  ff. 
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Die  Vorsitzenden  der  Komitees  sind  zugleich  Vizepräsidenten  des  Vereins. 
Die  Greschäftssitzungen  der  Komitees  werden  getrennt  abgehalten.  Der 
Präsident  des  Vereins  ist  von  jeder  Sitzung  zu  verständigen  und  hat  das  Recht, 
an  ihr  teilzunehmen.  Er  unterbreitet  Differenzen  zwischen  den  beiden  Ko- 
mitees dem  Vorstande,  eventuell  der  Vereinsversammlung  zur  Entscheidung. 
Die  Arbeit  ist  so  verteilt,  daß  die  Interessen  der  Angehörigen  der  Entente- 
mächte vom  Komitee  E,  die  Interessen  der  Angehörigen  der  Zentralmächte 
vom  Komitee  C  wahrgenommen  und  vertreten  werden.  Gemeinsame  Sit- 
zungen der  Komitees  finden  auf  Ersuchen  eines  Komiteepräsidenten  unter 
dem  Vorsitz  des  Vereiaspräsidenten  statt. 

Der  Verein  wird  Interessenten  bei  den  Behörden  der  verschiedenen 
Länder  weitestgehende  Unterstützung  gewähren  und  in  streitigen  Fällen 
die  Rolle  des  friedlichen  Vermittlers  übernehmen.  — 

Wo  sich  das  Interesse  der  kriegführenden  Länder  über  ihre  eigene  Volks- 
gemeinschaft heraus  erstreckt,  wendet  es  sich  verständlicherweise  zunächst  den 
verbündeten  Völkern  zu.  In  den  Ländern  der  Zentralmächte  sind  es  auch 
weiter  die  zwischenstaatlichen  Verbände,  die  sich  besonderer  Pflege  erfreuen. 
Ihre  Zahl  ist  allmählich  fast  unübersehbar  geworden.  Die  Ziele  der  einzelnen 
Neugründungen  decken  sich  häufig  mit  denen  bestehender  Verbände,  so  daß 
ihre  Existenzberechtigung  in  vielen  Fällen  in  Zweifel  gezogen  werden  darf. 
So  erklären  sich  die  lebhaften  Konzentrationsbestrebungen,  die  aber  in  der 
Regel  an  den  Eigeninteressen  der  einzelnen  Vereine  gescheitert  sind  oder 
wenigstens  in  ihrem  Abschluß  hinausgezögert  werden. 

Im  Gegensatz  zu  jenen  Vereinigimgen  seien  hier  zwei  neugegründete 
Organisationen  erwähnt,  die,  unter  dem  Einfluß  kurz  zurückliegender  poli- 
tischer Ereignisse  entstanden,  in  ihren  Zielen  völlig  selbständig  dastehen: 
es  sind  dies  die  Gesellschaft  zur  Pflege  der  Deutsch- 
Flämischen  Beziehungen  und  die  Deutsch-Irische 
Gesellschaft. 

Beide  Organisationen  haben  den  Zweck,  die  gesamten  Bezie- 
hungen zwischen  Deutschland  auf  der  einen  Seite  und  dem  irischen  bzw.^ 
dem  flämischen  Volke  auf  der  andern  Seite  zu  entwickeln.  Sie  betrachten 
als   Voraussetzung  dafür  die  Förderung  des  gegenseitigen  Verständnisses. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  es  kein  leichtes  Unterfangen  sein  dürfte,die 
Beziehungen  zwischen  Völkern  zu  fördern,  die  miteinander  im  Kriege  be- 
findlichen Staaten  angehören.  Die  Hauptarbeit  beider  Gesellschaften  wird 
deshalb  den  Friedensjahren  vorbehalten  bleiben  müssen.  Doch  soll  bereits 
jetzt  damit  angefangen  werden,  den  Boden  lür  die  Friedensarbeit  vorzube- 
reiten. Dieser  Tätigkeit  darf  einige  Aussicht  auf  Erfolg  zugesprochen  werden. 

Der  irische  Aufstand  in  der  Osterwoche  1916  und  die  Haltung  der  ameri- 
kanischen Iren  haben  gezeigt,  wie  wenig  das  irische  Volk  sich  mit  der  Sache 
des  Vierverbandes  identifiziert.  Die  Deutsch-Irische- Gesellschaft  wird  ihr 
Ziel  darin  sehen,  zu  der  Entwicklung  der  außerordentlich  günstigen  Be- 
dingungen, die  in  der  Lage  und  der  Fruchtbarkeit  der  Insel  gegeben  sind, 
beizutragen,  um  Irland  zu  der  weltpolitischen  und  weltwirtschaftlichen  Stel- 
lung zu  verhelfen,  die  ihm  im  Hinblick  auf  jene  glücklichen  Vorbedingungen. 
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zukommt.  Sie  wird  bestrebt  sein,  die  fortschrittliche  Entwicklung  des 
grünen  Eilands  zu  fördern  und  der  Stimme  des  irischen  Volkes  Gi'hör  zu 
verschaffen. 

Die  Gesellschaft  zur  Pflege  der  Deutsch-Flä- 
mischen Beziehungen  faßt  unter  ausdrücklicher  Ablehnung  jeg- 
licher politischer  Betätigung  eine  sjrstematische  Kulturarbeit  ins  Auge,  die 
auf  der  Stammes-  und  Sprachverwandtschaft  der  Deutschen  und  Flamen 
aufbaut.  Mit  der  Pflege  flämischer  Kunst,  der  Kunstmusik,  des  Volksliedes, 
durch  Schriften  und  Nachrichtenvermittlung,  durch  die  Anlegung  einer 
Bibliothek  und  eines  Ai-chivs  will  sie  diesen  Zweck  erreichen.  Die  Herausgabe 
einschlägiger  Buch-  und  Broachürenliteratur  und  die  Förderung  von  Über- 
setzungen werden  weitere  Arbeitsgebiete  der  Gesellschaft  sein.  Endlich  wird 
sie  sich  mit  der  praktischen  Fürsorge  für  flämische  Kriegsgefangene  und  für 
flämische  Arbeiter  in  Deutschland  befassen.  Mit  der  Durchführung  dieses 
Programms  wird  eine  Reihe  von  Ausschüssen  betraut  werden. 

Eine  in  ihrer  Großzügigkeit  durchaus  neuartige  Organisation  ist  vor 
kurzem  in  dem  Museum  und  Institut  zur  Kunde  des  Aus- 
landdeutschtums  in  Stuttgart  geschaffen  worden. 

Ausgehend  von  der  Erwägung,  daß  wertvolle  Teile  des  deutschen  Volkes 
ins  Ausland  wandern  und  hier  dem  Deutschtum  verloren  zu  gehen  drohen, 
soll  der  Versuch  gemacht  werden,  die  Verbreitung,  die  Kultur  und  die  Wirt- 
schaftsatellung  des  Deutschtums  im  Ausland  zur  Darstellung  zu  bringen. 
Neben  dem  eigentlichen  Museum  ist  die  Errichtung  einer  Bücherei  und  eines 
Archivs  und  die  Einrichtung  einer  Auskunfts-  und  Vermittlungsstelle  ins 
Auge  gefaßt. 

Das  Museum  wird  sich  in  eine  topographisch  angeordnete  Darstel- 
lung der  Einzelerscheinungen  des  Ausland-Deutschtums  und  in  eine  ver- 
gleichende Übersicht  der  Gesamteracheinungen  gliedern.  Die  Lebenshaltung 
der  Ausland-Deutschen  in  der  Anpassung  an  die  besonderen  Verhältnisse  des 
fremden  Landes,  die  Urproduktionen,  Handel,  Industrie  und  Handwerk  und 
das  Verkehrswesen,  soweit  sie  im  Ausland  mit  deutschem  Kapital  und  durch 
deutsche  Arbeit  entwickelt  werden,  die  geistige  Kultur  des  Ausland-Deutsch- 
tums, die  Schulverhältnisse  der  Deutschen,  ihre  wissenschaftliche  Tätigkeit, 
ihre  sozialen  Lebensverhältnisse,  endlich  ihre  Beziehungen  zur  Heimat,  — 
all  dieses  soll  nach  Möglichkeit  in  dem  Museum,  in  der  Bücherei  und  im  Archiv 
erfaßt  werden.  Auf  diese  Weise  soll  eine  Pflegstätte  der  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zum  Auslanddeutschtum  geschaffen  werden,  die  zugleich 
der  Kenntnis  fremder  Kultur  dient  und  das  Verständnis  entwickelt  für  die 
ausländischen  Verhältnisse,  als  Voraussetzung  deutscher  Kulturarbeit  im 
Auslande. 

Dr.  Edith    Oske    (Berlin). 
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Gründung  einer  englisch-rumänischen  Handelskammer  in  London.  In  London 
ist,  wie  der  Berliner  Börsen-Courier  (Nr.  191, 1917)  mitteilt,  unter  dem  Vorsitz  vonLord 
Bessboroughs  eine  englisch-rumänische  Handelskammer  ins  Leben  gerufen.  Von  den 
Personen,  die  sich  für  die  Unterstützung  der  neuen  Kammer  bereit  erklärt  haben, 
werden  außer  Angehörigen  der  Bank  of  Roumania  genannt:  der  Artilleriedirektor  der 
Firma  Vickers,  ein  Vertreter  der  Birmingham  Small  Arms  Cy.,  der  Reeder  Lord 
Furness,  ferner  Vertreter  zweier  Petroleumfirmen  und  Viscount  Goschen,  der  Vor- 
sitzende der  London  County  and  Westminster  Bank.  Als  Grund  für  die  Errichtimg 
der  neuen  Kammer  wird  angegeben,  daß  Rumänien  nicht  gewillt  sei,  den  gegen- 
wärtigen Feinden  wieder  die  frühere  Stellung  in  seinem  Handel  einzuräumen.  (Vgl. 
auch  „The  Morning  Post,"  London  vom  7.  4.  1917).  — b— 
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Schiffahrt,  Bestimmungen 
über  die  Sicherheit  der 
deutschen  —  I23*ff. 

Wirtschaftsannäherung  an 
Österreich-Ungarn,  zur  423* 

Deutschtum     im     Aus- 
land,        Deutsch- Irische 
Gesellschaft    und    Gesell- 
schaft zur  Pflege  der  deutsch- 
flämischen       Beziehungen, 
Neugründungen  440* 

Frankreich,  Zahl  der  Deut- 
schen in  —  nach  der  Volks- 
zählung 191 I  319* 

Museum     und     Institut     zur 
Kunde  des  Auslandsdeutsch- 
tums in  Stuttgart  44^* 
Diamanten,      Kapkolonie, 

Produktion  1912  bis  1914       55* 

Oranjefreistaat,       Produktion 

1912  bis  1914  55* 

Transvaal,  Produktion  191 2 
bis  1914  55* 

Dominikanische  Re- 
publik, Einfuhr  und 
Ausfuhr  1914  und  19 15  nach 
dem  Wert  40*ff. 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1888 
bis  1891  67* 

Donau,  Beteiligung  einzelner 
Länder  am  Stromgebiet  der 
Donau  222* 

Handelsflotte  der  Donau  vor 
dem  Kriege  nach  einzelnen 
Unternehmungen  221* 

XXX* 
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Donau,  Hemmnisse  der  durch- 
gehenden Donauschiff  ahrt  223  *f  f. 

Schilfahrtsgesellschaften  228* 

Schlepp  verkehr  229* 

Verkehrsbedeutung  der  Donau 
vor  dem  Kriege  220 *f f. 

DonaukomraiSsion, 

Europäische,       Entstehung 
und  Tätigkeit  245* 

Donaustraße,  die  2i5*ff. 

Durchbruchstal  durch  das 
Banater-  Gebirge  ( Eisernes 
Tor)  Karte  S.  241* 

Fahrwassertiefen    der   Donau  280* 

Gefall  Verhältnisse  der  Donau  277* 

Hafenanlagen,  Winterhäfen  u. 
Winter  verkehr  256  *f  f. 

Häfen  an  der  unteren  Donau  235* 
Donauverkehr,  Anschluß 

an  Rhein  und  Elbe  262  *f f. 

Frachtsätze  303* 

Frachtsätze  im  Vergleich  zu 
den  entspr.  Seefrachtsätzen  250*ff . 

Hemmungen  des  —  und  auf 
ihre  Beseitigung  gerichtete 
Bemühungen  238  *f  f. 

Hydrologische    Verhältnisse 

der  Donau  275* 

Kanalfragen  zur  Erweiterung 
der  Donauschiffahrt  261  *f f. 

Personenverkehr  234* 

Regensburgs  Bedeutung  für 
die  Donauschiffahrt  231* 

Reisedauer  zwischen  Regens- 
burg und  Galatz  303* 

Schiffs-  und  Warenverkehr, 
Entwicklung  des  —  285 *ff. 

Stromgesch  wj  ndigkeiten, 
Querschnitte   und   Wasser- 
mengen der  Donau  278*ff. 

Technisch-nautischer  Zustand 
der  einzelnen  Donaustrek- 
ken  236*ff. 

Ulms  Bedeutung  als  Donau- 
hafen 232* 

Verbilligung  der  Donaufrach- 
ten,  Vorschläge  zur  253  *f f. 

Verkehrswirtschaftliche  Ko- 
ordinaten 225*ff. 

Warenverkehr  233* 

Wasserstände,  Dauer  der 

Diagramm  S.  282* 


Ecuador,  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr 1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*ff. 


Seite 
Ecuador,  Einfuhr  von  Chile- 
salpeter 1913  bis  VI.  1916      51* 
Einwanderungsver- 
kehr,   Jüdischer,    in   die 
Vereinigten     Staaten     von 
Amerika  19* 

Kanadas  —  1913/14  19* 

Eisenbahnaktien         u. 
Obligationen,  Kurs- 
stand una  Kursdifferenzen 
an  der  Pariser  Börse    wäh- 
rend des  Krieges  385  *f f. 
Elektrizitätsindu- 
strie,    Spanien,     neuge- 
gründete        Gesellschaften 
1916  375* 
England,        Amerikanische 
Wertpapiere,     Besitz     und 
Rückfluß  im  Kriege  173* 

British  Engineers'  Association, 
Kriegsprogramm  91* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  191 3 
bis  VI.   1916  51* 

Finanzwesen,    Voranschläge 
und  Abschlüsse  während  der 
Kriegszeit  70* 

Finanzwesen  vor  dem  Kriege     67* 

Goldbewegung  in  der  Bank 
von  England  19 16  I73* 

Kapitalmarkt,  Ansprüche  an 
den  —  während  des  Krie- 
ges i94*ff. 

Kriegsfinanzen  i84*ff. 

Kriegssteuergesetze,  Wirkun- 
gen der  —  78* 

Nationalvermögen  197* 

Staatsschuld,  Entwicklung  in 
den  letzten  50  Jahren        I90*ff. 

Versicherungswesen,  staat- 
liche Kriegsversicherungs- 
anstalt 182* 
E  r  z  p  r  o  d  u  k  t  i  o  n  und 
-ausfuhr,  Algeriens  — 
1914  bis  1916  151* 


Fabrikmarken,      Schutz 

der  —  in  China  83* 

Färbereien,  in  Yokohama, 
Zahl,  beschäftigte  Personen 
und  Produktionswert  am 
31.  Dezember  1914  102* 

Farbstoffe,  Indiens  Ein- 
fuhr   von    — ■    1909/10    bis 

1914/15  134* 

Farbstoffe, künstliche, 
in  Britisch-Indien  308* 
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Fernsprech-undTele- 
graphenwesen,  Nie- 
derlande, Fernsprech-  und 
Tel  egraphen  verkehr  1 9 1 1 
bis  1915  128* — 130* 

Feuerstein,  Südafrikani- 
sche Union,  Produktion 
1912  bis  1914  56* 

Finanzwesen,      England, 

Finanzen  vor  dem  Kriege       67* 
England,    Kriegsfinanzen,   die 

wichtigsten  Zahlen  67*ff. 

England,  Voranschläge  und 
Abschlüsse  während  der 
Kriegszeit  70* 

Finnland,  Aus-  und  Einfuhr 
der  wichtigsten  Waren  191 3 
und  1914  358  *f  f. 

Außenhandel  1860  bis  1914     357* 
Bevölkerung  I04*ff. 

Zeitungen  und  Zeitschriften, 
Zahl  und  Sprache  1886  bis 
1914  204* 

Frachtenmarkt,  Heim- 
frachten nach  Großbritan- 
nien 1913,   1915.   1916  123* 

Frankreich,  Abkommen 
mit  Schweden  über  den 
wechselseitigen  Schutz  von 
Fabrikmarken,  Patenten  u. 
Urheberrechten  in  China 
vom  9.  Februar  191 7  83* 

Ausfuhr  nach  den  Mittel-  und 
Südamerikanischen  Staaten 

1914  und    1915   nach  dem 
Wert  41* 

Ausfuhr  von  Farbstoffen  nach 
Indien  1909/10  bis  1914/15   134* 

Außenhandel  nach  und  von 
Finnland  1890  bis  1914        357* 

Börsenkurse  an  der  Pariser 
Börse  während  des  Krieges 

382  *f  f. 

Chilesalpeter,  monatliche  Preise 

1915  53* 
Chilesalpeter,        wöchentliche 

Preise  1916  52* 

Deutsche  Staatsangehörige  in 

—  1911  319* 

Einfuhr  aus  den  Mittel-  und 

Südamerikanischen  Staaten 

1914   und   1915   nach  dem 

Wert  41* 

Einfulir  von  Chilesalpeter  191 3 

bis  VI.   1916  51* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 

bis  191 5  nach  dem  Wert        95* 


Seite 
Frankreich,  Handelsregister, 

Einführung  des  381* 

Handwerkerschulen  und  Lehr- 
werkstätten in  den  französi- 
schen Kolonien  Ostasiens      425* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse 377* 

Kolonialbalmen,  Länge  und 
Betriebseinnahmen  1913  bis 
1916  346* 

Münzprägungen  in  der  Münze 
von  Paris  von  1880  bis  1914     66* 

Münzprägungen  1916  in  der 
Münze  von  Paris  396* 

Mustermesse,  zweite,  in  Lyon 
vom  18.  bis  31.  März  1917  212* 
Französisch  -  Indien, 
Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  191 5  nach  dem  Wert        95* 

Kolonialbahnen,  Länge  und 
Betriebseinnahmen  191 3  bis 
1016  346* 

G. 

Geldwesen,  Marokkanisches  176* 

Genossenschaftswe- 
sen,    Obstproduzentenge- 
nossenschaft in  Algier  422* 

Gerste,    Chile,    Anbaufläche 

und  Ernteertrag  1913/14         54* 
Spaniens  Gerstenernte  1916       48* 

Gesellschaften,  Yoko- 
hama, Gesellschaften  in  — 
nach  dem  Kapitalbetrag  am 
31.  Dezember  1914  98* 

Glas-Industrie     in   Bri- 

tisch-Indien  312* 

Gold,  Ausprägung  in  der  Nie- 
derländischen Reichsmünze 
1840  bis  1915  64* 

Graphit,  Südafrikanische 
Union,  Produktion  191 2  bis 
1914  56* 

Griechenland,  Außen- 
handel 191 2,  Anteil  der 
Zentralmächte  und  des  Bal- 
kans 259* 
Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1882 
bis  1914  67* 

Großbritannien,  Außen- 
handel nach  und  von  Finn- 
land 1890  bis  19 14  357* 
Ausfulix  nach  den  Mittel-  und 
Südamerikanischen  Staaten 
1914  und  1915  nach  dem 
Wert  41* 
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Großbritannien,  Ausfuhr 
von  Farbstoffen  nach  Indien 
1909/10  bis  1914/15  134* 

Chilesalpeter,  monatliche 

Preise  19 15   (London)  53* 

Chilesalpeter,  wöchentliche 
Preise  1916  (Liverpool)  52* 

Einfuhr  auä  den  Mittel-  und 
Südamerikanischen  Staaten 
1914  und  1915  nach  dem 
Wert  41* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  1913 
bis  VI.   1916  51* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 

HeimJrachten    1913,     1915, 

1916  123* 

Interessenvertretung  in  Japan 
durch  englisch- japanische 
Zeitungen  435* 

Japans  Währungsreserven  in 

—  403* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhäiltnisse  378* 

Kohlen  Vorräte  363*  367* 

Rumänisch-englische  Handels- 
kammer in  London  442* 

Schiffsverkehr  19 15  und  19 16 

io8*ff.  320*ff. 

Schiffsverkehr,  Ausgang  von 
beladenen  Schiffen  1915  und 
1916  Diagramm  S.  323* 

Schiffsverkehr,  Ausgang  briti- 
scher Schiffe  nach  einzelnen 
fremden  Ländern  1915  und 
1916  327*ff. 

Schiffsverkehr,  Eingang  be- 
ladener  britischer  Schiffe 
aus  den  einzelnen  fremden 
Ländern  1915  und  1916     ii7*ff. 

Schiffsverkehr,  Gesamtein- 
gang aus  den  einzelnen  frem- 
den Ländern  1915  und  1916  115* 

Schiffsverkehr,  gesamter  ein- 
und  ausgehender  —  191 5 
und  1916         Diagramm  S.  336* 

Schiffsverkehr  mit  den  Ver- 
einigten Staaten  1915  und 
1916  121* 

Guatemala,  Einfuhr  und 
Ausfuhr  19 14  und  191 5  nach 
dem  Wert  40*ff. 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1893 
bis  1895  67* 


H.  Seite 

Hafer,    Spaniens   Haferernte 

1916  48* 

Haiti,   Einfuhr  und  Ausfuhr 

1914  und  1915  nach  dem 
Wert  40*ff. 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1881 
bis  1895  67* 

Handel,  Britisch- Indien,  För- 
derung des  —  durch  das 
Handelsmuseum  in  Kalkutta  90* 

Handelsflotten,       Am- 
sterdamer Handelsflotte  in 
ihrem    Anteil    an    der    ge- 
samten   niederländischen 
Handelsflotte  von  1898  bis 

1915  37* 
Handelsgesellschaften, 

in  der  Schweiz,  Löschungen, 
Eintragungen  und  Bestand 
von  —  im  schweizerischen 
Handelsregister     1905     bis 

1916  i53*ff- 
Handelskammern,  Italie- 
nische Auslandshandelskam- 
mern 210* 

Handelspolitik,  Frei- 
handelsvertrag zwischen 
Paraguay  und  Argentinien  199* 

Handelsregisterwesen, 
Frankreich,  Einführung  des 
Handelsregisters  381* 

Schweiz,  Eintragungen,  Lö- 
schungen und  Bestand  im 
schweizerischen  Handelsre- 
gister 1905  bis  19 16  I53*ff. 

Hanfgewebefabriken 
in  Yokohama,  Zahl,  beschäf- 
tigte Personen  und  Produk- 
tionswert am  31.  Dezember 
1914  102* 

Hawai-Inseln,  Einfuhr 
von  Chilesalpeter  19 13  bis 
VI.   1916  51* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 

bis  191 5  nach  dem  Wert        95* 

Holland,  Handel  mit  Yoko- 
hama 191 1  bis  1915  nach 
dem  Wert  95* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse  3  78* 

Holländisch-Indien, 
Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 

Honduras,  Einfuhr  und 
Ausfuhr  1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*ff. 


Chronik  und  Archivalien  des  Weltwirtschaftlichen  Archivs.     Bd.  lo.  (1917.  II.)  440'' 


Seite 
Hongkong,  Handel  mit  Yo- 
kohama 191 1  bis  19 15  nach 
dem  Wert  95* 

I. 

Indien,  Ausfuhr  von  Farb- 
stoffen (außer  Indigo)  1894/ 
95  bis   1914/15  146* 

Ausfuhr  von  Indigo  1848/49 
bis  1915/16  142* 

Farbstoffe,  Erzeugung  und 
Ver  bauch  I33*ff. 

Indigoproduktion  M^ährend  des 
Krieges  i38*ff. 

Industriekommission  und  in- 
dustrielle    Bestrebungen 
während  des  Krieges  i* 

Industriekommission,  Zu- 

sammenarbeit mit  dem  ,,In- 
dian  Committee  of  the  Im- 
perial Institute"  in  London  2* 
Indigo,  Produktion  von  na- 
türlichem Indigo  in  den 
Hauptproduktionsländern 
im  Durchschnitt  der  Jahre 
1872/1881  137* 

Dasselbe   von   1890/91 — 1903 

/04  nur  für  Indien  141* 

Indigo,  Synthetischer, 
Indiens     Einfuhr     von     — 
1909/10  bis  1914/15  134* 

Indigo-  und  Pflanzen- 
farbstoffbereitung 
in  Britisch-Indien  307* 

Indochina,  Handw^erker- 
schulen  und  Lehrwerkstät- 
ten, französische  425* 

Kolonialbahnen,  Länge  und 
Betriebseinnahmen  I9i3bis 
1916  346* 

Münzprägungen  1916  in  der 
Münze  von  Paris  396* 

Industrie,  Automobilex- 
portindustrie der  Vereinig- 
ten Staaten  1914  bis  1916      45* 

Baum woU war eninduStrie  Ruß- 
lands,   Kriegsgewinne   1915     61* 

Britisch-Indien,  Förderung  der 
Industrie  durch  das  Han- 
delsmuseum in  Kalkutta         90* 

Chile,  Landesindustrie  auf  der 
Nationalindustrieausstellung 
1916  205*ff. 

Eisenindustrie    Rußlands, 

Kriegsgewinne  im  Jahre  191 5  59* 

Großbritannien,  Förderung  der 
Maschinenindustrie      durch 


Seite 
das    Kriegsprogramm     der 
,, British    Engineers'    Asso- 
ciation" 91* 
Industrie,    Indische    Indu- 
striekommission, Zusammen- 
arbeit    mit     dem    ,,Indian 
Committee  of  the  Imperial 
Institute"  in  London  2* 

Industriekommission  und  in- 
dustrielle Bestrebungen  in 
Indien  während  des  Krieges       i* 

Kriegsindustrien  Japans  14* 

Leder  und  Schuhwarenindu- 
strie  Japans  im  Kriege  15* 

Leinenindustrie    Rußlands, 
Kriegsgewinne     im      Jahre 
1915  62* 

Äletall-     und     Textilindustrie 

Japans  im  Kriege  15* 

Munitionsindustrie  Japans  im 
Kriege  14* 

Naphthaindustrie     Rußlands, 

Kriegsgewinne  im  Jahre  191 5  63* 

Niederlande,  Beteiligung  der 
niederländischen  Industrie 
an  der  ersten   Jahrmesse         87* 

Rußland,  Kriegsgewinne  der 
Industrie  1915  57*^^' 

Textilindustrie  Yokohamas, 
Ein-  und  Ausfuhr  der  Er- 
zeugnisse 19 14  und  19 15 
nach  dem  Wert  96* 

Waffenindustrie     Japans    im 

Kriege  14* 

Yokohama,  chemische  Indu- 
strie 94* 

Yokohama,  Textilindustrie         94* 

Zuckerindustrie     Rußlands, 
Kriegsgewinne     im      Jahre 
1915  62* 

Italien,  Ausfuhr  von  Farb- 
stoffen nach  Indien  1909/10 

bis  1914/15  134* 

Auslandshandelskammern  210* 

Chilesalpeter,  monatliche 

Prejse  1915  (Genua)  53* 

Chilesalpeter,  wöchtenliche 
Preise  19 16  (Genua)  52* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  191 3 
bis  VI.   1916  51* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert        95* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse 378* 

Wasserkräfte,  Neureglung  der 
Ausnutzung  durch  Erlaß 
vom  9.  Dez.   1916  428*ff. 
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Japan,  Außenhandel,  Anteil 
der  Haupthäfen  von  191 3 
bis  19 15  nach  dem  Wert        93* 

Außenhandel    von    191 3    bis 
1915  nach  dem  Weit  93* 

Bankwesen  I58*ff, 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  1913 
bis  VI.  1916  51* 

Handelsbilanz  1898  bis  1916   403* 

Kriegsindustrie  J — s  14* 

Leder-  und  Schuh warenindu- 
strie  im  Kriege  15* 

Metall-     und     Textilindustrie 
J — s  im  Kriege  15* 

Nachrichtenagenturen  437* 

Pressewesen  43 1  *f  f . 

Prüfung  der  Ausfuhrwaren    200 *f f. 

Soziale  Interessenverbände  der 
japanischen  Presse  438* 

Staatsausgaben  und  -einnah- 
men 1886/87  bis  1915/16     409* 

Staatsschuld    1910/11    bis3i. 
X.   1916  406* 

Staatsschuldentilgung   wäh- 
rend des  Krieges  407* 

Waffen-    und    Munitionsindu- 
strie im  Kriege  14* 

Währungsreserven   während 

des  Krieges  401* 

Zeitungen   und   Zeitschriften, 

englisch- japanische  435* 

Zeitungen   und   Zeitschriften, 
politische    und    wirtschaft- 
liche 1913  und  1914  433* 
Juteindustrie      in     Bri- 

tisch-Indien  306* 

K. 

Kaffeeersatz,      Kathrei- 
ners  Malzkaffee,  Absatzver- 
hältnisse im  Ausland  376*ff. 
Kalk,  Südafrikanische  Union, 

Produktion  1912  bis  1914       56* 
Kanada,   Einfuhr  von  Chile- 
salpeter 1913  bis  VI.   1916     51* 
Einwanderung  nach  —  1913 

bis   1914  19* 

Kohlenvorräte  363*.  366* 

Kapkolonie,     Diamanten- 
produktion 1912  bis  1914       55* 
Kohlenproduktion     19 12    bis 

1914  55* 

Kupferproduktion     191 2     bis 
1914  56* 

Kapkolonie  u.  Natal, 
Handel  mit  YokohamaJi9ii 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 


Söit6 

Kartellwesen,  Südame- 
rika, Kartellierung  der  Que- 
br  acho-  Extraktf  abi'i  ken  199* 

Kartoffeln,  Chile,  Anbau- 
fläche und  Ernteertrag  191 3 
bis  1914  54* 

Kohlen,     Kapkolonie,    Pro- 
duktion 1912  bis  1914  55* 
Kohlenschätze  der  Erde  und 

ihre  Erschöpfung  359*ff. 

Natal,    Produktion    191 2    bis 

1914  55* 

Orangefreistaat,  Produktion 
1912  bis  1914  55* 

Spanien,  neugegründete  Koh- 
lenbergwerke 19 16  375* 

Transvaal,  Produktion  19 12 
bis  1914  55* 

K  r  i  e  g  ,  Amerikanische  Wert- 
papiere, Rückfluß  im  Kriege  171* 

Amsterdamer  Handelsflotte, 
Entwicklung  im  Kriege  37* 

Außenhandel  Liberias  16* 

Aus  Wanderer  verkehr,  Entwick- 
lung des   —  über  Amster- 
dam bis  1915  I7*ff. 

Börsenkurse  an  der  Pariser 
Börse  während  des  Krieges 

382  *f  f. 

Chile,  Produktionspreise  und 
Ausfuhr  von  Chilesalpeter 
im  Kriege  48*ff. 

Deutschland,  Kriegsarchiv  der 
Universitätsbibliothek  Jena  438* 

England,  Finanzen,  Voran- 
schläge und  Absclüüsse  wäh- 
rend der  Kriegsztit  70* 

England,  Kriegsfinanzen,  die 
wichtigsten  Zahlen  67*ff.  i84*f£. 

England,  Kriegssteuergesetze, 
Wirkungen  der  —  78* 

Frankreich,  Unterstützung  der 
französischen  Industrie  wäh- 
rend des  Krieges  durch  die 
Handwerkerschulen  und 
Lehrwerkstätten  in  Ostasien  425* 

Indien,  Einfluß  des  Krieges 
auf  die  Produktion  von 
natürlichem  Indigo  i38*ff. 

Japan,   Kriegsindustrien  14* 

Japan,  Leder-  und  Schuh- 
waren] ndustrie  15* 

Japan,  Metall-  und  Textil- 
industrie 15* 

Japan,  Reform-  und  Ausdeh- 
nungsbestrebungen       im 
Bankwesen  167* 
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Krieg,   Japan,    Waffen-    und 

Munitionsindustrie  14* 

Japan,  Währungsreserve  und 
Finanzen  während  des  Krie- 
ges 400  *f  f. 
Liberia,  Außenhandel  u<  Ver- 
hältnis zu  den  Vereinigten 
Staaten  während  des  Krie- 
ges i6* 

Mittelamerikanischc  Staaten, 
Einfuhr  und  Ausfuhr  im 
Jahre  1915  nach  dem  Wert     38* 

Philippinen,    Außenhandel 

1914  und  1915  44* 

Prüfung  der  Ausfuhrwaren  in 
Japan,   Erweiterung  der 
amtlichen  Prüfung  während 
des  Krieges  200  *f f. 

Rußland,  Industrie- Kriegsge- 
winne 191 5  57*ff' 

Rußland,  Industrie- Kriegsge- 
winnbesteuerung 57* 

Schweiz,    Produktionszwang 
und     Zivildienstpflicht     als 
Mittel  zur  Hebung  der  land- 
wirtschaftlichen Produktion 
während  des  Krieges  213* 

Seekriegs  Versicherungen,  Über- 
nahme von  Seiten  des  Staa- 
tes in  England  und  in  den 
Vereinigten  Staaten  wäh- 
rend des  Krieges  182* 

Spaniens  Ein-  und  Ausfuhr 
während  des  Krieges  i3o*ff. 

Suezkanal  im  Kriege  2y*ii. 

Suezkanal,  Verkehrsentwick- 
lung 1870  bis  1915. 

Diagramm  S.  33* 

Südamerikanische  Staaten, 
Einfuhr  und  Ausfuhr  im 
Jalixe  1915  nach  dem  Wert  38*ff. 

Vereinigte  Staatfen,  Arbeits- 
markt während  des  Krieges 

315*«- 
Vereinigte   Staaten,   Automo- 
bilexportindustrie 19 14  bis 
1916  45* 

Vereinigte  Staaten,  Quecksil- 
berpreise und  "Produktion 
1913/14  bis  1915/16  152* 

Versicherungswesen  in  den 
Vereinigten  Staaten,  Tätig- 
keit des  Kriegsversicherungs- 
bureaus 1915  177* 
Kreta,  Münzprägungen  für 
—  in  der  Münze  von  Paris 
von  1900  bis  1901  67* 


Seit« 
Kuba,    Einfuhr  und  Ausfuhr 
1914   und    1915   nach  dem 
Wert  40*ff. 

Kupfer,    Ausprägung  in  der 
Niederländischen       Reichs- 
münze 1840  bis   19 15  65* 
Kapkolonie,      Kupferproduk- 
tion 1912  bis  1914                    56* 
Transvaal,   Kupferproduktion 

1912  bis  1914  56* 

Kwantung-Provinz, 
Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 

L. 

Landwirtschaftliche 
Produktion   Chiles  im 
Jahre  1913/14  54* 

Lederindustrie,   Britisch 

Indien,  Lederindustrie  309* 

Quebracho  -  Extraktfabriken, 
Kartellierung  der  südame- 
rikanischen —  199* 

Liberia,     Außenhandel    im 

Kriege  i6* 

Liechtenstein,  Münz- 
prägungen für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1898 
bis  1899  67* 


M. 

Madagaskar,  Kolonial- 
bahnen, Länge  und  Be- 
triebseinnahmen 1913  bis 
1916 

Magnesit,  Südafrikanische 
Union,  Produktion  1912  bis 
1914 

Malaiische  (Föderierte) 
Staaten,  Rohgummi- 
produktion 1914  bis  1916 

Marokko,     Geldwesen 
Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1881 
bis  1914 
Münzprägungen    1916   in   der 
Münze  von  Paris 


Maschinenfabriken  in 
Yokohama,  Zahl,  beschäf- 
tigte Personen  und  Produk- 
tionswert am  31.  Dezember 
1914 

Mauritius,  Einfuhr  von 
Chilesalpeter  191 3  bis  Juni 
1916 


346* 

56* 

56* 
176* 

67* 
396* 


51* 
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Messen,    Frankreich,   zweite 
Mustermesse  in  Lyon   vom 
i8.  bis  31.  März  1917  212* 

Niederlande,  Erste  Jahrmesse     87* 
Metalle     und     Metall- 
waren,     Spanien,    Aus- 
fuhr von  —  1910  bis  1915   132* 
Metallurgische   Indu- 
strie,     Spanien,    neuge- 
gründete    Gesellschaften 
1916  374* 

Mexiko,  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr 1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*ff. 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  19 13 

bis   Juni  1916  51* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert        95* 
Mitteleuropa,       Wasser- 
straßen Karte  S.  260* /261* 
Mitteleuropäiische 

Schlafwagen-  und 
Speisewagengesell- 
Schaft,     Gründung  379* 

Münzwesen,   Münzprägun- 
gen der  Münze  von  Paris  für : 
Äthiopien  von  1894  bis  191 3    67* 
Bolivien  von  1883  bis  1909      67* 
Brasilien  von  1901  bis   1902     67* 
Bulgarien  i.  J.   1902  67* 

Chile  von  1894  bis  1897  67* 

Dominika  von  1888  bis  1891  67* 
Frankreich  von  1880  bis  1914  67* 
Griechenland  von  1882  bis  1914  67* 
Guatemala  von  1893  bis  1895  67* 
Haiti  von  1881  bis  1895  67* 

Kreta  von  1900  bis  1901  67* 

Liechtenstein  von  1898  bis  1899  67* 
Marokko  von  1881  bis  1914  67* 
Monako  von  1882  bis  1904  67* 
Montenegro  i.   J.   1909  67* 

Portugal  von  1891  bis  1892  67* 
Rußland  von  1896  bis  1899  67* 
die  Schweiz  i.  J.   1894  67* 

Siam   i.   J.   1909  67* 

Venezuela  von  1893  bis  1913  67* 
Niederländische  Reichsmünze, 

Prägungen  1840  bis  1915        64* 
Pariser  Münze,   Prägung  von 
französischen,  kolonialen  u. 
ausländischen  Münzen  19 10 
bis  1916  395* 

N. 
Nahrungsmittel,      Spa- 
nien, Ausfuhr  von  —  191  o 
bis  1915  132* 


Seite 

Nahrungsmittel,  Spa- 
nien, Einfuhr  von  —  1910 
bis  1915  131* 

Nahrungsmittelfabri- 
ken, in  Yokohama,  Zahl, 
beschäftigte  Personen  und 
Produktionswert  am  3 1 .  De- 
zember 1914  102* 

N  a  t  a  1 ,     Kohlenproduktion 

1912  bis  1914  55* 

Natal  und  Kapkolo- 
nie, Handel  mit  Yoko- 
hama 19H  bis  1915  nach 
dem  Wert  95* 

Neu-Kaledonien,  Ko- 
lonialbahnen, Länge  und 
Betriebseinnahmen  19 13  bis 
1916  346* 

Nicaragua,  Einfuhr  und 
Ausfuhr  19 14  und  19 15  nach 
dem  Wert  40*ff. 

Niederlande,  Amster- 
damer Handelsflotte,  Anteil 
an  der  gesamten  niederlän- 
dischen Handelsflotte  von 
1898  bis   1915  37* 

Außenhandel   nach   und   von 

Finnland  i8go  bis  1914         357* 
Einfuhr  von  Chilesalpeter  19 13 

bis  Juni  1916  51* 

Fernsprech-  und  Telegraphen- 
verkehr 191 1  bis   1915        I28*ff. 
Jahrmesse,    Erste   Niederlän- 

aische  87* 

Münzprägungen  in  der  Nieder- 
ländischen   Reichsmünze 
1840  bis   1915  64* 

Neederlandsche  Handels-Maat- 
schappij  zu  Amsterdam  im 
Jahre  1915  157* 

Postverkehr  1911  bis  1915        127* 

Niederländisch-In- 
dien,   Zuckerausfuhri9i4 
und  1915  157* 

Nicke],  Ausprägung  in  der 
Niederländischen  Reichs- 
münze 1840  bis   19 15  64* 

Norwegen,  Handel  mit 
Yokohama  191 1  bis  19 15 
nach  dem  Wert  95* 

Silbermünzenverkehr  mit 

Schweden    und    Dänemark 
1911  bis  1915  175* 


Ölindustrie 
Indien 


in    Britisch- 


308^ 
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Österreich-Ungarn,  An- 
teil   am    Außenhandel    der 
Balkanstaaten  259* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 

bis  191 5  nach  dem  Wert        95* 
Kanalprojekte  im  Parlament 

1901  2l8* 

Kathrciners    Malzkaffee,    Ab- 
satzverhältnisse in  —  376* 
Österreich,     Binnensclüff- 
fahrt,  Bestrebungen  zurHer- 
stellung    von     Großschiff- 
fahrtswegen                            271  *f  f. 
Kohlen  Vorräte                   363*,  368* 
Olivenöl,       Preissteigerung 

in  Tunis   191 1  bis  1916  370* 

Oranjefreistaat,  Dia- 
mantenproduktion 191 2  bis 

1914  55* 

Kohlenproduktion     1912     bis 

1014  55* 

P. 

Panama,  Einf ulir  und  Aus- 
fuhr 1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*ff. 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  1913 
bis   Juni  191 6  51* 

Papierindustrie  in  Bri- 

tisch-Indien  310* 

Paraguay,  Einfuhr  und 
Ausfuhr  1914  und  1915 
nacli  dem  Wert  40*ff. 

Freihandelsvertrag  mit  Argen- 
tinien 199* 
Kartellierung  der  Quebracho- 
Extraktfabriken  199* 

Patente,     Schutz  in  China       83* 

Personenverkehr       auf 

der  Donau  234* 

Peru,  Einfuhr  und  Ausfuhr 
1914  und  1915  nach  dem 
Wert  40*ff. 

Einfuhr  von  Chilesalpeteri9i3 

bis   Juni  1916  51* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert         95* 

Petroleumiiadustrie  in 

Britisch- Indien  312* 

Pressewesen  in  Japan,  Ent- 
wicklung des  —  und  Bestim- 
mungen des  Pressegesetzes 
von  1868  432* 

Philippinen,     Außenhan- 
del im   Jahxe  19 15  44* 
Handel  mit    Yokohama  191 1 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 


Seite 

95* 

67* 
127* 

84* 


Portugal,  Handel  mit  Yoko- 
hama   191 1    bis  1915  nach 
dem  Wert 
Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1891 
bis   1892 

Postwesen,  Niederlande, 
Postverkehr  191 1  bis  19 15 

Preußen,  Auslandsstudien, 
Förderung  der  —  in  Preu- 
ßen 

Q. 

Quecksilber,  Preise  und 
Produktion  in  den  Verein. 
Staaten  1913/14  bis  1915/16  152* 

R. 

R  a  n  g  o  o  n  ,  Ausfuhr  von  in- 
dischen Produkten  nach 
fremden  Ländern  1912/13 
bis  1915/16  351* 

Ausfuhr  von  Produkten  Bir- 
mas  nach  Indien  1911/12 
bis  1915/16  352* 

Einfuhr  aus  fremden  Ländern 

1912/13  bis   1915/16  353* 

Einfuhr  aus  Indien  1911/12 
bis  1915/16  355* 

Regens  bürg,      Bedeutung 

als  Donauhafen  231* 

Reisindustrie      in     Bri- 

tisch-Indien  3^7* 

R  6  u  n  i  o  n  ,  Kolonialbahnen, 
Länge  und  Betriebseinnah- 
men 1913  bis  1916  346* 

Roggen,  Spaniens  Roggen- 
ernte 1916  48* 

Rohgummi,      Malaiische 
(Föderierte)    Staaten,    Pro- 
duktion 1914  bis  1916  56* 

Rumänien,       Außenhandel 
191 2,    Anteil    der    Zentral- 
mächte und  des  Balkans       259* 
Englisch-rumänische  Handels- 
kammer in  London  442* 

Russisch-Asien,  Handel 
mit  Yokohama  191 1  bis 
19 15  nach  dem  Wert  95* 

Rußland,     Außenhandel 
nach     und     von     Finnland 
1890  bis  1914  357* 

Baumwollwarenindustrie, 
Kriegsgfcwinne     im      Jahre 
1915  61* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  191 3 
bis  Juni  1916  51* 
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Rußland,        Eisenindustrie, 

Kriegsgewinne  im  Jahre  1915    59* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis   1915  nach  dem  Wert        95* 

Industrie,  Kriegsgewinne  der 
—  im   Jahre  1915  57*if 

Industrie,    Kriegsgewinnbe- 
steuerung    der     russischen 
Industrie  57* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse 377* 

Kohlenvorräte  363*,  368* 

Leinenindustrie,  Kriegsgewinne 
im  Jahre  1915  62* 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1896 
bis  1899  67* 

Naphthaindustrie,  Kriegsge- 
winne im  Jahre  191 5  63* 

Zuckerindustrie,  Kriegsgewinne 
im  Jahre  1915  62* 


Salvador,     Einfuhr   und 
Ausfuhr     1914     und     1915 
nach  dem  Wert  40*ff. 

Schiffahrt,  Binnenschiff- 
fahrt, Bestrebungen  zurHer- 
stellung  von  Großschiff- 
fahrtswegen  in  Deutschland 
und  Österreich  268*ff. 

Chile,  Schiffahrtsgesetz  vom 
Januar  1917  304* 

Donauhandelsflotte  vor  dem 
Kriege,  nach  Unternehmun- 
gen 221* 

Donaukommission,  Europä- 
ische, Tätigkeit  zur  Schiff- 
barmachung  des  Donau- 
deltas 245  *f  f. 

Donau,  Schiffahrtsgesellschaf- 
ten 228* 

Schleppverkehr  auf  der  Donau  229* 

Schweden,  Schiffahrtseinnah- 
men 1915  340* 

Spanien,  neugegründete  Ge- 
sellschaften 1916  375* 
Schiffsfrachten,  Heim- 
frachten nach  Großbritan- 
nien 1913,  1915,  1916  123* 
Schiffsverkehr,  Deutsch- 
land, Bestimmungen  über 
die  Sicherheit  der  deutschen 
Schiffahrt                               I23*ff. 

Großbritannien,  Ausgang  von 
beladenen  Schiffen  1915  u. 
1916  Diagramm  S.  323* 


Seite 
Schiffsverkehr,  Groß- 
britannien, Eingang  be- 
ladener  britischer  Schiffe 
aus  den  einzelnen  fremden 
Ländern  1915  und  1916     ii7*ff. 

Großbritannien,  Gesamtein- 
gang aus  den  einzelnen 
fremden  Ländern  1915  und 
1916  115* 

Großbritannien,  gesamter  ein- 
und  ausgehender  Schiffs- 
verkehr 1915  und  1916. 

Diagramm  S.  336* 

Großbritannien,  Schiffsverkehr 

1915  und  1916       io8*ff.,   320*ff. 
Großbritannien,       Schiffsver- 
kehr   mit    den    Vereinigten 
Staaten  1915  und  1916         121* 

Welthandelsflotte     191 3    und 

1916  114* 
Schweden,  Abkommen  mit 

Frankreich  über  den  wech- 
selseitigen Schutz  von  Fa- 
brikmarken, Patenten  und 
Urheberrechten  in  China 
vom  9.  Februar  19 17  83* 

Außenhandel  nach  und  von 
Finnland  1890  bis  1914         357* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  19 13 
bis   Juni  1916  51* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  19 15  nach  dem  Wert        95* 

Handelsbilanz  19 15  340* 

Kathreiners  Malzkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse 377* 

Schiffahrtseinnahmen  1915        340* 

Silbermünzen  verkehr  mit  Nor- 
wegen und  Dänemark  191 1 
bis  1915  175* 

Schweiz,    Kathreiners  Malz- 
kaffee, Absatz  Verhältnisse     377* 

Bundesbahnen  1903  bis  1916  342* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert        95* 

Münzprägungen  für  die  —  in 
der  Münze  von  Paris  i.J.1894     67* 

Produktionszwang  und  Zivil- 
dienstpflicht als  Mittel  zur 
Hebung  der  landwirtschaft- 
lichen Produktion  213* 

Transportamt,  das  schweize- 
rische —  80* 

Unternehmungäformen,  Ent- 
wicklung der  153* 

Vereinswesen,  Internationaler 
Verein  zum  Schutze  des 
Privateigentums  439* 
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Serbien,  Außenhandel  191 1, 
Anteil    der    Zentralmä,ch.te 
und  des  Balkans  259* 

Münzprägungen    1916   in   der 
Münze  von  Paris  396* 

S  i  a  m  ,  Handel  mit  Yokohama 
191 1  bis  1915  nach  dem 
Wert  95* 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  i.  J.  1909         67* 
Silber,     Ausprägung  in   der 
Niederländischen      Reichs- 
münze 1840  bis  191 5  64* 
Somali  küste,       Kolonial- 
bahnen,    Länge    und    Be- 
triebseinnahmen   191 3    bis 
1916                                           346* 
Spanien,   Aktiengesellschaf- 
ten, Neugründungen  1916  371  *ff. 

Ausfuhr  von  Farbstoffen  nach 
Indien  1909/10  bis  1914/15  134* 

Ausfuhr  von  19 10  bis  1915  (in 

1000  Pesetas)  132* 

Bürgerrecht,    Ervvrerbung   des 
—  durch  Ausländer  82* 

Chilesalpeter,        wöchentliche 
Preise  1916  (Valencia)  52* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  191 3 

bis   Juni  1916  51* 

Einfuhr  von  1910  bis  19 15  (in 

1000  Pesetas)  131* 

Gerstenernte  19 16  48* 

Haferernte  1916  48* 

Handel  mit    Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert        95* 

Roggenernte  19 16  48* 

Weizenproduktion  1916  47* 

Wirtschaftliche  Zeitschriften       87* 
Staatspapiere,         Kurs- 
stand der  wichtigsten  Staats- 
papiere an  der  Pariser  Börse 
während  des  Krieges  384* 

Steuern,  Englands  Kriegs- 
steuergesetze, Wirkungen        78* 

Kriegsgewinnbesteuerung  der 
russischen  Industrie  57* 

SüdafrikanischeUnion, 
Asbestproduktion    1912  bis 
1914  56* 

Bleiproduktion  1912  bis  1914    56* 

Einfuhr  von  Chilesalpeter  191 3 
bis   Juni  1916  51* 

Feuersteinproduktion  1912  bis 

1914  56* 

Graphitproduktion    191 2    bis 
1914  56* 

Kalkproduktion  1912  bis  1914     56* 


Seite 
SüdafrikanischeUnion, 
Magnesitproduktion  191 2  bis 
1914  56* 

Zinnproduktion  191 2  bis  19 14  56* 
Suezkanal,      Der     —     im 

Kriege  27*ff. 

Entwicklung   des    — Verkehrs 
1870  bis  1915     Diagramm  S.  33* 


Transportwesen,  Schwei- 
zerisches Transportamt  80* 

Transvaal,  Diamantenpro- 
duktion 1912  bis  1914  55* 
Kohlenproduktion     19 12    bis 

1914  55* 

Kupfer  Produktion  19 12  bis 
1914  56* 

Trusts,  Vereinigte  Staaten, 
Trustpolitik  unter  der  Präsi- 
dentschaft Wilsons  4i2*ff. 

Tunis,    Münzprägungen  19 16 

in  der  Münze  von  Paris        396* 
Olivenöl,  Preissteigerung  191 1 
bis  1916  370* 

Türkei,  Außenhandel,  Anteil 
der  Zentralmächte  und  des 
Balkans  (Schätzung)  259* 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  1915  nach  dem  Wert         95* 

U. 

Ulm     a.    D.,    Bedeutung    als 

Donauhafen  232* 

Ungarn,    Abgaben  vom  Do- 
nauverkehr 249* 
Industrie  unter  dem  Einfluß 

des  Krieges  423* 

Schiffbare     Wasserstraßen, 

Länge  der  — im  Jahre  1913  276* 

Urheberrechte,     Schutz 

in  China  83* 

Uruguay,  Einfuhr  und  Aus- 
fuhr 1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*ff. 

V. 

Venezuela,  Einfuhr  und 
Ausfuhr  1914  und  1915  nach 
dem  Wert  40*j[f. 

Münzprägungen  für  —  in  der 
Münze  von  Paris  von  1893 
bis  1913  67* 

Vereinigte  Staaten, 
Arbeitsmarkt  während  des 
Krieges  3^5*^- 
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Vereinigte  Staaten,  Aus- 
fuhr nach  den  Mittel-  und 
Südamerikanischen  Staaten 
1914  und  1915  nach  dem 
Wert  41* 

Automobilexportindustiie 

1914  bis  1916  45* 
Chilesalpeter,    monatl.    Preise 

1915  (New  York)  53* 
Chilesalpeter,  wöchentl.  Preise 

1916  (New  York)  52* 
Einfuhr  aus  den  Mittel-  und 

Südamerikanischen  Staaten 
1914  und  1915  nach  dem 
Wert  41* 

Einfuhr  von  Chilesalpeteri9i3 
bis  Juni  1916  51* 

Einwanderung  von  Juden  in 
die  —  I9*ff. 

Handel  mit  Yokohama  191 1 
bis  191 5  nach  dem  Wert        95* 

Japans  Währungsreserven  in 
den  —  404* 

Kathreiners  Maizkaffee,  Ab- 
satzverhältnisse 378* 

Kohlenvorräte  363*,  366* 

Quecksilberpreise  und  -Pro- 
duktion 1913/14  bis  1915/16  152* 

Schiffsverkehr  mit  Großbri- 
tannien 1915  und  1916  121* 

Seeversicherung,  einschl.  See- 
kriegsveräicherung  1915  177* 

Seeversicherungsgesellschaften, 
Geschäftsergebnisse  1915   i78*ff. 

Trustpolitik  unter  der  Präsi- 
dentschaft Wilsons  4i2*ff. 

Versicherungswesen,  staat- 
liches Seeversicherungsinsti- 
tut, Gründung  und  Tätig- 
keit 182* 

Wertpapiere,      Rückfluß     im 

Kriege  171* 

Vereins  wesen,  Internatio- 
nale   Vereine    und    Gesell- 
schaften,  Neugründungen      439* 
Verkehrswesen,   Donau- 
straße, Die  215* 

Schweiz,  Bundesbahnen  1903 
bis  1916  342* 

Versicherungs  wesen, 
Australischer  Bund,  Alters- 
und    Invaliden  Versicherung  397* 

Vereinigte  Staaten,  Seever- 
sicherung einschl.  Seekriegs- 
versicherung 1915  177* 

Vereinigte    Staaten,     Seever- 


Selte 

Sicherungsgesellschaften,  Ge- 
schäftsergebnisäe  191 5         178  ♦ff. 
Viehbestand      Chiles     im 

Jahre  1913/14  54* 


W. 


der 


Warenverkehr     auf 
Donau 

Wasserkräfte,      Italien, 
Ausnutzung     der     Wasser- 
kräfte nach  dem  Erlaß  vom 
9.  Dezember  1916 

Webereien  in  Yokohama, 
Zahl,  beschäftigte  Personen 
und  Produktionswert  am 
31.  Dezember  1914 

Weizen,    Chile,  Anbaufläche 
und  Ernteertrag  1913/14 
Spaniens      Weizenproduktion 
1916 

Werkzeugfabriken  in 
Yokohama,  Zahl,  beschäf- 
tigte Personen  und  Produk- 
tionswert am  31.  Dezember 
1914 

Y. 

Yokohama,  Ein-  und  Aus- 
fuhr 1914  und  1915  nach 
hauptsächlichsten  Artikeln 
der  einzelnen  Industrien 
nach  dem  Wert 

Fabriken,  Zahl,  beschäftigte 
Personen  und  Produktions- 
wert am  31.  Dezember  1914 

Gesellschaften  nach  dem  Kapi- 
talbetrag am  31.  Dezember 
1914 

Handel  mit  den  verschiedenen 
Ländern  191 1  bis  1915  nach 
dem  Wert 


Zeitschriftenwesen, 
Spaniens      wirtschaftliche 
Zeitschriften 

Zeitungswesen,  Finn- 
land, Zahl  und  Sprache  der 
in  Finnland  erscheinenden 
Zeitungen  und  Zeitschriften 
1866  bis  1914 

Zinn,  Südafrikanische  Union, 
Produktion  1912  bis  1914 

Zucker,  Niederländisch-In- 
dien,     Ausfuhr     19 14     und 

1915 
Zuckerfabrikation     in 
BrJtisch-Indien 


233* 
428* 

102* 
54* 

47* 

102* 

96* 
102* 

98* 

95» 

87* 

204* 
56* 

157* 
311* 
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